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Saus der Abgeordneten. 
10. Legislatur-Periode. 
III. Seſſion 1869. 


— A 


Wir Wilhelm, von Gotted Gnaden König von 
Preußen ꝛc., 


ermäcdhtigen hierdurch Unjere Minifter der ausmärtigen Angelegenbeiten, für 
Handel, Gewerbe und öffentlihe Arbeiten und für die landwirthichaftlichen 
Angelegenheiten den beiden Häujern des Landtags der Monardie in Unſerem 


Namen die beiliegende Uebereinfunft über gemeinjame Beftimmungen für die — 


Fijcherei im Rhein von Bajel an abwärts, fowie in feinen Zufläffen und 

Abflüffen bis in das offene Meer vom 27. November d. Js. mit der zuge 

börigen Dentichrift zur verfaffungsmäßigen Beichlupfaffung vorzulegen. 
Gegeben Berlin, den 27. Dezember 1869. 


Wilhelm. 


Für den Minifter der auswärtigen 
Ungelegenbeiten. 


Graf Eulenburg. Itzenplitz. v. Seldow. 


Allerhöchſte Ermächtigung. 
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Uebereinkunft 


über 


gemeinfame Beftimmungen für die Fijcherei im 
Rheine von Bajel an abwärts, ſowie in feinen 
Zuflüffen und feinen Abflüſſen bis in das 
offene Meer. 


Un die wertbrollen Fiſcharten im Rheine von Bafel an abwärts, ſowie in 
feinen Zuflüffen und feinen Abflüffen bis in das offene Meer zu erhalten und 
zu vermehren, haben die Regierungen von Preußen, Baden, Bayern, Franf- 
reih, Helfen und den Niederlanden beihloffen, gemeinfame Beftimmungen 
über die Fijcherei in den bezeichneten Gewäfjern zu vereinbaren und zu dieſem 
Zwede zu Bevollmädtigten ernannt: 


Seine Majeftät der Rönig von Preußen: 

Alerhböhft Ihren Geheimen Dber- Regierungs-Rath im Mini« 
fterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, Carl Herzog; 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Badrn: 
Allerhöchſt Ihren Geheimratb im Handelsminifterium, Dr. Ru» 
dolph Diep; 

Seine Majeftät der König von Bayern: 

Allerböhft Ihren Staatsratd Wilhelm Weber; 

Seine Majeftät der Raifer der Franzofen: 

Allerhöhft Ihren Konjul und Rheinſchifffahrts-Kommiſſair, 
Arthur Maria Joſeph v. Zeltner; 

Seine Königliche Sobeit der Großberjog von Seffen: 
Alerböhft Ihren Provinzial» Direftor und Geheimrath Earl 
Schmitt; 

Seine Majeftät der König der Niederlande: 

Dr. Heinrih van Beeck-Vollenhoven, Mitglied der erften 
Kammer ber General» Staaten und Präfident bes Kollegiums 
ber Meerfiicherei; 
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zwiſchen melden, nad Borlage ihrer in geböriger Form befundenen Boll« 
machten, folgende Uebereinfunft, unter Vorbehalt der Ratififation, abgeidhloffen 
worben ift. 


Artikel 1, 


Beim Filhfange im Rheine von Balel an abwärts, feinen Zuflüffen 
und feinen Abflüffen bis in das offene Meer ift verboten: 

Jede ftändige Borrihtung (Fiſchwehr, Fach, Zalmfteel) und jede An- 
wendung feftftebender Netze (Sperrnepe), welche auf mehr ala der Hälfte der 
Breite des Mafferlaufes bei gemöhnlihem niedrigen Waflerftande im rechten 
Winkel vom Ufer aus gemeffen, den Zug ber Fiſche veriperrt. 

Die Entfernung zwiichen ben einzelnen Pfählen, melde die zum Salmen- 
fang beftimmten Fiſchwehre (Bade, Zalmfteefen) bilden, ſowie zwiſchen den 
Duerverbindungen diefer Pfähle muß mindeftens 10 Gentimeter im Lichten 
betragen. 

Mebrere foldye ftändige Vorrichtungen, ſowie mehrere feftftehende Nepe 
dürfen gleichzeitig auf derſelben Uferjeite oder auf der entgegengelepten Ufer 
feite nur in einer Entfernung von einander angebracht fein, melde minde— 
ftens das Doppelte der Ausdehnung der größeren Vorrichtung beträgt. 


Artikel 2. 


Fanggerätbe jeder Art und Benennung dürfen nicht angewendet werden, 
wenn die Deffnungen in naffem Zuftande in Höhe und Breite nicht wenigitens 
folgende Weiten haben: 

a, beim Salmenfange: 
Geflechte (Körbe, Neufen), Treibnege, fowie die Seitentbeile 
(Flügel) der Zegens (großen Zugnepe) und Auifen (Bügel 
reufen): 6 Gentimeter, dad Innere der Zegens und Fuifen: 
4 Gentimeter; 
b. beim Fange anderer großer Fiſcharten: 3 Gentimeter; 
e. beim Fange Meiner Fiſcharten: 1%, Gentimeter, 
Geräthe zum Fange ber Köderfiiche unterliegen dieſen Be— 
ichränfungen nicht. 
Bei der Kontrole der Geflehte und Nepe ift eine Abs 
weihung um ein Zehntheil nicht zu beanftanden. 


Artikel 3, 

Eine für Zegens eingerichtete Fiſcherei darf nicht mehr als zwei Netze 
zugleich fiſchend im Waſſer haben. 

Ein Zegen mit beiden Flügeln an einem Ufer aufgezogen, wird nicht 
als fiſchend betrachtet. 

Zreibnepe und Zegens bürfen nicht derart ausgejept und befeftigt werben, 
daß fie feftliegen oder hangen bleiben. 

In Gewäfjern, in weldhen Ebbe und Fluth ftattfindet, ift das Fiſchen 
mit Treibnegen und Zegens nur bei ftilem oder abfließendem Waffer erlaubt. 
Zur Fluthzeit dürfen Treibnepe und Zegens nicht im Waſſer bleiben. 

Das Fiſchen mit Zegens muß täglich innerhalb vierundzwanzig Stunden 
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wenigftens acht Stunden eingeftelt werden, auch da, mo die Fluth Fürzere 
Zeit als vier Stunden dauert oder gar nicht ftattfindet. 

Die nähere Beftimmung über die Stunden dieſer Einftellung wirb von 
ben zuftändigen Landesbehörden getroffen werben, 


Artikel 4. 


Mittel zur Betäubung der Fiſche, ſowie die Anwendung von Fallen mit 
Shlagfedern, von Gabeln, Schießwaffen, Sprengpatronen, Stangen und an 
deren Mitteln zur Verwundung der Fiſche, find verboten. 

Die Geftattung von Ausnahmen für Anwendung von Gabeln und 
Schießwaffen bleibt der zuftindigen Landesbehörde vorbehalten. 

Der Gebrauch von Angeln ift geftattet. 

Die vertragihliependen Regierungen werden auf die Bejeitigung der 
vorhandenen, mit Mühlen oder fonftigen Wafferwerfen verbundenen, fogenanns 
ten Selbftfänge für Fiſche thunlichſt Bedacht nehmen. 

Die Anlegung neuer derartiger Selbftfänge ift verboten. 


Artifel 5. 


Die nahbenannten Filharten dürfen weder feilgebeten, noch verfauft 
werben, wenn bie File, vom Auge bis zur Weiche der Schwanzfloffe gemei- 
fen, nicht wenigftens folgende Länge haben: 


Salmen (Lachſe) . - en 000. 35 Gentimeter, 
Ladöforellen, Ritter, Raise 202020. 0.20 Gentimeter, 
Bahforelen . . . - . 2... 15 Gentimeter. 


Der Landesgefepgebung bleibt — anſtatt der vorbezeichneten 
Maaße, denſelben entſprechende Minimal-Gewichte vorzuſchreiben. 

Werden Fiſche, melde dieſes Maaß beziehungsweiſe Gewicht nicht ber 
figen, gefangen, jo find diefelben fofort wieder in das Waffer zu fepen. 


Artikel 6. 


Zum Zwede der Vermehrung der Salmen (Lade) findet aljährlih eine 
Ginftellung des Fanges derſelben ftatt: 

1. mit Zegens in ber Zeit vom erften September bis erften 
Januar; 
2. mit anderen Fanggerätben: 

a. in den Gewäſſern des Rheines und feinen Zuflüffen vom 
Meere an aufwärts bis zu den Grenzen, welche bas Groß—⸗ 
berzogtbum Heffen vom Großherzogthbum Baden und bem 
Königreihe Bayern jcheiden, vom erften September bis 
funfzehnten November; 

b. in den Gewäflern des Rheines und jeinen Zuflüffen auf— 
wärts von ben bezeichneten Grenzen an, vom funfzehnten 
Dftober bis erften Januar. 

In der Zeit vom 1. September bis 1. Januar ift verboten, zur Kort« 
pflanzung geeignete Rheinſalmen feilzubieten, zu verkaufen oder zu trand« 
portiren. 

Innerbalb der Schonungszeiren fünnen jedoch die zuftändigen Landes- 
bebörben den Fang der Salmen für Anftalten zur fünftlihen Zucht in den 


fontrahirenden Staaten zum Zwede der Befruchtung geftatten. Dieſe Fiſche 
fönnen nah Benupung zur Befruchtung unter geeigneten Kontrolmaßregeln 
feilgeboten, verfauft und trandportirt werden. 


Artikel 7. 


Vom 20. Dftober bis 20. Januar ift der Fang, das Feilbieten und 
der Berkauf der Lachsforellen, der Ritter» und der Bachforellen verboten. 

Werden in diefer Zeit Fiſche ſolcher Arten zufällig gefangen, ſo find fie 
fofort wieder in das Waſſer zu jepen. 

Zum Zwecke künſtlicher Fiſchzucht darf für den Fang dieſer Fiſcharten 
während der Schonzeit von der zuftändigen Landesbehörde Erlaubnif ertbeilt 
werben. 


Artikel 8. 

Es iſt v.rboten, im Fiſchwaſſer Fabrikabgänge eder andere Stoffe von 
folder Beſchaffenheit und im ſolchen Mengen einzumwerfen, einzuleiten ober 
einfließen zu lafjen, daß dadurch die Fiſche beihädigt werden fünnen. 

Bei überwiegendem Intereſſe der Landwirthſchaft oder der Induſtrie 
fann das Ginwerfen und Einleiten folder Stoffe in Kıldwafjer unter An« 
erdnung der geeigneten Maafregeln, welde den möglichen Schaden für Fiſche 
auf das thunlich Meinfte Maaß bejchränfen, von der zuftändigen Yandesbehörde 
geftattet werden. 

Ob und im wie weit die obigen Vorſchriften auf bie bereits beftchenden 
Ableitungen aus landwirtbihaftlihen oder aus gewerblichen Anlagen Anwen- 
dung finden follen, wird gleichfalls von der zuftändigen Landesbehörde beftimmt 
werden. 


Artikel 9. 

Die Uferftanten, welche Gewäſſer befigen, deren Beihaffenbeit und 
fenftige Verbältniffe dem Laien der Salmen und der Entwidelung der 
jungen Fiſche günftig find, werden dafür Sorge tragen, daß jährlid durch 
fünftlihe Ausbrütung befruchteter Salmeneier und durch das Ausſetzen der 
jungen Fiſche in die geeigneten Waflerftellen des Rheines und feiner Zuflüfje 
die Zahl der Salmen in diefem Stromgebiet vermehrt wird. 

Ebenjo werden fie darauf Bedadt nehmen, daß am geeigneten Orten 
Steigen (Leitern) errichtet werben, melde das Auffteigen der Salmen und 
Forellen erleichtern. 


Artikel 10. 


Seder der fontrahirenden Staaten verpflidter fi, die zum Vollzuge 
diejer Uebereinfunft erforberlihen Vorſchriften zu erlaffen und deren Ueber— 
tretungen mit angemefjenen Strafen zu bedrohen, auch das zur Handhabung 
diejer Vorſchriften erforderlihe Auffichteperfonal zu beftellen. 

Durd gegenwärtige Mebereinfunft wird die Befugniß der einzelnen 
Staaten nit ausgeſchloſſen, für ihre Hobeitsgebiete ftrengere Beſtimmungen 
zum Schutze der Fiſche zu treffen. 
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Artikel 11. 


Feder ber fontrahirenden Staaten ernennt für fein Hoheitsgebiet einen 
Fiſcherei⸗Beoollmächtigten. 

Die Fiſcherei Bevollmächtigten theilen ſich die von ihren Regierungen 
getroffenen Anordnungen über das Fiſchereiweſen im Rheine und ſeinen in 
ihren Gebieten liegenden Zuflüſſen, beziehungsweiſe ſeinen Abflüſſen in das 
offene Meer, und jährlich Nachweiſungen über den Ertrag des Salmenfanges, 
ſowie über die in das freie Waſſer geſetzten, künſtlich auegebrüteten jungen 
Salmen zur Kenntnißnahme gegenſeitig mit und ſuchen im Korreſpondenz⸗ 
Wege oder bei zeitweiligem Zuſammentritte die gemeinſamen Intereſſen der 
Fiſcherei im Rheine und den zugehörigen Gewäſſern zu befördern. 


Artifel 12, 

Die vertragfchließenden Regierungen werden nad einem zu vereinbaren» 
den Plane Unterfuhungen und Beobachtungen über die Lebensweiſe der Filche, 
insbejondere der Salmenarten, vornehmen laffen und die Ergebniffe fi ge 
genfeitig mittheilen. 


Artifel 13. 


Diele Uebereinfunft tritt mit dem 1. Zuli 1870 in Wirkſamkeit, bleibt 
von diefem Tage an zehn Sahre lang in Kraft und, wenn fie nicht zwölf 
Monate vor diefem- Zeitpunfte von einem der fontrahirenden Theile gefündigt 
worden ift, weiter von Jahr zu Jahr bis zum Ablaufe eines Jahres von dem 
Tage an gerechnet, an welchem der eine ober ber andere der Fontrahirenden 
Theile die Kündigung erflärt hat. 


Artifel 14. 

Die Badiſche Regierung übernimmt ed, mit der Schweiz einen auf ben 
Grundjägen der gegenwärtigen Webereinfunft beruhenden Bertrag für den 
Rhein und feine Inflüffe von Bajel an aufwärts mit gleihem Bollzugster- 
mine abzufhließen und wirb das Ergebniß ihrer Unterhandlungen den Mit- 
fontrahenten noch vor dem zur Ratififation des gegenwärtigen Vertrages be» 
ftimmten Termine mittheilen. 


Artifel 15. 

Denjenigen Regierungen, welche bei der Rheinihifffahrts » Konvention 
von 1831 reſp. 1868 nicht betheiligt find, in deren Gebiet aber Zuflüffe des 
Rheines ſich befinden, bleibt der Beitritt zu gegenmwärtiger Webereinfunft vor« 
behalten. 


Artikel 16, 
Diefe Uebereinkunft ſoll ratifizirt und es follen die Ratififationsurtunden 
am 1. Mai 1870 oder, wenn möglich, früber zu Mannheim ausgewechſelt 
werben. 


8 
Zu Urkund deffen haben die Bevollmächtigten die Webereinfunft unter 
zeichnet und ihre Siegel beigebrüdt. 
So geihehen zu Mannheim, den 27. November 1869. 


ge. Serzog. Diet. Weber. U. de Zeltuer. Schmitt. 
(L.S) (LS) (LS) (L. S.) (L. S,) 


vÄan Bee: Vollenboven. 
(L. S.) 


Beglaubigt: 
(L. S.) 


Der Minifter der auswärtigen Der Minifter für Handel, 
Angelegenheiten. Gewerbe und öffentlihe Arbeiten. 


In Vertretung: Itzenplitz. 
Graf Eulenburg. 


Ber Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 
v. Selchow. 
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Denfichrift, 


betreffend 


die Uebereinkunft über gemeinfame Beſtimmun— 
gen für die Filcherei im Rheine 2c. 


Au Anregung der Großherzoglich Badenſchen Regierung find im Laufe bes 
verfloffenen Sommers Berolmädtigte der Regierungen von Baden, Bayern, 
Frankreich, Heflen, der Niederlande und Preußen zuſammen getreien, um ges 
meinſame Beftimmungen über die Fiiherei im Rheine von Bajel abwärte, 
feinen Zuflüffen und jeinen Abflüffen bis ins offene Meer zu vereinbaren, 

Das Ergebniß diejer Unterbandlungen ift die zu Mannheim am 27. No- 
vember d. 3. unter Vorbehalt der Ratififation abgeihloffene Uebereinkunft. 

Seit Jahren ift es bemerkbar geworden, daß ber Rhein und feine Neben» 
gewäffer an werthoollen Fiſchen mehr unb mehr verarmen; dieſe Erjcheinung 
wird mit Richt auf eine Mehrzahl zujammenwirkender Umftände zurüdge- 
führt, die zum Theil aus ſolchen land- und volfswirtbihaftlihen Bebürf- 
nifjen der Gegenwart entjpringen, gegen welche die Interefjen der Fiſcherei 
zurüdtreten müffen, zum Theil aber und ganz vorzugsweile darauf zurüdges 
führt werben fünnen, daß es der Erhaltung des Fiſchbeſtandes bisher an der 
einheitlichen ftaatlihen Auffiht und Sorge gefehlt hat. 

Die Erfahrungen anderer Länder liefern den Beweis, daß durch folde 
Einwirkungen, wenn fie auf wiffenihaftliher Grundlage ruhen, viel für Er» 
baltung des Fiſchbeſtandes in den Flüffen geſchehen kann. 

Die rücfichtslofe Art des Fiſchfangs, wie er gegenwärtig vielfach betrieben 
wird, beeinträchtigt für fi allein ſchon die Zufunft der Rheinfiſcherei in fo 
bedenfliher Weile, daß babei die Erhaltung gerade der ebelften Fiſche faft 
zur Unmöglichkeit wird. Wenn demnach dem Betriebe der Fiſcherei ſolche 
Schranken gejept werben, welhe nah dem Ergebniffe wiſſenſchaftlicher 
Ermittelungen erforberlih find, um die Erhaltung und Fortpflanzung der 
werthvollen Filchgattungen zu ermöglihen, jo darf man fi ſchon baraus 
allein jehr erheblihe Erfolge verfprehen. Die nahtheiligen Einwirkungen, 
weldye aus der Verwendung dis Flußwaſſers zu induftriellen oder lanbwirth- 
ihaftlihen Zweden und Fluß⸗Korrektionen, Flußräumungen oder aus dem Des 
triebe der Dampfihifffahrt für die Erhaltung und Fortpflanzung der Fiſche 
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erwach,en, können zwar niemals völlig abgeftellt werben, aber es läßt ſich den» 
felben durch verjchiedene Mittel wirkſam begegnen. Der Verunreinigung bes 
Fiſchwaſſers durch ſchädliche Stoffe fann entgegen gewirkt, die Hindernifle, 
melde fih dem Auffteigen der Fiſche in den Flüſſen und Biden entgegen- 
ftellen, können bejeitigt oder tod fo eingerichtet werden, daß fie den Zug ber 
Fifche nicht ferner hemmen, die natürlichen Laichſtellen können geihüpt und 
durch fünftlihe Zucht können den Flüffen große Maffen junger Fiſche zuge 
führt werden. 

Alein bei allen Mafregeln zur Vermehrung oder Erhaltung des Fiſch— 
beftandes mußte der Erfolg von eincr zuvorigen Berftändigung unter den 
Rheinuferftaaten über ein gleihmäßiges Verfahren und über die Anwendung 
gleihmäßiger Grundfäge bei der Beauffihtigung der Rheinfiſcherei abhängig 
bleiben; denn das Fiſchereirevier jedes einzelnen Nheinuferftaates ſteht rück— 
ſichtlich ſeines Fiſchbeſtandes in der unmittelbarften Beziehung zu denjenigen 
der übrigen Staaten und nur ein Zulammenwirfen der Regierungen jümmts 
licher Uferftaaten fann zum Vortheile eines jeden derjelben den drohenden 
Nachtheil weiterer Verarmung des Rheins an edleren Fiſchen bejeitigen. 

Es gilt dies insbejondere bezüglih der zu den ſogenannten Wander- 
fichen gehörigen Salmen- (Lachs-) Arten, welhe aus dem Meere zur Zeit 
des Laichens nah dem oberen Rhein und deſſen Zuflüffen bis zum Scaff- 
bäufer Waſſerfall auffteigen und nad Vollbringung des Laichens in das Meer 
zurücklehren. 

Bon dieſer Ueberzeugung find alle betheiligten Regierungen bei den ſtatt— 
gehabten Verhandlungen geleitet geweſen und ihr iſt es zu danken, daß es 
gelungen ift, trog vielfach entgegeuftehbender Einzelintereffen ſchließlich in allen 
Punkten eine vollfommene Uebereinftimnmng zu erzielen. Deshalb ift denn 
aud die Konvention ven bejonderem Werthe für die Zufunft der Rhein— 
füiherei, weil man mit derjelben auf denjenigen Weg gelangt ift, welder 
allein zu größeren und dauernden Erfolgen fügren kann. 

Zur Begründung der einzelnen Artikel der Konvention wird unter Bes 

— zugnahme auf die anliegenden beiden Konferenz-Protofolle vom 28. Auguft 
— und 27. November d. I. das Nachſtehende bemerkt. 


Artikel l. 


Die Beſchränkung der ftändigen Zijchereivorrichtungen und feſtſtehenden 
Nepe auf die Hälfte der Breite des Waſſerlaufs ift morhwendig, um das 
Auf und Abfteigen ter Wanderfiſche zu ermögliden. 

Derarlige Vorrichtungen haben im einem bejonders nachtheiligen Unis 
fange bisher am Unterrheine Verwendung gefunden. Dem Fange der Fijcher 
in den Niederlanden fonnten bei den dortigen Filcherei » Einrichtungen die 
Wanderfiſche, welche Behufs der Fortpflanzung in den Oberrhein auffteigen 
wollten, nur in verhältnißmäßig geringer Zahl entgehen. 

Die Beftimmung des Artikel 1. im zweiten Ablage wird bierin eine 
Aenderung bewirken, welche für die Erhaltung der werthvollſten Fiſche im 
Rhein, namenılih der Salme, von großer Bedeutung ijt; die weiteren Bor« 
Ichriften dieſes Artikels in den beiden legten Abjügen über die Konftruftion 
der Vorrichtungen und ihre Entfernung von einander find geeignet, Mißbrauch 
zu verhüten und den Schug der Fiſche zu verftärfen. 
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Artikel 2. 


Die im Artikel 2. enthaltenen Vorſchriften über die Minimalmafchen- 
weite der Netze und die Weite der Deffnungen in anderen Fanggeräthen be» 
ruhen auf jachverftändigen Ermittlungen, auch haben ſämmtliche Sachver— 
ftändige es für zwedmäßig erachtet, nah dem Vorgange anderer Gejepgebuns 
gen die Maſchinenweite der Nepe ıc. nah den einzelnen Fıjdgattungen und 
nit nad der Art ded zur Anwendung fommenden Fanggeräthes zu be 
ftimmen. 

Die Ausihliefung der Geräthe für Köderfiihe von den Beichränfungen 
dieſes Artikels iſt Niederländiſcher Seits als unerläßlich bezeichnet und ents 
ſpricht auch dem Intereſſe der übrigen Uferftaaten. 


Artikel 3. 


Im Artikel 3. ift die Fiſcherei mittelft Zegens verfchiedenen Beichränfuns 
gen unterworfen, welde größtentbeils mit der in den Niederlanden bereit be- 
ftehenden Gejepgebung übereinftimmen und im Wejentlihen auch nur dort 
zur Anwendung fommen werben, da bie vorzugsweife auf den Salmenfang 
gerichtete, jehr ergiebige Zegenfiicherei nur am Unterrhein vorfommt und vors 
wiegend in denjenigen Gewäſſern von Bedeutung ift, melde der Ebbe und 
Fluth unterworfen find. 

Die Einftellung der Zegenfiihereien durch mehrere Stunden täglich ift 
in ben Gewäflern der legteren Art durch die Aluth, bei welcher nicht gefiſcht 
werden fann, bedingt; fie befteht aljo bier ſchon durch den Zwang ber natürs 
lichen Berhäftniffe; gleihwohl ift die fonventionelle Feftftelung eines täglis 
hen Stiliftandes durch acht Stunden nicht ohne Werth, weil die Dauer ber 
Fluth im Strome in dem Maaße kürzer ald acht Stunden wird, in welchem 
die Entfernung von den Mündungen zunimmt, und weil einige Zegenfiſche— 
reien gänzlih außer dem Bereiche der Fluth liegen. 

Die Aufnahme der übrigen Bejhränfungen in den Bertrag ftellt dieſelben 
vor legislativen Aenderungen während der Vertragsdauer fidher. 


Artikel 4, 


Die Vorſchriften in den drei erflen Abſätzen des Artifel 4. find beftimmt, 
jolhe Fangarten autzuichlichen, welche die Fiſche verlegen, ohne die Sicher» 
beit zu bieten, daß fie in die Gewalt des Fangenden fommen; ähnlihe Bors 
ichriften finden ſich aud in den für andere Provinzen erlaffenen Fiſcherei— 
Ordnungen. 

Die fogenannten Selbftfänge, d. b. Faftenartige, mit Müblen oder Stau» 
werfen verbundene ftändige Fangapparate, auf deren Befeitigung nad dem 
4. und 5, Abjage des Xrtifel 4. Bedacht genommen werden fol, find von 
den Sadrerfländigen als bejonders jhädlihe Fangmittel bezeichnet, meil fie 
den Zug der Fiſche vielfah abſolut hemmen. 


Artikel 5. 

Auch der Artifel 5., welcher das Tödten unantgewachlener Fiſche ver- 
bindern joll, enthält ein Prinzip, welches in der Preußiſchen Fijchereigeiep- 
gebung bereits vielfah Ausdrud gefunden bat; es ift für zweckmäßig erachtet, 
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die Vorſchriften diefes Artikels auf Die weribvollften Fiſcharten des Rheins zu 
bejhränfen. Das feftgeftellte Längen-Minimum felbft beruht auf den Er 
mittelungen ber Sadverftändigen. 


Artikel 6. und 7. 


Der Vereinbarung über die einzuführenden Schonzeiten für Salme 
ftanden ſehr große Schwierigkeiten entgegen, die theild darin beruhen, daß 
manche zur Beurtheilung weſentliche Borfragen bis jept ihrer wiſſenſchaftlichen 
Löſung barren, theild aber darin, daß gerade in diefem wichtigen Punfte die 
Intereffen ber meifibetheiligten Staaten einander gegemüberftehen. 

Der Artikel 6. enthält ein Kompromiß; ob durch die Borichriften des— 
felben in allen Punkten das Richtige getroffen ift, läßt fich erft nach längeren 
Erfahrungen und eingehenden Unterfuhungen beurtheilen, jedenfalls umfaflen 
fie das für jegt Erreihbare und enthalten einen immerhin nicht unerheblichen 
Fortichritt gegemüber den jepigen Zujtänden. 

Die Zufage einer 4monatigen Einftellung ber oben erwähnten, in ben 
Niederlanden gebräudlihen Zegenfiiherei und einer 21/,monatigen völligen 
Ruhe in den Niederlanden, ſowie die Zuſage einer in die Hauptlaichzeit ber 
Salme fallenden 2'/, monatigen unbedingten Schungeit in den Gewäſſern des 
Rheins oberhalb des Großherzogthums Heſſen enthalten Zugeftändniffe von 
nicht zu unterſchätzendem Werthe für die Verbefferung der Rheinfiſcherei, durch 
beren höhere Erträge in ber Zufunft vorausfihtlihd aud die Opfer werben 
ausgeglihen werden, melde die Fiſcher auf den Preußiſchen Stromftreden 
durch Unterwerfung unter die vereinbarte Schonzeit vorübergehend zu bringen 
baben werben. 

Die Feftftelung der Schonzeiten für Lahsforellen, Ritter und Badı- 
forellen, welche im Artikel 7. auf die Zeit vom 20. Dftober bis 20. Januar 
feftgefept ift, berührt vorwiegend die Staaten am oberen und mittleren Rhein 
und fonnte, da bier follidirende Intereffen weniger ins Spiel famen, auf 
einen dem Zwede der Schonung entjprehenden größeren Umfang ausgedehnt 
werden. 


Artilel 8. 


Das im Xrtifel 8. enthaltene Verbot der Verunreinigung des Fiſchwaſ- 
ſers durch ſchädliche Stoffe ift unumgänglich nothwendig zur Erhaltung des 
Fiichbeftandes und kann mit den im 2. und 3, Abſatze bes Artikels enthal« 
tenen Vorbehalten ohne Beeinträchtigung der gewerblichen Thätigfeit zur Aus- 
führung gelangen. 

In der Hauptſache ift es bereits geltenden Rechtes. 


Artifel 9. 


Die vorzugsweile in England, aber auch in Deutihland gemadten Er 
fahrungen über ben Nupen der fünftlihen Fiſchzucht rechtfertigen die durch 
Artikel 9. in Ausfiht genommenen Berfuhe, den Rhein und feine Zuflüffe 
durch Ausfegen junger fünftlih ausgebräteter Salme mit dieſer werthoollen 
Fiſchgattung wieder zu bevölfern. Im Preußiſchen Hoheitägebiete finden fi 
in den Nebenflüffen des Rheins mande Wafjerftellen, welche der Entwidelung 
junger Salme günflig und daher zum Ausſetzen berjelben geeignet fein 
werben. 
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Artikel 10. bis 16. 


Die Artifel 10. bis 12. haben die Beftimmung, den Vollzug reip. eine 
jahgemäße Ausführung der Mebereinfunft zu ſichern. Es hat darüber fein 
Zweifel beftanden, daß, um Einfachheit, Schnelligfeit und Uebereinftimmung 
ber geihäftlihen Behandlung zu erreiden, die Ernennung bejonderer Beam 
ten Behufs Handhabung der Fijdhereiordnung das befte Mittel fei und daß 
nur unter biefer Borausfegung ein planmäfiges und nüpliches Zufammen« 
wirken ber einzelnen Staaten zu dem gemeinihaftlihen Zmede in Ausſicht 
genommen werden fünne. 

Anbererfeits ift aljeitig anerfannt worben, daß ein bejonberer Werth auf 
die Unterfuhungen und Beobadtungen zu legen ſei, welche nad einem zu» 
fammenbängenden Plane und in wiſſenſchaftlichem Geifte unternommen, nicht 
blos noch dunkle Gebiete der Naturgefhichte aufhellen, jondern aud das 
praftiich wichtige Ergebniß bieten follen, für Maßregeln zur Hebung ber 
Fiſchzucht, ſei es durch Abwehr des Schädlichen, fei es dur Unterftügung 
. und Erleichterung des ihr Förderlichen, der Naturbecbahtung entnommene 
und beshalb zuverläffige Grundlagen zu gewinnen. 

Der Artifel 13. betrifft ben Zeitpunft, mit welchem der Bertrag in 
Wirlſamleit ireten fol. und die Dauer des Iepteren. Die im Artifel 14. 
erwähnte Verftändigung mit der Schweiz, deren Zuſtandekommen die König- 
lid Niederländijhe Regierung ald Bedingung der Ratififation bezeichnet hat, 
ift von ber Großherzoglih Badiſchen Regierung eingeleitet, und nad einer 
inzwilden eingegangenen Mittbeilung auch bereit# zu einem befriebigenben 
Abſchluß gebracht worden. 
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Protokoll 


Verhandlungen, bezüglich einer Uebereinkunft 
über gemeinſame Beſtimmungen für die Fiſcherei 
im Rheine. 


Eröffnet: Mannheim, den 16. Auguſt 1869. 


Gegenwärtig: 


Für Baden, Hr. Dr. Rudolph Diep, Geheimrath im Großh. Handels» 
minifterium, 
Hr. Schuſter, Bürgermeifter der Stabt Freiburg i. B.; 
Für Bayern, Hr. Wilhelm Weber, Kgl. Staatsrath, 
: Hr. Mar Lamotte, Director der Kgl. Kreisregierung der Pfalz. 
Hr. Stubenraud, Bürgermeifter zu Sondernheim; 
Für Frankreich, Hr. Arthur Maria Joſeph von Zeltner, Kaif. Kons 
ſul und Rheinſchiffahrts-Kommiſſär, 
Hr. 3. Benard, Kaiſ. Ober-Ingenieur für Brücken- und Stra⸗ 
Benbauten ; 
Für Seffen, Hr. Carl Schmitt, Großh. Geheimrath und Provinzials 
Direktor zu Mainz, 
Hr. Preufhen, Großh. Oberförfter in Ernfthofen; 
Für Miederland, Hr. Dr. Heinrih van Beed Bollenhoven, Mitglied 
der erften Kammer ber General-Staaten und Präfident des 
Kollegiums ber Meerfiicherei, 
Hr. Brangois Pollen, Naturforſcher vom Reichz-Muſeum zu 
Leyden; 
Für Preußen, Hr. Karl Herzog, Geh. Ober-Regierungsrath, 
Hr. von Scheven, Direktor der Sektion für Fiſchzucht im land» 
wirtbichaftlihen Vereine für Rheinpreußen, 
Hr. Jeſerich, Oberfiihmeifter in Stralfund, 
In Folge der von den Regierungen ber Rheinuferftaaten im Korrefpon« 
denzwege getroffenen Abrede verfammelten fi am vorgenannten Tage die vorber 
jeihneten Rommiffaire zu Mannheim im Lofale der Rheinfhiffahrts-Eentrals 
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Kommilfion, um die Verhandlungen bezüglich einer Webereinkunft über ge- 
meinfame Beftimmungen für die Fifcherei im Rhein zu eröffnen. 

Nahdem bie Konferenz von dem Großh. Badiſchen Berollmädtigten be» 
grüßt worben war, ſchritt biejelbe zur Prüfung der Vollmachten, nämlid: 
von Seiner Königlihen Hoheit dem Großherzoge von Baden: 

für den Großh. Geh.Rath Dr. Rudolph Diep; 
von Seiner Majeftät dem Könige von Bayern: 
für den Königl. Staatsrath Wilh. Weber; 
von Seiner Majeftit dem Kaiſer der Franzofen: 
für den Kaijerl. Rheinſchifffahrts-Kommiſſär und Konfjul Arthur 
Maria Joſeph von Zeltner; 
von Seiner Königlihen Hoheit dem Großherzoge von Hellen: 
für den Großh. Provinzial» Direftor Geheimen» Rath Karl 
Schmitt; 
von Seiner Majeftät dem Könige der Niederlande: 
für Dr. Heinrih van Beed Bollenhboven, Mitglied ber 
erften Kammer ber Generalftaaten und Präfident des Kolle— 
giums der Meerfiicherei; 
von Seiner Majeftät dem Könige von Preußen: 
für den Geheimen Ober-Regierungs-Rath Karl Herzog. 

Nachdem tie von den genannten Bevollmächtigten im Original vorgeleg- 
ten Vollmachten allfeitig geprüft, in Ordnung befunden und Abjhriften der 
jelben dem bei der Gentral-Kommilfion für die Rheinſchifffahrt hinterlegten 
Originale des gegenwärtigen Protofolles beigefügt worden waren, wurden Die 
jelben den betreffenden Bevollmächtigten wieder zurüdgeftellt. 

Auf Vorſchlag des Königlich Preußiſchen Bevollmächten wurde hierauf 
ber Herr Bevollmädhtigte für Baden einftimmig zum Vorſitzenden für Die 
Dauer der gegenwärtigen Konferenz erwählt, und erfucht, bie Leitung dei 
Geſchäfte und der erforderlichen Ausfertigungen zu übernehmen. Nachdem 
derjelbe ſich bereit erflärt, dieje Aufgabe zu übernehmen, legte er den vor: 
bereiteten, den Mitgliedern ter Konferenz bereits befannten Entwurf einer 
Vereinbarung vor, und fepte die Berfammlung zugleih in Kenntniß, daß von 
Seite der Großherzoglich Badiſchen Regierung bereits Einleitungen getroffen 
worden, um mittelft einer Uebereinkunft mit der ſchweizeriſchen Eidgenoffen- 
ſchaft den Beitritt der bei ber Rheinfiſcherei beteiligten ſchweizeriſchen Kantone 
zu den bier zu vereinbarenden Beftimmungen zu fihern, und daß alle Aus» 
ſicht für die Erreichung dieſes Zwedes gegeben jei. 

Es wurde ſodann zur Berathbung des vorliegenden Entwurfes gejchritten 
und deſſen Ueberſchrift in folge.der Weije feitgeftellt: 

„Uebereinfunft über gemeinjame Beftimmungen für die Fijcherei 
„im Rheine von Bajel an abmwärtt, jowie in feinen Zuflüffen und 
„einen Abflüfjen bis in das offene Meer.“ 

Der Eingang des Entwurfes wurbe jodann unter Beifügung der Worte 
„von Baſel an abwärts jowie in, nad „Rheine“ und unter Streihung ber 
Worte „von Bafel an? nah „Zuflüffen“ unverändert angenommen. 

Nach längerer und wieberlolter Diskulfion des Art. 1. des Entwurfes 
wurde angemeljen erachtet, demjelben in mehrere Artifel zu zerlegen und zwar 
derart, daß die im Alinea a. des Entwurfs enthaltenen Beftimmungen künftig 
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den Art. 1., das Aliner b. den Art. 2., Alinea c. den Art. 3., die Alineas 
d., e. und f. aber den Art. 4. bilden ſollen. 
Der neue Art. 1. wurde ſodann in folgender Faffung feftgeftellt: 


Artikel l, 


„Beim Fiihfange im Rheine von Bafel an abwärts, feinen 
„Zuflüffen und feinen Abflüffen bis in das offene Meer ift 
„verboten: 

„Jede ftändige Vorrihtung (Fiſchwehr, Fach, Zalmfteel) und 
„jede Aumwendung feftftehender Nepe (Sperrnege), welche auf mehr 
„als der Hälfte der Breite des Wafferlaufes bei gewöhnlichen 
„niedrigen Waſſerſtande im rechten Winkel vom Ufer aus gemeffen, 
„den Zug der Fiſche verjperrt. 

„Die Entfernung zwiſchen den einzelnen Pfählen, welde bie 
„zum Salmenfang beftinmten Fiihwehre (Bade, Zalmſteelen) 
„bilden, jo wie zwiſchen den Querverbindungen diejer Pfähle muß 
„mindeftens 10 Gentimeter im Lichten betragen. 

„Mehrere jolde ftändige Borrihtungen, ſowie mehrere feftfte- 
„bende Nepe dürfen gleichzeitig auf derjelben Uferfeite oder auf 
„ber entgegengeiepten Uferjeite nur in einer Entfernung von eins 
„ander angebradt jein, welde mindeftens das Doppelte der Aus» 
„Dehnung der größeren Borrihtung beträgt.“ 

Der Abjap b als nunmehriger Art. 2. wurde in folgender Fafjung an« 
genommen: 


Artikel 2. 


„Sanggeräthe jeder Art und Benennung dürfen nit ange 
„wendet werden, wenn die Deffnungen in naffen Zuftande in 
„Höhe und Breite nicht wenigftens folgende Weiten haben: 

a) beim Salmenfange: Geflehte (Körbe, Reuſen), Treibuepe, 
fowie die Seitentheile (Hlügel) der Zegens (großen Zugnepe) 
und Fuiken (Bügelreufen) 6 Zentimeter, das Innere ber 
Zegens und Fuiken 4 Zentimeter; 

b) beim Fange anderer großer Fiſcharten 3 Zentimeter; 

c) beim Fange Heiner Fiſcharten 1’/, Zentimeter. 

Geräthe zum Fange der Köterfiihe unterliegen dieſen Bes 
Ihränfungen nicht. 

Dei der Kontrole der Geflehte und Nepe ift eine Abwei« 
hung um ein Zehntheil nicht zu beanftanden.* 

Bei ber Erörterung des Abjapes c., nunmehr Art. 3., wurbe von bem 
Niederländiihen Bevollmächtigten geltend gemacht, daß in den Niederlanden 
nad der dermalen gültigen Verordnung vom 19. Dftober 1858, Nr. 70., der 
Salmenfang feinen jolhen Beihränfungen unterliege und daß daher jeine 
Regierung fih zu deren Einführung, vorbehaltlich der Zuftimmung der Generals 
Staaten, nur in fo weit verpflichten könne, als entweder ein unabweisbares 
Bedürfniß, oder ein überwiegender Nugen für die Fijcherei nachgewieſen werden 
fönne. Wenn daher auch mit Nüdfiht auf die in England und anderwärts 
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gemachten Erfahrungen nicht in Abrede geftellt werben wolle, daß fünftlide 
Fiſchzucht und Beihränfungen des Fiſchfanges die Erzielung eines größeren 
und nahhaltigen Fiſchreichthumes in den Flüſſen zur Folge haben, und eben» 
fowenig in Abrede geftellt werde, daß der unbeihränfte Fang der Salmen, 
wie er gegenwärtig in den Niederlanden und namentli in einem Theile der 
Schweiz gehandhabt werde, eine Abnahme dieſer edlen Fiſchart verurjaden 
tönne, fo feien diefe Erfahrungen und Behauptungen doch noch nicht jo über- 
zeugenb und unbeftritten, daß bie Königlih Niederländische Regierung fi ſchon 
jept auf fo weit gehende Beſchtäukungen einlaffen könne, wie ſie die eugliſche 
Gefepgebung adoptirt habe. Sie könne höchftens eine Beihränfung während 
der Sountage, und auch an dieſen nur während 24 Stunden, nimlid von 
Samſtag Abend bis Sonntag Abend zugeftehen. 

Don Seite der übrigen Bevollmächtigten wurde zwar die Beſeitigung 
bes Verbotes bed Filhfanges für die gewöhnlichen Fefttage für zulälfig, da» 
gegen die Zeitbeftimmung von 24 Stunden für die Sonntage für ungenügend 
erachtet. Sie waren übereinftimmend der Anfiht, daß die Gefahr der Ent» 
völferung des Rheines an den Saltmenarten, namentlich dem eigentlichen 
Rheinſalmen (Lachs), eine unbeftreitbare und jehr naheliegende fei, indem ſchon 
jegt im mehreren Nebenflüffen des Rheins dieje Fiſchart, die früher dort häu- 
fig geweſen, volftändig oder nahezu verfhwunden fei, und die in England 
gemachten Erfahrungen deu unzweifelhaften Beweis geliefert haben, daß nur 
durch zweckmäßige Schonung und ergiebige künftlihe Nachzucht eıne Hebung 
bes Fiſchſtaudes, und daburd auch eine größere Nentakilität der Fiſcherei er» 
zielt werben könne. Sie müßten daher insgefammt an ihren Kollegen für 
Niederland das dringende Erfuden richten, feine Negierung wiederholt zu 
einer Erwägung dieſer Frage zu veraulaffen, Damit wenigſtens eine 36ftün- 
dige Ruhe derdiſcherei an Sonntagen und zwar vo. Sauiſtag Abend 6 Uhr bis 
Montag früh 6 Uhr vereiubart werde. Der Niederlindiihe Herr Bevollmäch⸗ 
tigte erklärte fid) bereit, bierüber die Eutſcheidung feiner Regierung ein« 
zubolen und einftweilen in der Disfujfion des Bertrags » Entwurfes furtzus 
fahren. Es wurde hierbei von Seite der Konferenz für angemeffen erachtet, 
dem Abjape des Art. 1. des Entwurfes, welcher nunmehr Art. 3. werden fol, 
bezüglich ber Zegenfiſcherei die einſchlägigen Beftimmungen ber Niederländi« 
ſchen Gefepgebung beizufügen, fo daß derjelbe, die vobenerwähnte Zuſtimmung 
der Königlich Nieberländijchen Regierung vorausgejept, folgende Faſſung er— 
halten würde: 


Artikel 3. 


„Gewöhnliche Treibnege (Wirrnege) und Zegend zum Gals 
„mens (Lade) Bange dürſen in der Zeit von Sauſtag Abend 
„6 Uhr bis Montag früh 6 Uhr nicht angewendet werben, 

„Eine für Zegens eingerichtete Fiſcherei darf nicht mehr als 
zwei Nepe zugleich fiſchend im Waſſer haben. 

„Ein Zegen, mit beiden Hlügeln an einem Ufer aufgezogen, 
„wird nicht als fiſchend betrachtet. 

„Treibnetze und Zegens dürfen nicht derart ausgeſetzt mıd 
mbefeftigt werden, daß fie feftliegen oder bangen bleiben. 

„Su Gewäfjern, in welden Ebbe und Fluth flatifindet, ift 
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das Fiſchen mit Treibnepen und Zegens nur bei ftillem ober ab» 
fließendem Waffer erlaubt. Zur Fluthzeit dürfen Treibnege und 
Zegens nicht im Waſſer bleiben, 
Die Zegenfiihereien müffen täglih innerhalb vierundzwanzig 
Stunden wenigftens acht Stunden eingeftellt weıden, auch ba, 
wo bie Fluth fürzere Zeit als vier Stunden dauert oder gar nicht 
ftattfindet.e 
Der Abfap des Artifel 1. des Entwurfes wurde für überflüffig erachtet, 
da die hier erwähnten Mittel zum Fiſchfange nicht mehr üblih und von ges 
ringem Erfolge find. Dagegen erachtete die Konferenz es für nothwendig, 
bie Unzuläffigfeit ber jog. Selbſtfänge als eines verderblichen und irrationellen 
Mitteld auszuiprehen und demgemäß den fünftigen Artikel 4, welder bie 
Beftimmungen der Litt. e. und f. des Artikel 1. des Entwurfes in ſich faffen 
fol, in folgender Weife zu redigiren: 


Artikel 4, 


„Mittel zur Betäubung ber Fiſche, fowie die Anwendung von 
Fallen mit Schlagfedern, von Speeren, Schiefwaffen, Spreng- 
patrenen, Stangen und anderen Mitteln zur Berwundung der 
File, find verboten. 

Die Geftattung von Ausnahmen für Anwendung von 
Epeeren und Schießmaffen bleibt ber zuſtändigen Landesbebörde 
vorbehalten. 

Der Gebraud von Angeln ift geftattet. 

Die vertragsihließenden Regierungen werben auf bie Bes 
feitigung der vorhandenen, mit Mühlen oder fonftigen Walfer- 
werfen verbundenen, fogenannten Selbftfänge für Fiſche thunlichſt 
Bedacht nehmen. 

Die Anlegung meuer derartiger Selbftfünge ift verboten." 

Bei der Berathung des Artifel 2. des Entwurfes wurde von Seite bes 
Niederländiihen Kommiſſairs erinnert, daß es in den Niederlanden unmöglich 
fein würde, für die Aale die im Entwurf vorgeſchlagene und überhaupt irgend 
melde Dimenfion feftzufepen. Im Rheine jei die Aalfiſcherei von keiner Ber 
deutung, dagegen würde in den andern Niederländiichen Gewäſſern, nament- 
lih in den Moergewäſſern, eine große Menge einer Heinen Aal -Gattung ges 
fangen. Es würde praktiſch unausführbar fein, bei dem Berfaufe diefe Aal« 
Yorten von den im Rheine gefangenen Aalen zu unterfcheiten, und es werde 
daher nichts anderes übrig bleiben, als im Artikel 2. die Aale gar nicht zu erwähnen. 
Obgleich biergegen, namentlih von Preußiicher und Franzöſiſcher Seite, 
mehrfache Bedenken erhoben wurden, glaubte die Konferenz in ihrer Mehrheit 
fh dieſer Anficht anſchließen zu ſollen, namentlih in Rüdficht darauf, daß 
die Naturgeſchichte des Nales, insbejondere die Art jeiner Fortpflanzung, noch 
zu weni befannt ift und daher vorerft weitere Unterfuchungen angeftellt wer 
den mülfen, deren Ergebniß jodann zur Wiederaufnahme dieſer Frage benupt 
werden könne. Der Königlih Preußiihe Bevollmächtigte bemerfte hierzu, 
daß feine Regierung allerdings einen grefen Werth auf die Beſtimmung 
eincd Längen-Minimums für tie Male lege, und daß er zu einer Brrzicht- 
leitung auf eine ſolche fih nur in dem Falle für ermächtigt erachten könne, 
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wenn von Seite ber Königlih Nieberländiichen Regierung den Korberungen 
bezüglich der Beihränfungen des Salmenfanges beigeftimmt werben würde, 

Der Artikel 2. wurde hierauf nah längerer Diekuſſion bezüglich ber 
Dimenfionen ber Fiſche in folgender Faſſung als fünftiger Artifa 5. verein« 
bart, und babei für angemeffen erahtet, die Maifiihe den Ladhsforellen gleich 
zuftellen, dagegen die Aeſchen, als eine im Rheine nicht häufige Fiſchart, 
welde zudem wegen ihrer ſehr beſchränkten Verſendbarleit Teinen Handeld 
artifel zu bilben vermöge, gänzlich wegzulaffen. 


Artifel 5. 


„Die nadbenannten Fiſcharten bürfen nicht feilgeboten und 
verfauft werben, wenn bie Kiiche, vom Auge bis zur Weiche 
der Schwanzfloffe gemeffen, nicht menigftens folgende Länge 
baben: 

Salmen (Lade) 35 Gentimeter, 

Lacheforellen, Ritter, Maifiihe 20 Gentimeter, 

Badforellen, 15 Gentimeter. 

Der Landesgejeggebung bleibt vorbehalten, anftatt ber vor 
bezeichneten Maafe, denſelben entiprehende Minimal-Gemwichte 
vorzufchreiben. 

Werben Fiſche, welche diejes Maaß beziehungsweiſe Gewicht 
nicht befigen, gefangen, jo find biefelben fofort wieder in das 
Waſſer zu ſetzen.“ 

Bei der allgemeinen Berathung der Art. 3. u. 4. des Entwurfes wurde 
zunächſt von Seite der Niederländiſchen Kommiſſaire darauf aufmerkſam ge— 
macht, daß ber Auedruck „mit in der Entwicklung begriffenen Eiern” ein 
völlig unbeftimmter fei und weder theoretiih noch praftiih fih fo genau bes 
zeichnen laffe, daß hierauf pofitive Vorfhriften gegründet werben könnt 'n. 

Bon dem Königl. Preußiihen Bevollmächtigten wurde gegen die genannten 
beiden Artifel erinnert, daß das bierin verſuchte Syſtem einer Trennung ber 
Beftimmungen für die Niederlande von jenen für tie übrigen Rheinufer 
ftaaten, und einer Beihränfung ber crfteren auf das Verbot der Tödtung 
von Salmenweibden ın ber Zeit vom 20. Oft. bis 20. Ian. nit zwed« 
mäßig erſcheine. Gr müſſe vielmehr darauf beſtehen, daß ftatt dieſes 
Spftemes ein anderes, nämlich die Feſtſtellung einer allgemeinen Schonungs- 
zeit für alle Salmen ohne Unterſchied des Geſchlechtes oder der Laichreife 
gewählt werbe. 

Ebenjo wurde von mehreren Seiten bemerflid gemadt, daß der zweite 
Abjap des Art. 4. des Entwurfes fih nicht zur Aufnahme in den Bertrag 
eigne, da bie Befugniß der einzelnen Regierungen, aus fanitätspolizeilidhen 
oder Ähnlichen Gründen Vorſchriften für den Berfauf von Fifchen zu treffen, 
auf anderen Grundlagen beruhe, und dur eine MWeglaffung ber vorgeſchla⸗— 
genen Beftimmung nicht in Zweifel geftellt werben fünne. 

Die Konferenz bielt c8 daher für angemeffen, von dem Art. 4. bes 
Entwurfes gänzlih Umgang zu nehmen, und eine Berftändigung über eine 
allgemeine Ehonungezeit für die Salmen zu verſuchen, wobei jedoch von bem 
Niederländiſchen Herrn Bevollmächtigten darauf aufmerfjam gemacht wurbe, 
daß feine Inftruftion nach dem vorliegenden Entwurfe bemeffen fei, und daß, 
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wenn bei Artifel 3. und 4. abermals jo weſentliche Aenderungen verlangt wer 
ben follten, wie dies jchon bei den vorhergehenden Artikeln der Fall gemeien, 
er fi in ber Unmöglichkeit befinde, in verbindlicher Weile auf eine jolde 
Diskuffion einzugeben, vielmehr feiner Regierung bie völlig freie Entſchließung 
über die angeregten neuen Fragen vorbehalten müſſe. 

Da von Seite der übrigen Bevollmächtigten gegen einen ſolchen Bor- 
behalt nichts erinnert, vielmehr beijelbe als fi von felbft verſtehend betrach— 
tet wurde, fo ſchritt die Konferenz zur mäheren Berathung bes Art. 3. des 
Entwurfes, und zwar auf der von bem Bevollmächtigten für Preußen pros 
ponirten Grundlage. 

Hierbei fam bie bereits zu Artikel 2. des Entwurfes ermähnte Anfiht 
der Nieberländiihen Regierung, welche prinzipiell von jener ber ſämmtlichen 
übrigen Regierungen abweicht, abermals zur Erörterung, indem ber Nieder- 
ländiſche Kommiſſair aus den ſchon erwähnten Gründen eine längere Beſchrän— 
fung des Salmenfanges als von 4 höchſtens 6 Wochen, und zwar von Mitte 
September an, nicht für zuläffig erachtete. Sämmtlihe übrigen Kommifjaire 
waren jedoch der Anficht, daß eine Beihränfung von minbeftens 2 Monaten, 
und zwar vom 1. Oltober an, neben einer 36ftündigen wöchentlichen Beihränfung 
das geringfte Maß fei, zu welchem fi ihre Regierungen allenfalls noch verftchen 
fünnten. Sie wieſen zur Begründung diefer Forberung barauf bin, daß in 
den Monaten Oftober und November der Salmenfang in den Niederländifden , 
Gewäſſern ein verhältnißmäßig geringer jei, und beftanden darauf, daß aud 
über biefe Frage die weitere Entſchließung ber Königl. Niederlindiihen Re— 
gierung eingeholt werde. Es wurde hiebei von Seite des Bevollmädtigten 
für Franfreih insbejondere hervorgehoben, daß bie Kaiferl. Regierung bie 
größten Opfer gebradit habe, um die Naturgeihichte und Lebensweile der 
Salmoniden zu erforſchen und daß es vorzugsweife ihren Bemühungen zu 
verbanfen fei, daß die Fünftlihe Befruchtung und Erziehung der Sılmen« 
arten praktiſch eingeführt worden jei, und bereits bie jept vorhandene große 
Ausdehnung erlangt habe. Sie könne daher aud mit vollem Rechte bean« 
fpruchen, daß die übrigen Ufer-Regierungen am Rheine biefen Bemühungen 
Rehnung tragen, die Kailerl. Regierung zur Erreihung des gemeinjamen 
Zwedes durch die nothwendigen Opfer von ihrer Seite unterftügen und nicht 
auf einem irrationellen Fifherei-Spfteme beharren, das nothwendig in furzer 
Zeit zum völligen Ruine der Fiſcherei führen müffe. Nur unter diefer Bor: 
ausfegung babe bie Kaiſerl. Regierung bisher das großartige Gtablifjement in 
Hüningen bergeftellt und erhalten, und gebenfe auch ferner durch fünftliche 
Befruchtung von Salmen-Ciern und Ausfegung der jungen Fiſche in den 
Rhein den durch gegenwärtigen Vertrag zu übernehmenden Verpflichtungen 
zu entiprechen. 

Nah längerer und wiederholter Diskuffion der vorliegenden Frage wurde 
baber von Seite der ſämmtlichen übrigen Bevollmädtigten erklärt, daß ihre 
Regierungen es als eine unerläßlihe Borbedingung für den gegenwärtigen 
Vertrag betrachten, daß in den Nieberlanden für die auffteigenden Salmen 
eine angemefjene Schonungszeit zugeftanden werde. Nach ihrer Anfiht könne 
dies entweder burd; Gewährung einer 36ftündigen Frift in jeder Woche von 
Samftag Abend bis Montag früh, verbunden mit einer mindeftens zwei— 
monatlihen Schonungszeit während der Laiche, oder aber, wenn die Nieder 
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ländiſche Regierung dies vorziehen follte, durch einen wöchentlichen Stillſtand 
bes Fiſchens von 24 Stunden mit einer Schonzeit von 3 Monaten erzielt 
werden. 

Um ben Gang ber Verhandlungen nit aufzuhalten, wurbe beſchloſſen, 
die Entſcheidung über die Faſſung des Artikels 6. (neue DOrbnung) bis zum 
Schluſſe vorzubehalten, und in der Berathung ber übrigen Artikel fortzur 
fahren. 

Da die Konferenz e8 für nothwendig erachtet, auch für die übrigen 
Salmenarten beftimmte Schonungszeiten feftzufegen, fo wurde beichloffen, als 
neuen Artikel 7. folgende Beftimmungen in den Bertrag aufzunehmen, melde 
tbeilmeife aus dem Art. 3. des Entwurfes entnommen find: 


Artikel 7. 


„Dom 20. Oktober bis 20. Januar ift ber Fang, bas Feil« 
„bieten und der Berfauf der Lachsforellen, ber Ritter und ber 
„Bachforellen verboten. 

„Werben in diefer Zeit Hifche folherfArten zufällig gefangen, 
„Io find fie fofort wieder in das Waffer zu fepen. — Zum Zwecke 
„Lünftlicer Fiſchzucht darf für den Fang dieſer Fiſcharten während 
„der Schonzeit von der zuftändigen Landesbehörde Erlaubniß er» 
„theilt werden.“ 

Bon Großh. Heifiiher Seite war hierbei beantragt worden, nah „Fiſch- 
zudt‘‘ im Alinen 3. die Worte „und Maftung” beizufügen, indem es nothr 
wenbig fei, folden Anftalten, welde fi mit der Aufziehung der Salmoniden 
befafjen, die Auſchaffung größerer Eremplare aus freien Gewäſſern möglich zu 
machen, was wegen ber Zemperaturverhältniffe des Mafferd und deren Ein— 
wirfung auf die File, oft nur während ber Schonungs = Monate geſchehen 
fünne. Nah näherer Erörterung hielt jedoch die Konferenz für angemeffen, 
von einem ſolchen Zujape Umgang zu nehmen, weil berjelbe zu Mifverftäind« 
niffen Anlaß geben könne. Die Befugnif, lebende Fiſche aus einem Fiſch— 
waſſer in das andere aud während ber Schonzeit zu verlegen, ſei dadurch 
in feiner Weiſe ausgeſchleſſen. 

Bei Art. 5. des Entwurfes wurde von Nieberländiicher Seite bie Frage 
berührt, in wie weit das Alinea 2. dieſes Artifeld auf bereits Eeftehende 
Fabriken angewendet werden fünne, und der Wunſch autgedrüdt, daß dies 
pofitiv ausgeſprechen werden möge. Sämmtliche übrigen Bevcllmädtigten 
ftimmten dieſer Anfiht bei und glaubten, daß derſelben durch die allgemeine 
Faffung des Artifels zu entiprehen fei. Der Art. 8. wurde hiernach jo 
gefaßt: 


Artikel 8, 


„Es ift verboten, in Fiſchwaſſer Fabrifabginge oder andere 
„Stoffe von folder Beihaffenheit und in folhen Mengen einzu— 
„werfen, einzuleiten oder einfließen zu laſſen, daß dadurch die Fiſche 
„beihädigt werden können. 

„Bei überwiegendem Intereſſe der Landwirthſchaft oder der 
„Induſtrie fann das Ginwerfen und Einleiten jeldyer Stoffe in 
„Fiſchwaſſer unter Andordnung der geeigneten Mafregeln, welche 
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den möglihen Schaden für Fifhe auf das thunlich Fleinfte Mas 

beichränfen, von der zuftindigen Landesbehörde geftattet werben.“ 

Es wurde für angemefjen erachtet, den Artikel 7. des Entwurfes vor den 

Artikel 6. zu jepen, jo daß dieſelben als nunmehrige Artikel 9. und 10. mit 

einigen Nedaktionsinderungen und einem Zujage bezüglich der Errichtung 
von ſog. Fiſchleitern oder Stegen lauten: 


Artikel 9. 

„Die Uferftaaten, welche Gewäſſer befipen, deren Beihaffen- 
heit und jonftige Berhältniffe dem Laihen der Salmen und der 
Entwidelung der jungen Fiſche günftig find, werden dafür Sorge 
tragen, daß jührlih durch fünftlihe Ausbrütung befruchteter Sal« 
meneier und durch das Ausjegen der jungen Fijche in die geeig- 
neten Waſſerſtellen des Nheined und feiner Zuflüffe die Zahl der 
Salmen in diefem Stromgebiet vermehrt wird. 

„Ebenfo werden fie darauf Bedacht nehmen, daß an geeig- 
neten Orten Steigen (Leitern) errichtet werben, welde das Auf- 
„fteigen der Salmen und Forellen erleidhtern.* 


Artikel 10, 


„Seder ber fontrahivenden Staaten verpflichtet fi, die zum 
„Vollzuge diefer Uebereinfunft erforderliden Vorſchriften zu er» 
„laſſen und deren UWebertretuingen mit angemefjenen Strafen zu 
„bedrohen, auch das zur Handhabung diefer Vorſchriften erforder 
„he Auffihtsperjonal zu beftellen. 
„Durch gegenwärtige Uebereinkunft wird die Befugniß der 
„einzelnen Staaten nit ausgeſchloſſen, für ihre Hoheitsgebiete 
„Arengere Beftimmungen zum Schupe der Fiſche zu treffen.“ 
Alinen 1. und 2, des Artikel 8. des Entwurfs wurden unverändert als 
neuer Artifel 11. angenommen; Alinea 3. dagegen geftrichen. 
Es wurde ferner beſchloſſen, den Xrtifel 9. des Entwurfs zu bejeitigen 
und als neuen Artikel 12. folgende Beftimmung einzufügen: 


Artikel 12. 


„Die vertragsiließenden Regierungen werden nad einem zu 
„vereinbarenden Plane Unterfuhungen und Beobachtungen über 
„die Lebensweile der Filhe, insbejondere der Salmenarten, vor 
„nehmen lafjen und die Ergebniffe ſich gegenfeitig mittheilen.“ 
In Artikel 10. des Entwurfes, jegt 13., wurde als Termin für den 
Bollzug der Uebereinkunft der 1. Zuli 1870 beftimmt und zur genaueren 
Präzifirung der Kündigung bie Redaktion in folgender Weije verändert: 


Artifel 18. 


„Diefe Uebereinfunft tritt mit dem 1. Zuli 1870 in Wirk. 
„ſamkeit, bleibt von dieſem Tage an zehn Jahre lang in Kraft 
„und, wenn fie nicht zwölf Monate vor diefem Zeitpunfte von 
„einem der kontrahirenden Theile gefündigt worden ift, weiter von 
„Jahr zu Jahr bis zum Ablaufe eines Jahres von dem Tage an 
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„gerechnet, an weldem der eine oder der andere ber fontrabiren 
„den Theile die Kündigung erflärt bat.“ 

Da dur die feit der Abfafjung des Entwurfs von der Batiihen Ne 
gierung mit der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft eingeleiteten Verhandlungen 
der Stand der Sade ſich inzwiſchen etwas geindert hatte, jo wurde Art. 11. 
als neuer Art. 14. im folgender Weiſe gefaßt: 


Artilel 14. 


„Die Badiſche Regierung übernimmt es, mit ber Schweiz 
„einen auf den Grundfägen der gegenwärtigen Uebereinfunft be» 
„ruhenden Bertrag für den Rhein und feine Zuflüffe von Bajel 
„an aufwärts mit gleihem Bolzugstermine abzuſchließen und 
„wird das Ergebniß ihrer Unterhandlungen den Mitkontrahenten 
„noch vor dem zur Ratififation bes gegenwärtigen Vertrages be» 
„Himmten Termine mittbeilen,“ 
wobei es allerfeits als jelbftverftändlih betrachtet wird, daß für den Fall, als 
bie ſchweizeriſche Eidgenoffenihaft fih den Grundjäpen der gegenwärtigen 
Uebereinfunft entweder gar nicht, oder mit Modififationen anſchließen würbe, 
welche den Borausjegungen der einen oder andern der übrigen fontrabirenden 
Regierungen nicht entipreden, diejen die freie Entſchließung vorbehalten bleibt. 
Insbeſondere wurde von Seite des Königlich Niederländiſchen Beoollmäch- 
tigten bemerkt, daß ſeine Regierung es als eine unbedingte Vorausſetzung für 
die vorliegende Uebereinkunft betrachte, daß der auf der Schweizeriſchen Rhein- 
ftrede an einigen Stellen noch ftattfindende Bang der jungen Sälmlinge nad 
den Grundjägen der gegenwärtigen Mebereinfunft bejeitigt werde, indem bie 
Niederländiihe Regierung nur in der Erzielung einer allgemeinen rationellen 
Fiſcherei Methode, verbunden mit einer Fünftlihen Nabzaht der Salmen, 
und in ber hierdurch eröffneten Ausfiht auf eine nahhaltige Vermehrung 
dieſer werthuollen Fiſchgattung ein Motiv finden könne, um aud ihrerjeits 
die von den übrigen Uferftaaten verlangten Bejhränfungen der Salmenfiſcherei 
zuzugeſtehen. 
Als neuer Artikel 15. wurde folgende Beſtimmung vereinbart: 


Artifel 15. 

„Denjenigen Regierungen, welde bei der Rheinſchifffahrte— 
„Konvention von 1831 rejp. 1868 nicht betheiligt find, in deren 
„Gebiet aber Zuflüfje des Rheines ſich befinden, bleibt der Beitritt 
„zu gegenwärtiger Uebereinfunft vorbehalten.“ 

Im Artikel 12., nunmehr 16., wurde mit Rüdjiht auf die VBollzugs- 
terming-Beftimmung in Artikel 13. feftgeiept, daß die Auswechslung der Ra— 
tififationen fpäteftens am 1. Mai 1870 und zwar zu Mannheim ftattfinden 
jolle. 

Nahdem inzwiſchen der Königlid Niederländiihe Bevollmädtigte von 
jeiner Regierung die weiteren Inſtruktionen bezüglid der noch vorbehaltenen 
Beftimmungen der Artifel 3. und 6. erhalten hatte, jo gab derjelbe ſeine Er— 
färung bierüber in folgender Weile ab, 

Das Niederländiihe Gouvernement bedauere es lebhaft, der Anficht der 
Bevolmädtizten der übrigen Yheinuferftaaten nicht beitreten zu können: daß 
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ein Stilftand der Fiſcherei während vollen 36 Stunden in jeder Woche für 
den Zwed ber gegenwärtigen Konvention unbedingt nothwendig fei. 

Während nad der Anfiht der Niederländiſchen Negierung der Vortheil 
einer ſolchen Maafregel ſehr zweifelhaft erſcheine, würde dieſelbe fie nöthigen, 
den Fiſchern zwei volle Nächte von fieben zu entziehen, über welche fie dermal 
noch für ihre Arbeit frei verfügen Fünnten. 

Inden die Niederländiiche Negierung eine Einftellung der Salmenfiicherei 
für zwei Monate im Jahr, ferner eine Nuhe von 24 vellen Stunden in ber 
Woche zugeftehe, und endlich noch einmwillige, daß ſämmtliche Zegenfiſchereien 
für Salmen täglih acht Stunden auch an denjenigen Orten eingeftellt wer— 
den ſollen, wo die Beichaffenheit des Waſſers feinen Stilftand bedingt, 
glaube diefelbe an der Grenze derjenigen Zugeſtändniſſe angelangt zu fein, 
welde fie als zuläffige Baſis für die gegenwärtige Verhandlung betrachte. 
Die auf telegraphiihem Wege erhaltenen Iuftruftionen madhten es dem Be— 
vollmädtigten völig unmöglih, hierin weiter zu gehen, Er müſſe es der 
Erwägung der übrigen Bevollmächtigten anheim ftellen, ob der Unterſchied 
von zwölf Stunden wöhentlih ein jo bedeutendes Objeft fei, um deshalb 
den weſentlichen Zwed ber gegenwärtigen Verhandlung unerfüllt zu laſſen, 
denn er würbe feinerjeits, wenn hierauf beftanden würde, ſich genöthigt jeben, 
die dermaligen Vorverhandlungen abzubreden. 

Bon Seite der übrigen Bevollmächtigten wurde hierauf verſucht, die ein« 
ander entgegenftehenden Anfihten durch Vorſchlag eines Mittelmeges zu ver« 
einigen und zu biefem Ende in Ausfiht geftellt, daß ihre Regierungen bie 
wöchentlihe Beihräntung von 24 Stunden annehmen würden, wenn von 
Niederländifher Seite die Schonungszeit um 10 Tage verlängert würde, jo 
daß jelbe für die Gewäſſer des Rheines und feine Zuflüffe vom Meere an 
aufwärts bis zur Heſſiſch-Bayeriſchen und Heſſiſch-Badiſchen Grenze vom 
20. September bis 1. Dezember, von da aufwärts aber vom 20. Oktober 
bis 1. Januar feftgejept werden würte. 

Da der Königlich Niederländiihe Bevollmächtigte fih nicht für autorifirt 
erachtete, biefen Vorſchlag anzunehmen, jo bemerkte er, daß er über denjelben 
die Entſchliehung feiner Regierung auf telegraphiſchem Wege einholen werde. 

Nachdem dieſe Entjchliefung am 27. Auguft Abends angefommen, gab 
der Niederländiſche Besollmädtigte in der auf den 28. Auguft auberaumten 
Schluß⸗-Sitzung die Erflärung: daß feine Negierung fid zu weiteren Kons 
zeifionen bezüglih der Schonungszeiten für Salmen nit verftehen Fönne, 
als eine tägliche Einftelung der Zegenfiiherei von ſechs Stunden, einen 
wöchentlichen Stillftand der Fiicherei von 24 Stunden und eine Schonungs- 
zeit vom 20. September bis 20. November für die unteren Staaten, wogegen 
für die oberen Staaten die Schonungszeit auf den Zeitraum vom 20. Of: 
tober bis 1. Januar feftzujegen fein würbe. 

Die übrigen Bevollmächtigten waren einftimmig der Anfiht, daß auf eine 
folde Beftimmung der Schonungszeiten für Salmen von ihren Negierungen 
nicht eingegangen werben könne. Der nunmehrige Niederländiihe Vorſchlag 
gehe überdies nodı in der That hinter die bereits im Laufe der Berbandluns 
gen in Ausficht geftellten Zugeftändniffe zurüd, indem er ftatt einer täglichen 
Einftellung der Zegenfifchereien von acht Stunden nur eine folde von ſechs 
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Stunden zugebe, die auf 2 Monate reduzirte Schonungszeit für den untern 
Rhein, ftatt der Monate Oftober uud November, auf den an ſich ungünſti— 
geren Zeitraum vom 20. September bis 20, November vorrüde, dagegen aber 
für die Schonungszeit in den obern Mheinuferftanten einen längeren Zeit. 
raum als von 2 Monaten vorzuichreiben beabfidhtige. 

Da hiernach ein Einverſtäudniß nicht zu erzielen war, je wurden Die 
Verhandlungen vorläufig geichloffen, zur Ronftatirung des bisherigen Reſul— 
tates der Entwurf der Vereinbarung, inſoweit er als feftgeitelt betrachtet 
werden fonnte, dem gegenwärtigen Protofolle, unter Weglaffung der noch 
unentjchiedenen Punfte, beigefügt, nachdem der Artifel 6, im UWebrigen in 
folgender Faſſung angenemmen worden war: 

Artikel 6. 

„Der Kung von Salmen (Eachſen) ift mit Rückſicht auf ihre 
Kortpflangung verboten: 

a) in den Gewällern des Mbeines und feinen Zuflüffen vom 
Meere an aufwärts bie zu Den Grenzeu, welche das Groß: 
berzogtbum Heffen vom Grofberzogtbum Baden und dem 
Königreihe Bayern Icheiden, mwenigftens von FIR 
bis — 

b) in den Gewäſſern des Rheines und ſeinen Zuflüſſen auf— 
wärts von deu bezeichneten Grenzen, mindeſtens vom 
VF bis — 

Da, wo Anftalten zur künſtlichen Befruchtung von Salmen— 
(Lachs-) Eiern in Verbindung mit Brutanftalten befteben, kann 
der Fang der Salmen (Ladhie) zur fünftlihen Zucht innerhalb 
der Schhonungszeiten von der zuftindigen Yandesbehörde geftattet 
werden.” 

Hiermit wurde gegenwärtiges Protofoll geſchloſſen und beftimmt, das 
das Driginal deffelben im Archive der Rheinichifffahrts » Zentral» Kommilfion 
hinterlegt und jedem der Herren Bevollmächtigten ein beglaubigter Abdruck 
zugeſtellt werben ſolle. 

Geſchloſſen Mannheim, den 28. Auguſt 1869, 


Dietz, zugleich für den zur Zeit abweſenden Bürgermeiſter 
Schuſter. 
Weber, zugleich ans Auftrag für die H.H. Yamottc und 
Stubenraud. 
A. von Zeltner. 
Benard, 
Schmitt. 
Preuſche. 
H. van Beeck Vollenhoven. 
François Pollen. 
Carl Herzog. 
A. von Scheven. 
Jeſerich. 
Für gleichlautende Ausfertigung: 
Der Präſident: 
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Protokoll Nr. IL 


der 


Verhandlungen bezüglich einer Mebereinkunft über 
gemeinfame Beftimmungen für die Fijcherei im 
Rheine. 


Gröfne Mannheim, 22. November 1869. 


Gegenwärtig: 


Für Baden: Herr Dr. Rudolph Diep, Gebeimratb im Großh. Hans 
delsminilterium, 

Herr Schuſter, Bürgermeifter der Stadt Freiburg im Br., 

Für Bayern: Herr Wilhelm Weber, Königliher Staatsrath. 

Für Franfreich: Her Arthur Maria Joſeph von Zeltner, Kaiſerli— 
her Konjul und Rheinſchifffahrts⸗Kommiſſär, 

Herr I. Benard, Kailerliber Ober-Ingenieur für Brüden- und 
Straßenbauten. 

Für Heflen: Herr Karl Schmitt, Großb. Geheimratb und Provinzial 
Direftor zu Mainz, 

Herr Preuſchen, Großb. Oberförfter in Ernfthofen. 

Für Miederland: Herr Dr. Heinrich van Beek Vollenhoven. Mit- 
glied der erften Kammer der Generalftaaten und Präfident 
des Kollegiums der Meerfiſcherei; 

Kür Preußen: Herr Karl Herzog, Geheimer Ober-Regierungs-Rath. 

Laut des Protofolles vom 16. bis 28. Auguft d I. waren damals die 

Verhandlungen über gemeinjame Beftimmungen für die Fiſcherei im Rheine 

vorläufig geſchloſſen worden, da über einige Punkte der projeltirten Ueber— 

einfunft feine Uebereinftimmung erzielt werben fonnte- Im der Zwiſchenzeit 
hatten zwilhen den Regierungen von Niederland und ‚Biden im biplomas 
tiichen Wege Erörterungen ftattgefunden, in deren Verlauf die Königliche 

Niederlindiihe Regierung unterm 15. d. M. mittelft einer Note an den 

Großberzuglihen Minifter-Refidenten im Haag mehrere Vorſchläge zur Ber» 

ftändigung über die obihwebende Fragen machte, und fich bereit erflärte, auf 


Grund derjelben die Verhandlungen wieder aufzunehmen. Die Großherzog: 
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lich Badiſche Regierung hatte dieſe Note an fämmtliche beiheiligte Regierungen 
mitgetbeilt und biefelben eingeladen bis zum 22, November d. 3. ihre be» 
treffenden Bevollmächtigten nah Mannheim abzuorbnen, um an diefem Tage 
die am 28, Auguft abgebrocdhenen Verhandlungen auf Grund ber neueren 
Niederländischen Vorſchläge wieder aufzunehmen. Da fämmtliche Regierungen 
biermit einverftanden, und deren obengenannte Bevollmädtigte und KRommil- 
faire in Mannheim eingetroffen waren, fo wurde die Konferenz am obenge- 
nannten Tage zu Mannheim im Lokale der Rheinihifffahrts-Gentral-Kommil- 
fion unter dem Borfipe des Badiſchen Herrn Bevollmächtigten wieberer- 
öffnet, 

Nachdem der Leptere den nunmehrigen Stand der Sade furz dargelegt 
batte, erläuterte der Kommiſſair für Niederlandb näber ben Stanbpunft feiner 
Regierung und die Motive, welche die Vorſchläge vom 15. d. M. berbeige- 
führt haben. Hiernach hatte die Niederländiihe Regierung es für unzuläffig 
erachtet, einen wödhentlihen Stillftand der Salmenfiicherei von 24 Stunden 
zuzugeſtehen, weil bie Oppofition gegen diefe Mafregel von Seite der Nieder 
ländiichen Fiſcherei-Berechtigten eine allgemeine und jehr lebhafte geworden 
war. Gegen den täglihen Stillftand der Zegenfiidhereien von acht Stunden 
wurde von Nieberländiidher Seite feine Erinnerung mehr erhoben, und zu» 
gleih beantragt, dieſe Beltimmung auch auf alle übrigen Fangarten mit 
Ausnahme der Zalmfteefe auszudehnen. 

Die übrigen Bevollmächtigten erflärten mit Rüdfiht auf die dargelegten 
Berhältniffe und unter Vorausſetzung einer Berftändigung über die übrigen 
Punkte fi) bereit, auf Feftiepung eines möchentlihen Stillftandes für Die 
Salmen-Fifchereien zu verzichten. Den Niederländiihen Vorſchlag wegen 
Ausdehnung des täglichen Stilftandes auf alle Fiſcherei-Methoden glaubten 
fie jebod ablehnen zu jollen, da er für die übrigen Rhbeinuferftaaten bei den 
BVerhältniffen der dortigen Fiſchereien und der Verſchiedenartigkeit ihres Be— 
triebes, der ohnedies ia der Regel auf wenige Monate im Jahre beidränft 
fei, fih als unausführbar darftelle und zubem feine erhebliche Wirkung für 
die Schonung der Salmen in Ausfiht ftele. Der Niederländiihe Kommiffair 
erflärte fich bereit, hierüber die Entjchliefung feiner Regierung einzubolen. 
Der weitere Vorſchlag der Niederländiihen Regierung, die jährlihe Schonungs- 
zeit im der Art feftzuftellen, daß: 

1) fämmtlidhe Zegenfiichereien vom 1. September bis 1. Januar, 
2) die übrigen Fifchereien in den Niederlanden, Preußen und Heſſen 
vom 1. September bis 15. November, in den oberen Staaten 
som 15. Oftober bis 1. Ianuar ausgelegt bleiben follten, 
wurde von den übrigen Kommifjairen angenommen. 

Der hieran von Niederländiſcher Seite gefnüpfte weitere Vorſchlag eines 
Berbotes des Transporte und DVerkaufes von Laich-Salmen in ber Zeit 
vom 1. Sept. bis 1. Januar rief eine längere, fehr eingehende Diskujfion 
bervor. Namentlid wurden zwei Punkte hervorgehoben, melde bei einer 
ſolchen Fafjung des Verbote, wie fie von Niederland vorgeſchlagen morben 
war, eine Ausführung deſſelben faft unmöglihd maden würden. Ginmal bie 
Rüdfwirfung eines folden Verbotes auf die Einfuhr und ben Handel mit 
Salmen aus andern Gegenden ald dem Rheingebiet, wobei insbejondere von 
dem Niederländiiden Kommilfair hervorgehoben wurde, daß er die Impor- 
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tation von Norwegiſchen Salmen und den Verkehr mit denſelben ausdrücklich 
ausgenommen wiſſen wolle, während von Seite bed Preußiſchen Kommiſſairs 
gleichfalls geltend gemacht wurde, daß es zur Zeit für feine Regierung un- 
thunlid fein würde, die fraglidhe Belimmung ohne Weiteres auf bie öftlichen 
Theile des Staates, reip. auf den Verkehr mit Salmen aus ben Stromge- 
bieten dieſer Landestheile auszubehnen. Die Konferenz erachtete es zulept 
für angemefjen, dieſe Schwierigkeit dadurch zu befeitigen, daß bie betreffende 
Beſtimmung ansdrüdlid auf die Salmen des Rheines beichränft werde, was 
auch in Harmonie mit der ganzen Grundlage und ber Tendenz ber vor 
liegenden Webereinfunft fei, welche offenbar nur dahin gebe, eine Schenung 
und dadurch eine angemeffene Vermehrung der Salmoniden im Rheingebiete 
herbeizuführen. Den betreffenden UfersRegierungen müfje et jobann beim 
Vollzuge ter Uebereinfunft überlaffen werden, die geeigneten Kontrol-Maß— 
regeln für den Berfehr mit Salmen aus andern Gewäffern zu treffen. 

Die zweite weientlihe Schwierigkeit, welche bei dem Niederländiichen Bor» 
ſchlage bervorgehoben wurde, betrifft die nähere Beftimmung derjenigen 
Salmen, welde alö „propres à la propagation“ anerfannt werben follen, 
Nah dem Wortfinne müßten darunter alle weiblihen Salmen verftanden 
werden, weldye nicht fteril feien, denn alle diefe Salmen jeien zur Fortpflan» 
zung geeignet. Dies fei auch praktiſch das Richtige, weil eine genaue Ber 
zeihnung bes Zuftandes, in welchem ein Salm als laihreif im Sinne ber 
Konvention anerfannt werben müſſe, nicht gegeben werden fünne. Faſt alle 
Staaten, melde ein durch den Grab der Gierentwicelung bedingtes Verbot 
in ihre Gefepgebung aufgenommen haben, hätten fi in die Nothwendigkeit 
verfept geſehen, dies aufzugeben und als einzigen praftiihen Ausweg das 
Berbot des Verfaufes aller Weibchen während der Schonungszeit auszuſprechen. 
Die Bevollmächtigten der übrigen Rheinuferftaaten fepten daher dem Nieder» 
ländiſchen Borihlag den Antrag entgegen, das Verbot fo zu faffen, daß es 
für alle Salmenweibdhen ohne Rüdfiht auf den höheren oder geringeren Grab 
der Entwidelung der Eier gelte. 

Sie wieſen zur Begründung dieſes Antrages darauf bin, daß nad 
den in den obern Staaten gefammelten Daten durdfänittlih fünf Salmen- 
männden auf ein Weibchen treffen, und daß dieſes Verhältniß in der Zahl 
der Weibchen und Männden die Schonung der erfteren überhaupt, 
chne Rüdfiht auf den augenblidlihen Grab der Gierentwidelung 
für den Zwed der Nachzucht wünſchenswerth made, wie denn aud die Be 
fruhtungs-Anftalten bis jept immer nur Mangel an der binreihenden Anzahl 
von Weibchen gebabt haben. Auch jei eine Unteriheidung des Geſchlechts 
bei Salmen, wenn fie einmal eine gewiffe Größe erlangt baben, feineswegs 
ſchwierig und fünne ſowohl von Seite der Fiſcher als der Auffihtsorgane 
mit Leichtigfeit vollzogen werben. 

Der Niederländifhe Kommiffair fonnte die angeführte Verhältnißzahl 
zwilhen Männden und Weibchen für die Niederlande nicht als richtig an« 
erfennen, da nad den dafelbft feit September d. 3. angeftellten Recherchen 
die Zahl der Weibchen jene ter Männchen erheblich übertrifft. Auch jepte 
er dieſem Vorſchlage den Umftand entgegen, daß in Holland auf den Fang 
der fogenannten Winterfalmen ein großer Werth gelegt werbe, deren Weibchen 
in der Regel nur ſehr ſchwach entwidelte Eier enthalten, und deren Fort— 


30 


pflanzungsfäbigfeit noch nicht hinlänglich nachgewieſen ſei. Da jedoch Die 
Schwierigkeit, den Grad der Laichreife richtig zu beurtheilen, auch nach ſeiner 
Meinung vorbanden fei, jo erklärte er ſich bereit, dieſen Vorſchlag ſeiner Re 
gierung vorzulegen und deren Entſcheidung auf telegraphiſchem Wege ein- 
zubulen. x 

Nachdem der Königl. Niederländiiche Bevollmächtigte von feiner Re 
gierung die erbetene weitere Inftruction erhalten batte, jo gab er über die 
noch ausgelegten Punkte die Grflärung ab, daß: 

1) Das Niederländiihe Gouvernement damit einverftanden ſei, den 
täglichen Stilftand von 8 Stunden nidt auf andere Fiſcherei— 
methoden als Die Zegenfiſcherei auszudehnen, vorausgejept, daß 
diefe Beftimmung für den ganzen Rhein gleihmäßige Geltung 
babe. 

Alle andern Bevollmächtigten erflärten dieſe Vorausſetzung als ſelbſt— 
verftändlic. 

Er erklärte former: 

2) daß feine Negierung dem Antrage: ftatt Verbotes des Verlehres 
und Transportes von Salmen, welde zur Fortpflanzung geeignet 
find, während der Schonzeit vom 1. September bis 1. Januar, 
das Verbot dei Berfaufes und Transportes von weiblichen Salmen 
während dieſer Zeit zu ſetzen, nicht beitrete, er vielmehr ange 
wielen fei, bei dem in der Depeihe vom 15. November bezeichnes 
ten Terte zu bebarren, wobei jedoch nicht autgelchlofjen ſei, den— 
jelber in geeigneter Weile durd einen andern Ausdrud näher zu 
erläutern. 

Die übrigen Bevellmächtigten erachteten es nicht für geeignet, auf eine 
ſolche Erläuterung einzugeben, hielten vielmehr dafür, daß nunmehr nur er 
übrige, den in der Note vom 15. d. M. gebrauchten Ausdruck ohne alle 
Veränderung in den Vertrag aufzunehmen. 

Zum Artifel 8. wurde vom Königlihen Niederländiichen Bevollmächtigten 
noch cine Modifikation zu dem Zwede vorgejhlagen, genauer zu beftimmen, 
daß dieſer Artifel nicht auf bereits beftehende Fabriken und Anftalten ans 
wendbar jei. 

Es wurde von der Konferenz vereinbaret, dieſem Antrage dadurch zu ente 
ſprechen, daß mittelft eines Zuſatzes zum Artikel 8. der Landesgeſetzgebung 
überlijjen wird, hierüber nähere Beftimmung zu treffen. 

Die Konferenz jchritt hierauf zur Redaktion der hiernach einer Verände— 
rung unterliegenden Artikel 3., 6. und 8. 

Artikel 3. wurde in felgender Weile formulirt: 


Artifel 3, 

„Eine für Zegens eingerichtete Fiſcherei darf nicht mehr als 
„zwei Nepe zugleich chend im Waller haben. 

„Sin Zegen, mit beiden Flügeln an einem Ufer aufgezogen, 
„wird nicht als fichend betrachtet. 

„Zreibnege und Zegens dürfen nicht derart ausgejept und 
„befeſtigt werden, daß fie feltliegen oder bangen bleiben. 

„In Gewäſſern, in weldhen Ebbe und Fluth ftattfindet, ift 
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„das Fiſchen mit Treibnegen und Zegens nur bei ftillem ober 
„abfließendem Waſſer erlaubt. Zur Fluthzeit dürfen Treibnetze 
„und Zegens nicht im Waſſer bleiben. 

„Das Fiſchen mit Zegens muß täglich innerhalb vier und 
„zwanzig Stunden wenigftens acht Stunden eingeltellt werden, 
„auch da, wo die Fluth fürzere Zeit ald 4 Stunden dauert oder 
„gar nicht ſtattfindet. 

„Die nmäbere Beltimmung über die Stunden dieſer Ein— 
„Stellung wird von den zuftindigen Yandesbehörden getroffen 
werben.” 

Bei der Faſſung vieles Artifels hatte der Niederläudiſche Kommiſſär die 
Ihon in der Note des Königlich Niederlindiichen Minifters vom 15. d. M. 
enthaltene Bemerfung wiederholt, daß es ſelbſtverſtäudlich ſei, Daß die Zeit 
der Fluth im der täglichen Unterbrebung von 8 Stunden innebegriffen jei. 
Ebenſo wurde von Seite des Königlih Preußiſchen Bevollmächtigten darauf 
bingewieien, daß nad der ganzen Tendenz des gegenwärtigen Vertrages bei 
Ausführung deſſelben die Keftitellung der täglihen Nubezeit von 8 Stunden 
in einer Weile zu erfolgen babe, weldye dem Zwede der Schonung entiprede; 
nämlich der Art, daß fie im möglichft ununterbrochener Folge gelegt und je 
denfalls in micht mehr als zwei Abfchnitte getheilt würde. Dieſe Auffaſſung 
fand feinen Wideriprud. 

Artifel 6. erbielt nadı den oben enthaltenen Bemerkungen folgende Nevaftion : 


Artikel 6. 


„Zum Zwede der Bermebrung der Salmen (Lachſe) finder 
„aljährli eine Einftellung des Ranges derielben jtatt: 

„I mit Zegens: im der Zeit vom erften September bis erften 
„Sanuar; 

„2) mit anderen Kanggerätben: 

„a) in den Gewäflern des Nheins und feinen Zuflüffen vom 
„Meere an aufwärts bis zu den Grenzen, welde das Groß— 
„berzogthum Helfen vom Großherzogthum Baden und dem 
„Königreihe Bayern fcheiden, vom erften September bis 
„fünfzehnten November; 

„b) in den Gewällern des Rheines und feinen Zuflüffen aufs 
„wärts von dem bezeichneten Grenzen an: vom Fünfzehnten 
„Dftober bis erften Januar. 

„In der Zeit vom erften September bis erſten Januar iſt 
„verboten, zur Kortpflanzung geeignete Rheinſalmen feilzubieten 
„zu verfaufen oder zu transportiren. 

„Iunerhalb der Schonungszeiten fünnen jedod die zuftän» 
„digen Zandesbehörben den Fang der Salmen für Unftalten zur 
„fünftlihen Zudt in den fontrabirenden Staate zum Zwede der 
„Befruchtung geftatten. Diele Fiſche fünnen nad Benügung zur 
„Befruchtung unter geeigneten Kontrolmaßregeln feilgeboten, ver— 
„fauft und transportirt werden*. 

Die Konferenz betrachtete es als jelbftverftändlich, daß die den Behörden 
eingeriumte Befugniß den Bang von Salmen zum Zwede der Fünftlichen 
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Fiſchzucht zu geftatten, nicht in der Art ausgeübt werden dürfe, daß fie den 
Gharafter eines Monopoles oder eines Privilegiumsd für ein Gtabliffement 
zum Schaden der allgemeinen Intereſſen der fontrabirenden Staaten anneh- 
men kann. 

Bezüglih der Kontrole beim Berkaufe oder Transporte der zur fünftli- 
hen Befruchtung benügten Salmen wurde bemerkt, dab es jedem Staate 
überlaffen bliebe, diejenigen Kontrol» Maßregeln vorzuihreiben, welde nad 
den vorliegenden Erfahrungen fih als die wirkiamften darftellen. Zur Zeit 
ſcheine die befte Kontrole darin zu beftehen: daß eine Schnur durch Kiemen» 
dedel und Schlund der Fiſche gezugen und ſodann durch eine Plombe oder 
ein Siegel geichloffen werde. 

Zum Artifel 8. wurde der zu machende Zuſatz in folgender Weile feft- 
geftellt: 

„Ob und in wie weit die obigen Vorſchriften auf die bereits 
„beitebenden Ableitungen aus landwirtbicpaftlichen oder aus ge 
„werblichen Anlagen Anwendung finden follen, wird gleichfalls 
„von der zuftändigen Landesbehörde beftimmt werben.” 

Schließlih wurde noch vereinbart, daß der Großh. Badiſche Bevollmäch— 
tigte als Präfident der Konferenz erjucht werds, die jämmtlidhen auf die Kon. 
ferenz erlaufenen Koften, wovon jene für den Zujammentritt vom 16. — 28, 
Auguft d. 3. einftweilen vorſchußweiſe von der Großh. Badiſchen Regierung 
getragen worben find, zufammenzuftellen und den übrigen Bevollmächtigten 
bierüber Mittheilung zu machen. Dieje Koften jolen von den Fontrahirenden 
Staaten zu gleihen Raten übernommen und deren Rüdvergütung an bie 
Großh. Badiſche Regierung dur Zahlung an die Kaffe des HaupteZolleAmtes 
Mannheim bewirft werden. 

Nahdem nunmehr die Aafjung des vorliegenden Vertrages vollſtändig 
vereinbart war, jo wurde zu deſſen Unterfertigung von Seite der im Proto» 
folle vom 16. Auguft benannten Besollmädtigten in der Art geihritten, daß 
6 gedrudte Eremplare des Vertrages unter Anwendung bes Alternates, jodann 
ein fiebentes mit alpbabetiicher Ordnung der Fontrahirenden Staaten von 
jämmtlihen Bevollmächtigten unter Beidrüdung ihrer Siegel unterzeichnet, er» 
ftere den betreffenden Bevollmächtigten eingebändige, legteres aber im Archive 
ber Zentral-Kommilfion niedergelegt wurde. 

Gegenwärtiges Protofoll wurde in einem Driginal-Eremplare in deuts 
her und frangöfiiher Sprade ausgefertigt, um im Archive der ZentralsKoms» 
milfion deponirt zu werden; jedem Bevollmächtigten aber joll ein von dem 
Präfidenten beglaubigter Abdrud zugeftellt werben. 

Mannheim, den 27. November 1869. 


Dieb. 

Weber. 

U. von Zeltner. 

Schmitt. 

SH. van Beet Bollenboven. 
Karl Herzog. 


Für gleihlautende Ausfertigung 
Der Präfident: 
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Durch die eingeleiteten Verhandlungen über ein auf Grund der Verfaſſungs— 
Urkunde zu erlaffendes Unterrichtögeiep kommt das Haus der Abgeordneten 
häufiger als früher in den Fall, von den beftehenden Verbältniffen des öffent- 
lichen Schulweſens Kenntniß zu nehmen. In den Büchern, welde ih Ew. 
Hochwohlgeboren hierbei für die Bibliothef des Haufes zu überfenden mic 
beebre, it Dazu, was das höhere Schulweien betrifft, ein, meines Erachtens 
wohlgeeignetes Hülfsmittel dargeboten. 

Der Umfang und die Vielſeitigkeit, zu welcher ſich das Preußiſche höhere 
Schulweſen allmählich ausgebildet hat, machte es ſchon vor längerer Zeit 
wũnſchenswerth, ſowohl die hiſtoriſche Entwidelung wie die ftatiftiihen Ver— 
hältniſſe deffelben im Meberficht zu bringen, nnd über den Beftand der Schulen 
in den einzelnen Provinzen, jo wie über die Aufwendungen für dieſelben von 
Zeit zu Zeit eine Art Nedenihafteberiht in die Deffentlichfeit gelangen zu 
faffen. Es ift die Abjicht, dies von 5 zu 5 Jahren zu thun. 

Die erfte derartige Publifation iſt vor 5 Jahren in meinen Auftrage 
erfolgt; es ift Band I. der anlıegenden bifteriich - ftatiftiichen Darftellung, 
welcher bis zum Jahre 1864 führt; der unlängft erichienene zweite Band um: 
faßt die seitdem verfloffenen fünf Jahre, giebt alio aud zum erften Mat 
von den höheren Lehranftalten der neu erworbenen Landestheile und von ber 
in denſelben begonnenen Preußiichen Organiſationsthätigkeit vollftändige 
Nachricht. 

Eine Ergänzung dieſer hiſtoriſch-ſtatiſtiſchen Publikationen bildet die 
gleichfalls beigefügte Sammlung der wichtigeren für die Einrichtung und 
Verwaltung der höheren Schulen erlaſſenen Verordnungen und Geſetze, 
worin zunächſt ein Bedürfniß der neuen Landestheile eine entgegenkommende 
Berückſichtigung gefunden bat. 

Ich glaube mid der Hoffnung bingeben zu fünnen, daß das Haus der 
Abgeordneten nicht nur die Nüplichkeit dieier Publikationen an fih und für 
den gegenwärtigen Zeitpunkt anerfennen, jondern in dem Inhalt derielben 
auch einen Beweis dafür finden wird, daß das höhere Schulweien des Landes 
mit Vermeidung ter Gefahren chen fo wohl der Stagnation wie eines uns 
zeitigen und ungebuldigen Erperimentirens bisher eine dem geiftigen Leben 
der Nation emtiprechende und förderliche Entwidelung gehabt hat. 


v. Mübler. 


An 


den Präfidenten des Hauſes der Abgeordneten, 
Herrn von Fordenbed. 


Hochwohlgeboten. 
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Abänderungs- Anträge 


dem Entwurfe einer Kreisordnung (Ar. 4. der Druckſachen). 


v. Brauchitfch (Alatow), v. Denzin. Dat Haus der Abgeordneten 
wolle beſchließen: 
1) für den Kal der Annahme des Amendements Wachler zu $. 22, 
— No. 72, ad 4. der Drudiahen — hinter den Worten „auf 
12 Jahre“ einzuihalten: 
„oder auf Lebenszeit“. 
2) $. 24. Alinea 3 dahin zu fallen: 
Wird die Beftätigung verlagt, jo ift eine zweite Wahl an» 
zuordnen. Wird aud diefe Wahl, nah Anhörung des 
Kreisausihuffes, vom Landrathe nicht beftätigt, jo ernennt 
Yepterer auf den Vorſchlag des Amtshauptmanns nad An— 
börung bes Kreisausihuffes den Gemeindevorfteher, bezie- 
hungsweiſe Schöffen auf drei Fahre. Daffelbe findet ftatt, 
wenn die Gemeinde die Wahl verweigert. 
3) $. 26, Alinea 3. und 4. zu ftreichen. 
4) $..28. am Schluffe hinzuzujegen: 
Inſoweit fonft nod in den Gejepen dem Gemeindevorfteber 
(Schulzen) beziebungsweije den Schöffen Rechte und Pfli- 
ten zugemielen find, behält es dabei fein Bemenden. 


Zu $. 29, 
5) Alinea 3. und 6, zu ſtreichen. 
Alinea 8. wie folgt, zu fallen: 

„Die Bereidigung des Gutsherrn, beziehungsweiſe feines 
Stellvertreters erfolgt durch den Yandratb, oder im Auftrage 
deffelben dur den Amtshauptmann.“ 

Alinea 9. wie folgt, zu faffen: 
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„Der Landrath kaun nah Anhörung des Amts« 
bauptmannd die Zulaffung eines ungeeigneten Stell» 
vertreters verlagen, auch die Entlaffung des Stellver- 
treterd zu jeder Zeit anordnen. 

Dem Gutsberen ftebt gegen eine ſolche Verfügung 
binnen 10 Tagen Präflufivfrift der Rekurs an die 
Bezirferegierung zu. Dieſelbe entidheidet endgültig. 
Wird von dem Gutsherrn wiederbolt ein ungeeigneter 
Stellvertreter beftellt, oder wird Die geieplich erforber- 
liche Beitellung eines Stellvertreterd verweigert, ober 
ift der Befiger des Guts der bürgerlichen Ehrenrechte 
für immer oder zeitweile für verluftig erflärt, fo ſteht 
dem Landratbe die Ernennung des Stellvertreters auf 
Koften des Beſitzers zu.“ 


v. Bodum: Dolffs. Das Haus der Abgeordneten wolle beidyließen: 
I. zum &. 27. folgenden Zujag als alinea 6. hinzuzufügen: 
Das Geiep, betreffend die Konflifte bei gerichtlichen 
Verfolgungen wegen Amts- und Dienitbatidlungen, vom 
13. Februar 1854 (Gei.-S. S. 86.), wird bierdurd, inlo» 
weit ed die Zivil-Beamten betrifft, aufgeboben. 
II. Die Ueberichrift des Gelege: nicht, wie der Entwurf es beiagt, 
ſondern wie folgt zu fallen: 
Verwaltungs» Drdnung für die Provinzen Preußen, Bran- 
denburg, Pommern, Polen, Schlejien und Sachſen. 


Berlin, ben 8. Ianuar 1870, 
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A 234, 


Berichterftatter: Haus der Abgeordneten. 
Abgeordueter Bablmann. 10. Eegislatur= Periode. 
— — - IH. Seffion 1869. 





Bericht 


X. Kommilfion über den Entwurf einer Grund» 
buch-Ordnung. (Nr. 24. der Drudjachen.) 


Nas ber Berathung des Entwurfes eined Gefepes über den Eigenthumser: 
werb und die dinglihe Belaftung der Grundflüde bat bie X. Kommilfion 
fih der Vorberathung des ihr gleichzeitig überwiefenen Entwurfes einer Grund» 
buch =» Ordnung unterzogen und biefelbe — abgejeben von dem beigegebenen 
Koftentarife, über den bejondere Berathung und Berichterftattung vorbehalten 
ift — in 8 Sipungen, denen als Kommiffar der Königlihen Staatsregierung 
ber Herr Geheime-Juftiz-Ratb Dr. Förfter beimohnte, beendigt. Ueber ben 
Verlauf und das Relultat der Beratbung erftattet die Kommilfion nad 
ftehenden Bericht. 

Mit dem Inkrafttreten des Geſetzes über den Eigenthumserwerb u, j. w. 
ift die Notbwendigfeit gegeben, die Vorſchriften, melde die Hypothefen-Drb- 
nung vom 20. Dezember 1783, ſowie die jpäteren, dieſelbe abändernden und 
ergänzenden Gejege über die Einrichtung der Grundbüder und über das bei 
Eintragungen in dielelben zu beachtende Verfahren aufftellen, mit den Prin« 
zipien des gedachten Gejepes in Einflang zu bringen. Wie in den Motiven 
bereitö ausgeführt ift, Laffen diefe nothwendigen Aenderungen fi um jo weniger 
in die Form eines ergänzenden Geſetzes — einer Novelle — zujammenfafien, 
als abgejeben von ihrer Bedeutung und Tragweite ſowie der Abſicht, die Ge- 
lege mit der Zeit auf die Gebiete des gemeinen und franzöfiichen Rechts aus- 
zubehnen, aud mehrfachen Reformen Rechnung zu tragen ift, welche zur Bes 
jeitigung der unverfennbaren Uebelftände bes bisherigen Rechtszuftandes viel- 
fad und mit Redt verlangt find. Aus diefen Gründen bat die Kommilfion 
die Frage nad dem Bebürfniffe einer neuen, fodifizirten Grundbud»Ordnung 
für das Gebiet, in weldem das Gejep über den Eigentbumderwerb u. j. w. 
Geltung haben ſoll, im allfeitiger Webereinftimmung bejabt. Auch den in ber 
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eingebrachten ‚ Grundbuchordnung wiberlegten und ausgeführten Prinzipien, 
welche ſich theils als nothwendige Konjeauenzen des gedachten materiellen Ge: 
fepes ergeben, tbeild den anerkannten Mebelftänden Abhilfe gewähren jollen, iſt 
die Kommiſſion im Weientlihen überall beigetreten und daher in ter Lage, 
zur Nechtfertigung derielben auf die ausfübrliben Motive faft durdgängig 
Bezug nehmen zu fünnen. 

Was insbeiondere die Defonomie und Terminologie. der Gefegentwurfes 
anlangt, ſo ift die erftere, welche von der Eintheilung der Hupotbefen » Orb» 
nung vom 20. Dezember 1783, dem Entwurfe einer Hypotheken-Ordnung von 1864 
und der Hppotbefen-Dridnung für Neuvorpommern mit der gerechtfertigten Aus- 
nabme, daß den Vormerfungen (Proteftationen) fein befonderer Abichnitt mehr gee 
° widmet ift, nicht. erheblich abweicht, von der Kommilfion in feiner Beziehung 
beanftandet und find ſämmtliche Weberfchriften der einzelnen Abjchnitte, wie 
bier vorweg bemerft werden mag, einftimmig angenommen. Bon den 
in Borihlag gebradten, in den Motiven (Seite 52.) zuſammenge— 
ftellten neuen techniſchen Ausdrüden find nur zwei im Einverftändniffe mit 
ben Herrn Negierungsfommiffar geändert: es ift ftatt Reihe (Kolonne) das 
Wort „ Spalte” und als generelle Bezeihnung ber zweiten Hauptipalte der 
zweiten und dritten Abtbeilung ſtatt „Untereinjhreibungen“ die bereits bei 
vielen Gerichten eingeführte Bezeihnung „Beränderungen“ von der Kom« 
miffion beliebt werden. 


Erfter Abfchnitt. 


Bon der Form und Ginridtung der Grundbüder. 
Zu 


8§. 1. 

Die Berbindung des Grundbuds mit dem Katafter ift zuerjt durch die 
Verorbnung vom 31. März 1834 (Geieg- Sammlung ©. 47.) für das Herzog» 
thum Weftphalen und das Fürftentbum Siegen angeordnet und durd die 
Kabinetörrdre vom 16. Juli 1840 (J.“M.«Bl. S. 250.) auf die Bezirke der 
damaligen Ober-Landesgerichte zu Münfter, Paderborn und Hamm ausgedehnt 
worden. Daß dieſe Verbindungen in Zukunft auch in den ſechs önlidhen Pro- 
vinzen bewerfftelligt werden und die Grund» und Gebäudeſteuerbücher fortan 
die Grundlage für das Grundbuch bilden jollen, ift eine dır wichtigſten und 
vortheilbafteften Neuerungen der Grundbud » Ordnung. Die Art und Weile, 
wie diefe Verbindung durchgeführt werden joll, unierjdeider ſich von der in 
der Provinz Weftphalen beftehenden Einrichtung in mehrfadher Beziehung. 
Die Grundbuch-Ordnung ($. 4.) geltattet bei Güterfompleren die Eintragung 
der Geſammtfläche und des Gefammtreinertrages und hat insbefondere aud) 
die für den Verkehr zu läſtige Beftimmung des $. 27. der Verordnung vom 
31. März 1834, weldyer bei Bermeidung einer Ordnungsſtrafe für jeden Kon» 
traventiondfall anordnet, 

daß in allen künftig abzuidließenden Berträgen über Grundftüde, 
insbejondere in Kaufe und Berpfandungs » Iuftrumenten, welche 
vor Geriht oder von einem Notar aufgenommen werden, genau 
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anzugeben ift, wie die Grundftüde in dem betreffenden Katafter« 
Flurbuch bezeichnet find, 
auf das unbedingt nothwendige Maß beichränft (vergl. $. 39. der Grundbud- 
Ordnung, $. 17. des Griep-Entwurfs über den Eigenthumsermwerb u. ſ. w.) 

Diefen Erleihterungen gegenüber erfordert die Grundbud » Ordnung 
andererjeitö eine Berũckſichtigung der Gebäudeſteuerbücher und die Eintragung 
des Grunbdfteuer-Reinertrages und des Nugungswertbes ($. 9. der Grundbuch 
Ordnung), ermöglidt aber auf dieſe Weiſe nicht allein bei Gebäuden eine 
foniequentere Durchführung des Spezialitäteprinzips in Betreff des Objefts, 
jondern auch überhaupt die Aufnahme von Vermerfen in die Hypotheken— 
Urfunden, welche für die Beurtheilung der Sicherheit der Hypothek einen zweck— 
mäßigen Anhalt gewähren. 

Um eine möglihft volftändige Uebereinftimmung zwijhen den Steuer- 
und Grundbühern zu erhalten, hält die Vorlage es für nothwendig, die 
Grundbüder für die Steuererhebungs-Bezirfe anzulegen. 

Es wird in ben Motiven bemerkt, daß durch dieſe Beftimmung eine 
Aenderung ber jept angelegten Hypotbefenbücher, vielleicht wenige Ausnahmen 
abgerechnet, nicht erforderlich werde, indem die Erhebungsbezirfe in der Regel 
mit den Ortichaften zuſammenfielen. Diefe Borausfepgung trifft jedoeh nur 
für die öftlihen Provinzen zu; im ben weftlihen Provinzen, jowie in ben 
neu erworbenen Landestheilen eriftiren größere, mehrere jelbftftändige Gemein» 
den umfafjerde Steuer-Erhebungsbezirfe. Demgemäß und um die getroffene 
Einiheilung ber bereits angelegten Grundbücher aufreht erhalten zu können, 
nahm die Kommilfion den erften Sap des in Rede ftehenden Paragraphen 
im Einverftändniffe mit dem Herrn Regierungs-Kommiffar in der folgenden 
vorgeſchlagenen Fafjung: 

„Für jeden Gemeinde», jelbitftändigen Guts- oder bejonderen 
GrundfteuersErhebungsbezirf werben ein oder mehrere Grundbüder 
angelegt,” 

mit großer Majorität an. Die folgenden Säge des Paragraphen wurden 
— abgejehen von der Faſſungs-Aenderung „Fortlaufender” ftatt „ununter« 
brochener“ — unverändert angenommen, nahdem nod unter Zuftimmung des 
Herrn Regierungs-⸗Kommiſſars hervorgehoben war, daß die Beftimmung Des 
zweiten Sapes, nicht, wie nad den Motiven ©. 54. und 68, angenommen 
werden fünne, dabin zu verftehen fei, daß bei der Zurüdführung des Grund» 
buchs auf das Katafter alsbald aud jedes nicht im Verkehr befindliche jelbits 
ftändige Grundſtück ein Blatt im Grundbuche erhalten müſſe, ſondern die 
Eintragung gemäß $. 142. den Antrag des Eigenthũümers vorausjege (vergl. 
$. 4. der Verordnung vom 31. Mär; 1834, Gef -Samml. ©. 47.). 
Zu 
$. 2. 
wurde in ber Kommilfion alljeitig anerkannt, daß in Folge der Auflaffunge- 
theorie die Möglichkeit der Eintragung der Grundftüde der Eifenbabnen und 
der öffentlichen Landwege geihaffı und das Grundbudh, in welchem die Gin» 
tragung zu erfolgen babe, bezeichnet werden müſſe. Die Aufnahme einer 
gleihen Beftimmung für die Wafferftraße wurde jedoch für entbehrlich erachtet, 
indem abgejehen von dem Umftande, daß die Landjeen nicht befonders in dem 
1° 


4 


Katafter verzeichnet jeien, nur die dem Waſſer abgewonnenen Flächen einen 
Gegenftand des Verkehrs bildeten und in dieſen feltenen Källen auf Grund 
einer nachträglichen Kataftrirung die Eintragung leicht nadhgebolt werden fönne. 
Die Kommilfion beſchloß demgemäß den Wegfall der Worte „und Waller 
ftraßen“, ſowie in Folge des Beidluffes zu $. 1. die Eriepung des Ausbruds 
„Erhebungs-Bezirks“ durch „Bezirk ($. 1.)* und nahm mit diefen Aende— 
rungen den Paragraphen mit großer Mehrheit an. 
Der 


8. 3, 
wurde unbeanftandet angenommen. Der Kortbeftand der Grundbuchblätter 
für Gerechtigfeiten ift bereits im $. 67. des Entwurfs des Gefepes über den 
Eigenthumserwerb u. ſ. w. vorausgejept. 


Zu 
8. 4. 


wurben Bedenken gegen den erften Sap nicht erhoben und nur ber Drud» 
fehler „ibre* ftait „ihrer“ berichtigt. Zum zweiten Sape wurde beantragt, 
ftatt „Grund- und Gebäude-Steuerbühern* zu fepen: 

„Steuer-Büdhern” 
meil bei der Gebäubefteuer die Bezeihnung nah den Grunbdfteuer » Büchern 
eingeführt und es am zwedmäßigften jei, die Frage, ob und inwieweit außer 
der Aufnahme des Nupungsweribes Bermerfungen aus den Grunbftener- 
Büchern aufzunehmen feien, der Ausführungs » Verfügung vorzubehalten. 
Diefer Antrag erlangte die Annahme. 

Was die Beftimmung des Paragraphen ; 

„Bei GütersKompleren ift nur die Gejammtflähe und der Ge— 

fammt-Reinertrag einzutragen.” 
anbetrifft, jo wurde von einer Seite der Wegfall dieſes Sapes in Antrag 
gebracht und zur Begründung hervorgehoben, daß die Einihreibung der ein» 
zelnen Parzellen nah der Bezeihnung des Grundfteuer- Buches aud bei 
Güter-Rompleren, um die Uebereinftimmung des Grundbuches mit den Steuer 
bũchern fonjequent durchzuführen, nothwendig ericheine. Werner ſei es erfor 
derlih, daß das Objekt der Verpfändung aus dem Grundbuh mit Sidyer- 
heit hervorgebe, und dies jei nur bei der Eintragung der einzelnen, Das 
Pfanbobjeft bildenden Parzellen möglid. Auch verurfache diefe Einihreibung 
nur eine verhältnißmäßig unbebeutende Mebrarbeit, welche im Falle der Ab- 
ſchreibung einzelner Parzellen aud eine Erleihterung und Minderarbeit zur 
Rolge babe. Dies wurde von anderer Seite insbeſondere unter Hinweis auf 
die vielen großen Güter-Komplere in den öftlihen Provinzen und auf die in 
der Provinz Weftfalen bereits gemachten Erfahrungen befimpft und ber Bor« 
ſchlag gemadt, den Sap dahin zu fallen: 

„Bei Güter-Kompleren genügt die Eintragung der Geſammt— 

nähe und des Gefammt-Reinertrages“ 
um einerjeit® die Nothmwendigkeit einer Aenderung der Grundbucdpblätier in 
der Provinz Weftfalen zu vermeiden und andererfeits dem Ermeflen des 
Grundbuchrichters anheim zu ftellen, welde Art der Eintragung in ben ein» 
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zelnen Fällen am zwecdmäßigften anzuwenden fei. Diefem letzten Vorſchlage 
ſtimmte bie Kömmilfion und der Herr Negierungs-Kommilfar bei, nachdem von 
legterem noch befonders betont worden, daf durch die Zufammenfaffung der 
Geſammifläche und bes Gejammt-Reinertrages die Kürze und Weberfichtlich- 
feit der Hppotbefenbriefe gewinne, und das Intereffe des Verkehrs demnach 
erfordern, daß ſoviel ald möglih von derlelben Gebraud gemacht werde. 

Das zweite Alinea wurbe nicht beanftandet und der Paragraph mit den 
gedachten Aenderungen angenommen, 


Zu 


$. 5. 


wurde die Streihung deſſelben beantragt, und zur Begründung insbeſondere 
von dem Herrn Regierungs:Kommiffar bemerft, daß die Grundbuchordnung 
nicht der Art fei, um bie Berpflidhtungen der Grundfteuer- Behörden zu regeln. 
Der betreffenden Reffort-Minifter müſſe daher in dieſem Gelege eine Bors 
ſchrift für die Fortichreibungebeamten um jo mehr beanftanden, als Die zur 
Zeit angeftellte Zahl dieſer Beamten nicht ausreichend jei, um die Nachrichten 
bezüglich der bei den Kataftern eintretenden Veränderungen ftet# ohne Verzug 
den Grundbuhämtern überjenden zu können. Es jei nun zwar nicht zu vers» 
kennen, daß jeder Berzug in den Mitteilungen für den Verkehr 
bei dem Grundbud =» Amte nachtheilig fein und die Intereſſen bes 
Grundbeſitzers ſchädigen Fünne; aud hätten die Verzögerungen, welde in 
der Provinz Weftphalen in Folge der in diefer Hinficht beftehenden Einrich- 
richtung ſich herausftellten, zu nit zu unterihäpenden Mipftänden geführt; 
indeffen werde die Angelegenheit am zwedmäßigften durch eine Infteuftion 
geregelt, welche die Beſchleunigung der Mittheilungen im Allgemeinen und ein 
Verfahren für bejonders jchleunige Fälle anordne. Indem die Regierung bes 
reit ſei, nad diefer Richtung die nötbigen Verfügungen zu treffen, empfehle 
fich die Streihung des Paragraphen, um dem Geſeßtze felbft feine Schwierig- 
feit zu bereiten. 

Die Majerität der Kommiſſion beihloß in der mehrfach ausgeſprochenen 
Grwartung, daß die Ausführungsverfügung Dielen legten Erklärungen und dem 
in Rebe ftehenden $. 5. möglichft entiprehen möge, den Wegfall des Para» 
graphen. 

Der 


$. 6. 


wurde unter Beibehaltung des lepten Alineas, meldes von einem Mitgliere 
mit Rüdjiht auf $ 3. für entbehrlich erachtet wurde, unverändert anges 
nommen, 


—V 

Die Formulare, welche der Grundbuch-Ordnung beigegeben find, ſollen 
nicht zur Folge haben, daß die bereits angelegten Grundbuch-Blätter nach denſelben 
umſchrieben werden. Die Abweichungen, welche das Formular J. von denjenigen 
Formularen enthält, welche der Hypotheken-Ordnung vom 20. Dezember 1783 
und ſpäteren Einführungsgeſetzen zur Richtſchnur beigefügt ſind, können auch 
nicht für ſo weſentliche erachtet werden, daß die Umſchreibung der beſtehenden 


Blätter geboten erſcheinen fünnte; insbefondere ift aud anzunehmen, daß 
die alten ZTitelblätter Raum genug gewähren, um die dur die Verbindung 
bes Grundbuchs mit dem Katafter nothwendig werdende Bervollftändigung 
derjelben nadhtragen zu fönnen. Aud das Formular II. ift für die Aälle 
beftimmt, in denen die Anlegung eines neuen Foliums geboten ift, und wird 
insbefondere wohl erft in den Gebietstheilen von praftiichem Werthe werben, 
auf welde diefe Grundbud- Ordnung ausgedehnt werben ſollte. Daß daſſelbe 
aber überhaupt praftiih brauhbar und deßhalb beizubehalten ſei, wurde von 
der Kommilfion aus ben in den Motiven angegebenen Gründen anerfannt. 

Sowohl das Formular I. ald das Formular II. der Vorlage bebürfen 
mit Rüdfiht auf die weiteren Beichlüffe der Kommiſſion mehrfadher Berich- 
tigung und Bervollftändigung. Die von der Kommiſſion beſchloſſenen Ber- 
änderungen find am Schluffe des Berichts zulammengefaßt. 

Der $. 7, wurde mit einer Faffungsänderung, bie 


88. 8., 9. 
unverändert und ber j 


$. 10. 


mit einer, dem $. 66 bes Gejegentwurfs über den Gigentbumserwerb u. |. w. 
entiprehenden Faffungsänderung einftimmig angenommen. 


Zu 


g. 11. 


wurbe beantragt, die Eintragungen in die zweite und dritte Spalte dahin feft« 
zuftellen: 
„in die zweite Spalte: 

bie Zeit der Eintragung, die Vermerke über Zujdreibungen 

(F. 62.) und auf den Antrag des Eigenthümers ber 

Erwerbögrund, 

in die dritte Spalte: 

auf Antrag des Eigenthbümers der Ermwerböpreis, die 

Schäpung des Werths nad einer öffentlichen Taxe und bei 

Gebäuden die Feuerverfiherungsiumme mit Angabe des 

Datums.“ 
um auf diefe Weife theils die Aufzählung, den fonftigen Beftimmungen 
des Entwurfs entipredhend ($8. 45., 62.), zu vervollftändigen, theils durch 
die Faffung außer Zweifel zu jepen, welche Eintragungen nur auf Grund 
eines ausdrüdlichen Antrages erfolgen. Dieſes Amendement fand die Zuftims 
mung der Kommiffion und bes Herrn Regierungs-Kommiffarius. Der An— 
trag hingegen, bie Feuerverfiherungsfjumme mit Rüdfiht darauf, daß die 
Fortdauer der Verfiherung fi der Kontrole des Grundbuhamts entziehe und 
der Gläubiger der Eintragung ungeachtet auch bei einer Verfiherung bei den 
Provinzial-Feuer-Berfiherungs-Gejellihaften fein Intereffe jelbft wahrzunehmen 
baben werde, von der Eintragung auszuſchließen, warb abgelehnt. Mit dem 
ermäbnten Amendement wurde der Paragraph mit großer Majorität ange 
nommen; nicht weniger der 
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$. 12. 
welcher zu Bedenken überhaupt feine Veranlaffung gab. 
Zu 
$. 13, 


wurde ein Borichlag, 
Nr. 1. Abſatz 2. und 3., wie folgt, zu faflen: 
„Ben der Eintragung find ausgeichlofien die an ben 
Staat, fowie an Provinziale, Kreis, Kirchen, Schul» und 
fonftige Kommunalverbände, ingleihen die zu öffent- 
lihen Wege-, Waſſer-, und Uferbauten zu entrichtenden 
öffentlichen Abgaben und Leiftungen, die auf jeden 
Beliper ohne Weiteres übergeben. — 
Ein Gleiches gilt von den Leitungen zuc Erfüllung 
ber Deihpflicht jowie von den Beiträgen an Meliorations- 
Genoffenikaften oder andıre gemeinnügige unter der Autos 
rität tes Staates beftehende Inſtitute, namentlich an Ber 
eine behufs gemeinſchaftlicher Uelertragung der burd Brand, 
Hagelihag oder Viehfterben enıftandenen Schäden, infoweit 
die Statuten der Genofjenihaften gejepmäßig 
verfündet find.* 
von dem Antragfteler zurüdgezogen, nachdem bemerft worden, daß daffelbe 
Aenderungen des materiellen Rechte, weldhes in der Grnntbud- Ordnung nicht 
feftzufegen jei, enthalte und tie 88. 47—49. der Konkurs-Ordnung aud 
nicht erſchöpfe. Hingegen erlangte der Antrag, Zeile 4. ftatt „beſonderen 
Rechtstitel“ zu ſetzen 
„einem privatrechtlichen Titel“ 
und zwar entſprechend den 88. 10. 48. des Geſetz-Entwurfs über den Eigen- 
thumserwerb u. ſ. mw. (vergleiche S. 27. des betreffenden Berichts Nr. 212. der 
Drudjadyen) die Annahme, wie aud ber Paragraph jelbft mit dieſer Aen— 
derung. 
Die 


$$. 14., 15., 16. 
wurden unbeanftandet und 


3%, 


mit der durch den Beihluß zu $. 1. geredhifertigten Nenderung des Ausdruds 
„Steuererhebungsbezirt* in „Bezirk ($. 1)* umb einer Kafjungs-Aenderung, 
und demnädhft 


$. 18, 
unverändert angenommen. 
Zu 
8§. 19, 


erregte ber Antrag: 
dem $. ald zweites Alinea zugufügen: 


8 


„den Grundaften find Tabellen vorzubeften, welche mit den 

Grundbuchblättern und Artikeln wörtlich übereinftinnmen“ 
eine lebhafte Diefuffion. Zur Motivirung des Antrags wurde bemerfti: Die 
Anfertigung befonderer, den Grundaften vorzubeftender Hppothelentabellen 
fei durch das Zirfular-Refkript vom 13. Dezember 1832 allgemein angeordnet, 
und dies Reifript durch die Kabinets-Drdre vom 11. Dezember 1833 
(v. Kampp, Jahrbuch Bd. 42. S. 437.) genehmigt. Für die wörtlide 
Uebereinftimmung dieſer Tabellen mit dem Hypothelenbuche fei der Ingroffator, 
und wo fein beionderer Beamte dies Geſchäft bejorge, der Richter verantworts 
lich, weshalb ihre Vergleihung mit dem Hypothekenbuche angeordnet ſei. Zu— 
gleich ſei aber auch beftimmt, daß mit Rüdficht auf Die $$. 40., 41. Tit. II. der 
Hppotbefen » Ordnung die Einrichtung getroffen werden müſſe, daß ſich der 
Dezerent vor Vollziehung jedes Hypothekenſcheins durch wirflihe Einſicht 
und Bergleihung des Hpothekenbuchs mit der Eintragungs« Verfügung, der 
Hppothefentabelle und des mundirten Hypothekenſcheins die nöthige Ueber» 
zeugung von der richtigen und vorihrifttmäßigen Eintragung und von ber 
Mebereinftimmung der Hypothekenſcheine mit dem Hypothekenbuche verihaffe. 
Die diefen Anordnungen entipredeuden, jept allgemein vorhandenen Tabellen 
bitten fi in der Praris bewährt; durch diefelben ſei eine jchleunige Dekretur 
möglih, insbejondere das Nachſchlagen der ſchwerfälligen Hypothekenbücher 
bei Parzellirungen und Eintragungen von Nezeffen entbehrlich geweſen; die» 
jelben hätten ferner bei Aufnabme von Berträgen und leptwilligen Verord— 
nungen, bei der Bearbeitung der Vormundſchafts- und der Prozeß⸗Sachen, bei 
den Geſchäften des Gerihtstags: Kommiljars fih als höchſt zweckmäßig er- 
wielen; auch böten dieſelben für den Kall der Zerftörung der Grundbücher 
einen nicht zu unterjhäpenden Anhalt. Endlich könne auch die Fortführung 
diefer Tabelle, auf deren Anfertigung bisher fo viele Mühe und Koften ver 
wendet jeien, im Berhältniffe zu ihren Vortheilen nicht als zu große Beläfti- 
gung oder Vermehrung der Schreiberei erachtet werden, zumal wenn der 
Grundbuchrichter es fi zur Negel made, die einzutragenden Vermerke bireft 
in die Tabellen einzufchreiben. Bon der anderen Seite wurde dieſen Aus- 
führungen entgegengeiept, daß die Beibehaltung der Tabellen mit der Ber 
bandlungsweije, welde die neue Grundbuch» Drbnung vorausfege, in Wider» 
ſpruch ftehe oder dod als eine entbehrlihe Schreiberei anzuſehen jei, indem 
der Grundbudrichter jeine Gejhäfte von jept ab in dem Amtslofale beforge. 
Zudem könnten bei aller Sorgfalt die Tabellen in einzelnen Fällen mit dem 
Grundbude nit übereinftimmen und dies die Duelle und Beranlaffung von 
Fehlern und Regrefaniprüden fein, deren Möglichkeit abzuſchneiden, im Ins 
tereffe des Hypotbefenverkehrs liege. Der Here Negierungsfommiffar, welcher 
ſich gleichfalls gegen den Vorſchlag ausſprach, erklärte insbejondere, daß bei 
der Reduktion des Entwurfes aud die in Rede ftehende Frage eingehend er» 
Örtert worden, die Entiheidung jedoch dahin ausgefallen fei, daß die Beibe- 
haltung der Zabellen, da ihnen die Glaubwürdigfeit des Grundbuchs nicht 
beigelegt werben Fünne, nit zwedmäßig und im Gelege felbft nicht anzu« 
ordnen jei. Sollten aber die Tabellen aus dem Grunde beizubehalten jein, 
weil fie eine Erleichterung in den richterlichen Geſchäften gewährten, fo erachte 
fih die Regierung befugt, bierüber in einer jpäteren Inſtruktion Beftimmung 
zu treffen, 


- — Zu 2 GB a a mh Han — 
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Nahdem noch von einem Mitgliebe dieſe leptere Befugnig — wenn aud 
nicht ohne entihiedenen Widerſpruch — bejtritten, wurde bei der Abftimmung 
das Amendement von der Kommilfion abgelehut und der Paragraph uuver» 
ändert angenommen. Ebenjo fand ber 


$. 20. 


unter Ablehnung des Antrages, den lepten Satz, welder an das Schreibwerf 
des Grundbuhamtes zu große Anforderungen ftellte, zu ftreichen, jowie unter 
Berwerfung eines damit in Zufammenbang ftehenden Unteramendaments, in 
der Kommiffion unveränderte Annahme. 


weiter Abſchnitt. 
Bon den Grundbuhämtern, 


88. 2124. 


Zu den Anforderungen, welde in jingfter Zeit an die Reform des 
Hppotbefen-Welens geftelt find, gebört das Verlangen einer Trennung ber 
Hypotheken-Geſchaäfte von denen ber Gerichte, und demgemäß die Bildung 
velbftftändiger Behörden für das Hppothelen-Welen. Zur Begründung dieſer 
Anforderung ift insbefondere darauf hingewieſen, daß die Führung ber 
Grundbücher der eizentlihen Thätigkeit des Richters — der Rechtfprechung — 
fern liege; daß dieſelbe dem Richter zu einem Rathgeber der Interefjenten 
made; daß dieſer in Folge feiner Stellung fih am wenigften von der den 
Intereffenten oft jo nachtheiligen pedantiihen Sorgfalt und Aengſtlichkeit freie 
halten könne; daß die Hppothefenfadhen bei ben Gerichten eine ſchleunige Er- 
ledigung im Zolge des verwidelten Bureau» und Kaſſen-Weſens nicht finden 
würden; und endlich hat man fih auf die günftigen Erfahrungen in anderen 
Staaten, ald Medlenburg, Hamburg, Bremen u. ſ. w. berufen. Auch bie 
Hppothefen-DOrdnung für New-Borpommern hat, wie aus den betreffenden 
Motiven hervorgeht, in Berückſichtigung diejer angeführten Gründe, bejondere 
Hppothefen-Hemter für das bezeichnete Nechtögebiet geihaffen. Dieſe Iufti 
tution if noch zu neuen Uriprungs, um auf Grund der dort gemachten 
Erfahrungen eine Entſcheidung treffen zu können. Nah der Mittheilung des 
Herrn Regierungsfommiffars ſpricht gegen dieſe Einführung der erhebliche 
Mehraufwand an Koften, den die Schaffung beionderer Aemter erfordert, 
bie im Geltungsbereiche dieſes Entwurfes bereits beftehende Gerichtsorganifation, 
jo wie der Umftand, daß bie Arbeitslaft der Memter zur Zeit zu groß ift, 
während muthmaßlich nah erfolgter Anlegung der Hppothefenbüdher das 
Arbeitäpenjum mit Ausnahme der Zeit vor, und nah den Umfhlagsterminen 
ein zu geringes jein wird. 

In der Kommijfion waren die Anſichten darüber, ob eine vollftändige 
Trennung der Grundbudhämter von den Gerichten anzuſtreben jei, getheilt. 
Die Diskuffion felbft Fonnte ein beftimmtes Refultat nicht ergeben, indem 
von feiner Seite Anträge geftellt wurden, welde die jofortige Bildung jelbft- 
ftändiger, von den Gerichten losgelöfter Grundbuchämter für das ganze Gebiet 
der neuen Grundbudordnung bezwedten. Demzgemäß wandte fih die Kom» 
miſſien auch alsbald zu einer näheren Erörterung und Prüfung der Vorſchläge 

2 


10 


des jepigen Entwurfes, die in den Motiven ausführlich begründet und nad 
Inhalt derjelben nur proviforiicher Natur find. Dieſer proviloriihe Charakter 
wurde von dem Herrn Negierungs-Kommifjar auch bei der Beiprehung aus« 
drüdlih anerfannt und war die Kommiſſion mit demielben darin einver— 
ftanden, daß erft bei der bevorftehenden neuen Organijation der Gerichte dir Ein» 
rihtung der Grundbuchämter endgiltig feitzeftellt werden fünne. 

Nah den 88. 21— 24. des Entwurfs jollen nun die Gerichts-Kommiſ—- 
fionen die Grundbuhämter für die im ihrem Bezirke belegenen Grundftüde 
bilden. Bei den Stadt und Kreis-Gerihten, jowie bei den Gerichts-Depu - 
tationen wird je ein Grundbuchamt eingerichtet und dieſes aus einem Richter, 
als Borftand, dem Buchführer und den erforberlihen Screibern und Unter 


beamten beitchen; nur in größeren Städten fellen bei dem Hauptgerichte 
mehrere Grundbudhämter für geograpbiih abzugrenzende Bezirfe gebildet 
werben fünnen. Die Kommiffion erkannte zunächſt an, daß durch dieſe Bes 
i i ichzeiti ä alitaͤts-⸗Prinzips zu dem 
bisherigen Zuftande große Vortheile erzielt, insbejondere eine raſche Erledi- 
gung ber Geſchäfte durch die dem Richter gewährte Selbjtftändigfeit und_eine 
anderweitige bureaumäpige Behandlung der Sachen ermöglicht und zudem 
die jepige Organiation der Gerichte nicht alterirt würde, indem der Grund» 
buchrichter nad wie vor als Mitglied der zweiten Abtheilung oder einer Follegias 
liihen Deputation an den Sipungen theilnehmen und mit anderen Geſchäften 
t € d1 

Don einem Mitgliede der Kommilfion wurde jedod ein Abänderungs- 
Vorſchlag dahin eingebragt, an Stelle der 88. 21—24. folgende Paragraphen 
anzunehmen: 











2. 21. 
„Bei jedem Stadt und Kreis-Geriht und jeder ftindigen Kreis— 
Gerichts » Deputation werden zur ſelbſtſtändigen Bearbeitung der 
Grundbuchſachen ein oder mebrere Nichter ernannt. 

Die Geſchäfte mehrerer Grundbuchrichter find, im Aalle Das 
Dedürfniß als, ein dauerndes zu erachten, nad geographiſch abge— 
grenzten Bezirken zu vertheilen. 

Die Grundbuchrichter bilden mir den Buchführern das Grund— 
buchamt ibres Bezirke. 


22. 
Die Kreisgerihts-Kommilfionen find die Grundbuchämter für 
ſämmtliche in ibrem Bezirf belegene Grunditüde. 


$. 23. 


In größeren Städten können duch Anordnung des Juſtiz— 
Minifters beiondern Grundbuchänter für geograpbiih abzugreu— 
zende Bezirke gebildet werben. Dieſe Grundbuhänter ftehen zu 
den Stadtgeridten im Verhältniſſe einer Gerihts-Kommillion. 
Dem Richter, als Voriteber des Grundbuhamts, werden in Bes 
ziehung auf die Buchführer und Unterbeamte die Befuguifje eines 
Eingelrichterd beigelegt.* 


NM 234. 11 


Zur Rechtfertigung bob der Antragfteller herbor: Wenn man aud da» 
von abiehe, daß es an und für ſich bedenklich ei, eine jelbftftändige Behörde 
nur als einen Theil eines beftehenden Gerichts zu fonftituiren, To fei dies auch 
nicht geboten, vielmehr genüge für Die nächſte Zeit die Beleitigung der folle- 
ginliihen Behandlung der Grundbuchſachen. Die in Folge der neuen Gejepe 
notbwendige Zurüdführung der Grundbüdher auf das Katafter werde in 
näcfler Zeit die Arbeit mehrerer Richter erfordern, wenn auch fpäter für den. 
felben Bizirf cin NRidter als Grundbuchrichter ausreihe. In größeren Kreijen 
würde jedoch aud nad erfolgter Regulirung die Nothwendigfeit fih beraus- 
ftellen, mebreren Richtern die Bearbeitung der Grundfahen aufzutragen, und 
zwar insbejondere in denjenigen Kreifen, in welden vielfah die Grund— 
ftüde parzellirtt würden. Deshalb empfehle es ih, für Die Weber: 
nangsperiode Die jelbitändige Bearbeitung der Grundbuchſachen ohne 
Beihränfung der Zahl ber Richter anzuordnen, die Bildung befon- 
derer Amtöbezirfe der ſpätern Zeit vworzubehalten und mur für ben 
Fall, daß das Bedürfniß ſchon jegt ald ein bauerndes zu erachten, bie Ge— 
Ihäfte nad geographiſch abgegrenzten Bezirken zu vertheilen. Nach amderer 
Seite bin ſei aber für die größeren Städte ein Bebürfniß zur Errichtung ber 
fonderer Grundbuhämter anzuerlennen, melde in die ihnen überwielenen Be« 
zirfe zu verlegen jeien, um ben Verkehr mit ben Intereffenten zu erleichtern. 
Die Befugniß zur Konftituirung derartiger Grundbuhämter wolle ber vor« 
neichlagene F. 23. dem Juftiz-Minifter ertheilen und zugleih im Anfchluffe 
an bie biöherige Gerihtsorganifation die Stellung dieſer bejonderen Grund- 
buchämter zum Hauptgerichte regeln. Die BVorfchläge des Entwurfs ſelbſt 
anbelangend, jo fünne die Weberweilung befonderer Schreiber und Unterbeamten 
an das Grundbudhamt ftörend in die bei dem Gericht beftehenden und zmed- 
mäßigen Einrichtungen eingreifen unb zu einer Vermehrung des Perfonals 
führen, welche fich bei dem Wegfall Diefer Beftimmung vermeiden laffe. Endlich 
erſcheine auch der $. 24. überflüffig, wenn man, mie es dod in der Abficht 
liege, die Grundbudhämter als zu dem Hauptgerichte gebörend und nicht als 
völlig ſelbſtſtändige Behörde konftituire. 

Diele Abänderungsvorihläge fanden in der Kommilfion Widerſpruch, 
gaben jedoh einem anderen Mitgliede Veranlaffung zu dem Antrage, im 
$. 22. nah „Städten“ noch die Worte: 

„und Kreijen“ 
einzuichalten. Mit dem Tepteren Vorſchlage erklärte fih der Negierungs- 
Kommiffar einverftanden, bielt aber im Uebrigen die Vorſchläge des Entwurfes 
aufrecht und bemerkte, daß zur Errichtung beionderer Grundbudämter in ben 
größeren Städten fein zwingendes Bedürfniß vorliege, diefe Einrichtung auch 
mit zu großen Koften verbunden fein würde. 

Die Kommilfion lehnte die obenernähnten Amendements mit 11 gegen 
3 Stimmen ab und nahm die $$. 21. 23. 24. unverändert, den $. 22. mit 
dem zulept erwähnten Abänderungs-Vorſchlage an. 

Zu 


$. 25. 


Bezüglich des erften Alineas wurde zunächſt darauf aufmerfjam gemacht, 
daß die Faſſung die Deutung zulaffe, daß auch der Dirigent (Abtheilungs- 
. 2 ” 
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Dirigent) bei einem Stadt» oder Kreisgericht über die Beſchwerden über Ber- 
zögerungen befinden fünne. Da das Wert Dirigent fi, wie aud ber 
Herr Regferungs-Kommiffar beftätigte, nur auf die Deputationen beziehen fol, 
fo wurde deſſen Streihung oder deffen Verlegung vor die Worte „ber 
Deputation” beantragt und beichloffen. Diefem Beſchluſſe gemäß ift bie 
Faffung des Alineas geändert worben. Ein zweiter Antrag, der dahin zielte, 
über bie Nebe in ftehenden Beichwerben in legter Inſtanz nicht durd den Juſtiz- 
Minifter entſcheiden zu laffen, wurde, nachdem ber Herr Regierungs-Kommilfar 
geltend gemacht, daß ber Juſtizminiſter ald Chef der Juftizuerwaltung für den 
Gejchäftsbetrieb verantwortlich fei, und ihm demgemäß aud bie Kognition 
über die besfallfigen Beſchwerden zuftehen müfle, von dem Antragfteller 
zurüdgezogen. 

Anbelangend des zweiten Aliners, fo wurde es von mehreren Seiten ats 
dringend wünſchenswerth bezeichnet, eine lepte Inftanz für bie materiellen 
Beſchwerden zu Schaffen, weil nur auf diefe Weiſe eine einheitlihe Auslegung 
und Anwendung bes Geſehes zu wahren fei. Man war darüber einverftanden, 
daß bieje legte Inftanz nur im Ober-Tribunal zu finden ſei, glaubte aber, 
daf eine Aenderung des Geſetzes nad diefer Richtung hin aud bedenklich fei, 
indem dad Ober-Tribunal fih in zweifelhaften Fällen leicht ein Präjudiz für 
die Rechtſprechung ſchaffe. Demgemäß wurde ein formulirter Antrag aud 
nur dabin eingebradt: 

Dem Alinea 2. die Worte hinzuzufügen : 
In Lehnd» und Fideifommiß-Sahen findet die weitere Bes 
Ichwerde an das Ober-Tribunal ftatt. 

Dies Amendement wurde ſpeziell dadurch gerechtfertigt, daß die befagten 
Angelegenheiten der Regel nad von bedeutender Erheblichkeit jeien und zubem 
in rechtlicher und faktiſcher Beziehung viele Schwierigkeiten böten; auch käme 
ed häufig vor, daß die zum Lehns- oder Fideifommißbande gehörigen Gutt« 
fompfere in verſchiedenen Appellations«-Gerichte-Bezirfen lägen. Es jei dem— 
nad nidt allein möglid, fondern ſogar bereits vorgefommen, daß ein und 
diefelbe Sache bei den verichiedenen Appellations-Gerihten aud eine ver— 
ſchiedene Beurtbeilung im Beichwerdewege gefunden hätte. Erwäge man 
endlich, daß die Apellations-Gerichte nad dem Gelege vom 5. März 1855 
(Bei. Samml. S. 175) die Fideicommiß- Behörde bildeten, To feuchte die 
Nothmwendigfeit ein, bezüglih der Lehns- und Fideikommiß-Sachen auch für 
die endgültige Erlebigung ter Beſchwerden in Grundbuchſachen eine dritte 
Inſtanz zu ſchaffen, welde, wenn Zwedmäßigfeitsgründe in diefer Beziehung 
entſcheiden dürften, in das Juftiz-Minifterium (vergl. $. 4. a. a. D.), nad 
eonftitutionelem Rechte aber nur in das Ober-Tribunal zu verlegen jei. 

Diejen Ausführungen widerſprachen der Herr-Regierungs-Kommilfar und 
mehrere Mitglieder der Kommilfien, indem fie hervorhoben, daß ungeachtet 
des in Kraft bleibenden Geſetzes vom 5. März 1855 ftett der Grundbuch— 
richter die erfte und jelbftftändige Verfügung bei dem Grundbuche zu treffen 
habe, das Appellationd-Geriht alſo die zweite Inftanz für die Grundſachen 
bilde und daß, da bei der Beihränfung des Legalitätsprinzips und der Ver: 
einfahung bes Grundbuchweſens die Beihwerdbe-Inftanz überhaupt an 
Wichtigkeit verliere, es nicht geboten ericheinen fünne, für die Beſchwerden in 
Lehns- und Fideifommiß-Sahen ausnahmsweiſe eine dritte Inftanz zu bilden. 


N 231. 13 


Das in Rebe fiehende Amendement wurde mit 6 gegen 5 Stimmen abge- 
lehnt und der $. 25. mit der Eingangs gedachten Anderung einftimmiy an- 
genommen. 

Die 

S$. 26. u. 27., 

welche, wie in den Motiven bereits angeführt ift, beftebendes Recht reprodu- 
jiren, wurben nur von einem Mitgliede der Kommiſſion beanftandet, indem 
daffelbe die dem Juftiz-Minifter beigelegten Befugniffe auf das Ober-Tribunal 
übertragen wiffen wollte, was jeiner Anſicht nah dem „conftitutionellen 
Rechte” allein entipräde. Die Kommilfion trat diefer Anſicht nicht bei und 
nahm beide Paragraphen mit großer Majorität an. 

Die 


$$. 28. und 29. 
fanden ohne weitere Disfuffion einftimmige Annahme. 


Dritter Abfchnitt. 
Von dem Verfahren in Grundbuhladen. 


1. Allgemeine Beftimmungen. 


Der 
$. 30. 
wurde einflimmig angenommen. 
Zu 
$. 31. 


wurbe beantragt, denſelben dahin zu faffen; 

Die Auflaffungserflärung ift von den Betheiligten, ihren Ver— 
iretern oder Bevollmächtigten perlönlih vor dem Grundbuchamt 
abzugeben. 

Sonftige Anträge fünnen mündlich bei dem Grundbuhamt ans 
gebradht oder jchriftlich eingereicht werden. — 

Diefer Antrag bezwedt für die Auflaffungserflärung eine ftrengere Korm, 
ale für die ſonſtigen Anträge vorzuſchreiben. Schon bei der Diefuffion des 
materiellen Gejeges war in der Kommiſſion ein Borichlag beſprochen, weldyer 
für die Auflafiung das Erforderniß aufftellte, daß dielelbe vor dem Grund» 
buchamte, einem Richter oder Notar mündlid zu Protofoll gegeben werden 
müſſe. Die Kommilfion hat diefen Vorſchlag damals abgelehnt (vergl. den 
Bericht Nr. 212. der Drudjaden S. 17.) nnd erfannte auch jept im ihrer 
Mebrbeit die Nothwendigkeit einer bejonderen Form für die Auflaffungserklä- 
rung nicht an, fand insbeſondere in dem jegigen Vorſchlage eine Beläftigung 
für den Verkehr, indem Abweſende alsdann zur Ausftellung einer koftipieligen 
Vollmacht und das Grundbuhamt zur Prüfung dieſer Vollmachten 
genöthigt würden, und begegnete dem von dem ntragfieller befon- 
ber& betonten Grunde, daß bei der Annahme feines Vorſchlages einer mög- 
lihen Kolifion gleichzeitig eingereidhter Auflaffungeerfiärungen vorgebeugt 
werde, dadurch, daß für biefen allerdings möglichen Fall eine beiondere Be- 
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fimmung in das Geſet aufzunehmen fei (vergl. F. 48. der Kommilfiont- 
Vorſchläge). Im MUebereinftimmung mit dem Herrn Rezierungs »Kom« 
miffarius wurde das Amendement abgelehnt, und der $. 31. unverändert 
angenommen. 

Bei der Diekuifion des 8. 31. fam noch in Anregung, ob die Intere'- 
ſenten befugt ſeien, Verträge oder fonftige Urkunden in Ausfertigung vorzur 
legen, welde die zur Eintragung oder Löſchung erforderlichen Bewilligungen 
und Anträge enthielten, oder ob das Grundbuhamt die Vorlegung ber lep- 
teren in ſelbſtftändiger Korm fordern fünne, fc wie ferner, ob der Grundbud- 
richter verpflichtet fei, außer ben Anträgen aud den vollftändigen Vertrag 
aufzunehmen. 

Die erfterwähnte Frage wurde son dem Herrn Regierungs-Kommiffar 
unbedingt bejaht; in Betreff ber zweiten Frage erflärte berielbe, daß es aller. 
dinge zuläifig Sei, daß der Grundbuchrichter aud die Afte freimilliger Ge- 
ritebarfeit, inebeiondere Verträge, Duittungen u. ſ. w., vellftändig auf 
nehme, es jebod fraglich eriheine, ob ber Umfang der Geſchäfte es überall 
geftatte, ibm dieſe Verpflihtung aufzuerlegen. Im jedem Falle könnten aber 
rolftändige Berträge mie Auflaffungserflärungen und fonftige Anträge vor 
dem Richter zu Protofoll gegeben werden, dem die Anfnahme der Afte freimilliger 
Gerichtäbarfeit übertragen ſei. Wie dieſe Verbältniffe bei einer fünftigen Tren- 
nung der Grundbudhämter von den Gerichten zu reguliren ſeien, fünne vor« 
läufig dabin geftellt bleiben. 


Der 
$. 32. 
fand einftimmig unveränderte Annabme. 
Zu 
$. 33, 


wurde zunächſt bemängelt, dab die Eingangsworte: „Schriftliche Anträge und 
Urfunden“ die Auslegung zulichen, daß alle an das Grundbuhamt gerichteten 
Eingaben, Anträge u. ſ. mw. mindeftene dır Beglaubigung bedürften. Man 
müfle jedoch untericheiden die Anträge und Erflärungen, welche die Abände- 
rung eines beftebenden Rechtezuſtandes bezweckten, zen denjenigen, welde nur 
irgend ein Anſuchen an das Grundbuchamt, cine Mittbeilung u. |. w. ent 
bielten. Auch bezüglih der Eingaben der Iepteren Art eine Beglaubigung 
für erforderlich zu erflären, entbalte eine unnöthige Beläftigung des Publie 
fumt. Demgemät wurden drei veridiedene Abänderungs-Vorſchläge geftellt 
und zwar: 
1) Schriftliche Anträge und Urkunden, durch melde über Rechte vers 
fügt wird, oder welde den Gigentbumserwerb betreffen, müfjen :c. 
2) Anträge, auf Grund deren ſelbſt eine Eintragung oder Löſchung 
erfolgen ſoll, müffen ıc. 
3) Scriftlihe, zu einer Eintragung oder Löſchung erforderlide Ans 
träge und Urfunden müſſen :c. 
Bei der Abftimmung wurden die Amendements unter 1. und 2. von der 
Kommilheon abgelehnt, das unter 3. angenommen, nad dem noch bervorge- 
beben, daß mit der Annahme dieſer Faſſung — abweichend von dem bishe— 


A 234. 15 


rigen Rechte — auch der Antrag des Cigentbümers auf Löſchung, der Antrag 
auf Umſchreibung einer Hypothek u. 1. w. der Beglaubigung bebürfe. 

Ferner war zu dem in Rede ftehenden Paragrapben beantragt, binter 
dem Worte: „notariell“ hinzuzujegen: 

„oder von einem Bundesfonjul aufgenommen oder”. 

Dieſer VBorihlag wurde zurüdgezogen, nachdem auf die Beftimmungen 
des F. 16. des Bundesfonjulats:Gejeges vom 8. November 1867 (Bundes 
Gejepblatt Seite 137.) verwiejen war. 

Das ſchließlich noch geftellte Amendement, 

nad dem Worte „notariell* einzuhalten 
„aufgenommen oder“ 
erlangte die Majorität der Kommilfion. 

Mit den erwähnten Aenderungen wurde der $. 33. einftimmig ange 

nommen. 


Zu 


8. 34. 


erachtete ed die Kommiſſion einem geftellten Antrage gemäß für zwedmäßig, 
in ber legten Zeile nah „Anträge die $$. 32. und 33. zu allegiren, um 
außer Zweifel zu jepen, daß die in Rede ftehenden bejonderen Formen nur 
bei den Anträgen zu beobachten find, welche zu einer Eintragung oder Löſchung 
erforberlih find. Im dieſer Faſſung ijt der $. 34., nicht weniger auch ber 


$. 35. 


einftimmig angenommen. 


Zu 


8. 36. 


wurde ed für nothwendig erachtet, die Beftimmung aud auf die Vollmachten 
auszubehnen und außer den zur Gintragung beftimmten Urkunden aud ber 
zur Löſchung erforderlihen zu erwähnen. Ein dabin vorgeihlagenes Amen« 
bemenf: 
den Eingang des $. 5. wie folgt zu fallen: 

„Sind die zur Eintragung oder Löſchung erforderlichen Urs 

funden oder Bollmahten von :c. 
wurde von der Kommilfion wie der Paragraph mit diejer Aenderung ange: 
nommen, zugleid auch beſchloſſen, den Paraprapben nad dem $. 38. 
zu Stellen. 

Zu 


$. 87. 


wurde unter Berichtigung des Druckfehlers „eingerichte* ftatt „eingereichte* 
bas Amendement 
Zeile 2 nad dem Worte „aufgenommene* einzuschalten 
„oder beglaubigte“ 

von der Kommilfion im Ginverftändniffe mit dem Herrn Regierungfommuifjar 
angenommen. 

Zur Begründung war bervorgeboben, daß der & 4. der Hypotheken ⸗ 
Novelle vom 24. Mai 1853 die Notare au bei Anbringung derjenigen An- 
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träge, welde auf die von ihnen der Unterſchrift nah beglaubigten 
Urkunden gegründet find, von der Einreihung einer Bollmadt entbinde und für 
die Aufbebung diejer praftiich bewährten Beftimmung die Erleichterung in der 
Art und Weile der Beglaubigung feinen ausreichenden Grund abgeben 
fönne. 

Der Paragraph hat mit dem erwähnten Zufage einftimmige Annahme 
gefunden; ebenjo auch der 


$. 38. 
. mit der angenommenen Einjhaltung der Worte 
„aufgenommen oder“ 


nad „notariell“, entiprechend ber bei bem $. 33. beſchloſſenen Aenderung. 
Der 


$. 39. 


beftimmt, daß, wenn für ein Grundftüd, welhes bisher im Grundbud 
nicht verzeihnet war oder weldes von einem eingetragenen Grunbftüde 
abgezweigt werben joll, ein neues Blatt anzulegen jei, in der Auflaffungs- 
erflärung das einzutragende Grundftüd nah dem Grundfteuerbudhe unter 
Beifügung eines beglaubigten Auszuges aus demſelben bezeichnet werben 
müſſe. In der Kommilfion fand es alljeitig Anerkennung, daß die Bezeich- 
nung nah den Grundfteuerbüchern nicht bei jeder Auflafjung oder Hypothek» 
beftellung erfordert werbe, indem dies zu Weitläufigfeiten und Beläftigungen 
führe, welche fi in den Fillen, wo durd eine furze Bezeihnung des Grund» 
ftüds nad dem Grundbuche die Identität feitzuftellen fei, nicht rechtfertigen 
ließen; von einerı Mitgliede der Kommilfion wurde jedoch gegen die Faſſung 
erinnert, daß bezüglich derjenigen Grundftüde, welche im Grundbuche nod 
nicht verzeichnet jeien, eine Auflafjung nicht erfolgen könne ($. 2. des Gejepes 
über den Eigenthumserwerb u. j. w.), und aus biefem Grunde die Strei 
hung der Worte 
„bisher im Grundbuche nicht verzeichnet war, oder welches“ 

unter bem Borbehalte beantragt, daß die an ſich nothwendige Beibringung 
eines Auszugs aus den Grundſteuerbüchern bei der Anlegung eines neuen 
Blattes für bisher noch nicht verzeichnete Grundftüde in dem $. 142. ange 
orbnet werde. 

Unter diefem Vorbehalte erklärte jih der Herr Negierung fommiljar mit 
dem Antrage einverftanden und wurde die Annahme des Paragraphen unter 
Streihung der bezeichneten Worte beihlofjen. 

Der 

$. 40. 


fand unveränderte Annahme, indem folgendes Amendement: 
dem $. 40 als zweites Alinen zuzufügen: 
„Mit dem Auszuge, welcher bei leptwilligen Verordnungen 
die Niederlegungs: und Berfündungs + Verhandlung ent« 
halten muß, find die jonft zum Nachweiſe des Erbrechts er— 
forderlichen Urkunden in Ausfertigung beizubringen.“ 
niht die Majorität der Kommiſſion erlangte. Zur Begründung des Amen« 
dements war hervorgehoben: Der $. 40. entipreche, wie jhon in den Motiven 
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bemerft, dem $. 11. des Hppotbelengeiepes vom 24. Mai 1853. In der 
zu dieſem Geſetze erlaffenen Minifterial» Inftruftion vom 3. Auguft 1853 jei 
zu dem erwähnten Paragraphen (Artikel 6. Nr. 3.) unter Anderem Folgendes 
bemerft: 
„Uebrigens ift, indem der erfte Sap, des $. 11. vorlhreibt, daß 
es in dem voraudgejepten Falle nicht des vollftändigen Juhalts 
der Irptwilligen Verordnung bebürfe, hinfihtlid der bei der Aus» 
fertigung fegtwilliger Berordnungen überhaupt zu berüdfichtigenden 
Verhandlungen (vergl. Verfügung vom 3. Dezember 1832 Jabrb. 
Bd. 40. S. 416.) nichts geändert. Ein Gleiches gilt von der zu 
der Berichtigung des Befiptiteld für einen Legatar erforderlichen 
Erklärung der Erben (Hyp.Ordn. Tit. IT. $. 66.), desgleichen von 
bem bei Vorlegung eines Auszugs aus einem Erbrezeffe noch er: 
forberlihen Nachweiſe der Erbes-Legitimation der Kontraben- 
ten u. 1. m.“ 

Offenbar in Berüffihtigung diefer Beftimmungen und um für den Fall 
der Ausdehnung dieſes Geſetzes auf das Gebiet des gemeinen oder franzöſiſchen 
Rechts jo weit ala möglih eine Gleihmäßigkeit im der Form der Auszüge 
aus legtwiliigen Verfügungen aufrecht zu halten, ſei im dem zweiten Alinea 
des Paragraphen 52., in welden des Auszuges zum Zwede der Eintragung 
des Erben als Eigenthümers gedacht jei, angeordnet, daß der Auszug „mil 
ber Niederlegungs- und Berfündungs-Berhandlung* oder „die ſonſt zum Nach— 
weile des Erbrechts erforberlihen Urkunden in Ausfertigung“ beizubringen 
jeien. Sei nun aber dies Aberhaupt nothwendig, jo müſſe es nicht allein für 
die Eintragung als Eigenthümer, jondern aud zum Nachweiſe des Berfüzung?: 
rechts bei Abtretungen von Hypotheken, Yöihungen u. j. w. angeordnet wer« 
ben; es gehöre demnach die betreffende Beftimmung zu den allgemeinen Vor: 
ſchriften, jo daß fie bei dem $. 40. am zwedmäßigften ihren Plap finde, und 
der $. 52. demgemäß zu Ändern fei. Was aber die Nothwendigkeit der Ans 
ordnung jelbft anbelange, fo ſei es Sache des Grundbuchsrichters, den Nach— 
weis des Erbrechts und des Verfügungsrechts jelbftftändig zu prüfen, was nur 
im Falle der Beibringung der in Rede ftehenden Urkunden geſchehen fünne. 
Wolle man dem Nachlaßrichter, welcher der Regel nad nur bei dem Eintritt 
der gefeplichen Erbfolge Erbbeſcheinigungen zu ertheilen babe, die Prüfung 
und Beiheinigung der Gültigfeit leptwilliger Berorbnungen auferlegen, jo 
werde der ganze Inhalt des $. 40. illuſoriſch, indem der Nachlaßrichter, um 
diefe Verantwortung nicht zu übernehmen, audy bie feinem Ermefjen anheim- 
fallende Ertheilung von Auszügen ablehnen könne und würde. 

Diefen Ausführungen wurde von mehreren Kommilfionsmitgliedern ent» 
gegengetreten, indem biejelben theils die Nothwendigkeit der gleichzeitigen Aus: 
fertigung der Niederlegunge» und Verkündungs-Verhandlung überhaupt be 
ftritten, theils dem Nachlaßrichter anheimftellen wollten, ob er dieje Urkunden 
mit ausfertigen, ober die Giltigkeit der leptwilligen Berfügung beſcheinigen 
wolle, theild die Anfiht ausipraden, daß eine ſolche Vorſchrift, wie die bean» 
tragte, überhaupt nicht in die Grundbuchordnung gehöre. 

Das Amendement ift, wie Eingangs erwähnt, abgelehnt und nur noch 
zu bemerken, daß die Kommiſſion auf bie beregte Frage bei der Erörterung 
des $. 52. nicht zurüdgelommen ift. 
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Zu 
g. 41. 

wurde bemerft, daß in den Motiven zu diefem Paragraphen ven dem Bor: 
bandenfein eines Dofuments über die Nahlapforderung ausgegangen ſei und 
diefe Beihränfung fh in dem $. Al. nicht ausgeſprochen finde. Es eiſcheine 
jedoch der Paragraph auch in feiner allgemeinen Faſſung gerechtfertigt, 
wenn man erwäge, daß es einerleit# dem Ermeſſen des Nachlaßrichters über: 
taffen ei, ob er die Beiheinigung ertbeilen wolle, und daß anderfeits in den 
meiften Fällen über die Hypotheken-Forderungen Dokumente eriftirten, nad 
dem Inkrafttreten diejes Gelege: in allen Fällen aber gebildet werden müßten 
($. 129. der Vorlage). 

Der Paragraph wurde einftimmig angenommen. 


Zu 
$. 42. 


waren zunächft zwei Amendements geftellt, nämlich: 
1) den $. 42. dahin zu fallen: 

„Dem Erſuchen viner Behörde auf Gintragung oder Löſchung, 
weldyes den geſetzlichen Erforderniffen entſpricht, insbefondere den 
Wortlaut des einzutragenden Bermerfs enthält, haben die 
Grundbuhämter zu genügen, oder den aus dem Grundbuche lich 
ergebenden Anftzud der erfuhenden Behörde befanut zu machen. 

Den Anträgen jonftiger Betbeiligten auf Gintragung oder 
Löſchung, welde den geleglihen Erforderniſſen entipreden, insber 
jondere die Identität, Verfügungsfähigkeit und Pegitimation der 
Antragfteller ergeben, haben die Grundbudhänter, falls ſich aud 
aus dem Grundbudhe fein Anjtand ergiebt, zu genügen oder aber 
das vorliegende Hinderniß den Betheiligten zur Erledigung bes 
faunt zu machen 

und 
2) den Eingang des $. 42. dahin zu faljen: 

Dem auf Eintragung oder Löſchung gerichteten Erſuchen einer 
Behörde, weldyes den geſetzlichen Erfordernifjen entipricht, insbes 
fondere aub alle wejentliden Punkte des iu das Grund: 
buch einzutragenden Bermercks enthalten muß, haben u. |. m.“ 

Das erfte Alinen des Amendement zu 1. wurde zu Gunjten des Amen— 
demeni! zu 2. zurüdgenomen, und lepteres, weldes nad der Ausführung des 
Antragftellers die Aufrechthaltuug und Ausdehnung der Beftimmung des z. 
6. der Novelle vom 24. Mai 1853 bezweckt, im Einveiſtändniſſe mit den 
Herin Regierungt-Kommiſſar von der Kommilfion angenommen. 

Anbelaugend das zweite Aliner dei Amendemzuts zu 1., jo wurde es 
für jelbftoerftändlih und durd die $$. 3. und 15., 68. und 69, des Gejepes 
über den Eigenthumserwerb u. |. w. genügend feftgejtellt erachter, daß der 
Grundbuhricter die „Identität, VBerfügungsfühigfeit und Legitimation“ zu 
prüfen habe. In Uebereinftimmung mit dem Autragfteller wurde es binges 
gen, wenn nicht für nothwendig, doch für zwedmäpig erklärt, eine Beſtimmung 
in das Geſetz aufzunchmen, nad welder der Grundbuchrichter bei mangeihafs 
ten Anträgen das der Eintragung eutzegenftehende Hinderniß den Betheilig— 
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ten befannt zu machen bat. Nachdem der Antragftellee die Faſſung feines 
Amendements dahin abgeändert: 
„Steht der beantragten Eintragung oder Löjhung- ein Hindernif 
„entgegen, fo bat das Grundbuchamt daffelbe den Betheiligten 
„befannt zu machen“ j 
wurde im Einverftindniffe mit dem Herrn Regierungs:Kommilfar diejes Amen« 
dement angenommen und zugleich beihloffen, daſſelbe als bejonderen Para» 
praphen nad dem $. 46, einzuihalten. Bei der Schlußredaftion find die 
Worte „den Betheiligten® dur „dem Antragfteller* erſetzt worden. 

Bei der Erörterung des leptermähnten Amendements fam aud die Frage, 
welche bereits zu $. 3. des Gejepentwurfs über den Eigenthumserwerb u. |. w. 
(vergl. Beriht Nr. 212. der Drudjahen S. 17.) erörtert ift, wiederum in 
Anregung, ob und im wie weit unvollitindige Anträge im Falle der nach 
träglihen Bersollftändigung, wie man fih im der Kommiſſion ausdrüdte, 
fonvalescitten und ob diefelben den während der Vervellftändigung eingegans 
genen Anträgen der Priorität nah vergingen. Die Kommiſſion war der 
Anficht, daß dieſe Frage auch in der Grundbuherdnung nicht zu entſcheiden, 
vielmehr unter Berücfichtigung der Beſonderheiten des Falls nad allge» 
meinen Nechtägrundlägen zu beantworten fei, 

Nachdem Ichliehlih in dem $. 42. noch die Worte „zur Erledigung* 
als entbehrlich geftrihen worden, wurbe der Paragraph mit dem Amendement 
zu 2. angenonmen. 


Zu 


$. 43. 


wurden in der Kommiſſion zwei Abänderungs-Vorſchläge geftellt. Ein Mit» 
glied beantragte, ftatt der Worte „wenn dieſer es umnterlaffen hat“ zu 
ſetzen: 
„wenn dieſer im Amtslofale nicht anweſend iſt“ 

und begründete dieſen Antrag wie folgt: Da fi durch die Zeit der Eins 
reihung der Anträge deren Rangordnung beitimme, Jo mülfe den Intereſſen— 
tn die Gelegenheit geboten jein, zu jeder Zeit, insbejondere während der 
Amtiftunden ihre Anträge mit dem Einreihungsvermerfe verſehen zu laffen. 
Dies fünne nur dann erreicht werden, wenn dem mit dieſer Funktion beaufs 
tragten Beamten — dem Grundbuchrichter — ein anderer — der Buchführer — für 
den Fall feiner Abweſenheit generell durch das Geleg fubftituirt würde. Dem 
Lepteren blos für den Fall, daß der Richter die Prüjentation eines Antrages 
aus Verſehen unterlalfen babe, die Nahholung des Vermerks aufzuerlegen, 
empfehle fich nicht, indem in dieſem Kalle zwedmäßiger der Nichter jelbft, 
dem es in vielen Fällen noch möglich jein würde, die wirkliche Zeit des Ein— 
gangs zu fonftatiren und nachträglich zu vermerken, das Verſäumte nad): 
hole. — 

Der zweite Antrag ging dahin, den Schluß des $. 43. dahin zu faffen: 

„vom Grundbuchrichter oder Buchführer zu bezeichen*. 

Auch diefer Antragfteller ging davon aus, daf die Faſſung des Ent» 
wurfes zu eng ſei; und bemerfte, daß feiner Anficht nad kein Anftand vor— 
liege, jomwohl dem Grundbucrichter ald dem Buchführer das Recht der Prü- 
ſentation beizulegen. Sei Iepteres aber der Fall, jo ſei es am zweckmäßigſten, 
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daß das Gefep die gleiche Berechtigung Beider ausſpreche, und bas Verfahren 
felbft in der Inftruftion näher geregelt werde. 

Diefem Vorſchlage ſchloß fih auch der Herr Negierungsfommiljar an 
und wurde derielbe, fowie der Paragraph felbft bei der Abftimmung ange 
nommen, während das erfterwähnte Amendement abgelehnt wurbe, 


Zu 


$. 44. 


wurbe beantragt, im legten Alinea die Worte: 
„wenn fie von den allgemeinen geſetzlichen Beftimmungen ab» 
weichen“ 
zu fireihen und zwar nit Rückſicht auf $. 17. des Geſetzes über ben Eigen- 
thbumserwerb u. ſ. w. und in Anbetracht, daß das der Eintragung zum 
Grunde liegende Rechtsgeſchäft nicht mehr angegeben wird und alſo aud nicht 
beurtbeilt werben fann, ob und in wie weit einzelne Beftimmungen des An— 
tragd von den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften abweichen. Im Einver- 
ftändniffe mit dem Herrn Negierungsfommifjar wurde die Weglaffung der 
bezeichneten Worte beichloffen und mit dieſer Aenderung der Paragraph 
angenommen. 


Der 


g. 45. 


erfordert, dem biöherigen Rechte entipredhend, die Cintragung des Tages der 
Verfügung. Die Anficht eines Mitgliedes, anftatt diejes Tages die Zeit des 
wirflihen Eintrags in dem Grundbuche zu vermerken, fand feine Unterftüpung, 
indem man vorausjegen zu fönnen vermeinte, daß bei der jepigen Einrichtung 
die Eintragung ſich der Berfügung ſtets aldbald anfhließen werde. Ebenſo 
wurde auch die Beftimmung des $. 21. des Entwurfs der Hypotheken -Ord⸗ 
nung von 1864, in dem Grundbuche bei Eintragungen in ber zweiten und 
dritten Abtheilung auch den Tag und die Stunde der Anmeldung zu vermer« 
fen, entbehrlih und unzweckmäßig erachtet. Hingegen wurbe bemerft, daß 
aud bei dem Formular II. der Tag der Verfügung bei den Einichreibungen 
anzugeben jei, indem anderen Falls fid) die Rangordnung der Poften der zwei— 
ten und dritten Abtbeilung nicht feftftellen laffee Der demgemäß geftellte 
Antrag, die Worte: 
„nad dem Formular I.” 

zu ftreichen, wurde angenommen. Die dadurch nothmwendig gewordene Aende— 
rung des Kormular II. ift am Schluſſe des Berichts in den Bemerkungen zu 
ben Formularen näher angegeben. 

Mit Weglaffung der bezeichneten Worte wurde ber Paragraph einftim« 
mig angenommen. 


Zu 


$. 46. 


wurde beantragt, dem Paragraphen eine forreftere Faſſung zu geben und 
wurde das zu dieſem Zwede geftelte Amendement, wie nachſteht: 

„Aus mehreren Eintragungsgefuchen für daffelbe Grundftüd 

erfolgt die Eintragung in der durch ben Zeitpunft der Vorlegung 
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ber Geſuche bei dem Grundbuchamt beftimmien Reihenfolge und 
aus gleichzeitig vorgelegten Gejuhen zu gleihem Rechte, wenn 
nicht in benfelben eine andere Reihenfolge beftimmt ift*, 
von der Kommilfion an Stelle des 8. 46. im Einverftändniffe mit dem Herrn 
Regierungslommiffar angenommen. 
Zu 
$. 47. 
der Kommilfions»Beihlüffe wird auf die Bemerfungen zum $. 95. des Ent« 
wurfs verwiejen. 
2. Eintragung bes Eigenthümers. 
$. 47. 

Daß die Grundjäge des materiellen Gejepes über den Eigenthumserwerb 
uw. ſ. mw. erfordern, daß fi der Abgabe oder Einreihung der Auflafjunge- 
Grflärung die Eintragung des Erwerbers als Cigentbümers, fo weit als 
möglich, fofort anſchließen muß, ift als die wiederholt ausgeſprochene Anſicht 
der Kommilfion bereits in dem Berichte über das gedachte Geſetz (Nr. 212, 
ber Drudjahen, Seite 16.) hervorgehoben. Auch ift ebendajelbft (S. 19.) 
bereitd erwähnt worden, daß Darüber in der Kommiſſion fein Zweifel obmal« 
tete, daß wenn ber Beräußerer den Konjens zur Eintragung zurüdnimmt, 
bevor derſelbe dem Grundbuch-Amt eingereicht ift, und die Zurücknahme bei 
oder vor der Auflaffung Fonftatirt wird, eine Eintragung nit erfolgen Fann. 

Bei der Erörterung bes $. 47, wurden biele Fragen wiederholt in dem» 
jelben Sinne beantwortet. Außerdem wurde beantragt und einftimmig ans 
genommen, nad „erfolgt* die Worte 

„im Falle freiwilliger Beräußerung” 
einzufchalten. Sodann herrſchte in der Kommilfion darüber Einverftindniß, 
daß am zwedmäßigften an dieſer Stelle eine Beftimmung in das Gejep auf 
genommen werde, welche den bei der Diskuifion des Geſetzes über den Eigen- 
thumserwerb u. ſ. w., ſowie bes $. 31. dieſer Orbnung bereits angeregten 
Fall, daß dem Grundbuh-Amte zu gleicher Zeit mehrere ein und daſſelbe 
Grundftüd betreffende Auflaffungs-Erflärungen vorgelegt wurden, ausdrüdlich 
dahin enticheide, daß in einem ſolchen Falle das Grundbuch-Amt die Eintra- 
gung abzulehnen habe und es den Interefjenten überlaffen bleiben müffe, ihre 
etwaigen Nechte im Wege des Prozefjes zu verfolgen, ſich bis zur Entſcheidung 
aber durch eine vermittelft des Prozeßrichters nachzuſuchende Vormerkung zu 
ſchützen. Einem geſtellten Amendement gemäß wurde denn auch beſchloſſen, 
dem 8. 47. als zweites Alinea den Sap: 

„Sehen mehrere ein und daffelbe Grundftüd betreffende Auflaffungs« 

erflärungen zu gleicher Zeit ein, fo lehnt das Grundbuchamt die 

@intragung ab.* 
hinzuzufügen. 

Mit diefen beiden Aenderungen wurde der Paragraph einftimmig ange 
nommen. 

Bon einem Mitgliede ift in der Kommiſſion die Frage angeregt worden, 
ob die Beftimmungen über den Homagial-Eid auch noch ferner in Kraft 
bfeiben und im Kalle der Nethwendigkeit ber Ableiftung bieje der Eintragung 
als Eigenthümer vorhergehen müfje. 

Der Herr Regierungs-Kommiffar gab auf die Anfrage die Erflärung 
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ab, daß ber Homagial-Eid überhaupt nur bei dem Erwerbe eines Ritterguis 
zu leiften und die Nothwendigfeit der Ableiftung nad den „Gejepen und 
Berfaffungen einer jeden Provinz” zu beurtheilen ſei ($. 63. Tit. II. der 
Hppothefen-Ordnung). Das Königlihe Ober Tribunal habe in der Recht— 
fprehung angenommen, daß der Homagial-Eid auh noch nah Einführung 
der Verfaſſuug gefordert werden könne, was aber vielfach beftritten merbe. 
(Bericht der Juſtiz-Kommiſſion des Haufes der Abgeordneten 1863/64 Nr. 66. 
der Drudjaden.) 

Was nun die Frage anbelange, ob die Leiftung des Homagial-Eides tie 
notbwendige Vorausjegung der Eintragung als Eigenthümer fei, fo herrſche 
in dieſer Hinficht zur Zeit ebenfalls eine verſchiedene Auffaffung. Ein frühe 
red Minifterial-Reffript verneine die Frage und ſei das Appellations-Gericht 
zu Glogau in dem Beſchluſſe vom 8, Januar 1867 (Hinfhius, Zeitichrift 
für Gefepgebung u. |. w. Bd. 1. ©. 401.) für die Laufis und Schleſien 
diefer Anficht beigetreten; hingegen babe das Appellations:Geriht zu Brom» 
berg fi für die entgegengejegte Meinung erflärt. Im Jahre 1868 habe die 
Staatsregierung au die Frage, ob ein Ausländer vor der Befigtitel-Be- 
rihtigung den Huldigungseid zu leiften habe, verneint. In der jept vorlic« 
genden Grundbuch-Ordnung jei das Homagialeided nit erwähnt. Wenn 
nun Daraus auch nicht zu folgern jei, daß die bieherigen Beftimmungen aufs 
geboben, jo jei doch die Eintragung als Eigenthümer im Falle einer freiwilli» 
gen Veräußerung von ber Leiftung nicht mehr abhängig, weil dieje erft die 
Pflicht zur Leiftung — den Uebergang des Eigenthums — begründe; in den 
Fällen bes Erwerbes auf andere Art müfje die Frage nad den beftehenden 
Gelepen beurtheilt werden und ericheine eine befondere Beftimmung für dieſen 
Fall um fo mehr entbehrlih, als die Frage über das Kortbeftehen des 
Homagial-Eides überhaupt im Staatsminifterium zur Beurtheilung und Bes 
ſchlußfaſſung zu ftellen beabfichtigt werbe. 

Die 

ss. 48. und 49, 
baben einen traufitoriihen Charakter; fie bezweden in Betreff der Eintragung 
des Gigenthümers für die Fälle, in denen fi der Erwerb ohne Eintragung 
vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes vollzogen hat, den Nachweis der bis 
berigen Erfordernifje zur Berichtigung des Befiptiteld für ausreichend und 
maßgebend zu erflären. Ganz aligemein wird dies ausgedrüdt Dur den 
$. 48., deſſen Faſſung, nit aber deffen Inhalt beanftandet wurde, und den 
die Kommilfion im Einverftändniffe mit dem Herrn Regierungskommiſſar in 
ber nachſtehenden, einem geftellten Antrage entſprechenden Faſſung: 
„Wer vor dem Zeitpunfte, in welhem dies Gejep in Kraft 
tritt, das Eigenthum eines Grundftüds ohne Eintragung erworben 
hat, erhält auf Antrag die Eintragung als Eigentbümer, 
wenn er feinen Erwerb nad) den Vorſchriften des bieherigen Rechts 
nachgewieſen hat.” 
annabın, unter gleichzeitiger Verwerfung de} durch die Gintheilung des Ge— 
jeped und den Hinweis auf 8. 143. motivirten, von dem Regierungsfommiis 
far für überflüffig erflärten Antrages: ftatt „eines Grundſtücks“ zu ſetzen 
„eines im Grundbuche eingeiragenen Grundftüds.* 
Was den $. 49, insbejondere anbelangt, jo traten in der Kommilfion 
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bei der Erörterung bdefjelben drei verſchiedene Anfihten hervor. Von einer 
Seite wurde die Streihung des ganzen Paragraphen beantragt; andere tra« 
ten für die Vorlage der Regierung ein und die dritte Anficht ging dahin, 
daß die Faffung des Paragraphen einer Aenderung und feine Beftimmung 
einer Ausdehnung bebürfe. Im lepter Beziehung wurden folgende Amendes 
ments eingebradht: 
1) Den $. 49. in nachſtehender Fafjung anzunehmen: 
„Leitet ein jolher Erwerber jein Eigenthum nit von dem 
eingetragenen Eigenthümer oder von einem nah den Vorfchriften 
des bisherigen Nedts ob zwar nicht eingetragenen, jedoch ver» 
fügungsberechtigten Zwifcheneigentbümer ab, fo findet die Ein« 
tragung feines Eigenthums nur auf Grund eines gemäß $. 143, 
Nr. 2. erlaffenen Aufgebots ftatt. 
Zur Begründung des Aufgebots muß ber Befiper des Grund» 
ſtücks außer dem dort vorgefchriebenen Nahmeife entweder bie 
Urkunde, durch welde der zulept eingetragene Eigenthümer das 
Grundſtück veräußert bat, oder deffen Gimwilligung in die beans 
tragte Umjchreibung des Eigenthums in beglaubigter Korn bei» 
bringen, oder den Beweis führen, daß der zulept eingetragene 
Gigenthümer vor länger als einem Fahre geftorben oder rechts— 
kräftig für todt erklärt worden. 
Auf Grund des rechtsfräftigen Ausichlußerfenntniffes und 
nad) Bejeitigung der etwa angemeldeten anderweitigen Gigen« 
thumsaniprüde erfolgt die Eintragung des Eigeuthums für den 
Befiper des Grundftüds, welder das Aufgebot beantragt hat. 
Die nicht eingetragenen Zwiſcheneigenthümer find bei der 
Gintragung nur hiſtoriſch zu erwähnen. 
Durch das Ausihlußerfenntniß werden diejenigen Hinder— 
niffe der Eintragung des Eigenthums nicht bejeitigt, welde ſich 
nah dem Grundbuchblatte ergeben.“ 
2) hinter $. 49. einen neuen Paragraphen des Inhalts einzufchalten: 
„Vorſtehende Beftimmungen ($. 49.) gelten auch dann, wenn der 
Befiger eines Grundftüds dafjelbe erft nad der Zeit, in welcher 
diejes Gejeg in Kraft tritt, nicht von dem eingetragenen Eigen« 
thümer erworben hat.” 
3) den Eingang des Paragraphen dahin zu ändern: 
„Leitet ein folder Erwerber jein Eigenthum von einem Anderen, 
als dem zulegt eingetragenen Cigenthümer ab, oder weift derjelbe 
bei Herleitung feines Rechts von dem eingetragenen Gigenthümer 
nad, daß derjelbe geftorben oder rechtskräftig für todt erflärt ift, 
jo findet u. ſ. w. 

und zwar 4) eventuell unter Einjhaltung der Worte: 
„von oder nah der Gültigkeit dieſes Geſetzes“ 

zwiſchen „Eigenthümer* und „ab“. 

Wenn den Anträgen zu 2. und 4. entſprechend das in dem Paragraphen 
vorgejehene Berfahren auch auf Fälle, welche ſich nach dem Inkrafttreten ber 
zur Berathung ftehenden Gejepe ereiguen, ausgedehnt werben foll, fo ift damit 
die Nothweutigkeit der Beibehaltung des Paragraphen in irgend einer Form 
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jelbftredend geboten. Für dieſe Ausdehnung wurde von mehreren Seiten gel» 
tend gemacht, daß erfahrungsmäßig geleglihe Formen, welche für den Erwerb 
eines Rechts zu beachten feien, bald aus Unfenntniß derielben, bald zur Er» 
jparung der damit verbundenen Koften, bald im feften Vertrauen auf bie 
Reblickeit des Mitkontrabenten verabſäumt würden. Geſchehe diejes in Ber 
treff der Auflaffung und Eintragung bes Gigenthums, jo würde in vielen 
Fällen das Gefep kein Mittel bieten, das. Berfiumte zu ergänzen, wenn auch 
durch langjährigen Befig oder durch Willenserflirungen, die ben Formen bes 
Geſetzes zwar nicht vollftändig entiprächen, die Willentmeinung aber Far er 
gäben, die Mebertragung des Eigenthums feinem Bedenken unterliegen könne. 
Fälle diefer Art ließen ſich denken, wenn 3. B. bei mehrfahem Befigmedhiel 
das Verfügungsrecht eines Zwiſchenbeſitzers nicht nachzuweiſen fei, Auflaffunge- 
erflärungen nicht zur Eintragung überreicht feien u. ſ. w. Um für derartige Fälle 
Abhülfe zugewähren, jo daß die Grundſtücke auf den zeitigen Eigenthümer umfchrie» 
ben und wieder im den Verkehr zurücktreten könnten, ſei bie Zuläffigfeit eines Auf- 
gebotsverfahrens das einzige Mittel und, wenn das Geſetz von vornherein 
dieſe Hülfemittel abſchneide, werde fich fpäter die Nothwendigfeit einer ergäns 
zenden Beflimmung ebenfo gewiß berauäftellen, als dies nah dem Wegfall 
der Zwangsbefiptitelberihtigung während der Gültigkeit der bisherigen Hypo» 
thefen-Drbn. der Fall geweſen fei (vgl. Gejeg vom 7.März 1845 G.-©.g ©. 160.). 
Bon anderer Seite und insbefondere aud von dem Herrn Regierungs- 
Kommiflar wurde das Bebürfniß einer dem lepterwähnten Gelege entipredhen: 
den Beflimmung für Fälle nad der Emanation des Geſetzes über ben Eigen- 
tbumserwerb u. ſ. mw. beftritten. Fälle, wie die vorerwähnten — meinte man 
— würben bei der neuen Theorie über ben Erwerb des Eigenthums nicht 
mehr vorfommen und fünden eventuell ihre Erledigung durch das im $. 50. 
ang?ordnete Verfahren. Das in Rede ftehende Aufgebots » Verfahren 
fege überhaupt voraus, daß außer dem ald Eigenthümer eingetragenen ein 
anderer Eigenthümer criftiren könne, und diefe Duplizität aufzuheben, jei ja 
einer der Hauptzwede des neuen Geſetzes. Mit dem Syſteme deffelben jei es 
ferner ganz unverträglih, daß man durch die Aufrechterhaltung eines Aufge 
botöverfahrens einen Erwerb bes Eigentbums durch Beſitz- und Ausihluß- 
Erkenntniß janftionire. Dies ſei ein volftändiger Durchbruch bes ganzen 
Syſtems und würde aud zur Folge haben, daß die Beitimmungen ber $$. 1. 
und 2. des Geſetzes über den Eigenthumserwerb u. ſ. w., durch deren ftrenge 
Beachtung allein die Sicherheit des Eigenthums bedingt werde, von Bielen 
außer Acht gelaffen würden. Erwäge man endlih, daß — ganz abgejehen 
von etwaigen Zwilhenbefigern — zur Eintragung des Eigenthümers ftets nur 
die Auflaffungserflärung des eingetragenen Eigeuthbümers gehöre, jo Fünne 
das Aufgebotsverfahren, wie aud im $. 65. des Entwurfs einer Hypotheken- 
Orduung von 1864 ausdrücklich geihehe, als entbehrlich bezeichnet werben. 
Diejer legten Anfiht ift die Mehrheit der Kommilfion beigetreten, indem 
fie die Amendements zu 2., 3. und 4. abgelehnt hat. Auch das Amendement 
zu 1., weldes nad der Motivirung des Antragftellers die das Aufgebotsver- 
fahren regelnden Beltimmungen, durch den Hinweis auf $. 143. feftzuftellen 
beabfichtigt, erhielt nicht die Zuftimmung ber Mehrheit der Kommilfion, 
vielmehr fiel der endlihe Beihluß derjelben dahin aus, daß der $. 49. der 
Vorlage gänzlich zu ftreihen. Zur Begründung des dieſem Beſchluſſe ent- 
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Ipredhenden Antrages ward bemerkt: Wenn der 8. 49. auf Fälle, die fih nad 
dem Eintritt der Gefepesfraft diefer Grundbudordnung ereigneten, nit aus— 
gedehnt werben joll, fo erjcheine derjelbe überhaupt überflüjfig. Der $. 48. 
beftimme ganz allgemein, daß bei einem Grwerbe aus älterer Zeit derjenige 
feine Gintragung als Gigenthümer beantragen und erhalten fönne, der feinen 
Erwerb nad den Vorſchriften des biäherigen Rechts nachweiſe; ob nun dieſer 
Nachweis durch formell und notariell gültige Urkunden geführt oder aus irgend 
einem Grunde der Ergänzung durch das im Gefege vom 7. März 1845 vor- 
gelebene Aufgebotsverfahren bedürfe — zwiſchen diefen beiden Fällen fei nicht 
zu unterjcheiden, beide würden durch den $. 48. betroffen und durch denjelben 
lei fomit, jo weit als nöthig, das Gefeg vom 7. März 1845 als tranſitoriſche 
Beftimmung bereits aufrecht erhalten. 

Der Herr Regierungs-KRommiffar erklärte ſich mit diefen Ausführungen 
und dem Wegfall des $. 49. einverftanden. 

Zu 


$. 50. 


wurde die Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit des bier angeordneten Ber- 
fahrens aus den in den Motiven angeführten Gründen und mit Rüdfiht auf 
die Ausführungen zu dem vorhergehenden Paragraphen anerkannt. 
Bu dem erften Alinea wurde vorgejhlagen, ftatt der Worte: „noch nicht 
erhalten, aber nachzuweiſen vermag” zu jepen: 
„nicht beizubringen, aber glaubhaft maden kann,“ 
theile um einer zu engen Auslegung bezüglih der Fälle der Zuläffigkeit vor» 
zubeugen, theild um nicht dur den Ausdruck „nachzuweiſen“ das Erforderniß 
eines vollftändigen Beweifes aufzuftellen. Dieſes Amendement, mit bem fi 
der Herr Regierungs-Kommiſſar einverftanden erflärte, wurde von der Koms 
milfion angenommen, und ift aus der Diskulfion nur noch zu bemerken, daß 
unter einem „rechtägültigen Vertrag“ (Zeile 4.) nah Anſicht des Herrn Re» 
gierungd-Kommiffard und der Kommilffon nur ein folder Bertrag zu ver 
fiehen ift, der au der Form nad bem Gejepe, nad welchem bieje beur« 
theilt werben muß, entipridt. 
Statt ded zweiten Alinea wurde von einem Mitgliebe folgende Faſſung 
vorgeſchlagen: 
„Die Vorladung erfolgt mit der Aufforderung, binnen einer 
nach richterlichem Ermeſſen, jedoch auf mindeſtens ſechs 
Wochen hinaus zu beſtimmenden Friſt Die Auflaffungserflärung 
zu ertheilen, widrigenfalls dieſelbe für erfolgt angenommen und 
der Erwerber als Eigenthümer eingetragen werden würde. Die 
Vorladung iſt durch Aushang an der Gerichtöftele nnd durch 
ein» ober mehrmalige Einrüdung in den Anzeiger des Regierungs- 
Amtsblattes, nad) Ermeſſen des Gerichts aud auf andere Art be 
kannt zu machen und dem in einem außerdeutſchen Staate woh- 
nenden Veräußerer bejonders mitzutheilen, wofür die Aufgabe zur 
Doft und die Beicheinigung darüber Seitens bed mit ber Be- 
förderung derartiger Ladungen zur Poft beauftragten Beamten 
genügen.* 
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Die Kommilfion lehnte diefen Vorſchlag ab, nachdem ter Herr Regie 
ruugs-Kommiſſar hervorgehoben, daß nicht allein die Beſtimmung ber Frift, 
fondern auch die Art und Weile der öffentlihen Belanntmahung am zwed- 
mäßigften dem Ermeſſen des Richters anbeimgeftellt werde, damit berfelbe 
beides ben Verhältniffen des Fonfreten Falles jeder Zeit anpaffen könne. Auch 
ber Borihlag, für den Fall des Widerſpruchs anzuordnen, daß alsdann ein 
Erfenntniß nicht zu erlaffen, vielmehr das Berfabren auf Koften bed Ertra- 
benten einzuftellen fei, fand Feine ausreichende Unterftügung, indem Dies 
jelbftverftäntlih und durd den Ausdrud im dritten Alinea „nad erfolg: 
loſem Ablauf der Friſt“ zur Genüge ausgeſprochen jet. 

Das dritte und vierte Alinea wurden einem geftellten Amenbewent gemäß 
in folgender Kaffung: 

„Rab erfolglofem Ablauf der Friſt wird durch Erfenutniß 
bed Gerichts di: Auflaflung für eriheilt erflärt. Im diefem Er— 
fonniniffe muß zugleih aukgeſprochen werben, melde in dem Ber 
äußerungävertrage bebungenen Rechte einzutragen find. 

Auf Grund des Erkenntniffee ift der Erwerber beredtigt, bei 
dem Grundbudhamt feine Eintragung ald Eigenthümer zu bean« 
tragen, jedoch nur, wenn er zugleich diejenigen Eintragungen be- 
willigt und beantragt, welche in dem Erkenntniffe angegeben find.“ 

angenommen, indem dieſe Faffung im Einverftändniffe mit dem Herrn Res 
gierungs-Kommiſſar ald eine forreftere anerkannt wurde, auch ſachgemäß die 
anzuorbnenden Eintragungen nit auf die für den Beräußerer vorbe- 
dungenen beihränft. 

Mit den Abänderungen im erften, dritten und vierten Alinea erlangte 
der Paragraph die Annahme. 

Im 


g. 51. 


wurde zunähft das Wort „allgemeine” vor Gütergemeinihaft geftrichen, 
um bie Anwendung bed Paragraphen anf alle Fälle, in denen der eine Ehe» 
gatte ein Anrecht auf die Grundſtücke des anderen in Kolge der Gütergemein» 
ſchaft erwirbt, — möge diefe auf dem gemeinen und ftatutariihen Rechte be- 
ruben, das gefammte Vermögen oder nur den Erwerb umfaffen — klar zu 
ftellen. 
Ein fernerer Antrag, dahin gebend: 
in der dritten Zeile ftatt der Worte „auf deffen alleinigen An- 
trag" zu ſetzen: 
„auf den Antrag eines der Eheleute“ 

wurde unter Rezugnahme auf die dem Paragraphen beigegebenen Motive, 
denen die Kommilfion beitreten zu müfjen glaubte, abgelehnt. Aud der Ans 
trag, ben Eingung bes $. 51. dahin zu faffen: 

„Wo Gütergemeinihaft unter Eheleuten gilt, ift das dadurch be- 

gründete Miteigentbum u. |. w.“ 
erlangte ebenjo wenig bie Majerität der Kemmiſſion, als der Vorſchlag, nach wel⸗ 
chem die Eintragung nur „auf Grund des Trauſcheins“ zu brantragen fei, indem 
legteres als eine Foftipielige Beläſtigung ber Intereffenten nicht zweckmäßig ſei, es 
fi vielmehr der bisherigen Praris entiprehend empfehle, dem Grundbud: 
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richter anheim zu geben, auf welche Weile er den Nachweis des Abſchluſſes 
der Ehe erbracht wiffen wolle. 

Bemerft wird noch, daß nach der Ausgeſprochenen Anfiht mehrerer Mit- 
glieder der gebrauchte Ausdrud „Miteigenthum* der rechtlichen Auffaffung der 
Anrechte der Ehegatten bezüglich des gütergemeinſchaftlichen Vermögens nicht 
präjudiziren fol, und ber Ausdrud „die in bie Ehe eingebradten Grund» 
ftüde“ im weiteften Sinne zu nehmen ift, jo daß berjelbe alle der Gülerge— 
meinichaft unterliegenten Grundftüde in fidh begreift. 

Das zweite Alinea des Paragraphen wurde unbeanftandet angenommen. 

Zum erften Alinea des 


$. 52. 


wurde beantragt, den Schluß defjelben dahin zu faffen: 
„erfolgt auf Grund der Feftftellung ihrer Erbeseigenſchaft nad 
den Grundſähzen des Geſetzes vom 12. März 1869, die Aus- 
ftellung gerichtlicher Erbbejcheinigung betreffend. Jedoch fann das 
Grundbuhamt, wenn es nicht zugleich das Nachlaßgericht ift, die 
Beibringung einer Erbbeideinigung fordern.“ 
und dieſer Borihlag dadurch motivirt, daß, wenn das Grundbuhamt mit dem 
Nachlaßgericht vereinigt fei, die Beibringung der Erbbejcheinigung zu den 
Grundaften eine unnöthige und Foftipielige Formalität jei. 

Dies wurde an und für fi nicht beftritten, jedoch entgegengejept, daß 
das Legitimatione-Berfahren erft durch bie Ausftellung der Beiheinigung jeinen 
Abſchluß erreihe und die Vorausſetzung des Antrages die Verbindung des 
Grundbuhamts mit dem Nachlaßgerichte fei, welche in Zukunft möglicdher« 
weile ganz bejeitigt werben Fünne. Die Kommijfion lehnte den erwähnten 
Antrag ab, nahm aber zum zweiten Aliner ein aus praftiihen Gründen em» 
pfohlenes Amendement an, nah melden am Schluffe demjelben die Worte 
hinzuzufügen find: 

„Soforn dieje Urkunden dem Grundbuchrichter nit in Urſchrift 
vorliegen.“ 

Mit diefer Aenderung wurde der in Rebe ftehende Paragraph von 
der Kommilfion angenommen. 


Zu 


$. 53. 
wurde beichloffen, ftatt des BVerbindungswortes „und“ zwilhen Lehns- und 
Fideilommißfolger und zwiſchen Lehns- und Fideifommiß-Behörbe das Wort 
„oder“ zu jepen, und ber Paragraph in diefer Faſſung angenommen. 
Die 


$$. 54. 55. 
erlangten unbeanftandet einftimmige Annahme, 
Der 
$. 56, 


ift, wie bereitd in ben Motiven bemerft ift, dem $. 18. des Stempelgejepes 
vom 7, Mär; 1822 (Gej.-Samml. ©. 57.) entnommen. Es wurde gegen 
4* 
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bdenfelben bemerft, daß bie Aufnahme und Wiederholung dieſer Beftimmung 
in der Grundbudorbnung nicht angebracht eriheine und dieſelbe überhaupt 
bei den Einrichtungen, welche zur Erhebung des Erbſchaftsſtempels bereits 
getroffen feien, nicht mehr nothwendig fei. Dem gemäß wurde aud anf An— 
trag beichloffen, den Paragraphen in Wegfall zu bringen. 
Zu 
$. 57. 


erfannte die Kommilfion an, daß der in dieſem Paragraphen ausgeiprochene 
Grundjag aus den Prinzipien der jepigen Borlage mit Nothwendigkeit folge, 
und daß ein zwingender Grund, das Verfahren rüdfihtlid der Diepofitions- 
Beihränfungen auf eine von den allgemeinen Grundjägen abweichende Weile 
zu regeln, nicht vorliege. Bei der Wichtigkeit diefer Abweihung von dem 
bisherigen Rechte (F. 28. des Gejepes vom 24. Mai 1853) ift im $. 75. der 
neue Grundjag nochmals zum Theil wiederholt und Behufs des Ueberganges 
in dem $. 76. der Kommiſſions-Beſchlüſſe eine befondere Frift zur Eintragung 
älterer Dispofitionsbeihränfungen geftelt. 

Der Paragraph 57. wurde von ber Kummilfion einftimmig angenommen. 

Zu den 


85 58. und 59. 


Die Kab.»Ordre v. 31. Dftober 1831 (Geſ.“Samml. S. 251.) beſtimmte 
bei der Suöpendirung der Zwangs» Befiptitel» Berichtigung, daß bie in der 
Hppotbefen-Drdnung vorgejchriebene Einwirkung der Gerichte zum Zwed der 
Berichtigung des Befiptiteld nur dann eintreten folle, wenn die Eintragung 
von dem Befiper oder einem bypothefariihen Gläubiger oder einem 
fonft Beredtigten nachgeſucht werde. Zu diefen „ſonſt Berechtigten“ find 
insbefondere der Subhaftationsrihter und nad der Kabinets-Ordre vom 6. 
Oktober 1833 (Gej.-Samml. S. 124.) die Generale und Spezial-Kommiſ— 
fionen und die Gutäherrfhaften, wenn fie auch nur die Entrichtung einer 
gutöberrlihen Abgabe zu fordern haben, zu rechnen. Das Verfahren jelbft 
richtet ih nach den 88. 51. 52, Titel: IL der Hypotbefen-Drduung und der 
lepterwähnten Kabinet3-Orbre vom 6. Oktober 1833. 

Dies Zwangsverfahren fol nun, jo weit e8 überhaupt nad dem Gejepe 
über den Eigenthums-Erwerb u. |. w. noch Anwendung finden fann, durch 
die 88. 58. und 59. beibehalten werben und zwar ſowohl für den Fall, daß 
fi der Erwerb vor dem Infrafttreten des errichteten Geſetzes, ald wenn der» 
felbe fih nad dieſem Zeitpunfte vollzogen hat. Die Kommilfion erfannte 
dies als zweckmäßig an, und zwar insbeiondere mit Rückſicht darauf, daf dies 
Verfahren bei dem Grundbuhamte weniger koftipielig und jchneller zum Ziele 
führe, als die Verweiſung der Berechtigten an den Prozekrichter. Nur von 
einem Mitgliede wurde darauf hingewieſen, daß jeder richterlihe Zwang ohne 
vorgängiges Urtel nicht zu rechtfertigen fei und Die Anficht ausgeſprochen, daß 
dadurch, daß dem Gigenthümer, glei einem Abwejenden, ein Kurator beftellt 
und mit diejem verhandelt werde, das Zwangsverfabren zu vermeiden ſei, — 
was jedoch andererjeits, namentlih auch durch den Hinweis auf das lepte 
Alinea des F. 59., befimpft wurde. 

Speziell den $. 58. anbelangend, jo bielt ein Mitglied die Ein— 
gangdworte; 
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„In den Fällen, in welden der Eewerb des Eigenthbums an 
Grundftüden eine AuflaffungsErflärung des bisher eingetragenen 
Eigenthümers nicht vorausſetzt.“ 
für überflüſſig; denn nur in dieſen Fällen könne von einem Eigenthümer 
ohne Eintragung ſeines Rechts die Rede ſein und nur gegen den Eigen— 
thümer werde überhaupt das Verfahren für zuläſſig erkllärtt. Die Koms 
miſſion entſchied fi für die Beibehaltung der Worte. Hingegen wurden im 
Einverftändniffe mit dem Herrn Regierungsfommiffar zwei Amendements an» 
genomnten, von denen das erfte dahin ging: 
zu 1. ftatt „eine* Behörde zu ſetzen: 
„die zuftändige Behörde”; 
das zweite: 
zu 2. zwiſchen „dinglich“ und „Beredtigter” einzuhalten: 
„oder zu einer Eintragung“; 
fegteres nicht ohne Widerſpruch, indem die Anſicht aufgeftellt wurde, daß mit 
Rückſicht auf $. 13. des Gefepes über den Eigenthumserwerb u. |. m. ber 
zu 2. erwähnte Fall überhaupt nicht mehr eintreten könne. 
Mit diefen beiden Nenderungen wurden die in Rede ftehenden Paras 
graphen von der Mehrheit der Kommilfion angenommen. 
Der 


8. 60. 


wurde von ber Kommilfion einftimmig angenommen. Abweichend von ben 
Motiven gab der Herr Regierungs-Kommiffar bei der Diskuffion des Para» 
graphen die Erklärung ab, daß in den Fällen freiwilliger Veräußerung die in 
den $. 4. der Deflaratoria vom 21. März 1835 (Geſ.“Samml. S. 42.) 
und der Inftruftion vom 12, Juni 1835 (v. Kampg Jahrb. Bd. 45. ©. 510.) 
den Richtern und Notaren auferlegte Pflicht, ale aus dem Hypothekenbuche 
erfichtlichen Gläubiger von der erfolgten Veräußerung in Keuntniß zu jepen, 
in Folge der zum Eigenthumserwerb notbwendigen Eintragung fortfallen und 
d’e gedachten Beſtimmungen als aufgehoben erachtet werden müßten, 
Der 


8. 61. 
erlangte unbeanftandet einftimmige Annahme, 
Zu 
8. 62. 


wurde die Gtreihung des zweiten Alineas beantragt, indem nad den 88. 25. 
und 26. des Geſetzes über den Eigentbumserwerb u. j. w. fein Grund vor— 
liege, den Fall, in weldem das zugeichriebene Grundftüd nicht als Zubehör, 
londern als cin für fi) beftebendes Grundſtück angeſehen werden ſoll, befon- 
ders bervorzubeben. Im Einverftändniffe mit dem Herrn Regierungs-Kom— 
miffar wurde der Wegfall des zweiten Alinens demgemäß beihloffen und mit 
diejer Aenderung der Paragraph angenommen. 
Die 
88. 63. 64. 


find einftimmig unverändert angenommen. 


30 


Den 
$. 65. 


beantragte ein Mitglied als überflaſſig zu ftreihen, bemerfend, daß die Zus 
läffigkeit der Eintragung des vorläufigen Vermerks fih ſchon aus $. 6: des 
Gejepes über den Eigenthumserwerb u. ſ. w., und die Stelle der Eintragung 
ſich aus den Beflimmungen des erften Abſchnitts diefer Ordnung ergebe. 
Wolle man den Paragraphen beibehalten, jo empfehle es ſich, die Zuläffigfeit 
des Bermerls auch nach der Auflaffungs-Erflärung während einer zur Bes 
wirfung der Löihungen und Beihaffung von Exnexuations-Erklärungen aus— 
treibenden Arift für ftatthaft zu erflären. Diefen Ausführungen trat die 
Kommilfion nit bei; diefelbe votirte vielmehr die Annahme des Paragraphen 
mit der, einem geftellten Amendement entiprehenden Faſſungsänderung, nad) 
welcher der zweite Sap ausicheidet und nad dem dritten Sape an Stelle 
des zweiten und vierten Sapes zu jepen ift: 
„Der Bermerf wird bei dem Formular I, in der zweiten Abthei- 
lung, bei dem Formular II. in der Spalte „Beihränfungen* 
eingetragen und bei der Abjchreibung des Trenuftücks von Amts- 
wegen gelöfcht * 
Zu 


$. 66. 


wurde beidhloffen, zunächſt Zeile 6 das Wort „eingetragenen“ vor „Beredh- 
tigten“ zu freien, um der Annahme vorzubeugen, daß die erfolgte Umſchrei— 
bung der Forderungen auf den Namen des Gläubigers die nothwendige Vor— 
ausjegung ber Erneruations-Erflärungen Sei. 
Es wurde ferner in Antrag gebradt: 
unter Streihung des legten Alinens des $. 66. folgenden neuen 
Paragraphen: 

„Die Erklärungen der Berechtigten über die Haftung und den Um« 
fang der Haftung des Trennitüds für die eingetragenen Laften 
und Hypotheken des Hauptguts oder des ganzen Grundftüds und 
die erforderlihen Eintragungs» und Löihungs-Anträge find in vor» 
geichriebener Form ($. 33.—38.) beizubringen. 

Die Entlaffung des Trennftüds aus der Mithaftung, fowie 
die alleinige oder antheilsweile Haftung des Trennftüds wird auf 
den Hppotbefenurfunden vermerft.* 

anzunehmen und denjelben nah $. 70. der Vorlage zu ftellen. 

Das zweite Alinea diefes neuen Paragraphen fand alljeitige Unterftüz« 
zung, indem es als nothwendig erachtet wurde, daß aud die Uebernahme 
einer alleinigen oder antheilsweilen Haftung des Trennftüds auf den Hypotbefen« 
urfunden vermerkt und dies im Geſetze ausdrüdlich beftimmt werde. Das 
erfte Alinen hingegen wurde unter Hinweis auf bie in demjelben allegirten 
Beftimmungen als überflüffig bezeichnet. Demgemäß beihloß die Kommilfion 
im Einverftändniffe mit dem Herrn Regierungs-Kommiffar die Streihung des 
legten Alinea des $. 66., die Annahme des zweiten Alineas des Amendements 
als neuen nad) $. 70. der Vorlage zu ftellenden Paragraphen, während bas 
erfte Nlinea des Amendements abgelehnt wurde. Ueber die Behandlung ber 
Hypothefenurfunden für den Fall, daß die Forderungen ungetheilt auf das 


a an ar ı LT 1 
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Trennſtück übertragen werden, wurbe eine bejondere Beftimmung nit für 
nothwendig erachtet. 
Der 


8. 67. 


wurde von einem Mitgliede als entbehrlich bezeichnet. Der erfte Sap — be- 
merkte dafjeibe — enthalte nur die Beltimmung, welde der folgende Para- 
graph enthielte, wenn man demjelben die Worte „von Amtswegen“ au geeig« 
neter Stelle einfüge. Was die folgenden Beftimmungen über die Vertheilung 
der Laſten betreffe, fo könne ber F. 93. des Gefepes vom 2. März 1850 nur 
auf die in diefem Gejepe für ablösbar erflärten Laften zur Anwendung ges 
bracht werden, während bezüglid der Negulirung und Bertbeilung der öffent« 
lihen, Sozietätd- und Gemeinde-Laften die Beftimmungen der Parzellirungs« 
gefege vom 3. Januar 3845, vom 24. Februar 1850 und vom 24. Mai 
1853 maßgebend feien. Alle dieſe Befimmungen blieben in Kraft, wenn 
aud berfelben in diefer Grundbuch-Ordnung feine Erwähnung geihehen fei. 
Die Kommilfion trat diefen Ausführungen nicht bei, und nahm den Para« 
graphen in unveränderter Faſſung an; ebenjo die 


88. 68, und 69., 


nachdem in legterem ber Drudfehler „mird“ ftatt „wird“ berichtigt war, und 
dad Amendement 
zwiſchen „Hypotheken“ und „antheilsweiſe“ einzujchalten 
„mit Zuſtimmung der Berechtigten“ 
abgelehnt war. 
Im 


g. 70. 


find auf Antrag die Worte „von Amtswegen“ geſtrichen, nachdem bemerkt 
worden, daß die Anorduung, daß bie Löihung erfolgen müſſe und andermeite 
Berabredungen ber Interefjenten alfo nicht zuläffig feien, bier mie im $. 69. 
genüge und die Beibehaltung der Worte „von Amtswegen“ zu der Annahme 
verleiten könne, daß die Löſchung, ohne daß den fonftigen Erforberniffen der— 
felben genügt fei, erfolgen dürfe. Mit dieſer Aenderung erlangte der Pura- 
graph die Annahme. 
Zu 


$. 71. der Kommiſſtons-Beſchlüſſe. 


Der Entwurf des Geſetzes über den Eigenthumserwerb u. |. w. enthielt 
unter $. 27. folgende Beftimmung: 

„Der eingetragene Eigenthümer ift befugt, kleinere Theile oder 
Zubehörftüde des verpfändeten Grundftüds ohne Einwilligung der 
Hppotbefengläubiger hypothefenfrei zu veräußern oder gegen andere 
Grundftüde autzutauihen, wenn die Unſchädlichkeit der Veräuße— 
rung oder bed Austaufces für die eingetragenen Gläubiger von 

der zuftindigen Auseinanderjegungsbehörde bezeugt wird.* 
Die Faffung dieſes Paragraphen wurde bei der Berathung befjelben 
angefochten und auszuführen geſucht, daß es am zwedmäßigften fein würde, 
den unveränderten Fortbeftand der Gejege vom 3. März 1850 und 21. Zuni 


32 


1860 (Gejep-Sammlung ©. 145. reſp. 384.) auszufprehen. Wie aus dem 
über das gedadhte Gejep bereits erftatteten Berichte (Mr. 212, der Druck- 
fahen, ©. 53.) hervorgeht, bat die Kommilfion die Verweilung des Para» 
graphen in die Grundbuch-Ordnung beihloffen. Diefelbe war nun der Au- 
fiht, daß die enſprechende Beftimmung nad dem $. 70. einzufchalten fei und 
bat dies unter gleichzeitiger Annahme der nachſtehenden, von einem Mitgliede 
vorgeihlagenen Faffung: 
„Der Eigentbümee ift berechtigt, einzelne Xheile oder Zubehör. 
ftüde des Grundftüds ohne Einwilligung der Lehns- oder Fideir 
Kommißberedhtigten, der Hypotbefengläubiger oder anderer dinglich 
Berechtigten frei und umbelaftet zu veräußern oder gegen andere 
Grundftüde auszutaufhen, wenn die Unſchädlichkeit der Veräußer 
rung oder des Austaufches für dieſe Berechtigten von der zuftän- 
digen Auseianderfegungsbehörde odır bei landſchaftlich belichenen 
Grundftüden von der Kredit-Direftion bezeugt wird. 
einftimmig beſchloſſen. 
Der 
$. 71. 
ber Regierungsvorlage wurde unbeanftandet angenommen. 

Bon einem Mitglieve wurden die Vorſchriften über die Eintragung als 
Gigenthümer, welche mit diefem Paragraphen abichließen, nicht für erichöpfend 
und nähere Beſtimmungen für die Fälle der Subhaftation, der Enteignung, 
der Gemeinheitstheilung, der Regulirung ber gutsherrlich-bäuerlichen Verhälte 
niffe und der Landabfindung bei Ablöjung von Reallaften für nothwendig 
erachtet. Die in diefer Richtung geftellten Anträge find jedoch zurüdgezogen, 
indem der Antragfteller der Entgegnung beitrat, daß dieſe Fälle, da fie bie 
Requifition einer Behörde zur Vorausſetzung baben, fih durch die allgemeine 
Beftimmnng des 8. 42. regele. 


3. Berfahren bei Eintragungen in der zweiten und dritten 
Abtheilung. 
Zu 
$. 72. 
beantragte ein Mitglied die Streihung des Paragrapsen. Daffelbe fuchte 
auszuführen, daß die Beftimmung feinen praktiſchen Werth und nur die Ein- 
tragung von überflülfigen Vermerken zur Folge babe, indem die Frage, ob 
und in wie weit der Eigentbümer ein Grundftüd belaften fünne, vom Grunde 
bucdhrichter bei jeder Eintragung gemäß 88. 3. und 15. des Geſetzes über den 
Eigeuthumserwerb u. j. w. von Amiswegen geprüft werden mülje und eine 
vorherige Prüfung zwar Arbeit, aber feine erhebliche Vortheile ſchaffe. Die 
Kommilfion trat diefen Ausführungen nicht bei und nahm mit Majorität den 
Paragraphen unverändert an. 
Der 
8. 73. 
mwurbe mit dem Amendement Zeile 2. flatt der Worte „mündliche oder in 
beglaubigter Form ($. 33.) ſchriftlich“ zu fepen 
„nah Vorſchrift der 88. 32—35. und 38," 
von der Kommiffion einftimmig angenommen. 


NM 234. 33 


Der 

; $. 74. 
wurde unverändert angenommen mit dem Beichluffe, den Paragraphen, unter 
Aenderung der Nummerfolge, nad dem $. 75. zu ftellen, indem lepterer 
im Gegenfage zu $. 73. die Fälle betreffe, in denen die Gintragung einer 
Laft oder Beſchränkung ohne Einwilligung des Eigenthümers erfolgen könne, 
und fi daher beide am zwedmäßigften unmittelbar an einander anſchlöſſen. 

Zu 


$. 75. 


wurde der Abänderungsvorichlag eingebracht, ſtatt der Schlufworte „auf Er» 
ſuchen bes Prozeßrichters erfolgen” zu jepen 
„auf Grund eines rechtöfräftigen Erkenntniſſes auf Eintragung 
oder auf Erſuchen einer zuftändigen Behörde erfolgen“ 
während von anderer Seite beantragt wurde, nad „Prozeprichterd" einzus 
ſchalten: 
„oder der zuftändigen Behörde“. 

Für den erften Borihlag wurde geltend gemacht, daß auf; Grund eines 
rechtsfräftigen Erkenntniffes, wodurd der Eigenthümer zur Bewilligung der 
Gintragung einer Laft oder Beihränfung verurtheilt fei, die Eintragung müſſe 
erfolgen können, wie Dies in den entiprehenden Fällen für die Eintragung 
einer Hypothek und ihrer Abtretung ($$. 13. 50. des Gejep-Entwurfs über 
den Eigenthumserwerb u. j. mw.) ausbrüdlich beftimmt jei, fowie ferner, daß 
die Eintragung einer Laft oder Beſchränkung aud auf Antrag anderer Bes 
börden als des Prozeßrichters, 3. B. der General-Kommiflionen, erfolgen 
könne. Die Faſſung „des Prozehrichterd oder der zuftändigen Behörde“ 
empfehle fi nicht, indem der Prozeprichter unzweifelhaft zu den Behörden zu 
rechnen ſei. Im inverftändniffe mit ‘dem Herrn Regierungs-Kommilfar 
wurde das zweite Amendement von der Kommilfion abgelehnt, das erfter- 
wähnte bingegen und mit demjelben der ganze Paragraph angenommen. 

Zu 

$. 76. der Kommiſſions-Beſchlüſſe. 
Bei der Berathung des $. 9, des Geſetz-Entwurfes über ben Eigenthums— 
erwerb u. j. w. wurde von einem Mitgliede die Nothwendigkeit hervorgehoben, 
für die Eintragung der Beihränkungen des Verfügungsrehts, ſowie der auf 
privatrechtlichem Titel beruhenden dinglihen Rechte, welche ohne Eintragung 
zur Zeit des Infrafttretens diejes Gejeges rechtsgiltig beftänden, entiprechend 
den Einführungs-Patenten der Hypotheken-Ordnung in Sadjen, Weſtphalen 
u. ſ. w. eine angemefjene Friſt zu beftimmen und die Einbringung eines be— 
ftimmten Borichlages zur Aufnahme in die neue Grundbuchordnung vorbe- 
balten. Dafjelbe Mitglied hat nun jeinen Antrag dahin formulirt: 
als bejonderen Paragraphen nah dem $. 75. einzuſchalten: 
„Beihränfungen des Verfügungsrechts des Eigenthümers, 
jowie auf einem privatrechtlihen Titel beruhende dingliche 
Rechte, welche an dem Tage, wo dieſes Geſetz in Kraft tritt, 
ohne Gintragung rechtsgültig beftehen, müfjen bis zum 
31. Dezember 1871 eingetragen werden, widrigenfalls fie 
5 


34 


Isi 
dritten Perfonen gegenüber nicht geltend gemacht werben 
lönnen.“ 
Die Zweckmäßigkeit der Aufnahme dieſer Beſtimmung wurde in der 
Kommiſſion nicht beſtritten, auch von dem Herrn Regierungs-Kommiſſar 
nachgegeben. Ein Mitglied beantragte jedoch, den Schlußſatz dahin zu 
faſſen: 
„widrigenfalls fie dritten Perſonen gegenüber nur nah Maaß— 
gabe des $. 9. des Geſetzes über den Eigentbumsd-Erwerb u. j. w. 
geltend gemacht werben können.“ 

und bemerkte, daß nad dem in Bezug genommenen $. 9., welder in ber 

Regierungd-Borlage lautete: 
„Beihränfungen des eingetragenen Gigenthümers in der Ber- 
fügung über das Grunbftüd erlangen nur durh Eintragung 
Rechtswirkung gegen Dritte.“ 

und von der Kommilfion in folgender Faflung angenommen jet: 
„Beſchränkungen des eingetragenen Eigenthümers in der Berfü- 
gung über das Grundftüd find dritten Perfonen gegenüber nur 
bann wirffam, wenn dieſe die Beihränfungen gekannt 
baben, ober bie lepteren im Grundbude eingetragen find.” 

der für den Fall der Verabläumung der Eintragung ausgeſprochene Nachtheil 

zu weit gebe (vergl. $. 32. a. a. D.). Dies Unter-Amendement wurde von 

ber Kommilfion abgelehnt und der oben erwähnte Antrag in unveränberter 

Faffung mit großer Mehrheit angenommen. 

Die 


88. 76. und 77. 


wurden einftimmig angenommen, nachdem zu $. 77. ohne Widerfprud bemerkt 
war, daß berjelbe analog für dem Altentheile ähnliche Rechte, als Wobnungs- 
rechte, Nießbrauch u. j. w. anzuwenden jei. 

Der 


g. 78, 


wiederholt eine ſehr praktiſche Beftimmung der Hppothefen- Novelle vom 
24. Mai 1853 (6. 1.), und bezwedt die Vermeidung überflüffiger Eintra- 
gungen aus den Rezeflen ber Auseinanderſetzungs-Behörden; für den all, 
daß derartige Eintragungen in einer früheren Zeit oder ungeachtet der geieps 
lien Anordnungen erfolgt find, gewährt der $. 104. das Mittel zur Lö— 
hung. Bemerft wurde, daß in Folge der Zurüdführung bes Grundbuchs 
auf die Grundfteuer-Büher gemäß Nr. 1. bei Landabfindungen viele Eintras 
gungen erfolgen müßten, die bisher in den öftlihen Provinzen nicht erfor 
derlich geweſen jeien 
Beanftandet in der Kommiſſion wurde nur das Alinea zu 3.; ed wurde 
beantragt, daffelbe im Auſchluſſe an die Kaffung der angezuogenen Beftimmung 
der Movelle dahin zu fallen: 
„3. wenn ein verpflichtetes Grundftüd eine Rente oder andere 
Laft neu übernimmt.* 
Zur Begründung bemerkte Antragfteller, daß die zulägliche Beftimmung: 
„auch wenn die aufgebobene Verbindlichkeit aus dem Grundbude 


N 234. 35 


nicht erfichtlich war, oder als allgemeine Laft nicht ber intra» 

gung in das Grundbuch bedarf.“ 
entbehrlich ericheine und jelbft zu Mißdeutungen Berunlaffung geben Fönne. 
Erhelle nemlih die aufgebobene Berbindlikeit aus dem Grundbuche, jo müfle 
die Eintragung ſchon nah Nr. 1, erfolgen und die Beftimmung zu 3. fönne 
daher nur die Fälle betreffen, in denen eben die aufgehobene Verbindlichkeit 
aus dem Grundbuche nicht erſichtlich ſei. Was die Eintragung der allgemei« 
nen Laften betreffe, jo bleibe es zweifelhaft, ob darunter außer den im dritten 
Alinea Nr. 1. $. 13. gedachten Laften au die bajelbft im dem vorftehenden 
Alinen erwähnten zu verfteben feien, und wenn Died auch zu verneinen, jo 
müfle doch — wie es auch der bisherigen Praris (vergl. Art. 1. der Inftrufs 
tion vom 3. Auguft 1853) entſpreche — zur Gintragung der Antrag des 
Berechtigten oder der Auseinanderfegungs-Behörde verlangt werben. Liege 
dieſer Antrag vor, jo fünne nad $. 42. die Eintragung der „allgemeinen“ 
Laft nicht zurüdgewiejen werden, wenn und jo weit ein Anftand ans dem 
Grundbude fi nicht ergebe. 

Im Einverftändniffe mit dem Herrn Regierungs-Kommiffar wurde der 

geftellte Abaͤnderungsvorſchlag und mit diejer Aenderung der Paragraph jelbft 
angenommen. 


Zu $. 81. der Kommiſſionsbeſchlüſſe. 


&s wurde in ber Kommiffion von mehreren Seiten für zwedmäßig er- 
achtet, die bei der Berathbung des Gejepentwurfs über den Eigenthumser 
werb u. ſ. w. und diejer Grundbuch-Ordnung mehrfach angeregte Frage, wie 
der Grundbuchrichter zu verfahren babe, wenn ein Antrag des eingetragenen 
Eigenthümers auf Eintragung einer Hypothef zu einer Zeit eingebe, wo dem 
Grundbuhamt bereits die Auflaffungserflärung für einen andern vorliege, 
ausdrüdlich im Geſetze dahin zu entiheiden, daß in dieſem Kalle der Antrag 
zurückzuweiſen jei, wenn nicht die Bewilligung desjenigen, für den die Auf- 
laffungserflärung erfolgt ift, beigebradhı werde. Demnad erhob die Kommilfion 
den von einem Mitgliede dahin formulirten Vorſchlag: 

nad F. 78. als neuen Paragraphen einzufchalten: 

„Geht der Antrag des eingetragenen Eigenthümers auf Ein- 
tragung einer Poſt oder Hppothef bei dem Grundbuchamte zu 
einer Zeit ein, wo demſelben bereits die Auflaffungserflärung 
dieſes Eigenthümers für einen Andern vorliegt, jo darf die Ein« 
tragung nur mit Bewilligung des Lepteren erfolgen.” 

zum Beſchluß. 
Der 


$. 79. 


wurde, wie die Kommilfion fich bereits an anderer Stelle für die Beibe- 
baltung der Korreal-⸗Hypothek entſchieden, einftimmig angenommen. 
Zu den 


$$. 80. und 81. 


wurde erinnert, Daß der $. 50. des Gelepentwurfs über den Eigenthums« 
erwerb bereis die Grforderniffe zur Gintragung einer Abtretung (oder 
5* 


Verpfändung) einer Hypothek im Allgemeinen aufftelle und in ber Grund» 
buch; » Orbnung nur Die Form diefer Urkunden und die Nothwenigfeit 
der Beibringung der Hppotbefen » Urkunden zu beftimmen jei. Zugleich 
erſcheine es bezüglih der bisher eingetragenen Hppotbefen zwedmäßig, 
die Beftimmung des zweiten Abſatzes des $. 17. der Hppothefen-Rovelle vom 
24. Mai 1853 ausdrüdlih aufrecht zu halten, nad) welder in dem Falle, . 
daß bei einer Poft, über welde ein Inſtrument nicht beftand, eine Ceſſion, 
Verpfändung oder Prioritätsabtretung eingetragen werben fol, die nachträg⸗ 
liche Bildung eines Hppothefeninftruments über die Poft erfolgen muß. Dem: 
gemäß wurde vorgeſchlagen, die 88. 80. und 81., wie folgt, zu fallen: 
$. 80. „Zur Eintragung ber Abtretung einer Hypothek ift bie 
Borlegung der Hppothefen-Urfunde oder deren nadträglidde Bil- 
dung erforderlich.“ 
$. 81. „Die Abtretungserflärung muß in der Foru der $$- 32. 
bis 35. und 38. abgegeben werben und den Namen des einzutra« 
genden Erwerbers enthalten. Der Annahmeerflärung des Lepteren 
bedarf es nicht.” 

Nachdem der Regierungstommiffar fi hiermit einverftanden erflärt hatte, 
wurden beide Paragraphen in der obigen Faflung von ber Kommilfion ange 
nommen und dadurch die 88. 80. und 81. der Regierungsvorlage befeitigt. 

Die 

88. 82, 83 und 84 
geben zu feinem Bebenfen Veranlaffung und wurden von ber Kommilfion 
einftimmig angenommen. Aus dem $. 84. in Berbindung mit den 88. 137, 
und 138. ergiebt ſich übrigens, daß jämmtlihe nachträgliche Vermerke des 
Grundbuhamts auf den Inftrumenten unter Wegfall der bisherigen Regiftra- 
turen, welche nur vom Ingroffater unterjhrieben wurden, in Zukunft mit 
der Unterichrift des Grumdbuchrichterd und des Buchführers, jo wie mit dem 
Siegel des Grundbuhamts verfehen werden müſſen. 
Der 


$. 85 


behandelt nur den Fall, wenn eine Theilabtretung eingetragen und gleichzeitig 
die Hppothefen-Urfunde gebildet werden fol. Die für dieſen Fall getroffenen 
Beltimmungen wurden an und für fi für zwedmäßig erachtet. Es wurde 
jedoch hervorgehoben, daß zur Abtretung einer ganzen Forderung weder bie 
Eintragung nod überhaupt die Mitwirkung des Grundbuhamts behufs Aus- 
ftellung der Abtretungserflärung nothwendig jei, und daß dieſe für den freien 
Verkehr wichtigen Grundfäge aud für TIheilabtretungen aufrecht erhalten wer- 
den müßten. Zu diefem Zwede bedürften die in den Motiven allegirten Vor— 
ichriften des bisherigen Rechts über die Bildung und Berichtigung der Hypo» 
thefen-Urfunden bei Theilabtretungen, insbejondere $. 16. der Hppothefen-No- 
velle vom 24. Mai 1853, mit Rückſicht auf die Beftimmungen, melde dieſe 
Grundbuhordnung über die HppothefensUrfunden und über die Form der 
Abtretungserflärung aufftellt, einer Abänderung, welde in diefer Grundbud)- 
ordnung zu treffen nicht beanftandet werben fünne. Aus dieſen Gründen 
wurbe beantragt: 


N 234. 37 


den $. 85. dahin zu faffen: 

„Erfolgt eine Theilabtretung, fo ift von der Hypothe— 
fen-Urfunde eine gerichtlih oder notariell beglaubigte Ab» 
ſchrift anzufertigen und zugleich auf die Haupturfunde ber 
Bermerk, welcher Theil der Hypothek abgetreten, und auf die 
beglaubigte Abichrift der Vermerk, für wen und über welchen 
Theil der Hypothek die Abichrift gefertigt ift, zu Teen. 

Soll die Theilabtretung eingetragen werden, fo find 
die Haupturfunde und die beglaubigte Abihrift dem Grund— 
budamt vorzulegen und ift die Eintragung der Abtretung 
gemäß $. 84. auf beiden Urkunden zu vermerfen.” 

und diejer Antrag im Einverftändniffe mit dem Herrn Regierungs-Kommilfar 
zum Beihluß der Kommilfion erhoben. 
Der 


$. 86. 


ift, abgejehen von einigen, die Kormulare betreffenden Bemerkungen, auf 
welche ſpäter zurüczufommen ift, unbeanftandet angenommen. 
Bu 
$. 87. 
wurde von einem Mitgliede beantragt, den legten Sap zu ftreihen und im 
Eingange des $. 94. aud der „Verpfändungen“ zu erwähnen. Dies wurde 


beidhloffen und der Paragraph im Uebrigen einftimmig angenommen. 
Der 


$. 88. 
wurde auf Vorſchlag in folgender Fafjung: 
„Zur Ginräumung des Vorrechts genügt eine nad Vorſchrift 
der $$. 31—34,, 37. abgegebene Erklärung des Einräumenden.* 
von der Kommilfion angenommen. Ebenſo erlangte 


$. 89. 
einftimmige Annahme. 


Zu 


8. 90. 
wurde beidhloffen, demjelben als drittes Alinea den nadhftebenden, feiner be 
ſonderen Motivirung bedürfenden Zujap: 
„Im Kalle der Ueberweifung eines Theils der Poft, ift eine Zweig« 
urfunde nad $. 87. anzufertigen.“ 
hinzuzufügen. 
Die 


$$. 91. bie 93, 


begegneten in der Kommilfion, abgelehen von dem in der Kommilfion abge 

lehnten Vorſchlage: in 8. 91. ftatt „Auflaffungsrecht eines Erwerbers* zu jepen 
„das Recht eines Erwerbers auf Auflaffung“ 

feinem Widerjprud und wurden mit dem 


tb» 
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$. 9, 


weldem gemäß der Bemerfung zu $. 87. im Eingange das Wort „Verpfän- 
dungen“ zugefügt wurde, von der Mehrheit der Kemmilfion angenommen. 


Zu 


$. 95. 


wurde darauf hingewieſen, daß, ſofern die landſchaftlichen Reglements auch 
bezüglich der Löſchungen der Pfandbriefe beiondere Beftimmungen entbielten, 
was 3. B. brzüglih der Nüdgabe der faifirten Pfandbriefe der Fall fei, fo- 
wohl dieje, ald auch die bejonderen Vorichriften über das Aufgebot der Pfand- 
briefe als fortdauernd aufrecht zu erbalten fein. Im Kinverftändniffe mit 
ben Herrn Regierungd-Kommilfar wurde der Eingang des Paragraphen dem— 
gemäß dahin gefaßt: 
„Hür die Eintragung und Löſchung der Pfandbriefe, jo wie für 
die Umſchreibung u. ſ. w.“ 
und unter Annahme des Paragraphen mit dieſer Aenderung gleichzeitig be— 
ſchloſſen, denſelben als allgemeine Beſtimmung nah $. 46. zu ſtellen. 


4 Bon Löſchungen. 
Der 


8. 96,, 
welcher fih auf die Löſchung von „Veränderungen“ nicht bezieht, indem der 
$. 123. bezüglich diejer die entiprehende Beftimmung enthält, wurde mit der 
Einibaltung: 
„Sofern nicht die Löihung von Amtswegen vorgeichrieben ift“ 
von der Kommilfion gebilligt (vergl. $. 57. des Gejegentwurfs über den Eigen« 
thumserwerb u. ſ. w.). 


$. 97. 


In dem im Sabre 1868 vorgelegten Entwurfe der Hypotheken Ordnung 
hatte der diefem Paragrapben entſprechende $. 86. als zweites Alinea folgende 
Vorſchrift: 

„Ift über die Eintragung eine Urkunde ausgefertigt, jo muß dieſe 
zur Vernichtung eingereicht werden.“ 

Nah diefer allgemeinen Beftimmung follte au bei Löſchungen in der 
zweiten Abtheilung die Beibringung der Urfunden felbit in den Fällen, in 
denen die Hypotheken » Novelle vom 24. Mai 1853 ($$. 33., 34., 35.) die 
Beibringung der Urkunden ausnahmsweiſe nicht erforderte, erfolgen müſſen. 
Durch Weglaffung des erwähnten Alineas in der jepigen Vorlage bat, wie 
der Herr Regierungsfommiffar beftätigte, das Erforderniß der Beibringung 
der Urkunden bei Löſchungen in der zweiten Abtheilung überhaupt bejeitigt - 
werden jollen. 

Dies bielt ein Mitglied der Kommilfion für bedenflih. Wenn auch — 
bemerkte daffelbe — die Beibringung der Urkunden in den Källen der SS. 105. 
106. entbehrlich erfcheine, fo müſſe doch im Betracht gezogen werden, daß 
auhb in der zweiten Abtbeilung Rechte, 3. B. Die auf beftimmte 
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Zeit durch Bertrag oder Zeftament  fonftituirten Renten, einge 
tragen würden, welde mit voller Wirkung abgetreten unb ver 
pfändet werden könnten. Im ſolchen Fälen die Löſchung ohne die Beibrin« 
gung und Vernichtung der Urfunde vorzunehmen, fünne die wohlerworbenen 
Rechte eines Gläubigers ſchädigen oder zwinge doch die Berechtigten, Abtre- 
tungen und Berpfändungen in allen Fällen eintragen zu lafjen. Zutreffend 
ſei dies allerdings nur für ältere Eintragungen, indem nad der Gültigfeit 
diefer Ordnung gemäß $. 126. über die Poften der zweiten Abtheilung Urs 
funden nicht mehr ausgefertigt würden; dieſe Beftimmung jei aber jelbft be— 
denflib und beſchränke ohne ausreihenden Grund den Verkehr mit den in 
der zweiten Abtheilung eingetragenen Rechten, insbeiondere den Rentenver— 
fehr. Aus diefen Gründen wurde vorgeihlagen, dem $. 97. als zweites 
Alinea hinzuzufügen: 

„Dit über die Eintragung eine Urkunde ausgefertigt, jo muß 
diefe mit Ausnahme der Fälle $$. 105. und 106. zur Vernichtung 
eingereicht werben.“ 

Diejer Antrag, dem aud ver Herr Regierungs-Kommiffar widerſprach, 
indem die Eintragung abtretbarer Rechte in der zweiten Abtheilung ſelten 
vorfommen und erfahrungsmäßig die Urfunden über ſolche Poften oft verloren 
gingen, fand feine ausreichende Unterftügung in ter Kommilfion, welche viel« 
mehr unter Ablehnung des Amendements die unveränderte Annahme des $. 
97. beſchloß. 


$$. 98. 99. 


Gegen ben $. 98. wurde zunächft erinnert, daß das lepte Alinea in 
feiner allgemeinen Faffung dahin verftanden werden könne, daß aud in den 
unter 4. und 5. aufgeführten Fällen die Beibringung der Urfunden oder des 
GErfenntniffes, durch welche diejelbe für fraftlos erflärt werben, erforderlid, 
jei. Die Beihaffung diefer Urku: den ſei jedoch in den erwähnten Fällen der 
Natur der Sade und den Vorſchriften des biöherigen Rechts entiprechend, 
nicht nothwendig und empfehle ſich daher in dem betreffenden Alinen nad 
dem Worte „muß“ die Einſchaltung: 

„in den Fällen zu 1. bis 3,* 
Dieje Aenderung, mit welcher fih der Herr Regierungsfommiffar einverftanden 
erflärte, wurde von der Kommijfion angenommen, 

Es wurde ferner beantragt, den $. 99. zu ftreichen. Derjelbe enthalte 
zwei verſchiedene Beftimmungen, und zwar 

1) die Vorſchriften über die Form der Quittung oder Löſchungsbe— 
willigung und 
2) die Anordnung, daß dieſe Urkunden im Falle der Löſchung bei 
den Grundaften zurüdzubehalten jeien. 
Anbelangend die Vorſchrift zu 1., jo empfehle es ſich, diefelbe, wie in den 
früheren analogen Fällen dur die Bezugnahme auf die $$. 32—35., 38. zu 
erledigen, und dies dur eine Einſchaltung zu Nr. 1. im $.98. zu bewirken. 
Zwar enibalte der $.99.nod die Vorſchrift, daß die Quittung oder Löihungs- 
bewilligung mit dem Bermerfe über Ort, Zag und Jahr der Ausftellung 
verjeben jein müſſe; dies Erfordernig müſſe aber bei allen zu einer Ein« 
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tragung ober Löſchung im Grundbude erforderlichen Urkunden ale jelbftverftändlich 
vorausgejept werben. 

Was die Anordnung zu 2. betreffe, jo fünne, wenn deren Aufrehtbaltung 
beliebt werden folle, die entjprechende Beftimmung zwedmäßig im $. 120. ge— 
troffen werden. 

Unter Vorbehalt der Beihlußfaffung über den legten Punft bei Erör- 
terung des $. 120. wurde zu $. 98. Nr. 1. dem geftellten Amenbement 
gemäß die Faffung: 

„1) die von dem Gläubiger in den Kormen der 88. 32—35., 38, 
ertbeilte Quittung oder Löſchungsbewilligung; oder“ 
beihlofjen, und mit beiden vorftehend erwähnten Aenderungen der $. 98. ein- 
fiimmig angenommen, der 8. 99. aber abgelehnt. 
Zu den 
88. 100. bis 103. 


wurde Nichts erinnert und unveränderte Annahme beichloffen. 

Zu 

8. 104, 

wurde mit dem Beichluffe, vor „Löſchung“ das Wort „Foftenfreie* einzuſchal— 
ten, angenommen (vergl. $. 9. des Nequlativs vom 25. April 1836, Geſetz— 
Sammlung Seite 181. 8.3. des Koftengejepes vom 10. Mai 1851 und Wr. 
8. der Inftruftion des Juftiz-Minifter vom 1. Juni 1854.). 

Zu 


$$. 105. 106. 


Die Hypotheken-Novelle vom 24. Mai 1853 beftimmte in dem $$. 33. 
und 34: 
8. 38. 


1) Einihränfungen des Eigentbums oder der Dispofition, welde 
nicht in der rechtlichen Beſchaffenheit des Befigverbältnifjes beruben, 
jondern fi nur auf eine beftinnmte Perjon beziehen, 

2) das Borfaufs- oder Wiederfaufsreht für eine beftimmte Perſon, 

3) Wohnungsrecht für eine beftimmte Perjon 
können ohne Quittung der Erben und ohne Beibringung des In— 
ftruments gelöjdht werben, wenn der Tod des Berechtigten nachge—- 
wiejen wird. 

$. 34. 
Die Löſchung 

1) von Altentheilen oder Auszügen, Herbergs> oder Pflege- Beredy- 
tigungen, Nießbrauchsrechten und andern perſönlichen Servituten, 

2) von Zeibrenten und andern auf Lebenszeit bedungenen Leiſtungen 
fann ohne Duittung der Erben und obne Beibringung des In— 
ftruments erfolgen, wenn ber Tod bes Berechtigten nachgewielen 
wird und jeit dem Todestage fünf Sabre abgelaufen find. 

* Dem $. 33. entipricht der $. 105. der Vorlage; in Anſchluß an die Hypo- 
thefensDrdnung von Neuvorpommern find die sub, 1—3. aufgeführten Rechte 
zulammengefaßt als „perjönliche unvererbliche Einfhränfungen des Eigenthums 
oder des Verfügungsrechts.“ 
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Mit dem $. 34. forreipondirt der $. 106. der Vorlage. Aud bier find 
die unter 1. und 2. fpezifizirten Rechte zunächſt zur Vermeidung ber Spezialie 
firung mit den Worten „Rechte, deren Dauer durch das Leben bes Berechtig— 
ten bedingt ift”, umfchrieben und wurde diefe Ausdrucksweiſe, obſchon fie in 
ihrem Berbältniffe zu der Terminologie des $. 105. als unbeflimmt und 
eine zu weit gehende Interpretation derſelben als möglich erflärt wurde, von 
ber Kommilfion adoptirt. Es enthält aber der $. 106. eine weſentliche Ab- 
weihung von dem allegirten Paragraphen der Novelle. Der Leptere, und in 
Uebereinftimmung mit demfelben der Entwurf von 1864 und bie Hypothefen« 
Ordnung für NewBorpommern ($. 98.), erfordern zur Löſchung der in Rebe 
ftehbenden Rechte außer dem Nachweiſe des Todes des Berechtigten, daß feit 
dem Todestage fünf Jahre abgelaufen find. Bon biefem Erforderniffe, wel 
des in Berüdfihtigung ber Verjährungs-Geſetze vom 31. Mär; 1838 $$. 2., 
5, Nr. 3. und vom 6. Juli 1845 $. 2. Nr. 5., $. 4. Nr. 3. getroffen ift, 
fieht Die jegige Vorlage zum erften Male ab. Die Aenderung ift nad der 
Mittheilung des Herrn Rejierungs-Kommiffars duch bie gutachtliche Aeuße— 
rung des Appellations-Gerichts zu Breslau über den Entwurf von 1868 ver- 
anlaßt. In diefem Gutachten beißt es im Anſchluſſe an die betreffende Ber 
ftimmung, in welcher, wie erwähnt, noch bie fünfjährige Friſt beibehalten 
war, wörtlid wie folgt: 

„Es dürfte fih fragen, ob nicht bei ber gegenwärtigen Reform bes 
Hypothekenweſens noch ein Schritt weiter zu gehen und bie Löihung auf 
den bloßen beglaubigten Tobtenfchein des Auszüglers zuzulaſſen fein möchte. 
Die rihterlihe Erfahrung lehrt, daß, wo bei dem Tode des Auszüglers Nüd- 
ftände verblieben find, in den meiften Fällen diefelben entweder anderweitig abge⸗ 
golten oder erlaffen worben find. Es liegt beinahe in der rechtlichen Natur des Aus» 
zugs, der „zur Berforgung aufebenslang” dient (8.602. Tit. 11. Th. J. A.L.-R.), 
daß die nicht verlangten einzelnen Präftationen im zweifelhaften Falle für 
erlafjen angejehen werden dürfen, in ber Erwägung, Faß ber Auszügler von 
jeinem Rechte feinen Gebrauch gemacht hat, um den verpflichteten Wirth zu 
erleihtern, oder weil der Auszug reichlich bemeffen und bei zunehmendem 
Altergang nicht mehr erforberlih war. ine Berjorgung auf Lebenslang 
nimmt ja ohnehin mit dem Tode des Verſorgten ihr Ende. Xrop dieſer 
Erwägungen bleiben nun allerdings Nachforderungen aus mangelhafter Er» 
füllung fjehr wohl denkbar und es liegt au in der Natur der Sade, daß 
diefelben auch auf die Erben des Auszüglers übergehen, $. 350. Tit. 9. Th. J. 
A. L. NR. Allein eine andere Frage ift, ob nicht eine derartige Nachforde— 
zung in der Hand der Erben die Natur eines Entihädigungs-Anfpruds ans 
nimmt, da ja die nachgeforderten und nachgelieferten Präftationen ihrem 
Zwede, zum Unterhalte des Auszüglers zu gereihen, nicht mehr gemügen 
fünne? Daran fnüpft fi die Frage: ob dieſe Entihädigungsforderung Ans 
ſpruch auf Verfiherung in dem Grundftüde bat, welche für die Reallaft jelbft, 
zur Sicherung bed Unterhalts des Auszüglers gerechtfertigt war? Wir bes 
gnügen uns, dieſe Erwägung anzuregen, ohne einen Antrag an biefelbe zu 
fnüpfen.“ 

Diefe Gründe fanden in der Kommilfion von mehreren Seiten Anklang. 
Es wurbe noch bejonders hervorgehoben, daß das Intereffe des Grundbefipers 

6 


42 


jede ohne Gefahr mögliche Erleichterung in der Löſchung ber in Rede ſtehen— 
den Rechte erheilhe; daß mit Rückſicht auf die meiften derartigen Verbält- 
nifje fein ausreichender Grund vorliege, das dinglide Recht für die Erben zu 
fonjerviren, unb daß die Erfahrung gelehrt habe, daß, im Falle die bisherige 
Friſt vom Befiger nicht habe abgewartet werden fünnen und er zur Ein» 
bolung der Quittung der Erben genöthizt geweſen, dieje vielfach mit 
Nachforderungen aufgetreten und zu weitläufigen Prozeffen Beranlai- 
jung gegeben hätten. Bon anderer Seite wurde jedoch bie beabſich— 
tigte Aenderung lebhaft befimpft; durch entiprehende Amendements ver 
langie ein Mitglied die Beibehaltung der fünfjährigen, ein anderes 
Mitglied die Feſtſetzung einer einjährigen Frift. Beide Antragfteller ſtimmten 
darin überein, dab der Wegfall jeder Friſt mwohlerworbene Rechte verlegen 
fünne. Dies würde — meinten fie — unbeftreitbar fein, wenn man fid deu 
Fall denke, daß ter Berechtigte jelbit bereits Rückſtände jeines Auszugs oder 
jeiner Zeibrente rechtskräftig erftritten habe und die Beitreibung der Nüdjtände 
bei dem Mangel anderweitigen Vermögens nur aus dem belafteten Grunds 
ftüde möglich fei; fterbe in einem ſolchen Falle der Berechtigte, jo könne der 
Verpflichtete durch die Yöihung auf Grund des Todteuſcheins den Erben das 
einzige Objekt ihrer Befriedigung nehmen. Aehnliche Berlegungen ließen ſich 
in dem Falle, wenn der Berechtigte feinen Auszug oder jeine Rente abgetreten 
babe, was rechtlich zuläffig und bei einem Verzuge des Verpflichteten vielfach 
geihehe, annehmen. 

Ueberhaupt könne es nicht gerechtfertigt erſcheinen, daß Rechte, joweit fie 
peleplich auf die Erben übergeben, in ihrem materiellen Umfange durch den 
Tod des Berechtigten in jo erheblicher Weiſe alterirt würden. Deshalb fei 
die Beibehaltung einer Frift zur Geltendmadhung des dinglichen Rechts gebos 
tem umd frage fih nur, ob mit Rückſicht auf die bereits angezogenen geſetzli- 
hen Beftimmungen über die Verjährungsfriften eine Zeift von 5 Jahren ober 
überhaupt nur eine Arift, welche zur Verfolgung des dinglichen Anſpruchs 
genüge, feftzufegen jei. 

Nachdem ſodann ned die fünfjährige Friſt, als dem bisherigen Recht 
entſprechend, durch mehrere der Praris entnommene Fälle näher begründet und 
andererfeits für die einjährige Frift geltend gemadt war, dad im Jutereſſe des 
Realfredits die baldige Löihung der in Rede ftehenden Bebindlichkeiten liege 
und der einjährige Zeitraum zum Schupe der Rechte der Erben und jonjtiger 
Rechtsnachfolger ausreihen würde, wurden von ber Kommiſſion beide Amene 
dements abgelehnt und die $$. 105., 106. der Vorlage angenommen, welche 
bei der Schlußredaftion zu einem Paragraphen zuſammengezogen find. 

$. 107. 

Mit diefem Paragraphen beginnen die Borihriften über das Aufgebotss 
Verfahren, welches fih zum Zwede der Löſchung einer Poft im Hypothelen- 
buche erfahrungsmäßig als nothwentig berausgeftellt hat. Die rechtliche Bes 
deutung und das Verhältniß dieſer Vorihriften zu dem bisherigen Recht ift 
in den Motiven ausführlih erörtert, und fann auf diefelben im Allgemeinen 
Bezug genommen werden. Bon einem Mitgliede der Kommiſſion wurde es 
jedoeh für nothwendig und zweckmäßig erachtet, die für das Aufgebotsverfah- 
ven leitenden Beftimmungen volftindig in diefe Grundbuchordnung aufzunehs 
men, und demgemäß beantragt, den 8. 107, in folgender Faſſung zu acceptiren: 
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„Die Löſchung einer im Grundbuche eingetragenen Poft, deren Tilgung 
der Eigentbümer des Grundſtücks behauptet, aber durch eine beglaubigte Quit- 
tung des eingelragenen Gläubigers oder deſſen verfügung&berecdhtigten Rechte 
nachfolgers nicht nachweiſen Fan, weil ihm dieſelben ibrer Perſon oder 
ihrem Aufenthalte nah ganz oder zum Theil unbekannt find, findet 
nur in Folge eines gerichtlichen Aufgebots ftatt. 

Kür das Aufgebot gelten nachftehende Vorichriften: 

1) Das Aufgebot ift von dem Eigenthümer des Grundſtücks bei dem 
Gerichte der belegenen Sache zu beantragen; 

2) Derjelbe hat die Urkunde über die aufzubietende Poft in Abſchrift 
beizubringen oder doch den weientlichen Inhalt derfelben und alles 
anzugeben, was zu ihrer vollſtändigen Erfennbarfeit erforder 
lich ift. 

3) Ferner hat derſelbe die Erklärung abzugeben, daß ihm der ein« 
getragene Gläubiger und deſſen Rechtsnachfolger ihrer Perfon 
oder ihrem Aufenthalte nah ganz oder zum Theil unbekannt feien 
und fih zur eiblihen Beltärfung feiner Angaben zu erbieten, 
bierbei auch die ihm etwa befannten Rechtsnachfolger anzueigen. 

4) Die Aufgebotsfrift beträgt drei Monate und werben zu dem Ter- 
mine der Gigentbümer des Grundſtücks und die angezeigten bes 
fannten Rechtsnachfolger beionders, die unbekannten Berechtigten 
aber öffentlich vorgeladen. 

5) Die öffentlihe Ladung muß den Namen des eingetragenen Gläu« 
bigers, die Beichaffenbeit und den Betrag der Poft, fo wie das 
Datun der Urkunde angeben, und erfogt unter ber Verwarnung, 
daß die Ausbleibenden mit ihren Anſprüchen auf die Poft würben 
ausgeichloffen und die Poſt im Grundbude würbe gelöicht 
werden. 

6) Die Ladung ift durch Aushang an der Gerichtäftelle und dreimal 
durh Einrüfung in den Anzeiger des Negierungs-Amtsblattes, 
nach dem Ermefjen des Gerichts auch auf andere Art befannt zu 
machen. 

7) Meldet ſich vor oder in dem Termine Niemand oder widerſprechen 
die fih Meldenden der Ausſchließung nicht, fo bat der Eigentbümer 
des Grundſtücks eiblih zu erbärten, 

daß er weder vor, noh nad erlaffener Ladung von dem 

Aufenthalte des eingetragenen Gläubigers und feinem Rechte— 

nachfelger (außer den von ihm angezeigten) Nachricht er» 

haften. 

Auf Grund det hiernächſt ergangenen rechtöfräftigen Ausſchluß- 
erkenntniſſes erfolgt Die Löſchung der Poft auf Antrag des Eigen« 
thũmers. 

Widerſprechen die ſich Meldenden der Ausſchließung, ſo werden 
ihnen ihre Anſprüche vorbehalten, und wird bezüglich aller übrigen 
Berechtigten das Ausichlußerfenntniß erlaffen. In dieſem Falle 
erfolgt die Löſchung auf Grund des rechtefräftigen Ansſchlußer— 
fenntniffes und nad Beleitigung des erhobenen Widerjpruche, auf 
Antrag des Gigenthümers. 
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Auch find von demſelben Mitgliede Abänderungs-Anträge zu den 88. 49. 50. 
109. 110. 114.115. 143.*) geftellt, welche den gleichen Zweck verfolgen. Zur Recht⸗ 
*) Die Amendements zu 88. 49. und 50. find bereits zu den erwähnten 
Paragraphen mitgetheilt; die übrigen lauten: 

a) den $. 109. dahin zu faffen: 

Es wird in dieſem Falle nad Vorſchrift des $. 107. verfahren mit 
der näheren Beftimmung zu Nr. 3., daß der Eigenthümer des Grnndftüds 
ein Berzeichniß der ihm befannten angeblichen Rechtsnachfolger des letzten 
verfügungsberechtigten Inhabers der Poft zu übergeben und zugleich zu ver- 
fihern hat, daß außer diefen feine andere ihm b.fannte Rechtsnachfolger vor« 
banden find. 

ad $. 110. in Nr. 2. hinter dem Worte „Friſt“ einzuſchalten: 

„von mindeftens ſechs Wochen.“ 

Den $. 114, dahin zu faffen: 

Wenn der Inhaber der Hypothek zwar befannt, auch Quittung zu leiften 
erbötig ift oder wirflich geleiftet hat, die Hypothefenurfunde aber verloren ge— 
gegangen ift, fo fann die Löſchung mur erfolgen, nachdem die Urkunde in 
Gemäßbeit der folgenden Vorſchriften aufgeboten und durch Erfenntniß für 
fraftlos erflärt worben: 

1) Das Aufgebot ift von dem Eigenthümer bed Grundftüds oder 
von dem Gläubiger, welchem die Urfunde angeblih verloren ge— 
gegangen, bei dem Gerichte der belegenen Sache zu beantragen, 

2) Zur Begründung des Antrags find erforberlid: 

a) die Beibringung einer Abjhrift der Urkunde oder die Anzeige 
bes wejentlihen Inhalts derjelben und alles deffen, was zu 
ihrer volftändigen Erfennbarfeit erforderlich ift; 

b) die Angabe und Beſcheinigung des legten Befipes und des 
Berluftes der Urfunde und 

c) das Erbieten des Gläubigers zur eiblihen Beftärfung der 
Angaben über den Berluft der Urkunde. 

3) Die Aufgebotsfrift beträgt drei Monate. 

4) Die öffentlihe Ladung muß die Urkunde durch Angabe des Da- 
tums, des Betrages, der Schuld, des Gläubigerd und der fonfti« 
gen Beichaffenheit genau bezeichnen, und die Aufforderung an die 
unbefannten Berechtigten und Inhaber der Urkunde, ihren Wider— 
ſpruch gegen die Kraftloserflärung fpäteftens im Termine anzu« 
melden, fowie die Verwarnung enthalten, daß jie jonft mit ihren 
Rechten ausgeichloffen und bie Urfunbe für kraftlos erflärt werden 
würben. 

Die öffentliche Belanntmahung diefer Yadung erfolgt gemäß $. 107. 

Nr. 6. Der Eigenthümer bes Grundftüds und der Gläubiger 

find beſonders vorzuladen. 

6) Meldet ih vor oder in dem Termine Niemand, jo hat der Gläu- 
biger eidlich zu erhärten, 

daß er bie Urkunde nicht jelbjt befige, daß ihm fein Anderer 

befannt fei, der jie befige, noch ein Ort, an dem fie fid 
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fertigung biefer Anträge, insbefondere des zu dieſem Paragraphen geftellten 
Amendements wurbe zunächft hervorgehoben, daß feit längerer Zeit bei dem 
Erlaffe von neuen Gejepen die betreffenden, wenn auch progeffualiihen Vor— 
Ichriften eines Aufgebots-Berfahrens ftetd in dem Gejepe gegeben feien, bei 
dem fi) die Nothwendigkeit eines Aufgebots berausgeftellt habe. Es werbe 
in diefer Hinſicht verwiejen auf die Kabinets-.Ordre vom 9. Mai 1839, auf 
das Geſetz vom 7. März 1845, auf die Hppothefen-Novelle vom 24. Mai 
1853, auf das Einführungsgeſetz zur Wechſel-Ordnung vom 15. Februar 
1850, auf das Rentenbanf-Gefeg som 2. März 1850 ($. 57.), auf die Sub» 
baftationesDrdnung vom 15. März 1869 u. ſ. w. Selbft die jept zur Be— 
befinden möge, und daß er biejelbe auch nicht zur Geſähr— 

dung fremder Rechte abhanden gebracht habe, oder, 

falls er eine erfolgte Vernichtung ber Urkunde behauptet, 

daß und in welder Weile die Urkunde vernichtet wor« 

ben ſei. 

Alsdann wird das Erkenntniß nah Maßgabe der geftellten 
Verwarnung erlaffen. 

Die Löſchung erfolgt auf Grund der Quittung des Berech- 
tigten und bes rechtöfräftigen Ausihluß-Erfenntniffes. 

Den $. 115. in folgender Faffung anzunehmen: 

Wenn der Gläubiger an Stelle der abhanden gefommenen 
Sppotbefenslirfunde die Autfertigung einer neuen verlangt, fo ift 
ebenſo ($. 114.) zu verfahren, jebod unter Berüdfihtigung ber 
folgenden näheren Beitimmungen: 

Zu Nr. 1. Der Antrag ift von dem Eigenthümer 
des Grundftüds und von dem Gläubiger gemeinſchaftlich zu 
ftellen, kann aber aud von Lepterem allein geftellt werben. 

Zu Nr. 2. Außer den zur Begründung des Antrags aufe 
geftellten Erforderniffen a. und b. muß das Anerfenntnif des 
Eigenthümers des Grundftüds über das Fortbeſtehen der 
Forderung und die Einwilligung deffelben zu der von dem 
Eläubiger beantragten Ausfertigung einer neuen Urkunde 
beigebracht werben, 

ad 8. 143. 
a) der Nr. 2. nachſtehende Faffung zu geben: 
2) wenn er ein Ausihußerfenntniß erwirkt. 

Jeder Befiger, welder durch eine Beiheinigung der Orts— 

behörde nachweiſt, daß er das nad Inhalt der Grund— 

und Gebäudebücher ($. 4) zu bezeihnende Grund« 
ſtück eigenthümlich befige oder weldyer den Grwerb des 

Grundſtücks durch eine öffentliche Urfunde beſcheinigt, ift be— 

rehtigt, bei Dem Gericht der belegenen Sade nad 

Mafgabe der Voririften der Subhaftationsorbnung 

bezüglih der Aufforderung in $. 13. Nr 7. jowie 

der Beftimmung bed Termind und dejfen Befannt« 
madung im $. 16. und 18, auf Erlaß des Aufgebots an- 
zutragen. 
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rathung ftehende Grundbuch-Ordnung entbalte in den Rällen der $$. 50, 
108., 109., 110., 143. Fodifizirte Vorfchriften über das Aufgebots-Verfah— 
ren und ed erforbere demnach die Konſequenz eine gleiche Kodifikatien in ben 
Fällen der 88. 107. und 114. Diele fei überhaupt nothwendig, wenn Die 
Grundbud: Ordnung als ein den Gegenftand erihöpfendes neues Geſeß, wie 
es Seite 52. der Motive heiße, angeleben fein wolle. Endlich ſeien — und 
dieſes führte Antragfteller durch ein ipezielles Eingehen auf die Beftimmungen 
des bisherigen Rechts näher aus — die Vorihriften der Prozeß -Ordnung über 
das Aufgebotsverfahren mangelhaft und gäben zu vielen Zweifeln Veranlaffung. 

Diefen Ausführungen wurde intbefondere von dem Herrn Regierungs- 
Kommiffar entgegengefept: 

Die Vorſchriften, weldhe das einem Progeßrichter obliegende Ver— 
fahren regeln, gehörten in vie Prozeß-Ordnung und nicht im ein Gefep, 
welches nur die Befugniffe und das Verfahren der Grundbudhbenmten bes 
ftimmen follte. Allerdings fei «8, wenn ein in der Prozeß « Ordnung 
nicht vorgejehenes Aufgebots « Verfahren bei dem Grlaffe eines neuen 
Geſetzes fih als nothwendig ergeben habe, vielfach zweckmäßiger befunden 
worden, dieſe Vorſchriften in das neue Geſetz aufzunehmen, als gleichzeitig 
mit demſelben ein zweites die Prozeß-Ordnung ergängendes oder abänderndes 
Geſetz zu erlaffen; auch ſei auf diefe Weile bei Erlaß der Hypotbefen-Novelle 
vom 24. Mai 1853 verfahren. In den Fällen der SS. 107. und 114. liege 
aber diefe Notbwendigfeit nicht vor, und es werde nur durch den Umftand, 
daß die Novelle mit dem Infrafttreten dieſer Grundbuchordnung aufgehoben 
werden jolle, erforderlih, die Aufgebots-Beftimmungen der Novelle in Diele 
Grundbuchordnung aufzunehmen. 

Soweit, ald die Prozehordnung Vorſchriften über das Aufgebot von Hy— 
potbefensPoften und Hupothefen-Urfunden enthalte — und dieſe jeien in den 
$$. 107, und 114. bezeichneten Fällen vorbanden — fünne auf diejelben ver- 
wiejen werden. Wenn num auch ein Bebürfniß, dieſe Vorichriften nach vielen 
Nichtungen bin zu ergänzen und zu berichtigen, nicht zu verkennen fei, jo fei 
Dies Bedürfniß doch nicht für jo dringend zu erachten, daß es ſich nicht bis 
jur Gmanation der meuen Prozefordnung verichieben laſſe. Dieſe für das 
Gebiet des Norbdeutihen Bundes in Vorbereitung brfindliche Prozefordnung 
werde, wie zu vermutben ſei, auch Beftimmungen über das Aufgebots-Ber- 
fahren von Hopothefen-Forderungen und Urkunden enthalten, indem dies als 
ein allgemeines Bedürfniß für das erwähnte Nechtsgebiet anzunehmen ſei. 
Sollte diefe Vermuthung fih aber auch nicht beftätigen, und das Aufgebots- 
Verfahren den einzelnen Landesgeſetzgebungen überwielen werden, fo werde 
es zweddienlicher fein, das Berfahren für ſämmtliche Yandestheile des Preu- 
ßiſchen Staates einheitlih und gleichzeitig zu regeln, als für das zur Zeit 
beſchränkte Gebiet dieſer Ordnung jept die Veflimmungen der Gerichts-Ord- 
nung mit einigen Aenderungen aufzunehmen. Die Negelung des Verfahrens 
jelbft erfolge endlich auch ſachgemäß und nah Vorgang der Subhaftatione- 
Ordnung am beften in der Richtung, das die norbwendigen Föcrmlichkeiten 
auf ein enges Maaß beichränft und im Uebrigen dem Ermefjen des Richters 
die möglichfte Freibeit gewährt werde, um das Verfahren dem jedesmaligen 
Falle anzupaſſen. 

Die Kommilfion entschied fich gegen die Nothwendigkeit einer Kodififation, 
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indem fie mit 7 gegen 6 Stimmen die Beibehaltung der Worte „nach Vor- 
ichrift der Prozeß-Ordnung“ in dem $. 107. annahm. In Folge diejes Bes 
ſchluſſes wurden die Amendements zu den $$. 108. 109. 110. 144. 113. 
welde vorftehend in der Anmerkung mitgetbeilt find, von dem Antragfteller 
zurüdgezogen. 

Mas im Uebrigen die Faſſung des $. 107 anbelangt, To lehnte die 
Kommilfion ein Amendement ab, nad weldhem nach „behauptet” eingelchaltet 
werden follte 

„und zwar beſcheinigen“ 
und zu deſſen Begründung bemerkt war, daß das Erforderniß der Beſcheinigung 
in dem 8. 108. ausdrücklich ausgeſprochen und im Falle des $. 107 auch bis. 
ber in der Praris vielfach angenommen fei. (Koch, Hypoth.Ordnung Nr. 333 
zu $. 269. Tit. II.) Hingegen wurde im Ginverftändniffe mit dem Re: 
gierungsfommifjar das Wort „urſprünglich“ (Zeile 3.) geftrihen und ftatt 
„Erben“ der Ausdruck „Rechtsnachfolger“ geſetzt. Cadlich entſchied ſich die 
Kommiſſion für die Streichung des letzten Alineas, welches mit Rückſicht auf 
$. 98. als entbehrlich bezeichnet wurde. Mit dieſen Aenderungen wurde ber 
Paragraph einſtimmig angenommen. 

Zu dem 
88. 108. und 109., 

welde das in dem z. 42. des Hypotheken-Geſetzes vom 24. Mai 1853 einge 
führte Aufgebots- Verfahren reproduziren, wurde zu Nr. 3. $. 109. ein Ab» 
änderungsvorihlag im Einverftändniffe mit dem Herrn Regierungsfommilfar 
von der Kommilfion einftimmig angenommen, nad weldem ftatt der Worte 
„durch Abdruck im Bezirksamtsblatt und bei Beträgen von mehr ald 300 Rthlr. 
im Staatsanzeiger zweimal in den erften beiden Monaten befannt zu machen“ 
zu ſetzen ift: 

„nah dem Ermeſſen des Gerichts aud noch auf andere Art be 

fannt zu machen.“ 

In dem erwähnten Gefepe vom 24. Mai 1853 war übrigens die Faſſung der 
bas Derfahren normirenden Beltimmungen eine andere. Da nad) der jept an- 
genommenen Faſſung des Paragraphen, mit weldyer auch der $. 100. der Hypo» 
thefen-Drdnung für Neu-Borpommern im Weſentlichen übereinftimmt, die zu 
4. vorgejchriebene Warnung nunmehr ſowohl rückſichtlich der unbekannten 
Intereffenten als bei der befonderen Vorladung der angezeigten angeblichen 
Rechtsnachfolger des legten legitimirten Inhabers vorgefhrieben tft, jo muß 
auch jept die Präflufion diefer angezeigten Rechtenachfolger, wenn fie ſich mit 
Anjprücen während des Verfahrens nicht gemeldet haben, erfolgen, und be 
darf es in dieſem Falle nicht mehr der Befeitigung ihrer etwaigen Auſprüche 
durch MWillenserflärung oder bejonderes Erkenntniß. Demnach ift aud nad 
Anfiht der Kommilfion die Entjheidung des Königl. Ober: Tribunald vom 
17, November 1854 (Entid. Bd. 29. S. 241.) antiquirt. 

Mit der gedachten Aenderung wurden die Paragraphen einftimmig au— 
genommen, 

Zu 

$. 110. 
wurde — abgejeben vor der Aenderung Zeile 4. („verfüzungsberechtigt” ftatt 
„legitimirt“) — ein Amendement dahin geftellt: 
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Alinen 4. unter Streihung ter bejonderen Nummer dahin zu 
faffen: 
„Soweit jedoch der Antragfteller durch beglaubigte 
Quittung die Zahlung der Zinfen nachweiſet, oder wenn 
feit Ausftellung der Urkunde noch nicht 5, oder feit Beginn 
des Verzuges noch nicht 10 Jahre verfloffen find“ u. j. w. 
und unter Anderem dadurch zu rechtfertigen gelucht, daß, wenn z. B. eine 
am 1. Januar 1859 ausgeftellte und zur Eintragung gelangte Urkunde die 
Zahlung von 1000 Rihlrn. am 1. Januar 1869 und im Falle des Berzuges 
die Zahlung von Zögerungszinfen feftjege, es offenbar nicht begründet erfcheine, 
im Sabre 1870 die Nieverlegung von zehnjährigen Berzugszinfen zu fordern, 
was nad der Fafjung der Vorlage gejchehen müffe. 

Der Herr Regierungskommiſſar erflärte fih gegen die Amendement und 
bemerfte, daß eine rationelle Auslegung des Entwurfs ebenſo dahin führe, 
daß, wenn nah Inhalt der Urkunde ein Verzug nit babe anfangen ober 
erft im fpäterer Zeit habe anfangen können, es aud der Deponirung eines 
zehnjährigen Zinsbetrages nicht bebürfe. Die Kommilfion lehnte das Amen 
dement im Ganzen ab, billigte jedoch die Streihung der bejonderen Nummer 
(4.) und aboptirte den Ausdrud „beglaubigte* fiatt „gerichtlich oder notariell 
audgeftellte" Quittung. Mit diefen Menderungen erlangte der Paragraph bie 
Annahme; ebenfo ber 


$. 111, 


in welden nur im Konſequenz bes vorerwähnten Beichluffes die Worte 
„ober 4.” geftriden wurden. 
Zu ben 


88. 112. und 113, 


wurde zumächft beſchloſſen, Zeile 2. $. 112. nah „Gericht“ einzufchalten 
„ohne weiteres Verfahren“ 
um anzubdenten, daß es bes im Anh. $. 391. zur Allg. Ger.-Drdnung vor 
geichriebenen Verfahrens nicht mehr bedarf. Der Vorſchlag, den Ausdrud 
„Suftizbeamten- Witiwenkaffe" durch ben amtlichen „Juſtiz-Offizianten— 
Wittwenlaſſe“ zu erjegen, warb abgelehnt. 
Es wurde ferner der Antrag eingebradt: 
a. Alinea 2. des $. 112. dahin zu fallen: 
„Meldet fi der Berechtigte jpäter, fo wird ber an Die ges 
dachte Kaffe abgeführte Betrag ohne die inzwildhen erhobe⸗ 
nen Zinfen an das Gericht zur Auszahlung an den Berech— 
tigten zurüdgezablt.* 
b. den Eingang des $. 113. dahin: 
„Ob und welder Betrag von den eingezahblten ($. 110, 
Nr. 3.) Zinſen“ u. |. w. 
und e. dem lepten Paragraphen als neues Alinea hinzuzufügen: 
„Die über die Poft gebildete Urkunde ift bei der Auszahlung 
zu vernichten.“ 
Diefer Antrag, gegen den fih auch der Herr Regierungstommiffar auss 
ſprach, wurde von der Kommilfion mit großer Mehrheit abgelehnt, jedoch zur 
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Vermeidung eines Mifverftändniffes beichloffen, den Ausdrud im Alinea 2. 
$. 112.: „das Kapital“ durch „ber eingezahlte Betrag“ zu erſetzen. 
Mit den erwähnten beiden Aenderungen wurde der $. 112., und de 


$. 113. unverändert von der Kommilfion angenommen. 
Der 


$. 114. 


erlangte mit der Aenderung, daß der lepte"Sap, als nad 8. 98. entbehrlich, 
in Wegfall gebracht wurde, einftimmige Annahme; nicht weniger 


$. 115. 
und das erfte Alinea des 


$. 116, 


während das zweite Alinea defjelben, um das in Rede ftehende Verfahren 
auch für das Formular II. gejeglih zu regeln, in folgender vorgeidlagener 
Baffung: 
„Die Ausftelung der neuen Urkunde wird bei dem Formu- 
lar I. in der zweiten Hauptipalte „Veränderungen“ und bei dem 
Formular II. in der Spalte „Bemerkungen* bei der Poft bemerkt." 
von der Kommilfion acceptirt wurde, 
Der 


$. 117. 


wurde ohne Diskuſſton unter Berichtigung des Druckfehlers „8. Juni“ ftatt 
„9. Juli” angenommen. 
Zu den 


$$. 118. und 119. 


wurde von mehreren Seiten die verfhiedene und ungleiche Art der Löſchungen 
einer Poſt im Grundbuche bei den Formularen I. und II. beanftanbet. 
Während bei dem Formular I. in das Grundbud der Vermerk gejegt werde 
„gelöjcht zufolge Verfügung u. |. w.*, jelle bei dem Formular II. eine jchrift 
liche Vermerkung nicht ftattfinden, fondern die Löſchung mit dem Unterftreichen 
der Poft mittelft rother Dinte erfolgt und perfeft geworden fein. Dies leptere 
jei bedenflih. Eine fo wichtige Manipulation — meinte man — müffe in 
allen Fällen durch einen jchriftlichen Vermerk, welder die erfolgte Löſchung 
ausdrüdiih befunde, erfolgen und es fei fowohl bei dem Formular I. als 
bei dem Formular II. glei wichtig, daß der Tag, an welchem bie Löſchung 
verfügt worden, beigefügt werde ($. 45.). Zudem fünne es in ber Praris 
leicht zu Irrungen führen, daß derjelbe Beamte diejelbe Thätigfeit auf ver— 
ſchiedene Weije und in verfchiedener Form in dem Grundbuche zu vermerken 
babe. Im diefer Beziehung fei eine möglihft große Mebereinftimmung höchſt 
wünſchenswerth. Uebrigens jei die Beibehaltung des im Art. 18. der Mi— 
nifterial-Inftruftion vom 3. Auguft 1853 wiederholt vorgefchriebenen Ver— 
fahrens, daß alle gelöſchten Eintragungsvermerfe im Grundbuche roth untere 
ſtrichen werden, Äußerft zweckmäßig. j Folds 
T 
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Lepteres wurbe in der Kommiſſien allieitig anerfaunt und die Erware 
tung ausgeſprochen, daß die Aufredhihaltung der bezeichneten Anordnung in 
ben Ausführungsbeflimmungen erfolgen werde. 

Unter Zuftimmung des Herrn Regierungs-Rommiffars hat die Kommil- 
fion den obigen Ausführungen entipredhend den $. 118. in folgender vorge 
ſchlagener Faſſung: 

„Die Löſchung einer Poft wird in dem Formular I. in ber 

Hauptipalte „Löihungen”, in dem Formular II. in der Spalte 
„Bemerkungen“ durd die Worte: 

„gelöiht infolge Verfügung vom . . 

audgebrüdt, u. |. w.“, wie in der Vorlage 

einftimmig angenommen, den $. 119. aber abgelehnt. 

Der 


$. 120. 


wurde mit dem BZufape „nebft der Quittung oder Löſchungsbewilligung“ und 
ber Erſetzung des Ausdruds „bei ten Grundaften® durch die Worte „bei 
dem Grundbuchamte“ angenommen. Der Zulap ift durch die Bemerkungen 
zu den $$. 98—99, gerechtfertigt und die Aenderung aus dem Grunde vor« 
genommen, um das praftiiche Bedenken, daß die Grundakten durch das Ein— 
beften der Urkunde zu jehr anjchwellen fünnten, durch die Möglichkeit ander- 
weitiger Anordnungen (vergl. Art. 12, der Minifterial» Inftruftion vom 3. 
Auguft 1853) zu befeitigen. 


Der 
$. 121. 
wurbe unbeanftandet angenommen. 
Zu 
$. 122. 


wurde es für nothwendig erachtet, den Hall einer Theillöihung ſowohl für 
das Formular I. als für das Formular II. zu regeln und der Paragraph 
im Einverftändniffe mit dem Herrn Regierungsfommilfar in folgender Faffung: 
„Bei Löihungsbewilligungen eines Theils der Poft wird der 
zu löſchende Theil von dem ausgeworfenen Geldbetrage abge 
ſchrieben, die Löſchung defielben bei dem Kormular I. in ber 
Hauptipalte „Löſchungen“, bei dem Formular II, in der Spalte 
„Bemerkungen“ eingetragen und dieſe Theillöihung auf der Urs 

funde vermerft.“ 


angenommen. 
$. 123, 
ift unverändert angenommen. 
Der 
$. 124. 


wurde mit Rüdfiht auf $. 128., welcher dieſelbe Beftimmung enthält, ab» 
gelehnt. 
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Zu 
$. 125. 


wurde nur der Auedruck „Untereinfchreibungen* (Zeite 5.) als zu meit gehend 
beanftandet, und auf Antrag unter Zuftimmung des Herrn Regierungs-Koms« 
mifjard die Abänderung in „Abtretung oder Verpfändung“ beidloffen. In 
diejer Faffung wurde der Paragraph angenommen. (Bergl. $. 60. des Ges 
jepentwurfs über den Eigenthumserwerb u. ſ. w.) 


Dierter Abſchnitt. 


Don der Bildung der Urkunden über Eintragungen im 
Grundbude, 

Die Grundfäge, welde dieſer Abſchnitt über die Bildung der Hypotheken- 
Urfunden aufftellt, find in den Motiven ausführlich gerechtfertigt. Die Kom— 
miſſion ift den Vorſchlägen in allen meientlihen Pnukten beigetreten und 
glaubt, daß durch denjelben den Bedürfniffen des Berfehrs endlih genügt 
wird; fie findet die Vorzüge des neuen Syſtems hauptiählid darin, daß — 
abgejehen von den beglaubigten Abſchriften der Grundbuchblätter ($. 127.) — 
nur eine Art von Hppotbefen-Urfunden eriftirt, und zwar die Hypotheken⸗ 
Brirfe, welche bei jerer Eintragung einer Hypothek gebildet werden müffen; 
bag mit dieſen Öppothefenbriefen weder die das einzutragende Recht begrün« 
dende Mifunte nech jenftige den Umfang, Uebergang u. j. mw. betreffende 
Urkunden verbunden werden, und endlich, daß durch die Verbindung des 
Grundbuhs mit dem Katafter unter gleichzeitiger Eintragung des Reiner- 
traged oder Nupungswertbes nunmehr die Möglichkeit geboten iſt, 
die Güte und ben Werth ber Hypotbef auf Grund "der Urkunde 
zu beurteilen, jo daß dadurch der Verkehrt mit Hppothefen von 
den Schranken der Kenntniß der fofalen Verhältniſſe jo weit ald möglich be— 
freit wird. Auch erfannte die Kommilfion die Bezeihnung der Hypotheken⸗ 
Urkunden als „Preußiihe Hppethefenbriefe” als zwedentiprehend an, indem 
die auedrückliche Bezeichnung ald Preußiſche Urkunde fie zur Genüge von 
den Hnpothefenbriefen einzelner Kreditgeſellſchaften unterſcheide und anderer 
ſeits der noch zur Wahl geftellte Ausdruf „Grundſchuldbrief“ fi als zu 
ſchwerfaͤllig erweiſe. 

Der 


$. 126. 


wurde unverändert angenommen, nachdem bervorgehuben war, daß durch ben» 
felben auch die Ausfertigung der furzen Hypothekenbuchs-Auszüge ($. 23. des 
Geſehes vom 24. Mai 1853) befeitigt fei. 

Der 


$. 197. 


erlangte die Annahme unter Streihung bes legten Alinead, um darüber feinen 
Zweifel auffommen zu laffen, daß ber Eigenthümer au eine beglaubigte Ab- 
ſchrift bereits gelöichter Vermerke verlangen fann, Zugleich billigte tie Kem— 
milfion den als zweites Alinea vorgejchlagenen Zufag: 
„Daſſelbe Recht bat der Subhaftationsrichter“ 
17 . 
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ba in Die Etille ter bitherigen Sppethefenfdeine pro informatione die nach 
Inhalt dieſes Paragraphen zulälfigen beglaubigten Abſchriften des Grundbuch— 
blatis treten follen, und auch der Eubhaftationsrichter das Recht haben muß, 
tiefelben zu erfordern (vergl. Subhaſtations -Ordnung vom 15. März 1869 


$. 10.). 
Der 
$. 128. 
wurbe unverändert, ber 
8. 129, 


mit der Einſchaltung nad dem erften Sape: 
„Im lepteren Fall erhält der Eigenthümer eine Benachrichtigung“ 
und Die 


s$. 130. 131. 132,, 


abgejehen von dem abgelehnten Vorſchlage, im $. 132. mit Rückſicht auf S. 1, 
„Bezirl“ ftatt „Ort“ zu ſetzen, unbeanftandet angenommen. 


Zu 
$. 133. 


wurden zwei Abänderungs-Vorſchläge, nad welchen 
1) unter Nr. 2. gemäß der von der Kommilfion beſchloſſenen Faffung 
des 8.11. (10.) die beiden legten Zeilen zu ftreihen und im vor: 
gebenden Alinea nah „vermerkt find“ einzuſchalten: 
„To wie die etwa eingetragene Tare und Berjiherungsiumme,* 
und 
2) zu 3. die Worte „mit Weglafjung bes Geloöſchten“, zu 4. die 
Worte „mit Furzer Angabe, welde Nummern gelöfcht find“ 
zu ftreihen und dem Paragrapben in neuer Zeile binzuzus 
fügen ift 
„mit kurzer Angabe, melde Nummern der zweiten und 
dritten Abtheilung gelöſcht find.“ 
und der Paragraph jelbft mit diefen Aınderungen angenommen. 
Die 


$$. 135. 136, 


gaben zu feinem Bedenken Beranlafjung. 
Der 


$. 137. 


wurde mit dem nad dem Wor'e „Schuldurfunden“ eingefchalteten Zulage: 
„nah Durdftreihung des Eintragungs-Vermerks“ 

angenommen, Ein Amenvement, weldes für die Fälle des Paragraphen 

Koftenfreiheit anordnen, und ein Amendement, weldes die Bildung eines 

Hnpotbefenbriefee im Grundbuche vermerkt haben wollte, wurde von den Ans 

tragftellern zurüdgezogen. 


— — 
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Der 
$. 138. 


wurde unbeanftandet angenommen. Der Umfang der SHafıbarfeit bes 
Grundbudamts überhaupt ift in dem fünften Abichnitte des Geſetzentwurfs 
über ben Eigenthumserwerb u. |. w. beftimmt, 


Fünfter Abſchnitt. 
Bon der Wiederberftellung zerftörter Grundbüder und Grund» 
aften, jowie von der Anlegung neuer Grundbüder. 


Zu 


$. 139. 


wurde es von einem Mitgliede für unzuläffig und mit den Beitimmungen 
der Berfaffung in Widerſpruch ftehend erachtet, daß bie Wiederberftellung 
zerftörter oder verloren gegangener Grundbücher durch einjeitige Königliche 
Berorduung ſolle erfolgen können, zumal durh Nichtbeachtung der darin ger 
ftellten Friſt der Berluft von Rechten eintreten ſolle. Es ſei daher, da bie 
Verfaſſung überhaupt einjeitige Königlihe Verordnungen nicht kenne, geboten, 
binter Verordnung den Art. 63. der Berfallungsurfunde zu allegiren, um 
außer Zweifel zu fielen, daß nur eine auf Grund dieſes Artifels erlaffene 
Verordnung gemeint und Dielelbe der Landesvertretung nachträglich zur 
Genehmigung vorzulegen ſei. Veranlaßt durch dieſe Bemerkungen wurde 
von anderer Eeite beantragt, ftatt der Worte „nah Maßgabe einer zu er 
laffenen Königlihen Verordnung” zu ſetzen: 
„auf Grund eines Geſetzes.“ 

Diejer Vorihlag erlangte die Annahme der Kommilfion, obgleich gegen 
benfelben bemerft worden, daß es ſich im verliegenden Falle, indem der 
Inhalt der Verordnung durch Die weiteren Beftimmungen des Paragrapben 
gegeben und nur die bejondere Feſtſtellung der Friſt erforderlich fei, nur um 
eine Maßregel abminiftrativer Natur handele, aud von der Mitwirfung der 
Landesvertretung bei der geringen und lokalen Bedeutung einer ſolchen Ber 
ordnung abgelehen werden könne. Im Folge des gedachten Beichluffes ift der 
weitere Inhalt des Paragraphen geftrihen und dieſer demgemäß in folgender 
Faffung: 

„Sind Grundbüder eines Drts oder Bezirfs verloren gegangen, 
fo erfolgt deren Wiederherftelung auf Grund eines Gefepes.“ 
angenommen. 


Die 
$$. 140. u. 141. 


geben zu Ausftellungen feine Beranlaffung und wurden angenemmen; ebenfo 


$. 142, 


mit dem, bereit bei dem $. 39. gerechtfertigten Zufape: 
„Dem Antrage ift ein beglaubigter Auszug aus dem Grundfteuer- 
buche beizufügen.” 
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Zu 


$. 143, 


wurde unter Nr. 3. Zeile 2 nad Behörden. die Einſchaltung der Worte: 
„oder duch Zeugen“ 
beantragt und gebilligt, um dieſes auch in der Kab.-Drdre vom 9. Mai 1839 
aufgenommene Beicheinigungsmittel nicht auszujchließen. 
Ein Antrag, zu Nr. 2. Zeile 2 hinter dem Worte „Ortsbehörde“ ein- 
zuſchalten 
„oder auf andere Art glaubhaft,“ 
damit, wenn die Ortsbehörde nicht in der Lage Sei, die gewünſchte Beideini« 
gung zu ertheilen, der Antragfteller dieſelbe auch auf andere Art erbringen 
fönne, wurde abgelehnt; cbenfo der Antrag auf Streihung des Alleyats 
„$- 579. Zit. 9. Theil I. Allgemeinen Landrechts,“ welches mit Nüdfiht auf 
den Schlußſatz des Alineas unter 3. überflüffig erjcheine. 
Mit der Eingangs gedachten Aenderung wurde ber Paragraph ange 
nommen. 
Die 
SS. 144— 148, 
wurden ohne Ausftelungen einftimmig angenommen. 


Sechſter Abſchnitt. 
Von den Koſten. 
Die 

8§8. 149. und 150. 
wurden von feiner Seite beanſtandet. Die Paragraphen jepen die Annahme 
des Koftentarifs und des Gefepet, betreffend die Stempelabgaben von gewilfen, 
bei der Hypotheken-Behörde anzubringenden Anträgen (Nr. 68. der Drud» 
ſachen) voraus. 


Siebenter Abſchnitt. 
Allgemeine Schlußbeſtimmungen. 


In dem 
$. 151. 


wurbe, dem bei Berathung bes Geſetzentwurfs über den Eigenihumsermwerb u. |. w. 
gefaßten Beihluffe gemäß, der 1. Januar 1871 als der Tag eingerüdt, an 
dem dieſe Grundbuhordnung in Kıaft treten joll. 

Ein zu Alinea 2. geftelltes Amendement, in welchem die aufzubebenden 
Gelege einzeln aufgeführt waren, wurde von dem Antragfteller zurüdgezogen, 
und der Paragraph mit der erwähnten Einſchaltung angenommen. 

Der 


$. 152. 


wurde ven der Kommiſſion als entbehrlid geftrihen, indem auch obne Aufs 
nahme der Beftimmung in das Geſetz der JuftizeMinifter zum Grlaffe der 
weiteren Ausführungs-Anordnungen befugt Sei. 
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Die Ueberjhrift des Geſetzes wurde unbeanftanbet und bie Einleitungs- 
formel mit der Aenderung der Worte „des vormaligen Königreihs Hannover“ 
in „der Provinz Hannover” angenommen. 

Was ſchließlich die 

Formulare 

anbetrifft, ſo haben dieſelben den Zweck, die Einrichtung der Grundbücher 
und Die Art und Weile der Eintragungen, ſowie die Form ber Hypothelen⸗ 
briefe zu veranfhaulihen. Wie erwähnt, find in Folge der Beſchlüſſe der 
Kommilfion mehrfahe Aenderungen mothwendig geworden, welche in den, - 
diefem Bericht beigegebenen Formularen dur größere Schrift ausgezeichnet 
find. Es wird bemerft, daß bei dem Formular I. die Aenderungen bezüglich 
der Ab» und Zufchreibungen fih aus den 88. 6. und 6l., die Aenderung ber 
Ueberſchrift der zweiten Spalte ber erften Abibeilungen aus $. 45., und die Aende- 
rung ber Ueberſchrift der zweiten Hauptipalte der zweiten und dritten Abtheilung 
aus dem Beichluffe rechtfertigen, daß ftatt des Ausdrucks „Untereinihreibungen“ 
der Ausdrud „Veränderungen“ angenommen ift. In dem Formular II. ift 
die erfte Nebenjpalte der Spalte 10. zugleih für bie Eintragung der Zeit 
($. 45.) beftimmt, der Hauptipalie 11. ift eine Nebenfpalte „Bemerkungen“ 
hinzugefügt, die dritte Nebenipalte der Hauptipalte 12, ift für den Anfangs-— 
termin der Zinfen beftimmt, daſelbſt eine Nebenfpalte für „das Datum ber 
Eintragung” eingeihaltet und die Hauptipalte 12. als entbehrlich in Wegfall 
gebracht. 

Die Kommiſſion beantragt: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchliehen, dem Geſetzentwurfe 
in ber Faſſung, welde er durch die Beihlüfle der Kommiſſion 
erhalten, die verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen. 

Im Laufe der Berathung find der Kommilfion drei mit dieſem Geſetz⸗ 
entwurfe in Verbindung ftehende Petitionen überwieſen, nämlich 

1) eine Petition des Stadtvorftandes in Aredeburg II. 389.; 
2) eine Petition der Landgemeinde Darlar II. 440.; 
3) eine Petition der Kandgemeinde Berghaufen. 

Die Petenten, jümmtlid dem Kreiſe Meſchede angehörig, beantragen, 
dahin zu wirken, daß in einem Kreije je nad) den lokalen Verhältniſſen nicht 
blos ein, fondern mehrere Grundbuhämter errichtet werden, und eine ent« 
ſprechende Beftimmung in das Gejep aufzunehmen. 

Unter Bezugnahme auf die SS. 21—24. beantragt die Kommilfion: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beidließen: 
Die vorbezeihneten Petitionen durd die Beihlußfafjung 
über den Gejepentwurf für erledigt zu erflären. 

Berlin, den 8. Januar 1870. 


Die X. Kommiſſion. 


Dr.. 9. Rönne (Borfigender). Bahlmann (Berigterftatter). Zweigel. 
v. Seydewitz. v. Puttkamer. Larz. v. Oven. v. JIychlinski. 
Windthorſt (Lüdinghauſen). Dr. Eolberg. Föſter. Saad. 
Allnoch. Wolf. v. Brauchitſch (Atom). v. Gerlach. 
Cornely. Heinichen. v. Hennnig. Dr. Bähr (Eaſſel). 
v. Arnim (Heinrichsdorf). 
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Entwurf 


einer 


Grundbuch = Ordnung. 


ir Wilhelm, von Gotted Gnaden König ' 
Preußen ꝛc. 


verorbnen für die Landestheile, in welden die Hypotheken-Ordnung vom 
Dezember 1783 gilt, mit Ausnahme der Gebietötheile des vormaligen Kı 
reihd Hannover, unter Zuftimmung beider Häuſer bed Landtages Unferer 
narchie, was folgt: 


Erfter Abſchnitt. 
Bon der Form und Einrichtung der Grundbücher. 
$. 1. 


Kür jeden Grundfteuer-Erhebungsbezirf werben ein oder mehrere Gr 


bücher angelegt. Im dieſe wird jedes ſelbſtſtändige, in der Grundfteuermi ! 


volle verzeichnete Grundftüd eingetragen. Die Eintragung erfolgt in unu 
brodyener Nummernreibe. 


8. 2. 


Die Grundftüde der Eifenbahnen, der öffentlichen Lande und WB, j 


ftraßen werden in dem Grundbud eines jeden Erbebunpsbezirf*, in mel 
fie liegen, eingetragen. 


8. 3, 
Die für Grundftüde gegebenen Vorſchriften diefer Ordnung gelten 
für Bergwerfe und Gerechtigkeiten, ſofern nicht ein Anderes ausbrü 
beftimmt ift. 


$. 4. 

Die Grund» und Gebännefteuer- Bücher, von welden tem Gr— 
buchamt eine Abſchrift mitgetheilt werben fol, dienen zur Ausmitt« 
der in die Grundbücher einzutragenden ober bereits eingetragenen Grundf 
ihrer Lage und Größe. Ihre Bezeichnung in den Grund» und Gebäudeft 


— — 
2 — 


u 
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Entwurf 


einer 


Grundbuch = Ordnung. 


ir Wilbelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc., 
rorbnen für die Landestheile, in welchen die Hppothefen-Ordnung vom 20. 


Yezember 1783 gilt, mit Ausnahme der Gebietstheile der Provinz Hannover, 
nter Zuftimmung beider Häufer des Landtages Unjerer Monardie, was folgt: 


Erfter Abfchnitt. 
Bon der Form und Einrichtung der Grundbücher. 


8. 1. 

Für jeden Gemeinde-, felbſtſtändigen Guts- oder beſonderen 
zrundſteuer-Erhebungs-Bezirk werden ein oder mehrere Grundbücher 
gelegt. In diefe wird jedes jelbftftändige, in der Grundfteuermutterrolle 
zeichnete Grundftüd eingetragen. Die Eintragung erfolgt in fortlaufender 
Jummernreibe. 


$. 2. 
Die Grundftüde der Eifenbahnen und die öffentlichen Landwege werben 
ı dem Grundbuh eines jeden Bezirfs (S. 1.), in meldem fie liegen, 
ngetragen. 


8. 8. 
Unverändert. 


g. 4. 


Die Grund» und Gebäubdefteuer-Bücder, von weldhen dem Grundbuhamt 
ine Abjchrift mitgetheilt werben foll, dienen zur Ausmittelung der in die 
zrundbücher einzutragenden ober bereits eingetragenen Grundftüde, ihrer Lage 
md Größe. Ihre Bezeihnung in den Steuer - Büchern ift bei den Grund» 

8 * 
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Büchern ift bei den Grundbüchern beizubehalten. Bei Güterlompleren ift n 
die Geſammifläche und der Gejammtreinertrag einzutragen. 
Die Zurücdführung der bereits angelegten Grundbuchblätter auf die Grun 
und Gebäubeftener-Bücher erfolgt nad den Beftimmungen der darüber zu « 
lafjenden Ausführungsverfügung. 





8. 5. 

Die Grundfteuerbebörden find verpflichtet, von jeber Ab» oder Zuichr 
bung oder fonftigen Veränderung eines Grundftüds dem Grundbuhamt u 
verzüglih Nachricht zu geben. Die angezeigten Veränderungen find i 
Grundbuch nadzutragen. 


8. 6, 

Das Grundbuchblatt eines Grundftüds umfaßt deſſen Beftandtheile, u 
bewegliche Zubehörſtücke und Gerechtigkeiten. 

Zubehörftüde erhalten nur dann ein befonderes Blatt im Grundbus 
wenn das Hauptgut im Auslande oder in dem Bezirk eines anderen Grunt 
buchamtes liegt. 

Im erfteren Kalle ift das Zubebörftüd, fofern nit durch Staatim 
träge ein Anderes beftimmt ift, als ein jelbftftändiges Grundftüd zu b 
banbeln. 

Im lepteren Falle ift auf dem Titel des Zubehörftüds zu bemerfer 
zu welhem Hauptqute daffelbe gehört, demnähft das Blatt gegen weite 
Eintragungen zu Schließen, und auf dem Titel des Hauptgutes auf das Grund 
buchblatt des Zubehörftüds hinzuweiſen. 

Dieſe Vorſchriften gelten auch für tie Zubehörungen der Bergwerke. 


8.7, 
Die Grundbüher werden nad den diefer Ordnung beigelegten Form 
laren I, und II, eingerichtet. (Anlagen A. B.) 
Das Grundbuhamt hat zu ermeflen, welches der beiden Formulare u 
zuwenden ift. 


$. 8. 
In dem Formular I. erhält jedes Grundftüd ein eigener Grundbud 
blatt. Dafjelbe befteht aus einem Titel und drei Abtheilungen (Rubrilen 


8. 9. 
Der Titel giebt in der erften Reihe (Kolonne) an: 
1) die Bezeichnung des Grundftüds: 

bei felbftftändigen Gütern den Namen des Guts und & 
Kreifes; 

bei ftädtiihen Grundftäden die Nummer, Strafe und ſonſtih 
ertsüblihe Bezeichnung; 

bei kleineren ländlichen, zu einer Ortfchaft gehörenden Gütern 9 
Dezeihnung des Kreiſes, der Ortichaft, der Nummer oh 
lonftigen Kennzeichen; 
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büchern beizubalten. Bei Güterlompleren genügt die Eintragung ber 
Gefammtflähe und des Gejammtreinertrags. 

Die Zurüdführung der bereit# angelegten Grundbudblätter auf bie 
Grund« und Gebäudefteuer-Bücher erfolgt nad den Beftimmungen der barüber 
zu erlaffenden Ausführungsverfügung. 


8. 5. fällt fort. 


g. 5. 


Unverändert wie $. 6. der Regierungsvorlage. 


we 
Die Grundbücher werben nah den dieſer Ordnung beigelegten Formu— 
laren I. oder II. eingerichtet. (Anlagen A. B.) 


Das Grundbuhamt bat zu ermefjen, welches ber beiden Formulare an« 
zuwenden ift. 


57. 


Unverändert wie $. 8. der Regierungsvorlage. 


8. 8. 
Der Titel giebt in der erften Spalte (Kolonne) an: 
1) die Bezeichnung des Grundftüds: 

bei jelbftftändigen Gütern den Namen bes Guts und bed 
Kreiles; 

bei ſtädtiſchen Grundft:den die Nummer, Straße und fonftige 
ortsüblihe Bezeichnung; 

bei fleineren ländlichen, zu einer Ortſchaft gehörenden Gütern bie 
Dezeihnung des Kreiſes, der Drifchaft, der Nummer oder 
ſonſtigen Kennzeichen; 
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2) die Eigenſchaft des Grundftüds; 

3) die Nummer, welde das Grundftüd im Steuerbud führt; 

4) die Größe und den Grundftcuer-Neinertrag oder Nupungswertb 
($- 4); 
bei vereinigten Grundftüden ($. 15.) die Größe und den Grund» 
fteuer-Reinertrag ober Nupungewerth eines jeden einzelnen Grund» 
ftüde. 

Die zweite Reihe ift für Abjchreibungen beftimmt. 


8. 10. 

Bei Bergwirfen und Kohlenabbaugeredhtigkeiten in den vormals Königlich 
Sächſiſchen Landestheilen ift eine Beichreibung berjelben in den Titel aufzu- 
nehmen, melde ben wejentlihen Inhalt der Berleihungsurfunde oder des 
fenftigen Peredhtigungstitels anzugeben bat. Für die Zubehörungen der Berg: 
werfe und Keblenabbaugercchtigkeiten an Grunbftüden und Gebiuden, melde 
fih im Eigenthume des B.rgmwerkseigenthümers befinden, find die Beſtimmun— 
gen des $. 9. Nr. 1—4. diejes Geſetzes maßgebend. 


— 

In die erſte Reihe der erſten Abtheilung iſt einzutragen: 
der Eigenthümer nah Vor⸗- und Zunamen, nah Stand, Ge— 
werbe oder anderen unterjcheidenden Merkmalen, Wohnort oder 
Aufenthaltsort, und wenn er minderjährig ift, mit Beifügung 
des Tages und Jahres der Geburt; eine juriftiidde Perfon nad 
ihrer gejeplichen oder in der Berleihungsurfunde enthaltenen Be— 
nennung ; eine Handelsgejelichaft, Aftiengefelichait und Genofjen- 
haft unter ihrer Firma und Bezeihnung des Drtt, wo fie ihren 
Sip hat; 

in die zweite Reihe: 

auf bejonderen Antrag bed Eigenthümers ber Erwerbegrund; 


in bie dritte Reihe: 
der Erwerbäpreis, die Schägung des Werths nad einer öffent: 
lichen Zare und bei Gebäuden die Feuerverfiherungsjumme. 


$. 12. 

Bei Bergwerfen mit unbeweglichen Anıheilen der Gewerken (Kuren) ift 
die Anzahl der Kure, melde fih im Eigenthume eines jeden Gewerken be 
findet, anzugeben. 


$. 13, 
Iu die erfte Hauptreibe der zweiten Abtheilung werden ein 
getragen: 
1) dauernde Laften und wiederkehrende Geld- und Natural Leiftun- 
gen, welde auf bejonderem Rechtstitel beruhen. 
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2) die Eigenfchaft des Grundftüds; 

3) die Nummer, welche das Grundftüd im Steuerbud führt; 

4) die Größe und den Grundfteuer-Reinertrag oder Nupungswerth 
($- 4); 
bei vereinigten Grundftücden ($. 14.) die Größe und den Grund» 
fteuer-Reinertrag oder Nugungswertb eines jeden einzelnen Grund» 
ftüde. 

Die zweite Spalte ift für Abſchreibungen beftimmt. 


$. 9. 

Bei Bergwerfen und den Koblenabbaugeredhtigfeiten in den vormals 
Königlid Sächſiſchen Landestheilen ift eine Beihreibung berjelben in ben 
Titel aufzunehmen, welche den weſentlichen Inhalt der Verleihungsurkunde 
oder des fonftigen Berehtigungstitels anzugeben hat. Für die Zubehörungen 
der Bergwerfe und Koblenabbaugerehtigfeiten an Grundftüden und Gebäuden, 
weldhe fih im Eigenthume des Bergwerfseigenthümers befinden, find die Bes 
ftimmungen des $. 8, Nr. 1—4. diejed Geſetzes maßgebend. 


$. 10. 

In die erfte Spalte der erften Abtheilung ift einzutragen: 
ber Eigenthümer nad Bor. und Zunamen, nah Stand, Ge— 
werbe oder anderen unterjcheibenden Merkmalen, Wohnort oder 
Aufenthaltsort, und wenn er minderjährig ift, mit Beifügung 
bes Tages und Jahres der Geburt; eine juriftiihe Perjon nad 
ihrer gejeplichen oder in ber Berleihungsurfunde enthaltenen Be- 
nennung; eine Handelsgeſellſchaft, Altiengeſellſchaft und Genofjen- 
haft unter ihrer Firma und Bezeihnung des Drts, wo fie ihren 
Sig hat; 

in die zweite Spalte: 
bie Zeit der Eintragung, bie Vermerke über Zuſchrei— 
bungen ($. 61.) und auf den Antrag des Eigenthümers 
ber Erwerbögrund; 

in bie dritte Spalte: 
auf Antrag bes Eigenthbümers ber Erwerbspreis, bie 
Shäpung des Werths nad einer öffentlihen Taxe und 
bei Gebäuden bie Feuerverfiherungsjumme mit Angabe 
des Datums. 


g. 11. 


Unverändert wie $. 12, der Regierungsvorlage. 


$. 12. 
In die erfte Hauptipalte der zweiten Abtheilung werben ein 
getragen: 
1) dauernde Laften und wiederfehrende Geld- und Natural» keiftun» 
gen, welde auf einem privatredhtlihen Titel beruhen. 
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Bon der Eintragung find ausgeſchloſſen die an ben Stat 
zu entrichtenden öffentlichen Abgaben. und Leiftungen, 

Der Eintragung bedürfen nicht die Leiftungen zur Erfüllung 
der Deihpfliht und die im $. 49. der Konkursordnung vom 
8 Mai 1855 aufgeführten gemeinen Laften, 

‚In Betreff der an die Rentenbant abgetretenen Renten und 
der an ben Domainenfisfus zu entrichtenden Ablöjungsrenten ver- 
bleibt e8 bei den Beftimmungen bes Rentenbanfgejepes sem 
2. März 1850 (Gefeg- Sammlung S. 112.); 

2) die Beichränfungen des Eigentbums und des Verfügungerecht 
des Eigenthümert. 

In die zweite Hauptreihe „Untereinhreibungen“ werben alle Berin, 
derungen eingetragen, welde die in ber erften Hauptreihe vermerften Rechte 
und Beihränfungen erleiden. 

Iſt ein in der erften Hauptreihe eingetragenes Recht aufgehoben, ſo e 
folgt die Löſchung in der Hauptreihe „Löihungen“; die Löſchung einer Unter 
einfchreibung wird unter der zweiten Hauptreihe in der Nebenreihe „Löldun 
gen“ bewirkt. 

$. 14. 

In die erfte Hauptreibe der dritten Abtheilung, welche über zw 

gegenüberftehende Seiten quer durchläuft, werden die Hypothekenrechte ei 
getragen. 
Wenn mit folden Hypothekenrechten der Befip und Genuß des Grun 
ftüds von Seiten des Gläubiger verbunden ift, jo wirb die Einräumun 
diefer Rechte in der zweiten Rubrik, die Hypothek in ber dritten Rub 
vermerkt. 

In die zweite Hauptreihe „Untereinf&hreibungen* find alle Veränderung 
ber in der erften Hauptreibe eingetragenen Poften zu vermerfen. 


Die Nebenreihe „Löfhungen” in der zweiten Hauptreihe ift für di 
Löſchung der Untereinfhreibungen, bie Hauptreihe „Löihungen“ zur Löſchu 
ber in ber erften Hauptreibe eingetragenen Poſten beftimmt. 


| $. 15. 

Für mehrere im Bezirk deffelben Grundbuhamtes liegende Grundftü 
beffelben Eigenthümers fann auf defjen Antrag ein gemeinſchaftliches Bl 
angelegt werben, wenn daraus nad dem Ermefjen des Grundbuchamtes fi 
Verwirrung zu bejorgen ift. 


$. 16. 

In dem Formular II. erhält jeder Eigenthümer einen Artikel, untd 
welchem jämmtliche, ihm zugehörige Grundftüde, ihre Steuerverhältniffe, ib 
dinglihen Belaftungen und deren Veränderungen eingetragen werben. 





8. 17. | 
Die Artikel werben in einem bejonderen Grundbuch für jeden Stun 
erhebungäbezirf nad den Nummern des Grundfteuerbuchs angelegt, und il 
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Bon der Eintragung find ausgefhloffen die an den Staat 
zu entrichtenden öffentlihen Abgaben und Leiftungen. 

Der Eintragung bedürfen nicht die Zeiftungen zur Erfüllung 
der Deihpfliht und die im $. 49. ber Konfurdordnung vom 
8. Mai 1855 aufgeführten gemeinen Laften. 

In Betreff der an die Rentenbank abgetretenen Renten und 
der an ben Domainenfisfus zu entrichtenden Ablöfungsrenten vers 
bleibt e8 bei den Beftimmungen des Nentenbanfgejeges vom 
2. Mirz 1850 (Gejep- Sammlung ©. 112.); 

2) die Beſchränkungen des Eigentbums und bes Verfügungsrechts des 
Eigenthümers. 

In die zweite Hauptipalte „Veränderungen“ werden alle Ber- 
nderungen eingetragen, welche die in der erften Hauptſpalte vermerken Rechte 
nd Beihränfungen erleiden. j 

Sft ein in der erjten Hauptjpalte eingetragenes Recht aufgehoben, jo 
rfolgt die Lölhung in der Hauptipalte „Löſchungen“; die Löſchung einer 
Jeränderung wird unter ber zweiten Hauptſpalte in der Nebenjpalte 
Löſchungen“ bewirkt. 

$. 13, 

Sn die erfte Hauptipalte der dritten Abtbeilung, welde über 
wei gegenüberftehende Seiten quer durchläuft, werden die Hypothelenredhte 
ingetragen. 

Wenn mit ſolchen Hypothekenrechten der Befip und Genuß des Grund« 
füds von Seiten ded Gläubiger verbunden ift, jo wird bie Ginräumung 
iefer Rechte in der zweiten Abtheilung, die Hypothek in der dritten Ab-» 
beilung vermerft. 

In die zweite Hauptipalte „Veränderungen“ find alle Ber- 
nderungen ber in der erften Hauptſpalte eingetragenen Polten zu ver 
ıerfen. 

Die Nebenipalte „Löihungen* in der zweiten Hauptipalte iſt für 
ie Löjhung ber Veränderungen, die Hauptipalte „köſchungen“ zur 
öfhung der in der erften Hauptipalte eingetragenen Poiten beftimmt. 


$. 14. 
Unverändert wie $. 15. ber Regierungs-Borlage. 


8. 15. 
Unverändert wie $. 16. der Regierungs-Borlage. 


$. 16, 
Die Artikel werden in einem bejonderen Grundbuh für jeden Be» 
ir (F. 4) nah den Nummern des Grundfteuerbuds angelegt, und in 
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jedem Artikel die einzelnen Grundftüde nad ununterbrochen laufenden Nun 
mern eingetragen. 


$. 18. 

Grundftüde, welhe eine Ehefrau in die Ehe bringt oder während dr 
felben erwirbt, werden, wenn fie nicht ſchon ein Grundbuchblatt nad Form 
lar I. haben, in dem Artikel des Ehemannes eingetragen. 

Bei Trennung der Ehe erhält die Frau einen befonderen Artikel. 


$. 19. 


Für jedes Grundbuchblatt und für jeden Artifel werben bejondere Grunt 
alten gehalten. 


$. 20. 

Die Einfiht der Grundbüdher und Grundalten ift Jedem geftatte 
welcher nah dem Ermeſſen des Borftebers des Grundbuhamtes ein rechtlicht 
Intereſſe dabei bat. 

Deffentlichen Behörden und den von ihnen beauftragten Beamten fh 
in den geleplih beftimmten Fällen die Einfiht der Grundbüher und Grund 
aften und die Entnahme von Bemerfungen aus denjelben frei, auch find f 
berechtigt, Abſchriften zu verlangen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon den Grundbuchäm tern. 
$. 21. 

Zur jelbftftändigen Bearbeitung der Grundbuchſachen wird bei jedem Stadt 
und Kreisgericht umd jeder ftändigen Kreisgerichts-Deputation ein Grundbud 
amt gebildet. 

Dafjelbe befteht aus einem zum Richteramt befähigten Vorftand (Grund 
budhrichter), einem Budyführer und den erforderlihen Screibern und Unte« 
beamten. 


$. 22. 
In größeren Städten fünnen durd Anordnung des JuftizeMiniften 
mehrere Grundbuhämter für geographiih abzugrenzende Bezirfe gebil 
werben. 


$. 23. 


Die Kreisgerichts-Kommiſſionen find die Grundbuchämter für die im ihre 
Bezirk belegenen Grundjtüde. 


$. 24. 

Die Grundbuchämter ftehen unter der geſchäftlichen Auffiht der Stadl 
gerichte-Präfidenten, der Kreisgerichts-Direktoren oder der Dirigenten de 
Kreisgerihtö:Deputationen, welde in Berhinderungsfällen die Vertreter } 
beftellen haben. 
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ven Artikel die einzelnen Grundftüde nah fortlaufenden Nummern 
getragen. 


g. 17. 
Unverändert wie $. 18. der Regierungs-Vorlage. 


$. 18. 
Unverändert wie $. 19. der Regierungs-Vorlage. 


$. 19. 
Unverändert wie $. 20. der Regierungs-Borlage. 


Zweiter Abfchnitt. 
Bon den Grundbuchäntern. 


$. 20, 
Unverändert wie $. 21. der Negierungs-BVorlage. 


g. 21. 
In größeren Städten und Kreijen fünnen dur Anordnung des Juſliz— 
nifters mehrere Grundbuhämter für geographiſch abzugrenzende Bezirke 
ildet werden. 


$. 22. 
Unverändert wie $. 23. der Regierungs -Vorlage. 


$. 23. 
Unverändert wie $. 24. der Regierungs-Vorlage. 


9“ 
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$. 25. 

Beſchwerden über Verzögerungen im Geſchäftebetrieb werden zunädft ve 
dem Präfidenten, Direktor oder Dirigenten des Stadt» oder Kreisgerichts od 
der Deputation, in zweiter Inftanz von dem Präfidenten bes Appellationig 
richts, im legter Inftanz von dem Juſtiz-Miniſter entſchieden. 

Beihwerden über Berfügungen des Grundbuchrichters geben an dı 
Appellationsgericht des Bezirks, bei defjen Entſcheidung es bewenbet. 


$. 26. 
Streitigfeiten über die Zuftändigfeit mehrerer. in dem Bezirk deſſelbe 
Appellationsgerichts beftehender Grundbuchämter werden von dem Appellation 
gericht, andernfalls von dem Juftiz-Minifter entſchieden. 


g. 27. 

Liegen Grundftüde, melde einem einheitlihen Gutsverbande angebir 

in den Bezirken verfhiedener Grundbuchämter, fo hat das Appellationegerid 

zu beftimmen, welches Amt das Grundbuch zu führen bat, liegen fie in m 

ſchiedenen Appellationsgerihtöbezirken, jo bat der Juftiz-Minifter dieſe Beftin 
mung zu treffen. 


$. 28. 

Wenn ein Grundbuhblatt aus dem Bezirk eines Grundbuhamts i 
den eined anderen übergeht, jo wird dem legteren eine vollftändige, begla 
bigte Abſchrift des Blattes mitgetheitt und das frühere Blatt geichloffen. I 
diefe Abjchrift ift nur der noch giltige Inhalt aufzunehmen. 


$. 29. 

Rückſichtlich des Kortbeftandes der Hypotbefen-Kommilfionen ber Or 

bergämter und der Reffortverhältniffe derjelben bewendet es bei den Beſti⸗ 

mungen des $. 246. des allgemeinen Berggefepes vom 24. Juni 1865 (Ge 

Samml. S. 705.), der Gejege vom 18. April 1855 (Gej.-Samml. ©. 21 
und 10. Zuni 1861 (Gej.-Samml. ©. 425). 


Dritter Abſchnitt. 
Bon dem Berfahren in Grundbuchjachen. 


1. Allgemeine Beftimmungen. 
$. 30. 
Die Grundbuhämter verfahren, mit Ausnahme der in dieſem Beleg 
ftimmten Fälle, nicht von Amtöwegen. 


$. 31. 
Die Anträge können mündlich bei dem Grundbuchamt angebradt a 
Ichriftlich eingereicht werben. 


8. 32. u 
Mündlihe Anträge auf Eintragungen oder Löihungen find im Geſchäft 
lokal des Grundbuchamts von dem Richter aufzunehmen. 
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8. 24. 

Beichwerden über Verzögerungen im Gejhäftsbetrieb werden zunächſt von 
dem Präfidenten, dem Direltor des Stadt» oder Kreisgerichts oder dem 
Dirigenten ber Deputation, im zweiter Inſtanz von dem Präfidenten 
8 Appellationsgerichts, in lepter Juſtanz von dem ZuftizeMinifter entſchieden. 

Beſchwerden über Verfügungen des Grundbuchrichters gehen an das 
Appellationsgericht des Bezirks, bei defien Entiheidung es bewendet. 


-g. 25. 
Unverändert wie $. 26. der Regierungs-Vorlage. 


$. 26. 
Unverändert wie $. 27. der Regierungs:Borlage, 


$. 27. 
Unverändert wie $. 28. der Regierungs-Borlage, 


$. 28. 
Unverändert wie $. 29. der Regierungd-Borlage. 


Dritter Abfchnitt. 
Bon dem Berfabren in Grundbuchfachen. 


1, Allgemeine Beftimmungen. 
$. 29, 
Unverändert wie in $. 30. der Regierungs-Borlage. 


D 


$. 30. 
Unverändert wie in $. 31. der Regierungs-Borlage. 


$. 31. 
Unverändert wie in $. 32. der Regierungs-Vorlage. 
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$. 33. 
Schriftliche Anträge und Urkunden müffen gerichtlich oder notariell be 
plaubigt fein. Der Aufnahme eines befonderen Protokolls über die Beglau— 
bigungen und der Zuziehung von Zeugen bedarf es nicht. 


$. 34. 
Die für die Giltigfeit der Verträge der Taubſtummen, Blinden un 
Screibunfundigen vorgeichriebenen bejonderen Formen gelten aud für ihr 
Anträge bei dem Grundbuchamte. 


$. 35. 
Urfunden und Anträge öffentlicher Behörden bedürfen, wenn fie ordnung: 
mäßig unterjchrieben und unterfiegelt find, feiner Beglaubigung. 


$. 36. 

Sind die zur Eintragung beftimmten Urkunden von einer ausländiſchen 
Behörde ausgeftellt oder beglaubigt, und ift die Befugniß der auswärtigen 
Behörde zur Ausftellung öffentlicher Urkunden nicht durch Staatsverträge mr 
bürgt, oder fonft dem Grundbuchamte befannt, jo muß die Befugniß der aut 
ländiichen Behörde zur Aufnahme des Aftes und deren Unterfchrift auf ge 
jandtihaftlihem Wege feftgeftellt werden. 


8. 37. 
Notare bedürfen zur Stellung der Anträge feiner bejonderen Vol: 
macht, wenn die von ihnen aufgenommene und eingereichte Urfunde den An— 
trag ber Betheiligten auf Eintragung oder Löſchung enthält. 


$. 38. 
Andere Perfonen, welche ald Bevollmächtigte Anträge ftellen, haben fit 
durch gerichtlich oder notariell beglaubigte Vollmacht auszuweiſen. 


$. 39. 

Wenn für ein Grundftüc, weldes bisher im Grundbuche nicht ver 
zeichnet war, oder welches von einem eingetragenen Grundftüde ab» 
gezweigt werben fell, ein neues Blatt anzulegen ift, jo muß das einzutragend‘ 
Grundſtück in der Auflaffungserflärung nad dem Grundfteuerbuche unter Bei— 
fügung eines beglaubigten Auszuges aus demfelben bezeichnet werden- 
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$. 32. 

Scriftlihe zu einer Eintragung oder Löſchung erforberlide 

Anträge und Urkunden müfjen gerihtlih oder notariel aufgenommen oder- 

wglaubigt fein. Der Aufnahme eines befonderen Protofolld über die Beglau— 
igungen und der Zuziehung von Zeugen bedarf es nicht. 


$. 38. 
Die für tie Giltigfeit der Verträge der QTaubftummen, Blinden und 
Screibunfundigen vorgeidriebenen befonderen Formen gelten auch für ihre 
Anträge ($$. 31. 32.) bei dem Grundbudamte. 


8. 34. 
Unverändert wie $. 35. der Reyierungd-Burlage. 


8. 35. 

Notare bedürfen zur Stellung der Anträge feiner beionderen Voll— 
jacht, wenn die von ihnen aufgenommene oder beglaubigte und einge 
eichte Urfunde den Antrag der Betheiligten auf Eintragung oder Löſchung 
nthält. 


$. 36. 
Andere Perfonen, welche ald Bevollmädtigte Anträge ftellen, haben fid 
urch gerichtlich oder notariell aufgenommene oder beglaubigte Vollmacht 
uszuweiſen. 


8. 37. 

Sind die zur Eintragung oder Löſchung erforderlichen Urkunden 
der Vollmachten von einer ausländiſchen Behörde ausgeſtellt oder beglau— 
igt, und iſt die Befugniß der auswärtigen Behörde zur Ausftellung öffent— 
der Urkunden nit durch Staatäverträge verbürgt, oder jonft dem Grund: 
ahamte befannt, fo muß die Befugniß der ausländischen Behörde zur Auf— 
abme des Altes und deren Unterichrift auf geiandtihaftlihem Wege feftge- 
ellt werben. 


8. 38, 

Wenn für ein Grundſtück, weldes von einem eingetragenen Grundftüde 
ygezweigt werden fol, ein neues Blatt anzulegen ift, jo muß das einzutra« 
nde Grundftüf in der Auflaffungserflärung nad dem Grundfteuerbudhe 
ıter Beifügung eines dbeglaubigten Auszuges aus demielben bezeichnet 
erben. 


72 
Regierungs: Borlage. 


g. 40. 


Bei Eintragungen und Löſchungen auf Grund von Erboerträgen, le 
willigen Verfügungen oder Erbtheilungsurfunden genügt ein Auszug a 
dieſen Urkunden, ſoweit derielbe die einzutragende oder zu löſchende Beftie 
mung betrifft, wenn in den nad dem freien Ermeſſen des Nachlaßgerid 
dazu geeigneten Fällen eine Beiheinigung defjelben darüber beigefügt ift: 

baf in der Urkunde eine weitere hierauf bezügliche Beftimmu 
nicht enthalten jei. 


$. 41. 
Sind Nahlapforderungen getheilt, fo genügt zu deren Umfchreibung ei 
Beſcheinigung des Nachlaßgerichts: 
daß die Forderung bei der Theilung des Nachlaſſes dem Elbt 
oder Vermächtnißnehmer übereignet morben fei. 


$. 42. 

Dem Erſuchen einer Behörde auf Eintragung oder Löſchung, melde: de 

gejeplichen Erforderniffen entipricht, haben die Grundbuhämter zu genügt 

oder den aus dem Grundbuch ſich ergebenden Anftand der erjuchenden Behär 
zur Erledigung befannt zu machen. 


$. 48. 
Die Anträge fowohl als die Urkunden find genau mit dem Zeitpunft dı 


Eingangs vom Grundbudhrichter, und wenn diefer es unterlaffen bat, vu 
Buchführer zu bezeichnen. 
$. 44, 

Die Verfügungen auf die Anträge find vom Grundbuchrichter zu erlaft 
und vom Buhführer auszuführen. 

Die Eintragungsformel ift dem Antrage gemäß von dem Richter wörth 
in der Faffung zu entwerfen, in welcher fie in das Grundbuch eingetrift 
werben fol. 

Nebenbeftimmungen, insbeſondere über Kündigung oder Zahlung d 
Kapitals find, wenn fie von den allgemeinen gefetlichen Bein 
mungen abweichen, dem Antrage entſprechend in die Formel aufzunchue 


$. 45. 


Bei allen Einſchreibungen in das Grundbuch nad dem Formular 1. j 
der Tag der Verfügung anzugeben; die in die zweite und dritte Abtheilung er 
zutragenden Poften find in jeder Abtheilung mit fortlaufenden Nummern | 
verſehen. 


$. 46. 


Mehrere Eintragungsgeſuche für daffelbe Grundſtück werben in ber dar 
den Zeitpunkt der Vorlegung bei dem Grundbuchamte beftimmten Reh 
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$. 39. 
Unverändert wie $. 40. der Regierungs-Borlage. 


$. 40. 
Unverändert wie $. 41 ber Negierungt-Vorlage. 


8. 41. 

Dem auf Eintragung oder Löſchung gerichteten Erſuchen einer 
Zehörde, weldes den gefeplihen Erforderniſſen entſpricht, insbeſondere 
uch alle weſentlichen Punkte des einzutragenden Vermerks ent— 
alten muß, haben die Grundbuchämter zu genügen oder den aus dem 
zrundbuch ſich ergebenden Anſtand der erſuchenden Behörde bekannt zu 
ıachen. 


g. 42. 


Die Anträge ſowohl als die Urfunden find genau mit dem Zeitpunft des 
Fingangd vom Grundbudrichter oder Buchführer zu bezeichnen. 


$. 43. 


Die Verfügungen auf die Anträge find vom Grundbuchrichter zu erlaffen 
nd vom Buchführer auszuführen. 

Die Eiutragungsformel ift dem Antrage gemäß von dem Richter wört— 
ch in ber Fafjung zu entwerfen, in welder fie in das Grundbud eingetragen 
erden joll. 

Nebenbeftimmungen, inäbefonvere über Kündigung cder Zahlung des 
apitals find dem Antrage entiprechend im die Formel aufzunehmen. 


8. 44. 
Bei allen Einjhreibungen in das Grundbuch iſt der Tag der Verfügung 
nzugeben; die in die zweite und dritte Abtbeilung einzutragenden Poften - 
nd im jeder Abıheilung mit fortlaufenden Nummern zn verjeben. 


8. 45. 


Aus mebreren Eintragungsgeluden für daſſelbe Grundftüd 
folgt die Eintragung in der durch den Zeitpunft der Borles 
10 
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folge, gleichzeitig vorgelegte zu gleihem Rechte eingetragen, fofern nicht dur 
die geftellten Anträge eine andere Reihenfolge beftimmt ift. 


2. Eintragung des Eigenthümers. 


8. 47. 
Die Eintragung des Eigenthümers erfolgt auf Grund der Auflaffung. 


$. 48. 


Mer vor der Zeit, in welcher dieſes Gefep im Kraft tritt, das Eiger 
thum eines Grundftüds ohne Eintragung erworben hat, kann feine Eintragun 
als Eigenthümer beantragen, wenn er feinen Erwerb nah den Vorſchrifte 
des bisherigen Nechts nachgewieſen hat. 


$. 49. 


eitet ein folder Erwerber fein Eigentum von einem nicht eingetragene 
Gigenthbümer ab, fo findet die Eintragung feines Eigentbums nur auf Grun 
eines nach dem Gejepe vom 7. März 1845 (Gefep- Sammlung ©. 160.) a 
laffenen Aufgebotes ftatt. 

Das Aufgebot ift bei dem Prozeßrichter zu beantragen, in deſſen Baziı 
das Grundftüd liegt. 

Die nicht eingetragenen Zwijcheneigenthümer find bei der Eintragung nu 
biftorifch zu erwähnen. 


g. 50. 


Der Erwerber eines Grundjtüds, welder die Auflafjungserflärung de 
Veräußererd noch nicht erhalten, aber nachzuweiſen vermag: 
1) daß ihm das Grundftüd von dem eingetragenen Eigenthümer dur 
einen rechtögiltigen Vertrag veräußert ift, 


V 234. 75 
Borfchläge der Kommiffion. 


ung ber Gejudhe bei dem Grundbudamte beftimmten Reiben: 
olge, und aus gleichzeitig vorgelegten Gejuhen zu gleihem 
iehte, wenn nicht in denfelben eine andere Reihenfolge be— 
immt ift. 


$. 46. 
Steht der beantragten Eintragung oder Löſchung ein Hin 
erniß entgegen, jo hat das Grundbuhamt dafjelbe dem Ans 
sagfteller befannt zu maden. 


$. 47. 

Für die Eintragung und Löſchung der Pfandbriefe, jo wie 
ir die Umfhreibung eingetragener Kapitalien in landſchaft— 
he Hypotheken bleiben die Vorſchriften der landſchaftlichen 
eglements maßgebend, 


2. Eintragung des Eigenthümers. 


$. 48. 
Die Eintragung des Eigenthümers erfolgt im Falle der freiwilligen 
eräußerung auf Grund ber Auflaffung. 
Gehen mehrere ein und daſſelbe Grundftüd betreffende Auf 
fjungserflärungen zu gleider Zeit ein, jo lehnt das Grund» 
ıhamt die Eintragung ab. 


$. 49. 

Der vor dem Zeitpunfte, in welchem dieſes Gefep in Kraft tritt, 

8 Eigenthum eines Grundftüds ohne Eintragung erworben hat, erhält 

f Antrag die Eintragung ald Eigenthümer, wenn er feinen Erwerb nad) 
ı Borfichriften des bisherigen Rechts nachgewieſen bat. 


S. 49. der Regierungs-Vorlage fällt fort. 


$. 50. 
Der Erwerber eines Grundftüds, welher die Auflaffungserflirung des 
räußeres nit beibringen, aber glaubbaft maden fann: 
1) daß ihm das Grundftüd von dem eingetragenen Eigenthümer durch 
einen rechtögiltigen Vertrag veräußert ift, 
10* 
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2) daß entweder ber EL volftändig befriedigt, oder ! 
Erwerbepreis ausdrüdliih zur Zeit noch geftundet oder hi 
ſelbe mit den noch nicht verjährten, im Veräußerungsvertragel 
dungenen Zinfen oder mit Berzugdzinien feit dem Fälligkeiun 
gerichtlich niedergelegt worben ift, 

3) daß der Beräuferer entweder ohne Hinterlaffung befannter Erb 
verftorben oder verſchollen ift, oder feinen Wohnfig in cinem aufı 
deutihen Staate hat, 

fann bei dem Gerichte der belegenen Sache die Borladung des Veräußer 
oder feiner unbefannten Erben beantragen. 

Die Vorladung erfolgt dreimal öffentlih mit der Aufforderung, die I 
laffungserflärung binnen einer nad richterlihem Ermefjen zu beftimmeb 
Frift zu ertheilen, widrigenfalls diefelbe für erfolgt angenommen und der € 
werber als Eigenthämer eingetragen werden würde. 

Nah erfolglojem Ablauf der Frift wird durch Erkenntniß des Gerid 
die Auflaffung für ertheilt erflärt. 


Auf Grund dieſes Erfenntnifjes ift der Erwerber berechtigt, bei ft 
Gruntbuhamt feine Eintragung als Eigenthümer zu beantragen. Mit diee 
Antrage muß die Bewilligung derjenigen Gintragungen verbunden werden, } 
im Bertrage für den Veräußerer bedungen worden find. In dem Crlenn 
niß muß ausgeſprochen werben, weldhe Eintragungen hiernach von dem & 
werber zu beantragen find. 


g. 51. 


Wo allgemeine Gütergemeinfhaft unter Eheleuten gilt, ift das Mitipe 
thum der Ehefrau au den vom Ehemanne in die Ehe eingebradten Gtun 
ſtücken auf deſſen alleinigen Antrag, das Miteigenthum des Ehemannet | 
den von der Ehefrau eingebrachten Grundftüden auf Antrag beider Ehyalt 
einzutragen. 

Bei fortgelepter Gütergemeinihaft ift das Miteigenthun der Kinder 1 
den Antrag des überlebenden Ehegatten und des etwaigen Vormundes A 
zutragen, 


$. 52. 


Die Eintragung des Eigenthums gefepliher Erben an den zur Erhſ 
gehörigen Grundſtücken erfolgt auf Grund einer Erbbeſcheinigung de uff 
digen Richters. 

Berubt das Erbrecht auf einem Erbvertrage oder einem Teftament, 
muß die leptwillige Verordnung oder ein nah F. 40. beicheinigter Auf 
aus derfelben, mit der Niederlegungs- und Berfündungs- Verhandlung, 
den fonft zum Nachweiſe des Erbrechts erforderlichen Urkunden in Ausfertigl 
beigebracht werben. 
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2) dab entweder ber Beräußerer vollftändig befriedigt, ober ber 
Erwerböpreis ausdrüdliih zur Zeit noch geftundet ober ber» 
jelbe mit den noch nicht verjährten, im Beräußerungsvertrage be» 
dungenen Zinfen oder mit Verzugszinſen feit bem Zälligleitstage 
gerichtlich niedergelegt worden ift, 

3) daß der Veräufßerer entweder ohne Hinterlaffung befannter Erben 
verftorben oder verjhollen ift, oder jeinen Wohnfig in einem außer» 
beutihen Staate hat, 

ann bei dem Gerichte ber belegenen Sache die Vorladung des Veräußerers 
oder jeiner unbefannten Erben beantragen. 

Die Borladung erfolgt dreimal öffentlih mit der Aufforderung, die Anf- 
affungserflärung binnen einer nach richterlihen Ermeſſen zu beftimmenden 
srift zu ertheilen, widrigenfalls diefelbe für erfolgt angenommen und der Er» 
verber ald Eigenthümer eingetragen werden würde. 

Nah erfolglofem Ablauf der Frift wird durch Erkenntniß des Gerichts 
ie Auflaffung für ertheilt erflärt. In diefem Erfenntnifje muß zu— 
leid ausgeiproden werden, welde in dem Beräußerungdver- 
rage bedungenen Redte einzutragen find. 

Auf Grund diefes Erfenntniffes ift der Erwerber beredtigt, bei dem 
Srundbudamt feine Eintragung als Eigenthümer zu beantragen, jedod nur, 
penn er zugleich diejenigen Gintragungen bewilligt, oder bean» 
ragt, welde in dem Erfenntnilfe angegeben find. 


$. 51. 


Wo Gütergemeinfhaft unter Eheleuten gilt, ift das Miteigentbum ber 
Shefrau an den vom Ehemanne in die Ehe eingebrachten Grundftüden auf 
effen alleinigen Antrag, das Miteigenthum des Ehemannes an ben von ber. 
Shefrau eingebradten Grundftüden auf Antrag beider Ehegatten einzutragen. 


Bei fortgefegter Gütergemeinjhaft ift das Miteigenthum der Kinter auf 
en Antrag bes überlebenden Ehegatten und bes etwaigen Vormundes ein« 
utragen. 


8. 52. 


Die Eintragung des Eigenthums gejegliher Erben an ben zur Erbichaft 
jebörigen Grundftüden erfolgt auf Grund einer Erbbeiheinigung des zuftän. 
Yigen Richters. 

Beruht das Erbredt auf einem Grbvertrage oder einem Zeftamente, fo 
nuß die legtwillige Verordnung oder ein nad F. 39, beicheinigter Auszug 
us derfelben, mit der Niederlegungs- und BVerfündungs » Berhandlung, oder 
ven fonft zum Nachweiſe des Erbrechts erforderlichen Urfunden in Ausfertigung 
eigebracht werben, jofern dieje Urkunden dem Grundbuchrichter nit 
n Urfhrift vorliegen. 
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$. 53. 
Lehnd- und Fideilommißfolger haben ihr Nachfolgerecht durch eine Be 
ſcheinigung der Lehns- und Fideifommiß-Behörde nachzuweiſen. 


$. 54. 

Iſt der in ber Ieptwilligen Verfügung Bedachte Vermächtnißnehmer, je 
muß er die Einwilligung der Erben in die Eintragung feines Eigenthums iv 
beglaubigter Form oder bas fie zur Eribeilung der Einwilligung verurtbei: 
lende rechtekräftige Erkenntniß beibringen. 


$. 55. 

Kann der Bermähtnißnehmer die Einwilligung ber Erben oder ihr 
rechtefräftige Berurtheilung ($. 54.) nicht nachweiſen, fo ift jeine Eintragung 
nur auf Grund eines nad $. 50. ergangenen redhtsfräftigen Erfenntnifje 
ftatthaft. 


$. 56. 

Zu der Eintragung des Eigenthums auf Grund eines Erbrechts oder 
einer Sondernadhfelge von Todeswegen ift außerdem ber Nachweis erforberlid, 
daß die Erbſchaftsabgabe (Erbſchaftsſtempel) berichtigt, oder daß die zuftändige 
Behörde von ber vorzunehmenden Urbertragung unterrichtet fei. 


$. 57. 
Nebenbeftimmungen aus Verträgen oder leptwilligen Berordnungen, 
weldhe das Eigenthum oder die Befugniß des Eigenthümers, über das Grund: 
ftüd zu verfügen, bejhränfen, werden nit von Amtswegen eingetragen. 


$. 58, 

In den Fällen, in welden der Erwerb des Eigenthums an Grundftüden 
eine AuflafjungsErklärung des bisher eingetragenen Eigenthümers nicht vor 
ausfept, kann der Eigenthümer zur Eintragung feines Eigenthums angehalten 
werden, wenn 

1) eine Behörde dieſelbe erfordert; 
2) wenn ein dinglich Berechtigter diefelbe beantragt. 


$. 59, 

Wird von einem nad $. 58. bierzu Berechtigten die Eintragung des 
Eigenthümersd beantragt, jo hat der Grundbucdrichter den Eigenthümer unter 
Mittheilung des Antrags aufzufordern, binnen einer beftimmten Friſt bei 
Bermeidung einer, die Summe von 50 Rthlrn. nicht überfteigenden Geld— 
fteafe, ſich eintragen zu laſſen. 

Läßt derſelbe die Frift fruchtlos verftreihen und beſcheinigt auch nicht 
Hinderniffe, welche einen ferneren Aufihub rechtfertigen, jo feßt der Grund» 
budrichter die Strafe feft und erneuert die frühere Aufforderung an ihn unter 
der Berwarnung, daß nah Ablauf der neuen Frift auf ferneres Andringen 
des hiervon zu benadrichtigenden Antragftellerd im Wege der Zwangsvoll— 
ftredung die Eintragung feines Eigenthums werde herbeigeführt werben. 
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$. 53. 
Lehnd- oder Fideilommißfolger haben ihr Nachfolgerecht durch eine Ber 
heinigung ber Lehnd» oder Fibeilommiß-Behörde nachzuweiſen. 


8. 54. 
Unverändert wie $. 54. der Regierungs-Borlage. 


$. 55. 
Unverändert wie $. 55. der Regierungs- Vorlage. 


$. 56. der Regierungs-Borlage fällt fort. 


$. 56. 
Unverändert wie $. 57 der Regierungsvorlage. 


8. 57. 

Fu den Fällen, in welden der Erwerb des Eigenthums an Grundftüden 
ıe Auflaffungs- Erklärung des bisher eingetragenen Eigenthümers nicht vor 
siegt, Fann der Eigenthümer zur Eintragung feines Eigenthums angehalten 
ben, wenn 

1) die zuftändige Behörde biefelbe erfordert; 
2) wenn ein dinglid oder zu einer Eintragung Beredtigter die- 
jelbe beantragt. 


$. 58. 

Wird von einem nah $. 57. hierzu Berechtigten die Eintragung des 
gentbümers beantragt, fo hat der Grundbuchrichter den Eigenthümer unter 
ittheilung des Antrags aufzufordern, binnen einer beftimmten Friſt bei 
rmeidung einer, die Summe von 50 Rthlrn. nicht überfteigenden Geld— 
afe, fi eintragen zu lafjen. 

Läßt derjelbe die Frift fruchtlos verftreihen und beſcheinigt auch nicht 
nderniffe, welde einen ferneren Aufihub rechtfertigen, jo jegt der Grund» 
hrichter die Strafe feft und erneuert die frühere Aufforderung an ihn unter 
Verwarnung, daß nad Ablauf der neuen Frift auf ferneres Andringen 
; hiervon zu benahridtigenden Antragftellers im Wege der Zwangsvoll- 
fung die Eintragung feines Eigenthums werbe herbeigeführt werben. 
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Beftreitet der Eigenthümer im Falle des $. 58. Nr. 2. das Reit 
Antragftellers, jo ift legterer zum Prozeßwege zu verweifen. 


$. 60. 

Bon der Eintragung des Eigenthümers find die aus dem Grundius 
blatt des Grundftüds erſichtlichen dinglich Berechtigten, insbejondere im Aul 
ber Auflafjung der bisher eingetragen geweſene Eigenthümer, und die Grin 
fteuerbehörbe in Kenntniß zu fepen. 


$. 61. 

Wird von dem Grundftüde, für weldes ein Grundbuchblatt nad de 
Formular I, angelegt ift, ein Theil oder ein Zubehörftüd getrennt, To mir 
daffelbe auf dem Titel abgejchrieben, und dafelbft zugleich vermerkt, auf wild 
Grundbuchblatt es übertragen wird. 


$. 62. 

Sol das abgeſchriebene Stüd einem anderen Grundftüd zugeſchrich 
werden, jo wird es auf dem Titel dieſes Grundſtücks vermerkt, und died 
ſchreibung in ber erften Rubrik eingetragen. 

Ebenfo wird verfahren, wenn das abyetrennte Zubehörſtück nicht zu cin 
anderen Hauptgute geihlagen, fondern als ein für ſich beftehendes Grundfiär 
aber auf einem bereitö für andere Grundftücde des Erwerbers angelegten run 
buchblatt eingeiragen werben ſoll. 


$. 63. 

Gehen alle auf einem Blatte nad Formular II. unter einem Ari 
eingetragene Grundftüde auf einen neuen Cigenthümer über, fo wir N 
diefen ein neuer Artikel angelegt und der alte geſchloſſen, nachdem fänmtit 
noch gültige Eintragungen des letzteren auf den neuen übertragen worben fi 


g. 64. 

Die Abjhreibung eines einzelnen Grundftüds, welches nad) Formular! 
eingetragen ift, wird im ber betreffenden Neihe mit der Angabe, in weh 
Artikel es übertragen oder auf welchem Grundftüdblatt es zugeſchrieben me 
den ift, vermerft. 

$. 65. 

Der Erwerber eines Trennftücs kann noch vor der Auflaffungserkläru 
des Veräuferers mit deſſen Zuftimmung die Eintragung eines vorliufg 
Vermerls der erfolgten Veräußerung beantragen. Der Vermerk wird bei ® 
Formular I. in der zweiten Abteilung, bei dem Formular II. in der Rü 
„Beſchränkungen“ eingetragen. Ohne Zuftimmung des Veräußerers if 
Eintragung des Vermerls nur auf Erſuchen bes Prozeßrichters ſtatthe 
Der Vermerk ift bei der Abjchreibung des Treunſtücks von Amtswege ı 


loͤſchen. 


$. 66. 
Haften auf dem Hauptgute oder auf dem ganzen Grunbftüde da 
und Hypotheken, jo wird das Trennftüd frei von Laften und Hppetbefen # 
geihrieben, wenn 
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Beftreitet der Eigenthümer im Falle des 8. 87, Nr. 2. das Recht des 
Intragftellere, fo ift lepterer zum Prozeßwege zu verweilen. 


$. 59. 
Unverändert wie $. 60, ber Regierungd-Borlage. 


$. 60. 
Unverändert wie $. 61. der Negierungs-Borlage. 


$. 61. 

Soll das abgeichriebene Stüd einem anderen Grundftüd zugeichrieben 
erden, jo wird es auf dem Titel dieſes Grundftüds vermerkt, und die Zus 
breibung in ber erften Abtheilung eingetragen. 


$. 62. 
Unverändert wie $. 63. der Regierungs-Borlage. 


$. 63. 

Die Abſchreibung eines einzelnen Grunbftüds, weldes nad Formular II. 
getragen ift, wirb in der betreffenden Spalte mit ber Angabe, in welchen 
etifel es übertragen aber auf welchem Grundſtückblatt es zugelchrieben worben 
t, vermerkt. 

$. 64. 

Der Erwerber eines Trennftüds fann noch vor der Auflaffungserflärung 
s BVeräußererd mit deſſen Zuftimmung die Eintragung eines vorläufigen 
ermerks ber erfolgten Veräußerung beantragen. Ohne Zuftimmung des 
eräußerers ift die Eintragung des Vermerls nur auf Erſuchen des Prozep- 
hters ftatthaft. Der Vermerk wird bei dem Formular I. in ber 
veiten Abtheilung, bei dem Formular I, in der Spalte „Be- 
jränfungen“ eingetragen und bei ber Abjhreibung bes Trenn- 
ücks von Amtswegen gelöidt. 


$. 65. 
Haften auf dem Hauptgute oder auf dem ganzen Grundftüde Laften 
id Hypotheken, jo witb das Trennftüd frei von Laften und Hypotheken ab- 


rieben, wenn 
id ‚ . 
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entweder nad gejeplicher Vorſchrift das Trennſtück frei von Lafi 

und Schulden aus dem Berbande des Hauptgutes ausjcheidet, 

oder die eingetragenen Berechtigten das Trennſtück aus | 
Mithaftung entlaffen. 

Die Entlafjung aus der Mithaftung wird auf den Syp 
thefenurfunden vermerft. 





$. 67. 

Scheidet das Trennſtück nicht aus der Mithaftung mit dem Hauptaı 
aus, jo werden die dinglichen Laften und Hypotheken auf das Blatt? 
Trennftüds von Amtswegen übertragen. In Betreff der Laften wird bier! 
nad $. 93. des Gefepes vom 2. März 1850 (Gejep-Samml. ©. 77.) v 
fahren. Die hiernach erforberlihe Bertheilung der Reallaften ift bei ı 
Auseinanderjegungsbehörde zu beantragen. 


$. 68. 

Gehen die Laſten und Hppothefen ungetheilt auf das Trennſtück üb 
jo wird dies bei den betreffenden Pojten in der Kolonne für Untereinjhr 
bungen auf dem bisherigen Grundbuhblatt bemerft, und die dinglid 
Berbindlichfeiten werden auf das neue Blatt in die entipredhende Abtheilu 
übertragen. 


$. 69. 

Geben die Laften und Hypotheken antheilsweile über, jo wird der «a 

das Trennſtück fallende Antheil auf das Blatt des lepteren übertragen u 
auf dem des Hauptgutes gelöjcht. 


8. 70, 

Hebernimmt ber Erwerber des Trennftüds die Laften und Hppotbel 
unter Zuftimmung der Berechtigten allein, jo werben biefelben von Am: 
wegen auf dem Blatte ded Hauptgutes gelöjht und auf das des ZTrennftü 
vollftändig übertragen. 
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entweder nach gejepliher Vorſchrift das Trennftüd frei von Laſten 
und Schulden aus dem Verbande des Hauptgutes ausſcheidet, 
oder die Berechtigten das Trennſtück aus der Mithaftung ent» 
laffen. 


$. 66. 
Unverändert wie $. 67. der Regierungs-Borlage. 


$. 67. 
Gehen die Laften und Hypotheken ungetbeilt auf das Trennftück über, 
o wird dies bei den beireffenden Poften in der Spalte „Beränderun» 
jen“ auf dem bisherigen Grundbuchblatt bemerft, und die bdinglichen 
Berbindlichkeiten werden auf das neue Blatt in die entiprehende Abtheilung 
ibertragen. 


$. 68. 
Unverändert wie $. 69. der Regierungs-Borlage. 


g. 69. 

Mebernimmt ber Erwerber des Trennſtücks die Laſten und Hypotheken 

inter Zuftimmung ber Berechtigten allein, jo merden biejelben auf dem 

Zlatte des Hauptgutes gelöfht und auf das des Trennſtücks vollftändig über 
ragen. 


$. 70. 
Die Entlaffung des Trennftüds aus der Mitbaftung, jo wie 
sie alleinige oder antbeilsweife Haftung des Trennftüds wird 
uf den Hypothekenurkunden vermerft. ($. 87.) 


8. 71. 

Der Eigenthümer ift berehtigt, einzelne Theile oder Zube. 
yörftüde des Grundftüds ohne Einwilligung ber Lehns» oder 
kKideilommißberedhtigten, ber Hypothefengläubiger oder anderer 
dinglich Berehtigter frei und unbelaftet zu veräußern oder gegen 
ındere Grundftüde auszutauſchen, wenn bie Unſchädlichkeit der 
Beräußerung oder des Austaufhes für dieſe Berechtigten von 
ver zuftändigen Auseinanderſetzungsbehörde oder bei landſchaft— 
ih beliehenen Grundftüden von der Krebitdireftion bezeugt 


vird. 
11°? 
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$. 71. 
Sind ſämmtliche auf einem Grundbuchblatt eingetragene Grundftüde ab- 
geihrieben, fo wird bafjelbe geſchloſſen. 


3. Berfahren bei Eintragungen in ber zweiten und britten 
Abtbeilung. 
8. 72. 

Für Grundftüde, welche nicht belaftet werben dürfen, wirb bie zweite 
und dritte Abtheilung durch einen Vermerk des Grundbuhamts auf dem 
Blatte berjelben gejperrt. 

Gehen ſolche Grundftüde wieder in ben Verkehr über, jo werben bie 
geiperrten Abtheilungen auf Antrag des Eigenthümers durch einen Vermerf 
des Grundbuhamtes eröffnet. 

8. 73. 

Zur Eintragung einer Laft oder Beſchränkung in der zweiten Abtheilung 
genügt ber münblide oder in bezlaubigter Form ($. 33.) ſchriftlich erklärte 
Antrag des eingetragenen Eigenthümerd auf die Eintragung bes beftimmt zu 
bezeichnenden Rechts und des Berechtigten. 

Auf Antrag des Berechtigten findet die Eintragung ftatt, wenn ber 
Eigenthümer ihm gegenüber in einer beglaubigten Urkunde ($. * die Ein— 
tragung des Rechts oder der Beſchränkung bewilligt hat. 


g. 74. 

Die Eintragung der Fideikommißeigenſchaft kann nur auf Erfuchen ver 
Fideifommißbehörbe erfolgen. 

8. 75. 

Fehlt die Einwilligung des Eigenthümers, jo fann die Eintragung einer 
Laft oder Beihränfung, auch wenn dieſelbe auf einer leptwilligen Verfügung 
bes Erblafjers des Eigentbümers berubt, nur auf Erfuchen des Progehrichters 
erfolgen. 


g. 76. 
Geldrenten bedürfen Behufs ihrer Eintragung nicht ter Kapitaliſirung, 
andere, zu gewiffen Zeiten wieberfehrende Abgaben und Leiftungen nicht der 
Veranſchlagung in Gelb. 
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$. 72. 
Unverändert wie $. 71. der Regierungd-Vorlage. 


3. Berfahren bei Eintragungen in ber zweiten und britten 
Abtbeilung. 
$. 73. 
Unverändert wie $. 72. der Regierungs-Vorlage. 


8. 74. 

Zur Eintragung einer Laft oder Beihränfung in der zweiten Abtheilung 
enügt der nah Vorſchrift der 88. SL— 34, und 87, erklärte Antrag 
ed eingetragenen Eigenthümers auf die Eintragung des beſtimmt zu bezeich— 
enden Rechts und des Berechtigten. 

Auf Antrag des Berechtigten findet die Eintragung fhatt, wenn der 
Figenthümer ihm gegenüber in einer beglaubigten Urkunde ($. 32.) die Ein» 
ragung des Rechts oder der Beichränfung bewilligt bat. 


$. 75. 

Fehlt die Einwilligung bes Eigenthümers, jo fann die Eintragung einer 
aſt oder Beihränfung, aud wenn diejelbe auf einer legtwilligen Verfügung 
es Erblaffers des Eigenthümers berubt, nur auf Grund eines rechts— 
räftigen Erfenntnifjes auf Eintragung oder auf Erſuchen einer 
uftändigen Behörde erfolgen. 


8. 76. 

Beſchränkungen des Verfügungsredhts des Eigenthbümers, ſo— 
sieaufeinem privarrebtlihen Titel berubende dingliche Nedte, 
velhe an dem Zage, wo dieſes Gefep in Kraft tritt, ohne Ein 
ragung rechtsgültig befteben, müſſen bis zum 31. Dezember 
871 eingetragen werben, widrigenfalls jie dritten Perfonen 
egenüber nit geltend gemadt werben fönnen. 


8. 7. 
Die Eintragung der Fideikommißeigenſchaft kann nur auf Erſuchen der 
ideikommißbehörde erfolgen. 


8. 78. 
Unverändert wie 8. 76. der Regierungs-Vorlage. 
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8. 77. 

Altentheile werden in der zweiten Abtheilung eingetragen. In bei 
Eintragungsvermerfe ift auf die zu den Grundaften in beglaubigter For 
einzureichende Feftjegung bes Altentheild zu verweilen; einer Eintragung di 
einzelnen 2eiftungen bebarf es nicht. 


8. 78, 

Abgefehen von ber Beftimmung über die @intragung ber be 
Rentenbanfen überwiefenen und der dem Domainenfisfus zu entrichter 
den Ablöjungerenten in $. 13. dieſer Ordnung ift aus ben von de 
Auseinanderfegungsbehörden beftätigten Rezeſſen nur in folgenden Fällen d 
bezügliche Inhalt in das Grundbud einzutragen: 

1) wenn ein im Grundbuche ausdrücklich bemerftes Sach- oder Red: 
verhältniß aufgehoben oder verändert wird; 

2) wenn ein berechtigtes Grundftüd durch Kapital entihädigt wir 
fei es, daß baffelbe baar oder in Rentenbriefen gezahlt wird; 
3) wenn ein verpflichtete Grundſtück eine Rente oder andere Ya 

übernimmt, auch wenn die aufgebobene Berbindlichkeit aus de 
Grundbuch nicht erfihtlid war, oder ald allgemeine Laft nic 
der Eintragung in das Grundbuch bedarf. 


$. 79. 

Soll eine dauernde Laft oder eine Hypothek auf mehrere Grundftüs 

zur Geſammthaft eingetragen werben, fo ift auf dem Blatt jedes Grundftüc 
die Mithaft der anderen zu vermerfen. 


$. 80. 
Die Abtretung einer Hypothek fann nur eingetragen werden, wenn t 
Hppothefenurfunde und die Abtretungserflärung vorgelegt wird. Letztere mı 
den Namen des einzutragenden Erwerbers enthalten. 


8. 81. 

Die Abtretung einer Hypothek erfolgt entweder durch eine vor dem Grun 
budhamt zu Protokoll abgegebene Erklärung des Gläubigerd oder durd ei 
bei der Unterfchrift gerichtlih oder notariell beglaubigte Erklärung des Glä 
bigers. Es bedarf nicht einer Annahme» Erflärung des Erwerbers d 


Hppothef. 
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$. 79, 
Unverändert wie $. 77. der Regierungs-Borlage. 


$. 80. 

Abgeſehen von der Beftimmung über bie Eintragung der den Renten- 
banfen überwiejenen und der dem Domainenfisfus zu entridhtenden Ablöjungs- 
renten in $. 12, diejer Ordnung ift aus den von den Auseinanderjepungs- 
bebörben beftätigten Rezeſſen nur in folgenden Fällen ber bezüglihe Juhalt 
in das Grundbud einzutragen: 

1) wenu ein im Grundbud ausdrücklich bemerftes Sad» oder Rechts» 
verhältniß aufgehoben oder verändert wird; 

2) wenn ein berechtigtes Grundftüd durch Kapital entihädigt wird, 
jei ed, daß daffelbe baar oder in Rentenbriefen gezahlt wird; 

3) wenn ein verpflichtetes Grundftüd eine Rente oder andere Laſt 
neu übernimmt. 


$. 81. 

Geht der Antrag des eingetragenen Eigenthümers auf Ein- 
tragung einer Laft oder Hppotbef bei dem Grundbudamte zu 
einer Zeit ein, wo demijelben bereits die Auflaffungserflärung 
diejed Eigenthümers für einen Anderen vorliegt, jo darf die Ein— 
tragung nur mit Bewilligung des Lepteren erfolgen. 


$. 82. 
Unverändert wie $. 79. der Regierungd-Borlage. 


$. 83. 
Zur Eintragung ber Abtretung einer Hypothek ift die Vor— 
(egung der Hppotbefen-Urfunbe oder deren nadträglide Bil— 
bung erforberlid, 
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$. 82. 
Bei der Eintragung einer Abtretung bedarf es nicht ber Erwähnung d 
Zwilcheninhaber der Hppothef, dem Grundbuhamt müfjen aber die Zwifche 
abtretungen in ununterbrocdhener Reihenfolge vorgelegt werben. 


$. 83. 
Soll die Hypothek auf einen Vermächtnißnehmer umgeſchrieben werde 
jo muß die Einwilligung des Erben oder deſſen rechiöfräftige Berurtheilung ; 
derjelben beigebradht werben. 


$. 84. 

Die Eintragung der Abtretung wird auf der Hppothefenurfunde vermer 
und diefer Vermerk mit ber Unterfchrift und dem Siegel des Grundbucham 
verjehen. Die vorgelegten Abtretungserflärungen werden bei den Grunbalti 
zurüdbehalten. 


$. 85. 

Soll eine Theilabtretung eingetragen werden, fo ift eine gerichtlich cd 
notariell beglaubigte Abjchrift der Hypothefenurfunde anzufertigen und in be 
Beglaubigungsvermerf auszubrüden, für wen und über welden Theil d 
Hypothek die Abjchrift angefertigt ift. 

Auf die Haupturfunde und die beglaubigte Abjchrift hat das Grundbud 
amt die erfolgte Eintragung zu vermerken. 


8. 86. 

Wird eine im Formular II, eingetragene Hypothek abgetreten oder ve 
erbt, jo wird in der Reihe „Gläubiger“ der Name des bisherigen Gläubiger 
roth unterftrihen und unmittelbar darunter der Name des neuen Gläubige 
eingejchrieben. | 
$. 87. | 
Die Vorſchriften der 89. 80--84. finden aud Anwendung, wenn ein 
Hypothek verpfändet wird. Der Vermerk der Berpfändung muß den Gläu 
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8. 84. 

Die Abtretungserklärung muß in der Form ber 88. 31—34. 
nd 37. abgegeben werden und ben Namen des einzutragenden 
irwerbers enthalten. Der Annahme» Erklärung des Lepteren 
edarf es nit. 


8. 85. 
Unverändert wie $. 82. der Regierungs-Vorlage. 


$. 86. 
Unverändert wie $. 83. der Regierungd-Vorlage. 


$. 87. 
Unverändert wie $. 84. ber Regierangsd- Vorlage. 


$. 88, 

Erfolgt eine Theilabtretung, fo ift von der Hypotbefen- 
tfunde eine gerihtlid oder notariell beglaubigte Abſchrift an« 
ufertigen und zugleih auf die Haupturfunde der Bermerf, wel» 
‚er Theilder Hypothek abgetreten und auf die beglaubigte Ab- 
hrift der Vermerk, für wen und über weldhen Theil der Hypo— 
bef die Abſchrift gefertigt ift, zu jepen. 

Soll die Theilabtretung eingetragen werden, jo find die 
Jaupturfunde und die beglaubigte Abjhrift dem Grundbud- 
mt vorzulegen und ift die Eintragung ber Abtretung gemäß 
. 87. anf beiden Urkunden zu vermerken. 


$. 89. 

Wird eine im Formular II. eingetragene Hypothek abgetreten oder ver» 
rbt, fo wird in der Spalte „Sliubiger* der Name des bisherigen Gläubi— 
ers roth unterftrihen und unmittelbar darunter der Name des neuen Gläubi— 
ers eingeſchrieben. 

8. 90. 

Die Vorſchriften der FF. S2—86. finden auch Anwendung, wenn eine 

ppothef verpfändet wird. Der Vermerk der Verpfändung muß den Gläu— 
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biger und die Korderung, zu deren Sicherheit die Berpfändung erfolgt, 
zeichnen. In dem Grundbuhformular II. wird die Berpfändung in der. 
Ionne „Bemerkungen“ eingetragen. 


$. 88. 
Zur Einräumung des Vorrechts genügt ein beglaubigter Vermerk 
Einriumenden oder feine vor dem Grundbuhamt zu Protofoll gegek 
Erklärung. 


$. 89. 
Die Eintragung der Vorrechtseinräumung ift auf der Urkunde über 
zurüdtretende und vortretende Poft von dem Grundbuhamt zu vermerken. 


$. 90. 

Ueberweifungen eingetragener Poften an Zahlungaftatt im Wege 
Zwangsvollitredung find auf Erſuchen des Prozeßrichters oder der zuftändi 
Berwaltungsbehörbe einzutragen. 

Die erſuchende Behörde hat die über die betreffende Daft audgefert 
Hppothefenurfunde vorzulegen, und ift auf derjelben von dem Grundbud: 
die Eintragung der Ueberweilung zu vermerken. 


8. 91. 

Bormerkungen werden in der erften Hauptreihe der zweiten Abtbeilı 
eingetragen, wenn durch biejelben das Auflafjungsreht eines Ermerbers c 
ein in dieſe Abtheilung einzutragendes Recht, — in der erften Hauptre 
der dritten Abtheilung, wenn durch fie das Recht auf eine Hypothek gefid 
werben joll. 


8. 92. 
Die Eintragung einer Hypothek an der Stelle einer Vormerkung erfı 
auf Erfuhen des Prozeßrichters. 


$. 93, 

Beihränkungen des Verfügungsrehts über das Grundftüf gehören in 
- erfte Hauptreibe der zweiten Abtheilung, Beſchränkungen des Berfügungsre: 
über ein in der zweiten oder dritten Abtheilung eingetragenes Recht wer! 
neben bemjelben in ber zweiten Hauptreihe vermerft. 

Die Urkunde über das eingetragene Recht muß dem Erſuchen der Bebi 
beigelegt jein und es ift auf derfilben von dem Grundbuhamt die Eintrazn 
der Beihränfung zu vermerken, 


$. 94. 
Borrehrseinräumungen, Vormerkungen und Beihränfungen des N 
fügungsrechts, melde fih auf eine Hypothek beziehen, gehören in dem F 
mular IL in die Reihe „Bemerkungen“. 
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jer und die Forderung, zu beren Sicherheit die Berpfändung erfolgt, bes 
nen. 


g. 91. 
Zur Cinräumung des Vorrechts genügt eine nah Vorſchrift ber 
. 81-34, 37. abgegebene Erklärung des Einräumenden. 


6. 92. 
Unverändert wie $. 89, der Regierungs-Borlage, 


$. 93. 

Urberweifungen eingetragener Poften an Zablungsftatt im Wege der 
angsvollftredung find auf Erſuchen des Prozeßrichters oder der zuftänbigen 
rwaltungsbehörbe einzutragen. 

Die erluhende Behörde hat die über die betreffende Poft ausgefertigte 
pothefenurfunde vorzulegen, und ift auf berjelben von dem Gruudbuchamt 

Eintragung der Ueberweilung zu vermerken. 

Im Falle der Ueberweifung eines Theils der Poft ift eine 

yeigurfunde nad $. 87. anzufertigen. 


g. 9. 
Vormerkungen werben in ber erften Hauptfpalte der zweiten Abtbeilung 
getragen, wenn durch diefelben das Auflaſſungérecht eines Erwerbers oder 
in diefe Abtheilung einzutragendes Recht, — in der erften Hauptipalte 
dritten Abtbeilung, wenn durch fie das Recht auf eine Hypothek gefichert 
eden fol. 


$. 95. 
Unverändert wie $. 92. der Regierungs-Vorlage. 


$. 96. 

Beſchränkungen ded Verfügungsrechts über das Grundftüdf gehören in die 
e Hauptipalte der zweiten Abtbeilung, Beichränfungen des Verfügungs— 
t3 über ein in ber zweiten oder dritten Abtheilung eingelragenet Recht 
den neben bemfelben in der zweiten Hauptipalte vermerkt. 

Die Urkunde über das eingetragene Recht muß dem Erſuchen der Behörbe 
yelegt fein und es ift auf derjelben von dem Grundbuhamt die Eintragung 
Beihränfung zu vermerfen. 


8. 97. 
Berpfändungen, Vorredhtseinräumungen, Bormerfungen und Beihräns 
gen des Verfüzungsrechts, welche fi auf eine Hypothek beziehen, gehören 
dem Formular II. in die Spalte „Bemerkungen“. 
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8. 95. 
Für die Eintragung der Pfandbriefe und die Umſchreibung eingetragen 
Kapitalien in landſchaftliche Hypotheken bleiben die Vorſchriften der lar 
ſchaftlichen Reglements maßgebend. 


4. Bon Löſchungen. 


8. 96. 
Die Löſchung ber Eintragungen in der zweiten und dritten Abtheilu 
darf nur auf Antrag des im Grunbdbuche eingetragenen Eigenthümers | 
Grundftüds oder auf Erſuchen einer dazu berechtigten Behörde erfolgen. 


8. 97. 
Zur Begründung des Löihungsantrages einer in der zweiten Abtbeilu 
eingetragenen Laft genügt die von dem Eigenthümer vorzulegende Löſchun— 
bewilligung des eingetragenen Berechtigten oder beffen Rechtsnachfolgers. 


8. 98. 
Zur Begründung des Antrags bes Cigenthümert, eine Hypothel zu 
hen, gehört entweder 
1) die Quittung oder Lölhungsbewilligung des Gläubigers; oder 


2) der Nachweis der rechtäfräftigen Verurtbeilung des Gläubige 
die Löſchung zu bewilligen; ober 
3) der Nachweis der eingetretenen Vereinigung (Konfufion oder Kı 
folidation); ober 
4) die Vorlegung des rechtskräftigen Ausihlußerfenntnifjes nad 
folgtem Aufgebot der Hypothek; oder 
5) die Beicheinigung des Progefgerihts, daß von dem Eigentbüı 
den in den 88. 109. 110, diefer Ordnung geftellten Anforderun: 
Genüge geſchehen ift. 
Mit dem Antrage muß die über die Eintragung ausdgefertigte Urku 
ober das rechtäfräftige Erfenntniß, durch welches die Urkunde nad erfolg! 
Aufgebot für Fraftlos erklärt worden ift, vorgelegt werben. 


$. 99. 

Die Quittung oder Löihungsbewillung fann entweder vor dem Gru 
budamt zu Protokoll, oder jchriftlih durd einen mit dem Drt, Tag ı 
Jahre der Ausftelung verjehenen, vom Gläubiger unterjchriebenen, gericht 
oder notariell zu beglaubigenden Vermerk ($. 33.) eriheilt werben. Sie m 
bei den Grundaften zurüdbehalten. 


$. 100. 

Die Löſchung der nod eingetragenen Benefizialerbeigenihaft ($. 3. 
Gejepes vom 28. März 1840, Gejep-Samml. S. 103.), der Berpfliht 
zur Einbolung der Genehmigung zur weiteren Veräußerung der zum vo 
Eigenthum verliehenen fisfaliihen Grundftüde (Kabinets-Ordre vom 22. | 
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Vergleiche $. 47. der Vorfhläge der Kommilfion. 


4. Bon Löſchungen. 
$. 98. 

Die Löihung der Eintragungen in der zweiten und dritten Abtheilung 
darf, fofern nit die Löſchung von Amtswegen vorgeſchrieben ift, 
nur auf Antrag des im Grundbude eingetragenen Eigenthümers bes Grunds 
ftüds oder auf Erſuchen einer dazu berechtigten Behörde erfolgen. 


$. 99, 
Unverändert wie $. 97, der Regierungs-Vorlage. 


$. 100. 
Zur Begründung des Antrags des Eigenthümers, eine Hypothek zu loöſchen, 
gebört entweder 

1) die von dem Gläubiger in den Formen der $$. 31— 34, 
37. ertheilte Quittung oder Löjhungsbewilligung; oder 

2) ber Nachweis der rechtöfräftigen Verurtheilung des Gläubigers, die 
Loöͤſchung zu bemwilligen; oder 

3) der Nachweis der eingetretenen Vereinigung (Konfufion oder Kon- 
felidation) ; ober 

4) die Borlegurg des rechtöfräftigen Ausichlußerfenntnifjes nach er— 
folgtem Aufgebot der Hypothek; oder 

5) die Beicheinigung des Prozeßgerichtz, daß von dem Eigentbümer 
den in dem $. 110. diefer Ordnung geftellten Anforderungen 
Genüge geichehen ift. 

Mit dem Antrage muß in den Fällen zu 1—8, die über die Ein- 
tragung ausgefertigte Urfunde oder das redhifräftige Erfenntniß, durch welches 
Die Urfunde nad erfolgtem Aufgebot für krafilos erflärt worden ift, vorge» 
[egt werben. 


8. 99. der Regierungs-Borlage füllt fort. 


8. 101. 
Unverändert wie $. 100. der Regierungs-Vorlage. 
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tober 1843, ZJuftiz-Minifterialblatt S. 258.) und der Beihränfung der Ba 
ſchuldung bäuerlicher Grundftüde (Berorbnung vem 29. Dezember 1843, 
Geſetz- Sammlung 1844, ©. 17.) erfolgt nach ben bisherigen Vorſchriften von 
Amtöwegen, 


8. 101. 
Zur Löihung der nad $. 2. des Ablöfungtgefepes vom 2. März 1850 
(Gejep-Samml. S. 80.) ohne Entihädigung aufgehobenen Rechte genügt der 
Antrag des Eigenthümers,. 


$. 102. 

Die Löihung der Lehns- oder Fideikommißeigenſchaft kann nur auf Grund 
einer Beicheinigung ber Lehns- oder Fideilommißbehörde, daß die Lehns—- oder 
Fid eikommißeigenſchaft erlofchen fei, oter auf Grund eines von dieſen Behir 
ben beftätigten Familienfchluffes über die Aufhebung der Lehns- oder didei 
fommißeigenihaften erfolgen. 


$. 103. 

Die Löſchung ber in der zweiten Abtheilung auf Antrag einer dazu ba 
rechtigten Behörde eingetragenen Beſchränkungen erfolgt auf Erſuchen die 
Behörde, oder mit Bewilligung deſſen, zu deſſen Gunften fie eingetragen wer 
den, auf Antrag bes Eigenthümers. 


$. 104. 

Sind auf Erſuchen der Auseinanderfepungsbebörde Eintragungen üb 
die in $. 78, vorgefchriebenen Grenzen erfolgt, jo ift der Eigenthümer befugt, 
unter Vermittelung der Auseinanderſetzungsbehörde deren Löſchung zu bean 
tragen. 


$. 105. 
Perſönliche unvererblide Einſchränkungen des Eigenthums oder des Du 
fügungerehts werden auf Antrag des Eigenthümers des Grunbftüds gelöſch, 
wenn der Tod des Berechtigten nadhgewielen ift. 


$. 106, 
Rechte, deren Dauer durch das Leben ded Berechtigten bedingt ift, wer 
den auf Antrag bes Eigenthümers gelöfcht, wenn der Todestag des Bereh: 
tigten nachgewieſen ift. 


$. 107, 

Die Löihung einer im Grundbuche eingetragenen Poft, deren Tilgung 
der Eigenthümer des Grundftüds behauptet, aber durch eine beglaubigt 
Quittung des urfprüngli eingetragenen Gläubiger oder deffen Erben nid! 
nachweiſen fann, weil ihm dieſelben ihrer Perfon oder ihrem Aufenthalt 
nad) unbefannt find, findet nur in Felge eines gerichtlichen Aufgebot nad 
Vorſchrift der Prozeßordnung ftatt. 

Die Poft wird auf Grund des rechtöfräftigen Ausfchluf: 
erfenntnifles auf Antrag ded Eigentbümers gelöfcht. 
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$. 102. 
Unverändert wie $. 101. der Regierungd-Borlage. 


$. 103. 
Unverändert wie $. 102, der Regierungs-Borlage. 


$. 104, 
Unverändert wie $. 103. der Regierungs-Vorlage. 


$. 105. 

Sind auf Erfuhen der Auseinanderſetzungsbehörde Eintragungen über 
die in $. 8O, vorgejhriebenen Grenzen erfolgt, jo ift der Eigenthümer befugt, 
unter Bermittelung der Auseinanderjepungsbehörde deren koftenfreie Löſchung 
zu beantragen. 


$. 106, 

Perjönlihe unvererblihe Einihränfungen des- Eigentums oder des Ber- 
ügungsrehts, jowie Rechte, deren Dauer burd das Leben des Be» 
cechtigten bebingt ift, werben gelöjcht, wenn der Tod des Berechtigten 
aachgewieſen ift. 


$. 106. der Regierungs:Borlage füllt fort. 


$. 107. 

Die Löſchung einer im Grundbude eingetragenen Poft, deren Tilgung 
der Eigenthümer des Grundftüds behauptet, aber durch eine beglaubigte 
Duittung des eingetragenen Gläubigers oder befjen Rechtsnachfolger nidt 
sachweifen kann, weil ihm diejelben ihrer Perfon oder ihrem Aufenthalte 
ıach unbekannt find, findet nur in Folge eines gerihtlihen Aufgebets nad 
Borſchrift der Prozeßordnung ftatt. 
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$ 108. 

Das Aufgebot einer Poll, von welcher der Gigenthümer | 
Grundftüds behauptet, daß fie getilgt fei, fann, wenn er darüber eine 2 
Iheinigung beibringt, auf feinen Antrag aud dann erfolgen, wenn ber Inbal 
der Poft zwar befannt, aber als folder jein Verfügungsrecht nicht m 
gewielen hat. 


$. 109. 
Es wird in diefem Falle nah Vorſchrift der Progeporbnung unter X 
rüdjihtigung ber folgenden näheren Beftimmungen verfahren: 

1) Der Gigenthümer des Grundftüds hat ein Verzeichniß der it 
befannten angeblichen Rechtsnachfolger des lepten verfügungebere 
tigten Inhabers der Poft zu übergeben und zugleid zu verfige 
daß außer diejen feine anderen, ihm befannten Rechtsnachfel 
vorhanden find. 

2) Zu dem Termin werden die angezeigten angeblichen Rechtenat 
folger beſonders und die der Perfon oder dem Aufenthalte ma 
unbefannten Berechtigten öffentlih geladen. 

3) Die öffentliche Ladung der unbekannten Berechtigten muß de 
Namen des eingetragenen Gläubigers, die Beſchaffenheit und d 
Betrag der Poft und das Datum der Urkunde angeben; | 
ift mit einer Sriftbeftimmung von drei Monaten zu eilaſſet 
und duch Aushang an der Gerichtsſtelle, ſowie durch Abdu 
im Bezirfsamtsblatt und bei Beträgen von mehr als 500 Thale 
im Staatdanzeiger zweimal in den erften beiden Monaten belat⸗ 
zu machen. 

4) Die Ladungen erfolgen unter der Verwarnung, dab ! 
Ausbleibenden mit ihren Anfprühen auf die Polt wir 
ausgejhloffen und die Poft im Grundbuche würde geist 
werden. j 

5) Die Löſchung erfolgt auf Grund des rechtsfräftigen 
ſchlußerkenntniſſes und nach rechtskräftiger Zurückweijung 
etwaigen Widerſpruchs Derjenigen, die ſich bis zum Ta 
mit Anſprüchen gemeldet haben, auf Antrag des & 
thũmers. 


$. 110. 

Auf die Verſicherung des Eigenthümers des Grundftüds, daß der 

baber einer noch nicht getifgten, aber bereits fälligen oder der Künd! 

unterworfenen Poft welde er zur Löihung bringen will, der Perle 

dem Aufenthalte nah ihm unbekannt oder nicht legitimiert ſei, lann 

Löſchung unter folgenden Bedingungen erfolgen: 

1) Der unbekannte Inhaber der Pofl iſt von dem Gericht det 

genen Sache öffentlich aufzufordern, dem Eigenthümer Du 

oder Löihungsbewillizung zu ertheilen. Diefe Aufforderung 

einmal im Regierungs- Amtsblatt und durd Aushang A 
Gerichtsſtelle bekannt gemacht. 
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$. 108. 
Das Aufgebot einer Poft, von welder der igenthümer des. 
Irundftüds behauptet, daß fie getilgt jei, fann, wenn er darüber eine Bes 
heinigung beibringt, auf feinen Antrag auch dann erfolgen, wenn der Ins 
aber der Poft zwar befannt ift, aber als joldyer fein Verfügungsrecht nicht 
achgewieſen bat. 


$. 109. 
Es wird in diefem Falle nad Vorſchrift der Prozeßordnung unter Bes 
ickſichtigung der folgenden näheren Beftimmungen verfahren: 

1) Der Eigenthümer des Grundftäds hat ein Berzeichniß der ihm 
befannten angeblidhen Rechtsnachfolger des legten verfügungsbe- 
rechtigten Inhabers der Poft zu übergeben und zugleich zu ver 
fihern, daß außer diejen feine anderen, ihm befannten Rechts— 
nachfolger vorhanden find. 

2) Zu dem Termin werben die angezeigten angeblihen Rechtsnach— 
folger bejonders und die der Perfon oder dem Aufenthalte nad) 
unbefannten Berechtigten öffentlich geladen. 

3) Die öffentlihe Ladung der unbefannten Berechtigten muß den 
Namen des eingetragenen Gläubigers, die Beihaffenheit und den 
Betrag der Poft und das Datum der Urkunde angeben; fie ift 
mit einer Friftbeftimmung von drei Monaten zu erlaffen, und 
durh Aushang an der Gerichtöftelle, jo wie nah dem Er- 
mejjen Des Gerichts auch noch auf andere Art befannt 
zu maden. 


4) Die Ladungen erfolgen unter der Verwarnung, daß die 
Ausbleibenden mit ihren Anſprüchen auf die Boft würden 
ausgeſchloſſen und die Poft im Grundbuche würde gelöſcht 
werden. 

5) Die Löſchung erfolgt auf Grund des rechtäfräftigen Aus— 
ichlußerfenntniffes und mad rechtskräftiger Zurüdweilung eines 
etwaigen Widerſpruchs Derjenigen, die fih bis zum Termin 
mit Anjprühen gemeldet haben, auf Antrag des igen- 
thümers. 


$. 110, 

Auf die Verfiherung des Eigenthbümers des Grundftüds, daß der In» 
ver einer noch nicht getilgten, aber bereits fähigen ober der Kündigung 
erworfenen Poft, welde er zur Löſchung bringen will, der Perfon oder 
x Aufenthalte nad ihm unbekannt oder nit verfügungsberedtigt jei, 
rn bie Löſchung unter folgenden Bedingungen erfolgen: 

1) Der unbelannte Inhaber der Poft ift von dem Gericht der bele- 
genen Sade öffentlih aufzufordern, dem Eigenthümer Quittung 
oder Löjhungsbewilligung zu ertheilen. Dieje Aufforderung wird 
einmal im Negierungd- Amtsblatt und dur Aushang an der 
Gerichtöftelle befannt gemacht. 

13 


98 
Hegierungs:Borlage. 


Der befannte, aber nicht als verfügungsberechtigt nadıgemis 
jene Inhaber ift durch bejondere Verfügung aufzufordern, 

2) Die in der öffentlichen Aufforderung von dem Gericht zu beftim 
mende Friſt wird, wenn mit der Aufforderung die Kündigun 
verbunden ift, um die Kündigungsfrift verlängert. 

3) Wenn der Iubaber innerhalb der geftellten Friſt ſich micht gem 
det und fein Verfügungerecht nicht nadhgewiefen hat, fo geftatı 
das Gericht dem Antragfteller, das Kapital nebft den bedungen 
Binfen für fünf Jahre, oder, jofern das Grundftüd für Verzujl 
zinfen verpfänder ift, mit zehnjährigen Berzugszinfen, zum geridı 
lihen Depofitorium einzuzahlen. 

4) Wenn der Antragfteller durch gerichtlich oder notariell ausgeltel 
Quittung die Zahlung der Zinſen nachweiſt, oder jeit Ausftelun 
der Urkunde noch nit 5 oder 10 Jahre verfloffen find, ie i 

derjelbe nur verpflichtet, für den hiernach zu berechnenden kürzen 
Zeitraum bie Zinjen bei Gericht einzuzablen. 


$. 111. 

Nach erfolgter Zahlung ertheilt das Gericht dem Eigenthümer eine d 
ſcheinigung, daß die Hypotbel auf feinen Antrag aufgeboten, daß fid der 
fügungsberedjtigte Inhaber der Poft nicht gemeldet und der Eigenthümer 
Vorſchrift des $. 109, Nr. 3. oder 4. genügt bat. Die Löſchung erfolgt a 
Grund diefer Beſcheinigung, die der Eigenthümer dem Grundbuchamt ein 
reihen hat. 


$. 112. 

Wenn fi innerhalb Jahresfriſt ein Berechtigter zur Empfanguahme I 
eingezablten Geldſumme nicht meldet, jo ordnet das Gericht die Abliefert 
derjelben an die Juſtizbeamten-Wittwenkaſſe an. 

Meldet fi der Berechtigte ipäter, fo wird ihm das Kapital ohne) 
inzwiſchen erhobenen Zinjen aus diefer Kaffe zurüdgezahlt. 


$. 113. 

Ob und welder Betrag an Zinſen dem Eigentümer des Grund 
zurückzuzahlen ift, weil der Gläubiger darauf feinen Auſpruch hat, oder de 
Gläubiger nachgezahlt werden muß, weil fein Anfprud) den eingezahften Bein 
überfteigt, bleibt beim Mangel einer Bereinigung der Enticheidung des Peß 
richters vorbehalten. 


$. 114. 

Wenn der Inhaber der Hypothek zwar befannt, aud Quittung 
leiften erbötig ift, oder wirklich geleiftet hat, die Hypothekenurkunde u 
verloren gegangen ift, jo kann die Löſchung nur erfolgen, maddem | 
Urkunde in Gemäßheit der Vorfhriften der Prozeßordnung aufgeboten u 
durch Erkenntniß für Eraftlos aflärt worden if. Die Löſchung erfol 
auf Grund der Quittung des Berechtigten und des recht 
Fräftigen Erfenntnifies. 
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Der bekannte, aber nicht als verfügungsberechtigt nachgewie— 
fene Inhaber ift durch befondere Verfügung aufzufordern. 

2) Die in der öffentlihen Aufforderung von dem Gericht zu beftim- 
mende Frift wird, wenn mit ber Aufforderung die Kündigung 
verbunden ift, um die Kündigungsfrift verlängert. 

3) Wenn der Inhaber innerhalb der geftellten Frift fi nicht gemel« 
det und fein Verfügungsrecht nicht nachgewieſen hat, To geftattet 
das Gericht dem Antragfteller, das Kapital nebft den bedungenen 
Zinfen für fünf Jahre, oder, jofern das Grundftüd für Berzugd« 
zinfen verpfündet ift, mit zehnjährigen VBerzugszinfen, zum gericht« 
lihen Depofitorium einzuzablen. 

Wenn der Antragfteller duch beglaubigte Quittung die 
Zahlung der Zinjen nachweiſt, oder feit Ausftellung der Urkunde 
noch nicht fünf oder zehn Jahre verfloffen find, jo ift derfelbe 
nur verpflichtet, für den hiernach zu berechnenden fürzeren Zeitraum 
die Zinfen bei Gericht einzuzablen. 


$. 111. 

Nach erfolgter Zahlung ertbeilt das Gericht dem Eigenthümer eine Be- 
beinigung, daß die Hypothek auf feinen Antrag aufgeboten, daß ſich der ver- 
igungsberechtigte Iubaber der Poft nicht gemeldet und der Eigenthümer der 
zorſchrift des F. I10. Nr. 3. genügt bat. Die Löſchung erfolgt auf Grund 
iefer Beicheinigung, die der Eigenthümer dem Grundbuhamt einzureichen hat 


$. 112. 

Wenn fih innerhalb Jahresfriſt ein Berechtigter zur Empfangnahme der 
ngezablten Geldſumme nicht meldet, fo ordnet das Gericht ohne weiteres 
erfahren die Ablieferung derjelben an die Juftizbermten-Wittwenfaffe au. 

Meldet fih der Berechtigte fpäter, fo wird ihm der eingezahlte Be— 
sag ohne die inzwilhen erhobenen Zinſen aus diefer Kaffe zurüdgezablt. 


$. 118. 
Unverändert wie $. 113. der Regierungd- Vorlage. 


$. 114. 

Wenn der Inhaber der Hypothek zwar befannt, auch Quittung zu leiften 

bötig ift, oder wirklich geleiftet bat, die Hppothefen-Urfunde aber verloren 

gangen ift, jo fann die Löſchung nur erfolgen, nachdem die Urfunde in 

emäßheit der Vorſchriften der Prozeßordnung aufgeboten und durch Erfenntniß 
r fraftlos erflärt worden ift. 
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$. 115. 

Ebenfo ift zu verfahren, wenn der Gläubiger an Stelle ber ıl 
handen gekommenen die Ausfertigung einer neuen Hypothekenurhkunl 
verlangt. 


$. 116. 
Die neue Hppothelenurfunde wird aus einer bezlaubigten Abichrift d 
verloren gegangenen und der mit der Beſcheinigung der Rechtskraft verfehen 
Urtheiläformel des Erkenntniſſes gebildet. 
Die Ausftelung der neuen Urkunde wird in der zweiten Hauptfolen 
für Untereinfchreibungen vermerft. 


$. 117. 

Der Kraftloserflärung ber über Domainengefälle oder Iuventarienfar 
talien ausgefertigten und verloren gegangenen Urkunde bedarf es nicht (Kabine 
orbre vom 8. Juni 1843, Geſetz Sammlung S. 292.). 


$. 118. 
Die Löſchung einer Poft wird mit der Nummer derfelben in der Haut 
reihe „Löſchungen“ duch die Worte: 


„gelöicht zufolge Verfügung vom... .“ 
ausgebrüdt, vom Grundbuhamt auf der Hypotheken-Urkunde vermerkt u2 
ber Eintragungsvermerf auf derjelben durchſtrichen. 


$. 119, 
Auf den nah Formular II. angelegten Blättern erfolgt die Löſchu— 
mittelft rother Unterftreihung der betreffenden Eintragung. 


$. 120. | 
Bei Löſchung der ganzen Poft wird die Hppothefen-Urfunde verniät 
und bei den Grundaften zurüdbehalten. 


$. 121. 

ft der Hppothefen-Urkunde die Urkunde über die perſönliche Verpfihtut 
angefügt, fo wird diefelbe, wenn “die Löfhungsbewilligung wicht auch zugl! 
eine Quittung über den perfönlichen Anſpruch enthält, abgelöft und dem ol 
biger zurücgegeben, nachdem der Eintragungsvermerk auf derjelben burd 
ftrichen worden. 


$. 122. 

Bei Löihungsbewilligungen eines Theild der Poſt wird der zu loͤſchen 
Theil von dem in der erſten Hauptkolonne ausgeworfenen Geldbetrage ab 
ichrieben, die Löſchung deffelben in der Hanptfolonne „Löſchungen“ ver 
und die Urfunde nad erfolgtem Vermerk der Theil-Löſchung dem Glãaubiß 
zurückgegeben. 
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$. 115. 
Unverändert wie $. 115. der Regierungs-Borlage. 


$. 116. 

Die neue Hppothefen-Urfunde wird aus einer beglaubigten Abjchrift der 
serloren gegangenen und der mit der Beicheinigung der Rechtskraft verjehenen 
Itheiläformel des Erfenntniffes gebildet. 

Die Ausftellung der neuen Urkunde wird bei dem Kormular I. in 
der zweiten Hauptipalte „Beränderungen“ und bei dem For— 
nular U. in der Spalte „Bemerkungen“ bei der Poft vermerkt. 


$. 117, 
Der Kraftloserflärung der über Domainengefälle oder Inventarienfapis 
alien ausgefertigten und verloren gegangenen Urkunde bedarf es nicht (Kabinets- 
rdre vom 3. Juli 1843, Gefeg- Sammlung ©. 292.). 


$. 118. 

Die Löihung einer Poft wird in dem Formular I. in der Haupt- 
palte „Löſchungen“, in dem Formular II. in der Spalte „Bemer- 
ungen“ dur die Worte: 

„gelöiht zufolge Verfügung vom... .* 
usgedrüdt, vom Grundbuhamt auf der Hypotheken-Urkunde vermerkt und 
er Eintragungsvermerf auf derſelben durdhftrichen. 


$. 119. der Regierungs-Vorlage fällt fort. 


$. 119, 
Bei Löſchung der ganzen Poft wird die Hypothefen-Urkunde vernichtet 
nd nebſt der Duittung oder Lölhungsbemilligung bei dem 
rundbuchamte zurüdbebalten. 


$. 120. 
Unverändert wie $. 121. der Regierungs-VBorlage. 
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$. 123. 

Die Löſchung einer Untereinihreibung erfolgt in der Nebenkolonne d 
zweiten Hauptfolonne auf Antrag oder mit Ginwilligung Ddesjenigen, | 
welden die Einſchreibung geichehen ift, oder auf Erſuchen derjenigen Bebört 
welche die Einſchreibung beantragt hat. 


$. 124. 
Löſchungen folder Eintragungen, die von einer Behörde nadgeud 
worden, find derjelben befannt zu machen. 


$. 125. 

Die Wiedereintragung irrig gelöichter Poften fann der Grundbuchricht 
on Amtswegen ober auf Antrag des Gläubigers bewirken, wenn nicht de 
Grundſtück inzwifchen auf einen neuen Sondernadhfolger übergegangen, ed 
eine neue Poſt eingetragen, oder bei einer der gelöichten Poſt nachſtehende 
Hypothek in dem Grundbud eine Untereinſchreibung erfolgt ift. Der Einri 
ligung der zur Zeit der irrigen Löſchung ſchon eingetragenen Gläubiger I 
darf es zu diefer Wiedereintragung nicht. 


Dierter Abſchnitt. 


Bon der Bildung der Urkunden über Eintragungen im 
Grundbuche. 


$. 126. 
Ueber die Eintragungen in der erften und zweiten Abtheilung, üh 
Untereinfchreibungen in der zweiten und dritten Abtbeilung und über die Ein 
tragungen von Vormerkungen in der erften Hauptreihe der dritten Abtheilun 
werben bejondere Urkunden nicht ausgefertigt. 


$. 127. 

Der Eigenthümer kann jederzeit eine beglaubigte Abichrift des vollſtät 
digen Grundbuchblattes feines Grundftüdes oder des Titels und ber er 
Abtheilung verlangen. 

Die Abjchrift wird nad Mafgabe des $. 28. angefertigt. 


$. 128. 

Ueber die Eintragung einer Vormerfung in der erften Hauptreihe N 
dritten Abtbeilung, über Eintragungen in der zweiten, Untereinichreibungt 
und Löihungen in der zweiten und dritten Abtheilung erhalten die ge 
ten und bie Behörde, welde die Eintragung nachgeſucht hat, von 

| 
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$. 121. 

Bei Löjhungsbewilligungen eines Theils der Poft wird der 
u löihende Theil von dem ausgeworfenen Geldbetrage abge» 
brieben, die Löſchung dejjelben bei dem Formular J. in der 
yauptipalte „Lölhungen*, bei dem Formular IL in der Spalte 
Bemerkungen* eingetragen und dieſe Theillöihung auf der 
tfunde vermerkt ($. 87.). 


$. 122. 

Die Löſchung einer Veränderung erfolgt in der Nebenjpalte ber 
veiten Hauptipalte auf Antrag oder mit Einwilligung bdesjenigen, für 
elchen die Einſchreibung geſchehen ift, oder auf Erſuchen derjenigen Behörde, 
elche die Einſchreibung beantragt hat. 


$. 124. der Regierungs-Vorlage fällt fort. 


$. 123. 

Die BWiedereintragung irrig gelöidhter Poften kann der Grundbuchrichter 
cn Amtswegen oder auf Antrag des Gläubigers bewirken, wenn nit das 
drundftüd inzwiihen auf einen neuen Sondernadfolger übergegangen, ode, 
ine neue Poft eingetragen, oder bei einer der gelöjchten Poft nachſtehenden 
»ypothek in dem Grundbuch eine Abtretung oder Berpfändung einges 
rıgen ift. Der Einwilligung der zur Zeit der irrigen Löihung ſchon ein» 
etragenen Gläubiger bedarf es zu diefer Wiedereintragung nicht. 


Vierter Abſchnitt. 


Bon der Bildung der Urkunden über Eintragungen im 
Grundbuche. 


$. 124. 

Ueber bie Eintragungen in der erften und zweiten Abtheilung, über 
jeränderungen in der zweiten und dritten Abtheilung und über die Ein- 
agung von VBormerkungen in der erften Hauptipalte der dritten Abtheilung 
erden bejondere Urkunden nicht ausgefertigt. 


$. 125. 

Der Eigenthümer fann jederzeit eine beglaubigte Abjchrift des vollftän- 
igen Grundbuchblattes jeines Grundftüdes oder des Titels und der erften 
biheilung verlangen. 

Daſſelbe Recht hat der Subhaftationsrigter. 


$. 126. 

Ueber die Eintragung einer Vormerfung in der erften Hauptipalte der 
itten Abtheilung, über Eintragungen in der zweiten, Veränderungen und 
Ihungen in der zweiten und dritten Abtbeilung erhalten die Berheiligten 
ıd die Behörde, welde die Eintragung nachgeſucht hat, von dem Grundbuch» 
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Grundbuchamt eine Benachrichtigung, melde Die Eintragungsformel wörtlid 
enthält. Zu den Betheiligten gehört immer der eingetragene Eigenthümer. 


g. 129. 

Ueber die Eintragungen der Hypotheken werden Hypothekenbrieft 

ausgefertigt und dem Eigenthümer des Grundftüds oder der Behörde, meld 

die Eintragung nachgeſucht hat, eingehändigt. Ein Verzicht auf bie Aus 

fertigung ift unzuläffig. Die Schuldurfunde wird mit dem Hypothelenbrit 
nicht verbunden. 


$. 130. 

Der Hypothefenbrief aus einem nad dem Formular I. angelegten Blatt 
befteht aus der Ueberſchrift, Dem vollftändigen Gintragungsvermer 
derjenigen Poft, für weldye er ausgefertigt wird, den für die Prüfung Mm 
Sicherheit der Poft erheblihen Nachrichten aus dem Grundbuchblatt un 
der Unterschrift des Grundbuchamts mit Datum und Siegel. (Anlaga 
C. D. E. F.) 


g. 131. 

Bei Gelammthypothefen werden von allen verhafteten Grundftüden, 

welche ein befonderes Blatt im Grundbude haben, Hypoihefenbriefe aus 
fertigt und dieſe mit einander durch Schnur und Siegel verbunden. 


$. 132. 
Die Ueberjchrift lautet: 
Preußiiher Hppothefenbrief, 
und enthält eine Angabe des Grundbuchs nad Ort und Band, der Numen 
des Grundbuchblattes, die Bezeichnung des Grundſtücks und ber Poft, i 
welche der Hypothefenbrief ausgefertigt wird. 


$. 133. 
Die Nahrihten enthalten: 

1) aus dem Zitel die Beftanbiheile und Zubehörungen des Grund 
ftücts, mit ihrer Größen-Angabe nad dem Grundſteuerbuche, de 
Grundfteuer-Reinertrag oder den Nutzungswerth, und Die abi“ 
bungen mit gleicher Angabe ihrer Größe, ihres Neinertrage? ode 
Nupungswerthes; 

2) aus der erften Abtbeilung: 

den vollftändigen Namen des Eigenthümers, feinen Star, 
Wohn⸗ oder Aufenthaltsort, 

die legten, nicht zehn Jahre zurüdliegenden Grwerbeptt 
falls folge im Grundbuchblatt vermerkt find, mit 99 
gabe der Jahreszahl, 

die etwa eingetragene Taxe, 

die Verfiherungsjumme; 

3) aus der zweiten Abtheilung in möglichſter Kürze bie 8 
ſchränkungen und Laften, mit Weglaffung des Gelöſchten; 


il 
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nt eine Benachrichtigung, melde die Eintragungsformel wörtlich enthält. 
ı den Betheiligten gehört immer ber eingetragene Eigenthümer. 


$. 127. 

Ueber die Eintragungen der Hypothefen werden Hypotbefenbriefe 
gefertigt und dem Cigenthümer des Grundftüds oder der Behörbe, melde 
e Eintragung nachgeſucht hat, eingehändigt. Im lepteren Fall erhält 
r Eigenthbümer eine Benachrichtigung. Ein Verzicht auf die Aus- 
tigung des Hppothefenbriefes iſt unzuläſſig. Die Schuldurfunde 
rd mit dem Lepteren nit verbunden. 


$. 128. 
Unverändert wie $. 130. der Regierungsd-Borlage. 


$. 129. 
Unverändert wie $. 131. der Regierungs-Borlage. 


$. 130, 
Unverändert wie $. 132, der Regierungs-Borlage. 


$. 131, 
Die Nachrichten enthalten : 

1) aus dem Zitel die Beftandtheile und Zubebörungen des Grund» 
ftüds, mit ihrer Größen-Angabe nah dem Grunbdfteuerbude, ben 
Grundfteuer-NReinertrag ober den Nutzungswerth, und bie Abichrei- 
bungen mit gleicher Angabe ihrer Größe, ihres Reinertrages oder 
Nupungswerthes; 

2) aus der erften Abtheilung: 

den volltändigen Namen bes Eigenthümers, feinen Stand, 
MWohn- oder Aufenthaltsort, 

die legten, nicht zehn Jahre zurüdliegenden Erwerbspreiſe, 
falls ſolche im Grundbuchblatt vermerkt find, ſow ie 
die etwa eingelragene Zare und Verſiche— 
rungsjumme mit Angabe der Jahreszahl, 


3) aus der zweiten Abtbeilung in möglichfter Kürze die Be— 
Ihränfungen und Laften, 
14 
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4) aus der dritten Abtheilung die einzelnen Summen und d 
fünf vom Hundert überfteigenden Zinsjäge der voreingetragen 
Poften, mit furzer Angabe, welde Nummern gelöſcht find. 


$. 134. 

Die bei einer Hypothek eingetragenen Untereinjchreibungen und Kifdu 
gen werben von dem Grundbuhamt auf dem Hypothefenbrief unter Beifügu 
bed Siegels vermerkt. 

$. 135. 

Der Hypotbefenbrief aus einem nah dem Formular IL. angelegten 8: 
enthält in der Ueberfchrift die Nummer des Artikels, jodann den Eintr 
gungsvermerf derjenigen Hypothek, für welde er ausgefertigt wird, u 
als Nachrichten die Angabe der haftenden Grundftüde nad ihrer Kultur 
age, Größe, ihrem Neinertrage oder Nupungswerthe, den Namen dei Eize 
thümers, Die eingetragenen, nicht über zehn Jahre zurückliegenden Erwech! 
preife, die Eigenthumsbeihränfungen und Laften, und die Beträge der m 
ftehenden Hypotheken. (Anlage G.) 


$. 136, 

Bedarf der Hppothefenbrief einer Erneuerung, fo ift das urjprüngld 
Gremplar von dem Grundbuhamte zu vernichten und bei den Grumbaften j 
rüdzubehalten. Bei der Ausfertigung des neuen Exemplars werden Verne 
die für die gegenwärtige Giltigkeit des Hypothekenbriefs ohne Erheblih 
find, gelöfchte Eintragungen in der zweiten und dritten Nubrif, ältere Abit 
tungen weggelaljen. 


$. 137. 

Hppothefengläubiger, welde fih im Beſitz von Öppothefenideinen ch 
Hypothekenbuchs-Auszügen nad) den Vorſchriften des bieherigen Rechts befindd 
fünnen ftatt derfelben nad) beigebrachter Einwilligung des Eigentbümers d 
Grundftüds und der nachftehenden Hypothelengläubiger, Hypothelenbriefe m 
Maßgabe diefes Gefeges ſich ausfertigen laffen. Die Älteren Hypothefenide 
und Buchauszüge werden in dieſem Falle vernichtet bei den Grunbakten } 
rücbehalten, die abgelöften Schuldurfunden dem Gläubiger zurückgegeben. 


$. 138. 

Der Grundbuchrichter und der Buchführer haften für die Webereinfit 
nung der Angaben des Hppothefenbriefes mit dem Inhalt des Grundbudl 
und haben denſelben, ſowie alle fpäteren Vermerfe bes Grundbudhamt: 7 
demjelben gemeinſchaftlich zu unterſchreiben. 


Fünfter Abfdpnitt, 
Bon der Wiederberftellung jerftörter Grundbücher und Grun 
aften, fowie von Unlegung neuer Grundbücher. 
$. 139, 
Sind Grundbücher eines Orts oder Bezirks zerftört oder verloren } 
gangen, fo erfolgt deren Wiederherftelung nah Maßgabe einer zu erlafeı 
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4) aus der dritten Abtheilung die einzelnen Summen und bie fünf 
vom Hundert überfteigenden Zintjäpe der voreingetragenen Poften, 
zit kurzer Angabe, welhe Nummern der zweiten und dritten Ab- 
beilung gelöſcht find. 
$. 132. 

Die bei einer Hypothek eingetragenen Veränderungen und Löſchungen 
erben von dem Grundbuhamt auf dem Hypthekenbrief unter Beifügung des 
Siegel vermerft. 

$. 133. 

Unverändert wie $. 135. der Regierungs-Vorlage. 


$. 134. 

Bedarf der Hnpotbefenbrief einer Erneuerung, fo ift das uriprüngliche 
'remplar von dem Grundbuchamte zu vernichten und bei den Grundaften zus 
adzubehalten. Bei der Ausfertigung des neuen Exemplars werben Bermerfe, 
ie für Die gegenwärtige Giltigfeit dis Hypethelenbriefs ohne Erheblichfeit 
nd, gelöſchte Eintranungen in der zweiten und dritten Abtheilung, ältere 
Ibtretungen weggelafien. 


$. 135. 

Hopothefengläubiger, welche fih im Befig son Hypothekenſcheinen oder 
ypothekenbuchs⸗Auszũgen nad den Borichriften des bisherigen Nechts befinden, 
innen ftatt derſelben nad beigebradter Einwilligung des Eigenthümers des 
zrundſtücks und der nachſtehenden Hypothekengläubiger, Huypotbefenbriefe nad 
Rafgabe dieſes Geſetzes fid) ausfertigen laffen. Die älteren Hypothekenſcheine 
nd Buchauszüge werben in diefem Falle vernichtet bei den Grundaften zu— 
ickbehalten, die abgelöften Schuldurfunden nah Durdftreihung des 
intragungsvermerfs dem Gläubiger zurüdzegeben. 


$. 136, 
Unverändert wie $. 138. der Regierungs-Borlage. 


Fünfter Abſchnitt. 
Bon der Wiederberftellung zerftörter Grundbücher und Grund: 
aften, fowie von Unlegung neuer Grundbücher. 
8. 137. 
Sind Grundbüher eines Orts oder Bezirks zerftört oder verloren ges 
angen, fo erfolgt deren Wiederherftelung auf Grund eines Gefepes. 
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Königlichen Berordnung, durch welde die Eigenthümer und dinglich Bere 
tigten zur Anmeldung ihrer Anſprüche und Vorlegung ihrer Urkunden unt 
der Androhung des Berluftes ihres Vorrechts gegen neu einzutragende Gläu 
biger und des Verluftes ihres Dinglihen Rechts gegen bie jpäteren Eigen 
thümer des Grundftüds aufgefordert werben können. 


$. 140. 
Wegen Herftellung verloren gegangener Grundakten bat der Juſtij 
Minifter die erforderlichen Anordnungen zu treffen. 


$. 141. 
Sind für einen beftimmten Ort überhaupt oder für einzelne Grund 
ftüde nod feine Bücher angelegt, fo fommen zunädft die in ben einzelne 
Provinzen ergangenen bejonderen gejeglihen Borjhriften zur Anwendung. 


$. 142. 
Im Uebrigen gelten unbeſchadet der befonderen für das Bergrecht erlafie 
nen Beftimmungen folgende Vorſchriften: 
die Anlegung bes Grundbuchblatts erfolgt nur auf Antrag de 
Eigenthümers oder derjenigen, welche die Eintragung des Eigen 
thũmers zu verlangen befugt find. 


$. 148. 
Die Eintragung des zur Zeit der Anlegung bes neuen Grundbudblatte: 

vorhandenen Eigenthümers erfolgt, wenn derjelbe: 

1) das Grundftüd in gerichtlihem Zwangeverkauf erftanden hat; 

2) wenn er ein Ausfchlußerfenntniß erwirft, Jeder Befiger, melde 
durch eine Beſcheinigung der Drtsbehörde nachweiſt, daß er du 
Grundftüd eigenthümlich befige, oder welder den Erwerb be 
Grundſtücks durch eine öffentlihe Urkunde beſcheinigt, ift Berech 
tigt, auf Erlaß des Aufgebots nah Maßgabe der Subhaftatione 
ordnung anzutragen; 
wenn der Befiger außer dem Falle ded Aufgebot durch Ur 
Funden, Verfügungen und Beideinigungen öffentliher Behörde 
glaubwürdig macht, dab er das Grundftüd entweder jeit 4 
Jahren oder aus einem Titel, der an fi zur Erlangung be 
Eigenthums geſchickt ift ($. 579. Titel 9. Theil I. des Allgemeine 
Landredis), jeit 10 Jahren befige. Auf die formelle un 
materielle Gültigkeit des Titels fommt es nit an. 


3 


— 


Bei einem kürzeren Beſitzſtande muß der Uebergang auf den Beſitze 
durch einen zur Erwerbung des Eigentums nah Vorfchrift des Allgemeine 
Landrechts an ſich geeigneten, dem Inhalte und der Form nad) gültigen Tite 
nachgewieſen, und entweder 

dargethan werden, daß der unmittelbare Vorbefiger jelbft ſchon eine 
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$. 138. 
Unverändert wie $. 140. der Regierungs-Borlage. 


$. 139. 
Unverändert wie $. 141, der Regierungsd-Borlage. 


$. 140. 
Im Uebrigen gelten unbeſchadet der bejonderen für das Bergrecht erlaffe- 
in Beftimmungen folgende Vorſchriften: 
die Anlegung des Grundbuchblatts erfolgt nur auf Antrag des 
Eigenthümers oder derjenigen, welde die Eintragung des Eigen- 
thümers zu verlangen befugt find. 
Dem Antrage ift ein beglaubigter Auszug aus dem Grund— 
tuerbuce beizufügen. 


$. 141. 

Die Eintragung des zur Zeit der Anlegung des neuen Grundbuchblattes 
rhandenen Eigenthümers erfolgt, wenn derjelbe: 

1) das Grundftüd in gerichtlihem Zwangsverkauf erftanden bat; 

2) wenn er ein Ausichlußerfenntniß erwirft. Jeder Befiger, welcher 
durch eine Beſcheinigung der Ortsbehörde nahmeift, daß er das 
Grundſtück eigentbümlih befige, oder welder den Erwerb des 
Grundftüds durch eine öffentliche Urkunde beſcheinigt, ift berech— 
tigt, auf Erlaf des Aufgebots nah Mafgabe der Subhaftationt- 
ordnung anzuiragen ; 
wenn ber Befiper außer dem Falle des Aufgebots durch Urfunden, 
Berfügungen und Beſcheinigungen öffentliher Behörden oder 
durch Zeugen glaubwürdig macht, daß er das Grundftüd ent 
weder feit vierumdvierzig Jahren oder aus einem Titel, der 
an fih zur Grlangung des Eigenthums geſchickt ift ($. 579. 
Titel 9. Theil I. des Allgemeinen Landrechts), feit zehn Jahren 
beſitze. Auf die formelle und materielle Gültigkeit des Titels 
fommt es nit an. 

Dei einem fürzeren Befigftande muß der Uebergang auf den Befiger 
ch einen zur Erwerbung des Eigenthums nad Vorſchrift des Allgemeinen 
ndrechts an fid) geeigneten, dem Inhalte und der Form nad gültigen Titel 
chgewieſen, und entweder 

dargetban werden, daß der unmittelbare Borbefiger ſelbſt ſchon einen 


— 


110 
Negierungs : Borlage. 


Titel für fih hatte, der nad den damals geltenden Gefepen a 
fid) zur Ermwerbung des Eigenthums geſchickt war, 

oder dur Urkunden, Zeugen oder Beicheinigungen öffentlicher ® 
hörden glaubwürdig gemacht werden, daß der jepige und de 
Borbefiger das Grundftüd überhaupt zehn Jahre lang beieie 
haben. 


$. 144. 

Eines Aufgebots der dinglich Berechtigten mit Ausnahme bes Kalı 
des 8. 143. Nr. 2. bedarf es nit. Diejenigen Berechtigten, weld 
fi mit ihren Anträgen bei dem Grundbuhamt gemeldet haben, werben i 
die nach drei Abtheilungen anzulegenden Anmeldebogen eingetragen. 


$. 145. 

Gründet fi der zur Eintragung angemeldete Anſpruch nicht auf öffer 
lihe vom Eigenthümer ausgeftellte Urkunden, jo ift dieſer darüber zu m 
nehmen. 

Erkennt er den Anſpruch am, fo wird derjelbe in den Aumeldebogen au 
genommen. Beftreitet er den Anſpruch, jo muß der Aumeldende zum Recht 
wege verwiefen werden. Eine Eintragung im Anmeldebogen findet in dien 
Falle nur auf Erjuhen des Prozeßrichters ftatt. 


$. 146. 

Die angemeldeten und anerfannten und die auf Erſuchen des Proyiy 
richts aufzunehmenden Anſprüche der zweiten und dritten Abtheilung werd 
nad den zur Zeit ihrer Entftehung geltenden Gefegen, oder wenn fid bie 
nad ihre Neibenfolge nicht beftimmen läßt, nach der Zeitfolge ihrer Anme 
dung eingetragen. 


g. 147. 
Die Eintragung in das Grundbuch erfolgt, ſobald der Eigenthümet & 
zur Gintragung feines Eigenthums nad $. 143. erforderlichen Nachweis } 
führt bat. 


$. 148. 

Megen der Ermerbung von dinglichen Rechten auf Grundftüde, dir 
dem Grundbuche des Orts noch nicht eingetragen find, bleibt es bei der ® 
fiimmung des $. 1. der Deflaration vom 28. Juli 1838 (Gejep » Samt 
S. 428.). 


Schfter Abſchnitt. 
Bon den Kviten. 


$. 149. 

Die Koften für die Berrbeitung der Grundbuchſachen werden nah N 
beigefügten Tarif erheben. Die Beftimmungen des Irpteren treten in? 
Fällen, wo nad der gegenwärtigen Grundbuch-Ordnung verfahren wird, 
die Stelle der $$. 25. bis 32, des Gerichtsfoftentmifs vom 10. Mai 1° 
und des Artikels 17. des Gefepes vom 9. Mai 1854. 


V 234. 111 
Borichläge der Kommiſſion. 


Zitel für fih hatte, der nad den damals geltenden Gejepen an 
fih zur Erwerbung des Eigenthums geihidt war, 

oder durdy Urkunden, Zeugen oder Beiheinigungen öffentlicher Bes 
börden glaubwürdig gemadht werden, daß ber jepige und der 
Vorbefiger das Grundftüd überhaupt zehn Jahre lang beſeſſen 
baben, 


$. 142. 

Eined Aufgebotd der dinglich Berechtigten mit Ausnahme des Falles 

es S. DAL, Nr. 2. bedarf es nit. Diejenigen Berechtigten, welche ſich mit 

hren Anträgen bei dem Grundbuchamt gemeldet haben, werben in die nad 
rei Abtbeilungen anzulenenden Anmeldebogen eingetragen. 


$. 143. 
Unverändert wie $. 145. der Regierungs-Vorlage. 


$. 144. 
Unverändert wie $. 146. der Regierungs-Borlage. 


$. 145. 
Die Eintragung in dad Grundbud erfolgt, jobald der Eigenthümer den 
ir Eintragung feines Eigenthums nah $. DAL, erforderlihen Nachweis ges 
ihrt hat. 


$. 146. 
Unverändert wie $. 148. der Regierungs-Borlage. 


Sechſter Abſchnitt. 
Bon den Koſten. 


$. 147. 
Unverändert wie $. 149. der Negierungs:Borlage. 


112 4 
Negierungs: Borlage. 


$. 150, 
Die Stempelabgaben für die bei dem Grundbuhamt vorgenommend 
Geſchäfte und geftellten Anträge werben nah dem bejonderen hierüber erlik 
nen Gelege erhoben. 


Siebenter Abſchnitt. 
Allgemeine Schlußbeſtimmungen. 


$. 151. 
Die Grundbuch-Ordnung tritt mit dem „2. uneneennennen 
in Kraft, 
Mit diefem Tage werden die Hppothefenordnung vom 20, Deyemie 
1783 und alle diefelbe ergänzenden und abändernden Gefepe aufgehoben. 


$. 152. 
Der Zuftiz-Minifter ift ermächtigt, die Ausführungs: Verordnungen j 
erlafjen. 


ud liegen 


B 234. 113 
Borfchläge der Kommiſſion. 
$. 148. 
Unverändert wie $. 150. der Regierungd-Borlage. 


Siebenter Abſchnitt. 
Allgemeine Schlußbeftimmungen. 


$. 149. 
Die Grundbuch-Ordnung tritt mit dem 1. Januar 1871 in Kraft. 


Mit diefem Tage werden die Hppothelenorbnung vom 20. Dezember 
83 und alle bielelbe ergänzenden und abändernden Gejepe aufgehoben, 


$. 152. der Regierungs-Borlage fällt fort. 
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Unlage A. 


Sormular lJ. 
(8. 7. der ®r. B. Dron.) 


Grundbuch von Schlebach, Kreis Liebftadt 


Baud 1, 


Matt Nr. 1, Rittergut Schlebach 
Grundftenerbuh Art. Nr. .... 








Bezeichnung des Grundſtücks. Abſchreibungen. 
Grund: 3 Reinertrag. Grund- 4244 Neinertrag. 
tr Beftandtheile ftener. | FTEBE | mupunge: Bezeichnung feuer. | FEB I mugunge- 
4 —— mutter· ‚Het. werth. des Theilſtücks. mutter] Het. m) werth. 
volle. | tar. Ar hr Thlr. Gent. volle. | tar. Ar. er Thlr. Gent. 


nn 
* 


Das Vorwerk Neu⸗Schle— bad) find gegen ein Ka⸗ 
| 7 RE ER 5 | 40 14 — pital von 700 Xhir. 
abgelöſt. Bermerft 
3. | Der im Bezirk des Grund» zuf. Berf. vom... 
buhamts zu N. belegene 
Forft „die großen Kie- 2. Die Otterwieſe . - - - 
fern" (Bb. IV. Bl. 2. übertragen auf BI. 
dbesßrundbudszuN.| 4 | 35 — 40 14. Bd. I. des 
Grundbuds von 
t. | Der Steinader... .| 6 25 Schlebach zuf. Verf. 
vom... 
5. IHier folgen weitere 


1.1 Das Gut Schlebah ...| I |600 30 5 1. "Die Zinfen und Dienfte 
der Bauern zu Schle— 
27 29 
Zuſchreibungen 


116 
Erſte Abtheilung. 


Zeit und Grund bed 


Gigenthümer. 











Erwerbes. 
Philipp Moritz von Gutendorf zu Kauf. 
Ehlebab, Major .D. | Eingetragen zuf. Ber- 
fügung vom... 
Johann Heinrich von Beuthen zu Kauf. 


Schlebach, Königl. Landrath. | Eingetragen zuf. Ber 
fügung vom... 


Der „Steinader (Nr. 4. 
des Titelblattes ift 
von Blatt 7. Band II. 
bes Grundbuchs von 
Schlebach hierher 
übertragen zuf. Ver— 
gung vom... 


Werth. 


Preis am 3. April 1858 | 125,600 
Zare vom 3.Dftober 1865 | 137,500 





Preis vom 1. Zuli 1867 | 140,000 


Wohnhaus, Hofe und | 
Wirthſchafts - Gebäude 
find am 1. Januar 
1870 gegen Feueröge- 
fahr verſichert mit 10,580 


N 234. 117 
Zweite Abtbeilung. 










Veränderungen. 





Dauernde Yaften und Ein 



















ichränfungen des Eigenthums. u 


Eintragung. Löſchung. 






u mh | 


1.15 .|ı — — [Fünf Thaler unablöslider Zins für 
die Kirhe zu Schlebach. Ein- 
getragen zuf. Berfügung 

vom... 


2.1 — — — [Ein Berfauftredht für den Defonom 
! Heinrich Carl. von Grutendorf 
auf 10 Jahre, bis 1. Zuli 1877. 
Eingetragen zuf. Berfügung 
vom... 


3. — — — [Die notbwendiae Subbaſtation ift 3. Gelöiht zufolge 
eingeleiter. Gingetragen zufolge Verfügung vom 
Verfügung vom . . . j 
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| 








Dritte | 
1. 
Nr. Betrag. H vpot hefen. 
Re. ed. Mr Rd 
1.1 20000 °— — | Zwanzig Tausend Reihsthaler Pfandbriefe der Fürftenthums-Land- 


ihaft N., ausgeferttgt unter den Nr. Nr. ..... über je 
eintausend Reichsthaler. Eingetragen zufolge Berfügung 





ern | 
| 7000,20 — | Sieben Tausend Reichsſthaler zwanzig Silbergrojden, mit 4'/, Pros | 2. 5000 2% | 
IWW — — zent jäbrlid von 1. Juli 1858 verzindlich, gegen ſechsmonat⸗ | 
5000 20 > liche Kündigung am 1. Juli oder 1. Januar zahlbar, einge: 
tragen für dem zc. zu 2c. zufolge Verfügung vom... . Pe 
3.1 5000 — — | Fünf Tausend Reihatbaler, mit 4'/, Prozent jäbrlih vom 1. Oktober 


1858 verzinslic, gegen jehsmonatliche Kündigung am 1. April 
oder 1. Dftober zablbar, eingetragen für Den 2c au ac. zufolge 
Verfügung vom...» . — 


4.1 10000 — — | Zehn Tausend Reichsthaler, mit 5 Protent jährlich vom 1. Ja- 4. 110000 — — 
nuar 1859 verzinslich, gegen jedhemonatlide Kündigung 
zahlbar, eingetragen für dem ꝛc. zu ac. zufolge Berfügung 
— > RER 





5.1 1000, — — ꝛc. 

6. 110000 — — ꝛc. 

7. 8000. — — | PVorgemerft zur Erhaltung des | Acht Tausend Reichsthaler in 
Vorrechts einer Hypothek zum eine Hypothek umgeſchrieben, 
Betrage von acht Tausend verzinelih mit 5 Prozent vom 
Reichsthaler für den ꝛc. zu ıc. I. Dftober 1859 und zahlbar 


zufolge Verfügung vom..... gegen ſechsmonatliche Kündis 
gung, für den N. N, zu N, 
Gingetragen zufolge Verfügung 


Mo. o0.... — 

8. 6000 — — | Sechs Tausend Reichsthaler, mit 5'/, Prozent vom 1. Januar 1860 
1001| — — verzinslih und gegen fehsmonatlihe Kündigung zahlbar, ein- 
getragen für den ꝛc. zu ac. zufolge Verfügung vom... ... 


Fünf Tausend Reichsthaler, mir 5'/, Prozent vem 1. Zuli 1868 | 9. 5000 — 
in balbjährlihen Raten verzinslih, gegen ſechsmonatliche, nicht 

4W — — vor dem 1. Zuli 1872 zuläffige Kündigung zahlbar, einge: 

tragen für den Banquier Friedrich Klein zu Berlin zufolge 

Verfügung um . 2... 250 — 4 





- 
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Abtheilung. 








2. 3. 


Veräuderungen. Löſchungen. 












Löſchungen. 





Eintragungen. 








on den eingetragenen 7000 Thlr. 20 Sar. 2.] 2000 — — Jsgelöſcht zufolge 
mit den Zinſen vom 1. Januar 18549 ab» Berf. vom ... 
getreten an dem ac. zu ıc. Eingetragen zus 2. 5,000. 20 — | gelöidht zufolge 
folge Verfügung vom . „ru ren. Verf. vom . 
3 5000. — — [| gelöiht zufolge 
| Verf. vom ... 
bgetreten an den Eigenthümer, Königl. 
Landrath Johann Heinrich von Beuthen 
zu Schlebach. Eingetragen zufolge Vrr— 
fugung om.» «or 000. 
| 
| 
| 
| 
8.| 1,0001 — — [| gelöicht zufolge 


Berf. vom .. . 


bgetreten mit den Zinien vom 1. Januar 
1868 an den Holzhäindler Carl Gross zu 
Liiebstadt. Eingetragen zufolge Verfügung 
VOR oo on nen. 

n den unter Nr. 9. eingetragenen 5000 Thlr. 
mit dem Vorzugsrecht vor dem Ueberreft 





Dritte 





Nr. Betrag. Svpotbefen, 


10.5 1000 ° — | — [Ein Tausend Reidsthaler, mit 5'/, Prozent vom #. Zuli 1869 
verzinslich und gegen ſechsmonatliche Kündigung zahlbär, einge: 
tragen fir dem ıc. ꝛc. zu ıc. mit dem Bemerfen, daß diefen ein 
Tausend Neihsthalern das Vorrecht vor denjenigen 1000 Thlrn. 
eingeräumt ift, welche von der unter Nr. 9. eingetragenen Hypo» 
the dem Friedrico Gottlieb Gross zufteben, zufolge Verfügung 
Om... .. 


11.| 1000 — — laee. ı. 


9. 


1000 — — 


500 — — 


1000 
1000 


8 234. 121 
Abtbeilung. 





Eintragungen. Loͤſchungen. 





b mit den Zinſen vom 1. April 1869 * 
in an dem Hauebeſitzer Julius Roll zu N. 
ıgetragen zufolge Verfügung . . - » 


Foriſetzung fiehe hinter Nr. 10. 


jetreten an den ꝛc. ıc. zu ac. mit den Zinfen 
loo.cce Eingetragen zufolge Verfügung 


Fortſetzung von Rr. 9. | 


dorgemerft auf die- | Die vorgemerften 

gen 2500 Rthlr., , 500 Rıhlr. find mit den 
hedem Holzhändler | Zinfen v. 1. Juni 1869 
! Gross jufteben, | und mit dem VBorzugs- 
vn Kaufmann Fer- recht vor den verblei- 
ınd Müller zu Lieb- | benden 2000 Thlr. ab» 
t zufolge Verfü | getreten an den Kauf- 


bvom....- mann Ferdinand Mül- 
iS ler zu Liebstadt. Ein: 

ar getragen zufelge Ber: | 

N I fügung vom...» | 


ei der Theilung des Nachlaſſes des Holz— 
‚lerd Carl Gross dem Friedrich Gottlieb 
ss übereignet. ingetragen zufolge Ver— 


ng vom .... 9. 1000: — — | gelöiht zufolge 


Berf. vom ... 
ver unter Nr. 10. eingetragenen Hypothek 
1000 Zhlr. ift das Vorzugsrecht vor ten 
rt Nr. 9. dem Friedrich Gottlieb Gross 
zuftebenden 1000 Thlr. eingeräumt wor« 
Eingetragen zufolge Verfügung vom . . 
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123 Anlage B. 


$Sormular I] 
($. 15. der Br. B. Ordn.) 


Grundbuch von Buchhain, Kreis. . . . 


Band 1. 


Artikel 1. 


Heinrich Schmidt, Bauer zu Buchhain. 


124 











Bezeihnung bes Grundflüds: 












an den” 

Artifel 
cher das 
runb« 


Gemarkung 





Flächeninbatt.] " 


het. 
tar, 







abrgang des 
Flurbuchs 





Kulturart. 












Laufende Nr. 


N 
Mr.d.Kartenblattel » 


Nr. der Parzelle. 


Ar. Bet. 








Auf dem Heinrich Schmidt 





Heinrich Schmidt 
















3. Holzung Heinrich Schmidt 
Fichten 

4. Im Dorf] Hofraum Heinrich Schmidt 

und feine Ehefrau 

Anna, geb. Krant 





Heinrich Schmidt 
und jeine Ehefrau 
Anna, geb. Kraut. 






verehel. Anna 
Schmidt, 
geb. Kraut 
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11. 12, 
Etgenthumebeihränfungen Hppotheten 
und Laſtrn. Ber — 
merkungen. Kapital. Auf Kündi- der Gläubiger und deſſen 
Zinſen. gungsfrift.] Fintra- — 2* Bemerkungen. 
2. Sgr. Bf. 5 |zHlr. ar. | pi. gung. 









1. Rentenbanf. brei 2.7.1873 | Carl Gross, Kaufm. | Zur Gefammthaft 





















pflichtig; ein» Monate, in Lebſtadt. mit N. 2. 3, 
getr. auf. Verf. 
v. 8. 9. 1872 

2. Altentbeil für [Zur Gejammt- 2.9.1874 | Friedrich Klein, Mit den Zinfen 
N.N. (Bl. 4 ber [baft mit 8. 6. Bürger in N. vom 1. Juli 1873, 






Acten); eingetr. 
auf. et: vom 
10. 9. 1872, 






deegl. 12. 9. 18741 Christian Müller, Zur —— 
Päder in Buchhain.] mit N 







drei 2.7.1373] Carl Gross, Kaufm. J Zur Geſammthaft 









Rentenbantpflich- Gelöjcht 













tig; eingetragen Monate. in Riebftadt. mit Ar. 1. 3 
auf. Verfügung 
2.9 1874] Friedrich Klein, Mit ben Zinfen 
Bürger in N. vom 1. Juli 1873. 


desal. 2.9.1874 | Christian Müller, Zur Geſammthaft 
Bäder in Buchhain. mit 1.3 











drei 


Carl Gross, Kaufm. 
Monate. 


Zur Geſammthaft 
in ‚ Piebftadt. mit 1. 2. 






Mit den Zinfen 
vom 1. Zuli 1878. 


Zur Gefammtbaft 
mit N. 1. 2. 


Friedrich Klein, 
Bürger in N. 












Christien Müller, 
Bäder in Buchhain. 






w. 1. J 1873 






Christian Müller, Gelöſcht auf. Verf. 





Räder in Buchhain. 2 vom 
| —— 11250 43 — 1. 9. 1874] Friedrich Weniger, 
: v. 187 t - \ 
Verf. v. 8.9. ona Müllermeifter im N 


1872. ! 
Altentbeil für N. Bur 
N. (Bl. 4. d. Gefammtaf 

Act.) eingetr. mit N. 
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Anlage O. 


— —ñn —— 


(Adler.) 


Preußiſcher Hypothekenbrief 


über 
die in dem Grundbucht von Schlebach Band I. Blatt I. auf dem im 


Kreiſe Firbhadt gelegenen Nittergute Schlebach Abtheilung III. Ar. 9. 
eingetragenen 5000 Thlr. 


Abtheilung III. 

Nr. 9. 5000 Thle. (in Worten) mit 51%, Prozent Zinfen vom 1. Zuli 1868 
in balbjährigen Raten verzinslid, gegen ſechsmenatliche, nit vor 
tem 1. Zuli 1872 zuläjfige Kündigung zahlbar, für den Bauquier 
Friedrich Klein zu Berlin eingetragen zufolge Berfügung vom 
2. Zuli 1868. 


| Beitandtheile des Rittergutd Schlebad: 
1. das But Shlbah . » » » 2.» 600 Hefrar. 30 Ar 5 Met. 


2. das Vorwerk NewSchlebahb . . » ., 40 „ 14 — ,„ 
3. der unter dem Graudbuchamt zu N. bes 
legene Forſt „die großen Kifem! .. 5 „ —,„4 „ 
4. der Steinader - - ... 2 2.00 9, — . 
Abihreibungen: 


1. Die Zinfen und Dienfte der Bauern zu Schlebah find gegen ein 
Kapital von 700 Rihlr. in Reutenbriefen abgelöft. 

2.-Die Diterwiefe, 8 Ar 37 Meter groß, zu einem Reinertrag von 
1 Rthlr. 29 Dez. veranlagt, ift abgeſchrieben. 


Grundfteuer-Reinertrag: ........ Rihlr. . Sgr. Eingetragen im Grund» 
ſteuerbuche Art. Ne. run En 
Nupungswertbi ........ Rthlr. . . Szr. Eiagetragen im G-bäudeſteuer⸗ 


buche Nr. .... 
Elgenthlüümer: kaudtaih Johann Heiurlch von Beuthen zu Schlebach. 
Grwerbspreife: 126,600 Rihlr. im Jahre 1868 ſind nicht 
140,000 Rihlt. im Jahre 1867 oder angegeben, 
Bingeträgene Taxe vom 3. Öftober 1865: 137,500 Rihlt. 
Geuerverliherungsfumme vom 1. Januar 1870: 10,580 Athlr— 


Eingetragen find: 
I. in ber zweiten Abtheilung: 


1. 5 Thle. unablösliher Zins für die Kirche zu Schlebach, 
2. ein vertragsmäßiges Vorkaufsrecht, bis zum 1. Juli 1877 giltig; 


II. in der dritten Abtbeilung: 


. 20,000 Thlr. landſchaftliche Pfandbriefe; 
. und 3. gelöjcht, 
. 10,000 XThlr., 
. 10,000 XThlr., 
. 10,000 Xbhlr., 
- 8000 Thlr., 
8. 5000 Thlr., verzinslih mit 51/, Prozent. 
Urkundlich ausgefertigt, Liebftatt, den 2. Juli 1868. 


Königliches Grundbuchamt. 
(Siegel.) (Unterjdriften.) 


wm - 


10 0 — 


Borftehende Hypothek von 5000 Thlr. Abtheilung III. Nr. 9. ift mit 
den Binfen vom 1. Januar 1868 auf den Holzhändler Earl Groß in Lieb» 
ftabt umgeſchrieben. 

iepftadt, den 12. Dezember 1868. 

Königliches Grundbuchamt. 
(Siegel.) (Unterjchriften.) 


Bon vorftehenden 5000 Thlr. Abtheilung III. Nr. 9. find 2500 Thlr. 
mit dem Borzugsrcht vor dem Ueberreft und mit den Zinjen vom 1. April 
1869 an den Hausbefiger Julius Rol in N. N, abgitreten und ift tem 
Roll eine beglaubigte Aoichrift dieſes Hppothefenbriefes ertheilt worden.*) 

Die Abtretung ift im Grundbude vermerft. 

Liebftadt den 1. April 1869, 
Königliches Grundbuchaut. 
(Siegel.) (Unterjcpriften.) 

Auf vorftehende, Abtheilung III. Nr. 9. für den Holzhäudler Earl Groß 
noch haftende 2500 Thle. ift auf Erjuhen des Königl. Gerichts zu N. eine 
Berfügungsbeihränfung in Höhe von 500 Tplr, für den Kaufmann Ferdinand 
Müller zu Liebftadt vorgemerkt worden. 

Liebftadt den 7. Mai 1869, 


Königliches Grundbuchamt. 
(Siegel.) (Unterſchriften.) 


Die auf der, Abtheilung I. Nr. 9. für den Holzhändler Cail 
Groß noch haftende Hypothel von 2500 Ahle. für den Kaufmann 


*) Wenn die Thellabtretung vor einem Notar oder vor einem anderen Richter ald den 
Grundbuchrichter erfolgt, it Der Vermerk (Minen 1.) von dieſen auf die Urkunde zu fepen. 


— 
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Ferdinand Müller in Liebftadt vorgemerkten 500 Thlr. find dem lepteren 
mit Binfen vom 1. Juni 1869 und mit bem Borzugsreht vor 
bem Ueberreft abgetreten worden und ift ihm eine beglaubigte Abjchrift 
biefes Hppothefenbriefes ertheilt worden.*) 

Die Abtretung ift im Grundbude vermerkt. 


Liebftadt den 31. Mai 1869. 
Königliches Grundbuchamt. 
(Ziegel.) (Unterfchriften.) 


Ben vorftehenden 2000 Thlr., Abtheilung 111. Nr. 9., find 1000 Thlr. 
gelöjht worden. 


Liebftabt den 15. September 1869. 
Königliches Grundbuchamt. 
(Siegel.) (Unterfchriften.) 


Der, Abtheilung III, Nr. 10. eingetragenen, mit 5'/, Prozent verzind« 
lihen Poft von 1000 Thlr. ift das Vorrecht ver den, Abtheilung III. Nr. 9. 
noch für Friedrich Gottlieb Groß haftenden 1000 Thlr. eingeräumt und 
dies im Grundbuche vermerkt worden. 

Liebftabt den 15. September 1869. 


Königlihes Grundbuchamt. 
(Siegel.) (Unterfchriften.) 


*) Wenn bie Iheilabtretung vor einem Notar oder vor einem anderen Nichter, ald dem 
Grundbuchrichter erfolgt, ift der Vermerk (Alinea 1.) von dieſem auf die Urkunde zu feßen. 
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YUnlage D. 


— — 
(Adler.) 


Nachſtehende Abſchrift: 
(inser. der Hypothekenbrief und die darauf geſetzten Vermerke bis 
einfhließlih den Vermerk über bie Theil-Abtretung) 
wird hiermit als Hppothefenbrief über die von der Poft Abtheilung IIL Nr. 
9. von 5000 Thlen. abgezweigten und dem Hausbefiger Julius Roll zu 
N. N. abgetretenen 2500 Thlr. (i. W.) zum öffentlichen Glauben ertheilt. 
Die Abtretung ift im Grundbude vermerkt. 


Liebftabt, den 1. April 1869, 
Rönigliches Grundbuchamt. 


(Siegel.) (Unterſchriften.) 
— 7 72 20 Sr 
Anlage E. 
(Adler.) 


Nachſtehende Abſchrift: 
linser. der Hypothekenbrief und die darauf geſetzten Vermerke bis 
einſchließlich den Vermerk über die Theil-Abtretung von 500 Thlr.) 
wird hiermit als Hppothefenbrief über die von ber Poft Abtheilung III. Nr. 
9, von 2500 Thlrn., haftend für ben Holzbändler Carl Groß, dem Kaufmann 
Ferdinand Müller zu Liebftadt abgetretenen 500 Thlr. (i. W.) zum öffent 
lichen Glauben ertheilt. 
Die Abtretung ift im Grundbude vermerkt. 


Liebftabt, den 31. Mai 1869. 
KRönigliches Grundbuchamt. 
(Siegel. (Unterjchriften.) 
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Anlage F. 





(Abler.) 


Preußiſcher Hppothefenbrief 


über 
die in dem Grundbuche von Berlin, Band IV. Blatt 7. auf dem zu 


Berlin in der ..... Strafe Ar. 70. belegenen Haufe in der dritten 
Abtheilung unter Ar. 5. eingetragenen 1000 Ahle. 


Dritte Abtheilung. 

Nr. 5. 1000 Thlr. (i. W.); vom Tage der Abtretung mit 5 Prozent ver» 
zinslih und mit fehsmonatliher Kündigung zahlbar, 
eingetragen für den Gigenthbümer, Kaufmann Morip 
Hayn zufolge Verfügung vom... .: 
Beftandtbeile des Grundftüds: 


1. Ein breiftödiges maffives Wohnhaus, 30 Fuß lang, 18 Fuß tief, 
2. Ein zweiftödiger maffiver Neubau, 24 Fuß lang, 10 Tuß tief, 
3. Ein einftödiges Stallgebäude, 20 Fuß lang, 12 Fuß tief, 
4. Ein Hofraum, 12 TMetr. 
Nupungswertb:...... Rihlr. .... Sgr. 
Eingetragen im Gebäudeſteuerbuche Nr... . . 


Eigenthbümer: Kaufmann Morig Hayn zu Berlin. 
Erwerbspreije: 15,000 Rthlr. im Jahre 1856, 
16,500 Rihlr. im Jahre 1864. 
Eingetragene Taxe: fehlt. 
Beuerverliderungsfumme vom 1. Januar 1871: . . 16,000 Rihlr. 
Eingetragen find: r 
in der zweiten Abtheilung Nichts; 
in ber dritten Abtbeilung: 
Nr. 1. 2. Gelöſcht. 
Nr. 3. 3000 Rthlr. 
Nr. 4. 2000 Rthlr. 
Urkundlih ausgefertigt, Merlin, ben...» 2... 


Königliches Grundbuchamt HEN, 


(Siegel.) (Unterfhriften.) 


00 — 
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Anlage ©. 
(Abler.) 
Preußiſcher Hypothefenbrief 
über 
die in dem Artikel Ar... . . des im Hreife..... belegenen Borfs 


Buchhain unter Ar. 1. eingetragene Hypothek von 200 Thlr. 


Nr. 1. 200 Thlr. (in Worten) mit. 4'/, Prozent verzinslich, gegen breimonat- 
lihe Kündigung eingetragen für den Kaufmann Earl Groß zu Liebftadt 
zufolge Verfügung vom ..... 


Für die Hypothek haften folgende Grundftüde: 
1. Ader auf dem Sande 10 Ar 63 Meter groß, 


mit einem Reinertrag von «vr rennen. 2 Thlr. 14 Gent. 
2. Wiefe am Galgenberge, 8 Ar 37 Meter groß, 

mit einem Reinertrage von » » 22 8* Lk. 20 . 
3. Holzung „die Fichten”, 29 Ar 74 Meter groß, 

mit einem Reinertrage von » rer ena. —_— „37, 


Eigenthümer: Bauer Heinrich Schmidt zu Budhain. 
Eigentbumsbeihränfungen und Laften: 


Zu 1, Rentenbanfpflichtig. zuf. Berfüg. vom... ... und 
Altentheil zuf. Berf. vom .... +.» 

Zu 2. ; 

Zu 3. Nichts, 


Un Hypotheken gehen vor: 
Nichts. 
Urkundlich audgefertigt, Liebftabt den 2. Juli 1873, 
Königl. Grundbuchamt. 
(Siegel.) (Unterfchriften.) 
Die Hypothek von 200 Thalern ift auf den Bürger Friedrih Klein zu 


EEE umſchrieben. 
Liebſtatt den 2. September 1874. 


Königl. Grundbuchamt. 
(Siegel) (Unterfchriften.) 


Zu M 234. 


Saus der Abgeordneten. 
10. 2egislarur« Periode. 
Ill. Seffion 1869. 
— — 


betreffend 


den Bericht über den Entwurf einer Grundbuch- 
Ordnung. 


Sn der Zuſammenſtellung der Vorſchläge der Kommil- 
fion bedürfen folgende Drudfebler der Berihtigung: 
Seite 77. Zeile 21. von oben ift das Komma nad „be 
willigt” zu re 
: 89, »- 2, von unten I. ftatt 88. 82 — 86.: 


:» 91. =» 16. von oben I. ftatt $. 87.: 8. 88, 
» 125. » 2. ber Meberichrift der Spalte 11. I. ftatt 
Laftın: Laſten. 


-» 128. »- 2. von unten I, ftatt den: dem. 
: 129. - 1. von unten I. ftatt diefem: dieſen. 
:» 132. - 4. von unten I. ftatt umſchrieben: umge: 


fchrieben. 
Berlin, den 24. Januar 1870, 


Die X. Rommiffien: 


Dr. 9, Hönne. Bahlmann. 
Vorſitzender. Berichterftatter. 
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Berichterftatter: Haus der Abgeordneten. 
Abgeordneter v. Seydewihz. 10. Legislaturs Periode. 
— — — III. Seſſion 1869. 

— ñ——— 


Bericht 


X. Kommiſſion über den dem Entwurf einer 
Grundbuch-Ordnung beigefügten Koſten-Tarif. 
(Nr. 24. der Druckſachen.) 


Der im $. 149. des Entwurfes einer Grundbuchordnung erwähnte, dem— 
jelben beigefügte Koftentarif ift von der unterzeichneten Kommiffion in Gegen» 
wart eines Vertreterd des Herrn QJuftizminifters, jomwie zweier Vertreter bes 
Herrn Finanzminifters in einer Sitzung berathen. 

Dabei wurde zunächft Seitens einzelner Kommilfionsmitglieder die un— 
verhältnißmäßige Höhe des Koftentarifs hervorgehoben, welcher auf die ganz 
veränderte Sadlage die überhohen alten Säge nicht nur im Gegenjag zu dem 
bisherigen Gange der Gelepgebung aud fernerhin anwenden, jondern theil- 
weiſe noch überſchreiten will. Zur Rechtfertigung dieſer Anſchauungen und 
der aus ihnen bervorgegangenen Anträge wurde im Wejentlihen Folgendes 
bemerkt: 

Der jepige Koftentarif beruht in der Hauptſache auf einer 
in der Sigung ber zweiten Kammer vom 4. Januar 1850 mit 
Allerhöchſter Ermädhtigung vom 21. Dezember 1849 überreicdhten 
Vorlage (Drudjaden Nr. 411.), in deren Motiven ©. 95. aner» 
fannt wird, daß die bisherige drückende Höhe der Gerichtäfoften 
in Hypothekenſachen namentlich bei geringeren Objekten eine der 
am meiften laut gewordenen und von verjdhiedenen Provinzial 
landtagen zur Abbülfe empfohlenen gerechten Beſchwerden iſt. 
Diefe Abhülfe wird nun darin gejucht, daß an die Stelle einer 
befonderen Zurifirung ber vielen einzelnen Operationen ein wejent» 
lich nad) dem Objekte zu bemeſſendes Pauſchquantum treten joll. 
Hierdurch wird für die geringeren Objekte eine Ermäßigung bei 
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fehr hoben Objekten (z.B. Eintragungen von 26000 Rihlr. reip. 
8009 Rthlr. Darlehn) aber eine Erhöhung der Kojten herbeibe- 
geführt, welche zugleid den in den niedrigen Kolonnen entjtehen- 
den Ausfall theilwelje dedt. (S. 96. a. a. D.) 

Die ſpätere zum Gejep gewordene Borlage vom 2. Januar 
1851 (Druckſachen Nr. 38.) ließ es mun aber nicht bei dieſen, 
im Ganzen vielleicht etwas ermäßigten Sägen, vielmehr wurde 
außer benielben auf Grund einer probeweije an einzelnen Gerichten 
vorgenommenen Berehnung noch ein Zufhlag von 6 Sgr. auf 
ben Thaler beantragt und jhlieplih auf Grund der Betrachtung 
bewilligt, daß die Gejammteinnahme des Staates burd ben 
neuen Tarif nicht geihädigt werden jollte.*) 

Dies ift denn auch nicht geichehen, vielmehr ift die Einnahme 
ſchon für 1852 und 1853 um 114,295 Thaler beziehungsweile 
166,418 Thaler **) und jeitdem ftetig erheblich gewachſen. 

Demgemäß haben denn auch mehrere Obergerichte, die jammt« 
lich ſchon auf Grund einer Allerhöhften Ordre vom 26. Juli 1852 
zum Bericht über die Wirkungen des neuen Kuftentarifs aufge» 
fordert waren, allgemein über die Höhe ter Hypothefenkoften ge- 
Magt, während andere beftimmte, meift durch die Gejepgebung 
des Jahres 1854 erledigte Monita erhoben ***). 

Demgemäß ſchloß auch fon der über die Hypothefennovelle 
erftattete Bericht der II. Kammer vom 26. April 1853, Nr. 310, 
Seite 47. mit dem Antrage: 

es für ein Bedürfniß zu erflären, daß die Herabſetzung der 

Sporteln in Hypothekenſachen zum Gegenftande einer baldi» 

gen Gejepesvorlage gemacht werde, 
in weſentlicher Webereinftimmung mit einem am Schluß des ent- 
ſprechenden Beridhted der I. Kammer vom 27. deffelben Monats 
Nr. 379. Seite 15. ausgelprohenen dringenden Wunſche, wäh. 
rend ein auf mehrfache Anträge bezüglicher Bericht der zweiten 
Kammer vom 2. Mai 1853, Nr. 345. Seite 20. und 50,, ver 
ſchiedene Spezialwünſche ausſprach. 

Soweit dieſe ih auf die hiſtoriſche Vermerkung der Zwiſchen⸗ 
befiger, die Grundftüde im Werth bis zu 5 Thalern, die jogenannten 
Wendelücker, die nicht befonders tarifirten Geſchäfte, und auf die 
Hypothekenbuchsauszüge bezogen, find fie dur $. 13, der Hy» 
pothefennvvelle vom 24. Mai 1853, G.«S. Seite 215., und Art. 17. 
bes Gefeped vom 9. Mai 1854, G.-S., Seite 273., wenn aud) 


*) Demgemäh wurde nach einem Berichte Dre Appellationsgerichtes zu Polen (Atten des 
Abgeorduetenbaufes, Gebühren, Gerichtöfoften und Sportelfachen betreffend, Nr. I. Vol. 2. 
fol, 164, bis 166.), ganz abgejehen davon, daß bisber bei Eintragungen in rmbr. II. feine 
Progentgelder entrichtet wurden, fen bei Objekten von 500 Rthlen. die früheren Säge er- 
reicht, und reip. demnächſt überfchritten, je daß 3. B. für Befiptitelberichtigung bei einem 
Objeft von 5000 Rihlrn. die Koften von 49 Rthlru. auf 65 Rthlr. 4 Sgr., bei einem Objekt 
von 100,000 Ribhlru. aber von 90 Rthlru. auf 125 Rihlr. 4 Sgr. ftiegen. 

**) Megierungsverlage vom 15. März 1854, Nr. 196, Seite 18. 

"+, Anlage zum Bericht der zweiten Kammer vom 2. Mai 1853, Nr. 345., Seite 27., und 

fol. 97. folgende in der Note 1. erwähnte Akten, 
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einzelne weitergehende Anträge Seitens der Stantd-Regierung aus 
finanziellen Gründen abgelehnt wurden, in der Hauptjadhe erledigt. 
Dagegen ift der im Bericht vom 2. Mai 1853 gemachte Vorſchlag, 
audfür die Eeffionen und alle fonftigen Subinjfriptionen einen Mari« 
maljag von 20Rıhlr. feftzuftellen, um dieje Koften mit der zu dem Ge⸗ 
ſchäfte aufgewandten Arbeit in ein angemefjenes Verhältniß zubringen 
(wie dies nach der Borlage vom 21. Dezember 1849, Nr. 411. ©. 94. 
aus demſelben Grunde bei den Aften der freiwilligen Gerichtäbar- 
feit geſchehen ift, damals nicht wieder aufgenommen, noch auch 
fpäter die ſchon in den Berichten vom 26, und 27. April 1853 
angeregte Herabjegung der Hypothefenfoften überhaupt erfolgt; 
obwohl diefelbe im Jahre 1857 vom Herrenhaufe und in den 
Fahren 1861 und 1862 vom Abgeorbnetenhauie in Verbindung 
mit ber Reform des Hopothelenmweiens überhaupt unabläffig ver 
langt wurde, 

Erfolg hatten vielmehr nur die jeit dem Jahre 1854, gegen 
den Zuſchlag, gerichteten Anftrengungen, der durch Gelep vom 22. 
Dezember 1866 Geſetz-Sammlung S. 811. allgemein aufgehoben 
wurbe, was zwar ben Hypothekenſachen gleimäßig, ja jogar früher 
ald den Prozeßſachen zu gute Fam, aber bo nicht hindert, 
daß auch jept nod bei großen Objekten die Koften höher find, als 
nad der gleichfalls in infinitum fteigende Prozentfäge fennenden 
Gebührentare von 1815. 

Die hiernach ſchon lange erftrebte Verminderung der Hypo⸗ 
tbefentoften, deren Höhe die Klagen über das jepige Hypothefen- 
weien und das Berlangen nad beffen Reform weſentlich nähre*), 
ſei nun aber jept von einem doppelten Gefihtepunfte aus unbe 
dingt geboten, 

1) Durd die neue Gefepgebung tritt eine erhebliche Ver— 
mebrung der koſtenpflichtigen Afte ein, indem: 

a) bei freimilligen Beräußerungen der Grundbefiger ohne 
Eintragung gar fein Eigenthum erwirbt, mithin zur Bes 
figtitelberichtigung gezwungen ift, die überdies durch h. 2. 
der Grundbuchordnung erheblich ausgedehnt wird; auch 

b) der erleichterte Verkehr in Hypotheken und die größere 
den Gläubigern gewährte Sicherheit unzweifelhaft bie 
Zahl der Eintragungen vermehren wird. 

Mit der bierburd gewährten Mehreinnahme an 
Gebühren gebe nun aber eine Mebreinnahme an 
Stempeln, bei denen nichts geändert werben fünne 
und folle, Hand in Hand. 
2) Die Ausgaben der Königlichen Staatö-Regierung würden 
auf das Erheblichfte gemindert, ba 

a) ftatt der bei Aufftellung ber bisherigen Tare noch 

vorgeichriebenen Bearbeitung der Hypothekenſachen 


*) efr. Bericht über die Verhandlungen Des zweiten Kongreſſes Rorddeutſcher Yandwirtbe. 


S. 70 bis 123, 
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durch zwei Dezernenten und einen Vorfigenden mit 
Kollegialbeihlüfjen in allen zweifelhaften Fällen fünftig 
nur noch ein Kommiljarius dabei beichäftigt, 

b) diefem die zeitraubende Prüfung der Legalität der Doku— 
mente unterfagt und vielmehr wenigftens nad) der Idee ber 
Grundbuherdnung, abgejehen vom Kegitimationspunft, nur 
noch die weſentlich formelle Prüfung furzer Anträge aufs 
erlegt, auch 

e) die Büreauthätigfeit und Schreiberei auf ein Minimum res 
duzirt wird. 

Es trete biernad unzweifelhaft bei gleichen Sägen eine Vermehrung der 
Koften zum Nachtheil der Grumdbefiger und zugleih in doppelter Richtung 
ein Vortheil für die Staatsfaffe ein. Der legte Gefihtepunft fünne nun 
aber um jo weniger ignorirt werben, als bisher jede BVereinfahung bes 
gerichtlihen Verfahrens, wegen der dadurch bewirften Verminderung der 
ftaatlihen Arbeit und der Staatsausgaben, auch ſtets mit einer entſprechenden 
Herabjegung der Koften verbunden war. Es genüge, in dieſer Beziebung auf 
diei Konfursordnung vom 8. Mai 1855*) und der Subhaftationgerdnung 
vom 15. März 1869**) hinzuweijen. 


*) Ta weder die Vorlage, ncch Die Kommijjionsanträge in Diefer Richtung etwas ber 
ftimmten, fo wurde noch am 25. Aprit 1855, dem Tage der Plenarberathung des Abgeord- 
netenbaufes von Dem Abgeordneten Wentzel ein Zufap zum (Finführungsgeieß beantiagt, wo» 
nach die Beftimmung über die Ermähigung Der im Konfurfe und erbichaftlichen Pinuidations- 
prozeß zu erhebenden Gerichtsfoften durch Königliche Verordnung getroffen werden ſollte. 
Diefer Antrag wurde obne Biteriprudh angenommen, nachdem der Auftizminifter Simone 
auddrüdlich anerkannt hatte, daß eine Nevifion der Spoertelſäße nothwendig fei, da fie theil- 
weife nicht auf alle neue Korınen anwendbar, theilweile audı dem Umfange der durch das 
neue Berfahren bedingten richterlichen Thätigkeit wicht mehr angemelien wäre. 
(Stenograpbiiche Berichte, 2. Kammer, Z. 523.) 

Die Königliche Verordnung erging unterm 4. Juni 1555 Geſetz Sammlung S. 434. 
und wurde dann, wie and den Motiven zur Vorlage vom 12. Jannar 1858 (Drudiachen 
2. Kammer Nr. 8. ©. 9, hervorgeht, das Pauſchquantum für den erbichaftlichen Pinnidatione- 
prozeß und für die Konftitwirung der Paſſivmaſſe im Konkurſe mit Nüdjicht auf die durch 
die neue Konfursordnung bedingte Minderung der Arbeit auf Die Hälfte berabgejept, wodurch 
nad der Berechnung ©. 16. a. a. Orte ein Ausfall von 23,650 Rthlru. jährlich — ausichlieh- 
lich des Zufchlages — entjtand. 

Tropdem genügte dieſe Ermäßigung den anderen Faktoren der G.ſetzgebung nicht, vielmehr 
wurde jchen von Der Kommiſſion des Abgrordnetenbaufes im Bericht vom 25. Januar 1858 
(Dradiachen Nr. 12.) auf die Gefahr eines weiteren Ausfalld von 13,000 Rtblen. bin, eine 
weitere Herabiepung der Koften für das erbichaftliche Liquidationsverfahren mit Rückſicht auf 
feine Vereinfachung und veränderte Bedeutung beſchlofſen und dieſer Beſchluß treg des Wider: 
ipruches der Negierung in der Sitzung des Abgeordnetenbaufes vom 3. Februar 1858 ange: 


Es 


nemmen (Ztenograpbifche Berichte S. 52. bie 54.) und ichlichlich zum Geſetz erhoben. 

+) Schon in der Vorlage vom 21. November 1868 (Drudiachen Abgeordnetenbaus Nr. 71) 
wird nah ©. 119. der Motive mit Rüdjicht auf den Wegfall der Tare der Koftenfag um } 
ermäßigt. Dies genügte jedoch Der Nemmifiion des Abgeordnetenhauſes nicht, vielmehr wurde 
die Steigungsffala bis 500 Rthlr. von je 25 Rihlr. auf je 50 Rthlr. erböbt, mit dem Ber 
merken, daß der hierdurch entſtehende Ausfall von 30,000 Rthlr. nicht berüdfichtigt werden 
könnte, da die Algaben, weiche auf dem Grundbeſitz zur Zeit haften, fo bedeutend jeien, daß 
jede nur mögliche Grleichterung vortbeilbaft und münfchenewertb ericheine (Bericht vom 5, 
Februar 1869 Nr. 254. ©. 45.) 
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Wieweit diefe Ermäßigung gehen fünnte, ohne daß dem Staate dur 
die gerichtliche Führung der Grundbücher die Auslagen überfteigende Aus— 
gaben erwachſen, ift inzwilchen auf einem nahe liegenden Gebiete konſtalirt 
Die Geihäfte beim Handelsregifter find durchſchnittlich, wenigſtens was das 
Gejelihaftsregifter betrifft, in feinem Falle einfacher, als die beim Grund» 
buche, und doch werden dafür nad der Verordnung vom 27. Januar 1862, 
®. ©. ©. 33, nur fefte Säge von 20 Sgr. bis 6 Rthlr. erhoben, und ift 
bei den Berhandlungen über die Genehmigung dieſes Tarifes unzweifelhaft 
feftgeftellt, daß diefe Beträge genügen, um die Koften für die Führung des 
Regifters ausgiebig zu decken). Die darüber binausgezahlten Hypotheken- 
foften erſcheinen mithin als eine dem Grundbefig zu allgemeinen Staatszweden 
auferlegte Steuer. 

Ale diefe Umftände würden es rechtfertigen: 

1) im richtigen Verhältniß zur verminderten Mühwaltung des Staates 
alle bisherigen Sätze auf die Hälfte herabzufegen, wie von einer 
Seite beantragt iſt; 

2) für Die einzelnen Geſchäfte, da fie jept noch einfacher find, als 
die Afte der freiwilligen Gerichtäbarfeit, und bei jo einfachen Ge- 
ſchäften, wie bereits? ©. 94. der Motive zur Borlage vom 21. Des 
zember 1849 gejagt wird, eine Steigerung in infinitum nicht 
angemellen eriheint, Maximalſätze ähnlih den für jene ad II, 
des Tarifes vom 10. Mai 1851 feftgelepten zu beftimmen; 

3) entiprehend der Beltimmung in $. 8. Nr. 1. der Verordnung 
som 27. Januar 1862 im Pauſchquantum auch die Koften für 
die gerihtlihe Aufnahme ter Anträge mit einzubegreifen, beſon— 
ders da dieſe erft durch die Grundbuchordnung neben den Ver— 
trägen jelbft neu eingeführt find und jonft badurd dem Grunde 
befig no ganz neue Koften erwachſen würden. 

Andererfeitd mühe jedoch jeder Schein vermieden werben, ala würde ben 
anerfennenswerthben Reformbeftrebungen der Staatsregierung irgend ein Hin— 
derniß bereitet, und fei es deshalb beffer, nicht gleich jo weit zu geben, beionders _ 


Ju der Plenarſitzung von I0. Februar 1869 (Stenographiſche Berichte 2. 1565.) erklärte 
ſich zwar der Herr Juſtizminiſter mit Der vorgeſchlagenen Aenderung nicht einverftanden, 
allein trogdem wurde fie zunächſt vem Abgeordnetenbauſe angenommen, und demnächſt auch 
Theil des publizirten Geijehzes. 


*) Die Motive der Vorlagen vom 7. Dezember 1563 und 22 November I864 (Drud⸗ 
jacben Des Abgeordnetenhauſes Nr. 45, reip, 15.) jagen S. 15: daß bei der Beſtimmung der 
zu erbebenden Bıträze Bedacht darauf zu nehmen war, daß eine Einnahme gefichert werde, 
welche Die Roten der Geichäftsvermehrung im ansgiebigem Maße dedten, und ©. 17.: „dal 
ſelche Anfäge vorzuichreiben wären, welche in DBerbindung mit den übrigen Beftimmungen 
fichere Gcwähr bieten, daß Die Aübrung dis Handelöregifters der Staatskaſſe nicht zum Scha« 
den gereicht.” Tai dieſes Ziel erreicht ft, wird anf Grund der gemachten Erfahrungen nicht 
nur Dort ftillſchweigend auerkannt, jondern ce iſt bei Ginbringung der Vorlagen am I Der 
zember 1863 und 17, Jannar 1565 (Ztenograpbiiche Berichte des Abgeordnetenhauſes 2. 339, 
und 29.) von dem Juſtizminiſter Herrn Grafen zur Lippe auedrücklich mit den Worten erklärt, 
daß Die Anfätze ſich praktisch als vollſtändig ausreichend erwieſen bätten, und find dieſer Anfı 
faſſung beide Häuſer in den Sipungen vom 11. Februar 1565 nnd 10. März 1565 (ten: 
graphifche Berichte S. 117. und reiv. ©. 49.), jomwie im Bericht des — vom 21, 
Februar 1865 S. 2, ohne allen Widerſpruch auedrücklich beigetreten. 
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da gegen beftinmte, bejhränftere, wenn an fih aud ungenügende Vorſchlãge, 
ein ernſthafter Widerſpruch der Königlichen Staatsregierung gar nicht zu er— 
warten jei. 

Diefelbe hat nämlich fen dem Entwurfe vom Jahre 1864 einen Zarif 
(S. 108.)*) mit dem Bemerfen beigefügt, daß bei einer jo erheblichen Ver— 
einfahung der Gejchäfte des Hypothefenamtes ed zuläflig fein würde, die bis⸗ 
berigen Koften um nahezu Eindritttheil zu ermäßigen, und dieſer Tarif ift 
in allem Weſentlichen der auf Grund des Gefepes vom 21. März 1868 ©. 
S. ©. 293. jept in Neuvorpommern und Nügen geltende. Der Eingang 
deffelben lautete nun aber jowohl nad der Vorlage vom 11. Januar 1868 
(Drudiahen des Herrenhaufes Nr. 43. S. 39.) ald nad dem Kommiſſions⸗ 
bericht deſſelben vom 6. Februar 1868 Nr. 70. ©. 67. wörtlid: 

Für die Koften in Hypothekenſachen ift in dem Provinzen, 
in welchen bie Hypothefen- Ordnung von 1783 gilt, eine Ermä« 
higung der in den 98. 25. bis 32. des Koftengefepes vom 10. 
Mai 1851 und der im Art. 17. des Gejepes vom 9. Mai 1854 
beftimmten Beträge in Ausfiht genommen, und nad biejen er- 
mäßigten Sägen die Erhebung der Koften in Neuvorpommern 
für die nad erfolgter Negulirung des Hypothekenbuchs und Die 
nad Ablauf der Präflufivfrift zur Eintragung fommenden Hypo» 
tbefens Forderungen vorgeſchlagen wie folgt: 

Dieſer Paffus ift erft in der Sipung des Herrenhaufes vom 11. Februar 
1868 (Stenographiihe Berichte S. 118.) auf Grund der Bemerkung eines 
feiner Mitglieder geftrihen, daß für ſolche wohlmollende Motive im Geſetz 
fein Platz ſei, während die Anfäge ſelbſt ausweislich der Berichte des Herrn» 
baufes vom 6. Februar 1868 Nr. 70, ©. 22. und des Abgeorbnetenhaufes 
vom 20, Februar 1868 Nr. 332. ©. 8. als zu hoch und jedenfalls einer 
demnächftigen Herabjegung brdürftig bezeichnet, auch in dem Erfteren wejent- 
lich dur den Hinweis darauf geredhtfertigt find, daß dem Staate durch bie 
Einrichtung befonderer Hppothefenämter erheblih mehr an Koften erwüchie, 
ald wenn die Führung der Hppothefenbüder den Gerichten übertragen 
würde. 

Da nun felbft diefer Grund jept wegfällt, ein Verläugnen der nad 
langer Vorbereitung in jo feierliher Form abgegebenen Zujage aber ſich 


“um fo weniger erwarten laſſe, als das Aufgeben der urſprünglichen Abſicht 


gar nicht motivirt iſt, jo müſſe ald minimum der durch die Sachlage gebo» 
tenen Ermäßigung beantragt werden: 
Die Paufhläge des zuletzt erwähnten Geſetzes anzunehmen und 
zwar unter Einrechnung der Koften für die gerichtliche Aufnahme 
der Anträge. 


*, cher denielben beißt eo in dem Gutachten der Berliner juriſtiſchen Gefelliehaft vom 
3. März 1865 2. 36.: daß die Zäpe aufriedenjtellene wären, wenn wicht Das Prinzip des 
8. 1. des damaligen Fntwurfes (Die mittelbare Erwerbung det Eigenthumse nur durch Auf 
lnffung) bänfigere Fintragung nöthig machte, und der Ztempel zu hech wäre, fo daß Die 
Umſchreibung eines Grundſtückee zum Wertb von 20,000 Rihlru. und die Eintragung von 
10,000 Rihlru. Reittanfgeld zuſammen immer nech 260 Rehlr. 25 Sgr. fofteten. 
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Leptere Beftimmung jei namentlich nöthig, um die Grundideen 
der Grundbuchs-Ordnung zur Wahrheit zu machen, und ein das 
burd vieleicht herbeigeführter Feiner Ausfall in der Reineinnahme 
fönne ſchon mit Rüdfiht auf die durch das Konſolidations-Geſetz 
bieponibel gewordenen Mehrbeträge nicht ind Gewicht fallen. 

Diejen Ausführungen und Anträgen wurde zunächſt ſeitens des einen 
Vertreters des Herrn Finanzminiſters widerjproden und im Weſentlichen 
bemerft: 

Den Anträgen und Wünjhen auf Herabjepung der Koften jolle ihre 
Berechtigung nicht abgeiprodhen werben, indeffen fei die vorgeſchlagene Amen- 
dirung nit angänglid. 

Die bisherigen Beftrebungen zielten auf eine doppelte Reform; einmal 
auf Bejeitigung der durch die Gefepgebung veranlaßten Erſchwerung des Hy— 
pothefenverfehrs und dann auf Verminderung der Koften. Mittelft des vor- 
gelegten Gejegentwurfes habe die Staatsregierung die aud von ihr für heil« 
jam eradhteten Verbefjerungen auf dem Rechtsgebiete in Vorſchlag gebracht. 
Dieſe Verbefferungen würden aud allein angenommen werden fünnen. Eine 
Aenderung des Koftentarifs ftehe damit nicht in nothwendiger Verbindung: 
eine jolde babe die Regierung für jept um jo weniger in Anregung bringen 
können, als die Zuftiz immer noch Zuſchüſſe erfordere und die Finanzlage bes 
Staates einen Ausfall nicht geftatte. Insbeſondere fei über die durch das 
Konjolidationsgejep verfügbar gewordenen Beträge bereits anderweitig despo— 
nirt. Die Hypothefenfoften hätten nad der zum Juftizetat vorgelegten Ueber— 
ſicht (Drudiaden Nr. 130.) im Jahre 1868 über anderthalb Millionen und 
im Sabre 1869 wohl noch mehr betragen. Hiernach würden jelbft die lepten 
Anträge noch einen Ausfall von 500,000 Rthlr. und bei Ausdehnung des 
Gejeges auf die ganze Monardie von circa Y/, Million zur Folge haben, 
was einem Steuererlaffe gleichitehe, für den gar feine Ausgleihung geboten 
ſei. Allein auch wenn die allgemeine Finanzlage einen Steuererlaß geftatten 
jollte, könne er nicht bei Gelegenheit einer befonderen Gefepesvorlage unter 
bloßer Berüdfihtigung der dabei zur Sprade fommenden Bebürfniffe und 
Wünſche beichloffen worden, jondern es feien vielmehr alle vorliegenden 
äußerft zahlreihen und verjhie.enartigen Anforderungen zu prüfen und nad 
ihrer größeren oder geringeren Dringlichkeit zu erwägen. Daß ber für Neus 
sorpommern geltende Zarif fi etwas niedriger ftelle, beruhe auf anderen 
Verhältniſſen. Namentlih babe dort ein Hypothekenbuch noch gar nicht 
eriftirt, fo daß es fih um ganz neue Koften gehandelt hätte; auch beftehe 
in Neuvorpommern ein weitreidhender Zwang, Geffionen eintragen zu laffen, 
was anberweit nicht erferderlich ſei. Auf das Handelsregifter könnte nicht 
eremplifizirt werden, da in den großen Hanbelsftäbten wohl bisweilen 
verwidelte Fälle vorfämen, fonft aber die Gefchäfte bei demielben fehr eins 
fach jeien. 

Er jei hiernach ermächtigt, zu erflären, baß die Staats » Regieruug zur 
Zeit nit in der Lage ſei, eine Ermäßigung, wie die beantragte, eintreten zu 
laſſen. Sollte diefelbe vom Abgeordnetenhaufe als untrennbarer Theil des 
Geſetzes beihloffen werden, jo würde dadurh das Zuftandefommen des Ges 
ſetzes jelbit in Frage geftellt werben. 

Es jei deshalb um eine nüplihe Juftigreform zu ermöglichen, zu em« 
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pfehlen, daß der vorgelegte Tarif, wenn auch in feinen verſchiedenen Pofi- 
tionen bebattirt und vielleiht im Einzelnen amendirt, do in feinen Grund» 
lagen unverändert von der Kommiljion angenommen werde; und bleibe es 
anheimgeftellt, auf Herabjegung der Koften, weldhe von der Staatd-Regierung 
ald ein beftehendes Bedürfniß unverrüdt im Auge gehalten werbe, bei ans 
derer Gelegenheit zurüdzulommen. 

Weſentlich übereinftimmend äußerte der Vertreter des Herrn Juſtiz- 
Minifters: 

Es ſei zu wünſchen, daß die Differenz wegen der Koften die Annahme 
des Geſetzes nicht gefährde, zumal da lepteres auf das ganze Staatsgebiet aus» 
gebehnt werben folle. Cine doppelte Belaftung durd Gebühren und Stempel 
finde nicht ftatt. Stempel lägen außerhalb der Grundbuchsgeſchäfte. Der 
Ruf nah Reform der Gefepgebung gründe ſich nicht auf zu hohe Koften, die 
bei Gelegenheit des Eigentbumsüberganges erheben würden, ſondern auf bie 
Koften, welche bei dem Verkehr der Hypothefen zu erheben find. Im dieſer 
Beziehung enthalte aber das Geſetz an ſich ſchon eine nit zu unterſchätzende 
Erleichterung. Man möge nur bebenfen, daß Geffionen zum Grundbuche nicht 
eingetragen werben brauchen, und daß der Eigentbümer Blanco-Gejfionen aus« 
ftele, welche jih der Negel nad dem Verkehr bei dem Grundbuhamt ent: 
ziehen werben. Aud bei dem Eigenthume trete die Ermäßigung der Koften 
ein, daß Verträge über die Veräußerung und Erwerbung nit in öffentlicher 
Form aufgenommen zu werben brauden. Es werde aljo auch ohne Verände- 
rung des Tarifs eine Koftenermäßigung eo ipso eintreten. 


Aud aus der Mitte der Kommilfion wurde diefen Anſchauungen beige 
treten, insbelondere hervorgehoben, daß die Einnahmen der Staatsregierung 
bier nicht geihmälert werben dürften, daß aud die Gebührenfäge an ſich nicht 
zu hoch feien, jondern nur die im $. 10. erwähnten Koften für die Anträge, 
weshalb dort eine Ermäßigung der Koften für die Afte der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit und zwar gleichzeitig auch für die Notare befhloffen werden müſſe. 


Dem gegenüber wurde feitend anderer Kommiljionsmitglieder die Nichtig» 
feit der erften Ausführungen feftgebalten und außerdem noch Folgendes er— 
wibert: 


Prinzipiell könne die Juftiz nit als Finanzquelle angejeben und be— 
handelt werden, mas jept der Fall fei, wo bie für die Ziviliahen erhobenen 
Gebühren zur Beftreitung der Kriminalkoften beitragen müßten. Allein von 
der Anwendnung diejes Grundiapes handle es fih nicht einmal. Nad der 
abgegebenen Erklärung wolle die Königlihe Staatsregierung die beabfichtigte 
Reform nur ins Leben treten laffen, wenn binfichtlic der Koften Beftimmungen 
getroffen würden, deren nothwendige Folge die Vermehrung ihrer Reinein- 
nahme d. h. eine neue Steuer für den Grundbefig jein müſſe. Hierzu würde 
das Abgeordnetenhaus fih niemals verftehen. Die geftellten Anträge jollten 
nur bewirken, daß die durch die verminderte Arbeit eintretende Kofteneriparniß 
nit der Staatskaſſe, die feinen Anſpruch darauf hätte, fondern den notoriſch 
jo bedrängten Grundbefipern zu Gute fommen. Nur bierum handle es fich, 
feineöwegd um Fortſetzung des in den legten Jahren mehrfach beliebten Ber- 
fahrens, fihere Einnahmen ohne Dedung aufzugeben. Um hiervon aud den 
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Schein und zugleih jede Disparität den Notaren gegenüber zu vermeiden, 
werde dad Amendement, ſoweit es ſich auf die Gebühren für die Anträge bes 
ziehe, zurüdgezogen. Nah den jo modifizirten Anträgen würbe aber, wie 
bei der Spezialdebatte noch näher nachgewieſen werden follte, die aus der 
Bearbeitung der Hypothekenſachen der Staatskaſſe erwachſende Neineinnahme 
eher fteigen als fallen. Insbeſondere fünne die Möglichkeit der Blankozeſſion, 
wenigftens auf längere Zeit hinaus feinen Einfluß haben, da dieſelbe, wie 
bereitö von dem Herrn Juftizminifter in der Sigung des Abgeordnetenhaufes 
vom 30. November 1868 (St. Ber. S. 323.) hervorgehoben jet, für Zins— 
zablung und Kündigung vermittelnde Inftitute vorausfegte, die augenblidlich 
noch ganz fehlten. 

Für die Auflaffung ſollten allerdings die Stempel auch beim Grundbud- 
amte erhoben werben, jedenfalls aber müſſe jedem Geihäfte beim Grundbud- 
amte eine Stempelentrihtung vorhergehen; mehre ſich aljo die Zahl jener, jo 
müjje aud die Einnahme aus biefen fteigen. Da nun aber die Stempeljäge 
nit würden vermindert werden fönnen, jo müfje die Ausgleihung bier bei 
den Kujten gejudt werden. 

Dieſelbe jei aber aud unbedingt nöthig, um die Annahme des materiellen 
Geſetzes zu ermöglichen. Die Verhandlungen der Kommilfion hätten aus— 
reichend ergeben, daß demſelben die Mitglieder aus Nheinland und aus den 
neuen Provinzen zum Theil ablehnend entgegenftänden, daß die Abgeordneten 
aus Weftphalen faft einftimmig den Ausihluß diefer Provinz verlangten, daß 
endlich die Mitglieder aus den anderen älteren Provinzen vielfah an den 
Vorzügen des Legalitätsprinzipes fefthielten, und zu einem Aufgeben defjelben 
fi nur durch die Rückſicht beftimmen ließen, daß die dadurch herbeigeführte 
Bereinfahung des Verfahrens die jo ſehr erjehnte Koftenermäßigung zur 
jelbftoerftändlichen Folge haben müſſe. Bliebe es ftatt defjen bei den alten 
Sägen, die bei geändertem Rechte den Grundbefig überhaupt zu Mehraus- 
gaben zwängen, jo ſei zu befürdten, daß nur die Minorität des Haujes für 
die Geſetze fih ausſpräche. Gerade um die Reform nicht ſchon bier zum 
Sceitern zu bringen, müfje wenigftens an den zulegt erwähnten Gegenvor« 
ſchlägen feitgehalten werden. Nachdem die im Jahre 1853 von beiden Kam— 
mern geftellten Anträge feine weiteren Folgen gehabt hätten, Fönnte die Lan— 
deövertretung ſich nicht wieder auf denjelben Weg verweijen lafjen, jondern 
fie müfje unbeirrt aus den gleihen Gründen biejelbe Stellung einnehmen, 
die fie bei der Konkurs- und Subjtations » Ordnung mit Erfolg durch— 
geführt hat. 

Auch diejen Ausführungen gegenüber verharrten die Vertreter der Könige 
lihen Staatsregierung auf dem bereits entwidelten Standpunfte. 
| Namentlid wurde von dem Kommifjarius des Herren Finanzminifters 
befteitten, daß die Beftimmungen des Koftentarifs, welche leviglih dem Be— 
jtehenden ſich anſchlöſſen, erhöhte Einnahmen zur Folge haben würven. Weder 
jei eine Vermehrung der Geſchäfte, welde Mehreinnahmen zu Wege bringen 
würde, noch eine Erſparniß an Arbeitskräften und dadurch an Ausgaben von 
dem neuen Gejeg zu erwarten. Nicht eine Einnahme⸗-Echöhung auf Kojten 
des Grundbeſitzes werde deshalb angeftrebt, jondern die Staatsregierung ſuche 
nur einen wirklichen Ausfall abzuwehren, Unmöglich Fünne es aud von au 
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derer Seite die Abficht fein, einer beiljumen Reform des materiellen Rechts 
erft durch eine damit in Verbindung zu bringende Koftenermäßigung die Wege 
zu ebnen. 

Demnächſt wurde in die Speziaiberathung eingetreten. 


Zu $. 1. 
wurbe zuvörberft zu No. 1. fonftatirt, daß ad c. ftatt ‚bie“ es heißen 
müffe „von”. 

Sodann wurde hervorgehoben, daß bier eimerfeits das Aufgeben des 
Legalitätsprinzipes die Arbeit unendlich vereinfadhe, und daß andererjeits ber 
durch die Auflafjungstheorie für alle Fälle der freiwilligen Beräußerung ber» 
beigeführte Zwang der Befigtitelberihtigung, die überdies nad $. 2. der 
Grundbudordnung für jehr viele bisher ausgenommene File neu eingeführt 
fei, die Zahl der Eintragungen erheblich vermehre, jo daß eine Beibehaltung 
der alten in ber Vorlage einfach reproduzirten Sätze eine unmotivirte erhöhte 
Belteuerung des Grundbefiges und einer Vermehrung der Staatseinnahme 
gleihfomme, die jedenfalls nicht gejhmälert würde, wenn jenen Sägen bie 
etwa um ! niedrigeren des Neuvorpommerihen Tarifes fubftituirt wür— 
den, was deshalb beantragt werde. 

Im Gegenjap hierzu wurbe feitend der Herren Regierungs-Kommiſſarien 
hervorgehoben, daß die Vorlage lediglich die alten Säpe beibehalten 
wolle, daß auch jept Schon der Regel nah wohl jeder Käufer feinen 
Befiptitel berichtigen lafje, was nad einer langen Erfahrung weuigftens in 
ben größeren Städten, namentlih in Berlin, ziemlich ausnahmslos geichehe, 
und daß jedenfalls bier die in Husjicht genommene Einrihtung befonderer 
Grundbuhämter in großartigem Mapftabe erheblide Ausgaben veranlafjen 
werde, 

Dagegen wurde aus der Mitte der Kommiljion fonftatirt, daß außerhalb 
Berlins von der Allerhöchſten Kabinets-Ordre vom 31. Dftober 1831 (Geſetz⸗ 
Sammlung ©. 251.) vielfah Gebrauch gemacht werde.“) 

Außerdem wurde beantragt, hinter dem Worte „Erwerbspreis* 
binzugujepen: „jowie der Seuerverjiherungsjunmme*, meil nach dem 
Beihluffe der Kommiljion zum $. 11. der Grundbudorbnung auf Antrag des 
Eigenthümers auch die Verfiherungsfumme eingetragen werde, und dieje ebenjo 
wie die Gintragung des Erwerbägrundes und des Erwerbepreiſes zu den 
Nebengefhäften zu rechnen ſei. 

Dem wurde entgegnet, daß im Gegenlag zu dieſen Nebengeichäften des 
Eigenthumserwerbes die Berfiherungsjumme mit legterem feinerlei Verbindung 
babe, und deshalb auch jenem nicht gleichgeftellt werden fünne. 

Bei der Abftimmung wurde zunächſt der oben erwähnte Antrag mit 6 
gegen 6 Stimmen abgelehnt. 

Sodann wurbe der bereits bei Gelegenheit der Generaldiskuſſion erwähnte 
Antrag, ale Säpe der Vorlage, und mithin aud die hier ad a. bis c. aus 


*) Ausweislicd) Des Berichtes über die Verhandlungen des zweiten Kongreijes Norddeut- 
{cher Landwirthe S, 9. erflärte in der Sipung vom 11. Februar 1369 der Generalland- 
ſchafts ⸗ Direktor v. Rabe, daß der Bauernftand oft 20—25 Jahre bis zur Bejiptitelberechtigung 
vorübergeben läßt. 
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geworfenen Beträge, auf die Hälfte herabzuſetzen, hinſichtlich letzterer einftimmig 
abgelehnt, und bierdurd auch bezüglich aller folgendin Pofitionen für befeitigt 
erachtet. 

Endlid wurde der Antrag, die Säge ad a. und b. von 10 Spr. auf 
7'/, Sgr. und ad c. von 15 auf 10 Sgr. berabzufegen, mit 9 Stimmen 
gegen 8 angenommen. 

Zu Nr. 2. wurde zunächft bemerkt, daß es fich hierbei um Eintragungen 
handle, die bisher theild ganz unentgeltlich, theils für fehr geringe Gebühren 
beforgt wären, und die überdies unendlich einfadh wären, weshalb die in ber 
Borlage beliebte Steigerung in infinitum ganz unangemeffen eriheine, und 
es ſich vielmehr empfehle, den Marimalfap des $. 7. der Borlage aud bier 
zur Anwendung zu bringen. Hierauf wurde ber Antrag gegründet, am Schluß 
binzuzufegen: 

jedoch nit unter 5 Sgr. und nit über 3 Thaler. 

Dem wurde feitensd der Herren Regierungd-Kommiffarien widerjproden 
und hervorgehoben, daß bei Abſchluß und Zrennung einer gütergemein« 
ſchaftlichen Ehe unbeftreitbar Veränderungen des Eigenthums ftattfinden, welde 
als ſolche auch der Beftenerung wie in allen übrigen Fällen bes Eigenthums— 
übergangs unterliegen müßten. 

Hiergegen wurde der Unterſchied hervorgehoben, der zwiſchen dieſen ledig« 
lich durch das Gefep, theilweiſe mit fehr verihiedenen Wirkungen, berbeige- 
führten Vefipveränterungen und jeder anderen beftehe, auch darauf hingewiejen, 
wie jehr durch eine derartige neue Koftenbeftimmung der in der zumeift be» 
theiligten Provinz Weftfalen leider ſchon beftehende Widerwillen gegen bie 
Reform gefteigert werden müſſe. 

Andererfeitd wurde noch erinnert, daß die ganze Beftimmung auf bie 
verfhiedenen ftatutarifhen Gütergemeinihaften der Provinz Weftfalen, in« 
fofern fie neben der eingeführten provinziellen Gütergemeinihaft aus dem 
Sabre 1861 noch beftehen, Feine Anwendung finden fünne Bei biefen 
Gütergemeinſchaften gelte nicht das Kondominial» fondern des Konſolidations— 
prinzip, wonad ein Miteigenthbum ber beiden Ehegatten an ben zur Güter» 
gemeinfhaft gehörigen Grundftüden in der Art, daß bei dem Tode des einen 
Ehegatten die Kinder an deffen Stelle träten, oder daß überhaupt ein Erb» 
fall eintrete, nicht eriftire. Die Grundftüde gehörten vielmehr zu ber einen 
untheilbaren Gütermaffe, deren Eigenthum duch den Tod des einen Ehe— 
gatten ſich nicht ändere, und welde bei den Lebzeiten bes Ehemannes durch 
diefen ausjchließlic vertreten werde; nach deſſen Tode trete aber die Wittwe 
als Repräfentantin der gütergemeinihaftlihen Maffe, mit Aueſchluß ber Kin— 
der, an diffen Etelle. Auch erfolge eine Umjchreibung des Befigtitels in 
ſolchen Fällen nicht; der Tod des einen Ehegatten werde im Hypothekenbuch 
nur biftoriich vermerft. 

MWenipftens müſſe unzweifelhaft feftgeftellt werden, daß aud in denjeni— 
gen Fällen die Koftenermäßigung eintrete, wenn ein in ber fortgejegten Güter 
gemeinfhaft mit feinem parens und feinen Geſchwiſtern lebendes Kind ab in- 
testato verfterbe, und fein Anreht an der Gütergemeinihaftsmafje den übri— 
gen Miteiginthümern affredzire. 

Deshalb wurde beantragt: hinter „fortgefegt wird" einzus 
Ihalten: 
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„und des Miteigentbums der gefepliden Erben folder 
Kinder.“ 

Bei der Abftimmung wurde dies Amendement mit 11 Stimmen gegen 2, 
fowie das zuerft erwähnte mit 7 Stimmen gegen 6 und ſchließlich die hier» 
nah aljo lautende Nr. 2, des $. 1.: 

Für die nachträgliche Eintragung des Miteigenthums eines 
Ehegatten an den von dem anderen Ehegatten in bie eheliche 
Gütergemeinjhaft eingebrachten Grundftüden, ingleihen für die 
Eintragung des Miteigenthums der Kinder, im Falle mit ihnen 
nad dem Tode des einen Ehegatten von dem Ueberlebenden die 
Gütergemeinfhaft fortgefept wird, und des gejepliden Mit» 
eigentbums folder Kinder: bie Hälfte der vorftehenden 
Säge, jedoh niht unter 5Silbergrofhen und nicht über 
3 Thaler 

von der großen Majorität der Kommilfion angenommen. 

Nr. 3. und 4. wurden ohne Disfuffion angenommen. 

Demnädhft wurde zum $. 1. noch beantragt: am Schluß hinzuzu— 
ſetzen: 

5) Die Eintragung des Eigenthümers erfolgt koſten— 
frei, wenn der Antrag auf Eintragung innerhalb eines 
Jahres nah Einführung dieſes Geſetzes bei dem Grund» 
buch geftellt wird, und der Eigentbümer des Grund» 
ftüdes in dem Hypothenbuch noch nit eingetragen war. 

Zur Begründung wurbe bemerkt, daß bislang Niemand gezwungen war, 
zur Erhaltung oder Erwerbung des Eigenthums an einem Grundftüde den 
Befigtitel im Hypothekenbuche berichtigen zu laſſen; es fomme daher aud 
nicht jelten vor, daß namentlid jogenannte Feine Leute, melde nur wenige 
Parzellen bejäßen, und nicht in der Nothwendigfeit gewejen wären, ſolche mit 
Hypotheken zu belaften, ihre Grundftüde noch nicht zum Hypothekenbuch haben 
eintragen laſſen. Das zu erlafjende Geſetz zwinge fie aber, das Eigenthum 
eintragen zu laffen, und fnüpfe hieran die Befugniß zur Veräußerung, melde 
fie jegt ohne Eintragung ſchon haben. Zur Beleitigung diefer Härte, und 
um nicht Schon beftebende Rechte aufzubeben, liege es in der Billigfeit, daß 
ſolchen Eigenthümern eine Arift gewährt werde, im welder fie ohne Kuften 
ihr Eigenthbum zum Grundbuch eintragen laffen Fönnten. Eine felde Er 
leihterung jei auch in früheren ähnlichen Fällen dem Publikum gewährt, z. B. 
in der Verordnung vom 31. März 1834 (©. ©. ©. 47.), welde das Hypo» 
thefenwejen in das Herzogthum Weftpbalen u. f. w. einführte. Im $. 29. 
a. a. D. Sei allen denen, welche innerhalb dreier Jahre ihre Grundftücde im 
Hypothelenbuche eintragen laſſen, Gebühren uud Stempelfreiheit zugeſichert 
worden. 

Seitens der Herren Negierungsfommiffarien wurde diefer Antrag für uns 
annehmbar erllärt, da er eine Begünftigung derer enthalte, melde verläumt 
hätten, deu Befigtitel ihrer Grundftüde berichtigen zu laffen, und eine Prämie 
darauf jege, wenn binnen Jabresfrift der Antrag auf die Eintragung unter: 
laffen werde. 

Bei der Abftimmung wurde dad Amendement mit 8 Stimmen 
gegen 4 abgelehnt. 


N 235. 13 
Zu &. 2. 


wurde unter Hinweis auf die bei der Generaldebatte und bei 8. 1. auch hier 
über bereit# ausreichend erörterten Gefihtspuufte beantragt: 

ad 1. und 2. ftatt 7°, Sgr. zu jegen 5 Sgr. und 

ad 3.: ftatt 15 Sgr. zu jepen 10 Sgr. 
und dann ſowohl dieſer Antrag ald der ganze jo mobifizirte $. 2. der Vorlage 
mit großer Majorität angenommen. 


Zu & 7. 
wurde der Antrag geitellt: 
in der zweitlegten Zeile die Worte: „ingleihen für die 
Ausfertigung eines Hypothekenbriefes an Stelle der 
nad den Älteren Gejegen ertbeilten Hypothekendoku— 
mente zu ftreidhen, 
und dafür am Schluß des $. 7, hinzuzuſetzen: 
Füc die Ausfertigung eines Hypothefenbriefes 
an Stelle der nad dem älteren Vorſchriften er— 
theilten Hopotbefendofumente dürfen feine Koften 
und Stempel, jondern nur Ropialien und baare 
Auslagen zum Anjape fommen. 

Gerchhifertigt wurde das Amendement dur den Hinweis darauf, wie 
wünfchenswertb die Beleitigung der alten unförmliden Hypothelendokumente 
nicht nur im Intereffe der Grundbefiger, ſondern aud des Verkehrs über: 
baupt, ja felbft zur Erleichterung der Geihäfte beim Grundbuchamt jelbft 
fei, jo daß diejelbe auf jede Weife befördert und ein Heiner Koſteuausfall nicht 
beachtet werben müßte. 

Seitens der Herren Negierungsfommiffarien wurde dem Antrage wider: 
Iproden, da die Umfchreibung eines voluminöfen alten Dokumentes in einen 
neuen Öppotbefenbrief dem Grundbuhamt mannizfahe Bemühungen im In— 
tereffe des Befigers der Hypotheken auferlege, weldyer die dafür verlangten, an 
fih nur geringen Koften gern tragen würde, 

Bei der Abftimmung wurde zunächſt das vorftehende Amendement mit 
7 Stimmen gegen 5 abgelehnt, dann aber $. 7, fowie die folgenden 


88. 8. und 9. 
unverändert angenommen. 


Zu $. 10, 

war beantragt, in ber erften Zeile hinter „wirb* einzufhalten „nur, 
um dadurch die Beftimmung des $. 7. des Koftentarifs zum Geſetz vom 
21. März 1868, 

Durch die vorftehenden Säge werden die Ausfertigungs- und 

Protofoll-Stempel, jowie die Geſuchsſtempel gededt. 
unzweifelhaft zu erjegen. 

Seitens der Herren Regierungsfommifjarien wurbe bemerft, daß es dann 

zweckmäßiger fein würde, diefen Sap jelber unverändert einzufchalten, was 
übrigens als jelbftverftändlih gar nicht nöthig fei. 
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Mit Rüdfiht auf diefe Erflärung wurde der vorftebende Antrag zurüds 
gezogen. 

Zu Abjag 2. wurde erinnert, daß dadurch das Prinzip der Grundbuch— 
ordnung, die Erledigung der Buchgeihäfte auf Grund kurzer Anträge umge» 
ftoßen werde. Die bejondere volle Austarifirung derjelben gleich den 
ganzen Berträgen habe die fortwährende Vorlegung ber Lepteren zur Folge, 
und biervon ſei deren Prüfung, ja fchließlid deren Beftätigung und das ganze 
Legalitätsprinzip logiih und auch biftorifh die nothwendige Konjequenz.*) 
Nun könne allerdings mit Rüdfiht auf die Notare nur durch eine gleich— 
zeitige Aenderung auch ihrer Gebührenfäge geholfen werben, die jet in ber 
Kommilfion fih nicht gut bewerfftelligen ließe. Die betreffenden Schritte 
müßten und fönnten aber der Zuftiz-Verwaltung um fo ruhiger überlaffen 
werden, als fie aus dem angegebenen Grunde die wirkliche Durdführung der 
beabfidtigten Hypothekenreform erft ermöglichten. Bis dahin würde es Sache 
der Betheiligten fein, fi den ihnen durch die Vorlage augebrohten neuen, 
übrigens limitirten Koften auf dem angegebenen Wege zu entziehen. 

Bei derjelben Gelegenheit werde es fih empfehlen, das Marimum der 
Säge für die erleichterte Form der Beglaubigungen etwa auf 15 Sgr. oder 
1 Rıhlr. (efr. Geſetz vom 8. Juli 1865. Geſ.“S. S. 761.) zu firiren, 

Demnädft wurde $. 10. fowie der folgende 


g. 11. 


unverändert angenommen, 


Zu $. 12, 
wurde die Ablehnung beantragt, da die bier für die erfte Anlegung bes 
Grundbuchs angefepten Koften neue, und früher bei Anlegung der neuen Hy— 
pothefenbücher nicht geforderte jeien. 

Dagegen wurde Jeitend der Herren Negierungsfommiffarien darauf auf 
merfjam gemacht, daß auch bei Einführung des Grundbuchsgeſetzes in Neus 
vorpommern der Tarif die gleihen, an fi niedrigen Pofitionen hatte. 

Hierauf- wurde $. 12. von der Majorität der Kommilfion angenommen. 


Zu 8. 13. 
wurde auf die Beſtimmung unter Nr. 56. der Inftruftion vom 1. Juni 1854: 
Für die Eintragung des Befiptiteld bei Lehns- und Fideikommiß— 
Anfällen find die Koften nah Analogie des Geſetzes vom 7. Zuli 
1833 (Ge.-Samml. S. 82.) nad dem Fünfzehnfahen des ein. 
jährigen Ertrages zu berechnen. 
verwiejen, und die Frage angeregt, ob dieſelbe bejeitigt werden ſolle. 

Seitens der Herren Negierungsfommiffarien wurde bimerft, daß nad 
$. 8. der Vorlage vom 20. Dftober 1869 (Druckſachen Nr. 68.) fernerhin 
ledizlich der gemeine Werth maßgebend jein werde. 

Es wurde deshalb vorbehalten, hier die etwa erforderlihen Anträge 
zu ftellen. 


) cir. Maſcher: Das deutſche Grundbuch und Hypothekenweſen, S. 63. 
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Hierauf wurbe zunädft $. 13., jodann aber der der Grundbuchsordnung 
beigefügte Koftentarif, in der von der Kommilfion beſchloſſenen Faffung ein« 
ftimmig angenommen. 

Die Kommilfion beantragt demgemäß: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen, dem dem Ente 
wurfe einer Grundbuchsordnung beigefügten Koftentarif in ber 
Faffung, welche derjelbe durch die Beichlüffe der Ko umilfion ers 
halten, die Zuftimmung zu ertbeilen. 

Durch vorftehende Beſchlüſſe erachtete endlich die Kommiſſion eine ihr zu— 
gegangene Petition des Ausihuffes des Kongreſſes Nord: euticher Landwirthe 
II. Nr. 975., in welder um Ermäßigung des Koftentarif$ zur Grundbuch— 
ordnung gebeten wird, für erledigt. 


Berlin, den 8. Ianuar 1870. 


Die X. Kommiſſion. 


Dr. v. Rönne, Vorfipender. v. Seydewitz, Referent. v. Wuttfamer. 
v. Zychlinski. v. Dven. Dr. Eolberg Haack. Köſter. 
Windtborft (Lüdingbauien). Wolff. Allnoch. Heinichen. 
Cornely. v. Brauchitſch (Flatow). v. Arnim (Heinrichsdorf). 
v. Gerlach. Bahlmann. Zweigel. Dr. Bähr (aſſel). 
v. Hennig. Larz. 
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Zufammenitellung 


der 


‚egierungs=- Vorlage mit den Vor— 
ichlägen der Kommiſſion. 
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— ne 


Koften- Tarif. | 


Fir die Bearbeitung der Grundbuchſachen werben folgende Koh 
boben: 


8. 1. 

1) Für die Eintragung des Eigenthümers, die gleichzeitig beat 
Eintragung des Erwerbögrundes und des Grwerbäpreiit, 
jchlieglich der dabei vorfommenden Nebengeſchäſte: 

a) von dem Betrage bis 200 Thaler von ; 


25 Thal . » . wi 
b) von dem Mehrbetrage bie 1000 Thaler von 
je 100 Thaler... .. Be | 


e) von dem Mebrbetrage von je "500 Thaler . . Bl 
2) Für die nachträgliche Eintragung des Miteigenthums ein | 
gatten an den von dem anderen Ehegatten in bie ehelide & 
gemeinſchaft eingebrachten Grundftüden, ingleichen für di! 
tragung des Miteigenthums der Kinder, im Falle mit i 
nah dem Tode bes einen Ehegatten von bem überlebende 
Gütergemeinfhaft fortgejegt wirb: die Hälfte ber vorftde 
Säpe. 


3) Wird die Eintragung deſſelben Cigenthümers bei meh 
Bezirke deſſelben Grundbuhamts belegenen Grundftüden } 
zeitig in Antrag gebradt, fo erfolgt ber Koſtenanſaß md 
zufammengeredhneten Werthe ſämmtlicher Grundftüde. 

4) Diefe Ermäßigung der Koften Nr. 1. bis 3. findet nicht a 

a) wenn die auf verſchiedenen Blättern eingetragenen © 
ftüde und Wohnhäufer, mögen diefelben ausjclieilif 
zugleich zum Betriebe von Gewerben beftimmt fein, it! 
len oder bejonderen Landgütern beftehen. 

b) wenn der Uebertragung anderer Grundftüde auf är 
daffelbe Blatt keine erhebliche Gründe entgegenſtehen 
Eigenthümer aber‘ deffenungeachtet auf Aufforderuii 
Grundbuchrichters dieſelbe nachzuſuchen unterlaffen ha 
In dieſen Fillen werben die Koften ber Gintragini 

Gigenthümers für jedes Grundbuchblatt nad dem Br 
darauf eingetragenen Grunbftüde beſonders berechnet. 
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Koften:- Tarif. 


bie Bearbeitung der Grundbuchſachen werben folgende Koften ers 


$. 1. | 

1) Kür die Eintragung des Eigenthümers, die gleichzeitig beantragte 
Eintragung des Erwerbsgrundes und bed Erwerbepreiſes, eins 
Ichließlih der dabei vorfommenden Nebengeſchäfte: 

a) von dem Betrage bis 200 Thaler von je 
BE RE so 

b) von dem Mebrbetrage bis zu 1000 Thaler 
von je 100 Thaler . . » 2.» ..768gr.6 Pf. 

c) von dem Mehrbetrage von je 500 Thaler 10 Sgr. — Pf. 

2) Für die nadträglihe Eintragung bes Miteigentbums eines Ehes 
gatten an den von dem anderen Ehegatten in die ehelihe Güter: 
gemeinschaft eingebradten Grundftüden, ingleihen für tie Ein— 
tragung des Miteigentbums der Kinder, im Falle mit ihnen 
nad dem Tode des einen Ehegatten von dem überlebenden die 
Gütergemeinihaft fortgefegt wird, und bes gejepliden Mit» 
eigenthbums folder Kinder: die Hälfte der vorftehenden Säge, 
jedod nit unter 5 Sgr. und nit über 3 Rthlr. 

Wird die Eintragung deffelben Eigenthümers bei mehreren im 
Bezirke deſſelben Grumbbuhamts belegenen Grundftüden gleiche 
zeitig in Antrag gebradt, fo erfolgt der Koftenanfag nad dem 
zufammengerecdhneten Werthe ſämmtlicher Grundftüde. 

4) Dieje Ermäßigung ber Koften Nr. 1. bis 3. findet nicht ftatt: 

a) wenn die auf verfchiedenen Blättern eingetragenen Grund» 
ftüde und Wohnhäufer, mögen diejelben ausfchließli oder 
zugleih zum Betriebe von Gewerben beftimmt fein, in Müh— 
len oder bejonderen Landgütern beftehen. 

b) wenn der Uebertragung anderer Grundftüde auf ein und 
daffelbe Blatt feine erheblibe Gründe entgegenftehen, der 
Eigenthümer aber defjenungeadhtet auf Aufforderung bes 
Grundbuchrichters dieſelbe nachzuſuchen unterlaffen hat. 

In dieſen Fällen werden die Koſten der Eintragung des 
Eigenthümers für jedes Grundbuchblatt nach dem Werthe der 
darauf eingetragenen Grundſtücke beſonders berechnet. 

3 * 


7 Sgr. 6 Pf. 


3 


— 
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8.2. 


Für jede definitive Eintragung in ber 2. ober 3. Abtheilung und al 
dabei vorfommenden Nebengeſchäfte: 
1) von dem Betrage bis 200 Rthlr. von je 


25 Rihlr.. . » . .. 7Sgr. 6% 
2) von dem Mehrbetrage bie 1000 Rahie. von — 

100 Rtble. . . . j J 
3) von dem —— von * 500 Kihlr. .. 15 —. 


Wird in einem Artikel dieſelbe Hypothek bei mehreren Grundſtücken eir 
getragen, fo gilt dies als eine Eintragung und find die Koften nur einm 
zu fordern. 


8. 3. 
Für die Eintragung von Untereinihreibungen aller Art, Bormerkunge 
und Verfügungs-Beſchränkungen: die Hälfte der Säge bes $. 2., jedoch nid 
unter 5 Sgr. 


8. 4. 

Wenn die Eintragung deifelben Poft in der 2. und 3. Abtheilung gleid 
zeitig auf mehrere Blätter erfolgt, jo werben die Koften nad dem Betra; 
der eingetragenen Poften nur einmal erhoben. 

Wenn die Eintragung berfelben Poft auf verihiebene Blätter zu ver 
ſchiedenen Zeiten oder nadträglid bei einem ferneren Grundftüde auf dem 
jelben Blatte beantragt ift, oder beftehen die auf verſchiedenen Blättern eir 
getragenen Grundftüde, auf welde die Eintragung gleichzeitig beantragt wiri 
in Wohnhäufern u. j. w. ($.1 Nr. 4. a.), oder hat der Eigenthümer dieſelbe 
nit in Gemäßheit des $. 1. Nr. 4. b. auf Ein Blatt eintragen laffen, | 
wird für jede folgende Eintragung die Hälfte der Säpe ber $$. 2. und ! 
erhoben, jedoch nicht über 3 Rthlr. 

Menn ber Werth der Grundftüde, auf welde die weitere Eir 
tragung erfolgt, geringer ift, als der der einzutragenden Poft, jo ift mu 
jener ald Maßſtab für den Koftenanfag anzunehmen. 


8.5. 
Für jede Lölhung und alle dabei vorfommenden Nebengeſchäfte: 
Hälfte der für die Eintragung $$. 2. und 3. beftimmten Säge. 
Die Grundfäge des $. 4. finden auch bei Löſchungen und bei der En! 
laffuug einzelner Grundftüde aus dem Pfandrechte Anwendung. 


$. 6. 
Für jebe einzelne Benachrichtigung eines Gläubigerd von einer erfolgte 
Eigenthumsveränderung nur bei Objekten über 5U Thaler: 5 Sgr. 


$. 7. 
Für die Ertheilung des Hpypothefenbriefs, für die Ausfertigung ein. 
beglaubigten Abſchrift des vollftändigen Hppothefenblattes, ingleihen fü 
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$. 2. 
Für jede definitive Eintragung in ber 2. oder 8. Abtheilung und alle 
dabei vorfommenden Nebengeihäfte: 
1) von bem Betrage bis 200 Rtblr. von je 
2) von dem Meyrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 
J 5 « 
3) von dem Mehrbetrage von je 500 Ather. . » ». 10 » 
Wird in einem Artikel diefelbe Hypothek bei mehreren Grunbftüden ein- 
getragen, fo gilt dies als eine Eintragung und find bie Koften nur einmal 
zu fordern. 


5 Sgr. 


8. 3. 
Unveränbert. 

8. 4 
Unverändert. 

8.5 
Unverändert. 

8. 6 
Unverändert. 

8.7 


Unverändert. 
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die in Antrag gebrachte Eintragung von Vermerken, welde nit die Ber- 
volftändigung" des Hypothekenblatts-Titels betreffen und unter feine ber 
in den $$. 1. bis 5, getroffenen Beftimmungen fallen: die Hälfte der Sätze 
des $. 2., jedoch nicht unter 5 Silbergrojchen und nicht über 3 Thaler. Für 
die Erneuerung eines Hppothefenbriefs und die dabei vorfommenden Neben: 
geihäfte, ingleihen für die Ausfertigung eines Hypothekenbriefs an Stelle 
der nad) den Altern Vorſchriften ertheilten Hypotheken-Dokumente: die Hälfte 
dieſer Säpe. 


8. 8. 
Für die Ausfertigung einer beglaubigten Abſchrift des Titelz uud ber 
eriten Abtheilung des Grundbuchblattes: ein Drittheil des Sapes nah $. 2., 
jebody nicht unter 2 Spr. 6 Pf. und nicht über 1 Rthlr. 15 Sgr. 


$. 9. 

Beträgt bei den vorftehend 88. 1. bis 8. bezeichneten Geihäften der 

Werths des Objelts nicht mehr als 5 Rthlr., jo find im Ganzen nur 5 Sgr. 
Koften in Anja zu bringen. 
8. 10. 

Außer den vorftehend beftimmten Koftenfägen wird noch der Betrag ber 
Stempel» Abgabe erhoben, welche nah dem Gelege vom... . 2.0... 
von gewiffen bei dem Grundbuhamte amzubringenden Anträgen zu ent» 
richten ift, 

Für Aufnahme von mündlihen Anträgen oder für die gerihtlihe Be 
glaubigung ſchriftlicher Anträge find, ebenio wie für andere Afte der freiwilli« 
gen Gerichtsbarkeit, die im zweiten Abichnitte unter Nr. II. des Gerichte: 
koſten⸗Tarifs beftimmten Säge befonders zu erheben. 


$. 11. 
Die vorftehenden Beftimmungen finden aud Anwendung auf die bei der 
Führung des Berggegenbuches vorfommenden Geſchäfte. 
$. 12, 


Für die erfte Anlegung des Grundbuchs werben folgende Paufhquanta 
erhoben: 


1. bei Objekten bis 25 Rhle. . » — Rble 5 Ser. 

3 — über 25 Rthlr. bis 200 Rthlr. —10, 

—5 — „ 200 „ „ 10 „ — , bb, 

A: -% > 1008-2, en 

— „500 „ „2000 „ 2— 

6 „2000 „ RR: 4. — „ 
$. 13. 


Der Werth der Grundſtücke iſt inſoweit, als derſelbe bei Berechnung 
ber vorſtehenden Koſtenſätze in Betracht kommt, nad den Anordnungen zu 
berechnen, welche in den Geſetzen über die Erhebung der Stempel-Abgabe in 
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8.8 

Unverändert. 
$. 9 

Unverändert. 
8. 10. 

Unverändert. 
$. 11. 

Unverändert. 
$. 12. 

Unverändert. 
$. 13. 


Unverändert. 
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Beziehung auf die Werthöbeftimmung enthalten find. Im den Fällen, me 
die von ben Interefjenten gemachte Werthsangabe für unzulänglih erachtet 
wird, ift bie behufs Berechnung der Stempel- Abgabe getroffene Werthsfeft. 
ſetzung aud bei dem Anſatze der Gerichtäkoften maßgebend. 

Bei Eintragung einer nachträglich bemwilligten Erhöhung des Zinsfußes 
erfolgt bie Berehnung der Koften nah dem Fünffachen ber barnakı 
eintretenden Erhöhung bed vom Schuldner zu entrichtenden jährlichen Zinfen. 
betrages. 


Zu M 235. 
Berichterſtatter: Saus der Abgeordneten. 
Abgeordneter v. Seydewitz. 10. Legislatur-Periode. 
III. Seſſion 1869. 


Nachtrag 


Bericht der X. Kommilftion über den dem Ent- 
wurfe einer Grundbuch » Drdnung beigefügten 
Koftentarif. (Nr. 235. der Drudjachen.) 








Die unterzeichnete Kommiffion hat in ihrer heutigen Sigung fonftatirt, daß 
in der dem vorbezeichneten Bericht angehängten Zufammenftelung infoweit 
Irrthümer vorgefommen find, als es beißen muß: 

1) In $. 1. ad 2, Für die nadträglide Eintragung des Miteigen- 
thums eines Ehegatten an ben von dem anderen Ehegatten in bie 
ebelihe Gütergemeinihaft eingebrachten Grundftüden, ingleichen 
für die Eintragung des Miteigenthbums der Kinder, im Falle mit 
ihnen nad dem Tode des einen Ehegatten von dem überlebenden 
die Gütergemeinichaft fortgefegt wird, und bes Miteigenthbums 
der gefeglihen Erben folder Kinder: die Hälfte der vor» 
ftebenden Säge, jedoch nicht unter 5 Sgr. und nicht über 3 Rthlr. 

2) $. 10. Aufer den vorftehend beftimmten Koftenfägen wird nod 
der Betrag der Siempel-Abgabe erhoben, welche nah dem Gejepe 
vom heutigen Tage von gewiffen bei dem Grundbuchamte anzu» 
bringenden Anträgen zu entrichten ift. 

Für Aufnahme von mündlihen Anträgen oder für die ges 
richtliche Beglaubigung ſchriftlicher Anträge find, ebenjo wie für 
andere Afte der freiwilligen Gerichtebarkeit, Die im zweiten Ab- 
ſchnitte unter Nr, II. des Gerichtsfoften-Tarifs beftimmten Säpe 
beſonders zu erheben. 

Die Kommilfion beantragt: 

Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen, den bem Ent« 
wurfe einer Grundbud-Orbnung beigefügten Koftentarif in der— 
jenigen Faſſung anzunehmen, bie fi in Gemäßheit ber von ber 
Kommilfion gefaßten, im Bericht vom 8. d. M. motivirten Bes 
ſchlüſſe hieraus, im Uebrigen aus der dem Beriht Nr. 235. an« 
gebängten Zufammenftelung ergiebt. 


Berlin, den 14. Januar 1870, 


Die X. Kommiffion. 


Dr. v. Mönne, Borfigender. v. Seydewitz, Referent. 
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Anträge 


zum 


Entwurf der Kreisordnung. (Ar. 4. der Drucfaden.) 


I. 
Freiherr v. d. Med. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen 

1) an Stelle des &. 21. den folgenden zu fegen: 
$. 21. Die Gemeindevorfteher und Schöffen werden vom 
Landrath auf das Gutachten des Amtshauptmanns und 
nah Anhörung der Gemeindeverfammlung auf 6 Jahre 
ernannt. 

2) die 88. 22 und 24 zu ftreichen. 

3) in &. 84, hinter Alinea 2 einzuhalten: 
Es ftebt den Gemeinden aud frei, anftatt der Mitglieder 
des Gemeindevorftandes andere ftimmberechtigte Gemeinde: 
glieder zu Wahlmännern zu wählen. 


II. 
Unteramendement 


zu 
em Amendement v. Hennig zu $. 26. Abſatz 4. (Nr. 120. der Druckſachen). 


Die Worte hinzuzufügen: 
„falls die Gemeinde nicht beichließt, die betreffende Landdotation 
ſelbſt zurüdzugewähren.“ 


Zu $. 27. wird das Amendement Wachler (72. der Drudiadhen Nr. 7). 
jurüdgezogen und beantragt an Stelle des Alinea 5. des $. 27. folgende 
Beftimmung anzunehmen: 


Alinea 5. „Gegen folde Strafverfügungen, welche dem Be» 
troffenen jchriftlich einzubhändigen find, ift derfelbe binnen 3 Tagen 
von ber Behändigung an bei dem Amtshauptmann, der darüber 
endgültig enticheidet, Beſchwerde einzulegen berechtigt.” 

Alinea 6. „An die Stelle der Geldftrafe, welche wegen 
Unvermögens des Betroffenen nicht beizutreiben ift, kann derſelbe 
dur den Amtshauptmann anf Antrag des Gemeinde - Borftebers 
unter Zugrundelegung ber ortsüblihen Lohnſätze zur Leiftung von 
Gemeindearbeit verurtbeilt werben.“ 

Alinea 7. „Kann au bieje Leiftung nicht beigetrieben 
werden, jo ift auf Antrag des Amtshauptmanns von dem Richter 
die Gelditrafe nah Maßgabe des $. 335. des Strafgeſetzbuchs 
vom 14. April 1851 und des Art. 137. des Gejepes vom 3. Mai 
1852 (Gej.-Samml. pro 1852 Seite 209) in Gefängnißftrafe 
umzuwandeln.“ 


Berlin, den 9. Januar 1870, 


Wachler. v. Karborff. 


N 231. 
Haus der Abgeordneten. 
10, Legislatur- Periode. 
UI Seflon 1869. 





Anträge 


zu 


dem Entwurfe der Kreis-Ordnung (Ar. 4. der Drucfaden.) 


v. Mitfchfe-Eollande. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
die $$. 30. und 31. wie folgt zu faffen: 


$. 30. 

Die mit dem Befipe gewiffer Grundftüde verbundene Bes 
reptigung und Verpflichtung zur Berwaltung des Schulzen- 
(Richters) Amtes ift ablösbar. 

&. 31. 
Trägt der Berechtigte auf Ablöfung an, jo ift für den Fort» 
fall der BVerpflihtung zur Verwaltung des Schulzen- Amts von 
dem Beſitzer des Schulzenguts an die Gemeinde eine Abfindung 
zu gewähren, welche der nad den örtlichen Berbältniffen zu bes 
meljenden Schulzen-Nemuneration eniſpricht. 

Trägt die Gemeinde auf Ablöfung an, jo fallen nur dies 
jenigen Grundftüde, Gerechtigfeiten und infünfte, welche den 
Schulzengutsbeſitzern erweislih von der Gemeinde jelbft für die 
Amtsoerwaltung verliehen find, an die Gemeinde zum Zweck ber 
Schulzendotation zurüd. 


Berlin, den 10. Januar 1870, 
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Anträge 


zum 


Entwurf der Kreisordnung. (Ar. 4. der Druckſachen.) 


v. Dieft. Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen, den 88. 27. 
und 28. folgende Faſſung zu geben: 
$. 27. 
Bor Alinea zwei der Buchſtabe a; — ſodann nad dem 
Schluffe des Paragraphen: 

b) „In denjenigen Fällen, in welchen der Gemeinde » Bor» 
fteber nah dem Gutachten des KreissAusichuffes die er: 
forderlihe Dualififation dazu bat, fann demjelben auf ben 
Vorſchlag des legteren durch KRöniglihe Ernennung die ges 
lammte Polizei» Verwaltung — (mit Ausnahme der nad)» 
folgenden Gegenftände: Staatspolizei infl. der Aremden» 
polizei, der erforderlihe Theil der gerichtlichen Polizei, 
anſteckende Krankheiten, welhe dem Amtshauptmann vers 
bleiben) — übertragen werden. 

Ein Gleiches gilt binfihts der Ernennung reip. Sub- 
ftuution des Borftehers eines benachbarten Gemeinde-Be— 
zirks zu dieſem Zwecke.“ 

$. 28. 
Bor den Anfang des Paragraben folgende Worte zu fegen: 
Ju den Fällen 5. 27.suba. bat der Gemeindevorjteher das 
Recht und die Prlidt: 
1. ıc. (e6 folgen ſodann die Beftimmungen 1. bis 4. Des 
Paragraphen). 
Berlin, den 10. Januar 1870, 
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Auf die Tages⸗Ordnung einer der nächſten Plenarſitzungen werden geſetzt 
werden: 


I 


Schlußberathung über den Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend die Aufhebung der Berfügungsbeihränfungen bezüglich 
der Theilung und Bereinigung meierftättiihen Eigenthumes in 
dem Kreiſe Rinteln des Regierungsbezirts Gafjel. 
(Nr. 220, der Drudjadhen des Haufes der Abgeordneten und 
Nr. 39. und 45. der Druckſachen des Herrenhaufes.) 
Berichterftatter: Abgeordneter Gleim. 


Antrag des Berichterftatterd: Das Haus der Abgeordneten wolle 
beichließen: 
dem vorgedachten Gejep-Entwurfe, jo wie derjelbe aus den Be» 
rathungen des Herrenhauſes hervorgegangen ift und jept im 
Nr. 220. der Drudiahen vorliegt, die verfaffungsmäßige Zuftim« 
mung zu ertbeilen, 


II. 


Mündlicher Bericht der Zuftiz-Rommiffion über die Petition des 
Verleger der Kölniichen Zeitung M. Dumont- Schauberg zu Göln — 
I. Rr. 627. — um Aufhebung des $. 36. des Geſeßes vom 21. Germinal 
XI., ſowie des Gejepes vom 29. Pluviöse XIII., betreffend das Berbot dea 
Berlaufs von Geheimmitteln und deſſen öffentlihen Ankündigung. 

Berichterftatter: Abgeordneter Krap. 


Untrag der Kommiffion: 
Das Haut der Abgeordneten wolle beichliehen: 
die Petition des M. Dumont-Schauberg zu Cöln (II. Nr. 
627.) der Königlihen Staatsregierung in tem Sinne zur Ermwä- 
gung zu überweilen, daß baldmöglichſt alle diejenigen Geſetze, 
Polizeiverordnungen u. ſ. w., durch melde das Anlündigen des 
Verfaufs von Arzneis rejp. Geheimmitteln mit Strafe bedroht 
ift, aufgehoben werben. 


Berlin, den 10, Januar 1870. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
von Forckenbeck. 
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Abänderungs- Anträge 


dem Entwurfe der Kreis Ordnung. (Ar. 4. der Brucfadhen.) 


Graf zu Eulenburg (D.-Crone) und Genoffen. Das Haus der Abgeord- 
neten wolle bejchließen: 
Im $. 26, ftatt des 3. uud 4, Abjapes folgende Beftimmungen 
anzunehmen: 
Alle fortlaufenden Geld- oder Naturalbeiträge bes 
Gutsherrn zur Remuneration des Gemeindevorftehers 
fallen fort. 

Landdotationen, welche für Die Berwaltung des Schulzen- 
amts ausgewieſen find, können auf Grund des gegenwärtigen Ges 
ſetzes nicht zurüdgeforbert werden. — 

Sind jolhe Landbdotationen allein oder in Berbindung 
mit Geld» oder Naturalbeiträgen. von dem Gutsherrn ge 
währt, fo ift derfelbe berechtigt, hierfür von dem Gemeinde-Bor- 
fteber aud ferner die Wahrnehmung ber Gutsoorfteher-Geichäfte, 
beziehungsmeife die Vertretung hierbei in dem bisherigen Um« 
fange zu forbern. 

Der Gutöherr wie die Gemeinde fann die Löjung 
eines derartigen Verhältniſſes gegen Fortfall ber Geld— 
und NRaturalbeiträge und gegen Entjhädigung für 
die Landdotation verlangen. — Der Gemeinde fteht 
dabei das Net zu, ftatt ber Gewährung einer Ent- 
Ihädigung die Landdotation herauszugeben. 

In Betreff der Auseinanderjegung fommen bie 
Borjhriften der $$. 34, bis 38. mit der Maßgabe zur 
Anwendung, daß zu den im erften Abjape bes $. 38, 


2 
erwähnten Koften aud die Gutsherren Nichts beizu- 
tragen haben. 


Graf zu Eulenburg (DeutiCrone). v. Köller. v. Juncker. Frei-⸗ 

berr von der Red. v. Ernfthaufen. Graf vom Hagen. Beide. 

v. Kliping. v. Tempelhoff. Lampugnani. v. Lingenthal. 
v. Bredow. Honig. 


II. 
zu ben 88. 27. 28. 

v. Dven und Genofien. Das Haus der Abgeorbneten wolle beſchließen: 
die 88. 27. 28. des Kreisorbnungs- Entwurfs an die Kommilfion 
zur Porberatbung zu überweilen mit dem Auftrage, die Beltim« 
mungen über die Pflichten des Schulzen nach folgenden Gefihtspunf- 
ten zu mobifiziren: 

1) Der Umfang dieſer Pflichten, inzbefondere für Schreib» und 
Liftenweien, ift auf dasjenige Maaß zu beichränfen, welches un— 
jeren bäuerlihen Befigern die Uebernahme dieſes Ehrenamts er- 
möglicht, ohne ihre eigenen Intereffen zu ſchädigen. 

2) Für die übrigen zu den Aufgaben der Polizei-Berwaltung gehö- 
renden Arbeiten find beftimmte andere Organe zu be,eihnen und 
eventuell neu zu ſchaffen. 

3) Das Schulzenamt ift gegen die Requifitionen anderer Behörden 
mehr zu ſchützen als dies gegenwärtig der Fall ift. 


Motive 

Die Vorlage fihert nicht genügend die Borausjegungen, unter 
denen allein die Ehrenämter auf die Dauer bei uns möglid find; 
fie enthält deshalb die große Gefahr, daß der Einfluß dieſer wicdh- 
tigen Aemter in bie Hände untergeorbneter Schreiber übergehen 
wird, oder daß auch für diejenigen Aufgaben der ländlichen Polizei» 
und Kommunal» Berwaltung, welde von dem Ehrenamte wirklich 
geleiftet werden können, Berufsbeamte mit erbrüdender Koftenlaft 
nöthig werben. 


Berlin, den 10. Sanuar 1870, 


v. Dven. 
Unterftügt durch: 
v. Lingentbal. Honig. v. Denzin. v. Kliking. 


N 241. 
Haus der Abgeordneten. 
10. Legislatur· Periode. 
LIE Seffion. 1869. 


ug — 


Antrag. 


Wölfel und Genofien. Das Haus der Abgeorbneten wolle beichließen, 
folgendem Gejepentwurfe feine Zuftimmung zu ertbeilen: 


Gefeß, 
betreffend 
die Form der Grundflücks-Bertheilungsverträge. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. 


verorbnnen für die Provinzen Preußen, Brandenburg und Pommern, 
jedoch mit Ausihluß von Neuvorpommern, jowie für die Provinzen 
Schleſien, Poſen und Sadjen unter Zuftimmung ber beiden Häufer 
bed Landtages der Monarchie, was folgt: 


Einziger Artikel. 

Die $$. 2. bis 5. des Gejeped vom 24. Mai 1853 zur Er« 
gänzung bes Gejeges, betreffend die Zerftüdelung von Grundftüden 
und bie ®ründung neuer Anfiedelungen, vom 3. Januar 1845 
(Geſ.“S. für 1853 ©. 241. ff.), werden hiermit aufgehoben. 

Wenn Grundftüde durch Kaufe oder andere Beräuferungs- 
Verträge zertheilt, von einem Grundftüde einzelne Theile abge- 
zweigt, oder Grundftüde, welde Zubehör eines anderen Grund» 
ftüdes find, von diefem abgetrennt werden jollen, jo genügt fortan 
zur Gültigkeit bes Bertrages bie jhriftlihe Form. 

Urkundlich ıc, 


Motive, 


Die 88. 2. und 8. des Entwurfs eines Geſetzes über ben 
Eigentbumserwerb und die dingliche Belaftung ber Grundftüde, Berg- 


werke und felbftftändigen Gerechtigkeiten, fowie bie Motive zu dieſem 
Gefepentwurfe (Nr. 23. der Drudjahen), Seite 36./37. 


Berlin, den 10. Januar 1870. 


Wölfel. 
Unterſtützt durch: 
Lasker. Haack. v. Hennig. Jacobi (ciegnitz). Dr. Websfy. Jung. 
Schroeder. Koppe. G. Plehn. Schulz; (Random). G. Gerlich. 
Miquél. Struwe. Leſſe. Peltzer (Düſſeldorf). Klein (Hannover). 
v. Spankeren. Dr. Steinhart. v. Düffel. Meyer (Diepholz). 
Engel (eobſchütz). Buddenberg. Heinichen. Thies. v. Puttkamer. 
Gerſtenberg. v. Unruh. v. Bennigſen. Biedenweg. Schubarth. 
Rohland. Runge. v. Heverbeck. Dr. Koſch. Dr. Bender. Mohr. 
Dr. Becker. Laßwitzz. Knapp. Haebler. Hermes Richter 
(Königsberg). Born. Schulze (Berlin). v. Berswordt-Wallrabe. 
v. Saucken (Infterburg). 
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Bericht 


XII. Kommiſſion über die bezüglich des dritten 
Abſchnittes der Kreisordnung — Nr. 4. der 
Druckſachen — betreffend die Aufhebung der 
mit dem Beſitze gewiſſer Grundſtücke verbun— 
denen Berechtigung und Verpflichtung zur Ver— 
waltung des Schulzenamtes eingegangenen 
Petitionen. 


1. Vetition des Gutsbeſitzers E. Boigt in Barnewiß bei 
Brandenburg, 
(I. Nr. 458.) 
der, im Anichluß an Petitionen aus früheren Seffionen, darum bittet: 
die mit dem Befipe von Lehnichulzengütern verbundenen Verpflich— 
tungen in Beziehung auf die Berwaltung des Sculzenamtes 
möchten aufgehoben, event. geregelt werben. 


2. Petition von G. Ackermann in Konnegen, 
(II. Nr. 278.) 

worin darum gebeten wird: 

es möge feftgeftellt werden, daß die Erbichulzen, auf deren Grund» 

ftüden der Schulzendienft ala Neallaft rubt, bei Aufhebung dieler 

Verbindlichkeit eine zu beftimmende Summe, entweder jährlich 

oder ein für allemal, an die Gemeinde als Ablöfung zahlen, 
weil fie in alter Zeit für die Uebernahme des Amtes mit Schulzenländereien 
oder Befreiung vom Domainenzins entihädigt worden feien und es eine Uns 
gerechtigfeit gegen die Gemeinde fein würd:, wenn dieſe Verpflichtung nun— 
mehr ohne Entgelt aufgehoben werden follte. 


3. Petitionen des Erbfchnljengutsbefigers Fr. Hörſtke 
zu Mottſtock bei Ziefar 
I. Nr. 503. 

welcher mit Rüdfiht barauf, daß feinem Gute für die Verwaltung des 
Schulzendienftes eine ausfhliehlihe Schanf- und Herbergs » Geredhtigfeit ver- 
lieben jei, darum bittet, 

ed möge biefe Art der Bejoldung als ablösbar ermähnt werben. 
und außerbem Abhülfe gegen Anordnungen beantragt, welche gegenwärtig 
bereit8 von der Regierung mit Bezug auf den Inhalt diefer feiner Berechti— 
gung getroffen worden jeien. 


Berlin, den 11. Januar 1870. 


Die Kommiffion XI. für die Kreisordnung. 


Graf v. Schwerin-Putzar, Hoene, 
Vorſitzender. Berichterſtatter. 
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Mir Wilhelm, von Gotted Gnaden König von 
Preußen ıc., 


eriheilen Unferem Minifter der auswärtigen Angelegenheiten bierdurd den Auf: 
trag, den beiden Käufern des Pandtages in Unjerem Namen den mit bem 
Senate der freien Hanfeftadt Bremen wegen einer Erweiterung des Bremers 
baven» Diftriftes am 8. Dezember d. Is. abgejhloffenen Bertrag zur ver 
faffungsmäßigen Zuftimmung vorzulegen. 


Gegeben zu Berlin, am 5. Sanuar 1870. 


Wilhelm. 


Für den Minifter der auswärtigen 
(L. S.) Angelegenheiten: 


Graf Enlenburg. 


Allerhöchſte Ermächtigung. 


N? 243. 3 
Copia vidimata, 


EN er = 


Nachdem die Königlich Preußiſche Staats-Regierung, um der freien Hanſe— 
ſtadt Bremen die Erweiterung und Bersollfommnung der Hafen- und Ber- 
fehrö-Anftalten zu Bremerhaven zu ermöglichen, auf den Antrag des Bre— 
miſchen Senats fi} bereit erflärt hat, die früher zu Befeftigungszweden vors 
behaltenen, von dem BremerhavenDiftrift eingeihloffenen, reip. ibm benadh» 
barten Grundflähen des Forts Wilhelm, der MWefer » Hauptbatterie und des 
projeftirt geweſenen Blodhaufes, melde durch die eingetretene Entfeftigung 
Bremerhaven’s für Fortififations » Zwede entbehrlih geworben find, dem 
Bremerhaven » Diftrifte anzuſchließen und zugleich dem lepteren Hundertviers 
undzwanzig Morgın von der an feiner nordweſtlichen Grenze, theils binnen 
Deich, theild außen Deich belegenen unbewohnten Niederung zuzulegen, jo 
find zur Feftftellung der zu dieſem Behufe erforberlihen vertragemäßigen Be— 
ftimmungen zu Bevollmächtigten ernannt worden: 


von Seiner Majeftät dem Könige von Preußen, 
Allerhöchſt Ihr Geheimer Legations-Rath Paul Ludwig Wilhelm 
Jordan, 


von dem Senat der freien Hanfeftadt Bremen, 
der MiniftersRefident der freien Hanfeftädte am Königlich» Preußis 
hen Hofe, Dr. jur. Friedrich Krüger, 
welche unter Vorbehalt der Natifitation die nachſtehenden Beſtimmungen vers 
einbart haben: 


Artikel I, 


Die im Artikel II. bezeichneten, innerhalb des Bremerhaven » Diftrifts 
und reipeftive unmittelbar an beffen Grenze belegenen Grundfläden werben 
von der Krone Preußen zum Zwede der Erweiterung bed Bremerhaven- 
Diftrifts unter denfelben Bedingungen, wie fie in dem Stantevertrage zwiſchen 
der Krone Hannover und der freien Hanjeftadt Bremen vom 11. Januar 
1827 rückſichtlich des uriprünglihen Bremerhaven-Diftrifts feftgeftellt worden 
find, der freien Hanſeſtadt Bremen abgetreten, wobei es fi von felbft ver- 
fteht, daß diejenigen Abänderungen, welche die gedachten Bedingungen durd 
tie Verfaffung det Norddeutſchen Bundes erfahren haben, oder ferner finden 
werden, aud auf die durch gegenwärtigen Vertrag abgetretenen Grundflichen 
volle Anwendung finden, 
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Artikel IE. 


Demgemäß werden dem Bremerhaven Diftrifte angeſchloſſen: 

1) das am Vorhafen des alten Hafenbaffins belegene, im Privat- 
Eigenthum der freien Hanfekadt Bremen befindlide, 10 Mergen 
118 QDuadratsRuthen große Terrain, auf weldem das Fort Wil: 
beim errichtet, und welches auf ber dem BVertrage beigefügten und 
von beiden Bevollmächtigten unterzeichneten Karte A. mit den 
Budftaben, Aa, Ba, Bl.a, Ga, lla, Pa, Va, Ya, Za, be 
zeichnet ift; 
das an der norbweftlihen Ede bes bisherigen Bremerhaven-Di- 
ftrifts belegene, mit den anſchließenden Deihparzellen im Private 
eigentbum der freien Hanfeftabt Bremen befindliche, 6 Morgen 
69,475 Quadrat⸗Ruthen große, bisher für die jogenannte Weſer— 
hauptbatterie beftimmt gewejene Terrain, wie jeldes auf der Dies 
ſem Vertrage beigefügten, gleichfalls von beiden Bevollmächtigten 
unterzeichneten Karte B. durd die Linie b. B. x. y. y. 12. v. 
F. F.' R. bezeichnet ift; 
der früher für ein detadhirtes Blodhaus beftimmt geweſene, im 
Privat-Eigenthbum der freien Hanjeftadbt Bremen befindliche 97 
Duabdratrutben große Pag hinter dem Bremerhavener Schlaf: 
deiche, welder auf der Karte B. als ‚Blockhaus-Areal“ bes 
zeichnet ift; 

4) das an der Binnenfeite des Bremerhavener Schlafdeichs und der 
Leber Chauſſee belegene, mit der anſchließenden Deichftrede im 
Privabefige der freien Hanfeftadt Bremen befindlihe, 3 Morgen 
34,3; Quadratruthen große Grundſtück, welches auf der beigefüg- 
ten Karte B. mit den Buchſtaben H. I. K. E. D. bezeichnet ift; 

5. Das in ber Leher Feldmark belegene, 120 Morgen große, im 
Eüdoften und Oſten an den Bremerhavener Diftrift, die Weſer— 
bauptbatterie und das Blockhaus-Terrain grenzende Areal, weldyes 
auf der dem PVertrage beigefügten Karte B. mit den Buchſtaben 
HI. A. W. U. T. 8. 81. R. bezeichnet ift. 


Artikel III. 


Die neue Landes-Grenze wird durch die auf der Karte B. mit den Buch— 
ftaben K. E. D. In. A. W.U. T. S. 81. bezeichnete Linie gebildet. Diefelbe 
fol im Laufe des Jahres 1870 durch eine gemeinjhaftlihe Kommilfion an 
Drt und Stelle ausgemeffen, bejhrieben und befteint werben, 


Artikel IV. 


Die auf dem abgetretenen Areal rubenden Preußiſchen Staats und 
Hoheitslaften fallen mit der Ueberweifung des Areals an die freie Hanfeftadt 
Bremen hinweg. 

Die freie Hanjeftadt Bremen wird als Arquivalent der zur Zeit auf dem 
abgetretenen Areal rubenten und demnächſt in Wegfall fommenden Preußiſchen 
Grundfteuer das Fünfundzwanzigfache des Jahresbetrages derjelben ſofort nad) 
erfolgter Ueberweifung des Areals der Königlih Preußifchen Regierung aus- 
zablen, 
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Artikel V. 


Die auf dem abgetretenen Areal rubenden Gemeinde», Parochial-, Schule, 
Deiche und Entwäfferungslaften bleiben auf ben ‚verpflichteten Grundftüden 
nad wie vor haften und werden von der freien Hanſeſtadt Bremen nad) den 
geſetzlichen Preußiſchen Beftimmungen getragen, bis wegen deren Ablöjung 
ein Uebereinfommen zwijchen der freien Hanfeftadt Bremen einerſeits und den 
Berechtigten (der politiichen Gemeinde, der Kirchen und Schulgemeiende des 
Fleckens Lehe, ſowie dem Deich- und Sielverbande dajelbft) andererſeits ge— 
treffen fein wird. Zur Grreihung eines desfallfigen angemeſſenen Ueberein— 
fommens jagt die Königlih Preußiſche Staatsregierung ihre Vermitteluug zu. 

Falls auf dem einen oder dem anderen der abgetretenen Grunbdftüde 
fonftige dinglihe Nechte irgend einer Art ruhen oder vor dem Austauſche ter 
Ratififationen dieſes Vertrages darauf radizirt fein folten, jo werben jolde, 
wenn fie etwa nad Bremiſcher Gefepgebung nicht diejelbe Klagbarfeit haben 
ober diefelben Vorzugsrechte, wie in Preußen genießen, nad Preußiſchem Rechte 
beurtbeilt werben. 


WUrtifel VE. 


In Gemäßbeit der dieſem Vertrage zum Grunde liegenden Abſicht, das 
der freien Hafenftadbt Bremen abzutretende Areal für die allgemeinen Iuterefjen 
der Schifffahrt und des Handeleverkehrs nutzbar zu machen, verpflichtet ſich 
die freie Hanſeſtadt Bremen, fämmtliche innerhalb der Abtretungsfläche bele- 
gene Grundftüde, ſoweit ſolche nicht hen gegenwärtig in ihrem Privatbefige 
fi) befinden, binnen Zahresfrift nah dem Austauſche der Ratififationen käuflich 
zu erwerben. Inſoweit ſolches wider Berhoffen auf dem Wege gütlicher Einigung 
nicht gelingen follte, foll die Erwerbung des Eigenthums an den betreffenden 
Grundftüden auf dem Wege der Erpropriation, und zwar nah Wahl der Ei- 
genthümer entweder auf Grund der betreffenden Preußiichen Gelcped-Bor- 
ichriften oder auf Grund der Bremiſchen Erpropriations-DOrdnung vom 14. 
Juni 1843 erfolgen. 

Insbeſondere verpflichtet fih die freie Hanfeftabt Bremen, die in die 
Abtretungsfliche fallende Strede des dem Flecken Lebe zugehörigen Weſer— 
deichs mit Binnendeichs und Außendeichs-Zubehör in der nämlihen Weiſe 
käuflich zu erwerben, wie foldes hinſichtlich der in den jegigen Bremerhafens 
Diftrift aufgenommenen Deichſtrecke laut dem zwiſchen der freien Hanfeftadt 
Bremen und dem Flecken Lehe unter tem a 1852 abgeſchloſſnen 
Kaufe Kontrafte geſchehen ift. 

Dis zu der Regelung des Eigenthums-Ueberganges follen die Eigen: 
thümer der abgetretenen Grundftüde binfihtlih ihrer Dispoſitions-Rechte und 
binfihtlid der auf den Grundftüden rubenden Laften und Abgaben feinen- 
falls in eine ungünftigere Lage gerathen, als in welcher fie ver der Abtretung 
fih befunden haben. 


Artifel VER, 


Hinfihtlih der in Betracht fommenden Deichverhältniſſe ſollen die nach— 
folgenden Beftimmungen gelten: 
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1) Eo lange bie in die Abtretungefläche fallende Strede des Weſer⸗ 
deichs in ihrer jepigen Lage verbleibt, ift Diefelbe von ber freien 
Hanfeftadt Bremen in ihrem Beftande ald Schutzdeich zu erhals 
ten, auch die Meberfahrt über dieſelbe nah dem anſchließenden 
Leher Weſerdeiche zu geftatten, rejpeftive ſoweit erforberlih, neu 
einzurichten. 

2) Desgleichen fol, jo lange die gedachte Strede des Weſerdeichs 
und ber Bremerhavener Schlafdeih in ihrer jepigen Lage ver 
bleiben, der Fahrweg, welder nad Maafgabe des im Artikel VI. 


erwähnten Kauf» Kontraltes vom — * 1852 und ber Ueber 


einkunft zwiſchen Hannover und Bremen vom 25. Mai 1861 von 
ber Leher⸗Bremerhavener Ehauffee längs des Schlafdeichs anges 
legt worden ift, fomwie der längs des Weſerdeichs an der Binnens 
berme verlaufende Fahrweg in feinem Beftande belaffen, aud 
Bremifcherfeits nad wie vor unterhalten werden. 

3) Die freie Hanfeftabt Bremen ift befugt, den Weierdeih auf dem 
abgetretenen Areale an die Flußgrenze des Außendeichslandes zu 
verlegen und benfelben von da an dem Lehe'r Weſerdeich wieder 
anzufchließen, jedoch nur unter den nadfolgenden Bedingungen: 

a) Der neu zu jhüttende Weſerdeich muß hinſichtlich der Höhe 
der Bermen und der Doffirungen, ſowie hinſichtlich des 
Anichluffes an den Leber Weſerdeich allen an den Deich— 
Ihup zu ftellenden Anforderungen, nad dem Urtheile der 
Königlich Preußiſchen Deichbehörde, genügen. Der Deich— 
fuß des Meferbeihs darf in feinem Falle weiter als ber 
Deihfuß der Weler-Hauptbatterie in den Strom vorges 
ſchoben werben. 

b) Erft nahdem der neue Weſerdeich einen Winter über ge« 
legen hat und bei der Schauung von der Königlich Preu- 
ßiſchen Deichbehörde genügend befunden worden ift, darf 
der jepige Deich niedergelegt werben. 

c) Falls die Anſchließung tes neuen Deihs an den Lehe'r 
Dei eine Verſtärkung der Doffirungen wegen erponirter 
Lage der Anſchlußſtrecke erforderlih, oder die Unterhaltung 
bes Lehe'r Deiches jchwieriger machen jollte, jo hat die freie 
Hanfeftabt Bremen bhiefür dem Lehe'r Deichverbande eine 
angemeffene, von der Königlih Preußiſchen Deichbehörde 
fetzuftelenden Entjhädigung zu leiften. 

d., Wenn in dem neuen Welerdeihe eine Einfahrt für Schiffe 
mittelft einer Schleuße eingerichtet oder wenn der anſchließende 
Bremerhavener Schlafdeih in jeinem durch die Weberein» 
funft vom 25. Mai 1861 vereinbarten Beſtande nicht er— 
halten oder niedergelegt werben jollte, fo hat die freie Hanje- 
ſtadt Bremen einen neuen Schlafdeih zum Schuß der Lehe'r 
Dei» und Sielacht in der nämlihen Höhe und Stärke und 
mit angemefjenen Anjhlußpunften zu ſchütten. Mit An— 
legung ber Einfahrt durch den Wejerbeih und mit Nieber- 
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fegung des jepigen Schlafveihs darf erft begonnen werden, 
nachdem der neue Schlafdeich einen Winter über gelegen 
bat und bei der Schauung‘ von der Königlih Preußiſchen 
Deichbehörde genügend befunden worden ift. 

Die Fünftige Schauung dieſes Schlafdeichs, jowie bes 
jepigen und reipective des neu zu errichtenden Weſerdeichs 
innerhalb der abgetretenen Grundfläche wird von den König» 
lich Preußiihen und den Bremilhen Behörden gemeinjhaft 
li wahrgenommen. 

An Stelle des von der Lehe'r Chauffee neben dem Sclaf- 
deiche nah dem Außendeichslande führenden Fahrwegs wird 
von der freien Hanſeſtadt Bremen unter den nämlichen Bes 
dingungen, wie joldye hinſichtlich des jetzigen Fahrwegs durch 
4 Mai 1952 und durch die Ueber— 


17. uni 

einfunft vom 25. Mai 1861 feſtgeſetzt worden find, ein 
neuer Öffentlicher Fahrweg von 24 Fuß Breite mit einem 
Graben von 7 Fuß Breite an jeder Seite angelegt und über 
den Weſerdeich geführt. Diejer Weg ift mit einem Stein» 
pflafter und bei dem Mebergange über den Weſerdeich mit 
einer wehrbaren Abfriedigung gegen das Lehe'r Außendeihland 
zu verfehen. Falls auf demfelben ein Fußweg angelegt wer« 
den follte, ift die Breite auf 30 Buß zu bringen. 

Das Eigentum ded neuen Weges geht auf den Fleden 
Lehe über, jedoch unbeſchadet der von der freien Hanſeſtadt 
Bremen übernommenen Unterhaltungspfliht. Dagegen fällt 
nah Herftelung des Wegs und der Abfriedigung das 
Eigenthum an dem jegigen Fahrwege, joweit derjelbe durch 
den neuen Weg überflüjfig wird, an die freie Hanſeſtadt 
Bremen zurüd, welde berechtigt ift, die an fie zurüdgefal« 
lene Strede ald Fahrweg aufzuheben. Die Schauung bes 
Weges verbleibt den Lehe'r Deichgeſchworenen. 


gs 


den Kauffontraft vom 


Artikel VIII. 


Die Abwäſſerung der Abtretungsfläche im Nordweſten und Norden des 
jetzigen Bremerhaven-Diftrifts wird von der Lehe'r Sielacht getrennt und les 
diglidh der Fürſorge der freien Hanſeſtadt Bremen überlafjen. 

Balls der abgetretene jegige Weſerdeich niedergelegt oder falls die Ab» 
wäljerung der Lehe'r Feldmark zu dem im Außendeichslande belegenen Abwij- 
lerungsgraben beeinträchtigt erſcheinen follte, wird die freie Hanfeftadt Bremen 
anftatt des erwähnten Abmwäfferungsgrabens auf. dem abgetretenen Areal einen 
neuen Abwäfferungsgraben in derjelben Richtung und in benjelben Dimen» 
fionen herftellen, mit gehöriger, gegen Abbruch fidhernder Doffirung verjehen 
und unterhalten, auch am Weleruferrande Schupvorrihtungen treffen, um die 
an dem Graben liegenden Grundſtücke gegen Abbruch durh Brandung ober 
Wellenſchlag zu ſichern. 

Soweit dieſer Graben auf Preußiſchem Territokium llegt, wird er von 
den Lehe'r Deihgejhworenen gejhaut, 
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Artifel IX. 


Königlich Preußischer Seits erflärt man fi, vorbehaltlih der Beihluß, 
fafjung des Bundes-Raths des Zollverein, damit einverftanden, daß die ab— 
getretene Grundfläche in das Freihafengebiet, ſoweit fie demfelben nicht bereits 
angehört, aufgenommen werde. Die dadurd erforderlich werdenden Verän— 
derungen in den zur Sicherung der Zollgrenze beftimmten Schupwerfen, 
fowie die fernere Unterhaltung dieſer Schupwerke fallen der freien Hanſe— 
ſtadt Bremen zur Laft, ohne daß dadurch die Intereffen der Feldmark Lehe 
eine Beeinträdhtigung erleiden dürfen. 


Hrtifel X. 


Die freie Hanfeftadt Bremen ift befugt, die Unterhaltungsarbeiten an 
denjenigen, in diefem Bertrage angeführten, im Preußiſchen Territorium be» 
legenen Deichen, Gräben, Wegen und Schupvorridtungen, welde in Stand 
zu halten fie verpflichtet ift, ohne vorgängige Anfrage und ohne jpezielle 
Baubeauffihtigung, — unbeſchadet jedoch der den Königlih Preußiihen Bes 
börden zuftehenden Schauungsbefugniffe und der von denjelben zu ftellenden 
Anforderungen binfihtlih der Erfüllung der Unterhaltungspflidt — vorzu— 
nehmen. 


Artikel KU 


Allen in diefem Vertrage vorfommenden Maafbeftimmungen ift das 
Hannoverihe Maaß zum Grunde gelegt worden. 


Artikel XII. 


Der gegenwärtige Vertrag, deſſen Ratifikationen binnen ſechs Wochen 
vom heutigen Tage an gerechnet, ausgetauſcht werden ſollen, tritt mit dem 
1. Januar 1871 in Kraft. Es ſoll jedoch der freien Hanſeſtadt Bremen un— 
benommen fein, nah dem Austauſche der Ratifikationen auf den in ihrem 
Privateigenthum befindlihen Grundftüden des Abtretungs-Nreald die Erb» 
arbeiten für die auf lepterem anzulegenden Dods, Deide, Gräben und Stra» 
fen, unter den in dieſem Bertrage feftgeftellten Bedingungen in Angriff zu 
nehmen und auszuführen, ohne daß es dazu einer bejonderen Bauerlaubniß 
ber Königlih Preußiihen Behörden bedarf. 

Defjen zur Urkunde haben die beiderjeitigen Bevollmächtigten den gegen: 
wärtigen Vertrag unterzeichnet und ihre Siegel beigedrüdt. 


Berlin, ben 8. Dezember 1869. 


(L. 8) gez.: Jordan. 
(L. 8.) gez.: Krüger. 


N 243. 9 


Schluß: Brotofoll. 


Berbandelt Berlin, den 3. Dezember 1869, 


Die Unterzeichneten waren heute zufammengetreten, um ben zwiſchen der 
Königlih Preußiihen Regierung und dem Senate der freien Hanfeflabt Bres 
men vereinbarten StaatösBertrag wegen einer Erweiterung des Bremerhaven» 
Diftrifts unterſchriftlich zu vollziehen. 

Hierbei ift von dem Königlih Preußiihen Bevollmächtigten zu dem ge— 
genwärtigen Schlußprotofoll die Erklärung abgegeben worden, daß von Seiten 
der Königlih Preußiihen Regierung die Verbindlichkeit des gefchloffenen Ber- 
trages noch von ber hierdurch ausdrüdlih vorbehaltenen verfafjungsmäßigen 
Zuftimmung des Preußiſchen Landtages abhängig gemacht werde, 

Ingleihen wurde von Seiten des Bevollmächtigten ber freien Hanſeſtadt 
Bremen die Zuftimmung der Bremiihen Bürgerſchaft vorbehalten. 

Das gegenwärtige Schluß-Protofoll fol mit dem Vertrage felbft gleiche 
Kraft und Gültigfeit haben. 

Geſchehen wie oben. 


gez. Jordan. 
gez.; Krüger. 


Die Uebereinſtimmung vorſtehender Abſchriften des Vertrages und des 
Schlußprotokolls, ſewie der beiden angehefteten Karten mit den Originalien 
wird hiermit beſcheinigt. 


(L. 8.) Ber Borfland der Geheimeu Kanzlei. 


In Bertretung. 
Neff. 
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Denkſchrift 


über 


den Vertrag zwiſchen Preußen und Bremen vom 
8. Dezember 1869 wegen einer Erweiterung 
des Bremerhaven-Diſtrikts. 


Zur Erläuterung dieſes Vertrages erſcheint es nothwendig, die nachſtehenden 
Notizen über die Entſtehungs-Geſchichte Bremerhavens vorauszuſchicken. 

Der fogenanute Bremerhaven-Diſtrikt wurde begründet durch einen 
zwiſchen Bremen und Hannover am 11. Januar 1827 geſchloſſenen Vertrag, 
deffen Motive in der Einleitung des gedachten Vertrages in folgenden 
Worten bezeichnet find: 

„Da die Bewohner des Königreihd Hannover wie der freien 
Hanfeftabt Bremen gleihmäßig dabei intereffirt find, daß Maßregeln 
ergriffen werben, wodurch tie Schwierigkeiten, denen der Handel 

und die Schifffahrt der freien Hanfeftadt Bremen durch den Mangel 
genügender Hafenanftalten auf ter untern Wejer audgelept find, 
möglichft bejeitigt werben, und ben Bewohnern des Königreichs 
Sannover, neben vermebrter Belebung ihrer Induftrie und erleichter: 
tem Abjape ihrer Produfte, ein lebhafterer Antheil an diefem Handels- 
beiriebe gefichert wird, und da biefer in dem wohlverftandenen und 
im Welentlihen übereiuftimmenden Handels-Intereſſe beider Staaten 
begründete Zweck nur dann dauerhaft erfüllt werden fann, wenn bie 
hierzu erforberliden Maßregeln in gemeinfamer Uebereinftimmung 
und mit gegenfeitiger Hülfleiftung beider Staaten geireffen und 
durch einen befenderen Traftat gefidert werben, jo haben* ıc. 

Demgemäß wurde von Hannover an Bremen ein in ben Winkel, welchen 
der Geeſtefluß bei feinem Einfluß in die Weſer bildet, zwiſchen den rechtsſei— 
tigen Ufern beider Flüſſe belegenes Areal von 341 Morgen Calembergiſch 
überlaffen, und zwar daven 100 Morgen unter ausdrüdlicher Abtretung ber 
vollen Staatöhoheit, die übrigen 241 Morgen mit der Maßgabe, daß an 
Bremen außer dem früher ber Krone Hannover an dem betreffenden Terrain 
zugeftandenen Eigenthum aud alle in dem Bertrage jpeziell bezeichnete Ho» 
beitsrechte übertrageu wurden, worunter namentlih tie Jurisdiftiond- und 
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Polizeis-Gewalt, dad Befteuerungsredht, die Hoheit im Betreff der kirchlichen 
und Edjul-Berhältniffe und in Betreff der inneren Berwaltungsd-Angelegen- 
beiten ausbrüdlid aufgeführt find. Hannover behielt fi für dem ganzen 
Bremerhafen-Diftrikt die Militairgemalt, und insbeſondere die weitere fortififa- 
toriiche Ausbildung einer bereits innerkalb des Diftrilts vorhandenen, unmit 
telbar an dem Weſer⸗Ufer belegenen Batterie vor. Bremen verpflichtete fich, 
in dieſem Diftrifte einen mit allen nöthigen Gtabliffements ausgerüfteten 
Hafen anzulegen, welder der Wejerfhifffahrt ald bequemer Löſch- und Lade 
plap dienen und geeignet ſein ollte, Seeſchiffe von 120 Laft aufzunehmen. Im 
Artifel IV. des Vertrages wurde für den Fall, dap die freie Hanſeſtadt 
Bremen in der Folge wünſchen folte, ben Umfang dieſes Hafendiftriftes noch 
zu erweitern, Hannoverfher Seits die Bereitwilliigkeit zu einer Verſtändigung 
über eine Abtretung von weiteren 150 Morgen im Boraus erflärt. 

Bereitd vor Ablauf des zweiten Jahrzehnts erwies fih das abgetretene 
Areal für den von Bremen darauf begründeten, mit der zunehmenden Ent— 
widelung des Handels- und Schifffahrtös- Verkehrs raſch aufblühenden Hafen» 
ort Bremerhaven ald unzureichend. In noch höherem Maße aber wurde die 
damals nothwendig gewordene Berbefferung und Vergrößerung der Hafen« 
anlagen durch Beichränfungen gehemmt, melde Hannoverſcher Seits aus ber 
vorbehaltenen Militirgewalt entlehnt wurden. Zur Schlichtung der hieraus 
erwachienen Differenzen wurde am 21. Mai 1851 ein zweiter Vertrag zwie 
Ihen Bremen und Hannover abgeihloffen. Dur dieſen Vertrag erlangte 
Premen diejenigen fpeziellen Zugeftänduiffe, deren es für den Augenblid am 
dringendften bedurfte, um bereits begonnene Anlagen vollenden zu können; 
dagegen mußte es fi) in anderweiten, die militäriſchen Schugverhältniffe be— 
treffenden Punkten neuen vertrrgemäßigen Einfhränfungen unterwerfen, und 
fih gefullen laffen, daß an Stelle der dur den Bertrag von 1827 in Aus— 
fiht geftellten Vergrößerung bed Diftriftes um 150 Morgen nunmehr nur 
eine ſolche Vergrößerung um 50 bis 60 Morgen als Gegenftand weiterer 
Verhandlungen vorbehalten wurde. 

Die die erhalb fortgeiegten Unterhandlungen führten endlih zu dem Ab- 
ſchluſſe eines dritten Vertrages vom 25. Mai 1861. Durch denfelben wurden 
von Hannover an Bremen noch 77 Morgen mit den in dem Bertrage von 
1827 jpeziell aufgeführten Hoheitsrechten abgetreten; dagegen mußte Bremen 
das an der norbweitlihen Ede des Diftriftes belegene (im Artifel II. des 
Vertrages vom 8. Dezember 1869 unter Nummer 2. aufgeführte) Terrain 
ven 6 Morgen 69'/, Duadratruthen zum Zwecke der beabfihtigten Erbauung 
eines neuen Thurmforts an Hannover zurüdgeben, und zugeftehen, daß ein 
auf 50 Ruthen bemefjener Fort-Rayon eingeführt wurde, durch deffen Detail« 
beftimmungen der weiteren Entwidelung der benachbarten Hafenanftalten 
abermals neue und erheblihe Hinderniffe erwuchſen. 

In diefer Lage befanten fih die Territorial-Berhältniffe Bremerhavens 
im Zahre 1866. Inzwiſchen aber war das Bedürfniß bedeutender Erweiterun- 
gen der dortigen Hafenanlagen in gleihem Maße, in welchem Schifffahrt und 
Handel fih entwidelt hatten, immer dringender bervorgetreten, wofür Das 
prägnantefte Merfmal wohl ſchon in ber einen Thatſache erfannt werben 
mußte, daß an Etelle der Seeſchiffe von 120 Laſten, für welche die Hafen« 
anlagen nah ben urfprünglihen Bertragsbeftimmungen berechnet gemejen 
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waren, im Laufe der Zeit Seeſchiffe von 1200 Laft und mehr getreten waren. 
Der Senat von Bremen hatte deshalb bereits vor dem Prager Briedenzjchluffe 
die Fürjorge der Preußiſchen Regierung im Sntereffe einer günftigeren Geftal- 
tung biejer Berhältniffe Bremerhavens in Aniprud) genommen, und hierauf 
von Seiten der Königlihen Staats-Regierung die in den damaligen Ber 
bältnifjen begründete Zufage erhalten. Behufs der definitiven Regelung der 
Angelegenheit ift die vorgängige Erörterung mannigfacher Detailfragen erfor- 
berlih geweſen. 

Auf Grund der ftattgehabten Prüfung der in Betracht kommenden In» 
tereffen ber Landes-BVertheidigung, hat es für zuläjfig erachtet werden fünnen, 
auf den Wunſch Bremens wegen vollftändiger Entfeftigung Bremerhavens ein» 
zugehen, und es find demgemäß, nachdem die Berfafjung des Norbdeutichen 
Bundes in Kraft getreten war, die geeigneten Einleitungen zu dem Zwecke 
getroffen worden, um dem Bremer Senate das Eigentum und die freie Dis- 
pofition über die innerhalb des bisherigen Bremerhaven: Diftriktes belegenen, 
für fortififatoriihe Zwede beftimmt geweſenen Grundflihen zu gewähren, reip- 
zurüdzugewähren, und zwar untec Feſtſetzung beftimmter, ſucceſſiver Aus— 
führungs-Termine, welche den 31. Dezember 1870 nicht überfcpreiten. 

Gleichzeitig find mit dem Bremer Senate Verhandlungen zu dem Zwede 
gepflogen worden, um demjelben durch eine angemefjene Erweiterung des 
Bremerhaven. Diftrikres die Möglichkeit zu gewähren, den gefteigerten Anfor« 
derungen des Bremerhavener Schifffahrtse- und Handels-Verlehrs durch die 
entſprechende Erweiterung und Vermehrung der auf Keſten des Bremiſchen 
Staates angelegten Hafenanftalten genügen zu können. 

Bei dieſen Verhandlungen ift beiderfeitig der allgemeine Gefichtspunft 
befolgt worden, dem Bremerhaven-Diftrift an Terrain nicht mehr und nicht 
weniger, als das zur Erreihung des Zwedes Erforderlige hinzuzufügen, und 
die betreffenden Grundflächen jo auszuwählen, daß ſolche auch ihrer Lage 
nach für die beabfidtigte Benupung fi eigneten, und daß durd deren Ab» 
tretung an Bremen irgend welde Kollifion mit anderweiten Interefjen nicht 
herbeigeführt würden. 

Auf diefen Grundlagen beruht der Vertrag vom 8. Dezember 1869, zu 
deſſen Erläuterung im Einzelnen noch Folgendes bemerkt wird: 


Zum Xrtifel L 
Es ift ald zutreffend anzuerfennen geweſen, daß die Herftellung und fünf» 
tige Benugung der Hafen-Einrihtungen, welde der Bremer Senat auf dem 
Erweiterungd-Terrain anzulegen beabfihtigt, Unzuträglichkeiten ausgeſetzt fein 
würden, wenn der Verkehr innerhalb Bremerhavens nit durchweg ein und 
berjelben Kontrole, Polizei» und Jurisdiktionsgewalt und völlig gleichen 
geieglihen Beftimmungen unterworfen jein würde. Aus diefem Grunde ift 
die durch die Bezugnahme auf die Bedingungen des Vertrages vom 11. Januar 
1827 ausgeſprochene Abtretung der bezüglichen Hoheitsrechte erforderlih er— 
ſchienen, welde die wejentlihen Merkmale einer Gebietsabtretung in 
volvirt, 
Zum Artitel M. 
Die inter den Nummern 1. bis 5. ſpeziell aufgeführten Grundfläden, ut 
deren Abtretung an Bremen es fi handelt, umfafjen zuſammen einen dlä 
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denraum von 142 Morgen. Davon kommen auf die unter den Nummern 
1. bie 3. aufgeführten, bisher zu fortififatoriihen Zweden beſtimmt geweſenen 
Grundflächen zuſammen 18 Morgen. Die unter den Nummern 4. und 5. 
aufgeführten, zum Xheile bereits im Privat-Eigentbum tes Bremiſchen Staa: 
tes befindlichen Grundfliden von 3 Morgen 34,,, Onabdratıutben, resp 120 
Morgen find unbewohnt, jo daß die Abtretung von Unterthunen bei der vors 
liegenden Gebiett-Abtretung überall nit in Frage kommt. 


Zu Artikel IL—XI. 


Die nah Aıtifel II. Nummer 4. uud 5. an Bremen abzutretenden 
Geundflächen gebö:en gegenwärtig zu dem Bezirfe des au Bremerhaven gren« 
zenden Fledens Lehe. Die Bedingungen, welde deshalb wegen ber betheilig— 
ten Rommunal-Intereffen dieſes Fleckens, ſowie im SIntereffe der dortigen 
Deich- und Sielacht zu ftellen waren, find nad Auhörung der Vorſteher bes 
Fleckens Lebe und ſämmtlicher ſtimmberechtigter Mitglieder des dortigen Ger 
meinde-Ausichuffes, beziehungaweife der Vorſtände und Vertreter der Leber 
Deich- und Sielacht, und in voller Urbereinftimmung mit ben von birjen 
Organen zu Protofol gegebenen Erklärungen durch den Bertrag geregelt 
worden. 


Zum Artikel XII. 


Als der Zeitpunkt, mit welchem der Vertrag in Wirkſamkeit treten ſoll, 
ift im beiderſeitigen Einverſtändniſſe der I. Januar 1871 mit Rückſicht dar— 
auf feſtgeſetzt worden, daß bis zu dieſem Termine, wie ſchon oben bemerft, 
alle Einihränfungen befeitigt fein werden, welchen die im Artifel II. unter 
den Nummern 1. bis 3. aufgeführten Gruntflihen unterworfen gemer 
fen find. 

Durch das bei der Bollziehung des Vertrages aufgenomm ne Schluß— 
Protokoll ift Preußiſcher Seits die Zuflimmung des Landtages zu dem Ber- 
trage ausdrücklich vorbehalten worden, 
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Abfchrift. 





Berlin, den 21. Ianuar 1870. 


In dem erften Abſatze des Artikels VI. des wegen einer 
(Srweiterung des Bremerhaven-Diftrifte zwiihen ber König- 
lichen Regierung und dem Senate der freien Hanjeftadt 
Bremen am 8. Dezember v. 3. abgeſchloſſenen Vertrages 
ift die Vereinbarung getroffen worden, daß, inſoweit es ber 
freien Hanfeftabt Bremen innerhalb Iahresfrift nad dem 
Austauſche der Ratififationen wider Berhoffen nicht gelingen 
jollte, die innerhalb der Abtretungsfläche belegenen Grund⸗ 
flüde auf dem Wege gütlicher Einigung käuflich zu erwerben, 
die Erwerbung des Eigentums an den betreffenden Grund- 
ftüden aledann auf dem Wege der Erpropriation, und zwar 
nah Wahl der Eigenihümer entweder auf Grund der be- 
treffenden Preußischen Geſetzes-Vorſchriften oder auf Grund 
der Bremiſchen Erpropriations:Drdnung vom 14. Juni 1843 
erfolgen ſolle. 

Bon Seiten der Königlihen Regierung ift bei diejer 
Verabredung als jelbftverftänplih erachtet worden, daß in 
den etwa zur Erpropriation gelangenden Fällen, in denen 
die betheiligten Eigenthümer fih für die Anwendung ber 
Bremiſchen ErpropriationssOrdnung vom 14. Juni 1843 
entjcheiden möchten, die dur das gedachte Bremijde 
Gelep beftimmten Bremiſchen Behörden das Erpropriatione- 
verfahren zu leiten, beziehungsweiſe die endgültigen Ent» 
ſcheidungen zu treffen haben würden, daß dagegen anderer: 
jeits in Fällen, wo die Eigenthümer etwa — möchten, 
die Expropriation ihrer Grundſtücke nach den betreffenden 
Preußiſchen Geſetzesvorſchriften geregelt zu ſehen, die nach 
dieſen Preußiſchen Borihriften in Betracht kommenden 
Preußiſchen Organe das adminiſtrative und gerichtliche 
Verfahren zu leiten und die Entſcheidung zu treffen haben 
werben. 

Da biefer Punkt auf Anregung betbheiligter Interejjen- 
ten bei der Beratbung des Vertrages vom 8. Dezember v. 
3. im dieffeitigen Kandtage unter dem Ausdrude des Wunſches 
zur Sprache gebracht worden ift, eine beftimmte Zuficherung 
der Königlichen Negierung darüber zu erhalten, daß die vor« 
gedachte Auffaffung aud Seitens des Senats der freien Hanfes 
ſtadt Bremen getheilt und als maßgebend anerfannt werde, jo 
erlaubt ſich der Unterzeichnete, die gefällige Vermittelung des 
Hanfeatiichen MiniftersRefidenten, Herrn Dr. Krüger, Be 
bufs der Erlangung einer entſprechenden zuftimmenden Er: 
flärung des Senates der freien Hanfeftabt Bremen hierdurch 
ganz ergebenft in Aniprud zu nehmen. Derjelbe benupt zu— 
gig aud diefen Anlaß, um dem Herrn Dr, Krüger die 

erficherung feiner ausgezeichneten Hochachtung zu erneuern, 


gez. v. Thile. 


An 
den Hanſeatiſchen Minifter-Refidenten 
Herrn Dr. Krüger. 


Abſchrift. 


Hanſeatiſche Geſandtſchaft. 


Berlin, den 22. Januar 1870. 


Der Unterzeichnete hat die gefällige Note Sr. Excellenz 
des Staats-Sekretairs des Miniſteriums der auswärtigen 
Angelegenheiten, Herrn Wirkl. Geheimen Rath v. Thile 
vom 21. d. Mts. zu erhalten die Ehre gehabt, in welder 
mit Bezug auf Art. VI. Alinea 1. das am 8. Dezember 
1869 zwiſchen der Königlih Preußiihen Regierung und 
der freien Hanjeftadt Bremen wegen einer Erweiterung des 
Diftriktes Bremerhaven gejhloffenen Vertrages Seitens ber 
Königlihen Regierung die Anficht zu erfennen gegeben wird, 
daß, infoweit es zur Erwerbung der an die * Stadt 
Bremen abgetretenen Grundſtücke des Expropriations-Ver— 
fahrens bebürfen follte, die Bremiihen Behörden dieſes 
Verfahren in den Fällen zu leiten und beziehungsweiſe die 
endgültigen Entſcheidungen zu treffen haben würden, in 
denen bie betreffenden Eigenthümer fi für die Anwendung 
der Bremifchen Erpropriationdorbnung vom 14. Zuni 1843 
enticheiden möchten, wohingegen in den Fällen, in denen 
die Eigenthümer die Erpropriation ihrer Grundftüde nad 
ben betreffenden Preußiſchen Geſetzesvorſchriften geregelt zu 
jehen wünſchen jollten, die nach diejen Preußiſchen Vor— 
ihriften in Betracht kommenden Preußiſchen Organe das 
adminiftrative und gerichtliche Verfahren zu leiten und die 
Entſcheidung zu treffen haben würden. 

Der Unterzeichnete hat fich beeilt, den Senat der freien 
Hanfeftadt Bremen von diefer Mitteilung in Kenntniß zu 
ſeßen, und fieht fi nunmehr zu der Erklärung ermächtigt, 
daß der Senat der vorgedadten Auffaffung der Königlichen 
Regierung beizutreten und dieſelbe auch ſeinerſeits ald maß- 
gebend anzuerkennen um fo weniger Bedenken trägt, als 
derfelbe zu den Königlich Preußiſchen Behörden das volle 
Vertrauen hegen darf, daß dieſelben etwaigen unberechtigten 
Forderungen der Eigenthümer, wie fie nad) age ber Sache 
leiht hervortreten könnten, feinen Vorſchub leiften werben. 

er Unterzeichnete benupt ꝛc. 


gez. Krüger. 


Sr. Ereellenz 
dem Wirklichen Geheimen Rath 
Herrn v. Thile 


Staats -Sekretair des Königlichen Preußiihen Minifteriums 
der auswärtigen Angelegenheiten. 
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Antrag. 


Graf v. Frankenberg. Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
Die Staats-Regierung zu erfuhen, im Sipungsjaale der Abgeord- 
neten ben nachfolgend näher beſchriebenen Abftimmungs-Telegraphen 
berftellen zu laffen. 


I. £eiftung des Apparate. 


A. Im Augenblide der Abftimmung erſcheinen auf drei Zifferblättern: 
1) die Abftimmungen mit Sa, 
2) die Abftimmungen mit Nein, 
3) die Summe der Ja und Nein als Kontrole der Richtigkeit der 
zwei vorgenannten Zablen. 

B. Auf einem Papierbande, weldes mit den Namen jimmtliher Ab» 
georbneten bebrudt ift, vermerft der Apparat neben dem Namen eines jeden 
Abftimmenden, ob derjelbe mit Ja oder Nein geftimmt hat. Mit Hülfe 
einer Umbdrudvorrihtung fann dieſes Abftimmungs - Protofoll binnen jehr 
furzer Zeit beliebig vermehrt werben. 

C. Benn diefe Kontrollen für noch nicht genügend erachtet werben, 
fann durch Einrihtung eines Klappen-Apparats mit Namen die Abftimmung 
eined jeben Abgeordneten vom Plage aus fidhtbar gemacht werben. 


U. Ausführung der Abftimmung: 


Auf dem Plage eines jedes Abgeorbneten befindet fi ein Hebel (oder 
Zeiger), weicher durch einen Schlüffel, den ber betreffende Abgeordnete nur 
für feinen Plag allein befigt, auf Ja ober Nein geftellt wirb, jobalb der 
Präfident die Frage ftelt. Durch Drehung einer Kurbel, melde ein Diener 
des Hauſes in Bewegung fest, functionirt der eleftriihe Apparat und bie 
Abftimmung ift in einer halben Minute ausgeführt. 
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Die Einrihtung des Telegraphen übernehmen und garantiren Siemens 
und Halske. 


Berlin, den 12. Sanuar 1870. 


Graf v. Frankenberg (Antragfteller). 


Dr. Adhenbad. Graf Eulenburg (D. Crone). v. Bodum-»Dolffs, 
Stumm. v. Böttider 9. v. d. Knejebed. v. Zawadzky. 
v. Pommer-Eſche. Förſter. v. Wrochem. Freiherr v. Richthofen 
(Rybnich). Graf Bethuſy-Huc. v. Below. Thilo. Trüßſchler 
v. Falfenftein. Janſſen. Melsheimer. Dr. Colberg. v. Wedell. 
Honig. Frech. Kraz. v. Sybel. Scharnweber. v. Kliging. 
Simon v. Zaſtrow. Graf Schwerin-Puhar. Müller (Solingen). 
Solger. v. Koerber. Stengel. Naſſe. v. Köller Schmidt. 
Mobr. 
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Abänderungs- Antrag 


dem Entwurf einer Kreisordnung (Ar. A. der Brucdfaden). 


Hoffmann, Das Haus der Abgeordneten wolle zu $. 29, folgende Ab» 
änderungen beichließen: 
1) Den erften Sap des Abſatzes 3. wie folgt zu faffen: 

Es fünnen jedodh, auch außer dem im $. 25. Abjap 4. 
vorgelebenen Falle, Seitens des Befigerd des Guts jämmt- 
liche Gutsvorftehergeihäfte an den Vorſteher der Gemeinde, 
welche mit dem Gute eine Drtihaft bildet, oder falls das 
Gut örtlich geiondert belegen ift, an den Borfteher einer 
benadhbarten Gemeinde gegen eine angemefjene Entſchädigung 
übertragen werben. 

2) Die Abſätze 4. und 5. wie folgt, zu faffen: 

Die Beftellung eines Stellvertreterd muß erfolgen, wenn 
ber Gutsbeſitzer: 

1) nicht feinen beftändigen Aufenthalt im Gutsbezirke 
bat, ober 

2) nit Angehöriger des Norbdeutihen Bundes ift, oder 

3) fih nicht im Bollbefip der bürgerlihen Ehrenrechte 
befindet, ober 

4) eine juriftiiche Perſon ift, oder 

5) minderjährig ift, oder 

6) wegen Krankheit oder aus andern im feiner Perjon 
liegenden Gründen außer Stande ift, die Pflichten 
eines Gutövorftehers zu erfüllen. 

3) Den Abjap 6. wie folgt zu faſſen: 

Wenn und fo lange der Befiger des Guts ſich nicht 
im Bolbefige der bürgerlihen Ehrenrechte befindet, fteht 
dem Kreid-Ausihuffe die Ernennung des Stellvertreter auf 
Koften des Befigers zu. 
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4) Den Abjag 8. wie folgt zu faffen: 
Die Bereidigung des Gutäbefigers, beziehungsweile 
feines Stellvertreterd erfolgt dur den Amtshauptmann. 
5) Im legten Abjage anftatt: „Landratb” zu fegen: 
„Kreis-Ausihuß“ 
und anftatt 
„den Kreis-Ausihuß* 
zu ſetzen: 
„die Bezirfs-Regierung.* 
Berlin, den 12. Januar 1870, 
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Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc. 


ertheilen Unferen Miniftern der Marine, ſowie für Handel, Gewerbe und öf— 


fentlihe Arbeiten und der Zuftiz hierdurch die Ermächtigung, den nebft Me: 
tiven anliegenden Gejep-Entwurf, — betreffend die Einführungs - Beftimmuns . 


gen zum Allgemeinen Deutſchen Handelsgefepbuhe für das Jahdegebiet und 
die Einführung veiſchiedener ſeerechtlicher Vorſchriften in daffelbe —, den bei. 
den Häufern des Eandtages der Monarchie in Unferem Namen zur verfaj- 
jungsmäßigen Beihlußnahme vorzulegen. 

Gegeben Berlin, den 31. Dezember 1869. 


Wilhelm, 


v. Roon. Itzenplitz. Leonhardt. 


Allerhöcfte Ermächtigung. 
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Entwurf eines Geſetzes, 


betreffend 


die Einführungsbeftimmungen zum Allgemeinen 

Deutichen Handelsgeſetzbuch für das Jadegebiet 

und die Einführung verfchiedener feerechtlicher 
Vorſchriften in daſſelbe. 


Wi Wilbelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ıc., 


verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages Unferer Monarchie, 
was folgt: 


8. 1. 
Die nachſtehenden Vorſchriften: 

I. das Gejep, betreffend die Einführung des Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuchs in das vormalige Königreih Hannover vom 
5. Oftober 1864 (Hannoverſche Geleg- Sammlung, I. Abtheilung 
S. 213.), ſowie die Beftimmungen, welde dies Geſetz abändern 
oder ergänzen oder zur Ausführung deſſelben erlaffen find; 

II. die Veroronung, betreffend die Einführung verſchiedener jeerecht- 
licher Vorfchriften Des Preußischen Rechts in das vormalige König. 
reih Hannover vom 24. Juni 1867 (Gefjep- Sammlung Seite 
1165), infofern die Beftimmungen berjelben nicht ſchon unter den 
Beftimmungen ber Nr. I. dieſes Paragraphen inbegriffen find, 

ireten, ſoweit fie neh in Geltung beftehen, und unbeſchadet der Vorſchriften 
des Bundesgefepes vom 5. Juni 1869 (Bunbdetgejepblatt Seite 379) in dem 
Fadegebiet am 1. Januar 1870 mit den in ben 88. 2. bis 7. enthaltenen 
Mafgaben in Kraft. 


8. 2. 

Hinfitlid der Beſtimmungen der Artikel 469., 495., 496., 503., 520., 
521., 523., 538., 548., 681, und 757. Ziffer 7. des Handelsgeſepbuchs, 
welche fih auf den Aufenthalt des Schiffes im Heimathshafen beziehen, find 
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alle Häfen, Siele und Anferpläge an der abe, dem an der Jade belegenen 
Heimaths hafen glei zu achten. 


$. 3. 
Die Führung des Handelsregifterd wird einem Amtsgericht im Bezirk 
des DObergerichts zu Aurich, die Führung des Schiffsregifters der Landdroſtei 
in Aurid übertragen. 


$. 4, 

Die im 8. 12 des Bundesgefepes, betreffend die Nationalität der Kauf 
fahrteifhiffe und ihre Befugniß zur Führung der Bundesflagge vom 25. Df- 
tober 1867 (Bundesgejepblatt ©. 35.) vorgejchriebenen Anzeigen und Nach— 
weilungen erfolgen bis zur anbderweiten Organifation der Verwaltung des 
Sadegebits bei dem Amt. 


8. 5. 

An Stelle der in den 88. 43. bis 48. des Einführungsgejepes vom 5. Of- 
tober 1864 und in der Befanntmahung vom 4. Januar 1865 (Hannover: 
ide &.-&., I. Abtheilung, Seite 19) auf den 1. Januar 1865, beziehungs- 
weile auf den 1. April 1865 feftgejepten Zeiten treten ber 1. Sanuar 1870, 
beziehungsweife der 1. April 1870. 


8. 6. 

Die auf die Größe des Logisraumes ſich beziehenden Vorichriften im 
zweiten Abjag des $. 26. des Gejepes vom 26. März 1864 (Preußiſche Ge: 
jeg- Sammlung, Seite 693.) treten in Betreff der Ediffe, weldhe vor dem 
1. Sanuar 1870 bereitö gebaut find, erft mit dem 1. Januar 1872 in Kraft. 


8. 7. 

Die nad dem dritten Abjap bes $.26. a. a. D. den Bezirföregierungen 
zuſtehende Befugniß zur Erlafjung von örtlihen Verordnungen über die dem 
Schiffsmann zu verabreihenden Epeifen und Getränfe fteht bis zur ander 
weiten Organijation der Verwaltung des Jadegebiets dem Admiralitäts-Kom- 
miffariat zu. 


8. 8. 
Alle diefem Geſetz entgegenftehenden Vorjchriften werben aufgehoben. 
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Motive. 


Das Allgemeine deutſche Handelsgefepgbud hat in dem, in Folge des Staats- 
vertrages vom 20. Juli 1858 mit Preußen vereinigten Theil bes Jadegebiets 
bisher noch nicht Geſetzeskraft erlangt. Zwar bezeichnet das Geſetz vom 
24. Juni 1861, weldes das Handelsgejeghuh in Preußen einführte, als 
feinen Geltungsbereih den ganzen damaligen Umfang der Monardie. Dies 
Geſetz war jedoch nicht beſtimmt, in dem Jadegebiet zur Geltung zu gelangen 
und ſchloß e8 demgemäß das leptere von feinem Bereih nah $. 2. des Gew 
jeßes vom 14. Mai 1855 (Gejeg- Sammlung S. 306.) daburd aus, daß es 
dafjelbe außer Erwähnung ließ. Auch ſeitdem ift auf landesgejeplihem Wege 
die Einführung nicht erfolgt. Gegenwärtig, und zwar am 1. Januar 1870, 
aber tritt in Gemäßheit des Bundesgeſetzes vom 5. Juni 1869 (Bundes- 
gefepblatt S. 379.) das Handelsgeſetzbuch als Bundesgefep auch in dem 
Jadegebiet in Kraft, und ftellt fi bierdurh das Bedürfniß zum Erlaß ber 
erforderlichen Einführungsbeftimmungen heraus. 

Das Iadegebiet ift nah dem Lande zu rings von Großherzoglich Olden⸗ 
burgiſchem Territorium umgeben. Im demjelben gilt im Wefentlihen noch 
die zur Zeit der Abtretung in dem Großherzogtbum beftandene Gejepgebung. 
Gerichte des legteren find mit Wahrnehmung richterlidher Funktionen für daſſelbe 
fommiffarifh zur Zeit noch betraut, und in dem au Preußen durd den Staatd- 
vertrag vom 16, Februar 1864 abgetretenen Gebiet befteht das Oldenburgiſche 
Einführungsgeieg vom 18. April 1864 in Kraft. Diefe Umftände ſcheinen 
dafür zu fprechen, die gegenwärtig zu erlaffenden Beftimmungen aus ber 
Dldenburgiihen Gejepgebung zu entnehmen. ine eingehendere Prüfung 
führt jedoh zu einem anderweiten Ergebniß. 

Der hauptſächlichſte, faft auefchließlih bier in Betracht kommende weft 
liche Theil des Jadegebiels mit der in der Gründung begriffenen Stadt 
MWilhelmehafen ift ganz nahe der Grenze von Oftfriesland, und namentlich 
in fo großer Nähe von dem mittelft Eijenbahn und Chaufjee zu erreihenden, 
im Bezirk des Obergerichts Aurich beftehenden Amtsgericht Wittmund belegen, 
daß innerhalb des Preußiihen Staatsgebiets ſelbſt eine beträchtliche Anzahl 
auch größerer Ortſchaften fih in weiterer Entfernung von dem Sitz eines 
Gerichts befindet. Ein jo günftiges Verhältniß wird für eine definitive 
und befriedigende Negelung des gegenwärtigen, nur proviloriihen und mit 
den mannigfachften Webelftänden verbundenen Zuftandes der Gejepgebung und 
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der Rechtspflege in dem Jadegebiet nicht unbenupt bleiben dürfen. Dasielbe 
läßt diefen Zwed durch Einverleibung ded gefammten Gebiets in den Bezirk 
des gedachten Obergerihts und durd Einführung der gefammten, in dieſem 
Bezirk hinſichtlich des bürgerlichen und des Strafrechts, ſowie hinfichtlid der 
bürgerlihen und der GStrafrechtepflege geltenden Gelepgebung in alljeitig 
wünfchenswertber Weife erreihen. Indem gebefft werben fann, daß bie 
gegenwärtig dem noch entgegenftehenten Hinderniffe [don in nächſter Zeit zu 
befeitigen fein werben, erieint die in Rede ftehende Gelegenheit vorzugsweiſe 
geeignet, dur Vergeben in dem angegebenen Sinn einen Anfang mit ber 
Ausführung zu madhen. Der fo beabfihtigte Schritt fann überdies um jo 
weniger einem erheblichen Bedenken unterliegen, ald das Hannover'ſche Ein» 
führungsgefep zum Handelsgeſetzbuch, von wenigen Ausnahmen abgejehen, mit 
dem Oldenburgiſchen Einführungsgefepe felbft dem Wortlaut nad übereinftimmt. 

Diefe Erwägungen liegen dem Gefepentwurfe zu Grunde, welder zus 
gleich beftimmt ift, die in demfelben angegebenen, in die Provinz Hannover 
bereits eingeführten, und abgefehen von dem Jadegebiete im ganzen Umfang 
ber Monardie geltenden Vorſchriften des öffentlichen und Privat-Seerechts 
auch in das letztere einzuführen. 

In Hannover ift das Handelsgeſetzbuch durch das bereits erwähnte Ein» 
führungsgejep vom 5. Oftober 1864 (Hannover'ſche Geſetz- Samml., I. Abth., 
S. 213.) eingeführt. 

Zur Ausführung dieſes Gejepes und des Handelegeſetzbuchs find ſodann 
in dem vormaligen Königreih Hannever namentlich nod) folgende Vorſchriften 
erlaffen: 

1) die Verordnung, betreffend die Papiere der Hannover'ſchen See 
ihiffe vom 12. November 1864 (Hannoverihe Geſetz Samml., 
I. Abth. S. 481.), weldye insbelondere infofern noch in Betracht 
fommt, als fie die von ihr näher bezeichneten Schiffe von der 
Berpflihtung zur Eintragung in das Sciffsregifter ausnimmt; 

2) die Bekanntmachung der Minifterien ded Innern u, |. w. vom 
15. November 1864 (Hannoverihe Geſetz-Samml. I. Abtheilung, 
©. 483.), welche foweit fie neh in Geltung ift, namentlich die 
Vorſchriften über die Führung der Handelsregifter enthält; 

3) die Befanntmadhuug -der Minifterien der Juſtiz u. |. w., betrefs 
fend die durch die Einführung des Allgemeinen Deutihen Han- 
delsgeſetzbuchs nöthig gewordene Ergänzung der Gebübrentare 
vom 15. November 1864 (Hannnoverfhe Gefep - Sammlung, 
I. Abtbeil., ©. 511.); 

4) die Befanntmahung der Minifterien dis Innern u. ſ. m., be 
treffend die Eintrasung von Kommanditgelellihaften auf Aktien 
und Aftiengefelichaften, welde in Hannover nit ihren Sig und 
feine Zmweignieberlaffung haben, vom 4. Januar 1865 (Hanno» 
verſche GeſetzSamml., I. Abth., S. 19.); 
die Verordnung über bie Errihtung von Handelöfammern vom 
7, April 1866 (Hannoverſche Gelep-Samml., I. Abth. S. 99.). 

Diefen Borjhriften treten theils ergänzend, theils abänderndb insbejondere 
folgende ſpäter erlaffene Verordnungen hinzu: 
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6) die Verordnung, betreffend die Führung der Preußiſchen Landes- 
flagge von den Seeſchiffen des vormaligen Königreichs Hannover, 
die Eintragung diefer Schiffe in das Sciffregifter und Die von 
ihnen zu führenden Regifterzertififate, vom 4. Januar 1867 
(Gejep-Sammlung ©. 77.), deren Beftimmungen jedoch inzwiſchen 
zum Theil durch das, die Nationalität der Kauffahrteiſchiffe und 
ihre Befugniffe zur Führung der Bundesflagge betreffende Bun» 
desgelep vom 25. Dftober 1867 (Bunbesgejepblatt S. 77.) aufs 
gehoben find; 

7) die in dem Gejeg-Entwurf im $. 1. Nr. IL angeführte Verord⸗ 

nung, betreffend die Einführung verſchiedener ſeerechtlicher Vor— 

ſchriften des Preußiſchen Rechts in das vormalige Königreih Han» 
nover vom 24. Juni 1867 (Gejeg- Sammlung ©. 1165.) Die 
jelbe enthält, indem fie unter Andern den Artifel 56 des Preußifchen 

Einführungdgejepes zum Handelsgejegbud und das zur Ergänzung 

des legteren und jenes Einführungsgejeges erlaffene Geſetz vom 

26. März 1864 (Gejep- Sammlung S. 693.) in die Provinz 

Hannover einführt, auch Vorſchriften, melde der $. 1. Nr. I 

des Gelep-Entwurfs mit umfaßt; 

die Berordnung, betreffend die Kommanditgejellihaften auf 

Aktien u. j. w. vom 24. Auguft 1867 (Gejeg- Sammlung S. 

1645.), welde den Artifel 10 des Preußiſchen Einführungsgejepes 

insbejondere auch für die Provinz Hannover zur Geltung bringt 

und dadurch den $. 21. des Hannoverſchen Einführungsgejepes 
abänbert; 
9) der Schlußfag des $. 1. der Verordnung, betreffend die Außer» 
und Wiederinfursjegung jowie die Umſchreibung der Papiere auf 
Inhaber u. j. w. vom 16. Auguft 1867 (Gejeg- Sammlung ©. 
1457.), welder den Schlußjag des $. 27. des Hannoverſchen Ein— 
führungsgefeges modifizirt. 

Es läßt fi nicht verfennen, daß eine beträchtliche Anzahl der Beftim- 
mungen ſowohl des Hannoverſchen Einführungsgeleges als der übrigen bier 
in Betracht gezogenenen Gejege, Verordnungen u. |. mw. einerſeits in dem 
fleinen, in feinen Berfehröverhältniffen nah unentwidelten Jadegebiet zur 
Zeit feinen Gegenftand der Anwendung findet, andererjeitd in dieſem Gebiet 
nicht anwendbar ift, weil fie fih auf dort nit in Geltung befindliche Geſetze 
bezieht. Hieraus konnte jedoh feine Beranlaffung entnommen- werden, 
den gejeplihen Stoff in dieſer Beziehung einer Sonderung zu unterziehen. 
Noch weniger aber erſchien es gerechtfertigt, für den bier in Rede ftehenden 
Zwed zu einer Kobifitation deſſelben überzugehen. 

Der Inhalt des Gejepentwurfs giebt im Einzelnen noch zu einigen 
Bemerkungen Beranlafjung. 

Der Schlußfap der Nr. II. des $. 1. findet in dem, hinſichtlich des 
Inhalts der Berorbnung vom 24. Juni 1867 oben unter 7. hervorgepobenen 
Umftande feine Begründung. 

Die Hinzufügung der Klaujeln am Schluß des 8. 1. „ſoweit fie noch 
in Geltung beftehen und unbeſchadet der Vorihriften des Bundesgejepes vom 
5. Juni 1869" erſchien in Anfehung der letzteren Klaufel im Hinblid darauf, 
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daß der Gejegentwurf gleichzeitig mit jenem Bundesgejep in Kraft treten fol, 
duch die Vorſchrift des $, 2. dafelbft geboten, während die erſtgedachte Klau- 
jel fich insbefondere im Hinblid auf den Inhalt des oben unter Nr. 6. er 
wähnten Bundesgefepes vom 25. Dftober 1867 empfiehlt. 

Eine Beftimmung, wie fie der $. 2. des Entwurfs feftiept, ift von dem 
Admiralitäts-Kommiffariat für erforderlich erflärt, und in ähnlicher Weile im 
8. 32. des Hannoverfchen, ſowie im Artikel 27. des Oldenburgiſchen Ein— 
führungsgefepes enthalten. 

In der Provinz Hannover werden die Handelsregifter von den Amts- 
gerichten, die” Schiffäregifter von den Landdrofteien geführt. Mit Rück— 
fiht hierauf, und da es nicht räthlich erſcheint, dem für ben Jade— 
bezirk beftehenden Amt die Führung dieſer Negifter zu übertragen, rechtfertigt 
fi aus den oben näher dargelegten Erwägungen die Beftimmung bes $. 3. 
des Entwurfs. 

Die 88. 4. und 7. des letzteren geben, den Mefjortverhältniffen des 
Jadegebiets entſprechend, die betreffenden Vorſchriften des $. 2. Abſatz 1. der 
Verordnung vom 4. Sanuar 1867 und der Nr. 3. der Verordnung vom 
27. Juni 1867 wieder, und die $$. 5. und 6. enthalten die erforderlichen 
Abänderungen der Zeiten und #riften, welde in den dort in Bezug ges 
nommenen Vorſchriften feftgelegt find. 

Endlich ift zu erwähnen, daß ſoweit in der Provinz Hannover in Ans 
ſehung der bier fraglichen Gegenftände Menderungen und fonftige Anordnungen 
im VBerwaltungswege getroffen werben fönnen, derartige Anordnungen ſelbſt— 
verftändlih au für das Jadegebiet zuläffig bleiben. 
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Haus der Abgeordneten. 
10. Regislatur » Periode. 
III. Seffion 1869. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden N von 
Preußen ꝛc., 

ermächtigen hierdurch die Minifter für die landwirtbihaftlihen Angelegens 
beiten und des Innern, den beiden Häufern bes Landtags der Monardie in 
Unferem Namen den beiliegenden Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Ein— 
führung einer gleihmäßigen Gebühr für Jagd» Legitimations- Scheine in der 
Provinz Hefjen-Naffau, mit Ausihluß des ehemaligen Herzogtbums Naſſau 
dem Allgemeinen Landtage der Monardie zur verfaffungsmäsigen Beihluß- 
nahme vorzulegen. 


Berlin, den 7. Sanuar 1870. 


Wilhelm. 


v. Selhow. Graf zu Eulenburg. 


Allerhöchſte Ermächtigung, 
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Entwurf 


eines 


Geſetzes, betreffend die Einführung einer gleich— 

mäßigen Gebühr für Zagd-Legitimationg: Scheine 

in der Provinz Hefjen-Nafjau, mit Ausſchluß 
des ehemaligen Herzogthums Naſſau. 


Wir Wilbelm, von Gotted Gnaden König von 
Preußen ꝛc., 
verorbnen mit Zuſtimmung beider Häufer des Landtags für den Unfang der 
Provinz Heflen-Naffau, mit Ausihluß des ehemaligen Herzogthums Naffau, 
was folgt: 
§. 1. 

Für jede Jagdkarte, jeden Jagdpaß, Jagdwaffenpaß, Waffenſchein oder 
Gewehrerlaubnißſchein ift fortan eine Abgabe von Zwei und einen halben 
Thaler auf das Jahr zu entrichten. 

Die Ausfertigung dieſer Jagd-kLegitimations-Scheine erfolgt often» und 
ftempelftei. 

In den gejeplihen Vorſchriften über die Verpflichtung zur Löſung von 
Sagdfarten u. |. w. über deren Ertheilung und über die Befreiung gewiſſer 
Perfonen von der Entrichtung einer Sagdiheingebühr wird hierdurch Nichts 
geändert. 


$. 2. 
Ale diefem Gelege entgegenftehenden Vorſchriften werden hiermit auf 
gehoben. 


Bezlaubigt: 
(L S.) 
Der Minifter für die landwirlh- Der 
ſchaftlichen Angelegenheiten. Minifter des Innern. 
v. Selchow. Graf Eulenburg. 
1 ” 
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Motive. 


Die Geſetzgebungen in den einzelnen Gebietstheilen der Provinz Heflen-Raffau 
Stimmen untereinander und mit dem für den ehemaligen Umfang bes Preußi« 
ſchen Staats gültigen Jagdpolizei-Geſetz vom 7. März 1850 babin überein, 
daß in der Regel die Befugnig zur Ausübung der Jagd von der Köjung 
eines vorfhriftsmäßig ausgeftellten, mit verfchiedenen Benennungen bezeichneten 
Jagdlegitimationsſcheins abhängig gemadt wird. 

Sie weichen jedoch binfihtlih der Höhe der für dieſe Jagdlegiti— 
mationsſcheine zu entrichtenden Gebühren wejentlic von einander ab. 

Es find abzuführen: 

1) in den ehemals Bayerichen Gebietstbeilen nah dem Gejep vom 
30. März 1850, die Ausübung der Jagd betreffend, für bie 
Jagdkarte BL 

2) in den ehemals HeffenHomburgfäen gandestpeiten nad dein Ger 
jep vom 8. October 1849, die Jagd und Fiſcherei im Amte 
Homburg betreffend, für den Jagdpaß i h . 8 8. 

3) in den ehemals Großherzoglih Heſſiſchen Landestheilen nad ben 
Binanzgefepen vom 29. Dezember 1852 und vom 26. September 
1864 für den Sagbwaffenpaß - A a 7 Fl. 

4) im Gebiete der ehemals freien Stadt Scanffurt ms bem Geſetz 
vom 20. Auguft 1850, bie zn ber ee. betreffend, für 
den Jagbwaffenpaß . . . ; . 2 $ 

Endlid war 

5) in tem ehemaligen Kurfürftenthum Heflen für den zur Ausübung 
ber Jagd erforderlihen Gewehr⸗-Erlaubnißſchein nad dem Geſetz 
vom 22. Dezember 1853 eine Gebühr von . . 24 The. 

zu entrichten. 

Die Abgaben in den sub Nr. 1. bis 4. aufgeführten Landestheilen wer« 
ben noch jegt erhoben; dagegen ift die Gebühr von 27/, Thaler im ehemalis 
gen Kurfürftentbum Heſſen in Folge der Verordnung vom 17. September 
1867 als Stempelabgabe in Wegfall gelommen, jo daß die Gewehr-Erlaubs 
nißſcheine vom 1. Dftober 1867 ab unentgeltlich ertheilt worden find. 

Dieje Ungleichheit, welde bei dem Durdeinanderlaufen der Grenzen jo 
vieler Eleiner Landeetheile um fo greller bervortritt, insbefondere die gebühren» 
freie Berabfolgung der Gewehr-Erlaubnißſcheine im ehemaligen Kurfürſtenthum 
Helen hat vielfahe Klagen und Mipftände hevorgerufen. 


6 


Der Kommunal» Landtag des Negierungsbezirks Caſſel hat hieraus Ber- 
anlafjung genommen, dieſen Gegenftand zur Beratbung zu ziehen und fid 
in der Sipung vom 7. Dftober 1869 zu dem einftimmigen Beſchluſſe geeinigt, 
die Staatsregierung zu bitten: 

im Wege der Gefepgebung für ſämmtliche Gebietstheile dieſes 
Negierungsbezirts die gleihmäßige Erhebung einer Gebühr von 
2 Thalern für die Ertbeilung von Jagdſcheinen einzuführen 

Die Staatsregierung verkennt nicht, daß eine derartige Mafregel die be 
ftehenden Ungleichheiten nur in beſchränkter Weife zu bejeitigen geeignet ift; 
fie ift fich bewußt, daß es zweckmäßiger jein würde, eine gleihmäßige Jagd— 
ſcheingebühr für das ganze Land feftzuftellen; die Erwägung aber, daß Dies 
nicht wohl anders, als in Verbindung mit der bevorftehenden Revifion der 
Sagdpolizeigefepgebnng geichehen fann, und daß auf der andern Seite die jo» 
fortige Befeitigung der in der Provinz Heffen-Naffau bervorgetretenen Webels 
ftände als ein bejonders dringendes Bedürfnig anerkannt werden muß, bat 
fie über jene Bedenken binmegjehen laſſen und zu dem Beſchluſſe vermodt, 
dem Antrage des Kommunal-Landtags zu Caſſel, wenn aud in etwas weiter 
gebenber und abweichender Weile in dem vorliegenden Gejepentwurfe zu ent 
ſprechen. 

Der Letztere gebt inſofern weiter, als er ſich nicht blos auf den Regie— 
rungsbezirt Gafjel, fondern aud auf den Regierungsbezirf Wiesbaden, mit 
Ausschluß des ehemaligen Herzogthums Naffau, erftrdi—__ 

Die Ausnahme der vormals Naſſauſchen Landestheile rechtfertigt ſich da— 
dur, daß für Diefelben erft fürzlih dur die Verordnung vom 30. März 1867 
die gejammte Jagdpolizei in Uebereinftimmung mit dem altländiihen Gelege 
vom 7, März 1850 geregelt worden ift, und eine dringende Beranlafjung nicht 
vorliegt, hierin ſchon jept wieder eine Aenderung eintreten zu laffen. 

Dagegen empfiehlt es ſich für alle übrigen bunt durcheinander liegenden 
kleineren Gebietetheile der Provinz, welche fi zum Theil in beide Regierungs« 
bezirfe hinein erftreden, eine gleihmäßige Jagdſcheingebühr einzuführen. 

Daß diefe Gebühr, abweichend von dem Antrage des Kommunallandtags, 
auf 2'/, Rihlr. angenommen worden ift, hat jeinen Grund darin, daß dieſer 
Sap im ehemaligen Kurfürftenthbum Hefjen, mirhin in dem größten Theile 
des Geltungäbereihs dieſes Gejepes, bereits früher und bis zum 1. Dftober 1867 
erhoben worden ift. 

Man darf hieran um jo mehr feflpatten, ale dabei die höheren Säpe 
in den ehemals Bayerſchen, Heſſen-Homburgſchen und Großherzoglich-Heſſen⸗ 
Ihen Landestheilen immer noch eine genügende Ermäßigung erfahren. 

Nur für die ehemals freie Stadt Frankfurt tritt eine Erhöhung ein. 
Mit Rüdfiht aber auf den geringen Umfang dieſes Gebiet? fann ed feinem 
Bedenken unterliegen, im Intereffe der Rechtsgleichheit aud bier bie höhere 
Gebühr einzuführen. 

Da der Zweck des vorliegenden Gejepentwurfs nur dahin gebt, die Uebel» 
fände zu bejeitigen, welche aus ber unentgeltlihen Ertbeilung der Jagdſcheine 
und der Verſchiedenheit der Jagdſcheingebühren entftanden find, das Geſetz 
fi überhaupt nur als ein proviſoriſches, bis zur Emanirung einer allgemeinen 
Jagdpolizei-Ordnung Gültigfeit habendes harakterifirt, erfcheint es angemeffen, 
ed in allen übrigen Punkten bei den beſtehenden Borjchriften über Ausftellung 
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der Zagdlegitimationsicheine zu belaffen. Um Mißverftändniffen vorzubeugen, 
war dies ausdrüdlih auszuſprechen. 

Ebenjo ift «8 jelbftverftändlidh, daß die Beftimmungen des Geſetzes vom 
9. März 1868, betreffend die Verwendung der Jagdſcheingebühren in ben 
burd die Gejepe vom 20. September und 24. Dezember 1866 mit der Mo» 
narchie vereinigten Landestheilen und bie Gültigkeit der Jagdſcheine im gan« 
zen Preußiſchen Staatögebiete durch das vorliegende Geſetz nicht berührt 
werben. 


Der $. 2. bedarf feiner bejonderen Motivirung. 


N 248. 
Saus der Abgeordneten. 
10. £egislatur« Periode. 
II. Seffion 1869, 





ir Wilhelm, von Gotted Gnaden König von 
Preußen ꝛc., 


ertbeilen Unferem Juftiz-Minifter den Auftrag, die anliegenden drei Geſetz — — 


Entwürfe, betreffend einige Aenderungen und Ergänzungen der Belege über 
den Anjapg und die Erhebung der Gerichtöfoften ıc. in den Bezirken ber 
Appellationsgerichte zu Kiel, Eaffel und Wiesbaden, den beiden Häufern des 
Landtages Unſerer Monardie zur verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme vor 
äulegen. 


Gegeben Berlin, den 22. Dezember 1869. 


Wilhelm. 
Leonhardt. 


Allerhöchſte Ermächtigung. 
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Entwurf A. 





Geſetz, 


betreffend 


einige Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen der Ge— 
ſetze über den Anſatz und die Erhebung der 
Gerichtskoſten und über die Gebühren der Rechts— 
anwalte im Bezirk des Appellationsgerichts 
in Kiel. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 


Preußen ꝛc., 
aerordnen behufs Abänderung und Ergänzung einiger Beſtimmungen ber 
Verordnung vom 30. Auguft 1867 (Gejeg- Sammlung Seite 1369.), ber 
treffend den Anfag und die Erhebung der Gerichtsfoften und ber Gebühren 
der Notare und Rechtsanwalte in den Herzogthümern Holftein und Schleswig, 
mit Zuftimmung ber beiden Häufer des Landtages Unſerer Monardie, mas 
folgt: 


Artikel I. 


Zu $. 11. des Geſetzes vom 10. Mai 1851. 
Die unter 4, Buchſt. f. enthaltene Beftimmung bleibt außer Ans 
wendung. 


Artikel IE, 
Statt Artikel 8. des Gefepes vom 9. Mai 1854. 


©. Benn auf fontrabiftoriihe Verhandlung erkannt ift, jo wird ber 

Sap zu A. (Artifel 7. der Verordnung vom 9. Mai 1854) doppelt erhoben. 

In den nach 88. 37. und 87. der Verordnung vom 24. Juni 1867 

(Geſetz Sammlung Seite 885.) zu verhandelnden Arreft-, Bau-, Mietys«, 

Poſſeſſorien- und Wechſelſachen wird jedoch der Sap unter A. (Artikel 7. des 
1 * 
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Gefepes vom 9. Mai 1854) nur um die Hälft: erhöht; ebenfo in allen 
Prozeßſachen, welche vor die Eingelrihhter gehören, wenn in erſter Inftanz 
auf Fontradiftorijhe Verhandlung erkannt oder in höherer Inftanz ber Re- 
furd eingewendet und erft nad Mittbeilung ber Refursichrift eine Entſchei— 
dung erfolgt ift. 


Artikel HEN. 
Zu 8. 9. des Tarife. 


Der gleihe Sap kommt in den bier beſonders benannten Arten bes 
Verfahrens auch dann zur Anwendung, wenn bdaffelbe nicht als ein progeß- 
richterliches behandelt wird, und, unter derfelben Vorausfepung, auch in dem 
Berfahren auf Wahn-, Blödfinnigkeits- oder Prodigalitäts-Erflärung. 


Artikel IV. 
Statt $. 7. der Verordnung vom 30. Auguft 1867. 


B. Für die Eröffnung des Konfurs-Berfahrens find bejondere Koften 
nicht zu erheben, wenn Iemand fein Vermögen zur fonfursmäßigen Behand» 
lung übergiebt oder eine unter gerichtliher Verwaltung ftehende Bermögens- 
maſſe in fonfursmäßige Behandlung genommen wird. 

Für den nad vergeblid voliftredter Spezial-Erefution an den Schuldner 
erlaffenen richterlihen Befehl zur Angabe konkursabwendender Mittel wird 
der Sap Artikel 5. A. des Gefepet vom 9. Mai 1854 erhoben. 

In denjenigen Fällen, in melden über die Eröffnung des Konfuries auf 
kontradiktoriſche Verhandlung zu enticheiden ift (vergleiche insbefondere 88. 6. 
und 7. der Verordnung für das Herzogthum Schleswig vom 16. Dftober 
1863), wird der Sag Artifel 7, A. des Gejepes vom 9. Mai 1854 erhoben. 

Das Koften-Objeft ift in diefen Fällen als unfhäpbar anzunehmen, 

Wenn gegen das Erfenntniß ein Rechtsmittel eingelegt wird, jo fommen 
für die Verhandlung und Entiheidung darüber die nämlihen Süße, wie im 
gewöhnlichen Prozefle, zur Anwendung. 


Artikel V. 
Statt $. 8. A. und B. der Verordnung vom 30. Auguft 1867. 


A, Für die Subhaftation von unbeweglichen Saden wird erhoben: 

1) für das ganze Verfahren, insbeſondere für den Erlaß des Proflama 
und die dadurch veranlaßten Verhandlungen — wenn in Folge 
derfelben nicht auf Konkurs erkannt wird — einſchließlich der aus 
dem Schuld- und Pfandprotofolle zu ertheilenden Ertrafte bis 
zur Abfaffung der Adjudifations-Afte, dieſe ausgeſchloſſen: 

a) von dem Betrage bis 500 Rtihlr. einichlieflih, von je 
50 Riblen.: 1 Rtblr., 

b) von dem Mehrbeirage bis 2000 Rthlr. einſchließlich, von je 
100 Rthlen.: 25 Sgr., 

c) von dem Mehrbeirage bis 20,000 Rthlr. einſchließlich, von 
je 500 Rthlrn.: 1 Rihle. 15 Sgr., 

d) von dem Mehrbetrage von je 1000 Rthlru.: 1 Rihlr. 
15 Sgr.; 
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2) für eine fortgejepte Subhaftation nad ſchon abgehaltenem Lizita- 
tiondeXermine 2/, des ganzen Sapes zu 1.; 

3) für die Adjudikations-⸗Akte und alle auf Grund derjelben zu er- 
lafjenden Verfügungen, ausſchließlich derjenigen, welde die Erhe— 
bung und Bertheilung der Kaufgelder betreffen: 

a) von dem Betrage bis 100 Rthlr., einſchließlich von je 
10 Rthlrn.: 7 Sgr., 
b) von dem Mehrbetrage bis 500 Rthlr. einſchließlich, von je 
50 Rthlen.: 5 Sgr., 
ce) von dem Mehrbetrage bis 20,000 Rthlr. einſchließlich, von 
je 100 Rthlen.: 5 Sr. | 
Neben den unter 3. beftimmten Sägen wird noch der Betrag 
des nach den Beftimmungen der Stempelgefege zu berechnenden 
MWerthftempels erhoben; 

4) für die Erhebung und Vertheilung der Kaufgelder, einſchließlich 
der hierdurch veranlaßten Ausfertigungen, jedoch ausſchließlich der 
Protofollirung etwaiger Kaufgelder-Rüdftände: 

a) von dem Betrage bis 200 Rıhlr. von je 10 Rıblenn.: 
8 Sgr., 

b) von dem Mehrbetrage bis 1000 Riblr. von je 10 Rthlr.: 
2"; Sgr., 

ce) von dem Mehrbetrage bis 2000 Rthlr. von je 100 Rthlrn.: 
15 Sgr., 

d) von dem Mehrbetrage von je 200 Rthlrn.: 71/, Ser. 

Wenn in einem und demfelben Verfahren mehrere Gegenftände zur Sub» 
baftation geftelt werben, jo find die Säge zu 1., 2. und 4. nad der Summe 
des Werths terjelben, die Säge zu 3. aber nah der Summe des Werths 
der jedem einzelnen Meiftbietenden zugejchlagenen Gegenftände zu berechnen. 

Der Werth wird nad dem Meiftgebot beftimmt. Erreicht das Meift- 
gebot nicht ?/, des 40fachen Grundftener-Reinertrags, beziehungsweiſe des 
26 fachen Gebäudefteuer-Nupungswerths, oder desjenigen Werth, welder, wenn 
biefe Ermittelung an fi oder zur Zeit unſtatthaft, richterlich feſtzuſetzen ift, 
fo wird der Betrag von 2/, diefer Werthe der Koftenberehnung zum Grunde 
gelegt. 

Soweit in dem leptern Falle das Kaufgeld zur Berichtigung der aus 
der Mafje vorweg zu entnehmenden, durh Koſtenvorſchuß nit gebedten 
Koften zu 1. und 2. unzureichend ift, bleibt der Erfteher für den überfchie- 
enden Betrag derjelben verhaftet. 

B. Für die Zurüdweilung eines Antrages auf Subhaftation von un« 
beweg!ichen Saden oder im Falle der Zurüdnahme deffelben wird der Sap 
Art. 5. A. des Gefepes vom 9. Mai 1854 nad dem Betrage der Forderung 
des Erirahenten, wenn jedoch die Zurüdnahme des Antrages nah dem Ab» 
gange des Proflama erfolgt, werden drei Fünftel des Sapes zu 1. erhoben 
und zwar nad dem Betrage der Forderungen derjenigen Gläubiger, von 
weldhen der Antrag auf Subhaftation geftellt worden ift, infoweit als diefer 
Betrag den Werth der dabei in Betracht kommenden Gegenftände nicht 
überfteigt. 


6 


Artikel VE. 
Zu 8. 9. A. der Verordnung vom 30. Auguft 1867. 


Zu Nr. 1. 

Wird nur über das Vorrecht geftritten, fo ift der Streitgegenftand nad 
dem Betrage der Forderung, deren Vorzugsrecht angefochten wird, oder bei 
geringerer Höhe der Forberung, für welche das Vorzugsrecht beanſprucht wird, 
nad dem Betrage ber legteren zu beftimmen. MWeberfteigt der Werth ber Bier. 
nach in Betracht kommenden Forderung die Summe von 60 Thalern, fo ift 
der Streitgegenftand als unfhägbar anzunehmen. 


Zu Nr. 2. 
Wenn das eingelegte Rechtsmittel nur gegen die in dem Prioritäts» Ur 
theil feftgeiegte Rangerdnung gerichtet ift, jo wird der Werth des Streitgegen- 
ftandes nach den vorftcehend zu Nr. 1. bezeichneten Grundfägen beurtbeilt. 


Zu Nr. 3. 

Der Erlös der zur Maſſe gebörigen Grunbftüde fommt bei Anwendung 
der Säge zu 3. nur in Höhe des nad Berichtigung der protofollirten For— 
derungen ſich ergebenden Ueberſchuſſes in Anſchlag; von dem zur Dedung der 
protofollirten Forderungen erforderlichen Betrage jenes Erlöjes dagegen find 
die unter Nr. 4. in Artikel V. diejes Geſetzes beftimmten Säge zu erheben. 


Statt $. 9. B. der Berordnung vom 30. Auguft 1867. 

Für die Erlaffung des Proflama zur Ausmittelung der Aniprüde an 
eine Perſon, eine VBermögensmaffe oder ein Grundftäf fommt der Satz $. 9. 
des Tarifs zur Anwendung. 

Bei einem Werthe des Gegenftandes von mehr als 60 Thalern ift das 
Objekt wie bei unfhäpbaren Gegenftänden zu beftimmen. 

Die Koften dieſes Verfahrens bleiben außer Aufap, wenn im Anſchluſſe 
an bas Proflama das Konfursverfahren eintritt, oder die betreffende Erb» 
maſſe gerichtlich regulirt wird. 

Für die Zulaffung der Reftitution gegen die erfolgte Ausſchließung wird 
der 1./,fache Betrag des Satzes Artifel 5. A. des Gefepes vom 9. Ma; 
1854 ohne Beihränfung auf ein Minimum von dem Reftitutionsfucher 
erhoben. 


Artikel VER. 


Zu $. 17, 

Für die dur die Verordnung vom 17. Juli 1805 gebotene gerichtliche 
Berlefung, Erklärung und Ausfertigung von Zeitpacdht-Berträgen der Unterge- 
börigen auf den adeligen Gütern find die Säge $. 17. des Zarifs nur bis 
zur Höhe von 20 Sgr. zu erheben. 


Artikel VIII. 
Statt $. 23. des Tarifs und Artikels 16. Nr. 3. des Geſetzes vom 
9. Mai 1854. 
Für freiwillige Subbaftationen wird der Sap zu A. ($. 16. des Zarifs) 
2 fach erhoben. 
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Für jede fortgefepte Lizitation wird der Sag zu A. dafelbft beſonders 
erhoben. 

Wenn die freiwillige Subhaftation vor Abhaltung des Steigerungs- Ter- 
mins aufgehoben wird, fo ift die Hälfte des Satzes zu A. ($. 16. des Tarifs) 
zu erheben. 

Wenn in einem und bemjelben Verfahren mehrere Grunbdftüde zur frei 
willigen Subhaftation gezogen werden, jo find die Säpe im Falle der Auf- 
bebung des Berfahrens vor erfolgtem Zufchlag nah der zufammen zu red» 
nenden Summe bed Wertbs aller Grundftüde, andernfalls aber für jeden 
Käufer nah dem zujammen zu rechnenden Werthe der ihm zugeſchlagenen 
Grundftüde bejonbers zu berechnen. 

Die Beftimmung des Werths erfolgt nad den in Artifel V. diejes Ge— 
jeges aufgeftellten Grundfägen. 


Artikel IX. 


Statt$.12.A. Nr. 1. Abſatz 3. der Berordnung vom 30. Auguft 1867. 


zür ein der Anlegung eines neuen Realfoliums vorangebendes Proflama 
werden erhoben: 
von dem Betrage bis 200 Rthlr. von je 100 Riblen.: 5 Sgr., 
von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 200 Rthirn.: 2"/, Sgr., 
von dem Mehrbetrage von je 1000 Rtblen.: 10 Sgr.; jedoch 
im Ganzen nicht mehr ald 4 Rthlr. 


Statt $. 12. C. der Verordnung vom 30. Auguft 1867. 


C. 1) Für die Eintragung von Geffionen oder anderen Veränderungen 
des protofollirten Gläubigers oder bei Vorrechtseinräumungen in 
Beziehung auf protofollitte Pfandrechte wird ein Dritttheil der 
unter B. Nr. 1. beziehungsweife 2. für die Protofolirung und 
Delirung beftimmten Sätze, jedoch nit unter 5 Sgr. erhoben; 

2) für Annotationen, welde eine Arreftanlegung in Bezug auf ein 
Protofollat betreffen, die Hälfte derjelben Säge, jedoch nicht unter 
5 Sr; 

3) für die gleichzeitige Eintragung eines Protokollats oder einer 
Annotation (C. 1 und 2) auf mehreren Realfolien find die Koften 
nur einmal anzufegen, wenn die mehreren Folien Grundftüde 
befjelben Befigers betreffen, welche in einem und bemjelben Ge- 
meindebezirfe belegen find und nit in Wohnhäuſern, Mühlen, 
befonderen Landgütern oder ähnlichen, zur jelbftftändigen Bewirth⸗ 
Ihaftung geeigneten Grundftüden beftehen. Andernfalls und bei 
Eintragungen auf mehreren Namen-Folien ift für die zweite und 
jede befondere Eintragung nur die Hälfte der unter B. No. 1. 
und 2. für die erfte Eintragung mit Einfluß der Delirung, bes 
ziehungsweije der umter ©. No. 1. und 2. beftimmten Säge, 
jedoch nicht unter 5 Sgr. und nit über 3 Rihlr. zu erheben. 

Denn der Werth der Grunbftäde, auf melde bie weitere Eintragung 

bei einem Realfelium fi bezieht, geringer ift als ber Gegenftand des Pro- 
tofollats, fo ift nur jener ald Maapftab für den Koftenanjap anzunehmen. 
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4) Für die Delirung eines Pfandrechts oder einer Annotation folen, 
wenn für die Protofollirung die Koften nad den bis zum 1. Sep- 
tember 1867 maaßgebenden Beftimmungen beredhnet worden find, 
die nad den jept geltenden Beftimmungen für die Eintragung 
und die Delirung anzufegenden Koften nad Abzug der für die 
Eintragung bereitö früher gezahlten Gebühr bis zum höchſten 
Betrage eines Drittheild der neuen Sätze erhoben werden. 


Artikel X. 
Statt $. 20. der Verordnung vom 30. Auguft 1867. 


Für die in Folge eined Proflama bewirkte Anmeldung eines Profeſſums 
zum Profeifions-Protofol oder für Anfertigung einer fogenannten Angabe- 
Ichebel ift der Sap $. 14. bes Tarifs zum Gejege vom 12. Mai 1851 zu 
berechnen. 

Wenn dagegen der Rechtsanwalt den Profitenden in der bei Konkurſen 
im allgemeinen Zuftififations-Termine ftattfindenden Verhandlung oder bei 
dem Speziellen Suftififations-Verfahren verireten hat, ſo ift für dieſe Ber 
tretung und für die vorangegangene Anmeldung des Profeffums zum Pro— 
felfions«Protofoll zufammen der Sat $. 4.,A. des Tarifs vom 12. Mat 1851, 
nicht aber der Sa B., und außerdem, wenn eine Beweiſes-Aufnahme erfolgt, 
der Sag $. 4. C. a. a. D. zu liquidiren; für die weiteren Iuftanzen da— 
gegen gelten lediglich die Beftimmungen des Tarifs, und für die im Auftrage 
der Profitenden außerdem zu bejorgenden Gejhäfte infonderheit die nnter 
Ziffer IL im erften Abjchnitte des Tarifs enthaltenen Vorſchriften. 


Artikel KU. 

Das gegenwärtige Gejep findet Anwendung auf alle zur Zeit der Ver— 
fündung deffelben noch nicht eingeforberten Gerichtöfoften. 

Die in dem gegenwärtigen, fowie im früher ergangenen Gejegen oder 
Berordnungen enthaltenen Vorſchriften, durch welche einzelne Beftimmungen 
bed Gejepes vom 10. Mai 1851 und des dazu gehörigen Zarifs abgeändert 
oder ergänzt worden find, treten an die Stelle diefer Beftimmungen überall 
da, wo auf leptere in den Gejepen, insbeſondere aud im denjenigen vom 
11. und 12. Mai 1851 über die Erhebung der Gebühren der Notare und 
Rechtsanwalte verwiefen worden ift. 


Artifel KUN. 
Der Zuftiz-Minifter wird mit der Ausführung diejes Geſetzes beauftragt. 


Beglaubigt: 


Der Iufiz- Minifter. 
"  Reonbardt. 
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Geſetz, 


betieffend 


einige Abänderungen und Ergänzungen der Ge— 
jege über den Anja und die Srhebung der 
Gerichtöfoften im Bezirke des Appellationg- 
gerichts zu Caſſel. 


ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc. 
verordnen behufs Abänderung und Ergänzung einiger Beltimmungen der 
Verordnung vom 30. Auguft 1867 (Gei.-Samml. ©. 1385.), betreffend den 
Anfap und die Erhebung der Gerichtskoften und der Gebühren der Notare 
und Nedisanwalte in dem vormaligen Kurfürſteuthum Helfen und den vor» 
mals Bayerſchen Gebietstheilen, mit Ausſchluß der Enklave Kaulsdorf, mit 
Zuftimmung der beiden Häufer des Landtages Unierer Monarchie, was folgt: 


Artikel I. 


Zu $. 11. des Gejepes vom 10. Mai 1851. 


Die unter 4. Buchſtaben f. enthaltene Beltimmung bleibt außer Ans 
wendung. 


Urtifel IE. 


Zu $$. 4. und 14. A, der Verordnung vom 30. Auyuft 1867. 


Die Beftimmung in $- 14. A. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 
wird aufgehoben. 

Die Verfügungen der höhern Behörden, duch welche auf Autray der 
Betheiligten ein amderes als das geieplih zuftändige Gericht zur Verlaut— 
barung des Eheverlöbniſſes ermächtigt wird, find koſtenfrei. 
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Artikel III. 
Statt Art. 8. des Geſetzes vom 9. Mai 1854. 


C Benn auf fontradiftoriihe Verhandlung erfannt ift, jo wird ber 
Sap zu A. (Art. 7. der Verordnung vom 9. Mai 1854) doppelt erhoben. 

In den nah $$. 37. und 87. der Verordnung vom 24. Juni 1867 
(Geſ.Samml. S. 885.) zu verhandelnden Arrefte, Baus, Mieths-, Poffefjorien« 
und Wechſelſachen wird jedoch der Sag unter A. (Art. 7. des Geſetzes vom 
9. Mai 1854) nur um die Hälfte erhöht; ebenjo in allen Prozeßſachen, welche 
vor die Einzelrichter gehören, weun in erfter Suftanz auf kontradiktoriſche 
Verhandlung erfannt oder im höherer Inſtanz der Rekurs eingewendet und 
erft nadı Mittheilung der Rekursſchrift eine Entſcheidung erfolgt ift. 


Artikel IV. 
Zu 8. 9 bes Tarife. 


Der gleihe Satz kommt in den bier beionders benannten Arten des Ber: 
fahrens aud dann zur Anwendung, wenn daſſelbe nicht als ein prozeßrichter⸗ 
liches behandelt wird, und unter derjelben Vorausſezung auch in dem Ber 
fahren auf Bahn, Blödfinnigfeits- und Prodigalitäts-Erklärung. 


Artifel V. 
Statt $. 8. A. der Berordnung vom 30. Auguft 1867. 


A. In dem Berfahren, betreffend die Zwangsverfteigerung von Immo« 
bilien, wird erhoben: 

1) für das ganze Verfahren bis zur Abfaffung des Zuſchlagsbeſcheides, 
diejen ausgejchloffen: 

a) von dem Betrage bis500 Rthlr. einſchließlich von je 50 Rihlrn.: 
1 Rthlr.; 

b) von dem Mehrbetrage bis 2000 Rthlr. einfchließlih, von 
je 100 Rthlen.: 25 Sgr., 

c) von dem Mehrbetrage bis 20,000 Rıhlr., von je 500 Rıblrn.: 
1 Rihlr. 15 Sgr., 

d) von dem Mebrbetrage von je 1000 Rthlru.: 1 Rihlr. 
15 Sgr.; 

2) wenn der Antrag auf Subhaftation zurüdgenommen oder das 
Verfahren jiftirt wird: 

a) nad Erkennung der Subbaftation, jedoch vor Abgang der 
Proflimata Y/,, 
b) nad Abgang der Proflamata, jedoh vor Abhaltung des 
dritten BVerfteigerungstermins ®/, 
der vorftehend bejtimmten Sätze; 

3) für die nad Abhaltung der drei erften Verfteigerungstermine 
fortgefepte Subhaftation 2/, des ganzen Sapes zu 1. und zwar 
für jeden ferneren wirflid abgehaltenen Steigerungstermin; 

4) für den Zuihlagsbeiheid und alle auf Grund deſſelben zu er 
lafjenden Verfügungen: 

a) von dem Betrage bis 100 Rtihlr. einfchließlih, von je 
10 Rihlrn.: 7 Sgr., 
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b) von dem Mehrbetrage bis 500 Rthlr. einſchließlich, von je 

50 Rthlrn.: 5 Sgr., 

ce) von bem Mebrbetrage bis 20,000 Rthlr. einſchließlich, von 
je 100 Rthlen.: 5 Ser. 

Neben den unter Nr. 4. beftimmten Sägen wirb mod ber 
Betrag bed nah den Vorſchriften der Stempelgelege zu berech- 
nenden Mertbftempels erhoben. 

Für die auf Grund des Zuſchlagsbeſcheides zu veranlaffende 
Eintragung des Eigenthums-Ueberganges in das General-Währ- 
ſchafts- und Hypotbefeubud find die Koſten nad $. 11. ber Ber» 
ordnung vom 30. Auguft 1867, beziehungsweiſe Artifel VIII, 
dieſes Geſetzes beſonders zu berechnen. 

Die Eintragung der vom Erſteher übernommenen Pfandrechte, 
ingleichen eines Vermerkes zur Sicherung des Zuſchlagepreiſes, jowie 
deſſen ſpätere Löſchung erfolgt foftenfrei. 

Wird auf ein eingelegtes Rechtsmittel der Zuſchlagsbeſcheid 
in der höheren Inftanz aufgehoben und der Zuſchlag verſagt, ſo 
bleiben die für den Zuſchlagsbeſcheid und für die Eintragung des 
Gigentbumd»Meberganges in das General-Währihafte- und Hype» 
tbenbucdh berechneten Keften und Stempel außer Anfap; 
für die gerichtliche Vertheilung oder Ueberweilung ber Kaufgelder 
an die Berechtigten, einichliehlih der Verhandlungen, welche bie 
Grlegung der Kaufgelber betreffen, und ber auf Grund der Letztern 
zu ertheilenden Ausfertigungen, ſowie der Löſchung der vom Er— 
fteher nicht übernommenen Pfandredhte: 

von dem Betrage bis 200 Rtbir. von je 10 Rtbirn: 10 Sar., 

von dem Mehrbetrage bis 1000 Rihlr. von je 10 Rtblen.: 

3 Sgr., 

von dem Mebrbetrage bis 2000 Rthlr. von je 100 Rtblen.: 

15 Sgr., 
von dem Mehrbetrage von je 100 Riblın.: 5 Sr. 
Für die in dem Bertheilungs-Berfahren nah 88. 14. und ff. des 
Kurheifiichen Gefepes vom 24. Juli 1834 vorfommende bejondere 
Feſtſtellung der Liquidationen der Gläubiger und die Erörterung 
der unter denſelben entftehenden Streitigkeiten über das Vorrecht 
find die Koften nah Maßgabe der Anordnungen in $. 9. Nr. 1. 
der Berordbnung vom 30. Auguft 1867 und der Zujapbeftim« 
mungen in Artifel VI. des gegenwärtigen Gefepes zu berechnen. 
Im Falle der Einlegung von Redtsmitteln gegen das Erfenntnif 
über die Rangordnung oder gegen Erfenntniffe, weiche im Liqui« 
dationd- Verfahren ergangen find, finden die Beftimmungen in 
8.9, Nr. 2. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 Anwendung. 

Wenn in einem und demjelben Verfahren mehrere Immobilien 
zur Subhaftation gezogen werben, fo find die Sätze zu 1., 2., 3. 
und 5. nad der Summe bes Werths der zur Subhaftation ge 
ftellten Sachen, die Säpe zu 4. aber nad ber Summe des Werths 
der jedem einzelnen Erfteber zugeichlagenen Gegenftände, zu ber 
rechnen. 

2 “ 
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Diefer Werth ift nad dem Meiftgebote, wenn es aber nicht 
zur Lizitation fommt, nad der Schäpung zu beftimmen. Erreidt 
das Meiftgebot nicht ?/, des Taxwerths, jo ift bei Berechnung 
der Säge zu 1., 3. und 4. der leptere Betrag — ?/, bes Zar- 
werths — zum Grunde zu legen. Soweit in bem lepteren Falle 
das Kaufgeld zur Berichtigung der aus der Maſſe vorweg zu ent 
nehmenden, durch Koſtenvorſchuß nicht gebedten Koften unzu» 
reichend ift, bleibt der Käufer für ben überjchießenden Betrag 
derjelben verhaftet. 


Artikel VE. 


Zu 8.9 Nr 1. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 

Für die Erörterung der unter den Gläubigern entftehenden Streitigkeiten 
über das Vorrecht werben die Koften wie im gewöhnliden Prozeß von ben 
ftreitenden heilen erhoben. 

Wenn über das Vorreht geftritten wird, jo ift der Streitgegenftand nad 
dem Betrage der Forderung, deren Vorzugsreht angefochten wird, oder bei 
geringerer Höhe der Forderung, für welche das Vorrecht beaujprudt wird, 
nad dem Betrage der lepteren zu beftimmen. Weberfteigt der Werth ber 
biernah in Betracht kommenden Forderung die Summe von 60 Rthirn., fo 
ift der Streitgegenftand als unſchätzbar anzunehmen. 


Statt 8. 9. Nr. 3. und 4. der Verordnung vom 30. Auguft 1867. 


3) Für die Konftituirung der Aftiomaffe, einſchließlich der Depofitals 
Verwaltung, des Diftributionsbefheides und ber Diftribution, 
jedoch ausſchließlich der Koften der Auktion, find zu erheben von 
demjenigen Betrage der Maſſe, welder den Kofteniägen für 
Sequeftrationen ($. 13. des Tarifs) und Subhaftationen (Artifel V. 
dieſes Gejepes und $. 8. C. der Verordnung vom 30. Auguft 1867) 
nicht unterworfen ift: 

a) von dem Betrage bis 1000 Rtblr. von je 10 Rthirn. 
15 Sgr.; 

b) von dem Mebrbetrage bis 2000 Rıblr. von je 100 Rthlrn. 
21/, Rihlr.; 

c) von dem Mebrbetrage bis 20,000 Rthlr. von je 100 Rihlrn. 
1 Rthlr.; 

d) von dem Mehrbetrage von je 100 Rıhlrn. = 15 Ser. 

4) Für die Konftituirung der Paſſivmaſſe im Allgemeinen, einfchlieh- 
lid) des Urtbeils über die Nangorbnung und deffen Verkündung, 
find zu erheben: 

a) "rei Viertheile der unter Nr. 3. gedachten Säge von ber 
nah Abfindung der Vindikanten und Separatiften unter 
die Konkurs- und Maffegläubiger zu vertheilenden Maffe. 

Der Erlös der zur Maffe gehörigen Immobilien fommt 
dabei nur in Höbe des nad Berichtigung der Forderungen 
der Immobiliar-Pfandgläubiger ſich ergebenden Ueberſchuſſes 
in Anichlag- 

b) Die in Artikel V. unter Nr. 5. beftimmten Säge von bem 
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zur Berichtigung der Forberungen der Immobiliar» Pfand» 
gläubiger erforderlichen Betrage bes Erlöſes der Grundftüde. 


Artikel VL. 


Statt $. 23, des Tarifs und Artikels 16. Nr. 3., Abſatz 1. 
bes Geſetzes vom 9. Mai 1854. 
G. Für freiwilige Subhaftationen wird der Sag zu A. ($. 16. bes 
Zarife) 21fach erhoben. 
. Kür jede fortgeiegte Lizitation wird der Sap zu A. (dafelbft) beſonders 
erhoben. 
Wenn die freiwillige Subhaftation vor Abhaltung des Steigerungs- 
termind aufgehoben wird, jo ift die Hälfte des Sapes zu A. ($- 16. bes 
Zarifs) zu erheben, 


Artikel VIII. 


Zu F. 11. B. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 

Bei Eintragung von Eigenthums- Vorbehalten find die Koſten von dem« 
jenigen Betrage bes dadurch pfandrechtlich geficherten Kaufgeldes zu berechnen, 
welder fi nad Abzug der Anzahlung und ber mit ber veräußerten Sade 
übergehbenden Pfandrechte ergiebt. 


Statt $. 11. C. der Berorbuung vom 30. Augnft 1867. 


C. Für die Eintragung von Ceſſionen und anderen auf die Perjon bes 
Pfandgläubigers oder die eingetragene Forderung ſelbft bezüglichen Verände— 
rungen und Bermerfen wird erhoben: 

die Hälfte der Sähe zu B., jedoch nit unter 5 Sgr. 


Statt $. 11. D. der Berorbnung vom 30. Auguſt 1867. 


D. Erfolgt die Eintragung (zu B. oder C.) gleichzeitig auf mehreren 
Folien, welche in demjelben Gemeindebezirfe belegene Gruudftüde deſſelben 
Eigenthümers betreffen, jo werden bie bafür beftimmten Säge nur einmal 
erhoben. 

In allen anderen Fällen wird für die zweite und jede bejondere Ein— 
tragung nur die Hälfte der Säge zu B. oder C., jedoch nit unter 5 Ser. 
und nicht über 3 Thlr. erhoben. Wenn der Wertb der Grundftüde, auf 
weldye die weitere Eintragung erfolgt, geringer ift, als ber ber einzutragenden 
Poft, jo ift nur jener als Mapftab für den Koftenanjap anzunehmen. j 


Statt $. 11. G. 1. und 2. der Verordnung vom 30. Auguft 1867. 


G. Für Ertheilung eines vollftändigen Hypothekenſcheins, einſchließlich 
ber gleichzeitigen Ertbeilung von Arteften über die Schäpung eines Grund- 
ftücs und über die Befugniß des Befigers, über bafjelbe zu verfügen, in» 
gleichen für Erneuerung mortifizirter Dokumente ift die Hälfte ber Säge zu 
B. zu erheben, jedoch nicht unter 5 Sgr. und nicht über 3 Thaler; für jede 
fonft, auf Grund des General-Währichafts- und Hypothenbuchs zu ertheilende 
Beiheinigung 4 des Sapes zu B., jedoch nicht unter 24 Sgr. und nicht 
über 2 Thaler. 

Zu $. 11. H. der Verordnung vom 80. Auguft 1867. 
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In denjenigen Bezirken, in welden die Beftimmungen des Zitel V. ber 
Hanauer Untergerichts- Ordnung vom 2. Ianuar 1764 gelten, fommen fol« 
gende Beftimmungen zur Anwendung: 

Die Hälfte der Säge zu B. wird erhoben: 

a) für bie Eintragung einer Urkunde, welde den Uebergang bes 
Eigentbums an unbemeglihen Saden betrifft, in das Kon» 
traktenbuch; 

b) für die Eintragung einer Pfandverſchreibung in das gerichtliche 
Protofolbuh (Hypothekenprotokoll); 

und zwar in ben Fällen zu a und b einſchließlich der Konfirmation und der 
fonft dabei vorkommenden Nebengeſchäfte. 

Für die Eintragung einer Ceſſion oder fonftigen Beränderung in das 
gerihtlihe Protofolbuh (Hypothekenprotokoll), einſchließlich der dabei vor« 
fommenden Nebengeihäfte, wird ’/, der Säge zu B. erhoben. 

Für die Löihung (Kaffırung) im gerichtlichen Protokoll werden Koften 
nicht berechnet. 


Artikel IX. 

Das gegenwärtige Gejep findet Anwendung auf alle zur Zeit der Ber- 
fündung beffelben noch nicht eingeforberten Gerichtäfoften. 

Die in dem gegenwärtigen, fowie in früher ergangenen Gejepen oder 
Verordnungen enthaltenen Vorſchriften, durd welche einzelne Beftimmungen 
des Gejepes vom 10. Mai 1851 und bes dazu gehörigen Tariſs abgeändert 
oder ergänzt worden find, treten an die Stelle diefer Beftimmungen überall 
da, wo auf leptere in den Gejegen, insbejondere auch im denjenigen vom 
11. und 12. Mai 1851 über bie Erhebung der Gebühren der Notare und 
Redtsanwalte, verwiejen ift. 


Artikel X. 
Der Juftiz-Minifter wird mit der Ausführung diejes Gejepes beauftragt. 


Beglaubigt: 


Ber Iufig-Minifter. 
Zeonbardt. 
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Entwurf O. 





Geſetz, 


betreffend 


einige Abaͤnderungen und Ergänzungen der Ge— 

ſetze über den Anſatz und die Erhebung der Ge— 

richtöfoften im Bezirke des Appellationsgerichts 
zu Wiesbaden. 


Wi Wilbelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ıc., 


verordnen behufs Abänderung und Ergänzung einiger Beftimmungeu ber 
Verordnung vom 30. Auguft 1867 (Gefep-Summlung ©. 1399.), betreffend 
den Anſatz und die Erhebung der Gerichtöfoften und ber Gebühren der Notare 
und Rechtsanwalte in dem vormaligen Herzogthum Nafjau und deu vormals 
Großberzoglih Heſſiſchen Gebictötheilen mit Ausſchluß des Dber-Amtsbeziıks 
Meiſenheim, mit Zuftimmung ber beiden Häuſer des Landtages Unjerer Mo» 
nardie, was folgt: 
Artikel U. 
Zu $. 11. des Gefepes vom 10. Mai 1851. 

Die unter 4. Buchſtabe f. enthaltene Beftimmung bleibt außer Ans 

wendung. 


Artifel IE. 
Statt $. 15. des Gejeges vom 10. Mai 1851. 

Jede Koftenforderung giebt einen Titel zum Piandreht auf die bem 
Schuldner gehörigen Immobilien. Derjelbe wird einem ſolchen gleichgeachtet, 
welcher durch rechtöfräftiges Urtheil feftgeftelt iſt. 

Artikel III. 
Statt Artikel 8. des Geſezes vom 9. Mai 1854. 


C. Benn auf fontradiftoriihe Verhandlung erfaunt ift, jo wirb der 
Sag zu A. (Artikel 7. der Verordnung vom 9. Mai 1854) doppelt 
erhoben. 
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In den nah $$. 37. und 87. der Versrbuung vom 24. Juni 1867 
(Gejep » Sammlung ©. 885.) zu verhandelnden Arreit-, Baus, Mieths-, 
Pofjefforiene und Wechſelſachen wird jedoh der Sap unter A. (Artikel 7. 
des Gejepes vom 9. Mai 1854) nur um die Hälfte erhöht; ebenjo in allen 
Prozeßſachen, welche vor die Einzelrihter gehören, wenn in erſter Inftanz 
auf Eontradiftoriiche Verhandlung erfannt oder in höherer Inftanz der Rekurs 
eingewendet und erft nah Mittbeilung der Relursſchrift eine Entſcheidung 
erfolgt ift. 


Artikel IV. 
Zu $. 9. des Tarifs. 

Der gleihe Sap kommt in den bier bejonders benannten Arten bes 
Verfahrens such dann zur’ Anwendung, wenn daſſelbe nit als ein progeh- 
richterliches behandelt wird und, unter derjelben Borausjegung, auh in dem 
Verfahren auf Berihollenheuts:, Wahn, Blövfinnigfeits- und Prodiyalitits« 
Erklärung. . 

Artikel V. 
Statt $. 8. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 

B. Zür bie Eröffnung des Konkurs» Berfayrens in der unter Wr. 1. 
bis 3. in $. 52. der Verordnung vom, 28. September 1859 (Nafjauijches 
Verordnungs-Blatt ©. 182,) bezeichneten Fällen find bejondere Koften nicht 
zu erheben. 

Für das im $. 54. a. a. O. bezeichnete Berfahren wegen vermutheter 
Ueberihuldung des Vermögens wird der Sap Artikel 5. A. des Gejeges vom 
9. Mai 1854 erhoben. 

Das Koften-Objelt ift in diejem Falle ald unſchätzbar anzunehmen. 

Wird gegen das Konkurs» Erkenntniß ein Rechtsmittel eingelegt und 
dafjelbe verworfen, jo fommen für die Verhandlung und Eutſcheidung 
darüber die nämlichen Säpe, wie im gewöhnlichen Prozefje, zur Anwendung. 


Artifel VI. 
Statt $. 9. der Verordnung vom 30, Auguft 1867. 

1) Wenn Immobilien im Wege der Hülfsvolftredung gepfändet worden 
find, ſo werden außer den in $. 12. Ziffer 1. der Verordnung vom 30. 
Auguft 1867 verordneten Sägen für den Erlaß des Pfändungsdekrets, weitere 
Koften für die Vollziehung der Pfändung ven Immobilien und die richter- 
liche Verfügung, welche in Bezug auf diefelben weitere Zwangtmaßregeln 
anordnet ($. 12. Ziffer 2. und 4. a. a. D.) nicht erhoben. 

2) Wenn die BVerfteigerung der gepfändeten Immobilien durch einen 
Kommiffar des Amtsgerichts ftattfindet, jo werden erhoben: 

A, für das Verfteigerungs-Berfahren, aucjhlichlih der richterlichen 
Genehmigung des Berkaufs, 
a) von dem Betrage bis 100 Rihlr. von je 50 Rihlrn. 16 Sgr., 
b) Mehrbetrage, 20 „ 50 „ 20 „ 
I) ou " 0) 500 „ „0.50 „2% „ 
d) „no. D „ 1000 „ „950 „ 10 
0 „ 2,000 „ „ „10 „ 15 v 
ft) Pe " " 20,000 " nn 500 " 14 Rihlr., 
von je 1,000808- 14 5, 


" 
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. Wenn das Verfahren vor Abhaltung des erften Steigerungs« 


Termins, jedoh nah Abgang der Publifations » Ausjhreiben zu 
demjelben aufgehoben wird: 4 der vorftehend zu A. beftimmten 
Säge. 


- Kür den nad Abhaltung der beiden erften Steigerungd-Termine 


anberaumten dritten SteigerungssTermin, wenn bie darauf Bezug 
babenden Publikakations-Ausſchreiben zum Abgang befördert 
worden find, gleichviel, ob der Termin wirklich abgehalten worden 
ift oder nicht: die Hälfte der unter A. beftimmten Säpe.' 


. Für die rihterlihe Genehmigung des Zufchlags: 


a) von dem Betrage bis 200 Rthlr. von je 10 Rthir. 4 Sgr., 
b) „  „Mebrbetrage „ 100 „ „ „10 „1, 
c) ” " " " 10,000 ” | 200 " 7} " 

Neben dieſen Säpen wird nod ber Betrag bes nad) ben 
Beftimmungen des Stempelgefepes zu berechnenden Werthftempels 
erhoben. 

Die richterlihe Verfügung, dur welde der Zuſchlag verfagt 
wird, ergeht foftenfrei. 
Die Säge zu A. find nad der Summe des Werths der Gegen 
ftände, deren Verfteigerung verfügt worden, die Säpe zu C. nad 
der Summe des Werths der Gegenftände, zu deren Berfteigerung 
ein dritter Zermin anberaumt worden, in Anſatz zu bringen. 
Der Werth kommt, joweit der Verkauf genehmigt wird, nad dem 
Meiftgebote, ſoweit derjelbe aber nicht genehmigt wird, desgleichen 
bei Anwendung des Sages zu B. nad der Tare in Anſchlag. 
Grreiht das Meiftgebot nicht 3 des Taxwerths, jo ift der leptere 
Betrag — J des Taxwerths — bei Berechnung ber Säge zu A. 
und O. zum Grunde zu legen. Soweit in dem lepteren Falle 
das Kaufgeld zur Berichtigung der aus ber Maffe vorweg zu ent 
nehmenden, durch Koftenvorfhuß nicht gededten Koften unzu— 
reichend ift, bleibt der Käufer für den überſchießenden Betrag ber- 
jelben verhaftet. 


. Die Säge zu D. find nad der Summe der genehmigten, in dem 


verſchiedenen BVerfteigerungs- Terminen ($$. 62., 63. und 73, bes 
Naſſauiſchen Gejepes vom 10. Juli 1851) abgegebenen Meiftge- 
bote zu berechnen. 


3. Wenn die Verfteigerung der gepfändeten Smmobilien durch den Bür- 
germeifter der Gemeinde bewirkt worden ift, jo wird erhoben: 


A. 


B. 


für die richterlihe Genehmigung des Zufchlages der Sap zu 2.D., 
unter Anwendung der übrigen bezüglihen Beftimmungen unter 
2.D. und F.; 

für die Berfagung der richterlihen Genehmigung, wenn nicht zu—⸗ 
gleih die Abhaltung eines neuen Steigerungs-Termins oder bie 
Einleitung des Heberfhuldungs» Verfahrens angeordnet wird: ber 
Sap Artikel 5.A. des Gejepes vom 9. Mai 1854. 

3 
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Artikel VEN. 
Zu $. 10. Nr. 1. der Verordnung vom 30. Auguft 1867. 


Außerdem werden erhoben von dem zur Berichtigung ber Forderungen 
der Immobiliar-Pfandgläubiger erforderlichen Betrage des Erlöjes der Grund» 
ftüde: 

a) von dem Betrage bis 200 Rthlrn. von je 10 Rthlrn. 8 Sgr. 
b) von dem Mebrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 10 Rthrn. 4 „ 


e) von dem Mehrbetrage bis 2000 Rthlr. von je 100 Rthlrn. 15 „ 
d) von dem Mebrbetrage von je 200 Rthlin. 4 ı 


Statt $. 10. Nr. 5. der Verordnung vom 30. Auguft 1867. 


Für die Anmeldung und Liquideerfennung der im Liquibationdtermin 
als richtig zugeftandenen Anſprüche find feine Koften zu berechnen. 

Für die Erörterung der Nichtigkeit der angemeldeten und beftrittenen 
Anſprũche (Liquidations-Klagen) und der Anträge auf Abänderung des Loka— 
tiond-Urtheild (Prioritäts-Slagen) kommen die Koften wie in gewöhnlichen 
Prozeflen zur Erhebung. 

Bei Prioritätd-Klagen ift der Streitgegenftand nah dem Betrage ber 
Forderung, deren Vorzugsrecht angefochten wird, oder bei geringerer Höhe ber 
Forderung, für welche das Vorzugsrecht beanfprucht wird, nad dem Betrage 
der lepteren zu beſtimmen. MWeberfteigt der Werih der hiernah in Betracht 
fommenden Forderung die Summe von 60 Rthlr., jo ift der Streitgegenftand 
als unihägbar anzunehmen. 


Statt $. 10. Nr. 7. der Verordnung vom 30. Auguft 1867. 

Für Die BVerfteigerung der zur Konkursmaſſe gehörigen Immobilien 
fommen die Koftenjäge in Artikel VI. Ziffer 2. oder 3.A. in Anwendung. 

Wenn während des Verfahrens auf Zwangs-BVerfteigerung von Immo— 
bilien über das Vermögen des Eigenthümers der Konkurs eröffnet wird, jo 
find die Koften für das vorangegangene und für das im Konfurje zu er 
neuernde Berfteigerungs-Verfahren zujammengenommen nur im einmaligen 
Betrage zu erheben. 

War jedoh in dem vorgängigen Berfteigerungs-Berfahren ſchon der 
zweite Berfteigerungstermin erfolglos abgehalten, jo ift, außer den vollen Sägen 
für das Vorverfahren, für das erneute BVerfteigerungs- Verfahren im Konkurſe 
die Hälfte der Säge zu 2.A. zu erheben. 


Urtifel VIII. 


Zu $. 12. Rr. 1. der Berorbnung vom 30. Auguft 1867. 


Für das Berfahren wegen Abnahme des Manifeftationd-Eides oder Volle 
zugs des auf eine Pfandklage ergangenen obfieglihen Erkenntniſſes wird der 
im $. 12. Nr. 1. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 bezeichnete Koften- 
jap gleichfalls erhoben. 


Zu $. 12. Nr. 3. der Berordnung vom 30. Auguft 1867, 


Der im $. 12. Nr. 3. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 beftimmte 
Koftenanfag wird ferner erhoben: für die von dem Gerichtsvollzieher bewirkte 
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Herausgabe einer beweglichen oder Ginräumung einer unbeweglichen Sache, 
ferner für das Verfahren, welches bezwedt, den unterliegenden Theil zur 
Unterlaffung oder Vornahme einer Handlung zu nöthigen, wenn dem diefer- 
halb ergebenden richterlihen Strafbefehl nicht innerhalb ber beftimmten Frift 
genügt worden ift. 


Artifel IX. 
Zu $. 16. des Tarifs. 


Für die von ben Gerichten in den vormals Großherzoglich Heſſiſchen 
Landestheilen und in den früheren Landgräflihen Amte Homburg zu erthei« 
lende Betätigung und Ausfertigung eines Aftes, wenn derjelbe nicht bei dem 
für die Beftätigung zuftändigen Gericht jelbft aufgenommen und die Beftä- 
tigung nicht zum Zwecke einer beantragten Eintragung bei dem Grund⸗Hypo— 
tbefen» oder Kontraktenbuche nachgeſucht worden ift — vergleiche Artikel XII 
F. 1. und 2. — werben die Säge in $. 16. bes Zarifs zur Hälfte erhoben. 


Artikel X. 
Zu $. 20. des Tarife. 


Die Protofollirung der Viehhändel bei den Marktämtern iſt Foftenfrei; 
für die zu ertbeilenden Protofol-Auszüge, Abichriften oder Marktſcheine werden, 
außer dem zu den Marktſcheinen geſetzlich erforderlihen Stempel, 5 Silber: 
groſchen entrichtet. 


Artikel XI. 

Statt $: 13. G. 1. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. 

G. 1. Für die gerichtliche Verfügung, durch welche eine freimillige Ver: 
fteigerung von Immobilien geftattet oder dem Bürgermeifter der Gemeinde 
aufgetragen wird, ift die Hälfte des im $. 16. des Tarifs beftimmten Sapes 
zu erheben. 


Yrtifel XII. 
Statt $. 14. der Verordnung vom 30. Auguft 1867. 


11. In Stockbuchs- und Hypothekenſachen werden erhoben: 
A. Für das Ab» und Zufhreiben der Grundftüde bei Befipverinderuns 
gen im Driginal-Stodbud: 
a) von dem Betrage bis 200 Rıhlr. von je 25 Rthlr. . . 7'/, Sgr., 
bei Beträgen bis 5 Rthlr. einſchließlich jedoch nicht 
mebr als 5 Sgr. 
b) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rihlr. von je 100 Rthlr. 7, „ 
c) von dem Mehrbetrage von je 500 Rtbr. . ». . .25 , 
Dieſe Säge enıhalten zugleich die Abgeltung für die bei dem Ab- und 
und Zujchreiben der Grundftüde vorfommenden Nebengeihäfte, insbeſondere 
auch: für die Ausfertigung der Urkunde über den Eigenthbums-Mebergang und 
über die dabei bedungenen Eigenthums-Vorbehalte und Eigentbums- Beihrän» 
fungen und für die Webertragung ber auf dem zugufchreibenden Grundftüde 
baftenden, im Steckbuche bereitd eingetragenen Eigenthums-Vorbehalte, Eigen» 
thums-Beichränfungen und Pfandredte, 
5 » 
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Der Werth mehrerer Grundftücde, welche zugleih auf ein und denſelben 
Artikel eingetragen werden, wird zulammengeredhnet. 

B. Für die Eintragung eines Pfandrechte, eines Eigenthums-Vorbehalts 
oder einer Eigenthbums » Beihränfung (Servitut u. j. mw.) in das Original 
Stockbuch, einihließlih der an das Reldgericht ergebenden Weiſung zur Ber 
wirfung des Eintrags in das Dupfifar des Steckbuchs und aller jonft dabei 
vorfommenden Nebengeihäfte: die Säpe zu A. 

Bei der Eintragung von Eigenthums- Vorbehalten find bie 
Koften von demjenigen Betrage des dadurch pfandrechtlich geficherten 
Kaufgeldes zu berechnen, welder fi nah Abzug ber Anzahlung nud der mit 
der veräußerten Sache übergebenden Pfandrechte ergiebt. 

C. Für die Vermerfung von Geffionen in den Anlagen des Stockbuchs 
einschließlich der erforderlihen Benachrichtigungen und aller dabei fonft vor: 
fommenden Nebengeihäfte: z der Säge zu A. 

D. Erfolgt die Eintragung deffelben Rechts (zu B.) gleichzeitig auf meb» 
reren Artifeln, welche in derſelben Gemarkung belegene Grundftüde (Item) 
defjelben Eigenthümers betreffen, jo werden die dafür beftimmten Säge nur 
einmal erhoben. 

In allen anderen Fällen wird für die zweite und jede beiondere Eintra» 
gung nur die Hälfte der Säge zu A., jedoch nicht unter 5° Sgr. und nicht 
über 3 Rthlr. erhoben. Neun aber der Werth der Grundftüde, auf melde 
die weitere Eintragung erfolgt, geringer ıft, als derjenige der einzutragenden 
Poft, jo ift nur jener als Maßſtab für den Koftenanfag anzunehmen. 

Die vorftehend zu A. bit D. gedachten Beftimmungen fommen audy bei 
den Gintragungen in die Berggegenbücer zur Anwendung. 

Wenn die Eintragung befjelben Rechts im Berggegenbuche auf verſchie— 
denen Artifeln erfolgt, jo fommt die Beftimmung des zweiten Abjapes zu D. 
in Anwendung. 

E. #ür die Ertheilung eines Auszugs aus dem Driginal-Stodbuche 
ober dem Berggegenbude ift die Hälfte der zu A. gedachten Säge zu erheben, 
jedoh nit unter 5 Sgr. und nicht über 3 Rthlr., und zwar auch dann, 
wenn der Auszug mehrere auf einem oder auf verſchiedenen Artikeln verzeich- 
nete Grundftüde oder Zehen deffelben Gigenthümers betrifft, oder wenn zus 
gleich die Webereinftimmung des Auszugs mit dem Inhalte des Stod- oder 
Berggegenbuchs beſcheinigt, oder die im $. 73. der Naffauiichen Bergerdnung 
vom 18. Februar 1857 (Berorbnungs-Blatt S. 42.) gedachte Beiheinigung 
ertheilt wird. 

F. 1. In den früher Großherzoglich Heſſiſchen Kandestheilen, in welchen 
die Gelege vom 21. Februar 1852, 15. September 1858 und 23. Februar 
1859 (Großberzoglih Heſſiſches Regierungsblatt Nr. 11., Nr. 35. und Nr. 4.) 
zur Anwendung fommen, wird erhoben: 

a) der Koftenfag zu A. für die Einfchreibung des Erwerbstitels in 
das Mutationd:Verzeihniß und die Dabei vorfommenden Neben: 
geihäfte, einschließlich der Beſtätigung und Ausfertigung der Urs 
funde, in welder der Erwerbätitel beftebt und der Eintragung 
des Vermerks, daß die Erwerbung eine beichränfte ſei (Artikel 7. 
und 17. des Gejepes vom 21. Kebruar 1852); 

b) der Kofteniag zu B. für die Verfügung, durch welde die Eins 
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Ihreibung eines Mieths- oder Pachtvertrages oder eined Hypo—⸗ 
thefentiteld in das Hypothekenbuch einem oder mehreren Drid« 
gerichten aufgetragen wird, einfchließlih der Beftätigung des Hy- 
pothefentiteld und der fonftigen Nebengeichäfte, insbelondere aud) 
der Ausftelung der über geieplihe Hypothekentitel zu ertheilenden 
Urfunde ($$. 16., 18., 19. und 20. der Inftruftion vom 1. Des 
zember 1861, Großberzogl. Heſſiſches Regierungs» Blatt Nr. 42). 
Für die Ausftellung von Theil-Obligationen auf den Inhaber 
(Artifel 15. des Geſetzes vom 19. Januar 1859 und $. 10. der 
Inſtruktion vom 1. Dezember 1861) jind 5 Sgr. für jeden, auch 
nur angefangenen Bogen bejonders zu erheben; 
die Hälfte des Kofteniages zu B. für die im Mutations-Verzeich— 
niß durch die Worte „gehemmt“ oder „ftreitig* zu bewirfende 
Vormerfung (Artifel 18. und 33. des Geſetzes vom 21. Februar 
1852), jowie für die Verfügung, dur melde einem oder meh« 
teren Ortögerichten die Einfhreibung einer Bormerfung aufgetra- 
gen wird, welde bezwedt: einem Hypothekentitel den Altersvor— 
zug zu wahren, die rechtzeitige Löſchung einer Hypothek zu erwirs 
fen, oder die Löſchung einer Hypothek mit dem Eintritt des ihr 
beigefügten Endtermins zu verhüten ($$. 43., 47. und 50. ber 
Inftruftion vom 1. Dezember 1861); 


d) die Hälfte der Säge zu B. jedoch nicht unter 5 Sgr. und nicht 


e 


— 


— 
— 


über 3 Rthlr. für die in dem Anhang zum Mutations-Verzeich- 
niß zu bemwirfende Eintragung eines Erwerbstitels behufs nad» 
träglicher Vermerlung deffelben in dem Grundbuche (Artitel 28. 
des Geſetzes vom 21. Februar 1852); für die dem Ortögericht 
zu ertheifende Weifung wegen nachträglicher Gintragung derfelben 
Poft auf ein ferneres Grundftüd oder wegen Meberfchreibung einer 
Hppothef auf einen anderen Gläubizer oder des Vorzugs einer 
Hypothek auf eine andere Hypothek (88. 25. und 27. der Ins 
ftruftion vom 1. Dezember 1861); 

die Hälfte des Sapes zu d: für die Weifung des Amtsgerichts 
an das Drtögericht wegen eines intrages in die Fauftpfands 
Tabelle ($. 59. des Geieged vom 23. Februar 1859, $$. 59. 60. 
der Injtruftion vom 1. Dezember 1861); 

für die den Grundbuchs-Auszügen beizufügende Beſcheinigung, 
daß jeit dem legten Webertrag des Inhalts des Mutationt-Ver- 
zeichniffes in das Grundbuch ein jpäterer Eigenthumswechſel in 
das MutationdeBerzeihniß nicht eingetragen worden ift, und für 
die Verfügungen des Amtsgerichts, welche auf die Berichtigung 
fehlerhafter oder unzulänglid gewordener Einträge bei dem Hy— 
pothekenbuch ($$. 52. bis 56. der Inftruftion som 1. Dezember 
1861), — auf Ueberihreibung der Hypothek auf einen anderen 
Schuldner ($. 26. a. a. D.), — auf Ueberihreibung einer Hy« 
pothef auf einen anderen Witerpfands » Gegenftand in den in 
$. 23. 0. a. D. bezeichneten Fällen — oder auf Einichreibung 
einer Bormerfung zur Verhütung der Einſchreibung eines Hypo⸗ 
thefentitels ($. 46. a. 0. O.) — gerichtet ift, ſowie für eine ges 
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mäß Artikel 35. des Geleges vom 21. Februar 1852 berbeizu- 
führende Berichtigung eines in einem legalifirten Grundbuche ent» 
baltenen Eintrages find Koften nicht zu berechnen. 

2. In dem zum früheren Landgräflihen Amte Homburg gehörig 
gewejenen Landestheilen fommen folgende Beftimmungen zur Anwendung: 

Die Hälfte der Säge zu B. wird erhoben: 

a) für die Eintragung der den Hebergang bed Eigenthums an Grund- 
ftüden betreffenden Rechtsgeſchäfte in das gerihtlihe Kontraf- 
tenbuch; 

b) für die Eintragung der Schuld» und Pfandverſchreibungen in das 
gerichtliche Hppotbefenbud, und zwar in den Fällen zu a. und b, 
einjchliehlich der Konfirmation und der dabei vorfommenben Neben- 
geihäfte; 

c) für die Vermerfung einer Geifion in dem geritlihen Hypothe— 
fenbuche einſchließlich der dabei vorlommenden Nebengeſchäfte wird 
Y, der Sätze zu B. erhoben. 

G. Für die Löſchung beziehungsmweile für die Anordnung der Löſchung 
ber in den Stod», Hypotheken- oder Berggegenbücdern enthaltenen Eintras 
gungen werden Koften nicht berechnet, 

H. Durch Die vorftehenden Säge werben die Geſuchs-, Ausfertigung» 
und Protofoll-Stempel gebedt. 

Die in dem zweiten Abichnitt des Gerichtskoftentarffs unter Ziffer II. 
beftimmten Säge und die in $. 24. Ziffer 2. des Tarifs beftimmten Stem- 
pelbeträge werden bejonderd erhoben, wenn die dort gedachten Erklärungen 
oder Verträge ꝛc. von dem Amtsgericht jelbft aufgenommen werben. 

Bei Anwendung der Koftenfäge zu A. und F. 1. a, werden, wenn bie 
auf Grund nit vom Amtsgericht aufgenommener Akte zu ertheilenden ge« 
richtlichen Ausfertigungen — bei mehreren alle zuſammengerechnet — mehr 
als zwei Bogen betragen, für jeden binzufommenden, auch nur angefangenen 
Bogen noch 5 Sgr. zuläglic erhoben. 


YArtifel XIII. 
Zu $. 3. des Geſetzes vom 1. Mai 1865, 


1. Für das Berfahren auf Einweilung der Erben in den Befip eines 
Nachlaffes werden die Koften nah den in $. 3. des Gefepes vom 1. Mai 
1865 enthaltenen Beitimmungen berechnet. 

2. Für eine, außer Verbindung mit einem gerichtlihen Erbeslegitima— 
tions» oder Nadlafregulirungs» Verfahren aufgenommene Erklärung über bie 
Antretung der Erbſchaft werben %/, der in $. 3. des Gelepes vom 1. Mai 
1865 beftimmten Säge erhoben. 


Statt $. 15. der Verordnung vom 80. Auguft 1867. 


3. Für die gerichtliche Erbtheilung find zu erheben: 
a) von dem Betrage bis 100 Rthlr. von je 10 Rthlr... . : Ser. 
b) von dem Mebrbetrage bis 200 Rthlr. von je 20 Rthlr. 5 Sur. 
ec) von dem Mebrbetrage bis 1,000 Rthlr. von je 50 Rthlr. . . 7'/, Spr., 
d) von dem Mebrbetrage bis 5000 Rıhlr., von je 100 Rıhlr. . 7ı/, Sgr., 
e) von dem Mehrbetrage von je 500 Rıblr ........ 71), Sgr. 
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Wenn das eingeleitete Erbiheilungs-Perfahren durch Zurüdnahme bes 
Antrages beenbigt, ober foweit daſſelbe nicht Durch Rezeß abgeſchloſſen wird, fommt 
von den vorftebenden Sägen Ziffer 3. nur die Hälfte zum Anjap. 

Wenn eine gerichtliche Erbtheilung nicht ftat‘findet, der von den Erben 
über bie Theilung des Nachlaſſes errichtete Berirag aber gerichtlich verlautbart 
wird, fo find die Koften nad $. 20. des Tarifs in Verbindung mit $. 8. 
bes Gejepes vom 1. Mai 1865 zu erheben. 


Artikel XIV. 
Statt $. 16, C, der Verordnung vom 30. Auguft 1867. 


Die Koftenfäge in $. 43. des Zarifs find für die Revifion und Abhör 
ber Bormundjhafte-Rehnung nur zur Hälfte zu erheben. 


Artikel XV. 
Zu $. 20. der Verordnung vom 30. Auguft 1867. 


Auszüge, Ausfertigungen und Attefte der Feld» oder Orisgerichte, welche 
nad allgemeinen Borfhriften zum Zwede der Vornahme eines dem Gerihts- 
foften-Zarif unterworfenen Geſchäfts beigebracht werden müffen, find, unter 
Angabe dieſes Zweckes, ohne Verwendung von Stempel-Materialien zu er 
theilen. Die für jolde Schriftftüde erforderlihen Stempelbeträge werben mit 
ben Gerichtäfoften für das betreffende Geſchäft eingezogen und auf die nad) 
dem Tarif anzufegenden Koften bergeftalt angerechnet, daß nur ber über 
ſchießende Betrag ber Lepteren zu erheben ift. 

In Betreff aller anderen feld» oder ortögerichtlihen Auszüge, Ausferti« 
gungen und Attefte, insbejondere auch derjenigen, welche zu den von den 
Dürgermeiftern (Ortögerihten) aufzunehmenden Kaufe und Zaufhnotuln 
u. |. mw. erforberlih find, bewendet es bei den ftempelgefeplihen Bor- 
ſchriften. 


Artikel XVI. 

Das gegenwärtige Geſetz findet Anwendung auf alle zur Zeit ber Ver: 
fündung bdefjelben noch nicht eingeforderten Gerichtskoſten. 

Die in dem gegenwärtigen, jowie in früher ergangenen Geſetzen oder 
Borordnungen enthaltenen Borjhriften, durch melde einzelne Beftimmungen 
bes Gejeped vom 10. Mai 1851 und des dazu gehörigen Tarifs abgeändert 
oder ergänzt worden find, treten an bie Stelle diejer Beftimmungen überall 
da, wo auf die Zepteren in dem Gejegen, insbejondere au in denjenigen vom 
11. und 12, Mai 1851 über die Erhebung ber Gebühren der Notare und 
Rechtsanwalte, verwiejen ift. 


Artikel XVII. 
Der Jujſtiz-Miniſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes bes 
auftragt. 
Beglaubigt: 
Ber Duſtiz-Miniſter. 
Leonhardt. 
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Motive 


zu 
den Geſetz-Entwürfen, betreffend einige Ab- 
änderungen der Gejeße über den Anſatz und 
die Erhebung der Gerichtsfoften und über die Ge- 
bühren der Rechtsanwalte und Notare in den 
Bezirken der Appellationsgerichte zu Kiel, 
Caſſel nnd Wiesbaden. 


Durch die Allerhöchſte Verordnung vom 24. Juni 1867 (Geſetz ⸗Samml. 
©. 885.) wurde das Verfahren in bürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten für die 
Lanbestheile, welche gegenwärtig ben Bezirken ber Appellationsgerichte zu Kiel, 
Caſſel und Wiesbaden angehören, anderweit georbnet. Daraus ergab ſich 
bie Nothwendigfeit, wegen des Anjages ber Gerichtskoſten in diefen Angelegen- 
beiten Beftimmungen zu treffen, weil bie bezüglichen bis dahin maaßgebenden 
Anordnungen dem neuen Berfahren nicht entiprehend waren. Durd die 
Eingangs erwähnte Verordnung wurde das Altpreußiiche formelle Prozeßrecht 
feinen wejentlihen Grundzügen nad in den erwähnten Bezirken zur Geltung ge 
bracht; es lag daber nahe, aud) diejenigen Bellimmungen bed Geſetzes vom 10. Mai 
1851, welche in dem Gebiete dieſes Prozeßrechts die Berechnung der Gerichts- 
foften geregelt haben, auf die Eingangs erwähnten Landestheile auszudehnen, 
zumal es als ein Gebot der Gerechtigkeit erſchien, die Koftenlaft. für die gleich- 
artigen Geihäfte, joweit als es ausführbar war, für die Angehörigen aller 
Landestheile auf ein gleiches Maaß zu bringen. Man konnte fi indeß nicht 
darauf beihränfen, die Beftimmung ber erwähnten Gejege nur infomweit zur 
Geltung zu bringen, als ſich diefelben auf Redtshandlungen beziehen, welche 
durd die Verordnung vom 24. Juni 1867 geregelt wurden; bie Nöthigung, 
jene Gejege mit den, der abweichenden Geftaltung vieler Redtsinftitutionen 
in den fraglichen Landestheilen entiprehenden Abänderungen ihrem vollen Uns 
fange nad einzuführen, ergab fi aus dem zur Herftellung einer gleihmäßigen 
Etenerbelaftung gebotenen Erlaffe der Verordnungen über die Stempelftener 
vom 19. Juli und 7. Anguft 1867, welde insbejondere das Gebiet der nicht 
ftreitigen Gerichtöbarkeit weſentlich berührten, 
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In dem vormaligen Kurfürftenthum Heffen und dem früheren Herzog- 
thum Naffau wurden nämlid) nur gewilje, für einzelne Beamte ald Emolu- 
mente beftimmte Bezüge in Form von Gebühren erhoben; bie für die Staatt- 
faffe in Anſpruch genommene Vergütung für die Bearbeitung der Rechtsge— 
ſchäfte bei den Juftizbehörden dagegen, wurde durch Anwendung einer Stems 
pel-Abgabe erlangt, über welde in den Kurheſſiſchen Geſetzen vom 22. Des 
zember 1853 (Geſetz- Samml. S. 197.) und vom 29. Januar 1864 (Geieps 
Samml. ©. 49.) und in dem Naffauiihen Gejepe vom 13. Auguft 1859 
(Verordnungsblatt S. 90.) die näheren Beftimmungen enthalten find. Im 
den nad diefen Geſetzen anzuwendenden Stempeln war die auf den einzelnen 
Rechtsgeſchäften ruhende Steuer mit der für die Bearbeitung berjelben bei 
den Juftizbehörden zu entrichtenden Bergütigung dergeftalt in einander ver 
Ihmolzen, daß, nachdem dur die Berordnung über den Urkundenftempel vom 
19. Zuli 1867 (Gejep-Samml, S. 1191.) die ältere Stempel-Abgabe iu An- 
jehung einer großen Anzahl von Geſchäften befeitigt war, es an dem Erſatze 
für die in dem Ertrage der leptern enthaltene Gerichtsgebühr fehlte. Die in 
Beziehung auf die Bezirke der Appellationsgerihte zu Caſſel und Wies- 
baden über den Gerichtsfoften-Anfag ꝛc. unterm 30. Auguft 1867 ergangenen 
Verordnungen, durd welche anderweite Gebührenfäge an Stelle der bis dahin 
in der Stempel:Abgabe mit erhobenen Sporteln beftimmt wurden, ftehen ſo— 
nah in enger Berbindung mit der erwähnten Verordnung über den Ur- 
fundenftempel und bilden gewiffermaßen die Ergänzung ber leptern. 

Ein jo enges Verhältniß beiteht nun allerdings nicht zwiſchen der unter 
dem zulept gedachten Tage über den Geichtefoftenaniag in den Herzogthümern 
Holftein und Schleswig ergangenen Verordnung über die Erhebung ber 
Stempelfteuer vom 7. Auguft 1867. Gleihwohl war es die Rückſicht auf 
die letztere auch hier, welde bei der Entſchließung, das Gejep vom 10. Mai 
1851 mit den entiprehenden Abänderungen feinem vollen Umfange nad auf 
die genannten Herzogthümer auszudehnen, den Ausihlag gab, zumal bier der 
frühere Zuftand in hohem Grade reformbedürftig erichien. 

In dieſen Landestheilen beftand eine durch die Verordnungen vom 
31. Dftober 1804, vom 9. Dezember 1809 und die Patente vom 30. Okto— 
ber 1813 und 26. Mai 1840 geregelte Stempeltare. Derjelben waren aller» 
dings die Bewohner der adligen Diftrifte und ferner eine Anzahl perjönlich 
Befreiter nicht unterworfen; im Mebrigen wurden aber dur Diele Taxe bie 
grade am häufigsten vorkommenden Rechtsgeſchäfte weit höher belaftet, als 
dies gegenwärtig nad der Verordnung vom 7. Auguft 1867 der Fall ift. 
Neben jener Stempeltare waren für die Bearbeitung der Rechtsgeſchäfte bei 
den Juflizbehörden Sporteln zu entrichten, welde für die einzelnen Verwal— 
iungsbezirfe jehr verſchieden normirt waren, jo daß für völlig gleichartige 
Geſchäfte in einzelnen Bezirken hohe, nah dem Werthe des Objekts fteigende 
Sportelfäge angewendet wurden, während dieſelben in anderen Bezirken faft 
unbeiportelt blieben. Diejer Zuftand konnte nicht beibehalten werden; es 
mußte gerathen ericheinen, mit der Bejeitigung defjelben in dem Augenblide 
vorzugehen, wo durch Erlaß der Verordnung über die Erhebung der Stempel» 
fteuer vom 7. Auguft 1867 bedeutende Ermäßigungen in der Stempel:Ab» 
gabe gewährt wurden, weil auf dieſe Weile den durch niedrige Sporteljäpe 
bisher bevorzugten Bezirken bie bei denjelben gebotene Erhöhung der Gerichts— 
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foften weniger fühlbar, der Staatskaſſe aber wenigftens ein tbeilweifer Erſatz 
für den Ausfall der Einnahmen an der Stempeltare gewährt wurde. 

Demgemäß ift auch — darin ftimmen die von den Gerichtsbehörden er— 
forderten Berichte im Wefentlihen überein — die Reform des Sportel« 
weiens in den Herzogthümern im Ganzen mit Befriedigung aufgenommen 
worden. 

In den Bezirken der Appellationsgerichte zu Gaffel und Wiesbaden 
wurden dagegen bald nad dem Erlaffe der Verordnungen vom 30, Auguft 
1867 Klagen über die Höhe der Gerichtöfoften laut, und dieſe wurden 
jpäter jo allgemein und fo vielfad geführt, daß fih die Königliche Staats: 
Regierung für verpflichtet erachten mußte, die Urſachen jener Klagen zu er 
forſchen, um benfelben infoweit Aohülfe zu verihaffen, als diefelben für be= 
gründet befunden werben möchten. 

Diefe Prüfung bat erkennen laffen, daß die, felbft in den fommunal« 
ftändiihen Berlammlungen der Provinz Heffen-Naffau zum Ausdrud gebrach— 
ten Beihwerben wegen Ueberbürdung im Verhältniß zu dem bisherigen 
Geltungsgebiete des Gejeges vom 10. Mai 1851 im Allgemeinen nicht als 
gerechtfertigt anzuerkennen find. Nur in einzelnen Beziehungen bat fih be» 
gründeter Anlaß zu Ermäßigung ber beſtehenden Koftenfige aus dem Ges 
fihtspunfte möglichft gleihmäßiger Regelung und Bertheilung der Koftenlaft 
in dem gefammten Geltungsgebiet des Gejepes vom 10. Mai 1851 ergeben, 
welches durch die Verordnungen vom 30. Auguft 1867 auf die hier in Rede 
ftebenden Departements erftredt worden ift. 

Die den Gegenftand der Klagen bildende BVertheuerung der Rechtsge— 
idjäfte ift zum Theil nur eine ſcheinbare; infofern nämlid, als den Einge— 
jeffenen die Erlegung der durch den Betrieb der Rechtsgeſchäfte veranlaßten 
Koften bei der Erhebung derjelben in Form einer Stempel-Abgabe mehr er- 
leichtert wurde, als dies bei dem gegenwärtigen Kofteneinziehungs-Verfabren 
der Fall if. Während jept theils bei der Einleitung, theils erſt bei der 
Beendigung eined Rechtsgeſchäfts der Betrag ber dadurch entitehenden Koften 
im Ganzen erfordert wird, war derfelbe früher ſchon während der Betreibung 
des Geſchäfts dur Verwendung von Stempeln in einer Anzahl von Heinen 
Beträgen zu erlegen, jo daß die Berichtigung der Kuften mit dem Fortgange 
des Geſchäfts faft gleichen Schritt hielt. 

Es ift indeß nicht im Abrede zu ftellen, daß in der Provinz Helfen» 
Naffau im Vergleich zu früher eine nicht unerheblie Steigerung der Koften- 
laſt wirflid eingetreten ift. Dieſelbe ergiebt ih zunächſt aus der Einführung 
des Urfundenftempels, welde in der gedachten Provinz nicht, wie Died in den 
Herzogthümern Hulftein und Schleswig der Fall war, eine Ermäßigung der 
auf den Abſchluß oder den Betrieb von Nechtsgeihäften laftenden Abgaben, 
fondern im Ganzen eine nit unerheblide Erhöhung derjelben zur Folge 
hatte. Diefe Erhöhung wurde in den zum früheren Kurfürftentbum Heſſen 
gehörig gewelenen Landestheilen ganz beſonders empfunden, weil das dort 
bis dahin geltende Stempelgeieg vorzugeweije deu Zwed verfolgte, eine Gebühr 
für die bei den Behörden im Intereſſe der Eingefefjenen zu bearbeitenden 
Angelegenheiten zu gewinnen, eine eigentliche Befteuerung der Rechtsgeſchäfte 
jelbft dagegen in einer faum erkennbaren Weije in das Auge faßte. Eigent— 
lie Wertbftempel, wie ſolche das Preußiihe Stempelgefep bei Prozefjen, 
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Subhaftationen und Konfurfen nad Progenten tes Objefts beanſprucht, waren 
bem erwähnten Kurbeifiihen Stempelgeieg ebenjo fremd, wie Abgaben, melde 
auf der Uebertragung von Grundeigenthum, auf Mieths- und Pachtgeſchäften, 
auf Berfäufen von Mobilien, auf Eduldbefenntniffen und Quittungen laften. 
In dem früher Naſſauiſchen Stempelgefepe und den daneben geltenden Vor— 
fchriften, weldye die Erhebung einer Konfirmationstare bei Defipveränderungen 
an Grundeigentbum zum Gegenftande hatten, war zwar der Grundſatz ber 
Befteuerung des Gefchäfts mehr zur Geltung gefommen, indeß war auch bier, 
wenn man von den Verträgen über Befipveränderungen abfiebt, die Befteuerung 
erhebli geringer ald gegenwärtig. 

Die Erhöhung der Koftenlaft tritt jowohl bei den Geſchäften der ftrei« 
tigen, ala auch bei denen ber nichtftreitigen Gerichtöbarkeit hervor. Bei einem 
Bergleih mit den für nichtftreitige Geſchäfte früher zu erlebigenden Beträgen 
überfteigt die eingetretene Erhöhung im Ganzen auch noch ben Betrag ber 
neueingeführten Stempelabgabe, jo daß bei Einführung der Stempelfteuer zu« 
gleih eine Erhöhung der eigentlihen Gerichtsſporteln ftattgefunden bat. 

Man wird jedoch von vornherein davon abfehen müſſen, prinzipiell eine 
Herabfegung der Stempel-Abgaben in das Auge zu faffen, weil den bier 
in Betracht fommenden Landestbeilen in dieſer Beziehung bejondere Begünfti- 
gungen im Vergleich zu andern Provinzen der Monarchie nicht zugeftanden 
werben fünnen. Aus derjelben Rüdfiht ericheint es aber auch nicht ftatthaft, 
eine Ermäßigung der für die einzelnen Rechtsgeichäfte jept zur Anwendung 
fommenden Koftenfäge lediglid deshalb herbeizuführen, weil diejelben früher 
in einem geringeren Betrage entrichtet wurden. Bielmehr mußte aud in 
diejer Beziehung der Grundjap, daß hier wie dort für gleiche oder analoge 
Geſchäfte im Gebiete der gerichtlichen Thätigkeit, bei gleihem Werthe ber 
gleihe Sporteljag zu entrichten fei, als leiten bei der Iegislativen Revifion 
ber Verordnungen vom 30. Auyuft 1867 feftgebalten werden. 

Hiernach Fonnte eine Ermäßigung der in den Departements Kiel, Caſſel 
und Wiesbaden geltenden Koftenjäge nur infoweit für motivirt eradhtet werden, 
als diejelben zu Belaftungen der Eingejeffenen Beranlaffung geben, welche 
beim Bergleihe mit den in dem übrigen Geltungsgebiet des Gejeges vom 
10. Mai 1851 vorkommenden gleidhartigen oder ähnlichen Recdtsangelegen« 
beiten fih als wirkliche Ueberbürdungen darafterifiren laſſen, ſei es, weil ber 
Gelammtbetrag der in ben bier fraglichen Landestheilen für daffelbe oder ana- 
loge Geſchäft zu entrichtenden Gerichtsfoften ein höherer ift, ober weil bei ger 
wiffen Geſchäften vermöge beſonderer gejegliher Vorfchrift der Beginn oder 
der Abſchluß der gerihtlihen Thätigfeit nicht chne Aufwand von Neben- 
foften zu ermöglichen ift, welde in dem zur Bergleihung ftebenden Staatt- 
gebiet nicht entridtet werden müflen und demnach bie bei ſolchen Geſchäften 
durh die gerichtliche Thätigkeit unmittelbar bedingte Koftenlaft in jenen 
Landestheilen im Ganzen erhöhen. 

Die feit Publifation der Verordnungen vom 30. Auguft 1867 gefanıs» 
melten Erfahrungen haben ferner das Bedürfniß einzelner erläuternder Vor- 
ſchriften herausgeftellt, weldhe in die Entwürfe aufgenommen worden find. 

Endlich hat die Revifion der bezeichneten Verordnungen die Notbwendig- 
feit der Ausfüllung einiger Lüdfen und — gegenüber den vorgeihlagenen Ko- 
ftenermäßigungen — bei einzelnen Punkten aud der Erhöhung der zur Zei 
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geltenden Koftenfäpe herausgeftellt, weil erfannt worden ift, daß deren Bei« 
bebaltung eine ungerechtfertigte Bevorzugung der betreffenden Gebietstheile in 
ſich Schließen würde. Dieſe zu befeitigen, ift durch diefelben Gründe geboten, 
welche die Abftelung ber ermittelten Prägravationen zur Pfliht macht. 

Dies vorausgeſchickt, wird zur Erläuterung der einzelnen in den Ent» 
würfen enthaltenen Beftimmungen Folgendes bemerft: 


Entwurf A. 
3u Artikel L 


Der im $. 11. Nr. 4. unter f. des Gejepes vom 10, Mai 1851 ent- 
haltenen Vorſchrift, welche fih auf 8.8. der dem altpreußiihen Prozeßrecht an« 
gehörigen Verordnung vom 21. Juli 1843 (Gel.-Samml. S. 297.) gründet, 
wonach Grundgeredhtigfeiten in Betreff des NRechtsmitteld der Appellation zu 
den Gegenftänden, die nicht in Gelde ahzufhägen find, gerechnet werben jol- 
len, fann in dem Gebiete der Verordnung vom 24. Juni 1867 ein Einfluß 
auf den Koftenanjag nicht zugeftanden werden, weil jene Beflimmung aus 
der Verordnung vom 21. Zuli 1843 in die Verordnung vom 24. Juni 1867 
nicht mit übernommen, vielmehr nad der Iegtern ($. 90, Nr. 5. und 6.) ber 
Nachweis des Minderwerths geftattet worden ift. 


3u Artikel IL 


Nach Artikel 8. des Gefepes vom 9. Mai 1854 wird der Sap Aıtifel 
T. a. a. D. unter A. nur um bie Hälfte erhöht in denjenigen Prozeffen, in 
denen ein abgefürztes Verfahren ftattfinden muß. Im welden Fällen ein 
derartiges Berfahren corgeichrieben ift, ergiebt fih aus $$. 37 und 87 der 
Verordnung vom 24, Juni 1867 jowie aus $. 39. a. a. D. in Verbindung 
mit den in der Verordnung über die Gerichtsverfaffung vom 26. Juni ej. a, 
(Geſ.“Samml. ©. 1073.) unter $. 15. enthaltenen Vorſchriften. Inzwiſchen 
ift durh SS. 1. und 2. des Geſetzes vom 15. März 1869 (Geſ.Samml. 
©. 485) bie Zahl derjenigen Prozeſſe vermehrt worden, welche ohne Rüdficht 
auf den Werth des Streitgegenftandes ber Kompetenz der Amtögeridhte und 
der in $. 39. reip. 37. der Verordnung vom 24. Juni 1867 vorgeſchriebenen 
formellen Behandlung unterliegen. Mit Nüdfiht hierauf empfahl es ſich, 
eine neue, den bezeichneten Vorſchriften angepaßte Formulirung des Artils 8. 
des Gejepes vom 9. Mai 1854, deſſen Allegate überdies nicht paſſen, dem- 
jelben zu fubftitwiren, welche zugleich eine Erweiterung bed Kreifes der bem 
ermäßigten Koftenfage (Abf. 2. a. a. D.) unterliegenden Prozefje in ſich 
ſchließt. 


Zu Artikel III. 


Im Gebiete des gemeinen Rechts werden einige der im $. 9. des Tarifs 
namentlid bezeichneten „beionderen Prozeßarten“ — Berbandlung von Des 
pofitionsanträgen bei verftatteter Depofition, Tudeserflärungs-, Aufgebots- 
und Amortijationsjahen — nicht, wie im Geltungsbereiche der Allg. Gerichts» 
ordnung für die Preußiſchen Staaten, zu den Gegenftänden der ftreitigen 
Gerichtsbarkeit gerechnet. 

Gleichwohl paßt auf diefe Prozeduren, ſowie auf das Verfahren, be» 
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treffend Blödfinnigfeits-, Wahnfinnigfeite- und Prodigalitäts» Erflärungen, 
für welches im Gebiete der Allg. Gerichtsordnung die Säge wie in gewöhn— 
lichen Prozeffen zu erheben find, jedenfalls, auh wo und wenn fie nicht 
ald Prozeſſe zu behandeln find, das im $. 9, des Zarifs hervorgehobene Kris 
terium ber Anwendung des dort beitimmten Koftenfapes: 
daß diefelben, „ohne eigentliher Prozeß zu jein, eine richterlide 
Feſtſetzung oder Entſcheidung bezielen.* 

Diefe Erwägungen rechtfertigen daher die in Artifel IIL vorgeſchlagene 
Zufagbeftimmung zu $. 9. des Tarifs. Diefelbe ſoll zugleih die Zweifel 
bejeitigen, welde ſich bezüglich der Anwendbarkeit dieſes Paragraphen auf bie 
bezeichneten gerihtlihen Geſchäfte in den hier in Rede ftehenden Gebieten 
ergeben haben, 


3u Artifel IV. 


Eine anberweite Formulirung des $. 7. ber Verordnung vom 30. Auguft 
1867 erſcheint angemefjen, weil die gegenwärtige Faffung die verjchiedene 
Geftaltung des Verfahrens nit genügend berüdfichtigt, insbejondere aber 
darin zu weit gebt, daß für den, in der Regel nad fruchtlos ausgefallener 
Spezial-Erefution nachgeſuchten Befehl zur Angabe konkursabwendender Mittel 
der Sap Artifel 7, A. des Gefepes vom 9. Mai 1854 beanſprucht wird. 
Diefer Befehl kann als ein folder in der Exekutions-Inſtanz füglih nur dem 
Sape des Artikels 5. A. des Gefepes vom 9. Mai 1854 unterworfen werden. 
Die Fälle, in denen diefer Sag, beziehungsweile der höhere zu Artikel 7. A, 
a. a. D. anzuwenden ift, find gegenwärtig genau bezeichnet. Dabei ift davon 
ausgegangen, daß die Anwendung des lepteren ſich nur rechtfertigt, wenn ber 
Konfurserfennung cin fontradiftoriiches Verfahren vorausgegangen ift. Die 
Beurtheilung des Koftenobjeftds nah den in Artifel 3. des Geſetzes vom 
9, Mai 1854 aufgeftellten Grundfägen entipriht der in dem Gefege vom 
15. März 1858 (Gefep-Samml. ©. 65) in der Anmerkung zu Nr. 3. unter 
A. bezeichneten Regel. 


Zu Artikel V. 


Die hier unter A. enthaltenen Beftimmungen bezweden, eine Herabjepung 
der Koften für das Subhaftationsverfahren in demjelben Maaße berbeizus 
führen, wie dies nah dem Tarif zu der für das Gebiet der Allg. Gerichts» 
ordnung erlafjenen Subhaftationsgordnung vom 15. März 1869 (Gejep- 
Samml. S. 421) geicheben ift. Wenn diefer Zarif den unter A. Nr. 1. 
bezeichneten Koftenfag auf '/, des bisherigen Betrages mit Nüdfiht auf den 
Wegfall des Abihäpungsverfahrens ermäßigt bat, jo muß eine gleiche Herab- 
jegung dem Bezirk des Appellationsgerihts zu Kiel um jo mehr zugeftanden 
werben, als bier eine Abſchätzung der zu jubhaftirenden Grundftüde ebenfalls 
nicht ftattfindet. 

Auch die jonftigen Beftimmungen dieſes Artifels beabfichtigen eine An— 
wendung der Zarifoorihriften zur Subhaftationsordnung vom 15. März 1869 
auf das Departement des Appellationsgerichts Kiel mit den durd die dortigen 
Verhältniſſe gebotenen Mopififationen, weldhe zum Theil ſchon durch $. 8. A. 
und B. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 fanftionirt waren. 
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Zu Artifel VL 


Die Zufäge zu $. 9. Nr. 1. und 2. der Verordnung vom 30. Auguft 
1867 entipredhen der in der Anmerkung zu Artifel I. A. Nr. 9. des Gefepes 
vom 15. März 1858 bezeichneten Regel. 

Die Zufagbeftimmung zu Nr. 3. a. a. O. redtfertigt fih durd die Er— 
mwägung, daß in dem Bezirke des Appellationsgerichts zu Kiel ter Erlös der 
zur Konfursmafle gehörigen Grundftüde diefer Maffe dem vollen Betrage 
nach zufließt und die Gläubiger, denen ein Pfandrecht an diefen Grundftüden 
zuftebt, ihre Befriedigung im Konkurſe ſuchen müffen, während nad $. 263. 
und ff. der Konkurs-Ordnung vom 8. Mai 1855 die Befriedigung der Neal: 
gläubiger aus dem Erlöje der für ihre Forderungen haftenden Grundftüde 
außerhalb des Konkurſes im Wege des Kaufgelderbelegungs-Verfahrens ftatte 
findet. Die Koften für die Konftituirung der Paffiomafje würden in Folge 
deſſen im Bezirf des Appellationsgerichts zu Kiel in allen Fällen, wo Grund: 
ftüde zur Konfursmafje gebören, nad) einem höheren Objeft erhoben werden, 
als in dem Gebiete der Konkurs-Ordnung vom 8. Mai 1855. Die hierdurch 
eintretende höhere Belaftuug wird nit dadurch ausgezlidhen, daß in lepterem 
Gebiete die Koften des Kaufgelderbelegungs-Verfahrens eintreten, welde in 
jenem Bezirk außer Anjag bleiben; denn dieſe bleiben hinter den nad $. 9. 
Nr. 3. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 zu berechnenden Koften er 
heblich zurüd. 

Im Iutereffe thunlichfter Gleichſtellung empfahl es fi) daher, den zur 
Dedung der protofollirten (Pfand) Forderungen erforderlihen Theil der Im— 
mobiliarmafje dem geringeren Sage des Kaufgelderbelegungs-Verfahrens, und 
nur den etwaigen Urberihuß dem Sage unter Ziffer 3. des $. 9. der Ver— 
ordnung vom 30. Auguft 1867 zu unterwerfen. 

Die Beftimmung zu B. im $. 9. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 
hat eine andere Fafjung erhalten. Da die Vorſchriften im $. 9. des Zarifs 
zum Gefege vom 10. Mai 1851 ausdrücklich nur für Aufgebotsfahen und 
die Mortififations-Proflamata beftimmt find, und außer dem Proflama zur 
Ausmittelung des Schuldenbrftandes eines Nahlaffes in der Gerichtipraris 
nod andere Preklamata vorkommen, welde eine glidhe oder mwenigftens ähn- 
lihe Bedeutung haben, fo fam es darauf an, die bier gedachten Koftenfäpe 
auf diefe auszudehnen; es mußte aber zugleich neben dem Falle, daß im 
Anſchluß an das Proflama das Konfursverfahren eintritt, noch des Falles 
gedacht werden, wenn ein foldes Proflama deshalb erlaffen wird, weil eine 
Erbſchaft nur mit der Rechtswohlthat des Imventard angetreten worden if. 
Da ein ſolcher Vorbehalt hier häufig die gerichtliche NReyulirung des Nach— 
lafjes zur Folge bat und das Proflama zur Ausmittelung der Erbidhafis- 
gläubiger einen Theil der richterlihen Thätigkeit bildet, weldher auf Ermitte— 
lung und Feftftelung der Nachlaßmaſſe gerichtet ift, jo mußte ansgefproden 
werden, daß — neben den nad 8. 4. Nr. 1. des Gefepes vom 1. Mai 1865 
beftinimten Sägen — Koften für diefes Proflama nicht zur Erhebung kom— 
men dürfen. 


Zu Artikel VIL. 


Das abhängige Verhältniß, in welchem ſich die zahlreiche Kaffe der 
Zeitpächter auf den adligen Gütern in den Herzogthümern der Gutsherrſchaft 
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gegenüber befand, hat die frühere Staats-Regierung bewegen, in ber Ber- 
ordnung vom 17. Zuli 1805 88. 8., 14., 15. und 16. gewiſſe ſchützende 
Beftimmungen zu erlaffen und und dabei insbeſondere vorzufchreiben, daß bie 
Hufen« und Inftenftelen nur auf beftimmte Sabre verpadhtet, auch die Ber: 
träge im Gericht verlefen und vom Gerichtshalter gehörig erflärt werben 
jollten und die Befolgung letzterer Borfchrift unter den Kontraften zu be— 
Iheinigen fei. Damit nun dieſe Beftimmung, welde bie Zeitpächter gegen 
Mißbrauch ihrer Unkunde ſchützen jolte, denjelben nicht läftig würde, batte 
das Kanzlei-Patent vom 8. Mai 1809 für das Berlejen und Erklären folder 
Verträge eine jehr geringe Gebühr beftimmt. 

Da die Gründe, weldhe hierzu Veranlaffung gegeben haben, nicht nur 
fortbeftehen, ſondern fih in einem erhöhten Grabe geltend machen, ſeitdem 
aud in den adligen Gutöbezirfen die Stempelfteuer erhoben wird, fo empfiehlt 
es ſich, Die Gerichtäfoften für das Berlefen und Erklären folder Verträge 
im Anjchluffe an die früheren Beftimmungen in fingulirer Weije zu beftimmen. 


Zu Artifel VII. 

Die Ermäßigung der Keften für freiwillige Snbbaftationen auf 5/, des 
bisber beftimmten Sapes redtfertigt ſich auch bier in Nüdfiht darauf, daß 
eine Abihäpung der zu verfleigernden Grundftüde nicht ftattfindet, aus Ara 
tifel 16. Nr. 3. des Gejepes vom 9. Mai 1854 aber zu erjehen ift, daß 
1/, der im $. 23. des Tarifs beftimmten Koften für die Aufnahme der Taxe 
erhoben wird. Der auf die Werthöbeftimmung des Gegenftandes Bezug ha— 
bende Schlußſatz des Artikels 16. Nr. 3. a. a. O. mußte dem Artifel V. 
entiprechend umgeformt werben. 


Zu Artikel IX. 


Wenngleid eine Analogie zwiſchen der Anlegung neuer Hppotbefenbücher 
im Gebiete der Preußiihen Hppotbefenordnung vom 20. Dezember 1783 
und neuer Nealfolien im Bezirfe des Mppellationsgerichts in Kiel deshalb 
nit anzuerfennen ift, weil die Anlegung der Realfolien, wo fie gefeplich zu— 
läffig ift, immer noch durd den Antrag des Grundbeſitzers bedingt bleibt, jo 
erſchien es doch, um die Anlegung von Realfolien zu begünftigen, zweckmäßig, 
ben Sap für das hierbei erforderliche Proflama, melden der Schlußſatz 
unter Ziffer A. 1. des $. 12. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 ein» 
geführt hat, dergeftalt herabzujegen, daß der Marimalbetrag nicht überjchritten 
wird, welchen $. 8. des Tarifs zu dem für Neuvorpommern erlaffenen Ge— 
ſehe vom 21. März 1868 (Geieg-Samml, S. 293.) für die Anlegung 
neuer Hypothekenbücher zu erheben geftattet. 

Die auf Erweiterung der Vorſchrift unter C. im $. 12. der Berordnung 
vom 30. Auguft 1867 abzielende Beftimmung bezwedt die Aufftelung eines 
bisher fehlenden Koftenlapes für die Eintragung von Geifionen und anderer 
die Berfümmerung von Protofolaten bezwedender Untereinſchreibungen, nad) 
dem Borbilde des $. 27. des Zarifs zum Gejege vom 10. Mai 1851. Der 
Koftenjag für die Einihreibung von Gelfionen ꝛc. ift, weil bei dieſen eine 
Delirung nicht ftattfindet, geringer beftimmt, als für die Einfchreibung von 
Berlümmerungen, welde einer jolden Delirung unterworfen find. 

Die Beftimmung unter Ziffer 3. ift eine Nachbildung der Tarifvorſchrift 
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$. 28. zum Geſetz vom 10. Mai 1851 und der berjelben dur Artikel 17. 
des Gejepes vom 9. Mai 1854 gegebenen Mopififation, mit Berüdfihtigung 
ber Eigenthümlichkeiten der im Bezirfe des Appellationsgerichts in Kiel be 
ftehenden Hppothefenverfaffung. 

Die unter Nr. 4. in Beziehung auf die Delirung älterer Pfandrechte 
getroffenen Beftimmungen rechtfertigen fih durch die im $. 5. der Verordnung 
vom 30. Auguft 1867 bezeichnete Regel in Verbindung mit dem Umftande 
daß von den bei der Eintragung zu erhebenden Koften ?/, für die fünftige 
Delirung entrichtet wird. 


Zu Artikel X. 


Für die Anmeldung eines Profeſſums zum Profeſſions-Protokoll empfahl 
es fi, die Gebühren des Rechtsanwalts für din Fall befonders zu beftim« 
men, daß demnächſt eine weitere Vertretung bes Profitenden bei ber Juſtifi— 
fation des Profeſſums nicht ftattfindet. Hierbei ift die Erwägung leitend ge 
meien, daß in den Fällen, wo es nicht zum Kenkurſe fommt, wie dies bei 
dem Proklama zur Ausmittelung des Schuldenbeftandes eines Nachlaſſes nicht 
jelten der Fall fein wird, die Höhe des Koftenjages $. 4. A. des Tarife vom 
12. Mai 1851 mit der alsdann geringfügigen Thätigfeit des Auwalts nicht 
in richtigem Verhältniſſe ſteht. Berner enthält die am Schluſſe des erften 
Abfapes des $. 20. der Berorbnung enthaltene Verweiſung auf „den zweis 
ten Abſchnitt des Tarife“ zum Gejege vom 12. Mai 1851 einen nunmehr 
verbefjerten Mebaktionsfehler. Es find vielmehr die Beflimmungen unter Ziffer 
II. des erften Abichnitts deffelben (SS. 12. ff.) gemeint, 

Die Beftimmung des zweiten Abjapes des $. 20. der Verordnung vom 
30. Auguft 1867 fonnte mit Rüdfiht auf $. 41. Abjap 2. der Verordnung 
vom 24. Zuni 1867 (Gejep- Sammlung S. 885) als gegenftandslos weg» 
bleiben. 


Entwurf B. 


Die Artitel I., III. und IV, find gleihlautend mit Artikel I., II. und 
II. in dem Entwurfe A. und kann daher auf dasjenige Bezug genommen 
werben, was zur Erläuterung ber leptern oben bemerft worden iſt. 


Zu Artikel IL 


Nah $. 13. des Gefepes vom 29. Dftober 1848, tie Einführung der 
bürgerlihen Ehe betreffend, muß bei den Gerichten im Bezirk des Appellas 
tionsgerichtö zu Gaffel eine Verlautbarung des Eheverlöbnifjes, die jogenannte 
Eheanzeige, erfolgen. Dieſe Beftimmung, welde, als die bürgerlihe Ehe für 
die Mitglieder der beftehenden riftlihen Kirchen burd die Verordnung vom 
13. April 1853 aufgehoben wurde, in Wirkſamkeit geblieben ift, nöthigt die 
Gerichtsbehörden, eine Prüfung anzuftellen, ob ber heabfidtigten Schließung 
einer Ehe eiwa gejegliche Hinderniffe entgegenftehen. 
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Da in den übrigen Theilen der Monarchie diefe Prüfung den Geiftlis 
den der öffentlich aufgenommenen Kirchengeſellſchaften überlaffen worden ift, 
wenn diejenigen Perfonen, welde eine Ehe zu fließen beabſichtigen, einer 
ſolchen Kirhengefellihaft angehören, jo bat die Verordnung vom 30. Auguft 
1867 die Eoftenfreie Aufnahme der Eheanzeige angeordnet und im $. 14. 
unter A. nur einen Koftenfag für die Berfügungen der höheren Behörde be— 
ftimmt, durch welde ein anderes ald das zuftändige Gericht zur Verlautba— 
rung des Chegelöbniffes ermächtigt wird. Dies geihah in der Abſicht, um 
der Anbringung darauf gerichteter Anträge entgegenzumirfen. Inzwiſchen 
bat fi ergeben, daß derartige Geſuche regelmäßig von Leuten in bedrängten 
Vermögensverhältniffen angebradt werben, um die mit ber Reife an das 
Heimathögericht erwachfenden Koften zu vermeiden. Unter ſolchen Umſtänden 
erſchien es gerathen, ben aufgeftelten Koftenjap fallen zu laſſen. 


Zu Artikel V. 


Bei den bier aufgeftelten Beſtimmungen bandelt e8 fih um Bewilligung 
der oben in den Bemerkungen zu Artifel IV. des Entwurfs A. bezeichneten 
Ermäßigungen. Dieſe Bewilligung rechtfertigt ih aus dem Geſichts— 
punfte thunlichft gleihmäßiger Negulirung des Koftenlapes für analoge 
Geſchäfte, obwohl in Kurbeflen die Gerichte eine Abihäpung der zu 
fubhaftirenden Grundftüde anzuordnen und über dicjelbe im Termine zur 
Erkennung des Verkaufs zu verhandeln, unter Umftänden aud die Wieder 
bolung der Taxe anzuordnen haben ($$. 1. und 2. ber Verordnung vom 
5. Oftober 1821); während im Gebiete der Subhaftationsordnung vom 
15. März 1869 die Ermäßigung des Koftenfages für das Berfteigerungäver- 
fahren anf dem Wegfalle der Tare beruht. Die Abſchätzung fann indep nad 
F. 9. des Kurheſſiſchen Gefepes vom 24. Juli 1834 unter gewijjen Voraus— 
fepungen unterbleiben und gilt überdies nicht als eine weſentliche Förmlichkeit 
des Verfahrens (Strippelmann, Samml. von Entſcheidungen Th. VIIL, 
©. 435.). 

Nah der Eröffnung des Verfahrens müflen von vorn herein drei Bie— 
tungsternine beftimmt und in der ergebenden Bekanntmachung zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht werden (5. 10. des Geſetzes vom 24. Juli 1834). Die 
Folge davon ift, daß fih Die Kaufluftigen im der Negel erft zum dritten 
Termine einfinden, und daß das Verfahren in den meiften Fällen erft bei der 
Abhaltung diejes Termins in dasjenige Stadium gelangt, in weldem ſich bie 
Sade nad den altlindiihen Vorſchriften bereits bei der Abhaltung des erften 
Steigerungstermins befindet. Diejer Umftand ift bei dem Erlaß der Vers 
ordnung vom 30, Huzuft 1867 nicht genügend gewürdizt worben und rechte 
fertigt die aus den Pofitionen A. 1. und 3, des Artikels V. fich ergebende 
Henderung der im $. 8. A. 1. und 3. der Verordnung enthaltenen Bes 
flimmungen. 

Für die fortgefepte Subhaftation ſoll demgemäß nad dem vorliegenden 
Entwurfe eine Erhöhung der Koften erft eintreten, wenn das Steigerungss 
verfahren nad Abhaltung des dritten Berfteigerungstermins fortgejegt wird. 
As Fortjegung eriheint aber ſodann die Abhaltung eines jeden Steigerungs» 
termins. 

Im Falle der Aufhebung des Verfahrens ſoll es bei dem Koſtenſatze 
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bes $. 8,, Nr. 2b. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 auch dann bas 
Bewenden haben, wenn die Aufhebung nad Abhaltung des zweiten Verſtei— 
gerungstermind eintritt. 

Das Eigentbum an den jubhaftirten Grundftüden gebt auf den Erfteher 
nad) den im Bezirk des Appellationsgeridhts zu Caſſel geltenden geſetzlichen 
Beftimmungen nur unter der Suspenfiobedingung über, daß derjelbe feinen 
aus dem Zufchlag entftehenden Verbindlichkeiten genügt (Untergerichts = Ord- 
nung von 1732, Artifel 6., $. 16., Strippelmann, Samml. von Entſchei— 
dungen, Tb. VIIL, ©. 316.). Bis dahin hat die gleihwohl bei Ertheilung 
des Zujchlagsbeiheides von Amtswegen zu veranlaffende Eintragung des Eigen- 
thumsübergangs in das General-Währihafts: und Hypothekenbuch nur einen 
proviloriihen Charakter. Demnach rechtfertigt es ſich, die Koften für dieje 
Eintragung, gleich denen des Zuſchlagsbeſcheides felbft, außer Anjag zu laſſen, 
wenn ber Zuſchlagsbeſcheid in höherer Inftanz aufgehoben wird. 

Auh die übrigen Beltimmungen unter Ziffer 4. entipredhen ben im 
Bereih der Subhaftationsordnung vom 15. März 1869 geltenden Grund» 
jügen. 

Die unter Ziffer 5. enthaltenen Beftimmungen wegen des gerichtlichen 
Kaujgeldervertheilungsverfahrens, deſſen Borbereitung allerdings ſchon im 
Stadium des Verfteigerungsverfahrens erfolgt — vergl. $. 5. der Kurheſſiſchen 
Berordnung vom 5. Dftober 1821, $. 13. des Geſetzes vom 24. Juli 1834 
— find ebenfalls denjenigen des $. 1., Ziffer 5. des Tarife zur Subhafta- 
tionsordnung vom 15. März 1869 entipredhend. 

Belondere Beftimmungen waren jedoch unter Ziffer 6. und 7. mit Nüd« 
fiht auf die Anordnungen in $$. 14. u. ff. des Geſetzes vom 24. Juli 1834 
zu treffen. 

Reicht nämlich das Kaufgeld zur Befriedigung der Realzläubiger nicht 
aus, ſo mu nah 8. 14. a. a. O. entweder der RKonkurs 
über das Vermögen des Schuldners eröffnet werden, — für welden Fall 
in $. 8. ©, der Berordnung vom 30. Auguft 1867 Vorſehung getroffen 
ift — oder es ift ein fogenanntes „beſonderes Vertheilungsverfahren“ (Par: 
tifulare Konkurs) einzuleiten, wenn für die fonfursmäßige Behandlung andere 
erhebliche Objekte, als die Kaufgeldermafje nit vorhanden find. Die Ber: 
ordnung vom 30. Auguft 1867 ftellt in $. 8. Ziffer 5b. dieſes Vertheilungs— 
verfahren auf gleiche Linie mit dem im fünften Titel der Konfurs: Ordnung 
vom 8, Mai 1855 bezeichneten Prioritätiverfahren. Zutreffender erſcheint es 
indeß, in diefem Kalle neben ben Koftenfügen für das Kaufgeldervertbeilungse 
verfahren, in Betracht der Erweiterung defjelben zu einem partifuliren Kon— 
furfe, bei welchem auch neue Gläubiger in gewiffen Umfange aufzutreten, 
eder bereits aufgetretene ihre Nechte in gleihem Maße, wie jonft nur im 
allgemeinen Konfurfe, auszuüben befugt find — vergl. $$. 15. bis 18. ins» 
befondere $. 17. a. a. DO. — die entfprehenden Koftenfige im Konkurſe — 
vergl. $. 9. Ziffer 1. und 2. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 und 
Artikel VI. (zu Nr. 1.) des Entwurfs — bezüglih der etwa nachträglich 
noch erforderlihen bejonderen #eftftelung bisher nicht angemeldeter oder 
nur dem Schuldner, nicht der Gläubigerſchaft gegenüber ($. 16. in Verbin: 
dung mit 88. 13. 4, bis 6. a. a. D.) liquid gemachter Aniprühe und des 
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num eintretenden Berfahrens bei entftehendem Streite über die Rangordnung 
eintreten zu laſſen. 

Die Schlußbeſtimmung des Artifela V. entjpriht im Wefentlihen den 
hen in &. 8. A. der Verordnung vom 30. Auguft 1867, am Schluſſe ge 
ebenen Beftimmungen und jept die Faſſung derjelben in Mebereinftimmung 
mit Artikel 12. des Gejcpes vom 9. Mai 1854, welder bier paßt, da dem 
Berfahren eine Abſchätzung vorangebt. Bon der Sonderbeftimmung der Ver— 
ordnung vom 30. Auguft 1867, daß der Werth, wenn eine Erflärung über 
die Taxe noch nicht erfolgt war, nach dem legten Erwerbopreiſe zu beftim- 
men, ober fonft zu ermitteln fei, fonnte füglid Umgang genommen werben. 


Zu Artifel VL 


Die Verordnung vom 30. Auguft 1867 bat in $. 9. nicht genügend 
berüdfichtigt, daß nad) der Geftaltung des Konfursoerfahrens in Kurheſſen — 
abweichend von derjenigen, auf welde fi der Entwurf A. bezieht — das 
Liquidationds und Prioritätsverfahren ſcharf gejondert find. Lepteres beginnt 
erft nad dem Abſchluſſe des erfteren. Im Liquidationsverfahren ftehen bie 
Gläubiger dem Kontradikter gegenüber, welder die Maffe gegen deren An« 
ſprüche zu vertheidigen hat; die Streitigkeiten, melde auf die Vorzugsrechte 
der Gläubiger Bezug haben, werden dagegen abgejondert inftruirt und nur 
von dieſen untereinander ausgemaht — 8. 10. ber Verordnung vom 6. 
Zuli 1770, 

In dem Bezirf des Apellationsgerihts zu Caſſel wirb hiernach viel 
häufiger der Fall eintreten, daß wegen ein und derjelben Forderung in zwei 
verſchiedenen Spezialprozeſſen verhandelt wird. Hieraus ergiebt fi cinerfeits 
die Nothwendigkeit, die Koften für Erörterung der Prioritätsftreitigfeiten von 
der Maffe auf die ftreitenden Gläubiger zu übertragen, andererjeitd das Er« 
forderniß einer verhältnißmäßigen Minderung des Koftenfages für Kon» 
ftituirung der Palfiomaffe ($. 9. Ziffer 3. der Verordnung vom 30. Auguft 
1867). Diefen Zweck haben die in Artikel VL. vorgeichlagenen Beftimmun- 
gen, zu deren Begründung im Uebrigen, foweit fie bier nicht befonders ge: 
ſchehen iſt, auf die Motive zu Artilel V. des Entwurfs A. Bezug genom- 
men wird. 


Zu Artikel VIL 


Die Koften für die freiwillige Berfteigerung von Grundeigenthum find 
auf das 2fache des in $. 16. des Zarifs beftimmten Sapes aus den bereits 
zu Artikel VIII. des Entwurfs A. angegebenen Gründen, welche auch bier zu« 
treffen, normirt worden. 


Zu Artikel VII. 


Die in $. 11. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867 verordneten Koften« 
läge in Bezug auf die Gejchäfte bei Führung des General-Währjhafts- und 
Hypothekenbuchs entſprechen denjenigen, welche für die nämlichen Geſchäfte im 
Bereihe ber Hppothefenordnung vom 20. Dezember 1783 zu erheben find. 
Die Prinzipien der Publizität, Spezialität und Legalität haben bier wie bort 
im Wejenilihen gleichartige Ausbildung gefunden. 

Die ftärkere Entwidelung des Dffizialprinzips in der einichlägigen Kur 
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heſſiſchen Gejegesmaterie und die Damit in Verbindung ftehente Nöthigung 
zu Eintragungen, welche im Bereihe der Hypothefenordnung von 1783 nur 
auf Antrag erfolgen, wie 3. B. bei Eigenthbumsübergängen, kann die Herab» 
jepung der Koften für die einfchlagenden Geſchäfte in Kurbeifen nicht recht» 
fertigen, da deren Höhe, mag man den Sporteln die Natur einer Befteuerung 
des gerichtlichen Geſchäfts oder eines Aequivalents für die darin enthaltene 
Leiftung beifegen, an fi) weder durch den Anlaß zur Bornahme des Gefchäfte, 
noch auch daburd bedingt ericheint, daß biejelbe jeltener oder häufiger ges 
ſchieht. 

In einigen Punkten erſchien jedoch die Milderung der Beſtimmungen 
tes in Frage ftehenden $. 11. geboten. Zu den „beftellten Pfandrechten“, 
für deren Eintragung Der daſelbſt unter B. verordnete Sap erhoben wird, 
gehört auch der Eigenthumsvorbehalt — $. 6. der Verordnung vom 17. Juni 
1828 —, infofern berjelbe zwar von Amtswegen einzutragen ift, aber immer— 
bin auf fonventionelle Abrede der Parteien im Beräußerungsvertrage beruht. 
Der Zwed deffelben ift pfandredhtlihe Sicherung des Kaufgeldes. Dieles 
Pfandrecht erftredt fi auf das ganze Kaufgeld. Nah $. 9. B. der Ber- 
ordnung müßten daher die dort beftimmten Koftenläpe von dem VBollbetrage 
befjelben erhoben werben. 

Im Gebiete der Hypothekenordnung von 1783 ift das Inſtitut des Eis 
genthbumsvorbehalts zwar nicht unbefannt — vergleiche 88. 266. bis 268. 
Tit. 11. Th. I., Allgemeinen Landrechts —, aber außer Nebung. Hier wird 
der Regel nad die Sicherung des Veräufererd durch Uebernahme der einges 
tragenen Pfandjchulden und Beftellung einer Hypothek für den überſchie— 
Benden Kaufgelderrüdftand jeitens des Käufers geſucht. Um in dieſer 
Beziehung eine Ausgleihung herbeizuführen, ift die in dem Artikel VIII. an 
die Spipe geftellte Zufapbeftimmung zu $. 11. B der Berordnung vorge 
ſchlagen. 

Die an Stelle der Poſitionen C. und D. des 8. 11 tretenden Anord— 
nungen bezweden nur eine nod) nähere und Forreftere Anſchließung derfelben 
an die vorbildlichen Beftimmungen in $$. 27. 25. des Tarifs zum Geſetze 
vom 10. Mai 1851 und Artikel 17. des Gejepes vom 9. Mai 1854 unter 
Berückſichtigung des unterfcheidenden Umſtandes, daß die Folien der Generals 
Währihafte- und Hypothefenbücer in Departement Caſſel Perfonal-Folien 
find (cfr. das Schema ©. 22. 23. der Kurbeffiihen Gejep- Sammlung 
von 1822). 

Dei der zur Erfegung der Vorſchrift unter G. 1. und 2. der Verordnung 
vom 30. Auguft 1867 beftimmten Unordnung des Entwurfs ift ber bisher 
geltende Koftenfag für die gerichtliche Betätigung der zur Eintragung in das 
General -Währſchafts- und Hypothekenbuch gelangenden Verträge aufgegeben 
worben. Dieje Beftätigung erſcheint, abgejehen von ber ihr gefeplich beige 
legten Wirkung, daß erft mit derjelben das Eigenthum für übergegangen er— 
adhtet werden jol, im Allgemeinen als ber befondere Ausdrud der ftattgefun- 
denen Prüfung der Legalität und Eintragungsfähigfeit des gerichtlich beur- 
fundeten Aftes, und zugleich als Beſcheinigung der gejchebenen Eintragung; 
fie ift noihwendige Vorausfegung der Ausfertigung ded Vertrages und bildet 
einen Beftandtheil der Beurfundung ſelbſt — vergleihe $. 1. der Verordnung 
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vom 17. Juni 1828 und KontraftensOrbnung vom 9. Januar 1732, $$. II. 
IV. X. — 

Im älteren Geltungsgebiete des Gejepes vom 10. Mai 1851 fommen 
bergleihen Beftätigungen nit vor. Die bei Prüfung der Legalität eines zur 
Eintragung im Hypothekenbuche vorgelegten — fei es gerichtlih oder nicht 
gerihtlih aufgenommenen — Aftes aufgewendete richterliche Thätigkeit wird 
dur die Säge für die Eintragung jelbit abgegolten. Für den die Beſchei— 
nigung der Eintragung enthaltenden Ingroffationsvermert wird im Gebiete 
der Hpypothefenordnung von 1783 nichts erhoben. Hiernach rechtfertigt es 
fi, den Koftenfag für die gerichtlichen Beftätigungen auch ſolcher Alte, deren 
Berlautbarung beim Richter der belegenen Sache nad Kurheſſiſchem Rechte 
erforderlich ift, fallen zu laffen. Die „ftatt $. 11. G. 1. und 2.” der Ber» 
ordnung vorgejclagenen Beftimmungen enthalten im Webrigen nur eine Zus 
fammenfaffung jener Vorfchriften, ſoweit ſolche zu konſeroiren find, 

Für diejenigen Theile des Departements, in welden die Beftimmungen 
des Titels V. der Hanauer Untergerichtsordnung vom 2. Januar 1764 nod 
Gültigkeit haben, war es mothwendig, im Anfchluffe an die Vorſchriften im 
$. 11. H. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 Spezialbeftimmungen zu 
treffen, weil bier die auf den Grundbefig Bezug habenden Verträge u. |. w. zwar 
in befonderen Büchern protofollirt und auch betätigt werben müffen, dagegen ein 
förmlich eingerichtetes General-Währſchafts- und Hypothekenbuch von dem 
Gericht nicht geführt wird. Vielmehr beftehen bier noch, wenigſtens auf dem 
Lande, Ueberrefte der alten Schöffengeridhte unter dem Namen Ortsgerichte, 
denen eine Mirwirkung bei dem Hppothefenwejen eingeräumt worden und 
dafür ein bejonderer Gebührenbezug eingeräumt ift. Diele lepteren führen 
ein Ortstagebuch, welches zunächſt zur hronologiihen Eintragung der Ber: 
pfändungen beftimmt ift. 

Die Veräußerungeverträge über Immobilien (Währſchaften) find gericht» 
lich aufzunehmen oder zu verlautbaren, zu beftätigen und in ein bejonderes 
Protofolbuh (Kontraktbuch) zu inferiren. Für die Pfandverfchreibungen ift 
ein bejonderes gerichtlides Protokollbuch behufs Einfchreibung derjelben zu 
halten. — Untergerihtsorbnung Zit. V. 88. 5., 6., 8., 9. — 

Bon vorfommenden Eigentbumsvorbehalten, ebenfo von gejeplihen Pfand- 
rechten, joweit jolhe zur Kenntniß des Gerichts gelangen, wird das Ortsge— 
richt behufs der Vermerkung im Ortstagebuche von Amtswegen benachrichtigt. 

Im Falle einer Hypothekenaufnahme ertbeilt das Drtägeriht eine Aus— 
fertigung von der angemeldeten Verſchreibung nebft der vorgeichriebenen Aus» 
funft über die Pfandverhätniffe und den Werth der zu verpfändenden Grund» 
ftüde, und der Darlebnefucher erwirft, unter Vorlegung dieſer Schriftftüde, 
bei dem Amtsgericht die VBerlautbarung, richterlihe Beftätigung und Beur— 
fundung der Pfandverfchreibung. Zugleih liegt dem Gericht die Pflicht ob, 
die ihm zugefommenen ortsgerichtlichen „Pfandverſchreibungkextrakte zu feiner 
eigenen Legitimation anftatt dis bei dem Amt fonft und über des zu 
führenden Hypothekenbuchs, in der Amtsregiftratur nad der Zeitordnung 
eingebunden und wohl verwahrt zulammenzubalten.” — a. a. D. $. 15. — 

Aehnlich wird bei der Vermerkung von Geffionen oder ſolcher Akte, ver- 
möge deren „auch fonft überhaupt an ver ganzen Schuld» und Verſchreibung 
(etwas) zu Ändern vorfält“, verfahren. — A. a. O. $. 16. — 
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In der Stadt (Alt und Neuftadt) Hanau geichieht die Eintragung des 
demnächſt zu fonfirmirenden Aftes der Hypothefenbeftellung unmittelbar in ein 
„Hypothekenprotokoll.“ — A. a. O. $. 17. — 

Die Buchführung in Bezug auf den Immobiliarverfehr dient weſentlich 
dem Zwede der Förderung der richterlichen Prüfung, welche der Beftitigung 
voranzugeben, fi auf das Eigenthumsrecht des Veräußerers, reſp. die in Boll 
ftändigfeit anzumerfende Beftellung früherer Syezialverpfändungen zu er- 
Itreden bat und in diefen Beziehungen von dem Richter zu vertreten ift. — 
A. a. O. 88. 8, 9, 17. — 

Dieſe Einrichtung ift jedenfalls unvolltommener, ald diejenige des Währ- 
ſchafts- und Hypothekenweſens in den übrigen heilen des Departements 
Gaffel. 

Diefe Erwägung und das Moment der wefentlihen und befondere Koften 
erzeugenden Mitwirfung der Ortögerichte durch Vorbereitung der richterlichen 
Thätigfeit bei der Beftätigung und Eintragung der Konventionalbypothefen 
und der ſich bei denielben ergebenden Veränderungen rechtfertigt die in der 
Bufapbeftimmung zu $. 11. H. der Verordnung von 30. Auguft 1867 vor- 
geſchlagenen partifulären Ermäßigungen der in den übrigen Theilen des Des 
pariements für die analogen Geſchäfte zu erhebenden Koftenfäge. Daß für die 
Löſchungen — „Kaffirungen® — vergl. $. 18. a. a. O. — im gerichtlichen 
Protofoll bejondere Koften nicht zu berechnen find, rechtfertigt ſich durch den 
Bwed der Gleichſtellung mit dem Bezirke des vormaligen Amts Homburg, in 
weldem die Hypothekenverfaſſung weſentlich gleihartig geftaltet ift. 

Dort kommen nah dem Vorihlage des Entwurfs C. Art. XII. F. 2. 
bejondere Löſchungskoſten ebenfalls nicht zum Anja. 


Entwurf C. 


In Betreff der Art. I. und III wird aud bier auf das bei dem Ent- 
wurf A. zu Art. I. und II. Gejagte Bezug genommen. 


Zu Artifel IL 


Der geleplihe Pfandrechtstitel, welchen der F. 15. des Gejepes vom 
10. Mai 1851 den Gerichtsfoftenforderungen beilegt, ift für ſich allein nicht 
ausreichend, um im Bezitke des Appellauionsgerihts zu Wiesbaden die — in 
dem übrigen Geltungsbereich des bezeichneten Geſetzes ohne Weiteres zuläffige — 
Eintragung einer ſolchen Forderung auf die Smmobilien des Zablungspflichtigen 
in den Hypotheken- (Stod-) Büchern zu erwirfen, weil das Nafjauiiche Ges 
fep IL. vom 15. Mai 1851 zur Eintragung von Pfandrechten, auch bei dem 
Borhandenfein eines geſetzlichen Pfandrechtstitels, die Pfandbeftellung des 
Schuldners oder ein auf Beftellung der Hypothek gerichtetes vechtöfräftiges 
Urtbeil erfordert. (Vergl. 88. 12., 21., 22., 24. a. a. O.). Der in Art. UI. 
vorgejchlagene Zuſatz, welder die Einjhreibung von Koftenforderungen auf 
Grund richterliher Verfügung ermöglichen fol, erſcheint hiernach gerechtfertigt. 

Ben 


Artikel IV, 


gilt im Allgemeinen das bereit3 bei dem Entwurf A. zu Art. III. Gefagte, 
Außer den dort bereit? in Betracht gezogenen Arten des Berfahrens mußte 
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indeß bier noch beſondere Rüdfiht auf das Verſchollenheits-Verfahren genom— 
men werben, weldem das Naſſauiſche Edift vom 24. Mai 1781 (Berord- 
nunge- Sammlung I. Seite 49.) zum Grunde liegt. Nah dem Gharafter 
und den Wirkungen diejes Verfahrens erjcheint die analoge Anwendung des 
für Zodeserflärungen und das Aufgebotsverfahren beftimmten Koftenjages 
gerechtfertigt, weil das Verſchollenheitsverfahren zur Auflöfung der über das 
Bermögen eines Abwejenden beftehenden Realkuratel und bei einem 7Ojährigen 
Alter des Abweienden zur Zodeserllärung, andernfalls aber zur nugnießlichen 
Immilfion des aufgetretenen Präfumtiverben gegen Kautionsbeftellung führt, 
weldyer nad 15jährigem nutznießlichen Befige der Eigenthumsübergang folgt. 


Zu Artikel V. 


In Uebereinftimmung mit den Grundfägen, auf welden die Anordnung 
im Artifel IV. des Entwurfs A. berubt, mußte dem nad) $. 8. der Verord« 
nung vom 30. Auguſt 1867 für das Ueberfhuldungsverfahren beftimmten 
Koftenfape — Artikel 7. A. des Gelepes vom 9. Mai 1854 — der Sap 
in Artifel 5. A. defjelben jubftitwirt werden, weil das gedachte Verfahren 
lediglich in einer an den Schuldner gerichteten Aufforderung, feine Zahlungs 
fühigfeit nachzuweiſen, und der Eröffnung beftebt, daß andernfalls Konkurs 
werde erkannt werben. Cine fontrabiftorijhe Verhandlung wird dadurch, 
daß der Schuldner der Aufforderung nadhfommt, nicht veranlaßt, weil ber 
Richter ohne weiteres Verfahren den von dem Schuldner etwa angetretenen 
Nachweis feiner Zahlungsfähigkeit, allenfalls au ohne Anhörung der Gläu- 
biger, zu beurtbeilen hat. Abweichend von de. Beftimmung bes $. 8. der 
Verordnung vom 30. Auguft 1867 ſoll aber der gedachte Koftenfag aud in 
dem Falle angewendet werben, wo der Schuldner feine Zahlungsfähigkeit in 
Folge einer ſolchen an ihn gerichteten Aufforderung nahweift; d nn ber Um— 
ftand, daß der Richter Dabei von Amtswegen handelt, reicht nicht aus, um 
bie Foftenfreie Behandlung des Verfahrens zu rechtfertigen, wenn man erwägt, 
daß das Einſchreiten des Richters lediglich durch Verhalten des Schuldners 
im Hülfsvollfirefungsverfahren hervorgerufen wird. 

Hiermit hängt aud die Bejeitigung der für den Fall der Einlegung des 
Rechtsmittels gegebenen Beltimmung am Schluſſe des $. 8. der Verordnung 
zulammen. 

Endlih empfahl ſich auch tie Ausfheidung der Vorfchrift im zweiten 
Abjape a. a. D., da die Entiheidung, wem die Koften eines Verfahrens 
aufzulegen, im Allgemeinen nicht Aufgabe der Tarifvorſchriften ift. 


Zu Artikel VI. 


Nah dem Nafjauiihen Gelege über das Hülfevollfiredungs-BVerfahren 
vom 16. Juli 1851 muß, wenn die Befriedigung eines Gläubigerd durch 
Zwangsverfauf von Immobilien des Schuldners herbeigeführt werden fol, in 
derjelben Weife verfahren werben, wie bei Zwangsvollftredungen in das bewegliche 
Vermögen des Schuldners. Dem Pfändungsdefret, bei deffen Erlaſſe von 
vorn herein ungewiß ift, ob bei der Vollziehung befjelben bewegliche oder 
unbeweglibe Sachen werden in Pfand genommen werden, muß alfo die erſt 
bierüber entjcheidende Vollziehung der Auspfändung und, gleihviel, ob Im— 
mobilien oder Mobilien gepfändet find, die auf den Pfändungsaft zu erlafjen- 
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den weiteren Zwangsmaßregeln anordnende richterliche Verfügung folgen, 
bevor zum Verkaufe geſchritten werden kann. — 88. 20. 22. 30. ff. 38. 
a. a. O. — 

Wenn man dieſes Vorverfahren mit den bei Hülfsvollſtreckungen in das 
bewegliche Vermögen anzuwendenden Koſtenſätzen belegt, jo führt dies, jelbft 
bei der in $. 9. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 vorgejehenen und 
mit dem $. 12. Nr. 4. a. a. D. nicht in Einklang ftehenten Limitirung 
jener Säge, bei den untern Wertbftufen zu einer höhern Koftenlaft, als die 
Subhaftationen im Gebiete der Subhaftationsordnung vom 15. März 1869 
nad) dem der leptern beigefügten Tarif zur Kolge haben. 

Die nad $. 9. A. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 anzumwenden« 
den dreifachen Sipe des Artikels 5.A. des Gejepes vom 9. Mai 1854 über: 
fteigen nämlich bei Objeften unter 200 Rthlrn. für ſich allein ſchon die in 
$. 1. Nr. 1. de8 genannten Tarifs normirten Säge und erreihen bei Ob— 
jeften bis zu 2000 Rthlrn. noch die Hälfte diefer leptern. 

Um die erforderliche Gleihftellung der Koften für Zwangsverfteigerungen 
von Immobilien in dem Bezirke des Appellationsgerihts zu Wiesbaden mit 
den Koften für Subhaftationen nad der Subhaftationsordnung vom 15. März 
1869 herbeizuführen — worauf namentli bei den vorftehend bezeichneten 
Werthöftufen mit Rüdfiht auf die in dem bier in Rede ftehenden Bezirke 
vorhandene Zeriplitterung des Grundeigenthums ganz bejonderes Gewicht zu 
legen ift — mußte zunächſt das zur Zwangsverfteigerung von Immobilien 
führende Vorverfahren erheblich entlaftet werden. 

Die im Artikel VI. unter Nr. 1. im Ausficht genommene Beftimmung 
will e8 daher zwar bei dem bisherigen Koftenfape für den Erlaß des Pfän— 
dungsdekrets belaffen, weil derjelbe von der Art, wie dieſes Defret zur Voll⸗ 
ziehung gelangt, nicht abhängig gemacht werden kann; dagegen jollen beſon— 
dere Koften für den Pfündungsaft und die darauf ergebende richterliche Vers 
fügung icht eintreten, ſoweit bei dem Hülfsvollſtreckungsoerfahren Immo— 
bilien in das Pfand genommen worden ſind. 

Die hierdurch entſtehende Divergenz in dem Koſtenanſatze, je nachdem 
das Hülfsvollſtreckungsverfahren die Befriedigung des Gläubigers aus dem 
unbeweglichen oder aus dem beweglichen Vermögen des Schuldners herbei— 
führen ſoll, wird zu Schwierigkeiten in der Koſtenberechnung nicht führen, da 
nach $. 36. des Naſſauiſchen Geſetzes vom 16. Juli 1851 behufs Befrie— 
digung eines Hypothekengläubigers wegen der Kapitalforderung, die für die 
Schuld verpfändeten Immobilien vor allen andern Gegenſtänden in das 
Pfand genommen werden müffen, wenn der Gläubiger die Ergreifung anderer 
Pfänder niht ausdrüdliih in Antrag gebracht bat, auf die Klage eines andern 
Gläubigers aber vorbypothezirte Immobilien nur unter gewiffen Boraus» 
jepungen gepfändet werden dürfen. Sollte hiernady gleihmwohl der Fall ein« 
treten, daß bei einem Pfindungsakte ſowohl bewegliche als auch unbewegliche 
Gegenftände gepfänbet werden, fo wird der Sap in $. 12. Nr. 2. der Ber 
ordnung vom 30. Auguft 1867 felbftverftändlih nur von demjenigen Bes 
trage der beizutreibenden Forderung berechnet werden Fünnen, melde durch 
den Tarwerth der gepfündeten Immobilien nicht gededt wird. 

Bei Normirung der Eüpe für die Verfteigerung der gepfändeten Im— 
mobilien war mit Rückſicht auf S. 44. des Gefepes vom 16. Juli 1851 zu 
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unterſcheiden, ob dieſelbe dem (jept an die Stelle des Landoberſchultheißen 
tretenden) Amtsgerichte oder dem Bürgermeifter der Gemeinde übertragen ift, in 
deren Bezirk die Pfänder belegen find. Für den erften Fall ift unter Nr. 2, 
dieſes Artifeld der Koftenfap für die Verfteigerung jo bemeſſen worden, daß für 
bie Berfteigerung und das berjelben vorıngehende Verfahren der Hülfsvell- 
ftredung einſchließlich der durchſchnittlich veranſchlagten Gebühren für den bei 
der Pfändung zu erfordernden Auszug aus dem Dublikate des Stodbuds, für 
das feldgerichtliche Atteftat und für die Aififtenz ber Gemeindebeamten, im 
Ganzen ein höherer Koftenbetrag, als der in $. 1. Nr. 1. des Zarifs zur 
Subhaftationsordnung vem 15. März d. I. beftimmte, nicht erhoben werben 
fol und zwar ohne Unterjhied, ob der Zuſchlag ſchon nah Abhaltung des 
erften Eteigerungstermins genehmigt werden kann, oder die Abhaltung eines 
zweiten Berfteigerungss-Termins von Amtswegen verfügt werben muß ($. 62. 
des Gejepes vom 16. Juli 1851). 

Der Zuſchlag bei Ddiefer zweiten Verfteigerung ift allerdings aud noch 
an die ſämmtlichen beihränfenden Bedingungen des $. 59. a. a. D. gebun» 
den; die Anberaumung einer dritten Berfteigerung, für welche nur noch die 
unter Ziffer 3. a. a. O. aufgeftellten Zuihlagsbeihränfungen maßgebend 
bleiben, geliebt aber nur auf bejonderen Antrag der betreibenden Gläubiger. 
— S. 63. a. a. O. — Dieje dritte Verfteigerung bat daher den Charafter 
einer fertgefepten Subhaftation im Sinne der Subhaftationsorduung vom 
15. März 1869. Es eridhien daher gerechtfertigt, diefen dritten Verſteige— 
rungstermin mit einem bejondern Koftenfape zu belegen. Die Abweihungen 
der unter 2. B. ©, aufgeftelten Berhältnißzahlen von denen im $. 1. Ziffer 
2. 3. des Zarifs zur Subbaftationsordnung vom 15. März 1869, ergeben 
ji aus der vorher erläuterten Herabminderung des Sapes für das eigent« 
lihe Berfteigerungäverfahren. 

Sowie die Durd den Entwurf berbeizuführende Gleichftellung der Gerichts 
foftenlaft bei Bwangsverfteigerungen von Immobilien mit derjenigen bes 
altländiihen Subhaftationsverfahrens bei den Objekten unter 2000 Rthlr. zu 
einer erheblichen Abminderung der gegenwärtig anzujegenden Koften führt, hat 
biejelbe zugleich für bie höheren Wertheftufen eine Erhöhung der leptern zur 
Folge. Dieſe Erhöhung, welde fih aus der Anwendung der Sätze zu e. und 
d. Nr. 1. 8. 1. des Tarifs zur Subhaftationsorbnung ergiebt, ift indeß in 
dem Entwurfe nit in vollem Maße zur Geltung gebracht worden; bier find 
vielmehr bei den Sägen unter f. und g. A. Nr. 2. immer noch Ermäßi— 
gungen im Bergleih zu den altländiſchen Säpen eingetreten. 

Die Beftimmungen unter E. des Entwurfs paffen die Schlußvorſchriften 
des $. 9. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 den Mobififationen deſſelben 
duch din Entwurf an; jedoch ift hierbei, in Berüdfihtigung der eigenthüm— 
lichen gejeplihen und der in ber außergewöhnlichen Zeriplitterung des Grund» 
befipes begründeten thatſächlichen Verhältniſſe noch eine fernere weſentliche 
Erleichterung tu die unter Littr. F. getroffene Beftimmung beabfichtigt 
worden, welde die bisherige Berehnungsart der für die Genehmigung des 
Zuſchlags nad Budftabe D. eintretenden Koften abändert, obwohl die leptern 
ihon an fi bei Objekten von mehr als 2000 Rthlr. hinter den im Gebiete 
der Subhaftationsordnung für den Zuſchlag eintretenden Koften zum Theil er 
heblich zurücdbleiben. Dieſe unter D. normirten Säge fommen denjenigen 
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unter $. 9. C. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 nad Ausfonderung 
des in letzterem enthaltenen Werthftempels gleich. Letztere ift, wie in den 
Entwürfen A. und B., mit Nüdficht auf die entſprechende Anordnung in 8. 1. 
Ziffer 4. des Tarifs zur Subhaftationsordnung vom 15. März 1869 ausge: 
ſprochen worden. 

Die Belaftung, welche für die Gerichtseingejeffenen aus der bei Zwangs— 
verfäufen nad $. 51. des Geſetzes vom 16. Zuli 1851 in vielen Fällen er— 
forderlihen Beftelung von Steiggelderhebern hervorgeht, fonnte bei der Normis 
rung der Gerichtsfoften für das Verfteigerungsverfahren Feine Berückſichtigung fine 
den. Zunächſt fonnte nicht außer Acht gelaffen werden, daß durch die Thätig« 
feit folder Erheber, ſoweit es fih um Smmobilien handelt, das im Gebiete 
der Subhaflationsordnung vom 15. März 1869 ftattfindende und mit bes 
jonderen Koften verfnüpfte Kaufgelderbelegungeverfahren ſich erübrigt, und, 
foweit Mobilien Gegenftand der Pfändung find, die nad der Gebührentare 
vom 21. Juni 1845 — vergl. $. 19, der Verordnung vom 30. Auguft 1867 
— anzufegenden Auftionsgebühren vermöge Pofitien 9, ſtets nur zu %/, in 
Anjag fommen, wenn ein befonderer Steiggelderheber zu beftellen if. So— 
dann fommt in Betracht, daß der beftellte Steiggelderheber erft nad Abſchluß 
der gerichtlichen Thätigkeit in Wirkſamkeit tritt. Endlich aber wird nicht in 
Abrede geftellt werden können, daß die Gebühr jener Erheber, welche zwijchen 
diefen und den Intereffenten zwar zu vereinbaren ift, jedoch nach $. 12, der 
Minifterial » Snftruftion vom 25. Yuguft 1851 (Raſſauiſches Berordnungss 
Blatt Seite 248. ff.) regelmäßig zwei Prozent des zu erhebenden Betrages 
und mindeftens 20 Kr. betragen fell, bei Mobilien fogar herkömmlich drei 
Prozent zu betragen pflegt, bei höhern Objekten mit der Mühmwaltung in 
feinem richtigen Berhältniffe ftcht. Es wird daher von den Gerichtsbehörden, 
foweit diefelben Gelegenheit zu einer Einwirkung auf die zwiſchen den JInter— 
effenten und ten Steiggeltererhebern über die Gebühr zu treffende Verein— 
barung haben, auf eine angemeffenere Feftiegung berielben nah Möglichkeit 
binzuwirfen fein; Feinenfalls kann es aber motivirt ericheinen, die Gebühr der 
Staatsfafje in Berückſichtigung der fraglihen, in den höheren Wertbaftufen 
erorbitant hohen Gebühr einer Nebenperfon, welche in Folge der Zwangsver- 
fteigerung die Rechte des Gläubigerd auf Empfang des Baarerlöfes zu ſichern 
berufen wird, zu fürzen, obwohl die Thätigkeit des Gerichts, für welde dieſe 
Gebühr beanfprucht wird, eine weſentlich Fomplizirtere ift, ald namentlich in 
dem Gebirte der Subhaftationsordnung vom 15. Mär; 1869, 

Die unter Ziffer 3. des Artikels VI. gegebenen Beftimmungen für den 
Fall der durch den Vürgermeifter bewirkten Verfteigerung bedürfen nur der 
erläuternden Bemerfung, daß lediglich in diefem Fall die generelle Be 
ftimmung, welde der $. 9. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 in uns 
mittelbarem Anfhluffe an Buchſtabe C. enthält, begründet erſcheint. Für bie 
Berfagung des Zufchlages auf gerichtliche BVerfteizerung wird weder in den 
Gebieten, auf welde ſich die Entwürfe A, und B. beziehen, neh in dem— 
jenigen der Subhaftationsordnung vom 15. März 1869 ein bejonderer Koftens 
jap erhoben. 

Zu Artikel VII 
Die Anordnung in Ziffer 1. und 2. des $. 10. der Verordnung vom 


30. Auguft 1867, wonach die Koftenfäpe von dem Betrage der nad Abfin 
6* Ä 
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dung der Vindifanten, Separatiften, Fauftpfand- und Hypothekengläubiger 
fi) ergebenden Maffe berechnet werben, ift ereptionell und berückſichtigt nicht, 
daß auch in dem Bezirfe des Appellatiotgeridhts zu Wiesbaden die Pfand» 
gläubiger ihre Befriedigung im Konfurje fuchen müffen, und daß der Erlös 
der verpfändeten Gegenftände, insbefondere auch der Immobilien, zur Konkurs: 
maffe fließt. Die in dieſer Beltimmung liegende Begünftigung gegen 
die in den Entwürfen A. und B. betroffenen Landestheile konnte nicht 
beftehen bleiben. Die in dem Entwurfe erhaltene Zufapbeftimmung 
zu $. 10. Nr. 1. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 bezwedt deshalb, 
das auf Befriedigung der Hypothefengläubiger im Konkurſe gerichtete Verfahren 
einem bejonderen Koftenfage zu unterwerfen. Der leptere ift in gleicher 
Weile nermirt worden, wie der unter Nr. 4. in $. 8, der Verordnung vom 
30. Auguft 1867 für die Herzogthümer Holftein und Schleswig beftimmte 
Sap für das Kaufgelderbelegungsverfahren, welcder hinter den Sägen $. 1. 
Nr. 5. des Tarifs zur Eubhaftations » Ordnung deshalb zurüdbleibt, weil 
durch Ddiefen die Koften für die Löſchung ber eingetragenen Pfandrechte mit 
abgegolten werben, während die Löſchungskoſten bier ebenfo wie im Bezirfe 
des Appelationsgerichts zu Kiel, im Einfhluß in die Koften für die Eintra- 
gung entrichtet werden. Es ift hierbei daran zu erinnern, daß im Konkurſe 
die befondere Beftellung eines Steiggelderhebers wegfällt, da die Erhebung 
der Kaufgelder der zur Konfuremaffe gehörigen Immobilien zu den Oblie- 
genheiten des Maffekuratord gehört und dur das ihm zu gewährende Ge. 
ſammthonorar mit abgegolten wird. 

Die ferneren Beftimmungen, welde an Stelle der Ziffer 5. in $. 10, 
ber Verordnung vom 30. Auguft 1867 treten follen, bezweden lediglich eine 
Deflaratiou der allegirten Vorſchriften. 

Der in $. 10. unter Nr. 7. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 
ausgeiprodhene Grundfag, wonach für die Verfteigerung der zur Konkursmaſſe 
gehörigen Immobilien diejelben Koften eintreten jollen, wie bei Zwangsver— 
fteigerungen, bedarf einer Einſchränkung mit Rückſicht darauf, daß die Zwangs- 
verfteigerung nicht immer zu einem Ergebniffe und dann häufig zur Eröff— 
nung des Konkurjes führt; — $. 64. des Gefeped vom 16. Juli 1851 — 
ſodann aber auch in Nüdfiht auf den Fall, daß die Zmangsverfteigerung 
durd eine inzwilchen eingetretene Konfurteröffnung fiftirt wird. Durd die 
bierauf bezüglihen Beftimmungen des Gntwurfs ift dafür Sorge getragen, 
daß die unter den bezeichneten Borausfepungen eintretende Wiederholung des 
Smwangeverfteigerungsverfahrens nicht zu einer unangemefenen Häufung der 
Koften führt. 


Artifel VII. 
enthält lediglich einige Ergänzungen beziehungsweife Erläuterungen ber in 
der Verordnung vom 30. Auguft 1867 $. 12. Ziffer 1. und 3. getroffenen 
Beſtimmungen. 

Zu Artikel IX. 


Für die in den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Landestheilen, ein— 
ſchließlich des frühern Landgräflihen Amts Homburg, noch vorfommende Be— 
ſtaͤtigung von Verträgen und anderen Aften der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
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jellen befondere Koften nicht erheben werden, wenn auf Grund folder Alte 
Operationen kei den über die Liegenſchaften zu führenden öffentlihen Büchern 
ftattfinden; denn die für die leptern eintretenden Koften des Artikels XII. F. 
enthalten zugleich die Abgeltung für die Prüfung der Legalität des Afts, wel» 
her diefe Operationen veranlaßt. Belondere Koften für die Beftätigung find 
ferner auch dann nicht zu erheben, wenn für die Aufnahme und Ausfertigung 
deſſelben Koften nad $. 16. ff. des Tarifs zum Anfag kommen, weil als 
dann die Beftätizung ebenfo wie die Ausfertigung als ein Nebengejhäft der 
nad den bezeichneten Beftimmungen zu tarirenden gerichtlihen Thätigfeit ans 
äujeben ift. 

In den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Landestheilen können nun aber 
bei den DOrtögerichten Verträge, namentlih Ehepakten, aufgenommen werben, 
welche den Gerichtsbehörden zur Beftätigung und Ausfertigung einzureichen 
find, aud wenn feine Beranlaffung vorliegt, auf Grund berfelben Eintragung 
in den öffentlichen Büchern über das Grumdeigenthum zu bewirken. 

Da ter im $. 16. des Tarifs am Schluſſe beftimmte allgemeine Sap 
auf jolde Beftätigungen zwar dem Wortlaute nad paffend, aber nicht bes 
rechnet und zu body ift, jo empfichlt es fich, die in dem Entwurfe bezeichnete 
Bufagbeftimmung zu treffen. 

In dem früheren Landgräflihen Amte Homburg werden zwar bie von 
den Gerichten auszufertigenden Verträge regelmäßig von diefen felbft und nicht 
von den Ortögeridten aufgenommen; es ift aber nicht ausgeichloffen, daß ders 
gleichen Berträge, 3. B. über Theilungen von Nachlaſſenſchaften unter Groß— 
jährigen, von den Betheiligten jelbft abgefaßt und bei Gericht übergeben wer: 
den. Da zur Einfchreibung derartiger Verträge, auch wenn diefelben Immo» 
bilien zum Gegenftande haben, ein gerichtliches Bud nicht befteht und es 
zweifelhaft ift, ob im dem bezeichneten Fällen die Vorausſetzungen in $. 18. 
des Tarifs vorliegen, fo erſchien e8 zwedmäßig, die bier in Rede ftehende 
Beftimmung aud auf das früher Kandgräflihe Amt Homburg auszudehnen, 


Zu Artikel X. 


Eine beiondere Beftimmung war in Bezug auf die Protofolirung der 
Viehhändel zu treffen. Nah der Naſſauiſchen VBiehhandels-Drdnung vom 24. 
Dftober 1791, welche jept noch inſoweit Anwendung findet, als diejelbe durch 
die Vorſchrift in Artikel 277. und 317. des Handelsgejepbudhs vom 24. Juni 
1861 nicht außer Kraft gefept worden ift, müſſen die Viehhändel bei dem 
Bürgermeifter, auf den Jahrmärkten aber von dem durd das Gericht zur 
Abhaltung des Marktamts fommittirten Beamten protofollirt werden. Dieje 
Protofollirung follte nah 8.3. Nr. 18. des Nafjauifhen Stempelgefepes vom 
13. Auguft 1859 Eoftenfrei erfolgen, Dagegen waren für die von den Markt: 
ämtern zu ertheilenden Marktſcheine oder Protofolauszüge 30 Kr. zu entrich— 
ten, und mit einem Stempel von gleicher Höhe waren die von den Bürger: 
meiftern zu ertheilenden Protofollauszüge belaftet. Der Artikel X. des Ent: 
wurfs erhält die foftenfreie Protofollirung der Biehhändel aufredht. Dagegen 
erihien ed angemeſſen, für die Protofollauszüge, Abſchriften und Marktſcheine 
eine die Mühmaltung und das Schreibwerk abgeltende Eleine Gebühr feftzu- 
fegen, neben weldyer bei der Ertbeilung von Marktſcheinen der zu dieſen ger 


46 


ſetzlich erforderliche Stempel eintritt, faNs der Gegenftand die Eumme ven 
50 Rthlen. erreicht. 


Zu Artifel XI 
Die bier beabfihtigte Ermäßigung des in $. 13. Ziffer 1. der Verord— 
nung vom 30. Auguft 1867 beftimmten Sapes fir die gerichtliche Verfügung, 
dur welde eine freiwillige Verfteigerung von Immobilien geftattet oder dem 
Dürgermeifter der Gemeinde aufgetragen wird, beruht auf den bereits bei 
Artifel VIII, des Entwurfs A. bezeichneten Erwägungen. 


Zu Artifel XIL 


Die Revifion der in $. 14. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 ent 
baltenen Anordnungen über din Koftenanfap für die Operationen bei den 
Eted-, Grunde und Hypothekenbüchern bat das Bedürfniß ergeben, theils 
eine befjere Formulirung und Ergänzung der bisherigen Beftimmungen ein« 
treten zu laſſen, theild eine Herabjegung der gegenwärtig in den vormals 
Naſſauiſchen Landestheilen angewendeten Koftenfäge herbeizuführen. 

Dies fol durch die Beſtimmungen unter A. bis E. des Entwurfs er- 
reicht werben. 

Zunächft wird in Folge derfelben eine Abminderung der bei Befigverän- 
derungen im Grundeigentbum ermwachlenden Koften eintreten; einmal durd) 
den nad den Ausführungen bei Artikel IX. motivirten Wegfall des Koften- 
fages $. 14. D. der Verordnung vom 30. Auguft 1867, welcher gegenwärtig 
für die Ausfertigung der Urkunden über den Eigenthums-Uebergang zu ent« 
richten ift; jebann durch Herabjegung der Säge $. 14. A, der Berorbnung 
von 30. Auguft 1867 auf die daſelbſt unter Litt. B. beftimmten Beträge, 
endlich aber durdy die bei Litt. B. des Entwurfs aufgeftelte Regel zur Beurs 
theilung des Objekte, nah welchem die Koften für die Eintragung von 
Eigenthbumss Vorbehalten berechnet werden follen, bezüglich deren mit Rückſicht 
auf 88. 14. 23. des Geſetzes II. vom 15. Mai 1851 (Verordnungsblatt 
Seite 66.) auf das zur Motivirung der entiprehenden Beftimmung im Arti— 
fel VIII. des Entwurfs B. Gefagte Bezug zu nehmen ift. 

In Folge der im Entwurfe vorgeihlagenen Beftimmungen werden Die 
gerichtlichen Koften, welche bei Befigverinderungen entftehen, in dem Bezirk 
des Appellationsgerichts zu Wirsbaden geringer fein, als in dem Gebiete der 
Preußiſchen Hppothefenerdnung vom 20. Dezember 1783, Durd die vorge 
ſchlagene Koftenminderung wird dem Umftande, daß bie Feldgerichte bei ber 
Führung der Stodbüder mitzuwirken haben, und den Intereffenten in Folge 
diefer Mitwirfung noch befondere Gebühren erwachſen, auch bei den Befip- 
veränderungen eine Ähnliche Berückſichtigung zu Theil, wie fie bei der Nor— 
mirung des Sapes $. 14. B. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 bereits 
dadurch eingetreten war, daß diefer Koftenfap die Löſchungskoſten in ſich be— 
greift, welde in dem übrigen Geltungsgebiete des Tarifs zum Gejege vom 
10. Mai 1851 in Höhe der Hälfte der Eintragungsfoften befonders zu erhe— 
ben find. Bergleihe $$. 29. und 26. a. a. O. — Diele erleichternde Be— 
ftimmung ift auch im Entwurfe beibehalten und durch bie Vorſchrift unter G. 
des Artikels XII nur noch zum fchärferen Ausdrud gebracht worden. 

Außerdem beabfichtigt der Entwurf noch eine Ahminderung der Koften« 


M 248. 47 


füge für die Vermerkung von Geffionen in den Anlagen der Stodbüder um 
/s des gegenwärtig dafür zu entrichtenden Betrages herbeizuführen. Dies 
erſcheint dadurch begründet, daß nad $. 26. des Naſſauiſchen Geſetzes IL. 
vom 16. Mai 1851 die Ceſſion nur in den Anlagen des Original-Stodbucs 
zu vermerlen ift, ſowie durd die Erwägung, daß die Eintragungsfoften zu» 
gleih die Löihungskoften in ſich begreifen, alfo, wenn der Tarif des Gejepes 
vom 10. Mai 1851 ($$. 26. und 29.) zur Vergleihung gezogen wird, nur 
%/s des Sapes B. als eigentlihe Eintragungskoften in Betracht kommen, deren 
Hälfte (fiehe $. 27.) fi auf H ftellt. 

Die Ergänzungen, welche der Entwurf bezwedt, beftehen darin, daf eine 
der Vorſchrift im $. 28. des Tarifs vom 10. Mai 1851 in Berbindung mit 
Artikel 17. Ziffer 2. des Geſezes vom 9. Mai 1854 analog entipredhende 
Beftimmung unter D. eingefpoben ift; daß ferner die Beftimmungen zu 
A. bis D. ausdrüdlih für anwendbar erflirt werden auf die bei den Berg⸗ 
gegenbũchern vorfommenden Eintragungen, und daß, unter E., nad Analogie 
der Borihrift in $. 30. des Tarife, ein Koftenfag beftimmt worden ift für 
die Ertheilung von Auszügen aus dem Original-Stockbuche und dem 
Berggegenbuche. 

Die bei der Führung der öffentlichen Bücher über das Grundeigenthum 
bei den Gerichtsbehörden in den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Landes- 
theilen vorlommenden Geſchäfte Können und müſſen füglich denſelben Koſten- 
fügen unterworfen werben, welche für die gleihartigen Geſchäfte bei den Ges 
richten in den übrigen Theilen des Appellations » Gerichtäbezirfd angewendet 
werben. In jenen Landestheilen beruht das Hypothekenweſen auf den Ge» 
jepen vom 21. Februar 1852, 15. September 1858 und 23. Februar 1859, 
welche in Bezug auf Erwerb des Eigenthums, dinglihe Belaftung und Ber- 
pfändung der Grundftüde die Prinzipien der Publizität, Spezialität und Le— 
galität ebenfo ſcharf und ftreng zur Geltung bringen, als die Naſſauiſche Ges 
lepgebung, und diejer entiprehend, auch eine Mitwirfung kommunaler Organe 
— ber fogenaunten Ortögerichte — bei dem Grundbuchweſen eintreten laffen. 
Eine formelle Unterſcheidung befteht darin, daß die Einihreibung in die öffent- 
lihen Bücher (Grundbücher, Hypothekenbücher) nicht beim Gerichte felbft, 
ſondern, foweit es fi um Grunderwerb und deſſen Modalitäten oder Be- 
ſchraͤnkungen handelt, durch den Steuerfommiffar im öffentlihen Grundbuche 
und in den Gütergefchoffen und die Einſchreibung ber Hypothekentitel durch 
das Drtögericht in dem von diefem zu führenden Hypothekenbuche der betref- 
fenden Gemarkung geſchieht. Diefe Ab- und Zufcreibungen in den Grund» 
büchern und Eintragungen in den Hypothefenbüchern erfolgen aber nah Maß— 
gabe der Anweifungen des Gerichts und der bei diefem vorzunehmenden Eine 
tragungen in das Mutationdverzeichniß, beziehungsweile das Tagebuch, welde 
periodiſch abzuſchließende Nepertorien und Kontrolregifter für die gerichtlich 
zu überwachende Volftändigkeit der Eintragungen in den Grund-, beziehungs« 
weile Hypothekenbüchern bilden. 

Die Säge unter F. 1. a. bis e. find unter Berüdfihtigung der Eigens 
thümlicpeiten der bier einfchlagenden verſchiedenen Geſchäfte bemeffen; da in 
de verſchiedene Eintragungen und fonftige Geſchäfte vorfommen, welde nad 
der Einrichtung der öffentlichen Bücher in anderen Landesiheilen ſich erübrigen, 
fo mußten — wie dies unter F. Nr. 1. Lit, £. geſchehen ift — diejenigen 
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Akte, welche aus diefer Nüdficht koftenfrei zu behandeln find, näher bezeichnet 
werben. 

In den früher Landgräflich Helfiihen Amte Homburg bat ſich das Un- 
terpfandsweſen nicht in gleicher Weile, wie in den übrigen Theileu des Appels 
lations⸗Gerichtebezirks entwickelt. Es werden daſelbſt durd den Steuerkom— 
miffär über die Grundſtücke topographiſch eingerichtete Flurbücher und daneben 
fogenannte Gütergefhoffe geführt, in melden legtern alle einzelnen Grunde 
ftüce jedes Eigenthümers unter Berweifung auf die Folien und Nummern 
des Flurbuchs zujammengetragen find (Verordnungen vom 15. September 1821 
und 4. März 1822, Archiv der Landgräflih Heſſiſchen Verordnungen Seite 
43. und 46.). 

Ab- und Zufchreibungen in den Slurbüchern können von dem Steuer 
fommiffär nur bewirkt werden auf Grund einer demjelben vorliegenden ge— 
richtlich fonfiemirten Urkunde über den Eigenthumsübergang, oder einer ges 
richtlihen Beſcheinigung; das Gericht ift deshalb angewiefen, die über Immo— 
biliareBeränderungen errichteten und Eonfirmirten Urkunden vor ihrer Abgabe 
an die Intereffenten dem Steuerfommiffär zur Einſicht zuzuftellen. Eine 
direfte Einwirkung auf die Eintragung in die Flurbücher ſteht dem Gericht 
nicht zu. 

Bon dem Eintrag in den Flurbüchern ift aber aud der Uebergang des 
Eigenthums bei Immobilien in feiner Weile bedingt, dieſer wird vielmehr 
lediglich durch die gerichtliche Beftätigung der über die Eintragung des Eigen» 
thums gerichtlich aufzunehmenden Urkunde bewirkt. Die hierfür maßgebenden 
Borjriften find in dem fogenannten KontrafteneReglement vom 29. Novem— 
ber 1769 enthalten. 

Der gerichtlich inftrumentirte Vertrag, vor deffen Aufnahme ein Auszug 
aus dem Flur» oder Yagerbude und urfundlide Beſcheinigung des Eigen— 
thums der Kontrahenten, au der Einwilligung der etwaigen Hypotheken: 
gläubiger in die Veräußerung beizubringen find, wird ausgefertigt und beffen 
weientlicher Iuhalt in das gerichtliche Kontraftenbud eingetragen. Dann er- 
folgt die Abjendung der Ausfertigung an das Peldgericht zum Zwecke der 
Einfhreibung in das bei demfelben geführte Duplifat des Kontraktenbuchs. 

Nah dem Wiedereingange der Ausfertigung von dem Feldgericht, findet 
die gerichtliche Betätigung des Vertrages ftatt, wenn bei der richterlichen 
Sadunterjuhung ſich ergeben hat, daß alle formellen und materiellen Erfor— 
derniffe zur Necdtsgültigkeit des Vertrages vorhanden find. Das bei dem 
Gericht geführte Kontraftenbudy bildet die Grundlage der vorzunehmenden 
Sadunterfuhung. 

Dei der Beftellung von Hypotheken auf liegende Güter, muß die Ver— 
pfändungs-Urkunde vom Gericht aufgenommen und beftätigt werden. Zum 
Zwed der der Beftätigung vorausgehenden Unterfuhung muß vor Aufs 
nahme der Berpfändungs « Urkunde ein beglaubigter Auszug aus dem 
Lugerbud über die zu belaftenden Grundftüde, fowie eine Zaration der 
Unterpfänder, endiicheine feitens der Feldgerichte aufzuftellende Fragenbe— 
antworiung vorgelegt werden. Nah Ausfertigung und Konfirmation der 
Schuldurfunde wird der Eintrag des Pfandrechts in den Hypothekenbüchern 
veranlaßt. Die Gültigkeit und Wirffamkfeit der Hypothek wird aber nicht 
jowohl von deren Eintrag in Tas Hypothekenbuch, als vielmehr lediglich durch 
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die Ausfertigung ber Urfunde und deren Beftätigung bedingt, wie denn auch 
die Rangorbnung unter mehreren Gläubigern, benen eine Liegenſchaft ver- 
pfündet ift, nach der Zeit der Entftehung ber Pfandrechte beziehungsweife ber 
Konfirmation der Verſchreibungen zu beurtheilen ift. Die Hypothelenbücher 
werben für jede Gemeinde chronologiſch in duplo geführt, fo daß bie Ein- 
ſchreibung in das Haupt-Eremplar bei dem Gericht und in dad Duplifat bei 
dem betreffenden Feldgericht ftattfindet. 

Gelfionen der in dem Hppothefenbude eingetragenen Hypothefen werden 
am Rande bei den betreffenden Eintragungen vermerft. 

Bei fo gearteten Einrichtungen fönnen die vollen unter A., B. und C. 
beftimnten Säge nit angewendet werben. Es ift deshalb für das frühere 
Landgräflihe Amt Homburg unter F. Ziffer 2. eine relative, den Beftimmun- 
gen für die Hanauſchen Gebietötheile in Artifel VIII. des Entwurfs B. ent 
ſprechende Ermäßigung derfelben in Ausfiht genommen. 


Zu Artifel XIII. 


Die hier getroffenen Beftimmungen find darauf berechnet, einige in ber 
Verordnung vem 30. Auguft 1867 vorhandene Lüden auszufüllen. 

Zu 1. Das Verfahren auf Einweifung des Erben in den Befig eines 
Nadlaffes jegt eine Prüfung der mutbmaßlihen Erbberehtigung und fomit 
eine Thätigfeit bes Gerichts voraus, welche die Anwendung des Koftenjapes 
8. 3. des Gejeped vom 1. Mai 1865 rechtfertigt. 

Die Beftimmung unter Nr. 2, bat den Fall im Auge, daß ber Bürger« 
meifter der Gemeinde vermöge ber ihm ertbeilten generellen Ermächtigung 
zur Obfignation eines Nachlaſſes fchreitet und der Erbe die Auslieferung dei» 
felben beantragt, bevor noch das Gericht felbft mit einer Sicherſtellung oder 
Ermittelung des Nachlaſſes befaßt worden if. Da in einem folden Falle die 
Legitimation des Erben durch ein Zeugniß bes Feldgerichts geführt werben fann, 
jur Erwirfung der Refignation aber eine Erklärung über den Antritt der Erbſchaft 
ftattfinden muß, fo erjdien wegen Zarirung der legtern eine beſondere Beftim- 
mung erforderlich, zu deren Rechtfertigung hervorzuheben ift, daß nad $. 3. 
des Gelepes vom 1. Mai 1865 für die in Verbindung mit anderen Geſchäften 
der Nachlaßregulirung vorfommende bier aber ald wegfallend angenommene 
Erbeslegimation '/, des dortigen Sapes anzufehen und biejes "/, baber bier 
in Abzug zu bringen ift. 

Zu 3. Die Beftimmung in $. 15. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 
fegt eine außergerichtliche Abtheilung des Nachlaſſes und die gerichilihe Ber» 
fautbarung des darüber aufzunehmenden Bertrages voraus. Da indeh eine 
ſolche Nachlaßtheilung unter unmittelbarer Leitung des Gerichts ftattfinden 
fann und fogar ftattfinden muß, wenn ih Minorenne unte ben Erben be 
finden, fo erfcheint ed angemeffen, die auf diejen Fall berechneten Beflimmungen 
in $. 5. bes Gefeped vom 1. Mai 1865 auch im Bezirke des Appellations- 
gerichts zu Wiesbaden in Anwenduug zu bringen, 


Artikel XIV. 
bezweckt lediglich eine befjere Formulirung der in $. 16. C. ber Berorbnung 
vom 30. Auguft 1867 enthaltenen Vorſchrift, welche in ihrer jepigen Faffung 


zu Zweifeln Beranlafjung gegebeu bat. 
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Zu Artifel XV. 


Die Gerichte im Bezirke des Appellationsgerichte in Wicsbaden find bei 
ter Pearkeitung verſchiedener Rechteangelegenheiten gefeglich verpflichtet, Aus— 
züge aus dem Duplifate des Stockbuchs und Alteſtate von den Feltgerichten 
zu erfordern, namentlich bei ten Hülfsvollfirefungeverfahren, bei der Aufs 
nahme ven Inventarien in Konkurſen, Nachlaßregulirungen und Bormund« 
ſchaften. Außerdem find aber die Parteien genöthigt, bei freimilligen Akten, 
welche die Beftellung ober Uebertragung dingliher Rechte an Immobilien 
bezweden, dergleihen Auszüge und Attefte und, im vormals Naſſauiſchen Ge- 
biete zum Zwede der Aufnahme von Pfandbeftellungen auch nod eine Aus- 
fertigung von dem hierüber in das DOrts-Hppothefenbud von dem Feldgericht 
gemachten Eintrag beizubringen. ($. 22 des Geſetzes II. vom 15. Mai 1851.) 
Wenngleih die geſetzliche Stempelflichtigkeit folder Urkunde im Prinzip aufs 
recht erhalten werten muß, fo erſcheint es dod als ein Gebot der Billigkeit, 
den auf folden Auszügen, Beicheinigungen u. ſ. w. haftenden Stempelbetrag 
in den Fällen, wo für das Geſchäft, zu deffen Bornahme die Beihaffung der 
jelben nad allgemeinen Borjchriften erforderlich geweſen ift, Gerichtskoſten er» 
hoben werben, auf tie lepteren in Anrechnung zu Eringen. Es joll auf dieſe 
Weile die beſondere Belafinng der Gerichtseingejeffenen geheben werben, welde 
in Felge ter gehipliden Mitwirfung der Feltgeridte bei den Geſchäften der 
nicht ftreitenten Gerichtsbarkeit vermöße der Vorſchriften des Etimpelgeiepes 
eintritt. 

Auch empfiehlt es ſich für ſolche Fälle, die Verwendung des Naturalftem- 
pele, entiprehend der allgemeinen Regel am Scluffe des $. 3. der Verord⸗ 
nung vom 30. Auguft 1867 wegfallen zu lafjen. - 

Die fo berbeizuführende Entlaftung darf aber nicht auf die File ausgedehnt 
werben, in denen die beſtehenden voluntärgerichtlihen Einrichtungen den Par— 
teien die Mittel an die Hand geben, bei der Vornahme von Rechtsgeſchäften 
durch Antritt der Bürgermeifter die Erlegung der die Gebühren ber leptern 
erheblich überfteigenden Gerichtsfoftenfäge zu umgeben. Insbeſondere muß es 
hiernach aud bei der Verwendung von Stempelmaterial zu den den Kauf» und 
ZTaufh-Notulen der Bürgermeifter — reſp. der Ortögerichte in den vormals 
Großherzoglich Heſſiſchen Landestheilen — beizufügenden Atteften, ohne Ans 
rehnung auf demnächſt noch entftehende gerichtliche Koften bewenben. 


Die beiden legten in jämmtlihen Gejepentwürfen gleihlautenden Ars 


tifel. enthalten nothwendige Schlußbeftimmungen, zu deren Rechtfertigung et 
was Beſonderes nicht zu bemerken ift. 


mussen 
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Antrag. 


Miquel, Dis Haus der Abgeordneien wolle beidließen: 
dem nachfolgenden Geſetz-Entwurfe die verfaffungsmäßige Zus 
ftimmung zu ertbeilen. 


Geſetz, 
betreffend 
die Abänderung der Verordnung vom 22. Auguſt 1867, 
betreffend die provinzial Rändifche Verfaſſung im Gebiete des 
vormaligen Rönigreichs Hannover, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden u. ſ. w. 
verorbnen mit Zuftimmung der beiden Häufer des Landtages, wat 
folgt: 
Einziger Artikel. 
Die jedesmaligen Mitglieder des Landes» Direftoriums find 
fraft ihres Amtes Mitglieder des ProvinzialsLandtages. 
Berlin, den 12. Januar 1870, j 


Miquel. 
Unterftüpt durch: 
Klein (Hannover). Jung. Gerftenberg. Lasſker. Dr. Schlienkamp. 
Thies. Jacobi (Liegnip). Dr. Weber (Erfurt, Wölfel. Jordan. 
v. Düffel. Meyer (Diepholz). Strudmann. Biedenweg. Hellmig. 
Dr. Steinhart. Dr. Brande. v. Hennig. Wehr Koppe. Kurtius. 
v. Sauden (Julienfelde). ©. Plehn. 
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Abänderungs- Anträge 


zum 


Entwurf der Kreisordnung. (Ar. A, der Druckſachen.) 


I. 


v. Bockum-Dollffs. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
den Abſatz 6. des $. 20. wie folgt zu fallen: 
Unterläßt der Befiger des Guts in den, in Abſatz 4. und 
5. angegebenen Fällen die Beſtellung eines Stellvertreters 
oder find ihm die bürgerlichen Ehrenrechte für immer ober 
zeitweile aberfannt worden, jo hat der Kreis » Ausihuß den 
Stellvertreter auf Koften des Befigers zu ernennen. 


v. Mitfchfe-Eollande. Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 

1) Im $. 39. nad den Worten Königliches Amt, zu fepen: 
dafjelbe kann ald Ehrenamt ($. 7.) dem früheren Polizei- 
berrn oder deſſen Nachfolger im Grundbefig, in feinem 
ehemaligen Umfange auf Zeit übertragen werden, 

2) Die zwei erften Zeilen des Alinea 1. des $. AO, jo zu faffen: 
Außerdem ift behufs Verwaltung der Polizei und anderer 
öffentlicher Angelegenheiten, jeder Kreis mit Ausichluß ber 
Städte in Amtsbezirke getheilt. 

3) Den $. 61. wie folgt zu fallen: 

Der Landratb wird vom Könige ernannt; das ben 
früheren Kreiöftänden zuftehende Recht der Präfentation 
dreier Kandidaten, wenn es fih um Belegung bes erledigten 
Landrathsamtes handelt, gebt auf die Kreid-Berlammlung 
über, welche dielelben mit abfoluter Stimmenmehrheit aus 
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der Zahl der dazu geeigneten ſelbſtſtändigen Grundbefiger 
und Amtshauptleute zu wählen bat. — 

4) In der 4. Zeile des Alinea 2. des $. 66. und in allen folgen- 
den Paragraphen ftatt der Worte: meiftbegüterter Grundbefiger 
zu jepen: 

Befiger des alten oder befeftigten Grundbefipes. 

5) Am Schluß des $. 68, den Zufag zu machen: 
und vorläufig noch diejenigen Befiger Meinerer felbftftändiger 
Güter für ihre Perſon, welche bieher das Recht einer Viril— 
ftimme auf dem Kreistage hatten. 

6) Alinea 1. des 8. 69. wie folgt zu fallen: 

In denjenigen Kreijen, in melden ſich Befiger alten 
oder befeftigten Grundbefiges befinden, deren gejammtes auf 
dem platten ande innerhalb des Kreiles belegenes Grund» 
eigeuthum mit dem Grundfteuer-Neinertrage beziehuugsweile 
Gebäude-Nupungswertb von zufammen mindeftent 3000 Rthlr. 
veranlagt ift, treten Ddiefelben zum Zwecke der Wahl von 
Kreistags- Mitgliedern zu einem gefonderten Berbande zu— 
jammen. — Zum alten Grundbeſitz werben die Befiger 
derjenigen Güter gerechnet, deren Güter 50 Jahre ununter- 
broden in derjelben Kamilie find. — 


Berlin, den 13. Sanuar 1870. 
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Ssnterpellation. 


xy richte an die Königlihe Staats-Negierung die Frage: 

1) Iſt es begründet, daß dem feiernden Bergleuten im Waldenburger 
Kreije, welche auswärtige Arbeitöftellen, z. B. in Defterreichiich- 
Schleſien und Baden aufjuhen wollen, die Auslandapäfie 
verweigert oder nur gegen Hinterlegung von Kaution ertheilt 
werben? 

2) Hat fie Kenntuiß genommen von den mehrfadh bei Gelegenheit 
der Arbeitseinftelung der Bergarbeiter vorgelommenen Verlegungen 
des Verſammlungsrechtes durch die dortigen Lokal ⸗Behörden? 

3) Hat fie Maßregeln ergriffen, um dem gegenüber die geiepliche 
Freiheit zu Berfammlungen für die dortigen Bergarbeiter wieder» 
berzuftellen ? 


Berlin, den 13. Januar 1870, 


Dunder. 

Unterftügt durd: 
Schulze-Deligih. Dr. Koſch. Hagen (Görlip). Runge Häbler. 
Dr. Birhow. Hermes. Klop (Berlin). Käſswurm. Laßwitz. 
Dr. Beder. v. Berswordt-Wallrabe. Dr. Loewe. Freiberr v. Hoverbed. 
Dr. Bender. v. Sauden (Infterburg). v. Sauden (Tarputicen). 
Robland. Mohr. Knapp. Born. Fiſchbach. Dr. Ebner. Richter 
(Königeberg). Parifius. Cornely. Dual. Behrenz. Larz. Freiherr 

v. Hilger. Dr. Eberty. Schmidt (Stettin). 


Siehe Aulage. 
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Einer Wohllöblichen Polizei:Berwaltung 


erlaube ih mir anzuzeigen, daß morgen Nadhmittag 6 Uhr eine allge 
meine Berg-Arbeiter-Berfammlung im Gerihtsfreiiham hierſelbſt ftattfinden 
wird. 


Hochachtungsvoll 
ergebenſt 


H. Erdmann, 
Orts ·Sekretalr. 


Reußendorf, den 18. Dezember 1869. 


Die auf morgen Abend 6 Uhr anberaumte Verſammlung wird als zur 
Nachtzeit treffend, hierdurch unterjagt. 


Reußendorf, den 18. Dezember 1869, 


Die Polizeis:Berwaltung. 
(L. S.) gs. Sheumann. 


Die allgemeine Arbeiter-Berfammlung in Stadt Berlin zu Ober-Walden- 
burg für den 3. f. Mts. Vormittags 10'/, Uhr ift hier polizeilich gemeldet, 
jedoch diefelbe nicht genehmigt worden, weil dergleihen Berfammlungen ſchon 
abgehalten und der Berein gegründet fein muß, ohne daß bis jept Statuten« 
und Mitglieder-Berzeihniß eingereicht worden find. 


Schloß Waldenburg, 31. Dezember 1869. 


Fürftliche Polizei:Berwaltung. 
(L. S.) gez. Kriſt. 
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Bericht 


X. Kommilfion über den Entwurf eines Geſetzes, 

betreffend die Stempelabgaben von gewillen bei 

der Hypothekenbehörde anzubringenden Anträgen. 
(Nr. 68. der Drudjachen.) 


Die 10. Kommiffion bat den Gejepentwurf, betreffend die Stempelabgaben 
von gewilfen bei der Hypothekenbehörde anzubringenden Anträgen in zwei 
Sipungen in Gegenwart des Herrn Geheimen » Oberfinangratb Burghart 
als Kommifjarius des Herrn Finanzminifters berathen. 

Bei der Generaldiskuffion wurde zunächſt Folgendes heroorgehoben: 

Nah den beigegebenen Motiven bezwede die Vorlage, die durch die neue 
Grundbuhordnung gefährdete Erhebung des Immobiliarkaufftempels zu fihern 
und benuge dieſe Gelegenheit, um denjelben Zwed in Neuvorpommern und 
Rügen, jowie in ganz Schleswig » Holftein zu erreichen, aud einzelne durch 
die bisherige Gejepgebung den Grundbefigern gewährte Erleichterungen zu 
bejeitigen. 

Es könnte fih zunächſt fragen, ob ein Bebürfni zum Grlaß eines 
folhen Gejepes überall anerfannt werben fünne und müſſe. 

Das Stempelgejeg vom 7. Mai 1822 bezwedte und erreichte es unbe 
ftritten aud, das ganze Berfehröleben gleihmäßig zu treffen. Seitdem bat 
es ber jo ſehr bedeutende Mobiliarverfehr unzweifelhaft verftanden, vorzugs« 
weile durch Abftreifung der mic Stempel belegten Geihäftsformen fi der 
Stempelentrihtung faft ganz zu entziehen, während ber Verlehr in Immobilien 
und Hppothefen derjelben unverändert unterliegt. Gerade dies ſei ein Haupts 
grund der Beſchwerden,) und werde gerade im dieſer Beziehung von der 

*) Etr. Bericht über die Verhandlungen des zweiten Kongreſſes Norddeuticher Yand- 
wirthe, ©. 73. und 9. 
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Hypothefenreform Hülfe dringend erwartet, auch in veridiedenen beim Ab» 
georbnetenhaufe eingereichten Petitionen erbeten. 

Jenem Streben des Mobiliarbefiges gegenüber habe ſich die Königliche 
Staatöregierung indifferent verhalten bis auf zwei gleichfalls erfolglos ge 
bliebene Schritte, die Allerhöchſte Kabinets-Drdre vom 30. April 1847 Ges 
ſetz Sammlung Seite 201., die im faufmännifhen Verkehr vorfommenden 
Kauf und Lieferungsgeſchäfte betreffend, und die unterm 12, Mai 1869 dem 
Reichstage des Norddeutihen Bundes über die Befteuerung der Schlußſcheine 
u. |. w. gemachte Borlage Nr. 192. 

Jetzt biete fi) für den Grundbeſitz die erfte Gelegenheit, dem Mobiliar: 
verkehr auf jenem Wege zu folgen und an die Stelle des Immobiliarkauf- 
ftempels zu 1 Prozent für die Auflafjung den beftehenden Geſetzen gemäß den 
allgemeinen Bertragsftempel von 15 Egr. zu fepen. Hier num fei die König- 
lihe Staatsregierung, noch bevor die Aenderung ins Leben tritt, bei der 
Hand, jene Möglichkeit abzufchneiden. Es frage fih, ob die Gerechtigkeit 
ed geftatte, dieſes Streben zu unterftügen, ober ob fie nit vielmehr gebiete, 
die jept eintretende Aenderung der Geichäftsformen dem Grundbefip wenig- 
ftens jo lange zu Statten fommen zu laffen, bis eine allgemein geänderte 
Stempelfteuergefepgebung überhaupt alle neuen Geſchäftsformen auch bei 
Mobilien trifft. 

Dies jei der Grundgebanfe geweſen, welcher dem am 10. Juni 1869 im 
Neichätage von dem Abgeordneten v. Blandenburg und Genofjen eingebrachten 
Antrage Nr. 276.: 

Der Reichstag des Norbdeutihen Bundes wolle befchließen: 

den Herrn Bundeskanzler zu erfuhen, dem Neihstage baldmög— 
lichft ein Geſetz vorzulegen, durch welches das gefammte Verfehre- 
Stempelfteuerwefen des Norddeutihen Bundes in Betreff des be- 
weglichen und unbeweglichen Vermögens nad gleihmäßigen Grund» 
ſätzen und Steuerjägen andermweit regulirt wird, 

zum Grunde gelegen babe. 

Derfelbe hätte dabei den ausgeſprochenen Zwed gehabt (cfr. Reichstags: 
figung vom 21. Juni 1869 Stenographiſcher Bericht Seite 1339), gerade bie 
jegt zu berathende Vorlage der Beſchlußnahme des Preußiſchen Landtages zu 
entziehen, und wäre trotzdem defjen Annahme von dem Reichstagsabgeordneten 
v. d. Heydt, damaligen Preußiihen Finanzminifter, unter bloßer Weglaffung 
der auf die gleihmäßigen Steuerfäge bezüglichen Worte empfohlen. 

Hieraus folge anfcheinend für die im Landtage und aud in der Koms 
milfion vertretenen Unterzeichner jenes Antrages die Verpflihtuug, die Vorlage 
abzulehnen, und der zulegt erwähnten Erklärung gemäß die Königliche Staats- 
regierung zu erſuchen, balbigft ein Gele vorzulegen, durch weldes das ges 
fammte Verkehrs-Stempelweſen in Betreff des beweglichen und unbeweglichen 
Vermögens nad gleihmäßigen Grundſätzen anderweit regulirt wirb. 

Trotzdem folle ein berartiger prinzipieller Widerſpruch nicht erhoben wer- 
den. Eine Löfung der ganzen Frage bis zum 1. Januar 1871 ſei jowohl 
im Bunde, wo fie jahgemäß nur erfolgen Fönne, als aud nur für Preußen 
allein, gauz unmöglid. Deshalb werde, falls an jenem Tage die Grundbuch» 
Ordnung ohne diejes Geſetz eingeführt werden follte, ein erheblicher Theil des 
auf mehrere Millionen zu veranſchlagenden Immuobiliarftempels wenigftens für 
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das Jahr 1871 nicht zur Erhebung fommen. Auf eine ſolche Einnahme- 
quelle ohne Eriag auch nur vorübergehend zu verzichten, fünne aber bei der 
befannten Finanzlage der Königlihen Staatsregierung nicht zugemutbet 
werden. 

Sollte deshalb die nah Einführung der neuen Subhaftationsordnung 
doppelt dringende Reform des Hypothekenweſens nicht ind Ungewiſſe vertagt 
werben, fo jei ed geboten, Muaafregeln zu treffen, melde die Forterhebung 
der bisherigen Beträge fihern, jeden Verſuch ihrer Herabiepung aber auf 
günftigere Zeiten zu verichieben. 

Dagegen fehle es an jeder Veranlaffung, durd Erhöhung der beftehen- 
den Steuern der Königlihen Staatsregierung auf Koften der jo bedrängten 
Grundbefiger Mebhreinnahmen zuzuführen, und würde in dieler Beziehung das 
Erforderliche bei der Spezialdiskuffion zu beantragen jein. 

Dies fei unbedingt erforderlich, um nicht die erhebliche Zahl der Gegner 
der beabfichtigten Hypothekenreform ohne Noth zu vermehren. 

Aus demjelben Grunde dürfte es ſich empfehlen, die nad der Vorlage 
in einzelnen, durch leptere nicht berührten Landestheile noch beftehende aller- 
dings nicht aufrecht zu erhaltende Ungleihmäßigfeit nicht bei dieſer Gelegen- 
beit, jondern in einem bejonderen Gefege zu erledigen, namentlih äuch ba 
fih gar nicht abjehen liefe, weshalb ihre Befeitigung von dem Zuftandelommen 
der neuen Hypothefengeiepgebung abhängig gemacht, und fo bis zum 1. Januar 
1871 ja möglicher Weile auf ganz umbeftimmte Zeit binausgefhoben werben 
follte. 

Endlih müßte nod der Wunſch ausgeſprochen werben, daß Die ganze 
Erhebung des Immobiliarftempels von den Grundbuchämtern, die dadurch 
mit ihnen frembdartigen, zeitraubenden und fehr erhebliden Geſchäften belaftet 
werden, getrennt und den im $. 13. die Vorlage erwähnten Steuerbehörden 
überwiejen würde. 

Dies würde jedoch neue Einrichtungen und aud Ausgaben der Finanz« 
verwaltung erfordern, welde von ihre nad den Erklärungen der Königlichen 
Staatsregierung zu $. 5. des Entmwurfes einer Grundbucherduung nicht zu 
erwarten, und jedenfalls bis zum 1. Januar 1871 aud nicht zu verlangen 
jeien. Die in der Vorlage getroffenen Vorſchriften entſprächen nun zwar den 
in den betreffenden landrechtlichen Bezirken beſtehenden Einrichtungen, allein 
deren Ausdehnung auf andere Landestheile werde ſchwer zu ermöglichen 
fein. Deßhalb könnte es der Juftizverwaltung, weldhe die Ausdehnung ber 
Grundbuhorbnung auf die ganze Monardie beabfidhtige, getroft überlaffen 
bleiben, die dazu in der angedeuteten Nichtung erforderlichen neuen Einrich— 
tungen baldigft allgemein einzuführen. 

Der Herr Regierungsfommiffar bemerkte hierauf, daß eine Erhöhung der 
beftehenden Steuern ebenfowenig beabfihtigt werde, ald die Bejeitigung einzelner 
dem Grundbefig vortheilbegten Einrichtungen, wie dies bei der Spezialdiskujfion 
näher nachgewieſen A follte. Gegen die jonftigen Ausführungen jeien augen» 
blidlidy beiondere Einwendungen nicht zu erheben. Die in den Motiven näher 
dargelegte, in Neuvorpommern und Schleswig. Holftein hervorgetretene Ungleich— 
mäßigfeit durch ein beſonderes Gefep und nicht bier zu beſeitigen, würde ber 
Königlihen Staatsregierung ebenſo genehm fein. Jedenfalls fei die ungleich 
mäßige Behandlung benachbarter Grundftüde und die hierbei zu Tage tre— 
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tende Ungerechtigkeit fo groß, daf die Regelung nicht länger aufgeſchoben werben 
fönnte, und ihre Nothwendigfeit allgemein anerfannt werden müfle. 


Die Entſcheidung derjelben in diefer Vorlage könne daher aud deren An- 
nahme in feiner Weile gefährben. 

Diefe Anſchauung wurde in Fortgang der Diekuffion von mehreren Kome« 
mijfionsmitgliedern verireten. 

Als fi demnächſt bei der Debatte über $. 1. berausftellte, daß für 
deffen Faffung die Frage entjheidend fein fönnte, ob dies Gejep fih auf das 
Gebiet der neuen Grundbuchordnung beichränfen, oder aud auf die eben er« 
wähnten Landestheile erftreden jollte, wurde zur Entſcheidung derjelben, unter 
Vorlegung eines bejonderen auf legtere bezüglichen Gejegentwurfes, beantragt, 
in der Einleitung der Borlage die Worte: 

für Neuvorpommern und Nügen und die Provinz Schleswig— 
Holftein 
zu ftreichen. 

Die Kommiffion beſchloß behufs Entſcheidung der jo angeregten Borfrage 
die Abftimmung über diejen Antrag und die Einleitungsworte des Gejepes 
fofort vorzunehmen, und wurde nunmehr mit großer Majorität der vorftehende 
Antrag abgelehnt, die Einleitungsworte der Vorlage aber unverändert ans 
genommen. 

Durch diefen Beſchluß erledigte fi zugleich der Antrag auf Erlaf eines 
befonderen Gejepes für Neuvorpommern, Rügen und Scleswig-Holftein. 

Zu 


8.1. 
lag der Antrag vor, denfelben wie folgt zu faffen: 

Der in einer Auflaffung von inländiihen Grundftüden, vers 
liebenen Bergwerfen, unbeweglihen Bergwerksantheilen oder jelbft- 
ftändigen Geredhtigfeiten enthaltene an das Grundbuchamt gerichtete 
Antrag auf Eintragung ded neuen Eigenthümers unterliegt einer 
Stempelabgabe von einem Prozent des MWerthes des veräußerten 
Gegenftandes | ſobald derfelbe den Betrag von 50 Rthlr. erreicht. 

Zur Redtfertigung wurhe Folgendes bemerft: 

Mit Rüdfiht auf die bei der Generaldisfuffion hervorgehobenen Ges 
fihtepunfte bliebe nichts weiter übrig, als im Anſchluß an die Vorlage 
und deren Motive den in der Auflaffung enthaltenen Antrag auf Eintragung 
des neuen Eigenthümers dem ge söhnlihen Immobiliarftempel von 1 Prozent 
zu unterwerfen. Es würbe allerdings erwünſcht geweſen fein, dieſen Betrag 
auf einen aliquoten Theil des Grundfteuerreinertrages reip. des Gebäubefteuer- 
nupungswerthes zu reduziren. Dadurd würde zunädft die Ermittlung des 
Steuerbetrages die denkbar einfachſte werben, und ſchon die hierdurch berbei« 
geführte Erleihterung der Erhebung würde eine wenn aud nur gerince Er- 
mäßigung geftatten. Auch würde ohne einen ähnlichen einfachen modus bie 
prompte Erledigung der fonftigen Gejhäfte des Grundbuhamter neben ber 
Steuerbebung gar nicht möglich fein. 

Hiergegen laſſe fih aud die notoriſche Ungleihmäßigfeit der Grundfteuer- 
einfhäpung nicht einwenden, da dieſelbe bei der fortlaufenden Entrichtung 
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ber jährlihen Grundfteuer fi weit fühlbarer made, als bei den durchſchnitt⸗ 
ih alle 17 Fahre wiederkehrenden Befipveränderungen, und deshalb hier 
wenigftens fo lange ertragen werben fünnte, als fie dort fortbeftehe. 

Mißlicher jei Schon die Feftftellung eines richtigen Verhältniffes zwiſchen 
ber Grundfteuer und der Gebäubdeftener, da die einfache Uebertragung bes in 
8. 23. der Subbaftationsordnung vom 15. März 1869 Gefeg- Sammlung 
Seite 426, für die Bietungtfaution angenommenen Mapftabes, wonad ber 
vierfadhe Grunbfteuerreinertrag dem zwei und ein halbfachen Gebäubefteuer- 
Nupungswerth gleichgeftellt wird, ganz abgeſehen von ber daburd bedingten 
Bevorzugung der Neubauten, faum ausreichend gerechtfertigt fein dürfte. 

Hierzu trete jodann die Schwierigkeit, augenblidlich denjenigen Prozentſatz 
zu ermitteln, welder, ohne den Grundbefig höher zu belaften, die bisherigen 
Einnahmen wenigftens annähernd fichere. 

Durchſchlagend aber jei, daß eine derartige Vorfhrift, auf den Fall bes 
$. 1, beihränft, eine unzuläffige Ungleihmäßigkeit im Verhältniß zum Ur— 
fundenftempel zur Folge habe, die Ausdehnung auf legieren aber zu einer Ab» 
änderung vieler anderen benjelben betreffenden Vorfchriften zwingen würde, bie 
fi$ in der Kommilfion fofort nicht gut bewerfftelligen ließe. 

Zur Zeit müffe daher von allen Anträgen in diefer Richtung abgejehen 
werben. 

Was nun die Fafjung des $. 1. beireffe, jo ſei zu berüdfichtigen, daß 
anerfannter Maßen der Hauptzwed ber Borlage fei, bispofitive Vorſchriften 
für den Fall der Auflaffung zu treffen. Schon ber Deutlihfeit wegen, und 
zur Vermeidung aller mißverftändlihen Auffafjungen empfehle es fi daher, 
dieſen Fal pofitiv hervorzuheben. 

Für Neuvorpommern, Rügen und Schleswig-Holftein würde banı an 
jpäterer Stelle eine bejondere, der Fafjung der Regierungs-Borlage fi enger 
anſchließende Beftimmung aufgenommen werben fönnen. 

Zur Beleitigung aller, insbefondere au aus $. 2. des die Mechiel- 
ftempeljteuer betreffenden Bundesgefepes vom 10. Juni 1869 (Bundesgeſetzblatt 
S. 193.) etwa zu entucehmenden Zweifel endlid empfehle es fih, entiprechend 
dem $. 3. ad a. des Geſetzes vom 7. März 1822 am Schluß au:drüdlic 
binzuzufegen: „jobald diefelbe den Betrag von 50 Rthlrn. erreicht.“ 

Hiergegen bemerkte der Herr Regierungs-Kommiſſarius, daß die Faflung 
der Vorlage fid gerade dadurd empfehle, daß fie in einem Sape allen Ber- 
hältniffen entſpräche. Insbeſondere jei der in Zeile jehs bis acht enthaltene 
Zwiſchenſatz nörhig, um die Vorſchrift rationell auch für diejenigen Gebiete 
anwendbar zu machen, in denen nicht die reine Auflaſſungstheorie gelte, und 
für welche derſelben jonft der Boden fehlen würbe. 

Der am Schluß beantragte Zufap: 

„ſobald derjelbe den Betrag von 50 Rthlr. erreicht”, 
ſei überflüffig und ſchädlich. F. 16. der Vorlage halte die entiprehende Res 
fiimmung bes Etempelgefeges vom 7. März 1822 und zugleih alle anderen 
Defreiungtgründe bdefjelben unzmweideutig aufreht. Das Herausgreifen bes 
einen könne nur Zweifel binfichtlih der anderen hervorrufen, und fei daher 
nur verwirrend, 

Die Bundesgejepgebung über den Wedhjelftempel könne hier ebenjo wenig 
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als in vielen anderen Beziehungen maßgebend fein, und defhalb aud bie 
Rüdfiht auf fie den Antrag nicht rechtfertigen. 

Mit Rüdfiht auf diefe Auslaffung und den inzwilhen zu den Einlei— 
tungöworten gefaßten, eben erwähnten Beihluß wurde der vorftehende Antrag 
zurüdgezogen. 

Sodann wurde noch die Frage angeregt, ob der Werthſtempel auch zu ente 
richten fei, wenn bie beantragte Eintragung tbatjählih nur die Reftififation 
einer falſchen reſp. irrthümlichen Eintragung enthalte, jo daß von einem 
neuen Eigenthümer materiell gar nicht die Rebe jei. 

Der Herr Regierungsfommiffarius eıflärte, daß es dann Sache der Be- 
theiligten jein werde, das vorliegende Verhältniß jchriftlic zu firiren und reſp. 
nachzuweiſen, und auf Grund des fo firirten Herganges unter Anwendung des 
$. 2. der Borlage lediglich die durch die thatſächlichen Verhältniſſe bedingten 
Stempel zu entrichten. 

Hierauf wurde $. 1. unverändert angenommen. 


Zu 


$. 2. 

murbe hervorgehoben, daß ihm zufolge die Parteien, wenn fie einerſeits ben 
von der Ausführung des $. 13. ganz untrennbaren Weitläuftigfeiten, ſowie 
dem nad Abjap 2. dajelbft jedenfalls zu entrichtenden Firftempel und zugleich 
der Gefahr der doppelten Steuerentridhtung reip. der Gefahr einer Stempel: 
fteuerftrafe entgehen wollten, es immer vorziehen würden, ftatt der bloßen 
Anträge die ganzen Verträge dem Grundbuchamt vorzulegen, und daß fo der 
Hauptzwed der Grundbudorbnung, die rajhe Erledigung der Grundbude- 
geihäfte auf Grund furzer Anträge, vereitelt werden würde. Allein das gleiche 
Rejultat hätte bereitd der von der Kommilfion angenommene $. 10. Abjap 2. 
des Koftentarifs zur Grundbuchordnung und fünne deshalb die Rüdficht auf 
jene Folge hier um fo weniger maaßgebend jein, als bei Aufrechthaltung des 
im $. 1. erwähnten Werthſtempels die im $. 2. vorgeichlagene Beltimmung, 
wie die Motive dazu überzeugend ausführten, unentbebrlih jei, wenn nicht 
für eine ganze Reihe von Fällen künftighin ein erhöhter Stempel gezahlt 
werden jollte, was doch von feiner Eeite beabſichtigt werde. 

Bemerft wurde dabei im Einverftändniß mit dem Herrn Regierungs- 
Kommifjarius nur no, daß die Beftimmung des $. 2. auch Anwendung 
fände, wenn nicht blos ein Kaufvertrag, fondern auch wenn eine ganze Reihe 
von Veräußerungsverträgen mit der Auflafjung des erften Beräußerers auf 
den legten Erwerber vorgelegt würde. 

Demnähft wurde $. 2. ohne weitere Erinnerung angenommen, aud ein 
Antrag, denjelben dem $. 8. folgen zu laffen, um fhon durch Die Stellung 
anzudeuten, daß die Paragraphen 3. bis 8. ſich auf den in $. 2. erwähnten 
Urkundenſtempel nicht bezichen jollten, abgelehnt, nachdem der Herr Regierungd- 
Kommiffarius erflärt hatte, der $. 2. jei nur deshalb unmittelbar dem $. 1. 
angefchlofjen, um fofort den Weg anzugeben, wie die Betheiligten zu ver 
fahren hätten, wenn fie es vorzögen, ftatt der bier neu eingeführten Steuer 
lediglih die alte Stempelfteuer zu entrichten. 
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Zu 
$. 3. 
wurde von einer Seite bemerkt, daß deſſen beide Säge zwei an fih ganz 
verſchiedene, wenn vielleicht au auf einem gleichen Grunde (cfr. ©. 10. 
der Motive) berubende Beftimmungen ausipreden, und daß inäbejondere der 
zweite Sap lediglich eine Reduktion des im $. 1. angegebenen Prozentjages enthalte. 

Hierauf wurde der Antrag gegründet: 

prineipaliter: den zweiten Sag des $. 3. bier zu ftreihen und 
als Schlußjag dem $. 1. hinzuzufügen; 

eventulaliter: die Reihenfolge in den beiden Säpen bes $. 3. 
zu vertaufchen. 

Bon einer andern Seite wurde gegen den Inhalt des zweiten Sapes 
erinnert, daß es ſich juriftiich nicht rechtfertigen lafje, demjenigen, der ſubjek— 
tiv von der Entrihtung der Stempelfteuer befreit jei, eine Solidarhaft auf- 
zuerlegen binfitli einer Steuer, deren Entrihtung ihm gar nicht obliege, 
und daß auch faktiſch dem Steuerfiäfus gar nicht geholfen jei, wenn er den 
Steuerbetrag von einer anderen fisfaliihen Station, um bie es ſich hierbei 
meilt handlen würde, erfordern könnte. 

Hierauf wurde der Antrag gegründet, den zweiten Sap wie folgt zu fafjen: 

Hat jedoch der Veräußerer oder der Erwerber Anipruh auf ſub— 
jeftive Befreiung der Stempeljteuer, jo wird von dem nidt be— 
freiten Kontrahenten die Hälfte des Stempeld für den Eintra- 
gungsantrag erhoben. 

Diejer Antrag wurde aus der Kommijfion mit dem Bemerfen unterftügt, 
daß der eigentliche VBerpflichtete das Grundftüd fei, vertreten durch den Erwer- 
ber, und daß deshalb die Stenerbehörde immer zunähft am Letzteren verwieſen 
werden müfje. 

Im Fortgang der Diskuſſion wurde ausgeführt, daß ed der Gerechtigkeit 
entjprehender und auch ausreichend ſei, die jubfidiariiche Verhaftung des be» 
freiten Kontrahenten im Falle des Unvermögens des Anderen auszufprechen. 

Der Herr Negierungs-Kommiffarius wideriprah allen diefen Anträgen 
und Ausführungen: 

Beide Säge der Vorlage beruhten auf dem Prinzipe, daß für die Stem» 
pelfteuer an die Stelle des bisher zweijeitigen Veräußerungsgeſchäftes formel 
der einfeitige Antrag trete, chne daß dadurch im Weſen der Sade etwas 
geändert ſei. Berüdfichtige man dies, jo reproduzire die Vorlage nur befte- 
bendes Recht. Der einzelne Kontrahent fei nit nur in der Lage, ſich den 
anderen Kontrahenten auszuſuchen, ſondern auch bei Abſchluß des Geſchäftes 
ſolche Sicherheitsmaßregeln zu treffen, daß er zu feiner ibm nicht obliegenden 
Stempelzablung angehalten werden fünnte. Hierdurch erjcheine die bisher be» 
ftehende ſolldariſche Verhaftung aud des fubjeftiv befreiten Kontrahenten in 
jeder Weile gerechtfertigt; auch wiſſe faftiih der Domainenfisfus, ſowie alle 
übrigen fisfaliihen Stationen fi bei Abſchluß der Verträge jo vorzufehen, 
daß die betreffenden Stempel ſtets eingingen. Es handle fid hierbei um große 
Objekte und eine Beftimmung, die bisher anftandlos und ohne Klagen gehand- 
babt ſei. Es würden fonft namentlich bei auswärtigen Kontrahenten endloſe Weite» 
rungen und Ausfälle erwachſen. Gine bloße jubfidiariiche Verhaftung nur für den 
Fall des Unvermögens auszufpredhen, würde die Schwierigfeit bieten, daß leptereg 
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ſehr ſchwer und hier ſachgemäß immer nur durd) die Subhaftation feftzuftellen 
fein würde. Sie böte deshalb nie einen ausreichenden Erfag für den befte- 
benden Zuftand. 

Aud aus der Mitte der Kommilfion wurde die Schwierigfeit dieſes Nach» 
weiſes, unter Hervorhebung allerneufter richterlicher Entiheidungen, und ferner 
der Umſtand befonders betont, daß die Vorlage nur beftehendes Recht auf- 
recht erhalte. 

Bei der Abftimmung wurden von der Majorität der Kommilfion alle vor- 
ftebenden Anträge abgelehnt, F. 3. der Borlage aber unverändert angenommen. 

Die 


SS. 4. und 5. 


wurden unter Hinweis auf die in ben Motiven enthaltene Begründung und 
die wejentlihe Webereinftimmung mit dem beftehenden Zuftande angenommen. 


Zu 
8. 6. 


wurde von einer Seite erinnert, daß danad die Höhe der Steuer lediglich 
von dem Ermefjen der Steuerbehörde abhinge, der ja die Erhöhung bes 
im einzelnen Falle zu erhebenden Betrages ganz unbeſchränkt zuftehen fol. 
Nach einem Zufap der diesjährigen Motive ſoll diejelbe allerdings nur 
bei offenbar unamgemefjenen Wertbsangaben einſchreiten: allein nicht Diele 
Motive, fondern nur das Gejep jelbft, das feine ſolche Beichränfung enthält, 
bfieben maaßgebend. Dazu käme, daß die Steuerbehörben ihrer ganzen 
Stellung und ihren kejonderen amtlihen Pflichten nad das fisfalifhe Intereſſe 
flers im Auge behalten müfjen, und deshalb verpflichtet feien, ihrerfeits 
immer die möglichft höchſten Beträge zum Grunde zu legen, wobei fie na‘) 
der Fafjung der Borlage nit einmal duch das von ihnen etwa erforderte, 
aber für fie nicht maaßgebende Sadverftändigen-Gutadhten gebunden jeien. 
Der bloße Schu eines ſpäter anzuftrengenden Prozeffes, zu dem Nie 
mand fi jo leicht entichlicht, fei hiergegen um fo weniger genügend, als bie 
fisfaliihe Station denjelben ſtets foftenfrei durd alle Inſtanzen treiben, und 
jo wit nur eine wirffame Entſcheidung endlos verzögern, ſondern aud) 
den endlich gewinnenden Kläger der Gefahr ausjegen könne, durch ben 
Berluft einer einzelnen Inftanz in unverhältnigmäßige Koften geftürzt zu 
werben. Auch würde ihm hierbei leicht der Beweis des feinen Anſpruch erſt 
begründenden Minderwerthes auferlegt werden fünnen. 
Auf diefe Ausführungen wurde der Antrag gegründet, den $. 6. in fol 
gender veränderter Fafjung anzunehmen: 
Kommen die Betherligten der in $. 4. erwähnten Aufforderung 
nit nad, oder trägt bie Steuerbehörde Bedenken, die erfolgte 
Wertbsangabe für richtig zu halten, jo erfolgt die Werthsermittes 
fung nad) Maßgabe der Beftimmungen der Gefege über den Ur— 
fundenftempel. (Antrag 1.) 
Bon anderer Seite wurde bemerkt, daß, wenn auch nicht alle vorgetra- 
genew Bedenken getheilt werden könnten, doch die Vorlage jedenfalls zu weit 
gehe. Das danach unbeihränfte Ermefjen der Steuerbehörde ſei mwenigftens 
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unbedingt an das ſtets zu erfordernde Gutachten der Sadverftändigen zu bin» 
den und deshalb das Wort 

„nötbigenfalls“ 
zu ftreihen. (Antrag 2.) 

Ein anderes Kommilfionsmitglied hob heroor, daß derjenige, welcher bie 
Sadywerftindigen‘ zu ernennen hätte, damit gewilfermaßen auch das Re— 
jultat ihres Gutachtens in der Hand hätte, und beantragte deshalb in Er— 
gänzung des Antrages 2., hinter Sadhverftändiger einzuldalten: 

und zwar wo ftändige Kreis» oder Gemeindeſchätzer beftellt find, 
nah Abſchätzung dieſer. (Antrag 3.) 

In theilweiſem Gegenfage hierzu wurde von einem Kommilfionsmitgliede 
hervorgehoben, daß die fragliche Beftimmung in der Hauptjadhe einer im Ge— 
richtöfoftengefep enthaltenen Beftimmung entipräche, welde nur noch die Zus 
ziehung (nicht die Gegenwart) der Parteien bei den etwa erforderlihen Er— 
mittlungen anordnete, und die fih bewährt hätte. 

Hierauf wurde der Antrag gegründet, den erften Sap des $. 6. dahin 
zu faffen: 

Liegt gegründete Veranlaffung vor, den angegebenen Werth für zu 
niedrig zu achten, und findet eine Einigung mit dem Steuerpflich— 
tigen bierüber nicht ftatt, jo wird von der Steuerbehörbe ber 
Werth unter Zuziehung des Steuerpflitigen durch Bernehmung 
von Sachverſtändigen oder auf fonft geeignete Weile ermittelt, der 
biernah zu entrichtende Stempelbetrag feſtgeſetzt und einge 
zogen. 

Seitens des Herrn Regierungsfommiffarius wurde allen diefen Anträgen 
widerſprochen und Folgendes hervorgehoben: 

Es fei im Auge zu behalten, daß es fi hier, wie bei allen Beftim« 
mungen der 88. 3. bis 8., nicht um den im $. 2. erwähnten Urfundenftem- 
pel, jondern nur um den im $. 1. erwähnten Stempel handle. Deshalb 
hätte jede Partei, welche fi durch die neue Beftimmung beſchwert fühlte, es 
in der Hand, ſich derfelben durch Vorlegung der Urkunde über das dem Anz 
trage zum Grunde liegende VBeräußerungsgeihäft zu entziehen. $. 6. be 
zwede hiernach nur Anwendung zu finden, wenn die Parteien damit zurüdhiel- 
ten, um dem Stempel zu entgehen. 

Dies fei um fo mehr zu beforgen, als ſchon jept die Bemühungen, den 
Immobiliarkaufſtempel zu hintergiehen, in ſehr vielen Fällen zu Tage träten. 
Der unbeſchränkten Befugniß der Parteien, nur eine einfeitige Werthsangabe 
zu machen, müſſe eine weitgehende Ermächtigung für die Steuerbehörde ent» 
jprechen, wenn diefe nit machtlos fein und das ftaatlihe Interefje auf das 
Aeußerſte gefährdet werden ſollte. Deshalb reichten für dies neue Verhältnip 
die beftehenden Vorſchriften keinesfalls aus. Insbeſondere werde die aus 
fepteren fi ergebende bloße Verweiſung ber Steuerbehörde auf die Möglich— 
feit einer gerichtlichen Tare — abgefehen von deren Koften und Weitläuftig- 
keiten — bei dem erfahrungsmäßig ſchwankenden Ausfall der legteren Feinerlei 
genügende Garantie bieten. Dazu komme, daß die Einſchätzung zur Grund» 
und Gebäubefteuer, und die Rejultate der Fortſchreibung, wenn. fie au nicht 


abfolut zuverläffig jeien, doch immer einen gewiffen Anhalt und jedenfalls ein 
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Material gewährten, das im Jahre 1822 ganz unbekannt geweſen jei. Gegen 
zu fisfaliiche Anwendung der neueren Vorſchriften ficherte übrigens nicht nur 
der im $. 6. erwähnte Rechtsweg (bei dem vorausfichtlih wie bisher der 
Steuerbehörde der Beweis für die Angemeſſenheit der eingezogenen Beträge 
obliegen werde), jondern auch der Beihwerdeweg an die vorgejepten Steuer: 
bebörben und Außerftenfalls an den Landtag der Monardie. 

Die Entiheidung der Steuerbehörde ftet3s von Anhörung eined Sad 
verftändigen» Gutachtens abhängig zu machen, würde für ſehr viele Säle, 
in denen anderweited Material, wie 3. B. Kaufpreije aus dem lepten Jahre, 
zur Hand feien, nur unnüge Weitläuftigfeiten und Koften veranlaffen. 

Kreisverorbnete und Gemeindeihäger feien nicht überall vorhanden, ihre 
Erwähnung werde daher immer nur theilweiſe belfen. 

Der Regierung würden übrigens, fhen um den Schein der Parteilichkeit 
zu meiden, im eigenen Intereffe weitere Garantien durch befondere Vorſchriften 
über Ernennung der Sadverftändigen beziehungsweife des Obmannes an fid 
nicht unzuläffig ericheinen, falls jolde in Defriedigender Weile ih formuliren 
ließen. 

Eine bindende Vorſchrift über die Zuziehung der Betbeiligten ſei mißlich, 
weil diefe ſachgemäß ihre Mitwirfung verfagen, und deshalb weitere Vorſchriften 
über ihre zwanzsweiſe Geftellung nötbig werden würden. 

Auch aus der Mitte der Kommijfion wurde diefer Standpunft vertreten 
und namentlich das Iutereffe hervorgehoben, welches die große Majorität aller 
Steuerzahler daran hätte, daß nicht zu ihrem Nachtheil die Betheiligten ſich 
dur böswillige Zurüdhaltung der Beräußerungsverträge ber gejeplihen Stem- 
pelzablung noch mehr wie jept ſchon entzögen. Uebrigens würden durch den 
Vorbehalt des Rechtsweges alle möglihen fonftitutionellen Bedenken bejeitigt. 

Bei der Abftimmung wurden zunächſt die vorftehenden Anträge ad 1., 
2. und 4. von der Majorität abzelehnt, der Antrag ad 3. nah der Ableh— 
nung des Antrages ad 2. zurüdgezugen, und hierauf $. 6. unverändert ange 
nommen, 


$. 7. 
wurbe mit dem Bemerken angenommen, daß die Vorſchrift lediglich eine 
Schranke für die Verwaltung bilde, weldhe abzulehnen feine Beranlafjung 
vorliege. 


$. 8. 
veranlaßte eine längere Debatte. 
Derjelbe lautet nad der Vorlage wörtlid: 

Die Werthsermittelung ift in allen Fällen ohne Rückſicht 
auf die für befondere Zwecke vorgejchriebenen Abſchätzungsgrund— 
füge, auf dem gemeinen Werth des Gegenftandes zur Zeit des 
Eigenthumswechſels zu richten. 

Zu feiner Begründung heißt es in den Motiven nur: 
Die Beftimmung des Allerhöchſten Erlaffes vom 29. Oftober 1834”) 


*) Derfelbe iſt nur in einem Reſtripte des Finanz-Miniſters vom 16. Dezember 1834 
(v. KRampp, Annalen B. 13, ©. 972.) und in dem entfprechenden Zirkularreſtripte des Juſtiz- 
Dinijters vom 23. Dezember 1534 (v. Rampp, Jahrbücher, B.44 , ©. 398.) erwähnt und theil- 
weife abgedrudt, von dem Herrn Negierungs-Kommiflarius aber der Kommilfion abjchriftlich 
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wegen Anwendung ber Zarprinzipien ritterfchaftlicher Areditfufteme kaun nicht 
zur Anwendung fommen; fie entpricht den Grundfäpen einer gleichmäßigen 
Beftenerung überhaupt nicht mehr. 

Hierbei feine überfehen zu fein, daß der A. Erlaß vom 29, Oktober 1834 
feineswegs für die Stempelverwaltung eine Singular-Beftimmung, fondern 
nur die Fonfequente und felbftverftinbliche Anwentung der allgemeinen, ihr 
vieleicht unbequemen Vorſchrift des 8. 13. der Mlgemeinen Gerihteordnung 
Theil II. Titel 6.*) ausſpricht. 

Sp lange diefes Gejep noch allgemein für alle Taren, z. B. bei Ber 
Äußerung von Mündelgütern u. |. w., beftcht (die Abſchaffung der Subhaftı- 
tionstare Ändert an der Gültigkeit des $. 13. cit. nichts), könne der Stem— 
pelfisfus für fi Feine Ausnabmeftellung beanfprucen. 

Dazu käme nun aber noch, daß $. 13. cit. feineswegs die einzige bie 
Abfhäpung des gemeinen Werthes aud im Steuerintereffe alterirenden Sin: 
gularbeftimmung fei, Sondern daß die Geſetzgebung noch bis in die neuefte 
Brit hinein derartige Spezial-Beftimmungen getroffen babe. Nach dem Gefege 
vom 4, Juni 1856 (Gejeg- Sammlung Eeite 550.)”*) jellen für Abſchätzung der 
Weftphälifchen Landgüter befondere weit hinter dem gemeinen Werthe zurüd» 
bleibende Grundjäge angewendet, und nah F. 8. a. a. O. auch von dem 
Bormundihaftsgerichte bei Veräußerung des Gutes feitens der Mündel nur 
unter befonderen Umftänben höhere Preife verlangt werben. Nach $. 3. des 
Geſetzes vom 4. Mai 1857 (Gefeg Samml. ©. 445.) fell bei Abſchätzung 
der Grundftüfe bis zu 5000 Rihlr. in allen denjenigen Landestheilen, in 
denen bisher der Reinertrag mit einem höheren Progentfage Fapitalifirt wurde, 
eine entiprehende Nebuftion desjenigen Weribbetrages eintreten, der nad ben 
Grundfägen des ſonſt unbedingt geltenden Gefepes vom 15. Juni 1840 
Geſetz-Samml. S. 131. ermittelt ift. 

Es erhelle nun nicht, ob, wie aus der allgemeinen Faſſung des $. 8. 


mitgetheilt, und lautet, abgeichen von der Enticheidung reines Epezialfalles, und der Anwei— 

fung, gewille Tegislatoriiche Mafregeln vorzubereiten, an der betreffenden Stelle wörtlich: Bis 

dieferhalb anderweitige Beftimmungen ergangen fein werden, iſt eine zur Grmittelung der 

Stempelabgabe gerichtlich aufzunehmende Tare, zu welcher doch nur bei fehr erheblicher Diffe- 

renz zu ſchreiten ift, in dem Provinzen, worin fich ein Kreditſyſtem befindet, jederzeit nad) ben 

vitterfchaftlichen Zarationsprinzipien auszuarbeiten. 
) 8. 13. lautet in feinen beiden bier maßgebenden Schlußſätzen: 

Da ſchon in den meiften Provinzen Kreditſyſteme errichtet und die Auftiz- 

KRollegia angewielen find, Die Taxen adliger Güter entweder durch die Kredit 

Direktionen aufnehmen, oder doch die Abfchätungs-Prinzipien derfelben dabei 

zum Grunde legen zu laffen; fo hat cs dabei auch ferner fein Bewenden, In 

den übrigen Provinzen aber jollen Die Stände aufgefordert werden, fich mit 

den Yandesjuftizkollegien aufammen zu thun, und vellftändige, den Umftänden 

und der Bandesverfaffung angemeffene Tarordnungen zu entwerfen, Bis dahin 

bat es bei der bisherigen. Obfervanz einer jeden Provinz ebenfalls fein Be 

wenden. 

) Nah $. 3.0. a. O. foll nur der ſechszehnfache Betrag des beim Grunditener-Satafter 

angefegten, nach Abzug der Abgaben und fonftigen Yaften verbleibenden Reinertrages der 

Grundſtücke und Gebäude unter Zurechnung des befonders abzufchägenden Werthes der beweg- 

lichen Pertinenzftüde mit Ausnahme des Keldinventars, eventuell der 16 fache Vetrag des zu 

ermittelnden wirklichen Reinertrages ald Werth angenommen werden, und dieſer nach $. 7. 
durch Schiedörichter, vorbehaltlich der Nichtigkeiteflage, endgültig feftgeftellt werden. 

2 * 


12 


entnommen werben müffe, auch dieſe neueren Spezialgejepe ald „den Grund» 
fägen einer gleihmäßigen Befteuerung nicht mehr eniſprechend“ aufgeheben 
oder fernerhin noch beobachtet werben jollen. 

Die nah der Erklärung des Herru Regierungs-Kommiſſars vorliegende 
Beihränfung auf den im $. 1. der Vorlage erwähnten Antrags-Stempel be 
wirfe auch, ganz abgeiehen vom Grbichaftäftempel, und der in dieſer Be- 
ziehbung für Lehen und Fideikommiſſe ergangenen danach fortbeftehenden 
Spezialbeftimmung des Gefepes vom 7. Juli 1833 Geſetz-Samml. ©. 82. 
eine faum zu redhtfertigende Differenz zu bem im $. 2. erwähnten Urkunden» 
ftempel, bei dem in, vielen Fällen, wie bei Schenkung eines Grundftüces oder 
dem Austaufch zweier Grundftüde, die Sache hinſichtlich der Werthermittlung 
und ihrer Schwierigkeiten genau cbenfo' liegt ald bei dem Antragsftempel 
des S. 1. 

Die durch $. 13. eit. begründete Anomalie werde als folde zwar aner« 
fannt; allein es fei eben eine der vielen Ancmalien, an denen die ganze Stem« 
pelfteuergejepgebung fo reich jei, und die nur bei ihrer generellen Revifion, 
nicht aber einfeitig zum Nachteil des fo ſchon überlafteten Grundbefipes be- 
feitigt werben könnte. 

Um allen diefen Unzuträglichkeiten zu entgehen, werde nichts Anderes übrig 
bleiben, als es auch bier lediglich bei den beftehenden Borjchriften zu belaffen. 
Dies würde mit Rüdfiht auf $. 16. der Borlage durch Streihung des $. 8, 
erreicht, Die deshalb beantragt wurde. 

Dem wurde ſeitens des Heren Regierungsfommiffars widerſprochen und 
namentlid Folgendes hervorgehoben: 

Die Geſetze vom 4. Juni 1856 und 4. Mai 1857 müßten 
außer Betracht bleiben, da fie auf die Stempelerhebung überhaupt 
feine Anwendung fänden; $. 8. follte fi vielmehr nur auf die 
in den Motiven erwähnte Allerhöchſte Kabinets-Drdre vom 29. 
Dftober 1834 beziehen. Die Beftimmung derjelben fei zu anomal, 
die Abſchätzung dicht nebeneinander liegender Grundftüde nad 
entgegengejegten Prinzipien mit widerſprechenden Reiultaten wirke 
zu ungünftig, als daß diejelbe in ein neues Geſetz, wie das vor— 
liegende, übernommen werben könnte. Dazu käme, daß die im 
$. 13. cit. erwähnten landſchaftlichen Zaren nur die Beleihungs- 
grenze feftftellen, feineswegs aber den bier allein intereffirenden, 
nad ganz anderen Grundjägen zu ermittelnden gemeinen Werth 
ergeben jollten. 

Dieſen Anfiten wurde aus der Mitte der Kommiffion mehrfad beige» 
ftimmt, und namentlid nod hervorgehoben, daß die ritterfhaftlichen Tarprin- 
jipien als unrichtig von den Berheiligten faft durchweg aufgegeben feien, und 
ſchon deshalb hier nicht ala allein maaßgebend angerufen werden fönnten. 

Bei der Abftimmung wurde $. 8. mit großer Majorität unverändert 
angenommen. 


Zu 


9, 
wurde zunächft im Anſchluß an der Motive der Vorlage anerfannt, baf um 
die bieherigen Einnahmen zu fihern und gleichzeitig in Anerkennung ber wirf« 
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lichen Bedeutung der vorgenommenen Afte, der Antrag bed Eigenthümerd auf 
Eintragung einer Hypothel, möge fie nun auf feinen eigenen oder auf einen 
fremden Namen lauten, glei den bisherigen hypothelariſchen Schuldverſchrei— 
burgen einer Stempelabgabe von !/, Prozent der einzutragenden Summe 
unterliegen muß. 

Dabei wurde im Anſchluß an die Motive der gleichen Vorlage vom 
21. Dezember 1868, Nr. 165. ©. 12. bemerkt, daß „die Erhebung des Schuld» 
verihreibungsftempelsd in denjenigen Fällen, wo nur eine hypothekariſche 
Kaution beftelt und defhalb nur der Stempel für ein Kautionsinftrument 
zu erheben ift, die Zahlung des Mebrbetrages durch Einhaltung bes im 
$. 12. der Borlage vorgeſchriebenen Verfahrens abgewendet werden könne“. 
Eine Beſorgniß, daß fernerhin, um ben höheren Stempel zu jparen, bloße 
Kautionen ftatt der Hypotheken, aud wenn leptere gemeint feien, zur Eins 
tragung fommen würben, fei nad den bisherigen Erfahrungen nicht zu hegen 

Bon einer Seite wurde zwar noch bemerft, daß die Konftituirung einer 
Hppothef durd den Eigenthümer auf feinen eigenen Namen noch gar kein 
eigentliches Rechtagefchäft, vielmehr nur ein formaler Aft jei, durch den er fid 
nur die Möglichkeit eines ſolchen reſervire. Erſt mit der demnächſtigen Geifion 
trete ein wirkliches NRechtögefhäft, und mithin, nach den fonftigen Grundfägen 
bes Stempelgejepes auch erft mit dieſer die Nothwendigfeit einer Stempel» 
entrichtung ein. 

Dem wurde jedoch feitend des Herren Regierung-Kommiflars ermibert, 
baß die Hppotbel des Eigenthümers einen erheblihen Stempelausfall ſchon 
wegen ber damit in Berbindung ftehenden Blankozeſſion herbeiführen werde. 
Bei diefer fei nur zur erften Beglaubigung der Unterfchrift ein Stempel nö« 
thig. Nachher erfolgten bis zur Einrückung des Namens alle fpäteren Ab» 
tretungen durch bloße Uebergabe des Hppothefenbriefes ftempelfrei. Die Ei» 
genthümerhypothek ftehe den Privritätsobligationen und allen lettres au porteur 
am nädften. Bei allen diejen Papieren eniftände die Pflicht zur Stempel« 
entrihtung fofort mit der Ausfertigung. Dieje müſſe derjenige unterlaffen, 
der wegen der Ungewißheit des jpäteren Gebrauches die Entrihtung der Ab— 
gabe jheut. Die jpätere Eeffion werde fi gar nicht fontroliren laffen, und 
fönne beshalb nicht maßgebend fein. 

Demnächſt wurde Nr. 1. mit großer Majorität unverändert angenommen. 

Zu Nr. 2. wurde bemerkt, daß dadurch allerdings für ein ſchon be- 
ftehendes, bisher mehrfach angewendetes Verfahren, die Bewilligung des Eigen- 
tbümer zur Löſchung der ihm cebirten Hypothek, ſowie für die der bloßen 
Löſchungsbewilligung ſeitens des Gläubigers entiprechende bisherige Ernerua- 
tionderflärung ein bis jegt unbefannter Stempel eingeführt ift. 

Es müffe aber anerfannt werden, daß auf diefem Wege biöber Die 
Löſchung eingetragener Hypotheken — abgejehen von einzelnen Parzellen und 
fogenannten Wandelädern — nur felten, regelmäßig aber auf Grund gericht 
ih oder notariel aufgenommener ober anerfannter und befhalb ftempels 
pflitiger Duittungen erfolgt iſt. Dieſes Verfahren werde fernerbin ſich das 
durdy Ändern Fünnen, daß ftatt folder Quittungen regelmäßig nur Löfhungs- 
bewilligungen und Löſchungsanträge ohne Prozentftempel aufgenommen und 
eingereicht würden. 

Diefes wird dann allerdings einen Ausfall in der Stempeleinnahme 
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herbeiführen fönnen, zu deſſen Abmwendung der Vorſchlag der Vorlage diene, 
und um fo unbebenfliher angenommen werben fünne, als in allen bisherigen 
Ausnahmefällen nach $. 12. der Borlage nichts geändert werde. 

Insbejondere wird danad) in allen Fällen, in denen bisher die Löſchung 
erfolgt fei, weil unter Vorbehalt des perfönlihen Anſpruches die Hypothek 
gänzlich, oder aber bei einem von mehreren verhafteten Grundftüden aufge: 
geben werde, nichts weiter nöthig fein, als daß die Parteien das darüber 
iprehende Dokument in den bisher hergebrachten Formen aufnehmen laflen. 
Dann würden fie aud für die entſprechenden Lölhungsanträge immer nur 
die bisher vorgeichriebenen Stempel, niemals aber die $. 9. Nr. 2. neu vor 
geihriebenen zu entrichten haben. Dieje Möglichkeit, fih einem neuen und 
reſp. erhöhten Stempel zu eittziehen, müſſe aber für vollftändig ausreichend 
erachtet werden, da anzunehmen jei, daß die Parteien und reip. die mitwir- 
fenden Notare und Richter die beireffenden Vorſchriften fennten, und 
ſämmtlich feine überflüffigen Stempelausgaben fi reip. den Betheiligten ver- 
anlıffen würden, 

In gleicher Weile wurde im Einverftändnip mit dem Deren Regierungs— 
Kommiljarius Fonftatirt, vaß dur $. 12. der Vorlage die Beftimmung im 
Tarif zum Stempelgefep vom 7. März 1822 zum Worte Quittungen Abjag 4. 
am Schluß aufredt erhalten werde, wonach eine Quittung dann ftempelfrei 
ift, wenn fie auch erſt nachträglich auf das Schulddofument unmittelbar unter 
daffelbe gejegt wird, Die Quittung ergiebt dann ihrer juriftiihen Bedeutung 
nach die Zahlung, d. b. das im 8. 12. erwähnte dem Lölchungdantrage zum 
Grunde liegende Redtsverhältnif. 

Hierauf wurde Nr. 2. und damit der ganze $. 9. unverändert ange 
uommen. 


$. 10. 


wurde aus den in den Motiven angegebenen, im Wejentlichen ſchon bei $. 9. 
refapitulirten Gründen unveräudert angenommen, nachdem zuvörderft noch 
chne Widerſpruch fonftatirt war, daß nach F. 9. und 10. der Vorlage der 
bloße Antrag des eingetragenen Gläubigers, die Hypothef auf den Numen 
eined Dritten umzuſchreiben, einem Progentftempel nicht unterliegt. Ausdrüde 
li wurde hierbei noch bemerkt, daß die Frage, ob bei notarieller oder ges 
richtlicher Beglaubigung einer Geifion, ein befonderer Stempel für die Ceſſion 
und außerdem für die Beglaubigung bezahlt werden müſſe, lediglich den 
Urfundenftempel berühre, und daß fie deshalb lediglih nad den beftchenden 
Vorſchriften entidieden werden mülfe. 
Zu 


$. 11. 

wurde bemerkt, daß es gerechtfertigt fein dürfte, nachdem einmal der Pro- 
zentftempel des $. 9. Nr. 2. bezahlt fei, die Vergünftigung des $. 11. 
aud dann eintreten zu Taffen, wenn die fraglihen Löſchungen auch nicht 
gleichzeitig jondern nur in Lingeren Zwilchenräumen beantragt wären. 

Der Herr Negierungs-Kommiffarius bemerkte, daß die Gleichzeitigfeit 
des Antrages nicht erforderlich jein würde, falls nur die ftattgehabte Entrich— 
tung des Progentftempels noch nachgewieſen werden Fünnte. 
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Hierauf wurbe $. 11. unverändert angenommen. 
Ebenjo wurde 


g. 12. 


unverändert angenommen, nachdem mit Bezug auf die beſonders zu $. 9. 
ftattgehabten Grörterungen hervorgehoben war, daß er weientlih den Parteien 
die Möglichkeit biete, fih alle etwaigen Erleichterungen der früheren Geſetz— 
gebung zu fichern. 

Desgleihen wurde 


$. 13, 


unverändert angenommen, nachdem nur bemerft war, daß der Ausführung 
beffelben eine Reihe von fihernden Vorſchriften erfordern würde, deren Bes 
obadytung nicht ohne Beſchwerde für die Betheiligten fein würde, hinſichtlich 
deren aber jeitens der Gelepgebung jest feinerlei erleichternde Beftimmungen 
getroffen werden fünnten. 
Zu 
g. 14. 


wurde hervorgehoben, daß der entiprechende $. 15. die Vorlage vom 21. De: 

zember 1868 noch folgenden zweiten Sap hatte: 
Ausländiihe Urkunden, melde zu dem in den $$. 2. und 12. 
bezeichneten Zwede bei einer inländiihen Hypothefenbehörde vor— 
gelegt werden, unterliegen, infoweit fie nicht ſchon nad den bis» 
berigen Vorſchriften ftempelpflichtig find, den für inländiiche gleich« 
artige Urkunden vorgeichriebenen Werthftempelabgaben nah Maß— 
gabe ihres auf die in den angeführten Paragraphen bezeichneten 
Geſchäfte bezüglihen Iuhaltes. Die Stempelpflidtigfeit wird in 
vorftehenden Fällen durch die Vorlegung des Antrages beziehung?» 
weile der Urkunde bei der Hppothefenbehörbe begründet. 

Zur Rechtfertigung dieſes Sapes heißt es S. 13. und 14. der Motive: 
Selbftverftändlih aber fanı die Befreiung des Antrages von 
deni Wertbftempel nur auf Vorlegung einer nach den inländiſchen 
Stempelgefegen zu verfteuernden Urkunde über den Schulogrund, 
den Grund der Löihungsbewilligung u. |. w. eintreten. 

Der Schlußfap regelt die Frage, wann bie Stempelpflid- 
tigkeit der bereffenden Schriftjäge eintreten joll, um den Zweifeln 
wegen etwa ſchon verwirkter Stempelftrafe — falls der Schriftjag 
früher in das Inland eingegangen ift, ebe er vorgelegt wurbe, 
— vorzubeugen. 

Seitens des Herrn NRegierungsfommiffard wurbe bemerkt, daß ber erfte 
Sap in diefem Jahre nicht wiederholt fei, weil durch dieſes Geſetz nur die 
durch die Hypothekenreform unbedingt gebotenen neuen Anordnungen getroffen, 
darüber hinaus aber an den für die Urkundenftempel beftehenden Vorſchriften 
nichts geändert werden follte, in dem fraglichen Sage aber Teiht eine Er- 
ſchwerung der binfihtli des Urfundenftempels beftehenden Vorſchriften gefuns 
den werden fünnte, von der die Staatsregierung geglaubt habe abjeben zu 
müffen, um das Zuftandefommen des Gefeped nicht über das Allernoth- 
wenbigfte hinaus zu erjchweren. 
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Es wurde nun im Einverftändniß mit dem Herrn Regierungslommiffar 
fonftatirt, daß au ohne die Wiederholung des Schlußfages der vorjährigen 
Vorlage im Ball bes $. 14, wie ſchon das Wort angebrachte Anträge 
ergäbe, die Stempelpflidtigfeit nicht ſchon mit dem Niederfchreiben des An- 
trages im Auslande oder feinem nicht zu ermittelnden Ueberſchreiten der Grenze, 
fondern erft mit feiner Einreihung bei dem Grundbuhamte eintrete. 

Hierauf wurde $. 14. unverändert angenommen. 

Zum erften Abjap des 


$. 15. 


wurde hervorgehoben, daß derſelbe den Hypothefenbehörben einerfeitd im fiska— 
liſchen Imterefje eine unliebjame Kontrole zumuthe, und daß andererjeits 
der Ausdrud: die bei ihnen vorfommenden Urkunden die Auslegung 
geftatte, als joe ihnen binfihtlih derjenigen Urfunden, die ihnen nicht vor 
gelegt, fondern die bei ihnen bios erwähnt wären, die Befugniß eingeräumt 
werden, inquifitoriih nad der Stempelverwendung zu forſchen, und zu dem 
Behufe auch jolde Urkunden einzufordern. 

Dem gegenüber wurde feitens des Herrn NRegierungsfommiffard bemerkt, 
daß die fraglihe Vorſchrift für die Hypothekenbehörden lediglich eine Erleich— 
terung fei, indem die hier ausgeſprochene Verpflichtung ſchon jept allen Lan— 
deögeridhten, fowie den außer dem im Bereiche des Stempelgejepesvom 7. März 
1822 beftehenden Hypothekenbehörden obliege. Ia diejelben feien jept meift 
darüber hinaus auch mit den Stempelfontraventiosftrafen befaßt, und um 
ihnen dieſe frembartige Thätigfeit abzunehmen, fei die vorgeſchlagene Be- 
flimmung als ein nothwendiges Minimum gewählt. Der Ausdrud: Die bei 
ihnen vorfommenden Urkunden ftatt die ihnen vorgelegten Urkunden 
fei der neuerdings allgemein üblihe und deßhalb gewählt, um auch die von 
ihnen aufgenommenen, ſowie die von ihnen ausgefertigten Urkunden mit zu begreis 
fen. Eine Ermädtigung oder auch nur eine Beranlafjung, nad anderen Urkunden 
im Stempelinterefje zu forſchen, habe damit in feiner Weiſe gegeben werden jollen. 

Hierauf wurde der erfte Abſatz des $. 15. unverändert angenommen. 

Zum zweiten Sap des $. 15. wurde beuntragt, die Schlußworte dahin 
zu faffen: „die Nahbringung beziehungsweife Einziehung des etwa fehlenden 
Stempelbetrages zu veranlaffen“ und zur Rechtfertigung dieſes Antrages 
Folgendes ausgeführt: 

Die Motiven fagten Seite 14. in dieſer Beziehung nur: 

In Betreff der nah dem vorliegenden Entwurf zu erheben« 
den Stempelfteuern ſoll daſſelbe Berhältniß eintreten, weldes 
bei außergerichtlich abgefaßten Kontraften befteht, die demnächſt 
bei der Gerichtsbehörde vorgelegt werben. Die erforderlichen 
Stempelmaterialien follen nachgebracht und nöthigenfalls für den 
einzuziehenden Steuerbetrag beſchafft werden. Nah dem inneren 

* Zufammenbange zwilhen dem Stempel von den Eintragungs- 
reip. Köihungs- Anträgen und dem Stempel von den Urkunden 
über die zum Grunde liegenden Rechtsgeſchäfte erſcheint es nicht 
zwedmäßig, die Stempel von den Erfteren als Gebühr zu be 
handeln. 
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Nun lautet aber $. 16. des Gefeped vom 10. Mai 1851 Gejeg-Samm- 
lung Seite 63.: 

Der Verbrauch des Stempelpapiered bei den Gerichten hört auf. 
Die Stempelbeträge, deren Erhebung der Tarif noch beibehält, 
werden wie Gerichtskoſten berechnet. 

Dieier Grundfap hätte weder zu Beichwerden, noch zu irgend welden 
Unzuträglichfeiten Beranlaffung gegeben, und almählig immer weitere Aus— 
dehnung gefunden. 

Artikel 21. des Geſetzes hätte ihn ausdrüdlih auf die von den Parteien 
eingereichten Kirchenzeugniſſe, Iuventarien, Zaren, Bolmichten und lepwilli« 
gen Diepofitionen, und Nr. 27, der Juftizminifterial-Inftruftion vom 1. Juni 
1854 auf alle von den Parteien eingereihten Geſuche, und außerdem 
auf Beftallungen, Berpflihtungsprotefolle und Urlaubsbewilligungen ange— 
wendet. 

Dabei verbietet Nr. 27. cit. den Berbraud des von den Parteien etwa 
beihafften Stempelpapieres zu ben geridtlihen Verhandlungen in natura 
bireft. 

Zwei in Schallers Handbuch des gerihtlihen Preußiſchen Stempelmwefens 
Seite 5. mitgetheilte Nefripte des Appellationtgerichtd zu Glogau vom 4. 
Suni 1855 und 11. November 1862 ergäben, daß wenigftend die Praxis 
ebenſo verführe, wenn Parteien Berträge ohne den erforderliden Stempel 
einreichten, und fie diefelben demnächſt mit den zubehörigen gerichtlichen Ver— 
bandlungen zurüderbalten. 

So lange die vorgelegte Grundbuchordnung befteben, und die Grund« 
buchämter danad bei den Geridhten als integrirender Theil derielben bleiben 
würden, ließe ſich nicht eriehen weshalb leptere theilweiſe nach $. 16. cit. 
tbeilweife aber nad dem entgegengelcpten Prinzip verfahren müßten. 

Hieraus würde die Anomalie folgen, daß das Grundbuhamt, wenn es 
nad $. 1., 9. und 10. der Borlage nur bie Anträge zu Protokoll nähme, 
nad $. 15. den Naturftempel von den Parteien fordern, reip. einziehen 
müffe, wenn fie aber in ihrer Eigenihaft als gleich ;eitige Nichter der frei— 
willigen Gerichtsbarkeit für dafjelbe Geld ($. 10. des Koftentarifs zur Grund» 
buchordnung) die ganzen Verträge und in benjelben zugleih die Anträge zu 
Protofoll nähmen, dies nicht thun, vielmehr nur nad $. 16. eit. verfahren 
dürften. 

Dann ſei aber auch zu berüdfihtigen, daß wie die Beibrinzung jo aud 
die Nahbringung des Stempels in natura jegt nit nur in ganzen Bogen 
jondern auch in Marken geicheben dürfe, daß die immer jehr weitläufige Kon: 
trole bei deren Nahbringen in Marken ganz beionders Täftig und ſtets bie 
Gefahr einer Unterihlagung fehr groß jein würde. 

In der That ließe ih auch nicht abjehen, welchen Unterfchied es für den 
bier allein intereffirenden $. 13. der Borlage machen Sollte, ob neben ber 
unbedingt beizubringenden Kaffenquittung nod auf den neben dem Antrage 
liegenden Naturalftempel, oder auf die denjelben vertretende Liquidation vers 
wieſen werde, 

Unter dieſen Umpftänden fünne der in den Motiven allein hervorgehobene 
Geſichtspunkt nicht für durdgreitend, der dort erwähnte Zulammenhang nicht 
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für allein maßgebend erachtet werden, und fei vielmehr die Beſtimmung To zu 
treffen, daß es hinſichtlich der Gerichte bei $. 16. eit. verbleiben fünne. 

Der Herr Regierungs-Kommiffarius bob dagegen hervor: 

Bei Aufftellung der Vorlage jei man von der Anſicht ausgegangen, daß 
wie in Neuvorpemmern jo im ganzen Gebiete der neuen Grundbuhordnung 
bie Hppoihefenbehörten felbftftändig und von den Gerichten getrennt fein 
würden. Unter dieſer Vorautjepung jei aber die Verwendung des Stempel: 
papierd und namentlich der Stempelmarfen, von denen ja die Hypotheken— 
kebörde immer einen entjprehenden Vorrath haben könnte, weit einfacher 
und bequemer. Dazu fomme, daß das Hypothekenweſen in Schleswig- 
Holftein von den Magiftraten verwaltet werde, bei denen nur von Beibringunz 
des Naturalftempels, nicht abır von einer Verrehnung als Gerichtsfoften Die 
Nede jein fünnte. Borzugsweile aber jei bei letzterem Verfahren der Mipftand 
zu berüdfichtigen, daß dabei jede Ueberſichtlichkeit über die Stempel und deren 
Erträge verloren gebe. Dieſe Ueberfiht ſei aber höchſt wünſchenswerth, wenn 
man mit ber jo dringend verlangten Neform der — tempelgefepgebung vor» 
gehen wollte, da man ſonſt bei derjelben vollftindig im Dunklen tappe. Um 
jene feit 1851 verlorene Ucherficht wiederzugewinnen, jolle jept der erfte Schritt 
gethan werden, 

Auch aus der Mitte der Kommiffion wurde die en Ausführungen beiges 
treten, umd mamentlich bemerkt, daß es weit augenfälliger und deshalb auch 
leichter zu fontroliten jei, ob bei jetem Antrage ıc. der. erforderlihe Stempel 
in natura, oder cb er liquitirt und zur Kaffe bezahle fei. 

Im Gegenjap hierzu wurde darauf hingewieſen, daß Die Berechnung des 
Stempel oft verwidelt und deshalb die doppelte Kontrole bei Aufftelung 
und Nevifien der Koftenrehnung ganz zweckmäßig ſei. Die keal fichtigte 
ftatiftifche Ueberſicht würde zwar wünjchenswertb, aber do immer nur dann 
zu erreihen fein, wenn $. 16. vollftändig befeitigt, und fünftighin bei den 
Gerichten ale Stempel immer in natura verwendet und nie mehr als Koften 
verrechnet werden. So lange man dies nicht beftimnen wolle, ſei es am 
beften, Alles beim Alten zu laffen, und um dieſes zu erreichen, werde 
beantragt: 

Abjap 2. zu ſtreichen. 

Bei ter Abftimmung wurbe zunörberft das vorerwähnte Amendement zu 
Abſatz 2. und ſodann Abjag 2. felber von der Majoritäit angenommen, jo daß 
nunmehr $. 15. vollſtändig lautet: 

Die Hypothekenbehörden find verpflichtet, auf die Befolgung 
der Stempelgejege in Betreff der bei ihnen vorfommenden Urfun« 
den zu halten und alle bei ihrer Amtsverwaltung zu ihrer Kennt» 
ni fommenden Zumiderhandlungen gegen die Stempelgeiege von 
Amtswegen Behufs Einleitung des Strafverfahrens zur Anzeige 
zu bringen. 

In Betreff der nad diefem Gejepe zu verfteuernden Gegenſtände 
haben die Hypothefenbehörden außerdem die Nachbringung beziehungs- 
weile Einziehung des etwa fehlenden Etempelbetrages zu veranlaffen. 


8. 16, 
wurde ohne Diskuifion unverindert angenommen. 
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wurde beantragt, demſelben als erftes Alinea hinzuzufügen: 
In denjenigen Kandestheilen, in welchen das Geſetz vom 
heutigen Tage über den Eigenthums-Erwerb und die bingliche 
Belaftung der Grundftüde u. ſ. w. Geltung bat, tritt dieſes Ge- 
jep erft mit dem 1. Januar 1871 in Kraft. 

Zur Rechtfertigung wurde bemerkt, daß für diefe Landestheile die Vor— 
ausjegungen des Gejepes erft mit der vorläufig auf den 1. Sanuar 1871 
in Ausfiht genommen in Kraft tretenden neuen Grundbuchsordnung einträten, und 
daß deshalb hier jede Beranlaffung zu einer früheren Gültigkeit teble. 

Anders liege die Sache bei NeusBorpommern, Rügen und Scleswig- 
Holftein, wo zur Bejeitigung der vorhandenen Mipftände die baldige Ein— 
führung des Gejepes dringend zu wünſchen, nicht aber noch ferner zu ver- 
tagen jei. 

Nachdem fi der Herr Regierungs-Kommiffarius mit dem Antrage ein« 
verftanden erklärt hatte, wurde zunächſt derjelbe, dann als zweites Alinea ber 
in der Borlage in $. 17. allein enthaltene Sag unverändert angenommen, 
jo daß $. 17. nunmehr vollftändig lautet: 

In denjenigen Landeetheilen, in melden das Geſetz vom 
heutigen Zage über den igentbumserwerb und die bingliche 
Belaftung der Grundftüde u. ſ. mw. Geltung hat, tritt dieſes 
Gefep erft mit dem 1. Sanuar 1871 in Kraft. 

Der Finanzminifter ift mit der Ausführung dieſes Gejepes 
beauftragt. 

Demnähft wurden die Einleitungsworte unverändert und jchließlih das 
ganze Gejep von der Kommilfion angenommen. 

Die Kommijfion beantragt demgewäß: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, dem oben bezeich— 
neten Gejepentwurfe, und zwar ben $$. 15. und 17. in der 
Saffung, welche fie durch die Beihlüffe der Kommilfion erhalten 
haben, im Uebrigen unverändert nad der Faffung der Regierungs- 
Borlage die Zuftimmung zu ertheilen. 

Im Laufe der Kommilfiond-Berathung find der Kommilfion verjchie- 
bene mit diejem Gejepentwurfe in Berbindung ftehende Petitionen zugegan- 
gen, nämlid: 

1) Eine Petition des Jufli,rath und Rittergutöbefiper B. Schmibt- 
Erdmannsbdorf und Genoffen, d. d. Sagan, den 14. November 
1869 (16 Unterjchriften), II. 643. 

2) Eine Petition d. d. Franffurt a, D., den 17. November 1869, 
von ben zum Gentral»Berein verfammelten Lanbwirthen, v. Webe- 
meyer-Schoenrade und Genoffen (18 Unterfchriften) II. 642. 

3) Eine Petition des Freiherrn v. Blomberg und Genoffen, d. d. 
Groffen a. O., den 16. Dezember 1869 (12 Unterichriften), 
II. 923, 

4) Eine Petition des landwirthſchaftlichen Vereins zu Berlindyen, d. d. 
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22. Dezember 1869, von G. Güploff und Genoffen (17 Unter 
ſchriften), II. 970, 

5) Eine Petition des landwirthihaftlihen Lofalvereind zu Korft, von 
Mattke und Genofjen (21 Unterſchriften) IL 1013. 

Die Petitionen find gleidhlautend, heben die im Stempelweſen bem 
Mobilienverkfehr zuftehenden Begünftigungen hervor und jdließen mit dem 
Antrage: 

Das Abgeordnetenhaus wolle dahin wirken, daß bie Stempel- 
fteuer für Kaufverträge über Grundftüde und Grundgerechtigkeiten 
auf Y, Prozent erniedrigt, und eventuell der Betrag über !/, zu 
Krebit-Iunftituten für den Grundbefip verwendet werde. 
Die Kommilfion ftellt den Antrag: 
Das Haus ber Abgeordneten wolle beichließen, 
die jämmtlihen vorbezeihneten Petitionen durch die Beſchluß— 
faffung über ben Gejepentwurf für erledigt zu erflären. 
Berlin, den 14. Sanuar 1870, 


Die X. Kommiljion. 


Dr.v. Hönne, Borfigender. 9. Seydewiß, Berichterſtatier. v. Wuttkamer. 
v. Zychlinski. v. Dven. Dr. Eolberg. Haack. Köfter. 
Windthorſt (Lüdinghaufen). Wolff. Allnoch. Seinichen. 
Eornely. v. Brauchitfch (Flatow). v. Arnim (Heinrichsdorf). 
v. Gerlab. Bahlmann. Zweigel. Dr. Bähr (Caffel). 
v. Sennig. Lar;. 


N 253. 
Sausd der Übgeordneten. 
10. Xegislatur- Periode. 
II. Seffion 1869. 





Abänderungs: Anträge 


Entwurf der Rreisordnung. (Ar. 4, der Brucfachen.) 


v. Brauchitfch (Elbing) und Genofjen. Das Haus der Abgeorbneten 
wolle beichließen: 

1) Im $. 42. Abjap 3. hinter den Worten „in Hinſicht der Polizeis 
Verwaltung” einzuſchalten: 

„unter Zuftimmung der ftäbtifchen Behörden.“ 

2) Im $. 44. ftatt dem Worte „Königlihe Anordnung“ zu fegen: 
„den Minifter des Innern“ und ftatt dem Worte: „Königlichen 
Genehmigung“ zu ſetzen: 

„Genehmigung des Minifters des Innern.“ 

3) Im 8.46. Abfag 3. und 4. zu ftreihen und dafür zu ſetzen: 

„Dabei ift vorzugsweijce auf Befiger, Pächter, Admi« 
niftratoren größerer Güter oder induftrieller Unternehmungen 
zu rüdfichtigen.“ 

„Der Amtshauptmann muß der Regel nah in dem 
Amtöbezirfe feinen feften MWohnfig haben. Iſt jedoeh in 
einem Amtöbezirke feine zur Amtshbauptmannichaft geeignete 
und bereitwillige Perſon zu ermitteln, jo kann auch eine in 
den benachbarten Amts- oder Stadtbezirfen wohnende Perjon 
mit ihrer Zuftimmung zum Amtshauptmann berufen 


werden.” 
4) Im $. 47. 
a. Alinen 1. ftatt „ernannt“ zu jagen: 
„berufen, * 
b. hinter Alinea 1. einen neuen Abſatz einzurüden, babin 
lautend: 


„Zum Stellvertreter fann aud der Amtabaupt« 
mann eines benachbarten Amtebezirfes berufen werden.“ 
5) Den $. 49. wie folgt zu faffen: 

„Iſt im Amtsbezirke oder in deffen Nachbarſchaft (8. 46.) 
eine zur Amtebauptmannichaft nerignete und bereitwillige 
Perfon nicht zu ermitteln, jo bat die Negierung, nad An— 
börung der Borjchläge des Kreisausichuffes, eine kommiffariiche 

Verwaltung der Stelle anzuordnen. 

Berlin, den 14. Januar 1870. 


v. Brauditih (Elbing). v. Ernſthauſen. v. Brauditih (Klatom). 
Groſchke. Scharnmweber v. Schöning. 
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Berichterftatter: Haus der Abgeordneten. 
Abgeordneter Wölfel. 10. Legislatur-Periode. 
— — III. Seſſion 1869. 





Bericht 


verſtärkten Juſtiz-Kommiſſion über den Geſetz— 
Entwurf, betreffend die Verpflichtung der Ge— 
meinden zum Erſatz des bei öffentlichen Aufläufen 
verurſachten Schadens in den Provinzen Hannover, 
Heſſen-Naſſau, Schleswig-Holftein und den 
Hohenzollernſchen Landen. (Nr. 113. der 
Druckſachen.) 


Auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 2. Dftober 1869 bat die Kö— 
niglihe Staatsregierung den beiden Häufern des Landtages einen Gelep- 
Entwurf zur verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme vorgelegt, durch welden das 
Geſetz, betreffend die Verpflichtung der Gemeinden zum Erſaß des bei öffente 
lichen Aufläufen verurſachten Schadens, vom 11. März 1850 (Geſetz- Samm- 
lung Seite 199.) in die Provinzen Hannover, Heflen-Naffau, Schleswig« 
Holftein und im die Hohenzollernſchen Lande eingeführt werben foll. 

Das Herrenhaus hat auf den Antrag feiner Juſtiz-Kommiſſion (Nr. 18. 
der Drudjahen des Herrenhaufes) dem vorgelegten Gejep- Entwurfe ohne 
Aenderung feine Zuftimmung ertheilt. 

Im Haufe der Abgeordneten ift die Gejeped-Borlage durch Beſchluß 
vom 16. November v. 3. an die um 7 Mitglieder verftärfte Juſtiz-Kommiſ— 
fion zum Bericht verwielen worden, und diefe hat ſich in ihrer Sipung vom 
3. v. Mts., an welder ald Bertreter des Herrn Minifters des Innern 

der Geheime Ober-Xegierungs-Rath v. Kehler 
und als Vertreter des Herrn Zuftiz-Minifters 
der Geheime Ober⸗Juſtiz-Rath Herzbrud 
Theil genommen haben, über den Gejep-Entwurf ſchlüſſig gemadıt. 
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Die Kommiſſion vergegerwärtigte ſich zunächſt die Entſtehungsgeſchichte 
des Eingangs erwähnten Geſetzes vom 11. März 1850. 

Dieſe iſt folgende: 

Am 5. Juni 1848 beantragte der Abgeordnete Krackrügge aus Erfurt 
die ſofortige Berathung eines Geſetz-Entwurfs, welcher dem bei einem öffent 
lichen Auflaufe ohne eigenes Verſchulden Beſchädigten das Recht geben ſollte, 
nach ſeiner Wahl nicht allein jeden Urheber und Theilnehmer an dem Auf— 
laufe, ſondern auch diejenige Gemeinde, in deren Polizei-Bezirk das BVerbres 
chen begangen war, für den Erſatz des Schadens verantwortli zu maden. 
Durch daſſelbe Geſetz jollten auch die nähern Bedingungen ſowie die Art der 
Feftiepung und Einziehung des Schadenerfages geregelt werben. 

Die betreffende Gentralabtheilung der Preußiſchen National-Berfammlung 
batte jedoch die Berathung des Kradrügge'ihen Antrages noch nit beendet, 
als die damalige Königlihe Staxtsregierung der National-Berfammlung am 
7, Juli 1848 den Eutwurf eines denfelben Gegenftand betreffenden Gejepes 
zufertigte. Diefer Entwurf beruht im Weſentlichen auf denjelben Grundiägen, 
welde in dem fogenannten Tumult-Geſetz vom 11. März 1850 zur Geltung 
gefommen find. Es fehlte nur, außer ben in den 88. 4. 5. dieſes Geſetzes 
über die vorläufige Feſtſetzung des Schadens und über die Friſt zur Geltend- 
wachung des Schadensanjpruds getroffenen Beftimmungen, aud die Schluß. 
beftimmung im 8. 7. a. a. D©.: 

„Dis zum Erlaß eines allgemeinen Geſetzes über eine Ge 
meinde-Bürger- und Schupwehr find die Bezirks-Regierungen er- 
mächtigt, auf den Antrag der Gemeinden die Errihtung eines 
bewaffneten Sicperheitd-Bereins auzuordnen.“ 

Einer ſolchen Beftimmung beburfte es aber auch nicht, weil die Staatd» 
regierung zugleich mit dem Gejepentwurfe „betreffend die Verpflichtung ber 
Gemeinden zum Erſatze des bei öffentlihen Aufläufen verurſachten Schadens“ 
der Preußifhen National-Berfammlung den Entwurf eines Gejepes „über die 
Errichtung der Bürgerwehr“ vorlegte, nad welchem in jeder Gemeinde des 
Königreihs eine Bürgerwehr beftehen und diefe u. A. die Beftimmung haben 
jollte „die verfajiungsmäßige Freiheit und die gejeglide Ordnung 
zu fhüpen.“ 

Der von der Staatsregierung vorgelegte Gejegentwurf, „betreffend Die 
Verpflichtung der Gemeinden zum Grjape des bei öffentlichen Aufläufen ver 
urſachten Schadens“, wurde gleichzeitig mit dem, den nemlichen Gegenftand 
betreffenden Antrage des Abgeordneten Kradrügge in der für biefen Antrag 
gebildeten Gentralabtheilung der National-Berjammlung berathen. 

Diefer ließ der damalige Juſtiz-Miniſter mit Rüdfiht darauf, daß fid 
in den einzelnen Abtheilungen der Nativnal-Berfammlung verſchiedene An- 
fihten über die Grund-Idee, ben nächſten Zweck und die Art der Ausführung 
des beabfihtigten Gejepes, jowie insbeſondere feines Verhältniffes zu der all» 
gemeinen Organifation einer jelbftftindigen Gemeinde- und Wehrverfaffung 
geltend gemacht hatten, zur Motivirung der Gejeped-Borlage folgende Mit 
theilung maden: 

„Die Regierung glaubt, durd die Geſetz-Vorlage dem Wunſche 
der National-Berfammlung und des Volkes zu entfpreden. Die 
jer vielfach ausgedrückte Wunſch ſcheint in den häufigen Erzeflen 
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ber legten Zeit begründet zu fein, welche die davon betroffenen 
einzelnen Bürger, weil fie zur Abwehr außer Stande waren, als 
Zufälle in ihren Folgen. haben tragen müffen. Bei derartigen 
Erzeffen ift aber durchgängig dem gemeinſamen Wirken der Ge: 
meinde- Mitglieder die Unterbrüdung möglih, wenn diefelben bie 
in ihrer nachbarlichen Verbindung begründete moraliſche Verpflich— 
tung zur gegenfeitigen Unterftügung redlich erfüllen. Unterlaffen 
fie dies, jo trifft fie Schon bei gewöhnlichen Zeitverhältniffen in 
der Beurtbeilung des Bolfes ein Makel, welder dann aud Bine 
reicht, um zur Energie anzufpornen. Allein außergewöhnliche Zeiten 
erfordern ungewöhnlihe Mittel. Dies berüdfichtigend, hält die 
Regierung es gerechtfertigt, die erwähnte moraliihe Pflicht zur 
geleplihen zu erheben, und denjenigen, melde am gegenleitigen 
Wohle der Gemeinde» Genofjen wejentlih intereffint find, die Zu: 
muthung zu machen, im Falle der Noth diefes Intereffe durd 
thätiges Handeln zu beweilen. Wird aber dieſes Vertrauen nicht 
gerechtfertigt, fo ift die Verpflichtung zum Schadenerſatze eine ge— 
rechte Strafe der Pflichtvergeffenbeit. 

Nach diefen Gefihtepunften befteht fein nothwendiger Zufams» 
menhang einer ſolchen Berantwortlichfeit mit der Gemeindes und 
Wehr-Berfaffung. Die Gemeinde fol nicht geftraft werden, weil 
fie als Korporation das Ihrige nicht gethan hat, jondern von den 
einzelnen Gemeinde-Mitgliebern wird es ſpeziell gefordert, daß fie 
ihre Schuldigfeit thuen. 

Die durd die Gemeinde: Ordnung zu Ihaffenden Organe der 
Gemeinde werden auf feinen Fall immer und wahrſcheinlich höchſt 
jelten binreihen, um einen Zufammenfauf unſchädlich zu machen, 
wenn fie nicht der Mitwirkung der Einzelnen fiher find. Gerade 
der böſe Wille, oder aud nur die Lüffizfeit der Einzelnen ſoll be— 
feitigt werben. Dies ift aber zu jeder Zeit auszuführen, ohne 
Rüdfiht darauf, ob in einer Gemeinde die Wehr-Verfaffung or: 
ganifirt if, oder nicht. Zudem fteht deren Einrichtung, wenn fie 
auch noch nicht allgemein vorgejchrieben ift, doch nirgendwo ein 
Dinderniß entgegen.* 

Hiergegen wurde im Wefentlichen von den Gegnern des Geſetzes folgen: 
des geltend gemadht: . 

Zunädft fei — jo wurde ausgıführt — im Anſchluſſe an die allgemeinen 
Rechtsgrundſätze über Beſchädigungen und die desfallfige Verantwortlichkeit 
für die unterftelte gegenfeitige Aſſekuranz aller Gemeinde» Einfaffen gegen 
einzelne Beihädigungsarten fein durchgreifendes Motiv vorbanden. 

Namentlih fei diefe Berantwortligkfiit aller Gemeinde-Einwohner — 
die überdies Viele treffen müſſe, welchen gar fein Berjchulden zur Laft fallen 
fönne — fo lange durd Nichts zu begründen, ala die Wehr-Verfaſſung 
nicht überall geordnet und die Wehr- Pflicht nicht allgemein ausgeiprocden fei. 

Endlih jeien aber au tie Gemeinde-Verbände in einzelnen Ges 
genden des Staates nech gar nicht, Feineswegs aber überall gleihförmig und 
namentlih niht nah dem Grundſatze der unabhängigen Selbſt— 
verwaltung organijirt. 
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Wenn trogdem bie Majorität der Geniralabtbeilung fih im Allgemeinen 
für die Zwerfmäßigfeit eines Geſetzes Der vorliegenden Art ausiprad und aud 
dafür ſich erflärte, daß die Ausführung des Geſetzes von ber allgemeinen 
DOrganifation der Bürgerwehr nicht abhängig zu machen ſei, fo nahm fie body 
ſchließlich an, 

„daß das fraglide Geſeß nicht vor der Einführung 
einer neuen Gemeindeordnung in Kraft treten Fönne*, 
und beſchloß demnädft, und nahdem man die von dem Abgeordneten Krad- 
rügge und von der Etaatöregierung vorgelegten Gefepentwürfe unter Zugrundes 
legung des legteren für alle Fälle im Einzelnen durchberathen und amendirt hatte, 
die Annahme des (alfo amendirten) Gejepes zur Zeit ab» 
zulehnen. 

Ein Geſetz der vorliegenden Art iſt denn auch mit der Preußiſchen Na— 
tionaleBerfammlung nicht vereinbart worden. 

Die Staatsregierung bat aud, trogdem in dem Patente vom 5. De 
zember 1848 (Ge. ©. ©. 393.) der Erlaß eines desfallfigen Geſetzes ver 
beißen war, die Initiative zu einem ſolchen Gejege nicht wieder ergriffen. 

Dagegen hat der Abgeordnete Milde unterm 20. April 1849 der dama- 
ligen Erſten Kammer denjelben Gejegentwurf, welden die Staatsregierung 
am 7. Zuli 1848 der National-Berfammlung vorgelegt hatte, als jelbftftäns 
digen Antrag zur Berathung und Beichlußfaffung unterbreitet. 

Mit der Berichterjtatttng über diefen Antrag wurde die Kommilfion „zur 
Prüfung der Gemeinde-Drdnung“ beaufragt. 

Diefe Kommiffion bejahte zunächft die Frage über das Bebürfniß bes 
Gejepes in der Tendenz der Vorlage einftimmig und änderte auh an den 
zur Geltung gebradten Grundprinzipien nichts, Sie ging dabei von ber 
Annahme aus, „daß das Geſetz auf dem altdeutihen Grundfage der Ger 
ſammtbürgſchaft der Genoſſenſchaft berube*, und verſprach fih überdies von 
der geſetzlich ausgeſprochenen Berpflihtung der Gemeinden zum Erſatze bes 
bei öffentlihen Aufläufen verurſachten Schadens, daß biejelbe „einen jehr 
günftigen moraliſchen Eindrud herverbringen und die wohlgefinnten Einwohner, 
welhe in der Regel die Mehrheit bilden, zum kräftigen Zuſammenwirken Bes 
hufs Unterdrüdung eines jeden Aufftandes veranlaffen werde.“ 

Die Aenderungen, welche die Kommilfion vornahm, beftanden nur in 
zuläplicen, die Eolidarhaft mehrerer nah dem Geſetze zum Schadenserjage 
verpflichteten Gemeinden, jowie die vorläufige Beftftellung des Schadens und 
die Friſt zur Geltendmahung des Schadens » Anſpruchs betreffenden Beftim- 
mungen. Um der Gemeinde die Mittel zu bieten, fünftig gegen Unruh— 
ftifter einzuſchreiten, ſchlug außerdem die Kommiſſion vor, „bis zum Erlaß 
eines Geſees über die Bürger- und Schupwehr” die Oberpräjidenten zu er» 
mädhtigen, „auf den Antrag der Gemeinden die Errihtung eines bewaffneten 
Sicherheitt-Vereins zu verftatten.“ 

Bei der Berathung des Gejepentwurfs im Plenum der Erften Kammer 
mußte aud von den Bertheidigern des Geſetzes anerfannt werden, daß die 
darin feftgeftellte Verpflichtung der Gemeinde zum Erſatze des (nicht von ihr) 
bei öffentlihen Aufläufen verurjahten Schadens mit den allgemeinen Redhtd- 
grundfägen über die Schadenserfappfliht nicht in Einklang zu bringen jei. 

Nur der damalige Minifter des Innern v. Manteuffel vermochte 
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den besfalfigen Einwendungen nicht beizutreten. Indem er fi „Namens 
der Regierung" für das Geſetz erklärte, ſprach er fi vielmehr dahin aut: 
„Das Rechtsprinzip, auf welches ſich eine ſolche Forderung 
ftüpt, daß die Gemeinde für dergleihen Schaden auffommen muß, 
faun man aus zwei Quellen herleiten. Entweder ift durch das Zu⸗ 
jammenleben in der Gemeinde eine nachbarliche Verpflichtung ges 
boten, fich gegenjeitig zu helfen, und die Unterlaffung dieſer Hülfe 
zieht rechtliche Nachtheile nach ſih. Die zweite Quelle, aus wel« 
der tiefe Forderung berzuleiten, würde man auf das Prinzip 
einer gemeinſchaftlichen Affefuration zurüdführen können, die Mit- 
pieder einer Gemeinde übertragen gemeinihaftlihd denjenigen 
Schaden, den eines ihrer Mitglieder durch andere Perjouen aus 
ihrer Mitte erleidet. Es ift num gejagt worden: Die Gemeinden 
wären nicht jelbftftändig genug, um eine ſolche Verpflichtung zu 
übernehmen, fie fländen in zu großer Abhängigkeit von dir Polis 
zeibehörde; darauf entgegne id, daß, wenn das Prinzip der Ge— 
meinbeordnung durchgeführt wird, doch in der That eine ſolche 
Selbftftäudigfeit. der Gemeinde ftattfindet, daß felbft mehrere 
ehrenwertfe Mitglieder diejer Seite bes Haufe gejagt 
haben, es könne mit deu Beftimmungen der Gemeindeordnung 
gar nicht gouvernemental regiert werden; ſodann aber wird die 
Gemeinde unter allen Umftänden ein eigenes Intereſſe haben, 
daß der Gedanke, ed müffe ein folder Grjag gewährt werben, in 
jedem Mitgliede lebendig ſei. Gerade dadurch wird fih ein ges 
meinichaftliches Beftreben kundgeben, um folden Schäden entges 
genzutreten, dad halte ih für Tas wichtigſte Moment einer folden 
Feſtſezung. Der Art. 105. der Berfaffungs-Urfunde läßt über— 
dies den Gemeinden vollftändige Freiheit, durch Gemeinde-Beihluß 
cine Gemeind»Schup- oder Bürgerwehr zu errichten; wenn fie 
alfo eines ſolchen Mittels zur Erreihung des Zweckes zu bedür— 
fen glauben, fo werden fie eine Bürgerwehr, eine Schupwehr, 
wozu das Geſetz jept ſchon die nöthige Anleitung giebt und künf— 
tig durch jpeziele Beftimmungen nod mehr feftgeftelt werben 
wird, errichten fönnen; fie werden aljo Gelegenheit haben, dieſes 
Mittel zu ergreifen.“ 

Die jonftigen Freunde des Geſetzes, welde, außer dem Grundjage der 
Geſammtbürgſchaft der Genofenihaft, zur rehtlihen Begründung bes 
Geſetzes nichts vorzubringen wußten, erklärten fich weſentlich aus politifchen 
Gründen für das Geſetz, das Einer der Vertheidiger beffelben als eine 
„neue Schöpfung“ bezeichnete, Die aud er mit den Gegnern des Gejepes 
als „eine Frucht der Märzereignilje” des Jahres 1848 betrachte. 

Die Erfte Kammer nahm denn auch den Gefepentwurf mit unmwejent« 
lihen Aenderungen der Fafjung, welde derſelbe in ber Kommiſſion „zur 
Prüfung der Gemeindeordnung” erhalten hatte, an, und ohne jede Debatte 
eriheilte tem joldherzeftalt aus den Beichlüffen der Erſten Kammer hervorge- 
gangenen Gejepentwurfe au die Zweite Kammer auf Grund eines Bes 
richte ihrer „Kommilfien für das Gemeindeweſen“ ihre Zuftimmung. Auch 
diefe Kommijfion hatte „die Zwedmäßigkeit und die mit Rüdfiht auf die 


Ereigniffe der legten Jahre obwaltende Nothwenbigfeit ber Emanirung eines 
(ſolchen) Geſetzes“ einftimmig anerfannt, fie hatte aber auch zeglanbt, den 
hiernach „bauptiählih auf politiſchen Nüplichfeitsgründen beruhenden“ Ent» 
wurf burh die Betradtung vertbeidigen zu können, „daß jeber 
Staatsbürger das Recht haben müffe, von dem Staate (!!) und ber 
Gemeinde angemefjenen Schup für jene Perfon und fein Eigentbum und 
in beffen Ermangelung volftändigen Erfag, infofern derſelbe möglich fei, zu 
erlangen.” 

Der alio entftandene Gefepeniwurf erhielt die Sanktion der Krone 
und wurbe unterm 11. März 1850 als Geſetz publizirt. 

Bom 11. März 1850 datirt auch die „Gemeindeordnung 
für den Preußiihen- Staat“ (Geſetz-Sammlung S. 203.) 

Die Einführung diefer „Bemeindeorbnung* ift jedch durd 
Allerböhften Erlaß vom 19. Juli 1852 (Gefep-Summlung ©. 388) 
fiftirt worden! 

Das mit Zuftimmung der zur Vereinbarung der Preußiſchen Berfaffung 
berufenen Berfammlung erlaffene Gejeg „über die Erridtung ber 
Dürgerwehr* vom 17. Dftober 1848 (Gefeg- Sammlung Seite 289.) 
war ſchon unterm 24. Dftober 1849 (Gejeg- Sammlung Seite 402.) 
auf jo lange fuspendirt worden, „bis bafjelbe auf Grund der revidirten 
BVerfaffung und nah Erlaß der neuen Gemeinde-Drdnung einer Revifion 
unterworfen ſei!“ 

Der Artifel 105. ber (evidirten) Verfaſſung, unter Nr. 3. alfo 
lautend: 

„Den Gemeinden in&befondere ſteht die felbftftändige Verwaltung 
ihrer GemeindesAngelegenheiten unter gejeglih georbneter Ober- 
auffiht des Staates zu. 

Ueber die Beiheiligung der Gemeinden bei Verwaltung der 
Ortspolizei beftimmt das Gejep. 

Zur Aufrehterhaltung der Ordnung kann nad näherer Be— 
fimmung des Geſetzes durch Gemeindebeſchluß eine Gemeinde 
Schutz- oder Bürgerwehr errichtet werben.“ 

wurde durch Gejeg vom 24. Mai 1853 (Gefep- Sammlung Seite 228.) 
aufgehoben! 

Das fogenannte Tumultgejeg vom 11. März 1850 bat aber in 
den alten Provinzen heute noch Gejepesfraft und ſoll durd den 
vorliegenden Entwurf aud in den neuen Provinzen und in den 
Hohenzollernihen Landen Geſetzeskraft erhalten! — 

Hiernach — jo wurde ausgeführt — fei bei den früheren Berathungen 
über das fogenannte Tumultgejep von feiner Seite der Berfuh gemacht wor« 
den, die den Gemeinden in dem jet biftehenden Gefege auferlegte Schabens- 
erjagpfliht aus den dem gemeinen Deutihen, den Preußiſchen Land» und 
dem Rheinische Franzöfiihen Rechte im Wefentlihen gemeinfamen allgemeinen 
Rechtsprinzipien über die Berpflihtung zum Schabeneriage zu fonftruiren. 
Auch in der Zuftiz-Kemmilfion des Herreuhaufes jei bei der Berathung des 
vorliegenden Geſetzes „unwiderſprochen anerkannt“ worten, „daß das be— 
ftebende und jest beabjichtigte Geſetz hinſichtlich der den Gemeinden auferlegten 
Erjappfliht aus allgemeinen privatredhtlihen Grundjägen, als eigentlicdhes 
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Rechtegeſetz nicht zu begründen ſei, da juriftiiden Perfonen überhaupt weder 
eine ſtrafrechtliche noch privatrechtliche Verſchuldung und Berantwortlichkeit 
zugerechnet werben könne, ſondern immer nur den Einzelnen, welche die juri— 
ſtiſche Perſon namentlih eine Korporation bilden oder deren Angelegenheiten 
verwalten.* , 

Endlich habe die Staatsregierung auch jelbft weder früher noch jept das 
Geſetz durch allgemeine Rechtsprinzipien zu begründen verſucht. Vielmehr 
babe fie zu rechtlicher Begründung des Geſetzes, jo wie früher, jo auch jegt 
ledigli auf die in der Gemeinde-Genofjenihaft wurzelnde moraliihe Pflicht 
zu gegenjeitiger Hülfcleiftung reſp. auf die Fiktion einer Geſammtbürgſchaft 
der Genoſſenſchaft zurüdgegriffen. 

Dagegen jei jeboh zu bemerken, daß berjelbe Grund im demielben 
Mape aud für die Erfappfliht des Staates ſpreche und mithin zu viel 
beweiſe. 

Jedenfalls aber werde man doch, um konſequent zu ſein, jene moraliſche 
Pflicht zunächſt zu einer gejeplichen erklären müſſen, um der Pflidhiverlegung 
rehtlihe Folgen und namentlih Folgen von mögliher Weile jo großer Trag— 
weite beilegen zu können. 

Aber aud) wenn man jo weit gehen wolle, werde man folgerecht, wenig« 
ftend unter den gegenwärtigen Berhältniffen, immer nur dem Einzelnen, der 
feine Pflicht verlepe, nicht aber der Gemeinde als folder, die Pflicht zum 
Scadenserjage aufbürden fünnen. 

Denn nad der beftehenden Gejepgebung habe die Gemeinde weder Mittel 
in der Hand, ihre einzelnen Mitglieder zur Hilfeleiftung zu zwingen, noch 
befige fie Organe, welche die Hülfeleiftung der einzelnen Mitglieder entbehr- 
lid machten. 

In legterer Beziehung treffe das Geſetz namentlid diejenigen Gemein- 
den mit einer durch Nichts zu rechtfertigenden Härte, in welden Königliche 
Polizeibehörden beftänden. 

Deshalb hätten auch Diejenigen, welche bei den früheren Berathungen 
die „Zwedmäßigkeit“ eines ſolchen Gejepes im Allgemeinen anerfannt hätten, 
trog alledem die gleichzeitige Einführung einer Bürgerwehr, jedenfalls aber bie 
Einführung einer, auf dem Grundjage der Selbftverwaltung beruhenden 
Gemeindeordnung als conditio sine qua non für die Einführung des ofter- 
wähnten Geſetzes bezeichnet. 

Die in dieſer Beziehung geäußerten Bedenken habe aud die Staatsre⸗ 
gierung injoweit als gerechtfertigt anerfannt, als fie bei der Debatte über 
den Milde’ihen Antrag dur den damaligen Minifter des Innern, zur 
Bejeitigung jener Bedenken, auf die damals ſchon berathene und demnächſt 
unterm 11. März 1850 publizirte Gemeindeordnung, welde den Gemeinden 
eine (von mehreren ehrenwerthen Mitgliedern der Erften Kammer ſogar für 
gefährlich erklärte) Selbftjtändigfeit verleihe, jowie auf den Artifel 105. der 
Berfajjungsurfunde verwieſen habe, welhe deu Gemeinden volle Freiheit laffe, 
durch Gemeindebeihluß eine Gemeinde» Schup- vder Bürgerwehr zu errichten. 

Während indeffen — wie jhon erwähnt — ein Allerhöchſter Etlaß vom 
10. Zuni 1852 die Einführung der Gemeindeordnung vom 11. März 1850 
fiftirt habe, jei ja der Artikel 105. der Verfafjungs-Urfuude und damit aud 
zugleich die bloße Verheißung ſowohl einer auf dem Grundjage der Selbft- 
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Verwaltung beruhenden Gemeinde» DOrbuung als eines Bürgerwehr-Gejepes 
durch Geſetz von 24. Mai 1853 aufgehoben rejpeftive zurüdgenommen 
worden. 

Freilich ertheile das jogenannte Tumult-Gejeg vom 11. März 1850 den 
Königlihen Regierungen proviforiih die Ermädtigung: „auf den Antrag 
der Gemeinden die Errichtung eines bewaffneten Sicherheitövereined anzu- 
ordnen.” 

Allein daß eine derartige Geſetzesvorſchrift ihren Zwed nicht erfüllen 
koͤnne, leuchte ein, wenn man erwäge, daß Anträge auf Anordnung eines 
Sicyerheitövereind in der Regel erft in Beranlafjung von Zumulten und 
fonftigen Rubeftörungen geftellt und begründet werben könnten, während es 
doch ber Zwed eines ſolchen Sicherheits-Vereins fei, Nubeftörungen und deren 
unvermeiblihen Folgen vorzubeugen. 

Hiernach liege die Sade in den alten Provinzen einfach fo, daß nad» 
dem dad Gefep über die Errichtung ber Bürgerwehr vom 17. Dftober 1848 
juspenbdirt, die Einführung der Gemeinde-Orbnung vom 11. März 1850 
fiftirt und der Artifel 105. der Verfafjungs-Urfunde aufgehoben fei, das 
jogenanrte Tumultgejeg vom 11. März 1850, außer jeder redtlichen 
Begründung, aud der Stüpe entbehre, den dafjelbe, wenigftens jcheinbar, 
in jenen Spezial-®ejepen reipektive in bem Artikel 105. der Berfaffunge- 
Urkunde gefunden habe. 

Es entjtehe daher die Frage: ob zwingende politiihe Gründe vorhanden 
jvien, um ein foldyes auch in den neuen Provinzen und in Hohenzollern jeder 
Rechtsgrundlage nicht nur, jondern auch jeder Stüge in der Gemeinde-Drgas 
nilation entbehrentes Geſetz ohne Weiteres in die neuen Provinzen und in 
die Hohenzollernſchen Lande einzuführen ? 

Dieje Frage müſſe verneint werben. 

Die Staats-Megierung babe jelbft politiihe Gründe zwingender Natur 
nit vorgebradt; denn die Vorgänge in Celle und in Hannover, welde an» 
ſcheinend die nächte Veranlaffung zu dem vorliegenden Gefepentwurfe gegeben 
hätten, könnten doch für fi allein die Nothwendigkeit eines derartigen Ge— 
jepes nicht begründen. 

Wenn die Staats-Regierung aber zur Motivirung des Gejepentwurfs 
den Sag aufftelle: 

daß bie (in den Motiven zu dem Gejepentwurfe bargelegte) Ber- 
ſchiedenheit des bejtehenden Rechtes auf einem Gebiete, wo die 
Gejepgebung weſentlich auf politiihen, für die neuern Theile der 
Monarchie in gleichem Maaße wie für die ältern ſich geltend 
machenden Momenten berube, und wo es fih um Snterefien ber 
Öffentlichen Ordnung handle, nicht beibehalten werben könne,“ 
jo fünne die Richtigkeit diefes Sapes zwar zugegeben werben. Danı folge 
aber aus ben Gründen, die gegen das Tumultgefeg vom 11. März 1850 
geltend gemacht und zum Theil von der Staats-Regierung ſelbſt als ftihhaltig 
anerfannt feien, nit, 
daß man dies Gejep auch in die neuen Provinzen einführen, 
fondern vielmehr, 
daß man dies Beleg in den alten Provinzen und alle Ähnlichen, 
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in den neuen Zandestheilen geltenden Gejege in deren Geltungs- 
bereihe aufheben müſſe. 

Für einzelne der neuen Landestheile und mamentlih für die Provinz 
Hannover habe aber aud die Einführung des Gejeges vom 11. März 1850 
geradezu die Bedeutung eines Nüdichrittes, ſowie ja aud ber Erlaß dieſes 
Geſetzes in der Rheinprovinz feiner Zeit ald ein Nüdjhritt empfunden wor: 
den ſei. 

In Hannover jei nämlich ein Geleg vom 16. April 1848 (Gei.-Samml. 
für Hannover S. 117,), welches ebenfalls eine Verpflichtung der Gemeinden 
zum Erſate tes bei öffentlihen Aufliufen verurfahten Schadens kouſtituirt 
babe, dur ein Gefepg vom 8. April 1857 (Gefep- Sammlung ©. 61.) auf« 
gebofen worden, weil man erwogen babe, 

„daß die durch das Geſetz vom 16. April 1848 begründete Erſatz- 
pfliht mit den allgemeinen Grundjägen der Gerechtigfeit nicht im 
Ginflange ſtehe, daß, je nah ter Größe des Schadens einerſeits 
und dem Umfange und den Bermögensfräften der Gemeinden 
andererfrits, die Ausführung in einzelnen Fällen zu Härten führen 
fünne, melde alles Maß überjchritten, daß aber au der beab— 
fihtigte Zwed der Verhütung tumultuniicher Eigenthumsbeſchädi— 
gungen durch das Gejep nicht erreicht werbr.“ 

Daß dirjelben Gründe auch gegen das Geſetz vom 11. März 1850 
geltend gemacht werden fünnten, werde Niemand leugnen wollen. Aehnliche 
Gründe feien es aber auch gemwejen, welde im Sabre 1824 deu König 
Friedrih Wilhelm III. bewogen hätten, in der Rheinprorinz ein Franzöſiſches 
Geſet aus der Nevolutionszeit, nämlih das Gejeg von 10. Ventemiaire Des 
Jahres IV. zu fuependiren, beiläufig deffelben Geſetzes, welches offenbar dem 
der Preußiſchen National-Bearfammlung am 7. Zuli 1848 von der damaligen 
Staais-Regierung, und im Sabre 1849 der damaligen Erſten Kammer von 
dem Abgeordneten Milde vorgelegten Entwurfe eines Gejeger, „betreffend die 
Verpflichtung der Gemeinden zum Erſaß des bei öffentlichen Aufläufen ver- 
uriadten Schadens“, zum Borbilde gıdient habe. 

Die Staatd» Negierung Scheine bisher auch jeltft erbebiihe Bedenlen 
gegen die Einführung Ted fraglichen Gejepes in die neuen Provinzen gehakt 
zu haben: denn jonft würde fie ſicherlich auch in Bezichung auf dies Geſetz 
von der ihr im Jahre 1866 ertkeilten Dftroyirungebefugniß Gebrauch gemacht 
haben. 

Habe es aber die Staatd-Regierung für bedenllich gehalten, ohne Mit 
wirfung der Landesvertretung ein jo vielfach angefochtenes und anfechtbares 
Gejep, wie das vorliegende, in die neuen Provinzen einzuführen, ſo liege, 
wenigftens für das Haus der Abgeordneten, feine Veranlafjung vor, zur 
nachträglichen Einführung eines ſolchen Gejeges jeine Zuftimmung zu geben, 
und werte deshalb beantragt, 

tem Hauſe der Abgeordneten die Ablehnung des vorliegenden 
Gejepentwurfs zu empfehlen. 

Der Here Vertreter des Minifters des Innern nahm zur Rechtfertigung 
des Geſetzentwurfs Bezug auf die demjelben beigefügten Motive, jowie auf 
die (oben vollſtändig mitgetheilten) Erklärungen, welde der Juftiz« Minifter 
und der Minifter des Innern bei den Berathungen des beitehenden Geſetzes 
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in der Gentral-Abtheilung der National-Berfammlung und in der vormaligen 
Erften Kammer abgegeben haben, und fügte hinzu: 


Man habe mährend der Königlichen Diktatur allerdings in Erwägung 
gezogen, ob man das vorliegende Gefep oftroyiren folle oder nicht? Bei ber 
Zweifelbaftigfeit ber hierbei wieberholt in Grörterung gekommenen Nedts- 
prinzipien habe man es jedoch vorgezogen, die Frage wegen Einführung des 
fraglichen Geſetzes in die neuen Landestheile nicht ohne die Landesvertretung 
zur Enticheidung zu bringen. 


Wenn nun aber die gegen das fegenannte Tumultgefeg geltend gemachten 
Gründe im Jahre 1850 defjen Einführung nit gehindert hätten, jo werbe 
man ſich aud durch dieje Gründe nicht abhalten laffen dürfen, das Geſetz in 
die neuen Provinzen einzuführen. Es würde jı aud in der That ein großer 
Uebelftand jein, wenn in bem einen Theile der Monarchie Erfap für den bei 
öffentlichen Aufläufen verurſachten Schaden, fofern ein folder Erfag überhaupt 
geleiftet werde (mie in Gelle und Hanncver), vom Staate gewährt werden 
jollte, während in dem andern Theile eine Gemeinde dafür auffommen 
müſſe. 

In der hierauf folgenden General-Diskuſſion nahm fein Mitglied 
der Kommilfion für das Geſetz das Wort. Allſeitig ftimmte man vielmehr 
darin überein, daß die in dem Grjepe vom Il. März 1850 zur Geltung ger 
braten Grundjäge mit den allgemeinen Nechteprinzipien nirgendwo in Ein— 
flang zu bringen find, aud zwingende Gründe politiiher Natur für die 
Einführung dieſes Gejeges in die neuen Provinzen zur Zeit nicht vorlägen. 

Von einem Mitgliede der Kommilfion wurde indeſſen geltend gemacht, 
daß in Ermangelung eines Geſetzes, wie des vurliegenden, der bei einem 
Zumulte Beihädigte den ohne fein Verſchulden erfittenen Schaden in ber 
Regel nicht werde eriept erhalten fünnen, weil die Urheber des Schadens eft 
ſchwer zu ermitteln, meiftens aber auch dürftig jeien. 


Es entftehe daher die Frage: wie diefem Uebelftande abzubelfen fei und 
ob es ſich deshalb nicht wenigftens empfehle, tie betreffende Gemeinde für 
eventuell bafıbar zu eıflären ? 

Hierauf wurde erwidert: 

Eine eventuelle Erfagpflicht der Gemeinde würde den allgemeinen Rechts— 
prinzipien ebenſo ſehr widerſprechen, als eine prinzipale. Könne aus allge» 
meinen Geſetzesvorſchriften privatrehtliher Natur eine BVerpflihtung der Ges 
meinde zum Schadenerjape hergeleitet werden, wie 3. B. wenn eine Gemeinde 
erweitlih einen Schaden hätte verhindern fünnen, jo bedürfe es eines Spezial» 
geſetzet, wie des vorliegenten, nicht. 

Treffe aber einerfeits die Gemeinde feine Schuld und fei anberfeits von 
den Schuldigen ein Eriap des bei einem öffentlichen Auflaufe verurfachten 
Schadens nit zu erlangen, jo müffe der Beſchädigte den Schaden, wie bei 
jedem andern Unglüdsfalle, tragen, gegen welchen eine Verſicherung zur Zeit 
nicht möglich jet. 

Wer erſetze denn auch z. B. dem Einzelnen einen durch den Krieg ver— 
urſachten Schaden? Oder habe man wohl jemals ſchon daran gedacht, dem 
Staate oder irgend einer Korporation den Erſatz des Schadens zuzumutben, 
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ben jeder Handel» und Gewerbtreibende in unrubigen Zeiten wegen der Un« 
fiherheit der politiihen Zuftände mehr oder weniger erleide? 


Hier, wie auch in dem Falle eines durch einen Tumult verurfachten 
Schadens müfje der Beihädigte in ber Unvollkommenheit aller menſchlichen 
Einrihtungen feinen Troft ſuchen und finden. 

Bon einem andern Mitgliede der Kommilfion wurde hierzu noch bemerft: 

Wenn man aud ein Bedürfnis als vorbauden annehme, denjenigen 
Privatperfonen, welche ohne ihr Verfchulden bei Aufläufen Schaden erlitten 
hätten, durch eine eventuelle Haftbarfeit der Gemeinde, die zur Abwehr oder 
zur Unterbrüdung eines Auflaufs nicht das Erforderliche gethan hätte, zu 
Hilfe zu fommen, jo könne doch, ſchon um der von der Staatöregierung ge— 
wünſchten Rechtseinbeit willen, dieſem Bebürfniffe nicht dur eine Aenderung 
bes vorliegenden Gejepentwurfs, jondern nur durch ein neues, für die ganze 
Monardie beftimmtes Geſetz abgeholfen werben. 

Die Einbringung eines folden Gelepes fei aber der Initiative der Re— 
gierung zu überlafjen. 

In der Spezialdisfuffion nahm nod 


zu $. 1. 
der Herr Vertreter des Juftiz-Minifters das Wort, um zu erflären: 

Vom rechtlichen Standpunkte aus laſſe ſich freilih das Gejep nicht recht- 
fertigen. Man jei aber davon ausgegangen, baß jede Gemeinde, wenn fie 
zufammenbalte, im Stande fei, Aufläufe zu hindern. Dem trogdem bei einem 
Auflaufe Beihädigten Erjap für den ihm verurſachten Schaden zu leiften, fei, 
von dieſem Standpunkte aus, eine moraliſche Pflicht der betreffenden 
Gemeinde. 

Dieſen Standpunft habe das Juftizminifterium bei ber erften Berathung 
des Gelege eingenommen und |päter feitgehalten. 

Die Staatskaffe zu verpflichten, habe man nicht für zweckmäßig gehalten, 
weil aladann der Antrieb für die Bürger der Gemeinde fortfalle, einen ent- 
ftehenden Zumult zu hindern. 

Bei der hierauf folgenden Abftimmung wurde der $. 1. des Gejepent- 
wurfs mit 10 gegen 5 Stimmen abgelehnt. 

Die 


88. 2. bis 7. 


gaben zu einer materiellen Debatte feine Veranlaſſung. 

Diele Paragraphen wurben auch bei der eventuellen Abftimmung über 
diefelben mit Stimmenmehrheit angenommen; ſchließlich aber wurde bas 
ganze Geſetz mit 10 gegen 5 Stimmen verworfen. 

Es wird beshalb beantragt: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
dem Gejegentwurfe, betreffend die VBerpflidtung 
der Gemeinden zum Erſatz des bei öffentliden 


Aufläufen verurſachten Schadens in den Provin— 
2° 


12 
zen Hannover, Heſſen-Nafſſau, Schleswig-Holitein 
und den Hobenzollernihen Landen (Nr. 113. ber 
Drudjahen), jeine Zuftimmung nicht zu ertheilen. 
Berlin, den 8. Januar 1870. 


Die verftärfte Juſtiz-Kommiſſion. 


Müller (Solingen) [VBorfigender). Wölfel [Berichterftatter). Kratz. 

Zampugnani. Windthorft (Lüdinghauſen). Struckmann. Koch. 

Körbin. dv. Bonin (Schlawe). Gottſchewski. v. Seydewitz. 

Dr. Baehr (Caſſel). Wachler. Havenſtein. Dr. Ebner. Hoſius. 
Dr. Haenel. v. Gerlach. v. Guerard. Mochlitz. 
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Haus der Übgeordneten. 
10. Zegislatur» Periode. 
III. Seffion 1869. 
En 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
König von Preußen ꝛc., 


ertbeilen Unſern Miniftern der geiftlihen, Unterricht und 
Medizinals Angelegenheiten und der Juſtiz den Auftrag, in 
Unjerem Namen den beiligenden Gejep-Entwurf, betreffend 
die den Medizinalbeamten für die Belorgung geridhtsärzt: 
licher, medizinal- oder janitätspolizeiliher Geſchäfte zu ges 
währenden Vergütungen dem Yandtage zur verfaffungsmäs 
Bigen Beſchlußnahme vorzulegen. 
Gegeben Berlin, den 9. Jannar 1870. 


Wilhelm. 


v. Mühler. Leonhardt. 


Allerhöchſte Ermächtigung. 
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Entwurf 


eines 


Geſetzes, betreffend die den Medizinalbe- 

amten für die — gerichtsärztlicher, 

medizinal- oder ſanitäts-polizeilicher Ge— 
ſchäfte zu gewährenden Vergütungen. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden 
König von Preußen ꝛec., 


verordnen mit Zuftimmung beider Häuſer des Landtages der 
Monardie, für den Umfang der legteren, mit Einſchluß des 
Jadegebiets, was folgt: 


8.1. 


Die Medizinal-Beamten erhalten für die im mebizinal- 
oder fanitätspolizeilichen Intereffe an ihrem Wohnort oder 
innerhalb einer Biertelmeile von demſelben zu vollziebenden 
Pre BVerrihtungen Feine Vergütung aus der Staats— 

alle 

Sf die Verrichtung durch ein Privat-Intereffe veran⸗ 
laßt, wie z. B. bei ——— ber ſanitätspolizeilichen Zu— 
läffigfeit einer Fabrik-Anlage, der Bewohnbarkeit einer 
ei ar Lofalität ꝛc., jo fteht den Medizinalbeamten 
ein Anſpruch gegen die Intereſſenten auf eine Gebühr von 
1 bis 3 Rthlr. zu, deren Höhe die zuftändige Regierung 
oder Landdroftei im einzelnen Falle innerhalb der angege- 
benen Grenzen endgültig feftzufegen bat. 


8. 2. 


Für Neifen Behufs Vornahme der im $. 1. bezeichne: 
ten Berrihtungen erhalten die Medizinalbeamten 

I. Kreisphyſiker, Kreiswundärzte und Departements- 

Thierärzte 

a) an Tagegelden . » . . . 2 Rthlr. 15 Sgr. 
für jeden Zag, welder auf das Geſchäft, einſchließ— 
li der Reife, verwendet werden mußte, 
an Reiſekoſten für jede Meile 1 Rthlr., infoweit 
aber Eijenbahnen oder Dampfidiffe — wenn aud 
nur zum Theil bei größeren Touren — zur Neife 
benugt werden können, für jede Meile 10 Sgr. 
Neben dem Meilengelde von 10 Spr. werden au 
Nebenkoften für jedes Ab» und Zugehen zur Bahn 
oder zum Schiff, und zwar für Zus und Abgan 
ufammen 20 Sgr. vergütet. Dieje Vergütung if 
ser für die Hinreife als auch für die Rückreiſe 
u liquidiren. 
Bei der Berechnung der Tagegelder wirb der Tag 
son Mitternadht zu Mitternacht gerechnet. 

1 > 


_ 
— 
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d) Die unter a. und b. bezeichneten Vergütungen wer 
den nur bei foldhen Geſchäften bewilligt, welde an 
einem von dem Wohnert des Arztes mehr als 
eine Biertelmeile entfernten Orte vorgenommen 
werben. 

e) Die Neileloften werben für die Hin« und die 
Rückreiſe befonderd berechnet. Beträgt die Entfer— 
nung weniger als eine Meile, jo wird bieje für 
vol angenommen, bei größeren Entfernungen wird 
das Meilengeld nad) Biertelmeilen vergütet. 

f) Die Departements Thierärzte erhalten den Tage— 
gelderfag von 2 Thaler 15 Silbergroſchen nur 
für folde Geſchäfte, weldhe fie außerhalb des ihnen 
zur freziellen Verwaltung überwiefenen kreisthier— 
ärztlichen Bezirks vornehmen. 

II. Kreisthierärzte erhalten an Tagegeldern 1 Thaler 

10 Egr., an Neifefoften 15 Sgr. für jede Meile, bei 
Meilen auf Gifenbahnen oder Dampfigiffen 7 Ser. 6 Pf. 
und an Nebenfoften 15 Sgr. Im Mebrigen finden bie 
sorftehenden Beftimmungen aud auf Kreisthierärzte An— 
wendung. Haben in bejonderen Fällen erweitlich höhere 
Fuhrkoſten, als die vorftehend bejtimmten, aufgewendet wers 
den müffen, jo find diefelben zu vergüten. 


8. 3. 

Für die von Gerichten oder anderen Behörden ihnen 
aufgetragenen Geidhäfte er die Medizinalbeamten, ſoweit 
fie nit durch bereits beftehende Beitimmungen oder ver- 
möge privatrehtlihen Titels zu unentgeltlicher Dienftleiftung 
verpflichtung find, nach folgenden Sägen zu liquidiren: 

1) für Abwartung eines Termin. . . »2 % 

Diefer Sap findet auch Anwendung 
für die Zugiehung zur mündlichen Haupt. 
verhandlung in Unterfuhungs » Saden, 
und zwar wird berjelbe, wenn die Zus 
jiehung an mehreren Verhandlungstagen 
Aaitgehunben hat, für jeden Tag beſon— 
ders bejonders berechnet. 

2) Für die Befihtigung eines Leichnams 
ohne Obduktion (einjhließlih der Ter— 
mindgebüht) . 2 2 2 2 2 00. 

3) Für den Bericht hierüber (zu 2.), falls 
derjelbe nicht jogleih zu Protofoll gege- 
1 —— 

4) Für die Befihtigung und Obdultion 
eines Leihnams (einichließlih der Ter— 
minsgebüht) . - 2 2222.04 

5) Für den vollftändigen Obduftionsberiht 2 

6) Für jedes anderes mitwiſſenſchaftlichen 
Gründen unterftügte, nit bereits im 
Zermin zu Protokoll gegebene Gutachten, , 
es mag daffelbe den förperlichen oder 
geiftigen Zuftand einer Perfon oder eine 
Sade betreffen - » > 2 2 2 2. 

7) Für die Ausftellung eines Atteſtes * 
nähere Begutachtung des zu atteftirenden 
Zufſtande De 

In dem unter Nr. 6. bezeichneten Fall hat die zuftändige 
Regierung oder Eanddroftei über die Höhe des zu Eewilligen- 
den Sapes innerhalb der angegebenen Grenzen endgültig 
zu entscheiden. 

Wenn Medizinalbeamte fi) zur Reinichrift er Des 
richte oder Gutachten (Nr. 3., 5., 6.) fremder Hülfe bedienen, 
find ihnen Kopialien zum Sape von 2 Sgr. 6 Pf. für den 
Bogen zu bewilligen. 


”> 


*8 


2 bis d.s%. 


8. 4. 


Der bei der Befihtigung oder Obduktion eines Leich— 
namd zugezogene zweite Medizinalbeamte Fann für die 
Theilnahme au dem Bericht feine Gebühr fordern. 
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Sind zwei Medizinalbeamte zu einem gemeinjchafte 
lichen Gutachten über den Gemüthszuftand eines Menjchen 
ler fo erhält jeber derjelben die Gebühr. ($. 3. 
Nr. 6.) 


8. 5. 


Werden die im $. 3. erwähnten Berridhtungen in 
einer eine Biertelmeile überfteigenden Entfernung vom 
Wohnort des Medizinalbeamten vorgenommen, To hat Dies 
jer die Wahl, ob er außer den Reiſekoſten ($. 2b.) die 
im $. 3. beftimmten Gebühren oder Tagegelder ($. 2a.) 
liquidiren will. 

Diele Beftimmung findet au dann Anwendung, wenn 
die Verrihtung an und für fih gemäß $. 3. unentgeltlic) 
vorzunehmen ilt. 


$. 6. 

Sind zu der verlangten ſachkundigen Ermittelung bee 
ſondere Vorbeſuche nötbig, fo ift, falls nicht die Voraus: 
jegungen vorliegen, unter denen Tagegelder und Reiſekoſten 
liquidirt werden Dürfen, für jeden Vorbefuh eine Gebühr 
von 1 Rthlr. zu bewilligen. 

Für mehr als drei —— paſſirt die Gebühr nur 
inſoweit, als die Vorbeſuche auf ausdrückliches Verlangen 
der requirirenden Behörde gemacht find. 


— 


Nichtbeamtete Aerzte oder Thierärzte erhalten, wenn 
fie zu den vorſtehend ($. 1—6.) bezeichneten Verrichtungen 
amtlich aufgefordert werden, in Ermangelung anderweiter 
Verabredung diefelben Gebühren, Tagegelder und Meile 
foften, melde den beamteten Aerzten oder Thierärzten 
zuſtehen. 


— 


Macht eine gerichtliche oder medizinalpolizeiliche Feſt— 
ſtellung die Zuziehung eines Chemilers nothwendig, ſo erbilt 
er für feine Arbeit, einſchließlich des Berichts, eine Gebühr 
von 4 bie zu 25Ntblr., deren Höhe die zuftindige Negierung 
oder Kanddroftei nad Lage des Falles innerhalb der anges 

gebenen Grenzen endgültig feftiegt. 
" Die verwendeten Neagentien und verbrauchten Apparate, 
ſowie etwaige Auslagen für Benußung eines befonderen 
Lokals find ihm neben der Gebühr zu vergüten. 


g§. 9. 


Bei Apotheken-Viſitationen erhält der mediziniſche Kom— 
miſſarius an feinem Wohnort 2 Thlr. Tagegelder, außer— 
halb deſſelben reglementsmäßige Reiſekoſten und Tagegelder. 

Der pharmazeutiſche Kommiſſarius erhält Reiſekoſten 
und Tagegelder nach dem den Kreisphyſikern zuſtehenden 
Sape; außerdem 15 Sgr. für jede revidirte Apotheke als 
Erſatz für verbraudte Reagentien. 


$. 10. 


Das vorftebende Geſetz tritt mit dem Tage in Kraft, 
an welchem das daſſelbe enthaltende Stück der Geſetz— 
Sammlung in Berlin ausgegeben wird. Es findet Amvens 
dung auf alle den MedizinalsPerfonen an vielem Tage 
oder fpäter ertheilten Aufträge, und tritt an Die Stelle der 
Taxe V. vom 21. Juni 1815 und der dazu ergangenen 
Ergänzungen, jowie aller übrigen demſelben entgegenftchene 
den Beftimmungen, weldye hiermit aufgehoben werden. 

Gegeben x. 


esse ie 
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Motive 
zu 


dem Entwurf eines re betreffend die 
den Mevdizinal-Beamten für die Bejorgung 
gerichtsärztlicher, medizinal- oder ſanitäts— 
polizeiliher Gejichäfte zu gewährenden 
Vergütungen. 


Schon feit Fahren haben fi die Vorſchriften über die 
Remunerirung der —IA und Aerzte für die 
Beſorgung gerichtsärztlicher, medizinal- oder ſanitätspolizei— 
un Geſchaͤfte als unzulänglid erwiefen. Die Grundlage 
dafür bildet in ben älteren Provinzen des Staats der Ab- 
Ihnitt V. ber Mebizinal-Tare vom 21. Juni 1815 — 
Geſetz Sammlung Seite 109. ff. — Abgelehen davon, daß 
fie trog ber darin beobadteten Kafuiftif für viele Fälle 
feinen Anhalt bietet und ein Zurüdgehen auf andere Ab- 
Ichnitte der Taxe, welde nur eine analoge Anwendung ge- 
ftatten, nöthig madt, liegt ihr die Unterſcheidung zwiſchen 
praftiihen Aerzten und Wundärzten zu Grunde, welde ihre 
Bedeutung im Weſentlichen verloren hat, ſeitdem bejondere 
Wunbärzte nicht mehr ausgebildet werden. Schon jept ijt 
eine große Zahl von Kreis-Wundarziftellen mit praftiichen 
Aerzten bejept, denen aber gegenüber den Beftimmungen der 
Zare nur die den Wundärzten ausgejegten Vergütungen für 
ihre amtlihen Verrichtungen zugeftanden werden können, 
obwohl dies nad ber von ihnen erworbenen perjönlidhen 
Dualififation nit wohl geredhtfertigt erſcheint. Im einzel 
nen Fällen hat dieſes Mifverhältniß bereits zu erheblichen 
Unzuträglidkeiten bei Wieberbejegung erledigter Kreis-Wunb«- 
arztftelen geführt. Dieſelbe Unterſcheidung ige hinſicht⸗ 
lich der auf dem Allerhöchſten Erlaß vom 10. Juni 1848 
— Geſetz-⸗Sammlung Seite 151. ff. — beruhenden, durch 
Minifterial- Verfügungen vom 12. Juni 1851 und 11. März 
1853 — Horn, das Preußiſche Medizinal-Wejen II. Ausg. 
Band 2. Seite 174. und 175. — näher beftimmten Reije- 
foften und Diäten ber Mebizinal-Beamten. Hier tritt der 
Mebelftand hinzu, daß ohne innere Gründe verſchiedene Säpe 
zur Anwendung fommen, je nachdem bie Reile in König- 
lichen Dienftangelegenheiten oder in gerichtlichen Partei» und 
Unterfuhungsfadhen unternommen wird. Endlich entftehen 
daraus, daß beamtete Aerzte in mehreren Beziehungen ge: 
ringer remunerirt werben, als nicht beamtete, vieifache Schwie- 
tigfeiten in denjenigen Faͤllen, wo geridhtsärztlihe Geſchäfte 
von Privatärzten wahrgenommen werben, indem es in vie 
len Fällen außerordentlich zweifelhaft ift, ob der Privatarzt 
in Vertretung des Medizinal-Beamten gehandelt hat und 
fi demgemäß nad Taxe V. B. — Gejep- Sammlung son 
1815 Seite 122. — mit den geringeren Gebühren des Mebi« 
zinal-Beamten begnügen muß, oder ob er die höheren Säge 
nad Zare I. — Seite 110. a. a. O. — liquidiren darf, 
auf welche er, abgejehen von der Vertretung eines Medizie 
nalsBeamten, vermöge feiner perfönlihen Qualififation Ans 
ſpruch bat. Diefe Lage der Geſetzgebung ift eine Quelle 


BZ 
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zahlreicher Beſchwerden der unerquidliditen Art, deren Ob» 
jeft häufig den Werth des auf ihre Erörterung zu verwen- 
denden Schreibmateriald nicht erreicht, in jedem Fall aber 
mit der darauf von den betbeiligten Behörden zu verwens 
denden Zeit und Arbeitskraft ganz außer Verhältniß fteht. 

Das Bedürfniß, bierin eine Abhülfe zu ſchaffen, ift 
weiterhin wejentlih erhöht durch die Berfhicenheit der 
Grundfäge, nach welden der Gegenftand in dem größeren 
Theile der neu binzugetretenen Landestheile, und bier wies 
derum mit mannichfadhen Abweihungen behandelt wird, 
chne daß hierfür innere Gründe beftehen. Ueberdies find 
erhebliche praftiiche Unzuträglichfeiten nicht zu vermeiden, 
wenn die Dienftreife des Medizinalbeamten fidy über mehrere 
Rechtsgebiete erſtreckt. 

Hiernady wird das Bedürfniß nicht zu bezweifeln fein, 
den Grgenftand für Das gelammte Staatsgebiet neu zu ord— 
nen. Der vorliggende Gefepentwurf, welcher dieſent Bes 
dürfniß Abhilfe zu Schaffen beſtimmt iſt, hält im $. 1. 
Alinea 1. den Grundſatz der Allerhöchſten Gabinet3-Drdre 
vom 14. April 1832 feſt, wonach die Med zinalbeamten 
die ihnen als Organen der Medizinal» und Sanititd: Polizei 
obliegenden Leitungen an ihrem Wohnort unentgeltlich zu 
verridyten haben. Für dieſe Leiftungen werben fie als durch 
ihr Gehalt aus der Staatsfaffe bezahlt erachtet. Dies 
fann jedoch füglih nur bei denjenigen Geſchäften für zus 
treffend erachtet werden, weldye fie ex officio zu verrichten 
baben. Wo ihre Ihätigkeit im Intereffe von Privatperfonen 
in Aufprud genommen wird, was in großen Städten ſehr 
bäufig geſchieht, iſt fein Grund vorhanden, ihnen einen 


Gebührenanipruc gegen die beteiligte Privarperfon zu ver» 


jagen. Aus dieſem Grunde ift das Alinca 2. binzugefügt. 

Der $. 2. enthält eine Abweichung ven dem beftehenden 
Recht, ſofern er die Kreiswundärzte den Kreis Phyfifern 
gleichjtelt. Dies ift bereits bei Erörterung der Bedürfniß- 
frage dadurch motivirt worden, daß die Kreiswundärzte jept 
faft nur noch aus der Zahl dev praftiichen Werzte genommen 
werben fönnen, da Wundärzte nicht mehr approbirt werden. 
Dinfihtlih der Sätze für die Kreisthierärzte ift feine Aen— 
derung vorgefhlagen, weil eine Erböhung der allerdings 
nur geringen Sige zu Gremplififationen andrer Beamteü— 
fotegorien Anlaß geben würde. Dafür, daß fie bei dieſen 
Sähen feinen Schaden leiten, ift durd den Schlußſatz ge— 
jorgt, welder dem $. 2. Pr. 2. des Allerhöchſten Erlafjes 
vom 10. Zuli 1848 entnommen ift. 

Die übrigen Beſtimmungen des $. entſprechen der be: 
jtebenden Praxis. Dies gilt namentlih auch von littr. f., 
indem die Deypartements-Thierärzte zugleich für einen bes 
ftimmten Kreis Kreis:Thierärzte find und innerhalb diejes 
Kreifes nur als jolde zu liquidiren haben. 

Einzelne Geſchäfte, z. B. die Unterfuhung des Geſund— 
heitözuftandes von auf dem Transport befindlichen Gefan— 
genen, ſowie die Unterſuchung erfranfter Königlicher Beam— 
tun im Jnutereſſe des Dienftes haben die Kreis-Phyfifer uns 
entgeltlich zu beforgen. Hieran etwas zu ändern, Tiegt nicht 
in der Abſicht. 

Die Gebührenſätze der Pofttionen 17. entiprehen mit 
geringen Modifikationen und in der Praris als wünſcheus— 
werth erfaunten Zufägen den Vorſchriften der Tare V. vom 
21. Juni 1815. Ginige Pofitionen der lepteren find 
ganz mweggelaffen, weil fie durch die Nr. 6. gededt 
werden. 

Das legte Alinea, die Bewilligung von Kopialien be» 
treffend, iſt in der bisherigen Zare nicht enthalten, 
entipricht aber der beftebenden Praxis und empfiehlt 
fh, um möglichft lesbare Gutachten und Berichte zu 
erhalten. 

Wird bejonderer Motivirung nicht betürfen. 

Die den Medizinalbermten bier freigelaffene Wahl 
zwildhen den Gebühren und den Tagegeldern rechtfertigt ſich 
daraus, daß bei einigen Verrichtungen des $. 3. die Ges 
bübrenfäge höher find, als die Tagegelder, in welchem Fall 
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ber höhere Sap um deshalb, weil die Berrihtung auswärts 
vorgenommen wird, nicht verlagt werden fann. Andrerfeits 
find in andern Fällen die Zagegelder höher. Im dieſen 
Fällen ift der Umftand, daß die vorgenommene Verrichtung 
am Wohnort geringer bezahlt wird, fein Grund, die Tage» 
gelder zu verfagen. Es ift daher dem Beamten die Wahl 
y laffen. Daß neben ZTagegeldern nicht zugleich für die 

errihtung liquidirt werben darf, läßt der 8. hinreichend 
deutlich erkennen. 

Für den hier vorgefehenen Fall eine beftimmte Vor— 
ſchrift zu haben, ift ein in der Praris bervorgetretenes Bes 
dürfniß. Der Vorſchlag jelbft wird einer näheren Motivis 
rung nicht bedürfen, 

Der Fall, daß nichtbeamtete Aerzte zu amtlichen Funke 
tionen berufen werden, fommt in der Praris bäufig vor 
und hat bisher zu vielen Zweifeln und Beihwerden hinſicht— 
lid der Remunerirung Anlaß gegeben, da die Tare vom 
21. Suni 1815 über eine Vertretung des Kreisphufifus 
burh einen andern Arzt Nichts enthält, und die Beftim« 
mung unter B. biejer Zare, wonad ein nicht gerichtlicher 
Wundarzt oder Arzt, welcher die Stelle eines Kreis: oder 
gerichtlihen Wundarztes verfieht, Die dem leptern zuftehen» 
den Gebühren erhalten joll, den Aerzten höchſt nächtheilig 
und läftig war. Durd den Borihlag im $. 7. werden 
diefe Uebelftände in billiger und die Erlangung geeigneter 
Stellvertreter fiherftellender Weiſe geboben. 

Für die Nemunerirung eines bei gerichtlichen oder mes 
dizinalpolizeilichen Feſtſtellungen zuzuziebenden Chemifers muß 
wegen der großen Mannichfaltigfeit und Verſchiedenheit der 
vorfallenden Berrihtungen dem Arbitrium der Regierungen 
ein angemefjener Spielraum gelaffen werden. Der frübere 
Modus der Berechnung nah Arbeitstagen hat fih praktiſch 
nicht bewährt. Bei Abmeffung der Grenzen, innerhalb 
deren fi die Vergütung bewegen joll, ift dafür zu ſorgen, 
daß es nicht an chemiſchen Sachverſtändigen a welche 
geneigt find, für die im Geſetz zugelaffene Entihädigung 
Aufträge zu übernehmen. 

Die Feftftellung einer bejonderen Bergütung für den 
Kreitphufifus, Falls dieſer auf Verlangen des Gerichts der 
chemiſchen Unterfuhung beimohnt, wird durch die Faſſung des 
$. 3. Nr. 6. entbehrlich. 

Das Alinen 1. des $. 9. giebt in veränderter Fafjung 
und mit geringen ſachlichen Modififationen die Nr. 12. ber 
Tare V. vom Jahre 1815 wieder, 

Das Alinea 2. entipriht der Natur der Sade und 
binfihtlih des Pauſchquantums für Neagentien der bit» 
berigen Praxis. 

Bei $. 10. ift nur zu bemerken, daß für die Anwen— 
dung des Gelepes ein möglichit beftimmter Termin, von 
welhem ab alle Aufträge nad dem neuen Geſetz behandelt 
werden follen, wünfcensmwerth ift. Als folder empfiehlt 
ſich am meiften der Tag, an weldem das, das Geſetz 
enthaltende Stüd der Selehfammlung ausgegeben wird. 


S. 10. 
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Auf die Tages» Ordnung einer der nächſten Plenar- 
fipungen wird gejept werben: 


Schlußberathung über den Antrag der Abgeurd» 
neten Wölfel und Genolfen: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: fol— 

gendem Gejegentwurfe jeine Zuftimmung zu ertheilen: 


Geſetz, 
betreffend 
die Form der Grundflücks-Bertheilungsverträge. 


Wir Wilhelm, von Gotte® Gnaden König von 
Preußen ıc. 


verorönen für die Provinzen Preußen, Brandenburg und 
Pommern, jedoch mit Ausihluß von Neuvorponmern, jowie 
für die aeg Sclefien, Polen und Sachſen unter Zu— 
ftimmung der beiden Häufer des Landtages der Monardhie, 
was folgt: 


Einziger Artikel, 


Die 88. 2. bis 5. des Gefepes vom 24. Mai 1853 
zur Ergänzung des Gejeges, betreffend die Zerftücdelung von 
Grundftüden und die Gründung neuer Anfiedelungen, vom 
3. Januar 1845 (Gej.-S. für 1853 ©. 241. ff.), werden hier» 
mit aufgeboben. 

Wenn Grundftüde durch Kauf- oder andere Veräu— 
ßerungs-Verträge zertheilt, von einem Grundſtücke einzelne 
Theile abgezweigt, oder Grundftüde, welche Zubehör eines 
anderen Grundftüdes find, von Ddiefem abgetrennt werden 
ſollen, jo genügt fortan zur Gültigfeit des Vertrages die 
ichriftlihe Form. 

Urkundlich ꝛc. 

— Nr. 241. der Druckſachen. — 
Neferenten: Abgeordnete Leſſe und Lampugnani. 


Antrag der Meferenten: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
dem vorftehenden Gejep-Entwurfe die verfaſſungs— 
mäßige Zuftimmung zu ertheilen. 


Berlin, den 15. Januar 1870. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
von Forckenbeck. 
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Abanderungs: Anträge 


dem Entwurf einer Areisordnung (Mr. AM. der 


Druckſachen). 


v. Bockum-Dolffs. Das Haus der Abgeordneten wolle 
beſchließen: 
I. dem $. 28, folgenden Zuſatz hinzuzufügen: 

5) für die Erhaltung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung die nöthigen Anordnungen zu 
treffen. 

Zur Erreihung diefer Zwede find die Poli« 
zei · Exekutiv - Beamten jeinen Weilungen Folge 
zu leiſten verpflichtet, auch kann er in Fällen, 
in welchen Gefahr im Verzuge obwaltet, Wider- 
ſpenſtige mit Zwangsverfügungen bedrohen und 
ſolche in Vollzug ſetzen laffen. 

U, dem $. 64. als Abſatz 3. hinzuzufügen: 

Das Geſetz, betreffend die Konflifte bei 
gerichtlihen Berfolgungen wegen Amts- und 
Dienfthandlungen vom 13. Februar 1854 (G.⸗S. 
S. 86.) findet auf den Landrath, den Amts: 
bauptmann und auf den Gemeinde-Vorfteber, 
wie auch auf die Stellvertreter derfelben feine 
Anwendung. 


Berlin, den 14. Januar 1870. 


ed 
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Abäanderungs: Anträge 


zu dem 


Entwurf der Kreisordnung. (Mr. A, der Druckſachen.) 


I. 


Grofchfe. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
In $. 40. des Entwurfs Zeile 3. u. 4, das Alinea 
l., jowie das Alinea 2., zu ftreichen, und dafür zu 
jepeu: 
deren Umfang und Zuiammenjegung unter möõg⸗ 
lichfter Berüdfihtigung der beſtehenden Berhält» 
niffe nad dem Bedürfniß der Einwohner des 
Bezirls und einer zwedmäßigen Verwaltung 
zu bemefjen ift. 


Graf Bethuſy⸗Hue. Das Haus der Abgeordneten wolle 
beichliehen: 

Im erften Alinea des $. 59. hinter das Wort 
„Kreistage” die Worte „mit der Mapgabe* einzu- 
ſchalten und an dem Schluß des Alinea die Worte 
hinzuzufügen: „daß dielelbe den Betrag von 1 gr. 
pro Kopf nicht überfteigen darf.” Dis Alinea 2. 
aber wie folgt zu faſſen: „Ingleichem ſeht der Kreis 
tag auf Vorſchlag des Kreis⸗Aueſchuſſes die einem 
commiflariihen Amtshauptmann zu gewährende 
Remumeration feft, ohne hierbei an ein Limitum 
gebunden zu ſein.“ 


III. 


v. d. Kneſebeck (Ruppin). Das Haus der Abgeordneten 
wolle beſchließen: 

am Schluſſe des $. 59. die Koſten der Polizei⸗ 

Verwaltung betreffend, folgenden Zuſah einzuſchalten: 

„Bon den bei den Bezirksregierungen, Domai- 

nen und Rent-Aemtern, Diftriftstommiffariaten 

und fonftigen Königlichen Polizei-Berwaltungen 

in Folge diejes Gelepes zutünftig durch Einge- 

ben von Beamtenftellen und durch Erjparung 

von Verwaltungs» Koften disponibel werdenden 

Gtatt-Summen, werben auf die einzelnen Kreile 

nach der Seelenzahl, (bie zur Höhe von zwei 

Silbergroihen pro Kopf der Bevölkerung) Ber 

waltungs-Zufhüffe vertheilt und den Kreiſ⸗Kom⸗ 
munal⸗Fonds überwieſen.“ 


Berlin, den 16. Januur 1870. 


ne 
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Anträge 


zum 


Entwurf der Kreisordnung. (Ar. 4. der Druckſachen.) 


Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
1) Im &. 39. ftatt des Abjapes 2. zu ſetzen: 
die Ausübung der Polizei geichieht fortan im Nas 
men bed Könige. 
2) Zum $. 40, 
a. den erften Abjag wie folgt zu faſſen: 
Behufs der Verwaltung der Polizei und ande 
ver öffentlicher wie fommunaler Angelegenbeiten 
wird jeder Kreis, mit Ausihluß der Städte in 
Amtöbezirfe von 2000 bis 5000 Einwohner ge- 
tbeilt. 
b. Im Alinea 2 ftatt „10,000“ zu jegen: 
„5000*, 
ce. In demjelben Abjap das Wort „örtliche” zu 
ſtreichen. 
3) Den 8. 41. jo zu faſſen: 

Das Amt bildet einen Kommunalverband mit 
den Rechten einer Korporation. 

Seine Zuftändigfeit wird durch dieſes Gejeg und 
im übrigen durch die zu erlaffende Landgemeinde 
Ordnung geregelt. 

4) Den $. 42. jo zu faffen: 

Gemeinden von mindeftensd 1500 Einwohnern 
ſollen einen Amtäbezirk für ſich bilden, jofern nicht 
die örtlichen Berhältniffe die Zulegung kleinerer 
Gemeinden oder Gutsbezirfe durhaus erforderlich 
madhen. 

5) Den $. 48, zu fallen: 
a) Abiap 1. 
Der Amtsbezirk foll ein räumlich zufammen- 
hängendes Flächengebiet umfafjen. Außer 
dem ift bei Abgrenzung befjelben neben der 
Rückſicht auf angemefjene Größe und Ab- 
rundung möglichft darauf zu achten, daß u. ſ. w. 
wie im Regierungd-Entwurf bis zum Schluß 
des Paragraphen. 
b) als Abſatz 2. hinzuzufügen: 
Unbeihadet der vorftehenden Vorſchriften 
und der Beftimmungen des $. 42. joll der 
Amtsbezirk thunlichft durch Zuſammenlegung 
von Gemeinden und Gutöbezirfen gebildet 
werden, 
6) Im 8. AM. den Sap 2. zu fallen: 
Künftige Beränderungen der Amtsbezirke er— 
folgen in gleicher Weile, jedoch nad) Anhörung 
der betheiligten Amtövertretungen. 
7) Statt der $$. AB. bis 49, des Entwurfes folgende 
Paragrapben anzunehmen: 
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$. 45. 

Der Vorfteber des Amts (Amtshauptmann) 
verwaltet die Polizei im Amtöbezirfe und bie 
fonftigen Kommunal« Angelegenheiten des Amts 
unentgeltlich nad näherer Vorſchrift dieſes Ge— 
feges und der Landgemeinde» Ordnung. 
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Bis zum Erlaß der Landgemeinde-Drdnung 
gelten für die Bildung der Amtsvertretung fol 
gende Beftimmungen: 

In Landgemeinden, welde einen eigenen 
Amtd-Bezirf bilden, nimmt die Gemeindevertres 
tung zugleih die Geſchäfte der Amtövertretung 
wahr. 

In zufammengejegten Amtöbezirfen befteht die 

Amtövertretung: 
1) aus den Vertretern ſämmtlicher Landgemeinden, 
und zwar werden Gemeinden von mindeftend 
100 Einwohnern durd ihren Vorſteher, größere 
Gemeinden auf je fernere 250 Einwohner durch 
einen ihrer Schöffen, und wo deren Zahl nicht 
ausreicht, durch ein hierzu gewähltes Gemeinde- 
mitglied vertreten. 

Für die Gemeinden des Amtsbezirks von 
weniger als 100 Einwohnern wählen die Bor« 
fteher die den Gemeinden zufommende Zahl der 
Vertreter. Diele wird beftimmt durd) das Ver— 
hältniß der Einwohner diejer Gemeinden zu den 
Einwohnern der größeren Gemeinden; 
aus den Befipern der jelbftftändigen Güter, 
welche mindeftens 1000 Rthlr. Grunditener-Rein, 
ertrag, beziehungsweile Gebäubefteuer-Nupungs- 
werth ergeben. 

Die Zahl der Mitglieder darf jedoch das 
Verhäliniß der auf dieſe Güter fallenden Grund» 
und Gebäudefteuer zu den gleichen Steuern der 
Landgemeinden und der Fleineren jelbftftändigen 
Gutsbezitke nicht überfteigen. Iſt hiernach deren 
Zahl geringer als die der Befiger, jo bilden 
diejelben einen Wahlverband; 
aus den Vertretern der ftelbftftindigen Guts— 
bezitfe son meniger als 1000 Thlr. jährlichen 
Srundjteuer» Reinertrage, beziehungsweiſe Ges 
bäubefteuer- Nupungswerthe. Die Zahl dieſer 
Mitglieder darf gleichfalls nicht das Verhältniß 
der auf diefe Güter fallenden Grund» und Ges 
bäubdefteuer zu der gleihen Steuer der Land» 
gemeinden und der größeren Güter überjteigen. 

In jedem Falle jedoch jollen die Fleineren Ger 
meinden, die Befiger der größeren Güter und die 
Befiper der kleineren Gutsbezirfe je einen Vertreter 
wählen. 
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z. 47. 

Die Amtsvertretung iſt berufen, über die Ans 

gelegenheiten des Amtsbezirks nad näherer Vor— 

ſchrift dieſes Geſetzes zu beratben und zu beichließen. 
Zu ihren Befugniffen gebört: 

1) die Wahl des Amtshauptmanns und des Stell» 
vertreterd, jo wie die des Eipes für die Bes 
rathungen der Amtövertretung; 

2) die Beihlußfaffung über diejenigen Polizei-Ver— 
ordbnungen, welde der Amtshauptmann unter 
ihrer Zuftimmung zu erlaffen befugt ift; 

3) die Bewilligung und Controle der Ausgaben, 
welde die Berwaltung ber Polizei im Amte 
erforberlih macht; 

4) die Feſtſtellung der Unfoftenentihädigung für 
den Amtehauptmann, ſowie der übrigen Ber 
waltungsfoften; 

5) die Beſchlußfaſſung über ſolche Kommunalanges 
fegenbeiten, welche die Gemeinden und Gutsbe- 


N? 259. 3 


zirfe durch übereinftimmenden Beſchluß dem 
Amtöbezirfe überweilen; 

6) die Zuftimmung zur Ertbeilung der Konzeffionen 
um Betrieb der Gaft- und Schankwirthſchaft, 
* zum Kleinhandel mit Getränken ($. 51. 


Nr. 3.); 

T) die Beftellung, jowie die Wahl bejonderer Kome 
milfionen oder Kommiſſarien zur Vorbereitung 
und Ausführung von Beſchlüſſen der Amtsver— 
tretung; 

8) die Beſchlußfaſſung über ſonſtige Angelegenheiten, 
weldye ber — aus dem Kreiſe jei« 
ner Amtsbefugniffe, der Amtsvertretung zu dieſem 
Zwede ungerbreitet. 

Die Sigungen der Amtsvertretung find öffentlich, 

fofern nicht für einen einzelnen Gegenftand die 

Deffentlichkeit der Verhandlung ausgeſchloſſen wird. 

. 48, 


Der Amtshauptmann, jowie der Stellvertreter 
defjelben werden unter der Leitung des Landraths 
von der Amtsvertretung nah Mafgabe des an- 
liegenden Wahlreglements auf drei Jahre gewählt. 

Außer wegen der im $. 7. zugelaffenen Ent— 
Ihuldigungsgründe dürfen aud Diejenigen Einge— 
jeffenen des Amtsbezirks, welche nicht entweder 
Staats-Einfommenfteuer oder mindeftens jährlich 
18 Rthlr. an Klaſſenſteuer oder 20 Rthlr. an 
Grundfteuer (ausichließlih der Zufchläge) oder 24 
Rthlr. an Gewerbefteuer entrichten, die Annahme 
der Wahl ablehnen. 

Megen der Beftätigung diefer Wahlen gelten 
die Vorfchriften des $. 24. 

Der Amtöhauptmann und deffen Vertreter wer— 
den vom Landrath beeibigt. 

49 


Wird die Betätigung der Wahl verlagt, oder 
die Annahme der Wahl abgelehnt, jo finden Die 
Vorſchriften des 8. 24. Abjag 3. finngemäße An— 
wendung. 


Berlin, den 16. Januar 1870, 


Miquel. v. Hoverbed. Böhmer Klop. Laster. 
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Abanderungs: Anträge 


zum 


Entwurfe der Hreisordnung. (Ar. A, der Druckfachen.) 


Hoffmann. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
1) Dem $. 39, als beionderes Alinea hinzuzufügen: 
In den Städten und in den Drtichaften 
(Kleden) des platten Landes, deren Gemeindes 
Verfaffung gemäß der Beltimmung im $. 1. 
Abjap 2. der Städte-Ordnung für die ſechs 
öftlihen Provinzen vom 30. Mai 1853 geregelt 
ift, wird die Ortöpolizei von dem Gemeindevor« 
ſteher (Bürgermeifter) nach den Vorſchriften der 
Städte-Didnung verwaltet. 
2) Dem $. 40, hinter den Worten: „mit Ausſchluß 
der Städte" hinzuzufügen: 
„und der im $. 39. bezeichneten Ortichaften 
(Bleden)." 
3) Dem $. 40. am Schluffe als befonderes Alinea 
hinzuzufügen: 

Auf Antrag der Vertretung einer Bleden- 
gemeinde ($. 39.) kann diejelbe einem Amtsbezirfe 
einverleibt werden ($. 44.). 

4) Dem 8. 52, hinter dem Worte „Magiftrate” bins 
zuzufügen: 
„und in den $. 39, bezeichneten Ortſchaften von 
ber Gemeindebehörde (Bürgermeifter und Ges 
meinbeverordnete).* 
5) Dem $. 59, am Schlufje hinzuzufügen: 
„und der im $. 39, bezeichneten Ortſchaften“. 
6) Im $. 112, und zwar 
a) der Beftimmung sub I. 2. hinter den Schluf- 
worten: 
„des Magiftrats" hinzuzufügen: „und 
der Gemeindebehörde eines Fleckens ($.52.)." 
b) die Beftimmung sub I. 3., Zeile 2. die Worte: 
„Hädtiihen Behörden“ zu ftreihen und 
an deren Stelle zu jepen: 
„beziebungsweile des Magiftrats und der 
Gemeindebehörde eines Fleckens.“ 
e) in der Beſtimmung sub IV, 1. die Schluß— 
worte: 
„der ftätiichen Polizeibehörde* zu Bee 
und an deren Stelle zu fepen: „der Po- 
lizeibehörde einer Stadt oder eines Fleckens 
(8. 39.).* 
d) in der Beftimmung sub V. 2. am Schluſſe 
die Worte: „und der Magifträte” zu ftreichen 
und an deren Stelle zu jegen: 


, la er ber Magifträte und ber 
Gemeindebehörbe der Fleden ($. 52.).“ 

e) in ber Beltimmung sub VI. Abſatz 1. bie 
Worte am Schluffe: „und ftäbtiidhen Polizei« 
Verwaltungen” zu ftreihen und an deren 
Stelle zu Tegen: 

„Degiehumge weile der Polizei-Berwaltung 
einer Stadt oder eines Fledeus ($. 89.)* 

f) in der Beftimmung sub VII. die Worte am 
Schluſſe: „der Magifträte” zu ftreihen und an 
deren Stelle zu fepen: 

auegiehunge weile der Magifträte und ber 
Gemeindebehörbe der Fleden ($. 52.) 
g) re Ueberſchrift des Abſchnitts IX. wie folgt, zu 


LE Sn Kommunal-Saden: 
A. der Landgemeinden und felbftftändigen 


Gutsbezirke ;* 
— am Schluſſe dieſes Abſchnitts zu 
etzen: 
B. der im F. 39. bezeichneten Ortſchaften 
(Bleden): 


„Das durch die Städteordnung vom 
30. Mai 1853 und das Statut der bes 
treffenden Flecken ber Bezirks⸗-Regierung 
oder den nachgeordneten Organen derjelben 
zuftehende Kommunal-Auffigtäredt. 

Die nad) Mafgabe der in den 88. 244, 
39., 40., 52. und 112. hinſichtlich der 
Fledengemeinden getroffenen Beftimmungen 
erforderlihe Abänderung der Statuten die» 
fer Gemeinden erfolgt mit Genehmigung 
des Minifters des Innern.” 


Berlin, den 16. Januar 1870. 
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Eventueller Abänderungs» Antrag 


zum 


Entwurf der Hreisordnung. (Mr. AM. der Brucfachen.) 


Dr. Glafer, v. Denzin. Das Haus der Abgeordneten 
wolle beidhließen: 
Im Falle der Nichtannahme des Abänderungss 
Antrags Groſchke: 
1) 8. 40. Abſatz 1. ftatt der Worte: „von 2000 
bis eima 10,000, im Durdichnitt 4000 bis 
6000 Seelen" zu jegen: „500 bis etwa 10,000 
Seelen.* 
2) 8.40, Abjap 2. ftatt „einzelnen“ zu jegen: „ben.“ 


Berlin, den 17. Zanuar 1870. 


ee 
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Zufammenftellung 


der 


XU. Kommiffion aus den Petitionen, ſo— 

weit diejelben auf den vierten und fünften 

Abjchnitt des IL. Titels des Kreisordnungs- 
Entwurfs jich beziehen. 


1. Zu $$. 20—60. Petition des Redakteurs Dr. H. Stolp 
zu Berlin (II. Ne. 510.), welder beantragt: 
Im Interefje einer befferen Eyftematifirung, und um 
Verwirrungen zu vermeiden, 
die SS. 20.60, als bejonderes Geſetz zu behandeln. 
2. Zu 88. 40.—44. Petition Defjelben (II. Nr. 510.), wor 
rin gebeten wird, 
Die im Abſchnitt IV. behandelten Amtsbezirke in mög» 
lichſt gleichartig geftultete kommunale Verbände von 
2 bis 6000 Seelen, welde entweder aus einer einzel 
nen Ortſchaft, oder einer aus mehreren Drtfhatten 
zulammengelegten Bollgemeinde befteben, umzuwandeln. 
3. Zu $. 40. (II.Nr. 773. 809. 841. 855. 950.) 
Der Herzoglihe Generalpädter Schlenner in Nieder- 
Hartmannsdorf bei Wieſau im RNegierungs » Bezirk 
Liegnig; der Ortsvorftand von Wiefau; 57 Einwohner 
der Driihaft Küpper; die Ortsrichter Schindler in 
Nuppendorf, Hecht in Fenfendorf, Pocaß in Neihenau, 
Zilad in Ziebern — Kreiſes Sagan; 80 Einwohner 
von Dittersbah, Kreiſes Sagan; der landwirthſchaft⸗ 
liche Ruftifals Berein zu Edersdorf (49 Unterfchriften) 
beantragen in gleihlautenden Petitionen: 
zwar die Kreisordnung einer durchgreifenden Res 
form zu unterziehen und namentlih die Zufammen- 
jegung des Kreistages in der vorgeſchlagenen Weiſe 
abzuändern, Dagegen feine großen Polizeibezirke 
zu bilden, welde unnügen Zeitverluft und Koften 
herbeiführen, fondern lieber 30 kleinere, als 
10 größere Amtsbezirke für jeden Kreis zu 
Ihaffen; die Idee der Gejammtgemeinden dagegen 
entichieden abzumeilen und die fleinen Einzelge— 
meinden in ihrer feitherigen Verfaſſung zu belaffen. 
4. Zu $. 42. (II. Nr. 487.) 
Magiftrat und Stadtverordnete von Aſchersleben for 
dern, daß die Kommunal» und Polizei» Verwaltung 
der Städte auf den ganzen Bezirk der Stadt — ein« 
ſchließlich der darin belegenen, bisher erimirten Domä— 
nen und Nittergüter — ausgedehnt werde. 
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5. 88. 46. 47. (IT. Nr. 400, II. Nr. 698.) 

Magiftrat und Stadtverordnete zu Marienburg und 

Heiligenbeil, deren principale Anträge weiter gehen und 

gehörigen Orts Erwähnung finden, beantragen eventuell: 
daß die Amtöhauptleute und deren Stellvertreter 
aus der Reihe der dazu gefeplih qualificirten Pers 
fönlichfeiten durch den Kreistag unter Vorbehalt 
Königliher Beftätigung zu wählen jeien. 

6. Zu 8. 48. (II. Nr. 698.) 

Magiftrat und Stadtverordnete zu Heiligenbeil ver» 

langen eventuell 
die Beftellung des Amtshauptmanns auf jechs ftatt 
auf drei Sabre. 

7. Zu $. 55. (I. Rt. 610.) 

Mehrere Mitglieder des landwirtbſchlichen Vereins zu 

Freienwalde in Pommern (A. v. Wedell und Genoffen) 

erjuhen das Haus der Abgeordneten: 
den vorgelegten Entwurf der Kreis-Ordnung für 
die öftliden Prozinzen im Interefje des Grund» 
beſihes und der Landwirthe abzulehnen oder auf 
eine dieſen Interefjen mehr entipredhende Umgeftal« 
tung binzumirfen. 

Hiebei ſprechen Petenten unter Anderm die Ans 
fiht aus, daß die nah dem Kreis:Drbnunge-Ent- 
wurfe beabfihtigten Berwalturgs:Drgane, beionders 
das Juftitut der Amtshauptleute, nicht mit den 
Befugniffen ausgeftattet jeien, welche fie bei einer 
„wirflihen Organilation der Gelbftverwaltung“ in 
Auſpruch nehmen können und im Iutereffe ihrer 
Wirkſamkeit nehmen müffen. Es jei z.B. abfolut 
notbwentig, daß den Amtshauptleuten fofort Folie 
zeirichterliche Funktionen zugeftanden werden, welche 
nah dem Entwurfe erh für eine jpätere Zeit in 
Ausfiht genommen feien. 

8. Zu $. 58. (II. Nr. 698.) 
Magiftrat und Stabiverordnete zu Heiligenbeil bean» 
tragen eventuell, den $. 58. durch folgende Beftimmung 
zu erjepen: 
ber Amtshauptmann kann durch richterliches Er— 
fenntniß jeder Zeit feines Amts enthoben werden. 
9. Zu $. 59. (II. Nr. 616.) 
Petition mehrerer Mitglieder des landwirthſchaftlichen 
Bereind zu Treptow a. ZTollenfe, Fr. Peterd und Ges 
noffen, welche bitten: 
den Entwurf der Kreisordnung — — ſoweit 
er die Verpflichtung der Amtsbezirke feſtſetzen will, 
die Koſten der kommiſſariſchen Verwaltung der 
Amtshauptmannſchaft zu beſtreiten. 

10. Zu 8. 61. (II. Nr. 400. 698.) 

Magiftrat und Stabtverorbnete zu Marienburg und 

zu Heiligenbeil beantragen eventuell, zu beichließen: 
daß die Landräthe vom Kreistage zu wählen und 
vom Könige zu beftätigen feien. 

11. Zu $. 62. (II. Nr. 401. 1. Nr. 383. 487.) 
Magiftrat zu Quedlinburg, ſowie Magiftrat und Stadt: 
verordnete zu Egeln und zu Ajcersleben beantragen: 

daß bei der Anordnung der Stellvertretung des 
Landraths die Bürgermeifter in gleicher Weile wie 
die Amtshauptleute berüdjihtigt werden. 

12a. Zu $. 64. (II. Nr. 401. 417. 438, 487. 611. IL, 
Nr. 383.) 

Die Magiftrate zu Quedlinburg und Liegnip, lep« 
terer unter Bezugnahme auf die Petitionen der Städte 
Elbing und Bromberg, jowie Magiftrat und Stadt— 
verordnete zu Egeln, zu Aſchersleben, zu Liegnip und 
zu Landsberg ayB. beantragen, 
daß die PolizeirBerwaltungen der Städte mit mehr 
als 10,000 Einwohnern von ber Auffiht des Land» 
raths befreit werden; 
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12b. Zu $. 64. (II. Nr. 400.) 


12c. 


Magiftrat und Stabtverorbnete zu Marienburg 
beanſpruchen F — für ſämmtliche Städte. 
Zu 8. 64. (II. Nr. 686.) 

Sn einer Heilen bes Magiftrats zu Anclam wird 
dagegen Einwand erhoben, daß nad $. 64. bes Ent- 
wurfs die Aufſicht über die gelammte Polizei-Verwal- 
tung im Kreiſe dem Landrath erhalten bleiben jolle. 
Es fei das eine oft beflagte Beeinträchtigung ber grö- 
eren Städte. Städte über 10,000 Einwohner — 
für welche principaliter das Recht in Anſpruch genom- 
men wird, aus dem Kreisverbande ganz auszuſcheiden, 
— müßten jebenfalld von biejer Salt befreit werben. 
Nur ausnahmsweife gebe es noch Städte von diefer 
Größe, deren Bürgermeifter nicht die Qualität zu ben 
höheren Verwaltungs⸗ reſp. Richter⸗Aemtern beſäßen, 
während dies von den Landräthen nicht überall, und 
am wenigften von ben biejelben vertretenden Kreis— 
Sefretairen gelagt werben könne. Die Aufrehterhal- 
tung des Aufſichtsrechts ſei unter folden Umftänden 
mit ber Stellung und dem Anſehen der größeren 
Städte unvereinbar. 


13. Zu $. 65. (I. Nr. 400.) 


Magiftrat und Stadtverorbnete zu Marienburg 
beantragen Eremtion der Städte von den bem . 
Landrathe im $. 65. beigelegten Befugniffen. 


Die XI. Kommiffton. 
Der Borfipende: Der Beridterftatter: 


Graf v. Schwerin: Pusar. ®. dv. Bunfen. 
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Haus der Übgevrdneten. 
10, Zegislatur» Periode. 
III. Seffon 1869. 





Auf die Tages- Ordnung einer der nächſten Plenar— 
Sigungen wird gejept werden: 


Miündlicher Bericht der Referenten für die Schluf- 
beratbung über Ten Antrag der Abgeordneten Wölfel und 
Geneſſen (Nr. 241. ter Drudiaden) über die Petition der 
bei den Kreiegerichten in Worbis, Heiligenftadt und Nort« 
bauſen angejftellten Notare (11. Nr. 1126.), in welcher die— 
jelben beantragen, 

dahin zu wirfen, Daß alle Verträge, durch melde über 

das Eigenthum eines Grundſtückes verfügt wird, zu 

ihrer Gültigfeit der gerichtlichen oder notariellen Korm 
bedürfen. 
Neferenten: Abgeordnete Leſſe und Kampugnani. 


Antrag der Neferenten: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
die vorbezeichnete Petiton durch die Annahme des 
Antrages des Abgeorbneien MWölfel und Genoffen 
(Nr. 241. der Drudjachen) für erledigt zu 
erachten. 


Berlin, den 17. Januar 1870. 


Der Präfident des Hauſes der Abgeordneten. 
von Fordenbed. 
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PRerichterftatter: Haus der Abgeordneten. 
Abgeordneter Richter 10. Regislatur: Periode. 
(Königsberg). Ill. Seffion 1869. 





Bericht 


ber 


Kommiffion für Finanzen und Zölle über 
den Gejeß-Entwurf wegen Aufhebung der 
Mahl- und Schlachtſteuer und Einführung 
der Klaſſenſteuer in mehreren Städten — 
Nr. 129. der Drudfahen — und über die 
auf die Nenderung der Mahl- und Schlacht— 
jteuer- Gejeßgebung bezüglichen 
Petitionen. 


Die Erhebung der Mahle und Schlachtſteuer beruht 
aud heute im Wejentlihen noch auf dem Gejepe vom 30. Mai 
1820. Die Mahl» und Scladtiteuer jollte danach in 132 
Städten, welde in der Beilage B. zum Abgabengeſetz vom 
30. Mai 1820 namentlid aufgeführt wurden, an Stelle der 
damals jonft im ganzen Lande eingeführten Klafjenfteuer 
erhoben werden. Eine Berbraudsaccije von Mehl und 
Fleiſch war in den Städten überhaupt herkömmlich geweſen. 
Diefe auch in dem erwähnten 132 Städten zu befeitigen und 
mittelft der Klaffenfteuer überall eine vollſtändig gleiche Bes 
Steuerung von Stadt und Land berzuftellen, trug man da» 
mals Bedenken, einmal, weil man es für ſchwierig bielt, in 
volfreihen Ortſchaften bei dem jchnellen Wechſel der Ge» 
werbsgehülfen, der Zagelöhner und des Haudgefindes den 
richtigen Eingang der monatlihen Steuererhebungen zu 
fihern, jedann aud wegen des anſcheinend hervortretenden 
Mangels in größeren Städten an binreihenden Kennzeichen 
für die Vertheilung der Einwohner nah Steuer: Klafjen. 
Neben den großen Städten wurden indefjen auch minder 
anjehnlihe Städte, in welden die Hebung der Mahl- und 
Schlachtſteuer gefihert jchien, auf ihren Wunſch in die er- 
wähnte Lifte der mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte 
aufgenonmen. 

Dem veränderlihen Weſen der lofalen Eigenthümlid- 
feiten entjprechend, wollte das Gejeg von 1820 die Reihe 
der mahl» und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte nicht ſchließen, 
jondern ftellte es den ſtädtiſchen Behörden frei, den Hin» 

el ober Abgang von diejer Klaffe der Städte zu bean» 
tragen. Demgemäß famen von 1820 bis 1847 zu den 
mabl» und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten hinzu die 4 bis 
dahin Mafjenfteuerpflidtigen Städte Zaborowo, Nügenmwalde, 
Kofel und Burtſcheid. Bon diefen find indeß theild vor, 
ıheils nach 1847 die drei erfigenannten Städte inzwiſchen 
wieder zur Klaſſenſteuer zurüdgekehrt (nämlich Nügenwalde 
1846, Koſel 1849, Zaborowo 1863), während das nahe 
bei Aachen gelegene fabrifreihe Burtſcheid jhon wegen dies 
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jer Nachbarſchaft einer mahl- und jchladhtfteuerpflichtigen 
Stadt bei diefer Steuer verbleiben mußte und auch heute 
noch als Beftandtheil des Aachener Steuerbezirfs angejehen 
wird. Bon den 132 Städten, welche 1820 Hr mahl« und 
ichlachtfteuerpflichtig erflärt wurden, find von 1820 bis zum 
Zufammentritt des Bereinigten Landtages im Früh— 
jahr 1847 30 Städte zur Klaffenfteuer übergegangen. 
Es waren dies zunächſt 8 Fleinere Städte in den vor- 
mals Polniſchen Landestheilen, nämlid Czarnikau, Filehne, 
Schönlanfe, Schneidemühl, Chodziefen, Rogafen, Bojanowo 
und Zduny. Cine zweite Gruppe bildeten die 9 weftphälifchen 
Drte: Dortmund, Soeft, Warendorf, Kösfeld, Bodolt, 
Herford, Arnsberg, Bielefeld und Hamm. Außerdem hatten 
noch die Mahl- und Schlachtſteuer mit der Klaffenfteuer 
vertaufcht die ſchleſiſchen Städte Reichenbach, Grüneberg, 
Goldberg, Lauban, Die rheiniihen Städte Duisburg, 
Kreuznah, Weplar und Jülich, die ſächſiſchen Etädte 
Eilenburg und Mühlhauſen, endlich Braunsberg in Weit: 
preußen, Swinemünde in Pominern und Züllichau in Brans 
denburg. Da von den vier bis 1847 zur Mahl- und 
Schlachtſteuer neu binzugefommenen Städten Rügenwalde 
ihon 1846 wieder zur Klaffenftener zurüdgefehrt war, jo 
batte im Ganzen die Zahl der mahl- und ſchlachtſteuerpflich— 
tigen Städte von 1820 bis 1847 um 30 —4+ 1 = 27 
abgenommen, betrug aljo beim Zufammentritt des Vereinig- 
ten Landtages ftatt 132 nur noch 105. 

Auh in folden Städten, in welden die Mahl: und 
Schlachtſteuer fort erhoben wurde, hatte die Steuer häufige 
und lebhafte Angriffe zu beftehen. Zahlreiche Petitionen 
veranlaßten die Erörterung der Zwedmäßigfeit dieſer 
Steuer in den provinzialftändiihen Verſammlungen. 
Schon damals beihwerte man fi wie heute über die 
Steuer wegen ihrer umgleihen Belaftung von Stadt 
und Land, der Bertheuerung der nothwendigften Lebensd-» 
mittel, der Behinderung der Berfehröfreiheit, großer 
Erhebungskoſten, ftarfen Anreizes zu Defraudationen und 
Doppelbelaftung der in der Umgebung der mahl- und ſchlacht⸗ 
ftenerpflihtigen Städte wohnenden Bevölkerung. Dieſe 
Gründe beftimmten die Provinzialftände der Provinzen 
Preußen und Weftphalen, Anträge wegen völliger Aufs 
bebung der Mahl- und Schladtfteuer und Erjegung der« 
jelben durch die Klaffenfteuer zu ftellen. 

Der Notbftand aus der Theuerung der Fahre 1846 und 
1847 ließ die Nachtheile einer die nothwendigſten Lebensmittel 
belaftenden Steuer in ftärferem Maße bervortreten. In 
Anbetracht defjen entſchloß fi die Staatsregierung, dem 
Vereinigten Landtage eine Vorlage wegen Aufhebung der 
Mahl» und Schlachtſteuer zu mahen. Nur Städten von 
mindeftens 30,000 Einwohnern jollte es danach auch ferner 
bin geftattet werden können, Verbrauchsſteuern zur Dedung 
ihrer Kommunalbedürfniffe wie ihres Klafjenfteuerfontingents 
beizubehalten, fofern dieje Steuern nicht eine unverhältniß- 
mäßige Belaftung der ärmeren Volksklaſſen zur Folge haben 
würden. Im diefer Beziehung Fonnte damals nur für 14 
Städte die Aufhebung der Steuer noch fraglich erjcheinen, 
Damit bei der größeren Einträglichkeit der Mahl— 
und Schlachtſteuer im Verhältniß zur damaligen 
Klaffenfteuer durch die Aufhebung der Mahl» und 
Schladtfteur fein Ausfall für die Staatskaſſe entftebe, 
ſollten zugleih Cinfommen von mindeftens 400 Rthlr. 
jährlich im ganzen Lande an Stelle der bisherigen Klaffen- 
fteuer einer Ginfommenfteuer unterworfen und bie für 
geringere Einkommen beibehaltene Klafjenfteuer zugleih re— 
formirt werben. Der Bereinigte Landtag lehnte inbeffen 
die Vorlage der Regierung ab, weil er die aus ber Ab» 
ſchaffung der Schlacht- und Mahlftener erwachſenden Vor— 
theile für nicht im Verhältniß ſtehend erachtete zu den Nach— 
theilen einer Einfommenfteuer, welche auf ein inquiſitoriſches 
Verfahren zur Ermittelung des Einkommens gegründet jei. 
Die fortdauernden Theuerungsverbältniffe veranlaßten die 
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Regierung, noch während der Vereinigte Landtag tagte, Die 
Erhebung der Mablfteuer auf drei Monate, nämlich für die 
Zeit vom 1. Mai bis 1. Auguft 1847 zu juspendiren. Im 
Wolgaft wurde die Mahl- und Scladhtfteuer vom 1. Juli 
1847 ab gänzlih aufgehoben. 

Nah den Märzereigniffen des Jahres 1848 erneuerten 
fih die Angriffe auf die Mahl- und Schlachtſteuer als eine 
bejonderd die Lohnarbeiter drüdende Steuer mit größter 
Heftigfeit. Im einigen Städten gab dies jogar zu tumuls 
tuariihen Demonftrationen Veranlaffung. Das neugebildete 
Minifterium Campbaufen erließ deshalb unterm 4, April 
1848 eine proviſoriſche Verordnung, durch welche den mahl- 
und fchlachtfteuerpflihtigen Städten der dritte Theil der 
Mahlfteuer erlaffen reip. zu Kommunalzweden, insbefondere 
zur Unterftügung der ärmeren Volksklaſſen überwieien, den 
Stäbten jelbft aber freigeftellt wurde, den übrigen Theil die» 
jer Steuer nad eigener Wahl durd eine direfte Steuer 
aufbringen zu lafjen. 

In Folge diefer Verordnung gingen 1848 bis 1849 
endgültig zur Klaffenfteuer über: Meferig, Schwerin, Kojel 
und Saarbrüden, die ſächſiſchen Städte: Heiligenftadt, 
Langenfalza, Quedlinburg, Halberftadt, Aſchersleben, Salz« 
wedel, Erfurt, Burg, Stendal, Nordhaufen, und die drei 
weftphäliihen Städte: Paderborn, Minden und Müänfter. 
In den epteren allein hatte man bisher noch innerhalb der 
Provinz Weftphalen Mahl- und Schladhtfteuer erhoben, ſo— 
daß in dieſer Provinz jept die Steuer vellftändig bejeitigt 
war. Die Zahl der mahl» und jhlachtfteuerpflichtigen Städte, 
welche nad dem Ausicheiden von Wolgaft im Juli 1847 
104 betragen hatte, verringerte fi biernad auf 87. 

Unter tiefen 87 Städten war zufolge der Verordnung 
vom 4. April 1848 in Gumbinnen, Emmerich, Naumburg, 
Weißenfels und Kleve die Erhebung der ganzen Mahlſteuer, 
in Zeig und Halle die Erhebung der Mahlfteuer vom Rog- 
gen fuspendirt. Vorübergebend hatte man auch in Trier 
vom 22. März bis 6. Mai 1848 die Erhebung der ganzen 
Mabhle und Schlachtſteuer juspendirt. 

Im September 1849 erneuerte das Minifterium (Finanz« 
Minifter v. Rabe) den Verſuch, die gänzliche Aufhebung 
der Mahle und Schlachtſteuer auf geieplihem Wege herbei- 
zuführen; der Einnahmeausfall jollte auch jept wieder ge— 
det werden dadurch, daß man höhere Einfommen im gan— 
zen Lande an Stelle der Klaffenfteuer einer Einfommenfteuer 
unterwarf. Die Grenze der Einfommenfteuerpflict ließ 
man ftatt wie 1847 von 400 Rthlrn. an, jept von 1000 
Rthlrn. ab beginnen. Die 2. Kammer (Berichterftatter der 
gegenwärtige Finanz. Minifter Camphauſen) ſprach fi 
am 5. Februar 1850 mit 250 gegen 41 Stimmen prinzie 
piell für die Aufhebung der Mahl» und Schlachtſteuer aus 
und verwarf ſodann auch mit 190 gegen 65 Stimmen 
ein Amendement, weldes diefe Aufhebung in das Bes 
lieben der Kommunen ftellen wollte. Die damals von 
den Höchſtbeſteuerten gewählte 1. Kammer ſprach ſich indeß 
gegen die Aufhebung der Mahl- und Schladifteuer aus. 
In der folgenden Seifion legte die Regierung einen neuen 
Gejepentwurf vor, worin dem Votum der erften Kammer 
entiprechend die Mahl- und Sclachtiteuer beibehalten war. 
Ueberdies liefen jept die Koften der Mobilmahung gegen 
Defterreih und das damit zulammenhängende Dr it im 
Gtat pro 1851 es der Regierung wünjchenswerth © a 
der Mehreinnahme aus der neuen Einfommenfteuer theils 
baftig zu werden, ohne durd Aufhebung der Mahl- und 
Schlachtſteuer fih der Gefahr von Einnahmeausfällen aus: 
zulegen. Nah dem vorgelegten Gejegentwurfe trat dann 
aud in den mahl« und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten nur 
infofern eine Aenderung ein, als Perionen mit mehr als 
1000 Rthlr. Einfommen der neuen Einfommenfteuer, unter 
Anrehnung einer Vergütung von 20 Rthlr. für die von 
ihnen daneben zu entricdhtende Mahl- und Schlachtſteuer, 
unterworfen wurden. Den betreffenden Kommunen über 
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ließ man im Anflug an die Verordnung vom 4. April 
1848 aud ferner ein Drittel vom Robertrage der Mahl» 
fteuer. In dieſer Geftalt wurde das Geſetz dann aud 
Ihließli von beiden Kammern angenemmen, und am 1, Mai 
1851 publizirt. 

Die Städte, in welden Mahl- und Schladtfteuer 
biernach auch ferner erhoben werden follte, führte das Ge— 
jep namentlih auf. Aus der Lifte derfelben wurden wäh» 
rend der Berathbung des Gelepes im Landtage noch Gnm- 
binnen, Treptow a. R., Infterburg und Emmerich gelöjcht, 
fodaß die Zahl der mahl⸗ und fteuerpflichtigen Städte ftatt 
87 fortan nur 83 betrug. — Zu den lepteren gebörten jept auch 
wieder die Städte Naumburg, Weihenfels, Kleve, Zeip und 
Halle, in welden jeit 1848 die Erhebung der Mabtfteuer 
ganz oder theilweije ſuspendirt geweſen war. Zur größeren 
Sicherſtellung der Erhebung der Mahl- und Schlachtſteuer 
namentlich in dem balbmeiligen Umkreiſe der fteuerpflidhtigen 
Städte erging im folgenden Jahr das Geſetz zur Ergän- 
zung des Mabl- und Schladhtfteuer-Gejepes vom 2. April 1852. 

Bon 1852 bis 1870 hat fih das Xerritorium ber 
Mahl» und Schlachtſteuer nur verändert durch das 1867 
erfolgte Hinzutreten der Stadt Frankfurt a. M. und durch 
das Ausicheiden von 8 feineren Städten. Es find nämlich 
ausgeihieden im Jahre 1853 die pommeriden Städte 
Alt- Damm mit 3136 Ginwohnern und Greifswald mit 
9676 Einwohnern; im Jahre 1855 die Städte Demmin 
in Pommern mit 7697 Cinwohnern, Kempen in Poien 
mit 5758 Einwohnern, Groffen in Brandenburg mit 6360 
Einwohnern und Hirihberg in Schlefien mit 7766 Eins 
wohnern, im Jahr 1863 die Stadt Zaborowo in Pofen 
mit 837 Einwohnern, welde erft nad 1820 die Mahl» 
und Scladtfteuer eingeführt harte; im Jahr 1867 die 
Stabt Wittftod in Brandenburg mit 7230 Einwohnern. 

Für Groffen, Zaborowo und Wittſtock erfolgte die 
Aufhebung im Einverftändniß mit den Kommunalbebörden. 
Hinfihtlih der Städte Alt- Damm, Greifswald, Demmin, 
Kempen und Hirihberg hatten fi der Magifirat, hinſichtlich 
der Städte Kempen und Hirſchberg aud die Stabtverorbne- 
ten gegen bie Aufhebung erflärt. Für Demmin befürmworter 
ten die Stadtverodneten die Aufhebung im Widerjprud mit 
dem Magiftrat. Für die Staatd-Regierung maßgebend 
war bei der Einführung der Klaffenfteuer in tiefen Städten 
die geringe Einträglichkeit der Mahl» und Schlachtſteuer in 
Folge zablreiher Defrauden und großer Erhebungskoſten. 
Die Aufbebung der Steuer in den genannten Städten ift 
den Beftimmungen des Gejepes vom 21. Mai 1851 ent» 
ſprechend durch bejondere Gejepe erfolgt. Die gleichzeitig 
mit der Aufhebung der Steuer für Demmin, Kempen, 
Groffen und Hirihberg von der Staatt-Regierung 1853 
beantragte Aufhebung der Steuer in Krotofdin und Rawicz 
Icheiterte daran, daß die 2. Kammer dem Widerſpruche der 
betreffenden ftädtiihen Behörden gegen die Aufhebung 
nachgab. 

In der 1866 dem Staatsgebiet einverleibten Stadt 
Frankfurt a. M. iſt die Mahl- und Schlachtſteuer während 
ber Uebergangszeit, in welcher Se. Majeftät der König die 
Geſetzgebung ohne Mitwirkung des Landtanes für die neu 
erworbenen Landestheile jelbitftändig ausübte, durch die 
Verordnung vom 11. Mai 1867 eingeführt worden. Mit 
Ausnahme von Frankfurt a. M. ift in allen übrigen Städ- 
ten der neu erworbenen Kandestbeile die Klaffenfteuer ein» 
geführt worden. 

Die Zahl der mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte 
beträgt daber gegenwärtig in Preußen noch 76. Abgeieben von 
Kranffurt a. M. und den neuen Landestbeilen bat von 
1852— 1866 die mabl» und ſchlachtſteuerpflichtige Bevölkerung 
fi vermehrt von 1,753,041 auf 2,332,210 Köpfe oder um 
43,4% Prozent. Der Steuerertrag bat ſich in der Zeit von 1852 
bis 1866 von 2,552,275 Rthlr. auf 3,638,782 Rihlr. gehoben, 
das ift um 42,47 Prozent. Auf je 10,000 Köpfe der Klafjen- 
fteuer, Einfommenftener und mahl- und ſchlachtſteuerpflich⸗ 
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tigen Bevölkerung fommen 1852» 1176, im Jahre 1867 
dagegen 1384 mahl- und ſchlachtſteuerpflichtige Perſonen. 
Bon je 10,000 Rihlr. des Geſammtaufkommens an Klaſſen-, 
Mahl- und Schladt- und klaſſifizirter Einkommenſteuer 
fommen auf die Mahle und Schtachtſteuer 1852 1983 
Rthlr. und 1866 2011 Rthlr. (Engel Zeitihrift des ftatifti- 
ſchen Büreaus 1868, ©. 83.) Es ergiebt fi hieraue, daß 
die Mahl: und Schlachtſteuer in den alten Landestheilen 
trop ihrer Beihränfung von 83 auf 75 Städte doch 1866 
jowohl was die Zahl der ihr unterworfenen Steuerpflichtigen, 
als was den Steuerertrag anbelangt, abjolut und relativ 
einen größeren Plap im Steuerſyſtem einnahm, als im 
Jahre 1852. 

Die gänzlihe Aufhebung ier Mahl und Schladtfteuer 
und deren Erfap durd eine Klaffenfteuer wurde nad 1850 
zuerſt wieder angeregt im Jahre 1863 durd den Abgeord» 
neten Reichenheim. Derjelbe ftellte im Abgeordneten=Hauje 
den Antrag, die Regierung aufzufordern, in Erwägung der 
duch die Mahle und Schlachtſteuer erzeugten Ungleichheit 
der Befteuerung und ihrer Verwerflichkeit vom wirthſchaft- 
lichen, fitllihen und humanen Standpunkte dem Landtage 
in der nächſten Seffion einen Gejegentwurf wegen Einfüh— 
rung der Klafjenfteuer vorzulegen. Der Antrag wurde von 
der Finanzkommiſſion des Haufes befürwortet, fam aber wegen 
Schluß der Seſſion im Plenum nicht mehr zur Verhandlung. 
Sodann bradıte während der gegenwärtigen Legislaturperiode 
im Sanuar 1868 der Abgeorönete v. Binde (Minden) bei 
der Etatsberathung im Abgeorbnetenhaufe den Antrag ein, 
die Regierung aufzufordern, bei Vorlegung des Etats pro 
1869 einen Gejep- Entwurf wegen Aufhebung dir Mahl: 
und Schlachtſteuer und Erjag derjelben durd die Klaſſen— 
fteuer reip. Haffifizirte Einfommenfteuer vorzulegen. Bei 
der Berathung dieſes Antrages im Plenum am 30. Januar 
1868 erffärte der Regierungs» Kommiljar, Geheimer Ober» 
Finanz-Rath Burgbart, die Regierung babe prinzipell 
feine Beranlaffung, die Schlacht- und Mahlſteuer als eine 
gute und für die Zufunft beizubehaltende Steuer zu redite 
fertigen. Die Regierung werde den Kommunen bereitwillig 
entgegenfommen, die es für zulälfig bielten, zur Klaffenfteuer 
überzugeben. Wenn es aud eine Widerfinnigfeit wäre, die 
Aufhebung der Mahl» und Schladtjteuer des Staates von ber 
Einwilligung der Kommunen abhängig zu maden, jo würde es 
doch nicht minder widerfinnig jein, wenn man Die Koms 
munen bei der Erledigung diefer Frage durdaus unberüde 
fihtigt laffen wollie. Im weiteren Berlaufe der Debatte 
nahm nod der Finanz Minifter v.d. Heydt das Wort und 
erflärte: er babe allerdings bald nad dem Amtcantritt als 
Finanz-Minifter (1866) Veranlaffung genommen, die Frage 
einer ſehr eingehenden Erörterung zu unterziehen. Aus den 
in eingehender Weile erftatteten Gutachten gebe zunächſt 
bervor, daß die Finanz-Verwaltung gar feine Urſache habe, 
ihrerjeitö einer jolhen Aenderung aus finanziellen Gründen 
entgegen zu jein, denn das Urtheil geht dabin, daß für die 
Finanz»VBerwaltung eine böbere Steuer eingehen würde, 
weil einmal die Zahl der Einfommenfteuerpflidtigen ſich er— 
böhen würde, wenn die Berhältniffe eines jeden einzelnen 
Angejellenen näber erörtert worden, und auch für Die 
Klaffenfteuer eine böbere Steuer im Ganzen eingehen werde. 
Gegen eine gerechte Bertheilung ter Rlaffenfteuer aber wal⸗ 
teten die allergrößten Bedenken ob. 

Der Antrag des Abgeordneten v. Binde wurde dann 
mit ſehr großer Majorität angenommen.  (Stenograph. 
Verh. S. 1247— 1262.) 

Da gleihwohl in der folgenden Seſſion dem Antrage 
von der Staatöregierung nicht gewillfahrt wurde, wiederholte 
im Dezember 1868 der Abgeordnete Loewe den Antrag, die 
Regierung aufzufordern, bei Vorlegung des Etats pro 1870 
einen Gelrpentmurf wegen Aufhebung der Mahl» und 
Schlachtſteuer und Erſatz derielben durch die Klaffenfteuer 
reſp. Elajfifizirte Einfommenfteuer vorzulegen. Nachdem die 
Regierung bei Berathung dieſes Antrages im Plenum, am 
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19. Dezember 1868, auf ihre frühere Erklärungen verwieſen 
hatte, wurde der Antrag angenommen. Die Regierung hat 
es auch in der gegenwärtigen Seſſion unterlaffen, dem Bes 
ihluß des Saufes gemäß, mit dim Etat pro 1870 einen 
Gelepentwurf wegen Aufhebung der Mahl- und Schladt- 
fteuer vorzulegen. Dagegen bat die Königlihe Staatsre- 
gierung felbftftändig am 15. November einen Gejepentwurf 
vorgelegt, welder die Aufhebung der Mahl- und Schladt- 
fteuer in 28 namentlich aufgeführten Städten vom 1. Juli 
1870 an und die Einführung der Klaffenfteuer an Stelle 
derjelben bezwedt. Die 28 Städte find Rathenow, Schwedt, 
Wriezen, Cottbus, Guben, Küftrin, Landeberg a. d. W., 
Anklam, Köslin, Etralfund, Bromberg, Oppeln, Neiße, 
Neuftadt O.Schl., Frankenftein, Glatz, Dels, Schweidnig, 
Sagan, Jauer, Liegnig, Glogau, Merjeburg, Weißenfels, 
Wittenberg, Torgau, Eleve und Weſel. 

Diefe unvollftändige Erfüllung der vom Abgeordneten» 
baufe gefaßten Rejolution wird von der Staatd-Regierung 
wie folgt zu motiviren geſucht: Die Stants-Regierung bat 
aud jept noch überwiegende Bedenken gegen bie praftiiche 
Durdführung der Klaffenfteuer in den größten Städten des 
Staats; die augenblidlihe Lage des Staatshaushalts laſſe 
das Unternehmen jo gewagter und für die erfte Zeit ficher 
mit bedeutenden Berluften verbundener Erperimente durchaus 
unräthlich erſcheinen. Bei den mittleren und Fleineren 
Städten ftehe zwar vom Standpunfte der Finanz «Verwal» 
tung einer Einführung der SKlaffenfteuer an Stelle ber 
Mahl- und Schladhtfteuer nichts entgegen, Dagegen erfordere 
bier das KommunalsIntereffe an der Beibehaltung der 
Mahl- und Scladtfteuer Berückſichtigung. 

In diefer Beziehung hätten ſich die ſtädtiſchen Behör- 
den und die Provinzial-Behörben auf die jeit 1863 an fie 
gerichteten Anfragen hin, unbedingt für die Beibehaltung 
der Mahl» und Schlachtſteuer erklärt, die Abſchaffung der— 
jelben als nachtheilig oder ganz undurchführbar dargeftellt. 
Seit 1866 habe man nun theild in Folge der Verhand— 
lungen im Abgeorbnetenhaufe, theils in Folge ſich ergeben. 
der wadjender Schwierigkeiten für die Aufrechthaltung der 
Mahl» und Schladhtfteuer begonnen, mehr individuelle Er- 
Örterungen der lofalen Berhältniffe anzuftellen. Dabei jeien 
die abjprehenden Urtheile der Kommunalbehörben nicht überall 
als begründet erihienen und der Uebergang zur direkten 
Steuer habe fih als ausführbar nachweiſen lafjen, während 
andererfeitö Die Uebelftände der indireften Steuer in Bezug 
auf die Erhebungskoſten, Defraude, die wachſende Bevölfe- 
rung der äußeren Steuerbezirfe deutlicher hervorgetreten 
jeien. Dieſen Uebelftänden gegenüber fünne ein geringerer 
Ertrag für die Staatslaffe im Falle des Erfapes der Mahl- 
und Schlachtſteuer durch die Klaffenfteuer von feiner ent« 
icheidenden Bedeutung fein. 

Auh das Kommunal » Interefje für die Beibe— 
baltung der Mahle und Schlachiſteuer könne nicht weiter 
Berüdfihtigung erlangen, als daß im Allgemeinen 
von der Ausführbarfeit des Ueberganges zu ber Direften 
Befteuerung ohne Zerrüttung des Kommunalhaushalts und 
ohne Erihöpfung der Steuerfraft die Ueberzeugung zu ge- 
winnen ſei. Wenn auch mande Städte jept nicht unbes 
trächtliche Schwierigfeiten zu überwinden hätten, jo dürfe 
bei Abwägung derjelben doch nicht außer Acht gelaffen wer— 
den, daß biefelben regelmäßig durch einen längeren Aufichub 
des Ueberganges zu der direkten Befteuerung eher verftärft 
als vermindert werden würden. Aus diefem Grunde habe 
man die Einführung der Steuer aud für ſolche Städte vor« 
geihlagen, bei welchen zwar die Uebelftände der indirekten 
Befteuerung nit in eminentem Maße fi herausgejtellt 
haben, indeß der Uebergang zur Klafjenfteuer als verhältniß- 
mäßig leicht ausführbar ſich erwiejen habe. Auf Protefte 
der Städte gegen Einführung der Klaffenfteuer babe man 
bei der ganzen Mafregel feinen entiheidenden Werth ges 
legt, da diefelben offenbar nur ein einfeitiges Intereffe bei 
der Sade vertreten. 
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Das bisherige Ergebniß der Unterſuchungen, wie es in 
dem vorliegenden Gefegentwurfe bervortrete, dürfe wohl als 
etwas Abgejchloffenes, in prinzipieller Hinfiht Volftändiges 
angejehen werden; auch in den bisher nicht berüdfichtigten 
mittleren und kleineren Städten beabfihtige man die Aus— 
führbarfeit der Abſchaffung der Mahl- und Schladtfteuer 
näher zu unterfuchen, bie dieſerhalb bereits eingeleiteten Unter— 
ſuchungen baldigft zum Abihluß zu bringen und nad 
Maßgabe des Ergebniffes derielben zunächſt auf die weitere 
Verminderung ber Zahl der mahl« und ſchlachtſteuerpflichtigen 
Städte hinzuwirken. 

Was die Auswahl der 28 oben aufgeführten Städte 
noch bejonders betrifft, jo ergiebt fih aus den jpeziellen 
Motiven der Staats » Regierung, daß maßgebend waren 
1) die befonders großen Erhebungskoſten von 25 bis 
43 Prozent der Bruttveinnahmen, für die Aufhebung in den 
9 Städten Rathenow, Schwedt, Wriezen, Anklam, Schweid- 
nip, Sagan, Merjeburg, Torgau, Weſel; 2) die unverhält- 
nigmäßig ſtarke Bevölkerung des Äußeren Steuerbezirks, 
weldhe 50 bis 230 Prozent der Bevölkerung des inneren 
Bezirks beträgt, füc die 8 Städte Kottbus, Küftrin, Brom- 
berg, Oppeln, Neiße, Neuftabt, Dels, Glogau; 3) die beiden 
sub Nr. 1. und 2. erwähnten Momente zufammen für bie 
6 Städte Franfenftein, Glag, Jauer, Weißenfels, Witten- 
berg, Kleve. Die verhältniimäßig leihte Dedung bes Ausfalls 
der Kommunen bat die Reihe noch auf die fünf Städte 
Guben, Landsberg, Köslin, Straljund und Xiegnip er- 
weitert. 

Das Verhältniß, in welchem die mittleren und Fleineren 
Städte im Gegenfage zu dem größeren Städten von dem 
vorliegenden Gejep-Entwurfe betroffen werden, erhellt aus 
dem folgenden Verzeichniß, worin die mahl- und ſchlacht⸗ 
fteuerpflichtigen Städte nad der Reihenfolge der Einwohner: 
zahl im Gemeinde»Bezirk aufgeführt find. Die von 
dem Gejep-Entwurf betroffenen Städte find in dem Ber» 
zeihniß fett gebrudt: 

1) Berlin . . . . 702,437 Einwohner. 

2) Breslau . . . .„ 171,926 . 

3) Gin. .» . . . 125,172 ; 

4) Königsberg -. . . 106,296 . 

5) Danzig . . . - 89,311 . 

6) Magdeburg incl. 
Sudenburg . . . 78,552 . 

7) Sranffurt a. M. 78,277 . 


8) Stettin . . . . 73,714 . 
9) Aachen mit Burt« 
ſcheid. . . 16,858 


10) Düffedorf . - - 63,389 
11) Polen. . » » .„ 53,821 
12) Halle a. ©. . . 48,946 
13) Potsdam . . . 42,863 
14) Frankfurt a. ©. . 40,994 
15) Görlig . » . . 36,689 
16) Elbind - - » - 28,055 
17) Stralfund - - - 27,593 
18) Goblen . . . „ 27,112 
19) Bromberg - - - 26,662 
20) Brandenburg - . 25,516 
21) Bonn . . . . 23,801 
22) Trier . - » . 21,849 
23) Pieguig - - - - 20,069 
24) Tilfit- » » » - 19,476 
25) Nee - -» - - 19,031 
26) Memel -. » „. . 19,003 
27) Guben » » + + 18,970 
28) Weil - » » » 18,507 
29) Landsberg a. d. W. 18,341 
30) Groß:Glogan » - 17,960 
31) Spandau . » . 17,306 
32) Stargard in Pomm. 16,867 
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33) Schweidnig - .- 18,768 Einwohner. 
34) Thorn . . . . 15,505 5 

35) Zeig - . 15,421 
36) Charlottenburg . . 14,997 
37) Stolpe » . . . 14,997 
38) Prenzlau . . . 14,931 
39) Grauden . . 14,844 
40) Naumburg a. d. S. 14,708 
41) Ratibor . - - 14,571 
42) Brig. - -» . . 14,273 
43) Weißenfeld . - 13,652 
44) Köslin -» - - - 18,575 
45) Kottbons - - . 13,370 
46) Meerfeburg » - - 13,052 
47) Kolberda » » » . 12,850 
48) Wittenberg - » - 11,934 
49) Glag - - ... 1,821 
50) Neu-Ruppin nl 
51) Auflam = + » 11,504 
52) Oppeln - - » » 11,330 
53) Zorgaun » » » +» 10,762 
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54) Kawitih . - - - 10,571 
55) Eiffa . » -» » . 10,188 
56) Saganı - -» » + 10,062 
57T) Küftrin - *» - - 10,018 
er Neuftadt in D.- — 9623 
59) Jauer 9565 


60) Kleve =» = = 2.9209 
61) Snecen . » .. 9050 
62) Schwedt a. 0. OD. . 9039 
63) Krotofhin . » » 8425 
64) Mariendburg » . 8249 
65) Wathbenow -» » » 8142 
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66) Saarlouis » .- » 8047 
67) Wriggen - - » - 7933 
68) Marienwerdr . . 7471 
69) Oels.74413 
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70) Oftrowe . » .» „7351 


TI) Frantenftein - - zı71 
72) Snowrallw . . 6976 


73) Frauftatt . . —8 
74) Königsbergi.d.N. M. 6102 s 
75) Pilun .» . . 4051 £ 


76) Or » » . 2... 83705 . 


Aus den ftatiftiihen Meberfihten, welde dem Gejep- 
entwurfe der Staatsregierung beigefügt find, ergiebt ſich für 
den Umfang und den Charafter der vorgeichlagenen Maß— 
regel noch Rolgendes: 

Die 28 Städte, in welden die Klaffenfteuer an Stelle 
der Mahl» und Schlachtſteuer eingeführt werden joll, haben 
eine mahl- und ſchlachtſteuerpflichtige Bevölkerung von zus 
jammen 312,643 Köpfen und einjchlieplih der Militairs 
von ‚343,024 Köpfen. Es wird fomit etwa für ein Achtel 
der jept mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Bevölkerung der 
Mebergang zur Klaffenfteuer herbeigeführt. Die Bruttvein» 
nahme des Staates an Mahle und Schladitfteuer betrug 
im Sahre 1868 441,741 Bulle. d. i. ebenfalls etwa ein 
Achtel des Brutioertrages an Mabl- und Schlachtſteuer im 
gelammten Staate (3,752,172 Rihlr.) Die Verwaltungs- 
foften des Staates belaufen fi in diefen 28 Städten auf 
94,103 Rtbhlr. oder 21 Prozent des Bruttvertrageds. Trotz 
des großen Kontrolapparats, auf welde die Höhe der Er: 
hebungstoften ſchließen läßt, ift die Zahl der Defrau— 
bationen in den 28 Städten im Wachſen; während das 
felbft 1865 nur 2494 Mablfteuer und Schlachtſteuer— 
progeffe anhäugig wurden, har diefe Zahl 1868 ſchon 3571 
betragen. Es kam demnach auf 100 Köpfe der mabl« und 
ſchlachtſteuerpflichtigen Bevölkerung in dieſen 28 Städten 
1,14 Prozeſſe. Das ift, wenn man die Hausbaltung zu 
durdhichnittlich 5 Köpfen rechnet, auf je 17 Haus» 
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baltungen 1 Mahl» oder Shladtfteuerprogeß im 
Jahre, Der äußere Stewerbezirk in den 28 Städten hatte 
ercl. 242 Köpfe Militair 150,745 Ginwohner, aljo eine 
Bevölkerung, welde 48 Prozent der Bevölkerung in den 
engern Steuerbezirfen betrug. Um aljo für je 200 
Seelen im engern Bezirf eine ſichere Erhebung 
der Mabl- und Schladtfteuer zu ermögliden, 
müſſen 96 Einwohner im äußeren Bezirk in vieler 
Beziehung einer doppelten Befteuerung unter» 
worfen werden. 

Wenn ftatt der Mahl- und Schladiftener in den 28 
Städten die Klaffenfteuer eingeführt wird, jo werben die 
Einwohner nah den Anjhlägen der Staatsregierung im 
Ganzen 117,956 Rthlr. weniger Staatöfteuer, d. i. etwa 
27 9/, weniger, ald die Mabl- und Schladtfteuer ihnen 
auferlegt, zu bezahlen haben. Der Einnahme» Ausfall der 
Staatefaffe beträgt gleihwohl nad demfelben Anſchlage nur 
36,600 Rtihlr., da die Erhebungskoſten bei der Klafjenfteuer 
um 81,356 Rthlr. niedriger find, als bei der Mahl- und 
Schlachtſteuer. 

Die 28 Städte haben innerhalb ihres Gemeinde-Bezirks 
eine Bevölferung von 381,555 Seelen, worin aud 37,040 
Seelen von Militär und 2260 Eeelen von drei zum engeren 
Bromberger Bezirk gehörigen ländlihen Ortihaften einge» 
Ihleffen find. Bon dieſer Bevölkerung wohnen nur 38,862 
Köpfe im äußeren Steuerbezirt. Da ber Leptere im Gan— 
zen 150,987 Einwohner zählt, jo gehören aljo 112,125 
derfelben anderen Gemeinden wie den mahl- und ſchlacht⸗ 
fteuerpflichtigen an. 

Der Ausfall der mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen 
Kommunen in Bolge Aufhebung ber Mahl» und Schladt- 
fteuer und der damit zujammenhängenden Wildpretfteuer 
beläuft fi nad Abzug des ftäbtiihen Berwaltungsfoften- 
beitrages auf 231,350 Rthlr. 

An fonftigen ftäbtiihen Steuern wurben in Diejen 
Kommunen bisher 324,469 Rthlr. erhoben. Der Antheil 
der Kommunen an ber Mahl- und Scladyifteuer ftellte aljo 
bisher von der Geſammtſumme der ftädtifhen Steuern von 
231,350 + 324,469 Riblr. — 555,819 Rthlr., etwa 42 Pro« 
zent bar. 

An ſtädtiſchen Eintommenfteuern und anderen Perjonal- 
fteuern wurden inden Kommunen bisher erhoben 294,360 Rthir. 
Soll der Ausfall an Mahl» und Schlachtſteuer in Form 
einer Einfommenfteuer erhoben werden, fo würde ein Zu— 
ſchlag von 78 Prozent zu diefen Steuern erforderlich fein. 
Die direkten ftäbtifchen Perfonalfteuern würden fih dann 
zuſammen auf 525,710 Rthlr. belaufen, d. i. auf 113 Pro» 
zent des veranfchlagten Ertrages der Staatsllaffene und Ein» 
fommenfteuer in diefen Orten. (455,042 Rthlr.) 

Sehr gering find die ftädtiihen Realfteuern in den 28 
bisher mahls und Schladhtfteuerpflichtigen Kommunen geweſen; 
fie haben nur 30,429 Rthlr. betragen, alſo nur etwa 5 Pros 
zent vom Gejammtertrage ber ſtädtiſchen Steuern aufgebracht. 

Die Etaatögrund- und Gebäudefteuer trägt in ben 28 
Städten 161,710 Rthlr. ein. Entſchließt man ſich zu einem 
ftäbtiichen Zuſchlag von 50 Prozent zu denfelben, jo blieben 
von dem Ausfall der Mahl» und Scladifteuer nur nod) 
231,350 Ntblr. — 80,855 Nihle. — 150,495 Rihlr. zu 
beden. Diefe Summe könnte durch einen Zuſchlag von 
33 Prozent zur Staatöllaffen- und Einfommenfteuer gebedt 
werden. Die gefammten ftäbtiihen direften Perfonalfteuern 
würden fi aladann auf 150,495 Rthlr. + 294,360 Rıhlr. = 
444,855 Rihlr. belaufen, d. i. 98 Prozent der Stantdein« 
fommen- und Klafjenfteuer. 


In direkter oder indirefter Verbindung mit dem bier 
ſtizzirten Gejegentwurf ftehen 60 bei dem Haufe eingegan- 
gene Petitionen, welche fih auf die gänzlide oder theil« 
weile Beibehaltung oder Aufhebung der Mahl» und Schladt« 
fteuer beziehen. s 
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Von diefen Petitionen rühren zunächſt 33 aus 20 der 
28 von dem Gefep-Entwurfe betroffenen Städte her. Keine 
Petitionen find eingegangen aus Guben, Landsberg, Küftrin, 
Neiße, Neuftabt i/S., Glap, Weißenfels und Cleve. 

Bon den 33 eingegangenen Petitionen ftimmen 13 dem 
Gefep-Entwurfe zu, während 20 fi für die Beibehaltung 
ber Mahle und Schlachtſteuer in der betreffenden Stadt 
ausipredhen. 

Bon den lepteren 20 rühren 16 von Magiftraten und 
Stadtverorbneten, beziehungsweife Bürgermeifter und Stadt« 
verorbneten (zu Rathenow, Schwedt, Cötlin, Straljund, 
Bromberg, Oppeln, Franfenftein, Dels, Schweidnip, Jauer, 
Glogau, Merfeburg, Wittenberg, Torgau, Werl), 4 von 
Magiftraten allein her (aus Cottbus, Anclam, Sagan, Lieg- 
nig), während eine Petition von Privaten (aus Stralfund) 
bie Petition der bortigen ſtädtiſchen Behörden unterftügt. 
Bon den 13 Petitionen für den Gefep-Entwurf rühren 2 
von Kommunal» Behörden der Außenbezirfe einer Stadt 
(son Wefel), 10 von Privaten ber. Unter den Letzteren find 
10 gegen die die Beibehaltung der Steuer befürwortenden 
Petitionen ber Magifträte und Stadtverorbneten in ben 
betreffenden Städten (1 aus Schwedt, 2 aus Stralfund, 
1 aus Schweidnipg, 2 aus Sauer, 1 aus Liegnipg, 1 aus 
Glogau, 1 aus Wittenberg, 1 aus Torgau) gerichtet. Ohne 
diefe DVeranlaffung ift eine Petition (aus Wriegen) zu 
Gunften der Aufhebung eingegangen. 

Die Petitionen für Beibehaltung der Mahl- und 
Schladtfteuer geben, abgejehen von den unten noch näher 
zu erörternden für einzelne Städte angeführten lofalen Mo— 
menten ziemlich übereinftimmend von Dass allgemeinen 
Sägen aus. Es entipricht dem Grundjape der Selbftverwal- 
tung, die Mahle und Schlachtfteuer den einzelnen Städten fo 
lange zu belaffen, bis die Städte felbft durd ihre zuflän- 
bigen Behörden die Aufhebung beantragen. Die Mabhl« 
und Schlachtſteuer ift eine alte Steuer, alle Verbältniffe 
haben fi derſelben entipredhend geregelt. Die Aufhebung 
der Mahl» und Edladifteuer wird, wie die Erfahrung ber 
Städte, in welden die Steuer früher aufgehoben worden 
ift, zeigt, die Preije von Brod und Fleiſch nicht billiger 

‚ maden. Die Fleiihwaaren werben fogar ſchlechter werben, 
weil die Beftimmung des Viehes nah Stüden ftatt nad 
dem Gewicht eine Prämie für die Einfuhr des ſchweren 
Viehes darftellt. — Die Mahl- und Schlachtſteuer hat vor 
der Klaffenfteuer den Borzug, daß der Steuerpflichtige fie 
in unmerflid Meinen Beträgen bezahlt, ein Borzug, welcher 
um fo ſchwerer in bie Waagſchale fällt, je mehr der Arbeiter 
die Gewohnheit hat, aus der Hand in den Mund zu leben, 
und deshalb nicht in der Lage ift, einen größeren Steuers 
beitrag anzufammeln. Wo namentlid der Brodpreis fi 
ftets gleidhbleibt und nur das Gewicht des Brodes Ber« 
änderungen unterliegt, wird die Steuer bei einem um eine 
Kleinigkeit geringeren Verzehr aufgebradt. Bei der Mabl« 
und Schlachtſteuer fommen feine Reflamationen, Reſte, 
Erefutionen und Ausfälle vor. Defrauden giebt es auch bei 
der Klafjenfteuer; bei diefer wird der Staat durch unvollftän» 
dige oder unrichtige Angaben über bie Höhe des Einfommens 
noch um weit beträcdhtlihere Summen in feinen Einnahmen 
verfürzt. Die Erhebungskoſten würden ſich auch bei der Klaffen» 
fteuer erbeblih höher herausftellen, wenn die Kommunen 
ftatt 4 Prozent vom Bruttoertrag ihre wirklichen Verwal» 
tungsauslagen bei ber Staatslaffe liquidiren dürften. Was 
nah den Anichlägen der Regierung einzelne Städte an 
Klaflenfteuer für den Staat gegen den Ertrag der Mahl« 
und Schlachtſteuer vieleicht anfänglich weniger zu zablen 
haben, wird durch ftärfere Anziehung der Steuerſchraube 
ſehr bald ausgeglichen werden. Für den Kommunal-Haus- 
balt hat tie Mahl- und Schlachtſteuer noch den beionderen 
Torzug, daß durch fie aud die Offiziere und Militair« 
beanıten, jowie die übrigen Beamten gleich andern Bürgern 
zur Zragung ftädtifcher Laſten herangezogen werben, während 
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biefe Perfonen von bireften Kommunal-Steuern nad Bor- 
ſchrift der Städteordnungen ganz ober theilweile erimirt fein 
‚würden. Auch zwingt die Mahl» und Schlachtſteuer bie 
in der Stabt fid zeitweilig aufhaltenden Fremden, nament» 
li die Landleute, zu ben ftäbtifchen Laften mit beizutragen. 
Eventuell müffen die Städte eine allgemeine Aufhebung der 
Mahl- und Schlachtſteuer der Aufhebung im einzelnen 
Städten vorziehen. Denn diejenigen Städte, welchen bie 
Steuer zu behalten vergönnt ift, werben fünftig eine ftärfere 
Anziehungskraft für Mentierd und andere wohlhabende 
Leute, welche hohe Direkte Steuern ſcheuen, ausüben. Auch 
werben jene Städte fi vorzugsweife der Zufuhr fetten 
Biehes zu erfreuen haben, mährend den zur Klafjenftener 
übergebenden Städten nur das magere Vieh bleibt. Jeden- 
falls müffen die Kommunen wünfdhen, daß eine Aufhebung 
der Mahl» und Schladifteuer nicht ſchon am 1, Juli 1870, 
fondern erft mit dem Beginn eines neuen Etatsjahres ftatt- 
finde, da fonft den Behörden pro 1870 eine zweimalige 
Klafjenfteuer- Beranlagung obliegen würde, ganz abgejehen 
davon, ob fi bis zum 1. Zuli bie nothwendigen Aendes 
rungen, welche das veränderte Steueripftem für den ftädti= 
ſchen Haushalt bedingt, werben durchführen laffen. — 
Den oben erwähnten 13 Petitionen für Aufhebung 
der Mahl» und Schlachtfteuer in den 28 vom Gefepent 
wurfe betroffenen Städten reihen fi 13 Petitionen von 
Privaten aus Berlin (4), Potsdam (2), Königäberg i. Nm. 
(2), Zeig (2), Liſſa (1), Thom (1) und Trier (1) an, 
welche für den Fall, daß nit eine allgemeine Aufhebung 
der Mahl» and Schlachtſteuer beſchloſſen wird, die Einrei« 
bung ihrer Städte in den vorliegenden Gejepentwurf bean» 
tragen. Dazu kommen nod 7 Petitionen aus den Außen» 
bezirfen mahl«e und ſchlachtſteuerpflichtigetr Städte (3 von 
Kommunalbehörden der Außengemeinden von Bonn, eine 
von ben Kommunalbehördben der zum Außenbezirk von 
Stettin gehörenden Stadt Grabow, 1 von den Drtevorftän- 
den der Außengemeinden von Potsdam, 2 von Gewerbtreis 
benden aus den Außenbezirfen von Halle), welche mindeftens 
die Aufhebung der Mahl- und Scladifteuer für die 
Außenbezirfe oder Erleichterungen in derſelben beanſpruchen. 
Abgefehen von einzelnen in vorftehenden Petitionen an« 
geführten lofalen Momenten, welde unten noch bejonders 
zu erörtern fein werden, laffen fi die allgemeinen Anfüh— 
rungen ber Petenten wie fulgt zufammenfaffen: Die Mabhl- 
und Schlachtſteuer ift eine ungerechte Steuer, fie belaftet 
die Aermeren, intbefondere die Arbeiter weit ftärfer als es 
die Klafjenfteuer thun würde. Sie hat außerdem für die 
Bewohner des halbmeiligen äußeren Bezirks in vielfadher 
Beziehung eine Doppelbefteuerung zur Folge. Namentlich 
Rentierd und andere wohlhabende Leute vermeiden es daher, 
fich in dieſem Bezirfangufiedeln. Die Grundftüde dafelbft entwer- 
then in Kolge defjen mehr und mehr. Die Steuer vertheuert bie 
nothwendigiten Lebensbebürfniffeund zwar nod über den Betrag 
der Steuer hinaus. Die Bäderim Steuerbezirk können nicht fo 
vortheilhaft Mehleinfaufen, weil fiebei eintretender ungünftiger 
Konjunktur das Mehl nicht nad außerhalb verkaufen kön— 
nen. Die Einfuhr von Brod und Fleiſch von auferhalb 
ift beichränft, weil der Abjap unficher ift und die gezahlte 
Steuer bei der Ausfuhr nicht zurüdvergütet wird. Für 
ben Bäder und Fleiiher namentlih in mittleren und kleine⸗ 
ven Städten hat die Steuer bie Bedeutung eines Schup- 
zolls, aud weil fie intelligenten und ftrebiamen Gewerbe» 
treibenden die Anfiebelung verleidet. Die Befteuerung des 
Viehes nah Stüden befördert die Einfuhr von alten 
ſchweren Kühen an Stelle der jungen, feiften Ochſen; die 
Bewohner mahl- und fteuerpfliditiger Städte befommen 
daher unter dem Namen Rindfleiich viel altes Kubfleiih zu 
eſſen. Die Steuer übt einen unmoraliihen Einfluß; zur 
Defraude werben namentlih Kinder benupt. Im frühen 
Alter werben dieſelben angelernt, falſche Namen anzugeben, 
um jo an ben Thoren das wiederholte Einbringen Fleiner 
2 . 


12 


ftenerfreier Quantitäten zu ermöglihen. Die Steuer führt 
zu den größten Beläftigungen des Verkehrs. Die Thore 
fonirole verurfacht oft ftuntenlangen Aufenthalt. Inöbes 
fondere behintert die Steuer die Entwidelung tes Mehl» 
handels und des Müllergewerbet. Die lepteren Narhtheile 
für Handel und Induſtrie werden noch beſonders hervorge— 
hoben in zwei Petitionen von Mülern aus Stralfund und 
Liffa. Außerdem find dieſe Nachtheile inabefondere Gegen» 
ftand der Beſchwerde von fünf Petitionen, welde in ben 
oben erwähnten Petitionen nicht mit einbegriffen find und 
die allgemeine Aufhebung der Mahl» und Schlachtſteuer 
oder doch der Mahlſteuer beantragen. = vier Petitionen 
gehen aus von dem Berbande deutiher Müller und Mühlen» 
Intereffenten, den fchlefiihen und oftpreußiihen Zweig— 
vereinen diefed Verbandes, dem Dampfmühlenbefiger Jänicke 
in Potsdam und einer Anzahl ven Stärke » Fabrifanten 
auf dem Lande. Die von Müllern eingelandten Petitionen 
beſchweren fi zunächſt darüber, wie die Kontrolmaßtegeln 
die audwärtigen Mablgäfte verſcheuchten. Weiter aber zu 
beffagen jei 'ed, wie das Niederhalten der Mühlen-Induftrie 
an den Hauptbandelspläpen es verbindere, daß die Ges 
treideausfuhr fih in eine Mehlauefuhr verwandeln könne. 
Der leptere Umftand bedrohe die ceinbeimiihe Land— 
wirthſchaft gegenüber der auf dem Weltmarft immer ftärfer 
auftretenden Konkurrenz der Sübdeuropäifchen und Amerifani« 
ihen Landwirthſchaft. Die Getreibeausfuhr entziehe ber 
inländiſchen Landwirthſchaft werthvolle Stoffe; würde aber 
das Getreide vor der Ausfuhr vermablen, jo bleibe die 
Kleie, das Futtermehl im Inlande. Der leptermähnte 
Nachtheil wird auch in der von Landwirthen bei Thorn 
ausgegangenen Petition hervorgehoben. Wenn alle Dieje 
Nachtheile, jo führen mehrere der vererwähnten Petitionen 
aus, von Magiftraten und Stadtverordneten unterftügt wür« 
den, fo erfläre fih dies bei den Magifträten aus der Bes 
quemlichfeit, weldhe die Aufbringung ftädtiicher Steuern in 
Form eines vom Staate zu erhebenden Zufchlags zur Mahle 
und Schlachtſteuer für fie babe, bei den Stadtverordneten⸗ 
Berfammlungen aus deren Zulammenfegung. Geſchäfté— 
leuten, welche tie Nachtheile der Mahl» und Schlachtſteuer 
aus der Praris fennten, mangele in der Regel die Zeit, ein 
Mandat als Stadtverordneter anzunehmen, andererfeits jeien 
die von der Mahl und Schlachtſteuer beſonders benachthei— 
ligten Klaſſen der Kohnarbeiter und fleineren Handwerker 
nit wahlberechtigt, fünnten daher auf die Wahl von Bür— 
gern, welche eine gerechtere Bertheilung der Steuerlaft er 
jtrebten, feinen Einfluß ausüben. 

Der Gejepentwurf der Staattregierung wegen Aufs 
bebung der Mahl: und Scladifteuer in den 28 Städten 
und die erwähnten Petitionen find von der Kommilfion für 
Rinanzen und Zölle in 2 Sitzungen in Gegenwart des 
Geheimen Ober⸗Finanz-Raths Burgbart als Kommiffarius 
der Königlihen Staatsregierung der Vorberathung unters 
zogen worden. 

Die prinzipiellen Bor- und Nachtheile der Mahl» und 
Shladtfteuer wurden, nachdem dielelben in den beiden 
legten Jahren Gegenftand ter Verhandlungen des Plenums 
geweien find und zu übereinftimmenden Beſchlüſſen deffelben 
geführt haben, in der Kommiſſion einer weiteren Erörterung 
nicht für bedürftig erachtet. Auch in Den zablreidh einge: 
gangenen Petitionen vermochte man in diefer Beziehung feine 
erheblihe Momente zu entdeden, melde nicht ſchon in den 
damaligen Verhandlungen des Plenums Berüdfihtigung 
gefunden hätten. 

In Beziehung auf die jept von den Kommunal» Bes 
börden im angebliden Snterefje des Kommunal-Hauthalts 
für die Belafjung der Mahl und Schlachtſteuer vorgetragenen 
Gründe, wurde von einem Mitgliede in der Kommilfion 
Bolgendes ausgeführt: Die Kommunal-Behörden berufen ſich 
auf das Prinzip der fommunalen Selbftverwaltung. Aber es 
handelt ſich in erfter Reihe nicht um die Aufbringung von Kommus 
nalfteuern, fondern von Staatsſteuern. Dadurch, daß derStaat 
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Mahl und Schlachtſteuer erhebt, wird es durchweg ber 
Kommune erft möglich, aud einen Theil ihres Gelbbedarfs 
dur eine ſolche Steuer aufzubringen. Für fi allein wür— 
den die Kommunen der großen Erbebungsfoften wegen faum 
im Stande fein, die Mabl- und Schlachtſteuer aufrecht zu 
erhalten. Wenn dies ihnen aber aud möglid wäre, oder 
wenn man es jelbft für prinzipiell richtig erachten wollte, 
die Form der Aufbringung von Staatslaften den Beichlüffen 
der einzelnen Kommunen zu überlaffen, jo fünnte es den» 
jelben doch nur geftattet werben, die Fortdauer der Mabl- 
und Schladtfteuer für ihre eigenen Bürger zu bejchließen. 
Der in den Petitionen angeführte Umftand, daß durch die 
Mahl» und Schlachtſteuer aud die in der Stadt verfehren- 
den Fremden getroffen werben, erjcheint, unbefangen be— 
tradhtet, als eine Ungerechtigkeit. Die Fremden haben von 
den meiften Kommunal» Einrihtungen, insbejondere der 
Armenpflege und den Schulanftalten, bei ihrem Aufenthalt 
in der Stadt nicht din geringften Vortheil. Dem Stante 
gegenüber unterliegen dieſe Fremden aber, infofern fie da— 
heim Klaffenftener zahlen, durch die von ihnen dann aus— 
wärts no zu entrichtende Mahl» und Schladhtfteuer einer 
Drppelbefteuerung, Noch weniger redhifertigt fih von dem 
Prinzip der Selbftverwaltung aus die Beibehaltung der 
Mahl und Schlachtſteuer in deu Außenbezirfen. Die Ein- 
wohner derjelben gehören der großen Mehrzahl nah nicht 
zu dem Kommunalverbande der mahl: und ſchlachtſteuerpflichti- 
gen Städte. Bei den 28 Städten, welche von dem Geſetzentwurf 
berührt werden, gehören von 150,745 Einwohnern der Außen» 
bezirke nur 38,862, alſo faum ein Viertel zum Kommunal» 
Berbande diefer Städte. Die übrigen drei Viertel fünnen 
unzweifelhaft im Namen ber Selbftverwaltung beanſpruchen, 
daß man fie nicht ferner, lediglih um einer fremden Kom— 
mune willen, einer Steuer unterwirft, weldhe mit einem 
Theil ihres Ertrages nur dazu dient, den Sädel diejer 
Kommune zu füllen und welche fie im Uebrigen dem Staate 
gegenüber doppelt belaftet. Es fann aber aud für den 
KRommmunalverband der betreffenden Stäbte jelbft zweifelhaft 
eriheinen, ob die Magiftratsbebörden und Stadtverorbnetens 
Kollegien in ihrer heutigen Geftalt ald normale Organe der 
Selbitverwaltung angejehen werben können. Die Stabt« 
verorbnetensKollegien gehen aus der Dreiflaffenwahl hervor; 
die von der Mahl» und Schladtfteuer am meiften benady» 
theiligten Klaffen der Kohnarbeiter und Heinen Handwerker 
haben nit einmal das aktive Wahlrecht. Das paflive 
Wahlrecht ift überdies für die Hälfte der Stabt- 
verordneten von einem Hausbeſitz abhängig. Die 
Hausbefiger in den Städten find bisher durchweg 
im Verhältniß zu den Vortheilen, melde vorzugsweiſe fie 
aus den ſtädtiſchen Eimichtungen ziehen, bei Weitem zu 
niedrig ‚befteuert geweien. In den 28 Städten, welche ber 
Gejepentwurf in's Auge faßt, wurden von 555,819 Rthlr. 
ftäbtijcher Steuern nur 30,429 Rthlr. alio faum 5 Prozent 
durch Staats-Steuern aufgebracht. Diefe geringe Bes 
fteuerung des fundirten Einfommens wird fih nad Auf— 
bebung der Mahl» und Schlachtſteuer faum mehr aufrecht 
erhalten lafjen. Einen wejentlihen Theil deſſen, was jept 
die Lohnarbeiter an ftäbtiihen Steuern zu viel zahlen, 
werden fünftig die Hausbefipger mehr aufbringen müffen; 
fein Wunder daher, wenn diefelben der Beibehaltung des 
gegenwärtigen Steuerſyſtems geneigter find. Was die Magi« 
jträte betrifft, jo geben fie nicht aus einer ganz freien Wahl 
bervor und bleiben aud bie zum Ablaufe der Wahlperiode 
in Amte, mag nun die Mebrheit der Stadtverordneten mit 
den Grundjägen ihrer Verwaltung fortdauernd übereinftim« 
men oder nicht. Die Magifträte find daher überall, wo 
ihr Botum nicht von einem Votum der Stadtverorbneten- 
Berfammlung unterftügt wird, um jo weniger legitimirt, ſich 
auf das Prinzip ter Selbftverwaltung zu berufen, als bie 
Mitglieder der Magifträte in der That ein ſtarkes perſön— 
liches Intereffe daran haben, von den Arbeiten der Klaffeus 
fteuersVeranlagung verſchont zu bleiben und die Beihaffung 
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des einen Theils der ftädtifchen Gelbmittel nad) wie vor 
in Form der Mahl» und Schlachtſteuer durch Staatsbeamte 
beforgen zu laſſen. In Meineren Städten muß die Ab» 
neigung gegen Einführung der Klaffenfteuer bei den Magis 
ftratömitgliedern um jo ftärfer bervortreten, je weniger bier 
die mit der Beranlagung diefer Steuer verbundenen ſchriftlichen 
Arbeiten auf untergeordnete Beamte übertragen werben kön— 
nen. Die ganze oder theilweiſe Befreiung der Difiziere und 
Beamten von direkten Kommunalfteuern ift allerdings für 
einen Webelftand zu erachten, — und hat es zur Abftellung 
beffelben an parlamentariihen Anregungen in der legten 
Zeit gewiß nicht gefehlt. Iſt nun aud zur Zeit für die 
Bejeitigung diefer Ungleihyeit der Befteuerung noch wenig 
Ausfidt vorhanden, fo muß diefe Ungleichheit, welche aller— 
dings durch weitere Ausbildung des bireften Steuerſyſtems 
in den Kommunen verftärkt wird, doch unerheblich erſcheinen 
gegenüber den Ungleihheiten in der ftaatlihen und kommu— 
nalen Beftenerung, welde andererjeits durd den Uebergang 
von der Mahl- und Schlachtſteuer zu direkten Steuern aus— 
geglihen werben. 

Einer eingehenderen Erörterung wurde in der Kommile 
fion die Frage unterzogen, in wiefern eine Aufhebung der 
Mahl» und Schlachtſteuer für einzelne Städte, wie fie ber 
Regierungsentwurf beabfidhtige, zweckmäßiger ericheine als 
eine Regelung dieſer Frage im Ganzen. Bon einer Seite, 
welche erklärte, nicht zu den unbedingten Widerſachern der 
Mahl- und Schlachtſteuer zu gehören, glaubte man fid 
gerade Darum eher mit dem Gejepentwurfe befreunden zu 
fönnen, weil er nur für einzelne Städte aus lofalen Grün» 
den die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer vorſchlage 
und damit nur das Verfahren konjequent fortjepe, welches 
die Staatsregierung auch ſchon früher bei Ddiefer Steuer 
innegebalten habe. Eine gänzlihe Bejeitigung der Mahl« 
un? Schlachtſteuer würde fi nad den Erfahrungen, welche 
man namentlid in der Provinz Weftfalen bei der gänzlichen 
Aufhebung der Mahl» und Schladpifteuer feiner Zeit gemacht 
habe, nicht empfehlen laffen. 

Bon Seiten der entidiedeneren Freunde der Aufhebung 
der Mahle und Schladifteuer wurde dagegen Folgendes 
ausgeführt: Was die der Mahl» und Schladtiteuer freund» 
lich gefinnten Kommunalbehörden in ihren Petitionen zu 
Bunften einer allgemeinen und gegen eine theilweiſe Auf— 
bebung anführen, ift allerdings nicht ſtichhaltig. Wenn 
wirklich aus den Städten, in denen jept die Mahl- und 
Schlachtſteuer aufgehoben wird, einzelne Rentner in Städte 
verziehen fellten, in welden die Mahl» und Scladtiteuer 
beftehen bleibt, jo werde dieſer Nachtheil für die erfteren 
Stäbte doch bei Weitem aufgehoben durch die freie Ent» 
widlung, welche Handel und Verkehr nad) Aufhebung der 
Mahl» und Schlachtſteuer nehmen könnten. Auch ſei nicht 
einzufehen, warum bie Zufuhr von fettem Vieh fih von 
biejen Städten abwenden folle, da doch der Preis dieſes 
Viehes nah Aufhebung der Mahl» und Schlachtſteuer nod) 
um den darauf laftenden Steuerbetrag wohlfeiler werden 
könne, und baber Federmann, welcher überhaupt ſolches Vieh 
ſchlachten wolle, dafjelbe künftig noch billiger faufen könne 
ald zuvor. Nicht wegen ber Städte, in welchen Die Mahl- 
und Schlachtſteuer aufgehoben werden ſolle, jondern umge 
fehrt wegen der Städte, in benen fie beftehen bleibt, ift, jo 
wurde weiter noch ausgeführt, die nur theilweiſe Aufhebung 
der Mahl» und Sclagtiteuer zu bedauern. Die Regierung 
verſucht es in den Motiven des Gejepentwurfes nicht mehr, 
die Mahl- und Schlachtſteuer prinzipiell zu vertheidigen, 
jondern erfeunt die großen — derſelben unummwuns 
den an. Iſt danach die direlte Beſteuerung anerfaunt beſſer, 
ſo laſſe ſich um ſo weniger einſehen, wie der Uebergang zu 
derſelben überhaupt irgendwo eine „Zerrüttung des Kom— 
munalbauehalts” herbeiführen fünne. Darauf bin noch erft 
Unterfuhungen anzuſtellen, erjcheint daher als eine über: 
ühfige Mühe. Mit jedem Jahr aber, in weldhem die Auf— 
bebung der Mahl - und Schlachtſteuer verzögert wird, wächſt 
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das Maß der Schwierigkeiten für den Uebergang zu dem 
direften Befteuerungsipftem für die Kommunen, wie Dies 
die Regierung auch jelbft anerfannt babe. Mit jedem Jahr 
vergrößern fi aber aud die direkten Nachtheile der Steuer. 
Die alten aus früheren Jahrhunderten herrührenden Stadt- 
thore und Mauern beginnt man allentbalben abzutragen; 
nicht minder werden die Stabtgräben nad) und nad aus— 
gefüllt. Das erjhwert und vertbeuert die Erhebung ber 
Steuern und vermehrt die Defraude. Die äußeren Bezirke 
der Städte bevölfern ſich mehr und mehr und unterwerfen 
damit der Doppelbefteuerung ein immer größeres Kontingent 
der Staatseinwohner. Auch tritt für die der Mahl» 
und Schlachtſteuer unterworfenen Gegenftände die lo» 
fale Imduftrie im immer engere Beziehung zum Welt- 
bandel. Damit vergrößern fih die Nacdhtheile, welde 
die mit der Mahl- und Schlachtſteuer verbundenen 
Produktions» und Verkehrs: Beihränfungen der Eutwidelung 
von Handel und Induſtrie für das Allgemeine und für 
die beireffenden Städte insbejondere zufügen. Die Mahl» 
und Schlachtſteuer trägt weientlih die Schuld daran, warum 
die Mühleninduftrie in ihrer Entwidelung in Denitſchland 
ſoweit zurüdgeblieben ift; fie verhindert namentlich eine ent« 
Iprechende Verwerthung der gröberen Mahlprodufte. Gerade 
diefe Nachtheile für Handel und Induſtrie treten in ben 
großen Städten, ald den Haupthandels- und Zuduftries 
plägen am Stärfften hervor. Es ift darum lebhaft zu be— 
dauern, daß die Staats-Regierung für die großen Städte, 
auch abgejehben von dem Interefje der Kommunalverwaltung, 
nod Bedenken begt, die Mahle und Schlachtfteuer aufzu- 
heben. Für die praftiiche Durdführung der Klafjenfteuer 
in den großen Städten bat die bier in der legten Zeit 
mehrfach ftattgehabte Einführung von Gemeinde-Einfom» 
menfteuern, welhe aud geringe Einfommen treffen, jehr 
ermutbigende Beiipiele gegeben. Zudem unterliegt bie 
große Klaffe der Lohnarbeiter au bier ſchon ſeit 15 Jahren 
einer direkten Befteuerung zu Gunften der gewerbliden Un— 
terftügungsfaffen. Die Einführung der Klafjenfteuer hat 
aud in Hannover, Altona, Gaffel, Wiesbaden und anderen 
großen Städten der neuen Landestheile nirgend Schwierig- 
feiten gefunden. Die augenblidlihe Finanzlage befürwortet 
eber die Aufhebung der Mahl» und Schlachiſteuer in großen 
Städten, als daß fie derielben entgegentritt. Der Bor: 
gänger des gegenwärtigen Finanz-Miniſters babe ſchon bei 
den Verhandlungen des Plenums im Sanuar 1868 aner« 
fennen müſſen, daß die Einführung der Klaffenfteuer am 
und für fih und weil fie die Auffindung der einfommen- 
fteuerpflichtigen Perionen erleichtere, ber Staatskaſſe eine 
höhere Einnahme veriprede. Diefe Behauptung bat in» 
zwiſchen eine Beftätigung gefunden durd die Auffindung 
zablreiher Cinfommenfteuerpflichtiger bei Gelegenheit der 
Einführung einer neuen Gemeinde-Einfommenfteuer in der 
Stadt Berlin. Auch ſonſt laffen die Ergebniffe diejer 
Steuerveranlagung erfennen, wie erhebliche finanzielle Vor— 
tbeile der Etaat aus der Aufhebung der Mahle und 
Schlachtſteuer in Städten wie Berlin gewinnen kann. 
Bei der Berliner Gemeinde » Einfommenfteuer werden 
befanntlih Einfommen von 300 Rthlr. an zu benfelben 
Steuerjägen veranihlagt, welche bei der Klafjenfteuer und 
Staats» Einfommenfteuer maßgebend find. Die Veran» 
lagung ber Berliner Gintommenfteuer bat nun erfl. 
der Steuern von juriftiihen Perfonen ein Steuerjoll 
ergeben von 1,559,662 Rthlr. für 1869 und von 1,790,000 
Rıblr. für 1870. Der Staatsantheil der Mahl- und 
Schlachtſteuer und die Staatseinfommenfteuer haben dagegen 
pro 1868 zufjammen 1,906,483 Rthlr. aufgebradt. Wenn 
man annebme, dab die Klaffenfteuerpflichtigen mit weniger 
als 300 Rihlr. Einfommen in Berlin gleihwie im ganzen 
übrigen Lante ebenjoviel Klafjenfteuer aufbringen würden, 
wie die Steuerpflichtigen mit einem Cinfommen zwiſchen 
300 und 1000 Rthlr., jo würde das Steuerjoll der Kom- 
mune fi pro 1870 noch um 750,000 Rihlr. höher ftellen; 
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alfo ftatt 1,790,000 die Summe von 2,540,000 Rthlr. be 
tragen, jomit den Ertrag an Staatsfteuern pro 1868 um 
634,000 Rthlr. überfteigen. Wenn nun aud die Einnah- 
men an Staatäfteuern pro 1870 ſich erheblid höher ftellen 
bürften ald pro 1868, jo würden doch andererfeitö noch Die 
bei der Aufhebung der Mahle und Schlachtſteuer erjparten 
größeren Erhebungskoften in die Waagſchale fallen und 
fönne man daher im Ganzen wohl behaupten, daß die 
Staatskaſſe bei Einführung der Klaffenfteuer für Berlin fid 
um mindeftens eine halbe Million Thaler beffer ftehen werde. 

So ſehr die entihiedenen Gegner der Mahl- und 
Schladtfteuer in der Kommilfion aud in diefen Einmwen- 
dungen gegen den vorliegenden Geſetzentwurf übereinftimmten, 
jo waren fie do in Bezug auf das dem Entwurfe gegen» 
über zu beobadıtende Verhalten mehrfach verſchiedener Anſicht. 

Don einer Seite wurde hervorgehoben, wie es fi 
empfehle, dem vorliegenden Gejegentwurfe zwar zuzuftimmen, 
ugleih aber die Königlihe Negierung aufzuforbern, bei 
reihe des Etats pro 1871 einen Geſetzentwurf wegen 
volftändiger Aufhebung der Mahl» und Schlachtſteuer und 
Erſatz derjelben durdy die Klaſſenſteuer reſp. Haffifizirte Eins 
fommenfteuer vorzulegen. 

Don anderer Seite wurde dem entgegen gehalten, der 
Meg der Rejolutionen habe nur zu jo een Ergeb» 
niffen wie der vorliegende Gejegentwurf geführt. Nachdem 
von der Regierung ein erfter Schritt geihan worden jei, 
könne der Landtag dabei nicht ftehen bleiben, ſondern müſſe 
einen Termin feitfegen, an welchem der zweite Schritt zu 
thun ſei. Es empfehle fi daher, den —— dahin 
zu amendiren, daß in allen übrigen mahl- und jdlachtfteuer- 
pflihtigen Städten mit dem 1. Zuli 1871 die Klaffenfteuer 
an Stelle der Mahl- und Schladhtfteuer eingeführt werde. 

Don dritter Seite wurde die Befürdtung ausgeiprodhen, 
daß man durch Aufhebung der Mahl- und Schladiftruer 
für einzelne Städte die Beibehaltung diefer Steuern für 
die übrigen Städte beförbere, die Lepteren gewiffermaßen 
auf der Steuer feitnagele. Diele Erfahrung habe man bei 
ber ſchon früher erfolgten Aufhebung der Steuer für ein« 
elne Städte gemadt und wurzele auch die gegenwärtige 
Kıdanı in biefem alten Syſtem. Die befürdteten Schwie- 
rigfeiten bei der gänzlihen Aufhebung der Mahl» und 
Schlachtſteuer würden verfjhwinden, wenn man bie Auf— 
bebung der Mahl« und Schladtfteuer im Zuſammenhang 
mit einer Zotalreform ber bireften Steuern, einer Ber« 
befferung und Quotiſirung ber Einfommenfteuer, Ueber— 
lafjung eines Theiles der Grund» und Gebäubdefteuer an bie 
Kommunen u. |. w. vornehme. Bon diefem Standpunkte aus 
müffe man fi gegen ben vorliegenden Geſetzentwurf erflären. 

Es wurde hierauf erwidert, wie die zulegt vorgeſchla— 
gene Taktik diejenige jei, welhe man im Jahre 1848 beob» 
achtet habe, und melde die Schuld daran trage, daß man 
bisher gar nichts erreicht habe. 

Ueber die Art, wie die Einfommenfteuer zu reformiren 
und wie die Kommunallaften am gerechteſten zu vertheilen 
feien, gingen die Meinungen noch jehr auseinander. 

Dis dahin, daß hierin eine Einigung erzielt fei, bie 
Aufhebung der Mahl» und Schlachtſteuer zu vertagen, 
bieße dieſelbe in eine unbeftimmte Zufunft verſchieben. Auch 
erſcheine es nicht praftiich, durch Amendirung des vorliegen- 
ben Gejepentwurfes die Aufhebung der Mahl» und Schladt- 
fteuer zu generalifiren. 

Hätte man diefen Weg mit Erfolg betreten wollen, fo 
würde ſich vielleiht dazu Gelegenheit geboten haben vor 
Feftftelung des Etatägelepes und Annahme des Konjolida- 
tionsgeſetzes. Ieptam Schluffeder lepten Seſſion der Legislatur—⸗ 
Periode fünne ein ſolcher Verſuch leicht das Scheitern aud 
der beſcheidenſten Reform-Maßregeln zur Folge haben. 

Der Bertreter der Königliden Staatd-Regierung er- 
Härte, wie diejelbe es lebhaft bedauern müffe, wenn man 
in Berfennung bed jept von ihr eingeichlagenen praltiſch— 
politijhen Weges jede Aenderung in der Mahl» und Schlacht. 
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fteuergefepebung von einer Zotalreform der direkten Be— 
fteuerung abhängig maden und damit in das Unabjehbare 
verjhieben wolle. Der Standpunkt der Staatsregierung in 
der Mahl» und Schlachtſteuerfrage habe feit den Ereignifjen 
bes Jahres 1866 fich mwefentlih geändert. In den neuen 
Landestheilen beftänden vielfah noch indirefte Kommunals 
fteuern, deren jchrittweile Befeitigung unerläßlich ſei. Schon 
beshalb könne fih die Staatsregierung einer allgemeinen 
Unterfuhung der Einwirkungen des Dtreis auf die Ver— 
bältniffe in den Städten nicht entziehen. Es empfehle fid) 
aber wegen ber wichtigen Sutereffen. welche fih an den 
Fortbeftand foldyer indirekten Steuern knüpften, mit ber 
Aufhebung derſelben nit ohne gründliche Unterfuhung der 
individuellen Berhältniffe vorzugehen. In Belgien und 
Holland jei die Aufhebung des Dftrois nur zu ermöglichen 
gewelen, indem man den Städten einen Theil des Ertrages 
der Staatäfteuern überlaffen habe. Die Unterfuhungen der 
Staatsregierung hätten ihren Abſchluß noch nicht gefunden. 
Man babe indeß bis zu ihrem gänzlichen Abſchluß nicht 
warten wollen, um jdon einige praftiihe Nefultate daraus 
zu ziehen. Der vorliegende Geſetzentwurf ftelle gewiſſer— 
maßen die erfte Lieferung eines Werkes dar, weldyer andere 
Lieferungen nachfolgen würden. Auch für die größeren 
Städte ift die Beibehaltung der Mahl» und Schlachtſteuer 
nod keineswegs feſt beihloffen. Der Herr Finanzminifter 
babe jüngft im anderen Hauje bei ber Erörterung einer 
Petition der im Außenbezirfe von Stettin gelegenen Stadt 
Grabow erflärt, daß er au die Frage der Aufbebung der 
Mahl- und Schladtiteuer für Stettin zum Gegenftande 
einer Prüfung zu machen geneigt jei. 


Nah diefen allgemeinen Erörterungen ging man zur 
Spezial«-Diskuffion des F. 1. des Gefep-Entwurfs über und 
zwar unterzog man zunächſt die Berhältnifje jeder einzelnen 
der 28 Städte, für welche die Staats: Negierung 
die Aufhebung der Mabl: und Schlachtiteuer 
beantragt, einer Erörterung. Es wurde dabei Folgendes 
hervorgehoben: 


Nathenow. 


In Rathenow betragen die Erhebungskoſten 37 Prozent 
des Brutto-Ertrages. Statt 9757 Rthlr. Mahl- und 
Schlachtſteuer würde die Stadt künftig nur 7679 Rihlr. an 
direkten Staatsſteuer mehr zu zahlen haben. Durch Erſparniß 
an Erhebungskoſten erwächſt dem Staate gleichwohl noch eine 
Mehreinnahme von 1278 Rihlrn. Der Ausfall der Kom— 
mune beträgt 8067 Rtihlr. und kann, da bisher noch Feine 
Kommunalfteuern außerdem erhoben wurden, gededt werden 
durch 85%, Zuſchlag auf die Klaſſen- und Einkommenfteuer, 
beziehungnweile durd 750%, Zuſchlag auf dieſelbe Steuer 
neben 509%), Zuſchlag auf die Grund» und Gebündefteuer. 

Der Magiftrat ſpricht fi in einer Petition im Einver- 
ftändniß mit der StadtverordnetensBerfammlung für Beibe- 
haltung der Mahl» und Shladtiteuer aus, Er führt darin 
insbefondere aus, wie ohnehin die gefteigerten Bedürfniſſe 
tes ftädtifchen Haushalts die Einführung einer Kommunal» 
Einfommenfteuer in Höhe von etwa 75 Prozent der Klaj- 
fens und Einfommenfteuer erforderlih maden würden. Der 
vorausfichtlihe Mehrbedarf von 8270 Rihlr. entfteht u. A. 
durch Einredinung von 1000 Rthlr. Zinjen eines Kapitals 
für Errihtung einer Höheren Bürgerfhule, 2250 Rthlr. Zinſen 
und Amortilation des Anlage- Kapitals der Gasanftalt, Mehr- 
koften für Anlagen in Folge der demnädft an der Stadt 
vorbeiführenden Eiſenbahn, 1000 Rihlr. Pflafterungen, 
Brüdenreparaturen ꝛc. Cine auferordbentlihe Einnahme 
von 20,000 Rthlr., weldhe der Stadt aus dem Erlöje eines 
aufgelparten Holzſchlages in den ſtädtiſchen Forften pro 1870 
erwachle, könne biergegen nur mit dem Binjenbetrage in 
Aufrehnung kommen. 

Die Kommilfion war übereinftimmend der Auficht, 
daß auch biernad bie en ber Stadt 
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Rathenow für nichts weniger als ungünftig angeſehen wer- 
den Fünnten. Diejelben würden vorausfihtlih nad Er— 
Öffnung der neuen Eifenbahnlinie Berlinsehrte, noch eine 
weitere Verbefferung erfahren. Am wenigften laffe es fi 
redifertigen, zu Gunften der Errihtung einer höheren Bür— 
gerſchule oder der Erzielung billiger Gaspreije eine Steuer 
beizubehalten, melde, wie die Mahl- und Schladhtfteuer, die 
nothwendigften Lebensbedürfniffe vertbeuere, In Erwägung 
der hohen Erhebungsfoften ſprach fi die Kommilfion daher 
einftimmig für die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer 
in Rathenow aus. 


Schwedt. 


Die Berwaltungsfoften beanſpruchen 39 Prozent vom 
Brutto-Ertrage der Steuer. 

Die Stadt wird an den Staat fünftig ftatt 8787 Rthlr. 
nur 7992 Rtihlr. zu zahlen haben. Im Folge Eriparung 
an Grbebungskoften wird der Staat gleihwohl netto 
2316 Rihlr. mehr an Steuern einnehmen. Die ftädtiiche 
Einnahme an Mahl- und Schlacdhtiteuer beträgt 4818 Rthlr.; 
fonft erhebt die Stadt noch zur Zeit an Perfonalfteuern 
8033 Rihlr. Der ftädtiiche Haushalt wird fünftig beftritten 
werden können von 50 Prozent Zujhlag zur Gebäudes und 
Grundfteuer und etwa 115 Prozent Zuſchlag zur Klaffen- 
und GEinfommenfteuer. 

Magiftrat und Stadtverorbneten erflären fi gegen 
die Aufhebung ber Mahle und Schlachtſteuer. Sie 
beftreiten ed, daß die Erhebung der Steuer 39 Prozent 
Koften verurfahe; es müſſe dabei aufer Betracht ges 
laffen worden fein, wie die Steuerbeamten zugleih für 
Erhebung des Brüdenzolles, der bedeutenden Tabaditeuer, 
der Braumalzfteuer und für die Beauffihtigung der Bren« 
nereien verwandt würden. Im Widerſpruche mit Magiftrat 
und Etadtverordneten erklärt eine Petition mit Drei Unter: 
Ihriften, daß der allergrößte Theil der Bürgerſchaft die Auf— 
bebung der Mahle und Schlachtſteuer mit Freuden begrüßen 
werde. Nachdem der Herr Regierungs-Kommiſſarius erfläut 
hatte, wie die Staatt-Negierung überall bei Berehnung der 
Erhebungskoften nur die Ypeziellen Koften der Thor-Kontrole 
für die Mahle und Schlachtſteuer in Anſatz geftellt habe, 
ſprach fi Die Kommiſſion in Erwägung namentlid bes 
hoben Prozentfages diefer Erbebungsfoften übereinftimmend für 
die Aufhebung der Mahl- und Schladhtfteuer in Schwedt aus. 


Wriezen. 


Die Erhebungsfoften beitragen 28 Prozent. Auf dem 
engeren Bezirk fommen 7396 Givileinwohner, auf den 
äußeren Beztrk 3812 Einwohner. Die Lepteren gehören 
jümmtlih nicdt der Kommune an. Die Kommune würde 
fünftig ftatt 8314 Rthlr. nur 7672 Rthlr. zu fteuern haben. 
Der Staat rechnet auf eine Netto-Mehreinnabme von 1024 
Rthlr. Der Steuerausfall der Kommune beträgt 5023 Rthlr. 
Außer durh die Mahl» und Schlachtſteuer wurden nod 
6514 Rthlr. durch Direfte Kommunalfteuer aufgebracht. 
Beide Summen können fünftig durch einen Zuſchlag von 
120 Prozent zur Klaffen- und Einfommenfteuer oder durch 
50 Prozent Zujhlag zur Grund» und Gebäudefteuer und 
108 Prozent zur Klaſſen- und Einfommenfteuer aufgebracht 
werden. Eine Petition aus Wriezen mit 68 Unterfhriften 
befürwortet die Aufhebung der Mahl» und Schladtfteuer, 
namentlich weil diejelbe im Intereſſe des freien Verkehrs 
liege. Der Magiftrat hat zuerft in einer der Kommilfion 
von einem Abgeorbneten des betreffenden Wahlkreiſes über: 
gebenen Petition erklärt, daß er fid der Strömung der Zeit 
für Aufhebung der Mahl» und Schlachtſteuer nicht wider 
ſetzen wolle, jodann aber in einer im Einverftändniß mit der 
Mehrheit der Stadtverorbnetenverfammlung an das Abges 
orbnetenhaus gerichteten Petition fi für Beibehaltung der 
Mahle und Schlachtſteuer erflärt. Die Kommiffion fand bei 
dieſem widerſprechenden Verhalten des Magiftrats um fo weniger 
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Beranlaffung, feinem Wunſche zu willfahren, als die unver— 
bältnifmäßige Größe des Außern Steuerbezirfs die Aufbe- 
bung der — und Schlachtſteuer für Wriezen beſonders 
zweckmäßig erſcheinen laſſe. Auch wurde aus der Mitte 
der Kommiſſion hervorgehoben, wie in Wriezen die Nähe 
der Steuerlinie an der Eiſenbahn beſonders nachtheilige Ver— 
fehröflörungen zur Folge habe. Zugleich erwähnte daſſelbe 
Mitglied, daß die Stadtverordnetenverſammlung ſich nur 
mit einer Majorität von einer Stimme für die Beibehal- 
tung der Mahle und Schlachtſteuer erflärt habe. Die 
Kommilfion ſprach fih demgemäß einftimmig für Die Aufs 
bebung der Mahl und Schladtfteuer in Wriezen aus. 


Cottbus. 


Der engere Steuerbezirk hat 7112 Civil- und 134 
Militäreinwohner. Der äußere Bezirk zählt 16,492 Civil- 
und 242 Militäreinwohner, bat aljo mebr als die doppelte 
Bevölkerung des engeren Bezirfe. Auf 98 Einwohner fam 
1868 ein Steuerprogeß. Die Kommune wird fünftig ftatt 
18,108 Rtblr. nur 9182 Rıhlr. Staatefteuer zu zahlen haben. 
Bon dem Minderertrage fallen 5363 Niblr. auf die Staate» 
faffe, während der Reft durch Erjparung von Hebungsfoften 
gededt wird. Die Kommune erleidet einen Steuerausfall 
von 7860 Rthlr. Städtiſche Realfteuern werden bis jept 
nicht erhoben, dagegen eine Einfommenfteuer von 2,5% Pros 
zent des Einkommens. Wird fünftig auf Gebäude und 
Grundfteuer ein Zufchlag von 50 Prozent gelegt, jo braucht 
die ſtädtiſche he Da nur um circa 34 Prozent erhöht 
zu werden. Sie wird demnad den allerdings nicht uner— 
beblihen Sag von etwa 155 Prozent der Staats-Klaſſen- 
und Einfommenfteuer betragen. In Cottbus werden übri« 
gend erhebliche Beiträge von juriftiihen Perfonen und Fo— 
renien zu den Kommunalabgaben geleiftet. Bon den 16,492 
Givileinwohnern des äußern Bezirks gehören nur 6212 der 
Kommune Cottbus an. Der Magiftrat erflärt fi gegen 
die Aufhebung, weil ein Erſatz dur direfte Steuern „raft 
nit möglich ſei“ Die Kommilfion verbeblt ſich nicht, 
daß der Uebergang zur Klaffenfteuer nah den Kommunal» 
Berhältniffen in Cottbus größere Schwierigkeiten findet, als 
anderwärts, hält aber gleihwohl im Intereſſe des bevölfer- 
ten großen und zumeift nicht zur Kommune Cottbus zäh: 
lenden äußern Bezirfs die Beibehaltung der Mahl» und 
Schlachtſteuer für nicht gerechtfertigt. 


Guben, Eüftrin, Landsberg a. W. 


Die Kommilfton ſprach ſich aus den in den Motiven 
des Gejepentwurfs angeführten Gründen für Aufhebung der 
Mahl- und Sclachtſteuer au diefen Orten aus. Su Betreff 
Güftrind erwähnte ein Abgeordneter des betreffenden Wahl⸗ 
freifes, daß die Stadtverordneten-Verſammlung in Güftrin 
fi mit 18 gegen 8 Stimmen für die Aufhebung der Steuer 
dajelbft ausgeiprodhen habe, wogegen der Magiftrat dajelbft 
den gegentheiligen Wunich bege. 


Anklam. 


Die Erhebung koſtet 38 Prozent und ſind die Koſten 
ſeit 1862 von 3112 Rthlr. auf 4206 Rihlr. geſtiegen, 
während die Rein-Einnahme von 10,071 Rthlr. auf 7013 
Rihlr. geſunken iſt. Nach dem Anſchlag der Staatsregierung 
würde die Stadt künftig ſtatt 11,219 Rthlr. 11,915 Rthlr. 
zu fteuern haben und bierburd und in Kolge Erſparniß an 
Erhebungskoften der Staatsregierung eine Mebreinnahme 
von 4407 Rthlr. erwachſen. Der Ausfall der Kommune 
beträgt 3366 Rihlr. Es wird gegenwärtig nur eine Kom— 
munaleinfommenfteuer im Betrage von 5/, Prozent erhoben. 
Die gefammten Kommunalbedürfniffe Fönnen fünftig be— 
ftritten werben durd 50 Prozent Zuſchlag zur Klaffen- und 
Einkommenfteuer, oder 33 Prozent Zuſchlag auf biejelbe 
neben 50 Prozent Zufhlag auf die Grund» und Gebäude— 
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fteuer. Der Magiftrat befürwortet die Beibehaltung der 
Mahl- und Schlachtſtener aus den befannten allgemeinen 
Zwedmäßigfeitsgründen. Aus der Mitte der Kommilfion 
wurde gegen die Aufhebung der Mahl» und Schlachtſteuer 
geltend gemacht, daß die Beamten in Anklam von direkten 
Kommunalftenern gänzlich befreit fein würten. Dieſe Ans 
nahme ftellte fi indeß als irrig heraus, da in Anklam die 
Beamten ebenſo wie anderwärtd mit der Hälfte ihres Ein- 
kommens zur Tragung von Kommunalfteuern herangezogen 
werden fünnen. 

Die Kommilfion ſtimmte demnad in Erwägung naments 
lich der beträchtlichen Erbebungsfoften der Aufhebung der 
Mahl und Schlachtſteuer für Anklam zu. 


Eöslin. 


Die Stadt würde Fünftig ftatt 14,789 Rthlr. nur 
12,401 Rihlr. Eteuer zu zahlen haben, wodurd für ben 
Staat 1081 Rthlr. Ausfall entſtehen. Der Ausfall der 
Kommune beträgt nur 4688 Rthlr., d. i. etwa 20 Prozent 
der gefammten Kommunalfteuern. Der Grundbeſitz ift bie— 
ber von der ftädtiichen Einfommenfteuer frei gelaffen wor« 
den; dagegen werden 33"/, Prozent Zuſchlag zur Gebäude— 
fteuer erhoben. Werden fünftig 50 Prozent Zuſchlag auf 
Grund» und Gebäubdefteuer gelegt, jo eriheint eine Erhöhung 
der ftädtiichen Einfommenfteuer bis auf etwa 105 Prozent 
der Klaſſen- ıc. Steuer ſchon ausreichend, den Ausfall aus 
der Aufhebung ter Mahle und Schlachtſteuer zu deden. 
In der Stadt wird fein Schulgeld erhoben und entiprechen 
die Gaspreife nur den Probuftionefoften der ftädtijchen 
Anftalt. 

Magiftrat und Stadtverorbneten ſprechen ſich gegen 
die Aufhebung aus, wenngleid fie eine ftärfere Heranziehung 
der Liegenihaften bis zu 50 Prozent der Grundſteuer für 
gerechtfertigt erachten. 

Die Kommilfion erflärte fih in Anbetracht der den 
Uebergang zur Klafjenfteuer außerordentlich erleichternden 
Kommunale Berhältniffe für die Aufhebung der Mahl» und 
Schlachtſteuer. 


Stralſund. 


Die Mahl- und Schlachtſteuer bringt bier brutto nur 
32 Sgr. 7 Pf. auf den Kopf ein, ein jo niedriger Betrag, 
wie ihn äbnlih von den 28 Städten nur Schwedt (30'/, 
Ser), Wriezgen (32 Sgr. 7 Pf.) und Anklam (29 Sr. 
9 Pf.) aufweilen. Die Klaffen- und Eintommenftener wird 
brutto 24,182 Rtblr. d. i. 620 Rthlr. mehr als die Mabhl« 
und Schladifteuer einbringen und netto der Staatskaſſe ein 
plus von 2644 Rthlr. gewähren. Mit Nüdficht auf das 
gegen dieſen Anfhlag höhere Klafjenftenerfoll in Greifs— 
wald und Demmin erwartet die Negierung einen noch höhe— 
ren Ertrag. Der Ausfall der Kommune beträgt 12,964 
Rthlr. Die Kommune hat bisher an direften Steuern nur 
Servis, Wachtzeld und Laternengeld im Betrage von 
20,926 Rthlrn. erhoben, Ein Zuſchlag von 331/, Prozent 
zur Klaffen» und Einfommenfteuer würde hinreihen, den 
Steuerausfall bei der Mahl- und Schlachtſteuer zu decken. 

Bürgermeifter und Rath erflären fi in einer Petition 
für Beibehaltung bes bisherigen Steuerfpftemd. Die Lage 
der Stadt auf einer Injel, welde nur durch 3 fchmale 
Feftungsbrüden mit dem Lande verbunden fei, made die Er- 
bebung der Steuern jehr leicht. — Die Erhebungskoſten be— 
tragen 12 Prozent der Brutto - Einnahme. — Die Urſache 
des Nüdgangs im Ertrage der Mahl- und Schladhtfteuer 
liege in einer Geſchäfts- und Arbeitsftofung, welche den 
Vebergang zur SKlaffenfteuer beionders mißlih erſcheinen 
laffe. Seit Juli graffire der Typhus, die lepten Sabre 
hätten durchweg ungünftige Erndte- Erträge ergeben, in 
Folge deren die ſtädtiſche Kämmerei bei ihren Pachtgütern 
Ausfälle erleide. Die Rüdftände an Pachtgefüllen beliefen 
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fi gegenwärtig auf mehr als 200,000 Rthlr. Der Schiffe. 
bau auf den Stralfunder Werften fei zurüdgegangen. In 
Folge alles deſſen vermindere fih die Zahl der Steuer: 
zabler und vermehre fi die Zahl der Steuer+ Erefutionen. 
Während 1868 noch 1819 vorftäbtiihe Klaffenfteuerzabler 
vorhanden geweſen ſeien, betrage die Zahl berjelben 1870 
nur noch 1702. Die Zahl der von der ftäbtiihen Erefus 
tions» Behörde beizutreibenden Reſte (an Klafjenfteuer in 
den Vorftädten, Kommunalfteuer, Polizeiftrafen, Gewerbe» 
fteuer, Schulgeldern u. ſ. w.) betrug 1867 4594 Rtblr., 
in ben erften zehn Monaten pro 1868 dagegen 5061 Rthlr. 
Der Bedarf der Armen-Berwaltung fei von 23,000 Rthlr. 
in 1866 auf 31,000 Rihlr. pro 1869 geftiegen. Der 
Realfrebit fei auf Jahre hinaus vollftändig lahm gelegt, 
weil man bei Beranlanung ber Gebäubefteuer die Auf— 
meffung ber einzelnen Grundftüde unterlaffen babe und 
das Hppothefenamt nah dem neuen Hypothelengefege für 
Neuvorpommern vom 21. März 1868 aufer Stande jet, 
Hypothefenfolien anzulegen. Die Kommune habe gegen» 
wärtig in Felge der dauernden ftarfen Einquartierungslaft 
ein Defizit von 11,000 Rthlr. Als Ausflug der Epidemie 
titt an bie ftädtifchen Behörden unabweislih die Frage 
nah ber Nothmwendigfeit einer befjeren Waſſerverſorgung 
und Entwäfferung der Stabt heran. Die Voranſchläge 
für dieſe Arbeit fließen mit 250,000 Rihlr. ab, um deren 
Zinfen und Amortifationsraten ih in Kürze das Des 
fizit vergrößern muß. Wenn aud nit vorweg mit Zuver« 
läjfigfeit ermittelt werben fünne, ob und wie die Einwohner« 
Ihaft den neuen Steuerdrud ertragen werbe, fo müffe doch 
a priori behauptet werden, daß in ber That nahezu eine 
„Berrüttung des Kommunalhaushalts und eine Erihöpfung 
der Steuerfraft” zu befürchten fei. Es fei ernftlich zu bes 
zweifeln, daß die Steuererbebung für Stabt und Land 
regelmäßig und mit guter Ordnung durchzuführen jein 
werbe. 

Der Petition des Magiftratse und der Bürgerihaft 
ſchließt fih eine Petition mit 711 Unterichriften aus ben 
verſchiedenſten Berufsflaffen an. Cine andere Petition mit 
292 Unterichriften, darunter 87 Kaufleute, 7 Fabrikbeſitzer, 
20 Bädermeifter, 15 Müller, 4 Schläcdhtermeifter, melde 
hauptſächlich von den bei ber Steuer zunächſt interejfirten Ges 
werbetreibenden herrühren, ſpricht fich für Aufhebung derſelben 
als einer gehäffigen, ungerechten und den Verkehr ftörenden 
Steuer aus. 

Daffelbe thut eine Petition des Müllers Schoof aus 
dem balbmeiligen Umfreife von Stralfund, welche außerdem 
eine eingehende Schilderung ber zahlreihen das Müllerges 
werbe drüdenden Kontrolvorſchriften enthält. 

In der Kommilfion wurde gegen bie Petition ber 
ftäbtiichen Behörden Folgendes angeführt: 

Ein Rüdging in den Ermwerböverhältniffen zufolge 
Krieg, Cholera und Mißerndte ift feit 1866 nicht nur in 
Stralfund fondern in faft allen Kommunen zu bemerken. 
Das Auftreten des Typhus in Stralfund enthält eine ernfte 
Mahnung, mit der Aufhebung einer Steuer nicht länger zu 
ſäumen, welche die erften Lebensbedürfniſſe, Brod und Fleiſch 
namentlid für die minder wohlhabenden Volfsklaffen erheb- 
li vertbeuert. Das bürgerfhaftlihe Kollegium in Stral— 
fund fönne ald unparteiiſcher Zeuge in dieſer Frage nit an» 
geſehen werden, da ed nad) der befonderen bort beftehenden 
Kommunalverfaffung ausſchließlich aus —— be⸗ 
ſtehe. Für die Aufhebung ſprächen aber insbeſondere noch 
die Verhältniſſe des Außenbezirfs und liefere die Petition 
des Müllers Schoof ein anihaulihes Bild der Pladereien, 
welhen die Mübhleninduftrie ausgelegt ſei. 

Bon anderer Seite wurde nod darauf aufmerfjam ges 
madht, wie in Stralfund Bürgermeifter und Rath fi) durch 
Kooptation ergänzten und mit ihren Freunden derartig bie 
Stadt beberichten, daß es der Gegenpartei in der Mahl: 
und Sclachtfteuerfrage nicht möglich geweſen fei, einer Bes 
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merfung über den Nupen ber Aufhebung Aufnahme in die 
einzige dort beftehende Zeitung zu verjchaffen. 

Bon dritter Seite wurde dazu bemerkt: Ließen Die 
Berhältniffe der Kommune wirflih nur vorübergehend Die 
Aufhebung der Mahl und Schlachtſteuer inopportun ers 
ſcheinen, jo fünne dem auch dadurch Rechnung getragen werben, 
daß man nachher allgemein den Termin für die Aufhebung 
bis zum 1. Januar 1871 binausrüde. 

Der Herr Regierungs-Kommiffarius führt aus, wie die 
Weglaffung von Stralfund aus dem Gefeg-Entwurfe mit am 
Wenigſten zu rechtfertigen fein würde. Stralfund it notoriſch 
eine der reihften Städte des Staated. Aus ihrem Stiftungs— 
vermögen fünnen jämmtlihe Ausgaben für Armenpflege, 
-Schul- und Kirchenweſen beftritten werben. Der größte 
Theil der anderen Städte würde glücklich fein, wenn bei 
ihnen rüdftändige Pachtgelder in jo erheblihen Summen 
vorfommer fönnten. Uebrigens haben die Kämmereieinnah— 
men fih nad Ausweis des ſtädtiſchen Etats in den legten 
Fahren gehoben. Die Störung der Kreditverhältniffe in 
Folge unterlaffener Meffungen betrifft nur die Hausgärten 
und Hofräume und wird fich diejelbe vorausfichtlich bald beſeiti— 
gen lafjen. Der äußere Bezirk hat in der That Urfache zu leb- 
baften Klagen. Straljund ift auf den Erport von Mühlen— 
fabrifaten angewiejen; die Mahl- und Scladtfteuervers 
hältniſſe haben aber noch unlängft zur Schließung einer Dampfs 
müble Beranlaffung gegeben. — Hiernah wurde gegen 
Aufhebung der Mahle und Scladtjteuer nur noch der 
Einwand erhoben, wie nad den neuvorpommerſchen Son» 
derverfafjungen die Beamten von direften Kommunalfteuern 
gänzlich befreit bleiben würden. Darauf wurde erwidert, 
wie zur Beleitigung dieſes Ausnahmeverhältnifjes alle Aus» 
fiht gegeben fei; ein darauf hinzielender aus dem Anirage 
bes Abgeordneten v. Behr hervorgegangener Geſetz-Entwurf 
ftehe bereit# auf der Tagesordnung des Plenums. Wenn 
berjelbe aber auch nicht zum Gefep erhoben werben jollte, 
fo würde man doch in einen circulus vitiosus gerathen, 
wollte man die Aufhebung der Mahl» und Ecladhtfteuer 
von der Aufhebung jener Privilegien abhängig maden, Die 
Kommilfion ſprach ſich hierauf faft einftimmig für Aufhebung 
der Mahl» und Schlachtſteuer aus. 


Bromberg. 


Der enge Bezirk hat 23,419, der Äußere Bezirk 14,580 
Givileinwohner. Die Verwaltungsfoften beaniprucdhen 22 pCt. 
vom Gteuerertrage. Trotzdem ift bei der ftrablenförmigen 
Ausbreitung der Stadt auf dem linfen Brabeufer und den 
im Umkreiſe der Stadt belegenen fi) mehr und mehr vers 
mehrenden Mehlniederlagen, Mühlen» Etabliffements und 
Winfelihlächtereien eine genügende Kontrole der Steuer 
erhebung nad dem Urtheil der Behörden unmöglid gewor« 
den. Eo nimmt denn aud der Schmuggel fortwährend zu. 
Im Sabre 1865 fam erft auf 119 Einwohner, im Jahre 
1868 dagegen ſchon auf 69 Einwohner ein Gteuerprozeß. 
Der Ertrag der Steuer hat fid) für den Kopf der Bevölferung 
von 50 Spr. 10 Pf. im Jahre 1865 auf 38 Sgr. 3 Pf. im 
Jahre 1868 vermindert. Der Weizenverbraud) beträgt jegt nur 
25 Pfd. per Kopf, während er in den 9 übrigen mahl- und 
ihladhtfteuerpflichtigen Städten der Provinz Pojen zwiſchen 
50 und 87 Pfd. varürt. Statt 31,048 Rthlr. würde der 
Bezirk nad Einführung der Klaffenfteuer nur 22,795 Rthlr. 
Eteuern zu zahlen haben. — Bon 14,580 Einwohnern des 
äußeren Bezirks gehören nur 4850 der Kommune Bromberg 
an. Die 2eptere erleidet durh Aufhebung der Mahl» und 
Schlachtſteuer einen Ausfall von 12,800 Rthlr. Bis jept 
ift am ftäbtiichen Steuern nur eine Kommunaleinfommens 
fteuer von 4 pCt. des Einfommend erhoben worben. Der 
erwähnte Ausfall fann durch eine Erhöhung derjelben um 
20 pGt. gededt werben. Falls man fi entihlöffe, einen 
Zuſchlag von 50 pCt. auf die Grund- und Gebäudefteuer 
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zu legen, würde eine Erhöhung der Einfommenfteuer um 
10 pCt. genügen. Die Staatd-Regierung befürwortet um 
jo mehr, jept mit der Aufhebung der Mahl- und Schlacht: 
fteuer vorzugeben, als für die nächte Zukunft wieder eine 
weitere Steigerung des Kommunalbedarfs in Ausficht geftellt 
ift. Magiftrat und Stadtverordneten von Bromberg ſprechen 
fih für Beibehaltung des gegenwärtigen Steuerjyftems aus. 
Dem Schmuggel ließe fi begegnen und der verftenerte Be— 
trag an Weizenmehl könne bis auf das Vierfache erhöht 
werden, wenn man ebenfo, wie dies bei den Schlädhtern ge— 
Icheben jei, auch bei den Bädern und Mehlhändlern Kontrolbüder 
einführe, und die ftädtiiche Polizei für die Kontrole mitver- 
wende. Die Einführung der Klaffenfteuer würde 3000 Rthlr. 
Erhebungskoſten verurfahen. Um dieſe Mehrausgaben und 
den Ausfall der Kommune durd Aufhebung der Mahl- und 
Schlachtſteuer zu deden, werde die Kommunal-Einfommen- 
fteuer mindeftens verdoppelt werden müſſen. Der Grund» 
befip fünne eine Belaftung für ftädtiihe Zwecke nicht ver- 
tragen. 

Die Kommilfton verfannte nicht, wie nah dem Kom— 
munalverhältniffen Brombergd dort der Mebergang zur 
Klaffenfteuer größeren Schwierigkeiten ald anderwärts bes 
gegnen würde, bielt indeß dieſen Umftand nit für aus» 
reihend, um gegenüber dem anderen für die Aufpebung der 
Mahl» und Schlachtſteuer jprehenden Momenten — Größe 
des äußeren, meift nicht zur Kommune gehörenden Bezirks, 
Höhe der Erhebungskoften und ſtarke Defraude die Beibe- 
haltung einer indireften Steuer zu redhifertigen. 


Oppeln. 


Auf 10,856 Einwohner im engeren Bezirf fommt ein 
äußerer Bezirt von 5003 Eeelen. Statt 14,437 Rthlr. 
würde die Stadt fünftig 11,500 Rthlr. zu zahlen haben, 
wodurd indeß in Folge der geringeren Erhebungskoſten für 
die Staatsfaffe nur ein Ausfall von 1185 Rthlr. entfteht. 
Der Ausfall der Stadt beträgt 4238 Rthlr. Bisher wur— 
den außerdem nody 7181 Rthir. ftädtiicher Steuern mittelft 
Perfonalfteuern aufgebradt. Wenn auf die Grund» und 
Gebäubdefteuer ein Zuſchlag von 50 Prozent gelegt wird, ift 
nur eine unmejentlihe Steigerung des Ertrages ber Per 
fonalftener von 7181 Rthlr. auf 8976 Rthlr. erforderlid. 
Diejelbe beträgt aud alsdann nur etwa 604% der Klafjen- 
und Einfommenfteuer des Staatt. Bon den 5413 Ein- 
wohnern des Außenbezirks gehören nur 337 der Kommune 
Oppeln an. Magiftrat und Siadtverordnete ſprechen ſich 
gegen den Uebergang zur Klaffenfteuer aus und machen u. 
A. auch geltend, daß das Proletariat in der Stadt zunehme, 
dagegen der Berfehr in Folge Anlage der Rechten Dder« 
Ufer- Bahn abnehme. Die Kommilfion konnte dieſe Mor 
mente, wenn fie jelbjt erwiejen wären, nicht für hinreichend 
erachten, um gegenüber der Größe des nicht zur Kommune 
gehörenden Außenbezirfs für die Beibehaltung der Mahl« 
und Schlachtſteuer in Oppeln zu ftimmen. 


Neiße. Neuftadt O.S. 


Petitionen aus dieſen Städten lagen nicht vor; die 
Kommilfion ſprach fih aus den in den Motiven bes Ge— 
jeg-Entwurfs niedergelegten Gründen für die Aufhebung 
ber Mahl und Schladtfteuer an diefen Orten aus. 


Frankenſtein. 


Trotz eines Verwaltungskoſten-Aufwandes von 42 Pro» 
zent und eines äußeren Steuerbezirfed mit 4728 Seelen 
(der innere Bezirft hat 6219 Givil-Ginwohner) hat Die 
Defraude derart überhand genommen, daß ein Prozeß 1865 
auf 42 und 1868 gar auf 23 Einwohner kam. Statt 
8363 Rihlr. würde der Bezirk fünftig nur 6543 Rthlr. zu 
fteuern haben und gleihwohl der Staat in Folge geringe 
ter Erhebungskoften nody eine Nettomehreinnahme von 1412 
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Rthlr. erzielen. Der Kommune erwädft ein Ausfall von 
3990 Rthlr. Der Ausfall kann gededt werben, wenn man 
die jept mit 11/, Prozent vom Einfommen erhobene Kom— 
munalsEinfommenfteuer um die Hälfte erhöht. Neben 50 
Prozent Zuſchlag zur Grund» und Gebiudeftener würde ein 
Zuſchlag von 120 Prozent zur Kaffen- und Einfommenfteuer 
genügen, ſämmtliche Kommunalbedürfniffe zu beftreiten. 
Magiftrat nnd Stadtverorbneten ſprechen fi für Beibe- | 
haltung ver Mahl» und Schladrfteuer aus, zumal bie 
Stadt durch den Brand im Sabre 1858, melder *, der 
Gebäulichkeiten zerftört, viel gelitten und die Kämmerei 
durch die neuere Gejepgebung, Ablöjung von Domanial- 
und Mübhlens Abgaben und des Jagdrechts, Wegfall des Ein« 
zugägeldes n. |. w. erhebliche Einbußen (jährlid 1200 Thlr.) 
erfahren habe. 

Aus der Mitte der Kommilfion wurde bierzu bemerft, 
wie der erlittene Brandihaden der Stadt durch Berfiche- 
rungögelder und allerwärts gejammelte freiwillige Beiträge 
reichlich vergütet worden ſei. Die Stadt jelbft habe aus 
ihren Brandgeldern ein neues Rathhaus mit einem Koften« 
aufwande vor 77,000 Rthlr. erbaut. Die Kommilfion zer- 
modte in Anbetracht auch der hohen Erhebungsfoften und 
der Größe des Äußeren Bezirks fi nur für die Aufhebung 
der Mahl» und Schlachtſteuer in Sranfenftein auszuſprechen. 


Glatz. 


Aus dieſer Stadt lag eine Petition nicht vor; die 
Kommiſſion ſprach ſich aus den dem Geſetz-Entwurfe beige- 
fügten Motiven für Aufhebung der Mahl» und Schlacht— 
fteuer in Glap aus. 


Dels. 


Der enge Bezirke hat 7579, der äußere 3435 Civil-Ein- 
wohner, welche legtren ſämmtlich nicht zuc Kommune gehören. 
Die Stadt würde fünftig ftatt 11,085 nur 6466 Rthlr. 
Steuer zu zahlen haben. Der Ausfall der Kommune bes 
trägt 4425 Rthlr. Die Stadt erhebt gegenwärtig außer 
ber Mahl» und Schlachtſteuer eine Einlommenfteuer von 
2 Prozent bed Einfommend. Zur Dedung des Ausfalls 
müßte diejelbe um circa 88 Prozent erhöht werden. 

Legt man dagegen 50 Prozent Zuſchlag auf die Grund- 
und Gebäudefteuer, 1 genügt eine Kommunal-Einfommenz 
fteuer in Höhe von 105 Prozent der Klaffen- und Ein» 
fommenfteuer. Magiftrat und Stabtverorbnete petitioniren 
um Beibehaltung der Steuer, jo lange diefelbe nicht allge= 
mein in Preußen aufgehoben werbe. 

Ein Abgeordneter des Wahlbezirk unterftügte dieſe 
Petition, indem er anführt, wie das rechte Dderufer lange 
vernadhläffigt worden fe. Die Stadt lebe wejentlih von 
der Garnilon; um fi dieſe zu erhalten, habe fie Eoftipielige 
Kajernen bauen müffen. Der Herr Regierungs-Kommiſſa— 
rius machte dagegen geltend, wie die Stadt zwar feinen be» 
deutenben Gewerbetrieb habe, indeß auch nicht in ſchlechten 
Verhaͤltniſſen ſich befinde. Daß fie ſich eine eigene Gas— 
anftalt erbaut, ſpreche ſchon hierfür. Die Aufhebung der 
Mahl» und Schlachtſteuer würde auch Veranlaſſung geben 
ur Bejeitigung einer irrationellen Kommunal-Einfommen- 
— bei welcher das Steuerprozent im Verhältniß zum 
Wachsthum des Einkommens abnehme. Die Kommiſſion 
glaubte ſich hiernach um ſo weniger für Beibehaltung der 
Mahl- und Schlachtſteuer in Oels ausſprechen zu können, 
als der äußere Bezirk ſehr groß iſt, und die Stadt an 
Staatsſteuern nach dem Uebergang zur Klaſſenſteuer eine 
erheblich geringere Summe würde zu zahlen haben. 


Schweidnitz. 


Die Erhebungskoſten betragen ſchon gegenwärtig 24 
Prozent. In Folge des Abbruchs der Feſtungswerke bei 
den Thorübergängen in Schweidnitz ſteht eine mit erheb— 
lien Koften verbundene Verlegung der Thorfontrofftellen 
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bevor. Auf 107 Einwohner fam 1868 ein Steuerprugeß. 
Der Äußere Bezirk zählt 3738, der innere 10,862 Givils 
Einwohner. Etatt 16,431 Rthlr. wide die Stadt Fünftig 
nur 10,357 Rtihlr. zu fteuern haben. Der Ausfall der 
Staatäfaffe beläuft fih nur auf 2486 Rthlr. Der Ausfall 
der Kommune beträgt 7993 Rthlr. Die Kommune be 
fteuert gegenwärtig das Einfommen mit 1,45 Prozent. Wird 
fünftig die Grund» und Gebäubdefteuer mit 50 Prozent Zus 
ſchlag belegt, fo genügt zur Dedung des übrigen Bebürf- 
nifjes eine Erhöhung der Kommunal» Einfommen- Steuer 
auf 3%/, Prozent vom Einfommen. Nad ber Klaffen- und 
Br Sehe berehnet würden etwa 100 Prozent 
Zuſchlag erforderlich jein. — Magiftrat und Stadtverord« 
neten ſprechen fih aus den allgemein angeführten Gründen 
für Beibehaltung der Steuer aus. Sie führen u. 9. an, 
daß ſchon jept die Beitreibung der Klaffenfteuer von 31,831 
Einwohnern des Außenbezirfd monatlih durſchnittlich 692 
Erefutionen erforderlih made. ine andere Petition, 
welche von 2 Stadträthen, 5 Stabtverorbneten, Handwerfern, 
Butsbefigern, Gaftwirthen und Fabrikbeſitzern ausgeht, und 
im Ganzen mit 120 Unterfchriften bededt ift, erinnert daran, 
wie die ftäbtiihen Behörden jhon Anfang 1868, als es 
fih um die Erbauung neuer Kontrolhäufer gehandelt habe, 
in einer mit 980 Unterfchriften bededten Petition um Auf— 
bebung der Steuer gebeten worden jeien. Dieſe Mapregel 
würde, da Schweidnip 8 Mühlen in feinem Weichbilde habe, 
und einen ftarf beſuchten Getreidemarft befige, insbejontere 
für die Entwidelung ded gegenwärtig ganz darniederliegen» 
den Mehlhandels von großer Bedeutung fein und nad Bes 
feitigung der Feſtungswerke weientlih zum Wiederaufblühen 
der Stadt mirlbeitragen. 

Die Kommilfion fand in dem von den ftädriichen Bes 
börden beroorgehobenen Umftande, daß die Beitreibung der 
Klaffenftener im Außenbezirte jo außerordentlih jchwierig 
fei, nur eine Verſtärkung der für die Aufhebung der Mahl» 
und Schlachtſteuer in Schweibnig Iprehenden Gründe da 
offenbar jene Schwierigkeit der Klaffenfteuer Erhebung 
wejentlih aus der Benadtheiligung des Außenbezirks durd 
die Mahl» und Schlachtſteuer erflärt werben mäffe. 


Sagan. 


Die Erhebungsfoften betragen 27 Prozent. Statt 
10,764 Rthlr. würde der Bezirk nur 8606 Rthlr. zu fteuern 
haben, wiewohl fi der Staat eine höhere Reineinnahme 
von 425 Rthlr. veripriht. Bon den 3041 Einwohnern bes 
äußeren Bezirks gehören nur 235 zur Kommune Sagan. 
Der Kommune erwädhft ein Ausfall von 7799 Rihlr. Dies 
jelbe erhebt gegenwärtig 1 Prozent Einfommenfteuer und 
. 40 Prozent Zufhlag zur Gebäudefteuer. Sie würde fünf« 
tig erheben müſſen ftatt des 1 Prozents Einfommenfteuer 
125 Prozent Zujhlag zur Klafjen- uud Einfommenfteuer. 

Der Magiftrat erklärt fich in einer Petition für Beibehal« 
tung der Mabl- und Schlachtſteuer. Die Kommilfion fand 
in dieſer Petition feine Momente, melde ihr geeignet ſchienen, 
die Beibehaltung die für Sagan große Erhebungstoften 
verurjahenden Mahl- und Schlachtſteuer zu rechtfertigen. 


Hauer. 


Die Bevölkerung des äußeren Stadtbezirks überfteigt 
50 Prozent der Benölferung des inneren Bezirks. Bon dem 
Brutto-Ertrage abjorbiren die VBerwaltungsfoften über 28 
Prozent. Die Stadt wird ftatt 12,327 Rthlr. nur 8800 Rihlr. 
aufzubringen haben, wodurch indeß in Folge Verminderung 
der Erhebungskoften für die Staatsfaffe nur ein Ausfall 
von 695 Rihlr. enifteht. Der Ausfall der Kommune bes 
trägt 6600 Nıhlr. Bis jept wurden außerdem für ſtädtiſche 
Zwede nur 10,800 Rthlr. mittelft Perjonalfteuer aufgebradt. 
Bei 50 Prozent Zufhlag zur Grund» und Gebäubefteuer 
fann der Ausfall durch Erhöhung der Perjonalfteuer von 
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10,800 Rthlr. auf 14,973 Rthlr. gebedt werben, leptere 
Steuer würde alsdann etwa 120 Prozent der Klaffen- und 
Einfommenfteuer gleihfommen. Bon den 4949 Seelen des 
äußeren Bezirks gehören nur 171 der Kommune Jauer an. 

Magiftrat und und Stadtverordneten erklären fih aus 
den allgemeinen eben erörterten Gründen gegen den Ueber: 
gang zur Klaffenfteuer. Im Gegenfap hierzu bittet eine mit 
59 Unterichriften bededte, zumeift von Vorwerksbeſitzern, 
Fleiihern, Getreidehändlern, Mehlhändlern, Bädern, Müblens 
befigern zc., Petition, um Aufhebung der Mahl» und Schladt- 
fteuer. Daffelbe thut eine von 12 Müllermeiftern des 
äußeren Bezirfs ausgehende Petition. 

Die Kommilfion erachtet die Verhältniffe ded Außen— 
bezirks ſchon allein für hinreichend, die Aufhebung der Mahl» 
und Schlachtſteuer für Sauer zu rechtfertigen. 


Liegnig. 

Die Stadt würde ftatt 31,120 Nthlr, fünftig nur 
21,094 Rtihlr. zu fteuern haben, woraus inteffen für die 
Staatskaſſe ein Ausfall von nur 5397 Rihlr. entjteht. Der 
Außenbezirf zählt 7833 Einwohner, von denen nur 949 
zum Kommmnalverbande gebören. Im Sabre 1868 kam 
bereits auf 95 Einwohner ein Steuerprogeß. Der Ausfall 
der Kommune würde 16,088 Rthlr. betragen. Gegenwär— 
tig wird neben der Mahl- und Schladtiteuer eine Kommunale 
Einfommenfteuer von 2 Prozent des Einkommens erhoben. 
Eine Erhöhung derjelben auf 3 Prozent neben 50 Prozent 
Zuſchlag zur Grund- und Gebäudeſteuer würden ausreichen, den 
Ausfall zu deden. Der Magiſtrat jpridt fih in einer Pe— 
tition für Beibehaltung der Steuer aus. Als Gründe lo— 
faler Natur werden darin angeführt, daß der Ertrag der 
Steuer für Liegnig in fortwährendenm Steigen begriffen 
ſei; audy babe man auf Koften der Stadt erft fürzlih neue 
Kontrolbäujer gebaut, welde nad Aufhebung der Steuer 
faft nutzlos würden. ine Petition mit 275 meift dem 
Arbeiterftande angebörigen Unterjchriften ſpricht ih im Ges 
genfag zum Magiftrat für die Aufpebung der Mahl- und 
Schlachtſteuer aus. 

In der Kommiffion wurde nachgewieſen, daß bie Ans 
gaben des Magiftrats, wonach die Mahl- und Schlacht- 
jteuer für Liegnip einen fleigenden Ertrag gewähre, unrichtig 
jeien. Etwaige Unbequemlichkeiten aus dem Uebergang zur 
Klaffenfteuer, würden reihlid aufgewogen durch den erheb- 
lien Minderbetrag, welden die Stadt nachher au Klafjen- 
fteuer für den Staat aufzubringen haben werde. Aus die— 
jen Gründen vermodte die Kommilfion fih nur für Auf« 
bebung der Mahl- und Schlachtſteuer in Liegnip auszu— 


ſprechen. 
Glogau. 


Der enge Bezirk zählt 13,083, der äußere 6936 Givils 
einwehner; von ben lepteren gehören nur 339 zum ftädtis 
ſchen Kommunalverbande. Die Stadt würde ftatt 25,570 
Rthlr. Fünftig nur 17,216 Rthlr. zu fteuern haben. Der 
Ausfall der Staatefafje beträgt nur 5162 Rthlr. Für die 
Kommune erwächſt ein Ausfall von 12,414 Rihlr. Bis 
jept wurde daſelbſt nur eine Kommunal-Einfommenfteuer 
von 11/, Prozent des Einfommens erhoben. Eine Erbös 
bung derjelben auf 2?/, Prozent neben 50 Prozent Zuſchlag 
I: Grund» und Gebäubdefteuer würden ausreiden, den Aus— 
al zu deden. Magiſtrat und Stadtverordneten ſprechen 
fih für Beibehaltung der Mahl- und Schlachtſteuer aus. 
Als Gründe lofaler Natur werden dafür angeführt, daß in 
Folge der Feftungswerfe die Erhebungskoſten nur 15 Pro- 
zent betrügen und erſt auf 456 Einwohner eiu Steuerpros 
zeß Fomme. Die Nettoeinnahme belaufe fi) auf den hohen 
Sap von 1 Rthlr. 14 Sgr. 10 Pf., ein Sag, der unter 
den 28 Städten nur von Cottbus übertreffen wird, 

Eine andere von 196 Einwohnern der Stadt und Um: 
gegend unterzeichnete Petition befürwortet im Gegenfag 
dazu die Aufhebung der Mable und Schlachiſteuer, insbe» 
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fondere auch, weil in Folge derfelben den Glogauer Mühlen 
die Bermahlung des aus ber Provinz Poſen eingeführten 
Getreides entgehe. Auch wird darauf aufmerfjam gemadt, 
daß in Folge Eröffnung eines neuen, des vierten Feftungs- 
Thores vom nädften Sabre ab die Erhebungskoſten fid 
weſentlich fteigern würden. Auch abgefehen hiervon, erachtet 
die Kommilfion die Aufhebung der Mahl- und Scladt- 
fteuer ſchon durd die Verbhältniffe des Außenbezirfs und 
vom Standpunfte der Stadt Glogau aus durch den erheb- 
lihen Minderbetrag an Steuern, welchen diefelbe nad dem 
Nebergang zur Klaffenfteuer für den Staat aufzubringen 
baben werde, für durchaus gerechtfertigt. 
Merfeburg. 

Von dem Bruttoertrage von 14,005 Rthlr. nehmen 
die Verwaltungsfoften 4073 Rthlr. oder 29 Prozent in 
Aniprud. Die Stadt würde ftatt 14,005 NRtblr. nur 
11,818 Rtblr. aufzubringen, alfo 2187 Rthlr. weniger zu 
zahlen haben. Die Staatsfaffe wird in Folge der geringe» 
ren Erbebungsfoften gleihwohl 1531 Rıblr. mehr einneh- 
men. Der Ausfall der Stadt beträgt 7129 Rthlr., welche 
gebedt werden können dadurch, daß man 50 Prozent Zur 
Ihlag auf Diefe davon befreite Grund» und Gebäubefteuer 
legt und die ftädtiiche Einfommenfteuer etwa um die Hälfte 
erhöbt. Leptere würde alsdann etwa 98 Prozent der 
Klaffene und Einfommenfteuer betragen. Magijtrat und 
Stadtverordnete ſprechen fih gegen die Aufhebung ber 
Mahl» und Schlachtſteuer aut. Die Kommilfion fand ins 
def in dieſer Petition feine Momente, weldhe für Merſeburg 
die Beibehaltung der, große Erhebungskoſten verurfachenden 
Mahl» und Schlachtſteuer zu rechtfertigen im Stande wären. 

Weißenfels. 

Aus diefer Stadt lagen Petitionen nicht vor; die Kom— 
miſſion erflärte fih aus den in den Motiven des Gelepent- 
wurfed angegebenen Gründen für Au’bebung der Mahls 
und Schlachtſteuer in Weißenfels. 

Wittenberg. 

Die Erbebungsfoften betragen uber 25 Prozent. Der 
enge Bezirk zählt 7820, der Aufere 4967 Givileinwohner. 
Bon lepteren gehören 2150 zur Kommune Wittenberg. 
Statt 11,892 Rthlr. würde der Bezirk fünftig nur 8201 
Rthlr. Steuer zu bezahlen haben. Der Ausfall für die 
Kommune beträgt 5876 Rthlr. und kann ſchon nahezu ge 
bedt werden durch Einführung einer fädtifhen Perſonal— 
fteuer in Höhe von nody nicht 50 Prozent der Klaſſen- und 
Einfommenfteuer. Magiftrat und Stadtverorbnete von 
Wittenberg erklären ſich im einer Petition gegen die Auf— 
bebung der Steuer. Sie führen an, daß ber Feltungs- 
gürtel die Erhebung einer Steuer bier billiger als anderswo 
made. Eine mit 61 Unterichriften bedeckte Petition ſpricht 
fih im entgegengelepten Sinne für Aufhebung der Mahle 
und Scladhtfteuer in Wittenberg aus. Die Kommilfion 
vermodte um fo weniger dem Wunſch der ftädtiihen Be— 
hörden für Beibehaltung der Mahl» und Schlachtſteuer ſich 
anzuſchließen, als in der That die Erhebungskoſten troß 
der Feftungswerfe in Wittenberg jehr bedeutend find. 

Torgau. 

Die Erhebungsfoften betragen troß des Feftungsgürtels 
25 Prozent. Der Bezirk würde ftatt 12,821 Rthlr. Fünftig 
nur 7131 Rehle. zu fteuern haben. Die Einbuße der 
Staats: Kaffe beträgt nur 2638 Rthlr. Der Ausfall ber 
Kommune beträgt 10,466 Rthlr. und fann, da die Kom— 
mune bisher font feine Steuern erhoben hat, duch einen 
Zufchlag von 50 Prozent zur Grund» und Gebiude-Steuer 
und von 94 Prozent zur Klaffen- und Einfommen-» Steuer 
beziehungsweije durch einen alleinigen Zujhlag von 115 
Prozent zu lepterer Steuer gededt werden. Magiftrat und 
Stadtverordnete erflären fih in einer Petition für Beibes 
haltung der Mahl: und Schlachtſteuer, weil bier in Folge 
des Feftungsgürield wenige Defrauden vorkämen, der äußere 
Bezirk nicht groß ſei, und die ärmeren Klaffen von der 
ftarfen Garnifon leicht unverfteuertes Kommißbrod kaufen 

4 * 


28 


fönnten. Eventuell wird gebeten, die Aufhebung für Tor— 
gau erft vom 1. Januar 1873 eintreten zu laffen, weil als» 
dann eine mit jährlich 3300 Rthlr. zu tilgende Kriegeihuld 
abbezahlt fein würte. Gegenwärtig würde der Ausfall der 
Steuer einen Zuſchlag zur Klaffen- nnd Einfommen-Steuer 
von 150 Prozent erforberlih machen neben 150 Prozent 
Zufhlag zur Grund» und Gebäude-Steuer. Später würbe 
man mit 100 Prozent Zuſchlag ausfommen fönnen. Im 
Gegenjape hierzu erflärt fi eine Petition des Borftandes 
des landwirthſchaftlichen Vereins des Torgauer Kreijes für 
Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer. Die mit derſel— 
ben verbundenen Hemmniſſe für den Verkehr würden nach 
Vollendung der Halle-Guben-Sorauer Eiſenbahn beſon— 
ders nachtheilig hervortreten und die Entwickelung nament— 
lich des Mehlhandels behindern. Die nicht unbedeutende 
Viehzucht in der Stadt Torgau leide beträchlich durch die 
Beſteuerung von Schrot, ſchwarzem Weizenmehl und ande— 
ren Fütterungsmitteln. — 

Sn der Kommiſſion wurde hervorgehoben, wie bie An— 
führungen des Magiftrate, die Aufhebung der Mahl» und 
Schlachtſteuer werde die Kommune nöthigen, Zuſchläge 
von 150 Prozent auf die Staatsſteuern zu legen, den Ans 
ſchlägen der Staattregierung widerjpräden und wohl auf 
einer zu niedrigen Veranfhlagung des muthmaßliden Ers 
trages der Klaffenftener für Torgau berubten. Für Die 
Aufhebung der Mahl» und Schlachtſteuer komme neben 
den großen Erhebungefoften vom Standpunft der Stadt 
Torgau in Betracht, wie alstann die Bürger für den Staat 
ftatt bisber 12,821 Rthlr. Mable und Schlachiſteuer nur 
7131 Rthlr. Klaffenfteuer aufzubringen haben werden. 
Diefe Erleichterung der Steuerzahler um circa 5700 Rthlr. 
würde 08 auch nicht rechtfertigen laſſen, die Aufhebung der 
Mahl» und Schladhtfteuer für Torgau bis 1873 zu ver— 
legen, felbft wenn es der Stadt nicht möglich fein follte, 
bis dahin die Amortilation der alten Schuld mit jührlid 
3300 Rıblr. anders, wie durch Aufzehrung von Aktiven oder 
Aufnahme von neuen Anleiben zu vollenden. 

Eleve. 

Aus diefer Etadt lagen feine Petitionen vor und ſprach 
fid) die Kommilfion aus den in den Motiven angegebenen 
Gründen für die Aufhebung der Mahl» und Schladhifteuer 
in Gleve aus. 


MWeiel. 

Die Erhebungskoften betragen 25 pGt. Statt 20,675 Rthlr. 
würde der Bezirk nur 13,079 Rtblr. zu fteuern haben. Auf 
die Staatäfaffe fällt in Folge Eriparung an den Erhebungs- 
feften eine Mindereinnabme von nur 3045 Rihlr. Don 
den 3605 Einwohnern des Äußeren Bezirfd gehören nur 
1368 dır Kommune Weſel an. Der Ausfall der Kommune 
beträgt 15,036 Ntblr. Diefelbe erbebt nad den Angabın 
dır Stante-Negierung gegenwärtig ſchon 33)/, pCt. Zuſchlag 
zur Grunde und Gebäudeſteuer und eine etwa demjelben 
Zujhlageprezent zur SKlaffene und Ginfommenfteuer ent« 
Iprehende Einfommenfteuer. Dies Steuerſoll würde fi 
danach künftig aufbringen laffen durch 50 pCt. Zuſchlag zur 
Grunde und Gebäudeftener und 100 pCt. Zuſchlag zur 
Klaſſen- und Einfommenftiuer. Bürgermeifter und Stabt- 
verordneten ſprechen ſich in einer Petition für Beibehiltung 
der Mahl: und Schlachtſteuer aus, weil ohnehin in Folge 
gefteigerter Bedürfniffe namentli der Armen-Berwaltung 
pro 1870 ſchon 70 pGt. Zuſchlag zu Klaffen- und Einfoms 
menſteuer und 50 pEt. Zuſchlag zur Grund und Gebäudes 
fteuer erhoben werden müßten. Es würden demnad um 
den Wusfall an Mahl- und Schlachtſteuer zu deden, künftig 
mindeftens 140 pGt. Zuſchlag zur Klaffen- und Einfoms 
menfteuer zu zablen fein. 

Dagegen liegen 2 Petitionen vor, vom Sammtgemeinde- 
rath von Götteröwiderhaufen und vom Bürgermeifter von 
Obrighoven bei Wifel, melde im Jutereſſe der Befeitigung 
der Doppelbefteuerung des Umkreiſes von Weſel fih für die 
Aufpebung der Steuer ausiprehen. Die Kommilfion ver- 
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fannte nicht, wie die Kommunalverhältniffe in Weſel dem 
Uebergange zur Klaffenfteuer größere Schwierigkeiten als in 
anderen Städten entgegenfepten; erachtete indeß andererſeits 
die Berhältniffe des Außenbezirks und die Höhe der Er— 
bebungsfoften für jo ſchwer ins Gewicht fallend, daß fid 
danach die Beibehaltung der Mahl- und Schlachtſteuer für 
Weſel um fo weniger würde rechtfertigen laffen, als bie 
Bürger Weſels nad Einführung der Klaffenfteuer einen 
erheblih geringeren Betrag für die Staatsfaffe (ftatt 
20,075 Rthlr. nur 13,079 Rihlr.) aufzubringen haben würben. 


Nachdem die Kommilfion hiernach die Diskuffion über 
die einzelnen in der Regierungs-Borlage aufgeführten Städte 
beendigt hatte, ging fie im weiteren Verfolg der Spezial- 
Disfuffien über den $. 1. des Gelepentwurfes zur Erörtes 
rung ber Anträge über, melde eine Ausdehnung der 
Mafiregel des Gefekentwurfes auf andere in 
dem Gefetentwurfe nicht aufgeführte Städte 
zum Gegenftande hatten. Es lagen in dieſer Beziehung 
drei Anträge vor: 

I) nad den Worten: „mit dem 1. Juli 1870* zu ſetzen: 
„und in allen übrigen mahl- und ſchlachtſteuerpflichti— 
gen Städten mit dem 1. Zuli 1871 die Klaffenfteuer 
an Stelle der Mahl- und Schlachtſteuer eingeführt”; 

2) in das Verzeichniß der Städte an geeigneter Stelle 
„Berlin“ einzufcdalten; 

3) in das Verzeihniß der Städte an geeigneter Stelle 
„Königsberg i. d. N-M.“, „Naumburg“ und „Zeig“ 
einzujdalten. 

Der Antragfteller sub 1. bezog fi für feinen Antrag 
auf die für eine gänzlihe Aufhebung der Mahl- und 
Schlachtſteuer bei der Generaldisfuffion angeführten Gründe. 

Der Antragfteler sub 2. führte für die Aufhebung 
der Mahl- und Schlachtſteuer in Berlin an, wie er in der 
Zuftimmung der Staatsregierung zu einer Ausdehnung bes 
Gejepentwurfes auf Berlin eine Garantie erbliden wolle, 
daß es derjelben mit der gänzlihen Aufhebung der Mahl« 
und Schladtfteuer und einer Reform des direften Steuer- 
ſyſtems vollkommen ernft fei. Für die Aufhebuug ber Mahl» 
und Schlachtſteuer in Berlin fprächen ganz bejonders bie 
Berhältnifje des Äußeren Steuerbezirfs und die Berfehre- 
ftörungen, welde die Steuerfontrole zur Folge habe. 

Bon anderer Seite wurde noch hervorgehoben, wie 
die Staatäregierung jept, nahdem die Kommune ohnehin 
zur Erhebung einer Kommunaleintommenfteuer gelangt fei, 
für Beleitigung der Mahl- und Schlachtſteuer in den ſtädti— 
ſchen Kollegien auf eine erheblihe Majorität rechnen dürfe. 
Der Bertreter der Staatöregierung verwied dem gegenüber 
auf feine Aeußerung bei der Generaldistuifion, wonad die 
Staatsregierung gegenwärtig die Aufhebung der Mahl. 
und Schlachtſteuer auch für die größeren Städte als eine 
diöfutable Frage anſehe. Der Staatsregierung müffe aber 
Zeit gelaffen werden, die bei der Aufhebung der Mabl: und 
Schladtfteuer in Betraht kommenden Berbältniffe der 
Städte individuell zu unterfuhen. Cine Amendirung des 
vorliegenden Gefepentwurfes durch Einſchiebung von Berlin 
oder gar durch Ausdehnung befjelben auf ſämmtliche noch 
mahl- und ſchlachtſteuerpflichige Städte werde von ber 
Staatsregierung einer Verwerfung des Geſetzes gleihgeachtet. 
In Folge diefer Erklärung wurden die Anträge sub 1. und 
2. zurüdgezogen. 

Auf die darauf an den Vertreter der Staatsregierung 
gerichtete Frage, ob ſich dieſe Erflärung aud auf den sub 3. 
geftellten Antrag, die Städte Königsberg i. d. N.-M., 
Naumburg und Zeig in den Gefepentwurf aufzunehmen, 
beziehe, erflärte der Herr Negierungs- Kommiffarius, daß 
die Berhältniffe diefer drei Städte einer Unterfuhung von 
Sciten der Staatöregierung bereitö unterlegen hätten. Bon 
Seiten der Finanzverwaltung walteten Bedenken gegen die 
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Aufhebung der Mahl- und Schladtfteuer in benjelben nit 
— * derſelben die Einführung der Klaffen- 
fteuer dafelbft nur wünſchenswerth erſcheinen. 

Indeß hätte man in Anbetracht der Kommunalverhält- 
niffe Anftand genommen, dieſe Städte ihen jegt in die 
Reihe der Hlaffenfteuerpflichtigen Städte zu verjepen. Auch 
hätten dieſerhalb noch feine Verhandlungen mit dem 
Miniſterium des Innern ſtattgefunden. 

Der Antragfteller zu dem sub 3. erwähnten Antrage 
erwiberte darauf, wie die Aufhebung ber Mabl- und 
Schlachtſteuer zu Königeberg i. d. N.+M., Zeik und Naum⸗ 
burg nothwendig ſei durd die im vorliegenden Geſetzent⸗ 
wurfe auegeſprochene Aufbebung der Mahl» und Schlacht⸗ 
fteuer in den Nadbarftätten dieſer Orte, als welche für 
Königeberg i. d. NM. Wriegen, Landsberg und Küftrin, 
für Zip und Naumburg dagegen Weißenfels in Betracht 
fänen. Die aus den Städten Königeberg, Beip und 
Naumburg für die Aufhebung eingegangınen Maffenpetitionen 
machten nit Recht geltend, wie ihnen durch Die Befreiung 
der Nechbarftädte von biefer Feſſel des Verkehrs die Kon» 
furrenz mit denfelben in Handel und Induſtrie werde ers 
[wert werben. 

Es wurde biernah in der Kommiffien zunächſt bie 
Frage zur Diefuffien geftelt, ob von den genannten drei 
Stadten die Stadt Königsberg i. d. N.-M. in den Gefep« 
entwurf aufzunehmen ſei. Der Antragfteller machte dafür 
Folgendes geltend: Königsberg i. d. NM. gebört zu dem 
Heinften Städten, in weichen die Mahl- und Schlachtſteuer 
nod erhoben wird. Der enge Bezirk zählt 5291, der äußere 
1366 Einwohner. Die Erhebungsfoften betragen bei einer 
Bruttceinnahne für den Staat von 5952 Riblr. — 
1800 Rıhlr. oder 30 %%,. 

Die Kommune erhebt gegenwärtig 109 Prozent Zur 
ſchlag zur Staatsflaffen- und Einfommenfteuer und 100 Pre- 
zent Zufchlag zur Grund» und Gebäubefteuer. Sie würde 
nad Wegfall der Mahl- und Schlachtſteuer 100 Prozent 
Zuſchlag zur Grund» und Gebäubdefteuer und 149 Prozent 
Zufhlag zur Einfommens und Klaffenfteuer erbeben müffen, 
In foldyen Heinen Aderftädtchen jei indeß der Uebergang 
zur Klaſſenſteuer um fo leichter zu bewerfitelligen, als bei 
der noch vielfady verbreiteten Sitte des Selbftbadens und 
Selbftihladhtens auch die Mahl» und Schlachtſteuer vielfach 
als eine direfie Steuer und zwar in erheblichen Beträgen 
von den Einwohnern entrichtet werden müffe. Daraus er 
fläre es fih, daß die aus Königsberg vorliegende Petition 
für Aufhebung der Steuer 588 Unterſchriften gefunden habe, 
darunter die Unterfchrift von 8 Stadtverordneten. Eine 
jweite Petition von 5 Mühlenbefigern bei Königsberg be- 
antrage die Aufhebung im Intereſſe des Müllergemerbes. 

Diele Gründe wurden in der Kommilfion von mehres 
ren Seiten für ausreichend erachtet, die Aufnahme der Stadt 
in den Gejepentwurf zu rechtfertigen. Der Herr Regie 
rungs-Kommiſſar erflärte, daß die Staatsregierung die Vers 
bältniffe ven Königsberg volftändig erörtert habe, und bie 
Aufhebung der Mahle und Schlachtſteuer dajelbft vom 
Standpunkt der Finanzverwaltung für wünſchenswerth er» 
achte, indeffen in Anbetracht des Widerſpruchs des Dorti» 
gen Magiftrats und der hoben Kommunaljteuern, welche 
noch im legten Sahre eine erheblihe Steigerung erfahren 
hätten, babe man fi nicht emtichließen können Königs— 
berg ſchon jept in die Reihe der Elafjenfteuerpflichtigen 
Städte aufzunehmen. Jedenfalls Fönne ohne vorherige 
Kommunikation mit dem Minifterium des Innern feine 
zuftimmende Erklärung abgegeben werden. Bon ande 
rer Seite wurde geltend gemacht, daß es fid für die Kom» 
mijfion nicht empfehle, aus eigener Initiative die Neihe der 
Städte in dem Gefepentwurfe zu erweitern. Bis zur Ples 
narberathung würde es möglid fein, die Anfichten des Mi- 
nifteriums bes Innern kennen zu lernen, und jei dann noch 
immer Gelegenheit, Königsberg in den Gejegentwurf aufzus 
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nehmen. Dem wurde entgegen gehalten, daß ebenjo gut 
umgekehrt verfahren werden könne. Beſchließe die Kommij- 
fion die Aufnahme von Königsberg in den Gejegentwurf, 
jo habe das Minifterium des Iunern Veranlaſſung, zu ber 
Frage Stellung zu nehmen, und fönne eventuell, wenn bie 
Einreihung von Königsberg auf unüberwindlihe Schwierig- 
feiten ftoße, daſſelbe bei der Plenarberathung wieder aus 
dem Gefegentwurfe geftrichen werden. — Bei ter Abftins 
mung ergab fi für die erfte Anſicht eine Majorität von 
8 gegen 6 Stimmen, und wurde demgemäß die Stadt Kö- 
nigsberg i. d.N.«M. in den Gefegentwurf nit aufgenommen. 
Der Antragfteller erachtete dieje Abftimmung als präjudiziell 
für feine Anträge wegen Aufnahme der Städte Naumburg 
und Zeig in den Gejepentwurf, und zog daher feine Ans 
träge in Betreff dieſer Städte zurüd. 

Schlieflih gab bei der Spezial» Diskuffion zum $. 1. 
des Gejep- Entwurfs noch das Datum der Aufhebung ber 
Mahl- und Schladhtfteuer zu einer Erörterung Beranlafjung. 
Im Anſchluß an die Ausführungen der ftädtiichen Behörden 
in mehreren Petitionen wurde in der Kommilfion von ver 
ſchiedenen Seiten hervorgehoben, wie die Einführung ber 
Klaffenfteuer am 1. Juli eine Aenderung des bereits für 
das Kalenderjahr 1870 feftgeftellten ftäbtiihen Haushalts- 
Etats bediuge, au innerhalb des Jahres 1870 eine wieder- 
bolte Steuerveranlagung, zuerft im Frühjahr für die zweite 
Hälfte des Jahres, fodann im Herbft für das Jahr 1871 
nothwendig made. Der Vertreter der Staats» Negierung 
bob dagegen bersor, wie diejelbe ſich für den Julitermin 
entſchloſſen habe, weil ein großer Theil der Bevölferyug im 
Sommer eher im Stande jei, Baarmittel für die Klafen- 
ftenerzahlung zu erübrigen, als im Winter, der Mebergang 
ur Kiaffenfteuer daher in der erfteren Jahreszeit voraus- 
ichtlih auf geringere Schwierigkeiten ftoßen werde. Dieje 
Wahrnehmung wurde von einem Theil der Kommilfionsd« 
Mitglieder bejtätigt und ausgeführt, wie die Rüdfihten auf 
die Bequemlichkeit der Steuerzahler den Vorzug verdienten 
vor den Rüdfihten auf die Magiftratsperfonen, zumal bie 
Rückſichtnahme auf die Lepteren jo lange die Aufrechterhal« 
tung der Mahl» und Schlachtſteuer verſchuldet hätte. Zur 
dem ftände zu befürchten, daß eine Verſchiebung des Termins 
für Die Ausführung des vorliegenden Gejep- Entwurfs eine 
weitere Berihiebung des Termins für die volftändige Auf 
bebung der Mabhl- und Schladhtfteuer zur Folge haben werbe. 
Bon anderer Seite wurde dem entgegen gehalten, daß ber 
bier in das Auge gefaßte Theil der —————— über baares 
Geld im Ianuar noch eher verfüge als im Juli. Die Geld— 
fuappbeit bei dieſen Leuten beginne, nahdem das für den 
Winter Erjparte aufgezehrt fei, erft im Februar, und dauere 
dann mehr oder weniger bis zum Herbft fort, wo nad ber 
Ernte erft wieder Baarüberihüffe zum Vorſchein kämen. 
Nachdem hierauf noch entgegnet war, wie aud die Rückſicht 
auf die an der Maßregel zunächſt betbeiligten Gewerbsklaſſen 
eine baldige Ausführung der einmal beſchloſſenen Aufhebung 
der Mahl- und Schlachtſteuer wünſchenswerth erſcheinen laffe, 
wurde mit 8 gegen 6 Stimmen beihloffen, den Termin 
vom 1. Zuli im Gejep-Entwurfe beizubehalten.‘ 

Der $. 1. des Gejep-Entwurfs wurde hierauf im Gan- 
zen angenommen, zu $. 2. befjelben, Ueberjchrift und Ein» 
leitung, fand fih nichts zu erinnern. Es erfolgte dem— 
gemäß aud die Annahme des Gejep- Entwurfs im Ganzen. 

Aud die, bereits bei der General-Diskuffion angefün- 
digte und motivirte Nefolution, die Staatsregierung aufzu- 
fordern, bei Borlegung des Etats von 1871 einen Gejep- 
entwurf wegen vollftändiger Aufhebung der Mahl» und 
Schlachtſteuer und Erſatz bderjelben durch die Klaffenfteuer 
reſp. Haffifizirte Einfommenfteuer vorzulegen, gelangte nun« 
mehr ohne weitere Diskuffion zur Annahme. 

Die Kommilfion beantragt daher: 

1) Dem Gejepentwurfe der Königlichen Staatöregie- 

rung wegen Aufhebung der Mahl- und Scladht- 
ftener und Einführung der Slafjenfteuer in meh— 
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reren Städten in unveränderter Faflung zuzu- 
ftimmen. 

2) Die Königlihe Staatsregierung aufzuforbern, bei 
Borlegung des Etats pro 1871 einen Gejepent» 
wurf wegen vollftändiger Aufhebung der Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer und Erſatz derſelben durch die 
Klaſſenſteuer reſp. klaſſifizirte Einkommenſteuer vor— 
zulegen. 

Die — erachtete endlich durch die Anträge 

ad 1. und 2. die in dieſem Berichte erwähnten Petitionen 

II. 101. 114. 115. 151. 172. 202. 369. 370, 380. 
437. 482. 494. 495. 531. 532. 559. 605. 612, 
628. 629. 638. 644, 663. 676. 677, 688, 689. 
690, 696. 697. 713. 714. 715. 749, 763. 772. 
7187. 805. 827. 839. 853. 857. 866. 878. 885, 
886. 889. 909. 916. 917. 967. 979. 992. 1003. 
1004, 1012. 1127. 1143. 1184. 1185. 1189. 

I. 513. 

für erledigt. 


Berlin, den 13. Sanuar 1870. 


Die Kommifjion für Finanzen und Zölle. 


Bonin (Borfigende.) E. Michter [Königsberg], 
—— v. Saldern. v. Benda. Hoene. 
v. Eichmann. Graf Wilamowitz. Dr. Lorenzen. 
Schubarth. F. Duncker. Dr. Glaſer. Miquel. 
Freiherr v. afienbach. v. Bredbow. Dr. Loewe. 

v. Bodeljchwingb. Biegler (Breslau). 
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AHbanderungs: Antrag 


zu dem 


Entwurfe der Hreisordnung. (Ar. A, der Druckſachen.) 


J. 


v. Dieſt. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

I) Im $. 42, das Nlinea 2. folgendermaßen zu faffen: 

68 kann jedoch aud aus einer Landgemeinde oder 

einem Gutsbezirfe allein ein Amtsbezirk reip. Poli« 

zeibezirf gebildet werden, der Art, daß denjenigen 

Gemeindevorftehbern, melde nah dem Gutachten 

des Kreisausſchuſſes die Qualififation dazu haben, 

auf den Antrag des lepteren duch Königlide Er- 

nennung die Polizeivermaltung mit Ausnahme der— 

jenigen Gegenftände übertragen wird, welde nad 

den 88. 50., 51., 53., 54. und 55. dem Amts« 
hauptmann verbleiben. 

Ein Gleiches gilt binfihts der Ernennung 
reip. Subftitution des Vorſtehers eines benachbarten 
Gemeindebezirfö zu dielem Zwede. 

Desgleihen im Alinea 3. hinter den Worten: 
„nothwendig ift“ 
einzuldalten: 
„auf den Antrag des Kreisausſchuſſes.“ 
2) Im $. 45. nad dem Schluſſe defjelben folgenden Zu» 
lag zu maden: 
„infoweit diejelbe nicht in einzelnen Bezirken den 
Gemeindevorftehern durch Königlide Ernennung 
aemäß $. 42. übertragen wird.“ 
3) Im 8. 80, hinter Nr. 2. und den Worten „zu führen“ 
in bejonderem Ubjap einzuhalten: 
„In den Fällen des $. 42., Alinea 2., verbleibt 
ibm die höhere Staatspolizei einſchließlich der 
Fremdenpolizei, die Sanitätspolizei, inſoweit fie 
fih auf die Rürjorge gegen anftedende Krankheiten 
erftredt, die Wegepolizei und die gerichtliche Polizei 
gemäß $. 55.” 


11. 


v. Behr und Genoffen. Das Haus der Abgeordneten 
wolle beichließen: 
für den Fall der Annahme des Antrags der Herren 
Miquel und Genoffen (Nr. 259. der Druckſachen) er— 
bält Einleitung und Weberichrift des Geſetzes folgende 
Faſſung: 

Entwurf einer Kreis-Ordnung für die Provin- 
zen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, 
Schlefien, Sachſen und Hannover. 

Ferner: 

Bir Wilhelm von Gottes Gnaden König 
von Preußen ıc. 
verordnen mit Zuftimmung beider Häuſer des Yands 
tages für die Provinzen Preußen, Brandenburg, 
Pommern, Poien, Schleſien, Sachſen und Han— 
nover. 


Berlin, den 18. Januar 1870. 


v. Behr. Graf v. d. Schulenburg. v. Schöning. 
v. Brauchitſch. Freiherr v. Buddenbrod. Lampugnani. 
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VBerbefjerungs- Antrag 


dem Antrage Wölfel und Genoffen, Ar. 241. und 
256. der Brucfadhen, Geſetz, betreffend die Form der 
Grundftücks- Bertheilungs - Berträge. 


Wagener (Franzburg): Das Haus der Abgeordneten wolle 
beichließen: 
1) im Eingange des Gejep-Entwurfs die Worte: 
„mit Ausihlug von Neu-Vorpommern“ 
zu ftreichen, 
2) ftatt des Wortes: „Einziger Artikel“ zu fegen: 


Artikel I. 
3) ſodann dem Artikel I. folgenden: 


Artifel II. 


hinzuzufügen: 

Ferner werden aufgehoben die Beftimmungen 
des Geſetzes, betreffend die Zertbeilung von Grund⸗ 
ftüden und die Gründung neuer Anfiedelungen 
in Neu-Borpommern vom 26. Mai 1856 (Gel. 
Samml. für 1856 ©. 613. ff.), inſoweit durch 
dieſes Gelep die in Art. 1. aufgehobenen Bes 
ftimmungen $. 2. bis 5. des Geſetzes vom 24. Mai 
1853 in NewBorpommern eingeführt find ober 
darauf Bezug genommen wird. 


Gründe. 


Durch das Geſetz vom 26. Mai 1856 find die Vor— 
Ichriften des in Den öſtlichen Provinzen geltenden Geſetzes 
vom 24. Mai 1853 in Neu-Vorpommern eingeführt, und 
der dortigen Geſetzgebung angepaßt, um eine &leihförmig« 
feit des Verfahrens bei Zertheilung von Grundftüden in 
den alten öfllihen Provinzen berbeizuführen. Wenn nun 
durch den eingebrachten Geſetzentwurf Die $$. 2, bis 5. des 
Gejeges vom 24. Mai 1853 aufgebeben werden, jo erfor- 
dert die Miederberftellung der Gleichheit der Gelepgebung 
Neu-Vorpommerns mit den übrigen öftlihen Provinzen, 
daß auch dort die gedachten Beltimmungen nidt mehr in 
Anwendung gebracht werden. 

Einer bejondern Vorſchrift über die ferner zur An— 
wendung zu bringende Form der Zertheilungs»Berträge in 
NeurBorpommern bedarf es nicht, vielmehr treten an die 
Stelle der aufgehobenen Beftimmungen der bisherigen Ges 
fepgebung die dort geltenden allgemeinen geſetzlichen Beftims 
mungen über die Form der Berträge. 


und hecen 
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Antrag 


zu dem 


Entwurfe der Breisordnung. (Mr. A. der Druckſachen.) 


Hoffmann, Das Haus der Abgeordneten wolle be— 
ichließen: 
zwiichen $. 104. und $. 1085. folgenden neuen Pa- 
ragraphen einzuſchalten; 

Den Kreiſen und den einen beſondern Stadtkreis 
bildenden Städten der acht alten Provinzen des Staats 
wird vom Jahre 1872 ab mit den Erträgen der 
Grund» und Gebäudeſteuer ein Zuſchuß gewährt, wel—⸗ 
her im erften Sahre 300,000 Rihlr. beträgt und in 
jedem ber folgenden neun Fahre um den gleihen Be— 
trag erhöht wird, fi) jomit vom Jahre 1881 ab auf 
drei Millionen Thaler ftellt. 

Die fih für jedes Jahr ergebende Summe wirb 
auf die betreffenden Kreile und Städte nad dem Maß— 
ftabe der Einwohnerzahl, dividirt durch den Durch— 
ſchnittsſatz per Kopf der Einfommen-, Klafjfen- und 
Mahl und Schlachtſteuer vertheilt. 

Als Einwohnerzahl wird für jedes Kalenderjahr 
diejenige, welche fi bei der jüngften Volkszählung 
ergeben hat und als Steuer-Durdhihnittsfap der für 
das Borjahr ermittelte zu Grunde gelegt. 

Die Zahlung an die Kreis:, Kommunal« reſp. 
KämmereisKaffen erfolgt halbjährlich poftnumerando. 

Diefe Staatszufhüffe müffen zu Krei® reip. ftabt- 
gemeindlihen Zweden, insbejondere zu den Koften, 
welche die durch Zit. IH. Abſchnitt 4. und Xit. IV. 
diejes Geſetzes geihaffenen Einrichtungen verurfadhen, 
verwendet werben. 

In der Rheinprovinz und in der Provinz Weft- 
phalen find die Kreistage befugt, die auf die Kreije 
fallenden Zuſchüſſe, infoweit dieſelben nit zu kreis— 
gemeindlihen Zweden erforderlich find, auf die Bürger. 
meifterei- Verbände, beziehungsweife Amtöbezirfe nad) 
dem oben feftgeftellten Maßftabe zu Gemeinde-Zweden 
zu verteilen. 


Berlin, den 18. Januar 1870, 
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Haus der Übgeordneten. 
10. Zegıslatuı » Peru de. 
1 Seffon 1869. 





Anterpellation. 


Die Unterzeihneten richten hierdurch an bie Königliche 
Staatö-Regierung die Anfrage: 

ob und event. wann dielelbe der in der 67ſten Sipung 

der legten Seifion des Haufes der Abgeordneten au fie 

ergangenen Aufforderung: 
in der gegenwärtigen Seifion einen Gejeg-Entwurf 
über den Bau einer feften Brüde bei Zilfit und 
einer Eijenbahn von Memel nah Tilſit zum Ans 
ichluffe an die Tlfit-Infterburger Bahn dem Land» 
tage vorzulegen 

entfprechen wird. 


Berlin, den 16. Januar 1870. 


Bergen (Witten). Miquel. v. Wedell. 
Unterftügt durch: 


Allncd. Dr. Beder. Behrenz. Dr. Bender. 
v. Berworddt-Mallrabe. Binder. Böhmer. Born, 
Dr. Brande. v. Brauchitſch (Elbing). v. Brauditic 
(Flatow). v. d. Brelie. v. Breza. Freiherr v. Budden- 
brod. Dr. v. Bunjen. Eornely. Goupienne. v. Czar— 
linsfi (Meuftadt). v. Denzin. v. Dieft. Dr. Diepel. 
Drabid. v. Düffel. Dunder. Dr. Eberty. Dr. Ebner. 
Dr. Eichmann. Dr. Eiſele. Dr Elliſſen. 
v. Ernſthauſen. Fiſchbach. Fiſcher (Löwen— 
berg). Florſchütz. Dr Forchhammer. Frenzel. 
Brenger. v. Gerlad. Gerlid. Gerſtenberg. 
Geedderz. Gommelshauſen. Graeger. Groſchke. 
Haebler. Hagen (Kürftentfum). Hagen GGörlizz). 
Graf vom Hagen. Dr. Hammader Hardt. Har— 
fort. Herberg. Hermes. Hepl. Behr. v. Hilgers. 
Honig. Freiherr v. Hoverbed. Dr. Jacoby (Berlin). 
Jordan. v. Juncker. Kaeswurm. Frhr. v. Kalten« 
born. Kantaf. Dr. Karften. v. Katte. v. Kirch— 
mann. Klein (Hannover). Klotz (Berlin). Knapp. 
Koch. v. Köller. Koppe. Dr. Kojd. Dr. v. Krajidi. 
Klop (Homburg). Lampugnani. Larenz. Larz. 
Laßwitz. v. Laszewsti. Dr. Libelt. Dr.v. Lingen» 
thal. Dr. Loewe. v. Yoga. v. Lubiensfi. Dr. Lutte» 
roth. v. Marſchall. zurMegede Meyer (Diepholz). 
Meyer zu Selhaufen. Mohr. Dr. Müller (Hanıve 
ver). Dr. Müller (Kauban). Muntau. Noeldeden, 
Ohm. Dtto. v. Oven. Pariſius. Pauli. Dr. 
Paur. Pflueg. Pieſchel. Pilasfi. Plehn (Danzig). 
Plehn (Marienwerder). Dual. Richter (Hirichberg). 
Richter (Eſſen). Richter (Königeberg. Rodewald. 
Robland. Runge Ruß. Sadje v. Salpmwebell. 
v. Sanden. v. Sauden-Tarputiden. v. Sauden 
(Infterburg). Schimmelfennig. Dr. Schläger. 
Schlenther. Schmidt. Schubarth. Schulze (Berlin). 
v. Sczaniecki. Seubert.e Simon von Zaftrom. 
Breibere von Sobed. GSolger. Struve Szul— 
draunsfi. Dr. Techow. v. Tempelboff. von 
Thofarsfi. Thomjen. Uhlendorff. Dr. Virchow. 
Warge. Dr Webskty. Weeſe. Dr. Weiß. Dr. 
Werenberg. v. Wierzbinsti. Wieje Graf BWila- 
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Zuſammenſtellung 


des 
er Königlichen Staats-Regierung vorgelegten Entwurfs der Kreis-Ordnung für 
Irovinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Pojen, Sclefien und Sachſen — 
'r. 4. der Druckſachen — mit den bei der Borberathung über denjelben im 
ganzen Haufe gefaßten Bejchlüfjen. 


Regierungs: Borlage. Befchlüffe des Hauſes. 
Entwurf Entwurf. 
ber 


Ordnung für die Provinzen Preußen, Branden- 
9, Pommern, Poſen, Sclefien und Sachſen. 


Tr Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ıc., 


n mit Zuftimmung beider Häujer des Landtages 
Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Pojen, 
a and Sadjen, was folgt: 


Erfter Titel. Erfter Titel. 
ven Grundlagen der Kreis-Berfaffung Won den Grundlagen der Kreis-Verfaffung. 


Erfter Abſchnitt. Erſter Abſchnitt. 
Dem Umfange und der Begrenzung der Won dem Umfange und der Begrenzung der 
Kreife. Areiſe. 


&1, 8§. 1. 
> Kreife bleiben in ihrer gegenwärtigen Begrenzung Uuveräubdert. 
waltungs-Bezirke beftehen. 

z. 2. 8. 2. 
der Kreis bildet nad näherer Vorſchrift dieſes Ge— Unverändert. 


sen Communal-Berband zur Selbftverwaltung feiner 
enheiten mit den Rechten einer Korporation, 


8. 3. 8. 3. 
eränderung der Kreitgrenzen und Bildung neuer Kreife. Veränderung der Kreiögrenzen und Bildung neuer Kreife. 
e Berinderung beftehender Kreisgrenzen und die Bils Die Veränderung beftehender Kreisgrengen, die Bildung 


euer Kreife erfsigt nad Anhörung der betheiligten neuer, ſowie die Zufammenlegung mehrerer Kreiſe 
ertretungen und des Previnzial-Landtages durch Kö- erfolgt durch Gefek. 

Verordnung; jofern jedoch eine Wenderung ber Baftelbe Geſetz fol die etwa in Betracht 
zirfe für die Landes-Bertretung oder deren Grenzen Fommenden Grundjäte der Auseinanderſetzung 
verbunden ift, durch Geſetz. regeln. 

o und infoweit in Folge einer derartigen Verän— Streitigfeiten, welche bei der Uuseinander: 
eine Auseinanderjegung zwilden den Berheiligten feßung ſelbſt entiteben, unterliegen dem ordent- 
nothwendig ergiebt, ift ſolche mit Ausſchluß des lichen Mechtswege. 

233 im Berwaltungsweze zu bewirken. 
mmt eine Ginigung der Betheiligten darüber zu 


Regierungd: Borlage. 


Stande, jo unterliegt diefelbe ber Beftätigung der Regierung; 
im entgegengejegten Sale entſcheidet der Minifter des Innern. 

Privatrehtlihe Berhältniffe werden durch dergleichen 
Veränderungen nicht berührt. 

Beränderungen folder Gemeinde» oder Gutäbezirfs« 
Grenzen, welde zugleich Kreisgrenzen find, ziehen die Ver— 
änderung biejer Kreisgrenzen und wo die Kreid- und Wahl- 
bezirfs- Grenzen zufammen fallen, aud ber lepteren ohne 
Weiteres nah fid. 

. Eine jede Beränderung ber Kreisgrenzen ift durch das 
Amtsblatt befannt zu machen. 


8. 4, 

Ausfcheiden ber großen Städte aud den Kreid-Berbänden. 

Städte, welde mit Ausschluß der activen Militairper 
jonen eine Einwohnerzahl von mindeſtens 30,000 Geelen 
haben und gegenwärtig einem Landfreije angehören, find 
befugt, für fi einen Kreisverband, Stadtkreis ($. 121.) zu 
bilden und zu dieſem Behufe aus dem bisherigen Kreis- 
verbande auszuſcheiden. 

Die Abtrennung erfolgt nah Mafgabe der im $. 3. 
Alinea 1. enthaltenen Beftimmung. Zuvor ift jedoch in allen 
Fällen eine Auseinanderfegung darüber zu treffen, welchen 
Antheil die ausfheidende Stadt an dem gemeinfamen Active 
und Paſſiv-Vermögen des bisherigen Kreiſes, jowie etwa 
an fortdauernden Leiftungen zu gemeinfamen Zweden ber 
beiden neuen Kreiſe zu übernehmen bat. 

Kommt eine Einigung der Betheiligten barüber zu 
Stande, jo unterliegt diejelbe der Beftätigung der Regierung, 
im entgegengejepten Falle enticheidet der Minifter bes Innern. 


Iweiter Abſchnitt. 


Bon den Kreid:AUngebörigen, ihren Nechten 
und Pflichten. 


8. 5. 


Angehörige des Kreifes find, mit Ausnahme der nicht 
angejefjenen jervisberechtigten Militair» Perfonen des activen 
Dienftftandes, alle diejenigen, welche innerhalb des Kreiſes 
ihren Wohnſitz haben. 


8. 6. 
Rechte der Kreidangehörigen. 
Die Kreis Angehörigen find berechtigt: 
1) zur Theilnahme an der Verwaltung und Vertre— 
tung des Kreiſes, nad näherer Vorſchrift dieſes 
i Geſetzes, 
) zur Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungen 
und Anſtalten des Kreiſes. 


z. 7. 


Pflichten der Kreitangebörigen: a. Verpflichtung zur Annahme von 
unbefoldeten Aemtern. (Gründe der Ablehnung. Folgen einer unge 
redhtfertigten Ablehnung.) 

Die Kreis » Angehörigen find verpflichtet, unbeloldete 
Aeniter in der Verwaltung und Vertretung des Kreijes zu 
übernehmen, 


Befchlüffe des Hauſes. 


* 


Privatrechtliche Verhältniſſe werden durch derzlit 
Veränderungen nicht berührt. 

Veränderungen ſolcher Gemeinde- oder Gutshei 
Grenzen, welche zugleich Kreisgrenzen find, ziehen die I 
Änderung dieſer Kreisgrenzen und wo die Kreis. und ®ı 
bezirks-Grenzen zujammen fallen, aud der lepteren d 
Weiteres nach fid. 

Eine jede Veränderung der Kreisgrengen ift durd | 
Amtsblatt befannt zu maden. 


$. 4. 

Ausscheiden der großen Städte aus ben Kreid-Verbänder. 

Städte, welde mit Ausfchluß der aktiven Mi 
perfonen eine Einwohnerzahl von mindeftens 20,0 
Seelen haben und gegenwärtig einem Landkreiſe angche 
find befugt, für fidh einen Kreisverband, Stadtkreis (ji 
zu bilden nnd zu diefem Behufe aus dem biäherigen &ı 
verbande ———— 

Auf den Antrag der Stadt hat der 
nifter des Annern diefelbe für ausgefchiede 
erklären. Mit dem WUntrage zugleid a 
die Stadt entweder die zwifchen ihr und 
Kreife gefchloffiene Auseinanderſetzung h 
bringen, oder die Feititellung der Grund 
der Auseinanderfegung beantragen. Indemeri 
Falle bat es bei dem getroffenen Abfomn 
fein Bewenden. In dem zweiten Falle or 
der Minifter des Annern die Grundiähe | 
YAuseinanderfegung an, welche fo lange in 
tigfeit bleiben, bis die Betbeiligten ein an 
weitiges Abkommen getroffen haben. 
ftieht jedem Betheiligten innerhalb dreier I 
nate nach Bebändigung der Anordnung ! 
Minifters des Innern der Mechtöweg f 
Diefelbe —— Ueber die ſtreitigen Put 
wird im ordentlichen; Nechtswege entſchiede 


weiter Abfchnitt. 


Bon den Kreis:Ungebörigen, ihren Nedtt 
und Pflichten, 


8. 5. 

Angehörige des Kreifes find, mit Ausnahme dr! 
angejeffenen ſervisberechtigten Militair« Perfonen dei * 
Dienftftandes, ale diejenigen, welche innerhalb dei 8 
einen Wohnſitz haben. 


8. 6. 


Unverändert. 


$. 7. 
Pflichten der Kreisangebörigen: a. Verpflichtung zur Annahm 
unbefoldeten Aemtern. (Gründe der Ablehnung. Folgen Ki 
rechtfertigten Ablehnung.) 
Die Kreis: Angehörigen find verpflichtet, unbe 
Aemter in der Verwaltung und Vertretung dei RN 
übernehmen, 
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Zur Ablehnung oder zur früheren Niederlegung ſolcher 

tee berechtigen folgende Entihuldigungsgründe: 

anhaltende Krankheit, 

2) Geſchäfte, die eine häufige oder lange dauernde 
Abwelenheit vom Kreife mit fih bringen, 

3) ein Alter über 60 Jahre, 

4) ärztliche oder wundärztlihe Praris, 

5) die Verwaltung eines unmittelbaren Staatsamtes, 

6) fonftige befondere Verbältniffe, welche nah dem 
Ermeſſen des Kreistags eine gültige Entſchuldigung 
begründen. 

Wer ein unbefoldetes. Amt in der Verwaltung oder Ber- 

ng des Kreiſes während der vergejchriebenen regelmäßigen 

dauer verfeben bit, fann die Uebernahme eines ſolchen 

sie nächſten drei Jahre ablehnen. 


— 
— 


Wer ſich ohne einen der vorbezeichneten Entſchuldi— 
egründe weigert, ein unbeſoldetes Amt in der Verwal— 
oder Vertretung des Kreiſes zu übernehmen, oder das 
wnımene Amt während der vorgeſchriebenen regel 
gen Amtsdauer zu verfehen, ſowie derjenige, welcher fi 
Verwaltung ſolcher Memter thatſächlich entzieht, kann 
Beihluß des Kreistage für einen Zeitraum von Drei 
ichs Jahren der Ausübung feines Rechtes auf Theil» 
ae an der Vertretung und Verwaltung des Kreiſes für 
tig erflärt und um ein Adhtel bis ein Viertel ftärfer, 
die übrigen Kreisangebörigen, zu den SKreisabgaben 
igezogen werben. 
Diefer Befchluf bedarf der Beftätigung der 
irf8: Megierung. 


g. 8. 


b. Beitragd-Pflicht zu den Kreid- Abgaben. 
Infoweit die Bedürfniffe des Kreifes nicht aus beffen 
ögen oder fonftigen Einnahmen beftritten werden kön— 
find die Kreisangehörigen zur Befriedigung dieſer Be— 
fie Abgaben aufzubringen verpflichtet. 


8. 9. 


äpe über die Vertheilung und Aufbringung der Kreid-Abgaben. 
Die Bertheilung der Kreis:Abgaben darf nad feinem 
n Mafftab, als nah dem Verhältniß der von den 
ıngehörigen zu entrichtenden, direften Staatäfteuern, 
ungsmweile der Mahle und Schlachtſteuer und zwar 
uch Zuſchläge zu denfelben erfolgen. 


die Grund» und Gebäudefteuer ift hierbei mindeftens 
:r Hälfte und bödftens mit dem vollen Betrage des— 
ı Antheils heranzuziehen, mit welchem die Klaffen- 
Tajfifizirte Einfommenfteuer belaftet wird. Die Ger 
teuer fann von der Heranzichung zu den Kreit«Abs 
ganz frei gelaflen, darf aber keinenfalls dazu mit 
böberen Antheile, als die Grund» und Gebäiudefteuer 
ezegen werben. 


usgefchloffen von der Heranziehung bleibt die Ge» 
tener vom Haufirgewerbe. Die drei unterften Stufen 
‚affenfteuer ($. 9. zu a des Gefepes vom 1. Mai 1851 
S. S. 193. —) fönnen von der Heranziehung zu den 
Abgaben ganz freigelaffen oder dazu mit geringeren 
fen, als die übrigen Stufen der Klaffenfteuer und 
ſſifizirte Einfommenfteuer herangezogen werden. 


Regierungs: Borlage. 


Zur Ablehnung oder zur früheren Niederlegung folder 
Nemter berehtigen folgende Entiduldigungsgründe: 

1) anhaltende Krankheit, 

2) Geſchäfte, die eine häufige oder lange dauernde 

Abweienheit vom Wohnorte mit fich bringen, 

3) ein Alter über 60 Sabre, 

4) ärztliche oder wundärztliche Praris, 

5) die Verwaltung eines unmittelbaren Staatdamtes, 

6) ſonſtige befondere Berhältniffe, weldhe nad dem 

—— des Kreistags eine gültige Entſchuldigung 
begründen. 

Wer ein umbejoldetes Amt in der Berwaltung oder 
Vertretung des Kreijes während der vorgefchriebenen regel» 
mäßigen Amtsdauer verſehen hat, kann die Uebernabme 
deffelben oder eines gleichartigen für die näch: 
ften drei Sabre ablehnen. 

Mer fid ohne einen der vorbezeihneten Entichuldis 
gungsgründe weigert, ein unbejoldetes Amt in der Verwal—⸗ 
tung oder Vertretung bed Kreijes zu übernehmen, oder bas 
übernommene Amt während der vorgefchriebenen regelmäßi— 
gen Amtsdauer zu verſehen, ſowie derjenige, welcher fi) 
der Verwaltung folder Aemter thatſächlich entzieht, Tann 
durch Beſchluß des Kreietags für einen Zeitraum von drei 
bis ſechs Jahren der Ausübung feines Rechtes auf Theil: 
nahme an der Bertretung und Berwaltung des Kreijes für 
verluftig erflärt und um ein Achtel bis ein Viertel ftärfer, 
als die übrigen Kreisangebhörigen, zu den Kreisabgaben 
herangezogen werden. 


8. 8. 
b. Beitragspflicht zu den Kreis-Abgaben. 

Die Kreisangehörigen find verpflichtet, zur 
Befriedigung der Bedürfniffe des Kreiſes 2b: 
gaben aufzubringen, infofern der Kreistag nicht 
befchließt, ge edürfniffe aus dem Vermögen 
des Kreiſes oder aus fonftigen Einnahmen zu 
beftreiten. ($. 94, Mr. 3. und $. 130, Wer. 3) 


8. 9. 
Grundfäge über die Vertheilmg und Aufbringung der Kreis» Abgaben. 

Die BVertheilung ber Kreis-Abgaben darf nah feinem 
anderen Mapftab, ald nah dem Verhältniß der von den 
Kreisangebörigen zu entrichtenden, direften Staatsfteuern, 
beziehungeweile der Mahl- und Schladtfteuer und zwar 
nur durch Zuihläge zu denfelben, beziehbungsweife zu 
den nach $. 12. zu ermittelnden fingirten Steuer: 
fäten der Forenfen, juriftifchen Perfonen zc. 
— 

ie Grund- und Gebäudeſteuer ift hierbei mindeſtens 
mit der Hälfte und höchſtens mit dem vollen Betrage des— 
jenigen Prozentſatzes heranzuziehen, mit welchem 
die Klaflen: und Flaffifizirte Einfommenfteuer 
belaftet wird. Die Gewerbefteuer fann von der Heran- 
ziebung zu den Kreis-Abgaben ganz frei gelaffen, darf aber 
feinesfalld dazu mit einem höheren Prozentſatze, als 
die Grund: und Gebäudefteuer berangejogen 
twerden. 

Ausgejhloffen von der Heranziehung bleibt die Ge⸗ 
werbefteuer vom Haufirgewerbe. Die drei unterften Stufen 
ber Klaffenfteuer ($. 9. zu a des Geſetzes vom 1. Mai 1851 
— Geſ.⸗“S. ©. 193. —) fünnen von der Heranziehung zu den 
Kreis: Abgaben ganz freigelaffen oder dazu mit geringeren 
Autheilen, als die übrigen Stufen der Klaffenfteuer und 
die Halfifizirte Ginfommenfteuer herangezogen werden. In 
Diefem Falle ift den Mabl: und Schladtnever⸗ 


Megierungs: Borlage. 





Für die mahl» und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte ift 
bei Bertbeilung der Kreis-Abgaben die Einfommenfteuer nur 
nad Abzug der Mahl und Schlachtſteuer-Vergütigung von 
20 Thalern ($. 2. zu b des Gefeges vom 1. Mai 1851); die 
Mahl- und Schlachtſteuer aber mit der Maßgabe in Anwen« 
dung zu bringen, daß die Mablfteuer nur mit zwei Drits 
theilen ihres Rohertrages herangezogen werden darf. 


g. 10. 


Unter Anwendung des nach diefen Grundjäpen ($. 9.) 
vom Kreistage beſchloſſenen Bertheilungs-Mapftabes wird das 
Kreis-Abgaben-Sol für die einzelnen Gemeinden und felbft- 
ſtändigen Gutebezirfe im Ganzen berechnet und denſelben 
zur Untervertbeilung auf die einzelnen Steuerpflichtigen nad 
demjelben Maßſtabe, zur Einziehung fowie zur Abführung 
im Ganzen an die Kreid-Kommunal-Kaffe überwieſen. 

Den Städten bleibt jedoch die Beſchlußnahme darüber, 
wie ihre Gejammt-Antheile an den Kreis-Abzyaben von den 
Einwohnern aufgebracht werden follen, vorbehalten. 


g. 11. 


Befiftellung eines allgemeinen Kreis-WbgabenBertheilungs-Maßftabes. 
Der Mapftab, nah welchem die Kreis:Abgaben zu 
vertheilen find, ift für jeden Kreis ein für alle Mal feftzus 
ftellen und demnächſt unverändert zur Anwendung zu bringen. 


Mo gegenwärtig mit Königliher Genehmigung zu be 
ftimmten Zweden Kreis-Abgaben nad beionderer Verthei— 
lung3art erbeben werden, behält es dabei fein Bewenden, 
bis der Kreistag aud hierfür den Uebergang zu dem nad 
dem gegenwärtigen Geſetze allgemein feftgeftellten Kreis-Ab— 
gaben Bertheilungs-Mafhabe beſchließt. — 


Unter welden Borausjepungen und Bedingungen zu 
bejonderen Kreiseinrihtungen in Zufunft Abweihungen von 
dem allgemeinen Abgaben » Bertheilungs-Mafftabe ftattfin- 
den können, beftimmt das Geſetz. ($$. 95. und 130, 


Nr. 2.) 
§. 12. 
Heranziehung der Forenſen, juriftifchen Perfonen u, f. w. zu den 
Kreis » Abgaben. 


Diejenigen phyſiſchen Perfonen, welde, ohne in dem 
Kreife einen Wohnfig zu haben beziehungsweife in demielben 
u ben perjönliden Staatöfteuern veranlagt zu jein, in dem» 
iben Grundeigenthbum befigen oder ein ftehendes Gewerbe 
betreiben (Korenjen), mit Einfhluß der nit im Kreiſe 
wohnbaften Gejellihafter einer offenen Handels-Geſellſchaft 
oder einer Kommandit-Gejellihaft (Art. 85. und 150, des 
Allgemeinen deutichen Handelögejepbuches) find verpflichtet, 
zu denjenigen Kreisabgaben beizutragen, melde auf ten 


Beichlüffe des Hauſes. 


pflichtigen Städten ein verhältnißmäßi 
la$ an ibrem Gefammtantbeile an u 
abgaben zu gewähren. 

Für die mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Etit 
bei Bertbeilung der Kreisabgaben die Einkommenſteun 
nah Abzug der Mahl- und Schladhtfteuer-Vergütigu; 
20 Thalern ($. 2. zu b des Geſetzes vom 1. Man 
die Mahl» und Scladhtfteuer aber mit der Maszık 
Anwendung zu bringen, daß bie Mahlfteuer nur mi) 
Drittheilen ihres Nobertrages herangezogen werden dur 


g. 10. 


Unter Anwendung des nad dieſen Grundſäßen 
vom Kreistage beſchloſſenen WBertheilungs » Mafftabe ı 
das Kreis-Abgaben-Soll für die einzelnen Gmeinde 
jelbftftändigen Gutebezirfe im Ganzen berechnet und dı 
ben zur Untervertheilung auf die einzelnen Steuerriiäi 
nad demjelben Mafftabe, zur Einziehung ſowie zur ® 
rung im Ganzen an Lie Kreis-Kommunalsfaffe übım 

Den Städten bleibt jedoch die Beſchlußnahme dir 
wie ihre Gefammt» Autheile an dem Kreis = Abgaben u 
bracht werden follen, vorbehalten. 


$. 11. 
Feftftellung eiues allgemeinen Kreis-Abgaben-Bertheilungd- Ri: 

Der Mapftab, nah welchem die Kreis = Ahyalı 
vertbeilen find, ift für jeden Kreis innerhalb dei eri 
Jahres ein für alle Mal feftzuftellen und mi 
unverändert zur Anwendung zu bringen. Der Ar 
kann den feftgeftellten Maßſtab von fünf 
fünf Jahren einer Nevifion unterwerfen. 

Wo gegenwärtig mit Königlicher Genehmigun, i 
ftimmten Zweden Kreis-Abgaben nach bejonderer dd 
lungsart erheben werden, behält es dabei bis zum ! 
Dezember 1873 fein Bewenden, fofern nicht 
Kreistag fchon in der Zwifchenzeit auch 
für den Uebergang zu dem nach dem gegem 
tigen Gefete allgemein fefigeftellten reis] 
geben. Köeriheilun %: Mapitabe beſchließt 

om 1, Januar 1874 ab tritt der nad N 
Geſetze feftzuftellende Maßſtab (bias 
—— Die bezeichneten Abgaben von jelbh 

rast. 

Unter welchen Vorausſetzungen und Bebinzum“ 
bejonderen Kreiseinrichtungen ſowohl im Betrei | 
älteren Abgaben, twie in Zukunft Abweihunzt! 
dem allgemeinen Abgaben » Bertheilungs» Maßſtabe « 
* eig beftimmt das Geſetz. (58. 9. un 

t. 2.) 


Die KRommiſſion zur Vorberathung der Hreisordnn 
pfiehlt folgende Faſſung: 


g. 12. 


Heranziehung der Zorenfen, juriftifchen Perfonen u. |. m F 1 
Kreisabgaben. 

Diejenigen phyſiſchen Perfonen, welde, ohne bo 
Kreife einen Wohnfig zu haben, beziehungsweiſe art 
ben zu den perjönlihen Staatsftcuern veranlagt zu hr 
demjelben Grundeigenthbum befigen ober ein Reben“ | 
werbe betreiben, mit Einfluß der nicht im * 
haften Geſellſchafter einer offenen Handen · Gerchcr | 
einer Kommandit-Gefelihaft (Artikel 85. und * 
Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchb), ſind —* 
zu denjenigen Kreisabgaben beizutragen, welche 9 


in | 


ei. 
Regierungs: Borlage: 


indbefip oder das Gewerbe, oder das mus dieſen Quellen 
jende Einfommen gelegt werden. 

Gin Gleiches gilt von den Kommandit⸗-Geſellſchaf⸗ 
auf Aktien und Aktien » Gefellichaften, (Art. 173. und 
des Handelsgeietzbuches) welche im Kreiſe Grund» 
atbum befipen oder ein ſtehendes Gewerbe betreiben. Es 
ı jedoh die im Kreile wohnbaften Geſellſchafter und 
ionaire beredtigt, darauf anzutragen, daß bei ihrer 
önlichen Heranziehung zu den Kreisabgaben batjenige 

!fommen außer Berechnung gelaffen werde, weldes ihnen 
der Kommandit-Geſellſchaft beziehungsweije Dem Aftien« 
nehmen zufließt. 

Zuriftiide Perſonen, — mit Ausihluß derjenigen Aftien« 
ellſchaften, welden die Rechte juriftiicher Perfonen beiger 
find — baben, wenn fie im Kreiſe Grundeigenthum 
jen oder ein ftehendes Gewerbe betreiben, nur zu den⸗ 
zen Kreisabgaben beizutragen, welde auf den Grunds 
3 oder das Gewerbe gelegt werden. 

Die Einfhäpung der Forenfen, der Kommandit-Gejell- 
ften auf Aktien, der Aktien-Geſellſchaften und der juriftie 
ı Perjonen zu den SKreisabgaben erfolgt — foweit fie 
ven, der Bertheilung der Iepteren, zum Grunde gelegten 
atsſteuern ($. 9.) nicht ſchon unmittelbar ala She 
— nah den für die Veranlagung diefer Staats. 
ern beftehenden geſetzlichen Vorſchriften, unter Anwen» 
g ve für die SKreisabgaben beftimmten Antheildver- 
nifjes. 


$. 13. 
äffigfeit einer Doppelbeftenerung deffelben Einkommens in ver 
fchiedenen Kreiſen. 
Kein Staatsangcehöriger darf von demfelben Eins 
ien in verfchiedenen Kreifen zu den Kreisabgaben ber- 
jogen werben. Jeder Kıeisangehörige hat daher das 
!, darauf anzutragen, daß dasjenige Einkommen, wel 
ihm aus außerhalb des Kreifes belegenem Grundeigen- 
ober außerhalb des Kreiſes betriebenem Gewerbe zu⸗ 
‚ bei Sefttellung feines im Kreife zu veranlagenden Ein« 
iens außer Anlah gelaffen werde. Es geſchieht dies 
Abjegung der bezüglichen Einfommensquote von dem 
Staatsfteuer veranlagten Gejammteinfommen und durch 
ltnißmäßige Herabſehung des feftgeftellten Staatsfteuer- 


$. 14. 


Reklamationen gegen die Veranlagung ber Kreitabgaben. 
Reflamationen gegen die Beranlagung der Kreisab— 
ſind von der Bezirks. Regierung, in höherer Inftanz 
denn Dber> Präfidenten zu enticheiden. 


$, 15. 
Befreiung von ben Kreisabgaben. 
a Dingliche. 
die Dem Staate gehörigen, zu einem öffentlichen Dienfte 
ßebrauche beftimmten Liezenfhaften und Gebäude, die 


Befchlüffe des Hauſes. 


Grundbefip ober das Gewerbe, oder das aus diefen Quellen 
fließende Einkommen gelegt werben. 

Ein Gleihes gilt von den juriftifchen Perſonen, 
KommanditsGejelihaften auf Alten und Aktien s Gejell- 
ſchaften (Autifel 173. und 207. des Handelsgeſeßbuche), 
fowie Berggewerffchaften, welde im Kreije Grund» 
eigenthum bei.pen oder cin ftehendes Gewerbe betreiben. Es 
find jedoch die im Kreife wohnhaften Mitglieder der 
Korporationen (juriftifchen Perſonen), Selelihaf- 
ter, Aftionaire und Gewerken berechtigt, darauf anzu» 
tragen, baß bei ihrer perſönlichen Heranziehung zu den 
Kreisabgaben dasjenige Einfommen außer Berechnung 
gelaffen werde, welches ihnen aus der Kommandit-Gelell- 
ſchafi, dem Aftienunternehmen oder der Gewerfichaft, 
beziebungsweife aus dem im reife belegenen 
und den Kreisabgaben untertworfenen Theile des 
Unternehmens der Kommandit: oder Aktien⸗ 
Gefellichaft oder der Gewerffchaft zufließt. 

Die Einihäpung der im erften Abſatze erwähn: 
ten phyſiſchen Perfonen, der Kommandit⸗Geſellſchaf⸗ 
ten auf Aktien, der Aktien-Geſellſchaften und dir juriftiihen 
Perfonen zu den Kreisabgaben erfolgt — ſoweit fe u den, 
der Bertheilung der legteren, zum Grunde gelegten Stuatd- 
fteuern ($. 9.) nicht ſchon unmittelbar herangezogen find, — 
nad den für die Veranlagung dieſer —v befteheu« 
den gejeplihen Vorichriften, unter Anwendung des für die 
Kreisabgaben beftimmten Anıheilsverhältniffes. 


Bie Kommiffion zur Vorberathung der Hreisordnung em- 
pfiehlt folgende Saflung: 
8§. 13, 
Unzuläffigkeit einer Doppelbefteuerung deſſelben Einkommens in ver- 
fchiebenen Kreifen. 

Niemand darf von demjelben Einkommen in ver. 
ſchiedenen Kreiſen zu den Kreisabgaben herangezogen werden, 
Jeder Abgabenpflichtige hat daher das Recht, darauf 
anzatragen, daß Dasjenize Einkommen, mweldes ihm aus 
außerhalb des Kreifes belegenem Grundeigenthum zufließt, 
bei Feftftellung feines im Kreife zu veranlagenden Einfom» 
mens außer Anfap gelaffen werde. Es geſchieht dies durch 
Abſehung der bezüglihen Eintommenzquote von dem zur 
Stuaröfteuer veranlagten Gejammteinfommen und durd 
verhältnißmäßige Herabfegung des feftgeftellten Steuerjages. 


$. 14. 


Reffamationen gegen die Veranlagung der Kreisabgaben. 

Beichwerden der Gemeinden und einzelner 
regen a wegen leberbürdung find zu: 
nächit beim eis⸗Ausſchuß zur nochmaligen 
Prüfung und —— — ſodann 
von * — egierung in letzter Inſtanz 
u entſcheiden. 
Beſchwerden, welche darauf gerichtet find, 
daß der Kreisſtag nicht befugt fei, die betreffende 
Abgabe aufzuerlegen, oder daß der Befchwerde: 
führer nicht zum Beitrage beranzuzieben ſei, 
— dem ordentlichen Rechtswege, halten 


jedoch die einſtweilige Einziehung der Abgaben 
nicht auf. 
$. 15. 
Befreiung von den Kreisabgaben. 
a. Dingliche. 


Befreit von den Kreislaften find: 
1) die dem Staate, der Provinz, dem Roi: 


Regierungs:Borlage. 


Königlihen Schlöſſer, fowie die in $. 4. zu c und d des 
Geſetzes vom 21. Mai 1861, betreffend die andermeite Meger 
lung der Grundftener (Geſ.“S. S. 253) und die in $. 3, 
zu 2 bis 6 des Gefepes vom 21. Mai 1861, betreffend 
die Einführung der allgemeinen Gebäudeſteuer (Geſ.“S. 
S. 317) bezeichneten Grundftüde und Gebäude, desgleichen 
die Dienftarundftüde der Geiftlihen, Kirchendiener und 
Elementar-Schulfehrer find von den Kreislaften befreit. 


8. 16. 


b. Perjönliche, 

Die Befteuerung des Dienfteinfonmens der unmittelbaren 
und mittelbaren Staatöbeamten ift nur inſoweit zulälfig, 
als die Beiträge derjelben zu den Bedürfniſſen der Ges 
meinde ihres Wohnorts nicht bereits das in Gemäßheit 
der $$. 2. und 3. des Geſetzes vom 11, Zuli 1822 (Geſ.⸗S. 
©. 184) beftimmte Marimum erreichen, und auch dann nur 
innerhalb der Grenzen des im $. 2. am angeführten Orte 
beftimmten höchſten Saped. Der $. 10. des Gejepes vom 
Il. Zuli 1822 findet aud auf die Heranziehung zu den 
Kreis: Abgaben Anwendung. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon dem Kreis:Statut. 


8. 17. 

Für jeden Kreis kann durch Beihluß des Kreistages 
ein Kreis- Statut errichtet werden. Daſſelbe bat den Zwed, 
diejenigen, die Kreis- Berfaffung betreffenden Gegenftände 
näher zu ordnen, hiuſichtlich deren das gegenwärtige Geſetz 
Verſchiedenheiten geftattet ($$. 80. Alinea 2, 86. Alinea 
3 und 90.) oder feine ausdrüdlichen Beftimmungen enthält. 

Dieje ftatutariihen Anordnungen dürfen den beftehen« 
den Gejegen niemals zumwiderlaufen. 


Zweiter Titel. 


Bon der Gliederung und den Aemtern 
des Kreijes. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


g. 18. 


Gliederung des Kreiſes. 
Jeder Kreis zerfällt in Stadt» und Amtebezirke, jeder 
Amtsbezirk in Gemeinde- und Gutsbezirle. 


6 


Beſchlüſſe des Hauſes. 


munal-Verbande, dem betreffenden fm 

oder einer innerhalb des Mreifes gelen 

Gemeinde oder Schul:Zpzietät angeböri, 

Grundftüce und Gebäude, foweit dieiel 
um öffentlichen Dienft oder Gebraud 
immt find; 

2) Kirchen, Kapellen und andere dem öfı 
lichen Gottesdienfte gewidmete Gebäuk 

3) die Königlichen Schlöffer; 

4) Brücden, Runftitraßen, Schienenweg: 
Eifenbabnen und fchiffbare Kanäle, wi 
mit Genehmigung des Staates von Pri 
perfonen oder Gefellfchaften zum öfı 
lichen Gebrauch angelegt find. 

Die Beitimmung zu einer Dienftwohn 

ift unter der Beitimmung zum öffentlichen Di 

oder Gebrauch nicht einbegriffen. 


$. 16, 
b. Perfönliche. 

Das Einfommen der unmittelbaren ı 
mittelbaren Staatöbeamten, ſowie der © 
lichen und Kirchendiener unterliegt der }u 
bung zu den Kreislaften ebenfo, wie das € 
fommen der anderen Rreisangebörigen. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon dem Kreis: Statut. 


#18; 


Für jeden Kreis kann durch Beſchluß dit Ki 
ein Kreis-Statut errichtet werden. Daffelbe hat du A 
Diejenigen, die Kreis» Verfaffung betreffenden 6x 
näber zu ordnen, hinſichtlich deren das gegenmärtt I 
Verſchiedenheiten geftattet (SS. 80. Alinea 2, 8. 
3. und 90.), oder welche font das Geit 
ftatutarifchen Megelung überweiſt. 


weiter Titel. 


Bon der Gliederung und den Aen 
des Kreijes. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. | 


$. 18, 
Gliederung des Kreiſes. 


Mit Ausnahme der Stadt:Kreife & 
und derjenigen Kreife, in welchen Feine 
vorbanden find, jean jeder Kreis in 
und Amts: Bezirke. | 

Die Amts - Bezirke mit Ausnabu“ 
jenigen, welche nur aus einer —5 
beſteben ($. 42.), jerfallen in Gemeinde | 
wobei jelbitftändige Gutd:Bezirfe, m’ 
vorhanden find, den Gemeinde: Bezirfen 9 
geachtet werden, J 
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An der Spipe der Verwaltung des Kreijes fteht der 
wath, an der Spipe der Verwaltung des Amtsbezirks 
Amtöhauptmann, an der Spipe der Berwaltung ber 
einde der Gemeinde-Vorſteher. Kür den Bereich eines 
ftändigen Gutöbezirts hat der Befiger ded Guts die den 
weindesVorftehern obliegenden Amisgeſchäfte zu bejorgen. 


$. 19. 


Begrenzung ber Gemeinde uud Gutsbezirke. 
Die Gemeinde: und Gutsbezirke bleiben in ihrer bis— 
en Begrenzung beftehen. Veränderungen und Neubil- 
jen von Rommunal-Begirfen erfolgen in dem gejeplidh 
dneten Verfahren ($. 1. des Gejeped vom 14. April 
Geſ.“S. ©. 359). 


Zweiter Abſchnitt. 


n dem Gemeinde:Borfteber: und Schöffen: 
te, fowie von der Ortsverwaltung der jelbit: 
ftändigen Gutsbezirfe. 


8. 20. 


Gemeinde · Vorſteher und Schöffen. 

Der Gemeindevorftand befteht aus dem Gemeindes 
teher (Schulze, Scholze, Richter, Dorfrichter) und zwei 
ffen (Schöppen, Gerichtsmänner, Gerichts- oder Dorf: 
worenen), welche den Gemeindevorftehber in den ihm 
genden Amtsgeſchäften zu unterftügen und in Behinde— 
sfüllen zu vertreten haben. 

Wo die Zahl der Mitglieder des Gemeindevorftandes 
den beftehenden Beftimmungen eine größere ift, ver— 
t es bei derjelben. 

Auch kann auf Antrag der Gemeinde die Zahl ber 
ffen durch den Kreisausihuß nad Anhörung des Amts- 
tmannes vermehrt werden. 


$. 21. 


a. Wahl derſelben. 
Die Gemeinde-Vorſteher und die Schöffen werden von 
ſßemeinde-Verſammlung, beziehungsweiſe Vertretung aus 
zahl der ſtimmberechtigten Gemeinde-Mitglieder durch 
ute Stimmenmehrheit gewählt. 
Die Wahlen erfolgen nach näherer Vorſchrift des dieſem 
ze beigefügten Wahlreglements. 


g. 22. 
Die Wahl der Gemeinde-Vorſteher und der Schöffen 
it auf ſechs Jahre. Nah dreijähriger Dienftzeit kön« 
ie Gemeinde-Vorfteher auf zwölf Jahre oder u Lebens» 
ewählt werden. 


$. 23. 


Wegen der Gründe für bie ——— des Amtes eines 
inde«Borftehers oder Schöffen, Jowie wegen der Folgen 
ungerechtfertigten Ablehnung finden die Vorſchriften des 
mit der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle bes 
ages die Gemeinde-Berfammlung, und an die Stelle 
Jezirfs-Regierung der Kreis-Ausſchuß tritt, ftatt einer 
ung ber Kreiss Abgaben aber eine ſolche für die Ge— 
e- Abgaben beſchloſſen werden kann. 


$. 24. 
b. Beftätigung derfelben. 
Die gewählten Gemeinde-Borfteher und Schöffen wer- 
on dem Landrathe auf das Gutachten des Amtshaupts 
:$ beftätigt. 


Befchlüffe des Haufes. 


An der Spipe der Verwaltung bed Kreiſes fteht der 
Landrath, an der Spige der Verwaltung des Amtöbezirks 
der Amtshauptmann, an der Spige der Verwaltung der 
Gemeinde der Gemeinde-Vorfteher. Für den Bereich eines 
jelbftftindigen Gutsbezirks bat der Befiger des Guts die den 
GemeindesBorftehern obliegenden Amtsgeſchäfte zu beforgen. 


$. 19. 


Abgelehnt. 


weiter Abſchnitt. 


Bon dem Gemeinde:Borfteber: und Schöffen: 
amte, fowie von der Ortsverwaltung der felbit: 
ftändigen Gutsbezirfe. 


8. 20. ($. 19.) 
Unverändert. 

$. 21. (8. 20.) 
Unverändert. 

§. 22. ($. 21.) 


Die Wahl der Gemeinde» BVorfteher und der Schöffen 
erfolgt auf drei Jahre. 


$. 28. (8. 22.) 


Wegen ber Gründe für die Ablehnung des Amtes 
eined Gemeinde-Borfteherd oder Schöffen, fowie wegen ber 
Folgen einer ungerehtfertigten Ablehnung finden die Vor— 
\ riften des $. 7, mit der Maßgabe Anwendung, daß an 

ie Stelle des Kreistages die Gemeinde-Berfammlung tritt, 
und der Befchluß der Gemeinde: Berfammlun 
der Zuftimmung des Rreis: Unsfchufles bedarf, 
ftatt einer Erhöhung der Kreis-Abgaben aber eine ſolche 
für die Gemeinde-Abgaben beſchloſſen werden Fann. 


8.24. (8. 23.) 
b. Beftätigung derjelben. 
Die gewählten Gemeinde-Vorfteher und Schöffen wer» 
ben von dem Kreis: Ausfchug auf das Gutachten des 
Amtshauptmannes beftätigt. 


Regierungsd: Borlage. 

Dieſe —— kann nur nad Anhörung des Kreis- 
Ausſchuſſes (Titel IM. Abſchnitt 4. 88. 106. ff.) verlagt 
werben. 


Wird Die Beftätigung verfagt, fo ernennt der Landrath 
auf den Vorſchlag des Amtehauptmanns nah Anhörung bes 
Kreis» Ausichuffes den Grmeinder-Borfteher, beziehungsweile 
Schöffen auf drei Jahre. 


8. 25. 


e. Bereidigung berfelben. 

Die Gemeindes-Borfteher und die Schöffen werben vor 
ibrem Amtsantritte durch den Landrath oder in feinem 
Auftrage durd den Amtshauptmann in einer hierzu anbe— 
raumten Gemeinde-Berfjammlung in Eid und Pflicht ge— 
nommen. 


$. 26. 


d. Dienftunfoften - Entfchädigung derſelben. 

Die Gemeinde » Borfteher haben Anſpruch auf Erſatz 
ihrer baaren Auslagen und auf bie — einer mit 
ihren amtlichen Mühewaltungen im billigen Verhältniſſe 
ſtehenden ir 

Die Aufbringung bderjelben liegt der Gemeinde ob. 


Landdotationen, welche für die Verwaltung des Schul« 
zenamtd audgewielen find, fünnen auf Grund des gegenwär« 
tigen Geſetzes nicht zurüdgefordert werben. 

Sind ſolche Landdotationen von dem Gutsherrn ge= 
währt, fo ift derjelbe berechtigt, hierfür von dem Gemeinde. 
BVorfteher auch ferner die Wahrnehmung der Gutgsvorſteher⸗ 
Geſchäfte, beziehungsweile die Vertretung hierbei in dem 
bisherigen Umfange (K. 29. Alinea 3.) zu fordern. 


Die Schöffen haben ihr Amt in der Regel unentgeld» 
li zu verwalten und nur auf den Erſatz baarer Auslagen 
Aniprud. 


8. 27. 


Rechte und Pflichten bes Gemeinbe-Borftchert. 

Der Gemeindes-Vorfteher ift die Obrigkeit des Gemeinde» 
Bezirks und das Drgan des Amtshauptmanns für die Po- 
ligei-Bermwaltung. 

Der Gemeinde-Borfteher hat vermöge deſſen das Recht 
und die Pfliht, da, wo die Erhaltung der öffentlichen 
Ruhe, Ordnung und Sicherheit ein fofortiges polizeiliches 
Einſchreiten nothwendig macht, das dazu Grforberlidye vor- 
läufig anzuordnen und ausführen zu laffen. 

Gegen Diejenigen, welche feinen amtliden Anordnungen 
Rolge zu leiften fi weigern, fann der Gemeinde-Borfteber 
Geldbußen bis zu Einem Thaler, als Erefutionsmittel, nad) 
vorgängiger Androhung verfügen und nörhigenfalls zwangs- 

„eile einziehen. 


Beichlüffe des Sauſes. 


Diefe Beftäigung darf nur verfagt ieh, 
an 


e 
1) der Gewählte fich nicht im Vollbeſit 
bürgerlichen Ebrenrechte befindet, 
2) wenn er wegen Krankheit oder AÄufe 
balts außerhalb der Gemeinde nicht 
Stande fein würde, die Gefchäfte 
nungsmäßig zu führen, oder 
3) wennernicht die zur Leitungder Geſch— 
genügenden Kenntniffe befist. 
Die Gründe der wen der Befi 
—* der Gemeinde ſchr Felich mitzutbel 
erfagt ber Kreis: Ausjchuß aus ci 
Diefer Grüude die Beftätigung, fo giebt er| 
Gemeinde auf, innerhalb vier Wochen ı 
Neuwahl zu volljieben. Wird die Beitätig 
wiederholt verfagt, fo ernennt der KreitA 
ſchuß auf Borfchlag des Amtshauptman 
einen Stellvertreter auf fo lange, bis ein 
neuerte Wahl die Beftätigung erlangt bat. 


8.25. ($. 24.) 


e. Vereidigung berfelben. 

Die Gemeinder-Borfteher und die Schöffen werde: 
ihrem Amtsantritte durch den Amtshauptmann im eine h 
zu anberaumten Gemeinde-Berfammlung in Eid und Fü 
genommen. 


w 


$. 26. ($. 25.) 
d. Dienftunfoften-Entfhädigung derjelben. | 
Die Gemeindes-Vorfteher haben Anſpruch auf © 
ihrer baaren Auslagen und auf bie Gewährung ein I 
ihren amtlihen Mühewaltungen im billigen Berhilr 
fiehenden Entihädigung. 
Die Aufbringung derfelben liegt ber Gemeinde & 
Alle fortlaufende Geld: oder Natural 
träge des Gutöberrn — Memuneration d 
Gemeindevorftebers fallen fort. B 
Landdotationen, welde für die Verwaltung de A 
zenamts auägewielen find, fünnen auf Grund dei gaji" 
tigen Gejepes nicht zurüdgefordert werben. 
Soweit jedoch ſolche Dotationen von tiu 
Gutsberen für die Wahrnehmung von 61 
vorfiehergefchäften gewährt waren, bleibt N 
Gutsherrn der Anſpruch auf Erfat ‚sorbe 
ten, falld die Gemeinde nicht befchlient, di 
treffende Landdotation ſelbſt zurückjugewäh' 
Die Ehöffen haben ihr Amt in der Kegel un=? 
ih zu verwalten und nur auf den Erjap baarer 4 
Aniprud. 


8. 27. ($. 26.) 


Abgelehnt. 
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Diele Strafgelder fließen zur Gemeindekaſſe. 

Geldbußen, welche nicht beizutreiben find, bat der Amtd- 
auptmann auf Antrag des Gemeinde«Borfteherd in eine 
igemeſſene Sefängnißbaft umzuwandeln, 


$. 28. $. 28. 


Der Gemeinde-Borfteher hat das Recht und die Pflicht: Die Berathung if ausgefeht bis mad) Beendigung der 
1) der vorläufigen Feſtnahme und Verwahrung einer Berathung über den vierten Abfchnitt. 
Perion nad den Vorſchriften des F. 2. zu 1. und 
&. 6 des Gelege: zum Schutze der perjönlidhen 
Freiheit vom 12. Februar 1850 (Geiep:S. ©. 45). 
Er bat aber von einer ſolchen Feſtnahme jofort 
und ſpäteſtens im Laufe desjenigen Tages, an dem 
fie erfolgt, dem Anıtshauptmann Anzeige zu maden, 
welcher über die Aufrechtbaltung der Gemahrjam 
ungefäumt zu enticheiden und das Weitere nad 
den Borichriften des angeführten Geſetzes anzu— 
ordnen hat; 
2) die Beauffichtigung der unter Polizei-Aufficht ſtehen— 
den Perionen; 
3) die ihm vom Amtshauptmann, der Staats- oder 
DPolizei-Anmwaltichaft — ae polizeilihen Maß⸗ 
regeln audzutühren, und Berbandlungen aufzu— 
nehmen; 
die im $. 8. ff. des Gefjepes über die Aufnahme 
neu anziehender Perjonen vom 31. December 1842 
(Gei.-©. pro 1843 Seite 6.) vorgeihriebene Mel- 
dung entgegenzunehmen; die im $. 31. des Ge- 
jepes über die BVerpflihtung zur Armenpflege vom 
31, December 1842 (Gei.-S. pro 1843 ©. 12.), wie 
im Art. 4. des Ergänzungs-Gejeges vom 21. Mai 
1855 (Geſ.“S. ©. 354.) der Ortsobrigfeit aufer- 
legte Anzeige zu machen, und alle zur Leiftung ber 
geleplihen Armenpflege unaufidiebbar erforderlichen 
Anordnungen vorläufig zu treffen. 


$. 29. $. 29. 


Gutöberren und deren Stellvertreter. 

Für den Bereih eines jelbftftändigen Gutsbezirks ift (wie bei $. 28.) 
Beſitzer des Guts zu dem Pflichten und Leiftungen ver— 
ıben, melde den Gemeinden für den Bereich ihres Ge- 
indebezirks im öffentlichen Interefje geſetzlich obliegen. 

Derjelbe hat insbeiondere die in den 88. 27. und 28. 
fgeführten obrigfeitliden Befugniffe und Pflichten entweder 
Perjon oder durd einen von ihm zu beftellenden, zur 
yernabme des Amts befähigten Stellvertreter auszuüben. 
r Zeptere muß jeinen beftändigen Aufenthalt im Gutöbes 
'e oder in befjen unmittelbarer Nähe haben.) 

Es können jedod, aud außer dem im $. 26. al. 3 vorge- 
men alle, Seitens des Befipers des Guts jämmtliche oder 
zelne Gutsvorftehergeihäfte an den Vorfteher einer bes 
bbarten &emeinde gegen eine angemefjene Entihädigung 
rtragen werben. Bermweigert der Gemeinde-Borfteher die 
yernabme ber sr oder entiteht Streit über bie 
be der demſelben hierfür zu gewährenden Entihädigung, 
enticheidet der Kreis-⸗Ausſchuß. 

Die Beftelung eines Stellvertreterd muß erfolgen, wenn 
Gutsherr nicht feinen beftändigen Aufenthalt im Guts- 
tfe bat oder wegen Mangels der Eigenſchaft eines An- 
rigen des Norddeutihen Bundes, wegen Krankheit oder 

anderen in feiner Perſon liegenden Gründen außer 
ınde ift, die Pflichten eines Gutsvorſtehers zu erfüllen. 

Diejelbe Verpflichtung liegt den juriftiihen Perfonen ob. 

Iſt der Befiger des Guts der bürgerlihen Ehrenrechte 
immer oder zeitweile verluftig erflärt, fo fteht dem Land» 
‚re die Ernennung des Stellvertreterd auf Koften des Be- 
r3 zu. 


4 
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Ehefrauen werden rüdfichtlih der angeführten Rechte 
und Pflidhten dur den Ehemann vertreten, Kinder unter 
väterliher Gewalt durch den Bater, Pflegebefohlene durch 
ihren Bormund ober Kurator. 

Die Verpflichtung des Gutsherrn mittelft Handſchlags, 
beziehungsweije die Bereidigung feines Stellvertreters erfolgt 
durch ben Landrath oder im Auftrage befjelben durch ben 
Amtshauptmann. 

Der Landrath kann nach Anhörung des Amtshaupts 
manns bie Entlaffung des Stellvertreterd zu jeder Zeit an- 
orbnen. Dem Gutöheren fteht gegen eine ſolche Verfügung 
die Beſchwerde an den Kreis-Ausihuß zu. 


Britter Abſchnitt. Britter Abſchnitt. 


Aufhebung der mit dem Befite gewiifer Grund: Aufhebung der mit dem Befige gewiſſer Oru 
flücde verbundenen Berechtigung und Verpflich⸗ ſtücke verbundenen Berechtigung und Berpfil 


tung zur Berwaltung des Schulzenamts. tung zur Verwaltung des Schuljenamti, 
$. 30. $. 30, 
Die mit dem Befige gewilfer Grundftüde verbundene Unverändert. | 


Berehtigung und Verpflichtung zur Verwaltung des Schulzen» 
(Richter) Amtes ift aufgehoben. 

Demgemäß treten auch diejenigen Feſtſetzungen außer 
Kraft, welche in Folge der Zerftüdelung von Lehn- und 
Erbichulzengütern nah $. 16. des Gejeped vom 3. Januar 
1845 (Gej.-Samml. S. 25) über die Verbindung der Ber- 
waltung des Schulzenamts mit dem Befipe eines der Theile 
des zerftüdelten Grunbftüds oder die Ausmeilung eines aus— 
kömmlichen Schulzengehalts in Grundftüden oder in Gelb, 
beziehungsweiſe die Vertheilung des Gelbbeitrages auf bie 
einzelnen Zrennftüds-Befiger getroffen worden find. 


g. 31. g. 31. 


Grundftüde, Gerechtigfeiten und Einkünfte, welche den Grundftüde, Gerechtigfeiten und Einkünfte, melde # 
Schulzengutsbefipern erweislih von der Gemeinde jelbft für Schulzengutsbefigern erweislih von ber Gemeinde jelht 
die Amtöverwaltung verliehen find, fallen an die Gemeinde die Amtsverwaltung verliehen find, fallen an bie © 


zum Zwecke der Schuljendotation_zurüd. zurück. 
$. 32. $. 32. | 
Ebenjo hören diejenigen Vorrechte und Befreiungen Unverändert. | 


auf, welde dem Schulzengutsbefiger für die Verwaltung 
bes Schulzenamts in Beziehung auf die aus dem Kommu« 
nalverbande oder aus anderen Berbänden, 3. B. dem Kirchen» 
und Schulverbande, entipringenden Dientte und Abgaben, 
der Gemeinde oder deren Mitgliedern gegenüber, bisher zu- 


ftanden. 
Auf weitere Bergütigungen hat die Gemeinde feinen 
Anſpruch. 
$. 33. 8. 33. 
Die Beziehungen zwiſchen dem Beſitzer des Schulzen- Unverändert. 


guts und dritten Perfonen werden von den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes nicht berührt. 

In feinem Falle fünnen jedoch Grundftüde, Gerech— 
tigfeiten oder Befreiungen, welde dem Schulzengute, wenn. 
gleih mit Beziehung auf die dem Befiger zuftehende Ver— 
waltıng bes Schulzenamts, von Dritten, insbeſondere vom 
Zandesherrn oder von Gerichts- oder Gutsherrn, ſei es bei 
der Fundation des Schulzenguts oder ſpäter, ohne aus— 
drüdliben Vorbehalt des Widerrufs verliehen worden find, 
fowie die etwa an Stelle der verliehenen Gerechtigkeiten 
und Freiheiten getretenen Landabfindungen oder fonftigen Ent— 
Ihädigungen von den Verleihern oder deren Rechtsnachfol- 
gern in Aniprud genommen und zurüdazeforbert werden. 
Diejelben verbleiben vielmehr dem Schulzengutsbeſitzer auch 


Y 
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> Aufhebung der mit dem Schulzengute verbundenen 
töverwaltung. 


$. 34. 


Die nah den $$. 31. und 32. etwa erforderliche Aus- 
ınderfegung zwilden ber Gemeinde und dem Sculzen- 
öbefiger wird durch einen von ber Bezirlö-Regierung zu 
ennenden Kommiſſarius bewirkt. 

Der über die Auseinanderfegung au —— Rezeß 
erliegt der Prüfung und Beſtätigung der Bezirks⸗Regierung. 


$. 35. 


Entftehen bei dem Auseinanderfepgungs« Verfahren ($. 34.) 
eitigfeiten darüber, ob mit einem Grundftüde die Ver— 
tung zur Verwaltung bed Sculzen- Amts verbunden 
oder ob und weldhe Grundftüde, Gerechtigkeiten, Vorrechte 
t Befreiungen der in den $$. 31. und 32, gedachten Art 
üd zu gewähren, beziehungsweije aufzuheben find, oder 
d bie Bollziehung des Rezeſſes von ven Betheiligten ver- 
gert, jo find die Verhandlungen zum weiteren —— 
zur Entſcheidung an die betreffende Auseinanderſetzungs- 
yörde abzugeben. 

Auf eine Appellation von der Entiheidung ber General» 
mmilfton, beziehungsweile des betreffenden Sprud-Kolle 
ms für die landwirtbihaftlihen Angelegenheiten des Re 
rungs⸗Bezirks erfennt das Reviſions⸗Kollegium für Lans 
Kultur⸗Sachen endgültig, und findet gegen deſſen Ent- 
dung weder ein ordentlihes noch ein außerordentliches 
tsmittel ftatt. 

Bor der Entjheidung in erfter und zweiter Inftanz 
das Gutachten des Kreis-Ausichuffes einzuholen und dem 
yeiligten zur Erklärung mitzutheilen. 


$. 36, 


Ift das Auseinanderjegungs» Verfahren zufolge $. 35. 
die Auseinanderfegungs-Behörde übergegangen, fo ſteht 
re Behörde au die Aufnahme, Prüfung und Beftäti- 
des Rezeſſes zu. 


8. 37. 


In Betreff des Verfahrens ($$. 34 — 36), ſowie der 
fung und Ausführung der Rezeſſe, — die hinſichtlich 
Abloͤſung der Reallaften und der Regulirung der gutd- 
ihen Berhältniffe beftehenden Vorſchriften. 


$. 38. 


Zu ben Koften, welde bie Ausführung der in diefem 
F den Regierungen und deren Kommiffarien übertragenen 
äfte verurfacdht, haben die Gemeinden und Schulzen⸗ 
befiger nichts beizutragen. 

Für Das Berfahren bei den Auseinanderfegungs-Behör- 
gelten die für Diejelben beftehenden KoftensBeftimmungen. 


Berlin, den 18, Januar 1870, 
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g 34. 


Die nad den $$. 31. und 32, etwa erforberlihe Aus- 
einanberjegung zwiſchen der Gemeinde und dem Schulzen- 
gutäbefiger wird durch einen von dem Kreis⸗Aus ſchuſſe 
zu ernennenden Kommiflarius bewirkt. 

Der über die Auseinanderjegung aufzunebmende Rezeß 
Fe der Prüfung und Beftätigung des Kreis⸗Aus⸗ 


$. 35. 

Unverändert. 
$. 36. 

Unveränbert. 
8. 37. 

Unverändert. 
$. 38, 


Zu den Koften, welde die Ausführung der in dieſem 
Gefege den Kreis-Ausſchüſſen und deren Kommiſſarien 
übertragenen Geſchaͤfte verurfadht, haben die Gemeinden und 
Schulzengutöbefiger nichts beizutragen. 

Für das Verfahren bei den Auseinanberjegungs-Behör- 
ben gelten bie für diejelben beflebenden Koften-Beftimmungen. 


Der Präfident und die Schriftführer des Hauſes der Abgeordneten. 


v. Forckenbeck. 


Sachſe. Dr. Lutteroth. v. Puttlamer. v. Schöning. 
Dr. Golberg. Dr. Beder. v. Saldern. 
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Saus der ÜUbgeordneten. 
10, egislatur» Pericde. 
IIl. Seffion 1869, 





Auf die Tagesordnung einer ber nächſten Plenar- 
Sipungen werben gejept werben: 


1 


Schlußberatbung, betreffend die Uebereinkunft über 
gemeinfame Beftimmungen für die Fiſcherei im Rhein von 
Bafel an abwärts, fowie in feinen Zuflüffen und NAbflüffen 
bis in das offene Meer vom 27. November 1869 (No. 231. 
der Drudjaden). 

Referent: Abgeordneter Dr. Braun (Wiesbaden). 

Korreferent: Abgeorbneter v. Behr. 


Gemeinfchaftlicher Antrag der beiden 
Meferenten. 


Das Haus der Abgeordneten wolle beihließen: 

J. der vorbezeihneten Uebereinkunft vom 27. November 
1869 (Nr. 231. der Drudiadhen) die verfaffungsmäßige 
Zuftimmung zu ertheilen; 

II. die Königlide Staatsregierung aufzufordern: 

1) den beiden Häufern des Landtages jährlid Vorlage 
zu maden über den Vollzug der Mebereinfunft, 
über die zu biefem Zwede getroffenen weiteren Ans 
ordnungen und über die Erfolge derjelben; 

2) dahin zu wirken, daß ber in Artifel 11. ber Ueber⸗ 
einfunft in Ausfiht genommene „zeitweilige Zu- 
jammentritt” ber Fiſcherei-Bevollmächtigten vorerft 
wenigftens jährlid einmal ftattfinde, demnächſt 
ehe in fürzeren Zeiträumen periodiſch wieder— 
ehre. 

3) Vorſorge zu treffen, daß auf dem Wege der Bun- 
beögeiepgebung und ber diefelben ergänzenden Lan« 
desgejepgebung, jowie auf dem des Vertrages mit 
den betreffenten Regierungen ber zum Norbbeut- 
ſchen Bunde nit gehörigen Staaten, für jämmt- 
lihe Deutihe Ströme und Gewäffer der erforder» 
liche Schutz für Fiſchzucht und Fiſcherei hergeftellt 


werben. 


II 


Miündlicher Bericht der Kommiſſion für die Geſchäfts— 
ordnung über die Frage, 
ob durd die Uebertragung des Kuratorii der Univer- 
fität zu Kiel ald Nebenamt an den Abgeordneten Freiherrn 
Scheel⸗Pleſſen defjen Mandat als Abgeordneter ald er 
loſchen zu betrachten jei? 
Referent: Abgeordneter Stelper. 


Antrag der Kommiffion: 


Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen, 
das Mandat des Abgeoroneten Freiherrn v. Scheel» 
Dlefjen für erloſchen zu erflären. 
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II. 

Miündlicher Bericht der Kommilfion für die Ge- 
Ihäfts- Ordnung, betreffend den von dem Abgeordneten 
Grafen von Frankenberg geftellten Antrag auf Herſtel— 
lung eines Abftimmungsd-Telegraphen. (Nr. 244, der Drud: 
laden.) 

Referent: Abgeordneter Stelper. 


Antrag der KRommiffion: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
Die Königlihe Staatsregierung zu erfuchen, im Sigungs- 
jaale der Abgeordneten einen eleftromagnetiihen Ab» 
ftimmungs» Zelegraphen nah dem Syſtem Siemens 
und Halsfe berftellen zu laſſen. 


Berlin, den 19. Januar 1870. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
v. Fordenbed. 
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Haus der Abgeordneten. 
10. 2egislatur» Periode. 
II. Seffion 1869. ° 





Anträge 


zum 


$. 1. des Gefehentwurfs wegen Aufhebung der Mahl- 
und Scladtfteuer und Einführung der Rlaſſenſteuer 
in mehreren Städten. (Ar. 129. und 264. der 
Drucfaden.) 


Nohland, Schroeder. 
I. Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 

binter „Güftrin“ einzuhalten: „Königsberg in ber 
Neumark”, 

I. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
hinter „Weißenfels* einzuhalten: „Naumburg 
an der Saale*. 

III. Das Haus der Abgeordneten wolle beichliehen: 
hinter „Weißenfels“ event. hinter „Naumburg“ 
einzuſchalten: „Zeip*. 


Gründe. 


Die Aufhebung der Mable und Schlachtſteuer in die— 
fen drei Städten wird in Maffenpetitionen dortiger Eins 
wohner beantragt. Die Staatsregierung bat die dabei in 
Betracht kommenden Verhältniſſe vollftändig erörtert, und 
eradhtet auch die Aufhebung der Mahl» und Schlachtſteuer 
vom finanziellen Etandpunft aus für durchaus wünſchens— 
wertb; mur Nüdfihten auf den fommunalen Haushalt der 
Städte haben die Einreibung derfelben in den vorliegenden 
Entwurf bis jept verhindert. Eine Verzögerung der Aufs 
bebung der Mahl- und Schlachtſteuer in dieſen Städten 
wird den Uebergang zur Klafjenfteuer für die Zufunft nicht 
erleichtern, während andererſeits im Marftverfehr, in Hans 
dei und Induſtrie die fonfurrirenden Nahbarftädte, für 
weldye die Mahl- und Schlachtſteuer ſchon durch den vor« 
liegenden Gejepentwurf aufgehoben wird, oder nicht beſtan— 
den bat, einen Boriprung erhalten. Als ſolche Nachbar— 
ftäbte kommen für Königsberg i. d. N.⸗M.: Güftrin, 
MWriezen und Landsberg, für Naumburg und Zeig: Weißen: 
feld, Gera, Altenburg, Leipzig in Betracht. Die Mehrheit 
der Finanz-Kommiſſion (8 gegen 6 Stimmen) bat die Ein- 
reihung einer diefer Städte in den Gejepentwurf weſentlich 
nur darum abgelehnt, weil man Bedenfeu trug, ohne Zu- 
fiimmung des Minifteriums des Innern — daſſelbe war in 
der Kommilfion nicht vertreten — neue Städte in ben 
Entwurf aufzunehmen. 
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Im Einzelnen fommen für die Aufnahme der drei 
Städte noch —— Momente in Belracht. 


ad I. Königsberg i. d. NM. 


Der innere Steuerbezirt bat 5291, der äußere 1366 
Einwohner. Die Stadt ift nahezu die kleiuſte, in welder 
Mahl» und Schladifteuer erhoben wird. Bei einem Brutto» 
Ertrage der Steuer von 5952 Rthlr. betragen die Er— 
hebungskoſten 1800 Rtblr. oder 30 Prozent — ein jo ho— 
ber Eat, wie er nur bei 5 unter den vom Gefepentwurf 
betrcffenen 28 Etädten vorfommt. Außer in Königsberg 
läßt der vorliegende Gefepentwurf im Regierungsbezirk Franf- 
furt nur in der Hauptftadt Frankfurt a./Dder die Steuer 
fortbeftehen. — Die Stadt würde fünftig nur 4258 Rthlr. 
Klaffenfteuer zu zahlen haben, alio 1694 Rthlr. oder 28°/, 
weniger, als fie gegenwärtig an Mahl- und Schlachtſteuer 
aufbringt. — Die Kommune erhebt gegenwärtig — im 
legten Jahr hat eine Erhöhung der Steuer ftattgefunden — 
eine Einfommenftener, melde 109 Prozent Zuſchlag zur 
Klaffen- und Einfommenftener gleihfommt und außerdem 
100 Prozent Zuſchlag ron der Grund» und Gebäubefteuer. 
Der eıftere Zufchlag müßte nad Aufhebung der Mahl- und 
Schlachtſteuer auf 143 Prozent erhöht werben. Der Ueber: 
gang zur bireften Befteuerung fann aber in dieſem Heinen 
Ackerſtädtchen um fo weniger ſchwer fallen, als bei der viel« 
fach beftehenden Sitte des Selbftbadens und Selbſtſchlach— 
tens die Mabl« und Schladhifteuer für eine große Zahl von 
Einwohnern ſchon eine direfte Steuer ift. Der Magiftrat 
bat fi, wie in faft allen anderen Städten, fo aud in 
Königsberg nad Mittbeilung der Regierung gegen bie Auf— 
bebung der Mabl- und Schlachtſteuer erklärt. 

Aus der Bürgerfhaft liegt für Diejelbe eine Petition 
mit 588 Unterfchriften vor, worunter aud 8 Stadtverord⸗ 
nete fi befinden. Außerdem befürwortet die Aufhebung eine 
Petition von Mühlenbefigern. 


ad II. Naumburg a. ©. 


Der innere Bezirk hat 14,597, der äußere 4600 Ein- 
wohner. Um des inneren Bezirks willen unterliegt alfo 
eine Bevölferung, welche 31 Prozent von ber Bevölferung 
des erfteren beträgt, in vielfaher Beziehung der Doppelbe« 
ftenerung. Die Erhebungefoften belaufen fi bei einem 
Brutto-Ertrage von 16,789 Rthlrn. auf 4262 Rthlr., bes 
tragen aljo 25 Prozent. Nach Aufhebung der Mahl» und 
Schlachtſteuer werden die Direften Kommunalfteuern um 
etwa 50 Prozent erhöht werden müffen und fann als 
dann der Kommunal» Haushalt beftritten werden von 
50 Prozent Zufhlag zur Grund» und Gebäubefteuer 
und 110 Prozent Zuſchlag zur Klaffene und Ein— 
fommenfteuer, ein jo günftiges Verhältniß, wie es 
bei 14 unter den vom Gejep » Entwurfe betroffenen 
28 Städten nicht vorfommt. ine mit 504 Unterjchriften 
bedeckte Petition befürwortet die Aufhebung namentlid we— 
en der Konfurrenz ber jept ftewerfrei werdenden Stabt 

eißenfeld und der Konfurrenz der mit indireften Steuern 
nicht belafteteten thüringiſchen Städte. Petitionen im ents 
gegengelepten Sinne liegen nicht vor. 


ad III. Zeig. 


Hier zählt der äußere Bezirk jogar 5639 Seelen, das 
ift 38 Prozent des 14,825 Seelen umfaffenden inneren 
Bezirfs. Die Erbebungskoften belaufen fi bei einem 
Brutto-Ertrage von 16,077 Rıblr. auf 3344 Rthlr., aljo 
auf mehr ald 20 Prozent. Der Ausfall der Kommune 
nad Aufhebung der Steuer beträgt 9017 Rthlr. Es wür: 
den demnach an direkten Kommunalfteuern nothwendig 
werben 50 Prozent Zufchlag zur Grund» und Gebäudefteuer 
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und 180 Prozent Zuſchlag zur Staatsflaffen- und Einfom- 
menfteuer. Petitionen mit 1628 Unterjhriften befürworten 
die Aufhebung, während gegentheilige Petitionen nicht 
vorliegen. 


Berlin, den 17. Januar 1870. 


Rohland. Schroeder, Antragfteller. 
Unterflügt durch: 


Allnod. Dr. Bender. Bening. Berger (Witten). 
Dr. Brande. Bromm. Gornely. Drabid. v. Düffel. 
Dr. Elliffen. Engel (Leobihüs). Fiſchbach. Flor- 
ſchütz. Fred. Gerlid. Goeddertz. Gommels- 
haufen. Gottſchewski. Graeger. Hacbler. Har- 
fort. Hermes. Freiherr v. Hilgers. Dr. Holzer. 
Freibere v.H overbed. Jüngken. Jung. Kaeswurm. 
Klop (Berlin). Knapp. Dr. Seid. Klop (Homburg). 
Larenz. Larz. Lasker. Lauenftein. v. Loga. 
Dr. Lutteroth. zur Megede. Dr. Müller (Hannover). 
Dr. Müller (Lauban).. Ohm. Dr Oppermann. 
Pariſius. Dr. Paur. Plehn (Marienwerder). Dual. 
Richter (Eſſen). Richter (Königsberg). Dr. v. Rönne 
v. Sauden-Zarputiden. v. Sauden (SInfterburg). 
Dr. Schlienkamp. Schulze (Random). Struve 
Dr. Techow. Trapp. Ublendorff. Dr. Ule War— 
burg. Ware. Dr. Websky. Weeſe. Biefe Witt. 
Wölfel. Ziegler (Breslau). 
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Haus der Übgeorbdneten. 
10. Zegislatur« Periode. 
111. Seffion 1869. 
— nu 


Dritter Bericht 


ber 


Kommiffion für das Unterrichtswejen 


über 


Petitionen. 


A. 


Berichterſtatter: 
Abgeordneter Dr. Kellner. 
— —— —— —— 


Zu Breslau exiſtiren nach der unterm 27. Oktober cr. 
dem Haufe der Abgeordneten von acht dortigen Lehrern ein— 
nereichten Petition, jo wie nad den Mitiheilungen des 
Megierungs « Kommiffard zur Zeit noh acht fogenannte 
fatboliihe Pfarrfhulen. Fünf derjelben, nämlich die 
zu St. Dorothea, Maria auf dem Sande, Matthias, Bin- 
cent und Adalbert, verdanken ihre Stiftung Ordenskonven— 
ten resp. Klöftern und wurden urjprünglid aud von Dielen 
erhalten. Nah der Säfularijation wurden diefe Schulen 
aus Stiftsihulen zu Pfarrſchulen und erhielten von der König— 
lichen Regierung einen mäßigen Zufhuß. Die drei übrigen 
Schulen zu St. Nikolai, Midael und Mauritius waren 
uriprünglich feine Klofterfhulen, fondern von jeher eigent: 
lihe Pfarrfhulen. Sie empfingen feine Dotation von 
Königlicher Regierung und erhielten ſich lediglich durch Schul—⸗ 
geld, bis in neuerer Zeit die ftädtiiche Behörde ein Adju- 
tum von je 100 Rthlr. widerruflih gewährte. Dieſe drei 
leptgenannten Schulen waren Schulen ehemals vorſtädtiſcher 
Dörfer, welche erft nad der Säfularijation inforporirt wurs 
den; ihre Lehrer find zugleich DOrganiften und Kirchenbe— 
amte. Sämmtlide 8 Pfarrihulen find bis auf eine nur 
zweiffaffig. Das Belepungsredt üben bei allen wechſel— 
weile der Fisfus und der fürftbiihöflihe Stuhl, und bie 
Baulaft liegt bei ben fünf erfteren dem Fiskus allein ob, 
während diejer bei den übrigen Schulen nur den geſehzlichen 
Patronatsbeitrag mit %/, gegenüber der Kirchengemeinde 
mit zu leiten hat. 

Das Einkommen aller diefer Stellen befteht neben 
freier Wohnung oder entiprehender Geltentihädigung und 
einem mäßigen feften Gehalte aus der theilmeife durch 
Staatsfonds gefpeiften Kirhenfaffe nod in geringen Bezü— 
gen aus Stiftungsfonds, einigen Naturalleiftungen und Zus 
Ihüffen aus der Kämmereifaffe, bauptfählid aber im 
Schulgelde, weldes pro Kind und Monat auf 7'/, Sgr. 
normirt war und von den Lehrern felbft eingezogen werden 
mußte. Derlelbe Betrag an Schulgeld wurde aud in den 
übrigen Elementarſchulen der Stadt erhoben. 
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Die Petition der acht Lehrer an Dielen katholiſchen 
Pfarrfhulen vom 27. Dfiober d. 3. referirt nun zunächſt, 
daß die Stabiverorbneten-Verjammlung unter dem 17. No— 
sember 1864 beichloffen habe, den Sculgelvjag in den 
ftädtifchen Elementarfhulen von 7, Sgr. pro Kind und 
Monat gleihmäßig auf 5 Sgr. berabzufegen. Die acht 
katholiſchen Pfarrfhulen mußten zwar zunächſt hiervon aus« 
geſchloſſen bleiben, da deren Lehrer einen vokations— 
mäßigen Anfpruh auf den Scufgeldfag von 7'/, Sgr. 
als Hauptbeftandtbeil ihres Einfommens hatten; aber es 
fonnte aud feinem Zweifel unterliegen, daß die Frequenz 
ihrer Schulen und mithin aud ihr Einfommen mit der Zeit 
eine jehr wejentlihe Schmälerung erleiden müffe, wenn diejer 
höhere Schulgeldfag lediglich nur für die aht Pfarrihulen 
feftgehalten würde. Dieje Gefahr erſchien um jo uffenbarer 
und größer, ald noch mehrere andere ipäterhin zu ere 
wäbnende Uebelftände auf die Frequenz der Pfarrichulen 
nachtheilig einwirften. Die Lehrer ftellten deshalb der ftäd« 
tiihen Behörde die Miflichkeit ihrer Lage vor, und auf 
Anlaß diefes Schrittes knüpfte die Königliche Regierung Ver— 
bandlungen an, in deren Folge die Herabſetzung des Schul» 
geldes auch für die Pfarrihulen angeordnet wurde. 

Petenten behaupten nun, daß fi der Magiftrat zur 
Dedung ded aus der Ermäßigung folgenden Ausfalles gegen 
die Königliche Regierung unter dem 9. Dezember 1865 er- 
boten habe, dem erften Lehrer den zu einem feften 
Gehalte von 550 Rthlr. und dem zweiten Lehrer 
zu 320 Rtihlr. erforderliden Zuſchuß zu ge— 
währen. Wenn auch dieſes Erbieten nicht abſchrift— 
lich beiliegt, jo ift dagegen dod eine Verfügung der 
Königlichen Regierung an den Magiftrat und den Schul- 
infpeftor vom 4. Januar 1866 beigegeben, welche die aus— 
drüdlibe Antwort auf das erwähnte Anerbieten des Magi- 
ſtrats vom 9. Dezember 1865 ift, und in welder bie Herab— 
ſetzung des Schulgeldes auf 5 Sgr. vom 1. April ab feft- 
gelegt, zugleich aber auh „die Erwartung ausgejproden 
wird, es werde der zur Sicherung eines felten 
Einfommens von 550 Rthlru. für den erften Lehrer 
und 320 Rthlr. für den zweiten Lehrer erforders 
lide und aus Kommunalmitteln in Ausjidt ges 
ftellte Zufhuß mindeftend ad dies muneris der 
gegenwärtigen Stelleninhbaber gewährt werden.” 

Hiernach erflärten die Kebrer unterm 24. Januar 1866 
vor dem ftädtiihen Edyulinfpeftor, daß fie in Erwartung 
jenes Zuſchuſſes zu dem qu. feften Gehalte auf den Schul» 
geldjag von 7'/, Sgr. verzihten wollten. 

Unter dem 17. März 1866 beauftragte nunmehr der 
Magiftrat den Schulinipektor mit Bezugnahme auf die er. 
** Verfügung der Regierung vom 4. Januar, die be— 
treffenden Lehrer in Kenntniß zu jepen, daß als terminus 
a quo der Herabjepung des Schulgelves der 1. April 1866 
beftimmt fei, und daß die Regierung ferner das Erbieten 
des Magiftrated, „zur Sicherung eines feften Ein— 
fommens von 550 Nthlru. für den erſten und 320 
Nthlr. für den zweiten Lehrer den etwa erforder» 
lihen Zujhuß aus Kommunalmitteln zu leiften, 
acceptirt habe.“ Schließlich wird der Auftrag zugefügt, 
die Echrer zu veranlaffen, dem Magiftrate am Schluffe jedes 
Quartald „eine beglaubigte Lifte der Zahlihüler 
ihrer Schulen einzureihen.” — Es eniſpricht demnach 
diefe Zuichrift des Magiftrares an den Sculinjpeftor im 
Wejentlihen ganz den Erwartungen, welde die Königliche 
Regierung unter dem 4. Januar 1866 ausgeiproden hat, 
nur dad die Zeitbeftimmung „mindeftens ad dies 
muneris* fehlt, wogegen ihon bier darauf hingewieſen 
werden muß, daß eines „Pauſchquantume“ feine Er— 
wähnung geſchieht. 

Nahdem nun das Schulgeld in den 8 katholiſchen 
Pfarrſchulen auch auf 5 Sgr. ermäßigt war, wurde den 
Lehrern wider ihr Erwarten der Zuſchuß auf die fefte Höhe 
von 550 und 320 Rihlr. verfagt und ihnen dagegen ein 
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nah ihrer Angabe unzureihendes Pauſchquantum ges 
währt, welchem die ult. Dezember 1864 vorhandene Scyüler: 
zahl zu Grunde gelegt war, Im der Anficht, daß die Bes 
rechtigung auf einen Schulgeldſatz ven 71, Sgr. den 
Stelleninhabern nit ohne Weiteres genommen werden 
fünne, daß vielmehr das für die Ermäßigung zugejagte 
Nequivalent auch geleiftet werden müſſe, haben Nie die Eiche 
rır am 24, November 1866 und 26. Februar 1868 an 
die Königliche Negierung, und unter dem 28. April 1867 
und 9. Dftober 1868 an den Herm Weffort-Minifter um 
Ausführung und Erfüllung der unter dem 4. Januar 1866 
von der Königlichen Negierung und am 17. März 1866 
vom Magiftrate gegebenen, bereitd oben wörtlich anges 
führten Berheigungen gıbeten. Von diefen Eingaben find 
die vom 26. Februar 1868 und 9, Dftober 1868 der Per 
tition beigefügt. 

Hierauf erfolgte unter dem 5. September 1867 cin 
der Petition angebogener Beiheid der Königlihen Regie— 
rung, welder ſich zunächſt auf die nicht vorliegende Ein- 
gabe der Lehrer vom 28. April 1867 bezieht, und aus dem 
erfihtlih ift, dab das Kultusminifterium dieſe Eingabe 
lediglich der Negierung zur Beiheidung der Bittfteller über« 
geben bat. Im diefem Beideide wird nun zunädft ausges 
ſprochen, „daß ed der Regierung an jeder gejegliden 
Balis fehle, den Magiftrat, welder zu den Pfarr 
ſchulen in feiner ſolchen nahen Beziehung ftebe, 
wie zu den anderen ſtädtiſchen Schulen, zu einer 
Firation des Gebaltes in der beanfprudten Höhe 
anzubalten. Bocationsmäßig fei den Lehrern nur 
ein Schulgeld von 7%, Spr. pro Kind und Monat, 
aber nicht die Zahl der Kinder und aud nit ein 
beftimmter Gebaltjfag garantirt worden.” 

„In der vom Magiftrat gemachten Dfferte, 
heißt es weiter, fann daber nur der Sinn liegen, 
daß Seitens der Kommune für die entftandene 
Einbuße auch ein diejer entiprehender Erjap in 
fo weit aus ftädtijhen Mitteln gewährt werden 
toll, ald dadurd eine gewiſſe Einfommensnorm, 
beifpielsweife von 550 Rthlr. für den erften und 
320 Rthlr. für den zweiten Lehrer nit über: 
Ihritten wird, feineswegs aber die Berbindlid. 
feit der weiter gehenden Firation enthalten jei.“ 

„Dielen Erlap, heißt es ſchließlich, bat aud der 
Magiftrat auf Grund der von Ihnen ſelbſt am 
Schluſſe des Jahres 1864 gefertigten Berechnung 
bereits leiften lajfen, und können jonad eine wirk— 
lihe Einbuße nur diejenigen Lehrer erlitten ba» 
ben, deren baares Einfommen vor der Shulgeld- 
hberabiegung die Summe von 550 Rthlrn. und 
rejp. 320 Rthlrn. überftiegen bat, wofür Ihnen 
aber aud eine verhältnigmäßig geringere Arbeit 
zugefallen ift.“ 

Ein ferner beigefügtes Miniſterial-Reſeript an die Bitte 
fteller vom 25. Juni 1869 beziebt fih auf eine Beſchwerde 
derjelben vom 1. Juni 1869 und beftätigt lediglich eine ab» 
weilende Verfügung der Königlichen Regierung vom 27. 
März 1869, indem «8 darin heißt: „daß dem Antrage auf 
Gewährung des zu einem feften Gebalte von 550 Rthlrn. 
für den erften und 320 Rthlrn. für den zweiten Lehrer er— 
forderlihen Zuſchuſſes nicht entſprechen werden Fünne, es 
vielmehr bei der Verfügung der Königlihen Regierung zu 
Breslau aus den darin angeführten und durch die Ausfühs 
rung der Petenten nit widerlegten Gründen bewenden 
mũſſe.“ — 

Die Bittfteller weilen nun in ihrer Beſchwerde darauf 
bin, daß ihnen: 

1) Bor der Grmähigung des Schulgeldes Seitens des 
Magiftrates unzmweideutig das Anerbieten eines feften Ein— 
fommend gemadt worden, daß: 

2) die Königliche Negierung auf dieſes Erbieten bin 
die Ermäßigung des Sculgeldes genchmiget und die Er⸗ 
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wartung ausgeſprochen babe, daß dieſer Zuſchuß zu einem 
feften Einfommen mindeftensg ad dies muneris gewährt 
werde (cir. Verfügung des Magiftrats vom 17. März 1866 
und ber Regierung vom 4. Januar 1866 und bie daraus 
im vorliegenden Berichte wörtlich citirten Stellen), daß fie 
nur auf Grund dieſer unzweideutigen Verheißung und in 
fiherer Hoffnung auf deren Erfüllung dem höheren Schul» 
geldfage entjagt haben, daß ſomit: 

3) die beregten Entſcheidungen im Widerſpruche mit 
ben citirten Verfügungen eben, und daß fie die jchließliche 
Verfügung ber Königlihen Regierung vom 27. März 1869 
(welde nicht beigefügt ift), wonach der Magifirat Feine 
rechtliche Verpflichtung gegen die Pfarrſchulen habe und mit 
der Leiftung des Paujhquantums nur einen Aft der Kibe- 
ralität übe, nicht als zu Recht annehmen können. Sie cre 
bliden vielmehr in den Verfügungen des Magiftrats vom 
9. Dezember 1865 (welche nicht beiliegt) und vom 17. März 
1866 um jo mehr eine ſolche Berpflihtung, ald er damit 
zugleich die Ermäßigung des Schulgeldes acceptirte. 

Am Scluffe der Petition entwerfen die Lehrer nod 
ein Bild ihrer bedrängten Lage und des traurigen äußeren 
Zuftandes der Pfarrſchulen, von weldem die Hauptzüge bier 
um fo weniger vorenthalten bleiben dürfen, als diejelben 
von einem den Berhältniffenen nahe ftehenden Mitgliede der 
Kommilfion und von einem anweſenden fi für die Ange: 
legenbeit lebhaft interejfirenden Mitgliede des Haufes im 
Weſentlichen nur vollkommen beftätiget wurben. 

Schon der Umftand, daß die Bittfteller ihre Haupts 
einnahme in einem feinem Betrage nach ſchwankenden Kopfe 
ſchulgelde ſuchen und dieſes noch jelbft einziehen müfjen, 
macht ihre Eriftenz unfiher und ftört die freudige Wirk— 
famfeit. Und wie bedeutend diefe Schwanfung in der Ein- 
nahme ift, ja wie legtere fortwährend abnimmt, möge aus 
der Angabe erhellen, daß im Jahre 1864 in den Pfarr 
ſchulen zulammen ſich 1602 Kinder befanden, während im 
Fahre 1869 die Frequenz auf 1111 gefunfen, alfo ein Mi— 
nus von 491 Kindern vorhanden war. Im Jahre 1864 
wurden noch 334 Kinder aufgenommen, im Sabre 1869 
ift die Zahl der Aufgenommenen ſchon bis auf 178 herab» 
gejunfen. Hiernach kann es feinem Zweifel unterliegen, daß 
die Pfarrihulen ftetig entvölfert werden, und daß 
diefe Entvölferung noch ungleich rapider eintreten würde, 
wenn der frühere und höhere Schulgeldfag beibehalten bliebe. 
Es ift diefe Thatjahe um fo betrübender, als die Lehrer 
nad dem Zeugniffe der bereits oben erwähnten, mit den 
BVerhältniffen genau befannten Mitglieder der Kommilfion 
und des Hauſes zu den geſchickteſten und eifrigften Männern 
ihres Standes gehören. Die ftetige Abnahme der Schülers 
zahl wird weſentlich durd die Mangelbaftigkeit der Lokali— 
täten und die ganze bürftige Ausftattung derfelben herbei— 
geführt. Während die Räumlichkeiten der übrigen Elemen- 
tarſchulen nichts zu wünſchen übrig lafjen und von ber 
Fürforge der ftädtiihen Behörde erfreuliches Zeugniß geben, 
bat die Pfarrihule von St. Nikolai gar fein eigenes Ge» 
bäude und bängt fomit die gemügende Räumlichkeit und 
die paffende Lage nur von Zufälligfeiten ab. Die Ober: 
Haffe der St. Dorotheenfhule liegt von der Unterflaffe 
weit getrennt, im Hofe des ftäbtiihen Marſtalles. Die 
meiften Schulsimmer find unfreundlih und dunfel, und der 
Eingang zur Schule von St. Bincenz führt fogar zwiſchen 
Zaterinen hindurch in dunfele, fammerartige Schulräume. 
Wenn daber der Fall eintritt, daß irgend eine neue ſtädtiſche 
Elementarſchule gegründet wird, fo darf es um fo weniger 
wundern, wenn maſſenhafte Auswanderungen (zu 30 und 
50 Schülern) aus den Pfarrfchulen ftattfinden, da dieſe nur 
zweiflaffig, die übrigen Schulen aber zumeift vierflaffig find 
und fomit neben freundlichen Räumen and einen weiter 
gehenden Unterricht bieten fünnen. 

Aber aud in allen anderen Beziehungen ift nad) Angabe 
der Petenten die Stellung der Pfarrſchullehrer ihren übrigen 
Amtögenofjen gegenüber eine fehrniederdrüdende. Die ftädtiichen 
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Elementarlehrer beziehen hienach ſämmtlich ein fires Gehalt, Die 
Hauptlehrer beifpieleweife mindeftens 500 Rihlr., und ihre 
Vertretung in Kranfheitefällen geſchieht ohne Gehalteabzüge, 
während dem Pfarrichullebrer die Koften dafür zur Laft 
fallen. Nah 50jähriger Dienftzeit erhält der ſtädtiſche 
Lehrer fein volles Gehalt als Penfion, die gegenwärtigen 
zwei Jubilare der Pfarefhuflehrer haben dagegen nur Aus— 
fiht auf 40 Rıblr. aus der Penfionsfaffe und auf ein 
firirtes Drittel aus der unfirirten Einnahme des Nachfolgers. 
Die Witwen der ftäbtifchen Lehrer erhalten 72 Rthlr., die 
Wittwen der Bittfteller nur 12 Rihlr. Penfion. 

Hiernah haben nun die Petenten zwei Anträge for 
mirt, nämlich: 

a) das Haus der Abgeordneten wolle ihre be» 
drängte Lage in Erwägung ziehen und ſich 
für reht baldige Gewährung des qu. felten 
Gehaltes entfheiden, 

b) event. aber bie Dringlichkeit einer zeit» 
gemäßen Einrichtung der acht Fatholiidhen 
Pfarridulen ausſprechen. 

Der Kommiffarius der Königlichen Stantsregierung, 
Geheime Negierungsratb Linhoff, äußerte fi) nad Beftä- 
tigung der bereits im Eingange des Berichtes erwähnten 
eigentbümlichen Stellung der adt Pfarrſchulen folgender: 
maßen zur Sade: 

Fiskus erachtet ih bezüglid jener Schulen nur für 
verpflichtet, dirtjenige zu gewähren und zu erhalten, was bis 
zur Eäfularifation die Klöfter gewährt und erhalten haben. 

Auf die Schulgemeinde kann wegen des häufigen Woh— 
nungswechjeld nicht füglih zurüdgegangen werden. Bei 
dem Anwachſen wohleingerichteter Dreis und nalen 
ſtädtiſcher Schulen, während die Pfarrſchulen nur zweiklaſ— 
fig find und fi zum Theil in beengten und ungünftig ges 
legenen Lokalen befinden, ſahen fi die Lehrer an den letz— 
teren veranlaßt, auf Ueberweiſung der Pfarrſchulen 
an die Stadt anzutragen. 

Noch während der in diefer Beziehung von der Regie— 
rung eingeleiteten Verhandlungen beſchloſſen die ſtädtiſchen 
Behörden, das bis dahin bei allen ſtädtiſchen Glementar- 
ſchulen gleih hohe Schulgeld von monatlih 7'/, Sgr. auf 
5 Sgr. berabjujegen. Bei der desfalfigen Anzeige an die 
Regierung vom 16. Juni 1865 ftellte der Magiftrat zus 
glei die Anfrage, ob bei den Pfarrſchulen das Schulgeld 
nicht ebenfalls auf 5 Sgr. ermäßigt werden fol. Ber 
jabenden Falles habe er, vorbebaltlih der Zuſtim— 
mung der Stadtverordbneten-Berfammlung, beſchloſ- 
fen, wihrend der Dauer der Verhandlung wegen Ueber: 
nahme der Pfarrfchulen auf die Kommune, und jo lange 
diefe nicht zum Austrage gelangt fei, den Ausfall, welden 
die Lehrer an den Pfarrſchulen durch Herabjepung des 
Sculgeldes auf 5 Sgr. an ihrer gegenwärtigen Einnahme 
erleiden würden, in jo weit aus Sommunalmitteln zu 
decken, als dadurch eine gewifje Einfommensnorm, beijpiels- 
weife von 550 Rthlrn. bei den erften, und von 320 Rthlrn. 
jährlich bei dem zweiten Lehrern nicht überichritten werde, 

In der Hoffnung auf einen glüdlihen Ausgang der 
Damals ſchwebenden Verhandlung und namentlih in Er- 
wägung, daß in Folge der vom Magiftrate bei den ftädtis 
ſchen Schulen getroffenen Maßnahme die Pfarrichulen vors 
ausſichtlich entwölfert werden würden, falls nicht eine gleich. 
mäßige Herabſetzung des Schulgeldes angeordnet werde, 
acceptirte die Regierung dieſe Offerte mit dem Bemerlen, 
daß die Reduktion erft dann werde feftgefegt werben, wenn 
die Stadtverordneten-Verſammlung zur Bewilligung der 
Schadloshaltung ihre Zuftimmung ertbeilt habe. 

Nachdem der Magiftrat angezeigt hatte, daß die Stabt- 
verordneten-Verſammlung beſchloſſen babe, den fraglichen 
Ausfall von Schulgeld bis auf Weiteres und unter Vorbe— 
halt des Widerrufs aus Kommnnalmitteln zu deden, geneh— 
migte Die Regierung die Herabfegung des Schulgeldes vom 
I, April 1866 ab, ſprach aber zugleid in der bezünlichen 
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Verfügung an den Magiftrat tie Erwartung aus, daß der 
Zuſchuß in der angegebenen Höhe mindeftend ad dies muneris 
der. gegenwärtigen Stelleninhaber werde gewährt werden. 

In Folge deffen beaufiragte der Magiftrat unterm 17, 
März 1866 den ftidtiihen Schulinipeftor, die betreffenden 
Lehrer anzumweilen, am Schluſſe des Quartals eine Nach— 
weilung der Schulgeld zahlenden Kinder einzureihen, indem 
ohne Erwähnung der Zeitdauer des Zufchuffes nur noch bes 
merft wurde, daß die Regierung feine Dfferte wegen der 
Rechnung eines feiten Eintommens von 550 und reip. 320 
Rıblen. angenommen habe. 

Nah tee ber verlangten Nahweilung ergab 
ſich bei der Auszahlung des Zuſchuſſes ein erheblicher Unter» 
ſchied zwiſchen den Erwartungen der Lehrer und der Auf— 
faffung des Magiftrats, indem jene ein feftes Einfommen 
von relp. 550 und 320 Rihlrn. in Anſpruch nehmen zu 
fönnen glaubten, während Diefer nad den inzwilchen abge: 
brochenen Berhandlungen wegen Uebernahme der Pfarr: 
Ihulen auf die Kommune fih nur für verpflichtet erklärte, 
den Ausfall unverändert im derjenigen Höhe zu gewähren, 
wie er im Juni 1865 auf Grund der von den beireffenden 
Lehrern jelbft am Schluffe des Jahres 1864 gemachten Ans 
gaben berechnet worden ſei, immerhin jedoch nur bis zum 
Betrage von höchſtens 550 und reip. 320 Rthlrn. 

Berjuhe der Negierung zu Breslau, den Magiftrat zu 
einer anderen, den Lehrern günftigeren Auffaffung zu bewes 
gen, find fruchtlos geblieben; zu Zwangsmaßregeln überzu: 
geben erachtete fi die Regierung für nicht befugt. Hierin 
bat auch das Minifterium der lepteren nur beitreten und 
daher den Anträgen der Lehrer feine Folge geben fünnen, 
fo wenig auch die mißliche Lage der Geſuchſteller ver: 
fannt wird. 

Der Bertreter der Königlihen Staatsregierung ſchloß 
feine Erörterungen mit dem Bemerfen, daß der Gegenftand 
einer wiederholten eingehenden Prüfung unterzogen werden 
würde, wenn das Haus der Abgeordneten beidließen fellte, 
die Petition an das Minifterium gelangen zu laffen. — 

In der fih anfnüpfenden Debatte trat zunächſt Ein» 
ftimmigfeit darüber hervor, daß man das Ichbaftefte Mite 
gefühl mit der Lage Der Petenten und ihrer Schulen hege, 
und daß ihnen namentlich auch durch die Herabiegung des 
Sculgeldes in den ſtädtiſchen Schulen nur die Alternative 
geblieben fei, entweder den bisherigen höheren Sap beizu— 
behalten und ſomit ihre ganze Eriftenz in Frage zu ftellen, 
oder im Vertrauen auf die Berfprehungen und die Billig- 
feit der Behörde gleichfalls den geringeren Schulgeldjag zu 
genehmigen. 

Ebenfo war die Kommiffion darin einig, daß die Vor— 
ausfegung eines firirten Einfommens, unter welcher auf die 
Herabjegung eingegangen, dur den Wortlaut der früher 
citirten Berfügungen des Magziftrates und der Regierung 
als gerechtfertigt ericheine, und daß eine andere Interpretas 
tion um jo weniger vorauszuſehen gewejen, als in jenen 
Verfügungen von einem Pauſchquantum feinetwegs Die 
Rede ſei. Man könne fih vielmehr der Uecberzeugung 
nicht verichließen, daß der Magiftrat Anfangs der 
Verhandlungen wirklich  beabfihtigt babe, ein feſtes 
Ginfommen von 550 und 320 Rthlrn. zu bewilli= 
gen, und daß erft ſpäter eingetretene Umftände und 
Erwägungen, in welhe die Vorlagen jedod feinen klaren 
Einblid gewähren, jene andere Wendung berbeigeführt 
hätten. Wenn man vieleiht auch zugeben möge, daf Die 
Lehrer mit größerer Vorſicht auf die Herabſetzung des Schul» 
geldes hätten eingehen fünnen, jo bleibe es doch Angeſichts 
des mehrfach erwähnten fehr beftimmten Inhaltes der Ber- 
fügungen unzweifelhaft, dab fie in gutem Vertrauen gehau— 
delt und zu ihrem Entſchluſſe durch den Maren Wortlaut 
induzirt worden fein. Es wurde gleichfalls auf die Bes 
bauptung der Lehrer Gewicht gelegt, daß das bewilligte 
Pauſchquantum fih als unzureihend erweile, und daß nur 
ein fefter Gehaltfag jenen Schwankungen und jener Unfichers 
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beit vorbeugen könne, weldye gegenwärtig ihre Eriftenz be» 
drohen. Aus einer Bemerkung in den der Petition beige 
fügten Anlagen darf entnommen werden, daß das bewilligte 
Pauſchquantum für ale 8 Pfarrſchulen nur 698 Rtblr. 
und einige Groſchen beträgt, und in der Petition felbit 
wird hervorgehoben, daß beiſpielsweiſe die Einnahme der 
Lehrer bei St. Marien jhon auf 376 reſp. 179 Rihlr. 
gejunfen ſei. 

Der Abgeordnete Dr. Paur, welcher die Petition 
überreicht hatte, und den Verhandlungen der Kommilfion 
beimohnte, äußerte fih im gleicher Weile zur Sade und 
plaubte im Betreff der Gewährung eines feften Gehaltes 
noch beſtimmter auf das vorliegende Sachverhältniß, insbes 
ſondere auf den Widerſpruch zwiſchen der urſprünglichen Zu— 
ſage und der ſpäteren Leiſtung des Magiſtrats hinweiſen zu 
müfjen. Er bemerkte, daß es ihm ſchwer geworden ſei, bei 
ber ihm wohlbekannten Kiberalität der Breslauer Behörden 
in Schulangelegenheiten, daran zu glauben, daß fie einem 
Berfprehen gegen die Petenten untreu geworben, aber er 
fünne auf Grund der vorliegenden Aftenftüde ſich dieſes 
Glaubens dody nicht erwehren, außerdem zugleid die König» 
lihe Regierung von dem Bormurfe nicht a daß 
fie nah von ihr eingeleiteter Sache und nad Annahme 
eines zu Gunften ber Bittfteller lautenden Verſprechens fi 
Ihließlih zurüdziehe und in eine abweichende, unklare Zus 
terpretation willige, ſich dieſe jelbft aneigne und fohin die 
Petenten im Stiche lafje. Unwiderſprechlich habe ber Magiftrat 
der Regierung und ben Lehrern gegenüber als Erfap 
für die Herabjegung des Schulgeldes einen fo weit be— 
meljenen Zufhuß aus Kommunalmitteln zugefagt, als er 
forderlih zur Sicherung eines feften Einkommens von 
550 reſp. 320 Rthlr., was doch nichts amberes bedeuten 
fönne, als einen alljährlih wechjelnden, je nach der größeren 
oder geringeren Schülerzahl aud geringeren oder größeren 
Zuſchuß. Nahdem die Regierung ſich damit einverftanden 
erflärt und nachdem die Petenten auf Grund dieſer Zufage 
in die Herabjegung des Schulgeldes eingewilliget und dieje 
wirflih geihehen, habe der Magiftrat die Lehrer anftatt 
mit dem verſprochenen, alljährlich ergänzenden Zufhuffe mit 
einem nad der Schülerzahl von 1864 berechneten, ſich ſtets 
gleih bleibenden es abfinden wollen. Die 
Königliche Regierung babe fih nun ohne weiteres Einver: 
nehmen mit den Betheiligten zu Gunften diefer Umwand— 
lung erklärt und ſich zunächſt zwar darauf berufen, daß ihr 
jede geſetzliche Bafis fehle, ven Magiftrat zu der mehrfach 
erwähnten Siration des Gehaltes anzubalten, hienach aber 
auch der magiftratualiihen Auslegung der urfprünglichen 
Zujage in jo weit beigepflichtet, daß fie das Verſprechen des 
Magiftrates durch Zahlung des Pauſchquantums als erfüllt 
anſah. Es erjheine hier gleichgültig, ob die Zujage des 
Magiſtrates lediglich ein Aft der Liberalität fei, wie die 
Regierung geltend made, und ob der lepteren in vorliegeudem 
Falle wirklich feine Zwangsbefugniß gegen die Stadtbehörde 
zuſtehe, auch gleihgültig, ob der Magiſtrat feine Abſicht 
vielleicht bei den Stadtverordneten nicht vollftändig durch— 
gelept habe, oder ob, wie verlaute, der urſprünglichen Zu: 
jage ein Verſehen zum Grunde liege; — dieſe Zufage in 
ihrer beftimmt lautenden und bindenden Wortfaffung fei 
einmal offiziell erfolgt, von der Negierung gut geheißen und 
von den Lehrern ald Bedingung ihres Verzichtes auf den 
bisherigen Schulgeldfag acceptirt worden. 

Aus diefen Gründen erachtet jchlieplih der Abgeordnete 
Dr. Paur, daß fih die Königl. Regierung der Verpflihtung 
nicht entziehen könne, den irre geführten und geſchädigten 
Lehrern auf geeignete Weile zu ihrem Rechte zu verhelfen, 
weshalb es ſich empfehle, „beide* Anträge der Petenten der 
Königl. Staatsregierung zur Berückſichtigung zuüberweifen. 
Dieſer Anſicht ſchloß ih zunächſt ein Mitglied der Kom— 
miſſion beſonders in ſofern an, als daſſelbe mit warmen 
Worten darauf hinwies, daß die ſtädtiſche Behörde, wenn 
man etwa auch eine rechtliche Verpflichtung beſtreiten könne, 
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jedenfalls jenen Pfarrihulen gegenüber moralijch verpflichtet 
fei. Auch diefe Schulen würden ja von Kindern bejudt, 
welche der Stadt angehörten, und deren Eltern mit ihren 
Steuern zu den gefammten übrigen, ungleih beſſer einge— 
richteten Schulen beitragen müßten; die ſtädtiſche Behörde 
babe die Pflicht, für alle Schulen und Lehrer mit gleicher 
Gerechtigkeit zu forgen und dürfe ſich ſolchen Mipftänden 
gegenüber, wie fie bei den Pfarrjdhulen vorhanden, nicht 
theilnahmlos und unthätig verhalten. 

Die fih nothwendig hieran reihende Frage, ob unter 
den obwaltenden Umftänden Zmwangsmaßregeln gegen die 
ftädtijhe Behörde angemeffen resp. als rechtlich begründet 
zu erachten feien, ftieß in der Kommilfion auf mehrfache 
Bedenken. Zunähft mußten ſolche in der eigenthümlichen 
geſchichtlichen Entwidelung und Stellung der Pfarrſchulen 
erblidt werden, wonach dieſe bisher zu der ſtädtiſchen Be— 
börde in feinem fie verpflichtenden Berhältniffe geftanden 
baben, weshalb denn aud von einer Seite der Wunſch 
ausgeſprochen wurde, daß der Staat eintreten und den be- 
antragten Zufhuß leiften möge. Es wurde zwar anerfannt, 
daß die Eltern derjenigen Kinder, welde zur Zeit bie 
Pfarrihulen beſuchen, auch zu den befjer dotirten ſtädtiſchen 
Elementarfhulen beifteuern müßten, aber es wurde dagegen 
auch darauf hingewieſen, daß fie nicht genöthigt würden, 
ihre Kinder nur in jene Pfarrfhulen zu —— und daß 
ihnen vielmehr alle übrigen Schulanſtalten zur Benußung 
offen ftünden. In dem Umftande, daß die Epiftenz der 
Pfarrſchulen den jtäbtiihen Behörden nicht unbedeutende 
Koften eripart, konnte die Kommilfion wohl einen Billig- 
feitögrund, keineswegs aber eine Rechtfertigung von Zwangs— 
maßregeln zur Leiftung des ftreitigen Zuſchuſſes erbliden. 
Wenn hingegen die Pfarrihulen eingingen, jo könne es kei— 
nem Zweifel unterliegen, daß die Kommune verpflichtet ſei, 
für das Unterrihtsbedürfniß der Jugend in ausreichender 
Weile, reip. durch Einrichtung neuer Schulen zu forgen. 
Die Mehrheit der Kommiſſion erkannte ferner an, daß Die 
Pfarrfhullehrer ein unbeftreitbares Recht auf den höhern 
Sculgeldjap haben, und daß jomit legterer nur auf dem Wege 
der Vereinbarung mit der ftädtiihen Behörde habe herab— 
gejept werden dürfen, fie konnte hieraus aber nur die Fols 
gerung ziehen, daß es demnach auc den Lehrern freiftehe, 
den höheren ——— beizubehalten oder wieder einzu— 
führen, wenn dieſe Vereinbarung aus irgend welchen Gruͤn— 
den ſcheitere. Dieſelbe Folgerung findet auch auf die 
ſtädtiſche Behörde Anwendung, indem Zwangsmaßregeln 
wahrſcheinlich nur zu dem Ergebniſſe führen würden, daß 
auch dieſe die bereits übernommenen Verbindlichkeiten 
löſte und den betreffenden Lehrern überließe, den frühern 
Schulgeldſatz wieder herzuſtellen, eine Maßregel, deren Nach— 
theile bereits oben gewürdiget wurden. 

Wenn ſomit die Mehrheit der Kommiſſion in Ueber— 
einſtimmung mit ber wiederholten Erklärung des Regierungs« 
fommiffars fih nicht für den erften Untrag der Bittfteller 
und für die Anſicht ausipreden Fonnte, daß die Staates 
tegierung zu zwingenden Maßregeln im Sinne der Petenten 
berechtigt bi; jo blieb fie dod von dem Wunſche erfüllt, 
die Lage der Lehrer verbeffert und die großen Mißſtände 
bejeitiget zu jehen, unter welgen die fatholiichen Pfarrſchu— 
len jept unverfennbar leiden. Man konnte ſich hierbei der 
Wahrnehmung nicht verließen, daß jelbft durd die Ger 
währung eines Zuſchuſſes, wie ihn die Bittfteller erwarten 
durften, nur den Lehrern, nicht aber au den Schulen und 
der fie beſuchenden Jugend geholfen werde, daß vielmehr immer 
noch Zuftände fortdauern würden, welche mit den heutigen ge- 
rechten Forderungen an ein geregeltes Schulwelen im grellften 
Widerſpruch ftehen und jede freudige Berufsiyätigkeit der 
Lehrer hemmen müffen. Die Kommilfion war einftimmig 
der Anficht, daß derartige Mißſtände nicht ferner beftehen 
dürften, und daß es gemeinfame Pflicht der Staatsregierung 
und der ſtädtiſchen Behörden fei, auf deren baldige Beſei— 
tigung und auf eine zeitgemäße Ginrihtung der Pfarrſchu— 


N 272. 9 


len überhaupt hinzuwirken, möge dieſe nun durch Uebergabe 
der Schulen an die Kommunen oder durch fisfaliiche Bei- 
bülfe geicheben. 

Indem die Mehrheit der Kummilfion jomit glaubte, 
über den erften Antrag der Petenten zwar die Tagesordnung 
beantragen zu müflen, erflärte man fi einftimmig für den 
zweiten Antrag der Bittfteller. Die Kommijfion wurbe 
bierbei mwejentlih von der Anfiht geleitet, daß durd Die 
Realifirung dieſes zweiten Antrages aud der erfte jeine 
angemefjene Erledigung finden müfje, indem eine zeitgemäße 
Einrihtung der Schulen auch die Sicherſtellung der Lehrer 
in Betreff ihres Einkommens und eine Steichttellung der» 
jelben mit den übrigen ftäbtifchen Lehrern nothwendig in 
ih Schließe. Wie der Vertreter der Königlichen Staatd« 
regierung bereits die Grflärung abgegeben bat, daß die An— 
gelegenheit event. einer wiederholten eingehenden Prüfung 
unterzogen werben würde, fo ſprach fih aud in ber Kom— 
miſſion die zuverfichtlihe Hoffnung aus, daß die ftädtiiche 
Behörde es niht an Bereitwilligkeit zur Herbeiführung 
befjerer Zuftände in dem angegebenen Sinne fehlen lafjen 
werde. 

Die Kommiffion beantragt hiernach mit 7 gegen 3 Stim- 
men, das Haus der Abgeordneten wolle in Betreff bes 
erften Antrages der Petenten: 

„ihre bedrängte Lage in Erwägung zu ziehen und 
ih für recht baldige Gewährung des qu. feiten 
Gehaltes zu enticheiden“ 
den Uebergang zur Tages-Ordnung beidließen; in 
Betreff des zweiten Antrages: 
„event. aber die Dringlichkeit einer zeitgemäßen 
Einrichtung der acht katholiſchen Pfarrſchulen aus- 
zuſprechen“ 
empfiehlt die Kommiſſion einſtimmig dem Hauſe Ueberwei— 
jung an die Königliche Staatsregierung zur Be— 
rückſichtigung. 


B. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Richter (Sangerhauſen). 
— ——— — 


Der Rittergutsbeſitzer und Schulpatron Röhrig in 
Wyszetzin, Regierungs-Bezirk Danzig, beſchwert ſich über 
Steuerüberbürdung und beantragt die Uebernahme der von 
der Königlihen Staatsregierung angeordneten Erhöhung 
des Lehrergehalts in Wyszetzin auf die Staatäfaffe. 

Zur Begründung jeiner Beichrverde führt Petent an: 
Durch Berfügung der Königlichen re hg ri in 
Danzig vom 8. Februar 1869 jei dem dortigen Lehrer eine 
Erhöhung feines Gehalts um 42 Rthlr. zugeiproden wor» 
den, weldhe die Schulgemeinde aufzubringen habe. Die 
Sculgemeinde fei jo fein, und beftehe dazu faft nur aus 
Tagelöhnerfamilien, daß auf ben Petenten von der ausge 
ſprochenen Erhöhung des Lehrergebalts allein 40 Rthlr. 
fallen. Erzable eine Einfommenfteuer von jährlih 30 Rthlrn., 
die von der Königlichen Regierung ihm auferlegte Steuer: 
erhöhung betrage aljo 1331 p&t.; liege ſchon hierin der 
Beweis einer Weberbürdung, fo komme nod dazu, daß 
Petent bisher ſchon Außerordentliches für Kirche und Schule 
leifte. Seine jährlichen firirten Leiftungen betragen: 

1) für die evangeliihe Kirche . . 54 Rthlr. 25 Sgr. 

2) für die fatholiihe Kirde . . 21 » 6» 

3) für den ewangeliihen Lehrer . 2: — » 
Summa 138 Kthlr. 1 Sgr. 

Dazu kommen noch die Naturalleiltungen, Unterhaltungs» 
foften für die Schule durchſchnittlich 50 Rthlr., für katholiſchen 
Religionsunterriht 8 Rthlr., abgejehen von * Deckung des 
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ausfallenden Schulgeldes. Petent erflärt fi außer Stande, 
zu diefen großen Xaften nod eine neue zu übernehmen. 
Die dortige Schule ſei freiwillig von dem Gutäbefiger ger 
gründet worden, der Lehrer jei mit der Dotation zufrieden, 
die Höbe derjelben fei von der Königlichen Regierung jelbft 
durh Bertrag vom 11. Zuli 1867 anerfannt worden; 
wolle fie jept noch höher geben, jo fei es ihre Sache, bie 
Erhöhung zu übernehmen. 

Die Richtigkeit vorftehnder Angaben wurde durd ein 
mit den Berhältniffen des Petenten genau befanntes Mit- 
glied beftätigt, und ganz beionders auf die bereits bewielene 
Opferwilligkeit des nicht gerade reihen Beſitzers aufmerkſam 
gemacht. Auch von Seiten des Kommilfjarius der Königlichen 
Staatsregierung, welder der Verhandlung in der Kommilfion 
beiwohnte, wurde die Richtigkeit der Angaben nicht beftritten. 
Dagegen führte Lepterer aus: Das Gehalt ded Lehrers in 
Wyszetzin im Betrage von 138 Rtihlr. nebft freier Wohnung 
und Holz fünne nit als ausfömmlid erachtet werden. 
Es jei deshalb mit der dortigen Schulgemeinde durd die 
Königliche Negierung in Danzig verhandelt worden, und 
erft als dieſe Verhandlungen auf Erböhung erfolglos ger 
blieben wären, babe die Negierung, durch ihre Suftruftion 
ermächtigt, die Erhöhung um 42 Rthlr. auegeiproden. 
Eine Ueberbürdung des Petenten fünne nit anerkannt 
werben. Außer der Einfommenfteuer von 30 Rıblen. zahle 
derjelbe jährlih noch an Grunbdfteuer 140 Rthlr. 7 Ser. 
3 Pf., es betrage alfo der Zuſchlag nur 58 %/,, eine folde 
Erhöhung jei auch in bäuerlidhen Gemeinden vorgefommen. 
Auf die Staatsfaffe die 42 Rthlr. zm übernehmen, jeien 
die Fonds nicht ausreichend. Aus der Mitte der Kommilfion 
wurde anerfannt, daß eine Weberbürbung bier vorliege, und 
es wurde beshalb beantragt, dem Haufe vorzufchlagen, die 
Petition der Königlihen Staatsregierung zur Berüdfichtir 
gung zu überweilen. Bon zwei Mitgliedern wurbe dein 
Antrage aus dem Grunde widerſprochen, weil ein Lebrer- 
gehalt von 138 Rtihlrn. zu gering, die Regierung aljo in 


‚ ihrem Rechte jei, wenn fie das unauskömmliche erhöbe. 


Dagegen wurde erinnert, daß der Petent jelbft nicht auf 
Herablepung des Gehaltes, jondern nur auf Uebernahme 
der Erböbung auf die Staatslaffe antrage. Mit 10 
gegen 2 Stimmen wurde jchließlid beichloffen und wird 
demgemäß beantragt: 
Das Haus der Abgeorbneten wolle beichließen: 
die Petition des Rittergutsbeſitzers Röhri 
„das Königlihe Minifterrum veranlalten zu 
wollen, die von der Königlichen Regierung in 
Danzig angeordnete Gehaltserhöhung des Lehrers 
in Wyszetzin aus Staatsmitteln zu gewähren 
und von einer Beitreibung derjelben von dem 
Unterzeichneten abzuftehen” 
der Königlihen Staatsregierung zur Berückſichti— 
gung zu übermeilen. 


Ü 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Schlichting. 
— — — — nn 


Die bevollmächtigten Deputirten der Ortſchaften Par— 
ſchau, Pordenau, Damerau und Kl. Lichtenau bitten um 
Nichteinführung des konfeſſionellen katholiſchen Religione— 
unterrichts in ihren evangeliſchen Schulen —, was ſoviel 
beißen ſoll, fie wollen nicht, daß den katholiſchen Kindern 
ihrer Kommunen, die ibre evangeliihen Schulen beſuchen, 
auf Koften der Kommunen ein katholiſcher Religions— 
unteriht in ihren Schulen von Lehrern benachbarter Schulen 
ertbeilt werden joll. 
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In der Nähe des Dorfes Groß-kichtenau liegen die 
Drtihaften ZTrappenfelde und Altenau, deren (fatholifche) 
Kinder zum Schulbezirk Groß-kichtenau gebören und alſo 
die dortige katholiſche Schule beſuchen. Theils nicht fo 
weit, theils nicht weiter von Groß-Lichtenau liegen die Ort: 
Ihaften Parihau, Pordenau, Damerau und Kleins 
Lichtenau, in denen fih nur evangeliihe Schulen befin- 
den, die auch von den katholiſchen Kindern bejucht werden, 
denen «3 aber an einem konfeſſionellen Religionsunterricht 
fehlt, weßhalb die Königliche Regierung zu Danzig angeord— 
net hat, daß benachbarte katholiſche Lehrer in jeder dieſer 
Schulen als Wanderlehrer zu gewillen (wahrſcheinlich 
hulfceien) Zeiten den katholiſchen Schülern auf Koften 
* betreffenden Kommunen konfeſſionellen Unterricht er 
theilen. 

Die Kommunevorftehber wünſchen nun in erfter Yinie, 
daß die fatholihen Schüler diefer Kommunen die Fatholifche 
Schule in Großstihtenau bejuhen. Aber die Schulinter: 
effenten von Groß-Lichtenau find nicht verpflichtet, fie aufzu— 
nehmen; zur Aufnahme der Schüler aus den 4 Ortichaften 
wäre alſo ein gegenfeitiges Uebereinfommen derſelben noth— 
wendig und indem der Minifterialbefheid vom 4. Novemb. 
1869 die Petenten in Beantwortung einer Eingabe darauf 
aufmerfjam macht, fügt er binzu, daß die Aufſichtsbehörde 
einem folden Plan nicht entgegen fein werde, daß bis da— 
bin aber der Verfügung der Regierung nachgelebt werden 
müſſe. Die manderlei in die Eingabe verflodtenen In— 
vektiven gegen die Katholifen laffen allerdings ein ſolches 
llebereinfommen nit erwarten. Auch die Tonftigen Bor» 
ſchläge, 3. B. daß der Eatholiihe Pfarrer in Gr. Lichtenau 
oder defjen Kaplan den Unterricht unentgeltlich übernehmen, 
oder daß der Fatholiiche Lehrer in Gr. Kichtenau den Unter» 
richt für 2%, Sgr. pro Stunde beforge und zu dem Zwede 
die Schüler nad feinem Schullofal zitire und die katholi— 
ſchen Eltern dann die Kleinigkeit bezahlten ıc., vermochte 
der Neferent als zwedmäßig nicht zu bezeichnen. Die Noth- 
wendigfeit aber anerfennend, daß für den Unterricht dieſer 
Kinder durh Anordnung der Regierung gejorgt werde, ge= 
langte der Referent zu dem Antrage: 

dem Haufe binfihtlih dieſer Petition den Ueber: 
gang zur Tagesordnung zu empfehlen. 

Bon anderer Seite wurde dagegen bemerft, daß aller» 
dings, jo wie die Sache bier läge, ein Mittel zur Vereini— 
aung nicht zu finden fein werde, daß aber, wo die Belegen» 
beit der Oriſchaften jo günftig fei, man es doch wünſchen 
müffe, daß die Negierung bejtrebt jei, jo nahe liegende Drt- 
Ichaften zu einem gemeinichaftlihen Schulweſen zu vereinis 
gen. Die meiften der 6 um Gr. Lichtenau liegenden Ort— 
ſchaften jeien feine Viertelmeile, die entfernteften kaum mehr 
als eine Viertelmeile von Gr. Yichtenau entfernt, die Schüler 
könnten aljo mit Leidhtigfeit den Hauptort erreihen. Wäre 
diejer jo günftig belegene Kompler von Ortſchaften zu einer 
Schulkommune vereinigt worden, jo hätte fi ohne mwejent- 
lid größere Opfer eine vortrefflihe gemeindame Schule mit 
Lehrern beider Konfelfionen berftellen laſſen. Es jei wün— 
\chenswertb, daß die Regierung dieſen Gefichtspunft feithalte, 
und wurde deshalb der Antrag geftellt, dem Haufe zur 
Beſchlußnahme zu empfehlen: 

In Erwägung, daß eine Bereinigung ber zerſplit— 
terten Gemeinden zwar wünjhenswertb, ein Zwang 
gegen diefelben aber nicht zuläffig ift, zur Tages— 
ordnung überzugeben. 

Der Referent ſchloß ſich dieſer motivirten Tagesord— 
nung an und nahm daher feinen obigen Antrag zurück. 

Bon noch anderer Seite wurde aber der in diejer mo» 
tivirten Tagesordnung aufgeftellte Gefihtspunft als irrelei— 
tend befämpft. Solche Vereinigungen ſeien namentlid) 
wegen der langen Schulmege unpraftiidh. Oft Seien die 
Wege tief und ſchmutzig, oft läge im Winter tiefer Schnee, 
dadurch merde der Schulbeſuch geftört und den Schulver- 
fäumnifjen eine Entihuldigung dargeboten, — von an⸗ 
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derer Seite bei jo kurzen Wegen von etwa ?/,; Meile be» 
ftritten oder wenigftens gegen die daburd erlangten Vor— 
theile für geringfügig angeſehen wurde. Bei der barauf 
erfolgten Abftimmung murde die einfahe Tagesordnung, 
die wieder aufgenommen worden war, mit Stimmengleidhe 
beit abgelehnt, die motivirte Tagesordnung aber mit einer 
geringen Majorität angenommen. Die Kommiſſion ftellt 
alfo den Antrag: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
In Erwägung, daß eine Vereinigung der zer 
fplitterten Gemeinden zwar wünſchenswerth, ein 
Zwang gegen diejelben aber unzuläffig ift, zur 
Tagesordnung überzugeben. 


D. 


Berichterftatter:: 
Abgeordneter Schlichting. 
Eu — 


Die ftädtischen Behörden in Pr.» Holland petitioniren 
unterm 18. November 1869 wegen Abftandnahme von Er— 
richtung einer beſonderen katholiſchen Elementarſchule in 
Pr.-Holland. 

Die Stadt Pr.-Holland hat 4685 Einwohner, deren 
Kommunalfteuern einen Zuihlag zu den direften Steuern 
von 200 °/, betragen, jo daß ein Einfommen von 650 Rihlr. 
— 66 Rthlr, I Sgr., von 850 Rthlr. — 96 Rthlr. 27 Sgr. 
reine Kommunalabgaben zu tragen bat; fie muß 3.8. 
für die Unterhaltung der Schulen jährlih 4121 Rthlr., für 
die Armenpflege 2200 Rihlr. aufbringen, bat ſich kürzlich 
behufs einer Wafferleitung mit einer Schuld von 8500 Rihlr. 
beihmweren und das Gehalt der Erefutoren erhöhen müſſen, 
um mit mehr Eneryie bei den Gprefutionen vorgeben zu 
fönnen. Aus diefen und einigen anderen beilpielsweile auf— 
geführten Zaften wird es erfihtlih, daß die Stadt ſehr 
ſchwer bebürdet ift. 

Das Schulweien der Stadt Icheint trogdem ſehr wohl 
organifirt zu jein. Es beftebt 1) aus einer höheren Mittel: 
ihule von 6 Klaſſen, 3 für Knaben und 3 für Mäddyen, 
mit zulammen 116 Schülern; 2) aus einer fünfklaſſigen 
Glementarfhule mit 338 Schülern; 3) aus einer zweiflaffigen 
Freifhule mit im Sommer 120, im Winter bis 180 Schülern. 
Die erite erhält ſich vollflommen durch das Schulgeld 
(20 Sgr. bis 1 Rihlr. 10 Sgr. monatlich), in der zweiten 
wird ein monatlides Schulgeld von 4 bis 6 Ser. bezahlt, 
die dritte gewährt unentgeltliden Unterricht. Die Bewohner 
gebören zum ganz überwiegenden Theile zur evangeliichen 
Konfeifion, ein Eleiner Theil derjelben mit ca. 30 ſchulfähigen 
Kindern ift römiſch-katholiſch. 

Mittelft Verfügung vom 28. März 1862, bald nad) 
Erbauung einer Farholiihen Kirche, verlangte die Königliche 
Regierung zu Königsberg von der Stadt die Gründung 
einer bejonderen fatholiihen Konfejfionsihule, wogegen die 
ftädtiihen Behörden unter Hinweis auf ihr wohlgeordnetes 
Schulweſen remonftrirten, in der Erwartung, daß der fatho- 
liſche Geiftlihe für den fonfeilionellen Unterricht forgen 
werde, worauf die Königliche Regierung im April 1863 dem 
Kuratus Hippel die Erlaubniß zur Gründung und Leitung 
einer katholiſchen Privatihule eriheilte, und zwar unter dem 
Bemerfen, dab an die Stadt feine Korderung geftellt werde. 

Im Dftober 1865 erging von der Königlichen Regie: 
rung an den Königlichen Yandratb eine Verfügung, daß Die 
Nothwendigkeit zur Errichtung einer öffentlichen katholiſchen 
Elementarihule eingetreten jei, da die Zabl der katholiſchen 
ſchulpflichtigen Kinder auf 47 geftiegen fei. Vorgenommene 
Recherchen ergaben indeh, daß die Yiften des katholiſchen 
Geiftlihen unrichtig und nur 30 katholiſche Schulfinder 
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vorhanden jeien, die aber doch nad Anſicht der Königlichen 
Regierung in den 7 Glementarklaffen der Stadt nicht unter- 
gebracht werden fünnten. Auch auf das Anerbieten der 
Stadtbehörde, bei der nächſten Vakanz an der Stadtſchule 
einen katholiſchen Lehrer anzuftellen, wurde nicht eingegan- 
gen. Eine Vorftellung bei dem Oberpräfidenten unter Wie- 
derhelung dieſes Anerbietens war ebenfalls erfolglos. In 
dem Antwortjchreiben wurbe bemerkt, daß die &lementar« 
ſchule und die Armenſchule durch Aufnahme der katholiſchen 
Schüler überfüllt werden würden, und daß die Stadt ſich 
den größten Theil der Koſten des Schulweſens durch die 
höhere Stadtſchule ſelbſt geſchaffen habe. 

Unterm 3. Dezember 1867 wandte ſich die ſtädtiſche Be— 
hörde mit einer Vorſtellung an den Miniſter der Unterrichts» 
angelegenbeiten, worin fie Die Möglichkeit einer Bertheilung die- 
jer 30 Schüler auf die vorhandenen Schulen nachwies, fid auf 
den allen Anforderungen entipredhenden Zuftand der ftädtiichen 
Schulen berief und ihre Ueberzeugung ausiprad, daß eine 
fatboliihe Schule, fobald Schulgeld verlangt werde, nicht 
würde beftehen fünnen, und worin fie das Anerbieten ber 
Anftellung eines fatholifhen Lehrers an der Stadtſchule 
wieberholte, der den Religionsunterriht übernehmen könne. 
Zugleih wurde die ohnehin ſchwere Belaftung der Stadt 
vorftellig gemadt. Der Minifter erklärte ſich mit der Ent» 
ſcheidung des Dberpräfidenten einverftanden, jedoch ſei des 
drüdenden Notbftandes wegen die Ausführung vorläufig zu 
beanftanden. 

Noch vor Beendigung der neuen Ernte, am 18. Auguft 
1868, wurde die Anzelegenheit vom Pfarrer Dr. Ritzke bei 
der Königlihen Regierung wieder aufgenommen und der 
Notbftand für befeitigt erflärt. Ein gegentheiliger Bericht 
der ſtädtiſchen Behörde mit Nachweis der bebrängten Lage 
der Stadt bat um Ausjepung der Angelegenheit, bis das 
vorgelegte Schulgefepg von den Kammern berathen worden, 
weil nad demſelben Konfeſſionsſchulen nit durchaus erfor 
derlich jeien; worauf die Antwort erfolgte, daß mit Einrich- 
tung der fatholiihen Schule vorzugehen fei. Eine nochma— 
lige Bitte, daf die Anftellung eines katholiſchen Lehrers an 
der Stadſchule genügen möge, wurde ebenfalls abſchläglich 
beſchieden. In der legten Berfüging der Königlihen Re: 
gierung vom 28. Dftober a. er. erflärt diefelbe, daß ber 
daß der Unterricht in ſolchen Schulflaffen, welde ganz oder 
der Mehrzahl nah von evangeliihen Schülern bejucht wer: 
den, nicht katholiſchen Lehrern übertragen werden fönne, 
daß das Bedürfniß der Errichtung einer befonderen katholi— 
ſchen Schulflaffe, weldhes vom Oberpräfidenten und vom Mir 
nifter der Unterrichtsangelegenheiten aneıfannt worden, nicht 
mehr in Frage fomme, daß es mißfällig bemerft jei, daß 
der Magiftrat, nachdem er die Berichterftattung vom Mai 
bis Dftober verzögert, nun noch auf andere Vorſchläge zu: 
rũckkomme, und daß eine weitere Verzögerung diejer Ange: 
legenheit durd empfindliche Dronungsftrafen gerügt werden 
würde, die fih leicht böber herausſtellen möchten, als die 
bei einer bereitwilligen Mitwirkung erforderlichen Koften der 
Schule. Der Magiftrat babe fi daher ohne Verzug mit 
dem Pfarrer Dr. Ripfe in Verbindung zu ſetzen und zu 
vereinbaren. 

Dabei muß bemerkt werden, daß der Pfarrer Dr. Ripfe 
ein Gebäude für die katholiſche Schule und eine Wohnung 
des Lehrers nebft einem jäbrlihen Zuſchuß von 30 Thalern 
jum Gebalt des Lehrers offerirt hat. Die Stadibebörden 
balten aber das betreffende Gebäude feiner niedrigen Zim— 
mer wegen zur öffentlichen Schule für unbraudbar, es lafje 
fih vorausjeben, daß bald von der fatboliiden Gemeinde 
auf Beſchaffung anderer Schullofale werde gedrungen wer— 
den, dann merde die Stadbtfommune nicht allein Gehalt 
(einen Zufhuß von mindeftens 120 Thalern), Brennholz, 
Wohnung für den Lehrer, jondern auch Schullofal zu be— 
ſchaffen baben, während unzweifelhaft eine entiprechende ka— 
tholiſche Schülerzahl nicht vorhanden fein werde, wenn die 
katholiſchen Eltern Schulgeld bezahlen follten. 
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Die Stabtbehörden berufen ſich ſolchen Ausfihten ge- 
genüber auf den bei ber Königlichen Regierung geführten 
Nachweis, daß die Stadt zu ſchwer bebürdet fei, um auch 
noch dieje Laſt zu übernehmen. Sie beihweren fih, daß 
die Königlihe Regierung die gehobene Stadtiſchule auf eine 
gemöhnlidhe Elementarfchule reduziren wolle, worüber nod 
die Verhandlungen ſchweben; daß auf Wunſch des katholi— 
chen Geiftlihen die Stadt mit einer jährlihen Ausgabe 
von ca. 300 Thalern befchwert werden jolle; daß es ihnen 
nicht einmal geftattet fei, die Liften des Pfarrers Dr. Ripfe, 
bie ſchon einmal unrichtig geweſen feien, einzufehen und zu 
prüfen, und ftellen das Hauptpetitum: „Wir bitten: 

„das hohe Haus der Abgeordneten wolle hochgeneigteſt 

beihließen, die Königliche Staatsregierung zu erſuchen, 

daß von Errichtung einer öffentlichen Fatholifchen Ele— 
mentarjchule auf Koſten der hiefigen Stadt am biefigen 

Drte Abftand genommen werde, daß vielmehr die 30 

fatholiihen Kinder, welche die Oberſchule nicht befuchen 

wollen, auf die hier vorhandenen Elementarklaffen ver» 
theilt werden dürfen, während die Stadtkommune fid 
bereit erflärt, einen katholiſchen Lehrer bei der Stabt- 

Ihule zur Ertheilung des konfeſſionellen Unterrichts 

anzuftellen, wie es bereits in andern Städten, z. B. 

Potsdam und in unjerer Nahbarihaft Ebhriftburg im 

ähnlichen Fall nachgegeben fein ſoll.“ 

Der Petition angeſchloſſen find 10 Beläge, enthal« 
tend Beſcheide und Berfügungen des Landraths, der König: 
lihen Regierung in Königsberg, des Dber-Präfidenten und 
des Minifterd der Unterrichtsangelegenheiten, die es darthun, 
daß der Inftanzenzug erichöpft ift und deren Inhalt mit 
den daraus entnommenen Angaben der Petition überein» 
ftimmt. 

Sn Gegenwart des Kommiffarius des Kultusminifte- 
riums, Herrn Geheimratb Waetzold, trat die Kommilfion 
in die Berathung der Petition ein. Der Referent hob Die 
ſchwere Belaftung der Stadt hervor, Sowie den von feiner 
Seite angefochtenen zwedmäßigen Zuftand ihres Schulwe- 
jene. Er vertrat die Anficht, daß unter der VBorausjepung, 
daß die Stadt ihr Anerbieten binfichtlich der Anftellung eines 
fatboliihen Lehrers an der Stadtſchule erfülle, diefe Schule 
für die tüchtige Ausbildung aud der Fatholiihen Schüler 
viel geeigneter und vortheilbafter fein müſſe, ala die Errich« 
tung einer Kleinen einflalfigen Schule für Ddielelben, 
worin Klein und Groß beilammen wäre und die Berüd- 
fihtigung der einen Abtheilung von Seiten des Lehrers ihn 
in feinen Pflichten gegen die andern Abtheilungen bemme, 
lo daß dieje ftäbtiihe Schule es ſchwerlich über den Erfolg 
einer mäßigen Dorfihule hinaus bringen werde. Dazu 
fonıme das geringe Gehalt, 150 Thaler, weldhes man dem 
Lehrer für dieſen mübjamen Unterricht bieten fünne und 
nah welchem doch im Allgemeinen die Qualität des Lehrers 
fih richten werde. Er fügte hinzu, daß er aus fidherer 
Quelle wife, daß weder in der evangeliihen Bevölkerung 
eine Beiorgniß wegen Anftellung eines fatbolifchen Lehrers 
an der Stabtihule ſich fund gegeben babe, noch jemals 
von der Ffatholiihen Gemeinde der Stadt oder einzelnen 
Mitgliedern derfelben die Errichtung einer bejonderen katho— 
lichen Schule bei der Stabtbehörde angereat worden jei, 
mie denn aud die hier angeordnete Mafregel auf eine ge 
jeplihe Beftimmung nicht zurüdgeführt werden fünne, und 
ftellte daher im Intereſſe der Stadtverwaltung wie der 
Volksbildung den Antrag, 

dem Hauje der Abgeordneten zu empfehlen: Die Per 

tition der Königlihen Staatöregierung zur Berückſich— 

tigung zu übermwetien. 
Der Regierungslommiffar machte dagegen geltend, daß 
es ſchon jeit dem Minifterum Stein Grundiag ſei, 
in Kommunen gemüdter Konfeifion kefondere Konfelfions- 
ſchulen zu errichten, und die Megierung aud bier dieſen 
Grundjag befolgt habe. Aud habe fi bier in der fatho- 
lichen Gemeinde feine Unzufriedenheit mit diefer Mafregel 
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ezeigt. Im dem meiften folder Kommunen zeige fih ein 
hartes Berlangen nah Grridtung beionderer Konfelfions- 
ſchulen, nicht blos von Seiten der Katholiken, jondern eben- 
ſowohl da, wo bie evangeliihen Gemeinden in der Minder- 
beit jeien, wie das bejonderd am Rhein ftarf bervortrete. 
Im Uebrigen habe die Stadtvertretung ſich feit dem 3. De— 
zember 1867 nicht wieder an das Königlihe Minifterium 
gewendet, jo daß demjelben d.r weitere Verlauf unbefannt 
geblieben und die Sade nicht völlig perfeft geworben ſei. 

Dagegen wurde von anderer Seite geäußert, daß bier 
ein fo befonderer Fall vorliege, wo ein unmotivirter Zwang 
gegen die Kommunen und das offenbare Interefje derjelben 
vorliege, daß die Landesvertretung unmöglich darüber bin» 
weggehen fönne, 

Bon noch anderer Seite wurde vorftelig gemacht, wie 
eine katholiſche Konfeſſionsſchule bier ein natürliches Ziel des 
Strebens fein müffe. Es jei dort eine katholiſche Gemeinde, fie 
babe eine eigene Kirche befommen, und allenthalben pflege ſich 
doch in ſolchen Gemeinden das Verlangen zu äußern, eine 
Pfarrichule an vie Kirche anzuihließen, ohne melde die 
Kirhe jo zu Sagen im der Luft ſchwebe. Wie ftarf dies 
Verlangen bi, ſehe man aus den vielen Tauſenden von Per 
titionen, die bei der Kommilfion zur Prüfung des Unterrihtd« 
je eingegangen feien, und wurbe deshalb der Antrag 
geftellt, dem Haufe zu empfehlen: 

über die Petition zur Tages » Drbnung überzu- 
eben. 

eu erfterer Seite wurde dagegen Widerſpruch erhoben. 
Man müfje die Kommunen nicht zwingen, Einrichtungen zu 
treffen, Die dem wahren Interefje und ber Einmüthigfeit bes 
Volkslebens jo wenig förderlich feien. Die ſchließliche Ab» 
ftimmung ergab eine Majorität für den Antrag: 

Das Haus der Abgeorbneten wolle beſchließen: 

der Königlihen Staatd-Rezierung dieſe Petition 
aus Preuß. Holland zur Berüdfihtigung zu 
empfeblen. 

Eine Später eingegangene Petition des Magiftrats 
Königliher Haupt und Refidenzftadt Königsberg vom 
13. Dezember 1869 zeigt dem Haufe an, daß dem Königs» 
berger Magiftrat die obgenannte Petition aus Pr. Holland 
mitgeteilt fei und daß die Stadt Königsberg ih in einem 
ganz aͤhnlichen Falle befinde, 

Auch dort eriftirt nämlich ſchon aus dem vorigen Jahr» 
hundert ber eine katholiſche Elementarfchule, die von der 
fatholiihen Kirche unterhalten wird, und die Königliche 
Regierung hat auf Andringen des katholiſchen Geiſtlichen 
die Erweiterung oder Vermehrung der katholiſchen Kirch» 
ichule von ber Stadikommune verlangt. Die Stadtfommune 
halt ihr Schulwelen für völlig ausreihend und ift fort 
während thätig, dafjelbe nach Bedürfniß weiter auszubilden. 
Die Königliche Regierung aber behauptet, daß bie ftäbtifchen 
Schulen „ben bejonderen Anforderungen der katholiſchen 
Konfelfion in Anſehung des Clementar » Unterrichts nicht 
Rechnung tragen.” Der Magiftrat kann diefen Standpunft 
der Regierung nicht anerkennen und bat ſchon 1868 in einer 
Petition an dad Haus der Abgeordneten dargelegt, daß er 
eine Trennung ber Unterrihtsanftalten nah dem 
Glaubensbefenntniß der Kinder ober ihrer Eltern 
für verwerflid halte. 

Da der Königsberger Spezialfall noch nit alle In— 
ftanzen durchgemacht bat, jo beichränft die Petition fi 
darauf, die Petition von Pr. Holland auf das leb- 
baftefte zu unterftügen, fowohl aus allgemeinen Rüd- 
ſichten ald wegen bes fpeziellen Falles in Königsberg, und 
will ferner Zeugniß dafür ablegen, daß der Magiftrat von 
Königsberg dieje Tendenzen der Regierung „für verbammens- 
werth halte und fein Heil dagegen finde als in der völlis 
gen Trennung der Schule von der Kirche." Er bittet daher 
das Haus der Abgeordneten: „Bei der Weberreihung der 
Petition an die KRöniglihe Staatsregierung ausſprechen zu 
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wollen, baß die von ber lepteren befolgten Grundiäge von 
dem Hohen Haufe nicht gebilligt würden.“ 

Die Kommilfion war der Anſicht, daß dem eriten 
Wunſche der Petition durch den obigen Antrag binfichtlich 
der Petition von Pr. Holland ein Genüge geſchehen, daß 
aber binfichtlich des Ferneren die Petition durch die Kom— 
milfton für das Unterridtsgejeg ihre Erledigung finden 
werde. Die Kommilfion beantragt alſo: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 

Die Petition des Magiftrats zu Königsberg in 
ihrem erften Theile durch den obigen Beihluß über 
Nr. II. 623. und binfichtlich des zweiten Petitums 
durch die Berathungen in der XV. Kommilfion als 
erledigt anzuſehen. 


Berlin, den 13. Januar 1870. 


Die Kommilfion für das Unterrichtöwejen. 


Dr. Techow, — Dr. v. Bunſen. Bieck. 
Nichter (Sangerhauſen). Dr. Kellner, Schlichting. 
v. Grävenig (Grünberg). Dr. Webhrenpfennig. 
Dr. ünzer. v. Saltzwedell. Dr. Müller (Lauban). 
Stucdmann. Dr. Schläger. 
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Saus der Abgeordneten. 
10. Xegislatur» Periode. 
Ill. Seffion 1869. 





Auf die Tagetordnung einer der nädjften Plenar- 
Sigungen werden gelegt werben: 


J. 


Schlußberathung über den Geſetzentwurf, betreffend 
die Ausführung der revidirten Rheinſchifffahrts-Akte vom 
17. Oltober 1868 (Nr. 229. der Druckſachen). 

Referent: Abgeordneter v. Sybel. 


Antrag des Meferenten: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
dem vorbezeihneten Gejepentwurfe in ber vom Herren« 
hauſe beichloffenen Fafjung die verfaflungsmäßige Zu: 
ftimmung zu ertheilen. 


ul. 


Schlußberatbung über den Gejegentwurf, betreffend 
die Rheinſchifffahrtsgerichte (Nr. 230. der Druckſachen). 
Referent Abgeordneter Hoſius. 


Antrag des Neferenten: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
dem Entwurfe in der vom Herrenbaufe beichloffenen 
Faſſung die verfafjungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen, 
jedoch die folgenden Zufäge einzufdalten: 
Zu $. 13. 
„Werden verſchiedene Gerichte gleichzeitig mit 
der Sade befaßt, jo beftimmt im alle der 
Nihteinigung zwiſchen den Polizeianmwälten, 
beziehungsweife den Parteien des Rheiniſchen 
Appellationsgerichtäbofes zu Cöln, basjenige 
Gericht, vor welchem die Sache weiter zu ver 
handeln.“ 
Zu $. 18. nad den Worten „das vorſchriftsmäßig aufge» 
nommene Protokoll hat“ zuzufegen „in Strafaden“. 


6. 

„Diefe Beftimmung findet auf die im $. 12. ausge 
ſprochene Haftbarfeit des Sciffsberen feine Anmwen- 
dung.“ 


III. 


a) Schlußberatbung über den Entwurf eines Ge» 
ſetzes, betreffend die Einführung einer gleihmäßigen Gebühr 
für Jagd » Eegitimationd » Scheine in der Provinz Heſſen⸗ 
Naffau, mit Ausſchluß des ehemaligen Herzogthum Naſſau 
(Nr. 247. der Drudjahen) und 


b) Mündlicher WBericht über die Petition des 
Theodor Hoſch und Genoffen zu Biedenkopf, dahin gehend: 
das Abgeorbneteuhaus wolle die Königlihe Regierung 
erfuhen, zu verfügen, daß im Hinterlandfreis für einen 
Jagdwaffenpaß ein Betrag von 1 Rthle. zu ent 
richten Sei. 
Referent: Abgeordneter Dr. Bähr. 
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Antrag des Neferenten: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
zua) dem fraglihen Gefegentwurf jeine Zuftimmung zu er- 
theilen mit der Abänderung, daß 
1) ftatt der Ueberichrift des Entwurfs gelegt werbe: 
Geſetz, betreffend die Sagbidein-Gebühr in ber 
Provinz Hellen-Naflau; 
2) in $. 1., Abſatz 2. ftatt „Jagd-Legitimations— 
Scheine“ geſetzt werde: „Jagdſcheine“; 
3) dem dritten Abjap des $. 1. folgender Sap ange- 
ſchloſſen werde: 
Für das ehemalige Kurfürftentbum Heſſen tritt 
bezüglih der perlönlihen Befreiung von der 
Gebühr die Vorſchrift in $. 73., Nr. 6. des 
Kurbeifiihen Stempel-Gelepes vom 22. Dezem: 
ber 1853 wieder in Kraft; 
4) nah $. 1. folgender Paragraph eingeſchoben 
werde: 


82, 

In dem ehemaligen Kurfürftenthbum Heffen 
verlieren die zur Zeit ausgegebenen Gewehrerlaub- 
nißſcheine mit Ablauf von 14 Tagen, nachdem 
dieſes Geſetz in Kraft getreten jein wird, ihre 
Gültigkeit. 

Zub) Die gedachte Perition durh Annahme des Geſetzes 
für erledigt zu erflären. 
Berlin, den 19, Januar 1870. 


Der Präfident des Hauſes der Abgeordneten. 
v. Fordenbed, 
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Haus der Abgeordnete 
10, Legislatur» Periode. 
III. Seffion 1869. 





Zufammenftellung 


Des 


von den en Dunder und Dr. Eberty beantragten Gejeß-Entwurfs, I 


treffend die 


ufhebung der Beichrinfungen der Preßfreibeit — Nr. 18. der Dru 


jachen — mit den bei der VBorberathuug über diejen im Plenum gefaßten Beſchlüſſe 


Borlage. 
Gefeg: Entwurf, 
betreffend 
die Aufhebung der Befchränkungen der Prehfreiheit. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ıc. 

verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtags der 
Monarchie was folgt: 


8. 1. 
Die bisherige —— von jeder Zeitung, Zeit» 


Ichrift und jeder anderen Drudichrift unter zwanzig Bogen,- 


bei oder vor der Ausgabe ein Eremplar bei der Ortspolizei⸗ 
Behörde zu hinterlegen, wird aufgehoben. 


"g2 

Die bisherige Berpflihtung des Herausgebers einer 
Zeitung oder Zeitichrift, eine Kaution zu beftellen, wird 
aufgehoben. Zeitungen oder Zeitichriften Dürfen jedod nur 
unter dem Namen und der Berantwortlichfeit eines beſtimm— 
ten Redakteurs ericheinen, 

Berantwortlihe Redakteure dürfen nur ſolche einzelne 
Perjonen fein, die diepofitionsfäbig find, ih im Vollbeſitze 
yer bürgerlihen Rechte befinden und im Bereiche der Preus 
ſiſchen Gerichtsbarkeit ihren perfönlichen Gerichtsſtand haben. 


$. 3. 

Die bisherige Befugniß der Staatsanwaltihaft umd 
per Drgane, Drudichriften jowie die zur Vervielfältigung 
erjelben beftimmten Platten und Formen vorläufig mit 
Jeichlag zu belegen, wird aufgehoben. 


$. 4. 


Die Entziehung der Befugniß zum jelbftftändigen Ber 
eb eines Preßgewerbes J durdy richterlihes Erkenntniß 
> 54. bes Gelepes vom 12. Mai 1851) findet mich 
ehr ftatt. 


8. 5. 
Alle den Verordnungen dieſes Geſetzes zumiderlaufen: 
n Beftimmungen find aufgehoben. 


Berlin, den 20. Sanuar 1870. 


Befchlüffe des Hauſes. 


Gefeg: Entwurf, 
betreffend 
die» Aufhebung der Befchränkungen der Preffreiheit 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König v 
Preußen ic. 

verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtags d 
Monarchie was folgt: 


— 


Unverändert. 


8. 2. 


Die bisherige Verpflichtung des Herausgebers cin 
Zeitung oder Zeitichrift, eine Kaution zu beftellen, wi 
aufgeboben. Zeitungen oder Zeitichriften dürfen jedod mı 
unter dem Namen und der Verantwortlichfeit eines beftinm 
ten Redakteurs ericheinen. 

Verantwortliche Redakteure dürfen nur ſolche einzel 
Perjonen fein, die diepofitionsfähig find, fi im Vollb 
fite der bürgerlichen Rechte befinden und im Bereiche d 
Morddeutfchen Bundes ihren perſönlichen Gericht 
ftand haben. 


8. 3. 
Unverändert. 

$. 4 
Unverändert. 

8.5 
Unverändert. 


Der Präfident und die Schriftführer des Haufes der Abgeordneten 


v. Forckenbeck. 


v. Schoening. Dr. Beder Sadje Dr. Golbeı 
Dr. £utteroth. v. Saldern. v. Puttlamer, 
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Saus der Übgeordneten. 
10, Legislatur- Periode. 
III. Seffion 1869. 

— — — 


Antrag. 


Graf Wintzingerode, v. Behr, v. Wedell, Naſſe. 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

die Koͤnigliche Staats⸗-Regierung aufzufordern, bei ber 
zu gewärtigenden Reviſion des geſammten Befteuerungs- 
Syſtems, wie ſolches theils der Kompetenz des Nord« 
deutſchen Bundes, theils der Preußiſchen —— 
gebung unterliegt, auf eine theilweiſe Ueberweiſung der 
Preußiihen Grund» und Gebäudeſteuer an bie kom— 
munalen Berbände Bedacht zu nehmen. 


Graf v. Wingingerobe v. Behr (Greifswald). 
v. Wedell. Nafie. 


als Antragfteller. 
Unterftügt burd: 


Garl Prinz zu Hohenlohe. Graf v. Bethuſy-Huc. 
v. Kardorff. Zweigel. v. Saldern. Graf v. Franken» 
berg. Bahlmann. Sanfen. v. Zawadzky. de Nys. 
Wellmann. Dr. Künzer. Trützſchler v. Falkenſtein. 
Melsheimer. Dr. Kellner. Mette. Wicke. Freiherr 
v. d. Kneſebeck (Ruppin). Kuſchel. Freiherr v. Richt— 
hofen (Rybnik). v. Pommer-Eſche. v. Körber. 


Motive. 


Neben den zahlreichen auf dem Gebiete der Bundes— 
eſetzgebung hervortretenden Beweggründen, welche die Ein« 

Alan neuer, beionderd indirefter Bundesfteuern und 
die Beleitigung anderer wünjdenswertb und nothwendig 
machen, erbebt die in Angriff genommene Reform der Preus 
Biihen Berwaltungs- Organifation und der Hang der Ges 
jeggebung, einen großen Theil der Berwaltungs-Befugniffe 
und der Berwaltungs» Aufgaben dem Staate abzunehmen 
und auf bie fommunalen Verbände zu übertragen, eine ents 
ſprechende Aenderung aud des Syſtems der direlten Be- 
fteuerung in Preußen zum dringenden Bedürfniß. Die Vers 
mehrung der Aufgaben der fommunalen Verbände entipricht 
der gleichzeitigen Entlaftung tes Staates uiht nur von 
Verpflichtungen, die er hätte erfüllen jollen, aber ungenügend 
erfüllt bat, jondern aud von wirklichen Ausgaben der Vers 
waltung. Die Entlaftung des Staates von dieſen Aus— 
gaben fommt einer Steuererhöhung gleih, da die Staate- 
eingelellenen genöthigt find, für die Befriedigung jener Bes 
dürfuifje anderweit Sorge zu tragen. 

Die beftehenden Staattfteuern find ungeeignet, um bei 
erheblicher Steigerung der kommunalen Bebürfniffe der 
fommunalen Befteuerung zu Grunde gelegt zu werden. Bon 
der Gemwerbefteuer ift dies aljeitig amerfannt und bafjelbe 
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gilt in höherem oder geringerem Maße von der Bergwerf« 
fteuer, Eiſenbahnſteuer und dergleihen. Diejer Uebelftand 
bat dazu geführt, daß bei der Vorberathung der Kreis- 
ordnung neben der Klafjenfteuer und klaſſifizitten Cinkom— 
menfteuer und neben einer beichränften Heranziehung 
ber Gewerbefteuer nur die Grund» und Gebäudefteuer 
für fähig erachtet ift, bedeutende Zuſchläge zur Staatöfteuer 
zum Zwed der fommunalen Befteuerung zu tragen. Diele 
Mafregel, wenngleich fie berechtigt erjcheinen, mag als ein 
Kompromiß widerftreitender Intereffen, und weil ed unthun« 
ih ift, die Reform der Kommunal» und der Staatsver- 
waltung von der Reform des Steuerſyſtems abhängig zu 
maden, bedroht, bei fortihreitender Bermehrung der Auf— 
gaben der kommunalen Verbände unter gleichzeitiger Ent« 
laftung des Staats, den Grundbefig, beſonders den mittleren 
und Fleineren, mit ernften Gefahren. 

Die Grundftener als Staatöftener unterliegt den erheb⸗ 
lichſten Bedenken. Zieht mau in Erwägung, daß nad über» 
einftimmendem Urtheil fompetentefter Perfonen eine gleich— 
mäßige Veranlagung derſelben trop aller darauf verwen« 
deten Mühe nicht hat gelingen wollen, daß bei ungleihmäßig 
fortjhreitender Entwidelung verihiedener Provinzen des 
Staats die beabſichtigte Gleihmäßigkeit der Befteuerung in 
erheblichem Mape alteriıt wird, zieht man ferner in Erwä— 
gung, daß erfahrungsmäfig für gewiffe geringere Boden» 
Hafjen Berbefferungen des landwirthſchaftlichen Betriebes 
Ihwerer und nicht mit gleihem Erfolge nügbar zu machen 
find, wie für die bejieven, daß fih alſo für viele ärmere 
Landftrihe die Grundfteuer im Laufe der Zeit höher ftellen 
wird, als für die reiheren, jo wird man auf den Einfluß 
Ihwanfender Konjunfturen für die landwirthſchaftlichen Pro» 
dufte, ſchwankender Kreditverhältniffe und bejonders auf den 
Einfluß einer ungleihmäßigen Verſchuldung der Grundbes 
figer nicht hinzumeijen brauden, um barzuthun, daß die 
Grundſteuer als Staatöfteuer von jehr zweifelhaften Werthe 
ift. Einige diefer Erwägungen modten in den Hintergrund 
treten, jo lange die Ausſicht vorhanden war, daß die Steuer 
einer Erhöhung irgend welcher Art nicht unterliegen werde. 
Eie gewinnen ihre volle Bereutung wieder, ſobald es fi 
darum handelt, den Gruudbeſitz in bejonderem Maße 
zum Träger wechieinder unzweifelhaft fteigender Bedürfniffe 
zu maden. Diejes leptere würde nur ın jo weit zuläffig 
unt berechtigt Sein, als es fih Tarum handelt, wirbidafts 
lichen, d. b. ſolchen Bedürfniffen zu genügen, deren Befries 
Digung eine entipredende Steigerung des Bodenwerthes er» 
warten läßt. 

Werden aber dieſe wirthſchaftlichen Aufgaben heute 
vorzugsweile den fommunalen Berbänden im Staate zu« 
gewielen, jo folgt mit Notbwendigfeit einerfeits nur, daß 
die fommunalen Laften in bejonderem Maße auf den 
Grund und Boden und die Gebäude radizirt werden kön— 
nen. Geſchehe dies in Form von Zujchlägen zu der in 
Preußen üblihen Grund» und Gebäudefteuer oder in Form 
von felbftftändigen Steuern, wie fie in anderen Ländern 
üblich find, wo das kommunale Leben fräftiger entwidelt 
ift: die Grundfteuer als Staatsfteuer wird anderer— 
ſeits zu einer um fo ungerecdhteren Belaftung einer einzel 
nen Bevölferungsflafje und einer einzelnen Grwerbsart, je 
mehr dem Staate jene Aufgaben abgenommen werden, weldye 
ibm bisher obgelegen hatten und melde die bejondere Her— 
anziehung des Grundbefiges aud dann noch rechtfertigten, 
als die Fortſchritte der Wilfenihaft, die Umgeftaltung aller 
Eigenthums- und Erwerbäverbältniffe und verbeſſerte Staats- 
einrichtungen längft auf andere Arten der Befteuerung ges 
führt hatten, 

Trotzdem gelangen wir nicht zu der Anficht, daß Die 
Grundftener als Staatsfteuer gänzlih aufzubören habe. Es 
fol bier die den Finangpolitifern geläufige Meinung nicht 
beftritten werden, daß fi der Grundbefig für den dur den 
Staat gewährten Schuß, für feine Mafregeln zur Side: 
rung und Hebung des allgemeinen Wohlſtandes, für Die 
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daraus rejultirende konſtante Steigerung der Bodenwerthe 
in Form einer Steuer noch beionders dankbar zu erweijen 
babe. Es foll ferner nicht verfannt werden, daß aud in 
Zufunft und bei regfter Entfaltung des fommunalen Lebens 
dem Staate Aufgaben bleiben werden, melde zur Hebung 
des landwirthſchaftlichen Gewerbes in direkter Beziehung 
ftehen. Es mag endlich gegen die Forterhebung einer mäßi— 
gen Staatögrundfteuer am wenigiten etwas einzumenden 
fein, wenn auch andere befondere Einnahmequellen, wie vor 
Allem. die übrigen Gewerbe, in ähnliher und geredhter 
Weile zu den Staatslaften herangezogen und neben den per— 
fönlihen Steuern, der Klaſſen- und klaſſifizirten Einkom— 
menfteuer erhoben werben. Alles dies rechtfertigt aber nicht, 
die Staatsgrundfteuer in ihrer jegigen Höhe fortbeftehen zu 
lafjen und einen unter wejentlih anderen Verausſetzungen 
feflgeftelten Prozentſatz des Reineinfommens vom Grund 
und Boden mwillfürlih zum Duotienten nun aud bei Bes 
rehnung der Kommunalfteuer zu maden. 

Wir ftehen am Anfang einer Ummandlung unjeres 
inneren Staatslebens, welde für die Vertheilung der Laften 
im Lande von weittragendfter Bedeutung werden muß. Es 
handelt fih darum, die Konjequenzen rechtzeitig in’s Auge 
zu fallen und von dem grundbefigenden Theil der Bevölke— 
rung Gefahren abzuwenden, Denen wir ibn nidt für ges 
wachſen erachten. Daß mit der Uebertragung eines Theile 
der Staatsaufgaben an die fommunalen Berbände eine 
Ueberweilung eines Theild der Staatägrund» und Gebäudes 
fteuer an dieſelben resp. Ermäßigung der lepteren Hand in 
Hand gebe, icheint der einzig ſichere Weg zu dieſem Ziele 
zu fein. Zugegeben aber muß werden, daß die Maßregel 
nur ausführbar ift im Anſchluß an eine allgemeinere, den 
Bedürfniſſen der Zeit entipredhende, die wiſſenſchaftlichen 
und praftiichen Erfahrungen benugende Reform unjeres 
Finanz-Syftems. injeitige Ermäßigung der Grund« und 
Gebäubdefteuer ift bei der derzeitigen Finanzlage des Staates 
unmöglich. 

Glauben wir hiernach unjeren Antrag im Allgemeinen 
gerechtfertigt zu haben, jo dürfen wir doch auf einen Um— 
ftand noch beionders hinweiſen, welcher die Annahme befjel- 
ben, ja die bejchleunigte ISnangriffnahme der Maßregel als 
eine Korderung ausgleihender Gerechtigkeit erſcheinen läßt. 
Niemand oder doch nur eine Heine Minderzahl von Perjonen 
wird daran gezweifelt haben, daß, als es fih in einer frühes 
ren Seſſion darum handelte, mehreren neuen Kandestheilen 
beiondere Fonds zur Beftreitung ihrer provinzielen Bebürf- 
nifje zu überlaffen, eine ähnliche Berünftigung aud den 
übrigen Provinzen des Staates zu Theil werden müſſe. 
Yeußerungen von hervorragender Stelle, die Annahme des 
Antrages Franke in der Seifion von 1867/8 find die Be- 
läge dafür. Niemand oder doch nur eine Minderheit wird vers 
fannt haben und verfennen, daß mit einer jo eingreifenden 
Umgeftaltung des inneren Staatölebens, wie fie heute in 
Angriff genommen ift, der Zeitpunft gefommen ſei, wo Die 
ungleihartige Vertheilung von Staatömitteln auf die eins 
elnen Provinzen beleitigt oder gemildert werden muß. — 

ie vorgeichlagene Reiolution deutet einen ber Wege an, 
um zu dieſem Ziele zu gelangen. 


Berlin, den 20. Ianuar 1870. 


en 
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Saus der Übgeordneten. 
10. Zegislatur- Periode. 
Ill. Seffion 1869. 
u Ru En 


Fünfter Bericht 


der 
Kommiffion für das Gemeindewejen 
über 
Petitionen. 
A, 


Berihterftatter: 
Abgeordneter Groſchke. 


Die Kreisftände des Dramburger Kreifes haben Chauſſee⸗ 
bauten beichloffen, deren Koften von ben Kreis » Einjaffen 
durch Zufchläge zu den im Kreile auffommenden Einkom— 
men«, Klaffen-, Grund» und Gebäube-Steuern aufgebracht 
werben. Der Zufhlag zur Grund» und Gebäudes Steuer 
beträgt 144 Prozent, während die Zuſchläge zu der Einkom⸗ 
men« und zu ber Klaffen-Steuer nad anderen Prozentſätzen 
erhoben werden. Auch ber Domainen« und Forft-Fiskus ift 
nah dem Beichluffe der Kreisftände „zur Chauffeefteuer 
beranzuziehen.“ In biefer Beziehung beftimmt bie, bie 
Kreistagsbeihlüffe genehmigende Allerhöchſte Kabinets-Orbre 
vom 18. März 1867: 

„In Bezug auf die nah dem Beichluffe vom 30. Juli 

1866 beabfidhtigte Heranziehung des Domainen- unb 

Forft-Fisfus zur Chauffeefteuer bin Ich damit einver- 

ftanden, daß Behufs gleihmäßiger Einſchätzung der 

Domainen» und forftfisfaliihen Grundftüde und Ge- 

bäude bie benielben aufzulegenden Beiträge ftatt durch 

Zuſchläge zu ber Grund- und Gebäude - Steuer, nad 

bein Maßſtabe berfelben reip. nad ben Reinerträgen 

ber Liegenſchaften und Gebäude zu repartiren find“. 

Die Kreis-Berwaltung bat zur Ermittelung bes fisfa- 
lichen Beitrags zur Chauffee-Steuer eine Berehnung auf» 
geftellt, welche fie darauf ftüpt, daß bie vom Kreile (erfl. 
Fiskus) auffommende Grund» und Gebäude» Steuer 16,161 
Thaler, die auf bie Liegenschaften und Gebäude des Fisfus 
treffende aber 796 Rthlr. betrage, und daß die Kreis-Ein- 
ſaſſen durch Zuſchläge zu allen direften Steuern (infl. der 
Klaffen, und Einfommen-Stener) 9535 Rthlr. an Chauffee- 
fteuer aufzubringen haben. Die Kreid-Berwaltung berechnet 
hiernach (16,161:9539 — 796: x) den Beitrag des Fiäfus 
auf 469 Rthlr. 25 Sgr. 1 Pf. 

Die Königliche Regierung zu Eöslin dagegen will bie 
perfönlihen Steuern, welche der Fiskus nicht zu zahlen bat, 
von der Berehnung ausgeſchloſſen wiflen, und erkennt bie 
Verpflichtung des Fislus nur auf Höhe von * Rthlr 
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12 Sur. 11 Pf. (144 Prozent der Grund» und Gebäude: 
Steuer) an. 

Die Kreisftände, mit ihrer Beſchwerde hiergegen in 
allen Snftanzen abgemwielen, beantragen in einer an das 
Haus der Abgeordneten gerichteten Petition: 

die Königlihe Staats» Regierung um Gprtrabirung 

einer Dellaration der Allerhöchſten Kabinets » Ordre 

vom 18. März 1867 event. einer neuen Allerhöchſten 

Beſtimmung dahin anzugeben, daß die Möglichkeit der 

Heranziehung des Fisfus nicht inſofern illuſoriſch ge— 

madt werde, als die Kreisftinde überhaupt nicht ge— 

nöthigt werden fünnen, die Shauffeebeiträge auf Die 

Grundfteuer zu repartiren, ihnen vielmehr, wie jeder 

andern KonmunalsBertretung, die desfalfigen Moda- 

litäten überlaffen bleiben müſſen. 

Die Kommilfion, welde fih der Beruthung der ihr 
überwiejenen Petition in Gegenwart des Herrn Geheimen 
Regierungs-Rath Perjius als Vertreter des Minifters dei. 
Innern, und des Herru Geheimen Finanz-Ratbs Drepler, 
ald Vertreter des Finanz Minifters unterzugen hat, beantragt 
einftimmig, über die Petition zur Tages » Orbnung über: 
zugeben. 

Es fan zunächſt feinem Zweifel unterliegen, daß bie 
von den Petenten aufgeltellte Berechnung eine unrichtize 
iit. Der Fiskus, welcher perfönlihe Steuern nad Lage der 
Gejepgebung nicht zu tragen bat, wird weder durch den 
Beſchluß des Kreistags, noch durd die in ihrem Wortlaut 
ganz klare Allerhöchſte Kabineis-Ordre vom 18. März 1867 
zu Beiträgen zur Ehauffee-Steuer, welde als Zuſchläge zu 
ten perfönlihen Steuern erhoben werden, verpflichtet. Es 
ift jonah far, daß eine Berechnung, welde bei dem Beis 
trage der Kreis-Einfaffen den auf die perſönlichen Steuern 
entfallenden Antheil in Anfag bringt, eine zutreffende nicht 
jein fann. Cine Ungerechtigkeit, wie Petenten behaupten, 
liegt in der Beihränfung bes Fisfus auf den Zuſchlag zur 
Grund und Gebäubefteuer nicht; vielmehr entipricht diefelbe 
nur dem beftehenden gefeglihen Zuftande.. Ebenſowenig 
fann die Ausführung der Petenten ald eine zutreffende be- 
tradiet werden, dab das von ihnen angemwendete Redhnungs- 
Berfahren ſich rechifertige, weil jonft der Fiskus beitragäftei 
fein würde, wenn die Kreisftänte eine Repartitien lediglich 
nad ben perſönlichen Steuern belieben jollten. Weun diejer 
Fall wirklih eintreten jolte, jo würden allerrings dem 
Fiskus ebenjowenig, als den Kreis-Einjaffen Beiträge nad 
Mabgabe der von jolden gra.e befreiten Grund» und Ges 
bäubefteuer auferlegt werden können. 

Wenn hienach das von der Regierung beobachtete Ber- 
fahren den maßgebenden Beftimmungen entſpricht, io liegt 
andrerjeitö auch feine Beranlaflung vor, Die Negierung zu 
einer Deklaration der ihrem Wortlaute nah völlig klaren, 
den geieplihen Beftimmungen durchaus entiprehenden und 
mit dem in jolden Fällen allgemein beobachteten Berfahren 
in Einklang ftehenden Alerhöhften Kabinets-Drdre aufzu« 
fordern. 

Die Kommilfion beantragt vielmehr einftimmig: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, über 
die Petition der Kreisftände des Dramburger Kreijes 
zur Tages ⸗Ordnung überzugeben. 





B. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Böhmer. 
— — 


Die Cöln-Gießener und die Cöln-Mindener Eiſenbahn 
find Eigenthum dericiben juriſtiſchen Perſon, der Cöln— 
Mindener Eiſenbahn-Geſellſchaft, und ſtehen unter einer Ver— 
waltung. Nah dem zwildhen der Königliben Staats-Re— 
pierung und der Eöln-Mindener Eiſenbahn-Geſellſchaft unterm 
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22. Juni 1854 (Geſ.⸗S. 1855 ©. 237.) abgeſchloſſenen 
Bertrage bildet die Cöln-Gießener Bahn mit der feften 
Rheinbrüde bei Cöln jedoh ein von der Göln-Mindener 
Eifenbahn getrennte Unternehmen. Die Einnahmen und 
Ausgaben beider Unternehmungen werben demgemäß beion- 
ders verrechnet, wobei Binfichtlich der Ausgaben für den Ber 
trieb zur Vermeidung einer getrennten Betriebsrechnung in 
ber Weile verfahren wird, daß nicht für jede einzelne Aus» 
gabe, jondern durd eine am Jahresſchluſſe nah Maßgabe 
der Beftimmung bes $. 15. a. a. D. vorzunehmenden Res 
partition jämmtlider Betriebsausgaben für eine jede betheis 
ligte Bahnftrede bie Betriebetoften ermittelt und ‚gebucht 
werben. Das Betriebsmaterial (Güter und Perfonenwagen) 
auf den beiden Eiſenbahnen ift ungetheilt und ungefondert . 
Eigentum des Gefammtunternehmens der Cöln-Mindener 
Eifenbahn-Gefelffcaft, und wird nad der mit der Königl. 
Staatör:gierung getroffenen Uebereinkunft in einheitlicher 
Weiſe benupt, unterhalten und erneut. Auch die Zinfen der 
Beihaffungsfoften des Betriebömateriald werden zunädft 
nicht für Die verſchiedenen Theile des Gefammtunternehmens, 
fondern für gemeinfhaftlihe Rechnung gezahlt und gebucht 
und ebenſo wie die Trantportfoften felbft nad einer Durd- 
ſchnittsberechnung repartirt. 

Die Eöln-Mindener Eifenbahn-Gejellichaft erzielt aus 
dem Gejammtunternehmen Reingewinn, aus ber Eöln, 
Gießener Eifenbahnftrede mit der feften NRheinbrüde jedoch 
bis zum Fahre 1868 noch nid. 

In der Gemeinde Kalt im Landkreiſe Cöln, durd 
deren Gebiet die Cöln-Gießener Bahn führt, befinden ſich 
MWagen-Reparaturwerfftätten, welche zu dem Eöln-Gießener 
Gilenbahn-Unternehmen gehören, und ungefähr 350 Arbeiter 
beichäftigen. In dieſen Werfftätten werden die Perjonen» 
und Güterwagen ter Eöln-Mindener Eiſenbahn-Geſellſchaft, 
gleihviel für welche Streden der verſchiedenen Unterneh» 
mungen der Cöln-Mindener Eiſenbahn-Geſellſchaft diejelben 
verwandt werden, reparirt und erneuet, und vorfommenden 
Falls aud die Wagen anderer Gejellidaften. 

Bon der Gemeinde Kalk ifi 1866 die Eöln-Mindener 
Eijenbabn-Gejellfichaft wegen Betriebs dieſes Etabliffements 
zur Kommunal»@infommenfsteuer herangezogen worden. Auf 

eflamation der Geſellſchaft, welche ſich jebod auf die gar 
nit in Frage ftehende Station Deuperfeld, welde nicht 
einmal im ®ebiete der Gemeinde Kalf liegt, bezog, erfolgte 
ein Beſcheid der zuftändigen Behörde gegen die Heranziehung 
der Eilenbahn-Gefelihaft zu den Kommunalfteuern. Der 
Rekurs der Gemeinde Kalt wurde in allen Inftanzen — 
vom Königlihen Ober: Präfidium der Rheinprovinz am 
19. Mai 1868 — aus dem formellen Grunde ber Nicht— 
innehaltung der geſetzlichen ſechswöchentlichen Präklufiofrift 
zurückgewieſen. Der innerbalb dieler Friſt rite von ber 
Gemeinde erhobene Rekurs war nämlid von dem früheren 
Bürgermeifter Schaurte, dem die Weiterbeförderung oblag 
und vorihriftsmäßig anvertraut war, und von welchem bas 
erfte Nejolut zu Ungunften der Gemeinde Kalf ausgegangen 
war, nıebrere Monate zurüdgebalten worden. 

Auf die endſchließliche Beſchwerde an das Minifterium 
des Innern erfolgie an ben jepigen Bürgermeifter folgender 
Beſcheid: 

„Coblenz, den 26. Oktober 1868. 

Im Auftrage des Herrn Miniſters des Innern 
eröffne ich ac. —, daß der vorliegende Spezialfall nad den 
Beftimmungen der Rheiniſchen Gemeindeordnung dur meine 
in legter Inftanz ergangene Enticheidung vom 19. Mai d. 
3. feine Erledigung gefunden hat, und daß daher der ge— 
dachten Beſchwerde feine Folge gegeben werden fann. Zus 
gleich erfuche ih Sie, die Nüderftattung der von der Eöln- 
Mindener Eifenbahn-Gefellihaft pro 1866 gezahlten Kom— 
munalfteuern veranlaflen zu wollen. 

Der I der Rheinprovinz. 


ge. Graf villers.“ 
1 * 
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Gegen bielen Beſcheid ift am 18. Januar 1869 eine 
Petition des Gemeinberaths zu Kalf vom 25. Dezember 1868 
dem Haufe der Abgeordneten überreicht, welche jedoch wegen 
Ablaufs der Seifton Ya mehr zur Berathung und Be 

lußfaffung gelangt ift. 
w Kan dab abe 1867 ift wiederum die Göln-Mindener 
Eifenbahngeielichaft wegen der erwähnten Wagen-Repara- 
tur Werkftätten zur Kommunalfteuer in Kalt herangezogen 
worden. 

Die von der Cöln-Mindener-Eiſenbahngeſellſchaft hier- 
genen erhobene Reklamation hat für fie den gewünjcten 
Erfolg gehabt. Die Königlihe Regierung zu Cöln wies 
die Beſchwerde bed Gemeinderath zu Kalk zurüd, weil die 
qu. Eiſenbahngeſellſchaft nad einer ohne jeglihe Motivirung 
erfolgten Beiheinigung des Königlichen Eiſenbahn-Kommiſ- 
fariats ein fteuerpflihtiges Einfommen aus dem Be- 
triebe der Cöln-Gießener Eiſenbahn und beziehangsweile 
den Wagen-Reparatur-Werkftätten zu Kalf überhaupt nicht 
erziele. Der Herr Ober-Präfident der Rheinprovinz fühıt 
in feinem abweiſenden Beihheide vom 29. Mai 1869 als 
Grund an, daß die Cöln-Mindener Eiſenbahn-Geſellſchaft 
aus dem Unternehmen der Cöln-Gießener Eiſenbahn in Ten 
dem Jahre 1867 vorbergegangenen drei Jahren einen Ge— 
winn überhaupt nicht bezogen habe, die Werfftätten aber 
zur Coͤln-Gießener Eijenbahn gehörten und nur auf das 
eigene Bebürfniß der Lepteren berechnet feien, und aud 
lediglich auf deren Rechnung betrieben worden jeien. 

Die Heranziehung der Cöln-Mindener Eifenbahngejell- 
ſchaft pro 1868 bat das gleiche ungünftige Nejultat für die 
Gemeinde Kalk gehabt. 

In der Dber-Präfidial- Verfügung vom 22. September 
1869 wird angeführt, „daß die MaichinensWerkftätten in 
Kalk einen integrirenden Theil der Cöln» Gießener Eijen- 
bahn bildeten und deshalb die Einnahmen aus den Werf« 
ftätten lediglich Einnahmen der Deutz-Gießener Bahn ſeien. 
Hieran könne der Umftand Nichts ändern, daß in dieſen Werk— 
ftätten au für die Cöln- Mindener Eijenbahn Arbeiten vers 
richtet würden. 

Der bierdurd erzielte Gewinn bleibe immer ein Gewinn 
der Eöln-Gießener Eifenbahn, ebenfo wie in dem Falle, 
daf in jenen Werfjtätten für eine dritte Geſellſchaft, 3. B. 
die Rheinifche, Arbeiten ausgeführt würden, die erzielte ein» 
einnahme nicht einen Gewinn der Rheiniſchen Eiſenbahn 
ſondern der Cöln-Gießener darftellen würde. Ob reip. eine 
wie hohe Einnahme der Cöln-Gießener Eiſenbahn für die 
in den fraglihen Werfftätten im Intereſſe der Cöln » Min« 
dener Eijenbahn ausgeführten Arbeiten zu Gute zu ſchrei— 
ben fei, ließe ſich nicht beftinmen, dba die Betriebsausgaben 
beider Bahnen nicht getrennt beredinet würden. Wenn bei 
der Bertheilung dieler Koften nad dem dafür feftgelepten 
Mapftabe der der Cöln » Gießener Eiſenbahn gebührende 
Gewiun aus dem Betriebe der Werfftätten nicht 
die gebührende Berüdfihtizung finde, jo folge daraus nur, 
daß das EinnabmeGonto bei diefer Bahn um den ents 
ſprechenden Betrag zu erhöhen Sei. Die Richtigkeit des zu 
27,000 Rihlr. abgeſchätzten Einfemmens aus dem Betriebe 
der Werfftätten vorausgefept, ſei dieſe Summe der Ein- 
nahme der Göln « Gießener Eijenbahn zujufegen. Allein, 
wenn auch Soldyes geſchehe, jo ftellten ih doch in Folge 
defjen die gelammten Einnahmen der dem Jahre 1868 vor« 
bergegangenen 3 Jahre noch nicht jo bed, daß fih ein 
Reingewinn aus dem Göln » Gießener Unternehmen für die 
Söln- Mindener Eiienbahn-Gefellihaft ergeben würde. So 
lange aber die Cöln-Gießener Eifenbabn einen Reingewinn 
überhaupt nicht abmwerfe, fünne auch jelbftverftändlid 
nit von einem Ginfommen der gedachten Geſellſchaft aus 
ben dazu gehörigen Werfftätten die Rebe fein.” — 

Nunmehr haben die Stadtverordneten fid 
wiederum an das Haus der Abgeordneten unter 
Darlegung des Sadverhältnifjes gewandt mit 
ber Bitte, bie Sade in Berathbung zunehmen und 
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ber Staatsregierung zur Berüdfihtigung refp. 
Abhülfe zu empfehlen. 

Zur Begründung ihres Geſuchs beziehen ſich Petenten auf 
$. 4. der Rheiniſchen Städte Ordnung vom 15. Mai 1856, wor 
nach Perfonen, welche, auch ohne in der Stadtihren Wohnfig zu 
haben, darin Grundbefip baben oder ein ftehendes Gewerbe 
betreiben, verbunden find, von ihrem aus dieſen Quellen 
fließenden reinen Einfommen Beiträge zu den Kom— 
munal» Abgaben zu leiften, injoweit das infommen aus 
Grundbefig oder dem Betriebe eines ftehenden Gemerbes 
überhaupt von der Stabtfommune befteuert wird, von welcher 
Beſtimmung auch juriftiiche Perfonen nicht ausgeſchloſſen 
werben. 

Gegen die von den Verwaltungsbehörden vorgebradhten 
Gründe führen fie an, daß ber MWerfftättenbetrieb als nicht 
zum Bahnbetrieb gehörig zu betrachten jei, jondern vielmehr 
ein bejonderes Unternehmen bilde, was unter allen Umftän« 
den, gleidysiel, ob der Bahnbetrieb Gewinn abwerfe oder 
nicht, zur Kommunalfteuer heranzuziehen fei, daß die Wagen, 
welche in den Werftätten bearbeitet würben, Eigenthum bes 
Gejammtunternehmens der Köln-Mindener Eifenbahngejell- 
Ichaft jeien, daß die Werkftätten für Rechnung dei Ge 
jammtunternehmens, welches einen bedeutenden Reingewinn 
abwerfe, zugeftandener Weile betrieben würden, ſowie 
daß die Beihaffungs- und Unterhaltungstoften nad einer 
Durhichnittsberehnung auf die verihiedenen Bahnlinien 
repartirt würden. Die Werfftätren, wenn auch zum Göln« 
Gießener Unternehmen gebörig, ſeien der Göln- Mindener 
Eijenbabugeiedihaft zum Betrieb für deren ſämmtliche Unter« 
nehmen überlaffen, und ſei es gleichgültig, ob eine Baar» 
zablung für die leihweiſe Ueberlaffung eintrete oder eine 
Berehnung in irgend welder Weile; immerhin erzielten die 
Werkftätten Gewinn für die Göln-Mindener Eiſenbahnge— 
ſellſchaft. Aber auch zugegeben, dab nad ratirliher Vers 
theilung ein Abzug für die Cöln-Gießener Eijenbahn wegen 
Nichterzielung eines Gewinns aus dem Babnbetriebe gemacht 
werben mufle, jo babe jedenfalls die Gemeinde Kalk für 
das Mebrige einen Anſpruch zur Befteuerung pro rata. — 

In der Kommilfion für das Gemeindeweien wurde 
unter Theilnahme eines Vertreters des Minifteriums des 
Innern zunächſt die Frage erdıtert, ob auf den Inhalt der 
Petition, da wegen der Heranziehung zur Kommunalfteuer 
pro 1868 der Rekurs an das Minifterium des Innern nicht 
ergriffen fei, einzugeben ſei. 

Der Herr Minifterial» Kommiffar erklärte ſich damit 
einverftanden, Sofern die fünftige Behandlung der Sache 
und nicht die bereits nad der Gemeindeordnung vom König— 
lien Oberpräfidium der Rheinprovinz endgiltig entichiedenen 
Fälle in Frage geftellt würden. — Mit Bezug auf den allge 
meinen Antrag der Petenten, die Sade in Berathung zu 
ziehen und dem Königlihen Minifterium zur Berüdfichtir 
gung reip. Abhülfe zu überweilen, und unter Berückſichtigung 
der Erflärung des Herrn Regierungs-Kommiſſars und des 
allegirten Oberpräfidial» Beiheides vom 25. Oktober 1868 
wurde beihloffen, in die Sache felbft einzugeben. Der 
Herr Minifteriale Kommilfar gab die Erklärung ab, daß, 
da die Königliche Staatsregierung zu einer materiellen 
Prüfung und Entſcheidung der vorliegenden Sache noch 
feine Beranlaffung gehabt habe, und ihr die einzelnen that 
ſächlichen Berbältniffe nicht feftgeftellt vorlägen, er ſich auf 
die Hinweiſung beihränfen müffe, daß in Folge eines Be 
Ihluffes des Abgeordnetenhaufes rüdfichtlih der Heranzie— 
hung der Bergiſch-Märkiſchen Eifenbahngejellihaft zu den 
Kommunallaften der Gemeinde Langenberg am 29. Januar 
1869 ein Reſkript des Herrn Minifters des Innern an bas 
Königliche Oberpräfidium der Rheinprovinz erlaffen ſei, 
worin derjelbe fih Für die Heranziehbung der Eiſenbahnge— 
jellichaft zur Kommunalfteuer von demjenigen Einkommen, 
welches fie aus dem Betriebe der im Bezirke der quäft. 
Gemeinde belegenen Werfftätten bezögen, prinzipiell ausge— 
ſprohen habe. Die Berüdfihtigung diejes Reſkripts (zu 


u 
— 


deſſen nachtraͤglicher abſchriftlicher Mittheilung ſich ber Herr 
Vertreter des Miniſteriums bereit erflärte) Seitens des Herrn 
Oberpräſidenten der Rheinprovinz müſſe die Königliche Staats- 
regierung voraudfepen und deshalb bis zur eigenen materiellen 
Prüfung annehmen, dab für den Herrn Oberpräfidenten 
Gründe vorgelegen hätten, melde die Anwendung des Re 
Ifriptö auf den vorliegenden Fall ausichlöffen. Der Herr 
Kommiſſar des Herrn Miniſters des Innern ftellte demnach 
anbeim, bie Petition der Königlihen Staatöregierung zur 
Erwägung zu überweilen. Diejer Antrag wurde aus bem 
Scooße der Kommilfion aufgenommen, und bafür ange- 
führt, daß ein beftimmter Ausipruch des Abgeorbnetenbaufes 
nit angemefjen erjcheine, So fange die Königlihe Staate- 
regierung feine Beranlaffung gehabt habe, die Sade zu 
prüfen und zu entſcheiden. Durd Annahme diejes Antrages 
würde aud die Abficht der Petenten erreicht, nämlich eine 
ſachgemäße höhere Entiheidung unter Erwägung der aus 
dem Haufe ber Abgeordneten aufgeftellten Gründe und Ge— 
fihtspunfte herbeizuführen. — 

Vom Referenten war dagegen der Antrag geftellt, die 
Petition der Königlihen Staats-Regierung zur erüdfichie 
gung zu überweifen und dafür ausgeführt, daß die Sache 
rehrlih und faktisch Mar vorliege, und die Köriglihe Staats« 
Regierung, wie der Ober-Prälidialbeicheid vom 25. Oktober 
1868 beweije, chen längft Beranlaffung gebabt babe, ber 
Sade näher zu treten. 

Zunähft ift ins Auge zu faffen, daß Die juriftifche 
Perjon, zu deren Vermögens-Objekten die Cöln-Gießener 
Bahn gebört, daß die Eöln-Mindener Eiſenbahn-Geſellſchaft 
aus ihrem Gejammtbetriebe notorijd einen bedeutenden Rein» 
gewinn jährlich bezieht und Eigenthümerin des Terrains in 
Kalf, worauf die Werkftätten heben, und der Merfftätten 
ſelbſt iſt. Eine Cöln-Gießener Eiſenbahngeſellſchaft eriftirt 
rechtlich gar nicht Der beſondere Vertrag zwiſchen der 
Eöln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft und der Königlichen 
Staatd-Regierung vom 22. Juni 1854 regelt nur das Ver- 
bältniß zwiſchen dieſen Beiden und ftellt leoiglih zu dem 
Zwede, um den Beitrag des Staats zu firireu, zu welchem 
derjelbe ih dafür, daß die Cöln-Mindener Eijenbahngelell- 
ſchaft die Strecke Deutz-Gießen und bie fefte Rheinbrüde 
von Deup nah Cöln übernahm, verpflichtete, eine Trennung 
diejed Unternehmens von dem übrigen Unternehmen ver 
Eöln-Mindener Eifenbabngefelihaft auf. Diefer Vertrag, 
welcher behufs Feftitelung des nad dem Ertrage aus dem 
Cöln⸗Gießener Unter ehmen fi richtenden Beitrags des 
Staats eine Trennung lediglich fingirt, ift für die Ver- 
pflihtung der Eigenthümerin Der betreffenden Werkftätten, 
der Cöln-Mindener Eifenbahngejellibaft, zur Zahlung von 


. Steuern an die Gemeinte Kalf offenbar gleihgültig. Da» 


mit ift der Grund, auf welden kin zulegt allein noch die 
Verwaltungsbehörde fih gegen die Heranziehung der Gilen- 
bahngeſellſchaft zur Kommunalfteuer der Gemeinde Kalt ent» 
ſchieden hat, hinfällig, zumal. auch in Dielen Werfftätten 
Wagen reparirt werden, welde auf allen Streden der Ge— 
jelichaft verwandt werden. 

In Wirklichkeit siegt die Sache noch einfader. Nach— 
dem in Folge des Beichluffes des Haufes der Abgeordneten 
von der Königlihen Staatöregierung dur das Reſkript 
vom 29. Januar 1869 anerfannt ift, daß die fraglichen 
Werfftätten im Sinne des $. 4 der Städteordnung reip. 
bes Art. 8 des Geſetzes vom 15. Mai 1856, betreffend die 
Gemeindeverfaffung in der Rheinprovinz, ein ftehendes 
Gewerbe bilden, und ferner im richtiger Weile an« 
erfannt ift, daß es gleichgültig Sei, ob der durch 
die Werfftätten erzielte Gewinn fih als ein baarer Geld» 
ertrag oder als eine Kofteneriparniß darftelle, ob der In— 
baber der Werfftätten ein Dritter ei, oder ob die Eiſenbahn— 
Geſellſchaft gleichzeitig Inhaberin der Werfftätten und 
Abnehmerin derjelben ei, und im legteren Kalle den Gewinn 
jelbft beziehe, den fie im erfteren Falle jenem Dritten hätte 
zulommen faffen müſſen, — ift e8 nad dem Wortlaute, 
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dem Sinne und ber Abfiht des Art. 8. a. a. O., welder 
mit $. 4. der Stäbteordnung identiſch ift, unzweifelhaft, daß 
die Eigenthümerin der Werfftätten, die Eöln- Mindener 
Eifenbahn-Gejelihaft, nah dem aus dem Betrieb dieſer 
Werfftätten erzielten Gewinne zur Kommunalfteuer der Ge- 
meinde Kalk heranzuziehen ift, gleichgültig, ob fie aus dem 
Eöln-Gießener Bahnbetriebe oder auh aus ihrem Geſammt⸗ 
Unternehmen Gewinn erzielt und eine Dividende unter die 
Aftionaire vertheilt oder nicht. 

Art. 8. a. a. O. beftimmt: „Wer, obue in bem Ge— 
meindebezirf zu wohnen, dajelbft Grundbefip bat, oder ein 
ftebendes Gewerbe betreibt, iſt verpflichtet, an denjenigen 
Laften Theil zu nehmen, weldhe auf den Grundbefig oder 
das Gewerbe, oder auf das aus jenen Quellen fließende 
Einfommen gelegt find. Diejelbe VBerpflihtung haben 
juriftiiche Perionen, welche in dem Gemeindebezicke Grund» 
eigenthum befigen, oder ein ftehendes Gewerbe treiben,” 

Wörtlich Schreibt alio Art. 8. ver, daß das aus jenen 
Quellen fliegende Einfommen maßgebend jein jol. Das 
Borhandenjein eines Einfommens aus dem Grundbefig oder 
ftehenden Gewerbe bedingt die Heranziehung der juriftiichen 
Perjon zu den auf das aus dieſen Quellen fließende Ein- 
fommen gelegten Laften. Die Werfftätten in Kalk erzielen 
nun für die fragliche juriftiiche Perfon einen Gewinn, ein 
Einkommen. Deshalb muß auch Diele juriſtiſche Perjon, die 
Eöln: Mindener Eijenbabn-Gelellihaft, nah ihrem aus 
den Werfftätten fließenden Einfommen reip. nad 
dem für ihre fonftige Verwaltung fih daraus ergebenden 
Gewinne zu den in Kalk in geſetzlicher Weile auf ein der 
artiges Einfommen gelegten Laſten beitragen. Das ent- 
ſpricht auch vollftändig dem Sinne des Geſetzes, weldes 
durch die Vorichrift ded Art. 8. a. a. O. —— daß 
der Inhaber eines ſtehenden Gewerbes nach ſeinem Ein— 
kommen daraus zu den Kommunallaſten beitragen ſoll, 
welche der Gemeinde aus dem Betriebe des ſtehenden 
Gewerbes in der Gemeinde erwachſen. Und wie enorm 
die Gemeindebedürfniſſe, beſonders an Armenpflege, Schule ıc. 
durch 350 Arbeiter mit höchſtens nothdürftigem Einkommen, 
von denen die Hälfte Familie haben, ſich in einer armen 
kleinen Landgemeinde, wie Kalk ſteigern, liegt auf der Hand! 

Gegen dieſe Ausführung erhob ſich kein Widerſproch. 
Es wurde anerkannt, daß bei dieſen rechtlichen Gründen bie 
in der Kommiſſion weiter bervorgehobenen Billigkeitsgründe 
nur eine untergeordnete Bedeutung hätten, und ferner, daß 
der Modus der Heranziehung ber Eöln-Mindener Eifenbahn 
zu den Kommumalfteuern von Kalk bier außer Frage ftehen. 

Aus den zuerft angeführten Gründen wurde jedoch der 
Antrag, die Petition der Königlichen Staats-Regierung zur 
Berüdfichtigung zu überweifen, mit 9 gegen 5 Stimmen 
abgelehnt und darauf ohne Wideriprud bejhloflen, „dem 
Haufe der Abgeordneten zu empfehlen, die Petition ber 
Gemeindeverordneten von Kalt der Königlihen Staats - 
Regierung zur Erwägung zu überweijen.” 


Abſchrift. 


Berlin, den 29. Januar 1869. 


Auf den gefälligen Bericht vom 14. Juni pr., 
beireffend die Heranziehung der Bergiſch-Maärkiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft zur Kommunal: Einfommenfteuer 
der Gemeinde Langenberg von demjenigen Einfommen, 
weldes fie aus dem Betriebe ber im Bezirk der ger 
on Gemeinde belegenen Maſchinenbau-Werkſtatt 
eziebt, 
eıwidere ih Em. Excellenz, unter Wirderbeifügung des an 
Sie gerichteten Rekursgeſuches der Gemeinde Rangenberg 


vom 5. Juni pr. nebft defjen Anlagen ac. ergebenſt 
Folgendes: 

Zunächſt kann es keinem Zweifel unterliegen, daß in 
einer Angelegenheit, wie die in Rede ſtehende, wo es ſich 
darum handelt, ob die Gemeinde Langenberg das Recht 
hat, die Bergiſch-Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft trotz er— 
hobenen Widerſpruchs zur Kommunalſteuer heranzuziehen, 
die Entſcheidung nicht nach etwaigen Billigkeitsrückſichten zu 
treffen if. Im Laufe der von Em. Ercellenz allegirten 
Verhandlungen im Abgeordnetenhauje hat daher aud von 
Seiten meined Minifteriums niemals etwas anderes als 
eine wiederholte und ber Wichtigkeit des Gegenftandes ent» 
Ipredhende eingehende Erwägung der für die Entiheidung 
maaßgebenden rechtlichen und thatſächlichen Gefichtspunfte 
in Ausfiht geftellt werden jollen. Diele Erwägung bat 
aber allerdings zu der Anficht geführt, daß der Anſpruch 
der Gemeinde Kangenberg auf Zuweiſung eines Theils des 
Einfommens der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft 
als Kommunalbefteuerungsobjeft nicht als unbegründet bes 
tradhtet werden fann. 

Es ift zwar richtig, daß das von meinem Minifterium 
in Gemeinihaft reip. nah Einvernehmen mit dem Herrn 
Minifter der Finanzen und für Handel ıc. unterm 29. Sep« 
tember 1856 erlafjene Circular-Reſkript nur diejenigen Ge» 
meinden für beredtigt zur Kommunalbefteuerung ber Eijen« 
bahnen erklärt, in deren Bezirk fih eine Station der 
jelben befindet. 

Diejer Umftand ift indeffen für fih allein ſchon bes- 
halb nicht enticheidend, weil das gedachte Rejfript, wie bie 
demjelben vorausgegangenen —— ergeben, im 
Weſentlichen nur die Entſcheidung der Frage bezweckt hat, 
ob nach $. 4. der Städte-Ordnung die Domizil» Gemeinde 
ald diejenige zu beiradhten fei, in der das Gewerbe der 
ne enge heran betrieben wird, oder vielmehr die er- 
wähnten Stationdgemeinden, — während bie jept vor— 
liegende Frage damals überhaupt nicht zur Erörterung ge- 
langt war, 

Dem entiprehend ift aud von den genannten Herren 
Miniftern Die gegenwärtig zu treffende Enticheidung refjort- 
mäßig mir überlaffen worden. 

Dieſe leptere hbangt davon ab, ob die in der Maſchi— 
nenbaus®erfftatt zu Langenberg zur Ausführung kommen» 
den Arbeiten als zum Gewerbebetriebe ber Bergiſch— 
Maͤrkiſchen Gifenbadngeielficaft gehörig anzufehen find? — 
und dieje Frage wird bejaht werden müſſen. 

Em. Ercellenz — obwohl jene Arbeiten ihrer äuße— 
ren Geſtalt nach unſtreitig zu den gewerblichen zu rechnen 
ſind, um deshalb der entgegengeſetzten Anſicht, 

weil eine fortgeſetzte produktive Thätigkeit nur dann 

einen Gewerbebetrieb bilde, wenn diefelbe auf die 

Erzielung eines Gewinnes berechnet jei und weil alic 

eine jede handwerfsmäßige oder fabrifmäßige Herftel« 

lung von Waaren, welde nur für den eigenen Be 
en fei e8 einer phyſiſchen jei, es einer juriftiichen 

Perjon, beftimmt fei, nicht als Betrieb eined Gewerbes 

betrachtet werben könne. 

Ih vermag meinerjeits * nur anzuerkennen, daß 
derjenige kein Gewerbe betreibt, der lediglich für ſeinen und 
ſeiner Angehörigen perſönlichen Bedarf arbeitet, während 
ed I bier um ben gewerblichen Bedarf der Eijenbahnge- 
ſellſchaft handelt. Es gebt zu weit, wenn man unter den 
Begriff der gewerblichen Thätigfeit eines Kabrifanten, eines 
Unternehmers ıc. lediglich diejenigen Arbeiten ſubſumiren will, 
melde ganz unmittelbar die Erzeugung der zum dem» 
nädftigen Verkauf beftimmten Waaren ac. zu ihrem Gegen» 
ftande haben. 

In ſolchen Fällen, wo eine Eijenhüttengeiellichaft Kohlen» 
bergwerfe lediglich zu dem Zwecke in Betrieb genommen 
hatte, um bie geförderten Koblen als Brennmaterial bei 
ihrem eigenen Eijenhüttengemerbe zu verwenden, bat es 
in der Praris feinen Anftand gefunten, auch die bergbau. 
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liche Thätigkeit einer ſolchen Gefelichaft als eine ihren ges 
werblidhen Zweden dienende und demnach als eine für ſich 
jelbft gewerbliche zu bebandeln, folgeweije aber die Geiell- 
Ihaft zur Kommunal» Einfommenfteuer auch in denjenigen 
Gemeinden heranzuziehen, wo nur der qu. Bergbau, nicht aber 
das Eijenhüttengewerbe betrieben wurde. In ähnlicher Weiſe 
fommt, aud) bier in Betracht, dab die Arbeiten in der Ma» 
Idinenbau-Werfftatt zu Langenburg lediglih, wenngleid 
nur mittelbar, auf die Förderung ber gewerblichen u 
der Eiſenbahngeſellſchaft gerichtet find. Die gewerbliche 
Tpätigkeit der legteren befteht, nad Lage der obwaltenden 
Berbältniffe, nicht blos in der Fortbewegung von Perjonen, 
Gütern, fondern gleichzeitig in der Sehtellung und Un- 
terbaltung der für diefe Fortbewegung erforder- 
liden Transportmittel. Es fann nicht als zweifelhaft 
gelten, daß die Gefellihaft die für dieſe Geftelung und 
Unterhaltung von ihr geleifteten Arbeiten dem Publikum bei 
der von ihm in Anfprud genommenen wre mit in 
Rechnung ftelt und daß aljo ein Theil dieſer Bezahlung 
für jene Arbeiten geleiftet wird. Demnad liegt fein 
Grund vor, die lepteren für etwas anderes als für einen 
integrirenden Theil des Gewerbebetriebes der Bergiih-Mär- 
fiihen Eiſenbahn-Geſellſchaft zu erklären. 

Dem gegemüber ift es auch nit von Bedeutung daß 
die Arbeiten in der Maſchinenwerkſtatt nicht durchaus noth— 
wendiger Weile von der Bergiſch-Märkiſchen Eifenbahnge- 
ſellſchaft ſelbſt vorgenommen werden müflen, daß die Ge- 
ſellſchaft joldhe vielmehr aud in Entreprije geben könnte und 
daß fie letzteres vieleicht nur deshalb nicht thut, weil fie 
ſelbſt fi die Arbeiten zuverläffiger, ſchneller und billiger 
berftellt; e8 genügt vielmehr, daß die Gefelichaft thatſäch— 
lich die Arbeiten jelbft vornimmt und ih für dieje lep- 
teren, wie bemerft, vom Publifum Zahlung leiften läßt. 

Ebenſo unerheblich ift, wie feiner weitern Ausführung 
bedürfen wird, der Umftand, daß die Gefelihaft im Ger 
meindebezirfe von Langenberg jelbit feine Zahlungen er: 
bebt; denn für die Frage, wo ein Gewerbe betrieben wird, 
ift wejentlih der Umftand enticheidend, wo bie Arbeiten 
geleiftet werden, durch deren Berwerthbung ein Einkom- 
men erzielt wird. 

Derjenige Theil diejes Einfommens, welchen die Ber- 
giſch-Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft dem Selbftbetriebe ihrer 
Maſchinenbau-Werkſtatt verdankt, wird ſich nad techniſchen 
Grundfägen ohne Zweifel wenigftend annähernd ermitteln 
laffen. Um eine Doppelbefteuerung eines und befjelben 
Objekts zu verhindern, würde dieſer Theil aber von dem 
gelammten jonftigen, gemäß dem Reſkript vom 29. Septem- 
ber 1856 den Stationsgemeinden zuzuweiſenden Einfommen 
vorweg in Abzug zu bringen fein. Es wird nicht verfannt, 
daß die biernady erforderlih werdenden Operationen in der 
praftiichen Anwendung mit Schwierigfeiten verbunden jein 
mögen; dieſe Schwierigkeiten werben ſich gleihwohl bier 
ebenfowohl überwinden laffen wie in den mandyerlei ſonſti— 
gen Füllen, wo es darauf anfommt, das Einfommen aus 
einem, über mehrere Gemeindebezirfe fi erjtredenden Ge— 
werbebetriebe nad möglichft beftem Ermefjen unter Diele 
Gemeinden zu repartiren. Vielleicht möchte ſich, nad er 
folgter Seftftellung des Prinzips, für den vorliegenden Fall 
ein gütliches Abkommen zwiihen der Gemeinde und Der 
Eiſenbahngeſellſchaft erzielen laſſen. 

Ew. Excellenz ſtelle ih hiernach die erforderliche Ber 
fügung zur Sache ganz ergebenſt anheim und wollen Sie 
mir über den Verlauf der lepteren feiner Zeit gefälligſt Bes 
richt erftatten. 

Der Minifter des Innern. 
gez. Graf Eulenburg. 
An 


den Königlichen Oberpräfidenten Herrn Wirklichen 
Geheimen Rath von Pommer-Eſche 
Excellenz 
in Coblenz. 
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Ü. 
Berichterftatter: 
Abgeordneter Schubartb. 
mE EEE nn 
Journal IT, Mr. 466. Der Magiftrat der Stadt Berlin hat fih an das Haus 


der Abgeordneten mit einer Petition vom 8. November 1869 

gewendet, in welcher derjelbe bittet, 
„die Aufhebung des Gejepes vom 11. Juli 1822 
(G.S. S. 184.) und der durd bafjelbe und die 
Kabinetsordre vom 14. Mai 1832 (G.S. ©. 145.) 
den unmittelbaren und mittelbaren Staatsdienern 
bei ihrer Heranziehung zu den Gemeindelaften ge 
währten Bevorzugungen bei der Staatäregierung 
beantragen und ſich bierfür, jowie auch für bie 
Abihafrung der durch den $.4., al. 12. der Stäbe» 
ordnung vom 30. Mai 1853 gegebenen Steuer: 
Eremtionen verwenden zu wollen.“ 

Zur Unterftügung dieles Antrages hebt Petent zunächſt 
den Widerſpruch hervor, welcher fi in den bezügliden Ge— 
jepes-Beftimmungen vorfindet, indem die Städte-Drbnung 
vom 30. Mai 1853, ungeachtet diefelbe in gleicher Weile, 
wie die frühere Gemeinde» Ordnung vom 11. März 1850, 
im Beginne des $. 4. den allgemeinen Grundjag ausjprede: 

„daß alle Einwohner des Stadtbezirks ebenjo, 
wie fie zur Mitbenugung der öffentlichen Gemeinde» 
Anftalten der Stadt berechtigt jeien, jo aud die 
Verpflichtung hätten, an den ſtädtiſchen Gemeinde— 
laften Theil zu nehmen,“ 
doch in den jpäteren Alinea deſſelben Paragraphen 
die wejentlichiten bis zum Sabre 1850 beftandenen Steuer: 
Bevorzugungen und Eremtionen, wie jolde namentlid durch 
das Gejep vom 11. Juli 1822 und die Verordnung vom 
14. Mai 1832 für Beamte feftzeftelt find, und nicht we- 
niger Die bis zu jener Zeit geltend gewejenen Befreiungen 
der Geiftlihen, Kirchendiener und Glementar- Schullebrer 
wieder eingeführt habe. 

Nah 88. 2. und 3. des Gejeped von 1822 dürften 
inöbejondere alle angeftellten Beamten nur nad der Hälfte 
ihres Dienfteinfommens zu den Gemeindelaften herangezogen 
werden, und ſei dabei ausdrüdlih beftimmt, daß ihre 
Steuerbeiträge bei Gehältern unter 250 Rthlrn. nicht mehr 
als 19/,, bei &ehältern von 250 bis 500 Rthlrn. einſchließ— 
lich nicht mehr als 114 %/,, bei höheren Gehältern nit mehr 
ald 29/, des gefammten Dienfteinfommens ausmaden jollten. 

Wenn diefe Bevorzugung der Beamten im Gejepe da- 
durdy motivirt jei, daß deren „Einkommen feinem ganzen 
Dafein nah von dem Leben, der Gejundheit und anderen 
zufälligen Berhältniffen der Perfon abhängig lei und des» 
halb im Nachtheile gegen Grund» und Kapital-Einfommen 
ſtehe“, jo treffe dieled Argument an und für fid jedes von 
dem Leben, der Geſundheit u. j. wm. abhängige Einfommen, 
nicht bios dasjenige der Staatsdiener, jondern aller übrigen 

. Perjonen, weldye von ihrem Arbeitsverdienfte lebten, aud 
den Grwerböverdienft, weldher von der Ausübung einer 
Wiſſenſchaft und Kunft, eines Gewerbes oder der Hand» 
arbeit herrühre. Es werde aljo die Frage, ob es richtig 
fei, bei einer allgemeinen Einfommenfteuer das nur lebens» 
länglihe Einfommen dem immerwährenden, über die Yebens- 
dauer hinausgebenden Einfommen glei zu befteuern, nur 
zu Gunften einer Klafje der bürgerlihen Gejelidaft ver- 
neint, und zu deren Gunften eine Ausnahme bierdurd ber 
gründet, während bei den ungleich zaählreicheren anderen 
Klaffen das aufgeftellte Prinzip Feine Anwendung erhalte. 
Es erſcheine dies als eine um jo fühlbarere Ungerechtigkeit, 
als bei denielben Steuern, wenn fie als Staatsfteuern er: 
hoben würden, jene Begünftigung der Angeftellten nicht ftatts 
finde, während doch das bier in Arage ftebende Argument 
die Steuer felbft, nicht deren Anwendung auf die Gemeinde 
Verhältniffe treffe, und wenn daljelbe richtig wäre, deſſen 
Verlegung ebenfo ſehr eine Prägravation der Angeftellten 
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in der Staatöbefteuerung, wie in ber &emeinbebefteuerung 
in ſich ſchließe. 

Ebenſowenig könne die Richtigkeit des zweiten, in dem 
erwähnten Gelege ($. 2. des Geſetzes vom 11. Juli 1822) 
angeführten Motivs, daß nämlich „das Dienfteinfonmen 
der Beamten feinem ganzen Betrage nad ein beftimmtes 
lei, dadurch aber bei der Befteuerung gegen das Gewerbs— 
Einkommen im Nachtheil ftehe,” zugegeben werden. Zus 
nächſt fei die faftiihe Grundlage dieſes Arguments in vielen 
Fällen gar nicht zutreffend; denn es gebe eine große Anzahl 
Angeftellter, denen das fragliche Benefiz zu Gute fomme 
und deren Dienfteinnabme ebenjo wenig ganz oder theilmeife 
aus einem beftimmten Einfommen beftehe, wie das ber Ge» 
werbtreibenden (wohin namentlich diejenigen gehörten, deren 
Dienfteinnabme ganz oder theilweile aus Diäten oder Ber- 
gutungen für Arbeiten oder aus zufälligen Emolumenten 
beftehe). Sodann treffe auch Ddiejes Argument in gleichem 
Maaße die Staatöftener, welche jenen Unterſchied nicht mache, 
vielmehr das beftimmte Einfommen in jeiner Beitragspflicht 
dem nicht beftimmten, durch Schätzung feftzuftellenden Ein- 
fommen gleichftelle, und enthalte diejes Argument ſonach 
diefelbe Inkonſequenz, daß bei der Heranziehung zu den 
Gemeindefteuern in der Natur der Steuer eine Unverbältniß- 
mäßigfeit oder Prägravation einer Klaffe der Staatsbürger 
gefunden werde, weldye bei der Staatsbefteuerung nicht an« 
erfannt worden je. Die behauptete Benachtheiligung der 
Angeftellten könne aber aud als thätſächlich begründet nicht 
anerfannt werden. Allerdings könne das gewerblide Eins 
fommen nit jo klar ermittelt werden, wie dasjenige ber 
Angeftellten, welches lediglih aus einem feften Gehalte be— 
ftehe. Allein es jei Diejes vorzugsweiſe nur zuzugeftehen bei 
den größeren Gewerbtreibenden, nicht aber bei den fleineren, 
namentlih dem feinen Handwerksbetriebe, deſſen Ertrag 
am einzelnen Orte ziemlich genau feftgeftellt werden könne. 
Anderen Theild ſei ed eine feinetwegs ausgemachte, im Ge: 
gentbeil eine ſehr zweifelhafte Behauptung, daß jene Un- 
klarheit in den Berhältniffen der Gewerbitreibenden durch— 
gängig mit einem Bortheile für diejelben bei der Schäpung 
des Grtrages verbunden jei; im Gegentbeil fünne dieſe Un« 
flarbeit ebenio oft zum Nachtheile der Gewerbtreibenden 
ausihlagen; denn in den Augen des Yublifums werde nichts 
leichter überjhägt, als der Ertrag eines Gewerbes. Wie 
wandelbar diefer fei, von Zeitverhältniffen und fonftigen 
Konjunkturen abbänge, welche Verlufte damit verfnüpft feien, 
— Das entziebe ſich vielfach dem Äußeren Beobachter und 
der Gewerbtreibende jei jeinerjeits durch die Rückſichten auf 
jeinen Kredit gehindert, feine VBerhältniffe in ihrer Wirklich. 
feit darzulegen. 

Daraus, daß die Staatsdiener zum Theil nit hin— 
reihend bejoldet jeien, fünne ein Grund für die theilmeije 
Befreiung bderjelben von den Gemeintelaften nicht wohl her» 
geleitet werden, denn es ſei Pflicht des Staates, dafür zu 
forgen, daß die zu niedrigen Gehälter auskömmlich erhöht 
würden; keineswegs aber fünne der Staat zum Nachtheil 
der Gemeinde die Beamten von der Gemeindefteuer theil» 
weife befreien, um ſich von der Verpflichtung, feine Beamten 
ausreichend zu befolden, frei zu machen. Es werde damit 
nicht nur eine Staatslaft zum Theil auf die Gemeinde ab» 
gewälzt, fondern es würden dadurch aud die Gemeinden 
höchſt ungleihmäßig belaftet. 

Ganz ungerechtfertigt fei aber auch die Beltimmung, 
wonach Seitens der Beamten in feinem Falle mehr als ein 
gewiſſer Prozentfag ihres Gehaltes an Gemeindefteuern zu 
zablen fei. Ohnehin durd die Befteuerung nur zur Hälfte 
ſchon begünftigt, würden fie es hierdurch noch mebr in den» 
jenigen Gemeinden, in denen fi die Bürger aus irgend 
welchen Gründen ſehr drüdenden Yalten dauernd unterwerfen 
müßten. So fönne es leicht vorfommen, daß ein Beamter 
nur ein Drittbeil der Steuern, ja noch weniger zu zahlen 
babe, als ein Anderer von gleihem Einfommen. In Zeiten 
anßerordentliher Bedrängniß, herrſchenden Notbftandes und 
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bes Krieges, wenn Handel und Gewerbe barniebderlägen und 
das Einfommen aller Gewerbe und Handel treibenden Ein— 
wohner einer Gemeinde ftarf geihmälert werde, hätten die 
Beamten unverfürzt ihr gefihertes Einkommen; nichts deſto 
weniger trügen fie aber, wenn in Folge folder Zeitverhält- 
niffe Die Steuern wefentli erhöht werden müßten — wenn 
z. B. das Kriegsleiftungs-Geleg große Opfer von den Ge- 
meinden fordere — zu dielen erhöhten Steuern nur in ger 
ringerem Maafe, als alle anderen Gemeinde-Mitglieder oder 
garnicht bei. 

Es werde ferner gewiß nicht behauptet werden Fünnen, 
daß die Beamten nicht in gleihem Maaße, wie die anderen 
Einwohner von den Gemeinde-Einrihtungen Vortheil zögen; 
fie ftänden in dieſer Beziehung ebenjo, wie alle übrigen 
Gemeinde-Angebörigen da, und hätten wie dieſe den vollen 
Nutzen von allen bezüglihen Inftituten. 


Anlangend die Lage der Geſetzgebung, fo hatte der $. 3. 
der Gemeinde-Drdbnung vom 11. März 1850 (Gejegjamm: 
lung Seite 213.) die Aufhebung aller perſönlichen Befreiun- 
gen von Gemeinde-Abgaben ausgeiprodhen; nach der Erflä- 
rung des Minifterd des Innern von Weftfalen in ber 
Sigung der II. Kammer vom 12. April 1853 (Stenogra= 
phiſche Berichte Seite 861.) hatte indeß die Staatsregierung 
angenommen, baß „die Boririften des erwähnten Gelepes 
vom 11. Zuli 1822 und der Kabinets-.Ordre vom 14. Mai 
1832 dur die Gemeinde-Drbnung von 1850 nicht aufs 
gehoben jeien, indem jene Beitimmungen, als ein 
Gejep für die Staatsdienerihaft überhaupt, mit- 
bin als fortbeftebend hätten betradtet werden 
müjjen, bejonders auch aus dem Grunde, weil diefe Vor— 
Ichrift feine eigentliche Befreiung der Beamten von den 
KommunaleAbgaben ausiprehe, ſondern nur ipezielle Vor— 
ſchriften enthalte für die nähere Begränzung des fteuerpflich« 
tigen Objekts." Bei der Berathung der Städte-Ordnung 
vom 30. Mai 1853, in deren Alinea 14. reſp. 12. beftimmt 
ift, daß „wegen ber Befteuerung des Dienfteinfommens der 
Beamten die Vorihriften des Gelepes vom 11. Juli 1822 
und der Kabinets-Ordre vom 14. Mai 1832 zur Anwen— 
dung zu bringen ſeien,“ reip. daß „die Geiſtlichen, Kirchen: 
tiener und Elementar-Schullehrer von den direften perlöns 
lihen GemeindesAbgaben binfihtlih ihres Dienfteinfommens 
infofern befreit bleiben jollen, als ihnen dieje Befreiung 
zur Zeit der BVerfündigung der Gemeinde: Ordnung vom 
11, März 1850 zuftand,“ war in der II. Kammer von 
dem Abgeordneten v. Binde das Amendement eingebracht 
(Stenograpbiihe Berichte de 1853 Seite 859.), daß „Die 
Borihriften des Gejepes vom 11. Juli 1822 und der Ka— 
binets-Drdre vom 14. Mai 1832 außer Anwendung bleiben“ 
ſollten, daſſelbe indeflen jhlieplih abgelehnt worden. 

Die pleihen Beftimmungen wegen der Gemeinde»Bes 
fteuerung der Beamten, Geiftlihen, Kirchendiener und Ele— 
mentar-Schullehrer haben demnächſt in den ſpäter erganges 
nen Städtes und Gemeindeordnungen Aufnahme gefunden, und 
jwar: in den Stäbte-Drönungen für die Provinz MWeft- 
phalen und die Rheinprovinz vom 19. März beziehungs- 
weile 15. Mai 1856 (G.⸗S. ©. 237. reip. 406.) 8. 4., 
der Landgemeinde-Drdnung für die Provinz Weſtphalen 
vom 19. Mär, 1856 (G.⸗S. ©. 265.) 88. 61., 63., dem 
Gemeinde » Berfaffungs =» Gefeg für die Rheinprovinz vom 
15. Mai 1856 (G.“S. ©. 435.) Artikel 10. beziebunges 
weile $. 29. der durch dieſes Gejep wieder in Kraft gelep- 
ten Gemeinde-Drdnung für die Rhein-Provinz vom 23. Zuli 
1845 (G.S. ©. 523,), und find Diefelben aud in die 
neuen Landestbeile dDurh die Verordnung vom 23, Sep» 
tember 1867 (G.&. ©, 1648.) beziehungsweife für die 
Stadt Frankfurt a. M. duch das für Ddielelbe erlafjene 
GemeindesBerfaffungs-Geleg vum 25. März 1867 (8.-©. 
S. 401.) eingeführt worden. 
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Bei ber Beratbung ber Petition im Schooße ber 
Kommilfion, welder der Herr Regierungsratb v. Boetticher 
als Kommifjarius des Herrn Minifterd des Innern bei- 
wohnte, wurde Seitens des Referenten, des Korreferenten 
und der ihnen beiftimmenden Mitglieder der Kommilfion 
ausgeführt, daß man den Argumentationen der Petition 
nur überall beipflihten fünne und die Motive des $. 2. 
des Geſetzes vom 11. Juli 1822 für die Minderbefteuerung 
des Dienft-Einfommens der Beamten ald nicht ftihhaltig 
und unzutreffendb bezeichnen müſſe. In Ergänzung dieſer 
Argumentationen wurde indbefondere noch — hingewie⸗ 
ſen, daß der Beamte, der großen Klaſſe von Staatébür— 
gern, deren Einfommen ebenfalls von dem Leben, der Ge— 
jundheit und anderen zufälligen Berbältniffen der Perion 
abbänge, wie Aerzten, Notaren, Advofaten und ben Ges 
werbtreibenden gegenüber, deren Erwerb mehr aus einer 
bejonderen Kunftfertigfeit als aus der Benupung des in 
ihrem Gewerbe angelegten Kapitald entipringt, — melde 
Kategorien zur vollen Gemeindefteuer nah Maßgabe ihres 
Einfommens herangezogen werden — den großen Vorzug 
genieße, daß er, dienftunfähig geworden, eine Penfion er 
balte, während bei den erwähnten Kategorien von Staates 
bürgern mit dem Eintritt einer Arbeitsunfähigfeit in der 
Regel jedes Einfommen aufböre. 

Ferner wurde betont, daß die Motive bed F. 2. den 
Gemeinden gegenüber unanwendbar geworben jeien, jeit 
und nachdem ver Staat bei ber Heranziehung zu den 
Staatöfteuern im Gelege vom 1. Mai 1851, betreffend die 
Einführung einer Klaffen- und Maffifizirten Einfommen« 
Steuer, den allerdings vorhandenen und wohl berückſichti— 
gungswerthen Unterſchied zwiſchen fundirtem und nicht fun— 
dirtem Einfommen nicht gemadt habe, und in Beziehung 
auf die Staatsfteuer die Beamten in Betreff ihres Dienfte 
einfommens ebenjo bebundelt würden, wie Die übrigen 
Staateangehörigen. Wenn der Staat es für gut und ge 
recht gefunden habe, die Beamten mit ihrem vollen Dienfte 
einfommen zu den Staatöfteuern heranzuziehen, jo jei 
nicht einzufehen, warum fie nicht ebenio zu ven Gemeinde» 
fteuern herangezogen werden jollten. 

Hierzu fomme noch, daß das Gejep vom 11. Juli 
1822 dem in die neuere Gemeinde-Bejepgebung eingeführten 
Prinzipe der Gemeinde-Angebörigfeit der Beamten gegen» 
über längft hinfällig geworden jei. Aus der Einleitung zu 
dieſem Gejege gehe hervor, daß es erlafjen worden jei, weil 
„diejenigen Beftimmnngen, weldye in den 88. 2. und 3. der 
unterm 11. Dezember 1809 ergangenen Deklaration des 
$. 44. der Städte-Drdnung vom 19. November 1808 ent- 
balten jeien, theils mehrfache Zweifel veranlaßt hätten, theils 
nicht mehr überall zu den gegenwärtigen Berhältniffen 
paßten.“ Jene Beftimmungen bafirten aber auf dem in der 
Städte» Ordnung von 1808 durchgeführten Unterſchiede 
zwiſchen Bürgern und Schupverwandten, melde Lepteren 
nad Maßgabe ihres Gewerbes und ihrer Vermögens-Ums» 
ftände zu den ftädtiichen Laften in einem angemeffenen Ber- 
hältniffe mit den Bürgern beitragen follten, weldes Ver— 
hältniß für die Beamten durch die erwähnte Deflaration 
näber beſtimmt ift, — wie denn aud das Geleg vom 11. 
Juli 1822 ſich jenes Fundamentes wohl bewußt jei, wie 
aus der Gegenüberfteluug des Dienfteinfommens der Be» 
amten nnd des Einfommens der Bürger im $. 2. aus: 
drücklich hervorgehe. Es jei daher eine Anomalie, daß man, 
nachdem durch die neuere Gemeinte-Gejepgebung (zumächft 
die Gemeinde»Drdnung vom 11. März 1850) den Beamten 
diefelben bürgerliden Rechte, wie den übrigen Bürgern ein: 
geräumt worden jeien, gleihwohl die auf der Bafis jenes 
Unterichiedes berubenden Vorſchriften wegen der Steuer-Erem- 
tionen und Bevorzugungen der Beamten nod aufrecht erhal» 
ten wolle. Konjequent folge aus der Einräumung der 
gleichen Rechte für Die Beaniten, wie für die übrigen Bür« 
ger, auch die Auflegung gleicher Pflichten, die Heranziehung 
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zur vollen, nad ihrem Einkommen auf fie entfallenden Ge» 
meindefteuer. 

Uebrigens babe das Haus der Abgeordneten fi in der 
jüngften Zeit zu wiederholten Malen zu Gunften einer Auf: 
bebung der in Rede ftehenden Steuer-Bevorzugungen ausge, 
ſprochen: jo bei Berathung des Gelep-Entwurfs, betreffend 
die Verfaffung und Verwaltung der Städte und Fleden in 
der Provinz S hleswig-Holftein in der Sigung vom 9. Fe: 
bruar 1869 (Stenogr. Berihte S. 1520) durch Annahme 
der von dem Abgeordneten Böhmer eingebradten Reſo— 
lution: 

„Die Königlihe Staats-Regierung aufzufordern, dem 

Landtage in der nächſten Seſſion einen Geleg-Entwurf 

vorzulegen, wodurd die Eremtionen und Privilegien 

der Staatädiener und der Hinterbliebenen derjelben ber 
züglih der Kommunal-Laften aufgehoben würden“ ; 
ferner durch Ablehnung des von der Königlichen Staats- 
Regierung vorgelegten Gejep-Entwurfs, betreffend die Theil⸗ 
nahme der Staatsdiener in Neus-Borpommern und Rügen 
an den Kommunal-Laſten und dem GemeindesBerbande in 
der Sigung vom 2. März 1869 (Stenogr. Berichte S. 2054.), 
welche Ablehnung lediglih aus dem Grunde erfolgte, weil 
man bie Prinzipien, auf welden der Geſetz- Entwurf be 
rubte, verwarf und die volle Rechtsgleihheit bezüglidy der 
GemeindesBelteuerung der Beamten hergeftellt wiljen wollte; 
endlich durch ea a bes Amendements von Hennig zu 
$. 16. des Entwurfs einer Kreisorbnung für die ſechs sh 
lichen Provinzen in der Sigung vom 18. November 1869 
(Stenogr. Berihte S. 609): | 
„Das Einfommen der unmittelbaren und mittelba« 
ren Staatsbeamten, jowie der Geiftlihen und Kir— 
hendiener unterliegt der Heranziehung zu den Kreis- 
laften ebenio wie das Einkommen der anderen 
Kreisangebörigen.* 

Schließlich komme auch nod der Umftand in Betracht, 
daß die Beamten des Norbdeutihen Bundes der Steuerber 
vorzugung, welde die Preußiihen Beamten genöffen, nicht 
theilbaftig feien, nachdem der Reidätag den Grlaß einer 
bundesgeleglihen Beftimmung, nad welder diefelben zu den 
Gemeindeftenern nur in dem Umfange wie die Yeptern 
beranzuziehen jeien, abgelehnt und ſich gegen dieſe Bevor: 
zugung ausgeſprochen habe. 

Geftügt auf diefe Erwägungsgründe und die erwäbn- 
ten, wiederholten Kundgebungen der Stellung des Hauſes 
zu der in Rede ftehenden Frage, ftellte der Neierent den An⸗ 
trag, die Kommilfion wolle dem Haufe empfehlen, zu bes 
Ichließen: 

„die Petition des Magiftrats zu Berlin der Kö— 
niglihen Staatöregierung unter Bezugnahme auf 
die in der Sipung vom 9. Februar 1869 gefaßte Nee 
ſolution (Stenogr. Berihte S. 1520.) mit der 
Aufforderung zu übermeilen, dem Landtage in der 
nächſten Seſſion einen Gejegentwurf vorzulegen, 
durch weldyen die Eremtionen beziebungsweile Bevors 
zugungen der unmittelbaren und mittelbaren Staats- 
Diener und deren Hinterbliebenen bei der Heranziebung 
derjelben zu den Gemeindelaften, ſowie die den 
Geiftlichen, Kirchendienern und Elementarſchulleh— 
tern dur die Gemeindegejepgebung eingeräumten 
Befreiungen von Gemeinde « Abgaben aufgehoben 
werden.“ 

Anlangend die verlangte Ausdehnung der Aufhebung 
der Gemeindefteuer-Eremtionen auch auf die Geiftlidyen, 
Kirchendiener und Elementarihullebrer, jo wurde bierfür gel« 
tend gemacht, daß die vorftebend erörterten Argumente auch 
auf dieſe Beamten-Kategorien analoge Anwendung finden. 

Von einer anderen Seite wurde gegen Dielen Antrag 
das Bedenfen angeregt, daß es gegen die Prarie des Hau« 
ſes verftoße, eine Petition zum Anlaß zu weitgreifenden les 
gislaterifchen Arbeiten zu benutzen — eine Anficht, deren 
Richtigkeit allerdings unter Berufung auf verjhiedene Prä- 
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zedenz- Fälle beftritten wurde — und ber Antrag auf Ueber 
weifung der Petition zur Berückſichtigung geftellt. 

Dielen Ausführungen und Anträgen gegenüber erflärte 
der Herr Regierungsfommiffar: die unter dem 9. Fe— 
bruar 1869 von dem Haufe der Mbgeorbneten be— 
ſchloſſene Nejolution, welde an die Staats-Regierung bie 
Aufforderung richtet, dem Landtage in der nächſten Seſſion 
einen Geſetzentwurf vorzulegen, wodurh die Eremtionen 
und Privilegien der Staatsdiener und der Hinterbliebenen 
derjelben bezüglih der Kommunallaften aufgehoben würden, 
babe eine eingehende Erörterung im Schooße des Könige 
lihen Staatsminifteriums gefunden. Die übereinftimmen- 
den Bota jämmtliher Reffort- Chefs ſeien hierbei dahin 
gegangen, daß jenem Beſchluſſe Feine Folge zu geben sei, 
und derjelbe jei demgemäß zu den Alten genommen. 

Die Gründe jeien im Wejentlichen folgende: 

Das Geſetz vom 11. Zuli 1822 habe die Kommunal» 
fteuer-Benefizien der Staatsdiener nicht neu eingeführt, fon» 
dern lediglich gemauer präzifirt, reip. die der Eivil-Staats- 
diener und der Penfionäre auf cin beftimmtes Maaß gejept, 
weldes den Bedürfniffen der Kommunen einerjeits, wie den 
ſchutzberechtigten Interefjen der Stautsdiener und bes Staats— 
dienftes andererjeits eine billige Berüdfihtigung gewähren 
jollte. Die völlige Immunität des Militaird und der lan» 
desherrlichen Beamten von der Kommunalbefteuerung ſei 
ein alter Rechtsgrundſatz des gemeinen deutſchen Rechtes, 
der in den deuiſchen Städte-Berfalfungen faft allgemein 
anerfannt fei .und auch im Allgemeinen Landrecht ($. 17., 
112., pl. II. Zit. 10.) Ausdrud gefunden habe. Die 
Städte-Drbnung von 1808 und die Deflaration vom 11. Des 
zember 1809 hätten dieſe Immunität durd die darin ver— 
ordnete amtheilige Heranziehung der Schupverwandten zu 
den ftädtiichen Kommunallaften in einer Weiſe eingeihränft 
reſp. zweifelhaft gemadt, welde die Staatädiener unge 
rechtfertigten Ueberbürdungen ausjegte, und es ſeien deshalb 
die präzileren Beftimmungen des Gejepes vom 11. Juli 1822 
ergangen. Die jpezielleren Beweggründe für ihren Erlaß 
hätten ſeit jener Zeit ihr Gewicht nicht verloren, ihre Ber 
deutung fei im Gegentheil geftiegen. 

Die Gehälter, insbejondere auf den niedrigeren und 
mittleren Stufen des Staatsdienſtes, jeien nur in geringem 
Maaße und Ffeineswegs im Berhältnig zum Sinfen des 
Werthes des Geldes aufgebefjert worden. Die Kommunal» 
laften in den Städten hätten in den meiften Landestheilen 
einen ver 50 Jahren faum geahnten Umfang erreicht, fie 
feien im täglich fortichreitendem Anwachſen begriffen. Die 
Abhängigkeit von Leben, Geſundheit und anderen zufälligen 
Berhältniffen der Perſon theile das Dienfteinfummen freilich 
mit allem nicht fundirten Einfommen und die bis auf den 
Pfennig ſich erftredende Erkennbarkeit theile es mit mander 
Art des fundierten Cinfommens, aber das Zujammentreffen 
diejer beiden für die Befteuerten ungünftigen Eigenſchaften jei 
feinem anderen Einfommen, wenigftens nicht ingleihem Maaße, 
eigenthümlih. Im Folge deffen führe die als Forderung der 
Gerechtigkeit aufgeftellte _ gleihmäßige Behandlung des 
Dienft- Einfommend mit allem anderen Einkommen 
der Einwohnerihaft thatſächlich zu einer Prägrävirung 
der Beamten. Die Erfahrung babe gelehrt, daß bei den 
Einfhäpungen zu Kommunal » Einfommenftenern die offen 
liegende Beſtimmtheit des Dienfteinfommens zu relativ 
höherer, oft bedeutend höherer Veranlagung der Beamten 
führe, ald der Bürger, mamentlid der dem Gewerbe- und 
Handelöftande angebhörigen, deren Einfommen um feiner 
ihwierigen Erfennbarkeit willen in der Regel nit über-, 
jondern unterfhägt werde. In manden Städten jei eine 
ſolche Unterfhägung in einem Grade erfolgt, daß thatlädh- 
ih nur das halbe Einfommen der übrigen Gemeindeglieder 
von der Befteuerung getroffen und dadurd das Beamten» 
Benefizium paralyfirt jei. Eine Aufhebung diejes Benefiziums 
würde die Begünftigung der anderen Einfommen vielleicht 
etwas mildern, ein gerechtes Gleihmaaß aber nod feine 
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weges berftellen. Sei biernad ber zur Begründung ber 
Forderung der Aufhebung aufgeftellte Sag: „Gleiche bürger- 
lihe Rechte verlangen gleihmäßige Tragung der bürgerlichen 
Pflichten“ ſchon darum nicht zutreffend, weil das bezüglich 
der Beamten Berlangte den realen Berhältniffen nah über 
die Gleihmäßigfeit hinausgebe, fo fehle es auch der Prämiſſe 
der gleichen bürgerlichen Rechtsſtellung doch infofern an ber 
vollen thatſächlichen Wahrheit, ald das Verhältniß der 
Beamten zur Gemeinde in feiner Entſtehung und Wirkung 
fih von dem ber eigentlih bürgerlihen Gemeindeglieder in 
weientlihen Punkten unterjcheide. Nicht freie perſönliche 
Wahl, jondern die dienftlihe Verpflichtung beftimme in ber 
Regel den Wohnort des Beamten und damit den Gemeinde« 
Verband, defjen Mitglied er vermöge bed Amted und des 
Geſetzes werde, ohne danach fragen zu dürfen, ob für ibn 
die Nachtheile einer ungewöhnlih hohen Kommunalfteuerlaft 
und einer damit gewöhnlid Hand in Hand gehenden 
Theuerung aller Kebensbebürfniffe überhaupt dur beſondere 
örtlihe Bortbeile aufgewogen würden. Sodann fei bie 
Dauer bes örtlihen Domizils für den Beamten im Boraus 
ihwanfend und unfiher, einem häufigen Wechſel des Wohn- 
ortes könne er fi nicht entziehen, und bieraus, jowie aus 
der dienftlihen Stellung ergebe ſich die natürliche Folge, 
daß die eigenthbümlichen Zwede und Intereſſen des fommu- 
nalsforporativen Lebens ihn in verhältnißmäßig geringem 
Grabe berührten, daß er von den bürgerlihen Rechten auf 
Theilnahme an der Vertretung und Baweltun der Ge⸗ 
meinde meift nur einen ſehr beicdhränften, für zablreidye 
Beamten- Kategorien jelbft durch geſetzliche Ausſchließung vom 
Stadtverordneten-Manbdat und von Gemeindeimtern gehinder« 
ten Gebrauch machen fönne, und daß mannigfahe Vor« 
ibeile und Annehmlichkeiten, welde die Gemeinde durd ihre 
Anftalten und Anlagen biete, welche aber als Früchte hoch— 
geipannter fommunaler Auflagen oft erft nad langen Zeit- 
räumen zur Neife gelangten, für den Beamten entweder 
überhaupt ohne Werth jeien, oder an dem Orte, wo er bed» 
balb bejonders hohe Kommunal-Beiträge habe leiften müffen, 
ihm nicht mehr zu Gute fümen. 

Auch entgehbe gerade den Beamten mehr wie allen 
anderen Einwohnerklaſſen die Möglichkeit, die durch den 
ftäbtiihen Gemeinde-Verband, in proportionalem Fortfchritt 
mit dem Wachsſthum von Imduftrie, Gewerbe und Wohl⸗ 
ftand und mit dem in der Regel gleichzeitigen Anwachſen 
der Gemeindeftenern dargebotene Gelegenheit zur Vermeh— 
rung ihrer Einnahmen, zur befjeren Berwerthungibrer Arbeits« 
fraft, ihrer Kenntniffe, ihrerProdufte und Fabrifate auch für 
fi auszunugen und dadurd ein Aequivalent für die erhöh— 
ten Gemeinbelaften und jonftigen Ausgaben zu gewinnen. 

Dieje gegen die fommunale Gleihbelaftung der Beamten 
iprechenden Gründe fielen daber mehr ins Gewicht, je größer 
die quantitative Berjchiebenbeit dieſer Belaftung in den 
einzelnen Kommunen ſei. Die Gemeinden der weft: 
lien Provinzen hätten im Allgemeinen einen weit 
höheren Steuerbedarf, der häufig bis zu 300 Prozent 
der direften Staatdabgaben erfordere, aber auch unter den 
Städten der öftlihen Provinzen differire die Belaftung um 
1 bis 5 pCt. des Einkommens. Die neu erworbenen ans 
deötheile hätten die Ungleihmäßigfeit nod vermehrt, in 
Schleswig-Holftein fei das Einfommen in zahlreihen Städ- 
ten ebenfalls bis auf Höhe von 6 und mehr Prozent mit 
Beiträgen zu den Kommunalbedürfniffen belaftet geweſen, 
während in Naſſau und Heſſen die Gemeindelaften im All« 
gemeinen den Beamten weit weniger zur Beihwerung ge 
reiht, und in Nafjau jogar die höheren Beamten ungeredht- 
fertigte Bevorzugungen vor den übrigen genofjen hätten. 
Die Verordnung vom 23. September 1867 babe die Grund» 
jäge des Gefepes vom 11. Juli 1822 auf die neuen Pro- 
vinzen ausgedehnt. Sie fei erlaffen worden in der Erwä— 
gung, daß, jemebr die Erweiterung der Monarchie Ver 
Vepungen der Beamten nothwendig machte, die möglichfte 
Ghalifirung der Gehälter für gleiche Beamtenfategorien aber 
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für das ganze Staatsgebiet geboten erjchien, deſto mehr die 
Staatsregierung verpflichtet jei, Vorforge dafür zu treffen, 
daß die vom Staate proportional bemeffenen Bejoldungen 
nicht in den verſchiedenen Landestheilen reip. Kommunen 
gend verfchiedene unproportionale Abzüge für Gemeindes 
ebürfniffe erführen, und daß insbeſondere gegen Ueberbür— 
dungen ber geringeren Dienftgehälter, welche die Auskömm— 
lichkeit derjelben gefährdeten, Schranfen gelegt würden. 

Diefe Beweggründe dauerten nicht allein ungeſchwächt 
fort, ſondern ihre Bedeutung fteigere fidh, weil überall die 
Kommunalbedürfniffe ih erhöhten. Die Königl. Staats- 
regierung ſehe fih deshalb nicht in der Lage, einer Aufhe— 
bung der Benefizien der Beamten in Bezug auf die Theil» 
nahme an den Kommanallaften zuzuftimmen. 

Diefe Erklärung und die in berfelben vorgeführten Ar: 
gumente für die ablehnende Haltung der Königlihen Staats- 
regierung gegenüber dem geftellten Antrage fanden von ver« 
ſchiedenen Seiten in ber Kommilfion entſchiedenen Wider- 
ſpruch, und berief man fi zur Begründung befjelben im 
Allgemeinen auf die bereits vorftehend erörterten Momente 
und Motive. Namentlih glaubte man von einer Seite, 
von ber man jonft fi gegen ben Antrag bezüglid feiner 
Opportunität ausſprach, 7 lange die Militairperfonen von 
Kommunalfteuern ganz frei blieben, dem Bedauern Ausdrud 
geben zu follen, daß die im Scoofe des Königlichen 
Staatsminifteriums gepflogenen Erörterungen über den vom 
Haufe in der Sigung vom 9. Februar 1869 gefaßten Be- 
Ihluß nicht zu dem Ergebniſſe geführt hätten, daß demjelben 
Folge gegeben worben jei. 

Im Bejonderen wurde mod ausgeführt, daß der 
Grundſatz der Immunität ber —— Be⸗ 
amten von der Gemeindebeſteuerung, auf welchen der 
Herr Regierungs-Kommiſſar ſich berufen, durch das 
Prinzip der Gemeinde⸗Angehörigkeit derſelben, wie ſolches 
im $. 2 der Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850 und 
ebenjo im $. 3 der Städte-Drbnung vom 30. Mai 1853 
Ausdrud gefunden habe, beieitigt und ſeitdem unanwendbar 
geworden ſei. Durch diefe leptere geleglihe Beltimmung 
finde übrigens gleichzeitig der Widerſpruch gegen den ge— 
ftelten Antrag, welder aus der Befreiung der Militärper- 
onen von ber Gemeindebefteuerung hergeleitet worden ſei, 
feine Erledigung, indem, jo lange diejelben, obwohl Eins 
wohner des Stabibezirkd, von der Gemeinde-Angehörigfeit 
ausgenommen jeien, es an jedem Rechtsgrunde mangele, 
biefelben für zur Theilnahme an den Gemeindelaften ver- 
pflidtet zu erachten. 

Anlangend das aus der ungenügenden Normirung der 
Gehälter der Beamten, namentlih in dem unteren Katego— 
rien, bergeleitete Argument, jo wurde bemjelben gegenüber 
auf die große Unbilligfeit hingewieſen, welche darin liege, 
daß der Staat die Ergänzung der ihm obliegenden Leiſtung 
der Gewährung eines entlprehenden Gehalts an feine Beam» 
ten durch Ginräumung des Privilegiums der Minderbe- 
fteuerung, der Bevorzugung bei der Heranziehung zu 
den Gemeindefteuern an die Lepteren auf Kolten und zu 
Laſten der Gemeinde beziehungsweije der übrigen Gemeinde» 
fteuerzabler juche. Wenn man — wie von einer Seite 
verlangt wurde — mit der Bejeitigung dieſer Steuer-Erem- 
tionen und Bevorzugungen jo lange warten wollte, bis 
der Staat die Gehälter feiner Beamten aufgebeflert haben 
würde, jo würde man ſich in einem eirculus vitiosus bemwes 
gen und vorausſichtlich nie zu einer Befjerung des fait all» 
jeitig ald unhaltbar anerfannten Zuftandes gelangen, wäh— 
rend die Pflicht es gebiete, feinen Anlaß ungenupt vorüber» 
geben zu laffen, vielmehr die befjernde Hand anzulegen, 
wo es fa um die Befeitigung erfannter Uebelſtände handele. 

Daß in Folge des Zufammentreffens der beiden für die 
“ Befteuerten ungünftigen Eigenfhaften der mangelnden Fun— 
dirung und der leichten Erkennbarkeit bei dem Dienftein- 
fommen der Beamten die gleihmäßige Behandlung Des 
Letzteren mir allem anderen Einfommen der — — 
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tbatfählih zu einer Prägravirung ber Beartten führe, könne 
allerdings nicht beftritten werden, indefjen habe der Staat 
fih des Rechtes begeben, von den Gemeinden die Berüd- 
fihtigung diejes Berhältniffes durch Minderbefteuerung ber 
Beamten zu beanjprucden, nahdem derjelbe bei der Heran— 
ziehung der Lepteren zu den Staatöfteuern diefem Verbält« 
niffe feine Rechnung getragen babe. 

Wenn hervergehoben worden jei, daß nicht freie per— 
jönlihe Wahl (jondern die dienftlihe Verpflichtung) in der 
Regel den Wohnort des Beamten beftimme, jo treffe dieſer 
Einwand aud bei vielen anderen Gemeindemitgliedern zu 
und werde der Mebelftand eines häufigeren Wechleld des 
Wohnorts, dem der Beamte fih nicht entziehen könne, wohl 
in den meiften Fällen dadurd ausgeglichen werden, daß Ver— 
jegungen der Beamten meift mit Gehalts » Erhöhun- 
gen für diefelben verbunden Seien. Zudem ſei durch Be- 
leitigung des Einzugsgeldes ein früher allerdings biftande- 
ner Grund zur Beſchwerde in Wegfall gebradt worden. 

Das mit dem Anwachſen der Gemeindefteuern in der 
Regel die Gelegenheit zu einer Steigerung der Einnahmen 
für die übrigen Gemeinde-Angehörigen ſich vermehre, könne 
auch in den behaupteten Umfange nicht zugegeben werden. 
Der bedeutendfte Berrag in den Haushalten der meiften 
Gemeinden, der außerdem einer ftetigen Steigerung unter 
liege, werde für die Zwede der Schulen, der Polizei und 
der Armenpflege in Anſpruch genommen — alles Zwede, 
bezüglich deren eine Minderbefteuerung der Beamten, den 
übrigen Gemeinde-Angehörigen gegenüber, mit denen fie 
gleihe Rechte genöffen, mit einem Schein der Billigfeit 
doch faum beaniprucht werden fünne. 

In Ergänzung der Anführungen über die in Den 
neuen Provinzen bezüglih der Kommunal-Befteuerung der 
Beamten obwaltenden Berhältniffe müſſe dod darauf hin. 
gewiejen werden, daß in der Provinz Hannover eine joldye 
Bevorzugung der Beamten früher nicht beftanden habe, ohne 
daß — Joviel man habe in Erfahrung bringen fünnen — 
dies ſonderliche Nadıtheile für die Beamten oder Beſchwer— 
den Seitens derjelben über Prägravarion zur Folge ge 
babt babe. 

Seitens der Gegner des Antrages im Schooße ber 
Kommilfion wurde im Allgemeinen den Ausführungen des 
Herrn Regierungs-Kommiſſars beigetreten und der Antrag 
auf Uebergang zur Tages-Ordnung geftellt. 

Bei der jchließlihen Abftimmung wurde diefer Antrag 
mit 10 gegen 9 Stimmen abgelehnt, ebenfo der Antrag auf 
Te der Petition an die Staats-Regierung zur 
Berüdjihtigung mit 17 gegen 2 Stimmen und endlich aud 
der Antrag des Referenten mit 10 gegen 9, fo daß über» 
al ein Majoritäts-Beſchluß nicht erzielt worden ift. 


Dur vorftehenden Bericht findet gleichzeitig die, Peti- 
tion des Magiftrats zu Sagan vom 7. Dezember 1869, 
in welcher derjelbe fi der Petition des Berliner Magiftrats 
angeſchloſſen hat, ihre Erledigung. 


D. 


Berichterſtatter: 
Abgeordneter Graf v. Winpingerode— 
— — — — 


Der Gemeinde-Vorſteher Fuchs und 11 Ge— 
meindeverordnete von Monzingen, Kreis Kreuznach, 
führen Beſchwerde gegen den Bürgermeifter Bed daſelbſt. 
Sie bezeichnen als den Zweck ihrer Eingabe: 

daß im Interefje des öffentlihen Vertrauens und zum 

ipeziellen Wohl der dortigen Gemeinde der Bürger» 

meifter Bed aus feinem Amt entfernt, eventuell ver» 
lept werden möge. ; 
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Der Bürgermeifter Bed ift im Jahre 1863 in Folge 
einer Wirthshausſchlägerei, bei welcher er betheiligt war, von 
der Königlichen Regierung zu Goblenz zur Disziplinar« 
Unterfuhung gezogen und in erfter Inftanz zur Kaffation ' 
verurtbeilt worden. Die zweite Inftanz ermäßigte die Strafe. 
Bed wurde einer Geldftrafe unterworfen und mußte in fein 
Amt wieder eingeführt werben. War derjelbe — nah Aus— 
führung der Petenten — ſchon * „Durch ſeine herrſch⸗ 
ſüchtige und allen Glauben an Recht und Gerechtigkeit 
untergrabende Art und Weile feiner Amtsführung Außerft 
mißliebig geworden, jo führte feine Verurtheilung zu der 
Ueberzengung, daß ein gedeihliches Wirken deffelben in der 
dortigen Bürgermeifterei nicht mehr möglid je. Man ver« 
ſuchte deshalb im Beichwerdewege die Entfernung des Bed 
aus jeinem Amte zu erwirfen. 

Mit diefem Verſuche find die Petenten nicht glücklich 
geweien. Sie haben ſich zunächſt in 32 Klagepunften an 
die Königlihe Regierung zu Goblenz gewandt und find 
abſchläglich beſchieden. Sie haben dann den Verſuch ge: 
macht, durd den Ober-Profurator zu Goblenz die gericht« 
liche Verfolgung des ꝛc. Bed zu erwirfen, doch ebenfalls 
vergeblih. Die Anbringung der Beihwerden in den höheren 
Verwaltungs» Inftangen batten feinen befferen Erfolg und 
endeten mit einer Beicheidung des Minifters des Innern 
vom 29, Dezember 1865, melde die abweiſenden Antworten 
der unteren Inſtanzen lediglich beftätigte. 

Die Petenten berubigten fi bei dieſem Miperfolge 
nur jo lange, als fie nah Privatmittheilungen vorausiegen 
zu dürfen glaubten, daß die Regierung den ıc. Bed auf 

ütlihem Wege verjepen werde. Sie wiederholten ihre Be— 
werden, als jene Vorausjegung fid) als hinfällig erwies 
und gingen zum zweiten Male alle drei Inftanzen an. Der 
Grfolg war dem a gleich. 

Die Petenten fühlen fih beſchwert ſowohl dadurd, daß 
weder bie Königliche Regierung zu Coblenz nod die der» 
ielben vorgeſetzten Behörden ihrem Verlangen nachgegeben 
haben, den ıc. Bed wiederholt zur Disziplinar-Unterlucung 
zu ziehen, als auch dadurch, daß feine diejer Behörden die 
Zeugen, welche zur Erhärtung der von den Petenten ange- 
führten Thatſachen vorgejchlagen feien, babe vernehmen lafjen. 
Sie haben deshalb ihre Wünſche ſchon in der erften Seſſion 
des Jahres 1867 zur Kenntniß des Abgeordnetenhauſes 
gebracht und find ſeitdem alljährlih miedergefehrt. Diele 
früheren Petitionen find indeſſen bis zur Behandlung vor 
dem Plenum des Haufes nicht gelangt, da die materiell 
eingehende Erörterung derjelben bald wegen nicht erfüllten 
Inftanzenzuges, bald wegen Unvollftändigfeit der Akten un« 
thunlich erſchien. 

Obgleich nun auch die heute vorliegende Petition als 
vollkommen far und durchſichtig nicht angeſehen werden 
kann, obgleich es ferner als ein Uebelſtand anerkannt wer— 
den mußte, daß die wichtigeren Vorbeſcheidungen der König— 
lichen Behörden, auf welche die Petition Bezug nimmt, ins 
Beſondere der letzte Beſcheid der Königlichen Regierung zu 
Coblenz der Petition nicht beigefügt war, ſo beſchloß die 
Gemeinde Kommilfion in ihrer Sitzung vom 11, Dezember 
1869 doch, diesmal auf den Gegenftand näher eingeben zu 
ſollen — und dies um fo mehr, als es dem anmwelenden 
Herin Kommiffarius der Königlihen Staate » Neyierung 
überlafjen werden Fonnte, das fehlende Material durd feine 
Mittbeilungen zu vervollftändigen und auf dieje Weile den 
bisher von den Königlichen Behörden eingenommenen Stand» 
punft Mar zu legen. 

Die Petenten bringen gegen den Bürgermeifter Bed 
die zablreichften und ſchwerſten Klagen vor. Sie beidul- 
digen ihn einer leidenſchaftlichen und parteitihen Amtsfüh— 
rung, der Gelepetübertretungen, der Unterſchlagung von 
Protofollen, der Zugänglichkeit der Beftehung durch An—⸗ 
nabme von Geichenfen, der Unterihlagung von Gemeinde» 
Eigenthum, der Betrunfenheit u. dgl. ih So gewichtig 
—* Klagen ſind, ſo glaubte die Kommi * dennoch, eine 
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allzu große Bedeutung jo allgemeinen nicht näher erwiefenen 
Behauptungen nicht beilegen zu ſollen. Sie war überein- 
ftimmend der Meinung, daß es bier nur darauf anfommen 
fönne, ob jolde einzelne beftimmte Thatſachen beigebradt 
feien, welche, im Fall fie bewielen würden, bie Disziplie 
nare Verfolgung bes ıc. Bed geredtfertigt hätten. Nur 
in diefem Kalle ſei eine Beſchwerde darüber begründet, daß 
die Königlihen Behörden eine wiederholte Disziplis- 
nar-Unterſuchung refp. diezwangsweiſe Berjepung 
des ıc. Bed verweigert hätten. 

Als ſolche einzelnen Thatjahen werden nun folgende 
angeführt: 

1) Der Bürgermeifter Bed habe einen Mühlenbefiper, 
Heinrih Jäger, von der Monzinger Mühle, nachdem 
derjelbe ſchon 2 Jahre jein Geicätt Peibftftändig betrieben 
hatte, erft dann zur Ablegung feiner Meifterprüfung aufge- 
fordert, „als derfelbe den Bürgermeifter nit wie Andere 
bei jeinem Hausbau mit unentgeldlihen Steinfuhren unter- 
ftügte.* 

s 2) Der Bürgermeifter Bed habe der Inhaberin eines 
Kramladens, Frau Huf, mwelder er abgeneigt jei, gedroht, 
daß fie für ihren Mehlhandel beiondere Gewerbefteuer zah— 
len müſſe und fih für dieſen Beſcheid auf die ausdrüdliche 
Beftimmung des Landraths berufen, Ipäter aber jede der 
artige Aeuferung abgeleugnet, nachdem fi die Frau Huf 
bei dem Landrath beihwent hatte. 

3) Der Bürgermeifter Bed babe bei feinem Hausbau, 
wozu ihm der Gemeinderath der armen Gemeinde Seesbach 
mit Stimmengleichheit einen Baumftamm bewilligt hatte, 
„sein Ausihlagsredht dazu benutzt, um ben ziemlich theuren 
Stann für ſich zu acquiriren.” Später habe er das Haus 
und zwar bppothefenfrei für 4700 Rtblr. verkauft, dem 
Käufer aber nicht nur verfchwiegen, daß das Haus mit 
4000 Rihlr. Hypotheken belaftet jei, jondern von demielben 
auch Abju,lagszahlungen im Betrage von 2000 Rthlr. an« 
genommen. 

Dagegen babe der Bürgermeifter bei jeiner Steuerver 
anlagung angegeben, daß er außer feinem baaren Einkom— 
men fein Vermögen befige, und vor Gericht erflärt, daß er 
das Haus für feine Schwäger in Bingen gebaut und auch 
für dieſe verfauft babe. 

4) Die Petenten jchreiben es den kleinlichen Chikanen 
und der Denunziationsiucht des Bürgermeifters zu, Daß der 
tüchtige und allgemein geadhtete Bürgervorfteher Schmidt 
zu Monzıngen ſchon nad dreijähriger Amtsführung aus 
jeinem Amte wieder entlaffen und dur einen Zagelöhner 
eriept jei, der nur nothdürftig ſchreiben und lejen könne. 
Eie ſehen hierin eine Verlegung der Beftimmungen der cheir 
niſchen Gemeindeordnung. 

5) Der Pürgermeifter Bed babe fih wiederholt eines 
parteiiichen Verfahrens in Steuerfahen ſchuldig gemadıt. 
68 jei bei Gelegenheit einer gegen den Gutsbefiger Kim» 
nad) geführten Verläumdungsflage gerichtlich erwieſen: 

a) daß der ıc. Bed die Mündel seines Gegnert, det 
Gutsbefigers Kimnach, längere Fahre, ohne daß fie 
geſetzlich verpflichtit geweſen feien, zur Klaffenfteuer 
berangezugen und erft freigelaffen babe, als der 
Kimnach ſich bei der vorgejepten Bebörde beſchwe— 
ren zu wollen gedroht babe; 
daß der ꝛc. Bed feinem Freunde, dem verftorbenen 
Pfarrer Geibel zu Simmern, im Reflamationswege 
eine Ermäßigung jeiner Klaffenfteuer um 8 Rthlr. 
erwirft babe, während die Stenerfommilfion eine 
Erhöhung von 4 Rthlr. in Vorſchlag gebracht 
batte. Später fei der Pfarrer zur Ginfommen» 
fteuer eingeſchätzt; 
daß der ıc. Bed die Steuer der Wittwe des Pfar- 
rers Geibel willfürlih in der Lifte geftrihen babe; 
daß ber ıc. Bed die Frau Kronheim, feine Ehwä- 
gerin, melde zuerft bei ihm und dann in einer 
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gemietheten Wohnung gewohnt habe, gar nicht in 
die Steuerliſte geſetzt habe; 

e) daß er bei ſeiner eigenen Einſchätzung ſein Ein— 

kommen zu niedrig angegeben habe. 

6) Schließlich beſchweren ſich die Petenten darüber, daß 
der Bürgermeiſter Beck den Ortsdiener, Nachtwächter und 
Polizeidiener Fuchs — angeblich ein gefügiges Werkzeug 
ſeiner Beſtrebungen — nicht entlaffen babe, obgleich der—⸗ 
ſelbe lediglich auf Kündigung angeſtellt, obgleich dieſe Kün- 
digung von Seiten des Gemeinderaths ſchon im Mai 1866 
ausgeſprochen ſei, und obgleich der Gemeinderath die trif— 
Be Gründe für die Entlaffung des Fuchs beigebracht 
abe. 

Der Kommilfion Ffonnte nicht entgehen, daß der 
Mehrzahl der bier wiedergegebenen einzelnen Thatſachen, 
jelbft wenn fie ald erwielen angenommen würden, ein be- 
londeres Gewicht im Sinne der Petenten nicht beizulegen 
ſei. Daß der ıc. Bed den Mühlenbefiper Jäger erſt nad) 
Berlauf zweier Fahre zur Ablegung der Prüfung aufgefor- 
dert, daß er der Wittwe Huß eine bejonidere Beftenerung 
ihres Mebihandels angekündigt, daß er Diele Ankündigung 
ipäter in Abrede geftellt, daß er die Mündel des Gutsbe- 
figers Kimnach fälſchlich zur Klaffenfteuer herangezogen 
babe, alles dies fünne ebenſowohl auf Unfenntniß oder Irr— 
thum, wie auf böſem Willen oder einer pflihtwidrigen Ueber» 
Ichreitung der Amtöbefugniß beruhen. Das Gejep lege 
außerdem bei der Steuerveranlagung die Feftftellung der 
Stenerbeträge nicht in die Hände des Bürgermeifters und 
gebe in einem geordneten Reflamationsverfahren den Gen- 
fiten das Mittel in die Hand, fih ſowohl gegen die Jrr— 
thümer ald gegen den böjen Willen derjenigen Beamten zu 
Ihügen, welche die Liften aufftellen. 

Ein nicht größeres Gewicht wurde dem Umftunde bei- 
gelegt, daß der ac. Bed das von ihm erbaute Haus als 
bupothefenfrei verfauft und erbeblihe Wbichlags- 
zahlungen darauf empfangen haben jollte, während eine bes 
deutende Hypothekenſchuld darauf laftete. Nah dem vorge 
legten Hypothekenſchein jei die eingetragene Schuld aller 
dings bis zum Jahre 1866 nicht gelöſcht worden, aud nicht 
in Höhe der inzwilhen empfangenen Abichlagszahlungen. 
Das hindere aber nicht, daß dieſe Abichlagszahlungen zur 
Tilgung der Hypotheken verwendet jeien, zumal nad rhei- 
niſchem Verfahren die eingetragenen Schuldpoften von jelbft 
erlöſchen, ſobald die Eintragung nicht von 10 zu 10 Jab» 
ten erneuert werde. ine betrügerijhe Abficht jei hieraus 
noch feineswegs zu deduziren, und wenn eine ſolche von dem 
Käufer des Haufes dennoch befürchtet wäre, jo hätte es doch 
am nächten gelegen, daß er ſich auf gerichtlihem Wege 
dagegen zu ſchützen geſucht hätte. 

Auch für Die Entlaffung des ꝛc. Schmidt als Bürger: 
vorfteher nad breijähriger Dienftzeit könne ıc. Bed nad 
$. 72. der rheinifchen Gemeindeordnung vom 23. Zuli 1845 ' 
nicht verantwortlid gemacht werden. Allerdings ſeien Die 
Bürgeroorfteher nah dem gutachtlichen Vorſchlage des Bür- 
germeifterde auf ſechs Jahre zu ernennen. Aber fie jeien 
aus den Mitgliedern des Gemeinderathes auszuwählen und 
es jei zweifelhaft, ob, wenn innerhalb der jehs Jahre die 
Aunftionsdauer ald Gemeinderath ablaufe, nit Damit auch das 
Amt ald Gemeindevorfteher erlöſche, — ein Fall, der bier 
vorgelegen zu baben ſcheine. Daß der ꝛc. Schmidt dann 
ald Gemeinderath wiedergewählt jei, hindere nicht, daß das 
Amt des Gemeindevorftehers inzwiſchen habe neu bejept 
werden müffen. Die Ernennung des 2epteren aber ftehe 
nicht dem Bürgermeifter, fondern dem Kandrath zu, und nur 
den Kepteren fünne es treffen, wenn — was doch nicht vers 
muthet werden fünne — ein Irrthum vorgefommen jei. 

Eine ähnlihe Bewandtniß babe es mit der von dem 
Gemeinderath gewünichten, aber nicht zur Ausführung ger 
bradten Entlaffung des Drid» und Polizeidieners Fuchs. 
Der eptere gehöre zu der Kategorie von Unterbeamten der 
Gemeinde, welche nicht zu bios mechaniſchen Dienftleiftun« 


gen beftimmt find, deren Ernennung und Entlaffung alfo 
nah $. 78 1. c. dem Landrath zuftebt. 

War die Kommilfion biernah einig, daß aus vor- 
ftebenden Momenten jchwerlih ein Grund habe entnommen 
werben fünnen, um gegen den ıc. Bed miederbolt ein 
Disziplinar-Berfahren einzuleiten, jo legte die Majorität 
der Mitglieder do den übrigen oben angeführten That» 
lachen eine weit größere Bedeutung bei. Der ıc. Bed 
iollte bei Gelegenheit jeines en Are das Stimmredt, 
welches ibm nad $. 63. J. c. auch in dem Gemeinterath 
von Seesbach zufteht, benugt haben, um einen Beihluß zu 
Stande zu bringen, durch welchen ihm ein Baum, den er 
zu feinem Hausbau gebrauchte, zugeiprohen wurde. Nach 
$. 65. der rheiniſchen Gemeinde-Drdnung darf aber Nie: 
mand an einer Beratbung — gelchweige denn an einer 
- Beihlußfaffung — Theil nehmen, der bei einer Angelegen« 
beit ein von der Gemeinde verſchiedenes Snterefle bat. 
Diefer Fall würde bier unzweifelhaft vorgelegen haben und 
der Berftoß des Bürgermeifters Beck gegen die angeführte 
Selegesftelle würde — fo nahm man an — einen jhweren 
Mipbraud, eine grobe Pflichtverlegung involviren. Der 
Vorwurf der Pflichtverlegung würde den ıc. Bed aber in 
no weit höherem Maße treffen, wenn wirflid, wie er 
vor Gericht ausgeiagt haben Toll, das fraglihe Haus gar 
nicht für ihn, fondern für feine Schwäger in Bingen er- 
baut worden wäre. Gr hätte dann dielen jeinen Berwand« 
ten einen Vortheil verichafft, welchen die Mitglieder des 
Gemeinderathes von Seesbach, nad einem zwar tadelnd- 
werthen aber faktiſch beftehenden Gebrauch, gewiß nur ihrem 
Bürgermeifter, aber nicht dritten Perfonen hätten zuwenden 
wollen. Er hätte den dur den Inhalt des Hppotbefen« 
buds unterftügten Irrthum des Gemeinderatbs von Seed- 
bad zum Vortheil feiner Verwandten und zum Schaden 
der Gemeinde Seesbach benupt, alle eine Handlung bes 
gangen, welde jogar der rafrachtlichen Ahndung unterlie« 
gen würde. Aber jelbft dann, wenn das Haus dem Bür- 
germeifter Beck gehörte, jo bliebe do die Behauptung be» 
Iteben, daß er den Befig deſſelben bei Gelegenheit jeiner 
Steuereinihägung abgeleugnet habe, um damit feine Ein: 
ſchäßzung nur nad feinem baaren Einfommen zu erzie- 
len. Dieſe legtere Beſchuldigung würde aud in dem Falle 
nur abgeſchwächt, nicht befeitigt werden fünnen, wenn man 
annähme, daß die Gläubiger, für welhe eine dem Kaufe 
werth des Haufes faft gleihfommende Forderung auf das 
Haus eingetragen war, mit denjenigen Perionen identiſch 
wären, welche der x. Beck als Eigentbümer des Hauſes 
bezeichnet hat. 

Es bleiben jchlieplih noch drei der Fälle übrig, in 
welchen ꝛc. Beck bei Steuerveranlagungen parteiiih und 
willfürlich verfahren fein fol. Man war der Meinung, 
daß jo wenig die Steuerermäßigung des Pfarrers Geibel, 
welde gegen das Votum der Steuer-Kommiſſion erfolgt 
ſein joll, wie die Unterlaffung der Beltenerung der Frau 
Kronheim, ohne das Zuthun des ıc. Bed erfolgt jein könne 
und daß in beiden Fällen nah Inhalt der Petition ein 
pflihtwidriges Verhalten des lepteren voraudzujepen jei. 
Dafjelbe treffe in noch weit böberem Maße zu, wenn der 
ıc. Bed in dem Fall der Wittwe Giibel wirflih bis zur 
ra eined Steuerbetrages in den Liften geichrit« 
ten Sei. 

Auf diefe aus der Petition geihöpften Gründe ftüpte 
der Neferent den Antrag: 

Die Petition der Königlihen Staats-Regierung 
jur Erwägung zu überweilen, ob in der Petition 
Thatſachen vorgeführt find, welche eine neue Disziplinare 
Unterfubung rechtfertigen. 

Der Herr Regierungs-Kommiffar bedauerte, daß ibm 
die Aften nicht zu Gebote ftänden, aus welden allein er bis 
in’s Einzelne würde darlegen fünnen, weshalb vie Behörden 
die nohmaige DisziplinarsUnterfuchung gegen ꝛc. Bed abges 
lehnt hätten. Es ſei richtig, Daß derjelbe früher wegen 
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einer Wirthahaus-Schlägerei disziplinariter beftraft worben und 
daß dadurch jein Anieben in der Gemeinde Monzingen beein- 
trächtigt ſei. Die Regierung zu Goblenz babe ſich deßhalb der 
Ueberzeugung feineäwegs verihloffen, dab eine Verſetzung des, 
x. Bed wünichenswertb jei. Diele babe jedoch bis jegt auf 
gütlichem Wege nicht erfolgen fönnen, weil der ꝛc. Bed nicht 
zugeftimmt babe, und fie babe außerdem ihre Bedenken, 
weil man aud denjenigen Gemeinden Rückſicht ſchuldig jet, 
welchen der, ıc. Bed in Zufunft vorgejegt werden fünnte. Daß 
derjelbe fih in feiner amtliher Wirkſamkeit forreft benom— 
men babe, jolle nidht behauptet werden. Unter allen Um— 
ftänden lägen aber, joviel bis jept fonftire, nur ſolche Kleine 
Inforreftheiten gegen ihn vor, deren genaue Prüfung feine 
Veranlaſſung zur nohmaligen Einleitung der Disziplinar: 
Unterfuhung gegeben hätten. Es füme hinzu, daß wenn 
der xc. Bed auch in einzelnen Fällen ftrafwürdig befunden 
würde, doch daraus noch nicht folge, daß auf Dienftents 
lajjung erfannt werden fünne, und nur bierdurd würde 
dem Verlangen der Petenten genügt werden. Daß dieſes 
Berlangen nicht allein in dem amtlihen Berhalten des ıc. 
Bed begründet jei, jondern auch Motive mehr periöhnlicher 
Art zur Vorausſetzung haben mülle, gebe daraus hervor, 
daß von anderen Gemeinden der Bürgermeifterei Monzingen 
um Beibehaltung des ꝛc. Bed petitionirt ſei. Wenn er, 
der Regierungs-Kommiſſar, fi dem Antrage auf noch— 
malige Erwägung auch nicht widerlegen molle, io jei er 
doch der Ueberzeugung, daß ein jolder Antrag die Zuftim- 
mung der Kommilfion oder des Hauſes nur dann finden 
lollte, wenn das Verhalten der Regierung als ein unrich— 
tiges klar erfannt worden wäre; dies jei bei der Unvollftän- 
digfeit der Akten nicht möglich. 

Die Entgegnungen des Herrn Regierungs-Kommiffars 
fanden aus dem Schooße der Kommilfion mehrjeitige Unter- 
ftügung. Es wurde hinzugefügt, daß die Beichwerden un» 
erwiejen, zum Theil ganz ungenügend jubftanzirt ſeien und 
von offenbarer Gehälfigfeit der Petenten zeugten. Habe der 
c. Bed ſich Eigenmädhtigfeiten und Inkorrektheiten zu 
Schulden fommen lafjen, jo kenne die Regierung den Mann 
nah Allem, was vorgegangen, zur Genüge, und würde ihn 
gewiß nicht im Amte halten, wenn triftige Gründe zu jeiner 
Entlafjung vorlägen. Bon einer Seite wurde der Ueber- 
gang zur Tagesordnung ſchon aus dem Grunde empfohlen, 
weil die Sade in allen Iuftanzen bereits endgültig ent- 
ſchieden jei. 

Die Mehrheit der Kommilfion trat diefer Anfhauungs- 
weile nicht bei. Es jei zwar richtig, daß nur einigen der 
vorgebrachten Fälle eine ernftere Bedeutung beizulegen jei, 
daß dieje aber von einer Beihufenbeit wären, welde eine 
ne Unterfuhung dringend erforberten. Daß die ange» 
führten Thatſachen nicht bewieſen jeien, jei fein Grund, 
die Beſchwerde zurüdzumweijen; denn diejelbe jei ihrem ganzen 
Inhalte nad gerade darauf gerichtet, daß das Berfahren 
eingeleitet werden möge, weldes die Beweisaufnahme zur 
Folge habe. Dem Zwede der Petenten gegenüber, daß ıc. 
Ded aus jeinem Amte entfernt werden möge, fei es aller 
dings zweifelhaft, ob ein auf Grund der angeführten That. 
ſachen eingeleitetes Disziplinar- Verfahren zur Amtsentjepung 
führen werde. Dies zu beurtheilen und das eventuelle 
Strafmaß im Voraus fehuftellen, jei aber aud nicht Sache 
der Kommilfion. Diejelbe könne fih im vorliegenden Falle 
nur im Allgemeinen darüber ausiprehen, ob nad den bei» 
gebrachten Materialien die disziplinare Verfolgung des 
ic. Bed angezeigt erſcheine. Wenn der Herr Regierungs- 
Kommiffar der Auffaffung Ausdrud gegeben habe, daß die 
Kommilfion den Antrag des Referenten doch nur dann ans 
nehmen dürfe, wenn der beftimmte Nachweis geführt jei, 
daß die bisherigen Entideidungen der Behörden unzutreffend 
geweien jeien — jo jei dem entgegenzubalten, daß Diele 
Entiheidungen nah dem Vortrage der Petenten, welden 
der Herr Regierungs-Rommiffar, wenn auch wegen Man— 
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geld der Aften, nicht widerlegt babe, allerdings z. 3. als 
zutreffend nicht eridienen. Die Kommilfion babe nur bie 
Wahl, entweder ihre ſchließliche Entiheidung auszufepen, 
bis der Herr Regierungs-Kommiffar feine Aften vervoll- 
ftändigt babe, oder heute dem Antrage des Neferenten zu» 
zuftimmen. Das Leptere ſei aber um io unverfänglicher, 
als die gemählte Faſſung einen Tadel gegen die Regierung 
nichtausiprehe und ihr nah nocdhmaliger Prüfung der ein- 
Ihlagenden Momente die freie Entſchließung vorbebalte. 
Hierauf wurde der Antrag: 
die Petition der Königlichen Staatsregierung zur 
Erwägung zu überweilen, ob in der Petition That- 
ſachen angeführt find, welde eine neue Disziplinar- 
Unterfuhung rechtfertigen, 
angenommen. 


Berlin, den 15. Januar 1870, 


Die Kommiffiou für das Gemeindeweien. 


Graf v9. Schwerin: Putar (Vorſitzender). Graf 
v. Betbuiy:Huc. Knapp. dv. Behr (Greifswald). 
Wide. v. Seedt. Parifius. Strofier. Nunge. 
Schmödorf. Brüning. Grofchfe.. Böhmer. 
Schubartb. v. Eichhorn. Solger. Dr. Brande. 
Graf v. Wingingerode. Fifcher (Löwenberz). 
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aus der Abgeordneten. 
° 10. 2egislatur« Periode. 
DI. Seſſten 1869. 





AHbänderungd: Antrag 


dem Gefeh-Entwurf, betreffend die Rheinfhiffsfahrts- 
Gerichte (Ar. 230. der Druckſachen). 


Nücker. Das Haus der Abgeorbneten wolle beſchließen: 

1) = 5 12. die Worte „jowie aud für Geldbuße” zu 

eichen, 

2) im $. 15. ben — Satz: „daſſelbe geſchieht auf 
Verlangen des Beſchädigten auch dann, wenn bie That 
nur zum Schadenerſatz verpflichtet” zu ſtreichen, 

3) im $. 16. hinter dem dritten Worte ber erften Zeile 
„Thäter* hinzuzuſetzen: „ober — 

4) im $. 28. in der vierten Zeile die Worte: „und ber 
Zeugen und Sachverſtändigen“ zu ftreihen. Sobann 
am Schluß dieſes Paragraphen folgenden Zuſatz zu 
jepen: „der Kläger wirb unter der Berwarnung vor« 

elaben, daß er im Falle des Nichterſcheinens auf den 
ntrag des Verklagten mit feiner Klage abgewiefen 


werbe,“ 
5) am Schluß bes 8. 27. folgenden Zuſatz guulesen: 
„Erſcheint auf gehörige Vorladung der Kläger nicht, 


jo wird er auf den Antrag des Verklagten mit feiner 
Klage in contumaciam abgewiejen,“ 

6) im $. 28. hinter dem Worte „Verurtheilten” in ber 
erften Zeile die Worte „beziehungsweile dem Abge- 
wieſenen“ einzufchalten. 

T) im $. 80. bie Worte „ober die Ernennung eines Be- 
sollmädtigten, in den Fällen, wo biefelbe erforderlich 
ift, verſaumt“ — gu ſtreichen, 

8) im 8. 37. im Schlußſatz die Worte „und im Bezirk 
bes — zu Coͤln auch unter Nr. 83.“ 
u ſtreichen, 

9) I 8. 40. in ber erften Zeile die Worte „dem Polizei- 
Anwalt” zu ftreiden. 


Berlin, den 22. Sanuar 1870, 


mseiegeen · 
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Haus der Abgeordneten. 
10. Legislatur- Periode. 
III. Seffion 1869, 

— — — 


Abanderungs- Antrag 


zu 


dem Entwurfe eines Gefehes über den Eigenthums- 
erwerb und die dingliche Belaſtung der Grundflüce ıc. 
— Ur. 23. der Druckſachen. — 


Windtborft (Lüdinghauſen), Freiherr von Drofte: 
Hülshoff: Das Haus der Abgeordneten wolle bes 
ſchließen: 

Den Eingang des Geſetzes, für den Fall der An« 
nahme, dahin zu faffen: 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König 
Preußen ıc. 
derordnen unter Zuftimmung der beiden Häufer 
des Landtages Unferer Monarchie für bie Provinzen 
Preußen, Brandenburg, Pommern mit Ausſchluß 
des Appellationsgerichtsbezirfd Greifswald, Pofen, 
Schleſien und Sachſen, was folgt: 


Motive. 


Abfolute Verneinung der Bedürfnißfrage in Anſehung 
der Provinz Weftfalen nebft den Kreifen Efjen, Duisburg 
und Rees. 

Bedenken, welche dem Entwurfe auf juriftiihem Boden 
begegnen. 

Gefahren, mit welden „berjelbe die dauernden und 
wahren Sntereffen des Grundbefiges bedroht. 

Geographiihe Lage Weftfalens inmitten derjenigen 
Gebietötheile, für welche der Entwurf nicht beftimmt ift. 


Berlin, den 22. Ianuar 1870. 


Windthorft (Lüdinghaufen). Sch. v. Drofte-Hü löshoff. 
Unterſtützt durch: 


Overweg. v. Bodelſchwingh. Dr. Weber (Hörter). 
Neihendperger. Kleinſchmidt. Hobbeling. FIrh. 
vd. Red. v. Mallinckrodt. v. Bockum-Dolffs. 
Brabänder. Larenz. Gockel. Winkelmann. 
Zurmühlen. Dr. Beder Harkort. Thomee. 
Berger (Witten). Meyer zu Selhaujen. Strojjer. 
Richter (Efien). v. Berswordt-Wallrabe, 
Sch. v. Ledebur. 
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Berichterftatter: Haus der Übgeordneten. 
Abgeordneter v. Sybel. - 10. Legislatur- Periode. 
—ñNN —— III. Seffion 1869. 





Bericht 


der 


XI. Kommiffion zur Berathung des von 

den Abgeordneten Loewe, Eberty umd 

Genoſſen eingebrachten Gejeß- Entwurfes, 

betreffend die Einführung der Eivilehe. 
Nr. 56. der Druckſachen. 


Der von den Abgeordneten Loewe, Eberty und Ges 
noffen eingebrachte Gefepentwurf, betreffend die Einführung 
der Eivilehe, führte in der, Behufs deſſen Vorberathung 
beftellten beiondern Kommilfion zu den nachfolgend dars 
gelegten Verhandlungen und Anträgen an das Hohe Haus, 

Der Herr JuftizeMinifter hatte Dazu den Geheimen 
Ober⸗Juſtizrath Dr.v.Schelling, der Herr Kultus-Minifter 
den Geheimen Kegierungs Rath de la Croix als Kommil- 
jarien der Königlichen Staatäregierung bezeichnet. Erfterer 
erihien in feiner Sitzung der Kommilfion, legterer nur in 
der erften Sipung nicht, dagegen im den folgenden. 

Die Kommilfion trat daher zunädft in die Berathung 
ein, obne in der Lage zu fein, die heutige Stellung der 
Königlihen Staatsregierung zu der dur den beantragten 
Gejepentwurf wiebernm der Landesvertretung vorgelegten 
wichtigen Frage beftimmt bezeichnet zu jeben. 

Es wurde zunächſt hervorgehoben, daß die Antragfteller 
als Motiv für den Gefegentwurf lediglich den Artikel 19. 
der Verfaſſungs-Urkunde bezeichnen, welcher die Einführung 
der Civilehe anordnet. Daraus ergab ſich von jelbft die 
Nothwendigkeit, ih die volle Bedeutung und den ganzen 
Inhalt dieles Artikels an fh, wie im Zuſammenhang mit 
anderen Beltimmungen der Berfaffungs-Urfunde über die 
Stellung ven Staat und Kirche zu einander, und mit ber 
übrigen, Die vorliegende Materie betreffenden Gejepgebung 
zu vergegenwärtigen, und ſodann darüber klar zu werden, 
ob und in wie weit die heutigen Berhältniffe zu beiondern 
gejepgeberiihen Alten aufforderten, ſpeziell ob und in wie 
weit ein Gintreten in den jept proponirten Aft indie 
jirt wäre. 

Es wurde ausgeführt, daß ſchon der Artifel 16. der 
Berfaffungs-Urfunde von 1848 beftimme: „Die bürgerliche 
Bültigkeit der Ehe wird durch deren Abſchließung vor dem 
dazu beftimmten Givilftands- Beamten bedingt. Die fird» 
lihe Trauung fana nur nad der Vollziehung des Civil» 
aftes ftattfinden.” Der Artifel adoptire damit ein Prinzip, 
welches jeit einem halben Jahrhundert in der Rheinprovinz 
(im Bereiche des rheiniichen Rechts) in volliter Handhabung 
gu Recht beftehe, und welches in den übrigen Provinzen 
ereitd für die Juden und gewiſſe chriſtliche Diſſidenten 
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durch Spezial ⸗Geſetze eingeführt ſei. Seine Erhebung zu 
einem Grundgelege bed ganzen Staates ftelle fidh in der 
Verfafjungs-Urkunde von 1848 unbeftrittet dar als eine 
notbwendige Konſequenz davon, daß gleichzeitig im Staate 
neben der individuellen Bekenntnißfreiheit die Selbftftändig- 
feit der Kirchen, insbejondere der evangeliihen und der ka— 
tboliihen anerfannt oder garantirt lei. Könne man aud) 
Begriff und Umfang dieſer Selbftftändigfeit der Kirchen 
nicht Soweit ausgedehnt ftatuiren, daß von ihr auf denjeni— 
gen Gebieten, welde Staat und Kirche gleich ſehr angehen, 
der Staat zurüdzuftehen und ausichließlih das eigenthüm— 
liche Recht der Kirchen gelten zu lafjen babe, jo müſſe an- 
bererieitö der Staat den Kirchen ihr Recht laffen, nachdem 
er jeinerjeitd? durh die ibm innewohnende ablolute und 
louveraine Gejepgebung allen ſeinen Angebörigen ohne 
Unterſchied ihrer Ronfeffioi dasjenige Recht gewähre, wel« 
ches der bürgerliche Friede, die bürgerliche Drdnung und die 
Gerechtigkeit erfordere. Dieſem für Preußen als einen Staat 
mit Eonfelfionell verſchiedener Bevölferung unabweisbarem 
Sape entſpreche es durdaus, wenn dem unermeßlichen 
ftaatliheu Intereffe an dem Juftitute der Ehe gemäß, dieje 
Grundlage nnd Quelle der Familie mit allen natürlichen, 
wirtbichaftlihen und rechtlichen Wirkungen aud in dem 
Afte ihrer Entftehung, d. h. in der Eheſchließung, in Die 
Sphäre der rein ftaatlichen Ordnung aufgenommen und die 
Abhängigkeit der Eheſchließung im Staate von den Aus 
flüffen irgend welcher Kirdhengewalt oder gar von den ver« 
ſchieden gearteten Ausflüffen verſchiedener Kirchengewalten 
beſeitiget werde. Dieſem Satze entſpreche es ferner, wenn 
andererſeits der Selbſtſtändigkeit der Kirche dadurch genügt 
werde, daß die Geiſtlichen und Diener der Kirche, in ihrer 
Eigenſchaft als ſolche, von der Ausübung ſolcher Befugniſſe 
und Verpflichtungen befreit werden, melde ihnen durch das 
bürgerliche Net des Staates, mithin möglicher und oft ge 
wiffer Weile in Konflift mit den analogen kirchlichen Bere 
pflihtungen auferlegt werben. Es entiprehe ihm endlich, 
wenn die Pflege und Bewahrung der Heiligkeit und Wahr- 
baftigfeit der Ehe ala eines auf göttlichen Geboten gegrün— 
deten Inſtituts einerfeits dem religiöien Bedürfnife der 
Antividuen, und anbererleits der fpeziellen Regel und Ord— 
nung der einzelnen Kirchengejellihaften in voller Freiheit 
überlafjen bleiben. 

Dieſen Grundfägen der Berfaffung von 1848 babe 
man in der rewidirten Verfaffung von 1850 nicht zu nahe 
treten wollen, no fünnen. Wenn der Artikel 19. derjelben 
in Modifizirung des Artifel 16. der Berfaffung von 1848 
nunmehr laute: „Die Einführung der Givilehe erfolgt nad 
Mafgabe eines beionderen Gejeged, was aud die Führung 
der Givilftandsregifter regelt“, jo fei für die Bedeutung 
diefer Veränderung doch zunädft entiheidend, ob damit dem 
in der Berfaffungs- Urkunde fonft firirten Verbältniffe des 
ftaatlihen und firdlichen Rechtsgebietes habe derogirt werben 
follen oder nit? Dies aber fei abjolut zu verneinen. 
Daraus ergebe fih als die natürliche Abſicht diefes neuen 
$. 19. lebiglich, daß die Civilehe an fi als ein verfaffungs- 
mäßiges Inftitut erflärt werde, daß Behufs der Einführung 
deffelben aber ein bejonderes Geleg zu erlaffen jei. Zwar 
wurde darauf hingewieſen, daß die Vergleihung des Artifel 
16. der Berfaffung von 1848 mit dem Artifel 19. 1. cit. eine 
fihtliche Abihmwädung des peremptorifhen Inhalts jenes 
Artikels ergebe, daß nah den Kammerverbandlungen des 
Jahres 1849 dem Geſetzgeber der Zukunft ſowohl rüdficht- 
lich der Zeit, wann jenes beſondere Gefep zu erlaffen fei, - 
wie auch rückſichtlich des Inhalts diefes zu erlaffenden Ges 
jeges, namentlich für mweldye Fälle und unter welchen Moda- 
fitäten die Civilehe einzuführen ſei, völlig freie Hand habe 
gelaffeh werben follen; daß dies um fo gewiffer jei, als die 
Kammerverhandlungen deutlich zeigten, daf materielle Be- 
denken gegen die Einführung der Givilehe uud zwar tbeils 
juriftijcher, theils allgemein politifcher, theils kirchlicher Natur 
fih erhoben hatten. 
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Allein alles dies zugegeben, fonnte man doch nicht 
umbin, anzuerfennen, daß dieſe Bedenken nicht zu einer 
Streihung des Art. 16. geführt haben, jondern nur zu 
einem Kompromiffe dahin, daß der Gelepgeber der Zukunft 
die Einführung der Givilehe zu feiner Aufgabe zu machen 
habe; feine Vertheidiger der Civilehe haben damit auf die» 
ſes Imftitut verzichtet und auf das verfaffungsbegründete 
Recht, dafjelbe zu fordern; Durch nichts ſei ed zu erweıfen, 
daß, weil man die Einführung der Givilebe einem bejon» 
deren fünftig zu erlajienden Geſetze überwieſen habe, 
man damit zugleich erkläre, man dürfe dieſes Inſtitut nun— 
mehr entweder gar nicht, oder in einer der Konjequenz der 
übrigen von Staat und Kirhe handelnden Vorjchriften der 
Berfaflung nicht entiprechenden Weile einführen. Eine der— 
artige Schlußfolgerung gebe zu weit und verrathe nur, daß 
die Gegner der Civilehe, nicht wagend, das klare Prinzip 
der Berfafjung von 1848 offen zu befeitigen; daffelbe auf 
einem Ummege brad zu legen verſuchten. Darin aber müffe 
eine loyale Interpretation einen Grund mehr für die Auf— 
rechthaltung und Berechtigung jenes Prinzipes erkennen. 
Darin werde man .beftärkt, wenn man fi Die natürliche 
und zugleid eminent politiihe Pfliht des Gejepgebers vor 
Augen Führe, Konflikte der ſchlimmſten Art, nämlich Kon— 
flifte des Gewiſſens, der Rechte und Verbindlichkeiten, welche 
aus der Staatsangebörigfeit fließen, mit den aus ber 
Kirchenangehörigleit rejultirenden, nicht zu erhalten und zu 
befeftigen, jondern zu bejeitigen, nicht den Zwielpalt, jondern 
den Frieden zu fördern, nicht die Normen des Staates und 
der Kırden unklar zu vermengen, jondern verftäubli und 
Har zu trennen, und dadurch zugleidh für das praftiiche 
Leben zu verföhnen. Angefihts Der beftehenden Zuftände 
aber, welde von der Königlichen Staatsregierung jeit 1848 
durch die 1859 und 1860 an den Landtag gebrachten und bei 
diefem verbandelten Borlagen über die Einführung der 
fafultativen Givilehe, weldye in dem Abgeordnetenhauſe 1862 
bei Gelegenheit des Antrages Aßmann und Genofjen 
wegen Einführung der obligatoriihen Civilehe, und ſeitdem 
bei Gelegenheit einer Reihe von Petitionen von Diffidenten 
und von nicht ftaatlich genehmigten oder geduldeten Religiond- 
gemeinſchaften, bei Bene über die Wiedertrauung 
Geſchiedener, und ſonſt als durhaus unbefriedigende ge— 
fennzeichnet find, fünne das Vorhandenſein jenes Konflikts 
nicht beftritten, die Pfliht und die Nothwendigfeit, endlich 
geſetzgeberiſch einzuſchreiten, nicht verabredet, und der Forde- 
rung, Died auf dem von der Verfaſſung vorgezeichneten 
Wege zu thun, ein durchſchlagender Einwand nidt mehr 
entgegengelept werben. 

Man mußte fih hier enthalten, die beftehenden Miß— 
verhältnifje wiederholt eingehender zu erörtern: fie ſeien 
befaunt genug, und andererſeits müſſe man darauf ver« 
zichten, fi abermals in einen Streit über Die quantitative 
Bedeutung der hervorgetretenen und noch bervortretenden 
einzelnen Konfliktsfälle einzulaffen. Ebenſo erachtete man 
es weit über das ber Kommilfion zugewieſene Maaß von 
Zeit und Kraft hinausgehend, das Inftitut der Civilehe an 
fih hiſtoriſch, politiich und juriftiih zu erörtern. Im dieſer 
Beziehung konnte man lediglih auf die wachſende Thätig- 
feit verweilen, welche die juriftiihe und theologiihe Wiljen- 
haft diejer Materie zumendet, und durch welche eine Reihe 
bervorragender jchriftftelleriiher Erzeugniſſe entſtanden ift. 
Man glaubte fih mit nod größerem Rechte auf die Er— 
lahrungen derjenigen Yänder und Gebiete beziehen zu dür— 
fen, in welden das Snftitut der Givilehe eingeführt if. 
Dort jei überall auf dem Gebiete des Eherechts ein Konflift 
zwiſchen dem Staatögefeg und der firdlihen Autonomie 
nicht mehr vorhanden; der Friede berrihe und namentlich 
ſei es gewiß, und zweifelleje Thatſache, daß in demjenigen 
deutſchen Gebieten, in welchen die obligatoriicdhe Givilehe einge» 
führt jei, neben der bürgerlichen Trauung auch die 
Firchliche die faſt ausnahmslos geltende Megel ei, 
daß in eben diefen Ländern das kirchliche Leben ein überaus reges 
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fei, und daß die Zahl der Eheſcheidungen und ie Ba auch 
die Zahl der Wiedertrauungen Geſchiedener die allergering- 
fügigfte jei. (In 1868 war die Zahl der Wiebertrauungs- 
Geſuche beim ewangeliihen Oberfirdenrathe aus ber 


Provinz Brandenburg - » . +. 435. 
. Preußen. 4317. 
Schleſien.. 2 2... 280. 


Pommern. 2 2 2 00. 0. 134 
Sadin -. » 2 2 2... 218. 


Rheinland „2 2... 14 
Wetphalen . » 2 2... 2. 


Aehnliche Zahlenverhältniffe zeigen die Borjahre.) 

Endlıh wurde darauf hingewiejen, daß das Inſtitut 
der Givil-Ehe fi über immer mehr Staaten verbreite, ſo— 
bald diejelben ihr Verhältniß zur Kirche, oder vielmehr zu 
den verfchiedenen Kirchengemeinſchaften in ähnlicher Weile 
zu ordnen verfuchten, wie durch die Preußiſche Verfaſſungs— 
urfunde dies für unferen Staat geſchehen jei. 

Angefichts diefer Erfheinungen fünne man nidt füg— 
lich in Abrede ftellen, daß der Zeitpunkt für die geſetzgebe— 
rifche Ausführung des Artikel 19. gefommen fei, jedenfalls 
feien mehr als hinreihende Momente gegeben, wenigftens 
aus der bisherigen zumartenden Stellung der legten Jahre 
beraudzutreten. 

In der Unterfuhung der geltend gemadten Einreden, 
welche die fernere Beibehaltung des status quo bezwedten, 
fonnte man zwei Gruppen berjelben unterſcheiden: die eine 
gab zwar die Ungefährlichfeit, und vielfah aud die Rich— 
tigfeit der Einführung der Civil-Ehe zu, ſetzte ihr aber 
praftiihe Schwierigfeiten entgegen, welche mwenigftens heute 
noch unüberwindlih feien. Die große Menge des Volks, 
namentlich der ländlichen Bevölferung, kenne dieſes Iuftitut 
gar nicht, es fei etwas Unfaßbares für fie, meben der kirch— 
liden Trauung auch noch von bürgerlihen Beamten getraut 
werben zu müffen, oder gar anzunehmen, daß nad Boll- 
zug der bürgerlihen Trauung der Staat fih um die Vor— 
nabme der firhlihen Trauung nicht mehr befümmere, 
daß mithtn biefer kirchlichen Trauung der Charakter ber 
äußeren Nothwendigfeit genommen werde. Diefer, ſicher 
nicht gering zu ſchätzenden Einrede durfte man jedoch ent» 
gegenbalten, daß genug Trauungs-Konflikte gerade in 
den niederen Klaſſen der Bevölkerung vorgefommen jeien, 
daß diefe Benölferung, gerade wenn ibr ein lebendiges Be— 
wußtfein ibrer kirchlichen Gemeindeangebörigfeit innewohne, 
fi jebr bald überzeugen dürfte, daß Die Einführung der 
bürgerlichen Ehe ihrem fittlichereligiöien Denten und Leben 
nicht zu nahe trete; daß es ein Gewinn ei, wenn nicht um 
des ftaatlihen Rechtszwanges willen, jondern um bes freien 
religiöien Bedürfniffes willen die Trauung auch in der und 
durd die Kirche beſtehen bleibe, daß endlich, und dies war 
die enticheidenfte Widerlegung, die Behauptung: ein durd) 
bie Regelung der Beziehungen zwiſchen Staat und Kirche 
bedingter geſetzgeberiſcher Akt, welcher einer ber höchſten und 
ſchwierigſten Aufgaben der Staatepolitif zum Gegenftand 
babe, werde in feiner vollen Bedeutung von weniger gebil- 
deten Kreifen der Staattangebörigen zur Zeit nicht erfannt 
oder ganz verftanden — in fich jelbft das Merfmal der 
Hinfälligfeit an fi trage. 

Der Bedeutfamkeit dieſes Aftes gezenüber fönnten auch 
andere Einwendungen nicht beftehen, melde fih darauf 
ftügten, daß fi nicht die zur Vornahme der Givil-Trauung 
geeigneten Beamten in binreihender Menge finden ließen, 
dat dieſen alsdann große Bezirke — werden müß⸗ 
ten und die Vornahme der Trauungen dadurch mit großen 
Schwierigkeiten verbunden würde, daß endlich dem Staate 
oder den Gemeinden eine Menge bis dahin unbekannter 
Koften auferlegt werden müßten, während andererſeits eine 
Einbufe der geiſtlichen Sporteln zu befürchten fände. Auch 
dieler Einwendung fonnte ein enticheidendes Gewicht nicht 
beigelegt werben. 
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Die andere Gruppe der Gegner ftellte fi als prin- 
zipielle Gegner des Inſtituts der Civilehe dar. Aber aud 
in ihr waren Unterjhiede zu machen. Zu einem Theile 
find fie ſolche, welche geneigt find, die Autorität der Kirche 
über die Gejepgebung des Staates zu ftellen, welde die 
felbftftändige Stellung der Kirche jeit dem Artikel 15. der 
Verfaſſung jo auffaffen, daß diejenigen Materien, für melde 
die Kirche ſich eine Gejepgebung, eine Jurisdiktion oder 
eine Disziplin vindizire, auch ausſchließlich Angelegenheit 
der Kirche verbleiben müßten, und daß im Falle einer Kol« 
lifion mit dem Rechte des Staates, diefer zu weichen habe, 
und zwar eben auf Grund des Artikels 15. der Berfaffung, 
nachdem durch ihn die Selbftftändigfeit der Kirche in ihrem 
ganzen Rechtsgebiete vom Staate garantirt ſei. Es ſei ein 
biftorijch entwideltes Recht der Kirche, daß nur die nach ihren 
Vorſchriften abgeichloffenen Ehen wahre Ehen feien, und daß 
aud nur dieſe Ehen alle diejenigen Folgen und Wirkungen 
haben fönnten, welche nicht blos das kirchliche, jondern auch 
das weltliche Recht den Ehen beilege. Diejer Auffaffung 
fteht aber, wie zu Eingang angedeutet, zunächſt die Un» 
möglichkeit entgegen, daß der Staat innerhalb jeines Ge- 
bietes eine höhere Autorität, als feine eigene gejepgeberijche 
Souverenität anerfenne. Dann aber aud it damit ber 
Entwidelungsgang unverträglid, welchen das Eherecht in 
Deutichland genommen hat. Während bis ins 18. Jahr» 
hundert hinein die nach kirchlichem oder ftaatlihem Herkom⸗ 
men ober nad allgemeiner Sitte zu dem Konjenje ber 
Brautleute hinzutretende kirchliche Trauung nit als redht- 
liche Bedingung des Eheabichluffes galt, jondern lediglich 
als die kirchlich Beftätigung einer Ihon zu Redt 
beftebenden, durd den Konfens begründeten Ehe, 
bildete fih eine hiervon abweichende, ganz entgegengeiepte 
Bedeutung der Trauung im 18. Jahrhundert, in einer Zeit 
der tiefften Niederbeugung der Kirchen, ber katholiſchen 
wie der proteftantifhen unter die Autorität einer alle Lebens— 

ebiete dominirenden Staatsmacht. „Sie vollzog, dem 

barafter des abfolutiftifchen Staats entiprechend, den neuen 
Gedanken des Eherechts, indem fie beftimmte, daß bie rechts 
liche Wirkſamkeit der Ehe durd die firdlihe Trauung 
bedingt Sei." Dieſer Grundfap ftellt fi daher als ein 
Ausfluß der Staatsautorität bin, welde die Nechtsgültigkeit 
der Eheichließung nicht länger allein vor der Konſens⸗Er— 
Härung, ſondern von der Mitwirkung eines kraft ſtaatlichen 
Geſetzes handelnden Geiftlihen abhängig machte. Seit dies 
jer Zeit wurden die Beftimmungen über bie ebelihen Ver— 
bindungen regelmäßig ein Beftandtheil der bürgerlichen Ge— 
jepgebungen. Namentlih war ed Preußen, weldes in feiner 
Gelepgebung materiell den Inhalt des in dem kanoniſchen 
Rechte enthaltenen kirchlichen Eherechts völlig frei Lehandelte, 
davon abwich oder damit übereinftimmte, I weder an bie 
offiziellen Lehren der evangeliichen noch der katholiſchen Kirche 
band. Demungeadtetabermadht das Allg. Landrecht die Trauung 
duch einen Diener einer anerkannten (genehmigten) Kirchen- 
gemeinihaft zur Bedingung ber Gültigkeit der Ehe. 

Schon vor der Berfafjung bat alfo in Preußen der 
Staat fih fein eigenes Eherecht abjolut und jelbftftändig 
peihaffen. Darauf hat er im Artikel 15. der Verfaſſung 
nicht verzichtet. Daß er dieſen Verzicht nicht gewollt hat, 
bedarf wohl feines Beweiſes, daß er aber es aud nicht 
gefonnt bat, erhellt ſchon daraus, daß er nicht die für alle 
feine Angehörigen erforberlihe Einheit des Civilrechts in 
Beziehung auf das bürgerlihe Eherecht den verſchiedenartigen 
Normen verjchiedener Religions-Gemeinſchaften opfern fonnte. 
Aus der den Kirchen in Artikel 15. eingeräumten Selbft- 
ftändigfeit folgt alſo die Unzuläffigfeit der ftaatlihen Ein- 
führung der bürgerlihen Ehe nit. Im Gegentbeil, gerade 
weil das Allgemeine Landredht die Trauung durd den Geift- 
lihen ald Bedingung der bürgerliden Gültigkeit der Ehe 
fordert und, weil diefe Forderung dem Geiſtlichen Funktio— 
nen auferlegt, deren Vornahme ihn in Konflift mit feiner 
Stellung als Sohn und Diener feiner Kirche bringen fann, 


weil damit ferner der Mebelftand verbunden ift, daß Die 
verfaffungsmäßige Befenntnißfreibeit der Stantsangehörigen 
die Gefahr, eine bürgerlih gültige Ehe nicht eingeben zu 
fönnen, heute in ſich ſchließt, — gebietet vielmehr jene Seibf * 
ftändigfeit der Kirche, dab den Geiftlihen die Vornahme 
des Aftes, welcher die bürgerliche Gültigkeit der Ehe ſchäfft, 
genoimmen und anderen Perfonen im Auftrage des Staates 
ertheilt werde, gebietet es dieſelbe Selbftftändigfeit, daß die 
Geiftlihen ausjhließlih den Aft vorzunehmen haben, wel 
cher die vor der Kirchengemeinſchaft und den Kirchengejepen 
— — er bem religiöfen Bebürfniffe des Volks entſprechende 
e ſchafft. 

Ein lepter Theil von Gegnern befürdter endlich aus 
ber Einführung der Civilehe — und er verwirft fie des— 
halb — eine tiefgreifende Beihädigung des religiöien Lebens 
ber Nation. 

In einer von Materialidmus durchdrungenen Zeit, in 
welder die vom Staate geftattete freie Entfaltung aller ins 
dividuellen Rechte und Fähigkeiten in verftärftem Maße den 
innern, der religiöfen Grundlage und Stärkung bedürftigen 
Menſchen zu gefährben drohe, da jei jedes Band, welches 
das Individuum mit der Kirche verbände und zu ihr hin» 
führe, doppelt ſorgſam zu wahren. 

Da habe fid gerade der Staat davor zu hüten, jeinerr 
feits den Ausgang und den Keim afler fittlihen Erziehung, 
die Familie und ihre Begründung dur die Ehe von dem 
jegnenden Einfluffe der Kirde zu löſen. Aus Diefem 
ethiſch-politiſchen Grunde müſſe der Staat, joweit er 
irgend könne, lediglih in ſeiner politiihen Selbjtbeftim« 
mung daran feftbalten, daß nur durch die Kirde Die 
Ehe begründet werde. Allein zu rechtfertigen iei ed, wenn 
der Staat jeinen Bürgern in Beziehung auf die Möglich— 
feit, Ehen zu ſchließen, durch irgend welde Form da gerecht 
werde, wo die Kirchengemeinichaften diefelben verfagen müßten, 
Nur aus einem folhen Nothftande laſſe fih die Civilehe 
rechtfertigen zur Vermeidung von jhlimmerem Aergerniß. 
Dies Inftitut der Notheivilehe erkenne der Preußiſche 
Staat ja an, dieſes möge man geben, foweit jener Nothe 
ftand zu Fonftatiren jei; man gebe zu, daß dieler heute 
weiter reiche, als die Gejepe über die Notheivilehe pofitiv 
ausiprehen. Dieſem Bebürfniffe werde man gerecht, laſſe 
im übrigen aber die Einführung der Givilehe, ſei fie fakul— 
tatio oder obligatorif, auf fi beruhen. 

Diejer Deduftion wurde entgegengejept, dab der Staat 
dur die Einführung der Givilehe den unenibehrlihen Eins 
Auß eines lebendigen und regen religiöjen Lebens auf eine 
gedeiblihe Entwidelung des bürgerlichen Lebens weder negire 
noch abſchwäche. 

Katholiken ſowohl wie Eyangeliſche wieſen darauf hin, 
daß die bürgerliche Ehe weder den Lehren der Katholiſchen 
noch der evangeliſchen Kirche widerſpreche; unzweifelhafte 
Autoritäten beider Kirchen, die höchſten Geiſtlichen, Wür— 
denträger und Kirchenlehrer, ließen dieſes Inſtitut nicht blos 
zu, ſondern empfehlen es im Intereſſe der Kirchen ſelbſt. 
Bedenklicher und entſittlichender wirke der heutige Zuſtand, 
in weldem die Ordnung der individuellen bürgerlichen Exi— 
fteng vieler Perjonen erjdhwert werde. Der behinderte Nup- 
turient made in der Regel den Geiftlihen und die Kirche 
und nit den Staat für die Wireniffe, in die er geräth, 
verantwortlich. Undererjeits jei für die Verfolgung der im 
ihren Zielen gemeinfammen Aufgaben von Staat und Kirche 
nichts hinderlicher, ald die Geiftlihen in Kouflift mit dem 
bürgerlihen Leben zubringen, und als eine völlige Unklar 
beit über die Kompetenz ftaatliher und kirchlicher Autorität 
beſtehen zu laffen. 

Deren Folge Sei nothwendig Zurückweiſung angeb— 
licher bier geiftlicher, dort weltlicher Uebergriffe und An— 
maßungen. Wahrhaft fruchtbringend ſei nur die Weg— 
räumung der Konflifte. Dies fünne der Staat, indem er 
das am ſich einfache Iuftitut der Civilehe einführe, nicht wie 
die Gegner wünjchten, als nothgedrungenen Erjag für die 
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nicht zu erlangende kirchliche Trauung, Sondern ala ein 
neben der firdlichen Trauung beftehendes, nicht dieſe bejeis 
tigendes Inſtitut als Regel, und ein jenen Charakter als 
ein fie erfegendes nur ald Ausnahme gelten laffendes. Die 
Notheivilehe entipreche dem — der Gleichberechtigung 
und ber Gleichſtellung der Staatsbürger vor dem Geiche 
nit; ebenjo wideripredhe e8 der Würde bes Staates, für 
ftaatli erlaubte Ehen Einzelner eine ausnahmsweiſe Form 
der Eingehung ber Ehe *—* und dadurch die Ehe 
diefer Einzelnen dem Mißtrauen und der Geringſchätzung 
Anderer audzufepen. Die Notheivilehe jei zugleich das Eins 
geftindniß einer Unmöglichkeit, Konflikte zwiſchen Staat und 
Kirche zu löfen, und laffe daber für beide vinen Borwurf 
befteben, der fih immer wieberhol, fo oft irgend eine firdh 
lie Irauungsweigerung vorfomme. Ein folder Rechtszu— 
ftand widerſpreche aljo der Würde des Staates, dem beredh- 
tigten Einfluß der Kirhe und ber öffentlihen Meinung, 
und ſei baber zu befeitigen. Darin war man mit ben 
Gegnern einig, daß bie fakultative Civilehe noch verwerflicher 
fei; fie wurde als die vollfte Legitimirung bes Indifferentis- 
mus bezeichnet, denn fie ftelle den ungleihartigen Charakter 
und Grund firdlicher und bürgerlicher Trauung völlig gleich, 
und überlaffe dem individuellen Ermefjen die Wahl eined 
Aftes, welcher logiſcher Weife doch zu den weſentlichſten jo- 
wohl in der hürgerlihen wie in der firhlihen Ordnung 
gehöre. Mit vollem Rechte kann die Kirche dem Staate, 
welcher die fafultative Givilehe geftattet, vorwerfen, daß er 
entweder feine Bürger zu einem überflüffigen Afte zu bes 
wegen ober aber fie zu verleiten fuche, ihrer Kirchenange⸗ 
börigfeit abtrünnig oder doch iht gegenüber läſſig zu wer 
den. Diele Bedenken gegen die Civilehe, wenn fie fafültativ 
oder als Nothehe eingeführt wird, verfhwinden aber mit 
ihrer allgemeinen Einführung als obligatoriie. Dann behält 
die Kirche ihr Reich unverfürzt: ber nur bürgerlich abgeſchlof- 
jenen Ehe legt ſie nur jo viel Recht bei, als das eigene Gefep 
der Kirche geftattet. Dann wahrt fie völlig intaft ihren 
Beruf, den Menſchen auf feinen Lebenswegen und gemiß 
dann, wenn er den Ehebund für bas Leben jchlieft, mitt 
ihren Hülfen, ihren Gnabenmitteln und ihren Segnungen 
zu begleiten, und über Gewiffen und Herz ihrer Yngebd- 
rigen frei unb berechtigt zu ſchalten. „Indem fie äußerlich 
frei von dem Rechte der Welt geworben ift“, ai fie bei 
der Schließung der Ehe nur die Sorge um ben inneren 
Menſchen und „dient jo ber Welt”, ohne Gefaht und Zwei« 
fel darüber, ob fie an ihrer Autorität Abbruch erleidet. Nur 
eine fleinmüthige und zaghafte Auffaffung kann ber Ein- 
führung der Civilehe eine andere Wirkung beimeffen. Dieje- 
nige Kirche, welche unter der Ordnung bes bürgerlichen Lebens 
auch durch die bürgerliche Eheſchließung, zu leiden und Scha- 
den ju nehmen vorgiebt, bekennt fid * und unvoll⸗ 
kommen, und welche wirklich leidet und Schaden nimmt, iſt 
nicht wertb, zu beftehen, Es mag fein, daß die Einführung 
der Givilehe an einzelnen Orten vielfah bie Unterlaffung 
ber firhlihen Trauung zunähft zur Folge haben wird, 
Indeffen mag es dahingeftellt bleiben, ob dies nicht eine 
natürliche Konjequenz der unglüdlihen und nicht normalen 
Stimmung ift, welde aus dem verbunfelten, unbefriedigen- 
den heutigen Berhältni von Staat und Kirche auf dieſem 
Gebiete entftanden if. Dann aber wird diefe Erſcheinung 
fidher eine eg fein, und wie am Rhein in ben 
erften Dezenriten diejes Jahrhunderts mande Ehepaare, bie 
in den Zeiten ber Fremdherrtſchaft nur bürgerlid getraut 
waren, fih noch nad Jahrzehnten vor ihren herangewach- 
jenen Kindern auch kirchlich * ließen, ſo mag auch in 
anderen Provinzen darauf vertraut werden, daß es der 
Schule und der Kirche gelingen muß, einer religiös-ſittlich 
ungenügenden Auffafjung ber Eheſchließung erfolgreih ent« 
— Das religiöſe Bedürfniß nicht blos des 

annes, ſondern auch und vielleicht mehr noch bed Weis 
bes ift die unverfiegbare Duelle auch der kirchlichen Gemein. 


ihaft, wenn deren Vorfteher und Führer die Gemüther nicht 
zu entfremden, ſondern zu binden verftehen. 

Dieje allgemeinen Gefihtspunfte waren in der General» 
Diskuffion zur Beiprehung gelangt, und Fonnte daraus fon» 
ftatirt werden, daß die Kommilfion in ihrer Majorität fid 
für die Einführung der obligatoriihen Eivilehe im Prinzip 
erflärte. 

Dennod aber fanden erheblihe Bedenken dahin Aus» 
drud, ob es fih empfehle, jegt ſchon dem Hohen Haule 
die Annahme des proponirten Gejep-Entwurfs vorzuichlagen. 

Es wurde geltend gemadt, daß, wenn man die Zeit 
für gefommen erachte, die Civilehe obligatoriih in Gemäß- 
beit des Art. 19. der Berfaffung einzuführen, es geboten 
ericheine, auf die volle Ausführung dieſes Artikels zu drin» 
- gen. Der Art. 19. enthält aber zugleih die Forderung, 
dab das Gefep über die Givilebe zugleih die Eivilftands- 
regifter regeln ſolle. Es ift daher richtig, wenn auch dieſe 
Frage gleichzeitig zur Erledigung gebradt werde. Dafür 
wurden noch andere Gründe angeführt: 

1) Die Konlequenz erfordert, daß, wenn die obligato- 
riſche Civilehe für Alle eingeführt werde, und ihr Abſchluß 
und ihre Dofumentirung durch einen weltlichen Beamten 
erfolgt, es notbwendig ift, auch die Beurfundungen der Ge- 
burien, und die Beweije über die Elternfhaft der Kinder, 
ſowie auch die der Sterbefälle in die Hand defjelben welt» 
lihen Beamten zu legen, und den von biefem Beamten 
legal ausgeftellten Beurfundungen die Beweiskraft für den 
ganzen Perjonenftand der Staatsangehörigen zu geben. 

2) Die nothwendige allgemeine Deffentlichfeit der 
Aufgabe und der Eheihliefungen jowohl wie aud) der übri- 
gen Givilftandsafte und der Beurfunduugen aller dieſer 

fte kann durch den kirchlichen Vollzug und die Eintragung 
in die Kirhenbüder der einzelnen betreffenden Kirchenge— 
meinjhaften nicht erreicht werden. Da die allgemeine 
Deffentlichkeit des Givilftandes aber eine Vorausjegung der 
bürgerlihen Eheſchließung ift, und diefer Borausjegung 
nicht durch die Kirchen, ſondern nur den Staat in vollem 
Umfang genügt werden fann, jo ift es erforderlich, gleich— 
eitig mit der Einführung der öffentlichen Givilehe das ger 
Eh Givilftandswelen bürgerlich öffentlih zu ordnen. 

3) Da Angefihts der Berfaffung nit die Rede davon 
jein fann, das beftehende Givilftandsreht der Rheinprovinz 
zu alteriren, jo erjcheint ed im Intereſſe der Nedhtsüberein- 
ftimmung im Staate geboten, auch das ganze Snftitut der 
Eivilftands-Beurfundung und Kontrole in den übrigen Pro- 
vinzen einzuführen, jobald für dieje die obligatoriſche Civil— 
ehe, wie he am Rhein befteht, Gejeg werben ſoll. 

Wenn ed fih darnach redtfertigte, nicht die Einfüh- 
rung der obligatoriihen Civilehe allein, jondern zugleidy die 
Einführung und Regelung der Givilftandsregifter zu ver- 
langen, jo müßte nothmwendig davon abgelehen werden, zur 
Zeit nur ein Behufs der Einführung der Civilehe ausgear— 
beitetes Gejep vorzulegen. 

Dei der rejervirten und negativen Haltung, welde ber 
anwejende Bertreter der Staatsregierung beobachtete, ließ 
fih ohnehin erwarten, daß diefer Entwurf bei den übrigen 
Faktoren der Gejepgebung eine günftige Aufnahme nicht 
finden würde. Es erſchien daher auch praktiſcher, davon 
abzujehen, und lieber einem zwar weniger detaillirten aber 
dafür umfafjenderen Ausdrude des vorhandenen legislativen Bes 
bürfniffes durch das Abgeordnetenhaus allein Raum zu geben. 

Dies veranlaßte ein Mitglied der Kommilfion zu dem 
nachfolgenden Antrage: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: den Aue 

trag Loewe, Eberty und Genofjen abzulehnen und zu« 

gleih die Königliche Staats-Regierung aufzufordern: 
In Ausführung des Art. 19. der Verfaſſungs-Urkunde 
vom 31. Januar 1850 und mit Nüdfiht auf das 
Norddeutſche Bundes eſet vom 13. Juli 1869 dem 
Landtage baldmögtichtt einen Geſetz-⸗-Entwurf über die 
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Beurtundungen des bürgerlichen Standes und über 
die Rörmlichkeiten bei Scliefung von Ehen Behufs 
der Einführung folgender Grundjäge im garzen Um» 
fange ter Monardjie: 
1) Die Beurfundungen des bürgerlihen Standes find 
notbwendig und aueichließlih ein Attribut der bürger« 
lichen Obrigfeit. 
Für jede bürgerliche Gemeinde (Stadtgemeinde, Land» 
gemeinde, Gutsbezirf) find Behufs der Beurfundungen 
drei Bücher unter der Bezrihnung: Geburt, Ehe— 
und Sterbebuch, je in zwei gleidhlautenden Urjchriften 
in einer für Die ganze Monarchie übereinftimmenden 
Form zu führen. 
Der Inhalt der Beurfundungen fann nur durch rechté— 
fräftiges vichterliches Erfenntniß geändert werden. 

4) Die Standesbüder find öffentlich. 

5) Die Standesbüher jellen alle bezüglihen TIhatfachen 
beurfunden, welde rüdfihtlid der Geburt, der Ehe 
oder ded Todes von rechtlicher Wirkung find. 

6) Der Schließung der Ehe muß ein Aufgebot voran« 
geben, weldes der Beamte des bürgerlihen Standes 
verfündet. 

7) Zur rechtlichen Gültigkeit der Ehe ift die bürgerliche 
Trauung erforderlid. Eine kirchliche Trauung darf nur 
erfolgen, nahdem die bürgerliche Trauung vor dem Ber 
amten des bürgerlihen Standes gefeglich beurfundet ift. 

8) Die Trauung erfolgt durch den * berufenen Beam» 
ten des bürgerliben Standes öffentlih, und nachdem 
—— — Einſprachen gerichtlich rechtskräftig entſchie— 
en iſt. 

9) Die Handhabung der geſetzlichen Beſtimmungen behufs 
der Grundjäge ad 1—8. ift durch Strafbeftimmungen 
zu fihern. 

zur verfafjungsmäßigen Beſchlußnahme vorzulegen. 

Ein anderes Mitglied, von demjelben Geſichtspunkte 
ausgehend, eracdhtete indeflen die Einführung der Givilebe 
und der Givilftandäregifter in Gemäßbeit bed Art. 19. ber 
Verfaffung noch von der Reform der Juſtiz- und Verwal— 
tuugs-Verfaſſung abhängig, und ftellte deshalb folgenden 
Antrag: 


2 


— 


3 


— 


UI. 

1) in Erwägung, daß der Art. 19. der Berfaffungd-Urfunde 
die Einführung der Civilehe zugelant bat; 

2) in Erwägung, daß auch mit NRüdfiht auf das Nord» 
deutiche Bundesgeſetz vom 3. Juli 1869 die Schliefung 
der Civilehe obligatorüich fein muß; 

3) in Erwägung aber, daß die Ausführung der Ber 

faffungs » Urkunde in gleihem, ja noch in höherem 

Maaße die Regelung der legalen Konftatirung von 

Geburts» und Sterbefällen, alio überhaupt die allge 

meine gefeplihe Regelung der Führung von Eivilftands- 

Regiftern möglihft durd Kommunalbeamte unter Aufs 

fiht der Staatsbebörde mit Notbwendigkeit erfordert; 

in Erwägung ferner, daß die Einführung der Civilehe 
ohne gleichzeitige geieplihe Regelung der Führung 
ven bürgerlihen Standesbüchern der Intention des 

Art. 19. der Berfaffungs-Urfunde nit entipridt; 

in Erwägung endlich, daß die geſetzliche Regelung der 

Führung allgemeiner Givilftanderegifter vor der in 

Ausfiht ftebenden Juſſtiz- ſowie Kreis» und Gemeinde 

Berwaltungs» Drganilation ohne nachtheilige Beläfti» 

gung, namentlich der Landbewohner, nicht gut ausführ- 

bar erſcheint und jo lange vorzugsweiſe bei der länd» 
lichen Berölferung auf einen nit ganz unberedhti ten 

Widerftand ftoßen dürfte, 

bejhließt die RKommilfion, dem Abgeordnetenhauſe zu em» 

pfeblen: 

über den Antrag Loewe» Eberty, Nr. 56. der Druck— 
ſachen, zwar zur Zeit zur Tageserdnung überzugeben, 
aber die Königliche Staatsregierung aufzufordern, bald» 
möglihft ein Geſetz, betreffend die an der 
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— 


en 
— 
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obfigatorifchen Civilehe und Führung allgemeiner Eivil« 
ftandöregifter der Landesvertretung vorzulegen, 

Den bier entwidelten Standpunften entgegen brachte 
ein Mitglied, welches ſchon in der General-Disfuffion das 
Bedürfniß nach allgemeiner Einführung‘ der obligatorischen 
Givilebe beftritten hatte, — Antrag ein: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
in Erwaͤgung, 
daß der als Motiv des Antrages Lewe-Eberty an— 
gezogene Artikel 19. der Verfaſſungsurkunde die allge 
meine Einführung der obligatoriſchen Civilehe nicht 
vorſchreibt — der zwiihen dem Staate und der Kirdye 
bervorgetretene Konflift und ber daraus für viele 

Staatsbürger erwachſene Nothſtand indefjen mur auf 

dem Wege der Gefepgebung befriedigend gelöft werben 

fann — 

der Gefepgeber jedoch nicht weiter geben muß, als 
das praftiiche Bedürfniß es erfordert — 

für diefen Zwed aber eine Erweiterung des beftehen- 
den Rechtis durch Erlaß einer Novelle zur Ausdehnung 
der bereits geſetziich vorgeſehenen Civilehe völlig genügt, 

über den Antrag der Abgeordneten Dr. Loewe nnd 

Dr. Eberty zur Tagesordnung überzugehen, 

zugleich aber die Königliche Staatsregierung aufzu— 
fordern, behufs Hebung des bezeichneten Nothftandes 
und Ausführung des Artikels 19. ter Verfaffung der 

Kandesvertretung einen dahin abzielenden Geſetz-Ent— 

wurf baldigft vorzulegen. 

Sodann bradte ein Mitglied folgenden Antrag ein, 
welcher fihb dem Syſtem ter beiden erften Anträge zwar 
anſchloß, aber zugleich eine raſche und alsbaldige Hülfe für 
diejenigen verlangte, für welde das jegt beftehende Inftitut 
der Noth-Eivilehe nicht einmal Anwendung fände, obſchon 
fie regelmäßig kirchlich nicht — werden köunten: 


an Stelle des Schlußantrages des Referenten, event. 

am Schluß des Antrages Wachler folgende Deflara- 

tion anzunehmen: 

Wir ıc, verordnen mit Zuftimmung beider Häufer 
des Landtages: 

Dir $. 16. der Verordnung vom 16. März 1847 
wird dabin beflarirt, daß in der bier vorgeſchriebenen 
Form ſowohl die Ehen der Mitglieder der freireligidien 
Gemeinde unter fi, ald auch mit Perfonen, die nicht 
zu dieſer Gemeinde gehören, geihloffen werden. Letzte— 
ren ift es in dieſem Falle geftattet, das Aufgebot ge- 
mäß $. 5. zu erlangen, 

Endlih wurde von einem Mitgliede der Antrag auf 
Mebergang zur Tagetordnung über alle Anträge geftellt. 

Diele feptere Antrag wurde zunächſt mit 9 gegen 4 
Stimmen befeitigt und fodann in die pezielle Diskuſſion 
der übrigen Anträge eingetreten. 

Der Herr Regierungs = Kommiffar erklärte dabei: die 
Königliche Staatsregierung fei au der Meinung, daß auf 
dem von Dem Gefepentwurf angeregten Gebiete Uebelftände 
vorhanden jeien, deren Beleitigung geboten ericheine. Sie 
beabfichtige, den Gegenſtand geieglid zu regeln, und hoffe 
in ber nächſten Selfien einen Gejepentwurf vorzulegen. 
Sie wünjde nicht, durch die geftellten Anträge 'n zu enge 
Grenzen eingeengt zu werden und ſei daher wohl mit dem 
Antrag sub IIL, nit aber mit denen sub I. und II. ein- 
verftanden. 

Diejer Erflärung unerachtet wurde in der darauf fol: 
genden Abftimmung der Antrag ad III. mit 9 Stimmen 
gegen 4 abgelehnt. 

In der Disfuffion des Antrags ad II. wurde weientlich 
gegen denjelben ausgeführt, daß wenn aud die Schwierig- 
feit der Einführung von Civilſtands-Regiſtern wegen der 
beftehenden Eigenthümlichkeiten der Verwaltungs» und Ge: 
richtsbehörden in den öftlihen Provinzen nicht verfannt 
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werben follten, es doch nicht angemeffen ericheine, bier auf 
diefelben zu verweilen. 

Da vorgeihlagen fei, nur Refolutionen, nicht aber 
einen Gejepentwurf der Königlihen Staatsregierung zu 
überweifen, jo bebürfe e8 der Erwähnung irgend welcher 
andere Materien betreffend.r Gefichtäpunfte nicht. Ueberdies 
wurbe von einer Seite beftritten, daß diefe Schwierigkeiten 
wirklich nicht zu überwinden fein, mamentlid, wenn man 
fi, freilich abweichend von dem natürlihen Prinzip, nicht 
die Gemeinde-Öbrigfeit, ſondern ridhterlihe Beamte oder 
Geiftlihe ala Givilftande-Beamten zu beftellen entichlöffe. 
Der Herr Regiernngs-Kommilfar erklärte, über die Frage 
überhaupt fih nicht äußern zu können, weil die Königliche 
Staatsregierung noch zu feiner Beſchlußfaſſung darüber ge- 
fommen jei. Der Antrag ad II. wurde demnädhft zurüd- 
gezogen, nachdem ber Antragfteller ad I. die Erwägungs- 
gründe für Die motivirte Tagesordnung aus dem zweiten 
Antrage (II.) in den feinigen binübergenommen hatte. 

Die demnähft folgende Abftimmung erftredte fh über 
die einzelnen alineas des Antrages ad I., wie er fih nun— 
mehr geftaltet hatte, nachdem vorher der Antrag der Herren 
Eberty, Loewe und Genoffen mit 10 Stimmen gegen 3 ab» 
gelehnt worden war. Die Ermägungsgründe wurden in 
folgender Faſſung: 

In Erwägung, daß der Artikel 19. der Berfaffungs« 
Urkunde vom 31. Januar 1850 die Einführung der 
Givilehe zugelagt bat, 

daß aber die Einführung der Givilehe ohne gleich» 
zeitige gejeplihe Regelung der Führung von allgemei- 
nen bürgerlihen Standesbüchern ber Intention des Ar- 
tifels 19. nicht entipricht, 

mit 11 gegen 2 refp. 9 gegen 5 Stimmen angenommen 
und unter Ablehnung und Streihung der übrigen Erwä— 
gungdgründe die alſo formulirte motivirte Tagesordnung mit 
8 gegen 5 Stimmen angenommen. 

Sodann wurde der Gingang ber Refolution ad I. 
mit 7 Stimmen gegen 6 dahin angenommen: 

die Königlihe Staattregierung aufzuforbern, dem 

Landtage baldmöglichft einen Gejepentwurf über bie 

Beurfundungen des bürgerlihen Standes und über die 

Förmlichfeiten bei Schließung von Ehen Behufs ber 

Einführung folgender Grundjäge im ganzen Umfange 

der Monardie zur verfaffungsmäßigen Beihlußnahme 

vorzulegen; 

und nunmehr zur Abftimmung über die vom Antragfteller 
vorgefhlagenen Grundzüge für das Gejep über die Einführ 
rung der Givilftands-Regifter und der obligatorifhen Givil« 
ehe geichritten. Die einzelnen Alinea's wurden in der nad» 
folgenden Faffung mit Stimmenmehrheit von 8 gegen 5, 
T gegen 4, 8 gegen 3, und ſchließlich im Ganzen mit 9 
Stimmen gegen 3 angenommen: 

1) Die Beurfundungen det bürgerlichen Standes find aus« 
ſchließlich ein Attribut der bürgerlichen Obrigfeit. 

2) Für jede bürgerlihe Gemeinde (Stadtgemeinde, Land» 
gemeinde, Gutebezirf) find behufs der Beurfundungen 
drei Bücher unter der Bezeihnung: Geburts, Eher, 
Sterbebuch, je in zwei gleichlautenden Urjchriften, in 
einer für die ganze Monardie übereinftimmenden Form 
zu führen, 

3) Der Inhalt der Beurfundigungen bat beweiſende Kraft 
bis zu feiner Aenderung durch rechtöfräftiges richter- 
liches Erfenntniß. 

4) Die Standesbüder find öffentlich. 

5) Der Schliefung der Ehe muß ein Aufgebot voran- 
geben, welches der Beamte bes bürgerlihen Standes 
verfünbdet. 

6) Zur rechtlichen Gültigkeit der Ehe ift die bürgerliche 
Trauung erforderlih. Die firhliche Trauung darf nur 
erfolgen, nachdem die bürzerlihe Trauung ver dem 
Beamten des bürgerlidhen Standes geſeßlich beur— 
fundet ift. 

2° 
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7) Die Trauung erfolgt dur ben hinzuberufenen Beam« 
ten bes bürgerlihen E tandes öffentlid und nachdem 
über bie Einſprachen gerihtlih rechtskräftig entſchie⸗ 


den iſt. 

8) Die Handhabung der geſetzlichen Beſtimmungen in 
Betreff der Grundſätze 1—7. iſt durch Strafbeſtim— 
mungen zu ſichern. 

Die Kommiſſion ging demnächſt zur Berathung des 
Antrags ad IV. über. Während einerſeits hervorgehoben 
wurde, daß die gejegliche Erledigung der angenommenen 
Refolution noch längere Zeit auf fi warten laffen müffe, 
daß aber die jhon oben mitgetheilte Bebrängniß, in welcher 
Nupturienten ſich befinden, von denen ein Theil feiner 
vom Etaate genehmigten Religiond » Gejellihaft angeböre, 
und für welde das Gejep vom 30. März 1847 feine Ans 
wendung finde, einer dringenden Abhülfe bebürfe, daß zwar 
bamit dem Snftitut der Notbeivilehe eine weitere Ausdeh- 
nung gegeben werbe, daß dies aber die Gründe für Die end» 
liche Einführung der allgemeinen obligatoriihen Civilehe 
nicht abzufhwäden, vielmehr eher zu verftärfen vermöge; 
dag namentlich die Schwierigfeit bei Wiedertrauungen Ger 
ſchiedener ald treibender Grund für die Einführung ber 
Civilehe beftehen bleibe, auf melde Kategorie fi der vor» 
liegende Antrag nicht erftrede, und daß daher die Annahme 
bed Antrages neben der beichlofjenen Rejolution fi redht- 
fertigen laffe, wurbe von anderer Seite dies lebhaft be» 
ftritten und formell wie materiell eingewandt, daß die Stel» 
lung dieſes Antrages eigentlih außerhalb der Aufgabe der 
Kommilfion liege und allerdings die Refolution abzuſchwä— 
hen geeignet jei. 

Nachdem der Regierungsfommiffar fih mit dem Inhalte 
des Antrages ebenfalls einverftanden erflärt, reſp. erflärt hatte, 
dab die Staatsregierung demjelben zuftimmen werde, wurde 
der Antrag in folgender etwas allgemeinerer Faſſung mit 
7 Stimmen gegen 3 angenommen: 

Sn Gemäßheit der 88. 5. und 16. der Verordnung 
vom 30. März 1847 werben aud Chen zwiſchen Pers 
fonen, die feiner vom Staate genehmigten Religione- 
gelelihaft angehören, mit Perjonen, die einer ſolchen 
angehören, geichlofjen. 

Hiernach erübrigte nur noch die Frage, ob ed nach den 
——* Beſchlüſſen noch angemeſſen ſei, in Die Spezial— 

erathung des Loewe-Eberty'ſchen Geſetzentwurfs einzu— 

treten. Von mehreren Mitgliedern wurde dagegen be— 
merkt: Es ſei nicht wahrſcheinlich, daß das Haus ſeiner— 
ſeits eine ſolche Spezial-Berathung belieben möchte, daß 
aber, wenn die Kommilfion in Diejelbe eintreten würde, eine 
jebr erhebliche Amendirung nothwendig werde, welche, ba 
man überhaupt tie Ablehnung in der angeführten Weile 
beſchloſſen babe, hier überflüflig ericheine. Mit 5 Stimmen 
gegen 4 beihloß die Kommilfion, in die Spezialberatbung 
nicht einzutreten. 

Endlih beſchloß die Kommilfion die nadfolgend be- 
zeichneten Petitionen, welche, zum Theil in wörtlidher Ueber: 
einftimmung, die Verwerfung der obligatorischen Givilebe 
beantragen, durch die Beihlüffe, welde über die Anträge 
der Kommilfion gefaßt werben, für erledigt zu erflären. 

Demnad beantragt die XIII. Kemmiſſion: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 


J. 


In Erwäguug, daß der Art. 19. der Verfaſſungs— 
Urkunde vom 31. Januar 1850 die Einführung der 
Civilehe zugelagt bat, 

daß aber die Einführung der Givilehe ohne gleich 
zeitige gelepliche Regelung der Führung von allgemeinen 
bürgerliden Standesbüdhern der Intention des Art. 19. 
nicht entipricht, 

über den Antrag Evewe-Eberty — Nr. 56. der 
Drudiahen — zwar zur Tagesordnung überzu« 
gehen, zugleich jedoch 
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die Königlihe Staatsregierung aufzuforbern: 

dem Landtage baldmöglichft einen Gefepentwurf über 
die Beurfundungen des bürgerlihen Standes und über 
die Förmlichkeiten bei Schließung von Ehen Behufs 
der Einführung folgender Grundſätze im ganzen Um» 
fange der Monardie zur verfaffungsmäßigen Beihluß- 
nahme vorzulegen: 

1) Die Beurfundungen des bürgerlichen Standes find aus— 
ſchließlich ein Attribut der bürgerlihen Obrigfeit. 

2) Für jede bürgerlide Gemeinde (Stadtgemeinde, Kands 
gemeinde, Gutsbezirk) find Behufs der Beurfundungen 
drei Bücher unter der Bezeichnung: Geburt», Ehes, 
Sterbebud, je in zwei gleihlautenden Urſchriften in 
einer für die ganze Monarchie übereinftimmenden Form 
zu führen. 

3) Der Inhalt der Beurfundungen hat beweijende Kraft 
bis zu feiner Aenderung durch rechtöfräftiges richterliches 
Erkenntniß. 

4) Die Standesbücher ſind öffentlich. 

5) Der Schließung der Ehe muß ein Aufgebot vorangehen, 
nn der Beamte des bürgerlichen Standes ver- 
ündet. 

6) Zur rechtlichen Gültigkeit der Ehe iſt die bürgerliche 
Trauung erforderlich. Die kirchliche Trauung darf nur 
erfolgen, nachdem die bürgerliche Trauung vor dem 
Beamten des bürgerlichen Standes geſetzlich beur- 
kundet ift. 

7) Die Trauung erfolgt durch den hierzu berufenen Beamten 
des bürgerlihen Standes öffentlih, und nachdem über 
die Einſprachen gerichtlich rechtskräftig entſchieden ift. 

8) Die Handhabung der geleplihen Beftimmungen in Be 
treff der Grundfäge 1—7. ift durch Strafbeftimmungen 
zu fidern. 


IL 


folgenden Gejep-Entwurf anzunehmen: 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ıc. 
verordnen mit Zuftimmung der beiden Häujer des Land» 
tags, was folgt: 

In Gemäßbeit der 88. 5. und 16. der Berord» 
nung vom 30. März 1847 werben aud Ehen zwiſchen 
Perfonen, die feiner vom Staate genehmigten Religions 
Geſellſchaft angehören, mit Perfonen, die einer jolden 
angehören, geſchloſſen. * 


Die Petitionen Nr. II. 618., 706. 707., 770., 


784., 794., 830., 952., 953., 1043., 1044. durch dieje 
Beſchlüſſe für erledigt zu erflären. 


Berlin, den 15. Sanuar 1870. 


Die XII. Kommiffton. 


Simon v. —— (Vorſitzender). v. Sybel (Referent). 

Janfen. Jung. Kleiſi v. Bornftedt. v. Aulock. 

Jordan. Boehmer. Ebner. Freiherr v. d. Med; 
Wachler. Klotz (Berlin). 
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Abanderungs: Antrag 


zu 


dem Entwurf eines Gefehes wegen Aufhebung der 

Mahl- und Schlachtſteuer und Einführung der Rlaffen- 

feuer in mehreren Städten — Ar. 129. und Ar. 264. 
der Druckſachen. — 


v. Mitfchfe:Eollande. Das Haus der Abgeordneten 
wolle beichließen: 
im $. 1. Zeile 5. ftatt der Worte; 
mit dem 1. Zuli 1870. 
zu ſetzen: 
mit dem 1. Juli 1871. 


Berlin, den 23. Januar 1870, 


v. Mitihfe:-Gollande. 
Unterftügt durch: 


Kod. v. Eihbern v. Gerlad. Honig. Graf 
Kürftenftein. Noeldechen. Winter. Freiherr v. Bud» 
denbrod. Groſchke. Sarı Bird Muntau. 
v.Sfal. Meyer zu Selhaujen. Dr. Shulp (Memel). 
Kleift v. Bornftedt, ©. Ratte v. Tempelhoff. 
Freiherr v. Maſſenbach. Graf vom Hagen. 


Abanderungs: Anträge 


zum 


Entwurf eines Geſetzes über den Eigenthums - Erwerb 
und die dinglihe Belaftung der Grundflücke, Berg- 
werke und felbfitändigen Geredtigkeiten. 

(Ar. 23. u. 212. der Druckſachen.) 


J. 
von Gerlach. Das Haus der Abgeordneten wolle be— 
ſchließen: 
a. die 88. 1. und 2. in folgender Faſſung anzunehmen: 


$. 1. 
Das Eigentbum an einem Grundftüde wird 
im Ralle der freiwilligen Veräußerung nur durch 


Eintragung im Grundbuhe auf Grund eines recht» 
gültigen Beräußerungdvertrages erworben. 


$. 2. 

Die Eintragung bed Erwerber als Cigenthü- 
merd erfolgt, wenn ber eingetragene Eigenthümer 
diefelbe unter Vorlegung des Veräußerungsvertra- 
ges bewilligt und der Erwerber fie beantragt. 

Des Nachweiſes der Uebergabe bedarf es nicht. 

Der Eintragungsbewilligung des eingetragenen 
Eigenthümers fteht ein rechtskräftiges Erfenutniß 
a Eintragungsbewilligung gleich. 

b) im $. 23. die Worte: 
„das beweglihe, dem eingetragenen Eigenthümer 
gebörige Zubebör, jo lange dafjelbe nicht von dem 
Grundſtücke räumlich getrennt worden iſt“ 
zu ftreichen. 


v. Gerlad. 
Unterftüpt durch: 


Meyer zu Selbaujen. Grafſvom Hagen. Dr. Schulz 
(Memel). Muntau. Koch. v. Tempelhoff. v. Mitſchke— 
Collande Winter. 


I, 


Simon von Zaſtrow. Das Haus der Abgeordneten 
wolle beſchließen: 

a) Dem $. 11 am Sclufje hinzuzuſetzen: 

In Fällen der Kollilion eines Rechtes, das 
nah $. 10 dur Befigübertragung dinglich wird 
mit anderen dinglihen Rechten bezüuglid den Rech— 
ten eined Eigenthums-Prätendenten, bleibt es bei 
den bisherigen geleglichen Vorſchriften. 

b) Im $. 48 in der 3. Zeile zwiſchen den Worten 
„und“ und „ipäter“ die Worte: „gleichzeitig oder” 
einzuſchieben. 

e) Im $. 69 Zeile 1. ſtatt der Worte „weder berech— 
tigt, noch verpflidter” die Worte: 

„nicht verpflichter“ zu jepen. 


Berlin, den 23. Januar 1870, 


Simon v. Zaſtrow. 
Unterftügt durch: 


v. Serlad. Dr Schulg (Meme). Sclentber. 
Winter. Muntau. v. Mitihfe-Collande v. Katte. 
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Abanderungs- Anträge 


zum 


Entwurf eines Gefehes über den Eigenthums- Erwerb 
u. f. w. (Brudfahen Ur. 212.) 


Lasker. Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 

1) Hinter den $. 8, der Kommiſſions-Beſchlüſſe, $- 6. 

der NRegierungss Vorlage, folgenden neuen Paragraphen 
einzuſchalten: 

. Der Eingetragene iſt Kraft der Eintragung 
befugt, alle Rechte des Eigenthümers auszuüben. 

2) Zu 8. 7. der Kommilfions- Beihlüffe und der Regie 
rungs-Borlage, ftatt des erften Abjapes: 

Iſt die Eintragung unrechtmäßig erfolgt, ſo 
bleiben die gegen Entgelt von dem unrechtmäßig 
Eingetragenen erworbene Rechte dennoch in Kraft. 

Die Rechte unterliegen nur dann der Ans 
fehtung, wenn der Erwerber die Unrechtmäßigkeit 
der Eintragung gefannt bat. 

3) Zu $. 8, 
a) Demielben folgende Faſſung zu geben: 
Wenn die Eintragung des Eigenthümers auf 
Grund der eg erfolgt ift, jo erbält das 
zu Grunde liegende Veräußerungsgeihäft, auch 
wenn ed nicht in rechtsgültiger Form abgeſchloſ— 
jen ift, Gültigfeit. 
b) $. 8, in der einen oder in der anderen Faſſung 
hinter den $. 4. zu fepen und die Zahlenbezeich- 
. ber Paragraphen danad) zu ändern. 
4) Zu $. 9, 
Die Faffung des Regierungs-Entwurfs wieder her— 
äuftellen. 
5) Zu $. 18, 
Nr. 1. Abfap 2. wie folgt zu faffen: 
einer Borlegung der Schuldurfunde bedarf es 
niemals, einer Angabe des Schulögrundes nur 
in dem Falle bes $. 18, 
6) Zu den $$. 21. und 22. 
Den zweiten Abjap des $. 22. als zweiten Abjap 
in ben $. 21. aufzunehmen und in $. 22. zu 


eichen. 
7) Zu $. 23. 
ftatt der Worte „jo lange daffelbe nicht u. |. mw.“ 
bis zu Ende, zu jepen: 
So lange bis daffelbe veräußert und von dem 
Grundftücde räumlich getrennt worden ift. 
8) Zu 8. 27, der Kommilfiond » Beihlüffe, $. 28. des 
Regierungs- Entwurfs 
hinter „Hypotheken“ einzufdalten: 
und Belaftungen. 
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9) Die 88. 34. und 38. der Kommiſſions-Beſchlüſſe, 
st. 35. und 39, dis Regierungs » Entwurfs zu 
ftreichen. 

10) Zu den 88. 38, bis 87. der Kommilfions-Beichlüffe 
88. 36, bis 38, des NRegierungs-Entwurfs: 

diefe 88. an die Spipe bed vierten Abſchnitts zu 
ftellen und die Zablenbezeihnung danach zu 
ändern. 

11) Zu 8. 48. der Kommiſſions-Beſchlüſſe, F. 46. des 
Regierungs- Entwurfs: 

binter „jedesmaliges Gebot” einzuſchalten: 
ſoweit daffelbe die für ihm eingetragenen und 
in feinen Händen befindlihen Hypotheken 
überfteigt. 

12) Zu $. 52, Der Kommilfions-Beihlüffe: 

den Abſatz 1., wie folgt, zu fallen: 
Feder Juhaber einer auf feinen Namen 
lautenden Hppothefenbriefs ift befugt, dieſen 
ohne Nennung u. ſ. w. wie in den Kommijfions- 


Beſchlüſſen. 
II. 
Verbeſſerungs⸗Antrag 
zu 


dem Antrage Wölfel und Genoſſen Ar. 241. und 
256. der Druckſachen, Gefeh, betreffend die Sorm der 
Grundftüks-Bertheilungs-Verträge. 


Bahlmann. Das Haus der Abgeordneten wolle be» 
ſchließen: 
1) ftatt der Worte: Einziger Artikel zu jepen: 
Artikel I 
2) dem Artikel I. als 
Artifel II. 
hinzuzufügen: 
Dieles Geſetz tritt am 1. Januar 1871 in Kraft. 


Berlin, den 24. Fanuar 1870. 
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Abänderungs-Anträge 


zum 


Entwurf eines Geſetzes über den Eigenthums- Erwerb 
und die dingliche Belafung der Grundflüke, Berg- 
werke und felbfifländigen Gerechtigkeiten. 

(Ar. 23. u. 212. der Druckſachen.) 


I 


Dr. Bähr. Das Haus der Abgeordneten wolle befchließen: 
1) Den $. 18, des Kommilfions - Entwurfs dahin zu 


ändern: 

Soll eine Hypothek Iediglih zur Sicherung 
eined perfönlichen Anſpruchs in Anſchluß an dieſen 
beftellt werden (Kautiond«Hypotbef), jo muß ber 
Schuldgrund und ber Betrag eingetragen werben, 
für welden oder bis zu weldem das Grundftüd 
baften joll. 

2) In $. 36. des Kommilfions-Entwurfs ($. 87, ber 
Regierungs-Borlage), Zei und 2 die Worte: 

die Begründung des perjönlihen Schuldverhältniffes 
betreffen oder 
zu ftreidhen. 

3) In demjelben Paragraphen, legte Zeile, hinter „Hypo⸗ 
thekenbuch“ einzuſchalten: 

oder Hypothekenbrief. 

4) Kür den Fall der Annahme des Antrags 1. im 8.87, 
des Kommilfiond » Entwurfs den Eingang dahin zu 
ändern: 

die hypothekariſche Klage aus einer Kautions⸗Hypo⸗ 
thek ($. 18.) bedarf der Begründung ıc. (wie im 
Entwurfe). 

5) Für den Fall der Annahme des Antrages 2. 
ben 8.38, bes Kommilfions Entwurfs zu ftreichen. 

6) Den $. 69. des Kommilfions» Entwurfs folgender» 
maßen zu faffen: 

Die Beamten des Grundbudhamtes find nicht 
berechtigt eine beantragte Eintragung oder Löſchung 
wegen Mängel des Rechtsgeſchäfts zu beanftanden, 
welches der rechtögültig erfolgten Auflaffung, Ein- 
tragungsd«» oder Löjhungs-Bewilligung zu Grunde 
liegt. 


IL, 
Thomfen. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
dem $. 68. am Schluſſe hinzuzufegen: 
So weit der Beſchädigte nicht im Stande ift, Er— 
lag feines Schadens von den Grundbuch-Beamten 
zu erlangen, haftet ihm für benielben der Staat. 
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Motive. 


1) Der Staat zwingt die Betheiligten, ih an die Grund» 
budhbeamten zu wenden. Er muß bafür einfteben, daß 
tüchtige und ſorgſame Beamte zu Dielen — — Ge⸗ 
ſchäften ernannt werben, und da er ſich nicht begnügt, 
die Gebühren auf das Maaß zu beſchränken, welches 
innerhalb der Koften der Bejorguug der Geſchäfte 
bleibt, fonbern einen beträchtlidhen Geldvortheil aus ben 
Grundbüdern zieht, fo muß er auch für ben etwa ein- 
tretenden Nachtheil aus ben Berjehen feiner Beamten 
auffommen. 

2) Die in dem Gefeg-Entwurf auszefprodene Haftbarfeit 
des Beamten ift nur eine Scheinhaft, da derſelbe der 
Natur der Verhältniſſe nad nicht in der Lage ift, eine 
jolde gewähren zu Fönnen, 

3) Aehnliche Vorſchriften beftehen z. B. in Medlenburg 
und im Königreih Sachſen und haben in diefen Län— 
dern wejentlih zur Hebung des Realfrebits, ſowie des 
Grundbuchweſens beigetragen. 


IH. 
Abänderungs-⸗Antrag 


zu 


den Anträgen des Abgeordneten Sasker zu dem Ent- 
wurf eines Gefehes über den Eigenthumserwerb ıc. 
— Hr. 281. der Druckſachen. — 


Dr. Bähr: Das Haus ber Abgeordneten wolle be», 
ſchließen: 
zum Abänderungsantrag Nr. 2. den vorgeſchlagenen 
8. 7. Abſatz 1. dahin zu fafjen: 
Sit die Eintragung unrechtmäßig erfolgt, jo blei« 
ben dod die in De Zwiſchenzeit von dritten Per- 
fonen x. (wie im Kommijfions-Entwurfe). 


Berlin, den 24. Januar 1870, 
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Antrag event. Amendement 
zu 


$. 4. Alinea 1. der neu beantragten Gefdäfts- Prd- 
nung. (Ar. 5. der Druckſachen.) 


v. Dieft. Das Haus der Abgeoıbneten wolle beichließen: 
Dem $. 4. der beftchenden, reip. dem $. 4. Alinea 1. 
ber neuen Geſchäfts-Ordnung folgenden Zufag hinzu— 
zufügen: 

„Der Beriht über alle Wahlen, bei denen auf 
Beanftandung oder Ungültigkeits-Erflärung Seitens 
der Abtheilung angetragen wird, ift | 44 zu 
erſtatten.“ 


Motive. 


Die Nothwendigkeit, daß bei ſolchen Wahlen in dem 
Haufe das Sachverhältniß in vollfter Präcifion und Objef- 
tioität Ronftatirt werde, jowie die bevorftehenden Neuwahlen. 


Berlin, ben 23. Sanuar 1870. 


v. Dieft, als Antragfteller. 
Unterftügt durch: 
Agricola. v. Arnim (Templin). v. QAuerswalb. 
v. Aulod. Dr. Beder. v. Below. v. Bendba. Dr. 
Bender. Bening. Berger (Witten). v. Bethmaun— 
Hollweg. Graf v. Bethuſy-Huc. Bied. v. Bismard, 
v. Bodum»Dolffe. v. Bodelſchwingh. Böhmer. 
v. Bonin (Schlawe). v. Brauchitſch (Eibing). Dr. Braun 
(Wiesbaden). v. Bredow. Dr. Golberg. v. Denztn. 
v. Eihhorn. Ferno. Fiſchert (Lömenberg). Graf 
v. Sranlenberg. red. Graf v. Fürftenftein. v. Ger» 
lad. Giller. Dr. Gneif. Grojdfe Graf vom 
Hagen. Hoene v. Jagow. v. Junder v. Kar 
dortf. Dr. Karften. v. Katte. Kiepert. Kleift 
v. Bornftedt. v. Klitzing. Kod. Koefter. Kur 
tius. Lampugnani. v. Langendorff. Freiherr 
v. Ledebur. Leſſe. Dr. v. Lingenthal. Freiherr 
v. Loen. v. Marſchall. Freiherr v. Maſſenbach. 
Mayer (Marburg) Miquél. v. Mitſchke-Collande. 
Mooren. © Muſchwitz. Noeldechen. de Nys. 
v. d. Oſten. Otto. Overweg. Pauli. v. Pommer- 
Eſche. Freiherr v. d. Red. Reichensperger. Freihert 
v. Richthofen (Jauer). Rodewald. Dr Roepell. 
Sachſe. v. Saldern. v. Saucken-Julienfelde. 
v. Saucen-Georgenfelde. Schimmelfennig. 
Schlenther. v. Schoening. Graf v. d. Schulen- 
burg⸗Filehne. Reichsgraf v. d. Schulenburg-Wolfs— 
burg. Dr. Schultz (Memel). Dr. Graf v. Schwerin— 
Putzar. v. Skal. GStelger. Stroſſer. Struve. 
v. Sybel. v. Tempelhoff. Thilo. v. Unruh. 
Wagener (Franzburg). v. Wangenheim. v. Wedell. 
Weicke. Wellmann. Wieſand. Dr. Windthorſt. 
(Meppen). Winter. v. Zawadzky. 
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Abänderungs⸗Antrag 


zu 


dem Geſetz-Entwurf, betreffend die Rheinſchifffahrts- 
Gerichte. (Mr. 230. der Druckſachen.) 


Peltzer (Düffeldorf). Das Haus der Abgeordneten wolle 
beſchließen: 

Zu F. 14. nach Alinea 1. hinzuzufügen nach den 
Worten: „die Umſtände des Vorfalls“: „und ob 
der Beamte ſie perſönlich wahrgenommen oder von 
anderen Perſonen erfahren hat.“ 

Im $. 19. die Worte: „und von demſelben nöthigen» 
falls ergänzt“ zu ftreichen. 

Im $.25. ftatt der Zahlen: „10—14.* zu jegen: „10. 
11. 12. und 14." 

Zu 8. 33. hinzuzufügen: „Den Parteien fteht es frei, 
bei der Verhandlung ſchriftliche Anträge zu wechieln 
und zum Protofolle zu übergeben.“ 

Im $. 36. das Wort: „Drei® zu ftreichen und ſtatt 
deffen zu jepen: „acht.“ 

Im $. 41. in der legten Zeile das Wort: „Drei® zu 
ftreihen und ftatt deffen zu jegen: „acht.“ 

Im S. 47. die Worte: „durch das Schifffahrts-Gericht“ 
zu ftreidyen, 

Zu $. 50. hinzuzufügen: 

„Wenn die zu vernehmenden Zeugen nicht im 
Bezirk des Rheinihifffahrts- Gerichts wohnen, je 
fann der Appellations-Gerichtähof reip. das Rhein— 
Ihifffahrte-Gericht die Gerichte des Wohnorts der 
Zeugen um deren Vernehmung erfuchen.* 
$. 55. hinzuzufügen: 

„Die Gebühren der Gerichtsichreiber für Die 
son ihnen gefertigten Abichriften jeder Art werden, 
jofern fie nicht den Parteien zur Laft fallen, nad 
den in Strafladhen geltenden Vorſchriften liquidirt 
und zur Zahlung auf die Staats- Kaffe ange: 
wiejen.* 


Berlin, den 24. Januar 1870, 


zu 


Be 7 7227 22 
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Antrag 
zu 


dem fünften Bericht der Kommiſſion für Petitionen 
(Ar. 221. der Druckſachen). 


Böhmer und Genoffen. Das Haus der Abgeordneten 
wolle beichließen: 

über die Petitionen, betreffend die Aufhebung der 
Klöfter in Preußen — II. 28., 29., 63., 237., 272,, 
280., 324,, 413., 467., 691., 838. — unter Ablch- 
nung der Aufforderung sub I. des Antrages der Pe- 
titiongsKommilfion zur Tages: Ordnung überzus 
geben. 


Berlin, den 25. Sanuar 1870, 


Böhmer Wadler Jacobi (Liegnip), Gornely. 
Florfhüg. Dr. Holzer. Richter (Effen). Freiherr 
v. Hilgers. Gommelshaujen. Nüder Dr. Eijele. 
Heyl. Deup. Dr. Braun (Wiesbaden). v. Beeften. 
Neihensperger. Fiſchbach. Wolff. Pelzer (Machen). 
Weygold. v. Bodelihwingh. Cläßen. Schäfer. 
Graf Renard. Allnoch. Börfter Spangenberg. 
Engel (Leobihüg),. Ohm Kratz. Bahlmann. 
Köfter. Dr. Libelt. Herberg. Karenz Drabid. 
Holius. Dr Künzer. Dr. Windthorft (Meppen). 
v. Denzin. Janßen. Dr. Krebs. Dr. Kellner. 
Freiherr v. Maffenbad. Göddertz. v. Hanftein. 
Hoffmann, Freiherr v. Drofte-Hülshoff. v. Scyaniedi. 
Werner. Schön. Polomski. NRodewald. Kod. 
Zurmübhlen. Dr. Weber (Hörter). v. Aulod. v. Skal. 
Steffen. Godel. v. Langendorff. Kuſchel. Trapp. 
Lampugnani. de Nys. Kleinihmidt. Hobbeling. 
Studmann Geldern). Kantak. v. Lubiensfi. 
v. Wierzbinski. v. Thokarski. v. Zawadsky. 
v. Zakrzewski. Freiherr v. Frank. v. Mallinckrodt. 
Melsheimer. Zweigel. Mooren. v. Seydewitz. 
Graf v. Frankenberg. Weicke. Dr. Klein. Meyer 
u Selhauſen. v. Mitſchke-Collande. Stroſſer. 
Rodlis. Freiherr v. EImendorff. Kleift v. Bornftedt. 
v. Guerard. v. Ezarlinsfi (Berent). v. Ezarlinsfi 
(Neuftadt). Dr. v. Krafidi. Frenger. v. Laszewski. 
Graf Schaffgotid. v. Arnim (Templin). Graf Saurma. 
Graf v. d. Schulenburg. v. Szuldrzynski. v. Leifing. 
Dr. Schultz (Memel). 
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Auf die Tages» Ordnung einer der nächſten Sißun— 
gen wird gelegt werben: 


Schlußberatbung über den Gejeg-Entwurf, bes 
treffend die Ginführungs-Beftimmungen zum Allgemeinen 
Deutihen Handelsgejepbude für das Sahdegebiet und bie 
Einführung verſchiedener feerechtliher Vorſchriften in das— 
jelbe. — Nr. 246. der Drudiaden. — 

Neferent: Abgeordneter Korſch. 


Antrag des Meferenten: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beihliepen: 

dem vorbezeichneten Gefep-Entwurfe feine Zuftims 

mung zu ertheilen mit ber Abänderung, daß 

1) in der Eingangsformel hinter dem Worte: „vere 
ordnen® hinzugefügt werde: „für den Umfang 
des Fahdegebiets! — 

2) im 8. 1. Nr. J. Zeile 4. das Wort „dies“ in 
das Wort „diejes“ verändert werde — 

3) im $.1., vorlegte Zeile, der Paffus: „am 1. Ja— 
nuar 1870% geftrihen werde — 

4) im $. 5., letzte Zeile, ſtatt: „1. April 1870* 
gelebt werde: „l. Juni 1870,* 


Berlin, den 25. Januar 1870, 


Der Präfident des Haujes der Abyeordneren. 
v. Fordenbed, 
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Fünfter Bericht 


der 


Kommifjion fir Handel und Gewerbe 
über 


Petitionen. 


Beridterftatter: 
Abgeordneter Dr. Beder. 
— un 7 Wenn 


Im vergangenen Jahre lagen dem Abgeordnetenbaufe Journal IT. Nr. 656. 
Petitionen der Handelsfammern zu Eſſen und Behum vor, 1002 1196. 
welche u. A. die Weiterführung der Rheiniſchen Eifenbahn- 
ftrede Ofterrath-Efjen-Watteniheid nad) Dften, zunächſt bis 
Dortmund, befürworteten. Bei der Berathung dieſer Petis 
tionen wurde jeitend der Königlihen Staats » Regierung in 
Ausficht geftellt, daß der Rheinischen Eiſenbahn-Geſellſchaft 
die Fortjegung dieſer Linie wohl bis Bodum, aber vor 
läufig nicht weiter, und auch nit bis Dortmund, geftattet 
werde. Zur Rechtfertigung diefer Einfhränfung wurde gels 
tend gemacht: „Es fomme in Betradt, daß die Bergiſch— 
Märkiihe Eijenbahn verfuhen könne, fih auf den $. 44 
des Eilenbahn » Gefepes, welcher Konkurrenzbahnen dreißig 
Jahre lang ausichließe, zu berufen, während Dagegen die 
Anwendbarkeit des Artikels Al. der Bundesverfafjung ſehr 
zweifelhaft jei.r An ſich ſei aber aud fein Bedürfnis für 
den Bau der Linie Wattenjcheid » Dorimund- anzuerkennen. 
Wohl aber entiprehe ed den allgemeinen Intereſſen, 
wenn die Snterefjen der Köln» Mindener Bahn, die in 
jüngfter Zeit manderlei Ausfälle gebabt habe, etwas ges 
Ihont würden, was nicht geihehe, wenn die Rheiniſche 
Bahn bis Dortmund und weiter vordringe. Die Rheiniſche 
Bahn könne jehr füglih ihre Entwidelung in anderen Ger 
genden als gerade innerhalb des Weſtfäliſchen Koblenbedens 
juhen; gleichwohl werbe ihr nichts im Wege fein, wenn fie 
jebt ihre Ehrenbreitftein » Siegburger Linie bis Witten ver— 
längern wolle.” 

Dagegen hatten in der Kommilfion folgende Erwä— 
gungen die Majorität gefunden; 

„Der Antrag laute nicht auf Fortiegung der Bahn von 
Bohum nah Dortmund, jondern auf Fortfegung der Bahn 
von Wattenſcheid nach Dften, zunädhft bis Dortmund. 
Die Zweigbahn von Wattenſcheid nah Bodum ſei 
eine Sade für ſich. Die Linie von Waltenſcheid über 
Dortmund nad dem Dften laffe fih aber nicht unter die 
„Konkurrenzbahnen* im Sinne des Eiſenbahngeſetzes brin— 
gen. Auf diefer Strede handele es fih um ganz andere 
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Bergwerke, als bie, welde jden den Verkehr auf ber Ber- 
giſch⸗Märkiſchen oder Köln-Mindener Bahn hätten. Diele 
Frage fei bereit# bei der Kommilfion im vorigen Winter 
zur Spradhe gekommen, als die Beſchwerden der Zehen 
Hannibal und Königsgrube vorgelegen hätten. Diele 
Gruben hätten Anihlüffe an die Rhein. Bahn berftellen 
wollen; bas fei vom Minifterium verjagt worden, weil für 
fie bereit? Schienenſtränge zu anderen Bahnen, die ihrem 
Bebürfniß genügten, beftänden. Richtig ſei allerdinge, daß 
ſolche Zweigbahnen zur Köln: Mindener Bahn gebaut jeien, 
aber ebenjo richtig, daß ſolche nit befahren würden, ſo— 
wohl weil die Köln-Mindener Bahn den Betrieb auf die— 
jen Nebenſtrecken nicht eröffne, als aud den Zarif jo hoch 
ftelle, daß die Gewerkſchaften ed vorzögen, beziehungsweie 
vorziehen würden, die im Befige der Köln-Mindener Bahn 
befindlichen Aufchlüffe an die Rheiniihe Eijenbahn bei Wat- 
tenſcheid unbenugt zu laſſen und auf eigene Koften neue 
Anihlüffe bis zur Rheiniihen Bahn Dort zu bauen. Dieje 
Verhältniffe entjprängen aus der bejonderen Rüdjihtnahme 
der Eijenbahnserwaltung auf die Wünſche der Bergiid- 
Märkiihen und ganz bejonderd der Köln-Mindener Bahn. 
Wenn es der Rheiniihen Eijenbahngejelihaft gewißermaßen 
zum Vorwurf gemacht werde, daß fie auf Ummegen eine 
Erweiterung ihrer Linie durch das Kohlenrevier ſuche, jo 
fei diejes Streben die Folge der Berbältniffe, alio ganz 
natürlid, und nur ein Beweis, wie ſehr unjere Eilenbahn- 
Gejepgebung einer burchgreifenden Reform bedürfe. Wenn 
der Kinie von Wattenjheid nah Dortmund wirflid das 
Konkurrenzverbot entgegengebalten werde, jo jei mit Dem 
vorliegenden Falle um jo mehr Anlaß gegeben, die Frage 
über die Bebeutuug und Tragweite der betreffenden Gejepes- 
ftelle zum Austrag zu bringen.“ 

Der Antrag der Kommilfion, jene Petitionen der 
Königlihen Staatsregierung zur Berüdfihtigung zu über 
weilen, ift wegen Schluffes der Seſſion nit zur Entſchei— 
dung des Plenums yelangt. 

Seitdem ift der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft die 
Verlängerung der in Rede ftehenden Strede bis Bodum, 
aber nur unter gewiffen Bedingungen, ertheilt. Wegen Dies 
jer Bedingungen und auch wegen der Beihränfung diejer 
Konzelfion auf die kurze Strede von Wattenſcheid bis Be— 
chum ift die Angelegenheit jept durch drei Petitionen wieder 
in Anregung gebradt; nämlid durd die Petitionen 

1) des Magiftrats der Stadt Bodum (Il. 1002.), 

2) der. „Handelsfammer des Kreiſes Dortmund 
(II. 1196.), 

3) des Eijenbahn-Komites der Stadt Bedum (II. 656.). 

Die Kommilfion für Handel und Gewerbe hat fidy, 
da dieje Petitionen tbeils zu Anfang der gegenwärtigen 
Seſſion, theild erft nah Neujahr eingegangen find, der Be— 
rathung in 2 Sigungen unterziehen mülfen. 


A. Die Petition des Magiftrats von Bodum beflagt 
ed, daß der Rheiniſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft der Bau der 
Strede von Wattenſcheid bis Bodum nur unter ſolchen Bes 
dingungen geftaitet merde, auf welde dieje Geſellſchaft nicht 
eingeben zu fünnen glaubt. 

Ueber dieſe Berirgungen gibt eine Verfügung Aus— 
funft, welche das Königliche Eijenbabn- Kommifjariat in 
Köln unter Tem 4. Juli 1869 an die Direktion der Rhei— 
niihen Eijenbahn gerichtet hat und von welder eine Ab» 
Ichrift mit der Petition des Eiſenbahn-Komités der Stadt 
Beckum zu den Akten gelommen ift. 

Diejelbe lautet: 

„An die Direfiion der Rheiniſchen Eiſenbahn-Geſell- 
ſchaft hier. Nr. 1972, 

Auf das gefällige Schreiben vom 18. Januar cr. 
(A. 1644.) erwidern wir ergebenft, daß der Herr Dandels« 
Minifter uns nunmehr die beigefügte brglaubigte Abjchrift 
des Allerhöchſten Erlaſſes vom 24. Mai d. I. hat zugeben 
laffen, nah weldem unter dem darin bezeichneten Vorbe— 
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halte der Rheiniſchen Eifenbahn-Gefellihaft Die Verlängerung 
der Dfterath » Effen » Wattenicheider Zweigbahn bie nad 
Bodum geftattet worden iſt. Wir find zugleich beauftragt 
worben, wegen Beftimmung der vorbehaltenen näheren Ber 
dingungen bezüglich des vorzulegenden Entwurfs zum Sta- 
tutnachtrage nebſt Konzeſſions-Urkunde mit der Direktion 
im Sinne unferet, dem Herrn Minister f. 3. in der Sade 
erflatteten Berichtes in Verhandlung zu treten. 

Der Herr Minifter hat uns ſodann noch eröffnet, daß 
über die Geflattung einer Batteniheid-Bohum-Dortmun» 
ber Eiſenbahn er no fürzlih, fomohl dem dafür zufam« 
mengetretenen Komite, als aud dem Magiftrate zu Dort- 
mund, nur ablehnende Eröffnung babe machen können. 

Hinſichtlich der vorerwähnten näheren Bedingungen für 
die Konzeifionirung der Strecke Wattenſcheid-Bochum be» 
merfen wir nunmehr ergebenft, daß zunächſt eine Befeitigung 
der mehrfaben Niveau » Kreuzungen der Ofterath » Eflener 
Eiſenbahn mit anderen Bahnen, alfo die Kreuzung mit der 
Bergiſch-Märkiſchen Bahn bei Heißen, jodann mit den beir 
den Zweigbahnen nah den Zehen Hagenbeck und Sälzer- 
Neuad, welche wiederbolt Unfälle veranlaßt haben, unbedingt 
gefordert werden muß. — Dieſe Niveau » Kreuzungen (von 
der Kreuzung mit der Eellerbeder Pferdebahn kann abge- 
jeben werden) waren in früherer Zeit unbedenflih, als die 
Diterath » Effener Bahn noch die unbedeutende Pferbebahn 
mar, aus der fie fih almälig zu einer jo verfebröreichen 
Lokomotivbahn entwidelte. Sept find dieſe Kreuzungen von 
Tag zu Tage bebenfliher geworden, und müffen nunmehr 
vollends als unftattbaft bezeichnet, alfo befeitigt werben, 
nachdem der Ofterath-Efjener Bahn dur die Verlängerung 
bis Vochum, jo wie dur die feſte Brüde bei Rheinhauſen 
und durch fletiges Hinzutreten neuer Anſchlußbahnen in 
fihere Ausficht geftellt ih eine der wichtigften Verkehrs— 
adern zu werben. 

Der bezüglide in den Statutnadhtrag aufzunehmende 
Paragraph würde ungefähr folgendermaßen zu faffen fein: 

„Die Rheiniihe Eifenbahngelellihaft verpflichtet 

fih, die Niveaufreuzungen der DOfteraih-Effener Eijen- 
babn mit der Bergiih-Märfiihen Eifenbahn beim 
Bahnhofe Heißen, ſowie mit ten Anjchlußbahnen der 
Zehen Hagenbed und Sälzer-Neund an die Köln- 
Mindener Eifenbahn dur Unter» oder Ueberführungen 
auf ihre alleinigen Koften zu befeitigen und die dazu 
erforderlihen Bauten bei allen drei zung Ipäte 
ftend gleichzeitig mit der Vollendung der Bahnftrede 
von Wattenfheid bis Bodum, alfo binnen längftens 
drei Jahren, vom Tage der Konzeffionsertheilung an 
gerechnet, fertig zu ftellen.* 

Ferner werden in dem Statutnadhtrag drei Paragrapben 

aufzunehmen fein, melde in ihrer Faffung durchaus den 
8. 7. 8. und 9. des Etatutnactrags der Köln-Mindener 
Eiſenbahngeſellſchaft vom 28. Mai 1866 (mutatis mutandis) 
entiprehen müflen und der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
diefelben Verpflichtungen zur Berüdfihtigung der öffentlichen 
Verfebrsintereffen aufzuerlegen beftimmt find, wie fie der 
Köln-Mindener Eifenbahngeiehichalt bereits jeit Jahren auf» 
erlegt worden find. 
Wir erfuhen die Direktion um gefällige Vorlage der 
Entwürfe zu einer Konzeſſions- und Beftätigungs-Urfunde, 
fowie zu einem Statutnadhtrage mit Perüdfihtigung bes 
Borftehenden, ftellen Wohlderjelben übrigens noch ergebenit 
anbeim, ob in dieſem Statutnachtrage auch zugleih die Er: 
bauung ber feften Rheinbrüde bei Rheinbauſen aufzunehmen 
fein möchte, wad wir für zwedmäßig halten würden, wenn 
die Verhandlungen über leptere baldigen Abſchluß erwarten 
laffen. Köln, den 4. Zuli 1869. 


Königlihes Eijenbahn-Kommifjariat. 
gez. v. Bernuth. 


Die Folgen davon, daß der Rheiniſchen Eiſenbahn die 
hierin geſtellten Bedingungen, nämlich: 1) rn ber 
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Kreuzungen im Niveau mit der Bergiſch-Märkiſchen Bahn 
auf eigene Koften; 2) Verzicht auf das Recht, ihren Zarif 
jelbfiftändig zu beftimmen, unannehmbar feien, daß alle 
der Bau unterbleibe, jchildert der Magiftrat in folgender 
Weiſe: 

„Inzwiſchen dauern die Mißſtände, deren Beſeitigung 
durch die Fortführung der Rheiniſchen Bahn bezweckt wird, 
zum Schaden des Landes fort. — 

Die verhandenen Bahnen — die Köln-Mindener und 

die Bergiſch-Märkiſche — find nicht im Stande, das Fracht: 
gut unferer Gegend, namentlich die geförderten Steinfohlen, 
fortzufchaffen. — Ueberall im Diesfeitigen Koblenrevier macht 
fih der Waggonmangel mehr oder minder empfindlich 
eltend. — 
e Die Gruben find nicht in der Lage, die jegigen günfti- 
gen Konjunkturen voll auszunupen; fie find in Folge des 
Mangels an Trantportmitteln genöthigt, ihre Förderungen 
zu beichränfen, und diejelben theilweiſe aufzuftürzen. 

Die Eifen- und Etablwerfe endlich leiden unter dem 
Einfluffe dieſer Berhältmiffe ebenfo, da der ſchwunghafte 
Betrieb berjelben, wie er fi im Laufe dieſes Jahres in 
ſehr erfreulicher Weife entwidelt bat, immer größere Maffen 
Koblen und Koafe erfordert, deren Beihaffung bei dem 
Mangel der erforderlihen Transportmittel immer fchwie- 
riger wird. 

Es find jegt ſchon Fälle eingetreten, daß Werke F 
Betrieb in Folge deſſen zeitweiſe haben einſchränken müſſen. 

Dieſen Uebelſtänden läßt ſich nur durch Vermehrung 
der Bahnſyſteme, beziehungsweiſe Schaffung neuer Konkur— 
renzlinien erfolgreich entgegenwirken“. 

Der Antrag des Magiſtrats geht dahin, das Abgeord— 
netenhaus möge nechmals vermittelnd eintreten, damit 

‚teitens der Staats-Regierung von den der Rheiniſchen 
Eiſenbahn-Geſellſchaft geftelten Bedingungen, bezüglich der 
Strede Wattenfheid-Bohum, abgefehen werde, 


B. Die Dortmunder Handelöfammer trägt vor, daß fie 
in ihren Jahresberichten für 1865, 1867 und 1868 und 
außerdem unter dem 30, Zuli 1867 in einer befondern Ein— 
gabe an den Herrn Handeld-Minifter auf die Nothwendig— 
feit bingewiejen habe, die Rheiniſche Eifenbahnftrede Dfte- 
rath-Efjen bis Dortmund und Hörde zu verlängern. In der 
erwähnten Eingabe war ausgeführt, daß der Abſatz der Weft- 
fäliſchen Steinfohlen bereits dadurch, daß die Rheiniſche 
Eiſenbahn-Geſellſchaft eine Linie von Oſterath bis Eſſen 
angelegt babe, weſentlich erleichtert und deshalb vermehrt 
worden jei, daß dieſe Verbindung mit dem Koblenrevier 
ihren Zwed, Koblen auszuführen und dafür Eifenftein ein- 
zuführen, aber erft dann ganz erfüllen fönne, wenn fie bis 
Dortmund und Hörde reihe; die Nheiniihe Eiſenbahn-Ge— 
jellichaft jei zu diefer Verlängerung der Bahn bereit, und 
ed könne deren Konzeſſionsgeſuch um jo weniger beanftan- 
det werben, als die Nentabilität des Unternehmens außer 
Zweifel ftehe. 

Unter Bezugnahme auf dieje früheren Anträge bei der 
Staatsregierung führt Petentin im der jept vorliegenden Per 
tition aus, daß der Steinfohlenbergbau und die Eijeninduftrie 
ihres Kreiſes fih nur deshalb nicht zu der Blüthe, deren fie 
fähig fei, entfalten fünne, weil auf den beiden einzigen 
Bahnen, welde den Kreis Dortmund berühren, die Fracdhten 
zu hoch fein und bie Transportmittel für den überhaupt 
rapide fteigenden Berfehr nicht ausreihten. Der Wagen« 
mangel bei der Köln-Mindener und der Bergiih-Märkiichen 
Bahn laſte nur deshalb ganz befonders auf dem Kreile 
Dortmund, weil die genannten Eifenbahnen bier feine Kon- 
furrenz hätten. 

Der Einrede, daß die Fortfegung der Rhein. Bahn bis 
Dortmund und Hörde die Einnahmen jener beiden andern 
Bahnen ſchmaͤlern würde, ſtellt Petentin die Thatſache entge⸗- 
gen, daß die Klagen über Wagenmangel im Kreiſe Eſſen 
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feit Eröffnung der Strede Ofterath- Effen verftummt feien, ohne 
daß die Nentabilität der beiden erwähnten Bahnen darunter 
gelitten oder gar der Betrieb auf denfelben wegen mangeln- 
der Transportmaffen hätte eingefchränft werden müſſen. 
Demnad bittet die Handelöfammer des Kreijes Dort» 
mund, dabin zu wirfen: 
daß der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft die ſchon 
lange nachgeſuchte Konzeifion ertheilt werde, die 
Ofterath-Effener Bahn über Wattenſcheid hinaus 
nah Dortmund und Hörde zu bauen, 


C. Theod. Ant. Bierfamp und Genoffen in Beckum, 
die fih das Eifenbahn-Komite der Stadt Beckum nennen, 
haben unter dem 25. November 1869 eine Petition, betref— 
fend die Fortführung der Rheiniſchen Eifenbahn von Wat— 
teniheid bis Dsnabrüd, nnd unter dem 1. Januar 1870 
ein „Prememoria® zu diefer Petition an das Abgeordneten» 
baus gerichtet. Zu ihrer Legitimation führen fe an, die 
Stadt Beckum bedürfe für ihre 60 Kalköfen, deren Erzeug- 
niß in dem ganzen SImduftriegebiet zwiſchen Hamm und 
Köln geſucht jei, einer direften Verbindung mit einer Eijen» 
bahn (ed gibt zwar an der Köln » Mindener Bahn eine 
Station Bedum, diefe liegt aber eine Meile von dieſer 
Stadt entfernt); dur eine Berlängerung der Rheiniſchen 
Eifenbahn von MWattenfcheid über Hamm in ber Richtung 
auf Dsnabrüd würde ihr die Verbindung geſchaffen; die 
Konzeifion dazu habe die Rheiniſche Eiſenbahn-Geſellſchaft bes 
reitd im Sommer 1865 für den Fall nachgeſucht, Daß der 
Köln » Mindener Bahn die Konzeifion für die Linie von 
Venlo nah Osnabrück ertbeilt werden mödte. Nachdem 
der Köln-Mindener Eiſenbahn jene Konzelfion zugefallen, 
werde der Rheinischen Eiſenbahn-Geſellſchaft dieſe Konzeifion 
in jeder Weile eiſchwert. 

Sn diefer Beziebung wird von den Petenten auf bie 
oben mitgetheilte Verfügung Bezug genommen, welde das 
Königliche Eifenbahn « Kommiffariat unter dem 4. Juli 
1869 an die Rheinische Eifenbahn erlaffen bat. Für die Fort- 
führung der Rheiniihen Eiſenbahn durch die Grafihaft 
Marf und das Münfterland bis nad Dsnabrüd haben die 
Petenten dem im Sommer 1865 von der Rheiniichen Eiſen— 
bahn⸗Geſellſchaft der Staats-Negierung überreihten Promo» 
moria folgende Punfte entnommen: 

„Bleibt der Endpunft der Rheiniſchen Eifenbahn Wat- 
tenicheid, jo wird das ganze darüber hinaus liegende Gebiet 
bis Hamm ſowie das ganze übrige Weftfalen nie zu einer 
wahrhaft innigen und die Schäpe des Bodens in höchſt— 
möglihem Maße gegen einander austaufchenden Beziehung 
fowohl zu den von der Rheiniſchen Bahn durdichnittenen 
Rheinufern, ald auch zu den Norbjeeftationen gelangen 
fönnen. 

Zur Hebung der Rheiniſch-Weſtfäliſchen Induſtrie ift 
es durdaus nothwendig, daß die Rheiniihe Bahn aud in 
dem nörblihen Theile Weftfalens zur Konkurrenz gegen die 
Köln-Mindener und Bergiſch-Märkiſche Bahn zugelaffen 
wird. Für Rheinland und Weftfalen fünnen ſehr wohl, 
und ohne fi gegenjeitig zu ruiniren, drei große Bahnen 
nebeneinander beſtehen. Schon die bisherige Entwidelung 
des Verkehrs auf der Köln-Mindener und Bergiſch-Märki— 
ihen Bahn läßt klar erfennen, daß in den von dieſen 
Bahnen durchſchnittenen Landestheilen eine großartige In— 
duftrie noch in den erften Stadien ihrer Entfaltung bes 
griffen ift, welche noch eine jehr bedeutende Zufunft vor ſich 
bat. Die von Jahr zu Jahr progreifiv fteigenden enormen 
Einnahmen diefer Bahnen werden zwar durch die Mitbe- 
werbung der Rheiniſchen Eilenbahn in den erften Fahren 
einigermaßen gedrüdt werden, jedoch fteht es zweifellos feft, 
daß die Entwidelungsfähigfeit der Induftrie ia dur eine 
folde neue Bahn erheblich fteigern und dadurch den zeit— 
weiligen Ausfall an Einnahmen ſehr bald wieder decken 
wird. Bis jept hat die Köln-Mindener Bahn den enormen 


Verfehr von Hamm aus nah ten Norden ausschließlich zu 
vermitteln. Eine ſolche ausſchließliche Vermittelung ift jedoch 
feinedwegs dem öffentlichen Intereffe entiprechend, weil nur 
aud der freien Mitbewerbung erfabrungsmäßig die Antriebe 
zum fteten Aufgebot aller vorhandenen Kräfte, zur fteten 
Berüdfihtigung der im Verkehrsleben fih unaufbörlih neu— 
und umbildenden Bedürfniffe entipriugen. 

Die Köln-Mindener Eiienbahn hat für die Hauptbahn 
zur Zeit eine Einnahme von mehr als 200,000 Rtbirn. 
per Meile und damit vieleicht die höchſte Einnahme, welche 
irgend eine längere Babnftrede per Meile auf dem Kontis 
nente aufliefert. Dieſer enormen Einnahme entipredhend 
liefert die Köln-Mindener Hauptbahn dem Aftien- Kapital 
von 13 Millionen Rthlrn. gegenüber einen Reinertrag von 
ca. 3)/, Mil. Rıblın., und felbft die, nach Abzug der Staate- 
fteuer und des dem Staate vertragämäßig zuftehenden 
Dritteld der Rein-Einnahme über 59%, von Aftien- Kapital 
hinaus erübrigende Summe bat die Bertheilung der höchften 
Dividende an die Aftionaire geftattet, weld;e überhaupt eine 
mit einem Aftien-Kapitale von namhafter Höhe ausgeftattete 
Eifenbabn-Gejelihaft in Preußen aufgeliefert bat. 

Diefe Momente werden gewiß bei der Ermägung in 
die Wagſchale fallen, ob es gerechtfertigt erſcheinen fann, 
eine Mitbewerbung fern zu balten, um eine bereits bes 
Marimums des Berfehrd auf dem Kontinente fich erfreuende 
Bahn einer noch höhern Berfehrsentwidelung entgegenzus 
führen, oder ob nicht umgefehrt an dem bereits beftehenden 
enormen Verkehr ein berechtigter Anſpruch des verfehrtrei« 
benden Publifums begründet ift, dab durch freie Mitbewer- 
bung Ermäßigung in den Tarifen, Beichleunigung und vers 
befjerte Einrihtung im Perfonenverfehr im Gefolge gebabt 
bat. Selbft die wirfiamfte Abhülfe für eine der ſchwerwie— 
gendften, periodiich wiederfehrenden Klagen der Imduftrie 
über die Unzulänglichkeit des Petriebsmaterial® für den 
Güterverkehr wird here in einer freien Mitbewerbung verichie- 
dener Eilenbabnfpfteme in den Gentren großer, induftrieller 
Produktion gegeben fein, Iſt doch noch in den legten Mo— 
naten die Transportfähigfeit der Köln-Mindener und Ber- 
giſch-Märkiſchen Bahn um 30 pCt. hinter der Nachfrage 
zurüdgeblieben, jo daß ſich ſogar die Direktion der legteren 
zu der Weilung an ihre Gütererpedition veranlaßt ſah, ihre 
Waggons zunähft nur zu den nah Stationen ihrer Bahn 
verlangten Sendungen zu ftellen. Die Nachweiſungen über 
die Seitens der Zehen von der Köln » Mindener Bahn in 
den legten Monaten verlangten und erhaltenen Waggons be— 
weijen, daß verfchiedentlih nur ein Dritiheil der verlangten 
Waggons geftelt if, während nur in den feltenften Fällen 
die geftelten Waggons mehr als zwei Drittheile der ver 
Iangten betrugen. Es ift ſogar in der zweiten Hälfte des 
Dezember vorgefommen, daß eine Zehe 40 Waggons ver- 
langt und feinen einzigen erhalten hat. Die Folgen davon 
zeigten fi auch bier, no fämmtlihe Kalfbrennereien zeit 
weile gänzlih von Kohlen entblößt waren. Haben dagegen 
die Zehen Anſchlüſſe an verihiedene Bahnen, jo wird dem 
Uebelftande zeitweiler Inſuffizienz an Betriebömaterial der 
Bahnen großentbeils abgeholfen jein. 

Das Hohe Haus der Abgeordneten wird es nach diefem 
Borgange gewiß jo erflärlih wie motivirt finden, wenn die 
Bewohner Weftphalens, welche vielfach unter den zur Zeit 
beftebenden Verbältniſſen fih gebrüdt und beeinträchtigt 
glauben, die Nothwendigfeit weiterer jelbitftändiger Mitbe: 
werbung ber Rheiniſchen Eifenbahn hervorheben und nur in 
diefer die Garantie einer gelunden und freien Weiterents 
widelung ihrer Induftrie erfennen. Die Aniprüdhe der Bes 
wehner Weftfalens werben um fo berechtigter ericheinen, weil 
die Induftrie Weftfalens in ihrer Bedeutung weit über Die 
Grenzen diefer Provinz hinausreiht. Deutichlands Handels« 
Marine ift vor allem auf die Schätze des Rheiniſch-Weſt⸗ 
fäliihen Bodens und die metallurgiihen Produkte ber 
Rheiniſch-Weſtfäliſchen Induftrie angewieſen; Kohlen, Eifen, 
Dlei und Zinf bilden ſammt Erzen, Erden und Steinen 
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aller Art die Unterlage der größeren Maffentransporte zu 
Land wie zur See, Maffentransporte, vor welden quanti« 
tativ alle übrigen Artikel des Handels zurüdtreten,.* 
Die Petenten bitten: 
ber Königlihen Staatsegierung die Ichlenigfte Kon- 
zeifionsertbeilung zum Bau einer Eijenbahn Wat« 
tenjcheid » Bodum » Dortmund » Dsnabrüf an Die 
Rheiniſche Eijenbahn-Gejellihaft dringend zu em— 
pfeblen, und zwar ohne fjolde hemmende Bedin- 
gungen, wie fie in dem Reſkript des Königlichen 
Eijenbahn « Kommifjariats zu Köln vom 4. Juli 
1869 aufgeftellt find. 


Bei Eintritt in die Disfuffion wurde die Frage auf: 
geworfen, ob die Petition aus Beckum, die fih auf die 
Weiterführung der Rheiniſchen Eijenbahn bis Dsnabrüd 
bezieht, jo lange die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft nicht 
jetbft die Konzejfionirung für diefe Strede ernſtlich nach— 
Jude, in Betracht kommen fünne. Es wurde in diejer Be» 
ziebung geltend gemacht, daß die Beihwerde ſich zunächſt 
gegen die Bedingungen richte, an welde die Staatsregie- 
rung die Weiterführung der Rheiniſchen Eijenbahn von 
Wattenſcheid bit Bohum fnüpfe; daß die Erbauung dieſer 
Etrede die Borausjepung der Weiterführung der Bahn in 
ber Richtung auf Bedum fei und daß die Einwohner dieſer 
Stadt aljo wohl ein Interefle daran hätten, jene Bedin- 
gungen, durch welde die Rheiniſche Eiſenbahn-Geſellſchaft 
von weiteren Unternehmungen in Wejtfalen abgehalten 
werde, bejeitigt zu jehen. 

Eine Berückſichtigung der Bedumer Petition ſchließe 
nicht aus, daß die Staatsregierung, wenn für die Herſtel— 
lung einer geraden Linie aus dem Koblenrevier nad Osna— 
brüd ſich verſchiedene Unternehmer meldeten, in der Grthei- 
lung der Konzeſſion freie Hand behalte; jo lange aber Die 
Bewohner von Bedum außer der Rheiniſchen Eijenbahn 
keine Geſellſchaft kännten, weldhe den Bau zu unternehmen 
geneigt jei, jei es natürlich, daß fie um deren — * 
rung bäten, und könne es dabei kaum etwas verſchlagen, 
wenn fie dazu aud mehr oder weniger von der Direktion 
der Rheiniſchen Eijenbahn angeregt jein jollten, 

Daß die Weiterführung der Rheinischen Eiſenbahn von Wat- 
tenſcheid bis Dortmund und Hörde und nod weiter nad 
Dften oder Norden im allgemeinen Interefje des Landes 
liege, wurde im der Kenzeſſion von feiner Seite beftritten, 
Wohl aber wurde mehrfad bedauert, daß die Staatsregie- 
rung die Koncejfion für die Linie Venlo-Hamburg ftatt 
an die Rheiniſche Erjenbahngejelihaft an die Köln-Minde- 
ner Bahn überlafjen habe und fih nun in Folge dieſer 
Verfügung bewogen finde, in Weſtfalen andere Unterneb- 
mungen, welche der Köln-Mindener Bahn Konkurrenz machen 
fönnten, zurückzuhalten. Nicht blos für die zunächſt davon 
berübrte Gegend, fondern für den ganzen Berfehr ſei die 
Durdführung der Rhein. Bahn durch die Grafihaft Marf 
ein unbeftreitbares Bedürfniß; jomweit die Rhein. Bahn in 
Konkurrenz mit der Köln-Mindener und der Bergiid- Mär- 
tiihen vorgedrungen, jeien die Klagen des Publilums über 
dieſe LZepteren verftummt. Ständen die Iutereffen der 
Köln- Mindener Bahn und die Iuterrefjen des Landes wirk- 
li mit einander in Widerſpruch, jo müßten die Erfteren 
zurüdtreten. Es jei aber aud nod fraglid, ob dieſe Kolli— 
fion der Interrefjen vorhanden jei; denn daß der Ertrag 
der Köln-Mindener Bahn durch den Ausbau der Strede 
Oſterraih-Eſſen bis Dortmund erbeblich ſinke, ſei kaum zu 
eıwarten; daß die Rheiniſche Eifenbahn nad ihrer gejanım- 
ten Finanzlage wohl im Stande jei, die Linie Wattenſcheid⸗ 
Dsnabrüd und vollends die nicht ſehr bedeutende Strede 
bis Dorimund und Hörde zu bauen, um die es fi zumädhft 
vorzugsweile handele, jei notoriſch; und nicht minder jei ber 
fannt, daß fie auch dazu längft bereit jei; fie babe jhon 
im Sabre 1865 die Konzeſſion für die ganze Strede bis 
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Osnabrück nachgeſucht. Eine Verfagung der Erlaubniß ſei— 
tens der Staatsregierung fei aljo eine Schädigung berech— 
tigter Intereffen. Im Beziehung hierauf wendet ber Herr 
Regierungs-Kommifjar ein, daß ein Antrag der Rheinijchen 
Eifenbahn- Gejelihaft auf Ertbeilung der Konzeſſion bis 
Osnabrück der Staatdregierung zur Zeit nicht vorliege. 

Dem wurde entgeynet, das Gejud aus dem Jahre 1865 
möge vielleicht nicht förmlich erneuert fein; was aber die 
Strede Wattenfheid-Bohum-Dortmund betreffe, jo jei es 
gewiß, daf hierfür die Konzeſſion jüngft bejonders erbeten, 
aber verfagt fei; und ſelbſt für die kurze Strede von Wat- 
tenſcheid nah Bodum jeien Bedingungen geftellt, die im 
gar feinem Berhältniffe zu dem Vortheile ftinden, den bie 
Rheiniihen-Eifenbabngejellihaft in berjelben finde. Wenn es 
im Snterefje eines geſicherten Betriebs liege, daß die Bahn— 
Kreuzungen im Niveau bejeitigt würden, jo ſei es billig, 
daß die Koften der nöthig werdenden Ueber- oder Unter— 
führungen derjenigen Bahn auferlegt würden, durch weldye die 
Kreuzung entftanden, oder aber daß die Koften von ben 
bei der Kreuzung betheiligten Bahnen gemeinſchaftlich ge- 
tragen würden. Gin Mitglied der Nommilfion madte aus- 
drũcklich geltend, daß die von dem Handelsminifter geftellte 
Bedingung der Befeitigung der Nreuzung bei Heißen auf 
alleinige Koften der Rheiniſchen Eiſenbahngeſell— 
Ihaft um jo ungeredhter jei, weil die Rheiniſche Eijenbahn- 
Geſellſchaft als Rechtsnachfolgerin der Mülheim-Efjener- 
Eiſenbahn das Aelterrecht der Bergiſch-Märkiſchen Eijenbahn- 
Geſellſchaft gegenüber habe. Hinſichtlich des Verlangens der 
Staatsregierung, daß die Rheiniſchen-Eiſenbahn gegen die Kon» 
zeiftonirung der Strede bis Bodum für alle ihre Streden 
auf das Recht verzichten folle, den Tarif ſelbſtſtändig zu 
regeln, fo ſei dafjelbe faum zu begreifen. Anders möchte 
e8 bamit fein, wenn es ſich um eine große Konzeifion, 
eiwa für die Strede aus dem Kohlenrevier bid zu einem 
Seehafen handelte. Den Berziht auf die Tariffreiheit habe 
die Regierung bis jept nur in zwei Füllen bedungen, für 
die Linie Venlo-Hamburg und für die Strede von Ehren— 
breitftein bis Siegburg. Sollte fie die Abfiht haben, diejen 
Verzicht für neue Konzeffionen überhaupt zu verlangen, jo 
müfte e8 auffallen, daß andere Bahnen damit verſchont 
blieben, 3. B. die Bergiſch-Märkiſche. 

Der Bertreter der Staatsregierung erwiderte, die Er— 
theilung weiterer Konzeſſionen in Weftfalen habe der Rhei— 
nischen Eifenbahn gegenüber jo lange beanftandet werden 
müffen, als diejelbe mit der Ausführung empfangener Kon» 
zeifionen am obern Rhein im Nüdftande geblieben; jpäter 
jei allerdings die Rüdfihtnahme auf die Köln» Mindener 
Bahn binzugefommen, die fehr große Unternehmungen be— 
gonnen und bei der Aufbringung der Geldmittel auf Schwie- 
rigfeiten ftoße; feitdem beide Häufer des Landtags ſich gegen 
die Genehmigung einer PrämiensAnleihe ausgeſprochen, ſei 
dad vollends zu würdigen. 

Was die beiden Bedingungen beireffe, die an die Fort— 
fepung der Bahn bis Bodum geknüpft worden, jo jeien 
diejelben im öffentlihen Intereffe für nöthig eradıtet; dar— 
über, daß Die Kreuzungen der Bahnen im Niveau bejeitigt 
werben müßten, jei fein Zweifel; befannt ſei, dab das Hans 
bels-Minifterium möglihft darauf dringe; die Frage, wer 
zu den bier in Rede ftehenden Umbauten die Koften tra— 

en folle, jei eine Rechtsfrage; dem Herrn Handels-Minifter 
ie bisher die Rheinische Eiſenbahn-Geſellſchaft als die ver 
pflichtete erſchienen. 

Was das Tarifrecht angehe, fo nehme die Staatére— 
gierung dafjelbe in Ausführung der Norddeutihen Bundes» 
verfaffung überall in Aniprud, wo die Interefjen des durch— 
gehenden Verkehrs ins Spiel fümen; wenn das der Ber» 
iſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn gegenüber nicht ausdrücklich geſchehen 
hi. jo jei es bei dieſer auch überflüjfig ; denn fie ftehe unter 
Staatsverwaltung, welche von felbft die Beitimmungen der 
Bunbdesverfafjung zur Ausführung bringe. Die Rheiniſche 
Eiſenbahn habe hinſichtlich der Tarife mindeftens zu ebenio 
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viel Beſchwerden Anlaß gegeben, wie die beiden anderen 
Bahnen; und was den Wagenmangel betreffe, fo jei die Rhei— 
niſche Eiſenbahn davon aud nicht frei, wie denn überhaupt 
feine einzige Eiſenbahn für die außerordentliche Steigerung, 
welche die Koblenabfuhr von Zeit zu Zeit erfahre, ſtets völ- 
lig hinreichende Transportgefäße bereit halten fünne. 
Andererjeits wurbe bemerft, gerade die Rüdficht, daß 
fünftig Kreuzungen im Niveau vermieden werden follen, 
redhtfertige den Wunſch, daß der Bau der Rheiniihen Bahn 
in dem Kreile Bodum nit länger verzögert werde, weil 
ih die aus jener Rückſicht entftehenden Schwierigkeiten 
dort inzwiſchen duch Ausipinnuug des Bergiſch-Märkiſchen 
Bahnnepes nur vermehrten; dab das Handeld-Minifterium 
das Recht der Zarifnormirung an fi zu ziehen ftrebe, jei 
ebenjo begreiflidh, wie, daß eine große Gejellichaft ſich dem 
zu widerjegen jude; und ganz beionders, daß die Rheiniſche 
Eijenbahn für ihr meites Neg darauf nicht verzichten möge, 
blos um eine 21/, Meilen lange Zweigbahn bis Dortmund oder 
gar nur um die 1/, Meile lange Strede bis Bodum zu 
befommen. An diejer Stelle fomme das Fefthalten einer 
jo jhweren, für die beireffeude Strede an ſich ganz über- 
Hüffigen Bedingung der Konzeſſions-Verſagung glei; die 
befannte Abjiht der Rheiniſchen Eifenbahngejellihaft auf 
andere, für fie ungleich wichtigere, Unternehmungen werde 
ber Staatöregierung fiheliyg und im nicht lan— 
ger Zeit nod rg bieten, dieſelbe hinſichtlich 
des Tarifrechtes zu Zugeſtändniſſen zu veranlaſſen. 
Durch verſchiedene Umſtände, unter denen aber die Eiſen— 
bahnpolitik des Handelsminifteriums der wichtigſte ſei, habe 
das Eijenbahnnep Wejtfalens eine Entwidelung genommen, 
welche einen von ber Natur reich ausgeftatteten Theil der 
Grafihaft Mark mit einer rührigen und fleißigen Bevölke— 
zung ſchwer beeinträchtige. Am jchwerften bedroht jehe ſich 
der Kreis Dortmund, in welchem bisher ein Hauptfnoten» 
punkt des Verkehrs geweſen. Die Ruhrthalbahn im Süden 
und die Münfterländiihen Streden der Köln» Mindener 
Bahn im Norden würden einem großen Theile des Ver— 
kehrs andere Richtungen anweiſen, durch welde der Kreis 
Dortmund, jo lange neue Verbindungen ihm verjagt blieben, 
nur Einbußen erleide. Eine direfte Verbindung mit Holland 
und der Wejermündung werbe jeit der Eröffnung der Ber- 
giſch-Märkiſchen Bahn erſtrebt. Um die Konzejfionirung 
einer Bahn nad Enſchede ſchleppten ſich die gegenwärtig 
ichwebenden Verhandlungen nun in das fünfte Fahr; ebenjo 
alt jei der Entihluß der Rheinischen Eijenbahn, bis Dsna» 
brüd zu bauen; inzwiſchen habe die Köln- Mindener Bahn 
mit dem Bau der Linie Plutobahnhof-Münſter vorgehen 
fönnen, und diefe habe ſchon den bisherigen Berfehr des 
Kreiſes Dortmund mit dem Münfterlande faft volftändig 
unterbunden. Während der Plan der Rheiniſchen Eijenbahn, 
bis nah Osnabrück zu bauen, zur Berwirklihung nur des 
Jaworts der Regierung bedürfe, werde jogar die dringend 
begehrte Strede Wartenjheid - Bodum » Dortmund, aljo 
die ganze Vorausſetzung verlagt, von welcher die Weiter 
führung der Rheiniſchen Bahn nah Weftfalen abhänge. 
Der Eijeninduftrie würden jene Erze, auf welde bei 
Bewilligung der Eifelbahn ausdrüdfih hingewieſen wor— 
den, aud nad Vollendung diejer Bahn vorenthalten. Das 
Alles wirke wenig ermuthigend, ftelle jogar die Ausführung 
längft vorbereiterer Unternehmungen in Frage und reize 
höchſtens die Bergiih-Märkiihe Bahn, fih um die Kon— 
zeifton für ihre Fortjegung von Hamm bis Dsnabrüd zu 
bewerben; gewinne dieſe Damit den Boriprung, fo ſei zu 
befürdten, daß die Nheiniihe Bahn fürs erfte auf die 
Strede Watteniheid-Bohum-Dorimund fein großes Gewicht 
mehr lege, ihre Entwidelung in anderen Gegenden juche, 
und daß der Gewerbfleiß der Stadt und des öftliden Theis 
led des Kreiſes Bohum, ſowie des ganzen Kreiſes Dort— 
mund aud im Berfehr mit dem Rhein noch lange Jahre 
von den Segnungen ber Konkurrenz durch die Rheiniſche 
Eiſenbahn ausgeſchloſſen bleibe. Die Abficht ge Staatöregie« 
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zung könne unmöglich fein, die Graffhaft Mark gegen ben 
Niederrbeiniihen Induſtriebezirk zurüdzujegen; darum jei 
dringend zu bitten, daß fie — aud wenn fie glaube, über 
die Ertbeilung der Konzeſſion für die Bahn bis Osnabrück 
fi die Entihliefung noch vorbehalten zu müffen, — wenig- 
ftens der Weiterführung der Rheiniſchen Eiſenbahn über 
Bodum nah Dortmund und Hörde, fein Hinderniß 
in den Weg lege. 
Es wurbe dann folgender Antrag formulirt: 
die Petitionen in dem Sinne zur Berüdfihtigung 
zu überweijen, daß ber Weiterführung der Rpeinitchen 
Eifenbahn über Watteniheid hinaus, zunächſt wenig- 
ftens über Bodum bis Dortmund und Hörde, die Kon« 
zeifton nicht verfagt werben möge; 
und mit Beziehung auf dieſen Antrag über die 3 Petitio- 
nen einzeln abgeftimmt und beſchloſſen: 
1) mit 8 gegen 2 Stimmen, die Petition des Magie 
firats zu Bodum, 
2) einftimmig, die der Handelsfammer des Kreifes 
Dortmund, 
3) mit 5 gegen 4 Stimmen, die des Eifenbahnkomites 
der Stadt Beckum 
in obigem Sinne zur Berüdfihtigung zu empfehlen. 
Demnach beantragt die Kommilfion für Handel und 
Gewerbe: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
„bie Petitionen des Magiſtrats zu Bodum, ber Hans 
belöfammer des Kreiles Dortmund und des Eifenbahn- 
fommites zu Bedum (II. Nr. 656,, 1002. und 1196.) 
der Staatsregierung in dem Sinne zu überweifen, daß 
‚ ber Weiterführung der Rheiniſchen Eifenbahn über 
Watteniheid hinaus, zunächſt wenigftens über Bodum 
nad Dortmund und Hörde, die Konzeifion nicht ver 
jagt werben möge.“ 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Dr. Beder. 


Der Repräfentant der Gewerfihaft „Sicilia” zu Alten- 
bundem an der Lenne in Weftfalen (Herr Bradelmann zu 
Schloß Wodlum bei Sierlohn) trägt vor, feit ungefähr 
14 Zahren jelen in der Nähe des Lennethals an der Ruhr» 
Siegbahn ſo mächtige Schwefelkieslager entbedt, daß bie» 
jenigen, welde der Gewerfihaft „Sicilia gehören, ſchon 
allein im Stande wären, ganz Deutihland auf Jahrhun—⸗ 
derte mit Schmwefelfies zu verjehen. Die Folge tes Betriebs 
diefer Gruben zeige fi in der größer gewordenen Berbrei» 
tung und Ausdehnung ter Säurenfabrifation, die befonders 
für die Herftelung von billigen chemiſchen Dungpräparaten 
von Wichtigkeit ſei; aber dieſer Induftriezweig fei noch weit 
größerer Entwidelung fähig und damit würde den zahl« 
reihen Imduftriezweigen, welche Scwefelläure verwenden, 
ein noch weit größerer Dienft erwiejen werden, jobald die Ei- 
jenbahnfradt für Schwefelkies jo weit ermäßigt würde, wie 
für die größeren Steinfohlentransporte; die Fracht fei bis 
jegt jo body, daß der Weftfäliihe Schwefellies in Süb- 
deutihland mit dem Schwefelfies aus der Gegend von Lyon 
nicht fonfurriren könne. Der Petent bittet, daß zunächft 
auf den Staatsbahnen die Frachtermäßigung für Schwefel- 
fies in der angedeuteten Weiſe eintreten möge. 

Diejelbe Petition war im vorigen Frühjahr an den 
Reichstag des Norddeutihen Bundes gerichtet. In der Pe 
titions-Kommilfion des Reichſstags ift die Wichtigkeit der 
Berwohlfeilerung des Schwefelfiejes für Landwirthſchaft und 
Induſtrie wohl gewürdigt worden; andererſeits ift aber 
auch erwogen worden, daß die Eiſenbahnfracht für Schwes 
jellies bereits ſehr niedrig geftellt jei, nur nicht im Lofale 
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verfehre ber Bergiih-Märfiihen Bahn, aber au in diefem 
Berfehr auf 17/, Pf. pro Eentner und Meile mit 1 Rthlr. 
Zuſchlag für 100 Gentner; daß biefe Ausnahme aber fi 
infofern rechtfertige, als die Rubr- Siegbahn bis in bie 
jüngfte Zeit Zinszuſchuß vom Etaat nöthig gehabt, die Ge— 
werfihaft Sicilia aber in Deutfhland annähernd ein Mo— 
nopol in ber Lieferung von Schwefelfies befige, daß es mit« 
bin zweifelhaft erfcheine, ch die von ihr befürmwortete Fracht» 
ermäßigung ber Landwirthſchaft und Induſtrie, oder viel 
mebr ihr, der Gewerkichaft felbft, zu Gute komme. 

Der Reichttag ift Dem hierdurch begründeten Antrage 
auf Mebergang zur Tagesordnung beigetreten. 

Bei der jepigen Berathbung der mit feinem neuen 
Material, geihweige denn mit einer Widerlegung ber im 
Neihstage geäußerten Bebenfen unterftügten, Petition er 
flärte der Vertreter der Staatö-Negierung, daß er dem An« 
trage bes Petenten aus benjelben Gründen, welde bereits 
im Petitionsberichte bed Reichötages niedergelegt feien, wider- 
iprehen müfje. Außerdem wurde gegen die Petition geltend 
gemacht, bie Befiper der Schwefelfiesgruben an der Lenne 
hätten ein großes Abjapgebiet, weldes fie ganz frei von 
Konkurrenz zu halten wüßten; zu biefem Zmede verkauften 
fie ihren Schwefellies auf größere Entfernungen, wohin aber 
auch bereits deſſen Fracht, jowohl von den Staats- wie 
Privatbahnen, faft durchweg auf das Maß der Steinkohlenfracht 
herabgeſetzt ſei, zu recht billigen Preiſen; je näher aber der 
Abnehmer des Schwefelkieies ihren Gruben wohne, befto 
höher ftellten fie ihm die Preije, und zu den höchſten Preis 
jen müßten diejenigen Abnehmer fi verftehen, welche im 
Bereiche des fogenannten Lokalverkehrs der Bergiſch-Märki— 
ihen Bahn jeien und an ben Bezug ausländiihen Schwefel« 
fiefes gar nicht denken könnten. Wolle die Gewerkicaft 
diejen ben Bezug des Schwefelfiejes erleichtern, jo möge 
fie ihnen den Preis ermäßigen. 

Statt in diefer Richtung vorzugehen, hätte fie die 
En ın den jüngften Sahren bei zunehmendem Abjape 
erhöht. 

Wenn man die Bergwerfep:oduftion nad ben jüngften 
15 Jahresberichten vergleiche, jo finde man, daß im ehe— 
maligen Bergamtabezirke Siegen an Schwefelfies im Jahre 
1854 nur 

31,042 Gir. im Werthe von 3156 Rthlr.; 
im Sahre 1868 aber 
1,802,006 Gtr. im Werthe von 510,936 Rthlr. 

gefördert ſeien und Diefe riefiige Steigerung rühre 
bauptfählih von den Gruben der Gewerlſchaften Sicilia 
und Gigena her. Bergegenwärtige man fi, daß bie 
Förderung an Schwefelfied im gejammten Preußiſchen 
Staate, einjchließlih der neuen Landestheile, 1,933,788 
Gentner im Werthe von 511,850 Kthlr. betrage, jo liege 
es auf der Hand, daß die Eigenthümer der Scmefel« 
fiesgruben jenes Bezirkes auf die Preije des Schwefelkieſes 
in Deutichland den größten Einfluß übten; und von dieſen 
wenigen Gruben feien gerade die allerbeveutendften im Bes 
fife der Gewerfihaft Sicilia, welde durch den Petenten 
repräfentirt werde, Im Sahre 1858 habe diejelbe gefördert 
aus dem Bergwerfe Philippine . 76,167 Gir. 

Keller 16,326 „ 

zulammen, . 92,493 Eitr. 
im Werthe von 5,4 Sgr. p. Gentner, im Jahre 1868 aber 
aus dem Bergwerfe Philippine. 1,087,961 Etr. 

Keller . . 355,195 „ 


zufammen . 1,443,156 Gr. 


im Werthe von 8,5 Sgr. p. Gentner, wobei ber Preis nad 

der jehr mäßigen Schätzung der Bergbehörbe angenommen 

ſei. Es liege aljo bei der Gewerlkſchaft Sicilia jelbft, dem 

Uebelſtande — daß ihr Produkt von den chemiſchen 

Fabriken noch nicht ſo wohlfeil bezogen werden könne, wie es 

im Intereſſe der Landwirthſchaft und Induſtrie wünjchen ſei. 
9— 
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Die Kommilfion beichloß, dem Haufe der Abgeordneten 
zu empfehlen: 

über die Petition des Herrn Brafelmann (II. 322.) zur 

ZTagesorbnung überzugeben. 


C. 


Bericterftatter: E 
Abgeordneter Dr. Beder. 
wen nt 


Im Februar des verfloffenen Jahres ging dem Ab» 
georbnetenhaufe eine Petition von 23 Spebiteur-Firmen in 
Eydtkuhnen zu, welde fi über die Ausichließnng der 
Eifenbahn - Station Eydtfuhnen aus dem Berbands« 
Güterverfehre zwilchen Preußen und Rußland befchwerten. 
In derfelben wurde vorgetragen: So lange Eydtluhnen zu 
den Berbands-Stationen des Preußiſch-Ruſſiſchen Eijenbahn» 
Verkehrs gebört, babe dort das Speditionsgeihäft geblüht. 
Am 13. Juli 1865 ſei plöplih der Station Eydtkuhnen 
die Gigenihaft einer Berbands- Station und damit ber 
Genuß der für den bireften Güterverkehr ftattfindenden 
Frahtermäßigung entzogen worden. Eine Beihwerde habe 
der Herr Handelöminifter am 27. Dezember 1865, unter 
Bezugnahme auf das Gutachten von Provinzial» Behörden 
und faufmänniihen Korporationen, abſchlägig beſchieden. 

Die Petenten behaupteten aber, daß das Gutachten der 
Aelteften der Kaufmannſchaft in Berlin und das des Vor— 
fteheramtes der Kaufmannihaft in Königsberg fi im ent— 
gegengefegten Sinne, alſo für ihre Petition, ausgeſprochen 
habe. Sie erzählten dann den Verlauf ihrer Angelegenheit 
jeit 1865 in folgender Weije: 

„Unter dem 1. Juli verfügt die Ober-Güterverwaltung, 
daß die bis dahin ftatthaft gewejenen Bermittelungs-Abdreffen 
Eydtkuhner und Wirballer Epeditions- Firmen auf nad 
St. Petersburg, Moskau, refp. Riga adrejfirten Sendungen 
für beide Grenz-Stationen nicht mehr zuläffig ſeien. 

„Sm Sommer 1868 wird dem Ruſſiſchen Zoll-Agenten 
die alleinige Berehtigung eingeräumt, aud von Eydtkuhnen 
Zranfit-Güter nah den Ruffiihen ZolleYemtern des Innern 
aufzuliefern, oder derartige Auflieferungen, willfürlich, be» 
freundeten Eydtkuhner Firmen geftatten zu dürfen. Ein 
Recht, welches ebenfowenig den Eydtkuhner Spebiteuren, 
als der Preußiſchen Güter-Erpedition eingeräumt ift. 

„Sm Sanuar 1869 wird ein Arbeiter-Artell, — 
ein Monopol für Moskauer Arbeiter, — geihaffen und ge 
ftattet, daß von denjelben für Nichtsthun ein Arbeitslohn 
von ca. 6 Sgr. pro Gentner von ſämmtlichen in Wirballen 
zur Berzollung gelangenden Gütern erhoben wird, während 
die Preußiſchen Arbeiter durch Arbeitsentziehung zu Grunde 
gehen müſſen. 

„Dem Zol-Agenten der Ruffiihen Bahn wirb bie 
Dispofition über Rangirung der Güterzüge auf dem Preu- 
ßiſchen Bahnhofe Eydikuhnen überlafjen. 

„Demjelben Ruffiihen ZolleAgenten, welder nur ein 
monopolifirter Spediteur ift, ift die Bevorzugung einge- 
räumt, Eilgüter per Kourierzug von Eydtkuhnen nad Wir— 
ballen zu erpediren, während Eydtluhner Spebiteure ihre 
Eilgüter nur per Güterzug über die Grenze ſchaffen Dürfen. 

„Der Ruſſiſchen Sanur ift nad diefen Anord» 
nungen thatfählid — Beweis Eydtkuhner Güter - Erpes 
dition — diejenige Herrschaft auf Preußiſchem Gebiet ein» 
geräumt, Die naturgemäß nur der Preußiſchen Güterverwal« 
tung zuftehen barf. 

„Nach Eydtkuhnen dirigirte, aus weitefter Kerne dafelbft 
bereits eingetroffene, zur Tranfitobeförberung nah Rußland 
beftimmte Güter müflen, wenn der Ruſſiſche Zollagent die 
Auflieferung in Eydtkuhnen nicht erlaubt, nad Königsberg, 
20 Meilen zurüdgejandt werden, um die Königliche Oftbaha 
zur Beförderung zu veranlaffen, wodurch die Fracht für eine 
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und biejelbe „Strede dreimal erlegt und um 18 Sgr. pro 
Gentner erhöht wird, umgerechnet der Speditions-Koſten in 
Königsberg, die aud noch 10 Sar. pro Gentner betragen, 
des dadurch entftehenden Zeitverluftes nicht zu gedenken, 

„Unmöglid wird man dieſe Art von Berfehr einen 
bireften nennen können, denn es gibt wohl nichts Indie 
reftereö, ald bereits in Eydtkuhnen befindliche, für Rußland 
beftimmte Güter 20 Meilen rüdmärts fenden zu müllen, 
um fie nad circa acht Tagen diefelbe Grenzftation, nunmehr 
legitimirt, wieder nad Rußland palfiren zu ſehen.“ 

Als. diele Petition gegen Schluß der vorigen Seffion 
der Kommilfion für Handel und Gewerbe vorlag, erflärte 
der Vertreter des Handelsminiſters: 

„Die Petition ift eigentlich gegen die Große Ruſſiſche 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft gerichtet, weldhe von Eydtkuhnen nad 
Rupland direkt erpedirte Güter nicht annehmen will. Die 
Dftbahn ift bei diefem Verkehre an fi nicht betbeiligt. 
Allerdings ift die Mafregel nicht ohne ihr Einverftändniß 
ins Leben gerufen, wie fie denn auch die Ruſſiſche Grenz» 
ftation Wirballen aus dem Berbandöverkehre nah Deutich- 
land ausgeſchloſſen bat. Für die Ausſchließung beider 
Grenzftationen haben aber jehr triftige, aus dem Intereſſe 
bes direften Berfehrs geihöpfte Gründe obgemaltet. 

„Die Einführung des Berbands-Güterverfehrs zwiſchen 
Preupiichen und Ruſſiſchen Stationen berubt bei den be» 
tbeiligten Eijenbahn=Berwaltungen auf der Abfiht, dem jo 
zeitraubenden und foftipieligen Dazwiſchentreten der Spebi- 
teure entgegenzumwirfen und die Verjendungen, ohne daß es 
einer Umerpebirung bedarf, mit angemeljenen Frachterleich— 
terungen zwildyen den Berbandsftationen direft durchgehen 
zu laffen. Diele Abfiht wurde nicht erreicht, jo lange 
Eydtkuhnen und Wirrbalen Verbandsftationen waren. Die 
Spebiteure, welche ſich dort niedergelaffen, mußten es dahin 
zu bringen, daß faft der ‚ganze Verkehr durch ihre Hände 
ging. Statt mit Direfter Adreſſe gelangten Die 
Maaren meiftens mit der Zwiſchenadreſſe eines Spe— 
diteurd "in Eydtkuhnen oder Wirrballen zur Aufs 
gabe. Die Sendungen nad Rußland mit Eydtkuhner 
und die Sendungen nad Deutihland mit Wirballer Adreffe 
gingen bis zu diefem Adreßort int Kofalverfehre und wurs 
den erft dort in den Berbandsverfehr gelegt. Ebenmäßig 
wurden die Sendungen nah Rußland mit Wirballer und 
die Sendungen nad Deutihland mit Eydtkuhner Aöreffe 
zur Beförderung im Berbandverfehre mit jenen Orten auf- 
geliefert und von dort im Lokalverkehre weiter gejanbt. 

„Eine ſolche Beförderungsweiie widerſpricht aber dem 
Zwede und tem Weſen bes Verbandsverkehrs. Abgejchen 
von der dadurch berbeigeführten Umerpedirung der Waaren- 
jendungen verliert das Publitum auf dieſe Weife nicht allein 
einen Theil der Vortheile des billigeren Berbandstarif, ins 
dem es für eine mehr oder weniger bedeutende Beförderungs- 
ftrede die höhere Lokalfracht zu zahlen bat, jondern 
es hat dafjelbe obenein auch die befanntlidh ſehr erheblichen, 
insbefondere an der Ruffiichen Grenze jehr heben Gebühren 
des Epebditeurs zu tragen. Eine weſentliche Unterftügung 
erfuhren die Spediteure bei ihren Bemühungen, den Ber- 
kehr zu Iofalifiren, in dem für den VBerfehr "weiter - jebr 
nachtheiligen Umftande, daß ein foldes Verfahren aud im 
Intereffe der Ruſſiſchen Zoll-Beamten liegt. 

„Nun ift aber der Verbandsverkehr derartig georbnet, 
daß es ber Dienftleiftungen von Spebiteuren für denfelben 
überhaupt nicht bedarf. In den Füllen, wo die Vermitte— 
fung eines Dritten nothwendig ift, hat je nad der Natur 
der erforderlichen Dienftleiftung entweder die Güter» Erpe- 
dition ſelbſt einzutreren oder den ihr bezeichneten Agenten 
eintreten zu laffen und find von beiden Eiſenbahn-Verwal⸗ 
‚tungen zu dem Ende ausbrüdlih bejondere Deflarationd- 
Bevollmädtigte geftellt. 

„So lange an dem Verkehre an der Grenze eine 
Menge von Spebiteuren zehrte, war an eine Entwidelung 

des Berbands Verkehrs nicht zu denken. Die Verlehra⸗ 
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Grleiterungen, Ermäßigung der Frachten ıc. famen ſchließ⸗ 
lich weientlid nur den Spebditeuren zu Gute. 

„Unter dieſen Umftänden vereinigten fi) endlich beide 
Örengverwaltungen dahin, zur thunlichften Befeitigung bes 
überflüffigen, verthenernden und hemmenden Spebiteurwefens 
an ber Grenze bie, im Uebrigen vollſtändig bebeu- 
tungsloſen Berbandftationen &pbituhnen und Wirrballen 
als ſolche aufzuheben. Etwaige Schritte, diefe Maßnahme 
rüdgängig zu maden, würben bei den überaus günftigen 
Folgen, welde fie für die Belebung bes — * 
gehabt a zweifelsohne an dem Widerſpruche ter Ruffiichen 
Eiſenbahn ⸗Geſellſchaft ſcheitern. 

„Wenn die Staats-Regierung es ſich zur Aufgabe ftellt, 
ben Verkehr bebrüdende Abgaben, z. B. die Zranfitzölle, 
zu bejeitigen, wenn die Eifenbahn-Berwaltungen dazu über« 

eben, durch Einrichtung direkter Verfehre mit ermäßigten 

Fradifägen und kurzen Lieferfriften den Berkehr zu erleich- 
tern, und an ben Grenzen gegen geringe, publizirte, 
fefte Gebühren diejenigen Borrihtungen zu übernehmen, 
für welde eiwa noch Spediteure gebraucht werben könnten, 
dann wird es minbeftens als ein. jhädlicher Irrthum und 
als ein unwirthſchaftlicher Widerſpruch bezeichnet werben 
dürfen, wenn man ohne Noth die koftipielige und unfon» 
trolirte Dazwiſchenkunft von Spebiteuren beftehen läßt und 
aljo feine e’genen Anftrengungen zur Hebung bes Berfehrs 
durch Zulaffung willfürlider, übermäßiger Zwiſchengebühren 
vereiteln hilft. — Dana muß bie Stants-Regierung ab- 
rathen, das Berlangen ber Bittfteller zu unterftügen, auf 
die Aufhebung der mehrgedachten Mapnahme hinzuwirken, 
jelbft wenn von den biesfälligen Schritten ein Erfolg zu 
erwarten ftänbe. 

„Es ift richtig, daß die Aelteſten der Kaufmannſchaft 
in Berlin fi einer Zeit zu Gunften der Spebiteure in 
Eydtkuhnen ausgeiproden hatten. Nachdem fie jedoch eines 
Beſſeren belehrt worden, find fie auf dieſe Angelegenheit 
nicht wieber zurüdgelommen.” 

Damals find in der Kommilfion die Anfichten darüber, 
ob bie Ausfhliefung Eydtkuhnens aus dem Berbandöverkehr 

ch rechtfertige oder nicht, weit auseinandergegangen. Ein 
ntrag, Die Petition ber Staatsregierung zur Berüdfichtis 
gung zu überweilen, wurde mit Majorität, ein anderer An» 
trag, ihn jur Erwägung zu überweilen, mit 4 gegen 4 Stim- 
men abgelehnt und dann ber Antrag auf Uebergang zur 
Tagesordnung angenommen. 

Der Schluß bes Landtags erfolgte, ohne daß ber be» 
treffende Petitionsbericht (Nr. 376. B.) ind Plenum fam. 

Seittem haben die Petenten ihre Borftellnngen bei dem 
Herrn Hanbdelsminifter erneuert. Unter dem 16. Juli 1869 
find fie aber unter Bezugnahme auf einen Beiheid vom 
9. Juli 1866 wieder zurüdgewiefen worden. Dieje Ant« 
wort und bas darin angezogene Schriftftüd lauten: 


A. 


„Berlin, ben 16. Juli 1869. 
Die Beihwerben, welde mir von Ew. Wohlgeboren 
und andern Spebitenren in den Vorftellungen vom 19, März, 
7. April, 8. Mai und 2. Juli ec. vorgetragen find, babe ich 
von Neuem einer eingehenden Prüfung unterzogen. 
Nah dem Ergebniß derjelben vermag ih Ihren An- 
trägen: 
. 1) die Station Eydtlußnen in den Berband-Güter- 
verfehr mit Rußland wieder aufzunehmen, ober 
2) die Anwendung von Bermittelungs-Abdreffen in bie 
jem Berfehr wieder zu geftatten, und 
3) die birefte Abfertigung von tranfito nah Riga, 
Petersburg oder Moskau beflimmten Gütern zu 
den Frachtſätzen ber Lokaltarife in Eydtluhnen zu⸗ 
zulaſſen, 
nicht zu entſprechen. 
In bem bier wieber anliegenden Erlafle vom 27. De; 
zember 1865 find die Gründe dargelegt, aus welchen ber 
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Antrag, Eydtluhnen wieder zur Berband-Etation zu machen, 
damals bat abgelehnt werben müfjen. 

Und wenn ih im dieſem Erlaſſe darauf —— 
er baß es nad dem Tarif und Reglement bes Deutidh- 

ulfiihen Berbandsverfehrs auch nah Ausicheidung der Sta⸗ 
tion Eydtluhnen aus der Reihe ber Berbandsftationen ge- 
ftattet fei, fih zum Zwecke ber Zolldeklaration der Bermit- 
telung eines Eydtkuhner Spediteurd zu bebienen, und daß 
ed bierzu nur eines einfachen Vermerfes auf dem Fradıt- 
briefe bebürfe, fo ift in meinem fpäteren, an bie Mitunter« 
eichner der gegenwärtigen Borftelung Emanuel Lohn— 
hein u. Co. gerichteten und in Abicheift zur Kenntnißnahme 
bier beigefügten Erlafje vom 9. Zuli 1866 dargethan wor 
ben, baß und weshalb in den Berbandäverfehren mit Ruß⸗ 
land die Zulaffung von Zwiihen-Adreffen ſowohl für Bin- 
nen« als für Grenz⸗Stationen bat unterfagt und die Fracht⸗ 
briefe, weldye eine folde Zwiſchen-Adreſſe tragen, vom 
direften Verkehr haben ausgejhloffen werben müfjen. 

Die Berhältniffe haben fich nicht geändert, die Wünſche, 
daß — wieder zur Verband⸗Station erhoben werde 
und daß die Zwiſchen⸗Adreſſen in dem Berbandsverfehre 
wieder zugelafjen werben, find daher heute wie damals aus 
denjelben Gründen unerfüllbar. 

Die Erfüllung des dritten Wunfches hängt nicht von der 
Preußiſchen ee ab; es ift vielmehr 
lediglich Sade ber Br. Muffifchen Eijenbahn-Gefell- 
haft, zu beftimmen, ob und melde Güter, die in Eyotlub- 
nen aufgegeben und nah Riga, Peteröburg oder Moskau 
beftimmt find, fie zu XZranfito-Beförberung annehmen will. 
Der Borwurf des ungeredhten und willfürlihen Verfahrens, 
wonach dieſer Bortheil einzelnen Aufgebern gewährt, andern 
dagegen verjagt wurde, und welcher inzwilchen durch aus— 
nahmsloſe Berfagung der Tranfito-Beförderung folder Gü- 
ter gegenftandslos geworden if, — traf aljo nicht die Ber- 
waltung der Oſtbahn. Wollen die Beihwerbeführer hierin 
eine Aenderung herbeiführen, jo überlaffe ich Ihnen, Sid 
deshalb, Falls Sie Sih Erfolg davon verſprechen, am bie 
Gr. Ruſſiſche Eijenbahn-Berwaltung zu wenden. 

Die außerdem in den Borftellungen gegen die Berwal- 
tung der Station Eidtkuhnen erhobenen Klagen über zu 
große Nachgiebigkeit gegen Ruſſiſche Beamte u, f. w. find 
nit als begründet — worben, 

Bon dem Inhalte diefes Erlaffes, welhem die Anlagen 
der Vorftelung vom 7. April c. wieder beigefügt find, wol⸗ 
len Ew. Bohlgeboren den Mitunterzeihnern ber VBorftellung 
vom 19. März c. Kenntniß geben. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Graf von Itzenplitz. 


An 
den Herrn Ad. Siemſſen 
Wohlgeboren 


u 
Eydtkuhnen“. 


B. (Anlage zu A.) 


„Ihre Borftellung vom 26. Mai c., betreffend ben 
Ausihluß von Bermittelungs»Adreffen in den neuen Ber 
bands-Berfehren mit Rußland, hat mic zu einer eingehen« 
den Erörterung der einſchlagenden Berhältniffe veranlaßt, 
nad deren Ablauf ih Ihnen Folgendes eröffne: 

Die vaterländiihen Handels. und Berfehrsinterefjen 
fafjen eine Erweiterung bes bereis beftehenden internationa- 
len Zranfit-Berfehrö mit Rußland dringend wünſchenswerth 
eriheinen und die darauf gerichteten Bemühungen haben das 
refreuliche Refultat gehabt, daß neben den bereits früher ins 
Leben gerufenen Verbandsverlehren, Direfte Verkehröbeziehun« 
gen zwiſchen Rußland einerfeitd und den Norbjeehafenplägen 
Amfterdam, Rotterdam, Emden, Leer, Geeftemünde, Bremer» 
bafen, Bremen, Harburg, jowie den Binnen-Stationen Deug 
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(Köln), Rubrort und Dortmund andrerſeits hergeftellt wor« 
den find. Bon den meiften bierbei betheiligten Gifenbahn« 
Berwaltungen, insbefondere von der Gr. Ruffiihen Eilen- 
bahn-Gejelichaft ift das Eingehen auf diefen Berbandsver« 
kehr von ber ausbrüdlihen im Laufe der Berhandlungen 
ftreng feftgehaltenen Bedingung abhängig gemadt, in den 
fraglichen Berfehren die Zulaffung von Zwiſchenadreſſen jo- 
wohl für Binnen als für Grenzftationen zu unterjagen und 
die Frachtbriefe, welche eine ſolche Zwilchen- Adreffe haben, 
vom direften Verkehre auszujchließen. 

Der Berwaltung der DOftbahn blieb nur die Wahl, 
entweder auf Heritellung der neu projeftirten internationas 
len Berfehräbeziehungen zu verzichten, oder ji der von an« 
derer Seite gejtellten Borbedingung zu unterwerfen. 

Es fonnte um jo weniger zweifelhaft jein, ſich für die 
erftere Alternative zu entſcheiden, als es fi für die Oftbahn 
um die Gewinnung eines ganz neuen Verkehrs — zwiſchen 
den Nordieehafen-Pläpen und Rußland —, welcher bis jegt 
feinen Weg zu Waller nimmt, durch Bewilligung ſehr er- 
mäßigter Frachtſätze handelt. 

Nachdem daher auch die von mir zur gutadhtlidhen 
Aeußerung aufgeforderten Behörden, insbejondere auch das 
BVorfteheramt der Kaufmannihaft in Königsberg fih für 
Annahme der erwähnten Borbedingung ausgeiproden, habe 
ih im Intereſſe des allgemeinen Verkehrs die Königliche 
Direktion der Oftbahn bierzu autorifiren müſſen. Es wird 
dadurd nicht ausgejhloffen, die nah Rußland beftimmten 
Sendungen an die Adrejje eines Eydtkuhner Spediteurs zu 
richten, wenn der Abjender eine jolde Transportweije fo jehr 
in feinem Intereſſe liegend erachtet, dab er es vorzieht, die 
höhern Lokal⸗Frachtſätze, anftatt der billigeren Verbands— 
Frachtſäte zu zahlen. 

Den Intereſſen des vaterländiihen Handels wird da« 
durch Rechnung getragen werden, daß darauf bingewirft 
wird, allen Binnen» Handelsplägen von natürlider Bedeu» 
tung die Eigenschaft einer Berbandsitation beizuiegen. 

Berlin, den 9. Juli 1866, 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
(gez.) Graf von FIpenplig. 


An 
den Herrn Emanuel Lohnſtein u. Gomp. 
Wohlgeboren 
bier", 


In diefer Angelegenheit liegen dem Abgeorbnetenhaufe 
jept wieder zwei Petitionen vor: 

1) vonden Speditionshäufern in Eydtkuhnen (Ad. Siemfjen 

und Genofjen) vom 25. Dftober 1869; 

2) von dem Drtsvorfteher in Eydtkuhnen Fr. Rauſch— 
ning und 201 anderen Einwohnern. 

Die erjtere Petition, welder fi die zweite unter Bes 
tonung der Nachtheile anſchließt, welde die allgemeinen Er— 
werböverhältnifje von Eydtkuhnen erleiden, ſeitdem es nicht 
mehr Berbandftation jei, wendet fi gegen den mitgetheilten 
jüngften Beſcheid des Handelsminifters vom 16. Juli 1869 
in folgender Weije: 

„Diefer Beſcheid beihränft ſich lediglih auf Wieder 
bolung der bereits von und eiſchöpfend als nicht ſtichhaltig 
nachgewiejenen Einwände und gipfelt immer in Derjelben, 
den Preußiihen Staatsbürgern Nachtheil bringenden Nach— 
giebigfeit gegen die Ruffiiden Anmaßungen. 

Wenn in dem Beiheide — in Bezug auf die und ver« 
weigerte Iranfitbeförderung von Gütern nah den Binnen» 
Zollämtern Rußlands — wörtlich zu lejen ift: 

„Die Erfüllung . dieſes Wunſches hängt nidt von 
der Preußiſchen Eijenbahn-Berwaltung ab, es iſt 
vielmehr. lediglid Sadye der Großen Ruſſiſchen 
Eijenbahn-Berwaltung (!) zu beftimmen, ob und 
welde Güter, die in Eydtkuhnen aufzegeben und 
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nah Riga, St. Petersburg oder Moskau beftimmt 

find, fie zur Tranfitbeförderung annehmen will® 
und weiter 

„Wollen die Beihwerbdeführer hierin eine Aenderung 

herbeiführen, jo überlafle ih Ihnen, Sich deshalb, 

falls Sie Sid Erfolg davon verjpreden, au die 

Große Ruſſiſche Eiſenbahn-Verwaltung zu wenden“, 
jo muß man wohl von einem gerechten Staunen darüber 
ergriffen werden, wie der Herr Handels-Miniſter Petenten 
zur Herſtellung des vorenthaltenen natürlichſten Rechtes 
gerade an dasjenige Juſtitut verweift, gegen deſſen Ueber 
griffe den Handel und Die Preußiſchen Slaatsbürger zu 
Ihüpen, die Hülfe Seiner Erczllenz angerufen wur de. 

Bir müfjen gegen Verträge proteftiren, die, ohne all— 
gemeine Handelsintereffen zu fördern, einen jpeziellen Ort 
von dem Genuß des allgemeinen Verkehrsrechtes ausſchließen, 
indem fie den Handel zwingen, die Güterbeförderung nad 
Rußland mit 4Omeiligem Umwege, zurüd über Königsberg, 
unter der unnatürlichſten Vertheuerung mit nachtheiligſtem 
Zeitverluft zu bewerfjtelligeu. 

Wie Die amılide Betriebs. Statijtid der Königliden 
Dftbahn nachweiſt: 

Gejammt-Einnahme aus dem Büter und BVieh- Transport: 
1867 1868 


Eydtkuhnen 381,382 Yıplr. 458,881 Rihlr. 
Infterburg 119,794 — 243.973 = 


—— 


Königsberg 722,172 © 93,352 » 
Danzig 323,642 »_ 409,57 » 
Braunsberg 289,480 — 327,535 » 
Thorn 372,644 — 374,300 — 


ift Eydtluhnen, trog der ausgeſuchteſten Zurüdiegung und 
Benachtheiligung, nächſt Königsberg die bedeutendfte Sta» 
tion der ganzen Bahn und würde, in den Verband aufge» 
nommen, ſämmtliche anderen Stationen, vermöge feiner Kage 
an den verichiedengeleifigen Scienenfträngen, weit übers 
flügeln müfjen? 

Warum joll diefer Station, deren Wichtigkeit jeit Be— 
ginn der Bahn-Berbindung mit Rußland, bis zum Sabre 
1866 anerfaunt wurde, nunmehr duch geflilfentlihe Ent— 
ziehung des allgemeinen Verkehrsrechtes Die Lebeusfähigkeit 
geraubt werden. 

Die Berechtigung zu nachſtehenden Forderungen wird 
nah obengeführtem amtlihen Nachweiſe, abgeichen von dem 
Prinzipe der Gleihberehtigung Aller, den Petenten von 
feiner Seite bejtritten werden fünnen. 

Unjer Gelud an das Hohe Haus gebt dahin: 

Die Königlihe Staatsregierung zu bewegen, 

1) die Wieteraufnahme Eydikuhnens in den 
Preußiſch⸗Ruſſiſchen Güter-⸗Verband-Verkehr ans 
zuordnen und 

2) die Beförderung von Tranſit-Gütern nad deu 
Zoll:Aemtern im Innern Rußlands ab Eydt— 
fuhnen — nöthigen Falls unter jofortiger Auf— 
bebung der mit der Ruſſiſchen Babhnverwaltung 
abgeſchloſſenen Verträge — nicht länger verfagen 
zu wollen.“ 


Tharfadhe ift, dab bei dem jepigen Verhältniſſen Güter 
aus den Zollverein für Rußland nur in Initerburg und 
auf den wejtlihen Stationen, Güter aus dem eigentlichen 
Auslande nur in Königsberg und auf deu weltlichen Sta» 
tionen der Dftbahn zum Tranſitoverkehre, d. b. zur 
Verzollung im Innern Ruplands aufgegeben werden fünnen. 
Kommen ſolche Güter nun gleihwohl nad Eydtfuhnen, jo 
müfjen fie entweder erft nach Iufterburg, beziehungsweije 
Königsberg zurüdgeihidt oder im Lofalverfehr nah Wir« 
ballen und dort zur zollamtlihen Abfertigung und Spedi— 
tion dem Artell übergeben werden, was jo Eoftipielig und 
zeitraubend wird, daß dadurch die Spedition in Eydtkuhnen 
nah Nupland ganz außerordentlich abgenommen u 
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In der Kommilfion für Handel und Gewerbe, die in 
Gegenwart eines Vertreters ber Staatsregierung dieje Per 
titionen berieth, wurde es alljeitig als bedauerlidy anerfanut, 
daß der Ort Eydtkuhnen durch Die Verträge der zum 
Preußiſch-Ruſſiſchen Güterverkehröverband gehörigen Eijen- 
bahnen und durd die Mafpnahmen der Ruſſiſchen Zoll 
behörden in jeiner Entwidelung ſchwer beeinträchtigt werde; 
auch wurde mehrfah der Wunſch ausgeſprochen, es möchte 
die Staatöregierung, unter der VBorausjepung, daß es mit 
den Iuterejjen der Eijenbahnverwaltung und den allgemeinen 
Berkehrsinterefjen verträglich jei, die Bitten der Einwohner— 
Ihaft von Eydtkuhnen berudfichtigen. Der Herr Bertreter 
der Staatsregierung erklärte aber, daß er ſich aud heute 
auf die oben mitgeiheilte Meußerung bes Regierungsfom- 
miffars, aus dem Februar 1869, beziehen müſſe. Er führte 
dann aus: Als Eydtkuhnen unter die Verbandsftationen 
aufgenommen worden, hätte fih die Entwidelung des 
Verkehrs auf der Preußiſch-Ruſſiſchen Eijenbahnlinie und 
der Einfluß, den die Vermittlung der Spediteure in Eydt— 
fuhnen auf denjelben äußern könnte, nod im Feiner Weile 
übejeben lafjen. Man babe die meiften Einrichtungen nur 
verſuchsweiſe treffen und den Erfolg abwarten müfjen. Nun 
jeien die Speditionshäufer in Eydtkuhnen entftanden, theils 
unmittelbar als Filiale von Speditionsgeſchäften an andern 
Orten, theils in engfter Geſchäftsbeziehung zu jolden Häufern, 
die ſaͤmmtlich es in ihrem Jutereſſe gefunden hätten, Die 
nah Rußland beftimmten Frachtgüter in Eydtluhnen durch 
die Hand von Spediteuren geben zu laffen; dadurd jeien 
zu der Bahnfradıt je große Enden gefommen, daß ber 
Güterverkehr zum großen Theile den herlömmlichen Seeweg 
der neuen Dfibahn vorgezogen babe. Die Einfuhr-Häfen, 
u. a. Hamburg und Bremen und die von folden Pläpen 
aus an die Oſtbahn anjcliefenden Eifenbahnen hätten 
darüber Klagen geführt und die Lepteren ausdrüdlid die 
Ausihliefung der Stationen Eydluhnen und Wirballen zur 
Bedingung des Verbandsverkehrs gemacht. Diefe Bedin- 
gung babe die Verwaltung der Oſtbahn um jo weniger ableh— 
nen können, als deren Ertrag von dent Abkommen mit ande» 
ren Eijenbahnen weſentlich abhängig erjdienen, und Rußland 
bereit geweſen jei, aud die bisherige VBerbandsftation Wir 
ballen fallen zu lafjen. 

Aus dem Schooße der Kommilfion wurde bemerft: 
Es jei zu unterjcheiden: 

1) die Frage, ob Eydtfuhnen habe Verbandsſtation bleis 
ben fünnen — welde Frage nad dem Borgetragenen und 
mit Rückſicht Darauf, daß der eigentlihe Handeleftand 
fi nicht beflage, das die Vermittelung der Eydtkuhner 
Spediteure weggefallen, zu verneinen ſein möge; 

2) die Fragen, ob es ſich redhtfertige, daß a. die Ruſſiſche 
Eijenbahnverwaltung in Eydttuhnen einen eigenen 
Agenten halte, der ausihließlid zur Annahme der 
Güter für den durchgehenden Verkehr berechtigt ſei und 
in der Ausübung dieſes Rechts willkürlich verfahre, 
und b. daß in Wirballen leviglid das Rußiſche Artell 
zur Verladung und Mbfertigung der durchgehenden 
Güter befugt jei. 

In Beziehung auf Diele beiden Punkte erklärte der 
Regierungs-Kommiſſar: 

Was auf der Ruſſiſchen Station Wirballen von der Ruſ— 
ſiſchen Eijenbahngejellichaft und der Ruſſiſchen Zollverwaltung 
angeordnet werde, unterliege keiner Einwirkung der Preußi— 
ſchen Behörden; Daß das Monopol des Artells zu Wirballen, 
namentlih durch die Höhe ſeiner Spejen, zu berechtigten 
Beſchwerden und zu einer Beläftigung des Verkehrs führe, 
werde anerfannt; indeſſen jei Die Verwaltung der Dftbahn 
in Verbindung mit der großen Ruſſiſchen Gijenbahngejell« 
ſchaft bemüht, das Arrell zu bejeitigen, jedenfalls aber die 
damit verbundenen Mebelftände möglichjt zu beichränfen; 
was insbejondere den mehrfad erwähnten Agenten in Eydt— 
tuhnen betreffe, jo jei derjelbe nicht, wie zuweilen anges 
uommen zu werden jcdeine, ein Beamter der Ruſſiſchen 
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Zollbehörde, fondern ein Bevollmächtigter der Ruſſiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft, um fir fie die zellamtlihen Manipu— 
lationen zu beforgen; die Beſchwerde, daß derſelbe einzelne 
Güterſendungen durch Ueberführung über die Grenze mittels 
Schnellzuges bevorzugt habe, jet erledigt, denn die Ruſſiſche 
Eiſenbahngeſellſchaft habe die Ueberführung von Gütern 
von Eydtkuhnen nah Wirballen mittels Schnellzuges aus— 
nabmslos aufgehoben. Eine andere Beſchwerde, uimlicd, 
daß die Ruſſiſche Eifenbahngejellichaft fi weigere, Güter, 
welde in Eydtfuhnen nad Petersburg, Riga oder Moskau 
aufgegeben ſeien, zur Tranfito-Beförderung, d. b. zur zoll— 
amtlihen Abfertigung am Beftimmungsorte unter Erhebung 
des Lokalfrachtſahes anzunehmen, ſei anzuerkennen; indefjen 
ftehe die — bezügliche Anordnung der Ruſſiſchen Eifen- 
bahngelellihaft mit feiner Beftimmung eines mit der Ber: 
waltung der Preußiſchen Oftbahn abgeichloffenen Bertrages 
im Widerſpruche; das Sachverhältniß jei folgendes: 

Die Zoll» Abfertigung der nah Rußland eingehenden 
Güter findet im Allgemeinen auf der Grenzftation Wirballen 
ftatt. Nur für die nach Niga, Petersburg und Moskau bes 
ftimmten Güter ift die Verzollung an diefen Orten zuläjfig 
unter der Vorautjegung, daß der Empfänger der Waare 
einen dur legaliſirte Vollmacht beglaubigten Bertreter in 
Wirballen bat und daß die Zollgefälle bis zur ftattgefundenen 
Berzollung am Beftimmungsorte deponirt werden. Außerdem 
werden derartige Waaren im Interefje der Zolljicherheit unter 
Raums beziehungsweife unter Colloverſchluß gejept. Unter 
diejen Bedingungen ift Sedem, alio auch den Eydtluhner 
Spebiteuren die Einführung von Waaren zur Tranſito-Be— 
förderung geftattet. Der Berjender bat alsdann außer 
der Deponirung der Zollgefälle an die Zollbehörde in Wir 
ballen Abgaben zu entrichten: 

1) für Stempel, 

2) für das Plombiren der Collie, 

3) für zwei Steuerbegleiticheine, . 

4) für ein Atteft, auf Grund defjen die Aushändigung des 

Gutes Seitens der Steuerbehörde erfolgt. 

Der Gr. Ruffiichen Eifenbabn-Gefellihaft find nun von 
dem Ruffiihen Finanz» Minifterium welentlihe Begünfti- 
gungen zugeftanden. Dielelbe ift befreit von der Verpflich— 
fung zur Deponirung der Zollgefälle für das Tranſitgut for 
wie zur Entrihtung der sub 3. und 4. aufgeführten Ges 
bühren. Auch bedarf fie zur Anmeldung ſämmtlicher, zus 
gleih der Zollbehörde vorzuführenden Güter nur eines 
Stempelbogens, und endlich ift fie durch die Menge der 
Güter in der Lage, Wagenladungen zu formiren, wodurd 
die erheblihen Koften und der große Zeitaufwand für das 
Plombiren jedes einzelnen Collo vermindert werden. 

Ale dieſe BVortheile gefteht die Gr. Ruſſiſche Eijen- 
bahn-Gejellihaft den im Verband» Verkehr gehenden Gütern, 
für melde fie die Zollabfertigung übernimmt, zu, während 
fie die gleichen, nur ihr von der Ruſſiſchen Zollhehörde ger 
währten Vortheile jetzt den von Eydtkuhner Spediteuren 
aufgegebenen Gütern gänzlich verjagt, nachdem ſich heraus— 
geftellt hat, daß hierdurch die Entwidelung des direkten 
Verkehrs gehemmt wird. Es erſcheint dies aud um fo ges 
redhtfertigter, ala nah den Mittheilungen der Ruſſiſchen 
Zollagentur die bei der Tranfito-Beförderung durch die Gr. 
Ruffiihe Eiſenbahn-Geſellſchaft eriparten Gebühren früher 
vielfadh bei den Empfängern liquidirt worben jein jollen, 
fo daß diefe Erleichterungen nicht dem Handel, jondern le» 
diglic den Spediteuren, deren Vermittelung als überflüffig 
bezeichnet wird, zu Gute famen. 

Auf die Bemerfung, es gehe den Staat nichts an, 
wenn die Benupung der Spediteure zu Eydtfuhnen mit 
Koften verkunden fer; dieſen Punkt zu Pag jei Sache 
der Verfender der nah Rußland beftimmten Güter, ed fei 
alfo nicht Far, warum die Oftbahn zur Unterdrüdung der 
Spediteure beitrage, wurde erwibdert, die Benupung ber 
Eydtkuhner Spediteure An nad wie vor Jedem frei; aber 
deshalb Eydtkuhnen als Berbandsftation BAER, ent⸗ 
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ſpreche durchaus nicht dem Intereſſe der Oſtbahn; wenn 
übrigens die von den Petenten hervorgehebenen großen Ein« 
nabmen der Station Evdtfuhnen etwa einen Beweis dafür 
abgeben jellten, daß dieſe Station einen erheblichen jelbft« 
ftändigen Verkehr habe, jo fei zu bemerfen, daß in biefen 
Ginnabmen die Abredhnungen der Endftation der Oſtbahn 
über Vorfradhten u. f. w. alfe aud für Güter ſteckten, die 
lediglidy vorbeiführen. 
Nahdem nod die Frage angeregt, ob die Intereffen 
der Eydtkuhner Speditionshäufer wichtig genug feien um 
die Regierung aufzufordern, gegen die willfürlihe Unter: 
ſcheidung der ruſſiſchen Zollverwaltung in der Behandlung 
der Sendungen nöthigenfals Repreffalien zu ergreifen, von 
anderer Seite aber das Meprejfionsverfahren als eine 
jweifchneidige und für den deutichen Handel nicht unbedenk— 
liche Waffe erflärt war, wurde der Antrag geftellt: 
„Die Petitition, foweit fie ih auf das willfürliche 
Verfahren der ruffiihen Zollbehörde und die Er» 
richtung eines ruffiichen Artelld bezieht, der Staats» 
regierung zu überweifen, 

aber mit allen gegen 3 Stimmen abgelehnt. 

Dann beihloß die Kommilfion dem Haufe der Abge— 

erdneten zu empfeblen, 
über die Petitionen von Ad. Siemſſon und Genoffen 
(Nr. 263.) und von Fr. Raufhning und Genofjen 
(Nr. 264.) zur Tagesordnung überzugeben. 


D. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Dr. Beder. 
— — en 


In der Stadt Wickrath (Kreis Grevenbroich) hat lange 
Zeit eine Apotheke beſtanden, bis im Jahre 1841 dem da» 
maligem Befiger derjelben auf fein wiederholtes Geſuch ge— 
ftattet wurde, nach Ddenfirden (Kreis Gladbach) überzu— 
fiebeln. Damals nahm die Regierung an, in Odenkirchen 
fei ein dringendes Bedürfniß zu einer Apotheke vorhanden, 
Dagegen finde in Widratb in Folge dir Verlegung der 
Garniſon eine Apotheke ihr Beſtehen niht mehr. In diejem 
Sinne beantwortete fie das gegen die Verlegung der Apo— 
ibefe gerichtete Gejud von Widrath. 

Nahdem im Sabre 1849 die Wiedererlangung der 
Apothefe ohne Erfolg erftrebt war, nahm Widrath im Jahre 
1863 dieje Bemühungen wieder auf, und wandte fi, als 
der Inſtanzenzug erihöpft war, an das Abgeordnetenhaus. 
Dem Antrage der Petitiontcommilfion (Drudiaden d. 3. 
1865 N. 132) gemäß, beihloß das Abgeordnetenhaus mit 
Allen gegen Eine Stimme, die Petition der Stadt Widrath 
um eine Apotheke der Staatsregierung zur Berückſichtigung 
zu empfehlen (38. Sigung vom 20. April 1865. Steno— 
grapbiicher Bericht, Seite 1073— 1074.) 

Unter dem 8. Dezember 1865 erflärte aber der Herr 
Minifter der geiftlihen, Unterrihtt- und Medicinalangelegen« 
beiten dem Gemeinderathb von Widrath, daß zur Zeit Die 
Errichtung einer Apotbefe weder als ein Bedürfniß nod als 
uläffig zu erachten ſei, weil nah dem Ergebniß ver 
attgehabten Ermittlungen eine Apotheke in Wide 
rath mit einer Kundihaft von ungefähr 7000 Seelen 
zwar vielleicht ihr nothdürftiges Beſtehen finden, dagegen 
nach den übereinftimmenden Urtbeilen der Kreis», Bezirks» und 
Provinzialbehörden vorausſichtlich die Apotheken zu Jüchen, 
Dahlen und Odenkirchen in ihrer ordnungsmäßigen Eriftenz 
bedroben würde, und endlid nad der von dem Gemeinde: 
rathe jelbft eingereichten Karte und den vorliegenden amt» 
lichen Berichten die Entfernung zwiiden Widrath und Oden— 
firhen nur 700 Ruthen betrage. Würgermeifter und Ges 
meinderatb ermeuerten deshalb im Winter 186667 ibre 
Petition bei dem Abgeorbnetenhaufe, indem fie ein furz vor« 
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ber, unter dem 25. September 1866, ergangened Neffript 
des Herrn Minifters für fih in Anipruh nahmen. In 
diefem, an ſämmtliche Oberpräfidenten gerichteten Schreiben 
bat der Herr Minifter anerkannt, daß die Ausbeutung der 
unentgeltli verliebenen Apotbeferfonzelfionen zu bloßer 
Geldipefulation ein Uebelftand fei, dem entgegengemwirft wer: 
den müffe, und daß deshalb bei Prüfung von Anträgen um 
Verleihung neuer Apothekerkonzeſſionen weniger auf die Ins 
tereffen der bereits konzeſſionirten Apothefer als auf das 
Intereffe des Publikums gefehen werben müſſe. 

Als das Geſuch von der Petitionstommilfion beratben 
wurde, machte der Regierungskommiſſar geltend, daß das 
Minifterium bei der Beurtbeilung derartiger Anträge dem 
Gutachten des betreffenden Oberpräfidenten nicht ohne Noth 
entgegentrete, daß aber der Oberpräfident der Rheinprovinz 
in Mebereinftimmung mit den Unterbehörden gegen die Gr» 
richtung einer Apothefe in Wickrath berichtet habe, und zwar 
mweientlih auch deshalb, weil das Beſtehen der Apotheken 
in den Nahbarorten Odenkirchen und Dahlen, die ohnehin 
nur unbedeutende Geſchäfte machten, dadurch gefährdet wer 
den würde. 

Der Bericht der Petitiontfommilfion (1867. Nr. 363.) 
mit dem einftimmigen Antrage, die Petition der Staats- 
Regierung zur Berükfihtigung zu überweilen, fam megen 
Schluſſes der Seſſion nit ins Plenum. Daſſelbe Schickſal 
hatte Die Dritte Petition von Widratb vom 3. November 
1868 in der vorigen Seſſion. Im dieſer war Nahdrud 
darauf gelegt, daß der Kreisphyſikus Dr. Schneider, der 
inzwiſchen zu einer gutachtlichen Aeußerung amtlich aufge 
gefordert worden, das Bedürfnik einer Apothefe in Wickrath 
anerkannt und fih für deren Konzeffionirung ansgeſprochen 
habe. Der Beriht der Kommilfton für Handel und Ges 
werbe (1868 Nr. 271), der die Petition vorgelegen hatte 
und welche den früheren Antrag der Petitionsfommilfion 
wiederholt hatte, fam wieder nicht ind Plenum. 

Im gegenwärtigen Winter find Bürgermeifter und Ges 
meinderath von Widrath zum vierten Male bei dem Abges 
ordnetenhauſe vorftellig geworden. Sie jagen, das Minis 
fterium babe jeit vorigem Jahre nochmals Bericht über die 
Gründe ihres Geſuches eingefordert, auch babe der jetzige 
Kreisphufifus Dr. Fürth in Wewelingbofen ſich ebenjo wie 
fein Vergänger für ihr Geſuch ausgeſprochen, den Petenten 
gegenüber fogar beftimmt geäußert, nun werde die Konzejfion 
wohl ertheilt werden; gleihwohl habe die Regierung zu 
Düffeldorf unter dem 4. September v. 3. folgenden Ber 
ſcheid ertheilt: 

„Wir eröffnen Shnen hierdurch im Auftrage bes 
Herrn Minifters der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten 
und des Herrn Oberpräfidenten, daß Shre bei dem 
Haufe der Abgeordneten eingebrachte Petition wegen 
Errichtung einer Apotheke daſelbſt zur Zeit von der 
Staatö-Negierung nicht hat berücdfichtigt werben 
fönnen, weil die Verhältniffe gegen früher fih nur 
unmelentlih mit Bezug auf die Bedürfnißfrage ge— 
ändert haben, weil das ordnungsmähige Bejtehen 
der benachbarten Apothefen durch die Eriftenz einer 
Apotheke dajelbft beeinträchtigt wird, und weil aud 
die Eriftenz diefer neuen Apotheke in feiner Weile 
geſichert ericheint, fo daß die angeftrebte Errichtung 
weder als ein Bedürfniß, noch als zuläffig erachtet 
werden kann.“ 

Gegen die Gründe dieſer Verfügung führt die Petition 
* ſehr lebhafte und eindringliche Sprache. Es wird ge— 
agt: 

„In dieſem Beſcheide ſind auffallender Weiſe zur Mo— 
tivirung des abſchläglichen Beſcheides dieſelben Gründe an» 
geführt, wie vor 20 Jahren, weshalb wir uns keineswegs 
dabei beruhigen können. 

Was vor 20 Jahren in den Augen der Behörden 
maßgebend war, uns die Errichtung einer Apotheke bier zu 
verweigern, das ift doch jept gewiß nicht mehr ftichhaltig, denn 


die Bevölkerungz- und Wohlſtandsverhältniſſe haben fi 
nachweislich faft verdoppelt. 

Das Gemeinde-Budget, das in 1849 auf Rthlr. 4139 
ftand, ftehbt nun auf Rihlr 11,249. Die Einwohnerzahl, 
die pro 1849 fih auf 3977 Seelen belief, beläuft ſich nad 
der Aufnahme pro 1869 auf 4850 Seelen. Daffelbe Ver— 
hältniß waltet annähernd in den Gemeinden Wanlo und 
Keyemberg, die auf die biefige event. Apothefe angewiejen 
find, ob. Während der Apothefen-Bezirk für Widrath alſo 
damals feine 6000 Seelen erreichte, beträgt er jept 7567 
Seelen. Trotzdem heift es in dem Beſcheide: 

„Die Berhältniffe hätten fih nur unweſentlich verän- 

dert." ?! 

In dem Beſcheide ift auch gefagt, daß die Griftenz 
einer neuen Apotheke bier in Feiner Weiſe gefichert ericheine. 
Hiergegen erlauben wir uns zu bemerken, wie das Geſetz 
ausdrücklich ſagt, daß auf eine Landapotbefe im Minimum 
6000 Seelen fommen müßten. Wir haben aber mehr 
wie 6000 Seelen, Die auf die hieſige event. Apothefe an— 
gewieſen find, was dur die in den Akten befindlichen, von 
feiner Seite angefochtenen Nachweiſe erwiejen iſt.“ 

Die Petition führt dann aus, ihrem Antrage jei eigent- 
lih Niemand entgegen geweien als der Departements-Rath 
bei der Regierung in Düſſeldorf, der ganz eigenthümliche 
Grundjäge bei Beurteilung von Conceſſions-Geſuchen an— 

ewendet babe. Zum Beweile führen fie an, die Apothefe zu 

Nheybt abe einen Bezirt mit mehr als 15,000 Menſchen; 
die in Bierfen babe ſogar Jahre lang einen Bezirk mit 
mindeſtens 20,000 Menſchen gebabt und erſt jept werde 
eine zweite Apothefe dort errichtet; die beiden Apotbefen zu 
Münden: Gladbah hätten einen Bezirf mit 25,000 Ein- 
wohnern und erft jept fomme die 3. Apotheke hinzu. Im 
Regierungd- Bezirk Düffeldorf feien die Intereſſen der be— 
ftehenden Apotheken auf Koften des Publikums, insbeſondere 
der öffentlichen Gefundbeitspflege in Schuß genommen; und 
die Folge ſei, daß mirgend ein folder Wucher bei dem 
Berfaufe von Apotheken getrieben werde als in diefem Re— 
gierungs= Bezirke. 

Was insbefondere die Apotheke zu Dablen betreffe, die 
nah dem erwähnten jüngften Refeript der Regierung auch 
nicht beeinträcdht'gt werden dürfe, fo jei deren Befiger in 
furzer Zeit ein reicher Mann geworden und jept jo fituirt, 
wie faft fein Zweiter im Bezirke. Seine Apotheke würde 
nad Errichtung einer Apotheke in Widratb noch einen 
Bezirt son 7000 Seelen behalten. 

Der Vertreter des Herrn Minifters der geiftlichen u. ſ. w. 
Angelegenheiten erklärte, in Folge der wiederholten Be: 
ihlüffe der Kommilfion in dieſer Sache jei die Regierung 
zu Düffeldorf im vorigen Sabre zu einem neuen Berichte 
aufgefordert worden; dieſer jei dann aber jo ausgefallen, 
daß das Minifterium nicht anders habe entiheiden können, 
wie es geichehen jei; der Einfluß des Dezernenten in Medi- 
zinaliahen beim Regierungs » Kollegium werde von den 
Petenten überſchätzt; der Beſchluß wurde vom Kollegium 
gefaßt. Im vorliegenden Fall hätten die Yandräthe, ſowohl 
der des Kreifes Grevenbroich wie der des Kreiſes M.-Glad» 
bach fih gegen die Konzeſſionirung einer Apotheke in 
Wickrath ausgeiproden, ale Geſuche um Apothelen » Kon» 
zelfionen würden vom Ober-Präfidenten entihieden und hin— 
fihtlih des Ober: Präfidenten der Rheinprovinz ſei es be 
fannt, daß derjelbe darin billigen Wünſchen gern nachkomme. 

Bon einem Mitglied der Kommilfion wurde ermibert, 
die in den weftlichen Provinzen vielfach verbreitete Meinung, 
daß die Konzejfionegejuhe um Apothefen für den — 
Bezirk Düſſeldorf mit ganz beſonderer Strenge behandelt 
würden, finde ihre Unterſtützung in der Thatſache, daß nir— 
gend Dr Apotheken fih jo langſam vermehrten, als in diefem 
Bezirke. 

Die durchſchnittliche Bl ke eined Apotbefen« 
bezirks habe nämlich betragen in den Regierungsbezirken: 
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im Sabre im Jahre 
1849 1864 Beränderung 


Münſter » . . 7814 6,623 — 1,19 
Minden » 2... 8,578 8,490 — 88 
Arnöberg -»- » . . 7,730 860 + 870 
Köln - » 2... 8429 9,450 + 1,021 
Düfleldorf- . . -» 7560 8880 + 1,820 
Koblen . » . . 8,982 9,056 + 45 
Triet. 2 2 2. 128,002 12950 4 948 
Maden . » » . . 9,145 9,555 + 410 


Hiernady habe im Negierungsbezirke Düfjelvorf ji die 
Durchſchnitiszahl der Einwohner, die auf eine Apotheke 
fomme, binnen 15 Sahren um fajt 18 p&t. vermehrt. Noch 
auffallender erſcheine Dieje geringe Bermehrung der Apotheken, 
wenn man nod weitere 15 Jahre zurückgehe. Im Fr 
1834 jeien auf eine Apothefe im Regierungsbezirk Düjjel- 
dorf 6500 Einwohner gefommen. Demnad jei die Durch— 
Ihnittszahl der Einwohner eines Apothekenbezirks binnen 
30 Jahren um faft 37 pCt. geftiegen. Die Angaben der 
Petenten über Die unverhältnigmäßig geringe Zahl von 
Apotheken in ihrer Nahbarihaft würden durd folgende 
Angaben v. Müllmann’s (Stariftit des RegierungseBes 
zirks Düffelvorf, Iſerlohn 1867. IL S. 739.) bejtätigt: 
Im Sabre 1864 famen auf eine Apothefe im Kreiſe Gre— 
venbroicy (zu welchem Widrach gehört) 11,511 Einwohner 
und in dem Nachbar-Kreiſe Gladbach (an deſſen Grenze 
Widrath liegt) 14,176 Einwohner. 


Wenn fih in den Berichten der Lokalbehörden über 
die Borausjegungen für die Konzejfionirung einer Apothefe 
in Widrath früher einige Unſicherheit, vielleicht gar wider- 
ſprechende Meußerungen gefunden haben jollten, jo erkläre 
ſich das vielleiht eben dadurch, daß die Erlangung einer 
Konzeſſion für jo überaus jhwierig gehalten worden und daß 
darum lokale Eiferjüchteleien zur Geltung gekommen jeien. 
Das dürfe man namentlid dann nicht aus dem Auge vers 
lieren, wenn die Frage gejtelit werde, ob nad Widrath Die 
Apotheke aus Odenkirchen zurüdverlegt werden jolle. So 
babe bei der Kegierung und vieleicht bei den Landräthen 
die Frage lauge geftanden, aber jept nicht mehr, wenigitens 
nit für die Petenten. Der Stadt Odenkirchen, deren eigene 
Bevölkerung auf 7211 Einwohner angewadjen jei, werde 
der Sortbefig der Apotheke gegönnt. Die Gemeinde Wid- 
rath meine nur, daß dieſer Beſitz Fein Grund ſei, ihr eine 
Apotheke zu verjagen. Uebrigens jei in den früheren Bes 
ihren der Weg von Widrath bis zur Odenkirchener Apo— 
iheke etwas ſehr Euapp gemejlen. Bon Ort zu Drt möge 
die Entfernung 700 duthen betragen, für die meiften Bes 
wohner, denen eine Apothefe zu Wickrath dienen würde, 
betrage die Entfernung von der Apotheke zu Odenkirchen 
Yg Meile. Daß Die drei, Widrath zunächſt gelegenen, 
Apotheken durch eine Apothele in Wicktath einen Aus— 
fall in den Einnahmen haben würden, jowie daß dieſe 
Leptere nicht jofort jehr glänzende Geſchäfte machen könne, 
jet zugugeben; daß aber alle vier Apothefen ihr genügen» 
des Einkommen finden würden, ſei heute nicht mehr 
aus den Urjahen, die vor 20 Jahren maßgebend geweſen 
jein möchten, in Zweifel zu ziehen; aus allen dieſen Grün— 
den a die Petition der endlichen Berückſichtigung wohl 
werth. 

Der Herr Regierungs-Kommiſſarius erwiderte, wenn 
au nicht zugegeben werden könne, daß der Petition ein 
eigentlich gejepliher Grund zur Seite ftehe, jo werde das 
Viinifterium doch auch bei der weiteren Prüfung der Sade 
eine milde Praris walten lafjen, und darum wolle er dem 
Antrage auf Berüdfihtigung nicht widerjpreden. 

Die Kommilfion beſchloß einftimmig, bei dem Hauje 
der Abgeordneten zu beantragen : 


die Petition des Bürgermeljteramted und des Ges 
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meinderaths von Widratb um Verleibung einer 
Apotheke (TI. Nr. 526) der Staatsregierung zur Bes 
rückſichtigung zu überweijen. 


Berlin, den 21. Januar 8170. 


Die Kommiljion für Handel u. Gewerbe. 


Dr. Sammacher (Borfigender). Dr. Schlienfamp. 
Dr. Becker. Freiherr 9. Schroetter. Muntau. 
Stengel. v. Tempelboff. Dr. Braun (Wiesbaden). 
Brabaender. Mayer (Marburg). Klein (Dannover). 
Jacobi (Liegnig). Dr. Achenbach. 


A 288. 


Saus der Abgeordueten. 
10. rg 


III. Seflion 1869. 





Abanderungs- Anträge 


zu 


den Kommiffions-Borfchlägen zu dem Entwurfe eines 
Gefehes über einige Ergänzungen und Aenderungen 
des Gefehes vom 12. Mai 1851, betreffend den 
Anfab und die Erhebung der Gebühren der RKechts- 
Anwälte für die Bezirke der Appellationsgerichte in 
Caſſel, Kiel und Wiesbaden. (Mr. 223. der 
Druckſachen.) 





J. 


Uloth und Genoſſen. Das Haus der Abgeordneten wolle 
beſchließen: 
daß im $. 8, unter Ziffer 2. anftatt: 
„das tarifmäßige Fahrgeld, und zwar: erfter 
Rlaffe bei —— von Eiſenbahnen oder Dampf» 
ſchiffen“ gelegt werde: 
„das tarifmäßige Fahrgeld und zwar: zweiter 
Rlafie bei Benugung von Eifenbahnen, erſter 
Klaſſe bei Benußung von Dampfſchiffen.“ 


Uloth. Hellwig. Herrlein. Bromm. Dr. Bähr 
Ziegler (Hanau). Braun (Hersfeld). Plehn. Born. 
Dr. Steinbart. Dr. Hammader. Gommelshauſen. 
Eoupienne Meyer (Tondern). Mohr Gockel. 
Werner. Larenz. zur Megede Rodlig. Giller. 
Freiherr v. Drofte-Hülshboff.e. Schimmelfennig. 
Died. Mayer (Marburg), Otto. v. Maridall. 
v. Gerlad. Schoen. v. Shwarpfoppen. 
Schilling. v. Trützſchler. 


II, 


Uloth. Das Haus der Abgeorbeten wolle bejchließen: 
a) daß dem $, 8, der Kommiſſions-Vorſchläge folgender 
Inhalt gegeben werbe: 
„Die in einem Appellationsgerichtsbezirke angeftell- 
„ten Rechtsanwälte find ohne Unterſchied zur 
Praxi⸗ bei ſämmtlichen Gerichten dieſes Bezirkes 
berechtigt." 
b) daß der & ®, der genannten Borfchläge aber hiet- 
nah in Wegfall fomme. 


Berlin, den 24. Sanuar 1870, 


Uloth. 
Unterftügt von: 


Hellwig. Herrlein. Ziegler (Hanau). Dr. Bähr. 
Braun (Heröfeld). Plehn. Haad. Dr. Steinhart. 
. Hammader. Gommelshauſen. Goupienne, 
Born. Klop (Homburg). Meyer (Tondern). Mobr. 
Godel. Werner Knapp. zur Megede. Karenz. 
Rohlig. Freiherr v. DroflerHälsdoff, ®iller. 
Shimmelfennig. Bied, Mayer (Warburg). Otto. 
v Gerlad. v. Schwarpfoppen. v. Trüßzſchler. 
Schoen. Sdilling. 
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Saus der Abgeordneten. 
10. Xegislatur- Periode. 
II. Seffion 1869. 

— —— — 


Antrag. 


Dr. Klein und Genoſſen. Das Haus der Abgeordneten 
wolle beſchließen, folgenden Geſetzentwurf anzunehmen: 


Geſetiz, 
betreffend 


die Einrichtung der öffentlichen Volksſchulen im Gebiete 
des vormaligen Herzogthums Naſſau. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preu— 
ben 2c., verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Land» 
tages für das Gebiet des vormaligen Herzogthums Naffau, 
was folgt: 

%.1. 

Die Vorſchrift des 8. 2. des Naſſauiſchen Schulediftes 
vom 24. März 1817, dahin lautend: „daß überall da, 
wo gemiſchte Konfeljionen befteben und die An» 
zahl der Schulfinder die Anftellung mehrerer 
Lehrer notbwendig madt, dieſe von verihiedenen 
Konfejlionen genommen werden follen,* ift forthin 
jo zu vollziehen, daß in der Regel an ſolchen Orten die 
Styulfinder nur von den Lehrern ihrer Konfeifion unter« 
richtet werden, und zwar vom Beginne des näcdhften auf 
die Publikation Ddiejes Gejepes folgenden Schulhalbjah- 
red an. 

Eu 

Die im angeführten Schuledifte vorgefehene Anjtellung 
von Lehrern verjdiedener Konfeifion für Gemeinden, welde 
mehr als Einen Lehrer zu bejelden haben, muß von der 
Bezirfö-Negierung verfügt werden, wenn andauernd minde- 
ſtens 40 der die Schule bejudenden Kinder fih zu einer 
andern Konfellion als der der Mehrzahl der Schulkinder 
befennen. i 


$. 3. 
Die Anftelung eines eigenen Lehrers für die in der 
Minorität befindlie Konfejjion findet auch bei einer gerin— 
geren Anzahl der zu ihr gehörigen Kinder, als fie im vor 
bergebenden $. 2. beſtimmt ift, für den Fall ftatt, daß vor» 
bandene Stiftungsfonds einen Anſpruch darauf begründen, 
oder auf Verlangen der Gemeindebehörde von den betreffen. 
den Konfejfions-Angebörigen, reſp. der betreffenden Pfarr» 
gemeinde ein beionderer zulänglicher Beitrag zur Beloldung 
des Lehrers geleiftet wird. 


$. 4. 

Die Schulunterhaltungspfl-dht erftredt fih auch auf die 
Beihaffung eines geordneten Neligionsunterrichtes für die 
zu einer andern Konfejfion als der ihres Lehrers gehörigen 
Schulfinder, jobald fid deren Zahl auf mindeftens 15 
beläuft. 


Urkundlich ꝛc. 
Gegeben ꝛc. 
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Motive. 


Im Umfange des vormaligen Herzogthums Nafjau 
herrſcht ſeit 1817 für die Einridtung und Leitung des ge- 
jammten öffentlien Unterrichtsweſens und namentlid der 
öffentlichen Volksſchulen an gemiſchten Orten ein fonft nir— 
gends in Deuticland als zuläffig betradptetes, nahezu abſo— 
Iuteds BZwangsfimultanfcul =» Prinzip, welches als gerader 
Gegenſatz des im Alinea 1. des Artikels 24. der Berfatfungs- 
Urkunde aufgeftellten Prinzips der möglichften Berückſichtigung 
der konfeſſionellen Verhältniſſe bezeichnet werden fann und 
in engem Zufammenhange mit der bureaufratiihen Centra— 
Iijation des Unterrichtsweſens fteht, welche das Naſſauiſche 
Schuledikt vom 24. März 1817 begründet bat, und zwar 
in folder Ausdehnung, Daß der im Alinea 3. des angezo- 
genen Artikels der Verfaſſungs-Urkunde den Gemeinden ge- 
währleiftete Einfluß auf ihre Schulen durd die Befugniffe 
der Regierung zur Zeit volljtändig abjorbirt ift. 

Bor der Emanation jenes Schulediftes war ein derar- 
tiger Zuftand jowohl in den alten Naſſauiſchen Erblanden 
wie in den an das Haus Naffau durd den Regensburger 
Deputations-Rezeß vom 25. Februar 1803 gefommenen 
rechtsrheiniſchen Reſtiheilen der Erzitifte Trier und Mainz 
völlig unbekannt; es beftanden vielmehr für die drei dhrift- 
lihen Hauptfonfeifionen als annexa exercitii publici religionis 
bejondere Kirchſpiels- oder Pfarrgemeinde-Schulen für den 
Elementar-Unterriht unter der Auffiht und Oberleitung der 
firhlihen Behörden, vielfah unter Berechtigung der Ger 
meinden zur Präjentation der Lehrer, und mehrere Gym— 
nafien für das höhere Unterrichtsweien. Der fatholi- 
ihen Konfejfion war die ungeftörte Forterhaltung dieſes 
Buftaudes durch den $. 63. des MNegeneburger Reichsdepu— 
tationshauptichluffes vom 25. Februar 1803 ausdrüdlid 
gewäbhrleijtet, da derſelbe vorjchrieb, daß „jeder Neligion der 
Befig und ungeftörte Genuß ihres eigenthümlichen Kirchen— 
guts, auch Schulfonds, nah der Vorſchrift des Weft- 
phälifhen Friedens ungeftört verbleiben ſolle.“ Deſſeaun- 
= verfügte jhon nad Ablauf von kaum anderthalb 

ezennien das „auf Vortrag der Kındes-Negierung und nad 
angebörtem Gutachten des Staatsrathes,* jevoh ohne Mit- 
wirfung der dur das Fonftitutionelle Edift vom 1./2. Sep- 
tember 1814 geſchaffenen Landesvertretung, erlafjene Edikt 
vom 24. März 1817 eine totale Aufhebung des gejammten 
Unterrichtsweſens des katholiſchen Religionstheils wie des 
evangeliſchen. 

Es wurden nämlich I. für das Volksſchulweſen mit 
Bejeitigung der bejtehenden Kirchſpielsſchulen angeordnet: 
($. 1.) „I. Elementarihulen für die jedem Menſchen ohne 
Unterſchied des Geſchlechtes, der Neligion, des Standes und 
der fünftigen Beftimmung nothwendige allgemeine Bildung 
jo viel thunlihd in allen Gemeinden ded Herzogthums, ab— 
gejondert nad Geſchlecht, Lebensalter, Fähigkeit und Anzahl 
der Schulkinder, mit einem oder mehreren Lehrern bejept, 
jo daß da, wo gemifchte Konfeifionen beftehen und die An— 
zahl der Schulfinder die Anftelung mehrerer Lehrer noth» 
wendig madıt, dieſe von verjdiedenen Konfeffionen genom— 
men werden jollen;“ ($.5.) „2. Realſchulen für die männ— 
liche Jugend, um in denjelben die für Handwerker, Künftler 
und ein landwirthſchaftliches oder anderes Gewerbe in grör 
perer Ausdehnung fünftig zu treiben beftimmte Individuen 
nöthige erweiterte Bildung als allgemeine Vorbereitung zu 
ihrem fünfigen Berufe zu erwerben“ in 11 mamentlich 
bezeichneten Städten; ($. 8.) „3. Töchterſchulen für die 
weibliche Jugend, um Diejer eine ihrer künftigen Beſtim— 
mung angemefjene böhere Bildung zu verſchaffen“ — als 
Privatanftalten an Orten, wo zu joldyen ein Bedürfniß fidy 
ergeben möchte” ; ($. 9.) 4. ein Schullehrer-Seminarium zu 
Idſtein, „in weichem alle, welde dem Lebrfadhe in den 
Volksſchulen fih widmen, ohne Unterihied der Konfeffion 
den ihrer Fünftigen Beftummung gemäßen Unterricht erhal— 
ten“ jollten; und endlich ($. 12.) „5. in Verbindung mit 
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dem Schullehrer-Seminarium, zugleich aber auch als Unter 
rihtdanftalt für junge Landwirthe, welde fi eine höhere 
Bildung für ihren Beruf zu verjhaffen wünſchen, und zur 
Erlernung rationeller landwirtbihaftlicher Kenntniffe eine 
landwirtbihaftlihe Schule.” Zur Auſſicht über die neu ein- 
gerichteten Glementar- und Real-Schulen und alle Er: 
ziehungeinftitute, ſowie über die dabei angeftellten Lehrer 
wurden ($. 13.) Schuliniprftoren angeordnet und unter ihnen 
für die Iofale Leitung befondere Schulvorftände, gebildet 
aus dem Ortägeiftlihen und dem Bürgermeifter als ftändigen 
und aus zwei oder drei unftändigen Mitgliedern, die aus dem 
Gremium des Gemeindevorftandes oder Feldgerichtes zu nehmen 
waren, Die Anftelung der Elementars und Real-Lehrer wurde 
($- 25.) der Eandes- Regierung übertragen, welche auch ($. 10.) 
die Vorfhriften über Lehrmetbode und Plan zu erlaffen und 
die zum Unterrichte nörbgen Lehrbücher vorzujchreiben hatte. 

Weiterhin wurden ($. 16) II. Gelehrtenſchulen ange» 
ordnet, „um denjenigen, welchen der in den Elementar- und 
Realſchulen erhaltene allgemeine Unterricht zu ihrem fünftis 
nen Berufe nit genügen fann, die Gelegenheit zur höbern 
Geiftesentwidelung und zur bejondern vorzüglich wifjene 
ſchaftlichen Berufsbildung zu verihaffen,” und zwar insbe— 
fondere ($. 17.) „Pädagogien oder Gelebrten-Glementars 
ſchulen als allgemeine höhere Bildungsanftalten für diejeni« 
gen, welche dem eigentlich gelehrten Staatsdienfte fi nicht 
widmen wollen, und als beiondere Vorbereitungsanftalt für 
diejenigen, welche fi demjelben widmen wollen” ; dergleichen 
jollten beftehen in Wiesbaden, Dillenburg, Softein und Ha- 
damar, und das erfte mit Lehrern aller Konfeffionen, das 
weite vorzugsweiſe mit reformirten, das dritte mit lutheri— 
* das vierte mit katholiſchen Lehrern beſetzt werden, und 
($- 20.) 2. ein Gymnaſium zu Weilburg „als eigentliche 
Borbereitungsanftalt für die Un’verfität, mithin nur für 
diejenigen, welche dem höhern, cine gelebrte Berufsbildung 
— Staatsdienfte ſich widmen ſollen, für dieſe 
aber als Centralanſtalt und an die oberen Klaſſen in 
den Pädagogien genau ſich anſchließend“, und ($. 21.) 
auf einen vierjährigen Kurfus der Schüler berechnet. 

In Bezug auf die religiöie Bildung beftimmte das 
Erift, daß am Gymnafium „allgemeine Religions und 
Sittenlehre Unterrichtsgegenftand in den 4 Klaffen fein ($. 
21.), an den Pädagogien und dem Scullehrer: Seminar 
von ben Geiftlihen der 3 verſchiedenen Konfelfionen Relis 
gionsunterricht ertbeilt ($ 17.), und ın den Elementarjchus 
len Religion und Sittenlehre nah vorgefchriebenen Lehrbü— 
dern gelehrt werden folle ($. 3.), und zwar folle dort, 
wo bie Elementarihule von Kindern beſucht werde, deren 
Eltern nicht zur Konfeifion des Lehrers gehörten, für den 
Religionsunterriht die erforbderlihe Fürlorge Seitens der 
Geiftlihen ihrer Konfeifion eintreten ($. 2.). Neben dem 
fogenannten fonfejfionellen Religionsunterrichte fand übrigens 
auch am Schullehrerſeminar ebenjo wie am Gymnafiun nad $. 
28. berfür daffelbe von der Landesregierung erlaffenen Schulord» 
nung die Erteilung eines fogenaunten allgemeinen riftlichen 
Religionsunterrichtes durch die Lehrer der Anftalt ftatt; desglei- 
chen nad) $. 28. der Dienftinjtruftion für die Schulinipeftoren 
eine ſolche für die Elementarihulen durd die Scullehrer. 

Konjequent verfügte das Edift vom 24. März 1817 
ebenjo fouverän über dad Schulvermögen der 3 Konfel- 
fionen wie über deren Schulanftalten: $. 27, (und auf 
deffen Grund 8. 30. der allgemeinen Schulordnung) ver» 
ordnete, daß die Gefälle von befonderen Stiftungen für die 
Elementa- Schulen, ſowie alle vorhandenen jonftigen Lokal— 
Ihulfonds und die Präftationen der Kirchen» und anderen 
Öffentlichen Fonds von den Zivil-Gemeinderehnermn zu erhe— 
ben und in den Rechnungen über die Zivilgemeindefallen, 
aus welden forthin die Schullehrer ihre Beſoldung zu 
erhalten hatten, in einem bejonderen Abſchnitte zu verrech— 
nen jeien; $. 29. vereinigte alle „zum öffentlichen Unter— 
richt beftimmten Zentrale und Provinzial Kondse und 
Stiftungen” ohne Rüdfiht auf ihre fonfejfionelle Zweckbe⸗ 

u: 
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flimmung zu einem Gentralftubienfonds, dem die Staatt- 
faffe den ——— Zuſchuß zur Tragung der ihm auf— 
erlegten Verpflichtungen budgetmäßig zu leiſten hatte; und die 
88. 34. und 35. überwieſen die den aufgelöften höheren 
Zehranftalten der verſchiedenen Konfeſſionen zugebörigen 
Wobn« und anderen Gebäute mit allem übrigen Eigenthum 
derjelben, ſoweit nicht eine Veräußerung fih als zwedmäßig 
ergeben würde, jowie die Bibliotheken, Sammlungen und 
Lehrapparate den neu gebildeten höheren Lehranſtalten bes 
Staatet. 

Auf diefe Weile war mit Befeitigung des hergebradh- 
ten Rechtezuſtandes und unter offenbarer Hintanfegung 
vieler privatrechtlicher Aniprüde und Stiftungsbeſtimmun— 
gen *) eine völige organiihe Umgeflaltung des Unterrichtö- 
mweiend in dem neu gebilteten Herzogthbum Naſſau dabin 
bewirfi, daß eine ausſchließliche Herrihaft der Staatsbebör- 
den über das gejammte Unterrichtsweſen begründet und diejes 
auf das Prinzip möglichfter Beförderung der Simultanichule 
mit Zurüddrängung der Rüdfichtsnahme auf die Konfeifiont- 
fchule gegründet war. Selbftverftändlid fand die radikale 
Neuerung vielen Widerjprud, und zwar zumeift von Seiten 
der Katbolifen, welche ſich bejonders hart beichwert fühlten; 
fie verloren 3. B. ihre Gymnaſien zu Limburg, Montabaur 
und Hadamar, fanden in den LZehrförpern der neuen Cen— 
tralanftalten lange Zeit theild feine, theild nur eine äußerft 
ſchwache Vertretung, und mußten über ein Menfchenalter 
auf die im Lantesorganijations-Edifte verheißene Anftellung 
eines katholiſchen Regierungt-Schulratbet warten, die aud 
dann nur phajenweile ftatıifand; während für die Proteftanten 
die meiften Recdisverlegungen dadurch forıfielen, daß wenige 
Monate nad der Publikation des Schulediktes die lutheriſche 
und reformirte Konfeifion fi zu einer evangeliſch-chriſtlichen 
Landeskirche vereinigten, die ebenfo wie das Unterrichtemeien 
in der Landes-Regierung ihre obere Berwaltungsbebörde hatte, 
und daß in gemiſchten Bezirken die Schulinipeftion meiſtens 
ihren Geiftlien übertragen wurde. Der Widerſpruch derjeni« 
gen fatboliihen Gemeinden, welden ihre Konfeifioneihule mit 
deren Fonds genommen und eine Simultanihule aufgenöthigt 
wurde, und die Proteftation der katholiſchen Kirchenbehörden 
blieb jedoch erfolglos; ebenio ein einftimmiger Interzeifions- 
beſchluß, welchen die erfte Kammer, die fogenannte Herrenbanf, 
im Sabre 1820 auf den aueführlih motisirten Antrag des 
Freiherrn von Schütz zu Holzhauſen faßte (vergl. Protofole 
der Herrenbanf Bd. 1. ©. 81.v. 3. 1820). In diefem fam 
unter anderem folgende, beachtenswerthe Stelle vor: „Eines 
„der wejentlichften Rechte jeder Kirche und Bedingniß ihrer 
„Hortdauer ift die Fortpflanzung ihrer Lehren durch 
„den Unterricht; dieſen zu ertheilen und dem Geifte ber 
„Kirche gemäß zu leiten, ift der Auftrag der Biſchöfe und 
„ihrer Gehilfen, und zugleich eine ihrer vorzüglichiten Pflich— 
„ten. Die Kirche, als religiös-fittlihe Bildungsanftalt, muß, 
„um diejen Zwed erreichen zu fünnen, diejenigen prüfen und 
„anftelen dürfen, denen fie die Ertbeilung des Unterrichts 
„übertragen fol. Sie muß befugt fein, ſowohl die Lehrge— 
„genftände als aud die Methode vorzuidreiben und auf ibre 
„Befolgung zu wachen. Soll ſittlich-religiöſe Bildung voll: 
„ſtändig gerathen, dann wird der Unterricht mit zartefter 
„Jugend beginnen müffen; daher wird er in den Glementar« 
„ſchulen ertbeilt. 

„Den kirchlichen Behörden ſollte alfo die Hanptleitung 
„der Schulerziehung überlaffen bleiben, weil vorerft der 
„Menſch religiös gebildet werden muß, um guter und nüp« 
„licher Bürger fein zu können, wenngleich die intelleftuelle 


*) Vergleiche den aus der fachtundigen Feder des früheren Naffaui- 
ſchen Echulreferenten Geheimen Regierungsratbes Dr. Firnhaber geflofle- 
nen Artikel: „Naſſauiſches Schulweſen“ in der zu Gotha bei Beſſer 1864 
erichienenen Enzyklopädie des geſammten Schulweſene, mofelbit mit Be- 
zug auf die Bildung des Gentraljtudienfonds geäußert wird, daß die 
Gentralifirung der Fonde von jeber als eine ungerechte, viele Städte 
(reſp. die Konfejfionen) ihrer alten Etiftungen beraubende Mafregel 
angeſehen worden jci. 
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„Bildung zu andern, das bürgerlihe Leben betreffenden 
„Zweden höchſt wichtig und nützlich ift. Diefe letztere Bil« 
„dung ift Sache des Staats, und gehört unter feine Leis 
„tung. In den Schulen jollen und fünnen beide Zwede 
„erreiht werden, und gemeinſchaftliches Zujammenwirfen 
„Fördert zum Ziel. Unrecht alio und zugleih ſchädlich ift 
„es, wenn eine von beiden foordinirten Gemwalten den Wir- 
„Lungsfreis der anderen beengt oder an ſich reißt. 

„Leider ift dies in unjerm Lande geicheben, in dem die 
„Bildung der Kandidaten des Scullehrerftandes und ihre 
„Anftelung einzig von der Regierung, obne Einfluß der 
„Bifariate, abhängt, und ihre Prüfung in Religionsfennt- 
„niffen nicht von diefen, jondern von Schulinipeftoren ge» 
„Ihieht, die von der Regierung bierzu beauftragt find. 

„Ebenfo jahen wir von der Regierung eine Trennung 
„der Religions» Lehrgegenftände in allgemeine und fonfeifio- 
„nelle vornehmen, und erftere bier und da Lehrern anver« 
„traut, die mit ihren Schülern nicht gleicher Konfeffion find, 
„jo auch, wann und wie oft der Fonfelfionelle Religions« 
„unterricht ertheilt werden folle, vid. Girfular vom 4. Februar 
„1819 

„Die Bifariate wurden über die Zuläffigfeit oder 
„Schädlidfeit diefer Trennung nicht befragt, oder ihr Ein« 
„Spruch blieb unbeachtet, ebgleich das ſchon angeführte Edikt 
„vom 16. Auguft 1803 ausdrüdtiih jagt: ad A. fo wie 
„Wir unter die ausichließlihen biſchöflichen Gerechtſame 5., 
„das Predigtamt und den Unterricht der Jugend in Relis 
„gionsſachen ıc. 

„Die über den Religionsunterricht entftehenden Kolli— 
„onen zwiſchen den Pfarrern und Scullebrern, obgleid 
„rein kirchlicher Gegenftand, werden nicht von den Vikaria— 
„ten enticicden, fontern vor den Schulinſpektoren, oft einer 
„andern Konfeffion, müſſen die Pfarrer Nede ftehen, und 
„in lepter Juſtanz entjcheiden die Oberfirhenräthe und Re» 
„Hierung, die alſo Richter über Glaubenslehrer werden, und 
„von ihrem guten Willen hängt es ab, ob das ben Vika— 
„raten überlaffene Jus cavendi, oder vielmehr Erlaubniß 
„Vorftellungen zu machen, Kolgen haben werde oder nit. 

„Welcher Kirchengeſellſchaft fann es aber gleichgiltig 
„ein, von wen und wie der Religiensunterricht ertheilt 
„wird? Melde Kirchengelellihaft darf rubig zuſehen, daß 
„die Leitung der religiölen Erziehung ihrer Jugend den 
„rechtmäßigen Aufiebern entzogen werde und ibre unterſchei— 
„denden Lehren als Nebenſache bebandelr find? Jede Kirdye 
„muß befürdten, daß die volle Glaubensüberzeugung vers 
„toren gehe durch Zrennung von Religionslebrgegenftänden, 
„die wecjelileitig einander unterftügen und erklären und nur 
„in fteter Verbindung zur überzeugenden Klarheit führen. 
„Jede Kirhe muß mit Grund bejorgen, daß mit Ausicel- 
„dung Yes Konfelfionellen, als minder wichtig, Gleichgitig— 
„eeit genen ihre eigenthümlichen Lehren einreife. Mit Grund 
„wird fie befürchten müſſen, daß ftatt eines, aus relis 
„giöſer Ueberzeuaung bervorgebenden, tugendhaften Erben» 
„wandels ihrer Mitglieder der Unverftand und die Arroganz 
„ch anmaßen, jo wie fie gewöhnt wurden, das Konfejfio- 
„nelle ald Nebenjahe oder als tbeologiihe Zänferei und 
„Pfaffentrug zu verfpotten, einen jehr leichten Schritt weiter 
„zu gehen und mande allgemeine Religionswabhrbeiten, die 
"de eben jo wenig als jene zu begreifen vermögen, gleich» 
„falls unerwieien als zu bezweifeln oder als thörichtes Geſchwätz 
„zu verachten und darin abſichtliche Täuſchung aufzuipüren, 
„un leichteren Geborjan gegen vermeintlichen Fürftens-Des- 
„potismus zu erzwingen. 

„Welche unfelige Folgen bieraus für Staatenruhe und 
„Bürgerglück hervorgehen, habe ich nicht möthig zu zeigen, 
„die neuefte Zeit bat uns bierüber theuere Lehren gegeben ; 
„möchten fie nur aud dahin benupt werden, ihre verderb- 
„liche Quelle zu verftepfen! 

„Diefe wenigen, theils notoriichen, theils leicht zu er— 
„bärtenden Thatſachen mögen hinlänglich fein, zu beweijen, 


6 


„daß die Kirchenrechte der Katholifen verlegt wurden, daher 
„ihre Beſchwerdeführung nicht unbegründet ift.* 

Wunder fann es nicht nehmen, daß die neue Schul— 
organifation vom 24, März 1817 unaufgehalten zum Boll« 
zuge kam. Die Regierung, deren gute Abfiht nicht in 
Zweifel gezogen werben ſoll und gar mande vorgefommene 
Beugung des hergebradhten Rechtszuftandes in mildem Lichte 
erjheinen laffen mag, war eben durd die Gelammtlage der 
damaligen Berhältniffe in den Stand gefept, allem Wider. 
ftreben um fo leichter begegnen zu können, als die Katho— 
liten in Folge bes Umfturzes der ganzen deutſchen Kirdhen- 
verfaffung ohne bifhöflihe Vertretung waren; als es feine 
Reichögerichte mehr gab, welche, wie noch 1805 gegenüber 
den Eingriffen des Prinzen von Dranien in das Unterichts- 
weien des Fürftbisthums Fulda geidhehen war, die Bor« 
ichriften des Weftphäliichen Friedens und des Regensburger 
Deputationd-Nezeffes hätten aufreht erbalten fünnen; als 
bei den damaligen Bevölferungsverbältniffen im Herzogthum 
Naſſau (daffelbe zerfiel 1817 im MWefentlihen no in rein 
katholiſche und rein proteftantiiche Landestheile, mit Aus— 
nahme ber frühern Heffen-Rotbenburgihen Paragial.Herr- 
haft und des pfälziih gewejenen Amtes Gaub, wo ein 
gemiſchtes Religions⸗Exercitium beftand), das eingeführte 
Zwangsfimultanfchul-Prinzip keine große Zahl von Gemein« 
ven betraf, und als diefe nur ijolirt und ſchüchtern für bie 
Wahrung ihrer Rechte eintreten fonnten, da ihre Borftände 
nanz von der Staatöverwaltung abhängig waren. Im dem 
Maße jedoch, wie mit der Zunahme ber Fonfelfionellen 
Untereinanderijhiebung der Einwohner theils durch Privat« 
veranlaffung, theild durch Beamtenanftelung aud die Kon« 
jequenzen des im Schuledikte vom 24. März 1817 verfolg- 
ten Prinzips des Zwangsfimultan-Unterrichtes umfafjender 
und empfindlicher wurden, und als fi) die dem Schullehrer- 
Seminar und Gymnafium gegebene konfeſſionsloſe Einrich» 
tung, ſo wie der angeordnete allgemeine Religions-Unter- 
richt und mandes Andere mehr und mehr als zwedmäßig 
und gut audführbar nicht erwies, wuchs auch die Unzufrie— 
denheit mit der Schulgelepgebung und Schulverwaltung, jo 
daß fi für die Regierung die Nöthigung ergab, den Grunds 
gedanfen des Ediktes vom 24. März 1817 mit Rüdfidht 
auf das immer ftärfer hervortretende religiöje Bebürfniß der 
Staatsangehörigen zu modifiziren. Wurde doch ſchon 1819 
allen Lehrern eingelhärft, vermöge der ihnen im Allgemei» 
nen obliegenden Pflichten ftets über die Schuljugend in 
der Kirche die Auffiht zu führen und mit möglichſter Sorge 
auf die fittlihe und religiöfe Bildung ihrer Schüler zu 
wirken, ja ſogar den proteftantiihen Lehrern Die Vertretung 
des Geiftlihen behufs Abhaltung von Betftunden an ben 
Filislorten aufgelragen. Am Gymnafium wurde 1833 fa» 
tholifcher, 1838 evangeliſcher Religionsunterriht eingeführt, 
Dagegen der fogenannte allgemeine abgeſchafft; ebenjo am 
Scullehrer-Seminar, nachdem man die Erfahrung gemacht 
hatte, daß die fatholifchen Eltern ihre Söhne lieber an die 
fatholiihen Gymnafien des Auslandes ſchickten als an das 
fonfejfionsloje zu Weilburg, und ihre Knaben in das Id» 
fteiner Schullehrer-Seminar immer jeltener eintreten ließen, 
jo daß fühlbarer Mangel an katholiſchen Schulpräparanden 
eintrat. 1846 wurde der erwähnte allgemeine Religions« 
unterricht auch für die Elementarichulen abgeihafft, weil 
ſich aud in Anfehung ihrer gezeigt hatte, daß derjelbe wiffen- 
Ihaftlih unhaltbar und praftiih für die hriftlihe Bildung 
der Kinber ſchädlich war, überdies auch zu vielen Unzuträg- 
lichkeiten und Beichwerden führte, namentlich bei Erteilung 
durd einen Lehrer anderer Konfeifion. Gleichzeitig wurde 
eine fonfeifionelle Scheidung der Schulinipeftoren angeord- 
net, ald Folge „einer unbefangenen, durch Die Natur ber 
Sade gebotenen und gerechtfertigten Berückſichtigung kon— 
felfioneller Verhältniſſe.“ Die betreffende höchſte Entichlie- 
hung vom 18. Januar 1844 wollte überhaupt die Schule in 
ein näheres Verhältniß zur Kirche gebracht wiſſen. 1851 
ſo dann wurde dur eine Minifterial-Verfügung das Eine 
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Scullehrer-Seminar zu Joͤſtein in zwei getrennt, von wel» 
hen das eine (zu Montabaur) nur mit fatholifdhen Kebrern, 
das andere (zu Ufingen) nur mit proteftantiihen bejept 
ward, jo daß thatſächlich 2 konfeſſionelle Schullehrerſe— 
minare zu allgemeiner — hergeſtellt waren. Alle 
dieſe Modifikationen des Schuledikts fanden, nebenbei be— 
merlt, ohne Mitwirkung der Landesvertretung ftatt, da in 
dem Konftitutionsedifte vom 1/2, September 1814 die Zu» 
ftimmung der Landflände nur für Gefege vorbehalten war, 
welde die Berfaffung, das Ei,entbum und die perlönliche 
Freiheit, ſowie das Maß der direften und indirekten Be» 
fteuerung betrafın. Erft zwei Sabre jpäter wurde mit Rück— 
fit a die dauernde Budgetbelaftung die verfügte Tren— 
nung des Einen Schullehrer-Seminard zu Idſtein in zwei 
durch ein mit den Landſtänden vereinbartes Gelep (vom 17. 
September 1853) eben jo janftionirt, wie das im Jahre 
1844 bezüglich der damals für nörhig erachteten Reorgani« 
jation der Gelehrten- und Realjhulen geihehen war, welche 
dahin erfolgte, daß zu Wiesbaden in Berbindung mit der 
ſtaͤdtiſchen — 533 und mittlern Realſchule ein Real— 
gymnaſium mit 3 Klaſſen errichtet und das Gelehrtengym- 
nafium zu Weilburg, jowie die Pädagogien zu Hadamar 
und zu Wierbaden zu Gymnafien in der Art erweitert wur— 
den, daß darin der Unterricht zur BorLereitung für die Uni- 
verfität von dem Webertritt aus der Elementarihule bis zum 
Abgang auf die Univerfität ertheilt wurde. Das betreffende 
Seh (vom 22. Juni 1844) beftimmte zugleich, daß von 
den Drei forthin beftehenden Gymnafien das zu Wiesbaden 
mit Lehrern von beiden Konfellionen, das zu Weilburg vor- 
zugsweife mit evangeliiyen und das zu Hadamar mit fa- 
tholiichen Lehrern bejept werden, und daß der Unterricht am 
Realgymnafium auch Weligionslehre umfafjen ſolle — 
eine Beftimmung, welche das Edikt vom 24. März 1817 in 
Anſehung der Realſchulen nicht getroffen hatte. Die ver- 
änderte Auffaffung der Nafjauifhen Regierung über bie 
beßle Einrihtung des öffentlihen Unterrihtswefens hat zu« 
legt nod einen bündigen Ausdrud in einem Minifterial« 
Ihreiben an den Bilhof von Limburg vom 5. März 1853 
gefunden, in welhem nah höchſter Entihliefung offen aus— 
eivroßpen wird: „Dabei erfennt dieſelbe (die Herzogliche 
egierung) jedoch vollfommen an, daß das ganze Schul- 
weſen und namentlih die Volksſchule vom Geifte 
des pofitiven Chriſtenthums beftimmt und durd- 
dbrungen fein, und eben barum der Kirche aud ein 
wejentliher Einfluß hierauf zuftehen müſſe.“ 
Wird nun no in Betracht gezogen, daß der im Naj- 
ſauiſchen Schuledikte vom 24. März 1817 $. 27 ftatuirte 
Grundſatz der gänzlichen Freiheit des öffentlichen Unterrichtes*) 
längft Preis gegeben ift, da in dem lepterwähnten Gejeg 
vom 22. Zuni 1844, $. 5., ein Eintritts- und Schulgeld 
für die neugebildeten Lehranftalten, in einem ſpätern —* 
vom 5. November 1861 ein ſolches für die Nealihulen, und 
in einem Geſetze vom 26. März 1862 ($. 8.) ein ſolches 
für die Volksſchule verordnet worden ift, nachdem man be 
reitd früber auf dem BVerwaltungswege (Schulorbnung für 
die Pädagogien und das Gymnaſium $.4. und Minifteriale 
Relolution vom 10. November 1830) mit bergleihen Be— 
ftimmungen vorgegangen war; daß jodann im Widerſpruche 
mit $. 2, jenes Eviftes zu Wiesbaden neben der Elementars 
ſchule in einer jogenannten Mitteljhule eine Standesjhule 
für Kinder wohlhabender Eltern gegründet wurbe, welde 
ein höheres Schulgeld entrichten Fünnen, und nicht wollen, 


*) Es follte jeboch „zur Anfchaffung der kleineren Schulbedürfnifie 
und zur Unterhaltung der Lehrapparate und Bibliotheken ein von der 
Reyierung zu beftimmender Beitrag von den Schülern entrichtet wer« 
den’ — wie es am der angeführten Stelle des Schulediktes heißt; und 
diefer Beitrag fonnte nach $. 12. der Allgemeinen Schulorduung für 
die Volfsichulen einen Gulden für das Halbjahr betragen. Vgl. auch 
ten beachtenswerthen Aufſatz: „Schulgeld oder Schulfteuer?" in der 
Nr. 3. des Allgem. Schulblattes für den Negierungs-Bezirt Wiesbaden, 
20. Jahrg. 1869. 
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daß ihre Kinder neben den Kindern der Armen figen und 
mit dieſen unterrichtet werden; daß hinausgehend über bie 
88. 5. bis 7. des Ediktes cinige Realſchulen für Mädchen 
und Knaben zugleih eingerichtet worden find, z. B. in 
Biebrih und Höchſt; und daß endlih aud die landwirtb- 
ſchaftliche Anſtalt ſchon vor Sahren eine Umgeftaltung er- 
fahren bat: jo wird zu Tage liegen, wie das Naſſauiſche 
Schuledikt vom 24. März 1817 längft im der eingreifend- 
ften Weiſe mobdifizirt worden ift, und wie bie Regierung 
namentlih dem konfeſſionellen Bedürfniffe der jeit 30 Jahren 
fehr vermehrten Bevölkerung mit Rückſicht auf den Um— 
ftand, daß dielelbe faſt zu gleiher Hälfte aus Pro: 
teftanten und Katholiken befteht, und daß die Nothmwendig- 
feit eined auf pofitiv » riftliher Grundlage beruhenden 
Syſtems des öffentlihen Unterrichtswejend auf beiden Sei- 
ten immer lebbafter gefühlt und ausgeſprochen wurde, in 
war langjamem, aber immerhin anerfennenswerthbem Forts 
—* zu genügen geſucht hat. Nur in einem Punkte 
ließ es die Naſſauiſche Regierung unverändert beim Alten 
bewenden, nämlid in dem Punkte der zwangsweiſen Durch— 
einandermiſchung der Kinder verſchiedener Konfeſſion auch 
in ſolchen Gemeindeſchulen, an welchen Lehrer verſchiedener 
Konfeſſionen angeſtellt waren. Und doch hätte einerſeits 
gerade dieſer Punkt im Großen und Ganzen um ſo leichter 
nach dem konfeſſionellen Bedürfniſſe der betreffenden Ge— 
meinden geregelt werden können, als das Edikt vom 24. März 
1817 jene Durcheinandermiſchung ausdrücklich nicht ge— 
bietet, wenigſtens nirgends die Vertheilung der Schulkin— 
der an die Lehrer ihrer Konfeſſton verbietet, und um fo 
mehr hätte geregelt werden follen, als das eingeführte 
Zwangtfimultam-Schulprinzip im Fortſchreiten der Zeit fi 
immer ſchwieriger handhaben lief. Es ift fhon erwähnt 
worden, daß im Sabre 1817 die Zahl derjenigen Drte in 
Naffau nicht groß war, wo gemifchte Konfelfionen beftan= 
den und zugleih wegen Anzahl der Schulkinder mehrere 
Lehrer hätten angeftellt werden müfjen (Wiesbaden z. B., 
die größte Stadt, zählte 1817 nicht viel über 5000 Ein- 
wohner, und die beiden nächſtgrößten Städten Limburg 
und Dillenburg gar nur 2500!), und dab in Folae deſſen 
die zwangsweife Bereinigung von Schulen beider Konfelfionen 
zu einer Simultanfhule damals nicht häufig vorfam. Sie 
maz etwa in 20 Ortichaften ftattgefunden haben. Nach— 
dem jedod ber Ausdrud im $. 2. des Schuledikts „wo 
gemiſchte Konfeilionen beſtehen“ von ber Landes» 
Regierung almälig nicht mehr in dem engen Sinne inter 
prefirt wurde: „wo zwei Kirhengemeinden (wennaud 
von einer Seite nuretwa eine Filialgemeinde) von 
verjhiedener Konfejlion beftehen“, fjondern in dem 
weiteren: „wo eine gewiſſe Verhältnißzahl zwiſchen 
den Angebörigen beider Konfellionen ſich vor» 
findet“, wuchs die Zahl der Gemeinden, die fi für ihre 
Elementarjhulen die Anftelung von Lehrern beider Konfeir 
fionen gefallen lafjen mußten, jo daß dieſelbe heute gegen 
50 beträgt. Es wird nit ohne Intereffe fein, die Ver— 
waltungägrundfäge kennen zu lernen, nad welden die frü« 
bere Haffauifce Landesregierung zur Anftellung von Lehrern 
verſchiedener Konfeffion in einer Gemeinde reip. zur Um» 
wandlung von Schulen mit Lehrern von nur Einer Konfel- 
fion in Zwangsfimultanfhulen vorſchritt. Diejelben find in 
einem Generalrejfripte an die Schulinipectoren vom 8. De» 
jember 1857 ad N. R. 47077., die Beobadtung der Pa- 
rität bei der Verwaltung der Elementarſchulen betreffend, 
dahin angegeben: ($. 1.) „Bei der Brage, ob eine Elemen« 
tarichule mit einem Lehrer evangeliiher oder katholiſcher 
Konfeifion zu bejegen fei, fommt in Erwägung: a. ber 
hiſtoriſche Urſprung der betreffenden Schule und ihrer Kom» 
petenz; b. das firdliche Bedürfniß der betreffenden Gemeinde 
und ihrer Umgebung; die Pfarrorte haben demnach ftets 
einen Anſpruch auf Anftellung eines Lehrers ber betreffenden 
Konfeifion; c. das numerische Verhältniß der Konfeifion der 
jelpftftändigen Einwohner des betreffenden Orts reip. Schul« 


A 289. 9 


bezirfes aus ben legten 5 Jahren; und ergänzend überall 
d. dafjelbe Verhältniß der Konfeſſion der ſchulpflichtigen 
Jugend innerhalb der legten Jahre.” ($. 2.) „In Schul» 
orten reſp. Schulbezirken mit einem Lehrer a ag ift, 
wenn die Zahl der jelbtitändigen Einwohner beider Kon» 
feifionen aus den legten 5 Jahren gleih oder annähernd 
gleich ift: a. die Lehroifarihule von 4 zu 4 Jahren, b. die 
Lehrerihule von 8 zu 8 Jahren alternirend mit einem Er 
rer beider Konfelfionen zu bejegen; —* die Zahl der jelbft- 
ftändigen Einwohner beider Konfejfionen gang oder ans» 
näbernd in dem Verhältniß von 1:2, jo wirb ein Turnus 
beftimmt für a. Lehroifarftellen von 4:8 Jahren, b. Lehrer⸗ 
ftelen von 8:12 Jahren. Sonft richtet ſich die Kon» 
feilion des Lehrers nad der Konfejjion der Mehr— 
zahl der felbftftändigen Einwohner.” ($. 3.) „In 
Drten mit zwei Schulen wird, wenn bie Bar ber 
jelbftftändigen Einwohner feit 5 Jahren aus den beiden 
hriftlihen Konfeffionen wie 1:2 fteht, der Lehrer für bie 
zweite Schule aus der Konfejfion der Minorität genom>» 
men.“ ($. 4) „In Drten mit drei Schulen 
erhält eine Fonfelfionele Minorität, welde zur Mas 
jorität bereit? 5 Jahre lang im Berhältniß von 1:9 
ftebt, einen Lehrer ihrer Konfeifion. Die Konfellion bes 
3. Lehrers richtet fi bier nach der Majorität der Einwoh- 
ner, ed jei denn, daß nad $. 2. für dieſe Stelle ein Zur- 
nus einzurichten wäre”. ($. 5.) „In Orten mit vier 
oder mehr Schulen richtet fih die Konfelfion ber an 
denjelben fungirenden Lehrer nad) der Zahl der zu jeder 
Konfelfion gehörenden Einwohner unter den in $. 2. bis 5. 
egebenen Modififationen. Uebrigens ſollen bier ſchon 20 
Feibftflänbige Einwohner, welche an dem Drte bereits 5 Jahre 
domiziliren, einen Lehrer ihrer Konfelfion haben“. 

Man erkennt leicht, wie hiernach die ſich Sehr einfach 
anjehende Beftimmung im $. 2. des Naſſauiſchen Scul- 
ebiftes vom 24. März 1817 über die Auftellung von Lehrern 
verſchiedener Konfellion zu einer jehr verwidelten Bolzugs- 
praris geführt bat, und wie eine Gemeinde namentlid in 
Folge des unter $. 5. aufgeftellten Grundjages in die Lage 
fommen fann, entweder auf die Vermehrung ihres Lehrer 
perſonals, welche doch im Jutereſſe eines gebeihlidheren 
Schulunterrichtes ſeitens der Behörden möglichſt gefördert 
werben muß, oder auf die Forterhaltung des hergebrachten 
Konfeffionscharakters ihrer Schule zu verzichten, wovon in 
ber Regel die Gemeindeglieder bes betreffenden Bekennt— 
niffes durchaus nichts willen wollen. Im Gegentheile, jo 
oft es fich jeither darum handelte, in einer Schule, die bis 
dahin nur mit Lehrern einer Konfeſſion, nämlid derjenigen 
der überwiegenden Majorität der Drtseinwohner und Schul« 
finder, bejegt geweien, zum erften Male auch einen Lehrer 
der Konfelfion der Minorität anzuftellen, ftieß Die Regierung 
meiftentheild auf ein mehr oder minder ernfted und nad» 
haltiges Widerftreben und Proteftiren, jo daß fie wiederholt 
genöthigt war, ihren bezüglichen Beſchluß zu fujpendiren 
oder auch zurüdzunehmen. In einem Falle mußte diejelbe 
fogar zu militäriſcher Erefution jhreiten, um ihre Verfügung 
durchzuſezen. Es jeien zum Belege des Gejagten bier nur 
die Schulbezirfe Naffau, Langendernbach und Holzappel 
genannt. 

Aber auch die bezeihnende Thatſache liegt vor, daß bie 
Gemeinden ih nah Möglichkeit wiederum des neu ange 
ftellten Lehrers anderer Konfelfion zu entledigen ſuchten, wie 
+ B. in Wallmerod und Geilenheim; und daß die Gemein« 
den Eppftein und Gronberg im Jahre 1848 die eingetretene 
politiihe Konjunktur fofort benügten, um ihre früheren Kon« 
feſſionsſchulen wieder herzuftelen. Indem die Nafjauiiche 
Regierung dies (wie für ShönawStrüth) in weiſer Kon« 
nivenz geſchehen ließ, hat fie damit anerfannt, daß 
eine Trennung der Schulkinder nad deren Konfei- 
fion in abfolutem Sinne durch das Schuledikt 
vom 24. März 1817 nicht verboten if. — Mit Un« 
recht würde man übrigens das nachgewieſene ie der 
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Gemeinden an der Eonfeffionell eingerichteten Volksſchule 
auf Intoleranz zurückführen; es beruht lediglih auf dem 
großen Werthe, welden die Eltern, und gewiß mit vollem 
Rechte, auf eine umfaffende Unterftügung von Seiten der 
Lehrer bei dem Werke der weientlih durch die Religion be» 
dingten Heranbildung ihrer Kinder zu tugendhaften Men- 
ihen, zu glaubensvollen Chriften legen. Und wenn man 
in Betracht nimmt, daß die oben referirten Schulverwal- 
tungegrundjäge in nicht wenigen Fällen zu der unter feinem 
Gefihtepunfte, am wenigftens dem pädägogiſchen, empfeh- 
lenswerthen Konfequenz Nührten, daß der Lehrer der 
Minoritätslonfeflion faft nur Kinder der andern 
Konfeflion in den Unterriht befam, wie z. B. in 
Wallmerod, Geifenheim, Hochheim, Eltville, Hofheim, Mon: 
tabaur, Herborn u.a. Orten, wo Lehrer beider Konfelfionen 
angeftelt wurden, obihon die Zahl der Kinder der Minori- 
tätsfonfeffion theilweife unter 15 ftand und biele Kinder 
nad wie vor zumeift von Lehrern der fremden Konfeflion 
unterrichtet wurden*), daun begreift man wohl fofort den 
tiefgebenden Widerwillen der immenſen Majorität der gan— 
gm Naffauiihen Beoölferung, nit blos des katholiſchen 

beiles derjelben, gegen das Zwangsfimultanihul-Prinzip, 
und das lebhafte Verlangen, welches nad der Bereinigung 
des Herzogthums Naffau mit dem Preußiſchen Staate wies 
Eden dahin manifeftirt wurde, daß das Naſſauiſche 
Schulweſen, infoweit ald es jenem unpädagogifchen 
und gewilfensbedrüdenden Zwangsprinzip einen Anhalt 
giebt, nad den in allen übrigen heilen der Monar» 
hie zur Anwendung fommenden Grundlägen mobdifizirt und 
demgemäß die Sculjugend nicht lediglih nad Alter und 
Geſchlecht, jondern fo viel als thunli vorab nad der Kou— 
feifion unter die angeftellten Lehrer von verfhiedener Kon: 
feſſion vertheilt werden möge. Daß gerade die fatholifhe 
Bevölkerung den Anfang mit diefer Manifeftation machte, 
wird bei der vorher geſchilderten Lage der Verbältniffe ganz 
naturgemäß ericheinen. Die erfte Fatholiihe Pfarrgemeinde 
z. B., welde um eine Konfeffionsihule bei der Königlichen 
Staatöregierung petitionirte, war die zu Wiesbaden; und 
daß dieſe hierzu durch ein dringendes Ipezielles Bedürfniß 
veranlaßt war, dürfte einleucdhtend jein, wenn erwogen wird, 
daß fie nicht weniger als 575 Sculfinder zählt, welche die 
Simultans» Elementare und Mittel-Echulen befuhen müffen 
und dort größtentheild von Lehrern proteftantiicher Konfej- 
fion unterrichtet werden — ein Mifftand, welder offenbar 
dadurd nicht gemindert oder ausgeglichen wird, daß um« 
gekehrt auch die 1358 proteftantiihen Schulfinder großen- 
theils nicht von Lehrern ihrer Konfelfion, jondern von ka— 
tholiſchen unterrichtet werden. Indifferentiſtiſche Eltern 
fühlen ſich bierdurd allerdings nicht beichwert; aber fie find 
erfahrungsgemäß in verfhwindender Minorität gegen die an 
ihrem Befenntniffe und Kultus bangenden Eltern, und es 
dürfen ſchon deshalb ihre Anfichten als die maßgebenden 
nicht behandelt werden. Da nun 9 katholiſche und 26 pro— 
teftantiiche Lehrer zu Wiesbaden angeftellt find, und mehrere 


) So 3.8. bat der proteftantifche Lehrer zu Eltville, wo 
272 katholische und 11 proteftantifche Kinder die Elementarichule befuchen, 
nur 5 proteftantiiche, aber 77 katholiſche Kinder in feiner Schulflaffe; 
zu Montabaur, wo neben 411 katholiſchen Kindern ſich 13 protejtantiiche 
in der Schule befinden, nur 3 feiner Kenfeſſion, aber 55 der katholiſchen; 
zu Langendernbach, wo auf 247 katholiſche Kinder 17 proteftantifche 
fommen, nur 6 der lepteren, aber 83 der eriteren; zu Hofheim (300 fa- 
tholifche und 18 vproteitantifche Kinder) 5 proteftantiiche, aber 78 fatbe- 
lifche; zu Oberlabnftein von +4 proteftantiichen nur 10, aber 83 fatho- 
liiche (von 506); zu Hochheim von 17 yproteitantiichen nur 5, aber 63 
fatboliihe (von 336); in Yimburg von 74 vroteitantifchen nur 
16, während die übrigen 58 unter die 6 katholiſchen Febrer (für 475 
tatholifche Kinder) vertbeilt find, aber 54 katholiſche. Umgekehrt bat 
der Fatholiiche Lehrer in Braubach nur 15 katholiſche (von 25), dar 
gegen 116 —— Kinder in feinem Unterrichte; in Dillenburg 
nur 5 (von 51) und 55 vroteftantifche; in Herborn nur 3 fatholifche 
(von 9) und 105 proteftantiiche, in Weilburg nur 5 katholiiche, aber 43 
proteſtautiſche; Die weiteren 40 Eitholifche und 191 proteitantiiche Kin- 
ber find unter Die übrigen 8 proteſtantiſchen Lehrer vertheilt. 
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Schulgebäude fi vorfinden, von melden eines unfchwer für 
die katholiſchen Schulfinder beftimmt werben fünnte, fo 
durfte die Fatholifche Gemeinde wohl glauben, feine unbillige 
Bitte vorgetragen zu haben; diejelbe fand aber feinen An— 
fang bei dem Gemeinderathe, in welchem die Katholiken 
fo gut wie nicht vertreten find, und ebenjo wenig bei ber 
Staatsregierung. — Hiernächſt haben ſämmtliche Fatholifche 
Kirhenvorftände des ehemaligen Herzogtbums Naffau die 
fonfeffionelle Organijation der Elementarſchulen in dem Sinne, 
wie fie ſich anderwärte in der Monarchie vorfindet, als in 
ihren Wünſchen liegend erflürt. — Das Gleihe ift im 
Jahre 1868 Seitens mehrerer Katbolifenverfammlungen im 
Anſchluſſe an Lie desfalfige Refolution einer jogenannten 
Naffauiihen Landesverfammlung in Limburg an der Lahn 
geſchehen. — Zulegt endlich haben ſich ſämmtliche katholiſche 
Pfarrgemeinden in einer mit mehr als 26,000 Unterſchrif— 
ten, weitaus meiſtens von Familienhäuptern und ſelbſtſtän— 
digen Perſenen aus allen Ständen und Berufsklaſſen, be— 
deckten Petition an die beiden Häuſer des Landtages ge— 
wendet, um deren Mitwirfung dafür zu erlangen, daß fortan 
die Ginridtung und Verwaltung der Naſſauiſchen öffent 
lichen Volkeſchulen nah den gleihen Grundjägen erfolge, 
welche für die übrigen Theile der Monarchie in Kraft fteben. 
Die erwähnte Petition wurde der Königlihen Stantäregie- 
rung vom Herrenhauſe durd Sipungsbeihluß vom 19. De- 
zjember 1868 zur Berüdfihtigung, vom Haufe der Abge 
erdneten durch Sipungsbeihluß vom 2. März 1869 mit 
den während der Seffien eingegangenen Petitionen in Bes 
treff des vorgelegt geweſenen Gejepentwurfes über die Ein— 
richtung und Unterhaltung ter öffentlihen Volksſchulen zur 
Erwägung übergeben. Bis jept haben aber diefe Beichlüffe 
der beiden Häufer des Landtages an der im Vorausgegan- 
genen beichriebenen Lage der Dinge in Naſſau nichts geän— 
dert, und cd muß angenenmen werden, daß die Königliche 
Staatsregierung nicht auf dem Wege der Vollziehung, ſon— 
dern nur mittelft cines Geſezes von der bieberigen Hand- 
habung des ZwangsfimultanfhulsPrinzips in Naflau ſich 
lotfagen wolle. Nun bat zwar die Königlide Staatsregie» 
rung fraft Allerhöchſter Grmädtigung vom 2. November 
v. Je. den Entwurf cines Unterrichtägeleges (Mr. 75. der 
Drudiahen des Abgeordnetenbaufes) eingebradt, welches 
dem Konfeſſionsprinzip huldigt und, weil für den Umfang 
der ganzen Monarhie beftimmt, auch die Bolfsihulen im 
ehemaligen Herzogtbum Naſſau beireffen würde: aber jhon 
allein die fchr vorgerüdte Zeit der Seſſion und das Sta— 
dium, in weldem ſich die Kommillionsberatbung des nicht 
weniger als 170 Paragrapben umfafienden Entwurfes befins 
der, laſſen deſſen Erledigung durch beide Häuſer des Land— 
tages in der gegenwärtigen Sitzungsperiode in keinem Falle 
ewarten; ja es iſt ſogar höchſt wahrſcheinlich, daß es erſt 
in mehreren Jahren zur Emanation des durch Art. 26 der 
Verfaſſungsutkunde bezweckten Geſeßes kommen werde. 
Sonach erſcheint die ſo dringend wünſchenswerthe baldige 
Befriedigung des unverkennbar vorhandenen Bedürfniſſes einer 
endlichen Modifizirung der Einrichtung und Verwaltung des 
Naſſauiſchen Elementarſchulweſens im Sinne des Alinea 1 
des Artikel 24 der Berfaffungsurfunde nur auf dem Wege 
des demnächſtigen Erlaſſes eines Spezialgeſetzes für den Uns 
fang des vormaligen Herzogthums Naſſau erreihbar. In 
diefer Erwägung wird der vorftehende Geſetz-Entwurf pro« 
ponirt. Gr will jeder Konfeiften in Naffau zu ihrem 
Rechte verhelfen, ſoweit diejes durd Die bieherige Handha— 
bung eines ganz fingulären Zwangeſimultanſchul-Prinzips 
beeinträctigt ift, und allen Gemeinden, wo gemiſchte Kun- 
feifionen beftchen, die Berechtigung zur lonfeſſionellen Ab» 
tbeilung ihrer Schule zuwenden, deren fi gegenwärtig nur 
drei Gemeinden erfreuen. Er will zu diefem Zwede für Naffau 
eine Beftimmung der Verfaffungsurfunde vollzogen wiffen, 
deren Juhalt dort allein feine Geltung bat, während er in 
allen übrigen Theilen der Monardie in Kraft ſteht. Er 
will dies übrigens mit Schonung des ganzen dermaligen 
2* 
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Beftandes der Naſſauiſchen —— thun, ſo 
weit abgeſehen wird von der bisherigen Weiſe der Vollziehung 
bes 8. 2 des Naſſauiſchen Ediktes vom 24. März 1817. 
Zum Gejege geworden, wird er eine Duelle leidiger Fonfel- 
fioneller Reibung und Spannung verfiegen machen, die zu— 
gleih eine folde des konfeſſionellen Mißtrauens gegen Die 
Regierung war und ift, wie denn 3. B. das oben angeführte 
Generalrejfript der Naffauiichen Regierung vom 8. Dezem- 
ber 1857 durch Beichwerden von katholiſcher Seite über 
Berlepung der Parität veranlaßt war, welche ald unbegrün- 
bet erwielen werben ſollten. Er wird ferner einen ... 
ftand der Beunrubigung für viele Zaufende ehemaliger Naſ- 
ſauer, die im politifcher Hinficht nicht zu unterfhägen fein 
bürfte, in ganz einfacher Weiſe befeitigen und dazu beitra« 
gen, benfelben die Zugebörigfeit zum Preußiſchen Staate 
wertb zu machen. Gr wird endlid die auf dem hochwich— 
tigen Gebiete des Volksſchulweſens gewiß nicht minder als 
auf anderen Gebieten der Staatöverwaltung wünſchenkwerthe 
und bereits in einem Allerhöchſten Schreiben St. Majeftät des 
Königs vom 21. November 1866 *) in Ausficht geftellte, aber 
gerade dort noch mangelnde Konformität der Berwaltung in Raf» 
jau mit der in denübrigen Beftandtheilen des Regierungsbezirfes 
Wiesbaden, ja jn der gefammten Monarchie, vermitteln, und bie 
Staatöregierung ſtets wiederfehrender und fi fteigernder 
Berlegenheiten und Schwierigkeiten ein für alle Mal 
überbeben. 

Sonad wird die Angemefjenheit des proponirten Ger 
jepentwurfes im Allgemeinen einem Zweifel nicht unterliegen 
fönnen, und zwar um fo weniger, als er bem fünftigen 
Unterrichts Gelege nicht präjubizirt, da dieſes ein Zwangs— 
fimultanfhul-Prinzip für die Elementarſchule weder wird 
einführen können noch wollen. 

Zu den einzelnen Beftimmungen ded Antrages fei num 
Folgendes bemerkt. 


Zu 8. 1. 


Alinen 1 des Artikel 24 der Berfafjungs-Urkunde ftelt 
ben Grundſatz auf: „Bei der Einrihtung der öffentlichen 
Bolksihulen find die konfeſſionellen Verhältniſſe möglichft 
zu berüdfihtigen.“ Es will unzweifelhaft damit fein 
neues Recht Be fondern nur das beftehende möglichft 
erhalten werden. Das gilt nun nit blos für die alten 
Landestheile, in welchen das Bolksihulwelen durchgängig 
auf dem Konfelfiondprinzip beruht, jondern ebenſo für die 
neuen, bad Gebiet des vormaligen Herzogihums Naffau in- 
jofern niht ausgenommen, ald aud dort jede Konfelfion 
ein Jahrhunderte altes, kurz vor dem Zufammenbrude des 
Deutſchen Reiches für die Proteftanten noch durch die ſoge— 
nannte Naſſauiſche Religions» Affefuranzafte vom Jahr 1779 
(abgedrudt in Schlözer’s Briefwechſel 7. Th. 39. 9. ©. 173, 
Fahr 1780*)), für die Katholifen dur den ſchon erwähn« 


) ©. Nr. 294 des Staatdanzeigerd vom 5. Dezember 1866, Ca 
wird dort von des Königs Majeftät die Ueberzeugung ausgeſprochen: 
„Daß bei den neuen Unterthanen das Vertrauen Na mehr und mehr 
„befeitigen wird, daß fie in Anfehung ihrer Ficchlichen und Unterrichts» 
„Derhältniffe an den Segnungen Theil zu nehmen berufen jeien, deren 
„ſich dieſe wichtinen Intereſſen in den älteren Landeätheilen ber Monar- 
„hie unter dem Schuge einer guten Gefepgebung und gerechten Bermal- 
‚tung zu erfreuen haben.“ 


®*) 8. 1 diefer vom Corpus Evangelicorum mittelft Conclusi vom 
30.— 31. Auguft 1779 garantirten Sanctio pragmatica et lex familise 
perpetuo valitura lautet: „Es joll die evangeliſch-lutheriſche als die 
„berrichende Religion in Unferen fämmtlichen Fürſtlichen Landen nad 
„dem Statu anni normalis und dem bdermal»rehtmäßig bergebrachten 
„Beligftande unverrüdt und ohne die mindejte Beichränf- oder Kränkung 
ee und geichügt, folglich von dem’ (eventuell einmal vorhan- 
„denen) „tatholifchen Herrn nicht das Geringfte unternommen werden, 
„wodurch die ewangeliich » Iutberifchen Untertbanen und Landes-Einge- 
„ſeſſenen vel directe vel per indirectum in dem bergebrachten freien und 
„Dftentlichen Exercitio ihrer Religion cum annexis gehindert und beein- 
„trächtigt werden. Zu welchem Gnde alle [utberiihe Einwohner in 
„Städten, Bleden, Dörfern, Mühlen, Höfen, Gifen- u. a. Weiten, über 
„haupt «ben alle und jede Landeseinwehner jo wenig in Ausübung ihrer 
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ten Regenburger Deputationd-Rezeb vom 25. Februar 1803 
garantirted Recht auf ein eigenes Unterrichtäwejen, alſo ge— 
wiß unzweifelhaft auch auf konfeſſionelle Volksſchulen — 
machen kann. Solche Volfsihulen beſtehen auch thafſaͤchlich 
in faſt allen Gemeinden Naſſaus, da Schulen, die nur 
(mit ſeltenen vereinzelten Ausnahmen) von Kindern Einer 
Konfeſſion beſucht find, nur Lehrer dieſer Einen Konfeſſion 
haben, und im engſten Anſchluſſe an das Bekenntniß und 
den Kultus einer beſtimmten en unter einem vom 
Drtögeiftlihen dirigirten Schulvorſtande wirken, doch 
wohl nicht anders bezeichnet werden können, denn 
als konfeſſionelle Schulen.) Eine Ausnahme unter 
den 723 Naſſauiſchen Sculbezirten bilden, wie frü— 
ber ſchon bemerft, beiläufig 50 Orte, am welden 
verjhiedene Konfeifionen beftehen und wo in Bollziehung 
bes oft gebadhten Naſſauiſchen Schulediftes vom 24. März 
1817 zwar Lehrer verſchiedener Konfelfion angeftellt, gleich 
wohl aber bie von ihnen zu unterrihtenden Kinder nit nad 
der Konfejfion abgetheilt find, jondern blos nah Alter und 
Geſchlecht. Es bedarf nun faum eines Nachweiſes, daß für 
die Schulen biefer Gemeinden die Fonfejfionellen Verhält« 
niffe nit möglichft berüdfichtigt find, daß alſo die be- 
treffenden Ortägemeinden trop ibred rechtlichen Anfpruches 
auf Gleihbehandlung mit den fonfelfionell nicht gemifchten 
Naffauiihen Gemeinden fih in einer weit — 
Lage befinden als dieſe, ſo weit es ſich um die Einrichtung 
ihrer Schulen in Abſicht auf Mitwirkung bei der Erziehung 
ihrer Kinder handelt, und daß hiernach in Naſſau eine 
Rechtsverſchiedenheit auf dem wichtigen Gebiete des öffent« 
lidhen Unterrichtes vorliegt, welde dem Fundamentalſatze der 
Gleichheit vor dem Gejege durchaus widerſpricht. Unzwei— 


„Religion und davon abhangenden Ceremonien und Gebräuchen, als im 
„alleinigen Beſitz und Genuß ihrer Kirchen: Pfarr- und Schul- 
„bäufer, Kirchen Pfarr: und Schulgüter, milden Stiftungen, Red 
„ten und Gerechtigkeiten, Renten und Gefällen, und namentlich jochen, 
„welche aus Unferen Rezepturen biäber präftirt worden oder — von 
„ewangelifchen Landetherren zu Gunſten bes evangeliſch- lutberiichen 
„Religioneweſens beſtimmt und audgefept werben, gejtört und auf 
„irgendeine Art, fie beftehe worin fie wolle, darin beeinträchtigt, 
„— ſodann befagte Untertbanen bei der eingeführten Kirchenordnung und 
„allen anderen von Intheriichen andesherren und deren Consistorio ge- 
„‚gebenen Berordnungen, welche das evangelifche Religionswelen ale: 
„Die eier der Iutherifchen Feſttage, die vermiichten Ehen und übrige 
„Matrimonial-Saden, die milden Stiftungen, Pfarr und Schulfahen 
c. betreffen, rubig belafjen und darin nicht das Mindeite abgeändert 
„werden, ferner die lutheriſchen Geiftlihen, Präzeptores, Schul- 
„meifter, Drganiften und Glöckner bei ihren Bejoldungen, Rechten, 
„Sreibeiten, juribus stolae und Gebühren ohne einige Abänderung rubig 
„verbleiben, und endlich von den lutheriſchen Kirchen Pfarr und 
„Scäulgütern, Bejoldungsftüden, milden Stiftungen nicht das Min- 
„deite entzogen und weder zum Behufe des katholiſchen Religioneweſens 
„ũberhaupt, noch an katholiſche geiſt- und weltliche Perſonen Infonderpeit 
„verwendet werben folle.” — $. 8. committirt perpetuirlich Dad Kon« 
fiftorium „als erftes geiftliches Collegium der Fürftlichen Lande", daß 
daflelbe „bon ben Zeiten an, ba ber regierende Herr Unferer Lande der 
„atholiſchen aeg pe zugethan fein wird, ... infonderheit die pro» 
Zr re Lehrer in Kirchen und Schulen zufammt den Orga 
„miften und Glödnern zu beftellen und befindenden Umftänden nad 
„wiederum ab officio zu juäpendiren oder zu removiren „...... und 
„überhaupt alles vor das Consistorium Gebörige, das Religiond- Kir 
„chen und Schulweſen Unierer proteftanifchen Untertbanen Betreffende 
„mit den dahin einfchlagenden öfonomifchen und politifchen Gefchäften, 
„und zwar nach den Prineipiis und der Autfegung, welche Das Corpus 
„Evangelicorum bie babin angenommen bat, vorzunehmen haben fol, 
„ohne jchuldig zu fein, in irgend einer Sache einen andesherrlichen Ber 
„Fehl zu befolgen, weicher dem proteftantifchen Religionsweſen in Unferen 
„Bürftlichen Landen zu einigem Nachtheil gereichen kann und gegenwär · 
„tigem ewigen Familiengeſehe zuwiderläuft, gejtalten das Consistorium 
„inſoferne von dem katholiſchem Landesherrn unabhängig jein und blos 
„von dem Corpore Evangelicorum abhangen fol.” — $. 12, ertendirt 
endlich das zu Gunften des Iutherifchen Religionstheils Verordnete auch 
auf die reformirte Religion „an Orten, wo die Reformirten das publicum 
„religionis sune exereitium bergebracht haben.” — Die vorftehenden De- 
tailfeftfegungen dürften einen jchr fchäpbaren Kommentar zu dem oben 
eitirten $. 63 des Regeneburger Deputationd-Rezeiies bilden. 


*) Die Zahl der katholiſchen Lehrer in Naffau beträgt 480, die 
ber evangeliſchen 617; tie der Fatholiichen Schullinder gegen 35,000, 
bie ber evan elifchen gegen 88,000; 1CE6 farhotische Kinder befudhen Pro« 
teſta nt iſche, 373 proteftantifche Kinder befuchen fathelifche Schulen. 
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felhaft wollen die Angehörigen beider Konfeffionen an ben 
gemiſchten Orten gerade jo wie an den ungemifchten ihre 
Kinder in ihrer Konfeifion erzogen und herangebildet haben, 
und es fteht ihnen unftreitig das Recht zur Seite, zu ver— 
langen, daß die Bolksihule fie hierbei nicht weniger ums 
faffend unterftüge als die Eltern an ungemifhten Orten; 
unbefangener Weije wird man zugeben müfjen, daß fie fogar 
in dem Maße ein verftärftes Recht hierauf haben, als fie 
Werth darauf legen, ihre Kinder in der Ueberzeugung von 
den Borzüyjen der eigenen Konfelfion vor der anſchaulich 
neben ihr vertretenen fremden befeftigt zu wiffen. Es fann 
baher gerade ihnen am allerwenigften zugemuthet werden, 
fi mit einer Einrichtung der Schule zufrieden zu geben, 
welde gegen ihre Konfelfion fih neutral, indifferent ftellt, 
oder richtiger ausgedrüdt, ſich jo zu ftellen verſucht, in Wirk— 
lichkeit aber gerade hierdurch jeder Konfeifioneüberzeugung 
abihwähend und nachtheilig wird. Im Gegentbeile, es 
werben ohne abjolute Nothwendigfeit auch an den gemifchten 
Orten die Eltern jo lange nicht zmwangsweile angehalten 
werben bürfen, daß fie ihre Kinder einem Lehrer fremder 
Konfejfion anvertrauen, als es feititeht, daß ein Lehrer nur 
dann die Jugend in einer beftimmten Konfejfion erziehen 
belfen kann, wenn er felbft in dieſer Konfejfion erzogen und 
berangebilvet worden ift und in deren Belenntniß und 
Kultus fih mit Liebe und Ueberzeugungstreue bineingelebt 
bat. Müſſen doch wohl aud die entſchiedenſten Bertheidi« 
ger der Volksfimultanfhule zugeben, daß dieſelbe für Die 
Erziehung und den religiöjen Unterriht der Kinder das 
nicht leiften fann, was die Konfeſſionsſchule leiftet. Man 
erwäge nur, wie erfahrungsgemäß der jo wünſchenswerthe, 
ja nothwendige Verkehr des Lehrers mit den Eltern feiner 
Zöglinge bei Eonfeffioneller Verſchiedenheit Außerft erſchwert 
ift, ja vielfach faſt ganz fortfällt; wie dem entiprechend ein 
innerer, berzliher Anſchluß der Kinder an den Lehrer an» 
berer Ronfelfion entweder gänzlich fehlt oder nur ſehr 
unvollftändig eintritt, zumal Diefer Lehrer ihnen gerade den 
wichtigſten und auf das findlihe Gemüth einflußreichften 
Unterricht nicht ertheilt, nämlich den in der Religionslehre, 
und aller religiöfen Motive bei jeiner erziebliden Einwir— 
fung entbehrt, joweit dieſe durch Glauben, Kultus, Empfang 
der heiligen Saframente, Benugung der liturziihen Gebete 
und bergleihen dargeboten werden, und wie hinwiederum 
der andere Lehrer gleicher Konfejfion zwar die Kinder in 
der Religionslehre unterrichtet, aber im Uebrigen auf ihre 
Ueberwadhung und geiftige Entwidlung feinen Einfluß oder 
doch nur einen fehr geringen bat, ihre Befähigung und 
fittlihe Führung nur wenig fennen lernt, und in Folge 
deffen auch feinen Religions-Unterriht nur mit halbem Er— 
folge ertheilen fann. Beiſpiel und Gewöhnung, dieje 
beiden fo wichtigen Erziehungsfaftoren — wer fünnte das 
leugnen? — werden eben unausweislih in der Simultans 
idhule auf ein Minimum reduzirt. Noch mehr, — die für 
die unmittelbare Anfhauung und Nachahmung geichaffene 
Kindesieele wird dur die Wahrnehmung der Konfeſſions— 
Verſchiedenheit, die fih ihr ja in der Simultanihule Tag 
für Tag bald fo, bald anters an Lehrern und Mitidülern 
bemerflih macht — man denfe nur an die Verſchiedenheit 
der Gebetd- und Kultusübungen beider Konfelfionen! —, ger 
walrfam zu frübreifem Refleftiren und Vergleihen, zu Zweifel 
und Gleihgültigfiit Anfangs gegen die eigene, jpäter gegen 
jede Religion gebracht, zumales faum ausbleiben fann, daß nicht 
Eeitend des Lehrers, fremder Konfelfion aus Unvorfichtigkeit, 
namentlih wenn Kinder über einen religiöjen Gegenftand mit 
einander ftreiten oder den Lehrer fragen, hie und da Aeuße— 
rungen getban werden, welche Mifteutungen erfahren, das 
findlihe Gefühl verlegen, und Ihlieflih Abneigung der Kin— 
der gegen den Lehrer jo wie Beſchwerden ihrer von vorn» 
herein mit Mißtrauen und Beſorgniß erfüllten Eltern über 
denfelben herbeiführen. Die Akten der Königlichen Negies 
rung zu Mieshaden aus der Naſſauiſchen Zeit werden für 
das Alles Beläge zur Genüge tarbieten, jo wie aud in 
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Bezug auf die großen Echwierigfeiten, welche die Beauf- 
fihtigung der Simultanihulen verurſacht, da ein Theil der 
Kinder und Lehrer naturnothwendig unter einem Schulvor: 
ftandedirigenten und Schulinipeftor anderer Konfeifion ftebt, 
was die gleihmäßige objektive Beurtheilung des Wirkens 
und Berhaltens der Lehrer und der Leiftungen der Kinder 
erichwert, und einem herzlichen Verhältniſſe zwiihen Vor— 
— und Untergebenen hinderlich iſt. Zu dieſen vielen 
Mängeln der Simultanſchule, welche allein ſchon es voll« 
fommen rechtfertigen, wenn die Gemeindebürger der vers 
ſchiedenen Konfelfionen ſich dieſelbe nicht als Regel auf 
zwingen laffen wollen, fommt nun aber noch ein weiterer 
in Bezug auf die Ausdehnung des Unterrichtsmaterials. 
Das Leſebuch z. B. darf feine Gegenftände aus dem Ans 
Ihauungsfreife und Bereiche des religiöjen Lebens aufnehmen, 
obſchon dieſe auf das Kind oft den tiefften und förberlichften 
Eindruf machen. Im gleicher Weile find die Themata für 
die Aufſatzübungen beſchränkt. Beim Gejhichtsunterrichte 
dürfen entweder gewiſſe Perioden, Ereigniffe, Männer u. |. w. 
gar nicht beiprocdhen werben, oder der Lehrer läuft Gefahr, 
bei den Kindern und deren Eltern anzuftoßen, oder mit 
dem, was die Kinder vom Religionslehrer hören, in Wider- 
Ipruh zu kommen. Auch der Gejangunterriht muß ent- 
weder von der Ginübung der Kirchenlieder abjehen, da 
diefelben in engfter Beziehung zur Liturgie ftehen und häufig 
dogmatiihe Wahrheiten ausiprehen, oder er muß an die 
Kinder konfeifionsweiie ertheilt werden, was für die Feft« 
jegung eines guten Stundenplans hemmend ift. 

Fıft man das Alles zufammen, jo wird man der Ur 
berzeugung ſich nicht verjchließen können, daß die prinzipielle 
——— von Simultanſchulen für gemiſchte Gemeinden 
ſich mit dem vom hiſtoriſchen, durch völkerrechtliche Verträge 
garantirten Rechte beider Religionstheile geforderten und im 
Alinea 1 des Art. 24 der Verfaſſungsurkunde proklamirten 
Grundſatze möglichſter Berückſichtigung der konfeſſionellen 
Verhältniſſe bei der Einrichtung der öffentlichen Volkſchulen 
durdaus nicht verträgt, Jondern daß dieſes unantaftbare Prin- 
zip nothwendig dazu führt, auch in gemilchten Gemeinden 
jeder Konfeſſion ihre Schule zu laflen, wenn nicht etwa beide 
Konfeffionsgemeinden freiwillig wegen bejonderer örtlicher 
BVerhältniffe es vorziehen, für ihre Kinder eine Simultan- 
ſchule einzurichten, deren Berbältniffe dann durd ein behördlich 
zu genehmigendes Statutzuregelnwäre, umallen jpäteren Strei« 
tigfeiten über die Zahl der von jeder Konfeifion anzuftellenden 
Lehrer und ähnliche Punkte nah Möglichkeit vorzubeugen. 
Denn die Erfahrung lehrt ja, und fie hat ed ganz ** 
ders in Naſſau gelehrt, daß die Anſicht, als ob die Errich— 
tung von Simultanfhulen gleihbedeutend ſei mit Begrün- 
dung eines ungeftörten fonfelfionellen Friedens, aller Wirk— 
lichfeit wiberjpricht, da im Gegentheile die Handhabung des 
Zwangsfimultanfhuls Prinzips zu eiferfüdhtigem Argwohn, 
die Intereffen der eigenen Ronfeffion durch Uebergriffe der 
andern geihädigt zu jehen, zu Mißtrauen gegen die Regie— 
tung in Bezug auf Handhabung der Parität, und zu Duerelen 
der widrigfien Art führte. Die Bevölferung von Naffau hat 
nun aber um jo mehr ein Recht darauf, daß der im Alinea 1 
des Art. 24 der Verfaſſungs-Urkunde ftatuirte Grundjag ihr 
unterfchiedelos zu gut komme, als, wie bereits erwähnt, dere 
jelbe nur ausipriht, was auch in Naffau für Proteltauten 
und Katholiken verbrieftes Net, und für 94 pCt. der Schul« 
bezirfe thatſächlicher Zuſtand ift. Die Tragweite, welche der 
Anwendung des im Rede ftrbenden Grundſatzes duch die im 
$. 1 des gegenwärtigen ©ejepentwurfes proponirte Auord« 
nung beigelegt ift, jept das außer Zweifel; denn fie invol» 
virt feine Nenderung der Borichrift des $. 2 des Naſſaui-— 
ihen Schulediktes vom 24. März 1817 über die Nothwen- 
digkeit der Anftellung von Lehrern verjciedener Konfeſſion 
an ſolchen Orten, wo gemiſchte Konfeifionen beftehen, ſon— 
dern beftimmt nur die Verwendung der gemäß diejer 
Vorſchrift angeftellten Lehrer in einer andern Weile, 
als diejelbe bis anher für die betreffenden Gemeinden mit 
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Ausnahme der oben genannten zu Eppftein, Gronberg und 
Schönau-Strüth Praris der Verwaltungebehörben gewejen 
ift, und zwar in der wohl allein zwed« und rechtmäßigen 
Weiſe. Denn ed wird nicht zu beftreiten jein, daß bie An« 
ftellung eines Lehrers von der Konfelfion der Minorität für 
diefe nur dann reellen Werth haben fann, wenn der Lehrer 
ihre Kinder in feinen Unterricht befommt, was eben bei 
der bisherigen Vollziehungsweife des Naſſauiſchen Schul- 
Eriftes gar oft der Ball fo gut wie nit mar. 
Indem nun aber die proponirte Vorſchrift ſich ledig- 
ih auf die Vertheilung der Sculfinder unter bie 
anzeftellten Lehrer beſchränkt, harakterifirt fie ſich dadurch 
im Weſentlichen als eine Anordnung „er nämlichen Kategorie, 
wie die Maßregeln der Aufhebung des jogenannten allge- 
meinen Religiondunterrichtes, die Fonfelfionelle Eintheilung 
der Schulinfpeftionsbezirke, die Einführung des konfelfionellen 
Religionsunterrichtes an den Gelehrienihulen und die Er» 
rihtung von zwei Schullehrer-Seminarien, welde die frü- 
here Naſſauiſche Verwaltung unbedenklid ergriffen hat. Auch 
ift durch den limitirenden Beifag: „in der Regel" dafür 
gelorgt, daß nicht an die Stelle des bisherigen verwerflichen 
abjoluten Zwangsfimultanfhul-Prinzips nunmehr in ſchroffem 
Gegenfage ein unbedingtes Verbot der Simultanihule trete. 
Dem Gejege mag und muß ed genügen, zu verhüten, daß 
nicht eine konfeſſionelle Majorifirung der Minorität zu Guns 
ften der Simultanfchule Plap greife; aber einer freien 
Vereinigung der Angehörigen beider Konfeffionen, wie fie 
für die alten Landestheile dur die Kabinets-Drdre Sr. 
Majeftät des Königs Friedrih Wilhelm II. vom 4. Ofto- 
ber 1821 und die Girkular-Verfügung des Minifters v. Als 
tenftein vom 7. April 1822 (v. Kamptz, Annalen B. VI. 
©. 381.) geftattet ift, mit einem abjoluten gefeplihen B.to 
entgegentreten zu wollen, bieße verfennen, daß ed heute Ber- 
bältnifje an einzelnen gemiſchten Drten geben kann, welche 
nur die Wahl zwiſchen einer Simultanſchule oder dem Auf- 
bringen eines die Steuerfraft der Drtsangehörigen übermä- 
Big aufpannenden Koftenaufwandes fafjen, wenn den heutigen 
pefteigerten Anforderungen genügende Konfeſſionsſchulen ein— 
gerichtet werden ſollen. Die Entiheidung einer folden Als 
ternative muß billiger Weife zunächſt den beiden intereffir« 
ten, von ihren Seeljorgern berathenen Konfeifionstheilen an« 
zen bleiben, unbeſchadet des Aufſichtsrechtes der 

taat3-Regierung. Ihren Organen, namentlich den Schul» 
infpeftoren und Dirigenten der Schulvorftände, wird es auch 
obliegen, die Bertheilung der Kinder unter die für eine Ge- 
meindeſchule angeftellten Lehrer verſchiedener Konfelfion nad 
Maßgabe des proponirten Geſetzes zu bewirfen.*) 


Bu $ 2. 


Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Ausbrudsweile des 
$. 2 des Naſſauiſchen Schulediftes vom 24. März 1817 
viel zu unbeftimmt lautet, ald daß fie ald ausreichend für 
die Entjheidung darüber betrachtet werden fönnte, ob Lehrer 
verjdhiedener Konfeflion in eine Gemeinde anzuftellen ſeien 
oder nicht. Es liegt ſonach das Bedürfniß vor, eine genauer 
präzifirte Norm aufzuftellen. Die Naſſauiſche Regierung 
bat demielben durch die oben angeführten Verwaltungsgrund« 
jäge genügen zu können geglaubt. Dieje find aber jo kom— 
plizirt und laſſen die Rüdfiht auf das doch offenbar ent- 
ſcheidende Moment der Anzahl der die Schule beiudenden 
Kinder einer Konfeffionsminorität zu wenig durchgreifend 
fein, als daß es geratben erjcheinen könnte, dieſelben ala 
Gefepesdiapofition zu adeptiren. Bielmehr hat es fih in 
jedem Betrachte empfehlen müſſen, lieber die Vorſchrift in 
Alinea 2 des $. 25 des dem Haufe dermalen vorliegenden 
Entwurfes eines Unterric;tögefepes beizuziehen, mit welder 
im Großen und Ganzen die in der an Naffau grängenden 
Rheinprovinz herrſchende Berwaltungsnorm übereinftimmt. 


3 Bil. die analogen VBorfchriften der 88. 27 und 28 der Naffanifchen 
Dienftinftruktion für die Schulinfpeltoren. . 
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Die in jenem Entwurfe (Nr. 75. der Drudiahen bes Haufes) 
ſich befindene Facultativeinihränfung, erläutert auf ©. 66 
ded Drudftüdes, brauchte im proponirten $. 2 nidt mit 
aufgenommen zu werden, da fie prinzipiell bereits durd den 
vorhergebenden $. 1 gewahrt ift. Im Mebrigen wird nur 
noch zu erinnern fein, daß an ſolchen Orten, wo die Kon— 
feifionsminorität 40 Kinder zur Schule ſchickt, dieje meiftens 
Ihen vor Emanation des Naſſauiſchen Schulediltes vom 
24. März 1817 einen eigenen Lehrer gebabt Yat, und durch 
ihre Eteuerbeiträge zur Givilgemeindefafje die Beſoldung 
des für ihre Kinder anzuftellenden Lebrerd deden wird. Wo 
konfeſſionelles Schulvermögen zur Givilgemeindelafje gegogen 
worden ift, hat ohnebin dieſe eo ipso auch .ie Verpflichtung 
überfommen, der Zmedbeftimmung jenes Vermögens gerecht 
zu werden. Immerhin may übrigens der Ball eintreten fünnen, 
daß die Konfeifionsmajorität zu dem Gehalte des für Die Konfeſ— 
ſionsminorität angeftellten Lehrers beiträgt: Das ift dann aber 
nicht eine Folge des proponirten Geſetzes, welches ja die Naſ— 
jauifhen Vorſchriften über die Anftellung von Leh— 
rern verjhiedener Konfeflion einihränft und nidt 
erweitert, jondern eine Kolge davon, daß dieſes Schuledikt 
den bewährten reichsrechtlichen Grundſatz, dab das Schul— 
weſen Annexum der Religionsübung ſei, alſo zu Laſten des 
betreffenden Religionstheils erhalten werden müſſe, beſeitigt, 
und ihm den jedenfalls für gemiſchte Konfeffioneverbältnitfe 
weit weniger paffenden jubftituirt bat, daß die Givilgemein- 
den die voften des öffentlihen Volksſchulweſens zu tragen 
Ihuldig jein follten. Es darf übrigens auch bier daran 
erinnert werden, daß bie Kommunalſchul-Unterhaltungspflicht 
die Orieeinwohner chne Rüdfiht darauf belaftet, ob fie für 
ihre Kinder Gebrauch von der Volksſchule machen oder nicht, 
Dem Laufe der Zeiten wird es zu überlaffen fein, ob bie 
Bevölkerung ſich Dafür enticheiden will, 'c8 bei dem Kom— 
munalihulsUnterhaltungeprinzip bewenden zu laffen, ober 
zu dem des Konfelfionzihul-Unterhaltungeprinzips unter ans 
emeflenen, den Berbältniffen der Gegenwart entipredenden 
un zurüdzufehren. Dem Zwede des Geſetzentwurfes 
ift ein Befalfen mit diefem Punkte fremd. 


Zu $. 3. 

Wenn es einerjeitd Aufgabe des Gelepes ift, ſolche Vor— 
ihriften zu geben, welche der Konfelfione- Minorität ihr Recht 
gegenüber der Majorität wahren, jo darf dafjelbe aber auch 
anbererjeits nicht unbillige Anfprühe der Minorität an bie 
Majorität begünfligen. Hierauf beruht die im $. 2 aufs 
geftellte Forderung, daß 40 Kinder der Minorität vorhanden 
jein müffen, wenn dieſe das Recht haben joll, einen Lehrer 
ihrer Konfeifion für ihre Schulfinder auf Koften der 
Givilgemeindefaffe zu verlangen. Nun empfiehlt es fi 
aber offenbar im SInterefje der möglichften Berückſichtigung 
der fonfelfionellen Berhältniffe, bei der Einrichtung ber 
Volksſchulen im Geſetze auch den Fall vorzujehen, daß zwar 
die Minorität nicht 40 Schulfinder hat, daß aber doch die 
Minorität und Majorität es für zwedmäßig und wünſchens— 
werth erfennt, daß Lehrer beider Konfeifionen angeftellt jeien. 
Es fann dies z. B. namentlih dann zutreffen, wenn bie 
Gejammtzahl der Schulfinder fo ftark ift, daß bie Anftellung 
eined weitern Lehrers eine gedeihliche Maßregel fein würde, 
oder wenn die Majorität nicht viel ftärfer als die Minorität 
wäre. Will nun in einem folchen Kalle von der betheiligten 
Kirchengemeinde ein Zufhuß an die Givilgemeindefafje zur 
Lehrerbejoldung geleiftet und dieſe dadurch für den ihr aus 
ber Anftellung eines weitern Lehrers resp. eines Lehrers an» 
derer Konfeſſion erwachſenden Mebrfoftenbetrag jo weit ent« 
Ihädigt werden, als es die Gemeindebehörde in billiger Er— 
wägung der Verhältniſſe fordert, dann liegt fein Grund vor, 
dem hindernd entgegen zu treten, daß auch für weniger als 
40 Schulkinder ein Lehrer ihrer Konfeffion angeftellt werde. 
Dies ift, um jeden möglichen Zweifel auszuihließen, im 
8.5 bes Geſetzentwurfes ausdrüdlich gefagt, und wird einer 
weitern Rechtfertigung nicht bedürfen. i 
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Zu $. 4. 


Nah dem Naſſauiſchen Schuledikte vom 24. Mär; 1817 
8.3 gebört Religion und Sittenlehre zu den Gegenſtänden, 
welde in den Elementarjchulen gelehrt werden müſſen. Da 
wo die Schule von Kindern beſucht wird, deren Eltern nit 
ur Ronfejfion des Lehrers gehören, fol nad $. 2 von den 
Beiftlichen ihrer Konfeifion für den Religiond-Unterridt der— 
jelben die erforberlihe Fürlorge eintreten. $. 59 der alls 
gemeinen Schulordnung fodann beftimmt, daß, wenn Kinder 
von verſchiedenen Konfeffionen die Schule beiuhen, dem 
Lehrer die Ertheilung jedes dogmatiſchen Neligionsunters 
richtes in Gegenwart aller Schüler unterfagt fei, und daß 
bie nicht zu feiner Konfeſſion gebörigen Kinder jolden von 
bem Lehrer oder Geinlihen ihrer Konfeſſion erhalten 
ſollen. Das früher angezogene General-Reſkript der 
Naſſauiſchen Landes Regierung an die Schulinipeftoren vom 
8. Dezember 1857 präzifirte des Genauern die Grundfäge, 
nah welden die eben angeführten Vorſchriften vollzogen 
werden jollten. Es beißt dort u. A. im $. 8: „In 
„nleiher Weile wird für den Neligionsunterriht an denjenigen 
„Schulorten gejorgt, wo die Zahl der den Unterricht vers 
„langenden Schüler 15 bis 20 beträgt und der Weg bie zum 
„Wohnorte des Pfarrers, reip. eines Lehrers (ihrer Konfeifton) 
„zu meit ift. Auf Antrag des Gemeinderathes kann Diele 
„Einrichtung aud bei weniger Schülern eintreten, wenn das 
„Für die Remuneration aus ber Gemeindefaffe disponibel zu 
„stellen iſt.“ — Es fann fi wohl nur in jedem Betrachte 
empfehlen, der Verwaltung für ihr Verfahren in dem frag« 
lichen Betreffe eine gejeglibde Norm an die Hand zu 
geben und damit allen Intereffenten die Beruhigung einer 
gleihmäßigen gerechten Fürlorge zu gewähren. Eme ſolche 
Norm enthält aub Tas Alinea 1 des $. 25 des dem Hıuie 
vorliegenden Entwurfes eines Unterrichtsgeſetzes. Daffelbe 
lautet: „Beträgt die Zahl der die Schule beſuchenden 
Kinder eines andern Bekenntniffes mehr als 15, jo erftredt 
ſich tie Schulunterhaltungepfliht auch auf die Beihaffung 
eines geortneten Religionsunterrichtes für dieſe Kinder durch 
einen benahbarten Lehrer oder Geiftlihen ihrer Konfelfion, 
ſoweit das nicht etwa einen unverhältnigmäßigen Koitenaufs 
wand bedingen würde.” Das Weſentliche diefer Beftimmung 
bat im $. 4 des vorgejchlagenen Gejegentwurfes eine Stelle 
gefunden und wird dem Bebürfnifje genügen. 


Dr. Klein (Limburg), Antragjteller. 
Unterftügt durd: 


Steffen. v. Aulod. Studmann (Geldern). Kod, 
Mooren. Freiherr v. Elmendorff. Gommelshauien. 
Schoen. v. Mitihfe- Gollande. Graf Saurma. 
Polomsfi. Dr. Kellner. Zurmühlen. Janßen. 
Freiherr v. Drofte- Hülshoff. v. Mallindrodt. de Nys. 
Kuſchel. Graf v. Frankenberg. Graf Schaffgotid. 
Dr. Holzer. Koefter. Kleinihmidt. Dr. Krebs. 
Hobbeling. Dr. Windthorft (Meppen). Dr. Künzer. 
Reihensperger. Godel. v. Guerart. 
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Bierter Bericht 


der 
Kommiſſion für das Unterrichtsweſen 
über 


Pelitionen. 


A. 


Berichterſtatter: 
Abgeordneter Dr. Wehrenpfennig. 
— — —ñ—— — — 


Die Unterrichtskommiſſion hatte in ihrer Sitzung vom Journal IL Nr. 186. 451. 
15. Dezember zwei Petitionen zu berathen, von denen die 
eine von dem Magiftrat zu Straßburg, die andere von Ber 
wohnern der Stadt und des Kreiles Straßburg ausgegans 
gen if. Da beide Petitioneu fih infofern berühren, als fie 
die Greihtung eines Gymnafiums in der Stadt Straßburg 
wünſchen, wenngleich die Anficht über den Gharafter dieſes 
Gymnaſiums und die Formulirung der Wünſche eine vers 
ſchiedene ift, jo wurde beichloffen, über beide Petitionen in 
Einer ungetrennten Diskuſſion Beihluß zu fafjen. 

Der Magiftrat von Straßburg erinnert daran, daß 
das Kultusminifterium das Bedürfniß eines katholiſchen 
Gymnaſiums für die Kreife Löbau, Straßburg und Rojen- 
berg anerkannt babe. Diele Erinnerung führt auf eine Vers 
bandlung zurüd, welde in der vorjührigen Seſſion in 
-Aolge einer Petition von Bewohnern Wejtpreußens in der 
Unterrihtsfommilfion ftattfand, Eine große Zahl von Bes 
wohnern Weftpreußens hatte damals an das Abgeordneten: 
baus die Bitte gerichtet, die Königliche Staatsregierung zu 
veranlaffen: 1) daß ein katholiſches Gymnafium für die 
Kreile Straßburg und Löbau gegründet werde; 2) daf die 
bisherigen, die Germanifirung zur Richtſchnur nehmenden 
Vorſchriften in näher angegebener Weiſe geändert würden. 
Der Regierungsfommiffär erklärte damals: „Das Bedürfniß 
zur Errichtung eines katholiſchen Gymnafiums für die Kreife 
Straßburg und Löbau, ſowie für die angrenzenden Theile 
der benachbarten Kreiſe werde nicht verfannt. Es hätten bier: 
über eingehende Grörterungen ftattgefunden, welde ſoweit 
gediehen jeien, daß die Entiheidung wegen des Drts der 
neu zu gründenden Anftalt bevorftehe. VBorausfichtlic werde, 
um die legtere ind Xeben zu rufen, ein angemefjener Betrag 
bereits auf den Staatshaushalt pro 1870 gebradyt werden.” 
Hiernach hielt die damalige Kommiſſion jenen erften Punkt 
der Petition für erledigt. Ebenſo ſchien ihr eine entgegen« 
ftehende Petition einiger jehszig Bewohner aus der Stadt 
und dem Kreije Straßburg, dem zu errihtenden Gymna— 
fium feinen bejonderen Eonfeffionellen Charakter zu geben, 
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erledigt zu fein. Zu einer Verhandlung im Plenum fam 
die Angelegenheit nicht, wohl aber wurde gegen die Bes 
ſchlüſſe der Unterridtsfommilfion von den Abgeordneten 
v. Hennig und Leſſe der Gegenantrag in das Haus gebracht, 
über die Petition von Bewohnern Weſtpreußens, betreffend 
die Gründung eines fatholiiken Gymnaſiums für die Kreije 
Straßburg und Löbau, zur Tagesordnung überzugeben, da— 
gegen 2) die Petition von Bewohnern der Stadt und des 
Kreiles Straßburg, dem zm errihtenden Gymnafium feinen 
befonderen konfeſſionellen Gharafter zu geben, der König— 
lihen Staatöregierung mit der Aufforderung zur Berückſich— 
tigung zu überweifen, für die Gründung eines Simultans 
Opmuaftuns in der Stadt Straßburg Sorge tragen zu 
wollen. 

Gegenwärtig richtet nımı der StraßburgerMagiftrat, 
ubwohl er in der Einleitung jeiner Petition an das von der 
Regierung amerfannte Bedürfnis nah einem katholiſchen 
Gymnaſium anfnüpft, fein Petitum allgemein auf die Er— 
rihtung eines Gymnafiums in der von ihm vertretenen 
Stadt ohne nähere Angabe feines Charakters. Für Unter- 
ftüpung jeines Antrages erwähnt er, daß er den Behörden 
folgende Dfferte gemacht habe: 1) einen Bauplap zur Er 
rihtung des Gymnafiums; 2) eine von der Regierung in 
Marienwerder verwaltete, der Stadt gebörige Summe von 
5380 Rıhlr.; 3) eine Baarlumme von 5000 Rthlr.; 4) einen 
jährlihen Beitrag von 1000 Rthlr. zur Kae: Ar des 
Gymnaſiums. Endlich erklärt er ſich bereit, bis zur Er— 
bauung des Gymnaſialgebäudes 6 Schulzimmer unentgelt— 
lich zur Dispoſition zu ſtellen. Da nun trotz dieſer Offer— 
ten der Magiſtrat auf ſeine Eingabe von dem Provinzial 
Ihulfollegium zu Königsberg unter dem 11. Juni die Ant— 
wort erhalten, daß unter den jepigen Verhältniſſen die Er- 
wirfung von Mitteln zur Gründung eines katholiſchen 
Gymnafiums für die Kreile Löbau, Straßburg, Graudenz 
und Rofenberg nicht'ermöglidt werden könne, und daß ber 
Herr Kultusminifter fi vorbehalte, bei günftigerer Lage der 
Staatöfinanzen auf die Wahl des geeigneten Orts für das 
gedachte, als Bedürfnig anerfannte Gymnaſium zurüdzus 
fommen, jo ftellt er beim Abgeordnetenhaufe den Antrag: 
a) dem Königlihen Kultusminifterium die erforderlihen 
Mittel zur Errichtung eines Gymnafiums für die genannten 
Kreile zur Dispofition zu ftellen, und b) demfelben bie 
Errichtung des Gymnafiums in Straßburg zu empfehlen. 

Die Kommijfion beſchloß einftimmig, bei dem Haufe 
der Abgeordneten zu beantragen, über dieſe Petition ad a. 
zur Tagesordnung überzugeben, da es nicht im Beruf des 
Abgeordnetenhaufes liege, zu irgend weldem Zwed der Re— 
gierung Geldbewiliigungen, ohne daß Anträge berjelben vor 
liegen, freiwillig entgegenzutragen. 

Anders ftellte fi dagegen ihr Votum gegenüber der Peti— 
tion von Bürgern, Beamten und Gutöbefigern der 
Stadt und des Kreifes Straßburg. Diele Perenten weis 
jen zunächſt darauf hin, daß der konfeſſionelle Friede, deſſen 
Bewahrung fie als eine Hauptaufgabe des preußiichen Staates 
erachten, bei ihnen im höheren Grade als in anderen Landesthei- - 
len gefährdet jei. Religion und Nationalität dedten fich bei 
ihnen beinahe vollftäudig. Die Errichtung eines Fatholie 
ſchen Gymnafiums müpte ſonach eine Verftärfung des pols 
niſchen Elementes herbeiführen. Die farholiihe Bevölkerung 
des Kreiſes ſei allerdings zahlreiher als die evangeliiche. 
Das Verhältniß tele fih wie 2 zu 1. Anders aber ver- 
bielten fi die Zahlen ın dem gelammten Regierungsbezirk, 
und dann fei die größere Steuerfraft und das größere Bil- 
dungsbedürfniß der deutſch-evangeliſchen Bevölkerung im ges 
ſammten Bezirk ſowohl mie ipeziell in den Kreilen Straß» 
burg und Löbau in Betracht zu ziehen. Die Civil- und 
Militärbevölferung des Negierungsbezirts Marienwerder be: 
trage nad der Zählung von 1864 


Römifh-Tatholifhe . . 361,700 
Gvangelihe . 2. . 863,992 
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Zuden 2 2 2.2.2... 20,473 
Mennoniten . » . .- 2,600 
Difidentn . . . .» . 1,474 


Die Juden, Mennoniten und Difidenten verfolgten in 
Betreff der höheren Bildungszwede gleihe Ziele mit den 
evangeliihen Deutihen und nicht mit den polniihen Ka— 
tbolifen. Obwohl nun die Zahl der lepteren die geringere 
fei, würden für fie gleihwohl aus Staatsfonds drei Kö— 
nigliche fatholifche Gymnafien zu Gulm, Conip und Deutid- 
Grone unterhalten, während für die zahlreichere übrige Be— 
völferung nur das eine Königliche evangeliſche Gymnaſium 
zu Marienwerder vorhanden ſei. Bon den beiden andern 
evangeliiden Gymnafien werde das zu Graudenz allein aus 
den Mitteln der Stadt, das zu Thorn zum großen Xheil 
aus den Mitteln der Stadt beftritten. Da ſei es billig, 
daß der Staat feinen Sädel nunmehr auch für die Bil— 
dungszwecke der deutjch-evangeliihen Bevölferung eröffne. 
Diefe deutihe Bevölferung gebe in den Kreifen Straßburg 
und Löbau Sowohl in den ftäbtifchen Kolegien wie auf den 
Kreistagen den Aueſchlag; fie überrage die polniſche Natio— 
nalität bei Weitem au Grundbefig, Vermögen und Intelligenz. 
Aus den Wahlacten des Hauſes ver Abgeordneten könne 
man erjehen, im welcher verſchwindenden Minorität ſich die 
fatholifch « polniihe Bevölkerung in ben Urmahlliften ber 
1. und 2. Abtbeilung befinde. Die unverhältnißmäßig größere 
Steuerlaft hätten die deutſchen Evangelifhen und die Juden 
zu tragen. 

Aus dieſen Thatfahen ziehen nun aber die Patenten 
nit den Schluß, daß eine Anftılt ausihließlih für ihre 
Konfeifion gegründet werde, ſondern fie beanſpruchen mur, 
daß dem neu zu errichtenden Gymnafium nicht ein einjeitig 
katholiſch-polniſcher Charakter aufgeprägt, daß daſſelbe nicht 
in Widerfprud mit den Bildungszweden ihrer Konfeifion 
gelept werde. Für die Wahl Straßburgs berufen fie fich theils 
auf den Umftand, daß bier proviloriihe Gebäulichkeiten zur 
fofortigen Gröffnung ber Anftalt vorhanden jeien, theils 
darauf, daß Straßburg nicht, wie das überwiegend polniſch— 
katholiſche Löbau, den Charakter einer abgeſchloſſenen Lande 
ftadt babe, fjondern dem Handel und Verkehr geöffnet ſei 
und nah Bollendung der Schiffbarmahung der Dremenz 
nch einen lebhafteren Aufihwung nehmen werde Ein 
folder Ort werde aud der Entwidlung des Gymnaſiums 
günftig fein, aber allerdings nur eines Gymnafiums, welches 
die beiden bier neben einander wohnenden Nationalitäten 
gleihmäßig berüdfichtige und im wohlverftandenen In— 
tereffe beider ben ar nein Frieden ald Grundlage fer» 
neren Gedeihens bewahren helfe. Auf diefe Motive grüne 
den die Petenten die Bitte: 

Das Hohe Haus der Abgeordneten wolle die 
Königlihe Staatsregierung erfuhen, für die Kreife 
Straßburg und Löbau in der Stadt Straßburg ein 
Gymnafium einzurichten, nit mit dem Charakter 
einer beftimmten Konfellion, jondern mit 
geundfäglider Gleihberehtigung beider Kon— 
fejlionen, 

und fie verfihern, daß ein großer Theil der evangeliſch— 
deutihen Bevölkerung ſowohl in der Stadt wie im Landfreis 
bereit fein werde, zur Gründung und Ausftattung eines 
folden Gymnafiums nicht unerheblihe Opfer zu bringen. 

Der Herr Regierungs-Kommiffar gab mit Bezug auf 
die vorliegenden Petitionen folgende Erklärung ab: 

„Das Bedürfniß eines Fatholiichen Gymnafiums für 
die Kreife Straßburg und Löbau fowie die angrenzenden 
Theile der benadhbarten Kreife ift nach der Erklärung des 
Regierungs-Kommiffarius in der II. vorjährigen Sitzung 
der Kommilfion für das Unterrichtsweien über Petitionen 
von der Königlichen Regierung anerfannt, die Wahl des 
Ortes für das neu zu gründende Gymnaſium ift noch nicht 
entſchieden. — Die Städte Kauernid, Neumark, Yöbau und 
Straßburg, von weldem Teptern allein dem Hohen Haufe 
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jept eine Petition vorliegt, haben um den Befit des Gym: 
nafiums bei dem Herrn Kultus: Minifter petitionirt. Strass 
burg bat Anfangs wegen feiner Lage an der Ruſſiſch-Pol—⸗ 
nifchen Grenze zu einem Gymnafial-Drte nicht geeignet er- 
ſchienen, die fpäteren Offerten der Stabt haben indeß zu 
neuen Erhebungen jeitend der betreffenden Königlichen Be— 
börden veranlaßt. Nicht unbedeutende Anerbietungen find 
aud von den andern Fonfurrirenden Städten gemadt. Auf 
ein Mehr oder Weniger berjelben fann et, wenn doch eins 
mal der Staat die Hauptfoften übernehmen ſoll, allein nicht 
anfommen; enticheidend wird tas größere Bebürfnif und 
das Staatd» Interreffe fein müffen, und beide weijen nicht 
auf Stradburg, ſondern auf eine weiter öſtlich gelegene 
Stadt und Gegend hin, wo es in der fompaften polnischen 
Bevölkerung an einer höhern deutfhen Schule zur Verbes 
reitung deulſcher Bildung am meiften fehlt.“ 

„Die Motivirung des fimultanen Charakters der zu 
gründenden Anftalt ift aus den Verhältniffen der Stadt 
und Umgebung Stratburgs entnommen. 3 wird in der 
Petition nachzuweiſen verfuht, daß die evangeliſche Bevöl— 
ferung jenes Diftrif3 mit böbern Schulen weniger verforgt 
fei als die Fatholiihe. Sieht man indeß von den engen 
Grenzen einer Heinen Stadt und ihrer nädften Umgebung, 
deren Verhältniffe für weitumfafjende Veranftaltungen des 
Staates nicht maßgebend fein fünnten, auf die Verhältniffe 
von Weftpreußen, dann zeigt fi, daß umgekehrt die Katho— 
lifen bis jept bedeutend weniger berüdfichtigt find. Weite 
preußen, welches beinahe ebenjo viele katholiſche als evan— 
geliiche Einwehner zählt, hat elf höhere evangeliſche Anftal« 
ten (6 Gymnaſien und 5 Real-Schulen I. Ordnung) und 
nur 4 katholiſche. Zur Annäherung an ein paritätifches 
Verhältniß und der Bevölkerung der Kreiſe Strasburg und 
Löbau entiprechend (75,402 Katholiken, 27,251 Evangeliiche), 
bat das Königlihe Provinzia-Ehul-Kollegium in Königs- 
berg den Antrag auf Erridtung eines katholiſchen Gym— 
nafiums geftelt, und hat felbft der Magiftrat in Strasburg 
in einer Vorfteltung vom vorigen Sabre (25. Juli 1868), 
im Allgemeinen die Beflimmung der Konfeifion ber neuen 
Anftalt dem Herrn KultussMinifter anheim gebend, doch 
die Gründung eines Fatholiihen Gymnafiums in Stras— 
burg als das dringendere Bedürfniß bezeichnet.“ 

Im Gegenjag zu dieſer Erflärung, welche die Ortsfrage 
im Dunfeln läßt, und fih zu dem fimultanen Ghbarafter 
der neu zu gründenten Anftalt ungünftig verhält, trat in 
der Kommilfion überwiegend die Meinung bervor, daß, 
wenn die Anftalt als deutiche Bildungaftätte wirken und 
deutihe Kultur an unferen öftiichen Grenzmarfen verbreiten 
joe, fie nothwendig einen paritätiihen Gharafter haben 
müffe. Ein ſpezifiſch katholiſches Gymnafium werde bei dem 
faft ausnahmlofen Zufammenfallen von Nationalität und 
Religion aud ein Ipezifiich-polniihes Gymnafium werden. 
Indem das Königeberger Provinzial-Schulfollegium aljo Die 
Gründung einer ausſchließlich Fatholiihen Anftalt beantragte, 
babe dieſe Staatsbehörte fih damit in der That für eine 
einfeitig polniſche Anftalt ausgeſprochen. - Gegen den Eins 
wand des Herrn Regierungs-Kommiſſars, daß in den Kreifen 
Straßburg und Löbau fih 75,402 Katholifen und nur 
27,251 Evangeliidhe befänden, wurde von dem Abgeordneten 
des Kreiſes Straßburg, weldyer der Sitzung beiwohnte, dar: 
auf hingewiefen, daß es fi doch bei der Gründung einer 
höheren 2ehranftalt nicht um die Kopfzahl der Konfelfionen, 
londern um die Zahl derjenigen handele, welde im Stande 
feien, ihren Kindern eine höhere Bildung ertheilen zu laffen. 
Don den Gymnafiaften des Straßburger Kreijes feien aber 
55 pCt. evangeliicher, 29 pCt. katholiſcher Konfeſſion, der 
Neft fei jüdiihen Glauben. Durch Erridtung einer ein« 
feitig katholiſchen Anftalt werde man alfo die überwiegende 
Anzahl der Gebildeten der dortigen Gegend geradezu aus— 
ſchließen. 

Ebenſo rief die Bemerkung des Herrn Regierungs— 
Kommiſſars, daß wenn man aus den engen Grenzen von 
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Straßburg hinaus auf ganz Weftpreußen fehe, es fich zeige, 
daß die Katholiken bis jept bedeutend weniger berüdfichtigt 
feien, Widerjprud hervor. Es wurde darauf hingewieſen, 
daß von den 11 höheren evangeliichen Anftalten die große 
Mebrzahl anf der Selbfthülfe der überwiegend evangeliichen 
Städte beruhe. Nah Wieſe höheres Schulweſen Bd. II. 
befinden ſich thatſächlich in Weftpreußen 4 Königliche fathos 
liſche und 2 Königliche evangeliihe Gymnaften. Die übrigen 
4 evangeliiden Gymmafien (eines davon, das zu Thorn, ift 
emiſchten Patronats nnd erhält einen Staatszuſchuß) find 
Hadtiich und aus ftäbtiihen Mitteln erhalten, ebenjo die 
— Herrn Regierungs-Kommiſſar angeführten Real» 
ulen. 

Von einigen Seiten wurde allerdings Beſchwerde über 
die — — des katholiſchen Schulweſens in Wefts 
preußen erhoben. Bei faft gleicher Bevölkerungszahl bes 
finden fi daſelbſt nur 450 katholiſch-polniſche und dagegen 
750 evangeliſch-deutſche Volfsihulen. Kerner wurde bervor- 
geboben, daß die Förderung der Bildung unter den Polen 
Weftpreußens das befte Mittel fein werde, um die Gefühle 
der Anhänglichfeit an den Staat dort ebenfo zu verbreiten, 
wie fie in Oberfchlefien verbreitet feien. Aud wurde das 
Bedenfen ausgeſprochen, ob nicht die Stiftung eine? pari— 
tätiſchen Gymnaſiums gerade die Elemente zurüdftoßen 
werde, die man beranziehen wolle. Bon der Gegenfeite 
wurde anerfannt, daß jene in Betreff des Volksſchulweſens 
angegebenen, außer Berhältniß zu ber beiderleitigen Bes 
völferungszabl ftehenden Ziffern die ernftefte Würdigung 
verdienten. Dagegen wurbe behauptet, daß bie Geſellſchafts— 
klaſſen, welche ihre Kinder auf eine höhere Anftalt ſchickten, 
zu aufgeflärt jeien, als daß fie von dieſem Vorſat ſich 
dur die Drohung würden zurüdichreden laffen: auf der 
paritätiichen Anftalt ſei die Religion und das Seelenheil 
ibrer Söhne gefährdet. Wo fie fih alſo gleihwohl von 
dem paritätiihen Gymnafium zurüdhielten, fünne nur der 
nationale Gegenſatz der Grund jein. 

Sn Betreff ber Orts frage wurde von einem Mitglied, 
das fih übrigens für ein Simultangymnafium, als den 
dortigen Berhältniffen entſprechend, erflärte, Bedenken er- 
hoben. Die Kommilfion könne die DOrtsfrage nicht wohl 
entfcheiden, jondern fi nur dafür ausipredhen, daß in dem 
öftlihen Theil des Negierungsbezirfes Marienwerder ein 
paritätiiches Gymnaſium erridtet werde. Im dieſer Rich» 
tung wurde von dem betreffenden Mitgliede ein Antrag 
eingebradt. Im MUebrigen trat man für die Wahl bes 
Ortes Straßburg ſelbſt von der Seite ein, von welder 
über die Vernachläſſigung des fatholiihen Volksſchulweſens 
in Weftpreußen Beihwerde erhoben war. Straßburg jei 
als Sig einer folden Anftalt am beften gelegen. Dort 
fönnten die auswärtigen Schüler am leichteften unterges 
bracht werden, es fei eine Handelsftadt von mehr deutſchem 
Charakter, während Löbau den Eindrud einer entjchieden 
polniihen, von der Entwidelung abgeihloffenen Landftadt 
made. Um ſo bedenklicher Icheint es, daß die Erflärung 
des Herrn Negierungs- Kommiffars auf „eine weiter öftlid) 
gelegene Stadt mit fompafter polnischer Bevölkerung” ver- 
weift, worunter vermutblih Löbau gemeint ift. 

Nach diejer Diskujfion faßte die Kommilfion den zwie— 
fachen Beſchluß, bei dem Haufe zu beantragen: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beicdhließen, 

1) die Petition der Bewohner der Stadt und des Kreijes 
Straßburg Nr. 451. der Königlichen Staatsregierung 
zur Berüdiihtigung zu überweijen; 

2) über die Petition des Magiftratd von Straßburg 
Nr. 186. ad a. zur Tagesordnung überzugeben; 
ad b., diejen Punkt durch den Beſchluß über die vors 
bergehende Petition für erledigt zu erflären. 
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Der Magiftrat und die Stadtverorbneten von Grau— 
denz führen Beichwerde über Entiheidungen des Miniftes 
riums des Unterrichts, durch melde die Einrichtung von 
etrennten Schulen für die evangeliidhe und katholiſche Kon» 
ion angeordnet, in den errichteten evangeliichen Konfeſ— 
fionsfhulen aber zugleih die Ertheilung des katholiſchen 
Religiond-Unterrihts auf Koften der Stabt gefordert wird. 
Ihre Beihwerde begründen Petenten durch die bejonderen 
Berhältniffe des Schulmejend in der von ihnen vertretenen 
Stadt. Bis zu dem Jahre 1850 habe in Graudenz für 
den katholiſchen Theil der Bevölkerung nur eine Seminar: 
ſchule beftanden, welche aus der frühern katholiſchen Pfarr- 
ſchule hervorgegangen fei, und an welder die Stadt feit 
1846 zwei Lehrerftellen zu botiren übernommen babe. Mit 
Küdfiht auf die Vermehrung der fatholifchen Bevölkerung 
babe damals die Regierung die Errihtung einer dreiflaffi« 
gen Fatholifhen Elementarſchule für Knaben und Mädchen 
zulammen gefordert. Der Magiftrat habe einen anderen 
Plan gehabt. Da auch die jehaflaffige höhere Bürgerfchule 
und die vierflaffige höhere Tächterfchule nebft zwei Elemen- 
tarſchulen für die evangeliihen Kinder nicht audreichten, fo 
babe er zwei breikfaffige Simultanihulen und zwar für 
Mädchen und Knaben getrennt errichten wollen. Durch 
Nefkript des Minifters von Raumer vom 19, Mai 1851 
jei diefer Plan verworfen worden mit den Worten: 

„Die von dem Magiftrate beantragte Bereinigung 
der dortigen evangeliichen und katholiſchen Schulen zu 
einem Simultanſchulweſen kann abgejehben davon, daf 
hierdurch feine irgendwie erhebliche Eriparniffe erzielt 
werden würden, nah den einer jolden Einrich— 
tung entgegenftebenden allgemeinen Grund- 
fügen nit genehmigt werden. Es ift vielmehr 
mit der von der Königl. Regierung angeordneten Ein- 
ey, des katholiſchen Schulweens ernſtlich vorzu- 
gehen,” 

Nunmehr habe die Stadt die angeordnete katholiſche 
Schule für Knaben und Mädchen vereinigt eingerichtet, Dazu 
nod eine fatholiihe Schule für Knaben und eine Aids 
für Mädchen getrennt mit unentgeldlihem Unterricht, uub 
glaube damit ihrer Verpflichtung in Betreff des katholiſchen 
Schulweſens zur Genüge nachgekommen zu fein. Von ben 
Bewohnern der Stadt gehören mehr als ?/, der ewange- 
liſchen Konfeffion, das Meinere Drittel der fatholiihen und 
jüdiihen Konfeſſion. Befite die katholiſche Konfejfion drei 
Schulen, jo befige die evangeliiche das Gymnafium, die aus 
der evangelifhen Pfarrichule hervorgegangene höhere Töch— 
terſchule und die beiden Stadiſchulen Ar evangeliiche Kna⸗ 
ben und Mädchen. 

Die von der Regierung ſelbſt angeordnete Einrichtung 
des ſtädtiſchen Schulweſens nad konfeſſioneller Sonderung 
babe ſich aber nicht bewährt. Denn die fatholifhen Ein- 
wohner ſelbſt bielten ſich nicht ausichlieglih an die fatho: 
liſchen Schulen, die Vorſchule des Gymnafiums werde gegen: 
wärtig von 10, die beiden Stabtichulen von 25, dazu das 
Gymnafium jelbft von 17, die höhere Zöchterihule von 26 
fatbolifchen Schülern beſucht. Früher babe der katholiſche 
Geiftlihe den Religiond-Unterriht denjenigen Fatholiichen 
Schülern, welche ewangeliihe Schulen befuchen, unentgeldlich 
ertheilt. Durch Berfügung des Provinzial-Schulfolegiums 
und der Negierung zu Marienwerder, beftätigt durch die 
Minifterial-Erlaffe vom 24. Sept. und 31, Auguſt 1868, ſei 
die Stadt genöthigt worden, für den latholiſchen Religions: 
Unterriht in den evangeliſchen höheren Schulen und in 
den evangeliihen Stabtihulen je 50 Rthlr. aufzubringen. 
Gegen diefe Feſtſetzungen richtet ſich die Beſchwerde ber 
ftädtifchen Vertreter, indem fie geltend machen, daß 


N? 290. 7 


1) diejelben mit dem Minifterial » Rejfripte von 1851, 
durch welches die Ginrihtung von Simultanſchulen 
abgeihlagen und katholiſche Konfelfionsihulen an- 
geordnet wurden, im Widerſpruche ſtehen; 

2) die Stadt für das katholiſche Elementarſchulweſen 
genügend gelorgt habe und micht verpflichtet jei, für 
diejenigen katholiſchen Kinder, welde 2 katholiſchen 
Schulen nicht beſuchen wollen, einen beſonderen Re— 
ligionsunterricht zu remuneriren; 

3) das achtklaſſige Gymnaſium nur von 17 katholiſchen 
Schülern beſucht werde. 

Ihre Anträge an das Königlihe Staatsminifterium: 
entweder das Reifript vom 19. Mai 1851 aufzuheben 
und und die Ginrihtung von Simultanfhulen, in 
denen felbftverftändlih der Religionsunterriht für die 
verſchiedenen Konfejfionen ertheilt werden würde, zu 
geſtatten; oder aber uns von der Remunerirung des 
fatholiihen Ortspfarrers für den freiwillig übernom— 
menen Religionsunterridht in den evangeliihen Schul: 
anftalten zu befreien, 

find durch Rejkript des Minifteriumd vom 25. Mai 1869 
zurüdgemwiejen worden, und fie wenden fih an das Haus 
der 0 mit der Bitte um Unterftügung. — Im 
der Kommilfion beſchäftigte man fi faft allein mit dem 
Prinzipal« Antrage, dad geſammte Schulweſen der Stadt 
fimultan, d. b. für evangeliihe und katholiſche Schulen 
vereinigt einzurichten. Denn daß eventuell aud den Fatho- 
liſchen Schülern Unterrridt in der Religion ertheilt werden 
muß, galt allen Mitgliedern ebenfo wie den Petenten jelbft 
ald unzweifelhaft. Mit Nüdfiht auf die bejonderen Ber- 
bältuifje der Stadt Graudenz, und mit Rüdfiht darauf, 
daß bie ſtädtiſchen Behörden am beften wiffen müffen, wie 
die Sculanftalten für die fonfelfionellen und nationalen 
Berhältnifje pafjend eingerichtet werben müſſen, die fon» 
felfionelle Sonderung jedenfalls zur Bolge gehabt, daß 
die katholiſchen Schulen für unvolllommener als die evan- 
geliihen gehalten und deshalb nit von allen katholiſchen 
Kindern beſucht werden, wurde aus der Kommilfion ber 
Antrag geftelt, die Petition in ihrem Prinzipal » Antrage 
der Königlihen Regierung zur Berüdfidhtigung zu über- 
weijen. 

Bon Seiten des Kommiljarius des Minifterd des Un— 
terrihtö, welcher den Verhandlungen der Kommilfion bei« 
wohnte, wurde dagegen ausgeführt: 

In einer Vorftelung vom 9. November 1850 trug der 
Magiftrat zu Graudenz bei dem Minifterium darauf an, 
die Stadt gegen übermäßige Anforderungen der Schulauf« 
fihtsbehörbe namentlich binfihtlih des fatholifhen Elemen- 
tarſchulweſens zu jhügen, indem auszuführen gejudt wurde, 
daß dem Fiskus die Verpflichtung obliege, die katholiſchen 
Edulen in Graudenz zu unterhalten. Sollte diejem Ans 
trage nicht entiprodyen werden, wurde weiter bemerft, jo jehe 
fih der Magiftrat leider genöthigt, den eventuellen Antrag 
auf Zulaffung von Simultan-Elementarſchulen zu ftellen. 

Nah Anhörung ter Regierung zu Marienwerder und 
bes Provinzial-Schulfollegiums zu Königsberg wurbe Der 
Magiftrat unterm 19. Mai 1851 in Nebereinfimmung mit 
dem Oberpräfidenten der Provinz Preußen dahin bejdhteben, 
daß für den Fiskus feine Verpflichtung beftehe, das katho— 
liſche Schulweſen in Graubenz zu unterhalten, daß die For- 
derung der Regierung auf Anftellung eines dritten Fatholiichen 
Lehrers aus Kommunalmitteln durd die vorhandene Schüler- 
zahl fo wie die fonftigen Verhältniſſe gerechtfertigt erſcheine, 
und daß die eventuell beantragte Vereinigung der evangelie 
ſchen und katholiſchen Schulen zu einem sende 
nad den einer ſolchen Einrihtung entgegenftchenden allge» 
meinen Grundfjägen nicht genehmigt werden fünne, ganz ab» 
gelehen davon, daß durch diefelbe feine irgendwie erhebliche 
Erſparniſſe erzielt werden würden. 

Dei diefer Entſcheidung beruhigte ſich der Magiftrat. 

Unterm 30. März 1860 wurde berjelbe bei dem Mis 
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nifterium mit dem Antrage vorftellig, daß von der Anftellung 
eines katholiſchen Neligionslehrers für die Kinder katholiſcher 
Konfelfion, welde die Reale und höhere Töchterſchule ber 
Juden, abgejehen werden möge. Diejem Antrage wurbe 
durh Erlaß vom 8. Januar 1861 in Rüdfiht auf die da» 
mals nur in geringer Zahl vorhandenen Schüler und Schüle- 
rinnen katholiſcher Konfelfion entiprodhen. Als indeß bie 
Zahl der lepteren erheblich geftiegen war, fonnte es nur ger 
billigt werden, daß Seitens der Auffihtsbehörde auf Erthei« 
lung von katholiſchem Religionsunterricht gegen eine jährliche 
Nemuneration von 50 Rthlr. beftanden wurde, die biergegen 
gerichtete Beichwerde des Magiftrats vom 30. März 1868, 
in welder übrigens von der Abſicht, Simultanſchulen einzu- 
richten, feine Andeutung enthalten ift, mußte daher abge» 
wiejen werben. 

Hierauf wandte ſich der Magiftrat unterm 15. Januar 
1869 an das Königl. Staatsminifterium mit der Bitte, zu 
veranlaffen, daß entweder das oben erwähnte Reſkript vom 
19. Mai 1851 aufgehoben und geftattet werde, die jegigen 
Sculanftalten in Simultanfhulen umzuwandeln, oder daß 
die Stadt von der Zahlung der Nemuneration für Ertheilung 
des katholiſchen Religionsunterrihts in dem evangeliſchen 
Gymnafium fo wie in der evangelijchen höheren und mittle» 
ren Töchterſchule entbunden werde. 

Diefem Antrage fonnte indeß, als die Vorftellung au 
das Minifterium der geiftlichen zc. Angelegenheiten gelangte, 
unter den obwaltenden Verhältniſſen, welde die ausnahms— 
weile Zulaffung von Simultan« Elementarfhulen nicht er- 
heiſchen, die Ertheilung von katholiſchem Religionsunterricht 
in den bezeichneten höheren Unterrichtsanftalten aber bei ber 
vorhandenen Zahl fatholiiher Schüler und Schülerinnen un- 
entbehrlich ericheinen lafjen, Feine Folge gegeben werben, dere 
jelbe wurde daher mittelft Verfügung vom 25. Mai 1869 
abgelehnt. 

Ebenfjo wie der Kommiljarius in Zweifel gezogen 
batte, ob es den ftädtiichen Behörden mit ihrem Prinzipals 
Antrage Ernft fei, jo wurde dieſer Ernft von anderer 
Seite bezweifelt und gradezu behauptet, der Magiftrat 
wolle für die katholiſchen, Einwohner nichts thun. Die 
höheren Schulen würden von 17 Fatholiihen Schülern und 
26 fatboliihen Schülerinnen beſucht; für dieſe jei die Stadt 
zweifellos verpflichtet, den Religionsunterricht zu beichaffen. 
Ein Mitglied, mir den örtlichen Berhältniffen angeblich 
befannt, führte aus, daß die Einrichtung von Konfelfions- 
ſchulen die zweckmäßigſte fei, da die fatholiihe Konfeſſion 
mit der polniſchen Nationalität ſich meiſtens decke, und alſo 
die Konfeſſionsſchule die ſprachlichen Schwieriglkeiten beſei— 
tige. Aus dieſen Gründen wurde von der Majorität der 
Kommiſſion beſchloſſen und wird beantragt: 

das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, über 

die Petition des Magiſtrats und der Stadtverordneten 

zu Graudenz zur Tagesordnung überzugehen. 


Berichterſtatter: 
Abgeordneter Dr. Wehrenpfennig. 
— — — — 


Der Kandidat des höhern Schulamts Dr. phil. Daniel 
Jacoby zu Berlin, jüdiihen Glaubens, wendet ſich an 
dad Haus der Abgeordneten mit einer Petition, welche die 
Zulaffung jũdiſcher Schulamtsfandidaten zur Ableiftung des 
Probejahrd und zur Anftellung im Lehrfach betrifft. Aus 
den Altenftüden, welche der Petent feiner Gingabe beige- 
fügt bat, ergiebt fi folgender Thatbeitand. Gr bat das 
Berliniihe Gymmafium zum grauen Klofter bis Oſtern 1862 
beſucht, dann, mit dem Zeugniß der Neife entlaffen, auf 
der Univerfität zu Berlin Philologie und Philofophie ftudirt, 
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und ift dafelbft zum Doftor promopirt, nachdem eine von 
ihm verfaßte Schrift über „Leibnip und Locke's Lehren von 
der menschlichen Erkenntniß“ mit dem Preiſe gefrönt war. 
. Hierauf hat er 1868 das Examen pro facultate docendi vor 
der hiefigen Königlichen wiſſenſchafllichen Prüfungstommiifion 
beftanden und ein Zeugniß zweiten Grades erhalten. Da 
am Schluß dieſes Zeugniffes mit Beziehung auf $. 7. des 
Reglements vom 12, Dezember 1866) bemerft war, daß 
dadurch „ein Anſpruch auf Zulafjung zum Probejahr oder 
auf Anftelung im Lehrfahe an den dem dhriftlichen 
Bekenntniß angebörigen öffentlihen höheren Lehranftal- 
ten der Monardie nicht erworben” jei, jo richtete Pe» 
tent eine Eingabe an den Herrn Kultusminifter mit ber 
Bitte um Zulaffung zum Probejahr. Der Herr Kultus« 
minifter ftellte ihm durch Reſtript vom 19. Juni v. 3. ans 
beim, ſich zuoörberft an die Provinzial-Schulfollegien oder 
unmittelbar an die Direktoren der höheren Schulen zu wen» 
den. Der Petent wählte den legteren Weg. Auf fein Ans 
ſuchen erflärte fid der Direftor des biefigen Cölniſchen 
Gymnafiums Dr. Auguſt bereit, ibm Lehrftunden zu über 
weilen, mußte jedoch, da das Provinzialihulfollegium feine 
Genehmigung auf Grund des $. 7. des Neglements vom 
12. Dezember 1866 verweigerte, hiervon abftehen. Petent 
wandte ih hierauf direft an das Provinzialihulfollegium 
und erhielt unter dem 9. November v. 3. folgende Ant— 
wort: 

„Auf Ihre Eingabe vom 9. v. M. eröffnen wir Ihnen, 
daß es bei der unter dem 3. v. M. an den Herm Direktor 
Dr. Auguft erlaffenen Verfügung verbleiben muß, nad ber 
Sie als Candidat, probandus an dem biefigen Kölniſchen 
Gymnaſium nicht zugelaffen werden können, daß wir jedoch 
Ihre Beihäftigung an der gedachten Anftalt in der Weife 
geftatten wollen, daß Sie zu Ihrer Informirung und 
Uebung einem von dem Direktor der Anftalt zu beftimmen- 
den Lehrer zugewiefen werden, deifen Unterrichtäftunden bei» 
wohnen und mad einiger Zeit unter deflen Anleitung 
und in deffen Gegenwart nad Maßgabe Ihres Prüfungs: 
zeugniffes unterrichten, aber nicht jelbftftändig den Unter 
richt ertheilen.“ 

Auf eine Erlaubniß unter ſolchen beihränfenden Be— 
dingungen wollte ſich Petent aus nabeliegenden Gründen 
nicht einlaffen, und fo richtet er nunmehr an das Haus der 
Abgeordneten die Bitte, 

„die Königliche Staatsregierung aufzuforbdern, daß die— 

jelbe das Provinzialidhulfollegium der Provinz Bran- 

denburg anweife, der Zulaffung der nicht den beiden 
anerfannten chriftlihen Konfejfionen Angehörigen und 
ſpeziell des Unterzeichneten zur Ableiftung des Probe: 
jahres, jo wie der Anftellung berjelben im Lehrfach 
fein unmittelbares oder mittelbares Hinderniß in den 

Meg zu legen.“ 

Die Petition betrifft alſo diejelbe Frage, über melde 
dad Abgeordnetenhaus am 1. Dezember v. 3. durch Ans 
nahme des Antrag Koſch, welder die Außerfraftiegung des 
$. 7. des Meglements vom 12. Dezember 1866, als im 
Widerſpruch mit Verfaffung und Bundesgeſetz ftebend, vers 
langte, ſich bereits generell ſchlüſſig gemacht bat. 

Bei der Debatte, welche in der Unterrihtsfommiifion 
über die Petition ftattfand, wurde von einzelnen Mitgliedern 
und den Bertreter der Staatsregierung formell bemerft, daß 
der Petent unterlaffen habe, über die Verfügung des Pro» 


*) Derielbe MAutet: „Jüdiſche Echulamtstandidaten, welche 
fich über ihre Befäbigung zum höheren Lehramt das Zeugniß einer 
wiſſenſchaftlichen Prüfnngs-Kommitjion zu erwerben wünfchen, können 
unter Den vorichriftsmäßigen Bedingungen zur Prüfung  zugelaffen 
werben. Es iſt ihnen aber zu eröffnen, daß ſie durch Mblegung der 
Prüfung einen Anspruch auf Zulaifung zum Probejabr oder auf 
Anstellung im Lehrfache am den dem chriftlichen Bekenntniſſe an- 
gehörigen öffentlichen höheren Pehranitalten der Monardie nicht er— 
werben. Die Religionsiehre wird bei jüdischen Graminanden nicht in 
den Kreis der Prüfungsgegenftände gezogen.“ q 
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vinzialfhulfollegiums Beſchwerde bei dem Kultusminifter zu 
erheben, und daß es mit Rüdfiht auf den nicht eingebal» 
tenen Inſtanzenzug gerechtfertigt fei, dem Haufe vorzuſchla— 
gen, über die Petition zur Tages-Ordnung überzugeben. 

Ueberbies erfläre jener $. 7. das Verfahren des Pro» 
vinzialfhulfollegiums nicht vollftändig; aud Fünne man doch 
nit wiffen, ob der Minifter in Folge jenes Beſchluſſes 
vom 1. Dezember nit zu einer Aenderung feines Verfah— 
rend bewogen worden fei, und ob er dem Petenten, wenn 
er fi beidhwerend an ihn wende, nicht eine günftige Ent— 
ſcheidung geben werde. 

Die Mehrheit der Kommilfion hielt in dem vorliegen- 
den Fall das formelle Bedenken nit für erheblich. as 
Provinzialihulfolegium habe, wenn auch nicht in dem Wort» 
laut feiner a jo doch in der Abweifung des Pe» 
tenten als candidat. probandus nad feinen Inftruftionen 
gehandelt; der Minifter könne auf eine eingehende Beſchwerde 
im Wefentliher Feine Nemedur ſchaffen, ehe er fih nicht 
jelbft zur Aufhebung des $. 7. des Neglements vom 12. De- 
zember 1866 entichloffen habe. Bon einem ſolchen Entſchluß 
würde man wohl ſchon vernommen haben, falls er gefaßt 
jein folltee Der Herr Regierungsfommifjar mwürbe gemiß 
irgend eine Andeutung geben können, daß der Mänifter ins 
fünftige materiell anders entiheiden wolle, wenn eine folde 
Aenderung überhaupt in Ausficht ftehe. Unter ſolchen Um— 
ftänden bleibe der Kommilfion nichts übrig, ald dem Haufe 
der Abgeordneten zu empfehlen, daß es jeden individuellen 
Beihwerbefall, der das allgemeine vom Haufe bereits auer⸗ 
kannte Prinzip betreffe, der Königlihen Staatsregierung zur 
Berüchfihtigung überweiſe. Nur durch dieſes beharrliche, 
und immer erneute Eintreten für das verfaſſungsmäßige 
Recht, werde dafjelbe endlid zur Durdführung gelangen. 

Hiernach beihloß die Kommilfion, dem Haufe der Ab» 
geordneten zu empfehlen: 

Die Petition, Sournal II. Nr. 547., unter Hins 
weis anf den Beſchluß des Haujes vom I. Dezember 

v. J., betreffend die Aufhebung des $. 7. des Regle— 

ments vom 12. Dezember 1866, der Königlichen Staate- 

Regierung zur Berüdfihtigung zu übermeijen. 


D. 
Berichterſtatter 
Abgeordneter Bieck. 
— ñ— — 
Journ. II. Nr. 465. Es wenden fi 41 Schulvorfteher der Stadt Elberfeld 


an das Abgeordnetenhaus mit der Bitte, bei der Staats. 
regierung dahin zu wirken: 

1) daß die altebewährte Ferien-Obſervanz der Ober-Bür- 
germeifterei Elberfeld, welde in der Ferienordnung 
vom 2. Zuni 1865 Autdrud befommen bat, in 
ihrem ganzen Umfange wieder hergeftellt werbe; 

2) daß in dem in Ausſicht ftehenden Unterrichttgejepe 
eine Beftimmung aufgenommen werde, weldye das 
Quantum ber Ferien pro anno für die Volksſchu— 
len angiebt, die Bertheiluug derjelben durch den 
an den einzelnen Drtsihulvorftänden über- 
üßt. 

Petenten begründen ihr Geſuch folgendermaßen: 

Für die Elementarſchulen in Elberfeld war von ber 
ſtädtiſchen Schul-Rommilfion unter dem 2. Juni 1865 eine 
von der hohen Behörde genehmigte Ferienordnung erlaffen 
worben, welde mit der bis dahin ſchon durch Obfervanz 
beftehenden und den Lokal-Verhältniſſen entſprechenden Fe— 
tiensDrdnung im Wefentlihen übereinftimmte und fi auf 
Verordnungen der Königliben Regierung zu Düfjeldorf 
vom 22. Februar 1821 und vom 21. Juni 1832, fowie 
auf Beihlüffe der ftädtiihen Schul-Kommiffion vom 24. 
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Januar 1861 und vom 1. Juni 1865 gründete. Die 
alte Ordnung darafterifirte fih dadurd, daß in jeber der 
drei hoben hriftlichen Feftzeiten acht Tage Ferien waren, na» 
mentlid aud der Tag vor dieſen Feften als Feiertag be» 
trachtet wurde. Die vierte Ferienzeit, gewöhnlich 14 Tage, 
fiel in die Kartoffelernte. — Oertliche Verſchiedenheiten kamen 
infofern vor, als in einigen Städten zu Pfingften nicht 8, 
jondern 14 Zage Ferien gegeben wurden, wogegen man auf 
dem Lande die Oſter- und aud die Herbftferien um einige 
Tage verfürzte. Dieſe Drdnung entiprad gleichmäßig den 
Unterrichts- und kirchlichen Zweden wie den Bedürfniffen 
des Haufes und der Lehrer. Unter dem 5. November 1866 
erließ nun die Königliche Negierung zu Düffeldorf eine neue 
Berien-Drdnung, durch welde fie die Willführ und Ber- 
ſchiedenartigkeit bei der Feftftelung der Ferien für die Eles 
mentarfhulen, die zu mancherlei Unzuträglichkeiten geführt 
habe, bejeitigen wollte. In diefer wurden für die Herbfts 
ferien drei Wochen feftgefegt, deren Anfang in den Kreijen 
der Laudrath nad Anhörung der betreffenden Schulpfleger 
und mit Berückſichtigung der Lekalbedürfniſſe, insbejondere 
vor der Kartoffelernte zu beftimmen babe; dod müßten in 
jedem Kreiſe ſämmtliche Elementarfhulen an einem und 
demjelben Tage die Ferien beginnen und fließen. — Die 
Dfterferien fellten vem grünen Donnerſtag bis zum weißen 
Sonntag einfhließlid dauern. An den kirchengeſetzlichen 
Feiertagen, jedoeh nicht an dem, denſelben vorangebenden 
oder folgenden Zage, jelle der Unterricht ausfallen, desglei— 
hen am Allerfeelentage; — aud fünnen in den Städten, 
wo an dem Faftnachtstage öffentliche Aufzüge eder fonftige 
Beluftigungen, die den Unterricht wejentlich ftörten, herfömm-» 
lid ftattfinden, die Ortsſchulbehörden Montags und Dien- 
ftags, nie jedch am Aſchermittwoch den Unterricht ausſetzen. 
Abweihungen von dieſen Beftimmungen jolten nur mit 
ausdrüdliher Genehmigung der Königlihen Regierung zue 
läßig fein. — 

Dieſe Verfügung rief bei allen an der Elementarſchule 
Betheiligten eine große Mipftimmung bervor und um jo 
mehr, als von feiner Seite irgend ein Wunſch nah Abäns 
derung der alten Drdnung laut geworden war und die neue 
Ordnung erlafjen wurde, ohne daß irgendwie die Vertreter 
der Schule wie der bürgerlihen und kirchlicheu Gemeinden 
gebört worden waren. 

Die ſtädtiſche Schul-Kommiſſion in Elberfeld beantragte 
bald nad Erlaß diejer neuen Ferienordnung einige Abände— 
rungen an bderjelben, wurde aber von der Regierung in 
Dülfeldorf abſchlägig beihieren. Das Königliche Konfiftorium 
wurde von mehreren Kreisiynoden gebeten, ſich bei der Re— 
gierung für Wiedereinführung der alten Ferienordnung zu 
verwenden, — aber es geſchah auch ohne Erfolg. Im 
- Sommer 1868 wandten fih mehr als 600 Schul— 
vorfteber, Pfarrer und Lehrer mit gleiher Bitte an das 
Königlihe Oberpräfidium, allein diefer Schritt ift nicht 
allein erfolglos geblieben, ſondern die Petenten find nicht 
einmal eine Antwort gewürdigt worden. Darauf bat die 
theiniiche Previnzial-Eyuode im Herbft 1868 das Provinzials 
Konfiftorium gebeten, fi in diefer Sache beim Königlichen 
DOber-Präfivium event. beim Kultusminifterium zu verwen- 
den. Auch das führte zu feiner Aenderung, vielmehr drang 
die Negierung in Düfjeldorf ſchärfer neh als früher auf 
ftrenge Durdführuug ihrer Ferienordnung. Die Petenten 
wandten ſich nunmehr, nachdem die Sculgemeinden, na— 
mentlih feit tem Weihnachtsfeſt 1868, ihre Schuivor« 
fteher mit der dringenden Bitte um Schuß gegen 
die Härten der neuen erienordnung beftürmt hatten, 
unter dem 3. Februar 1869 mit der Bitte um Erlaß einer 
angemefjenen Ferienordnung, in welder außer den Sonn» 
und Feiertagen 35 bis 40 freie Tage geftattet würden, bei 
beren Bertbeilung aber aud die Wünjhe der Lofalbehörden 
bie möglidfte Berückſichtigung zu finden hätten, an den 
Herrn Kultusminifter, — find aber aud von ihm nicht mit 
einem Beſcheide verjehen worden. Nun ift zwar durch Ver— 
erbnung der Königlihen Regierung zu ee vom 

=” 
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23. Auguft 1869 (Amtsblatt Nr. 38.) eine theilweiſe Abän- 
derurg ber neuen Ferienordnung erfolgt, namentlid in Bes 
treff der Weibnachtöferien, die vom 23. Dezember bis 2. 
Januar dauern follen, und Ded Tages vor wie nad dem 
Pfingftfefte, an welchem der Unterricht fortfallen fol; — es 
find aber tie Pfingſt- wie die Herbftferien in der früheren 
Weiſe nicht wieder bergeftelt. Die erjteren ſeien aber in 
der Dauer von 14 Tagen vornämlid deshalb nöthig, um 
den Elcmentarlehrern die Theilnahme an den größeren Lehrer— 
fonferenzen zu ermöglicdhen, was im Interefle des Schulweſens 
dringend zu wünſchen jei. Für die Herbftzeit genüge aber 
zumal in Betracht der ftädtifchen Berbättniffe eine Ferienzeit 
von 14 Tagen. 

Die Petenten weiſen zulegt nod zur Begründung ihrer 
an das Abgeordnetenhaus gerichteten Bitte darauf bin, daß 
die Verfügung der Regierung in Düffeldorf nicht allein eine 
alte bewährte, die Bedinfnifje der Schule und des Hauſes 
gleihmäßig befriedigende Ferien» Objervanz beleitigt babe, 
ondern aud weder mit dem Buchſtaben nody mit dem Geifte 
bes Nequlativs vom 3. Dftober 1854 im Einklang ſtehe. 
In diefem heiße ed nämlih: „Das aber ift im Allgemeinen 
ald Grundſatz feftzubalten, daß die Schule auch in ihrer 
äußeren Einrihtung fi, jo weit es ihr Hauptzweck geftattet, 
dem Leben und feinen Bedürfniffen anſchließe. Ein ftarrer 
Mehanismus, welcher verlangte, dab das gelammte andere 
Leben fih nad ihm zu richten habe, würde mit den doch 
nicht zu befeitigenden Bedingungen und faftiihen Zuftänden 
des bürgerlihen Lebens und der Familie in einen Zwielpalt 
gerathen, der zulegt immer das Gedeihen der Schule und 
ihre Wirkſamkeit beeinträchtigt. Die Schule wird unter 
fteter Feftbaltung ihrer weſentlichen Zielpunfte der Wirklich— 
feit die gebührende Berückſichtigung zufommen laffen und in 
Feſtſetzung ihrer Unterrichtäftunden und Ferien nach Aus— 
dehnung, Tages- und Jahreszeit, jo weit es irgend 
ihr eigener Zweck geſtattet, ſich den örtlichen und 
einzelnen Bedürfniſſen und Verhältniſſen nach 
Möglichkeit anſchließen. Die umſichtige und nachhal— 
tige Mitwirkung der Ortsbehörde und namentlich des Pfarrers 
iſt dabei von weſentlicher Bedeutung.“ 

Der Verhandlung in der Kommiſſion über dieſe Peti— 
tion wohnte als Kommiſſarius des Herrn Kultusminiſters 
der Geheime Regierungsrath Wäpold bei. — Derſelbe be— 
ſtreitet, nachdem der Sachverhalt wie vorſtehend angegeben 
war, zunächſt, daß die unter dem 2. Juni 1865 für die 
Elementarfhule in Elberfeld von der dortigen Schulbehörbe 
erlafjene Ferienordnung durch die Königliche Regierung in 
Düfjeldorf beftätigt jei; — es wäre ferner der Erlaß der 
legteren vom 5. November 1866 nichts weiter, ald Ergän— 
zung der Ferienordnung vom Jahre 1821. — Da indeh 
diefe Berfügung vielen Widerſpruch gefunden habe, fo ſei 
auf Veranlafjung des Herrn Minifters eine Abänderung der- 
jelben durd die Regierung in Düffeldorf unter dem 23. Aus 
guft 1869 erfolgt und dadurch auch dem Geſuche der Pes 
tenten aus Eiberfeld, dad unter dem 3. Februar an den 
Herrn Minifter gerichtet ward, jo weit zuläffig, entiprochen 
worden. Eine bejondere Beiheidung an fie wäre unters 
blieben, weil der Regierung in Düfjeldorf noch überlaffen 
worben jei, eine folde an die Petenten zu richten. Eine 
Berückſichtigung lofaler Verhältniffe fei dadurh auch vors 
geleben, daß der Landrath nah Anhörung der Schulpfleger 
den Zermin, mit welchem die Herbftferien zu beginnen hätten, 
feftzuftellen babe. 

In der Kommilfion fand Uebereinftimmung darüber ftatt, 
daß Seitens der Auffihtsbehörde zu beftimmen fei, wie lange 
überhaupt im Jahre Ferien in den Elementarichulen fein follten, 
— man war aber aud) faft einftimmig der Anficht, daß die Zeit, 
in welcher die Ferien zu verlegen feien, deren Anfang und deren 
Ende der Beihlußnahme der einzelnen Schulvorſtände über: 
lafjen bleiben müffe. Eine Nothwendigfeit, den ſämmtlichen 
Elementarſchulen auch nur eines Kreiles dieſelbe Ferienzeit 
verzufchreiben, jei in Feiner Weiſe zugugeben; eine Stadt 
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wie Elberfeld müffe auch in diefem Stüde eine Berüdfichti- 
gung ihrer eigenthümlichen Berhältniffe beanſpruchen, und es 
fönne nur als zwedmäßig erfannt werden, daß die ftäbtifche 
Sculbebörde für die! Elementarfchulen Elberfelds eine be 
fondere Ferienordnung erlaffen habe. Man konnte daher in 
der Verfügung der Negierung zu Düffeldorf felbft nad der 
Modifikation, die fie erfahren, nur einen Eingriff in die 
Rechte der einzelnen Schulvorftände und auch nur eine Ab» 
weidhung von den ridhtigen Grundfägen, welche nad dieſer 
Seite hin in dem Negulatio vom 3. Oftober 1854 aufge 
ftellt feien, — erfehen. Auch war man der Anficht, daß die 
Petenten jene Abänderung nicht als eine Antwort auf ihre 
Eingabe vom 3. Februar anſehen fonnten, da fie eine dahinge— 
gehende Beſcheidung Seitens der Regieruug nichterhalten hätten. 
— Wenn von Seiten des Negierungd-Kommiffarius bemerft 
wurde, baßeine l4tägige Ferienzeit zu Pfingften in feiner anderen 
Stadt als nur in Elberfeld ftattfinde und deshalb die Regie 
rung in Düffeldorf wohl mit Recht deren Abkürzung angeordnet 
habe, es auch pädagogiihen Bedenfen unterliege, nachdem 
der Unterriht im neuen Schuljahre faum 6 Wochen ge: 
währt habe, durch eine 14tägige Ferienzeit denjelben ſchon 
unterbrechen zu Taffen, fo ward dagegen in der Kommiſſion 
hervorgehoben, daß zweimalige Ferien mit je 14 Tagen für 
die Aufgaben der Elementarſchule förderlicher jeien, als 
eine Feriendauer von drei Wochen, wie fie jene Regierungs— 
verfügung beftimme. Es verdiene aber auch der in ber Pes 
tition im Intereſſe der Lehrer geltend gemachte Grund für 
eine I4tägige Dauer der Pfingftferien alle Beachtung und 
könne überdied von der ftädtiihen Schulbehörde in Elber— 
feld erwartet werden, daß fie, wenn fie einen Nachtheil für 
den Schulunterriht von einer fo langen Dauer der Pfingft- 
ferien wahrgenommen hätte, gewiß deren Abkürzung ſchon 
beihloffen haben würde. Da man ſomit die Petition 
in ihrem erften Theile durchweg mwohlbegründet fand, ſo be— 
ſchloß die Kommilfion einſtimmig, dem Haufe der Abgeord- 
neten vorzuſchlagen: 
die Petition ad I. der Königlichen Staatsregierung 
zur Berüdjihtigung g überweijen, 
dagegen über die Petition ad II., weil fie durch das vor« 
gelegte Unterrichtägejep ihre Erledigung finden 
werde, zur Tagesordnung überzugehen. 


Berichterſtatter: 
Abgeordneter Dr. Künzer. 
— ———— — 


Unter dem 16. November v. J. wenden ſich Magiftrat 
und Stadtverordneten Breslau's an das Haus der Abgeord» 
neten und petitioniren, wie folgt: 

Hohes Haus der Abgeordneten! 

Unter dem 19. November 1868 haben die biefigen 
Fe Behörden an das Hohe Haus die Bitte ges 
richtet: 

dafjelbe wolle die Königlihe Staats Negierung aufs 

fordern, unter Aufhebung der bisherigen Entfcheidungen, 

der Kommune Breslau die Genehmigung zur Grün: 
dung einer Realſchule und eines Gymnafii zu ertheilen, 
ohne diefe Genehmigung davon abhängig zu machen, 
daß den gedachten Anftalten ein befonderer fonfeffioneller 

Charakter gegeben werde. 

Hierauf bat das Hohe Haus in feiner 59. Sitzung 
am 27. Februar d. 3. beſchloſſen, unjere Petition der König- 
lihen Staats-Negierung mit der betreffenden Aufforderung 
zu überweifen. 

Eine Erfüllung unserer Wünſche hat jedoch diefer Be- 
ſchluß des Hohen Haufes nicht zur Folge gehabt. Vielmehr 
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wurde der mitunterzeichnete Oberbürgermeifter Hobredt 
durd das abſchriftlich beiliegende Neifript bes Herrn Mis 
nifters der geiftlihen, Unterrichts: und Medizinal-Angelegen- 
heiten vom 27. Februar d. J.) darauf hingewieſen, daß 
der Eröffnung der beiden Unterrichts» Anftalten eine Feſt— 
ftellung ihres für die fünftige Zufammenfegung des Lehrer» 
Kollegiums weſentlich maßgebenden religiöjen Charakters 
vorangeben müffe, und anheimgegeben, einen darauf bezüg- 
lichen Beihluß des Magiftrats herbeizuführen, welder jodann 
zur Kenntniß des biefigen Königliden Provinzial» Schul- 
Kollegiums zu bringen ſei. — 

Im Einverftändniß mit der Stadtverorbneten-Berfamms 
lung erklärte der mitunterzeichnete Magiftrat dem König: 
lihen Provinzial» Schul» Kollegium in dem abjhriftlid 
beiliegenden Beriht vom 9. Mai d. J.,“) 


) Des Königs Majeftät haben über das Promemoria vom 26. 
Dftober v. J. welches Euer Hochwohlgeboren Allerhöchſt demjelben in 
Betreff der Eröffnung zweier neuer Unterrichts-Anftalten in Breslau 
überreicht haben, meinen Bericht zw erfordern und demnächſt mittelit 
Erlaffes vom 10 d. M. Allerhöchſtſich damit cinverftanden zu erklären 
erubt, daß der Eröffnung dieſer beiden Unterrichts-Anftalten eine Belt 
Fhellung ihres, für die fünftige Zuſaumenſetzung des Lehrer⸗-Kollegiums 
weſentlich maßgebenden religiöfen Ebarafters vorangehen muß. 

Indem ich Euer Hochwohlgeboren hiervon in Kenntniß ſehe, ftelle 
ich anheim, den Beſchluß des Magijtrats in Breslau hierüber herbeizu- 
zuführen und baldmöglichit zur Kenntniß des Königlichen Provinzial 
Schul-Kollegiums zu bringen. 


Der Minifter der geiftlichen, Unterrichts und Medizinal- 
ee. 
ge. von Mühler. 


An 
ben Oberbürgermeifter Herm Hobrecht 
Hochwohlgeboren zu Bredlau. 


Für die Nichtigkeit der Abfchrift: 
Das Magiftrats-Büreau IV. 
Kempsti. 


**) Der Herr Minifter der geiftlichen, Unterrichts. und Medizinal- 
Angelegenheiten bat in dem abjchriftlich bier beigefügten, an den mit 
unterzeichneten Oberbürgermeifter gerichteten Neitript vom 27. Bebruar cr. 
uns Davon in Keuntniß geſetzt, daß des Königs Majeſtät mittels Er» 
lafjes vom 10, Februar cr. Allerhöchſt fich Damit einverftanden zu erflä- 
ven gerubt babe, daß der Gröffnung der beiden — in Breslau zu 
errichtenden neuen Unterrichte-Anftalten cine Feftjtellung ihres für Die 
fünftige Zufammenjegung Des Lehrer-Hollegii weſentlich maßgebenden 
religiofen Charakters vorangehen müſſe. 

Wenn wir nun in der ganzen biöberigen, mit den Königlichen 
Staatebehörden in dieſer Angelegenheit geführten Korrefpondenz niemals 
die Abficht ausgefprochen haben, das Pehrer-Kollegium fo zufammen zu 
fegen, daß Dabei der chriftliche Charakter der Schule nicht mehr erfenn- 
bar ift, wenn es fich vielmehr für uns immer nur darum —— hat, 
feſtzuſtellen, daß den neuen Anſtalten nicht ein konfeſſioneller Charakter 
beigelegt werde, jo glauben wir nadı dem Sinne und Anhalt des cr» 
wähnten Refkripts annehmen zu dürfen, daß Sr. Majeftät im Prinzip 
fich mit unferer Auffaflung einverftanden erflärt hat und die Cröffuung 
der beiden Anjtalten lediglich von einer Boransjegung abhängig gemacht 
wilfen will, die wir immer als ſelbſtverſtändlich erachtet haben. 

Wir haben biernady nicht nöthig, die von uns bieher feitgehaltenen 
Forderungen aufzugeben. — Mit diefen Forderungen halten wir es für 
wohl vereinbar, den neuen Anstalten den Charakter driftlicher Schulen 
zu verleihen und wollen dies gern ausdrücklich ausſprechen, wenn der Herr 
Minifter jeinerjeits Die beiden Fundamentalfäße: 

) daß — abgeſehen von dem gejeplich gebotenen Einfluk auf 
den Neligionsunterriht — feiner Kirche oder Religionds 
genoſſenſchaft ein Anrecht an den neuen Anftalten zuftchen 


oll; 
2) daß die eo. feiner — chriftlichen oder nicht chrift- 
ri — Meligionsgenoffenfchaft von dem Eintritte in das 
Fehrer-Kollegium um ihres religiöfen Bekenntuiſſes willen 
ausgefchloffen werden Dürfen, 
ausdrüdiicd anerkeunt und hiermit uns gegen alle aud dem obigen Ans 
erkenntniß des chriftlichen Gharaters «der neuen Anftalten etwa abzulei- 
tenden Rolgerungen ficher ftellt, deren Tendenz darauf gerichtet wäre, 
jene beiden Fundamentalſähe in irgend einer Weile zu beigränten oder 
abzufhwächen. 

Der Magijtrat Hiefiger Haupt und Refidenzftadt. 


e An 
das Königliche Provinzial Ehul-Kollegium bierfelbft. 


Kür die Nichtigkeit der Abfchrift: 
das Magiftrats: Bureau IV, 
Kempsfi, 
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er halte es mit den von ihm bisher aufgeftellten Forde— 

rungen für wohl vereinbar, den neuen Anftalten den 

Charakter hriftliher Schulen zu verleihen, und wolle 

dies gern ausdrüdlidh ausipreden, wenn der Herr Mi» 

nifter feinerjeitd die beiden Fundamentalſätze: 

1) daß, abgejeben von dem geſetzlich gebotenen Einfluß 

auf den Neligionsunterricht, Feine Kirche oder Reli— 

— J—— ein Anrecht an den neuen An— 

Halter zuftehen folle; 

2) daß die Angehörigen feiner Kriftlihen oder nicht 

chriſtlichen Religonsgenoſſenſchaft von dem Eintritt 

in das Lehrer» Kollegium um ihres religiöfen Be- 
fenntnifjes willen ausgeſchloſſen werden dürfen; 

ausdrũcklich anerkenne und hiermit die ftädtifchen Be: 

börden gegen alle aus dem obigen Anerfenntniß des 

hriftlihen Charakters der neuen Anftalten etwa abzu« 

leitende Folgerungen fiher ftellt, deren Tendenz darauf 

gerichtet wäre, jene beide Kundamentalfäge in irgend 
einer Weile zu beſchränken cder abzuſchwächen. — 

Auf diefen Bericht erfolgte unter dem 6. Auguft d. 3.*) 

der gleichfalls abichriftlid beiliegende Beſcheid des König- 

lien Provinzial-Kollegiums, welder dahin lautet, daß 

durch die Erklärung des Magiftratds vom 9. Mat er. Die 


—2 Auf den Bericht, mit welchem wir die m... Magiftrats 
vom 9. Mai über den religiöfen Charakter der von Seiten der Stadt 
Breslau zu errichtenden böberen Schulen dem Herrn Minifler der geift: 
lichen, Unterrichte- und Medizinal-Angelegenbeiten vorgelegt * ſind 
wir Durch Refkript vom 24. v. Mis. (U. 17,622.) veranlaßt worden, 
demfelben Folgendes zu eröffnen. 

Durch die Erklärung des Magiftrats vom 9. Mai er. find die ihm 
als unerlählich — von des Königs Majeſtät in dem Allerhöch- 
ſten Erlaffe vom 10, Februar d. 3. gebilligten Vorbedingungen für Die 
Eröffnung der beiden neuen höheren Unterrichts- Anftalten nicht erfüllt. 
Der gedachte Allerhöchſte Erlaß beftimmt zweierlei: 

1) en der Eröffnung der beiden Anftalten eine Beftftellung ihres reli— 
gidien Charakters vorangehen muß, 

2) daß diefer religiöfe Charakter für die fünftige Zufammenfeßung des 
Lebhrer-Kollegiums weientlih maßgebend fein fol. 

Die erftere diefer Anforderungen würde durch die Erklärung des 
Magiftats, wonad die Anftalten den Charakter chriſtlicher Schulen 
haben follen, für erledigt angelehen werden können, wenn diefe Erflärung 
ohne weitere Zufäge gegeben worden wäre. 

Denn chriftliche Unterrichts-Anftalten, welche weder den ausfchlieh- 
fih evangeliſchen, noch den ausſchließlich Fatholifchen Charakter haben, 
find im technischen Sinne Simultanfchulen. 

Wenn gleich der Here Minifter unter den in Breslau beftchenden 
Berhältnifien die Errichtung von Simultan-Anftalten dem wohlverjtan- 
denen Intereſſe der Bevölferung keineswegs für entfprechend hält und 
ſonach die von und in diefer Angelegenheit vertretene Anſchauung theilt, 
o ift derfelbe doch nicht geionnen, der freien Selbjtbeitimmung der 

ädtifchen Behörden, fo weit fie fich auf die Auswahl unter den für 

Öhere Unterrichtd-Anftalten überhaupt zuläffigen Erſcheinungs-Formen 

beichräntt, Feſſeln anzulegen. 

Der Magiftrat 2 aber feine Erklärung von der ftaatlichen Aner- 
fennung der beiden Süße abhängig gemacht, 

a) daß, abgeichen von dem —— gebotenen Einfluß auf den Relir 

iond-Unterricht, keiner Kirche oder Religions-Genofienfchaft ein 
nrecht an den neuen Anjtalten zuftehen fol, 

b) dai die Angehörigen keiner iR oder —— Reli» 
gions-enoffenfhaft von dem Cintritt in das Lehrer-Kollegium 
ni ihres religiöſen Bekenutniſſes willen ausgeſchloſſen werden 

ürfen. — 

Wir haben darauf dem Magiftrat zu erwidern, = der Satz zu a. 
ſich, da u der Preußiſchen Schulgeſeßgebung den Kirchen oder Reli» 

iond-Genofienfchaften ale jolchen, abgeſehen von ihrem Einfluß auf den 

eligionsunterricht, ein Anrecht auf die —— Unterrichts ⸗Anſtalten 
nicht zuſteht, als gegenſtandelos erweiſt. — Der Satz b. aber ſteht 
in direftem Widerſpruch ſowohl mit der Erklärung des Magiſtraté, wo 
nad die neuen Anftalten den Charakter chriſtlicher Schulen kan follen, 
ald auch mit der oben mit 2 bezeichneten — des Allerhöchſten 
Erlaſſes vom 10. Februar d. I. Denn der religiöſe Charakter der höhe- 
ren Unterrichtsanftalten findet gerade darin, dab er für die Zufammen» 
fegung des Lehrer⸗Kollegiums weſentlich en ift, feinen prägnan- 
teen Ausdrud. Demzufolge dürfen an TE ichen Schulen in der Regel 
nur hriftliche Lehrer angeftellt werden und Ausnahmen hiervon find nur 
unter befonderen Umftänden zuläffig, welche zu prüfen und worüber zu 
befinden im jedem einzelnen Kalle vorbehalten bleiben muß. Cine An- 
ftalt aber, an welcher beliebig Evangeliſche, Katholifen, Juden und 
Diffidenten als Lehrer angeftellt werden, eine chriftliche zu nennen, tft, 
zum Mindeften, ein leeres Spiel mit Worten, welches dem Ernſt des 
zur Verhandlung ftehenden Gegenftandes nicht entipricht. 
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ibm als unerläßlich bezeichneten VBorbedingungen für die Er- 
Öffnung ber beiden neuen höheren Unterrichtsanftalten nicht 
— ſeien und demnach die letztere nicht geftattet werden 
önne. — 

Wenn die unterzeichneten ftäbtiihen Behörden fidy ent- 
ſchloſſen haben, in Ddiefer Angelegenheit nochmals die Ver- 
mittlung bes Hohen Hauſes zu erbitten, jo hat dieſes feinen 
Grund darin, daß ein neuer Umftand eingetreten ift, welder 
eine Steigerung des durch ben ablehnenden Beſcheid der 
Königlichen Aufſichtsbehörde berbeigeführten Nothſtandes br» 
fürchten läßt, und deſſen Darlegung wohl geeignet ſein 
dürfte, die Ueberzeugung von der Größe des letzteren und 
von der Nothwendigkeit einer baldigen Abhülfe zu ver— 
ſtärken. — 

Durch Verfügung des Herrn Miniſters der geiſtlichen, 
Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten vom 16. April 
d. J. iſt nämlich dem Presbyterium der hieſigen Hoflirche 
als dem Patron des hieſigen Friedrichs-Gymnaſiums eröffnet 
worden, daß Berlegungen oder fonftige Aufnahmen von 
Schülern in die Prima diefer Anftalt von Michaelis d. 9. 
ab nicht mehr ftattfinden dürften. Auf eine am 30. Juni 
d. I. von dem Preöbyterium an das Königliche Provinziale 
SchuleKollegium gerichtete Vorftellung hat der Herr Minifter 
nur genehmigt, daß noch zu Michaelis d. J. eine Verſetzung 
aus Secunda nad Prima als die legte zuläffige ftattfinde. 
— Der Direktor ift angewiefen, dies den &ehrern und Schü« 
lern der Anftalt befannt zu machen. 

Da nun, wenn Diele Verfügung aufrecht erhalten wird, 
ein Gymnafium aus der ohnehin geringen Zahl der hiefigen 
Anftalten dieſer Art ausicheidet, fo ergiebt ſich mit Esidenz, 
daß die noch vorhandenen Gymnaften, welde jo überfüllt 
find, daß bei jedem Aufnahmetermin eiue Anzahl Meldungen 
unberüdfiht bleiben müffen, nody weniger als bisher im 
Stande fein werden, dem dringenden Bedürfniß der biefigen 
Bevölferung zu genügen. 

Andererfeits glauben wir von dem als recht erkannten 
Standpunft nicht weichen zu dürfen, und halten es für 
Pfliht, dem Hoben Haufe von dem dur die erwähnte 
neu eingetretene Thatſache gefteigerten Notbftande Kenntnif 
zu geben und dafjelbe zu bitten, 

die Königliche Staatsregierung unter Hinweifung auf 

den Beihluß des Hohen Hauſes vom 27. Februar d. 3. 

nochmals aufzufordern, uns zur Gründung der beiden 
”. Unterrichtsanftalten im Sinne der in unferem oben 
beigefügten Berichte vom 9. Mai d. 3. ausgeſprochenen 
re die ftratlihe Genehmigung zu er 
theilen. 


Breslau, den 16. November 1869, 


Der Magiftrat Die Stadtverordneten« 
biefiger Haupt» und NRefidenzftabt. Berjammlung. 


Dobredt. N.N Thiele Stetter. M. Simon. 
Hofferidter. 


Auch diefes Mal folgt unter dem 2. Dezember 1869 
den ftädtiichen Behörden eine entgegenftehende Petition mit 
über fünftaufend Unterfchriften auf dem Fuße nad, des In» 
baltes: 


Demnach ift durd die Erklärung vom 9. Mai d. J. den Anforde 
rungen des Allerhöchſten Erlaſſes vom 10, Februar d. 3. feine Genüge 
Arge und Fann anf Grund diefer Erklärung die Gröfinung der An— 
talten nicht geitattet werben. 


Königliches Provinzial-Schul-Gollegium. 
ars. Graf Ponineki. 


An 
den Magiftrat der Königl. Haupt und Reſidenzſtadt Breslau. — 
P. KR. C. 2555. 
Ar Die Michtigleit der Abſchrift: 
dad Magiſtrats-Bureau IV, 
Rempski. 


N 290. 17 


„Hohes Haus der Abgeordneten! 

As Magiſtrat und Stadtverordnete der Haupt und 
Refidenzftadt Breslau im Fahre 1863 die Aufwendung jehr 
bedeutender ſtädtiſcher Geldmittel zur Erridtung von zwei 
neuen höheren Unterrihtsanftalten beſchloſſen, fanden fie dazu 
Beranlaffung und Berehtigung einzig in dem thatſäch- 
lich herrſchenden ſtädtiſchen Bedürfniſſe. Für die im 
einer Reihe von Dezennien ſtark vermehrte Bevölkerung er— 
wieſen ſich die vorhandenen höheren Schulen nicht mehr als 
zulänglich. Das Bedürfniß iſt in den letzten Jahren immer 
fühlbarer geworden. Magiſtrat und Stadtverordnete heben 
in ihrer neueſten an das Hohe Haus der Abgeordneten ge— 
richteten Petition richtig hervor, daß gegenwärtig bereits ein 
eigentliher Nothſtand herrſche, indem wegen Ueberfüllung 
der ftäbtiichen Anftalten bei jedem Aufnahmetermin eine Ans 
zahl von Anmeldungen unberudjichuigt bleiben müſſe. Aber 
die volle Schuld der jchon lange andauernden Verzögerung 
der Abhülfe des Nothitandes liegt bei der ſtädtiſchen Ver— 
waltung, welde von 1865 ab, jeit dem Tage, wo endlich 
zum erften Male für vie ſtark angewachſene biefige katho— 
liche Einwohnerfhaft ein Aft der Billigfeit und Gerechtig— 
keit durch Zumeijung einer höheren katholiſchen Schule be» 
anſprucht wurde, ftatt der dringenden Bedürfnißfrage eine 
ganz andere in den Vordergrund ftellte, indem fie die Er- 
Öffnung ber beiden neuen Anftalten von der Durchführung 
einer allen bisherigen Zuftänden widerjpredenden 
und die fozialen und ftaatliden Verhältniſſe tief 
und bedenflih berübrenden Neuerung der konfeſ— 
fionslofen Schule, alfo von einer bloßen zeitweilig herrichen- 
den fortjchrittlidden, konfeſſions- und firdenfeindlihen Ten» 
benz abhängig machte, 

Die biefigen een höheren Schulen haben 
anerfannter Maßen bisher noch immer durch ihre Leiſtun— 
gen allen Anforderungen der höhern Bildung entſprochen. 
Alle wirken von jeher neben einander frievlihd und unge— 
ftört, ohne alle Eonfeffionelle Reibung. Die Fonfeifionelle 
Sunderung hat bisher nod) zu feiner Zeit den gemeinjamen 
Intereffen der Bürger irgend welden Gintrag gebradt. 
Ein Uebergang zur Neuerung der fonfeffiondloten Schule 
eriheint aljo nah allen bisherigen Zuftänden völlig 
grundlos. 

Neben den die weit überwiegende Mehrzahl bildenden 
Anhängern des evangeliihen und katholiſchen Befenntnifjes 
giebt es in der Stadt nur eine verihwindend Fleine Zahl 
von Dijfidenten, dagegen eine beträdtlihe und bejonders 
aud durch Wohlhabenbeit hervorragende Zahl von Juden. 
In der Sipung der Stadtverordneten vom 26. April c. 
bat einer der Wortführer in der biefigen Schulfrage gele— 
gentlih der Verhandlungen über den eigentlichen religiöjen 
Charakter der neuen Schulen ausdrüdlid erklärt, daß die 
biefige jüdiiche Einwohnerſchaft befonders für fid eine höhere 
ſtaͤdtiſche Schule nicht beanjprudhe, vielmehr wie bisher Er» 
ziebung und Bildung ihrer Jugend an den biefigen höheren 
chriſtlichen Schulen wünſche. Dieſe Erflärung bat weder 
zur Zeit feitens der anmejenden zablreihen jüdiſchen Mit: 
glieder der StadtoerordnetensBerfammlung, noch aud nad: 
ber feitens der hieſigen Judenſchaft irgend melde Einſprache 
erfahren. Seitdem ift der früher beliebte Vorwand von 
Schwierigkeit der Abrehnung für die ftäbtiihe Verwal— 
tung, die auch Andersgläubige zu berüdfihtigen habe, ge» 
fallen; nach den thatſächlichen Berhältnijjen kann nur 
noch Rede fein von einem Bedürfniffe des evangeliichen und 
fatholiigen Theiles der Bürger. 

Für die ewangeliihen Bürger hat aber die ſtädtiſche 
Berwaltung bisher noch immer in freigebigfter und 
über fogenannte ftreng rechtliche Verpflichtung weit hin» 
ausgebenter Weiſe nicht blos durch Unterhaltung der 
ältern höheren Schulen, jondern aud durch deren Er— 
weiterung und durch vollftändige Neubauten ges 
forgt. Im Laufe der Zeit find die aus älteren katho— 
lichen Stiftungen bervorgegangenen beiden — 
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Gymnafien bei ber Kirche zu St. Elifabetb und zu 
St. Maria Magdalena zu eigentlichen Doppelgumnafien, die 
urſprünglich weit beſchränktere lateiniſche Schule bei der 
Propftei zum heiligen Geifte zu einer evangeliihen Real— 
ſchule I. Ordnung und ebenfalls faft vollftändig zu einer 
Doppelſchule ausgeftaltet. Die im Sabre 1817 urfund» 
lich zum Gedächtniß der dritten Säfularfeier 
der Reformation gegründete und im Laufe der Jahre 
ebenfalls zu einer volftändigen Doppelanftalt ausgewachlene 
Realihule am Zwinger ift nachweislich nad ihrer ganzen 
bisherigen und noch thatſächlich beftchenden innern Einrichs 
tung nicht eine Simultan-Schule, jondern eine evangeliiche. 
Außerdem hat die Stadt noch zwei höhere evangelijche 
Töchterſchulen errichtet. Der urjprünglihe ältere Befipftand 
ift aljo im Laufe der Zeit von Drei auf ſechs höhere 
wangeliihe Schulen und in Anbetradht der vier Doppel« 
Anftalten um mehr als das Dreifade erweitert. Wäh- 
rend aber jo die ftädtiiche Verwaltung bis jept für das 
höhere Bildungs-Bebürfniß der Evangeliihen noch Alles 
gethan, hat fie dagegen in diefer Beziehung für die Katho— 
lifen überhaupt noh Nichts gethan. Die Katholifen find 
beihränft geblieben auf das eine Königlihe katholiſche 
Gymnafium zu St. Matıhias, weldes bisher noch immer 
und gegenwärtig jelbft ohne allen Staatszufhuß für feine 
vielen Bedürfniffe aus den ſehr befchränften Mitteln des 
fatholifhen Schleſiſchen Haupt-Schulfonds und des Schul— 
geldes auffommen muß. Die befauntlich jchon feit vielen 
Jahren überfülte Anftalt zählt gegenwärtig 750 Schüler. 
Aus erflärlihen Gründen der örtlihen Lage und, weil der 
ganze Negierungsbezirf Breslau außer dem entfernten und 
abjeits gelegenen Glatz ıur dieſes einzige Eatholiihe Gym— 
nafium befpt, wird die Anſtalt von vielen auswärtigen 
Schülern bejudt, und erwachſen hieraus für viele Bürger 
der Stadt nicht unbeträchtliche Vortheile. Doch hängt die 
Stärfe der Frequenz nachweislich auch mit dem ftarfen 
Zuwachs ber biefigen Fatholiihen Bevölkerung zufammen, 
welche nah der legten amtlihen Zihlung von 1867 fich 
auf 63,301 beläuft und die Hälfte der Evangeliihen um 
volle 8400 überfteigt. 

Die katholiſche Einwohnerſchaft bildet in ihrer Mebr- 
zabl den minder wohlhabenden Theil der ftädtiichen Bes 
völferung; doch trägt fie nach Verhältniß zu allen ſtädti— 
ſchen Abgaben, aljo aud für Kultus» und Schulzwede, 
bei. Indem fie gleih den Evangeliſchen nitserpflible: 
ift zur Tragung der Grmeinde-Laften, ift fie auch mit— 
berehtigt zu den Gemeinde » Nupungen, und fie 
bat ſonach auch ein ganz begründetes Unrecht auf 
eine ſtädtiſche Würforge für Grziehung und Bils 
dung ihrer Jugend in böberen katholiſchen 
Säulen. Die fatholiide Einwohnerſchaft empfindet 
den jept herrſchenden Schulnothitand um jo drüdender, als 
fie eben in Folge der Ueberfüllung ihrer einzigen fatholi- 
ſchen Anftalt nod in jüngfter Zeit der bieherigen Wohlthat 
eined geringern Schulgeldes verluftig ging, indem bei der 
Unzulänglidfeit des fatholifden Schleſiſchen Schulfonds zur 
Befriedigung der durch die Ueberfüllung geftiegenen Bedürf- 
niffe und zur Befeitigung ter weſentlichſten und ſchreiend— 
ften Mipftände die Aufbringung neuer Mittel durch Erhö— 
bung des Schulgeldes nörhig wurde, 

Die bisher noch immer vernachläſſigte katholiſche Ein- 
wohnerjhaft wil nun ihren evangeliihen Mitbürgern die 
bisher von Seiten der Stadt nicht blos durch Unterhaltung 
der ältern Schulen, fondern aud durd deren Erweiterung 
und durch Neubauten reichlichſt zugefloffenen Wohlthaten 
nicht mißgönnen; fie ftimmt nicht entgegen, wenn denjelben 
in Rüdfiht auf die geftiegene Bevölkerung auch gegenwärs 
tig von den beiden neuen Anftalten eine überwielen wird; 
doch fie verlangt endlich zum erften Male in bloßer Rück— 
ſicht auf ihren eigenen Nothſtand eine gleiche Berückſichti— 
gung durch Zuwendung der andern Anftalt. 

Schen feit Jahren ift das Recht der Kutholiten zu Dies 
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jer Forderung von der Königlihen Unterrichtäbehörde als 
ein ganz unbeftreitbares anerkannt. Bejonders hat das hie— 
fige Königlide Provinzial-Schul-Kollegium unter Hinweis 
auf die mannigfachen und erheblihen Uebelftände eines Si— 
multaneums, weldes nur als ein Nothbehelf gelten dürfe, 
die Forderung ber Errihtang einer neuen katholiſchen Ans 
ftalt als durdaus begründet erachtet. Nod in dem jüngften 
an den Magiftrat gerichteten Beſcheide vom 6. Auguft c. 
bebt das Königlihe Provinzia-Schul-Kolegium gegenüber 
den fonftigen Einräumungen ausbrüdli hervor, daß aud 
der Herr Minifter unter den in Breslau beftehenden Ber» 
bältnifjen die Einrihtung von Simultan-Anftalten dem 
wohlverftandenen Interejie der Bevölkerung für keines— 
wegs entipredhend halte. Dem auf —— Erfahrung 
und auf nächſter rar in die eigentlichen inneren Ber. 
bältnifje und Bebürfniffe der Schule geftügten Urtheile der 
berufenen tehnifhen Behörbe tritt nun die aus Män— 
nern von ganz verjhiedenartiger Bildung und Le» 
bensftellung zufammengefepte, derunmittelbaren Auf— 
fiht und Leitung der Schule fernftehende Kör— 
perſchaft der ftäbtiichen Verwaltung entgegen und zwar 
mit einer Forderung, die, wie ſchon gejagt, lediglich der zeit— 
weilig herrſchenden fortichrittlichen, konfeſſions- und tirden. 
feindlihen Tendenz entjpringt. 

Ale bisherigen Verhandlungen und namentlid die in 
der Shen gedachten Stadtverorbneten-Eipung vom 26ften 
April c. von maßgebendftr Seite offen ausgeſprochene Ver« 
wahrung gegen Annagelung der Schuie an Dogmen der 
Kirche, ferner die Bereitwilligfeitderflärung zur Annahme 
des hriftlihen Namens für die neuen Schulen unter 
einen Vorbehalte, welcher auch Diifidenten und Juden in 
beliebiger Zahl den Eintritt in den eigentlichen Lehrkörper 
verftattet, alfo eine Bereitwilligfeitserflärung unter Bedin— 
gungen, welde das Weſen der Sade, deu eigentliden 
chriſtlichen Charakter der Schulen wieder aufheben, 
dieſe Vorgänge, welde in der That bei ernftefter Sache ein 
bloßes Spiel mit Worten verriethen, — ganz deutlich 
Begeig, daß es der hiefigen ftäbtiihen Verwaltung nur auf 
religiöfen Indifferentismus des Lehrförpers anfemme und 
auf eine Einrichtung der Schule, welche, wie man fie aud 
nennen möge, chriftlihe oder Simultanſchule, durch bie 
Miihung des Kehrerfollegiums auf eigentliche Ver— 
nichtung alles Belenntnißglaubens und auf völligen Bruch 
nit der Kirche binzielt. 

Die Unterzeichneten proteftiren mit aller Entſchiedenheit 
gegen diefe ganz offenfundige Tendenz der hiefigen ftädtie 
ſchen Verwaltung. Inden fie es für die allernächte Pflicht 
der ftäbtiihen Verwaltung erachten, daß fie in allen die 
Religion und Schule berührenden Angelegenheiten den recht» 
lich durch die Berfaffung anerfannten beiden chriſtlichen Re— 
ligiondgejelichaften gebührende Rechnung trage und ſonach 
auch gegenwärtig wie den Eoangeliſchen, jo inebejondere 
dem dringenden Bebürfniffe der Katholifen im wahren 
Geifte der Toleranz und Gerechtigkeit durch Zumeilung 
einer neuen Anftalt Abhülfe jchaffe, proteftiren fie mit aller 
Entſchiedenheit gegen die Verwendung der ftädtiichen Mittel 
zum Zmwede bes bloßen Verſuches einerNeuerung, welde 
nur geeignet ift, den bisherigen fonfejfionellen Frieden der 
Bürgerfhaft zu trüben, bei dem gebrüdteren Theile eine 
fonfeffionelle Erbitterung wach zu rufen, welde ferner nur 
geeignet if, dem bisher fo innigen und für die Wohlfahrt 
des ganzen Staates überaus förberlihen Znſammenhang 
zwiſchen Schule und Kirche zu Hören. Die Unterzeichneten 
wollen eben fo wenig eine höhere als eine niedere Schule, 
deren oberſtes Geſetz nad dem neueften Schlagworte Frei« 
beit ſogenannter Denkthätigkeit fein fol, die alle fefte und 
tiefere Grundlage des chriſtlich religiöjen Glaubens und Bes 
fenntniffes ausſchließt; mit aller Entſchiedenheit ſprechen fie 
ihre Zuftimmung aus zu den noch jüngft bei Vorlage bes 
neuen MUnterrichtögefeged von dem Unterrichts » Minifter 
Heren von Mühler ausgeiprocdenen Anfaenungen und 
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Grundfägen, gemäß welden Religion und Glaubenslehren 
einen integrirenden Theil des gelammten Schul-Unterridhts 
zu bilden haben, gemäß welchen die Lehrer der Schule nicht 
‘ von ben firdlihen und religiöfen KultursBerbältniffen ab» 
zulöfen find, aud den Dienern ber Kirche eine Mitwirkung 
und den firhlichen Behörden und — ber Religions» 
Geſellſchaften der ihnen gebührende Einfluß auf die inneren 
Angelegenheiten der Schule und des Unterrichts gefichert 
bleiben muß. Die Worte ded Minifters find ganz bes 
gründet: „Unfer deutfches Volt will, daß feine Schule eine 
hriftliche fei und bleibe. Ein Verſuch, die mehr als tau- 
fendjährige Verbindung zwiſchen Bildung und Religion in 
unferem Volke, die innige Gemeinſchaft zwifchen Schule und 
Kirche aufzuheben, wäre eine Unmöglichkeit.“ 

Die Unterzeichneten halten es für eine gewichtige Pflicht, 
dieſe entjchiedene Erklärung dem Hoben Fate der Ab- 
geordneten einzureihen und unter Bezugnahme auf die 
vorjährige von 2800 Unterjchriften begleitete Petition hie— 
figer Katholifen eine abermalige nähere Erwägung der 
Breslauer Schulfrage und eine Entichliefung dahin zu be— 
antragen: daß die Königlihe Staatd-Regierung ver 
anlaßt werde, mit den ihr zu Gebote ftehenden Mit» 
teln der oberften Aufliht im Interejie der Stadt- 
Gemeinde und des allgemeinen Wohles dahin zu 
wirken, 

daß die hiefige ftädtiiche Verwaltung endlich von ihrem 
ganz unberebtigten Neuerungs-Berluhe in Saden ber 
Religion und Schule abftebe, 

dagegen die bereits lange Zeit vollendeten, aber einſt— 
weilen zu ganz fremdartigen Zweden verwendeten beiden 
neuen Anftaltsgebäude als ſolche eröffne und, dem wahr— 
haft dringenden Bedürfniſſe entiprechend, eines derſelben 
der biefigen katholiſchen Einwohnerſchaft als katholiſche 
höhere Lehranſtalt übermeije.” 

‚Die Unterrichts » Kommilfion unterzog fih in ihrer 
Sipung am 13. Januar d. 3. der Berathung beider Peti« 
tionen. Als Regierungs-Kommiſſar wohnte der Geheime 
Regierungsrath de la Groir den Verhandlungen bei. 

Aus der Mitte der Kommilfion wurde der Antrag 
geftellt: 

Das Haus ber Abgeordneten wolle beſchließen, Die 

Petition des Magiftrats und der Stabiverordneten der 

Königlihen Staatsregierung abermald und mit ber 

Aufforderung zu übermweilen, den bisher gegen die Er— 

öffnung zweier höherer Unterridhtsanftalten in Breslau 

erhobenen Wideriprud aufgugeben, weil derjelbe weder 
in der Berfaffung (Art. 22.) noch in den Gejepen des 

Landes begründet ift, und die Entwidlung des höheren 

Unterrichtsweiens in der Gegenwart verhindert. 

Zur Begründung dieſes Antrages wurbe ausgeführt: 
Sche man von allem Streit über Namen ab, und ftelle 
man fi auf den Boden, auf welchem die Verhandlungen 
zwiſchen dem Minifterium und din ftäbtiihen Behörden feit 
dem 27, Februar 1869 geführt worden find, fo dürfe der 
Streit über Prinzipien als beendet angejehen werden. Bon 
Seiten der ftäbtiichen Behörden fei der hriftlihe Charakter 
der neuen Anftalten ausdrüdlihd anerfannt worden. Die 
fonfeifionele Ertheilung des Religionsunterrichts fei ſchon 
früber garantirt worden. Alles Geſchrei gegen Entchriſt— 
lihung der Schule jei damit gegenftandslos geworden. Bon 
Seiten des Minifteriums ſei anerfannt worden, daß weder 
die Anftalten als ſolche einer Kirche angehören, noch auch 
das rn ausichließlih aus Mitgliedern einer 
Kirche beftehen ſolle. Auch die Einihränfung auf Mitglies 
der der beiden privilegirten Kirchen fei fallen gelaffen. Regel 
jolle fein, nur chriſtliche Lehrer anzuftellen, aber „Aus— 
nahmen biervon find zuläffig unter befonderen 
Umftänden, welde zu prüfen und worüber zu be» 
finden in jedem einzelnen Falle vorbehalten blei- 
ben mug.” Mit diejer legten Erflärung des Minifteriums 
vom 6. Auguft v. I. fann der Streit über das Prinzip als 
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erlebigt angejehen werden. Die Ausübung des Beftätigungs- 
rechts in ber Zufunft wird zeisen, ob ed der Regierung mit 
der Anwendung des aufgeftellten Grundſatzes Ernft iſt. 
Daß die Gejepe des Landes der Regierung fein Recht geben, 
der Eröffnung der neuen Anftalten entgegen zu treten, bes 
dürfe faum eines Beweiſes. Art. 22. der Berfaffungs- 
Urkunde garantire jedem .die Freiheit, Unterricht zu ertheilen, 
wenn er feine fittliche, wiffenihaftliche und techniſche Befä- 
bigung den betreffenden Staatsbehörden nachgewieſen hat. 
Berufe der ftäbtiiche Patron von Breslau Männer, welde 
dieje dreifache Befähigung den Staatabehörben nachgewieſen 
haben, in das Lehrerfollegium, jo habe die Regierung fein 
Recht, die Beftätigung etwa um der Konfeffion willen zu 
verſagen, es jei denn, daß der Berufene den Religionsunter- 
richt zu ertheilen habe, Diele Beftimmungen der Verfaffungs- 
Urkunde fein aud feine gejeplihe Neuerung. In dem 
Allg. &-R. Th. II. Tit. 12. 8. 56. fei dem Staate ein 
ſehr beichränftes Auffichtsredht eingeräumt worden, von einer 
Berückſichtigung der Konfeffion der Lehrer ſei nirgends bie 
Rede, $. 60. 1, c. Zu Anfang des Sahrhunderts habe hierin 
die größte Freibeit beftanden. Erft jeit den Zeiten der Des 
magogenverfolgung jet ein engerer Geift in die Unterrichtd- 
verwaltung eingedrungen und habe ben fegenannten tech» 
niſchen Begriff von Simuftangymnafien aufgeftellt, von dem 
aber die Geſetze nichts enthalten und Niemand eine beftimmte 
Definition aufftellen könne. So lange die ftäbtifchen Be 
börden die ohne Geſetz ihnen gezogenen Schranken fi ge— 
fallen ließen, fonnten die neuen Berwaltungsmarimen als 
unihädlid innorirt werben. Seitdem aber nit allein in 
Breslau, ſondern aud in vielen anderen Städten energifcher 
Widerſtand geleiftet wird, ſchädigt ein längeres Fefthalten 
derielben die Entwidlung des höheren Unterrichtsweſens. 

Dem entgegen erflärte der Negierungsd: Kommilfar : 

In der Breslauer Schulfache fommt es weſentlich darauf 
an, zuvörderſt den richtigen Standpunft, welder bisher ge- 
fliffentlich verbunfelt und verichoben worden ift, wieder zu 
gewinnen. Die Petenten ftellen die Sade fo dar, als 
wolle die Unterrichts» Verwaltung etwas ganz Neues, Ab» 
fonderlihes und Unerhörtes. Das ift unwahr. Die Sade 
liegt vielmehr — umgekehrt. Die Kommunalbehörden 
in Bretlau wollen ein ganz neues Experiment mit dem 
höheren Schulweſen maden, während die Unterrichts-Ber- 
waltung an den alten, bewährten, jhon aus der Alten: 
ftein’ihen Periode berftammenden Prinzipien fefthält. Auf 
diejen Prinzipien ift das höhere Schulweien in Preußen zu 
einer Blüthe erwachſen, wie in feinem anderen Lande ber 
Welt. Und daß dieſe Prinzipien Claftizität und Fülle ge— 
nug befigen, um fortgejept einen Reichthum neuer Geftals 
tungen bervorzubringen und aud veränderten Vorauss 
fegungen und Bedingungen zu genügen, beweift die That» 
ſache, daß allein in den älteren Provinzen der Monardie 
in den 5 Sahren von 1864—1869 nicht weniger als 
62 höhere Bildungsanftalten neu entftanden find, daß in 
den jeit 1866 binzugetretenen Provinzen gleichfalls eine be— 
deutende Anzahl folder Anftalten (über 20) auf jener Bafıs 
ſich entwidelt bat und daß auf ihr auch für ——— 
Verhältniffe, wie beiſpielsweiſe in Osnabrück und Caſſel, 
eine, allen billigen Anforderungen und Wünſchen gerecht 
werdende Ausgleichung hat ermöglicht werden können. Es 
iſt nicht zu verſtehen, weshalb dieſe maßgebenden Grund— 
ſätze, denen das ganze jetzt lebende Geſchlecht ſeine Bildung 
verdankt, gegenwärtig für die beiden in Breslau neu zu 
gründenden Anftalten allein unannehmbar fein jollten? Auch 
ift ſonſt fein Grund erfichtlich, für diefe beiden neuen Bres— 
lauer Anftalten eine erceptionelle Behandlung eintreten zu 
laffen. Verzichten die ftädtifchen Behörden auf eine ſolche 
und erfennen fie an, daß dieſe Anftalten lediglih nad) den 
für die übrigen 400 öffentlichen höheren Unterrichtsanftalten 
der Monardie geltenden Grundſätzen zu behandeln jeien, 
fo fteht der Eröffnun derjelben fein Hinderniß entgegen. 

Die Unterrichts Berwaltung ift bereit, auf dieſer Baſis 
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mit den ftädtiichen Behörden in erneuerte Berhandlung ein» 
zutreten. Auf die von denjelben bisher in Anſpruch ges 
nommene Bafis einer von dem beftcehenden Recht prinzipiell 
abweichenden, völlig crceptionellen Regelung der Verhältniffe 
der neuen Anftalten aber kann dieſelbe nicht eingehen. 

Anknüpfend an die Worte des Regierungs-Kommiſſars, 
wurde in der Kommilfion hervorgehoben: 

Für die Katholiken in Breslau fommt es nicht ſowohl 
auf die Löjung des Konfliktes zwiſchen dir Königlichen 
Staateregierung und den ftädtijchen Behörden Breslaus an, 
als vielmehce auf die —— der einfachſten Geredhtig- 
fzit und Bılligkeit in Beziehung auf die Befriedigung ihrer 
höheren Unterrichts » Bebürfniffe durch die Stadt. Ob die 
beiden neuen Unterrichts » Anftalten einen fimultanen oder 
einen fogenannten Eonfejfionslofen Charakter tragen, damit 
geihieht den Katholiken noch feineswegs Gerechtigkeit; denn 
immer bleibt das Faktum beftehen, daß, während die circa 
118,000 Evangeliihe 7 konfeifionell evangeliihe höhere Un- 
terrihtsanftalten, die großentheils aus gemeinfhaftlihen Koms 
munalmitteln unterhalten werden, befigen, die circa 64,000 
Katholiken fih auch nicht einer einzigen ſtädtiſchen katholi— 
hen höheren Lehranftalt erfreuen, obgleich fie in denfelben 
Berhältniffen wie ihre Mitbürger zu den Steuern herange- 
zogen werden, zumal in Breslau Mahl- und Schladifteuer 
eingeführt ift, welche die ärmere Bevölkerung mehr als die 
reihere trifft. Kann man den Katholifen verargen, wenn 
fie in einer Provinz, deren Bevölkerung um mehr als 100,000 
die Zahl der esangeliichen Bevölkerung übertrifft, und die 
gleihwohl dreimal fo viele evangeliihe höhere Lehranftalten 
als fatholiihe aufweift, nad Abhülfe ihres geiftigen Noth« 
ftandes wenigſtens in der Hauptftadt fchreien? Das einzige 
katholiſche Gymnaſium in Breslau zählt 750 Schüler; in 
der einen Sefunda urn beiipieleweife über 60 Zöglinge, 
die faum einmal im Bierteljahre von dem Lehrer eraminirt, 
auf feinen Fall aud von der tüdhtigften Lehrerfraft durch— 
gearbeitet werben Fünnen. Lehrer und Schüler leiden unter 
diefer Ueberfüllung feit Dezennien. Eine ſtädtiſche Fatholis 
Ihe höhere Lebranftalt, ob Realſchule oder Gymnaſium, 
würde diefer Ueberfüllung fteuern, während gegenwärtig Die 
katholiſchen Schüler nur ungern und mothgedrungen Die 
evangeliihen Lehranftalten — zumal man auf den 
evangeliſchen Gymnaſien nicht einmal für ihren Religions— 
unterricht ſorgt und ihnen daher bei der Abiturientenprüfung 
Schwierigkeiten bereitet. Dazu fommt noch, daß bie fatho- 
lichen Schüler in Ermangelung ftädtifcher katholischer Lehr⸗ 
anftalten manderlei Wohlthaten, wie einer größeren Ermäßis 
gung des Schulgeldes, verluftig geben. Dem katholiſchen Gym⸗ 
nafium in Breslau ift wie allen katholiſchen Lehranftalten 
der Provinz nunmehr aud der Farge Bedürfnißzuſchuß aus 
Staatsfonds entzogen worden, während er den evangeliichen 
Lehranſtalten in der Provinz, jogar den meiften Städ- 
tiihen, nit nur belaffen, fondern neu gewährt worden. 

Ja, in diefem Augenblid petitionirt das |. g. reformirte 
Friedrichs-Gymnaſium um einen ſolchen jährlihen Staats- 
zulhuß von 2000 Rthlr. und mill dabei doch feine eigen« 
thümliche Verwaltung bewahren, während die katholiſchen 
Gpmnafien, ehemals rein kirchliche Anftalten, ſämmtlich 
unter ber Verwaltung des Stautes ftehen. Unter kirchlicher 
Auffiht zahlten die Gymnafiaften nicht einen Pfennig 
Schulgeld und erhielten zur Erleichterung ihrer Studien 
neh mancherlei Unterftügungen; jept müſſen fie ein bobes 
Schuldeld zahlen und jede Verbeſſerung der Anftalt mit 
einer Erhöhung deifelben deden, jo daß ed den Aermeren 
immer fchwerer wird, fi den Studien zu midmen. Der 
Mangel an katholiſchen höheren Lehranftalten bewirkt, daß 
diejenigen jungen Männer, welde fih dem höheren Schul— 
fache widmen möchten, davon abſehen müfjen, weil fie an 
den konfeſſionell evangeliihen Lehranftalten gar feine An— 
ftelung finden, wie Breslau beweift, no es nur Ein Nas 
tholik bis zur Stelle eines Lehrers für die franzöfiiche 
Sprache an der Realihule am Zwinger gebracht hat, die 
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noch dazu, felbft von dem Miniftertiihe des Abgeorbneten« 
Haufes aus, einftals eine Simultan«Anftalt bezeichnet wurde. 
Können die Katholiken Breslau's nah ſolchen Vorgängen 
Bertruuen zu den beiden neuen ftädtiichen höheren Lehran— 
ftalten haben, wenn diefelben ald Simultan= oder als |. g. 
fonfejfionsloje Anftalten eröffnet werben follten? Sft es 
ihnen zu verargen, wenn fie alle gejeglihen Mittel auwen» 
den, um bie eine der beiden neuen Schulen als eine fatho» 
liche für fi zu haben? Müffen fie nicht immer wieder 
von dem Standpunfte der Gleichberechtigung aus gegen das 
Anfinnen der ftädtifchen Behörden proteftiren, ihnen den 7 
evangeliihen höheren Lebranftalten gegenüber nur eine 
Simultans oder gar fonfelfiondlofe Anftalt zu gewähren? Es 
ift tief zu beflagen, daß die Königliche Staatd-Regierung 
feine Madt babe, einem Unifum der Verweigerung von 
Gerechtigkeit und Billigfeit Seitens ſtädtiſcher Behörden 
Abhülfe zu Schaffen. Im feiner Stadt der Welt fünnen fi 
al über ein ähnliſches Verfahren gegen fie Seitens einer 
fatholiihen Kommunal-Berwaltung beflagen. Es bleibt dar- 
nad nichts übrig, als bei dem Haufe der Abgeordneten zu 
beantragen, über die Petition ber ftäbtiichen Behörden in 
Breslau zur Tagetordnung überzugehen. Die Petition ber 
Katholiken, der fih aud viele evangeliihe Mitbürger ange 
ihloffen, erledigt fih dadurd von jelbit. 

Ein Mitglied des Haufes aus Breslau, welches ber 
Kommilfiensfigung beimohnte, führte dagegen aus, daß es 
den ftidtiihen Behörden in Breslau feineswegs an 
Geredhtigfeit gegen die Katholifen fehle. Das ara ihre 
Sorge für das fatholiihe Elementarſchulweſen; es feien 16 
ftädtifche katholiſche Glementarfhulen neu errichtet, den 
Pfarrihulen auf ftidtiiche Koften 10 neue Klaffen eingefügt 
und eine katholiſche Mittelfchule eröffnet worden. 16,000 
Thaler wären für diefe Zwede auf dem ſtädtiſchen Etat. 
Zu einer katholiſchen Realſchule, bei der es nicht bleiben, 
da der Anſpruch der Katholiken bald wachſen würde, jei 
fein Bedürfniß vorhanden. Für die Söhne der Breslauer 
Katholiken genüge das katholiſche Gymnaſium bei St. Mat- 
ıbias; für die Söhne ausmwärtiger Katholifen habe die 
Statt us zu forgen. Die katholiſche Bevölkerung in 
Breslau fei arm; das folle fein Bormurf fein; aber 
fie babe Doch Fein fo großes Bedürfniß nah höheren 
Zehranftalten, ala die wohlhabendere evangeliihe und 
jüdifhe Bevölferung. Daß an den evangeliihden Lehran- 
ftalten in Breslau Feine katholiſchen Lehrer fungiren, ver- 
bindere theild der Minifter, der dies nicht geftatte, theils 
der fatholiihe Schulrath, der die von der Stadt berufenen 
Kandidaten immer wieder abruft und an katholiſchen An— 
ftalten plazirt. Die ftädtifhen Behörden wollten auf Feine 
fonfeffionelle oder Simultananftalt eingehen, um bei ber 
Berufung ded Lehrersfollegiums nad feiner Seite hin vin- 
fulirt zu werden. Der Minifter bindere die Eröffnung der 
beiden bereitftehenden Lehranftalten in Breslau zum Nach— 
tbeile ber geiftigen Bebürfniffe der Jugend. 

Hierauf erklärte ein Mitglied der Kommiſſion: 

Der Kouflift, weder in Breslau zwiſchen ber Staats» 
Regierung und den ftädtiichen Behörden über die Errichtung 
höherer Schulen fortdauernd befteht, ift ſehr zu beflagen, 
zumal das Bebürfniß nad neuen höheren Schulen in Breslau 
als ein dringendes anerfannt werden muß. Indeß erjcheint 
mir bie nod) beftehenbe Differenz nicht fo erheblich, daß nicht 
auf eine Bejeitigung derjelben gehofft werden Fünnte. Prins 
ipiell bin ich gegen Simultan-Anftalten, — in denſelben 
(be ih nicht eine Förderung bes Friedens zwilchen ben 
Evangeliihen und Katholiihen. Indeß machen örtliche Ber: 
bältniffe die Erridtung von Simultanihulen öfter noth» 
wendig. Den Kommunen und namentlih einer jo großen 
Kommune wie Breslau muß es überlaffen bleiben, vb fie 
eine fonfelfionelle oder eine Simultan-Anftalt einrichten wolle. 
Die Staatd-Regierung fann nicht beftimmen und viel weni— 
ger noch zwangsweile fordern, daß für eine Konfejjion eine 
höhere Schule gegründet werde. Deshalb wird aud ber 
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Petition Fatholifher Einwohner von Breslau auf Errichtung 
eines Fatholiihen Gymnafiums dafelbft, wenn man aud die 
Nothwendigkeit eines joldhen zugeben müßte — was doch 
noch zu beftreiten jein dürfte — nicht Folge gegeben werden 
fünnen. Den jtädtiihen Behörden von Breslau bleibt darin 
freie Entſchliedung. — Nun haben diejelben es abgelehnt, 
Anftalten mit beftimmtem Eonfeffionelen Charakter zu grüus 
den, — fie wollen folde unter dem allgemeinen Namen 
chriſtliche, d. h. aljo Simultanfhulen errichten. Das 
wird von dem Herrn Kultus» Minifter zugeftand.n. Die 
ftäduijchen Behörden beanſpruchen aber auch das Recht, nicht 
allein chriſtliche — evangeliſche oder katholiſche — Lehrer 
anzuftellen, fie wollen auch jüdiſche Lehrer an die Anſtalt 
berufen fünnen. Das Recht in ſolchem Umfange will ver 
Her Minitter nicht einräumen; dazu erklärt er fidy bereit, 
im einzelnen Falle, wenn ein jüdilcher Lehrer vom Magijtrat 
präjentirt würde, zu prüfen, ob dazu von ihm die Geneh- 
migung ertheilt werben fünne. — Hiermit fommt derjelbe 
den ftädtifchen Behörden jo weit entgegen, als er ed nad 
den für die höheren riftlichen Schulen in Preußen beſtehen— 
den Grundſätzen und Einrichtungen — meiner Anficht nad — 
überhaupt vermag. Der Herr Minifter ift doch jelber an 
dieſe feit vielen Fahren in der Leitung des Unterrichtsweſens 
in Anwendung ftehenden Grundjäge gebunden, und die 
ftädtiichen Behörden in Breslau werden für die höheren 
Schulen ihrer Stadt doch nicht andere beanſpruchen fünnen. 
Ich beantrage deshalb über beide Petitionen 
Uebergang zur Zages-Drdnung. 

Endlid wurde aus dem Schooße der Kommilfion den 
Ausführungen bes don erwähnten Abgeordneten aus Bres— 
lau entgegen gehalten: 

Nimmermehr ſoll den ſtädtiſchen Behörden in Breslau 
ber Sinn für Geredtigkeit gegen die fatholiihe Bevölkerung 
abgejprodhen werden. Die Sorge der Stadt für das fathos 
liſche Elementarihulwejen wird gern anerkannt, wenn aud 
in Betreff der Bejoldung der Lehrer an den katholiſchen 
Pfarrſchulen, die ja ftädtifche Kinder unterrichten, noch ein 
jehr wunder led in Breslau vorhanden ift, und das Urſu— 
liner!lofter bei taujend ſtädtiſche Mädchen ohne ftädtiichen 
Zufhuß unterrichtet und jo dem Stadtfädel zu Hülfe kommt. 
Es handelt fi bier um die höheren Lehranjialten. Das 
Dedürfniß dazu für die Katholiken ift jhon früher nachge— 
wiejen worden. Ein jorgfültig angefertigtes Namensverzeich— 
niß weilt auf dem Gymnafium gu St. Matthias incl. Bor: 
ſchule 368 Schüler nad, deren Eltern in Breslau anſäſſig 
find. Dazu kommen 183 Tatholiihe Schüler, welche Laut 
Programm von 1869 die beiden ſtädtiſchen Realſchulen bes 
ſuchen und meilt Breslau angehören, und die 36 Katholiken 
auf dem evangeliihen Maria-Magdalena-Öynmafium. Die 
beiden anderen evangeliihden Gymnafien haben in ibren 
jüngften Schulnachrichten die Konfejfion der Schüler nicht 
mehr angegeben. Das Friebrihs-Gymnafium thut dieſes 
nur noch bei den Abiturienten, während das Maria-Mags 
dalena⸗Gymnaſium dieſes feiner Zeit gerade unterläßt. Dar— 
nach beträgt die Zahl der ſämmtlichen Katholifen, welde 
die Dreslauer höheren Lehranftalten, die beiden Züchter 
ſchulen felbftverftändlih ausgenommen, bejuden und der 
Stadt angehören 587, denen gegenüber man unmöglich das 
Dedürfniß einer ftäotiihen Fatholifchen Lehranſtalt auf die 
Dauer wird leugnen fünnen. Wenn das fatholiihe Gym— 
nafium in Breslau eine beſonders große Anzahl auswärtiger 
Schüler befigt, jo liegt dies in dem Umftande, daß es bei 
12 Meilen in der Nunde das einzige Fatholiihe Gymna— 
fium ift, während die Evangeliihen in den ganz nahe und 
an der Eijenbahn liegenden Städten, wie Dels, Brieg, 
Schweidnitz u. ſ. w., eigene Gymnaſien befigen. Ueberdies 
ſchaffen die auswärtigen Schüler den Breslauer Bürgern 
mandyerlei Berdienft. Auch die ſtädtiſchen höheren Lehr— 
anftalten enthalten, wie es ja jelbjtverftändlich ift, ein ſtarkes 
Kontingent auswärtiger Schüler, und ift namentlid das 
jüdiihe Element in diefem Kontingent vertreten. Dagegen 
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überfteigt die Zahl der katholiſchen Abiturienten, was bas 
Bedürfnif grade katholiſcher höherer Lehranftalten befürworten 
dürfte, verhältnißmäßig bei weitem die Zahl der evangelifchen 
und namentlih der jüdiſchen Abiturienten. So hat bei» 
jpieldweife die Realfhule am Zwinger im legten Schuljahre 
bei 687 Schülern, worunter 99 Katholiken und 92 Juden, 23 
Abiturienten geliefert, unter denen nur 2 Juden, dagegen 6 Kar 
tholifen waren. Darin liegt zugleich ein Beweis dafür, daß Die 
fathohfche Bevölkerung Breslaus, wenn fie auch ärmer als 
ihre Mitbürger ift, aus Armuth feineswegs die Studien an 
böberen Lehranſtalten verabfiumt, und Daß es gerade für 
eine Kommune wie Breslau billig und gerecht wäre, den 
ärmeren Katholifen die höheren Studien zugänglicher zu 
machen und zu ihrer leiblichen Noth nicht nod die geiftige 
zu fügen. Uebrigens giebt es aud unter den Katholiken 
Dreslaus, abgejehen davon, daß fie ſämmtlich Steuerzahler 
find, eine gute Anzahl, die wohlhabend genannt werden 
müfjen, Adlige, Kaufleute, Beamte, Techniker, Haus» und 
Fabrifbefiger, Militairs, Mentiers, Profefjoren u. ſ. w., wie 
die Unterjchriften der Breslauer Petition beweijen. 
Nah der jchlieplichen Abftimmung beantragt die Kom— 
miſſion mit 6 gegen 5 reip. mit 7 gegen 4 Stimmen: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, 
ſowohl über die Petition der ftädtiichen Behörden, 
als über die der in ber Petition genannten Be 
wohner Breslaus zur Tages-Ordnung überzugeben. 





F. 


Berihterftatter: 
Abgeordneter Schlichting. 
Ent 


Der Befiper von Kucharki II. bei Sobotfa (Provinz 
Poſen), Friedr. Hörner, bittet unterm 8. November 1869, 
daß das Haus der Abgeordneten ſich feiner wegen ihm auf 
erlegter doppelter Shulverpflihtung annehmen möge. 
Er ift evangeliſch, in Kucharki ift aber nur eine katholische 
Säule, in dem %/, Meilen entfernten Sobotka befindet fi 
eine evangeliihe Schule, bei deren Errichtung die damaligen 
Evangeliihen in Kudarki fi derjelben unter Genehmigung 
der Königlihen Regierung freiwillig angejchloffen haben. 
Als Hörner vor 2 Jahren das Gut Kudarfi II. angefauft 
hatte, wurde er zu Geldbeiträgen und Getreidelieferungen 
an die evangeliihe Schule in Sobotka angehalten. (Der 
vorige Befiger des Gutes war fatholiih und alio von diejen 
Beiträgen Fi) Dieſem Zwange gegenüber führt er an, 
daß der Rittergutäbefiger Purgold auf Bronow, weldyes 
auh nur %/, Meilen von Sobotfa entfernt ift, auf Ver 
wenden von der Pegierung aus dem Schulnerus zu So— 
botka entlaffen jei und der evangeliiche Ruſtikalbeſitzer in 
Sobotka jelbft, der 600 bis 800 Morgen befige, nicht 
herangezogen jei; diefer jei jelber Schuloorftand. 

Das babe nur 700 Morgen, babe am Orte Schule 
und Kirche und die Patronatsverpflihtungen, er müſſe 
aud zur evangeliihen Kirche nah Sobotka (der er ſchon 
von jeinem frühern Wohnorte Glusfi aus angehört hat) 
feit 16 Jahren Bau» und Pfarrgelder zahlen und werde 
nun auch nod zu Schulbeiträgen gezwungen. Im vorigen 
Jahre jeien zwei evangeliihe Grundbefiger aus der Schul» 
gemeinihaft ausgeihieden und ihre Beiträge den Nach— 
bleibenden mit auferlegt, die Laſt könne auf dieſe Weile 
völlig unerträglich werden. 

Der Inftanzenzug ift in der Hauptſache gewahrt; es 
liegt an: 

1) Dom Landrath ein abſchläglicher Beſcheid. Hörner 
babe ſich Sobotfa früher freiwillig angeſchloſſen; 
perfönlihe Beiträge babe er in Kucharki nicht an 
die Schule zu leiften, dad Nohmaterial fei, da er Feine 
Waldung befige, bedeutungelos. R 
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2) Bericht bes Landraths an die Königliche Regierung, 
worin ‚angeführt wird, daß die Evangeliihen in Ku— 
charki ſich ſchon früher an Sobotka angeſchloſſen hätten; 
der Weg jei . Meilen lang und in naſſen Jahres— 
zeiten ſchlecht, aber Andere hätten einen noch längeren 
Weg und fi nicht beflagt. 

3) Abſchläglicher Beſcheid der Königlichen Regierung in 
Poſen, worin auf den Bericht des Landraths und Die 
unbemittelte Zage der coangeliihen Schulſozietät 
von Eobotfa —— wirt. 

4) Abſchläglichet Beiheid des Minifteriums. 

Der Refereut bob hervor, aus der Perition ſowohl, 
als bejonders aus den von Behörden verfaßten Anlagen 
ergebe fih, daß der Weg von Kucharki nah Soboika %/, 
Meilen betrage; daß derjelbe in naffen Jahreszeiten nod 
dazu ſchlecht jei; daß dem Hörner außer den Berpflichtungen, 
zu welden er für die Schule zu Sobotfa herangezogen ſei, 
bob immer noch Verpflichtungen, wenn aud nicht bedeu- 
tende, an die Schule zu Kudarfi oblägen und man alſo 
eine doppelte Schulverpflichtung nicht wegleugnen könne; 
dag Hörner als Beſitzer von Kucharki IL. die Einſchulung 
in Sobotka weder verlangt noch derjelben zugeftimmt babe; 
daß aud der umbemittelten Yage der evangeliihen Schul⸗ 
jozietät zu Sobotfa für Mitglieder anderer Schullommunen 
feine Verpflichtungen entjtehen fönnten; er komme dadurch 
zu der Anfiht, daß eine Ueberweijung der Petition an die 
Königlihe Staats » Regierung zur Abhülfe ſich empfehlen 
möge, um jo mehr, Da die Petition große, freilid nicht 
weiter beglaubigte Unregelmäßigfeiten in der Deranziehung 
zur Unterhaltung der cvangeliihen Schule in Sobotfa zur 
Sprade bringe. 

Diefer Anfiht des Neferenten gegenüber bemerfte der 
Herr Regierungs-Kommiljarius, daß er ed zwar erflärlich 
finde, wenn die Beſchwerde des Nittergutöbefipgers Hörner 
wegen der verfagten Ausihulung aus der evangeliſchen Schul» 
gemeinde Sobotka auf den erften Blid und namentlid 
Jedem, der die Verhältniſſe der Provinz Pojen nicht näher 
kenne, gerechtfertigt erjcheine; indep jei fie doch mit gutem 
Grunde zurüdgewiefen worden. 

In Folge der Miſchung der Bevölferung ſei man im 
Poſenſchen häufig geradezu genöthigt zu einer ſehr weiten 
und unter anderen Verhältniſſen gewiß unzulälfigen Aus— 
dehnuug der Bezirke ewangeliiher Schulen mit deuiſcher 
Unterrichtsſprache. Wenn eine Heine Zahl evangeliiher 
Deutschen in einem polniſchen Dorf vorhanden fei, könne 
für deren wenige Kinder jelbjtoerftändlih nit aud immer 
alsbald eine eigene Schule eingerichtet werden, Würden die 
Kinder der Fatboliichen Ortsſchule mut polniſcher Unterrichts» 
ſprache zugewielen, jo widerjpräche das zumeift den Wüns 
ſchen und Intereſſen beider Theile uud wäre aud in ben 
Augen der Behörden meift der ſchlechteſte Nothbehelf, weil 
es beim beften Willen faft immer unmöglid bleibe, ben 
deutſchen evangeliichen Kindern auf diefe Weife einen irgend 
erſprießlichen Schulunterricht zu verihaffen. So bleibe in 
der Regel nur übrig, dieje Kinder der nächſtgelegenen evans 
geliihen Schule mit deuiſcher Unterrichtsſprache zuzuweiſen 
— vorausgejept, daß der Weg dahin nicht zu weit und zu 
ſchlecht ſei. Dieſe Frage werde aber unter ſolchen Umftän- 
den von den Betheiligten jelbft wie von den Behörden nad 

nem anderen Mafijtab beantwortet als jonft wohl — und 

jo fomme «8, daß es in der Provinz Pofjen noch mehrfach 
Scyulverbände auf Entfernungen von nahezu und felbft 
mehr als %/, Meilen zeitweije ſchlechten Weges gebe. — 

Berliere hiernach das im der Petition vorgetragene 
Sachverhältniß ſchon die bejundere Auffälligkeit, jo fei nun 
zu defjen richtiger Würdigung weiter in Betracht zu ziehen, 
daß die Einfhulung der evangelijhen Bewohner von Ku— 
harfi nad Sobotfa auf deren Antrag verfügt worden 
und zwar ſchon fogleih bei Gründung der eoangeliſchen 
Säule in Sobotka. Wie die damals in Kudarli vorhan- 
denen Evangeliihen durch ihren Antrag befundeten, daß fie 
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den Uebelftand der meiligen Entfernung nad Sobotka 
immer noch geringer anjhlügen ala die Nachtheile, melde 
ber Beſuch der Fatholiihen Ortsichule mit polnischer Unter: 
richtsſprache für Die — ihrer Kinder mit ſich ge— 
bracht hätte, fo ſei tie kompetente Behörde ihnen damals 
in dieſem Urtheil beigetreten und habe demgemäß in gültiger 
Weiſe den evangeliihden Schulbezirt von Sobotfa definitiv 
auf Kudharfi ausgedehnt. Lediglich eine geieplihe Kolge 
davon ſei es, daß num jeber in Kudarfi feinen Wohnſitz 
nehmende evangeliiche Hausvater eben dadurch auch Mit 
glied der evangeliihen Schulgemeinde Sobotfa werde. — 

Auf diefe Weiſe ſei Petent, als er vor 2 Jahren das 
But Kucharki gekauft und dajelbit feinen Wohnfig genom- 
nen, Schulgemeindemitglied von Sobotfa geworden, ohne 
baß es hierzu irgend feiner beionderen Erklärung oder Ein» 
willigung bedurft hätte; ihn perjünlid von den damit ver- 
bundenen Laſten zu befreien, jet gejeplich unftattbaft; und 
alle Evangeliiden von Kucharki aus dem Sculverbande 
Sobotfa zu entlaffen, dazu gebe die lediglih ein preuniäres 
Interefle dieſes einen Betheiligten verfolgende Petition am 
mwenigften Anlaß; denn, wenn er für feine eigenen Kinder 
auf die Benupung der öffentlihen Volksſchule überhaupt 
verzichte, jo vermöge er auch nicht die Intereffen der ans 
deren, jegt ober fünftig in Kucharki wohnenden und auf die 
Benugung der öffentlihen Vollsihule angewiejenen Evan» 
geliſchen richtig zu würdigen, und wenn er über doppelte 
Schullaſten Mage, jo überjebe er, daß er der Schule in 
Kucharki gegenüber nur die — in concreto obenein faft be— 
beutungslofen — dinglichen Verpflichtungen zu erfüllen habe, 
die auf dem erfauften Gute haften, für jeine Perfon 
aber gar nichts zu leiften habe und leiſte. — 

ie Dürftigfeit des Schulverbandes von Sobotka fei 
allerdings nicht enticheidend, wohl aber nebenher injofern 
geltend zu machen gewejen, ald um ihretwillen Ausihulungs« 
anträgen nicht entgegenzufommen, vielmehr nur dann ftatt 
zugeben wäre, wenn fie dringend und unzweifelhaft berech— 
tigt erichienen. 

Wegen der vom Petenten jept noch zur Sprade ge 
brachten Beſchwerden über die ſpezielle Repartition der 
Sobotlaer Schullaften ſeien — — noch nicht 
ergangen, die Petition inſoweit alſo auch wegen nicht einge— 
haltenen Inſtanzenzuges zu näherer Erörterung nicht ger 
eignet. 

— Dieſe Auseinanderſetzung der in der Provinz Poſen 
vorkommenden eigenthümlichen Echulverhältniffe fand keinen 
Widerſpruch und wurde als mit den geſetzlichen Anordnungen 
ũbereinſtimmend gefunden. Es wurde daher beſchloſſen, 
unter dieſen ganz beſonderen Umſtänden den Uebergang 
über dieſe Petition zur Tagesordnung zu empfehlen. Die 
Kommiſſion ftellt daher den Antrag: 

Das Haus ber Abgeordneten wolle beſchließen: 

über die Petition IT. 448. zur Tagesordnung über 


zugehen. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter v. Salpwebell. 


u 


Während der vorjährigen Landtags-Seffion hatte fi 
ber Lehrer Dgoworfi aus Szameiten, Kreiſes Lyck, Regie 
rungsbezirt Gumbinnen, in Gemeinſchaft mit mehreren ans 
deren Lehrern ber dortigen Gegend an das Haus der Abge— 
orbneten mit einer Beſchwerde darüber gewandt, daß ihnen 
von Seiten des Königlihen Domainenfitlus, (welcher in 
der Provinz Preußen als Schulpatron zur VBerabfolgung des 
nöthigen Brennmateriald für die Schulen in den Domainen- 
Ortſchaften geſetzlich verpflichtet ift) in beliebiger Weile 
Torf ftatt Holz verabfolgt werde. ? 


*ourn. U. Nr. 53. 
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Petenten führten darin aus, daß ihnen in ber Vokation, 
die fie bei ihrer Anftellung von der Königlihen Regierung 
u Gumbinnen erhalten hätten, ausbrüdlih der Bezug des 
Fir die Schulen erforderlihen Duantums an Brennmaterial 
in Holz zugefidhert fei, daß fie aber in letzter Zeit haupt» 
ſächlich Torf und zwar bis zum Betrage von °/, des ber 
Schule zuftehenden Brennbedarfs und nur den darnach ver- 
bleibenden geringen Weberreft dieſes Brennbedarfs in Holz 
erhalten hätten — daß ihnen ftatt einer Klafter Kiefern» 
Sceitholz, worauf fie vofationsmäßig Aniprud hätten, nur 
ein Klafter Torf verabfolgt würde, während doch mindeftens 
17/, Klafter Torf als Aequivalent für ein Klafter Scheitholz 
angeſehen werben fünne — daß ber gelieferte Torf überdies 
noch von ſchlechter Qualität ſei — daß ber Torf dort nur 
ben Preis von 1 Rthlr. pro Klafter babe, während ber 
Klafter Holz 3 Rthlr. koſte — daß fie aljo, wenn ihnen, 
was häufig geichebe, ftatt 10 Klafter Holz eine gleidhe 
Quantität Torf verabfelgt werde, an ihrem obnedies ſpär— 
lihen Einfommen einen Berluft von 20 Rthlr. erlitten. 

Der damalige Antrag der Petenten ging demnach aus« 
drüdlih dahin: 

Das Haus der Abgeordneten wolle dahin wirken, daß 

1) höchſtens die Hälfte des gefammten Holzdeputats in 
Torf, die andere Hälfte dagegen in Holz vom Forfts 
fisfus verabfolgt, 

2) diefe Hälfte in Torf in angemefjenem Berbältniffe zur 
Heizfraft des Holzes und zwar einer Minifterial 
Berfügung vom 26. November 1864 gemäß für jede 
—— Klobenholz 3000 Stück oder 1/, Klafter Torf 
gegeben, 

3) denjenigen Lehrern, welde ihr Deputat pro 1869 ſchon 
abgefahren haben, der nad dem Verhältniß ad 2 feh— 
lende Betrag nachgeliefert werde. 

Aus den Anlagen der Petition ging hervor, daß Per 
tenten mit ibrer Forderung durch einen Beſcheid des Land» 
raths lediglich auf den Rechtsweg verwielen waren. Dieler 
Beſcheid gründete fih auf eine generelle Verfügung des 
Kultus-Minifteriums vom 22, Dftober 1868, in weldem 
ber Regierung mitgetheilt wird, daß der Herr Finanz-Mi— 
nifter fih für vollflommen befugt erachte, je nah dem In— 
tereffe der fisfaliichen Forftverwaltung an Brennmaterial für die 
Schulen entweder Holz oder Torf verabfolgen zu laffen — 
daß den Billigfeitsrüdfihten, nah der Anfiht dei Finanz- 
minifteriums genügt fei, wenn den Empfangsberechtigten nur 
jo viel Holz; in natura verabfolgt würde, als nöthig fei, um 
ben Torf in Brand zu ſetzen — daß die Berechtigten, falls 
fie weitergehende Anſprüche an den Forſtfiekus machten, da— 
mit auf dem Rechtsweg zu verweilen feien. 

Diefe Petition wurde in der Unterrichtäs-Kommifſion in 
Gegenwart eines Kommiffarius des Kultus» Minifteriums 
und eined Kommiffarius des Finanz Minifteriums einer ges 
nauen Grörterung unterworfen. 

Der Vertreter des Finanz » Minifteriums legte damals 
* Stellung deſſelben zu dieſer Frage in folgender Weiſe 
ar: 


Die Verpflichtungen, welche auf dem Domänenfisfus 
bezüglid der unentgeltlihen Hergabe von Schulbrennbolz 
lafteten, hätten in neuerer Zeit einen Gefahr drohenden Um— 
fang angenommen. Es jeien aus den Königlihen Forften 
jährlid c. 36,000 bis 40,000 Alafter zu verabfolgen. Die 
Regierung fei daher zu allem gefeglih zuläſſigen Einſchrän— 
kungs⸗Maaßregeln genötbigt und müffe der in der Minifte- 
rial-Verfügung vom 22. Oktober v. 3. (1868) ausgeſprochene 
Anfiht aufrecht erhalten. Das, was in der Vofation über 
das Einkommen des Lehrers gelagt, ſei für den Domänen« 
fiöfus nicht maaßgebend, weil Lepterer die Vokation nicht 
unterzeichnet. Die Vokation habe nur zwiſchen dem Lehrer 
und der Gemeinde, nicht aber dritten Perfonen gegenüber 
rechtlihe Geltung. 

Auf den Antrag der Petenten im Einzelnen eingebend, 
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entwidelt der Regierungs ⸗Kommiſſarius die Redtsanfchauung 
der Staatt-Regierung wie folgt: 

Der Antrag ſei auf Anbang $. 61 zu $. 197 I. 22 
des Allgemeinen Land-Rechts gegründet. Diejer $. 61 finde 
indefjen auf die Forderungen ber Lehrer, welche aus ber 
Schulordnung vom 11. Dezember 1845 berrühren, nicht An- 
wendung. Denn 

1) jeien nad $$. 12. 14, und 45. der Zepteren bie Lehrer 
nur zu Brennmaterial im Allgemeinen, nicht 
zu Holz beionders berechtigt. Was indbelondere den 
8.45. Nr. 5. und 6. der Schulordnung anlange, fo ſei 
nad diejen Beflimmungen die Wahl zwiſchen den ver- 
ſchiedenen Arten des Brennmaterials lediglich dem Fit: 
fus überlaffen. Zweifel hierüber, weldhe die Faſſung 
bes 8. 48. laſſen fünne, würden auf das Beftimmtefte 
durch die Materialien zur Schulorbnung bejeitigt. Die 
Lehrer könnten daber auch nicht ald Brennholz. Deputan- 
ten, Sondern etwa nur als — — 
bezeichnet werden. 

2) Die &hrer ſtänden in feinem Rechtsverhältniß zum Fiskus 
als Berechtigte zu einem ihnen verpflichteten Rechtsfubjelte. 
Die Leiftungen des Fisfus aus $. 45. b.c. feien aus dem 
raecipiis regulativis übernommen, bdergeftalt, daß Fis— 
us denjenigen Mitgliedern der Schulgemeinde, welde 
Domaineninjaffen feien, gewiſſe Erleichterungen in den 
Beiträgen gewähre, die fie nah $. 39. der Schulorb» 
nung zur Unterhaltung ber Lehrer aufzubringen hätten. 
Fisfus fei ihnen hierzu ex titulo speciali (einem durch 
die princ. regul, reſp. durch den $. 48. 1, c. begrün- 
deten privilegium onerosum) verpflichtet. Er jei ihnen 
daber in feiner Eigenihaft als Gutsbefiper in allen 
Beziehungen nur privatrechtlich verpflitet, womit ges 
geben fei, daß Streitigfeiten über den Umfang und bie 
Art der Verpflichtung event. lediglih im Wege Rech— 
tens zum Audtrage gebracht werden können. Keines— 
falls ftänden die Lehrer als Freibolzdeputat-Berechtigte 
dem Fiskus, ald dem ihnen zur Hergabe des Depurate 
verpflichteten Rechtsfubjelte, gegenüber. Nur wenn dies 
der Fall wäre, könnten jene den Anhang $. 61. dem 
Fisfus gegenüber für fih anrufen. 

3) Nah dem zu 1. bemerkten fei jedenfallda dem Anhange 
$. 61. als dem allgemeinen Gelep durch die Schul» 
ordnung als durd bie jpätere lex specialis derogirt. 
Die damalige Kommilfien für das Unterrichtämweien 

legte diefer Darlegung nadı feiner Eeite hin «ine durchgrei— 
fende Bedeutung bei. Gegen die Nechtödeduftion des Re— 
gierungs-Kommiſſarius fei anzuführen, daß der Anſpruch der 
beihwerdeführenden Lehrer nit ſowohl auf die allgemeinen 
Beftimmungen der Provinzial-Schulorbnung als auf die 
ausdrüdlihe Beftimmung der ihnen ertheilten Vokation zu— 
rüdzuführen und nad dem Inhalte dieſer zu beurtheilen fe. 
Diejelbe ſei von einer fifaliichen Behörde ausgeltellt und 
daher für Fiskus in feiner Geſammtheit bindend —, eine 
Beeinträchtigung des Forft-Kultur-Intereffet, die noh am 
Erften auf Berüdfihtigung Anſpruch hätte, ſei durch Die 
Abgabe von ca. 40,000 Klafter Holz aus ſämmtlichen fit. 
faliichen Korften der Provinz Preußen nicht zu befürdhten. 
Was aber die Rüdfichten der Billigkeit und allgemeinen Ge» 
rechtigfeit anbeträfe, ſo könne nicht verfannt werben, daß 
die betbeiligten Lehrer durch die in Rede ftehende Maßregel 
der fisfaliihen Forftverwaltung eine ſehr erhebliche Einbuße 
an ihrem Einfommen erlitten, welche um fo weniger ge 
billigt werden könne, ald das Unzureichende dieſes Einfom- 
mens allgemein anerfannt ſei, und Die Gemeinden beshalb 
zu ſchweren Opfern, Behufs Berbefjerung der Lehrergehälter, 
überall angehalten würden. 

Die Kommiſſion faßte daher auf den Antrag ihres 
Referenten des Abgeordneten Frenzel den  einftimmigen 
Beihluß den Antrag zu ftellen: 

„Das Haus der Abgeordneten wolle beicdließen, 
bie Petition des Lehrers Ogonowski und Genofjen 
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ber Königlichen Staats-Regierung zur Berüdfihtigung 

zu überweijen.” 

Hierüber wurde unter dem 3. Febr. v. J. ein aus— 
führlicher Bericht erftattet, der jedoh im Haufe nicht mehr 
zur Berathung und B.jhlußnahme gelangt ift. 

Unter dem 10. November v. J. menden ſich die Pe- 
tenten und zwar ber Lehrer Dgonomsfi und 34 andere 
Lehrer aus den Kreilen Lyck und Oletzko wiederum mit einer 
Beſchwerdeſchrift an das Haus der Abgeordneten, in welder 
fie mittheilen, daß fie, nachdem der Kommiſſionsbericht vom 
3. Febr. v. I. zu ihrer Kenntniß gefommen, in Folge dee— 
jelben aber von den Bebörben feine weiteren Anordnungen 
getroffen feien, unter Ueberreihung deſſelben unter dem 
23. Zuni v. 3. an das Kultus-Minifterium die Bitte 
gerichtet hätten, wegen Ausführung des in dieſem Berichte 
enthaltenen Antrags die erforderlichen Anordnungen zn treffen. 
Hierauf hätten fie unter dem 9. Sept. v. 3. einen von dem 
Herrn Finanz-Minifter und dem Herrn Kultus-Minifter ges 
meinichaftlich erlaffenen Beſcheid erhalten, welcher fie, ohne 
auf den materiellen Inhalt der Sache einzugeben, lediglich 
benadrichtigt, daß ihr Antrag an die Königlihe Regierung 
zu Gumbinnen zur Berichterftattung gegangen jei, und fie 
daher weitere Beiheidung abzuwarten hätten. Da ihnen 
aber unterdefjen befannt geworden jei, daß wegen Berab- 
folgung des Brennmateriald an die Lehrer für das Jahr 
1869—70 bereits bdiejelben Anordnungen getroffen jeien, 
ale in den vorbergegangenen Jahren, und fie daher von 
Seiten der Behörden feine Abhilfe ibrer Beichwerben zu er» 
warten hätten, jo ſähen fie ſich gendtbigt, an das Haus der 
Abgeordneten den Antrag zu richten: 

„baflelbe wolle in Dieler Seffton ihre Sahe zum Aus- 

trage bringen, und dahin wirken, daß die Königliche 

Staatsregierung ihren diesfälligen Anträgen Nr. 1., 2. 

und 3. des vorjährigen Berichts nunmehr Gerechtigkeit 

wieberfahren lafjen möge.” 

Nahdem in der Sitzung der Unterrihts-Kommilfion 
vom 13. d. Mis. die Sadlage vorgeirigen war, giebt ber 
anmejende Bertreter des Finanz-Minifteriums folgende Er: 
färung ab: 

Der Herr Finanz-Minifter habe im November v. IB. 
an ſämmtliche Bezirks-Negierungen der Provinz Preußen 
eine Verfügung des Inhalts erlaffen: daß er zwar eine 
geiepliche Verpflichtung des Fisfus zur Abänderung des 

isherigen Verfahrens binfihtlih der Berabfolgung des 
Brennmateriald an die Lehrer in der Provinz Preußen nicht 
anerkennen könne, aber aus Billigfeitt-Rüdjichten die Bes 
ftimmung treffe, daß fortan einem Jedem empfangsbered- 
tigten Lehrer mindeftens ein Viertel des ihm zuftehenden 
Brennmaterialö in Holz werabfolgt werde; daß aber überall 
wo bie Lehrer diejes vorzögen, eine Vereinbarung mit ben- 
jelben getroffen werden fünne, wornad) fie an Stelle ihres 
geſammten Holzdeputats den forfitarmäßigen Beirag des» 
jelben in baarem Gelde erhielten. 

Der Regierungs-Kommiffarius ipricht die Anficht aus, 
daß dur dieſe Anordnung der Beihwerde der Petenten 
genügende Abhülfe geichehen fei, und das Haus der Abge- 
orbnetn demnad feine weitere Veranlaſſung habe, diejelbe 
in ihren Anſprüchen zu unterftüßen. 

Diejer Anfiht konnte die Kommilfion jedoch nicht bei— 
treten; es wurde derſelben entgegengehalten, daß die vor— 
jährige Petition durch die erwähnte Anordnung des Finanze 
Minifteriums in feinem ihrer 3 Ipeziell formulirten Ans 
trägen erledigt werde. Aber auch im Allgemeinen könne 
nicht anerkannt werden, daß den billigen Anſprüchen der 
Lehrer Genüge geihähe und der dargethbane Berluft an 
ihrem Einfommen von ihnen abgewendet werde, wenn ed 
ihnen freigeftellt würde, ftatt ihres vofationsmäßigen Holz» 
deputats den ferittarmäßigen Geldbetrag befielben in Ems 
pfang zu nehmen. Der in diefem Anerbieten liegende Vor— 
theil fomme nur denjenigen Lehrern zu ftatten, welche in 
der Lage wären fich ihren Brennbedarf im Wege bes freien 
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Berfehrs für die Forſttaxe zu beſchaffen. Das jei aber bei 
den meiften Lehrern nicht der Fall. Die Forfttare für 
Brennholz bleibe mit Rückſicht auf die fortwährende Stei— 
gerung der Holzpreife meiltentheils ſchon hinter denjenigen 
Preifen erheblich zurüd, welche in der betreffenden Forſt 
jelbft in Wirklichkeit gezahlt werden. Die von beu Ber- 
faufsftellen in der Königlichen Forſt entfernt mwohnenden 
Lehrer feien aber gar nicht im Stande, ihren Holzbedarf 
auf den Holzlizitationd-Terminen zu kaufen, und müßten 
fi) denfelben daher in ihrer Nähe dur den Anfauf aus 
Privatwälder verihaffen, wo fie oft einen Preis zahlen 
müßten, der die Korfttare um das zwei und breifadhe 
übertreffe. 

Nahdem der Herr Kommifjarius des Kultusmini- 
fteriums die Erflärung abgegeben hatte, daß dieſes in der 
erwähnten Anordnung des Fininanzminifteriums vom No» 
vember v. 3. eine weſentliche Abhülfe für die Beſchwerden 
der Lehrer erbliden, zog fih der Herr Vertreter des Finanz« 
minifteriums wieder auf die Rechtsfrage zurüd, und gab ın 
diefer Beziehung im Wejentlihen diejelbe Erklärung ab, wie 
bei der vorjährigen Kommilfionsberathung über diejen Ge- 
genftand. 

Es wurde ibm hierauf erwibdert, daß jeine Rechtsde— 
buftion von dem Standpunkte der allgemeinen gejeglichen 
Beftimmungen wohl zutreffen möge, daß aber der Anſpruch 
der-Petenten fih in erfter Reihe auf die ihnen bei ihrer 
Anftellung ertheilte Vokation gründe, in welder ihnen als 
ein Theil ihres Amtseintommens eine heftimmte Duantität 
Holz zum Brennbedarf zugefihert ift. Dieje Vokation bes 
gründe allerdings zwilhen der vocirenden Behörde und dem 
voeirten Lehrer ein perjönliches Rechtöverhältnig. Das Recht, 
den Lehrer zu vociren, ſtehe für die Schulen in den Do— 
mainen-Ortihaften nad) den Beitimmungen der Provinziale 
Sculordnung dem Domainenfisftus als Gutöheren zu, es 
müffe alſo angenommen werben, daß, wenn die Vokationen 
der Lehrer im der Provinz Preußen aud von den Schul— 
abtheilungen der Negierung formel ausgeftellt würden, die 
jes im Auftrage und in Bolmadt des Domainenfisfus als 
dem dazu allein berechtigten Subjelte geſchehe. Sei ein 
joldes Arrangement zwiſchen den verjhiedenen fiskaliſchen 
Stationen nit getroffen worden, jo könnte den Lehrern 
dadurh ihr rechtlicher Anſpruch auf das ihmen durch die 
Bolation zugeſicherte Dienfteinfommen nit genommen wer- 
den — und wenn Diejed vielleiht vom Standpunfte bes 
formellen Rechts angezweifelt werden könne, jo doch jeden- 
ber nicht vom Standpunkte der Gerechtigkeit und Bil 
ligfeit. 

Bon Seiten des Vertreters des Finanzminifteriums 
wurde demnächſt der Einwand erhoben, daß, wenn für Die 
Anſprüche der Petenten lediglich die denſelben ertheilte Vo— 
fation als NRedtötitel angenommen würde, das Recht bes 
Fiokus den Lehrern an Stelle des ihnen zugeſicherten Holz» 
deputats eine andere Sorte von Brennmaterial zu liefern, 
überhaupt beftritten werden müſſe und es fi darnach nidt 
erklären lafje, weshalb fi die Kommilfion mit dem Aus 
trage der Petenten, welder die Holzlieferung nur für die 
Hälfte des ihnen zuftehenden Duantums an Brennmaterial 
beanſpruche, einverftanden erklären wolle; jedenfalls jei aber 
das Rechtsverhältniß zwiſchen den betheiligten Lehrern und 
dem Fiskus, wenn dalfelbe nur aus der Vokation vriginire, 
privatrechtlicher Natur, und demnah um jo weniger ein 
geeigneter Gegenftand für das Petitionsrecht des Hauſes 
der Abgeordneten, und es müfje daher ald der einzig kor— 
refte Weg zur Erledigung der vorliegenden Petition bezeich- 
net werden: Die Petenten auf den Weg Rediens zu 
verweilen. 

Diefer Ausführung wurde von einem Mitgliede der 
Kommilfion Nachftehendes entgegengeftellt: Balls man es 
bier mit einer unberührten Sade zu thun hätte, Fönnte 
ed allerdings zweifelhaft fein, ob Die Verweiſung ber 
Petenten auf den Rechtsweg nicht die Forreftere Art für 
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bie Behandlung dieſer Petition gewelen wäre, ba ber An— 
ſpruch der Petenten, wenn auch nit ein bloß privat» 
rechtlicher, jo doch jedenfalls ein Flagbarer fei, Daß aber 
eine Unbilligfeit gegen die Petenten darin liegen würde, 
wenn man biejelben jept, nachdem fie durch den vorjäh— 
rigen Kommiſſionsbeſchluß von der rechtzeitigen Beichreitung 
bes Rechtsweges abgehalten jeien, und dadurch viel Zeit vers 
loren hatten, die unmittelbare Unterftügung ihrer gerechten 
Forderung verfagen wolle. Wenn die Anträge der Petenten 
der Königlichen Staatsregierung zur Berüdjihtigung über» 
wiejen wurden, jo fünne diejes nur den Sinn haben, daß 
bas Haus der Abgeordneten ed nicht für angemellen eradhte, 
wenn der Königlide Fisfus die berechtigten Anſprüche der 
notbleidenden Lehrer in der Hoffnung auf dem langwieri- 
gen und koftipielichen Wege des gerichtlichen Prozeſſes vers 
weile, daß es ibm gelingen werde, durch eine geſchickte Aus— 
legung ber einſchlagenden formellen Rechtsbeſtimmungen ben 
Klägern ihr Recht ftreitig zu mahen und daß die Dar- 
legung dieſer Auffaffung für die Ihätigfeit der Landesver— 
tretung eine durchaus angemefjene und mwürdige Aufgabe fei. 

Wenn die Kommilfion ih im ihrem Antrage barauf 
beichränfe, daß den Petenten nur die Hälfte des ihnen zu» 
ftehenden Duantums von Brennmaterial und nicht der Ges 
jammtbetrag befjelben in Holz verabfolgt werde, jo geſchehe 
biejes lediglich deshalb, weil dieſelbe nicht über Die Forde— 
rung ber Petenten hinausgehen und dem Foritfisfus jede 
Erleichterung in der Erfüllung feiner geſetzlichen Verpflich— 
tungen, die fih mit den Anſprüchen der Billigfeit irgend 
vertrage, gern zukommen laffen wolle. 

Hierauf entihied fih die Kommilfion abermals ein- 
ftimmig für den Antrag: 

Das Haus der Abeordneten wolle beichließen: 

die Petition des Lehrerd Ogonowski und Genoffen, 
der Königlihen Staats-Regierung zur Berückſichtigung 
zu überweijen. 


Berlin, den 25. Ianuar 1870. 


Die Kommiffion für das Unterrichtsweſen. 


Dr. Techow, PVorfigender. Dr. 9. Bunfen. Bieck. 
Nichter (Sangerbaufen). Dr. Kellner. Schlichting. 
v. Grävenig (Grünberg). Dr. Webrenpfennig. 
Dr. Fünzer. v. Salgtvedell. Dr. Müller (Lauban). 
Stuckmann (Geldern). Dr. Schläger. 
Dr. Wantrup. 
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Abanderungs- Anträge 


dem Beriht der X. Kommiffion über den Entwurf 
einer Grundbuch Ordnung. (Ar. 234. der Brucfadhen.) 


Simon v. Zaftrow. Das Haus der Abgeordneten 
wolle beichließen: 
a) Im &. 44, des Entwurfs der Grundbud- Ordnung: 
Zeile 1. hinter das Wort „Verfügung“ die Worte 
„und der Eintragung” zu fegen. 
b) Den 8. 106. deflelben Entwurfes dahin zu faffen: 

„Perlönliche unvererblihe Einihränfungen des 
Eigentbums oder des Verfügungsrechtes werben 
gelöiht, wenn ber Tod des Berechtigten nachge— 
wiejen ijt. 

Rechte, deren Dauer durd das Leben bes Be 
rechtigten bedingt ift, fann auf Antrag des Eigen- 
thümers nah Ablauf eines Jahres nah dieſem 
Zodestage gelöfcht werben, wenn bis dahin nicht 
wegen etwaiger Rückſtände unter Vermittelung des 
Prozebrichterd eine Vormerkung für die Erben ein- 
getragen ift.* 


Berlin, den 27, Sanuar 1870, 


Simon v. Zaftrom. 
Unterftügt durch: 


v. Gerlad. Dr. Schultz (Memel). Schlenther. 
Winter v. Katte. Muntau. v. Mitſchke-Collande. 
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Abänderungs-Antrag 


zu 


dem Berichte der verſtärkten Rommiſſion für das Iufiz- 
wefen über den Gefehentwurf, betreffend den Anfatz 
und die Erhebung der Gebühren der Rechtsanwalte für 
die Bezirke der Appellationsgeridhte in Caſſel, Kiel 
und Wiesbaden. (Ar. 223, der Drucfaden.) 


- Warburg und Genofjen. Das Haus der Abgeordneten 
wolle bejgließen: 
in dem Titel jowie in der Einleitung des Geſetzent— 
murfes das Wort „Kiel“ zu ftreichen. 


Motive, 


1) Wie die von der Regierung der Vorlage beigefügten 
Motive ergeben, ıft nur durch die in den Bezirken der 
Appellationsgerichte zu Gaffel und Wiesbaden, baupt» 
fählih aber in dem erfteren erhobenen Klagen über 
die Höhe der von den Anmälten berechneten Reiſe— 
ſpeſen der gegenwärtige Gejegentwurf veranlaßt. In 
denn Bezirf des Appellationsgerihts Kiel find ſolche 
Klagen gar nicht laut geworden und fehlt es deshalb 
an jeder rechtlihen Veranlaffung, den dort beftehenden 

Zuftand Schon wieder zu verändern. 

2) Durd; die Juftizverfaffung des Jahres 1867 ift Der 
Anwaltftand in der Provinz Schleswig-Holftein in 
feinen Sntereffen ſchwer beihädigt, intem man die für 
eine geichloffene Abvofatur berechnete Gebübrentare 
ohne alle Rüdfiht auf die beftehenden Verhältniſſe in 
ein Gebiet einführte, in welchem bis dahin die freiefte 
Konfurrenz geherrſcht hatte. Eine weitere Shmälerung 
der bereits * beſchranlten Gebühren, wie die Vor— 
lage fie will, würde in vielen Fällen die Eriftenz der 
Anwälte volftändig untergraben. 


Warburg. Dr. &orengen. Hugenberg. Werſtler. 
Forhhammer Wide Pflueg. Wolff. Barpe. 
Dr. Schlaeger. Meyer (Tondern). Pauls. Nüder. 
Thomſen. Schlidting. Reeder. Heyl. Godel. 
ur Pe Delzer (Aachen). Lutteroth. Behrenz. 
arz. Wieſe. Allnoch. Winkelmann. 
— ——— Ebner. Drabich. Wölfel. 
Witt. Adickes. Karſten. Dr Müller (Haunover). 
Oppermaun. Gerftenberg. Böhmer. Dr. Tehow. 
Gottſchewski. Trapp. Mohr. v. Beeften. Plehn. 
Dr. Müller (Lauban). Neuffer. Larenz. Engel. 
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Antrag 


zu 


dem Entwurf eines Gefehes über den Eigenthums- 
Erwerb und die dinglihe Belaftung der Grundftüce, 
Bergwerke und felbfifländigen Gerechtigkeiten. 
(Ar. 23. refp. 212. der Druckſachen.) 


Laster: Das Haus der Abgeorbneien wolle beſchließen: 
u + + 
Den $. 11. folgendermaßen zu fafjen: 
Hat der Eigenthümer Mebreren ein joldhes perjön- 
lies Recht zum Grundftüd eingeräumt, weldes 
nur durch Eintragung dinglid werden 
fann, jo gebt das Recht u. |. w. — mie in ber 
Regierungd-Borlage. 
Die Rangordnung der auf bemjelben Grund- 
ftüd eingetragenen Rechte beftimmt fi nad ber 
Reihenfolge der Eintragungen. 


Berlin, den 28. Sanuar 1870. 
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Auf die Tages⸗Ordnung einer der nächſten Plenar- 
figungen wirb gelegt werben: 


Mündlicher Bericht über den mit dem Senate 
der freien Hanjeftadbt Bremen wegen einer Erweiterung des 
Bremerhafen-Diftrifts abgejhloffenen Vertrag. (Nr. 243. 
der Druckſachen.) 


Berichterftatter: Abgeordneter v. Bennigfen. 
YUntrag des Berichterftatters: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
dem Bertrage die verfaffungsmäßige Zuftimmung 
zu ertheilen. 


Berlin, den 28. Januar 1870. 


Der Präfident des Haufes der Abgeorbneten. 
v. Fordenbed. 
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Zuſammenſtellung 


des 


von den Abgeordneten v. Dieſt und Genoſſen beantragten Geſetz-Entwurfs, betreffen 

die Ausdehnung der Borjchriften des Gejeged vom 21. Zuli 1852. (Gefeg-Sammlun 

pro 1852, Seite 465) — Nr. 154. der Drudjadyen — mit dem bei der Borberathun 
über diejen im Plenum gefabten Bejchluffe. 


Vorlage. Befchluß des Hauſes. 
Geſettz, Gefeß, 
betreffend betreffend 
die Ausdehnung der Borfchriften des Gefehes vom die Ausdehnung der Borfhriften des Geſetzes vo 
21. 3uli 1852 (Gef.-5. pro 1852, $. 405.) 21. Iuli 1852 (Gef.-5. pro 1852, 5. 465.) 
Bir Wilhelm, von Gottes Gnaben, König von 
Preußen ıc. 
verorbnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages 
was folgt: 
Einziger Paragraph. Abgelehnt. 


Die Borfhriften des Geſetzes vom 21. Juli 1852 
in $. 87. unter Nr. 2. wegen einftweiliger Berjepung in 
den Rubeftand mit Gewährung von Wartegeld, finten 
auch auf die vortragenden Räthe in den Minifterien An— 
wendung. 


Berlin, den 27. Januar 1870, 


Der Präfident und die Schriftführer des Hauſes der Abgeordneten. 


v. Fordenbed. Dr, Beder. Dr. Eolberg. v. Puttlamer. 
Dr. Lutterroth. 
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Antrag 


zu 


dem Entwurf eines Gefehes über den igenthums- 
Erwerb und die dingliche Belafung der Grundflüce, 
Bergwerke und felbfiftändigen Gerechtigkeiten. 
(Ar. 23. refp. 212. der Brucfaden.) 


Freiherr v. Eckardſtein und Genoffen. Das Haus ber 
Abgeordneten wolle beſchließen: 
den 8. 48, dahin zu faflen: 

Der Erfteher erwirbt das Eigenthum frei von 
den Hypotheken des verfaufenden. Gläubigers und 
der denjelben nachftehenden Gläubiger u. |. w. (wie 
in der — 


am Schluß des FE — 
Die Forderungen der Gläubiger, welche vor 
dem verkaufenden Gläubiger eingetragen find, wer—⸗ 
den durch die Subhaftation nicht berührt. 


Freiherr v. Edarbdftein. Miquél. v. Kardorff. Graf 
Bethuſy⸗Huc. 


II. 
Antrag 


zu 


Ar. 24., 234. und 235. der Druckſachen, den Ent- 
wurf einer Grundbuch-Brdnung betreffend. 


Dr. Koſch und Genoffen. Das Haus der Abgeordneten 
wolle beichließen: 
ben vorliegenden Entwurf einer Grundbud «Orb» 
nung in der von ber Kommilfion vorgeſchlagenen 
Faſſung ohne vorherige Spezial» Diskuffion im 
Ganzen anzunehmen. 


Berlin, ben 28. Januar 1870. 


Dr, Koid. tampugnani. Seubert. Thilo. 


Mrranmar SGranıkur-t I aTkar 
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Bericht 


der 


vereinigten Kommiſſionen für Finanzen und 
Zölle und für Handel und Gewerbe über 
den Entwurf eines Geſetzes, betreffend 
einen Zuſatz zu dem Geſetze vom 17. Fe— 
bruar 1868 wegen Aufnahme einer An— 
leihe von 40 Millionen Thalern zur Deckung 
von Vorſchüſſen für Eiſenbahn-Anlagen, 
zur Beſchaffung von Betriebsmitteln für 
bereits beſtehende na ae ar und zur 
Erweiterung des Eijenbahnneges. 
(Nr. 203. der Drudjachen.) 


Durd den vorgelegten, vorftehend näher bezeichneten 
Geſetz⸗ Entwurf wünht die Königliche Staatsregierung bie 
Ermädtigung zu erhalten, die im $. 1. des Geſetzes vom 
17. Februar 1868, betreffend die Aufnahme einer Anleihe 
von 40 Millionen Thalern zur Dedung von Borihüjfen 
für Eifenbahn- Anlagen sc. ınter den Pofitionen 1 bis 11 
aufgeführten Eummen dergeftalt übertragen zu dürfen, baf 
etwaige Mebrbebürfniffe bei einzelnen Pofitionen aus ben 
noch disponiblen Mitteln bei anderen gebedt werben fünnen. 

Die erwähnte Anleihe follte befanntlid die Mittel ges 
währen: 

1) für die Vollendung der Eifenbabn von Göttingen nad) 
Ahrenshaufen; : 

2) für den Weiterbau der Eiſenbahn von Nordheim bis 
zur ehemaligen Landesgrenze in der Richtung auf 
Nordhauſen nebft Zweigbahn von Herzberg nad Oſterode 
und weiter bis zur Braunſchweigiſchen Grenze; 

3) für Die Vermehrung bed Betriebömateriald der Hanno» 
verſchen Eijenbahnen, für den Umbau und die Er- 
weiterung des Bahnhofes zu Hannover und für fonftige 
Frgänzungebauten auf den Bahnhöfen, für Wärter- 
und Beamten-Wohnhäuſer, Zelegraphen-Einrihtungen 
und dergleichen, fowie zur Bervollftändigung des zweiten 
Bahn » Beleifes; 

4) zur Vollendung der Bebra- Hanauer Gijenbabn rin» 
ſchließlich des Erjapes für Herftellung des zweiten Ges 
leiles auf der Main-Weſer Eilenbahn; 

5) für den Bau einer Eijenbahn von Elm nah Gmünden; 

6) zur Dedung ter zu Ergänzungsbauten und zur Ver 
mebrung des Betriebsmateriald der Naſſauiſchen Eifen- 
bahn ſchon früher verwandten Geldbeträge; 

7) für den Bau einer Zweigbahn von Limburg nad 
Hadamar; 
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8) ne einer Zweigbahn von Diep nah Hahn 
flätten; 


9) zur Anlage einer Zweigbahn der Schlefiihen Gebirge: 
bahn von der Station Ruhbank über Landeshut und 
Liebau bis zur Böhmiſchen Grenze in der Richtung 
auf Schwadowitz; 

10) zum Bau einer Eiſenbahn von Schneidemühl über 
Gonig nah Dirſchau; 

11) zum Bau einer Eifenbahn von Thorn nad Iufterburg 
mit fefter Meichjelbrüde bei Thorn. 

Wie aus den Motiven zu dem vorliegenden Gejep-Ent- 
wurfe bervorgebt, hat die Veranlaffung zu demfelben die 
bedeutende Ueberſchreitung des Voranſchlags der Bebra— 
Hanauer Bahn (Poſ. 4. vorſtehend) bezüglich der für den 
Grunderwerb und die Erdarbeiten angenommenen Sunmen 
gegeben, welche vorausfihilih den Betrag von 500,000 
Thalern erreichen, wenn nicht überfteigen wird, wogegen bei 
einzelnen der übrigen vorftehend aufgeführten Bahnanlagen, 
weldhe zum Theil bereits fertig geftellt find, fi voraus 
ſichtlich bei Aufftellung der Schluß» Abrehnung Eriparniffe 
ergeben werben. 

In Ergänzung der Ausführung in den Motiven ſei bier 
noch bemerkt, daß der zwilchen der — Angabe 
und der Angabe in den Motiven zu dem Geſetz-Entwürfe, 
betreffend die 40 Millionen Anleihe, fi vorfindende Unter 
ichied in den Summen, welde neben dem Koftenbedarf für 
die Herftellung des zweiten Scienengeleiles auf der Main: 
Weſerbahn (1,250,000 Rihlr.) zu anderweiter Arbeiten aus 
dem bei dem Bankhauſe v. Rotbihitd & Söhne in 
Franffur a M. für den Bau der Bebra⸗Hanauer Bahn 
fontrahirten Anleben von 10 Millionen Thalern verwandt 
worden find, die hier auf 512,607 Rtbir., dort auf 452,406 
Rihlr. angegeben find, darin jeinen Grund bat, daß bei 
legterer Angabe auf der einen Seite ein Vorſchuß für den 
Beginn des fogenannten Sterbefriger Tunnels auf der Elm— 
Gmündener Bahn von 100,000 Rihlr., auf der anderen eine 
Rüderftattung nicht berüdfichtigt worden waren. 

Die Motive zu der gegenwärtigen Gelepes » Vorlage 
führen dann weiter aus, daß nah Anſicht der Königlichen 
Staats-Regierung Behufs Dedung der erwähnten Ueber— 
ſchreitung der von ihr vergeichlagene Weg, die im $.1. des 
Geleges vom 17. Februar 1868, betreffend die Aufnahme 
einer Anleihe von 40 Millionen Thalern, unter den Po— 
fitionen 1. bis 11. aufgeführten Summen für gegenfeitig 
übertragbar zu erklären, bergeftalt, daß die Staats-Regie— 
rung etwa fi) ergebende Mebrbedürfniffe bei einer Pofition 
dur die noch diöponiblen Mittel bei anderen zu decken bes 
rehtigt fei, vor der Aufnahme einer weiteren Anleihe zum 
Zweck der Fertigftellung der Bebra-Hanauer Bahn um des— 
willen den Vorzug verdiene, weil die Möglichkeit, ja jogar, 
ſoweit ſich bis jept überfehen laffe, die Wahrſcheinlichkeit 
vorliege, daß bei einzelnen Ausgaben Pofitionen des er: 
wähnten Gefeges ih Eriparniffe von folder Höhe würden 
erzielen laffen, daß die Gefammtjumme von 40 Milionen 
Tbalern zur Erfüllung ſämmtlicher Zwede, für welde fie 
beftimmt fei, ausreichen würde; erft wenn fid herausftellen 
ſollte, daß dieſes nicht der Kal ſei, dürfte es an der Zeit 
fein, der Frage wegen Aufnahme einer weiteren Anleihe näher 
zu treten. 

Bei der Borberatbung des Gefep » Entwurfs in den 
vereinigten Kommilfionen, welde in Gegenwart der Herren 
MinifterialeDireftor Weishaupt, Geheimer Ober: Finanze 
Neth Meinede und NegierungssAffeflor Dr. Fröhlid in 
Vertretung der Königlihen Staats » Regierung ftattfand, 
wurde im Allgemeinen den Erwägungsgiünden der Metive 
Zuftimmung ertheilt. Indeſſen wurden dod von verſchiede— 
nen Seiten lebhafte Bedenken gegen das Syſtem der Revis 
rements, welches durch die Geſetzee-Vorlage bei den Staatie 
Gilenbahn- Bauten eingeführt werben folle, geltend gemacht 
und namentlid hervorgehoben, daß durch Annahme dieles 
Syſtems die Verantwortlichkeit der Staatd-Negierung für 
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ftrenge Einhaltung ihrer eigenen ger e erheblich 
vermindert werde; Mebrbebürfniffe über die bewilligten, be» 
ziehungsweile von der Lepteren für beftimmte Anlagen bes 
antragten Summen hinaus bürften lediglich im Wege ber 
Nahtrags- Forderungen beftritten werben; wenn man nichts» 
deftoweniger ber gegenwärtigen Vorlage die Zuftimmung 
ertbeile, jo jeien hierfür nur Grundſaͤtze der Nüplichkeit 
maßgebend, ber Zwang bazu liege in dem jeiner Zeit au« 
genommenen Geſetze über die 40 Millionen Anleihe, man 
werde jept nicht umhin Fönnen, die Konfequenz des damals 
— Fehlers zu ziehen. 

om einer anderen Seite wurde in Uebereinftimmung 
mit dieſer Auffaffung bemerkt, daß für Anlagen, wie bie 
bier in Rebe ftehenden, leineswegs Pauſchquanta bewilligt 
würden; vielmehr erfolge die Bewilligung der betreffenden 
Summen nur für die beftimmten Zwede; wenn biejelben 
nicht ausreichten, fo müßten — falls feine verfügbaren an« 
derweiten Fonds vorhanden jeien — Nadhtragsbewilligungen 
nachgeſucht werben; das jept von der Königlichen Staatd- 
Regierung vorgeichlagene Spftem müffe zu einer Berwirrung 
in den bezüglihen Etats und Rechnungen führen; wenn 
man im Prinzip gegen das Syftem ber Revirements, doch 
für die Gefepesvorlage ftimme, jo geihehe dies lediglich aus 
Zwedmäßigfeitägründen. 

Bon einer dritten Seite wurde Darauf aufmerfjam ges 
madt, daß, während die Motive fill nur mit der Ueber« 
ſchreitung des Koftenanihlags bei ber Bebras-Hanauer Bahn 
beſchäftigten, ug der Gefepentwurf allgemeine Nevirements 
für die zu den ſämmtlichen 11 Eifenbahn-Anlagen bewillig- 
ten Summen verlange — welches Bedenken dur bie Ein- 
gangs bereit gegebene Ergänzung zu den Motiven feine 
Erledigung fand — und ben —2* erwähnten Ausd« 
führungen noch hinzugefügt, daß, wenn man fi dennoch 
für Genehmigung der Be erkläre, biejes nur mit Rück— 
fiht auf die konkreten Berhältniffe geſchehe; werde die nach— 
eſuchte Genehmigung verweigert. jo könnte leicht der Uebel⸗ 
—* eintreten, daß, —— auf der einen Seite dem 
Staate an einzelnen der bewilligten Summen vieleiht Er— 
ſparniſſe zu: Verfügung ftänden, auf ber anderen Seite 
Koftenslleberfjhreitungen zu deden jeien, wozu es an Mitteln 
mangelte. 

Seitens der Vertreter der Königlichen Staats⸗-Regierung 
wurde dem gegenüber ausgeführt, daß bie biesfeitige Ver—⸗ 
waltung irgend ein Vorwurf wegen der beim Bau der Bebra- 
Hanauer Bahn eingetretenen Ueberſchreitung des Koftenan- 
ſchlages nicht treffen fünne; der Bahnbau jei bereit# von 
der Kurfürftlid Heſſiſchen Regierung in Angriff genoms« 
men und eine Beränderung der gegenwärtigen Linie, 
auf der die ftattgefundenen bedeutenden Erb» reip. Berg⸗ 
rutihungen in Folge der hödſt ungünftigen geognofti« 
ſchen Beſchaffenheit des Terrains vorzugsmeile die Weber- 
ſchreitung des Voranſchlags verurſacht hätten, nicht mehr 
möglich geweſen. Zur Dedung dieſer Mebrfoften babe 
die Staats-Regierung fi vor die Alternative geftellt gefehen, 
bei der anbesvertretung entweder bie anberweite Bewilll— 
gung des Mehrbedürfnitfes oder die Genehmigung zur Ver 
wendung von ——* an den anderen Poſitionen des 
Geſetzes vom 17. Februar 1868 nachzuſuchen. Man 
habe geglaubt, dem letzteren Verfahren den Vorzug geben 
zu ſollen, um ſpäter vielleicht einer Vorlage beirehs er⸗ 
wendung der bei den anderen Poſitionen eiwa erſparten ver⸗ 
fügbaren Mittel und jept ber Kontrabirung einer Anleihe 
zur Dedung der bei Diejer einen Pofition entftaudenen 
Mehrausgaben ſich überboben zu ſehen. Dab man das 
Revirement allgemein wünſche, habe darin feinen Grund, daß 
fi noch nicht überjehen laffe, wo Erjparungen zu machen 
und wo eima nod außerdem Ueberjchreitungen des Koften» 
Anſchlages zu deden fein dürften, da insbeloydere die unter 
den Pofitionen 10. und 11. aufgeführten Bahnen noch im 
Bau begriffen feien. 
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Wenn man aus dem Schooße der Kommiſſionen ſich 

fo entſchieden gegen Revirements aueſprechen zu ſollen ge— 
laubt habe, ſo dürfe dies doch wohl nur unter der Be— 
——— zu verſtehen ſein, ſoweit es ſich um gegenſeitige 
Uebertragbarkeit von für verſchiedenartige Zwecke bewilligten 
Fonds handele; nicht wie hier um völlig gleichartige. Auch 
früher jeien ftetd die bei Anleihen für Eifenbahn» Anlagen 
— Erſparniſſe für anderweite Zwecke ber Eijenbahn- 
erwaltung verwandt worden. 

Im Intereffe einer möglichft jparfamen Ausführung 
dieſer Anlagen feien bier aber Revirements innerhalb gleich» 
artiger Objekte geradezu geboten. Es ſei abjolut unmög- 
lich, die Koften-Anjhläge Jo genau aufzuftellen und auszus 
arbeiten, baß nicht hier oder dort Ueberjchreitungen bertel 
ben jpäter einträten. Fände nun eine gegenfeitige Ueber» 
tragbarkeit der einzelnen Pofitionen nicht ftatt, jei diefelbe 
auegeichloffen, jo würde man fi) genöthigt jehen, bei Aufs 
ftelung der Koſten-Anſchläge die ungünftigften Berhältniffe 
zur Berechnung zu ziehen, um etwaige fpätere Nachforde— 
rungen zu vermeiden. Diefes Verfahren würde aber eine 
leicht über das Maß des Nothwendigen hinausgehende Stei- 
gerung der Aniprühe an die Landesvertretung zur Folge 
haben, wogegen das jept beobachtete Verfahren ie aud in 
der Praris bewährt habe und die Preußiſchen Staatsbauten 
fi vortbeilhaft vor anderen durch Billigfeit der Ausführung 
auszeichneten. 

Zudem würde es wohl nicht beftritten werden, daß es 
im finanziellen Intereffe des Staats vortheilhafter und daher 
vorzuziehen jei,, eine große Anleihe ftatt mehrerer Eleiner zu 
fontrabiren. So habe man daher auch ftets verfahren und 
werde insbejondere auf das bezügliche jüngfte Geſetz vom 
9. März 1867, betreffend die Kontrabirung einer Anleihe 
von 24 Millionen Thalern verwielen — eine Bezugnahme, 
die übrigens als zutreffend beftritten wurbe. 

Diefe Erwägungen fanden im Allgemeinen die Zuftim« 
mung der vereinigten Kommilfionen, in&bejondere jprah man 
fi gegen Kontrabirung einer Anleihe zu dem vorliegenden 
Zwede und im gegenwärtigen Augenblide aus, und erfannte 
die Schwierigkeiten für die Königlihe Staats-Negierung 
an, wenn für Bollendung genehmigter Bahnbauten bei Uns 
zulänglichfeit der bewilligten Mittel Nahforberungen ges 
macht werben müßten, an deren Stelle fih unzweifelhaft 
die Verwendung bieponibler Fonds, beziehungsweife gemadhter 
Eriparniffe empfehle. 

Bei der ſchließlichen Abftimmung wurde von den vers 
einigten Kommilfionen der von den beiden Referenten der— 
jelben geftellte Antrag einftimmig angenommen und beichloffen, 
dem Haufe zu empfehlen: 

Das Hohe Haus wolle dem vorgelegten Geſetz— 
Entwurfe die verfafjungsmäßige Zuftimmnng er 
ertheilen, 


Berlin, den 28, Januar 1870. 


Die vereinigten Kommiſſionen 


für Sinangen und Zölle. | für Handel und Gewerbe. 
v.Bonin (Borfipender). * 
—8 —53— —— —— 
Dr. orengen, reihr. v. ars Mayer(Marbur r 
g g)-Dr.Beder. 
jenbadh. Wgricola. Dr. | 7, Schlienfamp. Mruntan. 
Glaſer. Graf Wilamowitz⸗ | v.Zempelboff. Dr, Achens 
le = een ' bad. SHlein (Sannover). 
FEAR ir ri wat un 9». ÖEnmerm. Dr Braun 
ler — It. '  (Wienbaden‘. Rreiberrv.Schröts 
nigsberg). 9. Saldern, Dr. Mr —— Bea: 
hmanı. Dr Loewe. k 
Hoene, v. Bredow, Gres | 
tind. Duncker. 
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Zuſammenſtellung 


XII. Rommiſſion aus den Petitionen, ſoweit dieſelben 
auf den Titel I. Abſchnitt 1. und 2. und auf Titel Il. 
Abſchnitt I. nnd 2. des Bireisordnungs-Entwurfs 


fid) beziehen. 


1) Zu $ 4 Magiſtrat und Stadtverordnete von 
Aſchersleben petitioniren dahin, nit nur den Städten, die 
30,000 Ginwohner haben, jondern auch ſchon denjenigen, 
welche 20,000 Einwohner haben, die Befugniß zur Bildung 
eines eigenen Kreisverbandes zu geben. 


2) Zu $. 4. Der Magiftrat zu Anclam (II. Nr. 686.) 
beantragt, daß auch Städten mit geringerer Einwohnerzahl 
als 30,000 Seelen, das Recht verlichen werde, aus dem 
Kreisverbande auszuſcheiden, jofern fie den an einen Kreis 
zu ftellenden Anforderungen genügen können, was von einer 
Einwohnerzahl von mindeftens 10,000 ohne Weiteres an- 
zunehmen jei. 


3) Zu $. 4 Meagiftrat und Stadtvererdnete zu 
Marienburg (II. 400.) beantragen, daß die Ausicheidung 
aus dem Kreisverbande jeder Stadtgemeinde freiſtehen jolle, 
und zwar ohne Aufenthalt dur die im 2. Ablage des 
$. 4. vorgejchene Auseinanderfepung und mit Vorbehalt des 
Rechtswegs bei Streitigkeiten über tie Auseinanderfegung. 


4) Zu $. 4. Der Magiftrat zu Quedlinburg (II. 401.) 
und der Magiftrat und die Stadtverordneten zu Egeln 
(IT. 383.) beantragen, daß die Ausiheidung aus dem Kreis— 
verbande allen Städten, welde den Anforderungen an einen 
Kreis zu genügen im Stande find, unbeſchränkt freie 
ftehen jolle; event. will der Magiftrat zu Duedlinburg dieſes 
Recht wenigftens den Städten mit 20,000 Einwohnern und 
darüber beigelegt willen. 


5) Zu :: 9. Magiſtrat und Stadtverordnete zu 
Marienburg (IT. 400.) beantragen neben dem zu $. 4. ges 
ftellten Prinzipalantrage, event. den $. 9. hinſichtlich der 
Städte zu jutpendiren; wenn aber auch hierauf nicht ein» 
gegangen werden follte, 

a) die Stadtgemeinden nur in denjenigen Zweigen zu den 
Kreisausgaben heranzuziehen, hinſichtlich Deren eine 
Gemeinfamfeit der Intereffen zwiſchen ihnen und der 
Landbevölkerung obwaltet, und hierüber went. im Rechts— 
wege enticheiden zu laſſen, 

b) die Erhebung der Zuſchläge zum Kreisbudget mac 
Mafgabe eines für den ganzen Kreis einheitlich aufs 
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geftellten Steuerſyſtems erfolgen zu laffen, unter gänz- 
lihem Ausihluß der Gewerbefteuer und unter Subfti- 
tution einer fingirten Klafjenfteuer bei den mahl- und 
ſchlachtſteuerpflichtigen Städten. 


6) Zu $. 9. Die Kreisftände des Kreiſes Inowraclaw 
(II. 356.) beantragen einftimmig, daß ber Zwang für bie 
Kreis-Kommunen, bei der Bertheilung der Kreistommunal- 
Beiträge au die Grund» und Gebäubdefteuer mit zu Grunde 
zu legen, aus dem Entwurfe geftrihen, daß es vielmehr 
den Kreiien überlaffen werde, ob fie dieſe Beträge lediglich 
als Zuſchläge zu der Klaſſen-, Einfommen-,, Mabhl- und 
Schladt-Steuer erheben, oder außerdem auch die Ertragd- 
Steuern, d. i. die Grund-, Gebäude- und Gewerbe-Steuer 
mit in die Berechnung ziehen wollen. 


7) Zu $. 9. Der landwirthſchaftliche Verein im Kreife 
Rügen (Il. Nr. 752.) bittet, daß die im $. 9. drohende 
neue Belaftung des ländlihen Grundbefipes abgewendet werde. 

Daffelbe beantragen mehre Mitglieder des landwirth⸗ 
ihaftlihen Vereins zu Treptow a. d. Tollenſe (II. N. 617.) 


8) Zu $. 9. In den Petitionen bes Vorftandes bes 
landwirtbichaftlichen GentralsBereins des Neppiftrifts (Iourn. 
U, Rr. 653.), des landwirthſchaftlichen Vereins zu Anflam 
(Jouru. I. Ne. 900., 912.), des landwirthſchaftlichen Ber- 
eins im Mansfelder Seekreiſe (Journ. II. Nr. 900, 912.) 
wird übereinftimmend Verwahrung gegen den Mapftab ein- 
gelegt, welder nad F. 9. des Entwurfs der Vertheilung 
der Kreis⸗Kommunallaften zum Grunde gelegt werden fol. 
Schon durch die Grundfteuer jei dem ländlichen Befipe 
eine bebenflihe und im vielen Fällen harte Mebrbelaftung 
gegenüber andern Erwerbäquellen auferlegt. Man wolle 
daraus micht den Anfpruch herleiten, daß die Grund» und 
Gebäude-Steuer bei der Veranlagung der Kreisfteuer ganz 
außer Adıt bleibe; aber man halte ed für eine ungerechte, 
die realen Berhältniffe außer Berüdfihtigung laffende Be- 
ftimmung, wenn Diejelbe unter allen Umftänden und min- 
beftens zur Hälfte des Autheild der Klaffen und Ein- 
fommenfteuer mit in Berehnung gebradyt werben jolle. 
Auch für die Kreis-Chaufjeebaulaften treffe dieſer Mapftab 
nit ald ein durchaus gerechter zu. Es erſcheine hiernach 
unerläßlih und dem in der Selbftverwaltung begründeten 
Selbftbeftimmungsrehte der Kreis- Vertretung nur entſpre— 
hend, daß das Minimum, mit welchem die Grund» und 
Gebäubdefteuer zur Beranlagung binzuzuziehen, nicht unter 
allen Umftänden ein fefiftebendes, und namentlid, daß es 
nicht ein jo hoch gegriffenes ſei, wie im $. 9. des Gejepes. 
Es werbe gebeten, den Schlußſatz dieſes Paragraphen dahin 
abzuändern, 

daß die Grund- und Gebäudefteuer höch ſtens bis zur 

Dale des Antheild heranzuziehen ſei, mit welchem die 

Klaffen- und Einfommenfteuer belaftet wird. 

Ein gleicher Antrag wird in ber Petition des Bor« 
ftandes des landwirthſchaftlichen Bauern-Vereins des Saal» 
freifes, Sourn. II. Nr. 900. 912., gejtellt. 

Aus ähnlichen Erwägungsgründen gelangt die Petition 
der Borftände der landwirthſchaftlichen Vereine des Greifs— 
walder und Franzburger Kreifes, überreicht dur das Haupt« 
Direktorium des Baltiſchen Gentralvereins zur Beförderung 
der Landwirthſchaft, Journ. IL. Nr. 876,, zu dem Autrage: 

den Prozentjag, mit weldem die Grundfteuer zu den 

Kreislaften herangezogen werben muß, nicht vorzu« 

Ihreiben, jondern die Höhe der Heranziehung dem 

Kreisftatut zu überlaffen. 

Endlih beantragt der Borftand des landwirthichaft- 
lichen Bereind zu Königäberg in der Neumark (Il. 687.) 
aus Nüdfiht auf die unverhältnigmäßige Belaftung des 
Srundbefiges die auf die Aufbringung der Kreisfteuern be: 
zuglichen Paragraphen des Gejepentwurfs mindeftens nicht 
zu Ungunften der Grundbefiger zu amendiren. 
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9) Zu $$. 12,, 13. Die Direftionen der Berlin-An- 
haltiſchen, ber Berlin-Potsdam-Magdeburger und der Berlin» 
Hamburger Eijenbabn-Gejelihaft (IL, 646.) beantragen: 

von der Befteuerung des Einkommens der Aftienge- 

jenihaften Abftand zu nehmen, 

eventuell dieſe Befteuerung mwenigftens von offenbaren 

Härten und Ungleichheiten dadurch zu befreien, daß 

1) den Aktiengeſellſchaften die Befugniß gegeben werde, 

bei ber Feftftelung ber Tarife und bei ber Ber« 
anlagung mitzuwirken, ſowie 

2) die Befugniß der Reflamation an die Regierung 

und an die Minifter, und daß 

3) ein heil der Dividende — etwa 5pE&t. bed An« 

lagefapitald — von jeder Befteuerung Seitens der 
Kreife, Gemeinden u. ſ. w. freigelaffen werbe, uns 
ter Wegfall des den Aftionären im $. 12. nad» 
gelaffenen Abzugs. 

Die Kreisftände des Kreiſes Inowraclaw (II. 356.) 
beantragen, daß die juriftiihen Perfonen, insbejondere ber 
Fisfus, nah benjelben Beftimmungen zu ben Sreislaften 
herangezogen werben, wie die Forenſen und Aftiengefell» 


ſchaften. 


10) Zu $. 19. Magiſtrat zu Quedlinburg (IL 401.) 
und Magiftrat und Stabtverorbnete zu Egeln beantragen, 
dahin Beftimmung zu treffen: 

daß die ftädtiihen Gemeinde- und Polizeibezirke ftets 

bie ganze Stabt umfaffen, einſchließlich der darin be 

legenen, wenn auch bisher erimirten Domainen- und 

Rittergüter. 


Berlin, den 27. Sanuar 1870, 


Die XII. Kommiffion. 


Der Borfipende: Der Bericterftatter: 
Graf v. Schwerin: Putar. v. Brauchitfch (Eibing). 
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Berichterftatter: Haus der Abgeordneten. 
Abgeordneter Stengel. 10. 2egislatur» Periode. 
— —— — 


II. Seſſion 1869. 
— —————— 


Bericht 


der 


vereinigten Kommiſſionen für Finanzen und 
Zölle und für Handel und Gewerbe über 
den Geſetz-Entwurf, betreffend die Deckung 
der im Sahre 1870 erforderlihen Ausgaben 
zur weiteren Vervollſtäudigung und beſſe— 
ren Ausrüjtung von Staatseiſenbahnen 
(Nr. 222. der Drudjachen). 


Die vereinigten Kommiffionen unterzogen fi der Be 
rathung des vorbezeichneten Gejep-Entwurfs in der Sitzung 
vom 21. Januar in Gegenwart der Herren: Minifterial« 
Direltor Weißhaupt, Geheimer Ober - Regierungsrath 
Mebes und Geheimer Ober⸗Finanzrath Meinede als Ber: 
treter des Handels» reip. Finanz Minifteriums. 

Die Königlihe Staats-Regierung beantragt, für Die 
außerordentlihen Bedürfniffe zur Bervollftändigung und 
befjeren Ausrüftung von Staatseijenbahnen, welde in dem 
Gtat für 1870 nur mit dem Betrage von 892,481 Rthlrn. 
21 Sgr. einſchließlich des Dispofitionsfonds von 150,000 
Rthlrn. ihre Dedung gefunden haben, eine fernere Summe 
von 1,187,708 Rıhlen. 2 Sgr. 9 Pf. zu verwenden. Dieſe 
Summe fol beihafft werden durd ven Reftbeftand des 
dur das Gejep vom 25. März 1869 aufgelöften Garantie 
fonds für das Breslau Pojen-Glogauer und das Polen» 
Thorn-Bromberger Eijenbahnunternehmen, durch die Erſpar⸗ 
niffe aus den durch das Gejep vom 26. Mai 1865 für ge 
wiſſe Eifenbahnbauten zur Verfügung geftellten Fonds und 
durch zwei von ber Kurfürft Srievrige Wilhelm Nordbahn 
und von dem Bremiſchen Staat vertragsmäßig zu erwar— 
tende Zahlungen. Im den Motiven wird ausgeführt, daß 
die beantragten Berwendungen fiy auf drei Bahnen vers 
theilen, nämlih auf die Weftppäliihe Bahn mit 369,598 
Rthlen. 2 Sgr. 9 Pf., auf die Saarbrüder Bahn mit 
228,950 Rthirn. und auf die Hannoverfde Bahn mit 
589,160 Rthlen., und daß dielelben bereits für das Jahr 
1870 unumgänglid nothwendig find, wenn die genannten 
Bahnen in den Stand gejept werden jollen, den Bebürf- 
niffen deu gefteigerten Verkehrs zu genügen. 

Gegen die Vorlage wurde von einer Seite der prin- 
zipielle Einwand erhoben, daß jowohl die in derjelben bes 
antragten außerorbentlihen Ausgaben für Eiſenbahnzwecke, 
als aud die zu ihrer Dedung flüjfig werdenden Fonds und 
Einnahmebeträge in dem Staatshaushaltsetat hätten aufge 
nommen werben müſſen, welcher alle in dem Gtatsjahr zu 
erwartenden Ausgaben und Einnahmen zu umfaljen habe. 
Wenn man, wie behauptet werde, die bier vorliegenden Bes 
träge bei Aufftellung des Etats für 1870 noch nicht habe 
überleben können, jo hätten dieſelben in einen Nachtrage⸗ 


Etat Aufnahme finden follen — nur in dieſer Form könne 
der Gefepeutwurf genehmigt werben. Bon anderer Seite 
wurde diefe Anſchauung nicht getheilt, da bereits in früberer 
Zeit in Äähnlifcher Weije verfahren jei und das Ausgabebe- 
willigungsredht des Haufes ebenio gut gewahrt werde, wenn 
die Ermächtigung zu den betreffenden Ausgaben in einem 
befonderen Geſetz nachgeſucht werde, ald wenn ed in Form 
eines Nachtragetats er Dagegen wurde ber Munich 
ausgeſprochen, die Königlihe Staats-Regierung möge da» 
rauf Bedacht nehmen, aus einem entiprechenden Theil der 
Betriebsüberfchüffe der Staatseifenbahnen einen Reſervefonds 
zu bilden, durch melden ſolchen außerorbentlihen Bebürf- 
niffen für das Eifenbahnwelen genügt werden könne, ohne 
daß dafür beiondere Hülfsquellen aufgefuht werben 
müßten. 

In lepterer Beziehung wiefen namentlih die Herren 
Regierungd-Kommilfarien darauf bin, daß die Staatseilen- 
bahnen fidy in einer ganz anderen Lage befänden, als bie 
Privatbahnen, bei denen ein Rejerve- und Erneuerungsfonds 
gebildet werben müffe, damit nicht die dauernden Erforderniffe 
für die Inftandhaltung und den Betrieb der Bahnen den Inter- 
effen und Wünjchen der Aktionaire für die Bertheilung hoher 
Dividenden geopfert,würden. Die Staatseijenbahnen bildeten 
nur einen Theil der gefammte Staatsverwaltung, und die ſich bei 
ihnen ergebenden Ueberihüffe müßten eben jo gut in bie 
allgemeine Staatskaſſe fließen, wie diejenigen anderer Ber: 
waltungen. Wenn aus den Betrichs » Weberihüffen der 
Staats » Eifenbahnen ein bejonderer Fond gebildet werbe, 
welder nur für die außerorbentlihen Ausgabe » Bebürfnifje 
der Eijenbahn-Berwaltung verwendet werben jolle, jo würde 
darin eine Bevorzugung gegenüber anderen Zweigen der 
Staatöverwaltung liegen, welche in feiner Weile gerecht» 
fertigt werben könne. Auch beträfen die bier beantragten 
Anlagen — als größere Bauten zur Erweiterung von Bahn 
böfen, Vermehrung des Bettiebsmaterials u. |. w. — nur 
joldhe Verwendungen, für tie man auch den Privatbahnen 

eftatten würde, durch Ausgabe von Aktien oder Anleihen 
orge zu tragen. 

Die vereinigten Kommiljionen trugen fein Bedeufen, 
in Die Berathung dei Grfepentwurfs in der vorliegenden 
Form einzutreten, und folgten darin dem Borgange frü— 
berer Jahre, in denen gleichfalls ſolche außerordentlichen 
Ausgaben für die Staats » Eijenbahnen, welde eine Gr 
böhung des Werthes der Anlagen, alſo eine Vermögens- 
verbefferung erzielten, durch Anleihen oder duch Zlüffig- 
madhung von in ben Händen des Staats befindliden Fonds 
in bejonderen —* ihre Deckung gefunden haben. Noch 
im vergangenen Jahre wurde durch das Geſetz vom 
25. März 1869 eine aus ähnlichen Quellen, wie jeht vor— 

eihlagen wird, fließende Summe von Rthlr. 2,142,000 
dar jolde Zwede beftimmt, und konnten Die vereinigten 
Kommilfionen um jo weniger Anftand nehmen, aud bei 
diejer Gelegenheit demjelben Syftem zu folgen, als durch 
die bier proponirten Verwendungen, deren Nothwenbigfeit 
übrigens von feiner Seite beftritten wurde, die in früheren 
Zeiten aufgefammelten Eijenbahnfonds, fo weit fie über 
haupt Hüjfig gemacht werden können, vollftändig erſchöpft 
werden und die Königliche Staatöregierung demnach kaum 
in der Lage jein wird, mit einer ähnlichen Vorlage wieber 
vor das Haus zu treten. 

In der Spezial- Diskuffion wurde zu 8. 1, beantragt, 
die in den Motiven Seite 5. und 6. unter J. II. und III. 
enthaltene Spezifilation der beabfichtigten Ausgaben als 
Anlage dem de einzuverleiben und in der zweiten Zeile 
binter „erforberlihen” die Worte „in der Anlage verzeich- 
neten“ einzufügen. Die Mehrheit der vereinigten Kommij- 
fionen glaubte inbefjen, wiewohl fie die Nichtigkeit des dem 
Antrage zu Grunde liegenden Prinzips der Spezialifirung 
anerfannte, doch aus praftifchen ——— der Königlichen 
Staatsregierung um jo weniger eine jo große Beſchraͤnkung 
auferlegen zu dürfen, als es fi bei den meiften ber in 
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Ausfiht genommenen Verwendungen noch nidt um bie 
Dedung des ganzen Bebürfniffes, jondern nur um die Bes 
friedigung eines Theiles defjelben handelt, und fie hielt es 
ebenſo, wie es bei dem Gejep vom 25. März 1869 geſche— 
ben ift, für genügend, wenn die Gejammtjumme, zu beren 
Berausgabung die Ermädtigung ertheilt wird, in dem Ger 
jepe feftgeftellt wird. Das erwähnte Amendement wurde 
demnach mit allen gegen drei Stimmen abgelehnt und da— 
egen ein anderer Antrag, nad weldem die drei Bahnen, 
fir welde die Berwendungen gemacht werben jollen, in dem 
Geſetz jelbft genannt, und demnad in der dritten Zeile vor 
„Staatseijenbahnen“ die Worte „Weftphälifhen, Saarbrüder 
und Hannöverſchen“ eingeihoben werben, ebenjo wie der 
ganze Paragraph mit dieſer Aenderung, mit großer Majo- 
rität angenommen. 

Die 88. 2. und 3. gaben zu feinem Bedenken Anlaß 
und wurden, ebenfo wie das ganze Geſetz, nachdem die 
üblihe Eingangsformel hinzugefügt und die Ueberſchrift den 
gefaßten Beichlüffen entiprehend abgeändert war, faft ein- 
ftimmig angenommen. 

Die vereinigten Kommiſſionen beantragen demnach: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beiäliefen: 

Dem Gefepentwurfe in der laut der Anlage 
von den Kommilfionen vorgeſchlagenen Faffung feine 
Zuftimmung zu ertheilen. 


Berlin, den 28. Januar 1870, 


Die vereinigten Kommiffionen 


für Finanzen und Zölle. für Handel und Gewerbe, 
v. Bonin (Borfigender). Schu: Dr. Hammmacher (Borfigender). 
barth. Freiherr v. Maſſenbach. Stengel (Berichteritatter). Dr. 
Agricola. Dr. Glaſer. Graf Becker. Brabänder. Mayer 
v. Wilamowitz⸗ Möllendorf, (Marburg). Dr. Schlienkamp. 
v. Beuda. Höne. Dr. Fan: Muntan. v. Tempelhoff. 
cher. Dr. Lorentzen. v. Bo⸗ Dr. Achenbach. v. Eynern. 
delſchwingh. Miquel. Zieg- Freiherr v. Schrötter. Klein 
ler (Breslau). Dr. Eichmann. (Hannover). Dr. Braun (Bier: 
Nichter (Königäbers). v. Sale | baden). Jacobi (Kiegnip). 
dern. Dr. Loewe. Cretius. 

v. Bredow, Dunder, | 
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Zuſammenſtellung 


der 


Regierungs-Vorlage mit den Vor— 
ſchlägen der Kommiſſion. 


Megierungsd: Borlage. 





Gefeß: Entwurf, 
betreffend 


die Deckung der im Jahre 1870 erforderlichen Aus- 
gaben zur weiteren Vervollſtändigung und beiferen Aus- 
rüftung der Staats - Eifenbahnen. 


— — — 


z. 1. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten ift ermächtigt, zur Beftreitung der im Jahre 1870 
erforderlichen Ausgaben für weitere Vervoollſtändigung und 
beffere Ausrüftung der Staats-Eifenhahnen 


a) den Reftbeftand des durch das Gejep vom 25. März 
1869 aufgelöften Garantiefonds für bas Breslauer 
Pofen-Glogauer und das Pofjen-Thorns-Bromberger 
EijenbahneUinternehmen ; 

b) die Eriparniffe aus den durch das Beleg vom 

26. Mai 1865 für den Bau der Eifenbahnen von 

Danzig nah Neufahrwaller, von — nach 

Sidenburg, ſowie zut Beſtreitung der Koſten des 

Srunderwerbs für die Berlin-Kuͤſtriner Eiſenbahn 

zur Verfügung geſtellten Fonds; 

den auf 151,713 Rthlr. 24 Sgr. 2 Pf. fih be 

ziffernden Reftbetrag des auf Grund des Vertrages 

zwiſchen der früheren Kurfürftlic Heſſiſchen Regie 
rung und der Kurfürft-Briedrih-Wilhelms-Norb- 
bahn» (Helfiihen Nordbahn⸗) Geſellſchaft vom 

13. Dezember 1861 von der lepteren für das ihr 

unwiderruflich eingeräumte Recht der Mitbenupung 

der zur Main Weier-Bahn gehörigen Bahnftrede 

Gaffel-Guntershaufen zu zahlenden Antheild an den 

Anlagefoften diejer Strede; 

d) die von dem Bremiſchen Staat, ald Miteigenthümer 
der Wunftorf-Bremer und Bremen-Geefter Bahn: 
ftreefen, für die Preußiſcher Seits in den Jahren 
1868 und 1869 erfolgte, beziehungsweiſe in Aus— 
fiht genommene Vermehrung des etriebämateriald 
der Hannoverſchen Staats-Cifenbahnen zu erftat- 
tende Summe von 327,819 Rtihlr. 19Sgr. 9 Pf., 

im Gefammtbetrage von 1,187,708 Rthlr. 2 Spr. 9 Pf. 

zu verwenden. 


© 


— 


8. 2. 

Jede Berfügung ber Staatsregierung über die unter 
Verwendung obiger Gelbmittel bergeftellten Bahnanlagen 
duch Veräußerung bedarf zu ihrer Rechtsgültigkeit der 
Zuftimmung beider Häufer des Landtags. 


8. 3. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und der Finanzminifter werden mit ber Ausfüh— 
rung dieſes Gejepes beauftragt. 


ur 


Vorfchläge der Rommiffion. 


Gefeß: Entwurf, 
betreffend 


die Deckung der im Jahre 1870 erforderlichen A 
gaben zur weiteren Vervollftändigung und befferen A 
rüfung von Staats- Eifenbahnen. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gm 
König von Preußen ꝛc., 
verordnen mit Zuftimmung beider Häufer bes Kandt 
was folgt. 
&. 1. 


Der Minifter für Handel und Gewerbe und öffent! 
Arbeiten ift ermächtigt, zur Beftreitung der im Jahr 1 
erforderlichen Ausgaben für weitere Bervollftändigung 
beifere Ausrüftung der Weftphälifchen, Saarbrüc 
und Sannover’fchen Staatseifenbahnen 

Sonſt unverändert. 


Unverändert. 


8.3. 


Unverändert. 
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Saus der Ülbgeordneten. 
10. 2egislatur« Periode. 
IIL Seffion 1869, 
u nn 


Suterpellation. 


An die Königliche Staatt-Regierung richten die Unter 
zeichneten die Anfrage: 

Hat die Staatd-Regierung ein Bedenken, dem 
Haufe die Gründe mitzutheilen, welche diefelbe bewogen 
haben, ben für eine fernere zwölfjäbrige Amtsperiode 
einftimmig wiedergewählten Bürgermeifter Trip zu 
Solingen nit zu beftätigen? 

Eventuell: Weldes find die Gründe gewejen? 


Berlin, den 28. Januar 1870. 


Müller (Solingen). ©. v. Bunfen. Harbt. 
Unterftüpt durch: 


Behrenz. Dr. Bender. v. Bennigfen. Berger 
(Polen). Berger (Witten). v. Berswordt-Wallrabe. 
v. Beughem. Born. Bromm. Gornely Enyel 
(Leobſchuͤßs). Florſchütz. Gerlid. Gerftenberg. 
Gudewill. Haad. Haebler. Dr Hammader. 
Harfort. Hellwig. Herberg. Freiherr v. Hoverbed. 
Hugenberg. Jüngken. Jung. Kaeswurm. Kiepert. 
Klop (Berlin). Knapp. Koppe. Dr. Kojd. Kurtius. 
Klop (Homburg). Larz Lasker. Lauenftein. Dr. 
Lorenpen. Miquel. Dr. Müller (Hannover. Dr. 
Paur. Pelger (Nahen). Plehn (Marienwerder). Dual, 
Richter (Königsberg). Rohland. v. Sauden-Geor- 
genfelde v. Saudens» Sarputiden. v. Sauden 
(Infterburg). Dr. Schläger. Schroeder. Schulze 
(Berlin). Seubert. Struve Dr. Techow. Uhlen— 
dorff. Uloth. v. Unrub. Warburg. Weeje Dr. 
Wehrenpfennig. Winkelmann Wölfel. 
Ziegler (Hanau). 


301. 


Saus der Abgeordneten. 
10. %egislatur« Periode. 
11. Seffion 1869. 

— — —— 


Unter⸗Amendement 


zu 


den Er gr ar 1. des Abgeord- 
neten Nüder (Nr. 277. der Drudiachen) 
und 2. des Abgeoroneten Pelzer [Düfjel- 
dorf] (Mr. 284. der Druckſachen) zu dem 
Geſetz-Entwurf, betreffend die Rheinſchiff— 
fahrts-Gerichte. (Nr. 230. der 
Drudjachen.) 


v. Gucrard, Kratz. Das Haus der Abgeordneten 
wolle beſchließen: 
ad 1. dem ad 5. des Nückerſchen Antrages beantragten 
Zuſatz zu $. 27. des Gejep » Entwurfs folgende 
Faffung zu geben: 
Erideint der Kläger nicht, jo wirb ebenfalls 
auf den Antrag des Verklagten feine Klage im 
Verſäumnißwege abgemiejen.* 
ad 2. An Stelle des zu $. 50. des Gefep-Entwurfs bes 
antragten Bujapes dem $. 23. folgenden Zufag 
zu geben: 
Die Bernehmung der Zeugen und Sadver- 
ftändigen erfolgt in der Regel durch den Prozeß⸗ 
Richter. Sind diefelben jedoh durch Krankheit 
oder andere erheblihe Gründe am Erſcheinen 
gehindert, oder halten ſich diefelben in großer 
Entfernung vom Sipe des Gerichts auf, jo kann 
deren Bernehmung beim Gerichte des Aufent- 
baltsortes nachgeſucht werden.“ 


Berlin, den 29. Januar 1870, 
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Haus der Abgeordneten. 
10. £egislatur» Periode. 
Ill. Seffion 1869. 





Abanderungs:Borfchläge 


dem Berichte der Kommifjion für die 

Agrar-Verhältniſſe, betreffend den Geſetz— 

Entwurf über die Schonzeiten des Wildes. 
(Nr. 190. der Druckſachen.) 


I 


v. Beeften. Das Haus der Abgeordneten wolle be- 
ſchließen: 
A. Im $. 1. Nr. 10. die Worte zu ſtreichen: 
„— und alles andere jagbbare Sumpf und 
„Waffergeflügel, mit Ausnahme der wilden Gänje 
„und aller Reiberarten.* 


Motive. 
Es iſt weder in dieſem Geſetze noch ſonſt geſetzlich feft- 
geſtellt, was unter „anderem jagdbaren Sumpf: und Waſſer— 
geflügel“ zu verſtehen iſt. 


B. Im F. 8. die Schlußworte zu ſtreichen: 
„in den Theilen der Mark aber, für welche die 
„Forſtordnung vom 10. Mai 1720 erlaſſen war, 
„bleibt rückſichtlich der Schwäne das Publikandum 
„vom 17. September 1787 in Gültigkeit.“ 


Motive, 


Es ift faft allgemein unbekannt, für welde Theile der 
Mark die Forftordnung vom 10. Mai 1720 erlaffen war, 
und was der Inhalt des Pablifandum vom 17. Septeniber 
1787 if. Die Beftimmungen gegen die Beihädigung 
u. |. mw. der zahmen Schwäne gebören nicht in das Ger 
jep über die Schongeit des Wildes, Die betreffenden bes 
fonderen Beftimmungen des Publifandum vom 17. Septem« 
ber 1787 find außerdem dur das Strafgelepbud für bie 
Preufiihen Staaten befeitigt. 


v. Beeften. 
Unterftügt durch: 


8. Eynern. Miquel. Stelper. Koefter. v. Spbel. 
Stengel. Mooren. Thies. Brande. Baehr. Dr. 
Ebner. Dr. Schlaeger. Struve. Eifele. Hugenberg. 
Gerlid. Ellijjen. Grundmann. Jordan. Böhmer. 
Oppermann. Schoof. Meyer (Diepbolj, Müller 
(Hannover). Schulze (Random), Schmidt. Pelper 
(Düffeldorf),. Engel (Leobihüp). Warburg. 
Thomée. Sadje. 


rr 


Il. 


Graf v. Franfenberg und Genofjen. Das Haus ber 
Abgeordneten wolle beichließen: 
F. 1. Nr. 2. zu Sagen: 
Männliches Roth» und Dammwild in der Zeit 
vom 1. März bis Ende Juni. 
Nr. 4. Dammipießer zu ftreidhen. 
Nr. 12, Mit der Jagd ganz zu verjhonen find Auer- 
und Birfhennen. 
8. 7. die Worte „aber noch nit zum Genuffe fertig 
zubereitet”, zu ftreidhen. 


Neſolution. 


Die Königliche Staateregierung zu erſuchen, dem Land« 
tage einen Gejegentwurf über Schonung aller nüglichen 
Bögel vorzulegen, oder Sorze zu treffen, daß in dem neuen 
Strafgejepbuh für den Norddeutſchen Bund dahin gehende 
Beftimmungen Plag finden. 


Graf v. Frankenberg. Stumm. GrafRenard. v. Beth— 
mann-Hollmweg. Wicke. Thilo. Stengel, v, Wrochem. 
de Nys. Melsbeimer. v. Kardorff. Naſſe. Freiherr 
v. Rihthofen (Rybnichh. Bahlmann. BWellmann. 
Zweigel. v. Saldern. v. Langenborff. v. Guerard. 


III. 
— Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
u 


1) in Zeile 1 an Stelle „von vier Wochen” zu ſetzen 
„von 14 Zagen“, 

2) in Zeile 5. der Kommiſſion-Vorſchläge hinter „feil» 
bietet” noch hinzuzuſetzen „oder ankauft.“ 

Berlin, den 31. Januar 1870. 


Antragfteler: Schoen. 
Unterftüpt durch: 


Freiherr v. Droſte-Hülshoff. Graf Schaffaotid- 
v. Kardorff. Carl Prinz zu Hohenlohe. v. Unruh 
Graf Bethuſy⸗Huc. Graf Eulenburg (Deutidh-Erone)- 
Schmidt (Stettin). Graf Saurma. Wellmann- 
v. Bethbmann-Hollweg. Wide Thilo. Stengel. 
v. BWrodem de Nyse. Melshbeimer Bahlmann- 
Naffe v. Richthofen (Nybnid). v. Guerard. 
v. Saldern. 


— — — — — — — 
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Haus der Abgeordneten. 
10. Legislatur⸗ Periode. 
II. Seffion 1869. 

— — —— 


Auf die Tagesortnung eines der nächften Plenarſitzun⸗ 
gen werben gejept werden: 


I 


Meündlicher Bericht der Kommilfion für bie 
Geihäfts- Ordnung über den Antrag des Abgeordneten 
v. Dieft: 

Dem $. 4. der beftehenden, refp. dem $. 4. Alinea 1. 

der neuen Geſchäfis-Ordnung folgenden Zufag binzu« 

zufügen: 
„Der Bericht über alle Wahlen, bei denen auf 
Beanftandung oder Ungültigfeite-Erflärung Seitens 
der Abtheilung angetragen wird, ift —— zu 
erſtatten.“ 

— Nr. 283. der Druckſachen. — 

Referent: Freiherr v. Edardftein. 


Antrag der Kommiſſion: 
Tas Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
ben Antrag des Abgeordneten v. Dieft anzu— 
nehmen. 


U. 


Mündlicher Bericht der Kommilfion für Finan- 
zen und Zölle über die Petition des Gemeindevorftehers 
C. Frobenius zu Gr. Partenfchin, bei Gr. Leiftenau in 
Weftpreußen — II. Nr. 433. — 

betreffend die Abänderung des Gejepes vom 1. Mai 

1851 dahin, daß alle über 16 Jahre alte Perjonen 
der Klaffenfteuer unterworfen werben. 
Berichterftatter: Abgeordneter Dunder. 


Untrag der Kommiffion: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
über die vorbezeichnete Petition zur Zagesorbnung 
überzugeben. 


Il. 


Mündlicher Bericht dir Kommilfion für Finanzen 
und Zölle über die Petitionen: 
1) des Magiftrats zu Wufterhaufen a./D. U. Nr. 1223, 
2) des Magiftrats zu Bütom II. Nr. 1268,, 
3) des Gemeinde-Vorftandes zu Dittersborf, Kreid Moh— 
rungen, II. Rt. 1271., 
worin in Folge Aufhebung der Portofreiheit für dienft- 
liche Korreipondenzen beantragt wird: 
daß die ben Kommunen für Erhebung der Klafjen« 
fteuer gewährte Tantieme von 4°%/, auf etwa 6%, er» 
böbet, event. mindeftens bie hauptſächlich portover- 
urfachende Korrefpondenz über Zur und Abgang 
en a Perjonen möglichft bejeitigt 
werde, 


2 


beziehungsweife, 
ben ländlihen Gemeinden für Korreipondenzen in 
Steuerfahen Portofreiheit bewilligt und für Zu- 
fchriften in bienftlihen Angelegenheiten fein Land⸗ 
briefbeftellgeld erhoben werde. 
Berichterftatter: Abgeordneter Thilo. 


Antrag der Kommiffion: 
Das Haus ber Abgeordneten wolle beſchließen, 

die vorbezeichneten Petitionen der Königlichen Staats⸗ 

Regierung zu überweijen: 

a) zur Berüdfihtigung der auf Bereinfahung der 
Kontrole der Ab» und Zugänge Hafjenfteuer- 
pflichtiger Perſonen —— Anträge, 

b) zur Erwägung darüber, ob bie Höhe ber den 
Kommunen gewährten Beranlagungs- und Er» 
bebungsgebühr von den direften Steuern nach den 
heutigen Berhältniffen, insbefondere nad Auf- 
bebung ber Portobefreiungen noch ausreichend 
ericheine. 

Berlin, den 31. Sanuar 1870, 


Der Präfident des Haufes der Abgeorbneten 
von Fordenbed. 


— — ⏑ ——— —— — — — 


— 
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Berichterftatter: Haus der Abgeordneten. 
Abgeordneter Förſter. 10. Legislatur« Periode. 
—ꝰ ⸗— — 


III. Seffion 1869. 
— — — 


Bericht 


der 


XVI. Kommiſſion über den Entwurf eines 
Geſetzes über die Entziehung und Beſchräu— 
kung des Grundeigenthums. (Nr. 141. 

| der Druckſachen.) 


Die in Folge Beſchluß des Haufes der Abgeordneten 
vom 23. November pr. niebergejepte Kommiſſion zur Vor: 
berathung des Gejepentwurfs über die Entziehung und Be— 
Ihränfung des Grundeigenthums ift am 15. Dezember pr. 
in die Berathung eingetreten und bat diefelbe in 8 Sipun- 
gen in Gegenwart des Herrn Geheimen Ober-Iuftizrath 
Herzbrud als Bertreter des JuftizMinifterii, des Herrn 
Geheimen Regierungsrath Dr. Jacobi und theilweife auch 
des Herrn Geheimen Regierungsraths Mebes als Bertreter 
des Handeld- Minifterii beendet. Sie erftattet über ben 
Gang und über das Ergebniß ihrer Berathungen nachſte— 
henden Beridt: 

Zum Eingange der Erörterungen erſchien ed von Be— 
deutung, fi den zeitigen Rechtszuſtand in den verfchiedenen 
Gebieten des Staates zu vergegenwärtigen. In den Motiven 
bes Gelepentwurfs (Nr. 11. der Drudjadhen des Herren: 
baufes) ift die Verſchiedenartigkeit der jept geltenden Rechlts— 
normen (pag. 15.—47.) im Einzelnen und eingehend 
dargelegt. 

Indem man fi die Unterfhiede in den Hauptgrund: 
jügen -in materieller und formeller Hinſicht vorführte, ge— 
langte die Kommiffion fehr bald zu der Ueberzeugung, daß 
eine eingehendere Erörterung der Frage des Bevürfnilfes zu 
einer generellen gejeplihen Regulirung dieſer Nedhtsmaterie 
faum noch erforderli jei. War doch ſchon früher in den 
alten Landestheilen nah der Berichiedenartigfeit der Beftim- 
mungen in dem Geltungsbereihe des Allgemeinen Landrechts, 
des Gemeinen Rechts und des Rheiniſch-franzöſiſchen Rechts, 
welde in den beiden erften Rechtsgebieten in formeller Be— 
ziehung jogar vielfah eines geſetzlich firirten Berfahrens 
ermangelten, auf die Nothwendigkeit einer legislativen Aus» 
gleihung wiederholt und von beiden Häuſern des Landtags 
bingewiefen worden. 

Denn ſchon unter dem 8. Mai 1857 bei Gelegenheit 
der Berathungen über die Novelle, „betreffend einige Abän— 
derungen und Ergänzungen des im Bereich des Appellations- 
gerichtshofs zu Cöln geltenden Expropriations-Geſehes“, hatte 
das Herrenhaus einftimmig zur Erwägung der Staats» 
Regierung verftellt, ob nicht auch für das Rechtsgebiet des 
Allgemeinen Yandredhts und des Deutſchen Rechts ein Das 
Grpropriationdverfahren näher regulirendes Geſetz zu ers 
laſſen ſei. (Stenographiſcher Bert 35. en 1857 
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pag. 428). Das Abgeordnetenhaus aber hatte durch einftim- 
migen Beihluß vom 27. Juni 1862 auf Antrag feiner Juſtiz- 
Kommilfion gegen die Staats-Negierung die ausdrückliche 
Erwartung ausgeſprochen, „daß dieſelbe in der nächſten 
Seffion des Landtages einem Gejepentwurf vorlege zur 
Ausführung des Artikels 9. der Berfaffungs-Urfunde, nad 
weldem das Eigentum nur aus Gründen des öffentlichen 
Wohls zegen vorgängige wenigftens vorläufig feftzuftellenbe 
Entihädigung entzogen oder beihränft werden könne“. 
(Stenographiidhe Berihte 15. Sißzung 1862 pag. 412). 

Diefe für die älteren Landestheile von der Yandesrer- 
tretung bereits anerfannte, von der Königlichen Staats- 
Regierung keineswegs beftrittene Nothwendigkeit allgemei« 
ner geſetzlicher Negulirung mußte noch in hohem Grade ſich 
verftärfen dur den Hinzutritt der neuen Landestheile im 
Jahre 1866. Denn in jedem derlelben, in Schleswig-⸗ 
Holftein, Hannover, Kurbefjen, Naffau, Frankfurt a. M., 
den früheren Großberzoglih Helfiihen und den früheren 
Bairiſchen Gebietätheilen, herrihen jo viele und fo fehr in 
ihren materiellen Grundfägen und dem formellen Verfahren 
von einander abweichende Beftimmungen, daß deren Unis 
fifation in einer überwiegend ſtaatérechtlichen Materie als 
eine dringende, faum noch der Diskuſſion unterliegende. 
Nothwendigfeit zu bezeichnen. 

Die Königlide Staats-Negierung bat diefem Bebürf- 
niß bereit® in der vorigen Sejfion Rechnung zu tragen ver» 
ſucht durch die Vorlage eines Allgemeinen Gefegentwurfs 
über die Entziehbung und Beihränfung des Grundeigen— 
thums. Diefer Entwurf ift, nachdem er im Weſentlichen 
die Zuftimmung des Herrenhaufes gr im Haufe der 
Abgeordneten in der vorberathenden Kommiffion nit mehr 
zur Erledigung gelangt. 

Sehr bald nach Eröffnung der gegenwärtigen Selfion 
ift der Entwurf mit einigen weiter zu berührenden Modi« 
fifationen wiederum im Herrenhaufe vorgelegt und mit einis 
gen Veränderungen angenommen worden, — 

Indem die Kommilfion biernah unter einftimmiger 
Bejahung der. von feiner Seite angezweifelten Bedürfniß- 
frage fi dem Entwurfe zumandte, wurde in demielben der 
Berfuh einer Ausführung des Artifel 9 der Berfafjungs- 
Urkunde erkannt, welde gegenwärtig um fo jo mehr als 
unaufidiebbar zu bezeichnen, ala in mehreren der in ben 
neuen Landestheilen geltenden Vorſchriften ſich unſchwer 
Beſtimmungen nachweiſen laffen, welche mit bem dispofitiven 
Inhalt des Artikel 9. eit. fih nit wohl möchten in Ein» 
Hang bringen lafjen. Es wurde in diefer Beziehung bei- 
ipielsweile auf Artifel 16. des Hannöverſchen Geſetzes, bes 
treffend die BVeräußerungsverpflihtung behufs Eiſenbahn— 
Anlagen vom 8./9. 1840, Artikel 16,, und das Geſetz vom 
6./8. 1844 hingewiefen, wırnad, wenn aus dir Verzögerung 
der Erpropriation ein unmiederbringliger Nachtheil zu 
befürdten, die Eiſenbahn-Verwaltung ſogar vor Aus— 
mittelung der Entidädigungsfumme gegen Depofition 
einer ihr angemejien eriheinenden Summe bie 
Pre Abtretung oder Einräumung der Belaftung fordern 
ann. — 

Ueber die Hauptgrundjäpe des vorliegenden Entwurfs 
wird Folgendes bemerft: 

1) Nachdem an der Epipe der Inhalt des Artikels 9. 
der Verfaſſungs-Urkunde Ausdrucd gefunden, dab das unbe» 
wegliche Eigenthum, welches allein bier in Betracht fommt, 
nur aus Gründen des öffentlihen Wohls und gegen vell« 
ftändige Entſchädigung entzogen oder bejdränft werden 
fann, wird als Grundlage der Enteignung der Erlaß einer 
Königlichen Verordnung ftatuirt, welde das Unternehmen 
bezeichnet, zu weldem das unbeweglidge Eigenthum in Ans 
ſpruch zu nehinen. ($. 2.) 

2) Die Entihädigung ift eine volftändige, fie ſoll vol: 
fommen den Schaden erſetzen, welden durch tie Eigen— 
Ibums » Entziehung der Grpropriat erleidet, jell den Were 
mögens-Unterjied ausgleichen, welcher zwilden dem Zur 
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ftande vor und nad der Enteignung erfennbar ift. Sie 
umfaßt daher den gemeinen und den außerordentlichen 
Werth nah landrechtlichem Begriff. Welche Punkte bei der 
Ermittelung dieſes Werthes zu berüdfichtigen, wird fpeziell 
beftimmt. ($. 7.) 

3) Das Verfahren über die Ermittelung der Erpro- 
priationesObjekte ſowohl, wie der vorläufigen Entihädigung 
und über die Einweiſung in den Befik ih ein abminiftra- 
tive, und der Entwurf bezwedt die Verhandlung ſowohl 
über die Anwendung bes Erpropriationsrehts auf das in 
Anſpruch zu nehmende Grundftüd oder Net, wie über 
die Entjhädigung in einem und demſelben Berfahren. 
(88. 16. 18.) 

4) Die Mitwirkung der Gerihte tritt nur bei Feſt— 
ftellung der Entihädigung ein; zur Anrufung derfelben ift 
beiden Theilen eine Präflufivfrift von 90 Tagen gewährt. 
($. 26.) 

5) Bon dem Geltungsbereich des im Uebrigen gene 
rellen Gejepes bleiben ausgeſchloſſen außer den allgemeinen 
geſetzlichen Beihränfungen des Eigenthbums, welche vom 
Art. 9. der Berfaffungs-Urfunde nicht betroffen werden, bie 
in Spezial» Gejegen bejonders geordnete Entziehung des 
Grundeigthums im Intereffe der Landesfultur, im Intereffe 
des Bergbaues und der Landes-Triangulation ($. 44). 

Der nad diefen Prinzipien Fonftruirte Entwurf unter 
ſcheidet fi) von dem im vorigen Jahre vorgelegten haupts 
jählih dahin, daß ein Abjchnitt „wegen zeitweiler Beichrän- 
fung des Grundeigenthums zu militäriihen Zwecken“ nicht 
mehr aufgenommen und Diele Angelegenheit in Folge ins 
zwiſchen ftattgehabter Verhandlungen im Reichstage des 
Norddeutihen Bundes der Regulirung durch die Bunde» 
Gejepgebung vorbehalten worden if. Im Folge eines An» 
trages eines Mitgliedes des Neichstages gab die Bundes» 
Behörde im Mai 1869 durch ihre Kommifjarien die Er- 
Härung ab, daß die Frage der Entihädigung für die Ber 
Ihrinfungen im militäritchen Intereffe nad) der Ueberzeus 
gung der verbünditen Negierungen nur in Verbindung mit 
einer Abänderung und Modififation des beſtehenden Rayon— 
Gejepes zu behandeln fei. Der Entwurf eines ſolchen Ge— 
fep:8, welches die Nayon-Beftimmungen in einen den Bes 
dürfniffen der Gegenwart entiprehenden Weile modifizire, 
und daneben für alle in Folge dieſer Beftimmungen neu 
eintretenden Beihränfungen des Privat-Eigenthums Ent: 
Ihädigung gewähre, läge im Preußiſchen Kriegs: Minifterium 
fertig vor. Die anfängliche Abſicht der Preußiihen Staats» 
regierung, es erft nah Erledigung des Preußischen Erpro- 
priations-Geſetzes bei der Preußiſchen Landes-Vertretung zur 
Vorlage zu bringen, walte nicht mehr ob; vielmehr werde 
beabfihtigt, diefen Entwurf unabhängig von dem Preußi« 
ſchen Expropriations-Geſetz vor die gejepgebenden Faktoren 
des Bundes zu bringen; es jei gegründete Ausſicht vor 
handen, daß die Borlage an den Reichstag in der nächſten 
Seſſion erfolgen werde. (Bericht der 10, Kommilfien über 
den Entwurf eines Gejeges, betreffend die Entihädigung 
für die Beihränfung des Grund-Eigenthums durch die 
Feftungs-Nayon-Beftimmungen (Nr. 212. der Drudjachen 
des Reichstages des Nordbdeutihen Bundes de 1869 p. 4). 

Nach diefer Sachlage war die Kommilfion ohne Wider- 
ſpruch ber Anficht, daß die Frage der Rayon-Beſchränkungen 
und der Entihädigung hierfür aus der gegenwärtigen Er— 
örterung audzujheiden habe. — 

Den in Borftehendem dargelegten Grundjägen des Entwurfs 
wurde von einer Seite im Allgemeinen zugeflimmt. Es 
wurde in dieſer Beziehung ausgeführt, wie bereit gegen= 
mwärtig ed in dem größten Theile des Preußiſchen Staates 
geltendes Landesrecht, daß die Verleihung des Erpropriationd- 
rechts, die Konftatirung, ob ter Kal des öffentlichen Woh— 
les vorliege, Attribut der Krone fei. In der Vorſchrift des 
Art. 9. der Berfaffungsurkunde, „das Eigenthum fann nur 
nah Maßgabe des Gejeges entzogen werben“, erblide 
man, wie ja auch die VBorverhandlungen — keines⸗ 
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wegs die Korberung, daß alle Fälle, in denen die Eigen- 
thumsentziehung ftattfinden könne, zuvor im Geſetze ſpezi— 
fizirt ſeien; das Verlangen hätte ſich dann vielmehr Darauf 
richten müflen, daß die „Gründe bes öffentliches Wohles* 
eſetzlich Ipezifizirt würden, fondern es bejage jene Vor— 
(ri nur das, daß die Entziehung und Beſchränkung und 
damit auch die Ermittelung der Entihädigung gejep lich 
geordnet, daß das Berfahren bierfür geleplich firirt 
werde. 

Wenn hiernach der Vorſchlag bes Entwurfs der der 
Berfaffung entſprechende fei, fo fei er auch aus andern Ge- 
fihtapunften ber allein empfeblenswertbe. Die Frage, ob 
bei Ausführung einer Unternehmung die Anwendung bes 
Expropriationsrechts zuläffig fei, laffe fi überhaupt in drei— 
fach verſchiedener Weiſe löfen: 

1) die Löſung dieſer Frage hat in jedem einzelnen 
Falle durch ein beſonderes Gefep zu erfolgen, 
oder 

2) das Gefep bezeichnet ein für alle Mal die Erpro- 
priationsfälle, die Kategorien von Unternehmun- 
gen, bei welchen rpropriation eintreten fann, 
endlich 

3) das Gefep beftimmt (mie der Entwurf) ein beſtimm⸗ 
te8 Organ im Staate, weldem die Löjung der 
Frage im einzelnen Falle überlaſſen ift. 

Wenn man fih für die legtere Alternative entfcheide, 
fo geſchehe es in der Ueberzeugung, daß gegen jede der beis 
den anderen Eventualitäten Die größten Bedenken obwalten, wieja 
auch in denjenigen Staaten ſich ergebe, in weldyen man die- 
felben adoptirt. 

Werde, jo warb hinzugefügt, in jedem einzelnen Falle 
ein bejonderes Geſetz verlangt, 12 etablire man Damit eine 
Ueberlaftung der legislativen Faltoren, welde dieſelbe in 
größern Staaten bei der Art und Weife ihrer Verhandlun— 
gen unmöglich ertragen Fünnten; auch werde, da es fi um 
ahlreiche u Her: handele, damit weder die Garantie 
—* ehandlung, noch korrekter Erledigung ge— 
eben. 

— Wolle man aber die zweite Alternative adoptiren, ſo 
werde zwar anſcheinend eine größere Einſchränkung der 
Exekutive ſtatuirt; dies ſei aber nur ſcheinbar und bringe 
andererſeits ben Nachtheil mit ſich, daß es nicht wohl mög- 
lich ſei, in dem vielgeſtaltigen wirthſchaftlichen Leben des 
Volkes in einem großen Staate im Voraus alle Fälle mit 
Beſtimmtheit zu erfaſſen, in welchen im Interefſe des 
Staatsganzen unter Umſtänden die Anwendung bes Expro— 
priationsredhts zuläffig fei. Mom fei daher genöthigt, die 
Kategorien im Gejepe wiederum in großer Allgemeinheit 
aufzuführen, und gebe dann damit wieder der Erecutive 
eine vielleicht gefährliche Katitüde in der Anwendung an die 
Hand. Ein Blid auf die Bayeriiche Gefepgebung, melde 
die Aufftelung von Kategorien verſucht habe, zeige, zu wels 
her nicht überall unbedenklichen Allgemeinheit man fid 
habe bequemen mülfen. 

Wenn hiernach ſchon feine der beiden Modalitäten den 
Beifall finden könne, fo fei es geboten, ein Drgan im 
Staate und zwar bei der großen Wichtigkeit des Rechtes, 
die höchſte Gewalt, das Staats-Oberhaupt, als ſolches hin— 
zuftellen, weldem die Entiheidung im Spezialfalle, jelbft- 
redend unter Verantwortlichkeit feiner höchſten Beamten, 
zugewieſen fei. 

Die — — Einwendung, welche man dem 
entgegenſtelle, verkenne man übrigens nicht: es werde die 
ſein, daß die Möglichkeit der Entziehung des Eigenthums 
der Staatsbürger allzu ſehr in das Ermeſſen der Exekutive 
verſtellt ſei. Darauf ſei indeß zu entgegnen, daß auch unter 
dem gegenwärtig geltenden Recht nach dieſer Richtung hin 
faum eine Klage laut geworben, daß die Prüfung bis in 
die höchſte Inſtanz und die Deffentlichleit der Diskuſſion 
vor leichtfertiger Anwendung ſichere und daß durch ein bejon» 
ders geordnetes Nellamationsverfahren eine größere Sicherung 
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der Rechte der Eigenthümer gewährt werben Fünne. Hier 
durh würde, jo glaube man, alle in diefer Beziehung zu 
wünſchende Gatantie der Eigenthumsrechte der Staatebür- 
ger, die man allerdings für erforderlich eradhte, gemäbrt, 
ohne das Zuftandelommen für die Gefammtheit nothwendi- 
ger und nüplicher Einrichtungen über das Maß zu erichwer 
ren. Bon diefem Gefitspunfte aus befämpfe man baber 
aud die Kombinirung des Berfahrens über die Anwendung 
des Expropriationsrechts zugleih mit demjenigen über die 
Entſchädigung, und weiche in dieſer Beziehung von ber 
Auffaffung der Königlichen Staats-Regierung ab. 

Hinfihtlih der Entihädigungs-Grundjäge billige man 
übrigens bie Aufftelungen des Entwurfs, mwenngleih man 
eine nähere Präzifirung des Begriffes des „gemeinen Werths* 
vermiffe, halte indeß die Frift zur Beſchreitung des Nects- 
weges für eine entjchieden zu beichränfte. 

Daß die Ermittelung der vorläufigen Entſchädigung 
im Abminiftrativ-Berfahren erfolge und aud die Einuehuns 
in den Befig verdiene volllommen Biligung. Die in ein 
zelnen Landestheilen und bejonders im Gebiete des Rheiniſch— 
Franzöſiſchen Rechts bis j.pt geltende gerichtliche Befipein- 
weifung betrachte man durch den damit verbundenen Zeit- 
verluft als eine oft ſchwer empfunbene formale Verzögerung 
ohne irgend wejentliche Bedeutung für den Grundeigenthümer, 
fobald das Gericht Tebigli eine Prüfung in formeller Bes 
ziehung babe (cf. pag. 50. der Motive). 

Bon anderer Seite wurde den vorftehenden Ausführun« 
gen zwar im Allgemeinen beigetreten und namentlid aud) 
das Ndminiftrativ-VBerfahren, unter Vorbehalt des Rechts- 
weges über die Entfhädigung, ald durch die wirthſchaft- 
lihen Anforderungen bedingt erachtet. Im einem Punkte 
ward jedoch eine weſentliche Abweihung Eonftatirt: binfidht« 
lich der Frage nämlich, in welchen Fällen aus Gründen des 
öffentlichen Wohls eine Zwangs-Enteignung ftattfinden könne. 

Man wolle zwar, fo ward ausgeführt, das zugeben, 
daß der Bortlaut der Berfaffungs-Urkunde nicht die Ipezielle 
Bezeichnung der Enteignungsfälle im Geſetze vorſchreibe, auch 
wolle man nicht beflreiten, daß feither die Ausübung des 
Rechtes der Krone im Allgemeinen in fadhgemäßer, die In— 
tereffen des Grundeigenthums Ichonender Weije erfolgt fei 
und fib von mißbräudplicher Anwendung ferngebalten habe. 
Das genüge indeß in einem fonftitutionelen Staate nicht; 
man müſſe bier verlangen, daß die Rechte der Staatsbürger 
mit gefeplich jhüpenden Formen umgeben jeien, melde das 
Belieben der Erefutive ausſchließen und derjelben beftimmte 
geſetzliche Schranken Be Aus diefen Erwägungen ericheine 
es nicht richtig, die Entiheidung darüber, mann das öffentliche 
Wohl die Entziehung des Eigenthums erheilhe, dem Staate- 
oberhaupt zu übertragen; man müfje vielmehr verlangen, daß 
einegenaue Spezialifirung der FäiNe erfolge und die Entſcheidung 
der@&refutiveaufbiefeWeije gefeglich und materiell begrenzt werde. 
Würden außer den im $. 42. aufgeführten Fällen ber Landes⸗ 
fultur, des Bergbaubetriebes und der Landes-Triangulation 
beifpieleweile noch öffentlihe Wege, Straßen, Eifenbabnen, 
Kanäle, Feftungen und Flußbette hinzugefügt, jo werde man 
das Hauptlädhlichfte erfhöpft haben; für ſonſt nody erforder- 
liche Fälle möge dann die Spezial-Geſetzgebung eintreten. 

Bon dritter Seite wurde ein prinzipiell anderer Stand» 
punkt in diefer Frage artifulirt. Es wurde hervorgehoben, 
wie das Gigentbum das widhtigfte Recht des Staatsbürgers 
jei und wie deſſen verfaffungsmäßige Gemwährleiftung * 
dere, daß es auch nur durch Geſetz entzogen werben 
könne. Man müſſe daher prinzipiell verlangen, daß für 
jeden einzelnen Expropriationsfall eine beſondere geſetz— 
liche Prüfung eintrete; man dürfe aber nicht die Entſchei— 
dung, ob erpropriirt werden folle oder nicht, zu einer reinen 
Perwaltungsfrage machen; denn das gebe die Staatsange 
börigen der Möglichkeit willführlicher Eingriffe Preis. Ein 
Zufammenwirken aller gefepgebenden Faktoren, ein Spezial 
akt der gefepgebenden Gewalt gemähre die größte Siche- 
rung und die größte Garantie, daß eine unbefangene und 


allfeitige Prüfung eintrete, ob das öffentlihe Wohl in der 
That die Eigenthums-Entziehung erheiſche. Daß bieler 
Mobus nichts Unmözliches ki ergebe fi daraus, daß ja 
au in anderen Staaten und namentliih in England dar 
nad verfahren werde. 

Was im Uebrigen die Grundfäge des Entwurfs ans 
lange, jo müſſe binfihtlid der Entſchädigung man ſich für 
die Beibehaltung des landrechtlichen Begriffes des „außer 
ordentlihen Werths“ erklären, ferner für einen Entſchädi— 
gungt-Anſpruch aud ter durch die Anlage benachtheiligten 
benahbarten Befiger und endlich mit aller Beftimmtbeit 
egen die vorgeihlagene furze Klagefrift. Diefelbe ſei ab- 
—* zu beihränft und müſſe im Sntereffe der Grundeigen- 
thũmer nothwendig weſentlich erweitert werden. — 

Die weitere Diskuffion erftredte fi, um der Spezialerörte— 
rung nicht vorzugreifen, hauptſächlich um die Frage, ob und 
wie die Erpropriationsfälle zu bezeichnen jeien. Eine jede der 
3 Auffaflungen, wie fie jo eben darafterifirt worden, fam 
wiederhbok zum Auedruck. Bon Seiten der Königlichen 
Staatöregierung ward im Laufe der Debatten auf die gro- 
fen Schwierigkeiten bingewielen, welöe entitehen müßten, 
wenn die mannigfachen Spezialfälle den Häuſern des Land» 
tags unterbreitet würden. Dieje würden weder Die Zeit, 
noch die Mittel finden, genügend rafche und fichere Entjchei« 
dung zu treffen. 

Was jodann den Vorſchlag der Aufnahme von Kate 
gorien von Unternehmungen in das Gejep anlange, inner: 
halb deren allein eine Expropriation ftattfinden dürfe, jo 
fei diefer Gedanke der Regierung keineswegs fremd geblie- 
ben; derielbe ſei jorgfältig in Berathung gezogen, es habe 
fi intefjen feine praktiſche Unturdführbarfeit herausgeftellt. 
Die Kategorien, wenn fie irgend genügend fein olten, 
müßten in Der That jehr allgemein gefaßt werden und es 
ergebe fih dann leicht das Bedenken, ob dann nicht eher 
eine Nötbigung, als eine Abwehr der Erpripriation darin 
zu finden fei. Die bieherige Praris babe fid, wie ja aud 
anerfannt worden, in Preußen bewährt, injofern, als nie 
eine Grpropriation zugeftanden werde, wenn nicht im fon» 
freten Falle eine Anlage im Interefje des zweifellos vor- 
liegenden öffentlichen Wohls nicht anders, als im Wege der 
Erpropriation ausführbar fei. Die Regierung jei jehr oft 
in der age, Anträge, welde ihr zu weit erſchienen, aber 
wohl unter Kategorien fallen möchten, abzuweiſen. 

Aus der Mitte der Kommiſſion ſprach man fih noch 
dahin aus, wie der Vorſchlag, die Erpropriationsfälle im Ges 
fepe zu fategorifiren, zwar etwas theoretiich jehr Wünſchens⸗ 
meribes enthalte, aber an den praftiihen Bedenken jcheitern 
möchte, da bier Praris und neue Erfindungen der Gejep- 
gebung vorausgeben. Gegen den Verſchlag ergängender 
Spezialgelepgebung aber ſpreche noch bejonders aud die oft 
vorhandene Dringlihkit einzelner Erpropriationsfälle. 

Hiergegen wurde zwar von Seiten bes Vertreters bes 
Prinzips der Kategorifirung eingemwendet, daß in bejonders 
dringlichen oder Notbfällen die Staatsregierung ſchon bei» 
ipieläweile auf Grund des Art. 63, der Berfafjunge-Urfunde 
in der Lage fein werde, AbLülfe zu leiften. Im Uebrigen 
aber erachte man es für eine Verpflichtung der Yegislation, 
den ernftlihen Verſuch zu machen, die Fälle der Zuläſſig— 
feit der Enteignung im Gelege zu erihöpfen, und werde 
fih daher dieſerhalb die fpeziellen Anträge zu $. 1. des 
Gelepes vorbehalten. 

Im Laufe der weiteren Grörterungen wurde nod gegen 
ten Vertreter des Prinzips der Legislation in Einzelfüllen 
hervorgehoben, daß die Eremplififation auf England in 
diefer Beziehung doch nicht zur Nahabmung auffordern 
fünne, indem man dort nicht blos die drüdende Laſt der 
private-bills ganz bedeutend empfinde, jondern thatlädhlich 
ſogar große Mißſtände Fonftatire. Es wurde diejerhalb auf 
das Beugniß von Gneift „Engliſches Verwaltungsrecht“ pag. 
664. Bezug genommen, der fih an der beregten Stelle 
wie folgt ausipridt: 
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„Die neuere Entwidelung der induftriellen Geſell— 
haft, der Eijenbabnen, der Gas» und Mafjerwerke 
und anderer local improvements gab ihnen (dem pri— 
vate-bills) eine ſchnell wachſende unermeßlich erweiterte 
Bedeutung. Die Privarbills machen bereits ungefähr 
die Hälfte der Parlamentsarbeit aus, beanſpruchen täg- 
lich einen Theil der regelmäßigen Sipung und wödent- 
lid einen bejonderen Tag. Das Unterhaus fhien zeit 
weile unter ihrer Laft zu erliegen. 

Die jchwierigen verwidelten Thatſachen, auf die 
ed dabei ankommt, laſſen fih auch durch cin fontras 
diltoriſches Vefahren mit Beweisatfnahme und Ber 
— au das Haus oft nicht genügend feſt— 
tellun. 

Die Berhandlungen darüber im Plenum des 
Hauſes find falt zur Formalität geworden. 

Noch bedeufliher aber wurde die Kollifien der 
Intereffen. Im Fahre 1845 war es ſoweit gelommen, 
daß 147 Eijenbahn » Aktionaire mit Antbeilen von 
291,000 Pfr. Eterl. abwärts im Uaterhauſe jaßen; 
jpäter ſaßen einmal 81 Eijenbahndireftoren unter den 
Kommons. Keine Anlage war mehr ohne Parronage 
durchzubringen; faft jede mit Geldpatronage. 

Die Parlamentstoften beliefen fi bis auf 20,000 
bis 95,000 Rthlr. per Meile; eine große Kompanie 
berechnete in 3 Jahren 3,300,000 Rihlr. parliamen- 
tary and legal expenses! 

Ale diefe Umftände find von großer Bedeutung, 
wenn ed darauf anufime, dieſe annomalen Erweiterungen 
auf die Kammern Eontinentaler Staaten auszudehnen.“ 
Nachdem aud nod von anderer Seite darauf hinge— 

wieſen, wie das Eintreten der Gejepgebung in allen Ein. 
zelfällen ſowohl aus ftaatepolitiidhen, wie ſtaatsmoraliſchen 
Gründen fi nit empfehle, von Seiten der Regierung aus 
der Entſtehungsgeſchichte des Art. 9. noch vargethan wors 
den, daß durch die Worte „nah Maßgabe des Geſeges“ 
nicht etwa die Bezeihnung der Kategorien im Geſetze ger» 
forbert werde, innerhalb deren allein eine Erpropriation 
ftatifinden darf, — in welder Beziehung übrigens einer 
gegentbeiligen Auffaffung aus der Mitte der Kommilfion 
nit Ausdrud gegeben ward —, ward die General» Dis: 
kuſſion geſchloſſen und in 


die Spezial-Diskujlion 
eingetreten. 
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Um der in der General-Diskuſſion entwickelten Aufe 
fafjung Ausdrud zu geben, war zum $. 1. das Amende— 
ment geftellt, demjelben hinzuzufügen: 

„Das Gejep beftimmt die Gebiete der Zuläffigfeit.* 

Hiergegen wurde von Seiten des Juſtizreſſorts Nach— 
ftebendes erwibert: 

Der vorliegende Geſetz » Entwurf bat deu Zweck, Die 
Vorschriften über Erpropriationen im Intereffe des öffent: 
lihen Wohls zu requliren; der Gelep - Entwurf entipridyt 
ber Berfafjung, bei deren Emanirung in vielen Theilen der 
Monardie bejondere gefeplihe Beftimmungen über die Fälle 
der Erpropriation nicht beftanden. Durd den Zufag aber 
ift wieder der Erlaß eines neuen Gefepes bedingt, und würde 
bis zum Erlaß befjelben das allerbuntefte Bild in den vers 
ſchiedenen Landestheilen ſich herausftellen, während «8 erfor- 
derlich ift, Rechtseinheit zu Ichaffen. 

Ja, da im einzelnen Theilen der Monardyie ed zur 
Zeit fogar an allen Spezialgejegen, auf Grund deren 
eine Erpropriation zugelafjen werden fönnte, fehlt, fo würde 
durh Aufnahme der vorgeichlagenen Beftimmung für jene 
Landestheile vorläufig die Möglichkeit jeder Erpropriatien 
abgejänitten fein. Wenn der Antragfteller die Angelegenheit 


praktiſch hätte reguliren wollen, jo hätte er den Verſuch 
machen müffen, bie Gebiete der Zuläffigfeit, d. h. die Kates 
gorien jelbft, zu erjchöpfen. 

Auch aus der Mitte der Kommiſſion wurde der Antrag be- 
fümpft, weil derjelbe erft wieber auf ein zu erlafjendes neues Ge» 
fep verweife. Der Bortragende fügte hinzu, wie er zwar audh der 
Saffung der Regierungs-Borlage feinerjeits nicht zuftimmen 
fönne, da er ed mit feinem politiſchen Standpunkte nicht für ver- 
einbar halte, der Krone ein fo weit Recht, wie die 
Verleihung des Erpropriationdredhts, geſetzlich zu jaktioniren ; 
er müſſe daher verlangen, daß das Gejep dieſe Fälle der 
Zuläffigkeit beftimmt und Mar aufftelle. Um in dieſer Be- 
ziehung pofitiven Boden zu gewinnen, wünſche er, daß die 
Staats-Regierung der Kommilfion dasjenige Material ſup— 
pebitire, aus welchem ſich ergebe, wie bis jept die Anwen- 
dung ber Erpropriationdbefugnip in den Einzelfällen ſich 
geftaltet habe. Hierauf wurde von der Staatd- Regierung 
Folgendes erwiebert: 

Die Regierung hat fi eingehend damit bejhäftigt, ob 
es zwedmäßig und möglich fei, die Kategorien erjhöpfend 
aufzuführen, und bat die Frage verneinen müffen. Die in 
dem Baierijchen Gejep von 1837 aufgeftelten Kategorien, 
18 an der Zahl, zeigen, wie jehr man fih hat bemähen 
müſſen, allgemeine Faffungen zu wählen und melde Zweifel 
und Unficherheit die Interpretation derjelben ergeben müfjen. 
Was das verlangte Material anlangt, jo läßt fih nur aus 
den Entiheidungen in Spezialfälen Einzelnes zujammentragen, 
was aber den geftellten Anträgen nidt genügen kann; im 
Uebrigen find die Motive des Geſetzentwurfs volftändig. 
Macht man aber den Berjud, die erforberlicen Kategorien 
jelbft zu erihöpfen, fo ergiebt fi fehr bald, wie man da» 
mit nur Ungenügended erreihen fann. Der erfterwähnte 
Antragfteler zog hierauf das geftellte Amendement zurüd 
und bradte ein auf Bezeihnung der Kategorien gerichtetes 
ein, welches im Laufe der weiteren Erörterungen nachſtehende 
Faſſung erhielt als Zufag zu $. 1.: 

„wenn es zur Ausführung von öffentlihen Wegen, 
Plaͤtzen, Sandftrapen, Eijenbahnen, Kanälen, Häfen, 
Slußbetten, ſowie zum öffentlihen Waller, Gas» und 
ZelegraphensLeitungs-Anlagen, zu Feſtungs- und jon« 
fligen Landesvertheidigungsbauten, für den Bergbaur 
betrieb und die &anded-Zriangulation, und im Intereſſe 
der Landeskultur nothwendig iſt.“ (Antrag 1.) 

Dem wurde von anderen Seiten entgegen gehalten, daß 
dadurch, jo umfafjend der Zuſatz fei, dod viele Fälle nicht 
berührt feien, in denen eine Erpropriation ald das einzige 
Mittel ſich darftelen könne, dem Intereſſe des öffentlidyen 
Wohls zu genügen; auch erjhienen einzelne Fälle, beſpiels— 
—* „zur Ausführung von öffentlichen Plätzen“, allzuweit 
gefaßt. 

Um dem erſteren Gedanken Ausdruck zu geben, wurde 
von einem Mitgliede, welches im Uebrigen ſich gegen die 
Königliche Verordnung als Grundlage fuͤr die Expropriation 
ausgeſprochen hatte, noch nachſtehender Zuſah vorgeſchlagen: 

„außerdem in ſolchen Fällen, deren Ausführung auf 

Grund eines übereinſtimmenden Votums der Lokal— 

und Kreisvertetung, wie der Bezirksregierung vom 

Könige als im öffentlichen Wohle erforderlich erklärt 

werden.“ (Antrag 2.) 

Hiergegen wurde geltend gemacht, daß man mit einem 
derartigen Vorſchlage ja doch wieder auf die Zulaäͤſſigkeit der 
Königlichen Verordnung fomme, alſo wieder auf das im 
Allgemeinen befimpfte Prinzip gerathe; daß ferner auch 
diefer Ausweg nicht immer jeinen Zwed erfüllen werde, da 
man gerade bei der Kufalvertretung jehr wohl einem mit 
der Sorge für das öffentliche Wohl nicht vereinbarenden Wi— 
derfiande begegnen fünne, beijpielsweile bei der Anlegung 
oder Erweiterung von Begräbnißpläpen, für welde man 
unter Uniſtänden die Zulälfigleit des Expropriationsrechts 
entſchieden in Anſpruch nehmen müſſe. 

Auch von anderer Seite erachtete man die Aufſtellung 


M 304. 9 


der genannten Kategorien für zu enge und bradte für den 
Fall, daß dergleichen überhaupt aufgenommen werben follten 
(wofür man prinzipiell nicht flimmen werde), nachftebendes 
event. Amendement zu dem Antrage ad 1]. ein: 

a) Zwiſchen die Worte „Landſtraßen“ und „Eiſenbahnen“ 
einzuihieben: Brüden. 

b) ara dem Worte „Landeövertheidigungsbauten* zu 
etzen: 

„zur Erbauung oder Erweiterung von öffent: 
lihen Edulanftalten, Kirchen und Begräbniß- 
plägen, von Kranken-, Blinden» und Srrenanftalten, 
ſowie zu dringenden ſanitäts- oder fiherbeitäpoli» 
zeilichen Zwecken.“ 

ec) Die Worte „für den Bergbaubetrieb* bis — „Landes— 
fultur“ zu ftreihen und es im diejer Beziehung bei ber 
Faffung des $. 44. der Vorlage zu belaffen. 

Der Antragfteller ad 1 erklärte nah Wiederaufnahme 
der durch die Meihnachtöferien vertagten Disekuſſion, 
daß er einzelne der vorgeichlagenen Erweiterungen allerdings 
ala nothmwendige anerfennen müfje und mit deren Aufnahme 
einverftanden ſei, insbelondere mit ber Aufnahme der 
„Brüden, Begräbnißpläge* und dringenden „janitäts- und 
fiherheitspolizeilihen Zwecke“, deegleichen acceptire er Die 
Aufrehterhaltung der Spezialgefepe über die Inanſpruch— 
nahme für Zwede der Landesfultur, des Bergbaues und der 
Landestriangulation, und ftellte nunmehr jein Amendement 
definitiv in folgender Faſſung: 

„wenn es zur Ausführung von öffentlichen Wegen, 
Landftraßen, Pläpen, Eijenbahnen, Brüden, Kanälen, 
Häfen, Flußbetten, ſowie zu öffentlichen Waffer-, Gas— 
und XZelegraphenskeitungs- Anlagen, zu Feſtungs- und 
lonftigen Yandesvertheidigungsbauten, zur Anlage und 
Erweiterung von Begräbnißplägen, jomwie zu dringen» 
den ſanitäts- oder ficherheitspolizeilihen Zweden noth- 
wendig ift.* 

Seitens des Bertreterd ber Staatöregierung wurbe auf 
dad Ungenügende und Unvollftändige aufmerfjam gemacht, 
weldes aud im dieſer erweiterten Faſſung und ſelbſt in der 
des vorerwähnten eventuellen Amendements noch immerhin 
für die Verwaltung erfennbar fei; beijpielsweile jei aud) 
bier die Erpropriationdbefugniß Ir Leuchtthürme und aus 
dere Seezeichen“, „Lagerplige bei Häfen“, „Schladthäus 
ſer“, „Retabliffements für Städte und Dörfer”, jowie die 
im Falle eines Krieges ober eines Erdbebens eintretenden 
Möglichkeiten zu vermiffen. Die Regierung fünne aud nad 
nohmaliger eingehender Erwägung nur dabei beharren, daß 
man durch die Kategorifirung immer etwas Willkürliches 
und Unvolljtändiges ſchaffe. Wollte man diejen überhaupt 
unrichtigen Weg weiter verfolgen, jo würde ſich unſchwer 
noch eine größere Zahl von Kategorien nachweiſen lafjen, 
für welde eine Erpropriation unter Umftänden eine Noth— 
wendigfeit fein fünne, allerdings immer nod ohne die Ga— 
rantie, damit den vielgeftaltigen Berhältniffen eines großen 
Kulturftants völlig Genüge geleiftet zu haben. Um aber 
eine für das Allgemeinwohl ſchädliche Einfhränfung zu ver 
meiden, müßte man zu einer überaus generellen Faſſung 
fh gemöthigt finden. Beiſpielsweiſe dürfte die eventuelle 
Fnanipruhnahme des Grundeigenthbums für folgende Ans 
lagen prinzipiell nicht wohl auszuſchließen jein: 

1) zur Ausführung aller direft oder indireft ter Landes— 
veriheidigung dienenden Anlagen, als Zeftungswerfe 
oder Unterfunftträume für lebende oder todte Streits 
mittel, jowie Hebungspläpe; 

2) zur Anlegung, Erweiterung und Veränderung von 
Begen, Straßen, Plätzen, Brüden, Kanälen, Häfen, 
Flußbetten; zu öffentlichen Anlagen, die zum Einladen 
und Ausladen von Waaren dienen, Leuchtthürmen und 
andern Seezeihen, Eiſenbahnen, öffentlihen Waſſer-, 
Gas und Telegraphen-Leitungen; 

3) zur Erbauung oder Grweiterung von öffentlichen 
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Sculanftalten, Kirhen, Pfarren, Begräbnißplägen, 
Armene, Kranfen- und Irrenanftalten, Strafanftalten 
jeder Art, Markthallen und öffentlihen Schlachthäuſern; 

4) zur Erweiterung der Städte und Dörfer, zum Wiederauf- 
bau zerftörter Gebäude, wenn nad dem allgemeinen Bau— 
plan eine Beränderung der Bauftätten erforderlich wird; 

5) zur Mustrodnung von Gümpfen und Seen in ber 
Nähe von Ortſchaften, Beſchützung einer Gegend vor 
Ueberſchwemmungen; 

6) zu Vorkehrungen zu weſentlich nothwendigen ſanitäts— 
oder ſicherheitspolizeilichen Zwecken; 

7) in Fällen öffentlichen Notbſtandes, namentlih bei 
Feuers- und Waſſersgefahr, Erdbeben und Erdfällen, 
in Kriegs- und anderer dringender Noth; 

und vielleicht noch nach dem Vorgange der Geſetze 
anderer Staaten: 

8) zur Sicherung der Kunſtſchätze und wiſſenſchaftlichen 
Sammlungen des Staats vor Feuerd- uud anderer 
Gefabr, und 

9) zu Gebäuden für öffentliche Behörden. 

Was babe man zur Sicherung des Eigenthums und 
zur Einſchränkung der Befugniffe der Staatsgewalt erreicht, 
wenn man Kategorien diefer Art und Zahl in das Geiep 
aufnehme? Liege nicht die Gefahr nahe, daß drängende 
Bezugnahmen auf irgend eine allgemeine Kategorie erfolgen, 
jo daß ſogar auf ausgedehntere Verleihung des Erpropria- 
tiendrechts mit anfcheinender geſetzlicher Unterftügung möchte 
bingewirft werden? jei nicht das Intereffe und das Recht 
der Eigenthümer ftrifter und forgfältiger durch die bisherige 
Praris gewahrt? 

Hiergegen wurde von einem Mitgliede der Kommilfion 
zunädhft bemerkt, daß der größte Theil der vermißten Fälle 
unter die in dem Amendement aufgeftellten Kategorien ent 
falle, wie z. B. „Leuchtthürme“, daf aber andere Fälle, wie 
Anlage von „Kirhen* und „Schulen* das Bedürfniß zur 
Aufnahme unter die Kategorien nit zur Seite hätten und 
beehalb in dieſe nicht aufgenommen feien. Die Aushülfe 
aber gegen event. ungenügende Aufftellung wurde von dem 
Redner darin gefmden, daß ſowohl die Spezialgefeggebung 
fteis ausbelfend eintreten, als aud eine Erweiterung des 
generellen Geſeßes, wenn es fi praftiih als nicht aus- 
reichend erweiſe, in jedem Momente zuläffig ſei. Was end: 
lid) Die Verantwortlichkeit der Exekutive anlange, jo babe 
aud innerhalb beftimnter Kategorien fie ſtets vollftändig 
diefelbige zu fein, wie in dem Kalle, wenn der Krone das 
Recht zur Serleibung der Grpropriaiion generell gewährt lei. — 

Als Ergebniß dieler Debatten Fonnte innerhalb der 
Kommiſſion Eonftatirt werden, daß die Zahl ber Vertheidiger 
der Kategorifirung im Laufe derielben ſich abnemindert 
hatte: verjchiedene Mitglieder nahmen nidt Anftand, zu er- 
Hären, wie fie zwar anfünglich die Aufnahme von Kategorien 
in das Geſetz für angezeigt erachtet, indeſſen durd) den 
Bang der ftattgehabten Erörterungen die Ueberzeugung ge— 
wonnen bätten, daß dies in zwedentiprechender Weile nicht 
wohl anzänglid und namentlich für die Grundeigenthümer 
von gar feiner Bedentung fei. Insbeſondere, wenn ein be 
ſonderes Verfahren unter Offenlegung der Pläne über die 
Anwendung des Expropriationsrechts auf die einzelnen Obs 
jefte aboptirt werde, wie von einer Seite einleitend vorges 
ſchlagen worden, erachte man deren Rechte und Anterefjen 
thatſächlich viel mebr geſichert, als durch Aufftellung einer 
größern Zahl mehr oder weniger allgemein lautender Kates 
gerien. Auch von derjenigen Seite, welde für die Bes 
taffung der Gejepgebung mit den einzelnen Erpropriationt» 
fällen ſich ausgeſprochen hatte (welcher Vorſchlag übrigens, 
da er in der Kommiſſion keinen Anklang geſunden, zurück— 
gezogen ward), wurde die Erklärung abgegeben, daß man 
nad dem Gange der Grörterungen der Aufftellung von Ka— 
tegorien feine praftiiche Bedeutung mehr beilegen könne und 
mebr geneigt ſei, darin eher eine Gefahr infofern zu er— 
blicken, als der etwa zur Rechenſchaft gezogene Minifter 


——.— 0“ - 


—— 


N 304. 11 


leicht in einer aufgeftellten Kategorie eine Dedung für ben 
Spezialfall finden fünne, während mit dem Erlaß einer 
unter voller Berantwortlichkeit des betreffenden Neffortchefs 
ergangenen Königlichen Verordnung derfelbe die beftimmte 
und volle Vertretungspflicht dafür zu übernehmen habe, daß 
nur wirkliche und zweifellofe Gründe des öffentlichen Wohls 
maßgebend gewelen ſeien. 

Bei der bierauf ftattfindenden Abftimmung wurde zu— 
nächft die Aufnahme von Kategorien der Erpropriationge 
fälle in das Geſetz mit 10 gegen 3 Stimmen abgelchnt 
und jotann $. 1. in der Faffung der Vorlage mit 12 gegen 
1 Stimme genehmigt, nachdem die beiden fonft noch vor: 
liegenden Anträge theils zurüdgezogen, theild durd Die erfte 
Abftimmung als erledigt erfannt waren. 

Man ging fodann zu 


g. 2. 
über, und erachtete die Diskujfion bierüber Durch die ſeit— 
berigen Grörterungen gleichzeitig erfchöpft. Der Paragraph 
wurde ohne Widerjpruh angenommen. 


Bu $. 3. 
wurde von einer Seite monirt, daf die Worte „oder Beam: 
ten“ überflüffig und daher zu ftreichen feien, da fie daffelbe 
bejagten, wie „bdelegirte Behörden“. Dem wurde jedod 
mebrjeitig widerjproden und beijpielsweife auf die Stellung 
eines Regierungs-Bauraths bingewiefen, der zwar ein Beam— 
ter, aber feine Behörde ſei. 

Die in diefem Paragraph etablirte Befugniß der Re— 
gierung und der von ihr delegirten Behörden und Beamten 
wurde übrigens aus den in den Motiven angeführten Grün 
den an fi nicht bemängelt, insbefondere in der Erwägung, 
daß es ſich hierbei durchgängig um Fälle geringfügiger und 
doch oft ſchleuniger Art handele und daß durdy die Beſtim— 
mungen des $. 11. der DBorlage dem Grundeigenthümer 
eine genügende Sicherung gegen vorübergehende a 
eingreifenderer Art gewährt ſei. 

Nachdem der Antrag, die Worte „oder Beamte“ zu 
ftreichen, gegen 1 Stimme abgelehnt worden, erfolgte die 
Annahme des $. 3. ohne Widerjprud. 

Bemerkt wird noch, wie es als jelbftoerftändlic er 
achtet wurde, daß dort, wo „Regierungen“ nicht beſtehen, 
die deniclben durd) diefen Paragraphen und überhaupt durch 
vorliegendes Gejep überwielenen Funktionen den ihnen adä- 
quat ftebenden Behörden fompetiren, aljo in der Tun 
Hannover den Kanddrofteien. 

Die Beftimmung des 


$. 4. 
über die Vornahme vorbereitender Handlungen wurde als 
für das Zuftandefommen der das öffentliche Wohl bezweden: 
den Unternehmungen erforderli erkannt, auch für diefe 
Fälle die gewöhnliche Feftiegung der Entſchädigung im 
Rechtswege gebilligt. 


8. 5. 


dehnt die Vorſchriften des vorliegenden Geſetzes aud auf 
die Nechte am Örundeigentbum (jura in re al.) aus. Da 
die Grpropriation die Erlangung einer Sache oder die Kou— 
ſtituirung eines dinglichen Rechtes an einer Sache bezweckt, 
fo faun als Objekt derſelben entweder eine Sache ſelbſt 
oder au ein dingliches Recht erſcheinen. 

Nah Preußiſchem und Franzöſiſchem Rechte haben die 
Rechte am Örundeigentbum Immobiliar-Qualität, nicht nach 
gemeinen Deutichen, Recht. 

Gegen Die Annahme des Paragraph wurde Wideripruch 
nicht erhoben. 
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Tit. II. 
Bon der Entſchädigung. 


8. 6. 


Zu $. 6, welder beflimmt, daß die Entihädigung 
prinzipiell in Geld zu gewähren ſei, wurbe zwar hervorgeho— 
ben, wie bäufig eine Entihädigung in Grund und Boden 
dem Intereffe beider Theile vielleicht ebenjo fehr entipredhen, 
wohl oft in hohem Grade im Intereffe des Unternehmers 
liegen möge; man glaubte indeß nicht, daß eine allgemeine 
Nöthigung etablirt werden dürfe, eine Entihädigung anders, 
als in Gelde anzunehmen, war aber andererſeits aud nicht 
der Anſicht, daß es erforderlich fei, die in einigen partifus 
laren Wegebaugejepen zugelafiene Entſchädigung durch 
— die ſich praktiſch bewährt habe, hier zu be— 
eitigen. 

Man adoptirte daher die Faſſung des $. 6. einftim- 
mig und erachtete durch dieſen Beihluß auch die Petition 
11. 924 für erledigt, in welder prinzipaliter die Entſchädi— 

ung dur Gewährung von Grundeigenthum in unmittel« 
arer Nähe des enteigneten Grundftüds in Vorſchlag gebradht 
worden war, 

Eine längere Diskuſſion verurjachte 


8. 7., 
welder die Beftimmungen über den Umfang der Entſchä— 
bigung enthält. 

8 wurde hier von einer Seite hervorgehoben, wie das 
allgemeine Prinzip des Preußischen Landrechts, welches die 
Entihädigung nah dem „außerordentlihen Werth” verlange, 
entichieden vorzuziehen jei, da der Grundeigenthümer bier 
nad) eine reichlichere und den Rüdfichten der ihm gegenüber 
im ausgedehnteften Maße zu beobachtenden Billigfeit mehr 
entiprehende Entihädigung erhalte. Daß die Sachverſtändi— 
gen nah dem Vorſchlage des Entwurfs dem Grundeigen« 
thümer gegenüber lediglich auf den Gemcinwerth, den Mehr- 
wertb für den betreffenden Eigenthümer und den jonft ver— 
urſachten Minderwertb beſchränkt feien, ericheine zu enge 
und werde daher vorgeihlagen, den $. 7. dabin zu fallen: 

„Die Entfhädigung für die Abtretung des Grunde 
eigentbums wird nad dem außerordentlichen Werth 
(Allg. Landrecht Thl. I. 2. $. 114.) gewährt.“ 

Bon anderer Seite wurde monirt, baß der im Ent— 
wurf enthaltene Begriff des gemeinen Wertbes nicht Ipezifizirt 
lei, das werde aber nötbig jein, um den Sadwverftändigen 
einen beftimmten Anhalt für ihre Wertbihägung zu geben. 
Diefer Wunſch fand Ausdrud in dem Vorjchlage, binter 
Nr. 1. des 8.7, einzufchalten: 

„Bei der Feftftellung des gemeinen Werthes ift auf 
die in jüngfter Zeit abgeichloffenen Kauf und 
und Pachtverträge in Betreff der nämlichen uber 
benachbarter gleichartiger Grundſtücke derſelben 
Qualität beſondere Rückſicht zu nehmen.“ 

Man berief ſich zur Motivirung auf eine faſt gleich— 
lautende Beftimmung des Rheiniſch-franzöſiſchen Gejepes, 
weldye fi) bewährt habe. Bon dritter Seite endlich wurde 
gewünjcht, daß bei der Feftitellung der Entihädigung zu 
dem gemeinen, dem gewöhnlichen Werthe noch ein größerer 
oder geringerer Zu,chlag gemacht werten möge als Erſatz 
für die mannigfachen Inkonvenienzen, welche der Grundei» 
genthümer durd die Erpropriation jelbft, den Zeitverluft ıc., 
welchen ibm das Verfahren verurſache, erleide. Dem ent: 
ſprechend wurde beantragt, nah Nr. 1. des 8. 7. noch ein- 
zufchalten: 

2) „einen Zuſchlag bis 25 pCt. des Gemeinen Wertbs 
für die dem Gigentbümer im Allgemeinen durch die Ent» 
eignung entftebenden Infonvenienzen und Unkoſten.“ 

— Ale drei Anträge fanden Seitens der Vertreter der 
Staatsregierung und aus der Mitte der Kommilfion Wider« 
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ſpruch. Es wurbe zuvörberft fonftatirt, daß die im 8. 7. 
des Entwurfs näher fpezifizirte Entihädigung nichts anderes 
jein folle, ald die „vollftändige” Entihädigung des $. 1., 
auf welden daher aud ausdrüdlich verwielen ſei; der Ex— 
propriat folle feinen Vermögensnachtheil dur die Erpro» 
priation erleiden, jondern Gılap jeines Schadens in vollftem 
Umfange haben. Es werde aber auch durd die Aufftellung 
des Entwurfs der actuelle außerordentlihe Werth des 
Allgemeinen Landrechts in der That gewährt, infofern der 
volle Mehrwerth zu erſetzen ſei, welden der abzutretende 
Gegenftand durch — Zuſammenhang mit audern Eigen» 
thumstheilen oder auch durch ſeine bisherige Benutzungsart 
für den Eigenthümer hatte, nur nicht der zukünftige Werth, 
welder durch die Erpropriation felbft oder die Ent» 
wicklung nicht Schon zu überfehender Verhältniffe möglicher 
Weile in der Folge entftehen könnte. 

Der Ausdrud „außerordentliher Werth“ habe übrigens 
als eine jpezielle Terminologie des Landrechts, welder ja 
nur in einem Theile des Staats in Geltung, in andern aber 
den Geſetzen unbefannt fei, vermieden werden müſſen, um 
lo mehr, als diefer Begriff zu den Divergirendften Auffaffun: 
gen und Entſcheidungen Veranlaffung gebe. 

Wenn ed weiterhin beabfihtigt werde, für die Sach— 
verftändigen binfichtlich des Begriffs des „gemeinen Werths“ 
Anhaltepunfte in das Gejep zu bringen, 2 möchte dagegen 
zwar an fi nichts Weſentliches zu erinnern jein; es ſei 
dies aber doch nicht ungefährlih. Denn dergleihen Anhalts» 
punfte darafterifiren ſich praftiih als Beweismittel; wolle 
nian aber gerade auf die „jüngiten Berfaufs- und Pacht- 
preiſe“ verweilen, jo fünne dies ſehr leicht zur großen Schä— 
digung der Eigenthümer gereihen, melde vielleiht einige 
Zeit vorher, wenn audy nicht gerade in „jüngfter” Zeit, theurer 
gekauft hätten. Wolle man überhaupt im Voraus Anhalts« 
punfte geben, jo müfje man nicht einzelne, jondern alle für 
vie Werthſchätzung irgend in Betracht fommenden Anhalts- 
punkte aufnehmen. Es fei daher jedenfalls befjer und für 
eine richtige Wertbihägung förberlicher, die Benupung aller 
für den Spezialfall geeigneten Anhaltspunkte dem 
verftändigen Urtheile der Schätzer reip. des erfennenden 
Richters zu überlaffen. 

Aus dem Grunde empfehle ſich aud nit, den be 
dingungslofen, unter allen Umftänden eintretenden Zuſchlag 
bis zu einem gewiſſen Prozentſahe zu verlangen. Denn da 
die Entſchädigung eine vellftändige fein müffe, To jei ein 
derartiger Zuichlag unter Umftänden nicht zutreffend und 
in vielen Fällen auch nicht geredht. Es müffe dies im Die 
freie Würdigung des Richters geftellt werden. 

Dei der Abftimmung wurden Die 3 geftellten Anträge 
mit reſp. 10 gegen 3, 12 gegen 1 und 8 gegen 5 Stimmen 
abgelehnt und jodann der $. 7 der Vorlage mit 10 gegen 
3 Stimmen in der Faſſung des Entwurfs angenommen. 


88. 8 und 9. 


Die Beltimmungen diefer Paragraphen find den Er 
propriationsgefepen verichiedener der meuern Landestheile 
nadgebildet (cf. Art 34— 86. des Hannov. Gefepes vom 
8. September 1840, Kurbefl. Gejep vom 30. Dftober 1834, 
$. T., 8. 2. 3—5. der Naffauiihen Ausführungsverordnung 
vom 12. Juni 1838). 

Sie wurden im Allgemeinen den Nüdfichten der Billigs 
feit und richtiger Entſchädigungs-Grundſätze entſprechend er— 
adıtet und mur das Alinen 1. des $. 8. von einem Mit- 
gliede als überflüjfig und nicht recht verftändlich bemängelt. 
Es wurde indeh bemerkt, wie diejes Alinea vorausjege, daß 
der Erpropriat ein anderes Grundftüd in derjelben Weije 
zu benupgen in der Lage jei und daß es fih nur auf bie 
„bisherige Benugungsarı* im $. 7. Mlinea 2. beziehe. Es 
werde beabjichtigt, dadurch das Gintreten erbeblidyer Infon> 
venienzen in der Abſchätzung zu verhindern und den Schäpern 
eine beftimmte Direftive für die Auffinduna diejes Mehr— 
werthes an die Hand zu geben. 
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Alinea 1. des $. 8. warb hierauf mit 11 gegen 2 
Stimmen, Alinea 2. des $. 8. und $. 9. einftinnmig ohne 
Widerſpruch angenommen. 

Eine prinzipielle Erörterung entftand bei 


$. 10. 

Während von der einen Seite in der Aufftellung dieſes, 
von dem Herrenbauje in die Vorlage gebrachten Paragraphen 
ein juriftifches Prinzip vermißt ward, wurden von anderer 
Seite lebhaft die Billigfeitögründe hervorgehoben, welde bei 
tbeilweifer Eigenthumsentziehung bei Anlage von Straßen 
die Gegenrehnung des Mehrwertbs entftandener Bauftellen 
rechtfertigten. 

Die Anſichten in der Kommiſſion blieben getheilt. Es 
wurde zwar nicht verkannt, daß den Kommunen, welche neue 
Fluchtlinien feſtſtellen, vor Allem den Städten, durch die 
Geltendmachung der dieſerhalb von den Grundeigenthümern 
erhobenen Entſchädigungs-Anſprüche ſehr beträchtliche Laften 
und Ausgaben erwachſen köngen, und man war geneigt, es 
als eine Forderung der Billigfeit zu erfennen, daß Diejes 
nigen, welde von der neuen Straßen- Anlage den Haupte 
vortbeil haben, aud in entipredhender Weile zu den Koften 
beitragen. Es wurde aber für vollkommen prinziplos er— 
achtet, wollte man gerade denjenigen Grundeigenthiimer und 
nur denjenigen, welder bebufs Anlage der Straße zufällig 
von der ihm möglicher Weiſe höchſt mißliebigen Expro— 
priation betroffen wird, dadurch heranzieben, daß man ibm 
den zufälligen Mehrwerth feines Reftgrundftüds in Gegen— 
rechnung ftellt, während alle anderen Eigenthümer, melde 
zufälliger Weife von der Grpropriation nicht betroffen 
werden, an deren Grenzen die neue Fluchtlinie vielleicht 
vorbeigebt, jene Wertbövermehrung ohne allen Abzug ge— 
nießen. Es fönnte dadurd, glaubte man, die allergrößte 
Ungerechtigkeit entftchen, weldye jo weit gehen Fünnte, daß 
ter Grpropriat für eine größere Fläche wenig oder gar 
nichts erhalte. 

Diefe Gründe wurden andererſeits nidyt für durch— 
greifend erachtet und das Hauptgewicdht weniger auf die 
Rechtefrage, als Daranf gelegt, daß nicht die Bereicherung 
des Einzelnen, welcher plöplih ſchöne Baupläge an einer 
neuen Straße erhalte, auf Koften der Allgemeinbeit 
erfolgen dürfe. Dem Erpropriaten ſei in dielem Falle Ge— 
nüge geicheben, wenn ihm nur die volle Entihädigung für 
das ihm entzogene Terrain zu Theil werde. Daß ein Nach— 
bar no größeren Vortheil erlange, fei fein Grund, aud) 
dort die Kompenfirung auszufhließen, wo man fie eintreten 
laffen könne. 

Dom Standpunfte der Regierung aus wurde auf 
das Bedenklihe und Unrichtige der Berehnung eines in 
die Zukunft fallenden und durch die NeusAnlage erft 
entftehbenden Mehrwerthes, und im MUebrigen darauf 
— daß das gegenwärtige Geſetz doch nicht der Ort 
ein möchte, um die vorliegende Frage gewiſſermaßen neben— 
bei zu reguliren. Die Regierung erkannte an, daß die Aus 
gelegenbeit einer Abhilfe ſehr bedürftig und die Wünſche 
der Städte nicht unberedhtigt Seien; aber fie bielt dafür, 
daß fie in die Epezial» Gelepgebung über die Bauten ge 
böre und dort in allgemeinerer und durdhgreifenderer Weiſe 
zum Austrag gebradht werden müfle. Es wurde daran 
erinnert, daß vor einigen Jahren bereits eine dabin zielende 
Vorlage gemadt worden, welche indeß damals ihren Abs 
Ihluß nicht gefunden, und es wurde fonftatirt, daß die 
Regierung bereit jei, baldigft wiederum den Weg der Gr: 
jepgebung in dieſer Richtung zu beichreiten. 

Bei der Abſtimmung wurde ſodann der $. 10. der 
Vorlage mit 7 gegen 6 Stimmen geftrihen, wodurch meh— 
rere auf Beibehaltung gerichtete Petitionen (der Städte Halle, 
Cöln und Düffeldorf) ibre Erledigung fanden. 


Die $$. 11., 12. und 13, 
gaben zu Grinnerungen feine Beranlaffung und wurden 
ohne Widerjpruch genehmigt. 
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Titel III. 


Dis Diskuſſion über Tit. IIT. war infofern zunächſt 
eine generelle, als der in der einleitenden Erörterung bereits 
angedeutete Vorſchlag eingebradyt worden war, das Verfahren 
über Keftftelung des Planes und der Erpropriationsobjefte 
zu Irennen von demjenigen über Ermittelung der Entſchädi— 
nung, jo daf der Titel in zwei getrennte Abfchnitte zu zer: 
legen, deren erfter ein fürmliches Reklamationsverfahren ent: 
balten jollte, in welchem zuvörderſt über die Snanlpruchnahme 
der einzelnen Grundftücde zu enticheiden fein würde, bevor 
die Ermittelung der Entſchädigung einzutreten hätte. 

Diefer Vorſchlag wurde begründet, wie folgt: ‘ 

Nah den Beftimmunsen der 88. 1. und 2. folle durd 
Königlihe Verordnung entſchieden werben, ob zu einer be- 
ftimmten Unternehmung das Grunbeigentbum aus Gründen 
des öffentlichen Wohls zwangsweile in Anſpruch genommen 
werden fünne. Bei dieler weitgehenden und allerdings für 
nötbig zu erfennenden Ermädtigung der Erefutive ſei es 
für die betbeiligten Grundeigenthümer von größter Bedeu: 
tung, daß fie rechtzeitig vor Ausführung des Unterneb- 
mens genaue Kenntniß erlangten von ber beabfichtigten In— 
anſpruchnahme ihres Grundeigentbums, und daß fie das 
Recht gewahrt finden, geeigneten Falls Einwendung dahin 
zu erheben, daß die Ausführung des Unternehmens die Ine 
anſpruchnahme ihres Eigenthums nicht erfordere. Hierzu 
aber jei nötbig, daß ihnen rechtzeitig Einficht des Planes 
des Unternehmens verftattet und ihre etwaigen Einwen— 
dungen einer ſachgemäßen Prüfung unterzogen würden. 
Der Eigentbümer ſei aber in einer üblen Lage, wenn, wie 
der Entwurf beabfichtigt, er erft in dem Momente Kenntniß 
von der Art und Weile der Inanipruchnabme feines Eigen- 
thums erhalte, wo ſchon mit ihm über die Frage der Ent» 
Ihädigung verhandelt werde und Einfprüde fih ſchon faſt 
als iMuforifch erweifen möchten. Er werde aber audh leicht 
nit in der Lage fein, in dieſem Momente die 
Einwirkung des Unternehmens nad dem vorgelegten Plane 
ſofort genugſam und mit Beftimmtheit zu überjeben; ja nad 
der Borlage jei jogar nicht einmal immer ein Plan erfor 
derlih. Wie jolle er da feine Rechte und Anſprüche geltend 
machen und feine Anträge und Enihädigungd-Forderungen 
hinreichend begründen fünnen? Würde aber in allen Fällen 
die Aufftellung eines die beabfidtigte Ausführung des Un— 
ternebmens überfichtlih Fennzeichnenden Planes erfordert, 
werde dem Eigenthümer die Gelegenheit geboten, benfelben 
in Muße einzufehen, feine Einwendungen dagegen zu erhe— 
ben, jo erichienen feine Rechte viel beffer und in genügendem 
Maße gefichert. 

Stelle hiernach ein derartiges Berfahren fih als noth« 
wendig dar im Intereffe des Eigenthümers, jo erjcheine es 
nit minder aus allgemein ſachlichen Gründen gerechtfertigt. 
68 jei norhwendig, daß vor Allem der Plan unter Erledi- 
gung der dagegın geltend gemachten Ginwendungen, Der 
Einreden gegen die Anwendung des Grpropriationsredhts 
auf die einzelnen Objefte, endgültig feftftebe. Denn 
daburd würden erft die fiheren Objekte für pie Entſchä— 
digung gewonnen, welche fid) ändern fünnten, wenn jene 
Einreden begründet feien, wenn der Plan Aenderungen 
erleide. Sei aber der Plan, nad welchem das Unternehmen 
ausgeführt werden joll, in diefem gewiſſer Maßen kontra— 
diktoriſchen Verfahren endgültig feftgeftellt, umd liege nur 
no die Differenz über die Höhe der Entihädigung, der zu 
zahlenden Geldjumme, unter eriolgter Ausſcheidung aller 
techniſchen Fragen, vor, ohne daß über die Frage, Was zu 
erproprüren, noch Differenz obwalte: fo fei auch das 
Berfahren über das Auffinden der Tare ſehr viel raſcher zu 
Ende zu führen. Es erſcheine aber von großer Bedeutung, 
daß gerade in dieſem Verfahren, in dem Entſchädigungs— 
Berfahren, jeder hemmende Zeitverluft foweit irgend möglich 
vermieden werde. 

Aus dieſen allgemeinen Erwägungen waren die weiter 
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unten zu ermähnenben Speziellen Anträge bervorgegangen. 
Seitens des Herrn Vertreters der Staatäregierung wurde 
bauptſächlich Folgendes entgegnet: 

Es ſei nicht wohl zu erleben, in welder Weile durch 
das getrennte Verfahren über Objeft der Erpropriation und 
über Entihädigung im Gegenjap zu dem Vorſchlage des 
Entwurfs die Rechte der Entjhädigungs: Berechtigten beſſer 
gefihert fein folten. Denn auch nad dem — der 
Regierung ſeien deren Rechte vollkommen dadurch gewahrt, 
daß fie die Befugnig haben, in dem Termine vor dem 
Kommiffar ihre Einreden gegen die Anwendung des Expro— 
priationgredhts auf ‚das in Anſpruch genommene Grundftüd 
oder Recht geltend zu machen. Welche materiellen Bortbeile 
jollten daher durd das Fomplizirtere und die Abwidlung 
der Angelegenbeit formell erihwerende doppelte Verfahren 
berbeigeführt werden? 

Bor Allem aber fei tie Bejorgniß begründet, daß eine 
für die Unternehmen ſehr ſchädliche Verzögerung bineinges 
tragen würde. Mande der jepigen Erpropriations: Gelege 
hätten den Nachtheil, daß die zeitraubenden Hemmungen 
böchſt übel empfunden würden. Bis zur vollftändigen Bes 
endigung eines bejonderen Reflamationdverfahrens mit der 
Publikation der Pläne, der Iuftruftion der Einreden, der 
Entiheidung derjelben, des Refurjes an die Minifterials 
Inftanz werde leicht ein Zeitraum von 6 und mehr Mona» 
ten ausgefüllt werden. Mande Unternehmungen ftellten 
fih auch als jo einfache dar, daß ed der Aufftellung eines 
befonderen Planes in der That faum bedürfen würde; für 
diefe verlange daher der Antrag etwas Ueberflüjfiges. 

Diefe Bedenken wurden im Schooße der Kommiſſion 
nicht getheilt. Es wurde Seitens des Antragftellers und 
anderer Mitglieder darauf erwidert, wie man feineswegs 
verfenne, daß mande Erpropriationg-Gefege und insbejondere 
auch das Rheiniſch-Franzöſiſche, welchem der Vorihlag im 
Allgemeinen nachgebildet Sei, zeitraubende, im Interefje der 
Grundeigenthümer nit überall notbwendige Verzögerungen 
berbeiführen, und man begrüße im Allgemeinen die Vorlage 
der Königlihen Staats-Regierung aud in dieſer Hinſicht 
als eine weſentliche Verbeſſerung, welde im Ganzen eine 
glüdlihe Mitte innebalte. 

Man würde den Vorſchlag ſelbſt für fehlerhaft halten, 
wenn er in der That das Berfahren in ſchädlicher Weile 
und in der Art, wie es die Königlihe Staats-Regierung 
bejorge, verzögere. Man erwarte davon umgefehrt eine 
forrefte Abwidelung und namentlih die Möglichfet rajcher 
Erledigung des Verfahrens, behufs Ermittelung ber 
Entjhädigung undjei geneigt, eherin der Ordnung des 
Berfahrens nah dem Entwurf zeitraubende Verzögerungen 
zu bejorgen. Dann nämlich fer die Abwidelung ftets für 
die größeren Unternehmen am eiligften, wenn es erſt bis 
ur Verhandlung über die Zeftftellung der Taxe gefommen 
ki wenn alio der Unternehmer, was er freibändig habe 
erwerben fönnen, bereit# erworben habe, wenn er bier bie 
Arbeiten, wie dies gewöhnlich der Fall, bereits begonnen und 
ibm nur diejenigen meift nicht jo zablreihen Grundjtüde 
noch nicht zur Verfügung ftänden, welde er freihändig 
niht babe erlangen fünnen. Dann jei die Sade bezüglich 
der nicht acquirirten Grundftüde gewöhnlich fo eilig gewor- 
ben, daß fie in dieſem Moment die nicht geringe Verzöge— 
rung in der That ohne Schaden nicht mehr ertragen, melde 
jept durch Entiheidung von Einreden gegen die Anwen» 
dung des Erpropriationsrechts entſtehen könnte. Welde Ver: 
zögerung müſſe beiſpielsweiſe entſtehen, wenn Entihädigungs- 
berechtigte erſt während des Entſchädigungsverfah— 
rens in der That begründete Einreden gegen die 
Anwendung des Expropriationsrechts geltend machen, 
wenn fie nachweiſen, daß das Unternehmen die Inanſpruch— 
nahme des Grundftüds nicht bedinge, und wenn num Die 
Regierung eine Aenderung des Planes feftftelle, wodurd na— 
türlih dann wieder andere Grundftüde betroffen werden, 
andere Erpropriationsobjefte fi ergeben! Dann habe aljo 
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die fommifjariihe Verhandlung über die Entfhädigung mit 
allem Zeitverluft wieder von Neuem zu beginnen und ber 
Abſchluß möchte fih in der That ſehr viel länger hinziehen, 
als wenn nad) einem abgeihloffenen Reklamationsverfahren, 
die Baulinie, die Grpropriationsobjefte, endgültig feit- 
ftänden. Wie jehr aud müſſe fi die Verhandlung über die 
Entihädigung hinziehen, wenn bei dieſem Verfahren noch mit 
Jedem gemwiljermaßen über die „befte Zinie* Grörterungen 
aepflogen werden fönnten und müßten. 

erade die Beichleuigung im einem berjelben jehr be 
bürftigen Abſchnitt des gefammten Erpropriationenverfah- 
end eradhte man als einen Hauptvorzug des Vorſchlags der 
Trennung. 

Allerdings erforbere dieſelbe einige Zeit, aber ein Zeit- 
verluft fei im Anfange, wenn der Unternehmer erft im Bes 
griffe ftehe, am die Unternehmung beranzutreten, ſehr viel 
eher zu ertragen und fehr viel weniger ſchädlich, wie jelbit 
ein geringerer Zeitverluft jpäter. 

Wenn übrigens mande Unternehmungen ſehr einfacher 
Natur feien, fo könne aud der aufzuftellende Plan einfach 
fein; daß aber ein folder in allen Fällen aufgeftellt werde, 
fei eine Konfequenz des Berlangens der Publikation. 

Nachdem dieſe Ausführungen nod von mehreren Seis 
ten Billigung erfahren, von anderer die Fafjung der Bor» 
lage vertheidigt worden, wurde in die Erörterung der Spe— 
zialanträge eingetreten und zuoörderft beſchloſſen, die Ent» 
ſchließung über die vorgefchlagenen Ueberſchriften für Ab» 
ſchnitte dieſes Titels: 

1) „Von der Feftftellung des Planes und des abzutre— 

tenden Gegenftandes.“ 

2) „Bon dem Berfahren über Feftftelung und Zah» 
lung der Entihädigung und Einweiſung des ln» 
ternehmers in den Befig“ 

bis zur event. Erledigung der materiellen Beftimmungen des 
Abſchnitis vorzubehalten. — Für den $. 14. des Entwurfs 
war folgende Faſſung beantragt: 


$. 14. 


„Bor Ausführung des Unternehmens ift ein Plan 
aufzuftelen und von derjenigen Behörde zu prüfen und 
feftzuftellen, weldhe dazu nady den für die verjchiedenen 
Arten der Unternehmungen beftehenden Gelepen be+ 
rufen ift. 

„Dft eine befondere Behörde durch das Geſetz nicht 
berufen, jo liegt die Prüfung und Seftftellung des 
Plans der Bezirksregierung ob.“ 

Hierzu wurden zwei Amendements geftellt, welde 

im Laufe der Diskuffion folgende fombinirte Fafjung er 

ielten: 

i Mn Zeile 1, hinter die Worte „ein Plan“ binzuzus 

ügen: 

„welchem bei Anlage von Eifenbatnen, Dämmen 
und Zandftraßen die erforderlichen Querprofile bei— 
zufügen find, in einem zwedentipredenden Maß— 
Habe ıc..* 

Die Motive dafür wurden darin gefunden, daß bei Ver— 
änderungen der Erdoberfläche zur hinreihenden Klarlegung 
der Verhaältniſſe nicht bloße Situationspline genügten, fon» 
dern auch Querprofile erforderlich feien und daß die Pläne 
nicht in einem zu kleinen Maßſtabe aufgeftellt jein dürften, 
wofür fi allerdings feine generelle Vorſchrift geben Laffe, 
was fi vielmehr nach der Art der einzelnen Unternehmun— 
gen richten müſſe. 

Der Zufag wurde mit I1 gegen 1 und ber jo er 
ginzte Antrag mit 8 gegen 4 Stimmen angenommen, wos 
mit $. 14. der Borlage bejeitigt war. 


8. 15. 


Um den Zweifel auszuſchließen, daß eine Einigung 
zwiſchen den Betheiligten aud mit Vorbehalt u admini— 
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ftrativen Feſtſtellung der Entihädigung erfolgen fönne, war 
zum Alin. 1. vorgeihlagen worden: 

1) zwifchen die Worte „der“ und „gerichtlichen“ einzur 
halten „abminiftrativen oder“, 

2) ftatt ber Worte „der gerichtlichen Feſtſtellung“ zu jagen: 
„ber Feftftelung der Entihädigung nad Maßgabe diejes 
Geſetzes“. 

Beide Anträge wurden aus der Mitte der Kommiſſion 
für bedenkllich, Seitens der Vertreter der Staatsregierung 
für mindeftens überflüffig erachtet und demnächſt mir reip. 
10 gegen 2 und 8 gegen 4 Stimmen verworfen und dem» 
nächſt $. 15, der Borlage unter Billigung der in den Mo- 
tiven dafür gegebenen Gründe unverändert einftimmig ans 
genommen. 


Zu $. 16. 


war unter Bezugnahme auf Das zum Eingange dieſes Titels 
wegen Trennung des Verfahrens über Feſtſtellung der 
ee Ausgeführte folgende Faffung vorge 
lagen: 

„In Ermangelung einer gürlihen Einigung erfolgt 
auf Antrag des Unternehmers das Verfahren behufs 
Feftftellung der zu enteignenden oder zu beſchränkenden 
Grundftüde. 

Zu Diefem Behufe bat derfelbe einen Plan und 
Bermeffungsregifter vorzulegen, welche gemeindeweiſe 
(gutöbezirföweile) eine genaue Bezeichnung der ab» 
zutretenden oder zu belaftenden Grundftüde nad 
ihrer Lage, Größe, Kulturart und, wo ein Katafter be 
fteht, unter Angabe der Nummer der Flur und des 
Grundftüds, ferner die Art und den Umfang der Be» 
laftung und die Namen der Gigenthümer enthalten 
mũſſen.“ 

Dieſem Vorſchlage ward von anderer Seite im Allge— 
meinen beigetreten, jedoch monirt, daß man eine beſtimmte 
Angabe darüber vermiſſe, welcher Behörde der Plan vorzus 
legen fei und mwelder Plan gemeint ſei, welder Ausftellung 
der Vertreter der Königlihen Staatsregierung beitrat. 

Mehrere Amendements ſuchten diejen Einwendungen zu 
begegnen: 

1) hinter „Plan“ in Alin. 2. hinzuzufügen „nebjt Ans 

lage ($. 14.)* 

2) eodem hinter „derjelbe” einzujhalten „der Bezirks— 
regierung*, 
3) Alin. 2. zu faffen, wie folgt: 

„Zu diefem Behufe bat derjelbe für jeden Ge— 
meinde⸗ oder Gutöbezirf einen Auszug aus dem 
feftgeftellten Plan nebft Zubehör, weldyer eine genaue 
Bezeihnung der in dem betreffenden Bezirk abzu- 
tretenden ꝛc.“ 

4) ward beantragt, hinter „Namen“ in der vorlepten 

Zeile einzufügen: „und den Wohnort”. 

Bei der Abftimmung wurde Alinea 1. einftimmig, Alinea 
2. in nachſtehender Fafjung mit 10 gegen 2 Stimmen ans 
genommen; 

„Bu diefem Behufe hat derjelbe der Bezirlö-Negierung 
für jeden Gemeinde: oder Gutsbezirk einen Auszug aus dem 
feftgeftellten Plane nebſt Anlagen (F. 14.) und Bermeffungs- 
regifter vorzulegen, welde eine genaue Bezeichnung der in 
dem betreffenden Bezirke abzutretenden oder zu belaftenden 
Grundftüde nad ihrer Lage, Größe, Kulturart und, wo ein 
Katafter beftebt, unter Angabe der Nummer der Flur und 
des Grundſtücks, ferner die Art und den Umfang ber Be- 
laftung und die Namen der Eigenihümer enthalten müſſen.“ 

$. 16. der Borlage war hiermit erledigt. 

In weiterer Fortführung des Berfahrens über Die Feft- 
ftellung der ErpropriationssObjefte wurten die nächſtfolgen— 
den Paragraphen als Zujäge zur Vorlage beantragt, und 
war zunächft hinſichtlich der Publifation der Pläne Nach- 
—8B 
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S. 

„Plan und Vermeffungsregifter find in derjenigen 
Gemeinde (demjenigen Gutsbezirf), in welcher (welchem) 
bie in Anfpruch zu nehmenden Grundftüde gelegen find, 
während 8 Tagen zu Jedermanns Einficht offen zu legen. 

Die Zeit der Offenlegung ift ortsüblid befannt 
ju maden, 

Während diefer Zeit fann jeder Grunbeigenthümer 
Einmwendung dahin erheben, daß die Ausführung bes 
Unternehmens die Entziehung oder Beſchränkung feines 
Eigenthms nicht erfordert.” 

Bon einem Mitgliede der Kommilfion wurbe bierzu 
bervorgeboben, wie nicht nur die Eigenthümer, jondern aud 
die betreffende Gemeinde das größte Intereije habe, ſowohl 
an der definitiven Feftftelung der Baulinie, als auch an 
der ordentlichen Herftellung der Anlagen des 8. 13., indem 
auch fie im diefer Beziehung leicht in die Lage fomme, als 
Entſchädigungsberechtigte aufzutreten und gehört zu werben, 
beienders bei Durchſchneidung ihrer Wege oder Anlagen. 
Es wurde daher der Zufag in Antrag gebradt: 

„aud der Gemeinde» oder — hat das Recht, 

Einwendungen zu erheben, welche ſich auf die projef- 

tirte Richtung des Unternehmens oder auf Anlagen ber 

im $. 13, gedachten Art beziehen.“ 

Don anderer Seite wurde bie Frift der Offenlegung 
von 8 Tagen für eine zu furze und deren Ausdehnung auf 
14 Tage in Antrag gebradht, was indeß anbererjeits als 
eine nit wünſchenswerthe Verzögerung bezeichnet wurde. 

Sodann ward no beantragt, in Zeile 1. ftatt: „und 
Bermeffungsregifter” zu fegen „nebft Anlagen“ und endlich 
die Faffungs-Veränderung „in den betreffenden Gemeinde 
und Gutsbezirken, in welden bie ıc.* 

Sämmtliche Ameı.dements wurden von der Majvrität 
der Kommiffion ald Verbefjerungen des urſprünglichen An« 
trags erachtet und genehmigt, auch der Zuſatz hinſichtlich 
des Einſpruchs-Rechts der Gemeinde »Bertretung und dem» 
nädft der Paragraph in der jo amendirten Form. 

Der folgende 


$. 
mar in nachftehender Faffung eingebracht: 

„Unmittelbar nad Ablauf diefer Friſt tritt unter 
„dem Borfig des Landraths (in Städten, welche feinem 
„Kreiſe angehören, unter dem Vorſitz des Bürgermeifters) 
„die Kommilfion zur Prüfung der erhobenen Einwens- 
„dungen zufammen. 

„Diefelbe befteht außer dem Borfigenden: 

) aus drei von ber Kreidvertretung (in Städten, 
„melde feinem Kreiöverbande angehören, von der 
„Stadtverordneten-Verfammlung) gewählten, bei der 
„Erpropriation nicht —— Eingeſeſſenen, 

„2) einem von der Bezirks⸗Regierung zu bezeichnenden 
„Bautedhnifer. 

„Die Kommilfion begutachtet die Einreden (gegen 
„die Anwendung ded Erpropriationg-Redts), zu welchem 
Zwecke fie die Eigenthümer beruft, falls fie es für 
„nöthig findet, und den Borftand desjenigen Gemeinde 
„Guts-) Bezirks zu ihrer Information zuziehen Fann, 
„in weldem die Grundftüde liegen, gegen deren Ente 
„ziebung oder Beſchränkung reflamirt worden. 

„Glaubt die Kommilfion, daß auf Ausführung 
„bed Planes beftanden werben müſſe, jo bat fie die 
„Gründe dafür anzugeben; hält fie Abänderungen des 
„Planes für nötbig, fo bringt fie folde in Vorſchlag, 
„nachdem die Gigenthümer der dadurch betroffenen 
„Srundftüde gehört oder binnen einer adhttägigen Friſt 
„zu einer Erflärung aufgefordert worden find. 

„Die Berhandlungen der Kommiſſion haben fid 
„nicht auf ſolche Einwendungen zu erftreden, welche 
„feh auf den Werth der ahzutretenden ober einzu« 
chränkenden Grundftüde oder auf die Entſchädigungs- 
„frage beziehen. RR 
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„Sie müffen in fpäteftens 4 Wodhen nad Ab» 
„lauf der in $. (16. a.) bezeichneten Friſt been» 
„det fein.” 

Der Vorſchlag wurde damit motivirt, daß er fih im 
Allgemeinen an die bezüglichen Beftimmungen des Rheiniſch— 
Franzöfiihen Verfahrens (Gef. v. 8. März 1810) anſchließe, 
welde jept nahezu 60 Jahre in Kraft feien und fi im Ganzen 
bewährt hätten, und unter deren Herrihaft to in 
den legten Dezennien eine ganz bejonders erheblide Zahl 
von größeren und fleineren Unternehmungen zu Stande 
gefommen; einzelne Mängel jeien allerdings nicht zu ver« 
feunen und daber der Vorſchlag vielleicht noch verbeſſerungs⸗ 
fähig. Gegen bie formulirten Borihläge wurden aus dem 
Schoofe der Kommilfion und Seitens des Bertreterd des 
Hanbdels-Minifterii mehrfache Ausftellungen erhoben. 

Es ward geltend gemacht, wie die Wahl dieſer bequt- 
achtenden Kommilfion Seitens der Kreisftände oder ber 
Stabtverordneten ih aus mehrfachen Gründen nicht 
empfehle; Kreid und Stadt würden ja häufig ſelbſt 
Intereffent bei der Erpropriation jein; zudem feien die 
Kreisftände nicht immer verfammelt, fie könnten nicht wohl 
Begutachter für das ganze Jahr im Voraus wählen, eine 
jedesmal beiondere Zufammenberufung bringe aber Weite 
rungen und Verzögerungen mit fih. Warum gerade 3 Mite 
glieder zu wählen jeien und nicht Ihon 2 genügen jellten, 
jei nicht abzujehen. Gine Prüfung, wenn fie wirklich 
jahlihe Bedeutung haben fole, müſſe unter allen 
Umftänden an Ort und Stelle ftattfinden, bazu 
müffe man die Kommilfion nidt blos berechtigen, 
ſondern verpflichten. Seitens bed Bertreterd der Staatd« 
regierung wurde noch befonders auf das Bedenken großer 
Verzögerungen hingewieſen: wolle man dieſes ganze Ber- 
fahren überhaupt aboptiren, gegen weldes die Regierung 
fih ausiprehen müffe, jo müſſe man unter allen Umftänden 
auf eine ſchnelle und jahgemäße Erledigung der Arbeiten 
der Kommilfion achten, jo daß Nüdfragen und Zeitverluft 
vermieden würden. Allerdings fei in das Amendement die 
Beftimmung aufgenommen, daß die Arbeiten der Kommilfion 
in vier Wochen erledigt fein jollen. Was aber jolle ge- 
heben, wenn fie eben nicht in dieſer Frift beendigt fein 
würden? "Hierzu wurde von einer Seite noch hinzugefügt, 
daß, wenn man einmal die Feftitellung der Erpropriationg» 
objefte der Adminiftrativbehörbe übertragen wolle, man ihr auch 
die Berantwortlidhfeit richtiger Feſtſtellung in vol— 
lem Umfange zutheilen müſſe; man dürfe \y aber dann we» 
der an die Begutachtung gewählter Sadverftändigen, welde 
vieleicht nicht Die gerade geeigneten feien, binden, noch aud 
die Leitung der Verhandlungen durd ein beftimmtes lofales 
Drgan air. Fiat Die Prüfung fünne zubem der Natur der 
Sache nah in der Regel nur an Ort und Stelle unter 
Zuziehung fowohl des Ertrahenten, wie der Reflamanten 
und ber betheiligten Gemeindebehörbe geſchehen und die 
Leitung müſſe einem von ber entſcheidenden Behörde gerade 
für dieſes Geſchäft für geeignet erfannten Kommifjarius 
übertragen, der verantwortlichen Behörde aber freie Hand 

elafjen werden, nicht blos beftimmmte, ſondern gerade joldye 
Sachkundigen hinzuzuziehen, welche für die Spezialenticheidung 
die qualifizirten * 

Dieſen Gedanken wird Ausdruck gegeben durch den 
Antrag, den Paragraph zu faſſen, wie folgt: 

„Nach Ablauf der Friſt werden die Einwendun— 
gen gegen den Plan in einem nöthigenfalls an Ort 
und Stelle abzuhaltenden Termin von einem von der 
Bezirksregierung zu ernennenden Kommiſſar erörtert, 
Zu demſelben werden der Unternehmer, die Rekla— 
manten und der Gemeinde» oder Gutävorftand vor» 
geladen und mit ihrer Erflärung gebört. Dem Re 
gierungsfommiffar bleibt e8 überlafjen, diejenigen Sach— 
verftändigen, deren Gutachten erforderlich ift, zuzuziehen.“ 
Nachdem der Bertreter der Staatsregierung dieſe Faſ— 

jung für die event. annehmbarere erflärt hatte, zug ber 
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erfte Antragftelleer zu Gunften derjelben feinen aus einer 
gewiffen Berüdfichtigung der Forderungen der Selbftver- 
waltung formulirten Antrag zurüd, welder zwar anderer 
feitö wieder aufgenommen, jedoch bei der Ab himmung nit 
11 gegen 2 Stimmen zu Gunften des letzterwähnten 
Amendementö befeitigt wurde. Schließlich wurde behufs 
voller Klarftelung des BVerhältniffes der Verhandlungen in 
diefem Verfahren noch aus dem erfteren Amendement bie 
Aufnahme des Zujages beſchloſſen: 

„Dieſe Verhandlungen haben fi nit auf ſolche 
Einwendungen zu erftreden, welde ſich auf den Werth 
der abzutretenden oder zu beichränfenden Grundftüde 
oder auf die Entihädigungsfrage beziehen.“ 

Ein weiterer 


8. 
wurde in Konſequenz ber gefaßten Beſchlüſſe ohne Wider: 
ſpruch angenommen, wie folgt: 

„Der Kommiſſarius bat ſofort nah Beendigung 
der Verhandlungen leptere der Bezirfs-Regierung vor— 
zulegen, welche prüft, ob bie vorgeſchriebenen Förm— 
lichfeiten beobachtet find und ſodann: 

1) über den Gegenftand, deffen Abtretung oder Bes 
nugung verlangt wird, über die Größe und Die 
Grenzen des abzutretenden Terrains, ſowie über 
die Art und den Umfang ber beanſpruchten Eigen: 
thums-Beihränfungen, ſoweit die Königliche Ber- 
ordnung ($- 2.) bierüber feine Beftimmung ent 
hält; 

2) über die Anlagen, zu deren Erridtung wie Unter 
haltung der Unternehmer verpflichtet ih ($. 13.), 

mittelft motivirten Beſchluſſes entſcheidet.“ (cfr. $. 16. 

der Vorlage.) 

Die Vorſchläge zweier folgenden Paragraphen hatten 
im Wejentlihen den Inhalt der 88. 24. und 25. der Vor— 
lage binfichtli der Beichreitung des Rekursweges gegen die 

etroffene Enticheibung ber Bezirks-Regierung wiedergegeben. 

Bei der Erörterung fam es indeß auf Anregung des Ber- 
treterd des Handeldminifterii zur Sprade, ob, da man nun 
einmal das getrennte Verfahren über die Aeftftellung ber 
Expropriations⸗Objekte ꝛc. beijhloffen habe, es nicht ange» 
zeigt ſein möchte, nunmehr von der Statuirung des Refurd« 
weges ganz Abſtand zu nehmen und nad Vorgang bes 
Rheiniich-Franzöfiihen Rechts die Entiheidung ber Bezirks» 
Negierung als definitive binzuftellen. Sebenfalld werde es 
fi) empfehlen, wenigftens dem Entihädigungs » Berfahren 
durch das Refurd-Berfahren feinen unnöthigen Aufenthalt 
zu bereiten. Der erftere Gedanke fand indeß in der Kom« 
milfion feinen Anklang, indem man hervorhob, wie unter 
allen Umftänden es zur größeren Sicherung der Rechte des 
Erpropriaten gereiche, wenn er gegen bie Entſcheidung ber 
Bezirks-Regierung noch die höhere Inftanz angehen Eönne: 
ihm dieſes Recht in einer für ihn jo wichtigen Angelegen- 
beit zu verjhränfen, bafür läge fein Grund vor. Die 
Möglichkeit abändernder Entſcheidung in der Minifterials 
Inftanz fjei immerhin vorhanden und dieſe fünne dann 
ſowohl andere Erpropriationd-Dbjefte ergeben, ald aud von 
Einfluß jein auf die ſpätere höhere oder niedere Normirung 
der Entihädigung. 

Bon anderer Seite erachtete man es indeß von feinem 
nachtheiligen Einfluß für die Rechte der Eigenthümer, wenn 
ſchon während der Verhandlungen über den Rekurs immer- 
bin mit Ermittelung der Entihädigung vorgegangen würde. 
Man war der Anfiht, dab bei fo forgfältiger Inftruftion 
in erfter Inftanz eine abändernde Entſcheidung zu den 
größten Seltenheiten gehören müfle; der einzige Schaden 
fönne nur dem Unternehmer erwadjen, wenn eben in Folge 
abändernder Entiheidung ein neues Entihäbigungs-Ber- 
fahren erforderlich werde. Da vor der Eniſcheidung bes 
Relurſes jelbftredend eine Befipeinweilung nit eintreten 
könne, jo entftehe dem Eigenthümer fein Nachtheil, wohl 
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aber für das Unternehmen ber große Bortheil, daß event. 
die zeitraubenden Ermittelungen im Entihädigungs-Ber« 
fahren bei Eintreffen abweilender Rekurs-Entſcheidung 
ſchon beendet feien. 

In diefem Sinne ward daher folgender Zuſatz bes 
antragt: 

„Dur die Einlegung des Rechtömitteld wirb die Ers 
„mittelung der Entihäbigung nicht aufgehalten“, 
eg mit Stimmengleihheit (7 gegen 7 Etimmen) abge 

lehnt. 
Der $. jelbft (cf. $. 24. der Vorlage) in der Faffung: 
„Segen die Entſcheidung ber Regierung über die im 
„I... Nr. 1. und 2. bezeichneten Punkle fteht beiden 
„Iheilen der Rekurs an die vorgejepte Minifterial 
„Snftanz offen“, 
wird darauf einftimmig angenommen. 
ir > der folgende $. (cf. $. 25. der Vorlage): 
„Das Rechtsmittel muß bei Verluft deffelben innerhalb 
„der auf den Tag der Zuftellung des Beſchluſſes fül 
„genden zehn Tage bei der Bezirks-Regierung eingelegt 
„werden. Die Rezierung but die Rekursſchrift dem 
„Begner zur Beantwortung innerhalb einer acht» bis 
—— präkluſiviſchen Friſt mitzutheilen und 
„die Alten nad deren Ablauf an den zuftändigen Mis 
* zur Entſcheidung einzuſenden.“ 
u 


$. 17, 


lag folgender Abänderungsvorichlag vor: 

„Der Antrag auf Ermitlung und Feftflellung der 
„Entſchädigung und Ginweifung in den Befig iſt von 
„dem Unternehmer ſchriftlich bei der Bezirksregierung 
„anzubringen. 

„Der Anırag muß außer der genauen Bezeihnung 
„des abzutretenden oder zu belaftenden Grundftüds 
„($- 16.) die Art und den Umfang der Belaftung und 
„den Namen des Figenthümers und der jonftigen Ent» 
„Ihädigungsberedhtigten enthalten.“ 

Alinea 1. ward unter Streihung der Worte „und 
Einweilung in den Befig* einftimmig, Alinea 2. unter 
Pinzufügung der Worte „nebft Wohnort* hinter „Ramen“ 
mit 2 gegen 4 Stimmen angenommen. 

u 


$. 18. 


ward folgende Faffung vorgefchlagen: 

„Der Entiheirung der Bezirföregierung muß eine 
„fommiffarifche Verhandlung mit den Vetbeiligten vor 
„angehen. 

„Der Kommiffarius bat die Entſchädigungsberechtig— 
„ten fowie den Unternehmer zu einem nöthigenfalls an 
„Drt und Stelle abzubaltenden Termin vorzuladen. 
„Der Unternehmer fowie ber Eigentbümer und bie 
„\onftigen bekannten Entſchädigungeberechtigten find 
„unter der Verwarnung zu laden, daß bei ihrem Aus- 
„bleiben mit Grmittelung der Entihädigung verfahren 
„werden würde, 

„Die nit befannten Entſchädigungsberechtigten find 
„unter derfelben Berwarnung .. ..... (mie Alinen 3. 
„der Borlage). 

„In dem Termine ift jeder an dem zu enteignenden 
„Objekt dinglih Berechtigte befugt, zu erfcheinen und 
„sein —* an der Feſtſtellung der Entſchädigung 
„wahrzunehmen.“ 

Zur Motivirung wurde von mehreren Seiten ausge— 
führt, daß der Unternehmer, der Erpropriationsberedtigte, 
allein die Verantwortung dafür tragen müffe, daß er feinen 
Grpropriationsantrag vollſtändig aufftelle, Daß er ihn richte 
gegen die richtigen Entihädigungsberedhtigten. Er habe dem 
Kommiffar die Legitimation der Entihädigungsberedhtigten zu 
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juppeditiren, dürfe fi bei der Ermittelung und Nade 
weilung berjelben feiner culpa ſchuldig maden und müffe 
eventuell für alle eivilrechtlichen Folgen einftehen. Dem Koms 
mifjar aber noch befonders die Pflibt auferlegen, dieſerhalb 
bejondere und umfafjende Ermittelungen anzuftellen, würde 
dem Erpropriationsberehtigten eine Prliht abnehmen, welde 
nad der Natur des ganzen Verbältniffes ihm allein obliege, 
ohne do tie Garantie zu gewähren, daß der Kommiljar 
Alles volftändig und genügend ermittelt, auch wenn er, wie 
durch die vorgejehenen Ermittelungsverhandlungen bedingt fei, 
eine ſehr umfafjende Zeit darauf verwende. Der Kommiſſar 
werte ſehr oft nicht in der Lage jein, die Entihädigungss 
berechtigten ſämmtlich feftzuftellen; der Vorſchlag ſchütze ihn 
daher vor unverdienten Vorwürfen. 

Don Seiten der Staatsregierung und andern Mit- 
gliedern der Kommilfion wurde eutgegengeſetzt, daß ber 
Unternehmer wohl leicht ein Intereffe 2* möchte, einzelne 
Entſchädigungs-Verechtigte zu verſchweigen und daß der 
Vorſchlag des Entwurfs die größtmöglichſte Vollſtändigkeit 
der Ermittelung der Eniſchädigungsberechtigten garantire. 
Auch wurde darauf aufmerkſam gemacht, daß dort, wo 
Grundbücher exiſtiren, die Behörden nicht verpflichtet ſein 
mödten, dem Unternehmer behufs Ermittelung der bezüg— 
lihen Berhältniffe die Einfiht derſelben zu verftatten; 
dem Kommifjarius der Regierung werde dies nicht verwei« 
gert werben, 

Das Iepterwähnte Bedenken wurde zunächſt befeitigt 
durch Annahme folgenden Zufapes zu $. 17: 

„Der Unternehmer ift berehtigt, zur Ermittelung 
diejer Verhältniſſe bei den betreffenden Behörden bie 
Einfiht der Grundbüder (Hypothekenbücher, Stod«- 
büder, Währſchaftsbücher) oder Auszüge aus denjelben 
gegen Erftattung der Kopialien zu beantragen.“ 

jodann aber warb noch darauf hingewiejen, wie der Unter- 
nehmer bei Aufnahme feiner Vorarbeiten, bei Gelegenheit 
ber gütlihen Verhandlungen an Ort und Stelle aud that« 
ſächlich am beften in der Lage fei, die Entihädigungs- 
Berebtigten für bie einzelnen Grundftüde zu ermitteln; 
er müffe died ja auch überall da, wo er freihändig erwerbe. 

Bei der Abftimmung wurde zum alin. 1. hinter dem 
Worte „Betheiligten“ noch mit 9 gegen 5 Stimmen der 
Zuſah beichloffen „unter Vorlegung des definitiv feftgeftell- 
ten Planes” und jodann alin. 1 angenommen, desgleichen 
alin. 2., 3. und 4. ohne Widerſpruch. 

Hierdurch war $. 18 ber Vorlage erledigt. 


$. 19, 


enthält die Vorſchriften über Beftelung der Sadverftändigen 
in dem Nbminiftrativ Verfahren. 

Es wurde in diefer Beziehung ausgeführt, wie in die— 
jem Berfahren bie Beftellung der Sadverftändigen durd 
die Interefjenten aus allgemeinen und aus Zweckmäßigkeits— 
Gründen ſich nicht empfehle. Denn in diefem Berfahren 
fonıme es vor Allem darauf an, billige, beide Theile zu» 
friedenitellende Vereinbarungen herbeizuführen. Dies 
werbe aber in größerm Maße kaum ausführbar, wenn jete 
Partei mit ihrem eigenen Experten erſcheine. Letztere näh— 
men dann erfahrungsmäßig einfeitig das Intereſſe ihrer 
Partei wahr; fie pflegten weniger ald Sadverftändige, wie 
als Sachwalter aufzutreten. Wirklich unparteiiide, von 
einer 3. Inſtanz beftellte Sachverftändigen, welde das Ber: 
trauen beider Theile haben und unbefangen und nicht einfeitig 
urtbeilen, fiherten am meiften das Auffinden richtiger, beide 
Theile zufriedenftellender Zaren und ihre Abſchätzungen 
würben erfahrungsmäßig von beiden XTheilen am ehejten 
acceptirt; es werde dadurch aber aud vor Allem die über» 
aus wünſchenswerthe Gleihmäßigfeit in der Zaration ge» 
wahrt; deren Verlegung werde ftetd am übelften von den 
Eigenthümern empfunden. 

Es wurde noch hinzugefügt, wie das Operiren mit 
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Sadwerftändigen, von den Interefjenten ernannt, bei 
größeren Unternehmungen, zumal in Gegenden parzel— 
litten Grundbejiges, unter Umftänden als abjolut 
unausführbar ſich ergeben müſſe: es wurde in dieſer Bes 
ziebung auf einzelne Fälle eremplifizirt und unter Anderen 
die Bahn Anlage von Neuß nah Düren erwähnt, welde 
nur 41 Meile lang ift, nicht einmal ausnahmsweiſe ſtark 
parzellirtes Terrain durchſchneidet und doch 1291 Grund» 
ftüde berührte, welche nicht weniger wie 897 verjdiedenen 
Eigenthümern gehörten; ferner die Bahn-Anlage von Gall 
nah Xrier, welde in einer einzigen Gemeinde des Land— 
freies Trier auf etwa 1 Meile Länge 1037 verjhiedene 
Grundftüde berührte, welche im Gigenthbum von nahezu 
300 diverjen Perfonen ftanden. Wozu hätte es führen 
jollen, wenn eine derartige oder auch nur eine annähernd 
große Zahl von Experten hätten erſcheinen jollen, von denen 
Jeder eine bejondere Zar-Aufftellung hätte maden, von 
benen Feder hätte in Deliberation treten müjjen mit dem 
Erperten des Unternehmers und des Kommifjars? Welche 
übermäßigen Schwierigkeiten würden auf diefe Weiſe durch 
den nambaften Zeitverluft und die übermäßigen Koften 
der Sahverftändigen hineingetragen? Jeder Örundeigen- 
thümer fünne dann bei Inanſpruchnahme nur Heiner Flächen 
den Unternehmer durd die Androhung, eventuell einen recht 
entfernt wohnenden Erperten zu adzitıren, zwingen, eine be= 
liebig hohe, den Werth gar nicht berüdfihtigende Summe 
zu zahlen. Welche Ungleihmäßigfeiten in den Streit— 
ne gleicher Güte» Klaffen müßten ſich beraus- 
ellen! 

Dementgegen jei das bis jept in dem größten Theile 
des Staates beitehende Verhältniß der Ernennung der Sach— 
verftändigen in dem Adminiftrativ-Verfahren durch eine 
3. Inftanz, die Bezirks-Neyierung, ungleih empfehlens— 
werther und praftiicher, auch für die Intereſſen der Ber 
rechtigten im Allgemeinen vollkommen genügend. Diele 
Erwägungen funden aus der Mitte der Kommijfion mehr 
fache Zuftimmung und aud bei den Vertretern der König- 
lien Regierung feinen Widerſpruch. 

Es gelangte der Antrag, den Eingang bes $. 19., wie 
folgt, zu fafjen: 

„Zu der kommiſſariſchen Verhandlung find ein oder 

drei Sachverſtändige zuzuziehen, welche von der Bezirfd« 

regierung entweder für das ganze Unternehmen oder 
einzelne Theile defjelben zu ernennen find.“ 
einftimmig zur Annahme, 

Desgleihen nachſtehender Zujag: 

„doch fteht auch dem Intereſſenten zu, fid vor dem 

Abſchätzungs-Termin über Sadverftändige zu eini— 

gen und Diejelben dem Kommiljar zu bezeichnen.“ 

Durch dieſe Beihlußfaffung wurde gleidyzeitig eine 
Petition der Stadtgemeinde Halle für erledigt erachtet, in 
welcher übereinjtimmend mit vorftehenden Ausführungen 
bemerft wird, wie die Erfahrung es lehre, daß die von den 
Parteien benannten Sadverftändigen ſich mehr oder weniger 
als deren Alfiftenten betrachten und für ſich verpflidtet halten, 
deren Intereſſe mit Parteilichfeit wahrzunehmen. Nicht 
jelten geſchehe dies in gewiffenlojer Weile, wogegen weder 
die gejeplihen Gründe wezen Ablehung eines Zeugen oder 
Sadverftändigen, uod die jonftigen Kautelen eine Sicherung 
gewähren. 

Nachſtehenden Zuſatz: 

„Die ernannten Sachverſtändigen müſſen die in 
den betreffenden Progeß-Gejepen vorgeſchriebenen Eigen— 
ſchaften eines völlig glaubwürdigen Zeugen befigen; 
diefelben dürfen insbejondere nicht zu demjenigen Per— 
ſonen gehören, die jelbft als Befiper oder Entſchädi— 
gungs-Beredhtigte von der Erpropriation betroffen find. * 

wurde in jeinem legten Theile ohne Widerijpruh der Re 
pierung mit Bezug auf die jpeziellen Vorſchriften des Ars 
tifel 283. der Rheiniſchen Civil-Prozeß-Ordnung für erfor 
lich erachtet, weil dajellbft das gedachte Motiv nit als 
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für die Repreche eines Zeugen oder Sadverftändigen auf: 
geführt ift. Es erjchien aber entipredhend, für die vorlie- 
gende Materie im diefer Weije Nechtseinbeit zu ſchaffen. 

Die Annahme des jo amendirten $. 19 erfolgte hier: 
nad einftimmig; 

desgleichen des $. 20, 

** ein auf Wiederherſtellung der urſprünglichen 
Regierungs-Vorlage in folgender Faſſung eingebrachtes 
Amendement: 

„Zur Rechtsverbindlichkeit eines vor dem Kommifjar 
abgeſchloſſenen Vertrages bedarf es der $. 15. vorge⸗ 
ſchriebenen Förmlichkeiten nicht, ſofern die Vereinbarung 
nah Anhörung der Sachverſtaäͤndigen zu Stande ge— 
lommen iſt.“ 

auf den Widerſpruch des Regierungs-Kommiſſarius und 
einiger Kommilfions: Mitglieder im Hinblick auf die vom 
Herrenhauſe geltend gemachten Gründe zurückgezogen wor— 
den war. 


$. 21. 


Segen Alinea 1 wurde von feiner Seite Einwentung 
erhoben, Dagegen wurde beantragt, 

Alinea 2, wie folgt zu fallen: 

„Den Betheiligten fteht frei, vor der Entjcheidung ber 

Dezirföregierung über das Gutachten fih zu erklären,“ 
indem bemerft ward, wie man bie Parteien doch nicht 
nötbigen fünne, unter allen Umftänden über das Gut- 
achten ſich auszujprerhen, auch wenn fie dies jelbft nicht für 
dienlih oder nöthig eradhteten; dies verzögere den Abſchluß 
reip. die Vorlage der Berhaudlungen an die Bezirfsregie- 
rung in ganz uunöthiger Weife. 

Bon anderer Seite ward die Faſſung der Vorlage ver— 
theidigt und von dem Herrn Bertreter der Staatsregierung 
die Erklärung abgegeben, daß es allerdings nur die Abſicht 
habe jein Fönnen, den Beiheiligten die Gelegenheit nicht zu 
verfhränfen, fid den Feftiepungen des Gutachtens gegenüber 
noch bejonderd auszufpreden; Neibfrebend fünne man den« 
jenigen nicht dazu zwingen, der feine Erklärung mehr ab- 
geben wolle. Um allen Zweifel auszuſchließen, adoptirte die 
Kommilfion folgende Faſſung: 

„den Betheiligten ih vor der Entiheidung ber Bes 
zirfsregiernng ($. 22.) Gelegenheit zu geben, fi 
über das Gutachten auszuſprechen. 


8.2. 


mußte in Kolge der frühern Beichlüffe in ſeinem erften Alinea 
jept folgende Faffung erhalten: 
„Die Entſcheidung der Bezirksregierung über den 

Betrag der Entjhädigung und die etwa zu beftellende 

Kaution erfolgt mittelft motivirten Beſchlüſſes.“ 
Die folgenden Alineas wurden ohne Widerſpruch angenom» 
men, nachdem noch Alinea 2 dabin erläutert worden war, 
daß das Verlangen der Feftitellung der Entihädigungsiunme 
„für jeben Berbeiligten* dahin zu verſtehen jei, daß bie 
Beftftellung für jeden in verihiedener Weile Beredtig- 
ten erfolge, beipielsweile den Eigenthümer, Pächter, 
Servitwiberedtigten, nicht aber etwa bejonders für jeden von 
mehreren Miteigentbümern dort, wo eine ungetheilte Gemein: 
ſchaft (condominium pro indiviso) vorliege. 


8. 28. 


Ein Antrag, zwiſchen die Worte „Hypothefenbewahrer” 
und „mitzutbeilen" die Worte einzuſchieben „auf Betreiben 
des Unternehmers” wurde ald unnöthig abgelehnt, Dagegen 
die Etreihung der Worte „und falls“ bis „Lehufs“ in 
Zeile 3. im Konfequenz der früheren Beſchlüſſe und jodann 
der ganze Paragraph genehmigt. 

$. 24. und 25. der Vorlage hatten ſchon vorber ihre 
Grledigung gefunden (cf, supra). R 
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Ueber 
g. 26., 


welcher über die Zulälfigkeit des Rechtsweges gegen Feſtſtellung 
der Entihädigung beftimmt, entftand eine längere Diskujfion. 
In der Kommilfion war man alljeitig der Anficht, daß bie 
vorgejhlagene Präffufiofrift von 90 Tagen eine entidieden 
zu furze jei, innerhalb welder meiſtens der Einfluß bes 
Unternehmens auf das Grundeigentum fi noch nicht ge» 
nügend werde überjehen laffen; insbejondere wurden mit 
Waffer bewegte Triebwerke, überhaupt die Waſſerverhältniſſe 
als ſolche mer: in welden dies zweifellos zuireffe. Eine 
zu kurze Klagefrift erachtete man aud eher als ein Mittel, 
die Grundeigeigenthümer vorjhnell in den Prozeß zu drän— 
gen, indem fie beforgen müßten, ſehr bald ihres Rechtsau-; 
Ipruches verluftig zu gehen. Man wies auf die Erfahrung 
bin, daß crpropriirte Eigenthümer glei nad ber Expro— 
priation oft zur Provokation auf richterliche Entjheidung 
Neigung haben, in der Folge aber die eintretende Beruhi— 
gung und die befjere Erkenntniß der für fie doch nidt jo 
ſchädlichen Einwirkung der neuen Anlage von der Beſchrei— 
tung des Prozeßweges abhalte. 

Darüber war man amndererjeitd gleichfalls einig, daß 
zwar eine ganz bedeutende Abkürzung der allgemeinen Klage- 
Verjährung durch das Intereſſe beider Theile geboten 1 
erachtete aber andererjeits aud die Frift nad dem Kurheſſi— 
ſchen Gejege von 6 Monaten (Gel. vom 2. Mai 1863 $. 23.) 
noch für eine zu kurze. 

Der von einer Seite angedeutete Gedanke, nur dem Erpros 
priaten, nicht dem Unternehmer den Rechtsweg zu verftatten, fand 
feinen Anklang und wurde durch den Hinweis auf das Rhei- 
nische Gefep vom 25. Mai 1857 ($. 7.), das Hohenzoller: 
ihe Gefep vom 1. Mai 1825 ($. 4.), das erft vor 2 Jah— 
ren für den Juſtizſenat von Ghrenbreitftein erlaflene 
vom 8. April 1868 ($. 1.), jowie auf die gleihartigen Be- 
ftimmungen der Geſetze in den neuern Landesıheilen, endlich 
durch die allgemeine Erwägung bejeitigt, daß dem durch eine 
irrige vorläufige Feſtſezung bejhädigten Unternehmer nad 
allgemeinen Recdtsgrundfägen gleichfalls die Herbeiführung 
eines Richterſpruches nicht verjagt werden bürfe. 

Hinfihtlih der Erweiterung der Friſt zur Beichreitung 
des Hechtöweges lag an Stelle des Alinea 1. der Vorlage 
nachſtehender Antrag vor: 

„Segen die Entjcheioung der Regierung über die 
zu leiftende Entihädigung, über die zu beftellende 
Kaution und über die aus $$. 8. bis 11. ſich erge— 
benden Berpflihtungen ſteht beiden Theilen innerhalb 
zweier Jahre nad) Zuftellung des Regierungs-Beſchluſſes, 
jedenfalld innerhalb eines Jahres nad Fertigftellung 
(Eröffnung) des Uuternehmens die Provofation auf 
richterlihe Entiheidung zu.“ 

Hierzu wurde das Amendement geftelt: ftatt „zwei 
Jahre“ zu jegen „Drei Jahre” und die Worte „jedenfalls“ 
bis „Unternehmens“ zu jtreichen, weil dies zu Zweifeln Ber: 
anlafjung geben, aud eine Jjährige Friſt für alle Fälle 
genügen möchte. 

Nachden der erjte Antragfteller den Abänderungsvor- 
ſchlag gleichfalls acceptirt hatte, erfolgte dejjen Annahme, 

Alinea 2. der Vorlage wurde als unnöthig und zu 
Zweifeln Beranlafjung gebend geftrihen, Alinea 3. ohne 
Wivderiprud angenommen. 

Alinea 4. ward vorgejdlagen, wie fulgt zu fallen: 

„Das Geriht ernennt die zum Zwede der Werth» 
ermittelung erforderlichen Sadverftändigen und kann 
die Parteien zur Bezeichnung von Perjonen auffordern, 
welche geeignet find, als Sachverſtändige vernommen zu 
werben. 

_ „Das Ergebniß der Begutachtung dur die 

Sadpverftändigen bat jedoch das Gericht nach freier 

Meberzeugung zu würdigen.“ 

Diefer Zufag wurde, und ſodann der ganze jo amen« 
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birte Paragraph einftimmig angenommen, und war bamit 
8. 26. der Borlage befeitigt. 


$. 27. 
warb ohne Widerſpruch genehmigt. 
8. 28. 
beögleichen. 
$. 29. 
desgleichen. 
Zu 8. 30. 


warb beantragt, ſtatt „beftellten Grundftücken“ zu fegen 
„Fünftlihen Anlagen“. 

Es wurde dies damit begründet, daß die ftets umftänd- 
liche gerichtliche Konftatirung des Zuftandes bei blos ader- 
wirt+ichaftlich beftellten Grundftüden ohne erfictlihen Nugen 
und für den Schup des Grprepriaten obne Bedeutung fei. 
Die Berhältniffe gewöhnlicher ackerwirthſchaftlicher Beftellung 
leien für die Enticheidung über die Entihädigungsfrage jo 
wenig fomplizirt und könnten jelbft fpäterhin dur einfache 
Zeugenvernebmungen 5. B. der Adjazenten, der Ortöbehörbe ıc., 
fo leicht und fo zuverläffig fonftatirt werben, daß es hierfür 
einer Ortebefihtigung durch den Richter in der That nicht 
bedürfe. 

Es würden damit aber auch bei parzellirtem Grund« 
befig, oder ber Inanſpruchnahme nur geringer Flächen jo 
enorme Koften verbunden fein, daß fie außer allem und 
jedem Berbälmiß fteben müßten mit dem Objelt, um welches 
es ſich handele. Ein einzelner gerichtlicher Kofaltermin könne 
leicht mehr Koften veruriadhen, als der Gefammtertrag der Eres- 
zenz vieleicht nur einzelner weniger Quabratruthen Aderlandes 
in vielen Sabren betragen möchte. Wenn nun jeder Grundei— 
gentbümer zur umftändlichen Befihtigung jeiner gewöhnlichen 
Feldfrüchte den Richter requiriren fönne, fo werde dadurch der 
Chikane Thor und Thür geöffnet, ohne reellen Nusen für 
den Eigenthümer. Denn jeder öfonomilhe Sachverſtändige 
ſei unſchwer im Stande, eine richtige Würdigung des mög» 
lihen Ertrages eines in gewöhnlicher ackerwirthſchaftlicher 
Nugung —— Grundſtũcks vorzunehmen. Eine Ab- 
ſchätzung und der Erſatßz ſelbſt des denkbar höchſten Ertrags 
ſei aber für beide Theile günſtiger, als dieſes Konſtatirungs— 
Verfahren. Der Unternehmer werde ſtets lieber die aller— 
böchften Preile für die Greszenz bezahlen. In den Moti- 
ven zu diefem Paragraphen (pag. 68) fei aud außer Ge— 
bäuden ftets nur von „fünftlihen Anlagen“ ale denjenigen 
die Rede, welde durch die vorzunehmenten Arbeiten ver 
ändert werben und bei benen es von Bedeutung ſei, den 
Zuftand, welcher der Befipnahme vorberging, zum ewigen 
Gedächtniß feftftellen zu laflen. Die bezüglihe Vorfchrift 
des 8.4. des Geſetzes vom 25. Mai 1857 babe ſich aud 
volllommen bewährt und fein Bebürfniß unbefriedigt ger 
laffen. Diejen Ausführungen wurde nur von einer Seite 
mwideriprohen und dem Wunſche Ausdruck gegeben, mit 
Rüdfiht auf den größern Schu der Grpropriation Die 
Faſſung der Vorlage beizubehalten. Bei der Abftimmung 
wurde ber geftellte Abänderungs-Antrag mit 8 gegen 2 
Stimmen angenommen und mit diefer Aenderung der $. 30. 


Desgleihen $. 31. ohne Wideriprud. 


Ebenſo 8. 32., 


nachdem ein auf Menfall det Vor- und Widerkaufs-Rechtes 
gerichteter Antrag, da er feine Unterflügung fand, zurüd« 
gezogen werben war. . 


Desgleihen $ 33. 
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Zu $. 34. 


lagen 2 Anträge vor: 
I. in alin. 1. hinzuzufügen: 

4) wenn unter den Eigenthümern über die Betheiligung 
an dem Grundftüd oder an ber Entihädigungsiumme 
Streit obwaltet; 
wenn ber Entihädigungd- Berechtigte bispofitionsun« 
fähig und ohne Kurator ift. 

Il. Dem Paragraphen den Zujag beizufügen: 
„Nur beim Widerſpruch des Depo ten Andet über die 
Rechtmäßigkeit der Depofition ein gerichtliches Ver— 
fahren ftatt.* 

Gegen den Antrag ad I. warb angeführt, wie es 
jelbftoerftändlich fei, daß alle diejenigen Fälle, in welchen 
ſchon nah allgemeinen Redtögrundlägen die Depofition 
zuläffig und geboten fei, bier nicht haben umfaßt werben 
jollen; das vorliegende Gelep babe mur Diejenigen Fälle 
beroorheben wollen, welde ber bejonderen — * 
bedürften. Uebrigens könne rechtlich Niemand dispoſitions- 
unfäbig ſein, der nicht gerichtlich dafür erflärt worden. 

Der Antrag wurde hiernach abgelehnt. 

Der Antrag ad II. warb dur die befonberen Vor— 
Ichriften des gemeinen Rechts über das Depofitalverfahren 
motivirt, und wurde unter Einverftändniß des Vertreters 
des Juftig-Minifterii angenommen, im Webrigen aber $. 34, 
nad * Vorlage. 

u 


5 


— 


z. 35. 


wurde monirt, daß die hier vorgeſehene Beſtimmung bei 
kleinen Grundſtücken, welche vielleicht keinen höheren Werth 
als 25 Rthlr. haben, inſofern für die Hypothekargläubiger 
gefährlich ſei, als ihnen damit leicht das ganze Objeft ihrer 
Sicherung entgehen fünnte, Man billige zwar vollfommen 
die Intention des Geſetzes, bei Meinen Objekten bie Aus- 
zablung der Entihärigungsfumme zu erleichtern und bie 
Depefition nit auch da vorzuichreiben, wo fie abjolut über- 
flüffig fei. Es feien aber nad dieſer Richtung doch gewifie 
Kautelen erforderlich. Wenn ein Grundftüd mindeftens 
1 Rthlr. Kataftral-Ieinertrag habe, ſo fünne man anneh— 
men, daß fein Kaufwerth zum mindeften 50 Rthlr. betrage; 
dad zeige genugiam die tägliche Erfahrung. Im dieſem 
Falle jei daher die Auszahlung der Entihädigungsiumme, 
falls fie nit höher jei wie 25 Rthlr., auch für den Hppo» 
thefargläubiger vollfommen ungefährlich. 

Auf die Einwenbung, daß doch nicht überall Kataftral« 
Abſchätzung beftehe, ward erwidert, daß man ohne derartige 
oder ähnlihe Sicherung dann aud die Auszablung ber 
Entihädigungsiumme belafteter Grundftüde im Snterefle der 
Hppothefargläubiger nicht ohne Weiteres zulafien dürfte. 

Der erwähnte Gedanke gelangte nach längerer Disfulfion 
in folgendem Amendement zum Ausdrud: 

„Betrifft die Erpropriation ein grundfteuerpflichtiges 
Grundftüd, deſſen Kataftral-Reinertrag mehr als 1 Rtblr. 
ift, und beträgt die Entihädigungsiumme nicht mehr 
wie 25 Rthlr., oder handelt es ſich um Entſchädigung 
für Entziehung von Nupungen, fo ftehen . . .* 

In diejer Fafjung wurde $. 35. angenommen. 

u 


$. 36. 
Alinea 2. wurde bemerkt, daß für einzelne Lanbestbeile 
Stempelfreiheit für Prozeffe über Entihädigungsbeträge exi— 
ftire auf Grund der Verordnung vom 4. Mai 1833 und 
ber Judikatur des Obertribunald und daß auf deren Auf- 
chterhaltung Bezug zu nehmen fein dürfte. Dem ward 
indeß feitens der Negierung entgegengetreten und darauf 
hingewieſen, wie es eben die Abſicht vorliegender Beftimmung 
ei, dieje Landestheile, und befonders die Nheinprovinz, in 
dieler Hinſicht glei zu ſtellen mit den Älteren Landestheilen, 
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wo die Stempelbeträge in dem fogenannten Paujhquantum 
enthalten find. 
Auf eine weitere Bemerkung eines Mitgliedes, wie es 

im Intereſſe der Parteien liege, nur die Differenz ber zu- 
gebilligten Taxe gegen bie Forderung der Parteien bei der 
Berechnung der Öerichtötoften als objeetum litis zu behan⸗ 
deln, nit aber die ganze Klagefumme, wurbe erwidert, daß 
für dieſe Frage die Grundſätze des Koftengelepes, meldyes 
der Sig diefer Materie fei, maßgebend fein müßten. 

i 8. 36. wurde hierauf in der Fafjung der Vorlage ger 
billigt. — 

7 wurde jodann auf die Berathung der Ueberſchriften 
dieſes Titels zurücdgegangen und in Gemäßheit ber über die 
Trennung bed Berfabrens getroffenen Beihlüffe ohne Wider: 
ſpruch dahin feftgeflellt: 

„I Bon der Feftftelung des Plans und des abzutre— 
„tenden Gegenftandes. 

„2) Bon dem Verfahren über Feftftelung und Zahlung 
„der Entſchaͤdigung und Einweiſung des Unternehmers 
„in den Befig.“ 


zit. EV. 


Die in diefem Titel aufgeftellten Grundſätze über bie 
rechtlichen Wirkungen der Erpropriation wurden von der 
Kommilflon im Algemeinen aus den in den Motiven des 
Näheren dargelegten Gründen gebilligt; es narb als richtig 
anerfannt, wie aus dem Welen der Zwangs » Enteignung 
fi ergeben müfje, daß deren Gegenſtand durch Feine auf 
Beltendmadung eines dinglichen Rechts gerichtete Klage dem 
Zwede des Unternehmens mehr eutzogen werden büre, für 
welches es enteignet worden. An die Stelle der Real» An« 
ſprüche tritt daher überall und nur die Entſchädigung. 


$. 37, 


erledigt die bis jept häufig ftreitige Frage, in welchem Mo— 
ment der Uebergang des Eigentbums des enteigneten Objekts 
eintrete, dabin, daß der Zeitpunft der Befipeinweilung als 
der entiheibende bezeichnet wird. Der Paragraph fand 
chne Wideriprud Annahme. 


g. 38. 


deegleichen. 
Zu 
$. 39. 


ward der Zweifel erhoben, ob die im Sinne diejes Para» 
graphen von den Realberechtigten und Hypothekargläubigern 
veranlaßte Feſtſetzung im Rechtswege gegen den Unternehmer 
nad allgemeinen NRedtegrundjägen, oder aber nah Maß— 
gabe der erleichternden Beftimmungen dieſes * ſtatt⸗ 
zufinden habe. Dieſer Zweifel ward affirmativ im Sinne der 
leptern Alternative entſchieden, zu feiner Beſeitigung aber 
noch hinter die Worte „im Rechtswege“ unter Zuftimmung 
des Herrn Bertreterd des Juſtiz-Miniſterii der Zuſatz ber 
Iichloffen „nah Maßgabe der im $. 26 über die Ermitte- 
„tung der Entihädigung aufgeftelten Beweis-Vorſchriften.“ 


$. 40. — 43. 
wurden ohne Widerjpruh angenommen. 


Tit. V. 


g. 44. 


Der Eingang des 8. 44. wurde dahin geändert: 
„Dieſes Geſetz findet feine Anwendung“. 
Auf eine Anfrage eines Mitgliedes, aus welchem 
Grunde an dieſer Stelle, außer auf die in beſonderen 
Gefehhen auch auf die „im Gewohnheiterechte“ begrün⸗ 
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beten Beihränlungen des Grundeigentbumes im In— 
terefje der Landes» Kultur Bezug genommen worden fei, 
erwiberte ber Vertreter des Zuftiz-Minifterii, daß diejer Zu» 
jap auf Grund eines Berichtes der Provinzial-Behörden in 
Schleswig. Holftein habe gemacht werden müſſen, wofelbft 
allein derartige Gewohnheitsrehte noch in Kraft jeien. 
ei Paragraph wurde hierauf genehmigt. 
ei 


8. 45. 


gelangte zur Sprade, daß fih aus der Beftimmung des 
Alinea 1. leicht Kontroverfen und in fofern ein Uebelftand 
ergeben fönnte, ald in ben Gebieten bes Allgemeinen Land» 
rechts und bed gemeinen Rechts nun in veiſchiedenen In« 
ftangen verjchiebene Beweistheorien zur Anwendung gelangen 
fönnten, nämlich in der erſten Zuftanz die bisherigen Vor— 
Ihriften, in der zweiten Snftanz die Vorſchriften dieſes Ger 
ſehes nad) 8. 26. 

Um biejem Mebelftande zu begegnen und auch ſchon in 
der erften Inftanz die bezügliche für die Auffindung rich» 
tiger Entihäbigung zweckmäßigere Vorſchrift dieſes Geſetzes 
zur Anwendung gelangen zu laſſen, wurde er das Wort 
„geführt* der Zuſatz beantragt und unter Zuftimmung ber 
Regierung gebilligt: „jedoch unterliegen die Gutachten ber 
Sadverftändigen der freien Beurtheilung bes erfennenden 
Richters.” Mit diefem Zujag wurde der Paragraph an« 
genommen. 


$. 46, 


hält die fpezielen Vorſchriften des Eiſenbahn-Geſetzes vom 
3. November 1838 (welches in der ganzen Monardie gilt) 
binfichtlich der materiellen Ausdehnung des Erprepriatione» 
rechtes aufrecht, wogegen fein Einwand zu erheben war. Es 
wurde nur daran erinnert, daß ım $. 8. cit. Geſetzes der 
Nefurs an das Handelt -Miuifterrum an feine Präflufiv- 
frift gebunden fei, während $. 25. vorliegenden Enimurfs 
eine allgemeine Präftufiofrift beftimme. Es murbde 
Seitens der Etaatöregierung erwibert, wie man es aller 
dings als jelbftverftändli annchme, daß für die Prällufiv- 
frift zur Einlegung des Rekurſes über Erpropriations-Objefte 
die generelle und alfo auch binfihtlih der Eifenbahn« 
Anlagen geltende Vorſchrift der vorliegenden Geſetze zur 
Anwendung zu fommen habe, Um jeglichen Zweifel auszus 
ichließen, ſei indeß gegen einen bezüglihen Zulap nichts zu 
erinnern. 

Demnach wurbe zum $. 46. der Zuſatz beichloffen: „in« 
fomweit das gegenwärtige Gelep nicht ausdrücklich etwas 
— vorſchreibt.“ 

u 


$. 47. 
fand eine längere und eingehende Erörterung ftatt. 

Wie fih aus den Verhandlungen des Herrenhauſes er» 
giebt, hat daffelbe hier unter Widerſpruch der Staatöregie- 
rung die Aufhebung der — in ber Beilage abgedrud- 
ten — Kabinets-Ordre vom 11. Juni 1825 und der jonft 
noch geleglich beftehenden Vorjchriften megen Hergabe von 
Materialien zum Wegebau beiloffen. Sowohl Seitens 
der Staatöregierung, ald aud aus der Mitte der Kommil: 
ion wurde aus diefer einfahen Aufhebung folder bis jept 
für den Wegebau jehr vortheilhaften Beftimmungen eine 
ganz bejondere Schädigung des Wegebau- Intereffes bejorgt 
und es warb baber der Antrag von einer Seite erhoben, 
diefe Aufhebung durch Streihung des betreffenden Zufapes 
wieder in Wegfall zu bringen. Dem wurde andererjeits in 
doppeltem Sinne widerſprochen: ed wurde einerjeit# ausge: 
führt, daß man die beregten Vorſchriften, welde unter 
Umftänden die unentgeltlihe Hergabe von Baumaterialien 
verfügten, ſchon durch $. 1. des jept durchberathenen Ge— 
ſehes, wonach das Eigenthum nur mehr gegen vollftän« 
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dige Entjhädigung entzogen werben fünne, eo ipso als 
aufgehoben betrachte ; die Streihung des vom Herrenhauie 
aboptirten Zufapes ändere daher an der Sade nidts; wolle 
man bie Beftimmung der beregten Gejege fonjerviren, To 
müfje man pofitio deren Fortbeftehen verfügen. Gegen dieſe 
Aufrechterhaltung wurde aber andererjeitö hervorgehoben, wie 
dies mit den Grundjägen der Eigenthbumsabiretung voll» 
fommen unvereinbarjei und für Baumaterialien, zum Chaufjee- 
bau entnommen, ebenjo gut und nad denſelben Grundfägen 
Entihädigung zu leiften jei, wie für jedes andere Eigen» 
ihumsobjeli; jene Materialien, welche vielleiht im Jahre 
1825 meift ohne Werth geweſen, hätten jept wohl faſt 
überall Werth, und wo dies noch nicht der Fall, mögen fie 
bald wohl Werth erlangen. Man könne daher den Beſchluß 
des Herenhaufes nur als das einzig Korrefte anjeben. 

Die Königlihe Staatsregierung legte ihren Stand» 
punft dahin dar, daß fie allerdings der Anficht fei, daß die 
beregte Kabinets-DOrdre :c., falls fie nicht ausdrücklich auf 
gehoben werde, noch fortbeftehe: eine Auffaffung, die ihr 
freilich beftritten werde. Nachdem die Angelegenheit aber 
jept einmal an dieſer Stelle zur Sprache gelangt, müfje fie 
zum Austrage gebracht werden, und da der Geltungsbereich 
bejonders der mehrerwähnten Kabinets-Ordre ein beftrittener 
jei, jo möchte es fi empfehlen, die zu wünſchenden Bor- 
jhriften auf die ganze Monardie zu ertendiren, etwa in 
dem Sinne, wie ed in dem Bericht des Abgeordneten Lette 
vom 11. Mai 1865 (Nr. 196. der Drudjaden II. Seſſion 
1865 pag. 44.) in Anregung gefommen jei. 

Dem wurde entgegengehalten, mie die prinzipielle Löſung 
diefer Angelegenheit für die ganze Monardie nicht recht an 
diejer Stelle, Jondern in der Wege-Drdnung zu erfolgen habe; 
dort möge aud ein einfacheres Verfahren für Entnahme von 
Ehaufjee-Baumaterialien firirt werden. 

Demnad wurde der Vorſchlag, behufs Aufftellung der 
Grundſätze über ein derartiged Verfahren die Sache zu— 
vörderft zur näheren Redigirung zu verweilen, mit 9 gegen 
5 Stimmen abgelehnt. 

Im Uebrigen zeigte ſich im Laufe der Grörterungen die 
Majorität ber Komnifion geneigt, einen vermittelnden Weg 
zu finden, welcher geeignet wäre, ſowohl bie berechtigten 
Anjprüde der Grundbefiger auf Entſchädigung, als aud die 
allerdings für die betreffenden Provinzen, wo meift die 
Kreife die Bauten ausführen, ſehr berüdfihtigungswerthen 
Intereffen des Wegebaues in Einklang zu bringen. Man 
— dies durch die Faſſung folgenden Amendements zu 


nden: 

„Die Kabinets » Ordre vom 11. Suni 1825 
(G.⸗S. 152.) jowie alle fonftigen geſetzlichen Vorſchrif⸗ 
ten wegen Hergabe von Materialien zum Weg bau 
bleiben beftehen. Es joll jedoch die Entihädigung® für 
die entnommenen Materialien nad Maßgabe des vor 
Inangriffnahme des Wegebaues nachweislich vorhanden 
gewelenen Berfaufspreijes erfolgen. 

Das in gegenwärtigem Geſetz vorgejehene Ber- 
fahren findet auf die Entnahme von Wegebau-Mate- 
rialien feine Anwendung.“ 

Man glaubte, daß hierdurch nachſtehende richtigen 
Grundjäge zur Ausprägung gelangen: 

1) Die Verpflihtung, Materialien überhaupt zum Wege- 
bau berzugeben, bejteht fort, wie es jeither in den 
reip. Landestheilen Rechtens ift. 

2) Dieje Berpflihtung beſteht nicht anderen Unteruch- 

mungen, 3. B. Eijenbahnen gegenüber. Diejen gegen- 
über würde event. das gewoͤhnliche Grpropriations- 
Verfahren nah den Grundjäpen und Formen vorlies 
genden Geſetzes eintreten. 
Entſchädigung für die zum Wegebau gegebenen Mate» 
rialien erfolgt immier, fofern und jomweit Diejelben 
überhaupt bei Inangriffnahme des Wegebaues irgend 
einen Berfaufswerth in der Gegend haben. 


3 


— 


Sourn. II, Re. 90., 122, 
235., 606., 891., 924 ‚961., 
1033 , 1034., 1183. 
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4) Die Entihädung ift zu gewähren nah Maßgabe diejes 
Berfaufspreijes, jelbftredend außer derjenigen für bie 
etwaigen ſouſtigen Beihädigungn an Grund und 
Boden. 

5) Das für Entnahme von Wegebau-Materialien bis jept 
übliche und in Geltung geweſene einfachere Verfahren 
bleibt im Interefje des Wegebaues auch ferner vorläu« 
fig in Kraft. 

Bei der Abftimmung wurde dad erwähnte Amenbes 
ment mit 8 gegen 6 Stimmen und mit bemfelben 
Etimmenverhältniß aud der ganze $. 47. angenommen. 


$. 48. 


ward unverändert angenommen. 

Gegen Titel und Ueberſchrift des Gejepes fand ſich 
nichts zu erinnern. 

Nachdem no beihlofjen war, die einzelnen Paragra« 
pben bes jo durchberathenen Geſetzes in fortlaufender Rei« 
benfolge zu bezeichnen, auch demgemäß die Allegate zu 
reftifiziren, wurde bei ber Schlußabitimmung der ganze 
Gejep-Entwurf einftimmig angenommen. 

Die Kommijfion trägt Demgemäß darauf an: 

Das Haus der Abgeorbneten wolle dem Gejep-Ent- 
wurf in der beiliegenden Zujammenftellung nad der 
Fafjung der Kommilfion feine Zuftimmung er— 
teilen. 


Die Kommiffion hatte ſich ſchließlich nod über die ihr 
vorliegenden Petitionen ſchlüſſig zu machen. 

Außer ben bereits in dem vorftehenden Berichte er— 
wähnten der Städte 

Halle II. 606., 

Göln II. 891. und 

Düffeldorf II. 1034. 
erachtete fie ferner die Petitionen 

des Rechtsanwalts Stemmler vom 27. November 1869 

(II. 924.), 

des Dr. Stolp vom 23. Dezember 1869 II. 961., 

bes 3. Kuſchke vom 3. Januar c. IL 1033. 

ne Kaufmanns Herſchel vom 13. Januar c. Il. 

1183, 
welche ſämmtlich Vorſchläge und Wünſche theils allgemeiner 
Art, theils ſpeziell formulirt in Betreff der zu treffenden 
Beſtimmungen des Expropriations-Geſetzes ausſprechen, als 
durch die gefaßten Beſchlüſſe erledigt. 

Außerdem waren der Kommiſſion noch drei Petitionen 
Seitens der Petitions-Kommiſſſon und zwar aus ben 
Städten 

Poſen IL. 90., 

Magdeburg (Bulau) IL 122. und 

Glag II, 235. 
übermittelt worden, in weldhen über die beftehenden Be- 
ftimmungen bes Feftungsrayon-Regulativs Beſchwerde ge- 
führt und Entſchädigung für die dadurch herbeigeführten 
Beſchränkungen des Grundeigentbums beantragt wird. 

Die Kommiffion beſchloß 

im Hinblick auf die für die nächſte Seffion des 

Reichätaged des Norbdeutihen Bundes zu erwar- 

tende Vorlage eines neuen Rayongeſetzes über dieſe 

Petitionen den Mebergang zur Tagesordnung. 
Berlin, den 29. Januar 1870. 


Die XIV. Kommiſſion. 


v. Bodelſchwingh (Vorfigender). Förfter (Bericht- 

erftaiter). Böhmer. Hardt. Weide. Hunageus. 

von Sanftein. Hoſius. Klok (Berlin). Sof: 

mann. Areiberr v. Ledebur. v. Spanferen. Berger 
Witten). Dr. Sammacher. 
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Zufammenftellung 


der 


Herrenhaus- Vorlage mit den Be— 
ichlüffen der Kommiſſion. 


er m 72 27 22 
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Serrenbaus: Borlage. Beſchlüſſe der Kommiſſion. 


Entwurf eines Geſetzes Entwurf eines Geſetze 


über über 
die Entziehung und Beſchränkung des die Entziehung und Beſchränkung dei 
Grundeigenthums. Grundeigenthums. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Wir Wilhelm, von Gottes Gna 
König von Preußen ꝛc., König von Preußen ꝛc., 


verordnen, unter Zuftimmung ber beiden Häujer des Land» Unverändert. 
tages, für den ganzen Umfang der Monarchie einichlieglich 
bes Fabegebiets, was folgt: 


Zitel 1. Titel 1. 
Allgemeine Grundſätze über Entziebung und Allgemeine Grundfäse über Entziebung ı 
Befchränfung des Grundeigentbums. Befchränfung des Grundeigentbums. 
$. 1. — 
Das Grundeigenthum kann nur aus Gründen des Unverändert. 


öffentlichen Wohles und gegen vollftindige Entihädigung 
entzogen oder beihränft werden. 


$. 2. $. 2. 
Die Entziehung und dauernde Beihränfung des Grund» Unverändert. 
eigenthbums erfolgt auf Grund Königliher Verordnung, 
welde den Unternehmer und das Unternehmen, zu dem 
das unbeweglihe Eigentbum in Anſpruch genommen wird, 
bezeichnet. 
Die Königlihe Verordnung wird dur das Amtsblatt 
derjenigen Regierung befannt gemacht, in deren Bezirf das 
Unternehmen ausgeführt werben joll. 


g. 3. 8. 3. 
Borübergehende Beihränfungen werden von der Bes Unverändert. 
zirls-Regierung oder den von ihr belegirten Behörden oder 
Beamten angeordnet. 


g. 4. S. 4. 

Handlungen, welche zur Vorbereitung eines das öffent: Unverändert. 
lihe Wohl bezwedenden Unternehmens dienen, muß jeder 
Befiger nah erfolgter Benahrihtigung durch die Bezirke: 
Regierung auf feinem Grund und Boden geichehen laſſen; 
es ift ihm aber der hierdurch etwa erwachſende, bei Mans 
gel gütliher Einigung im Rechtswege feltzuftellende Scha— 
den zu vergüten. 


8. 5. $. 5. 
Dasjenige, was dieſes Gejep über die Entziehung und Unverändert, 
Beihränfung des Grundeigentbums beftimmt, gilt auch von 
der Entziehung und Einfhränfung der Rechte am Grund— 
eigenthum. 
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Serrenbaus: Borlage. Befchlüffe der Kommiſſion. 
&itel II, @itel II, 
Bon der Entſchädigung. Bon der Entfchädigung. 
$- 6. g. 6. 
Die Plit der Entjhädigung liegt demjenigen ob, zu Unverändert. 


fen Gunften das Eigenthum entzogen oder bejchränft 

kr. Die Entihädigung wird in Gelde gewährt ($$. 2—4.). 

Iſt in nenne eine andere Art der Entſchädi— 
vorgeichrieben, jo behält es dabei fein Bewenden. 


$. 7. | A 


die Entihädigung ($- 1.) für die Abtretung des Grund» Unverändert. 
ums umfaßt: 

den gemeinen Werth des abzutretenden Gegenftandes 
und der entwährten Pertinenzien und Früchte; 

Yin Mehrwerth, welchen der abzutretende Gegenftand 

durch feinen Zuſammenhang mit anderen Eigenthums— 
tbeilen oder durch jeine bisherige Benupungsart für 
den Eigenthümer hat; 

Item Minderwertb, welcher durch die Abtretung für den 
übrigen nn des Eigenthümers entftebt; 

I den Betrag des Schadens, melden die Nußungs-, Ges 
traue» und Servitutberedhtigten, Pächter und Miether 
dud die Entziehung erleiden. 

Cine Berthserhöhung, welche das abzutretende Grund: 

id oft in Folge der neuen Anlage erhalten wird, fommt 

ad Bemeffung der Eniſchädigung nit in Anichlag. 


z. 8. 8. 8. 
Der Mehrwertb, welcher durch die Art der bisherigen Unverändert. 
musung bedingt ift ($. 7. Nr. 2.), wird nur bis zu dem 
Mage des Kapitals gewährt, welches erforderlich ift, da« 
I der Eigentbümer ein anderes Grundftüd in derſelben 
Üe und mit gleichem Ertrage benugen fann. 
Venn das Reftgrundftüd ($. 7. Nr. 3.) in Folge der 
mung mehr als ein Viertel desjenigen Werthes verliert, 
dieſer Theil in feiner Verbindung mit dem Ganzen 
‚!e muß auf Antrag des Unternehmers die Abtretung 
die in ihrem Werthe verminderten Theile des Grund» 
d auägebehnt werben, wenn der Eigentbümer nicht mit 
Rrierten Theile jenes Werlhes ald Vergütung für bie 
erminderung überhaupt fi begnügen will. 


8.9. 8.9. 


Irden nur Theile eines Grundftüde in Anipruch ge» Unverändert. 
Ma, jo kann der Eigenthümer verlangen, daß der Uns 
"me das Ganze, beziehungsweile weitere Theile des 
inzen, gegen Entſchaͤdigung übernimmt: 

) Pr Theile eines Gebäudes zur Abtretung beftimmt 
ind; 

N wenn ein anderes Grundftäd durch die Abtretung eins 
‚ner Theile fo zerſtückelt werden würde, daß das 
Reftgrundftüct, beziehungsweile Theile deffelben nad) 
‚ter biöberigen Beftimmung nicht mehr zweckmäßig 
mupt werden fönnen. 


$. 10. $. 10. der Herrrenhausvorlage fält fort. 


h Fbe eine theilweiſe Gigenthbumsentziebung zum 
wre nlage neuer Strafen ftatt, fo muß bei der 

effung der Entihädigung der Mebrwertb in Gegenrech- 

Rs öeflellt werben, melden das Reftgrundftüd dadurch 

Re es in Folge der neuen Straßenanlage ala Bau— 

u der neuen Straßenfront nupbar wird. Iſt der 

* ir mit dieſer Gegenrehnung nicht zufrieden, To 

ce verlangen, daß der Unternehmer jein ganzes 

RAR gegen Entihädigung ($. 7.) übernehme. 

= 5* 


— 


Serrenbaus: Borlage. 


u. 


Für Beihränfungen ($$. 1—3.) ift die Entihäbiyung 
nad) denfelben Grundſätzen wie bei der Abtretung des Ei— 
genihums ($. 7.) zu beftimmen. 

Tritt durch vorübergehende Benugung eine Werthöver- 
minderung des Grunbftüds oder bes übrigen —— 
des Eigenthümers ein, welche bei Feſtſtellung der Beſchraͤn⸗ 
fung ſich nicht im Voraus abſchätzen läßt, jo kann ber Eis 
genthümer die Beftelung einer angemefjenen Kaution, fo 
wie die Feftftellung der Entſchädigung nad Ablauf jedes 
balben Jahres der Benupung verlangen. Der Fiskus ift 
von der Kautiondbeftellung frei. 

Menn dur die vorübergehende Benupung die Be— 
Ihaffenheit des Grundftüds wejentlih und bauernd ver- 
ändert wird, jo kann der Eigenthümer fordern, daß ber 
Unternehmer das Eigentbum des Grunbftüds erwirbt. Die- 
ſelbe Befugniß ſteht dem Eigenthümer zu, wenn es feftfteht, 
daß die Benupung des Grundftüds länger als brei Jahre 
dauern wird, oder wenn bie Benupung nad Ablauf von 
drei Jahren noch fortdanert. 


$. 12. 


Für neue Anlagen (Neubauten u. |. w.), Anpflanzungen 
und Berbefferungen wird beim Widerſpruch des Unterneh: 
mers feine Vergütigung gewährt, wenn aus der Art der 
Anlage, dem Zeitpunkte ihrer Errichtung oder den ſonſt ob- 
waltenden Umftänden erhellt, daß diejelben nur in der Ab- 
fiht vorgenommen find, eine höhere Entfhädigung zu er 
zielen. Hierüber entſcheidet bei ber vorläufigen Seffiellung 
der Entihädigung im Abminiftratiowege die Bezirfs-Regier 
tung, bei der definitiven gerichtlichen Feftitellung das erfen- 
nende Gericht, nad freiem Ermeflen. 


8. 13, 


Der Unternehmer ift zur Einrichtung und Unterhaltung 
der Anlagen verpflichtet, welde bie Bezirfsregierung an 
Wegen, Meberfahrten, XZriften, Einfriedigungen, Bewäſſe⸗ 
rungs- und Vorfluthsanlagen ıc. zur Sicherung gegen Ge 
führen und Nachtheile für nöthig findet. 

Entfteht die Nothwendigkeit folder Anlagen erft 
nad Ausführung des Unternehmens durch eine mit 
den benachbarten Grundftüden vorgebende Veränderung, 
fo kann die Bezirks-Regierung ben Unternehmer aud zu 
deren Einrichtung und Unterhaltung auf Antrag der dabei 
betheiligten —— anhalten, wenn Letztere ſich zur 
Uebernahme der Koſten bereit erklaͤren und deshalb auf Verlangen 
des Unternehmers Kaution leiften. 


Titel III. 
Bon der Feſiſtellung des Plans und des abzu: 
tretenden Gegenftandes, fowie von der @inwei: 


fung des Unternehmers in den Befit und der 
Zahlung der Entfchädigung. 


$. 14. 


Erfordert die Ausführung des Unternehmens bie Auf: 
ftellung eines Plans, To ift Ddiefer von derjenigen Behörde 
zu prüfen und feftzuftellen, melde dazu nad den für die 
verjhiedenen Arten der Unternehmungen beftebenden Geſetzen 
berufen ift. 


Iſt eine beiondere Behörde durch das Geſetz nicht ber 
rufen, fo liegt die Prüfung und Feftftelung des Plans der 
Bezirks⸗Regierung ob. 


Befchlüffe der Kommiffion. 


$. 10. 
Unverändert, wie $. 11. der Borlage. 


g. 11. 
Unverändert, wie $. 12. der Regierungsd-Borlage. 


8. 12. 
Unverändert, wie $. 13. der Regierungs-Borlage- 


Titel, II. 


1) Bon der Feititellung des Planes und dei 
abjutretenden Gegenftandes. 


$. 13, 


Bor Ausführung des Unternehmens Pi 
Plan, weldem bei Anlage von Eijenbahnen, 9 
men und Landſtraßen die erforderlichen Bush. 
file beizufügen find, in einem zwedentipredel r 
Mapftabe aufzuftellen und von berjenigen hi art 
prüfen und feflzuftellen, melde dazu nad Geiegel 
ſchiedenen Arten der Unternehmungen beftehenden 
berufen ift. icht be 

Iſt eine beſondere Behörde durd das eich un hir 
rufen, jo legt die Prüfung und Zeftftelung dei P 
Dezirks-Regierung ch. 
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Der Plan und, wo es eines ſolchen nicht bedarf, Die 
vinungs-Ordre, oder der Beſchluß der Regierung über 
son derſelben für zuläffig erachtete zeitweiſe Beihränfung 
t die Grundlage für die Verhandlung über die Felt- 
ng des Objelts und ber Entihädigung. 


$. 15. 


Eine Einigung zwilhen den Betheiligten über den 
mftand ber Abtretung, foweit er nad dem Befinden 
zuftändigen Behörde zu dem Unternehmen erforderlich 
der über die Entihädigung fann aud mit Vorbehalt 
gerichtlichen Feftftellung der legteren zum Zwecke der 
nlaffung des Beſitzes erfolgen. 

Sind Grundftüde oder Gerehtigfeiten bevormundeter, 
Ronfurs gerathener, unter Kuratel oder väterliher Ge— 
t ftehender oder anderer unfähiger Perfonen zu dem Uns 
* in Anſpruch genommen, fo genügt der Abſchluß 

ertrages durch die Vertreter ber unfähigen Perſonen 
x Genehmigung bes vormundſchaftlichen Gerichts oder 
enigen Gerichts, welches bie Veräußerung der Grund» 
fe und Geredhtigfeiten folder Perjonen aus freier Hand 
jenehmigen befugt ift. 

Lehns⸗ und Fideilommiß-Befiper find befugt, dieſe Ver— 
e unter Zuftimmung ber beiden nächften Agnaten abzu« 
eben, ſofern die StiftungssUrkunden oder befondere ge» 
ihe Beltimmungen jene Veräußerungen nit unter er» 
bterter Form geftatten. 

Im Bezirk des Appellationsgerihtshofes zu Cöln find 
Vertreter der Minorennen, Abweſenden, Interdizirten und 
erer unfähiger Perfonen, fowie der Fallitmaſſen befugt, 
ig in die Veräußerung zu willigen, wenn fie dazu von 
‚Gericht auf Antrag in der Rathöfanımer nad Andörung 
öffentlichen Minifteriums ermächtigt find. Dieſe Bor: 
ft findet auch auf Dotale und Fideifommiß-Grundftüde 
dendung. 


g. 16. 
In Ermangelung einer gütlichen Einigung hat die Be— 
"Regierung 
\ auf Antrag des Unternehmers über den Gegenftand, 
deſſen Abtretung oder Benupung verlangt wird, über 
die Größe und die Grenzen des abzutretenden Terrains, 
ſewie über die Art und den Umfang der beanſpruchten 
Eigenthums-Beſchränkungen, ſoweit die Königliche Ber: 
ordnung ($. 2.) hierüber feine Beſtimmung enthält; 
) über die Anlagen, zu deren Errichtung wie Unterhals 
tung der Unternehmer verpflichtet ift ($. 13.); 
) über die zu leiftende Entihädigung und eine etwa zu 
beftellende Kaution 
enticheiden. 


Befchlüfle der Kommiffion. 


g. 14. 
Unverändert wie $. 15. ber Borlage. 


$. 15. 


Auf Antrag des Untermehmers erfolgt das 
Berfahren bebufs Feftftellung der zu enteignenden 
oder zu beihränfenden Grundftüde. 

Zu diefem Behufe bat derjelbe der Bezirks: 
Regierung für jeden Gemeinde» oder Gutsbezirk 
einen Auszug aus dem feftgeftellten Plane nebft 
Anlagen ($. 13.) und ein Bermellungsregifter 
vorzwlegen, welde eine genaue Bezeihnung der 
in dem betreffenden Bezirke abzutretendeu oder zu 
belaftenden Grundfüde nach ihrer Lage, Größe, 
Kulturart und, wo ein Katafter beftebt, unter An» 
gabe der Nummer der Flur und des Grundftüde, 
ferner die Art und den Umfang der Belaftung fo: 
wie die Namen und den Wohnort der Eigenthü— 
mer enthalten mülfen. 


$. 16. 

Plan nebft Anlagen find in den betreffenden 
Gemeinde- und Gutsbezirfen, in welden die in 
Aniprud zu nehmenden Grundjtüde gelegen find, 
während 14 Tagen zu Jedermanns Einſicht offen 
zu legen. 

Die Zeit der Offenlegung iſt ortsüblid be» 
fannt zu maden. 

Während diejer Zeit kann jeder Grund» 
eigentbümer Ginwendung dabin erheben, daß 
die Nusfühbrung des Unternehmens die Ent— 
jiebung oder Beihränfung feines Eigentbums 
nicht erfordert. Auch der Borftanddes Gemeinde 
oder Gutsbezirfs bat das Redt, Einwendungen 
zu erbeben, welde ſich auf die projeftirte Rich— 
tung des Unternehmens oder auf Anlagen der. im 
$. 12, gedachten Art beziehen. 


Herrenbaus:Borlage. 


$. 17. 

Der Antrag ift von dem Unternehmer jchriftlich bei der 
Bezirföregierung anzubringen. 

Derjelbe muß die genaue Bezeichnung des abzutreten« 
den oder zu belaftenden Grundftüde, die Art und den Um— 
Fang der Belaftung und den Namen des Gigenthümers und 
der dem Unternehmer befannten fonftigen Entſchädi— 
gunge-Verchtigten enthalten. 
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Befchlüffe der Kommiffion. 


g. 17. 


Nah Ablauf der Frift ($. 16.) werden bird 
wendungen gegen den Plan in einem nötbig 
falls an Drt und Stelle abzuhaltenden Xerı 
vor einem von der Bezirksregierung zu ernen 
den Kommifjar erörtert. 

Zu dem Termine werden der Unternebmer, 
Nellamanten und der Borftand des Gemeir 
oder Gutsbezirks vorgeladen und mit ihrer 
flärunggebört. Dem Regierungsfommiflarbi 
es überlajfen, diejenigen Sadverftändigen, dı 
Gutachten erforderlik ift, zuzuziehen. 

Dieje Verhandlungen haben Sid nid: 
ſolche Einwendungen zu erftreden, welde auf 
Wertb der abzutretenden oder zu beihränfen 
Grundftüde oder auf die Entihädigungsit 
fi beziehen. 


$. 18. 


Der Kommijlarius bat jofort nad Be 
gung der Berhandlungen leptere der Bezirll 
nierung vorzulegen, welde prüft, ob die ver 
Ihriebenen Förmlichkeiten beobadtet Sind, | 
ſodann mittelft motivirten Beſchluſſes: 

1) über den Gegenftand, beffen Abtretung oder Beau 
verlangt wird, über die Größe und die Greuzen 
abzutretenden Terrains, ſowie über die Art und | 
Umfang der beauſpruchten EigentbumsBeicrintun 
ſoweit die Königliche Verordnung ($. 2.) hierüber 4 
Beftimmung enthält; 

2) über die Anlagen, zu deren Errichtung wie Une 
tung der Unternehmer verpflichtet ift ($- 12.) 

entiheidet. 


$. 19, 


Gegen die Entideidung der Bezirke-Negierung | 
die im $. 18, Nr. 1. und 2. bezeichneten Punkte Mt 
den Theilen der Rekurs an die vorgelegte Minifterial Inh 
effen. 


gz. 20. 


Das Rechtsmittel muß bei Verluſt deſſelben innert 
der auf den Tag der Zuftellung des Beichluffer Tea“ 
zehn Tage bei der Bezirfs-Negierung eingelegt werdin- 
Regierung bat die NRefursichrift dem Gegner zur Beuit 
tung innerhalb einer acht» bis vierzehntägigen präflulte‘ 
Friſt mitzutbeilen und die Akten nad) deren Ablauf au 
zuftändigen Minifter zur Entſcheidung einzufenden. 


2) Bon dem Berjahren über Feititelung ! 
3ablung der Entjchädigung und Elnweilt 
es Unternehmers in den Befit- 


gz. 21. 


Der Antrag auf Feftftellung und Grmittel 
der Entjhädigung ift von dem Unternehmer ja 
bei der Bezirksregierung einzubringen. * 

Der Antrag muß außer der genauen B 
nung des abzutretenden oder zu belaftenden un 
($. 15.) die Art und den Umfang der Belaftung ar 
Namen nebft Wohnort des Cigenthümers und ber Ic 
Entſchädigungsberechtigten enthalten. — 

Der Unternehmer ift berechtigt, zur Ermt, 
lung dieſer Berbältnilje bei ben betreffenden ® 
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$. 18. 


Der Entſcheidung der Bezirföregierung muß eine kom— 
ſche Berbandlung mit den Betbeiligten vorangeben, 
, wenn ein Plan aufgeftelt worden ($. 14.), derſelbe 
legen ift. 
Der Kommifjarius bat durch Bernebmung bed 
ders, und da, wo Grundbüder (Hypotheken— 
er, Stodbüder und Währſchaftsbücher) exi— 
a, durch Auszüge aus denſeben oder auf jonft 
nete Weije die übrigen Eutihädigungs- Berechtigten 
‚Nr. 4.) zu ermitteln und diejelben jowie den 
ehmer zu einem nöthigenfalls an Ort und Etelle ab» 
enden Zermine vorzuladen. Der Unternehmer, ſowie 
igenthümer und die fonftigen befannten Entſchädi— 
Berechtigten find unter ber Verwarnung zu laben, 
ei ihrem Ausbleiben die Feftftellung des Gegenftandes 
btretung erfolgen und mit Eimittelung der En'ſchädi— 
verfahren werden würde, . 
Die niht in die Grundbüder (Hypothefen-», 
Arihafts- oder Stodbüdher) eingetragenen oder 
ft nicht befannten Entihädigungs-Beredtigten find unter 
en Berwarnung durd eine in dem Regierungs-Amts- 
und in dem betreffenden Kreisblatte, jowie geeigneten 
in jonftigen Blättern bekannt zu machende Vorladung 
Termine zu laden. 
In dem Termine haben die Entihädigungs-Beredhtigten 
Minreden gegen die Anwendung des Erpropriationsrechts 
das in Änſpruch genommene Grundftüd oder Recht, 
fe Hat der Unternehmer jeine Einwendungen aus $. 8. 
I. geltend zu maden. Spätere Einreden dieſer Art 
den nicht berüdfichtigt. 
! 
8. 19. 
"du der fommifjariihen Verhandlung find Sachverſtän— 
| juzuziehen. 
Sofern fi die Interelfenten nicht über einen Sach— 
äindigen einigen, hat jeder Theil Einen, der Kommiſſar 
dritten Sadverftändigen zu ernennen. 


Mehrere Theilnehmer an dem zu erpropriirenden Ges 


ande haben gemeinihaftlid Einen Sadverftändigen zu 


en. 

Die von den Parteien benannten Sachverſtändigen 
en die in den betreffenden Prozeß: Gelepen vorgeichries 
Mm GEigenihaften eines völlig glaubwürdigen Zeugen 


en. 
N ekolgt die Benennung qualifizirter Sachverſtändiger, 
Bi Die Einiguug Bay: Abs Interejlenten über einen 
—B—— nicht binnen der vom Kommiſſar zu be— 
smenden, mindeſtens achttägigen Friſt, jo ernennt Letzterer 


Sachverſtändigen an Stelle der Parteien. 


$. 20. 


Der Kommiffar hat eine Vereinbarung ber Betheiligten 

Piotokoll zu nehmen und eine Ausfertigung defjelben 
"erlangen den Betheiligten zu ertheilen. 
* Das Protofoll hat die Kraft einer gerichtlichen oder 
arielfen Urkunde. In Bezug auf die Rechtäverbindlidfeit 
' vor dem Kommifjar adgeichloffenen Verträge fommen 
Beſtimmungen des $. 15., Alinea 2., 3. und 4., zur 
wendung. 
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börden die Einjiht der Grundbüder (Hypotheken— 
büder, Stodbüder, Währſchaftsbücher) oder Aus— 
züge aus denjelben gegen Erftattung der Kopia- 
lien zu beantragen. 


$. 22. 

Der Entiheidung der Bezirksregierung muß eine fom« 
mifjariihe Berhandlung mit den Betheiligten unter Vor— 
legung des definitiv feftgeftellten Planes voran» 
geben. 

Der Kommifjarius hat die Entihädigungsberedtigten, 
ſowie den Unternehmer zu einem nöthigenfals an Ort und 
Stelle abzubaltenden Termine vorzuladen. Der Unternehmer, 
ſowie die Eigenthümer und fonftigen befannten Entſchädi— 
gungsberedtigten find unter der Verwarnung zu laden, daß 
bei ihrem Ausbleiben mit Ermittlung der Entihädigung 
verfahren werben würde. 


Die nit befannten Entfhädigungäberechtigten find 
unter derjelben Verwarnung durch eine in dem Regierungs— 
Amtsblatt und in dem betreffenden Kreisblatt, ſowie geeig— 
neten Falls in fonftigen Blättern befannt zu machenden 
Borladung zu dem Termine zu laden. 


In dem Termine ift jeder an dem zu enteignen« 
den Dbjelt dinglid Berechtigte befugt, zu er— 
iheinen und fein Intereſſe an der Keftftellung der 
Entfhädigung wahrzunehmen. 


8. 28, 


Zu der kommiſſariſchen Verhandlung find ein oder 
drei Sachverſtändige zuguzieben, welche von der Bezirfs- 
regierung entweder für das ganze Unternehmen 
oder einzelne Theile dejjelben zu ernennen find. 
Doch ſteht aud den Intereljenten zu, jih vor dem 
Abihäpungstermine über Sahverftändige zu 
einigen und diejelben dem Kommiſſar zu be 
jeihnen. 

Die ernannten Sadverftänden müffen die in ben 
betreffenden Prozeß-Geſetzen vorgeichriebenen Eigenſchaften 
eined völlig glaubwürdigen Zeugen befigen; diejelben 
dürfen insbejondere nit zu denjenigen Perjonen 
gebören, die jelbft als Beſitzer oder Entſchädi— 
gungsberedtigte von der Erpropriation betroffen 
ſind. 


8. 24. 
Unveränderi wie $. 20 der Vorlage. 


Herrenhaus: Borlage. 


g. 21. 


Das Gutachten wird von den Sadhverftändigen entweder 
mündlih zu Protokoll erklärt oder ſchriftlich eingereicht. 
In beiden Fällen muß baffelbe mit Gründen unterftügt 
und beeibet werden. Sind die Sadverftändigen ein- für 
allemal als ſolche vereidet, jo genügt die Verſicherung der 
Nichtigkeit des Gutachtens er den geleifteten Sachver— 
ftändigeneidb im Protofell oder unter dem ſchriftlich einge— 
reihten Gutachten. 

Ueber das Gutachten find die Berheiligten vor der 
Entiheidung der Bezirksregierung zu hören. 


$. 22. 


Die Entiheidung ber Regierung ſowohl über den 
Gegenftand der Abtretung, den Umfang und Die 
Art der Belaftung und die nöthig befundenen 
Einridtungen ($. 16. Nr. 1. bis 2), als aud über 
den Betrag der Entihädigung und der zu beftellenden 
Kaution ($. 16. Nr. 3.), erfolgt mittelft motioirten Bes 
ſchluſſes. 

Die Entſchädigungsſumme iſt für jeden Beiheiligten 
beſonders feſtzuſtellen. 

In dem Beſchluſſe iſt zugleich zu beſtimmen, daß der 
Unternehmer in den Befip des zu enteignenden Grundſtücks 
nad) erfolgter Zahlung oder Hinterlegung der Entſchädigungs— 
oder Kautionsiumme einzuweiſen fei. 

Die Regierung hat das Ergebnig der Begutachtung 
durd Sadwerftändige nah freier Ueberzeugung zu würs 
digen. 


8.23. 


Im Bezirk des Apellations« Gerichtöhofes zu Cöln ift 
der Beſchluß der Regierung über die eventuelle Einweifung 
bes Unternehmers in den Befig, und falls Nekurs ein- 
gelegt ift, der Rekursbeſcheid des Minifteriums 
behufs deſſen Ueberfhreibung in das Hppothefen-Regifter 
gemäß Artikel 2181. des Rheiniſchen Civil-Geſetzbuchs dem 
Hypothelenbewahrer mitzuteilen. 


8.24. 


Gegen die Entſcheidung der Regierung über die $. 16. 
Nr. 1. bis 2. bezeichneten Punkte fteht beiden heilen der 
Rekurs an die vorgejepte MinifterialeInftanz offen. 


$. 25. 


Das Rehtsmittel muß bei Verluft defjelben innerhalb 
der auf den Zag der Zuftellung des Beichluffes folgenden 
zehn Tage bei der Bezirfd-Negierung eingelegt werden. Die 
Regierung bat die Rekursichrift dem Gegner zur Beantwor: 
tung innerhalb einer acht- bis viergehntägigen präflufiviichen 
zrif mitzuteilen und die Akten nad deren Ablauf an den 
zuftändigen Minifter zur Entſcheidung einzufenden. 


gz. 26. 


Gegen die Entiheidung der Regierung über bie zu 
leiftende Entf pädigung, über die zu beftellende Kaution und 
über die aus $$. 8. bis 11. ſich ergebenden Verpflichtungen 
fteht beiden Ye innerhalb der auf den Tag ter Zuftel- 
lung des Belhluffes und, wenn nad 88. 24. und 25. 
gegen die Eniſcheidung der Regierung Rekurs eiugelegt ift, 
innerhalb der auf den Tag der Zuftellung des Mefurebe- 
ſcheides folgenden neunzig Tage die Provofation auf rich— 
terlide Entiheidung zu. Ift das Rekursgeſuch zurückge— 
nommen, jo beginnt die Friſt für den Nefursrenten mit dem 

den Zag der Zurüdnahme, für den Rekurſen mit dem 
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g. 25, 


Das Gutachten wird von ben Sachverſtändigen 
weder mündlich zu Protofoll erklärt oder ſchriftlich — 
reiht. In beiden Fällen muß dafjelbe mit Gründen u 
ftügt und beeidet werden. Sind die Sachverſtändigen 
für allemal als ſolche vereidet, jo genügt die BVerfide 
der Nichtigkeit des Gutachtens auf den geleifteten Su 
ftändigeneid im Protofoll oder unter dem ſchriftlich 
reiten Gutachten. 

Den Betbeiligten ift vor der Entideit 
der Bezirks-Regierung ($. 26.) Gelegenkeit 
geben, über das Gutachten ſich auszuipreden. 


$. 26. 
Die Entiheidung der Bezirksregierung über den & 


Den Betrag der Entſchädigung und die etwa zu b 
lende Kaution erfolgt mitteljt motivirten Beſchluſſes. 


Die Entihädigungsjumme ift für jeden Betbeil 
bejonders feftzuftellen. 

In dem Beſchluſſe ift zugleich zu beftimmen, di 
Unternehmer in den Beſiß des zu emteiguenden Grundf 
nad) erfolgter Zahlung oder Hinterlegung der Entihädigu 
oder Kautionsſumme einzuweiſen Sei. 

Die Regierung bat das Ergebniß der Bequiäl 
durch Sadverftändige nach freier Ueberzeugung zu wird] 


g. 97. 
Im Bezirke des Appellationsgerichtöhofes zu Cl 


der Beihluß der Negierung über die eventuelle Einn 
des Unternehmers in den Befip behufs deſſen Ueber 
bung in das Hppothefenregifter gemäß Artikel 218. 
Rheinischen Givilgefepbudhs dem Hypothekenbewahter 
zutheilen. 


($. 24. und $. 25. der Vorlage fallen hier r 
88. 19. und 20.) ; 


g. 38. 


Gegen die Entiheidung der Negierung über d 
leiftende Entſchädigung, über die zu beftellende Kauft 
über die aus $$. 8. bis 11. ſich ergebenden Verpflich— 
fteht beiden Theilen innerhaib dreier Jahre ma 
ftellung des Negierungsbefdhlnffes die Preech 
auf rihterliche Entſcheidung zu. 


w 304. 
Serrenbaus:Borlage. 


mi den Tag der ihm befannt gemachten Rüdnahme des 
Belurögefuches folgenden Tage. 
Entſchädigungs-Anſprüche, melde erft ſpäterhin erfenn- 
werden, bleiben im Rechtswege verfolgbar. 
Zuftändig ift das Gericht, in deſſen Bezirk das betref- 
mbe Grundftüd belegen ift. 
' Das Gericht hat das Ergebniß der Begutachtung durch 
Sndeerftänbige nad) freier Ueberzeugung zu würdigen. 


$. 27. 


Ale Borladungen und Zuftelungen, welde in dem 
Verfahren Tit. III. erforderlich find, And gültig, wenn fie 
uter Beobachtung ber für gerichtliche Inſinuationen befte- 
mden Vorſchriften erfolgt find. Die vereideten Verwal» 
mgebeamten haben dabei den Glauben der zur Zuftellung 
sihtliher Verfügung beftellten Beamten. 


$. 28. 


Die Einweilung in den Befig wird, fofern nicht die 
Betheiligten ein Anderes verabredet haben, von der Bezirks— 
Regierung verfügt, wenn nachgewieſen ift, daß die durch 
Bertrag vor dem Kommiſſar (cfr. $. 20.) beftimmte ober 
meh Beihluß der Regierung oder Urtheil des Gerichts 
ehtsfräftig Feftftehende Entihädigungs» oder Kautionsfumme 
zahlt oder hinterlegt ift. 


z. 29. 


In dringlihen Fällen fann die Regierung eine fofortige 
tip-Ginweilung anordnen, wenn die durch ihren noch nicht 
Ötsfräftigen Beſchluß ($. 22.) feftgeftellte Entihädigungs- 
er Kautiondiumme gezahlt oder hinterlegt ift. 


$. 30. 


Jeder Betheiligte kann binnen acht Tagen nad dem 
n befannt gemachten, die Dringlichkeit ausſprechenden 
Äbluffe verlangen, dab der jofortigen Befip-Einweifung 
" Keftitellung des Zuftandes von Gebäuden oder be— 
ellten Grundftüden voraufgebe. 

Diefelbe ift bei dem Gerichte (Friedenegerichte) der bes 
gun Sache mündlich zu Protofol oder fchriftlich zu 
anttagen. 

Das Gericht hat den Termin ſchleunigſt und nicht über 
ft Tage hinaus anzuberaumen und hiervon bie Bethei— 
ten und Die Regierung zeitig zu benachrichtigen. 

Die Zuziehung eines oder mehrerer Sadverftändigen 
m au von Amtswegen angeordnet werden. Sind bie 
tionen über die Sadverftändigen nicht einig, jo ernennt 
3 Gericht Diejelben. 

Die Einweiſung in den Befig fann nicht vor Beendi» 
ng diefes Verfahrens erfolgen, wovon das Gericht bie 
‘gierung zu benachrichtigen hat. 


$. 31. 


Wenn der Unternehmer von dem ihm verliehenen Er- 
!priationsredhte nicht binnen ber von dem zuftändigen 
inifter beftimmten Friſt Gebraug macht, oder von dem 
ternehmen zurüdtritt, bevor die Feftjegung ber Entichä- 
gung durch Beſchluß der Regierung erfolgt ift, fo erliſcht 
ned Recht gegen den Eigenthümer des Grundftüdse. Der 
iternehmer haftet in dieſem Falle dem Eigenthümer oder 
"figen Entihäbigungs» Berechtigten für die Nachtheile, 
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Zuftändig ift das Gericht, im deſſen Bezirk das be= 
treffende Grundftüd belegen ift. 

Das Geriht ernennt die zum Zwede der 
Bertbermittelungerforderlihben Sadverftändigen 
und fann die Parteien zur Bezeihnung von Per— 
fonen auffordern, welde geeignet find, als Sad» 
verftändige vernommen zu werben. 

Das Ergebniß der Begutachtung durch Sachverſtändige 
bat jedoch das Gericht nad freier Ueberzeugung zu würdigen. 


$. 39. 
Unverändert wie $. 27. der Borlage. 


$. 30. 
Unverändert wie $. 28. der Vorlage. 


$. 31. 
Unverändert wie $. 29. der Vorlage. 


g. 32. 


Feder Betbeiligte kann binnen acht Tagen nad dem 
ihm befannt gemachten, die Dringlichkeit ausiprehenden 
Beichluffe verlangen, daß der fofortigen Befigeinweilung eine 
Feftftellung des Zuftandes von Gebäuden oder künſtlichen 
Anlagen voraufgehe 

Diefelbe ift bei dem Gerichte (Friedendgerichte) der bes 
legenen Sade mündlih zu Protofol oder ſchriftlich zu 
beantragen. 

Das Geriht bat den Termin fchleunigft und wicht 
über acht Tage hinaus anzuberaumen und hiervon die Bes 
tbeiligten und die Regierung zeitig zu benachrichtigen. 

Die Zuziehung eines oder mehrer Sadverjtindigen 
fann auch von Amtswegen angeordnet werden. Sind die 
Perfonen über die Sadverftändigen nicht einig, jo ernennt 
das Gericht dielelben. 

Die Einweiſung in den Befig fann nicht vor Beendi— 
gung dieſes Verfahrens erfolgen, wovon das Gericht die 
Regierung zu benadridtigen bat. 


$. 38. 
Unverändert wie $. 31. der Borlage, 
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welche demjelbeu durch das Erpropriationd» Verfahren er 
wachſen find. 

Tritt der Unternehmer zurüd, nachdem bereits die Feft- 
ftelung der Entihädigung durch —2 der Regierung 
erfolgt iſt, ſo wird —* von der Zahlung der durch die— 
ſen Beſchluß oder durch Urlheil des Gerichts feſtgeſtellten 
Entſchädigung nicht befreit. Auch können die Entihädigungs- 
Berechtigten das anhängig gemachte Verfahren fortfegen und 
demnächſt aus dem rechtsfräftigen Urtel Erekution auf Zah— 
un der Entihädigungsfumme gegen den Unternehmer nad» 
uchen. 


$. 32. 


Das Borkaufs- und Wieberfaufsrecht fteht dem Eigen» 
thümer nad) denfelben geieglihen Grundjägen zu, welde in 
Gemäßheit der 88. 16. bis 19. des Gefepes über Die Eijen- 
bahn» Unternehmungen vom 3. November 1838 in dieſer 
Beziehung den Eifenbahn-Gejellihaften gegenüber gelten. 


$. 33. 


Die Entihädigungsiumme wird an denjenigen bezahlt, 
für welchen die Seftitellung ftattgefunden bat. 

Derfjelbe wird in Ermangelung abweichender Vertrags: 
Beftimmungen von dem Unternehmer mit fünf Prozent vom 
Zage der Einweilung in den Befig verzinft, jo weit fie zu 
diejer Zeit micht bezahlt oder hinterlegt if. 

Wird die durch Beihluß der Regierung feftgelepte 
Entihädigungsjumme durch die gerichtlihe Entſcheidung 
berabgejegt, jo erhält der Unternehmer den gezahlten Mehr: 
betrag ohne Zinfen, den hinterlegten Mehrbetrag aber mit 
den davon in der Zwiſchenzeit aufgejammelten Zinfen zurück. 


$. 34. 


Der Unternehmer ift verpflichtet, die Entſchädigungs— 
ſumme zu hinterlegen: 

1) wenn neben dem Eigenthümer Entſchädigungs-Berech— 
tigte vorhanden find, deren Anſprüche an die Eutſchä— 
digungsfumme zur Zeit nicht feftfteben; 

2) wenn das betreffende Grundſtück Lehn-, Fideilommiß— 
oder Stammgut ift, oder im Erbquisverbande fteht ; 

3) wenn Reallaften oder Hypotheken auf dem betreffenden 
Grundftüde haften. 

Die Hinterlegung erfolgt im Bezirke des Appella- 
tiondgerihtöhofes zu Cöln bei der Depofitenkaffe, in Naſſau 
bei der Landesbank, und in den übrigen Theilen der Mo— 
narchie bei dem Gerichte, unter deſſen Jurisdiktion das ber 
treffende Grundftüd belegen ift, wenn das Gut aber ein 
im Geltungöbezirfe des Allgemeinen Landrechts belegenes 
Fideifommiß oder Lehn ift, zum Depofitorium des Gerichts, 
bei welchem Lehns- und Fideikommiß-Kapitalien niederzu- 
legen find, 


$. 35. 


Beträgt die Entſchädigungsſumme nicht mehr als 25 
Thaler, oder ift dieſelbe für Entziehung von Nupungen 
feftgeftellt, jo jtehen der Lehns-, Fideifommiß-, Stammguts— 
oder Erbqutsverband, jowie die auf dem Grundftüde haf— 
tenden Reallaften und Hypotheken der Auszablung der Ent— 
Ihädigungsjumme an den Entſchädigungs-Berechtigten nicht 
entgegen. 


Beſchlüſſe der Kommiſſion. 


$. 34. 
Unverändert wie $. 32. der Vorlage. 


$. 35, 
Unverändert wie $. 33. der Vorlage. 


$. 36. 


Der Unternebmer ift verpflichtet, die Emtidhädigug 
jumme zu hinterlegen: 

1) wenn neben dem Eigenthümer Entjhädigungsdat 
tigte vorhanden find, deren Anſprüche an bie Enid 
digungsſumme zur Zeit nicht feftiteben; 6 

2) wenn das betreffende Grundftüd Lehne, Fideileum 
oder Stammgut ift, oder im Erbgutsverbande ſteht 

3) wenn Reallaften oder Hppotbefen auf dem betrfel 
Grundftüde haften. 
Die Hinterlegung erfolgt im Bezirke des Appellatier 

gerichtshofes zu Göln bei der Depofitenfaffe, in Naſau! 
der Kandesbanf und in den übrigen Theilen der Mond 
bei dem Gerichte, unter dejjen Jurisdiktion das betrchet 
Grundftüd belegen ift, wenn das Gut aber ein im 
tungäbezirfe des Allgemeinen Landrechts belegenes dideil 
miß oder Lehn iſt, zum Depoſitorium des Gerihl, 
welchem Lehns- und Fideikommiß-Kapitalien nieberzul 
ind, u 
e Nur beim Widerſpruch des Depofiten find 
über die Rechtmäßigkeit der Depofition ein 3 
richtliches Verfahren ftatt. 


8. 37. 


Betrifft die Erpropriation ein grumdfter 
pflitiges Grundftüd, dejjen Kataftrale Reit! 
trag mehr als I Rthlr. ift und beträgt die Euti 
gungsfumme nicht mehr als 25 Rihlr, oder handel! 
ih um Entihädigung für Entziehung von Ruf 
gen, jo ftehen der Lehns-, Fideilommiß-, Stammgult R 
GErbgutäverband, jowie die auf dem Grundftüde ar 
Reallaften und Hppothefen der Auszahlung der EnlÜ 
gungsjumme an den Entihädigungsberehtigten nid! 
gegen. 
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$. 36, 


Die Koften des abminiftrativen Verfahrens trägt der 
Isternehmer. Für die Berrichtungen des Friedensgerichts 
& 30.) werben die Gebühren nad der Gebührentare für 
% Rriedendgerihte im Bezirfe des Appellationdgerichtshofes 
u * vom 23. Mai 1859 (Geſetz-Sammlung Seite 309.) 
mdnet. 

Für Prozeffe über die Entihädigungsfumme werben 
# nach den Gebühren-Taren zuläffigen Koften und Stem» 
dichoben. 

Simmtlihe übrige Berhandlungen der Gerichte und 
AminiftrativeBehörben, welhe den Erwerb des Grund» 
Igenthums und die Feftftellung der Entſchädigung zum Ges 
enftande haben, ſowie die Duittungen und Kunlatı ber 
Inpetbefarien find gebühren« und ftempelfrei. Auch werben 
äine Depofital-Gebühren angelegt. 





Titel IV. 
Wirfungen der Erpropriation. 


8. 37. 


Das Eigentum des enteigneten Grundftüds geht mit 
em Fetsunfte der Einweifung des Unternehmers in ben 
Beftg auf den Unternehmer über, 

Diefe Vorſchrift gilt auch in den Landestheilen, in 
venen nad den allgemeinen Geſetzen ber Uebergang bes 
Figenthums von der Einfchreibung in die Stod» oder Hy» 
othelenbücher oder von der Einreihung des Vertrages bei 
om Realrichter abhängig gemacht ift. 


$. 38. 


Die enteigneten Grundftüde werden mit dem $. 37. 
fimmten Zeitpunft von allen darauf haftenden, auf privat» 
lichen Titeln beruhenden Verpflichtungen frei, jomweit der 
"ernehmer diefelben nicht vertragsmäßig übernommen bat. 
I Die Entihädigung tritt rüciätlich aller Eigenthumss, 
Mungd- und fonftigen Realanfprüde, indbejondere ber 
hllaften und Hypothefen, an die Stelle des enteigneten 
hmftandes. 


$. 39. 

Iſt ein zu dem Unternehmen erforderliches Grundftüd 
fu Wermittelung der Regierung durch Vertrag an den 
ermnebmer abgetreten, jo geht das Eigenthum deſſelben 
Mi den Unternehmec nad den in den verichiedenen Landek— 
kim für den Kaufvertrag vorgefchriebenen Grundfägen über. 
Nieredhtlichen Folgen des 8. 38 treten auch in diefem Falle 
%. Die Hypotbefengläubiger und Realberehtigten fünnen 
dech, wenn ihre Forderungen durch die Entſchädigungsſumme 
it gededt werben, deren Feſtſetzung im Rechtswege gegen 
m Unternehmer fordern. 


$. 40. 


Iſt das zu dem Unternehmen erforderliche Grundftüd 
chn⸗, Fideilommiß⸗ oder Stammgut, oder gehört daſſelbe 
m Erbgutöverbande an, jo ift ber Befiger des Guts, mit 
hunahme des im $. 35. vorgefebenen Falles, über die Ent- 
didigungsſumme nur nad den Vorſchriften zu verfügen 
&uzt, welche in ben verſchiedenen Landestheilen für die 
Irfügungen über Lehns- oder Fideifommiß-Rapitalien oder 
hmm« und Erbgüter maßgebend find. 
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8. 38, 
Unverändert wie $. 36. der Vorlage. 


@itel IV. 
Wirfungen der Erpropriation. 


$. 39. 
Unverändert wie $. 37. der Borlage. 


$. 40. 
Unverändert wie $. 38. ber Vorlage. 


8. 41. 

Iſt ein zu dem Unternehmen erforberlihes Grundftüd 
ohne Bermittelung der Negierung durch Vertrag an den 
Unternehmer abgetreten, To gebt das Eigenthum deſſelben 
auf den Unternehmer nah den in ben verſchiedenen Landes— 
tbeilen für den Kaufvertrag vorgeichriebenen Grundläpen 
über. Die redhtlihen Folgen des $. 40. treten aud in 
diefem Falle ein. Die Hyvothefengläubiger und Realbered- 
tigten fünnen jedoch, wenn ihre Korderungen dur die Ent— 
Ihädigungsfumme nicht gededt werden, deren Feſtſetzung im 
Nehtöwege nah Maßgabe der im $. 28. über die 
Ermittlung der Entjhädigung aufgeftellten Be- 
weisvorfhriften gegen den Unternehmer fordern. 


$. 42. 
Unverändert wie $. 40. der Vorlage. 


Serrenbaus: Vorlage. 


$. 41. 


Iſt das zu dem Unternehmen erforderliche Grundftüd 
freied Eigenthum, aber mit Reallaften oder Hypotheken be» 
baftet, fo fann der Eigenthümer, mit Ausnahme des im 
$. 35. vorgefehenen Falles, über die Entſchädigungsſumme 
nur verfügen, wenn die Nealberechtigten oder Hypotheken⸗ 
gläubiger einwillizen. 


$. 42. 


Der Eigentbümer des Grundftüds ift jedoch in den 
Fälen der 88. 40. und 41. befugt, wegen Auszahlung oder 
Verwendung der hinterlegten Entf@äbigungsfumme die Ver⸗ 
mittelung der Auseinanderlegungs-Behörden für Regulirung 
gutsherrlicher und bäuerliher Berbältniffe, Ablöfungen und 
Gemeinheitstbeilungen in Aniprud zu nehmen, 

Die Auseinanderfepungsbebörde bat die bei ihr ein- 
gehenden Anträge nah den Beftimmungen zu beurtbeilen 
und zu erledigen, melde wegen Wahrnehmung der Nedhte 
dritter Perfonen bei Verwendung der Ablöjungsfapitalien in 
den 88. 110. bis 112. des Gelepes vom 2. März 1850, 
betreffend die Ablöfung der Neallaften und Negulirung der 
gutäberrlihen und bäuerliden Verhältniſſe, ertheilt wor— 
den find, 

Diefe Vorſchrift fommt in den Landestheilen bes linken 
Nheinufers, in der Provinz Hannover, in der Provinz 
Schleswig.Holftein und den Theilen des Negierungsbezirks 
Wiesbaden, in welchen die Verordnungen vom 13. Mai 1867 
und 2. September 1867 Nr. 6815. nicht eingeführt find, 
nicht zur Anwendung, vielmehr bleibt «8 bier bei den bisher 
beftehenden Borferiften. 


g. 48. 


Die Eintragung des Eigenthumswechſels in das Hypo—⸗ 
tbefenbuch erfolgt auf Requifition der Bezirksregierung, wenn 
die Cinweifung in den Beſitz durd die Negierung — iſt. 

Im Bezirk des Juſtiz-Senats zu Ehrenbreitſtein iſt der 
erfolgte Beſißwechſel den Kreisgerichten mitzutbeilen. 

Im vormaligen Herzogthbum Naſſau ift derielbe den 
Amtsgerichten zur Ueberichreibung in die Stodbüder, in 
Oberheſſen behufs Ueberſchreibung in die Mutationsregifter 
mitzutheilen. Der Ginweilungsbeihluß der Regierung in 
den Befip fteht hierbei dem Erfenntniffe des Gerichts gleich. 


Titel V. 
Schluß: und Hebergangs: Beitimmungen. 


$. 44. 


Die Vorſchriften dieſes Gejeges finden feine Anwendung: 
auf die in bejonderen Gejepen oder im Gewohnbeite- 
rechte begründete Entziehbung oder Beihränfung des 
Grundeigenipums im Interreffe der Yandesfultur, als: 
bei Negulirung quteberrlicer und bäuerliher Verhält— 
nifje, bei Ablöfung von Reallaften, Gemeinheitsthei— 
lungen, Vorfluths-Angelegenheiten, Benugung von 
Privatflüffen (Ente und Bewäfferungs-Angelegenbeiten), 
Deich: Angelegenheiten, Wiejen» und Waldgenoſſenſchafts— 
Angelegenbeiten ; 

auf die Entziehung und Beſchränkung des Grundeigen- 
thums im Intereffe des Bergbaues und der Landes 
Triangulation. 


— 
— 


2 


— 


g. 45. 


Die bereits eingeleiteten Expropriationsſachen werben 
in derjenigen Inſtanz, im welcher fie ſchweben, nad ben 
bisherigen Vorſchriften zu Ende geführt; nad beendeter In— 
ftanz treten die Vorſchriften diejes Geſetzes ein. 


Befchlüffe der Rommiffion. 


g. 43. 
Unverändert wie $. 41. der Vorlage. 


$. 44. 
Unverändert wie 8. 42. der Vorlage. 


8. 45. 
Unverändert wie $. 43. ber Borlage. 


Titel V. 
Schluß: und Uebergangs-Beſtimmungen. 


$. 46. 


Diejes Gejep findet feine Anwendung: | 
I) auf die in bejonderen Gelegen oder im Gewched 
rechte begründete Entziehung oder Bejhränfun 
Grundeigentbums im Intereſſe der Landesfultur, 
bei Negulirung gutsherrlicher und bäuerlider u 
niffe, bei Ablöfung von Reallaften, Gemeinbeitäil“ 
gen, Vorfluths-Angelegenbeiten, Benugung von ” 
flüffen (Ent« und Bewaͤſſerungs · Angelegenheiten), © 
Angelegenheiten, Wieſen⸗ und Waldgenoſſenſchaft 
gelegenheiten; 4 
auf die Entziehung und Beſchränkung des Grund 
thums im Interefje des Bergbaues und der Ft 
Triangulation. 


2 


— 


g. 47. 


Die bereits eingeleiteten Expropriationsſachen 1 
in derjenigen Inſtanz, in welcher ſie ſchweben, gr 
bisherigen Vorſchriften zu Ende geführt; jebed um 
liegen die Gutachten der Sadverftändige" 


@ 304. 


Serrenbaus:Borlage. 


Iſt eine Entſcheidung erfter Inftanz von der Verwal—⸗ 
ind Behörde getroffen, die Frift zur Einlegung des nad 
em bisberigen Vorſchriften zuläffigen Rechtsmittel aber 
ed nicht abgelaufen, jo treten Die nad dieſem Gelege 

ſſigen Rechtsmittel an die Stelle der in den früheren 
—F beſtimmten. Die Friſt zur Einlegung derſelben 

d nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes u wofern 
iht das bisherige Recht eine weitere Frift gewährt. 


$. 46. 


Die Beftimmungen der $$. 8., 9. und 10. bes Ge— 
es über die Eilenbahn-Unternebmuugen vom 3. November 
8 (Gefep- Sammlung Seite 505.) bleiben in Kraft. 


$. 47. 


Ale den Vorſchriften dieſes Geſetzes [entgegenftehenden 
eftimmungen werben aufgehoben. 
Ingleihen werden Unfere Ordre vom 11. Juni 1825 
Bei.-Samml. S. 152.), ſowie alle fonftigen gejeplichen 
Zorſchriften wegen Hergabe von Materialien zum Wege: 
ind Eiſenbahnbau, infoweit aufgehoben, als durch diefe ge- 
im ori die Leiftung eines Entgelte ausge 
offen iſt. 


$. 48. 

Infomweit in anderen Gefegen auf die Vorſchriften der 
obenen Gejege Bezug genommen ift, treten an bie 
der letzteren die entiprehenden Vorſchriften dieſes 

hes. 


Urkundlich ꝛc. 
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Beichlüffe der Kommiſſion. 


freien Beurtbeilung des erfennenden Richters. 
Nach beendeter Inftanz treten die Vorſchriften dieſes Ge» 
ſetzes ein. 

Iſt eine Entiheidung erfter Inftanz von der Verwal: 
tungs-Behörde getroffen, die Frift zur Einlegung des nad 
den bisherigen Vorſchriften zuläffigen Redhtsmitteld aber noch 
nicht abgelaufen, jo treten die nach diefem Geſetze zuläffigen 
Rechtsmittel an die Stelle der in den früheren Sdepen bes 
ftimmten. Die Friſt zur Einlegung derſelben wird nad den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes bemefjen, wofern nicht das bis» 
berige Recht eine weitere Friſt gewährt. 


$. 48. 


Die Beftimmungen der $$. 8., 9. und 10. des Gefepes 
über die Eifenbahn-Unternehmungen vom 3. November 1835 
(Gefep- Sammlung Seite 505.) bleiben in Kraft, in fo 
weit das gegenwärtige Gejep nicht ausdrüdlid 
etwas Anderes vorſchreibt. 


$. 49. 


Die Kabinett-DOrdre vom 11. Juni 1825 
(Gefep-Sammlung Seite 152.), fowie alle fonftigen geiep- 
lichen Vorſchriften wegen Hergabe von Materialien zum 
Wegebau bleiben befteben. 

Es ſoll jedod die Entihädigung für die ent— 
nommenen Materialien nad Maßgabe des vor In: 
angriffnahme des Wegebaues nahweislih vorhan— 
den gewelenen Berfaufspreijes erfolgen. 

Das in gegenwärtigem Gejeg vorgejhriebene 
Verfahren findet auf die Entnahme von Wegebau-» 
Materialien feine Anwendung. 


$. 50, 
Unverändert wie 8. 48. der Vorlage. 


— 2 ⸗·· 


| 


N 304. 47 


Allerhöchſte Kabinetsordre 


von 


11. Suni 1825., hen die Vergütigung 

für die von Grundbefißern aus ihren Feld— 

marken zum Ghaufjeebau hergegebenen 
Feldſteine, Sand und Kies. 


Da nah dem Bericht des Staatsminifterii vom 31. 
v. M. in Preußen von einigen Grundbefigern für die zum 
Chauſſeebau erforberlihen, von ihren Feldmarfen zu verab— 
folgenden Feldfteine, Sand und Kies eine befondere Ver: 
gütung verlangt worden, obgleich dieſe Materialien bis 
dahin gar nicht verfäuflich geweſen find, alſo dajelbft keinen 
Geldpreis gehabt haben; 5 jepe Ich, wie ſolches aud 
bereits in einigen anderen Provinzen feit geraumer Zeit ges 
jeplich ftattfindet, und in Betracht der bedeutenden Vortbeile, 
welde den Grundbeſitzern in ihren wirtbichaftlihen Ber: 
bältniffen, dur die Nähe der Ehauffeeanlage, jonft er 
wachſen, hierdurch feft: daß Feldfteine, Sand und Kies 
zum Ghauffeebau, außer dem Erjap des eima an dem Kande 
verurfachten Schadens, von dem Grundeigenthümer in der 
Regel unentgeltlih überlafjen werden müfjen, und ihm nur 
dann noch eine bejondere Vergütung zugeftanden werben 
fol, wenn derjelbe glaubhaft nachweiſen fann, daß er der— 
gleihen Materialien zu eigenen Bauten jelbft bedarf, oder 
daß er folde vor dem beabfichtigten Bau der Chauſſee, 
während jeiner Befipzeit, anderweitig ſchon an Ort und 
Stelle verfauft bat, alsdann ihm der nachgewieſene Vers 
fauföpreid ebenfalls zu vergüten ift. i 

Die Berabfolgung der Materialien darf indejjen, den 
Fall des eigenen Bebarfs zum Bau ausgenommen, wegen 
Führung diejes Nachweiſes, niemals verzögert werben. 


Berlin, den 11. Juni 1825. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatdminifterium. 


N 308. 


Haus der Übgenrdneten. 
10. Zegislatur-Periode. 
III. Seffion 1869. 


En ui — 


Abanderungs-Borfchläge 


dem Berichte der Kommiſſion für die 

Agrar Verhältniffe, betreffend den Gejeß- 

Entwurf über die Schonzeiten des Wildes. 
(Nr. 190. der Drudjadhen.) 


Virchow und Genchien. Das Haus der Abgeorbneten 
wolle beſchließen: 
A. in 8. 1 
1) In Nr. 8. „Haſel“ zu ſtreichen. 
2) Nr. 10. folgendermaßen zu faſſen: 

„Schnepfen, wilde Schwäne und alles an— 
dere Sumpf und Waflergeflügel, mit Ausnahme 
der wilden Gänſe und ber Fiſchreiher, in der 
Zeit vom 1. Mai bis Ende Juni.” 

3) Hinter Nr. 10. einzuſchieben: 
Nr. 11. Rebhühner in der Zeit vom 1. De 
zember bis Ende Auguft. 
4) Statt Nr. 11. folgenden Sap aufzunehmen: 
Nr. 12. Auer», Birk» und KafanensHennen, 
Hafelhühner, Wachteln und Hafen in der Zeit 
vom 1. Februar bis Ende Auguft. 
5) Hinter Nr. 11. (eventuell nad vorftehender Nr. 12.) 
folgende Nr. hinzuzufügen: 
Mr. 12. (eventuell Nr. 13.): „Kür die ganze 
Dauer des Jahres ift e8 verboten, Rebhühner 
oder Zerhen in Schlingen, Nepen, Ballen oder 
mittelft ähnlicher Ginrihtungen zu fangen.“ 
6) Im vorlepten Alinea binter „Wildarten” einzu- 
ſchalten: 
„namentlich auch wilde Kaninchen.“ 
B. in 8. 2. Zeile 1. hinter „unter“ einzuſchieben: 
„T und“, 


Berlin, den 1. Februar 1870. 


Virchow. Rohland. Sachſe. Schlichting. 


N: 306. 


Haus der Abgeordneten. 
10. Zegislaturs-Periode. 
III. Seffion 1869. 

— — 


Abänderungs⸗Vorſchläge 


dem Berichte der Kommiſſion für die 

Agrar-Berhältnifje, betreffend den Geſetz— 

Entwurf über die Schonzeiten des Wildes. 
(Nr. 190. der Druckſachen.) 


I. 


Solger. Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 

m. 1. Nr. 7. zu ſtreichen und die folgenden 

Abfäge ı mit den entiprehenden anderen Nummern zu 
verjeben. 


Solger. 
Unterftügt durch: 


Thomee. Grundmann. Sello. Steltzer. !ent. 
Dr. v. Rönne Dr Beder Köſter. Dr. Engel. 
Hardt. Kurtius. v. Eichhorn. Dr. Röpell. Thilo. 
Dr. Künzer. Zweigel. Bahlmann. Haad. Wide 
Wachler. Dr. Ebner. Hobbeling. Dr. Steinhart. 
Richter (Sangerhauſen). v. Wangenbeim. Dr. Koid. 
Graf v. Schwerin-Pupar. v. Eynern. Plebn 
(Danzig). Dr. Websky. Kleinſchmidt. 
Dr. Weber (Hörter). 


I. 


Graf Frankenberg. Das Haus der Abgeordneten wolle 
beſchließen: 
1) Den &, 4. am Schluſſe die Worte zuzufügen: 
„Der Verkauf diefes erlegten Wildes ift je- 
doch nah Maßgabe der Beftinnmungen des 8. 7. 
unterjagt.” 
2) In 8. 7, Zeile 4. vor den Worten: „zum Verkaufe 
umberträgt”, einzuſchieben „verkauft“. 


III. 


Pieſchel. Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen: 
den 8. 5. der Vorlage jo zu faflen: 
— Kür das Tödten oder Einfangen von Wild 
während der vorgejhriebenen Schonzeit treten Geld» 
bußen bis 50 Rthlr. oder verbältnißmäßige Ge— 
fängnipftrafe, nicht über 6 Wochen, ein 


IV. 
Dr. Websky. Das Haus der Abgeordneten wolle be» 
a 
m $. 5. Alinea 2. flatt der Worte: „bis auf 


bie Silke ber vorftehenden Säpe“ bie Worte: „bis 
auf ein Strafmaß von einem Thaler” zu jepen. 


V. 


Unteramendement 


zum 


Amendement Solger sub. J. 


Solger. Das * der Abgeordneten wolle beſchließen: 
im 8. 5, Nr. 5. zu ſtreichen und darnach die folgen» 
den Nummern . ändern. 





VI. 
Iinteramendement 


zu 


den Abänderungsvorichlägen Virchow und 
Genoſſen — Nr. 305. der Druckſachen. — 


Braun (Hersfeld). Das Haus der Abgeordneten wolle 
beichließen: 
Zu A. Nr. 5. 
(Pofition Nr. 12, eventuell 13.) 
vor dem Worte „Rebhühner“ 
einzuſchalten „Rebe, Hajen.“ 


Berlin, den 1. Februar 1870. 


M 30%. 


Haus der Ubgeordneten. 
10. 2egislatur» Periode. 
IIT. Seffion 1869. 

— — 


MAbänderungd-Anträge 


dem Berichte der Kommiſſion für die 

Agrar-Verhältnifie betreffend den Geſetz— 

Entwurf iiber die Schonzeiten des Wildes. 
— Nr. 190. der Druckſachen. — 


L 


v. Schvening und Genoffen. Das Haus der Abgeord» 
neten wolle beichließen: 

1) in$. 1. Nr. 10. vor Schnepfen einzuichalten „Trappen“ ; 

2) in $. 5. zwiſchen 10. und 11. einzuihalten: 

„il, für eine Trappe 3 Rthlr.“ 

3) Für den Fall der Annahme des Antrages Virchow 
Nr. 305. der Drudiahen sub 5. hinter Rebhühner 
einzujchalten: 

„infofern diejelben nicht zur Brut benugt werben.“ 


Berlin, den 2. Februar 1870. 


v. Schoening. Graf zu Eulenburg (Deutid»Erone). 

Stroſſer. Dr. Shulg (Memel). Koch. Körbin. 

Kleift von Bornftedt. v. Seydewitz. v. Gerlad. 

v. Waldam » Reipenftein. Rodewald. Honig. 
Freiberrr v. d. Ned. Winter. 


u 


Dr. Websky. Das Haus der Abgeordneten wolle bes 
ſchließen: 
in der vorletzten Zeile des $. 2. hinter „niemals“ bie 
Worte: 
„vor dem 15. Januar oder” 
und in der legten Zeile des $. 2. hinter „15. Auguft“ 
die Worte: 
„oder nad dem 15. September" 
einzujchieben. 


Berlin, den 2. Februar 1870. 


N 308. 


Saus der Abgeordneten. 
10. 2egislatur» Periode. 
II. Seffion 1869. 





Auf die Tages-Drdnung einer der nächften Plenar— 
figungen wird gelept werben: 


Miündlicher Bericht der Kommilfion für die Ge- 
ſchäftsordnung über die Frage: 

ob dur die Ernennung des Abgeordneten Dr. Schultz 

(Memel) zum Kreishbauptmann in Lehe, deflen Mandat 

als Abgeordneter als erloihen zu betrachten fei? 

Referent: Abgeordneter Dr. Müller (Hannover). 


Untrag der Rommiffion: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
das Mandat des Abgeordneten Dr. Schulg 
(Memel) für erlojhen zu erklären. 


Berlin, den 2. Februar 1870, 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
v. Forckenbeck. 


N 309. 


Berihterftatter: Saus der Abgeordneten. 
Abgeordneter Virchow. 10. 2egislatur» Periode. 
— — II Seſſion 1869. 
— r — 


Bericht 


der 


Kommiſſion zur Prüfung des Staatshaus— 
halts-Etats, betreffend den Rechenſchafts— 
bericht der Königlichen Staats-Regierung 
über die Ausführung des Geſetzes vom 
5. Februar 1869. (Druckſachen Nr. 88.) 


Das Geſetz vom 5. Februar 1869 (Gejeg-Sammlung 
S.305.), betreffend die Kortdauer des in dem Gejepe vom 
6. März 1868 (Gefeg-Sammlung ©. 221.) eröffneten Kre- 
dits von 5 Millionen Rthlen., hatte der Königlichen Staats« 
regierung die Ermächtigung ertheilt, die genannte Summe 
entweder durch Ausgabe verzinsliher Schapanweifungen, 
oder durch Begebung einer verzinslichen Staatsanleihe zu deden. 
Die gegenwärtige Lage ber Finanzen, welde eine Dedung 
der Schapanmweilungen durch laufende Einnahmen nit in 
Ausficht ftellte, veranlafte die Königlihe Staatsregierung, 
eine neue Staatsanleibe, verzinslih zu 4, pCt., zu bege 
ben. Der Erlös für diejelbe betrug 4,602,409 Rthlr. 5 Ser. 
Die Zinfen und Amortijationsbeträge jollen für 1869 als 
Etatsüberſchreitungen nachgewieſen werben; für 1870 find fie 
bereits durd das Staatshaushalts-Gejep feftgeltellt. 

Die unterzeichnete Kommiſſion findet in Beziehung auf 
diejes Verfahren nichts zu erinnern. 

Schon in dem vorjährigen Berichte (Druckſachen ber 
10. Legislatur II. Seſſion 1868, Nr. 170. ©. 4.) find die 
Bedenken, weldye eine weitere Ausgabe von Schapanweijungen 
hervorrufen würden, des Weiteren erörtert, und da bie for— 
melle Berechtigung der Königlichen Staatsregierung zur 
Pegebung einer neuen Anleihe — feſtſtand, ſo 
kann es nur gebilligt werden, daß ſie dieſen Weg zur Be— 
ſchaffung der Deckungsmittel für die ihrem Abſchluſſe ent— 
gegengehenden Ausgaben eingeſchlagen hat. 

Die weitere Rechenſchaft, welche die Königliche Staats— 
regierung nad der Vorſchrift des Geſetzes vom 5. Februar 
1869 in zwei Nachweiſen über die Einnahmen und Aus» 
gaben, welche durch den Krieg im Jahre 1866 entjtan- 
den find, ablegt, ergiebt, daß 

1) an Einnahmen vom 1. Dft. 1868 bis ult. Septbr. 
1869, einjhließlih der durch die neue Anleihe gewonnenen 
4,602,409 Rthlr. 5 Sgr. und einer durch nachträgliche 
Realifirung von 4'/, pCi. Staatsjchuldverjhreibungen aus 
dem40-Millionen Kredit erzielten Summe von 215,287 Rthlr. 
11 Spr. 3 Pf., im Ganzen eingegangen find 

4,821,200. 11. 1. 

2) an Ausgaben in derſelben Zeit 
geleiftet find -. - - 2 0.2 0. 

3) an Ausgabereften ult. September 
1869 nody vorhanden waren . . . 2,086,880. 29. 3, 

1 


7,835,018. 17. 2. 


Nah einer Seitens des Vertreters des Herrn Kriegd- 
Minifters, Wirklihen Geheimen Kriegsrathes Slogan über 


— gebenen und in der Anlage gedrudten Zufammenftellung 


find inzwiſchen auf leptere Summe ım Monat Oktober 
weiterhin verausgabt 
751,936. 22. 11. 


und an Vorſchüſſen geleiftet 1,013,976. 22. 8. 
zufammen 1,765,918. 15. 7. 


fo daß überbaupt nur noch eine Summe von 320,967 
Rıblm. 13 Sgr. 8 Pf. (davon fpeziell zur Verfügung des 
Kriegsminifters 278,758 Rihlr. 26 Spr. 8 Pf.) zur Ber- 
wendung bleibt. Nach der Berfiherung des Vertreters des 
Finanzminifters, Herrn Geheimen Ober-Finanzrathes Mölle, 
wird die Abwidelung des ganzen Geihäftes im laufenden 
Sabre erfolgen. 

Unter den in Nr. 1. der Ausgaben zujammengefaßten 
und in der nachſtehenden Spezial-Nahweilung meiter aus- 
einandergejepten Summen erregten nur einzelne bie Auf— 
merfjamfeit der Kommilfion. Die Reftzahlung von 382,773 
Rthlrn. bei dem Belleidungtitel (25—26.) wurde nicht bean 
ftandet, weil ſchon in den früheren Berhandlungen der Re» 
gierung zugeftanden war, außer den eigentlichen Retabliffe- 
mentskoften auh eine Summe von 3,660,245 Nthirn. auf 
bie Neuausrüftung der neu zu formirenden Truppenkörper 
u verwenden. Dagegen fand ed Bedenken, daß bei den 

iteln 37. (#eldequipage), 50—53. (Artillerie und Waffen- 
weien), 54—55. (Feſtungsbauweſen) nicht nur jehr beträdht- 
lihe Summen erft im Fahre 1869 theils definitiv, theils 
vorſchußweiſe verausgabt, jondern aud erhebliche Beftände 
(bei Tit. 37. 82,965 Mtblr., bei Tit. 50-53, 178,729 
Rıblr., bei Tit. 54—55. 10,000 Rtblr.) noch zu weiteren 
Ausgaben disponibel gehalten find. Die gegebene Auskunft, 
daß es ſich bier um noch fortgebente Beihaffung von Pro— 
viant-e und Kranfenwagen, von Waffen und Kriegamunition, 
um Feftungs-Armirungen, Telegrapben- und Brüden-Reta- 
blifjements handle, wurde von einzelnen Mitgliedern als 
ungenügend bezeichnet. Nachdem eine jo lange Zeit nad 
dem Kriege vergangen ſei und die Negierung ji gewiß fe 
ſchnell als möglid wieder friegsbereit gemacht habe, könne 
doch wohl kaum noch davon die Rede jein, daß alle Diele 
Anihaffungen nur einen Erſatz des im Kriege verloren ge 
gangenen und beihädigten Materials bezwedten. Offenbar 
made man allerlei neue Verſuche und Studien, und dieſe 
zu tragen, fei Sache des Norbdeutihen Bundes. Die 
Herren Regierungd » Kommiffarien beriefen ſich ibrerjeits 
darauf, daß es unmöglich geweſen fei, gleih nad dem 
Kriege genau zu überſehen, was Alles erforderlich fei; Die 
früheren Anfäge feien daher zum Theil willfürlid gegriffen 
gewefen und würden dur das wirkliche Bedürfnif über 
holt. Nichtödeftoweniger babe man fi ftreng innerhalb 
der gegebenen Grmädtigung gehalten. Die Kommilfion 
mußte dies nach Bergleihung der älteren Anjäpe aner- 
fennen. 

Die Nr. 2—15. in der von der Regierung vorgeleg« 
ten Ausgabe-Nahmeifung B. fallen unter die Verwaltung 
bes Finanzminiftere. Es findet ih darunter nur ein Poften, 
Nr. 12. Vergütung für Kriegsihäden, bei welchem noch ein 
Ausgabereft von 42,208 Rthlr. 17 Sgr. ausgeworfen ift. 
Der Herr Regierungs-Rommiffar erflärte, daß dieſer Poſten 
nur ein nachrichtlicher jet, da urſprünglich 200,000 Rthlr. 
angelegt, jedoh nur 157,791 Rihlr. 13 Sgr. wirklid ge— 
währt worden feien; weitere Bewilligungen ftänden zur Zeit 
nit in Ausfiht. In den Rehnungen über den Staates 
haushalt werde daher ein Soll nicht vorgetragen, vielmehr 
weile man darin alle durch den Krieg veranlaßten Ausgaben 
als Mehrausgaben nad. Indeß ſei das Entihädigungs- 
verfahren nicht ala vollftändig abgeichloffen anzujehen und 
daher hier noch ein Beftand refervirt, der jedod in Feiner 
Weile zu Ausgaben des Kriegäminifteriums herangezogen 
werben dürfe. Dagegen ſei es es wahrſcheinlich, daß noch 
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weitere Zahlungen für Kriegsleiftungen würden erfolgen 
müſſen. Jedoch handle es fid) auch bier nur noh um Be» 
friedigung folder Ansprüche, melde vor Ablauf der geftell- 
ten Präflufiofrift bei den betreffenden Behörden zur Ver— 
gütung angemeldet worden und bis jept wegen gänzlidhen 
Fehlens oder Mangelhaftigkeit der Beläge nicht zur Er— 
ledigung gefommen jeien. Urfprünglich ſeien dieje Anſprüche 
auf 6,000,000 Rtihlr. veranichlagt worden, jedoch jei dieſe 
Summe durd die Zahlungen bis ult. September 1869 um 
136,115 Rtbr. 25 Sar. 8 Pf. überichritten worben. 

Die übrigen Pofitionen, bei denen im Jahre 1869 
neue Ausgaben bervorgetreten find, haben feine Bedeutung. 
Die bei Nr. 13. verrechnete Summe von 618 Rthlr. 
22 Sgr. ift im Oftober 1868 an bie damalige Schleswig» 
Holfteiniihe Hauptkaffe zu Rendsburg, bei welder die für 
die Bundeserefution von 1863 zu viel gezahlte Summe 
als Vorſchuß geführt wurde, gezahlt worden. 

Gegenüber einer Gejammt-Einnahme von 

150,889,664 Rihlr. 21 Sr. 5 Pf. 
ergiebt ſich demnach, ein- 
ſchließlich der angeführten 
Ausgabereſte, eine Gefammt- 
Ausgabe von . . .„ . 150,884,231 „ 18, 5, 
fo daß nod 5,433 Kthlr. 3 Sgr. 
als disponibel anzujeben find, 

Obwohl nad dieſer Darlegung ein nicht ganz uner- 
beblicher Theil von Ausgaben in das Jahr 1870 übergeht, 
jo ift die Kommilfion dod der Anfiht, daß es genügen 
werde, wenn dem Landtage bei der Aufitellung der Etats« 
überichreitungen außer dem gewöhnlichen Nachweiſe der ge« 
ſchehenen Berausgabung eine befondere Schlußzufammen- 
ftellung über das geſammte Geſchäft mitgetheilt werde. Das 
gegen bedarf es einer weiteren Verlängerung des Kredites im 
Wege der Gefepgebung nicht mehr, nachdem die erforberli« 
* Mittel durch die Anleihe definitiv beſchafft worden 
ind. 

Die unterzeichnete Kommilfion empfiehlt daher, im Ein- 
verftändniffe mit der Königlihen Staatsregierung: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, zu er« 

flären: 

1) ber in dem Gejepe vom 5. Februar 1869 enthal« 
tene Vorbehalt der Rechenſchaftslegung Seitens der 
Königlihen Staatsregierung ift durch die Darle— 
gung vom 2. November 1869 (Drudjaden Nr. 88.) 
erledigt, 

2) die weitere Prüfung derjenigen außerordentlichen 
Ausgaben, melde dur den Krieg von 1866 ver« 
anlaßt worden find, bleibt vorbehalten, bis Die 
Nahweifung der Etatsüberjchreitungen und die all» 
gemeine Rechnung der betreffenden Sabre bem 
Landtage vorgelegt worden, 


Berlin, den 29. Januar 1870, 


Die Kommiffion zur Prüfung des 
Staatshaushalts-⸗Etats. 


v. Bennigſen (Vorfigender). Dr, Virchow (Be— 

richterftatter). Herbertz. Lasker. Hoverbeck. 

FKiotz (Berlin). Dr. Lutteroth. Dr. Websfy. 

v. Wedell. Graf v. Hagen. Adickes. Dr. Weber 

(Erfurt). Thilo. Dr. lafer. v. Brauchitfch 

(Flatow). ©. Brauchitfch (Eibing). Hagen (Öörlip). 
v. Kardorff. Munge. 


A 309. 5 


Anlage. 


Nachweifung 


den Ausgaben des SKriegskoften- Neftenfonds 
excl. 1866 für 1869. 


mean dlärcer 





Etats⸗ 
titel. 


27/32. 


38. 


50/53. 


54/55. 


Bezeichnung des Titels, 


General-Militair- Kaffe - 
Intendanturen 
Geiftlichkeit . 

Zuftiz- Verwaltung 
Generalftab 

Adjutantur . 
Geldverpflegung 
Ertraordinaire Gehälter . 


NaturaleBerpflegung . 


Belleidung . 


Garnifon«-Berwaltung 


Krankenpflege . 


Feldequipage 


Erſatz⸗ und Reſerve-Mannſchaften 
Vorſpann- und Transportkoſten 


Artillerie- und Waffen-Weſen. 


Feſtungs-Bau⸗Weſen. 


Latus 


Vorſchüſſe 
beſtehen 





Im Jahre 1869 ſind zur Ver— 
rechnung gelangt 
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ad Tit. 4—6. Remunerationen für die zur Rechnungs-Abwickelung engagirten Hülfsarbeiter; yierzu 
| find auch die noch disponiblen Neftbeträge erforderlich. 
1878 13 — 


ad Tit. 7—10, 15/16. 20/21. 
Durch Monita der Ober-Rechnungs-Kammer veranlaßte Nachtragezahlungen und Umbuchungen 
bierher geböriger, an anderen Stellen verrechneter Aufgaben. 


ad Tit. 23/24. Die Ausgaben find Vergütungen für Truppens Verpflegung durch Kommunen reip. 
Viktualien-Lieferungen durdy Entrepreneurs und KriegabädereisKoften, worüber die Liquidationen 
theils veripätet eingingen, tbeild wegen erforderlicher Ergänzungen der Juſtifikatorien nicht früher 
anweilungsfäbig waren. Die definitive Verrehnung der VBorfhußzahlungen ift noch theilweiſe 
von dem Ausgange von Nechtsftreiten, theils von Ergänzung der Juftififatorien abhängig. 


ad Tit. 25/26. Neftzahlungen für die zum Befleidungs-Retabliffement erforderlich gewejenen Tuche. 


ad Tit. 27/82. MNeftbetrag der Koften der dur den Krieg bedingten Unterfunfts-Einrihtungen für 
Kriegsbeſatzungen und Kriegegefangene, deren Anweilung durch Revifions» Notaten verzögert iſt. 


ad Tit. 34/35. Lazaretbfoften, die wegen Mangelbaftigfeit der Liquidationen und Juftififatorien — 
namentlich in Langenſalza — wo einzelne Quartierwirthe und der Magiftrat bei der Verpfle— 
gung betbeiligt waren — nicht früher ordnungsgemäß zur Anweilung gelangen Fonnten. 


ad Tit. 37. Die Ausgaben befteben in Koften des Erjages der im Kriege unbraudhbar gewortenen 
Proviantwagen und anderer Keldfahrzeuge, deren Anfertigung fid) wegen gleichzeitiger Konftrufs 
tiondeVerbefferungen und dadurch bedingter Verſuche verzögerte. Zu gleihem Zwecke find aud 
nod die disponiblen Reſtbeträge erforderlih, und find die Vorſchüſſe Abjchlagszahlungen. 
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ad Tit. 38. Nachträglich zur Liquidation gefommene Koften eines Rejeroe-Transports, deffen Führer 
im Kriege blieb, wodurd die Beihaffung der Suftififatorien erſchwert wurde. 
Berner durch Monita der Ober-Rechnungs-Kammer veranlaßte Nachtragszahlungen. 


ad Tit. 43. BVorjpanns Vergütungen und Eijenhahntransportfoften, welche erft jept durch Ergänzung 
der mangelhaften Juftififatorien anweilungsfähig wurden. Aud bei den noch im Vorſchuß 
ftehenden gleihartigen Koften ſchweben noch Verhandlungen über orduungsmäßige Belegung. 


ad Tit. 50—53. Die Kompletirung der durd den Krieg abforbirten Waffen und Munitions- Bor: 
räthe, wofür die verrechneten Ausgaben geleiftet und die noch bisponiblen Beträge. beftimmt 
find, konnte nicht Schneller bewirkt werden, weil die Waffen-Fabrifation von der Leiftungsfähig- 
feit der dafür vorhandenen Gtabliffements abhängig ift, audy die zeitraubende Anfertigung der 
Kriegs-Munition neben dem laufenden Bedarf dur die Arbeitäfräfte der Truppen noch nicht 
vollftändia bewirkt werden fonnte. 
Die Borfhüffe find Abihlagszahlungen auf Waffen- und Munitionsskieferungen. 


178,720 9 6 


10,000 —|— 


771,388 29] 6 


ad zit. 54—55. Die verrechneten Ausgaben reſp. Vorſchüſſe find einestheild Koften des Retabliſſe— 
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ments des Feld⸗-Telegraphen- reir. Brüdenmaterials, welches durch Konſtruktions-Verbeſſerungen 
der neu zu beichaffenden Gegenftände verzögert wurde, anderntheils ſolche durch Feſtungs -Armi— 
rungen verurſachte Ausgaben, worüber die Verhandlungen nicht früher zum Abſchluß gelangten. 
Der Reftbetrag ift Gegenftand eines Rechtsftreites. 


436927, 2] ad Tit. 62. Die Ausgaben find geleiftet für Ergänzung der im Kriege beihädigten reip. verloren 
negangenen Karten-Borräthe, deren Herftelung zeitraubend war, ferner Unterhaltungsfoften für 
KriegPgefangene, worüber die Liquidationen verfoätet eingingen und erft nad Erledigung von 
Reviſions-Notaten anweilungsfähig wurden, endlih Verluft-Entihädigungen, deren Konſtatirung 
noch zeitraubende Recherchen erforderte. 
Gleicher Art find aud die bisher noch nicht liquiden Vorſchüſſe und die nod aus den dis— 
ponibeln Reftbeftänden zu leiftenden Ausgaben. 
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Berichterſtatter: Saus der oröneten. 
Abgeordneter Richter 10. &egitlatut» Periode. 

(Königsberg). III. Seffion 1869. 

— — — — — 


Bericht 


bet 


Kommilfion für Finanzen und Zölle 
über 


Die Petitionen 
Fournal IL. Nr, 666,, 667., 668., 669., 670., 671., 672, 


Die Klaffenfteuer-Einfhäpungs-Kommilfion zu Guſow 
im Lebuſer Kreife, Negierungs- Bezirk Frankfurt a. d. Oder, 
beftehend aus dem Schmiebemeifter F. Chriftoph, Gottlieb 
Höhne und W. Seefeld, führt beim Königlichen Finanz. 
Minifterium darüber Beihwerbe, daß von ben Einfhäpungen, 
welhe fie als neugewählte Kommilfion pro 1869 zum 
erften Male — hätte, nur ſolche, welche eine 
Steuererhöhung begründeten, nicht auch ſolche, melde eine 
Ermäßigung bdarftellten, berüdfidhtigt worben ſeien. Gie 
erflärt ſich dies aus einem parteiiſchen Berbalten bes 
Schulzen Unverdruß zu Gufow und bes Landraths von 
ber Marmwip. 

Es fei nämlich ihre Wahl zu Einfhäpungs- Mitgliedern 
erfolgt auf Grund eines bie Neuwahl beantragenden Ge 
meinbebeichluffes. Diefen Beſchluß habe der Schulze zuerft 
nit ausführen wollen; eine bei ber Regierung zu Frankfurt 
a. d. Oder erhobene Beſchwerde habe die Leptere dann ver» 
anlaft, die Neuwahl anzuorbnen. Als dann von ihnen, ber 
hr Ya Kommilfion, die neue Lifte aufgeftellt worden 
ſei, Ai e ber Edulze u. A. ben Gemeindemitgliedern 
Ghriftian Hoffmann, Gottlieb Perlberg und Gottlieb Fiddile 
biefelbe mit dem Bemerfen gezeigt, bie neue Kommifſion 
babe das Dorf Guſow um fo und fo viel höher a rg 
Die höher Eingefhäpgten würben ftehen bleiben, bie Er- 
mäßigten gleihwohl zu dem alten Sape herangezogen wer« 
den. Gegen denſelben Schulzen jeien un. wegen feiner 
Eigemmädhtigfeiten in ber Kommunal-Berwaltung Beſchwer⸗ 
ben bei ber Regierung zu Frankfurt a. d. Ober erhoben 
worben. Den Unterzeichnern der Beſchwerden habe dann 
der Schulze mit Klaffenfteuer-Grhöhung gedroht. 

Als nun die drei vorgenannten Perfonen zur Berhands 
lung über eine folde gegen den Schulzen vorgebradhte Bes 
Ihwerde in Kommunal-Angelegenheiten am 10. März 1868 
auf dem Landrathsamte zu Seelow erſchienen jeien, babe 
ber Sandrath fie alio angefahren: Ihr habt wohl weis 
ter nichts zu thun, als die Behörde mit Schrei: 
bereien zu beläftigen, ich werde u noch zur 
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— — anhalten, und werde Euch in 
der Klaſſenſteuer erhöhen. Die Parteilichkeit auch des 
Schulzen Unverdruß erhelle aus einem andere Vorgange. 
Auf eine bei ihm von dem Kunſtgärtner Scharrand erhobene 
Beſchwerde, daß er höher als der frühere Kunftgärtner, 
Namens Altmann, befteuert worden, babe der Schulze er- 
wibert: Lepterer fei von ibm in der Steuer berunter- 
gebracht, weil er ihn in feinem Materialtvaas 
rengeſchäft in Nahrung gefett babe. 

Dieje Beihwerden haben die Petenten auch bei dem 
Kinanz- Minifterium in einer Eingabe vorgetragen. Es fei 
ihnen barauf aber nur ein Beſcheid durch ben in Rebe fte- 
benden Schulzen ertheilt worden. In dieſem Beſcheide ſei 
ihrer Beihwerde über die Parteilichfeit des Schulzen und 
bes Landraths feine Erwähnung gethan, aud hätten bie 
von ihnen unterftügten Klaffenfteuer» Nellamationen feine 
Berüdfihtigung gefunden. Formell fei es ungebörig, führen 
Petenten aus, daß man ihnen nur einen mündlichen 
Befcheid und zwar durch denfelben Schulzen 
babe ertbeilen laffen, gegen den ihre Be: 
fchwerde gerichtet fei. In Bezug auf die Richtig. 
feit ihrer Einihägungen verweilen Petenten auf die An- 
gaben in.den Petitionen ber Koffäthen Chriſtoph Kaul, 
Guſtav Biihoff, Ferdinand Riedel, des Kleinthauers Karl 
Glanz, und des Büdners Ferdinand Ghriftoph als der— 
jenigen Berfonen, welde gegen ihre Ginihägungen in ber 
Steuer nit ermäßigt worben feien: Petenten behaupten, 
daß fi durd die Drohungen des Schulzen und des Land» 
raths mit Klaffenfteuererböhungen, gegen welde bie Ein» 
ihäpungs- Kommilfion die Steuerpflihtigen nicht ſchützen 
fünne, eine gewiſſe Furcht in der Gemeinde verbreitet habe. 
Petenten beantragen eine Unterfuhung ber von ihnen gegen 
den Schulzen und Landrath vorgebradten Thatjachen. 

Petenten glauben, daß in anderen Gemeinden, nament« 
lich in den Gemeinden Friedersdorf, wo der Landrath wohne, 
jehr ungenügende Einſchätzungen ftattfinden., Sie beantragen 
Aenderungen der Gejepgebung dahin, daß bei Revifion der 
Steuerrollen und Begutachtung der Reklamationen anftatt 
der von der Gutsherrichaft gewählten Schulzen und Ges 
richtämänner abwechſelnd Mitglieder der Einihäpungs- Kom» 
miffionen aus verihiedenen Gemeinden zugezogen würden 
und daf die Entiheidung bierbei, an Stelle des Landraths 
und der Regierung, gewählten Bezirfsfommilfionen obliege. 

Die in vorliegender Petition angezogenen Petitionen 
der Koſſäthen Chriftoph Kaul, Guſtav Biſchoff, Ferdinand 
Riedel, des Kleinthümers Karl Glanz, des Bübners 
Ferdinand Ghriftopb und des Bübnerd Karl Kranz aus 
Guſow beſchloß die Kommilfton in der Beratbung mit ber 
vorerwähnten Petition der Einfhäpungs-Kommilfion von 
Guſow zu verbinden. 

Die genanuten Petitionen beantragen die Herabjepung 
der Klafjenfteuer .auf denjenigen Sag, melden die Ein» 
Ihägungs-Kommilfion zu Guſow für angemefjen erflärt bat, 
Die Rellamationen der Petenten haben im georbneten In— 
ftanzenzuge feine Berüdfihtigung gefunden. Insbeſondere 
enthalten dieje Petitionen Folgendes: 

1) Ehriftopp Kaul beantragt Ermäßigung feines 
Steuerjages von 1 Rthlr. auf 20 Sgr. Derſelbe fteuerte 
nad feinen Angaben 1867 15 Sgr., 1868 20 Ser. und 
wurde pro 1869 entgegen dem Gutachten der Einfhäpungs- 
Kommilfion auf einen Steuerfag von 1 Rtblr. erhöht. 

Petent befigt 391/, Morgen Land nah Angabe ber 
Behörden im Werthe von 7000 Rthlr. Darauf laftet ein 
Altentheil von 80 Rthlr. Kaul gebörte zu den angeblid 
vom Landrathe v. d. Marwig mit Klafjenftener-Erhöhung 
bedrohten Perfonen. 

2) Guſtav Biſchoff befigt 1111, Morgen Land. mitt 
ferer Güte im Werthe von 17,000 Rthlr., worauf nad 
feinen. Angaben- 10,000 Rthlr Edulden und zwei Alten- 
theile von 90 und 80 Rthlr. laften. Er beantwagt, feinen 
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Steuerfap von 1 Rihle. 10 Sgr. auf 1 Rthlr. zu er 
mäßigen. 

3) Der Koffäth Ferdinand Riedel beantragt, feinen 
Steuerlap von 20 Sgr. auf 15 Sgr. zu ermäßigen. Der 
jelbe befigt 38°, Morgen Brudader mittlerer Qualität 
nad Angabe der Behörden im Werthe von 6500 Rthlr., 
worauf ein Ausgedinge von 150 Rthlr. und nad Angabe 
des Petenten eine Kapitalihuld von 1700 Rthlr. rubt. 

4) Der Kleintbauer Karl Glanz beantragt, feinen 
Steuerfag von 15 Sgr. auf 10 Sgr. zu ermäßigen. Ders 
jelbe befipt 34 Morgen Land, worauf nad feiner Angabe 
. 2000 Rthlr. Schulden ruhen und zwei Altentheile à 90 
A Petent hat 8 Kinder, wovon das äÄltefte 12 Jahre 
zählt. 

Petent ift mit feiner Rellamation abgewielen wore 
den, weil er die erwähnten Schulden nicht nachzumeilen vermöge. 

5) Der Büdner Karl Kranz beantragt jeinen Steuer 
jap von 71, Sgr. auf 5 Sgr. zu ermäßigen. Petent be» 
fipt 12 Morgen Land, worauf 300 Rihlr. Schulden ruhen. 
Er bat fieben Kinder, von denen das ältefte 20 Zahre alt 
das jüngfte 4 Jahre ift, und von denen 4 die Schule be» 
ſuchen. Petent beftreitet, daß er die Schuhmacherprofeſſion 
betreibe, wie dies die Reklamationsbeſcheide angeben. 

6) Der Schmiedemeifter F. Chriſtoph beantragt Er 
mäßigung feines Steuerfaget vom 12"/, Sgr. auf 7'/, Sgr. 
Derjelbe befigt 1%, Morgen Gartenland, bezieht einen 
Miethsertrag. von 36 Rthlr., arbeitet mit einem Geſellen 
und hält Senjen zum Berfauf vorräthig. Wie er angiebt, 
ift leptered nur in den Monaten Mat bis Juli der Fall. 
Petent bat 6 Kinder im Alter von 11 bis 2 Jahren. Per 
tent behauptet, früher nur mit 7/, Sgr. befteuert zu fein, 
obwohl jeitdem ftatt zwei Schmiedemeifter deren drei im 
Drte fi etablirt hätten und der Verbienft fi) verringert 
babe. Die beiden andern Schmiede bezahlen nad feiner 
Angabe nur 5 Sgr. sKlaffenfteuer. Petent hat als Mit: 
glied der Einſchätzungs-Kommiſſion zu Guſow aud die Ein» 
gangs erwähnte Petition unterzeichnet. Im feiner abſchrift- 
lich beigelegten Eingabe an das Rinanz-Minifterium er 
wähnt er auch die in der erfteren Petition behaupteten That» 
ſachen, welche die parteilihe Einſchätzung bes Schulzen und 
Landraths darthun follen. Zugleich werben dieſe Angaben 
noch durch folgende Behauptungen ergänzt. Bier Wochen, 
nachdem der Landratb von der Marwiß jene 
Drohung mit Klaffeniteuer-Erböhung gegen ibn 
und 6 andere ae aus 444 babe, 
feien fie am 6. April 1868 auf landrätblichen 
Befehl vor den Schuljen geladen worden. Dort 
hätten fie ze, angeblich zu niedriger Veran: 
lagung über ihre Vermögensverhältniffe Aus: 
Funft geben müſſen. Es habe dann die Einſchätzungs— 
fommilfion ihre Steuerſätze nochmals begutachten müffen, 
wobei diejelbe nicht vermocht babe, eine Steuerböbung der 
Petenten als gerechtfertigt anzuerkennen. Gegen die Unpar- 
teilichfeit des Schulzen Unverdruß macht Petent noch geltend, 
wie er früher nl he einmal vorgehalten habe, daß er 
von feinem Einfommen von 6— 700 Rthlr. nur einen Steuere 
fa von 10 Sgr. zahle, da babe derfelbe erwidert: Wenn 
Sie fo fprechen, denn Foftet es mich nur einen 
—— rutſch ſind ſie ein Paar Groſchen 


er. 

Die Kommiſſion erachtete zunächſt die Beſchwerden der 
Petenten über den ihnen auferlegten Steuerſatz durch die 
von denſelben über ihre Einkommensverhältniſſe gemachten 
Mittheilungen nicht für ausreichend begründet, und beſchloß 
daher, über die darauf bezüglichen Anträge der Petenten 
den Uebergang zur einfachen Tagesordnung zu empfehlen. 

Einer näheren Erörterung unterlagen dagegen die Bes 
ſchwerden der Einihäpungsfommilfion zu Guſow und bed 
Scmiebemeifters Ghriftopt über das Verhalten des Land» 
raths von der Marwip und des Schulzen Unverbruß bei 
der Einihäpgung. Der Herr Regierungt-Kommiffarius Ge 
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heimer Ober⸗Finanz ⸗Rath Sentrup machte zunächſt geltend, 
daß in dieſer Beziebun der Inftanzenzug von dem Petenten 
noch nicht erihöpft fe. Die Einihäpungs- Kommilfion 
babe fi mit Uebergehung ber Regierung zu Frankfurt an 
der Oder direft an das Finanz Minifterium gewandt. Bom 
Finanz-Minifterium fei diefe Beſchwerde zur reffortmäßigen 
Erledigung an bie Regierung zu Frankfurt an der Ober 
abgegeben worden. Es müfje nun ben Petenten überlaffen 
werden, ſich nohmald an das Binanz«- Minifterium zu 
wenden. Diejer Anfiht wurde von einem Mitgliebe ber 
Kommilfion beigetreten und darnach der Antrag geftellt, 
die Petenten in Betreff dieſes Theils ihrer Beicdhwer- 
den wegen nicht erichöpften Inftangenzuges abzuweifen. 
Dagegen wurde von anderer Geite Folgendes aud« 
geführt: Die Petitionen feien nicht nad ihren einzelnen 
Fournalnummern getrennt, ſondern als auf bafjelbe Funda- 
ment, die Behauptung einer parteiiihen Einſchätzung, fi 
ftüpend, gemeinſchaftlich zu behandeln. Wenn auch bie 
Petition der Einfhäpungsfommilfion noch nit dem Finanz» 
minifterium zur reffortmäßigen Entſcheidung vorgelegen 
hätte, fo fei Lied doch bei dem übrigen Petitionen der Kal 
geweien und febrten die Beichwerben der Einfhäpungstom- 
in aud in ber Petition des Schmiedemeiſters Chriſtoph 
wieder. Die Kommilfion jei daher vollftändig in der Lage, 
auf die Beichwerben gegen ben Landrath von ber Marwig 
und ben Schulzen Unverbruß materiell näher einzugehen. 
Das Haus ber Abgeordneten babe bei den großen 
Machtbefugniffen der Landräthe und bei dem ge— 
ringen Schutz, welchen die Steuerpflihtigen gegen 
eine parteiilhe Einſchätzung zu ben bireften 
Steuern in ben beftebenden gejepliden Inſtitu— 
tionen fänden, eine beſondere Berpflidtung, Be- 
ihwerben, welde auf bie Einmifhung ungehöriger 
Motive in die Steuereinfhäpung hindeuteten, 
Aufmerffamkeit zu ſchenken. 


Nun behaupteten Petenten, der Landrath von der Mar- 
wig babe ihnen am 10. März 1868 gedroht, ihre Be— 
Ihwerbeführung über den Schulzen Unverdruß mit einer 
Klaffenfteuererböhung zu ahnden. Unmittelbar darauf feien 
aud nad) Angabe des Echmiebemeiftere Chriftopb die Per 
tenten vom 6. April vor den Schulgen Unverbruß zu einer 
Verhandlung über ihre Vermögens Berhältniffe vorgeladen 
worden und jei dann bei der nächſten Einſchätzung die Grböhung 
erfolgt. Bon dem Schulzen Unverdruß behaupteten bie 
Petenten, daß er mehrfach Aeußerungen gethban habe, wo» 
nah ſich ſchließen laſſe, daß er feinen Einfluß bei der 
Steuereinfhäpung nah Privatrüdfichten geltend made. 
Wenn diefe Behauptungen der Petenten ha als ar 
berausftellen jollten, fo verdiene das Verhalten des Lan 
raths von der Murwip und des Schulzen Unverdruß eine 
ernjte Ahndung. Es empfehle fih daher, die Petitionen 
ber Staatd » Regierung zur Unterjuhung ber gegen bas 
Verhalten der beiden leptgenannten Perfonen erhobenen 
Beihwerben zu überweilen. Bon anderer Seite wurbe 
bervorgeboben, wie die Petitionen aud viel berudfihtigungs- 
werthes Material für eine Revifion der Klaffenfteuer-Bejep- 
gebung enthielten, insbefondere was die Zuſammenſetzung 
und Befugniffe der Einfhäpungs- und Reflamationd-Som- 
milfion anbetreffe. Bon dieſen Gefihtspunften aus wurde 
in der Kommilfion der Antrag geftellt: 


Das Haus der Abgeorbneten wolle beſchließen, 

bie in Rebe ftehenden Petitionen ber Königlichen 
Staatd-Regierung zur Unterfuhung der gegen ben 
Landratb und den Orteſchulzen vorgebrachten Bes 
Ihwerben und zur Berüdfihtigung ber Anträge 
auf Nevifion der Gejepgebung über die Klaffen- 
fteuer zu überweifen, Dagegen über bie Anträge 
der Petenten, ſoweit fie auf Ermäßigung ber 
Klaffenftener-Einihäpung gerichtet find, zur Tages⸗ 
ordnung überzugeben. 
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Diefer Antrag wurde von der Kommilfion mit 9 gegen 
2 Stimmen angenommen, nachdem der oben erwähnte Ans 
trag, über die Petitionen auch wegen nicht erihöpften In— 
ftanzenzuges zur Tagesordnung überzugeben, mit 2 gegen 
9 Stimmen abgelehnt worden war. 


Berlin, den 29. Januar 1870, 


Die Kommiffion für Finanzen und Zölle. 


v.Bonin (Gentbin), Vorfipender. Michter (Königsberg), 
Berichterftatter. Miquel. v. Saldern. WUgricola. 
Dr. 2orenten. Dr. Eichmann. Schubarth. 
Soene. Freiherr v. Maſſenbach. v. Bredow. 
Dunder. Dr. Glafer. v. Benda. Dr. Faucher. 
Dr. Loewe. een 
t D. 
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Haus der Übgeordneten. 
10. 2egislatur» Periode. 
III. Seffon 1869. 





Auf die Tages » Drönung einer der näditen Plenare 
Sigpungen wirb gelegt werben: 


Schlußberatbung über den Antrag der Abgeordneten 

Dr. Braun (Wiesbaden) und Genojjen: 

Die Königlihe Staats-Regierung aufzufordern, 
über die von ihr beabfichtigten Veränderungen der 
Einrihtung und Dotirung des evangeliihen Pre- 
diger-Seminars in Herborn, Regierungs » Bezirks 
Wiesbaden, dem Landtag einen Befepentwurf zur 
verfaffungemäßigen Zuftimmung vorzulegen. (Nr. 
186. der Drudjaden.) 

Referenten: "bgeordnete Lent und Graf zu Eulen« 

burg (Deutidh-Erone). 


Antrag der Neferenten: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

in Erwägung, daß die Ginrihtung und Dotirung des 
evangeliihen Prediger: Seminars zu Herborn, ſo— 
weit fie auf Gejepen beruht, nur auf dem Wege 
der Gefepgebung abgeändert werben fann, 

in Erwägung, daß nit anzunehmen ift, die König» 

liche Staatd-Negierung werde auf einem andern, 

ald dieſem Wege Einrichtungen treffen, welche mit 

den gejeglichen Grundlagen des Seminars in Wider: 

ſpruch ftehen, 

Erwägung, daß der Zwed des vorliegenden An- 

trages, fofern er auf eine vorforglide Rechtsver— 

wahrung gerichtet ift, durch die Erörterung deffel- 

ben für erreicht zu erachten ift, 

über den Antrag der Abgeordneten Braun (Wiesbaden) 

und Genoffen (Nr. 186. der Drudiahen) zur Tages» Orb» 

nung überzugeben. 


Berlin, den 3. Februar 1870, 


u 


_ 


Der Präfident des Hauſes der Abgeordneten 
v. Forckenbeck. 
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Bericterftatter: Haus der Übgeordneten. 
Abgeordneter v. Zafrzewäfi. 10. Legislatur» Periode. 
— — III. Seſſion 1869. 


Fünfter Bericht 


ber 
Kommiſſion für die Agrar Berhältuiffe 
über 


Petitionen. 


Die Intereffenten und Ortevorftände der nachbenannten Zournal II. Nr. 533, 
10 Gemeinden des unteren Theileds vom Nieder-Dberbrud, 
Dperberg, Balfenberg, Nieder: Finow, Liepe, Bralitz, Alt 
liegen, Stolpe, Stolgenhagen, Hohenſaathen, Hohenwiepen, 
baben jhon im vorigen Jahre in einer an das Abgeord» 
netenbaus gerichteten Petition Beſchwerde darüber geführt, 
daß in den legten Jahren hauptſächlich deshalb die Gegend 
von ſchweren Mißernten betroffen fei, weil ihre Grundftüde 
nicht redhtzeitig vom Waſſer befreit wurden. Die Petition 
wurde auch in der vorjährigen Agrar: Kommilfion verhan— 
delt, blieb aber wegen Schluß der Seſſion in pleno des 
Haufes unerledigt. Die Petenten reihen nun wiederum 
diejelbe an das Abgeordnetenhaus ein, und zwar verjtärkt 
durch den Beitritt der Gemeinden Lunow, Neu» Gliepen, 
Gabow, Broichsdorf, jo daß nunmehr die Petition von 
14 Gemeinden mit nahe an vierhundert Unterfchriften her— 
rührt. — Die BVerhältnifje, um deren Bejeitigung die Pe— 
tenten das Abgeordnetenhaus bitten, find folgende: 

Sn den 50er Jahren find obenbenannte Gemeinden 
mit eiwa 20,000 Morgen Brudland ihrer Fluren in den 
Kreis der Dder- Berwallung gezogen und dadurch ber 
befjeren Kultur erihloffen. Die Entwällerung des ge 
jammten Gebietes wird bauptiädlih durch einen Abzugs- 
Kanal vermittelt, der oberhalb Schwedt in den Haupt- 
Oderſtrom mündet. Diele Anlage entſprach bis zum Sabre 
1866 in ihren Wirkungen vollftändig den Erwartungen, 
indem fie im Herbft und Winter Schuß gegen gänzliche 
Ueberihwemmung gewährte und in Folge Dderjelben der 
Frübjahrse- und Sommer» Wafferftand 3—4 Fuß niedriger 
als früher war. Mit dem Ende des Jahres 1866 verlagte 
jedoch die Anlıge nach Angabe der Petenten im Welentlichen 
ihre Dienfte, und es wurden dadurch Uebelftände berbei« 
geführt, welhe in der Petition ausführlich geſchildert 
werben. 

„Es entftand im Winter 1866 — 67 eine allgemeine 
große Ueberflutbung unferer Brudgrundftüde, die ih vom 
Anfang des Sahres 1867 an durch das ganze Brübjahr 
hindurch bis tief in den Sommer hinein erftredte. Ja, 
tropdem das Wafler in dem Haupt» Obderftrom nur niedrig 
ftand, war innerhalb ber Verwallung auf unſeren Bruch— 
Grundftücden das Waffer in der erften Hälfte Auguft noch 
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eirca 1 Fuß höher, als es nad ben Pegel» Beobachtungen 
in den Vorjahren durchſchnittlich der Fall geweien war. 

„Da jelbft die höchſten Bruch-Grundſtücke an einzelnen 
Stellen, die niedrigen aber faft gänzlid von Grund« und 
Standwafler jo angegriffen wurden, daß darauf nur wenig 
Getreide oder andere Feldfrüchte geerndtet werden konnten, 
jo mußten in jenem Sabre große Landflächen unbebaut lies 
gen bleiben und jelbft die am beften belegenen Wiefen konn» 
ten vor Mitte Auguft trop eines trefflihen Graswuchies 
nicht abgeheut werben, ba '# das Waffer no nicht voll» 
ftändig verlafjen hatte. — 

„Wahriheinlihb haben die Fluren tes unteren Obder- 
brucht jo mindeftens den britten Theil ihres ſonſtigen 
Erbtebetrages verloren und die Befiper einen Schaden er- 
litten, der nur nad Hunderttaufenden gezählt werden fann.* 

Für dieſe ſchweren Uebelftände und namentlich für den 
hohen Sommerwaflerftand hielten die Petenten zunächſt die 
Verwaltung des Nieder-Oder⸗Bruchs verantwortlich, da ſich 
berausgeftellt habe, daß die erforderlichen Befjerungs-, Bag- 
gerungd- und Ausfrautungs « Arbeiten in dem Hauptab» 
zugs-Kanale unterblieben ſeien. In Folge einer Beichwerde 
bat nun die Verwaltung des Nieder-Dder-Bruhs die Rei» 
nigung und Bertiefung des Hauptabzugs-Kanals bewirkt 
und es trat auch einige Beflerung der Zuftände ein. Leider 
ftellte fi jedoch heraus, daß dieje Arbeiten allein nicht ge— 
nügen, um bie frühere Entwäfferung vollftändig wieder her» 
zuftellen, daß vielmehr die Borflutb tes Hauptabzugs- Kar 
nals gelitten bat. Nah den von dem Deihhauptmann 
veranlaßten techniſchen Ermittlungen ergab fi, daß Sand- 
ablagerungen in der Oder am Ende bes Stolper Deiches 
bei Shmet ftattgefunden haben und indireft den Wafler- 
abfluß aus dem Hauptabzugs-Kanale hemmen. 

Da nun die Anordnung von Arbeiten zur Hebung 
dieſer Hemmniffe einer guten Entwäfferung außerhalb des 
Bereiches der Verwaltung bes Nieder-Oderbrucdes liege, 
glaubten die Petenteu ſich zunächſt an die Königliche Re- 
gierung zu Frankfurt a/D. und weiter der Reibe nah an 
das Minifterium für die landwirthſchaftlichen Angelegenbei- 
ten und an das Staatsminifterium wenden zu müfjen. Die 
Petenten wurden an höchſter Stelle im Allgemeinen nicht 
ungünftig, aber in Betreff der rechtlichen Verpflichtung bes 
Staats zur Abhülfe ablehnend beſchieden. Die Petenten 
baben fid num an das Abgeordnetenhaus gewandt, theils 
weil fie von ihm eine allgemeine Förderung der Sache er: 
warten, theild weil fie zu dieſen Zweden erheblihe Geld— 
mittel bewilligt zu ſehen wünfchen. Unter VBorlegung ihres 
Nothftandes, der Bebürftigkeit der meiften Intereffenten und 
namenılih auch des Umftandes, daß die Brucdäder bei der 
Grundfteuer als ertragsfiher mit veranlagt find, während 
fih nad Ablauf der zuläffigen 10jährigen Reflamationgfrift 
ihre Unficherbeit erft berausftellte, bitten dieſelben: 

„Das Hohe Haus der Abgeordneten möge die 
baldige Herftellung des früheren Zuftandes des Melio— 
rations-Werkes duch Bejeitigung der in der Oder vor 
unferem — beſtehenden Sandablagerungen, 

oder: 

„die Weiterführung des Entwäſſerungs-Kanals 
bis unterhalb der Verſandungen bei Schwedt, hochge— 
neigteft bei den hohen Staatsbehörben befürworten und 
eventuell die dazu erforderlichen Mittel bewilligen." — 
Auf diefe in der Petition enthaltene Darftellung der 

Verhältnifie wiederholten die anmefenden Herrn Kommiffarien 
de3 Königlichen Handels-Minifteriums und des Königlichen 
landwirthſchaftlichen Minifteriums zunächſt ibre ſchon im 
vorigen Jahre abgegebene Erflärung: 

„Das Gejep vom 28. Februar 1843 enthalte Bes 
fimmungen über die Räumungepflicht nur in Beziehung 
auf Privatflüſſe. Für öffentliche Klüffe und Ströme fehle 
ed an einer geſetzlich ausgeſprochenen Raäumungepflicht und 
ed liege der Regierung deshalb zunädft nur im Interefie 
des Schifffahrtsweges in öffentlihen Strömen die Fürſorge 
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für die Reinhaltung ber Stromrinne ob. Die Staats- 
Regierung verfenne aber keineswegs bie Wichtigkeit einer 
Abhülfe der von den Petenten beklagten Mipftände, und 
babe deshalb insbeſondere im Kulturinterefje der betreffenden 
Niederung ihr Augenmerk darauf gerichtet, den Uebelftänden 
der der alten Oder aus dem MUeberfluthungen aus ber 
— drohenden Verſandung dauernd abzu- 
elfen. 

„Dieſe letztere Rückſicht ſei dabei um ſo mehr als die 
vorwiegende verfolgt, als der Stromſchifffahrt in der Sciff- 
fahrtsoder bei Raduhn feine befonderen Schwierigkeiten ent» 
gegenftänben. 

„Das zur Abhülfe in's Auge gefaßte Projekt fei darauf 
gerichtet, den jepigen Strombeih unterhalb Stützkow längs 
dem linken Ufer der Schifffabrtsoder bis nah Schwedt 
fortzujepen und den jepigen Hobenfaathener Entwäfjerunge- 
fanal gleichfalls bis nah Schwedt bergeftalt zu verlängern, 
dag das Binnenwafjer des Niederoderbruchs erft dort in 
den Strom eintritt, ſoweit es nicht durch die Schifffahrts- 
ſchleuſe bei Hohenſaathen geſchieht. 

„Das nur in feinem äußerſten Umriß angedeutete Pro- 
jeft erfordere jo umfangreiche techniſche Vorarbeiten, daß 
einer Beendigung defjelben nicht in fürzefter Frift, nad ber 
Erwartung der Petenten entſprochen werben könne. 

„Die Bearbeitung jei im Werfe und werbe ohne Ber- 
zug mit angänglider Beſchleunigung gefördert werben.“ 

Bor Eingehung in den Inhalt der Petition felbft unter 
18 die Agrar-Kommilfion zunächſt die allgemeine rechtliche 

rage der Räumungepflicht für öffentlihe Ströme einer Er- 
Örterung. Sie überzeugte fi, daß allerdings nad ber 
jepigen age der Gejepgebung eine Räumungspflicht für die— 
leihen nicht befſtehe. Es wurde jeboch geltend gemadt, daß 
die Gefepgebung von der Boraudfepung ausgehe, daß Hem- 
mungen der Borfluth in öffentlichen Gewäſſern in ber Regel 
gleichzeitig au die Schifffahrt bedrohen, deren Jutereſſen 
rechtlich geihüpt feien; der hier zur Sprache kommende Fall 
beweije aber, daß dies nicht immer richtig ſei. Es ſei eine 
Ungeredhtigfeit, den Fiskus von der Pfliht der Schaffung 
von Borfluth zu befreien, zumal Privatleute Durch dieſelbe 
zuweilen jehr hart getroffen werden und nah dem ſchleſi— 
Ihen Provinzialreht die Uferbefiger an öffentlichen 
Strömen fogar verpflichtet feien, aus bemfelben allerlei 
Hinderniffe der Schifffahrt auf ihre Koften, und zwar auf 
jeder Uferjeite bis zur Mitte des Bettes, zu räumen. — 

In Erwägung deſſen wurde auch ber Antrag geftellt: 

Dem Hohen Haufe zu empfehlen: 

„gegen die Regierung die Erwartung auszufpredhen, 
daß diejelbe eine eingehende Revifion ber Gejepe über 
MWafjerreht und Wafjerpolizei vornehmen und eine neue 
Vorlage machen möge, in welder für die ganze Mo— 
narchie gleichlautende Beftimmungen getroffen würden, 
wobei die Räumungspflidt für öffentlihe Ströme aus- 
drücklich zu berüdfichtigen iſt.“ — 

Derjelbe ward jedoch zurüdgezogen in Folge ber Bemer» 
fung ber Herren Regierungstommillare, daß fie anheim geben, 
denſelben bei einer den Gegenftand fpeziell beräbrenden, der 
Petitionsfommilfion vorliegenden Petition, betreffend die Auf« 
bebung ber ſchleſiſchen Ufer, Warte- und Hegunge-Drdnung 
zu erledigen. 

Hierauf wurden die Herren Regierungskommiſſare, in» 
jofern bei dieſer Petition hydrotechniſche Fragen zur Grör- 
terung fommen fönnten, erjucht, darzulegeu, was Die Regie 
rung in legter Zeit gethan habe, um den von den Petenten 
beflagten und von derjelben anerfannten Uebelftänden abzu« 
helfen. Diefelben gaben folgende Erklärung ab: 

„Wir haben beiderjeits im Auftrage unferer Herren 

Chefs zu verſchiedenen Zeiten im Laufe diejes Jahres 

den betreffenden Theil des Dbergebietes bereift, dabei 

die Beichwerben der Petenten und das zur Abhilfe auf: 

geftellte Meliorationsprojet an Drt und Stelle ein- 

gehend geprüft, und ben Fortſchritt der techniſchen 
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Vorarbeiten bes Meliorationsplans kontrolirt. — Die'e 
tehniihen Vorarbeiten finden bei den örtliden Auf- 
nahmen der Meflungen und Nivellemenis durch das 
zum Theil jumpfige, von Nebenläufen der Oder durdjs 
Ichnittene Terrain bejondere Schwierigkeiten, die fi 
nur bei geeigneter trodener Jahreszeit überwinden 
laffen. Die techniſche Aufftellung und Bearbeitung bes 
Melivrationsprojetts befindet fih in bewährter, zuver- 
läffiger Hand, und fie ift gefördert worden, jo weit es 
die Umftände geftatteten, und zur Zeit fo weit gediehen, 
daß auf Grund der ftattgehabten Aufnahmen die Be 
rechnungen erfolgen fünnen. Die Lage der Vorarbeiten 
läßt aber ſchon jept überjeben, daß die Koften zur 
Ausführung des Meliorationsplans jehr bedeutende und 
wabhriheinlih für die Kräfte der Betheilipten uner— 
Ihmwingliche jein werden. Dazu fommt, daß bei der 
Aufnahme des Nivellements ſich ein nur geringes Ge- 
fälle gefunden bat, und deshalb ein durdhgreifender 
Erfolg des Unternehmens trop jenes hoben Koftenaufs 
wandes zweifelhaft bleibt, da Ablagerungen des flülfi- 
gen Sandes, welhen die Dder mit fib führt nicht 
ganz zu vermeiden jeiu werden. 

Mir wollen hiermit nody fein maßgebendes Urtheil 
ausgeiprochen haben, vielmehr nur bem Drängen ber 
Petenten gegenüber darthun, daß der Gegenftand ein 
ebenjo jchwieriger, ald bedenflicher ift und der reiflich- 
ften Borbereitung und Erwägung bebarf. Lepterer 
wird ſich die Regierung nad Vollendung des techniſchen 
Melivrationsplans unterziehen, zu deffen Förderung bis 
jept geſchehen ift, was geſchehen fonnte, 

Nach dieſer Erkläcung unterlag es feinem Zweifel, daß 
die Königlihe Staats-Regierung aus eigenem Antriebe ger 
neigt jei, ihr Möglichftes zu thun, um eine Linderung der 
von den Petenten beflagten Uebelftände herbeizuführen. Zus 
gleich überzeugte fi aber die Kommiſſion, dab Feine Aus» 
ficht einer baldigen Hülfe vorhanden ſei. Dies erregte ein 
aufrichtiges Mitleiosgefühl mit den Intereffenten, deren Lage 
eine wirklich mißliche ift. Es wurde dieſem Gefühl von 
einer Seite dahin Ausdrud gegeben durch den Antrag: 

Ueber die Petition zur Zagesordnung überzugehen, 
aber den Petenten zu empfehlen, auf Grundfteuererlaß 
anzutragen. 

Man überzeugte ſich aber, daß dies ein leerer Troft 
jein würde, indem die Regierung dem Geſetze gegenüber 
nicht in der Lage fein würde, auf die Bitte der Interefjenten 
einzugeben. Es wurde auch dieſer Antrag zurüdgezogen 
und die Kommiſſion beſchloß einftimmig: 

Dem Haufe in Rückſicht auf die Erflärungen der 
Herren Regierungs-Kommiſſare den Uebergang zur Tages: 
ordnung zu empfehlen. — 


Berlin, den 28. Januar 1870, 


Die Kommilfion für die Agrar-Verhältniſſe. 
Bening, Borfigenter. 9. Zafrzewsfi, Berichterftatter. 
Freiberr v. d. Kneſebeck (Kuprin).. Witt. Moppe, 
Dr. v. Lingenthal. Trützſchler von Falfenftein. 
AU. Kiepert. Pieſchel. Graf Saurma. 
v. WBaldaw-Reitenitein. 
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Berichterftatter: Saus der Abgeordneten. 
Abg. Freih. v. Schroetter. 10. Zegislatur« Periode. 
— WERNE 


III. Seffion 1869. 





Bericht 
der 


vereinigten Kommiffionen für Handel und 
Gewerbe und für die Agrar-Verhältniſſe 
über die Petitionen II. Nr. 27., II. Nr. 185. 
und II. Nr. 584., betreffend Abänderung 
des Geſetzes wegen Regulirung des Ab- 
dedfereiwejend vom 31. Mai 1858. 


1) 83 Wbdedereibefiger aus Städten ber Provinzen 
Sadjen, Echlefien, Pommern, vorzugäweije aber Bran- 
denburg petitioniren in der Eingabe d. d. Zehbenid 
ben 4. Oltober a. pr. 
um Mobdifizirung des Geſetzes vom 31. Mai 1858, 
betreffend die Regulirung des Abdedereimelens da» 
bin, daß beiden Theilen, allo nicht allein den Ber» 
pflihteten, jondern auch ben Berechtigten das 
Provofationsreht auf Ablöfung der Zwangs- und 
Bannrechte ertheilt werde. 
2) Der Keim» und Seifenfabrikant Ehrlich in Oranien— 
burg bittet Namens 62 Gewerbtreibender aus ben 
Städten Dranienburg, Templin, Brüffow, Angermünde, 
Bernau, Nauen, indow und Schwedt unter dem 
18. Oltober v. 3., 
daß das Ablölungsgefeg vom 31. Mai 1858 noch 
in dieſer Selfion dahin abgeändert und ergänzt 
werde, daß die Ablöjung dieſes nachtheiligen Zwan« 
ges nicht von der Stimmenzahl der Zwangapflic- 
tigen abhängig, ſondern bezüglid ber ganzen 
Zwangsbezirfe auf Antrag der Berechtigten ſowohl 
als eines einzelnen Berpflichteten ftattfindet. 
3) Abdedereigebülfen aus Mittenwalbe bitten unter dem 
22. November 1869 um Beleitigung des Abdeckerei— 
zwanges und Einführung eines freien Gewerbes. 
Petenten ad 1. begründen ihren Antrag durch die Ber 
bauptung, 

daß das Provofationdreht auf Ablöfung bei Realberedhti- 
gungen nicht nur gerecht und billig, jondern von der Preußi« 
hen Gefepgebung in denſelben Fällen den Berechtigten be— 
reits ebenfalls ertheilt worden, jo daß hier nicht einmal ein 
Ausnahmefall einträte ; 

daß jeit Erſcheinen des Gejeped vom 31, Mai 1858 
alfo ſeit 11 Jahren nicht eine einzige Provofation auf 
Ablöfung des Zmwanges Seitens der Berpflihteten erfolgt 
fei, in der Zukunft auch nicht erwartet werben fünne, ſelbſt 
nicht, wenn die Beftimmungen des Geſetzes dahin mobdifizirt 
werden follten, daß nicht wie gegenwärtig bie Hälfte der 
Banneinfaffen, fendern etwa der dritte ober vierte heil 
berfelben erforberlih fein, um die Ablöfung beantra- 
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gen zu fönnen; für Die Berechtigten ſei bas Geſetz 
daher völlig illuſoriſch, der alte und veraltete Zuftand 
werde in feiner Weiſe geindert zum Bortbeil der zwangd- 
pflichtigen, aber zum großen Nachtheil der Abdedereibefiger. 
Die BViehbefiger erlauben fi Eingriffe in die Berechtigun— 
gen ber Abdeder, inden fie abgeftanbdenes und erfranftes 
Vieh, das jenen zufallen jollte, felbft ſchlachten und bas 
Fleiih an Konfumenten, ebenfo die Abfälle zu hohem Preife 
oder aud das ganze mitunter jelbft frepirte dich an Schlach⸗ 
ter verkauften, die das Fleiſch zu Markte zu bringen ges 
wiſſenlos genug feien. Die erleichterten Verkehrsverhältniſſe 
begünftigten dieſe Beeinträchtigung der Abdedereibefiger, 
melde die Polizeibehörden zum Schupe ihrer Gerechtſame 
nicht anrufen dürften, ſondern in jedem einzelnen Kontra— 
ventionsfall auf den Rechtsweg verwielen jeien. Das ge— 
richtlihe Verfahren ſei aber langmwierig durchzuführen und 
erihwere den Berechtigten namentlih in Rückſicht auf Die 
zahlreihen Berlegungen den Weg, um Entihädigung zu er 
halten. Aber auch abgeſehen hiervon, ſchwinde das Vorur— 
theil und die Abneigung der Bevölferung gegen das Able- 
dern gefallenen Biehes immer mehr, was daher von ben 
Biehbefigern immer häufiger jelbft ausgeführt werde, ohne 
daß diefe Eingriffe in das Privilegium der Abdeder zu de— 
ren Kenntniß fämen und von ihnen daher nidyt verfolgt 
werden fünnten. Die Folge hiervon würde fein, daß die 
Zwangs- und Bannrechte binnen Kurzem thatlählih und 
ohne Entihädigung aufgehoben würden, ohne daß es eines 
Einſchreitens der Gejepgebung bedürfte. Da die Einnahmer 
quellen der Scharfrichtereibefiger hiernah immer mehr ver. 
fiegten, jo würden die betreffenden Grundftüde auch ftets 
wertblofer, deren Befiger, jo lange das Geſetz vom 31. Mai 
1858 zu Recht beftebe, nit allein in ihrem Einkommen 
beeinträdtigt, jondern auch in ihrem Vermögen beihädigt 
würden. Bejonderes Gewicht legen Petenten auf das ge 
wifjenloje Treiben von Schlächtern, die ein Gewerbe daraus 
machen, abgeftandenes, erfranftes Vieh und dergleihen Pferde 
zu mäßigen Preifen anzufaufen und das ausgeſchlachtete 
Fleiſch an Konfumenten zu veräußern, wodurd deren Ger 
ſundheit gefährdet, Krankheiten hervorgerufen und jelbft 
Menjchenleben gefordert würden; die Kontrole über diejen 
verderblihen Handel jei jhon im einer großen Stadt wie 
Berlin ſchwer zu handhaben, um jo ſchwieriger aber in klei— 
nen Städten, in denen fid fein Thierarzt ober Sanitäts- 
beamter befinde. 

&s wird fernec angenommen, daß die Entwidelung 
ber Gewerbe und Juduftrie durch das Bannverhältniß ger 
bemmt und nad deſſen Aufhebung neuen Aufihwung er- 
halten werde, und daß die Bejfeitigung auch dieſer, ben 
freien Verkehr hemmenden Feſſeln durd den Neichätag des 
Norddeutihen Bundes bei Gelegenheit der Berathung über 
die Gewerbeorbnung herbeigeführt worden wäre, wenn 
Bundesmittel vorhanden geweſen wären; deshalb ſei auch 
die Regulirung diefer Angelegenheit den Einzelregierungen 
überlaffen. 


Die Petition ad 2. nimmt im Wefentlichen auf eine in 
vorjähriger Seſſion dem Abgeorbnetenhaufe eingereichte Ein- 
gabe Bezug, welde wegen Ablaufs der Seſſion nicht mehr 
jur Berathung und Beichlußnahme gelangt ift. Petenten 

ehaupten, 
ber Abdedereizwang greift höchſt nadhtheilig und hem— 
mend in verichiedene Gewerbs- und Induſtriezweige, 
beiſpielsweiſe bei Seifen-Keimfiedereien, Lihtfabrifanten 
Guano- und chemiſchen Produftenfabrifen, Weiß- und 
Zobgerbereien u. |. w., denn jene Fabrifen reip. Ge— 
werbetreibende ziehen und gewinnen ihre Probufte und 
Sabrifate lediglich aus thieriſchen Beftandtbeilen, welche 
fie jegt von ben Abbedereien fäuflih erwerben müfjen. 
Hierin liegt ein banbgreiflihes Hinderniß im freien 
gewerblichen Bertehr, denn auftatt jene Produzenten 
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gleih ihr eigenes gefallenes Vieh in ihrem eigenen 
Geſchäft felbft werweriben fünnen — und wirtbidhaft 
lich gedacht auch müßten — darf e& bei jegiger Lage 
aber nicht ohne Strafe geliehen, vielmehr muß der 
Betreffende jein Vieh unentgeltlih dem Scharfrichter 
abtreten und dann erft dem Xepteren wiederum ab» 
faufen. Ebenſo würden und wollen aud jene vorbe- 
zeichneten Gewerbetreibende mit ihrem jegigen Gewerbe 
gleichzeitig den Betrieb der Abbederei verbinden, va 
beide &ewerbe, die vorgenannten und die Abdedereien, 
fi eng an einander reiben, denn die Abbdedereien liefern 
ja zu jenen Gewerben das Betriebömaterial, mithin würbe 
aud in dieſer Hinficht, wie nicht beſonders ausgeführt zu 
werben braucht, vielmehr auf einen Blick ——— nicht 
nur ein weſentlicher Schritt zur ferneren Erweiterung 
jener Gewerbebetriebe durch Beſeitigung des Abdeckerei- 
zwanges gethan werben, ſondern auch ber übrigen Ge— 
ſchäftswelt, dem ganzen fonjumirenden Publikum ein 
bedeutender Vortheil zugeführt werden, alsdann die 
qu. Produkte, als Leim, Leder, Seife ꝛc. viel billiger 
bergeftelt und dem allgemeinen Handel und Bedarf 
dargereicht werden fünnen. 

Die vereinigten Kommiſſionen beſchloſſen, da alle drei 
Petitionen diefelbe Materie behandeln und ziemlich gleich» 
lautende Wünſche ausiprechen, fie gleichzeitig in Berathung 
zu ziehen. 

Schon zu verichiedenen Malen haben Abdedereibefiger 
dem Haufe der Abgeordneten Petitionen deffelben Inbalts 
und mit unveränderten Motiven überreicht, die einer einge— 
benden Beratbung unterworfen worden find, aber eine ver« 
ſchiedenartige Beichlußfaffung erfahren haben. Die Petition 
aus dein Fahre 1868 fonnte wegen Ablaufs ber Seifion 
nicht mehr zur Berathbung und Beihlußfaffung gelangen, 
über diejenigen von 1867 beidhloffen die KRommilfionen, 
dem Haufe zu empfehlen; zur Tagesordnung überzugeben, 
wegen Schluffes der Seifion ift der Beriht nicht mehr in 
pleno zur Berathung gelangt. 

Die Kommilfionen beantragten, die Petition aus dem 
Jahre 1866 der KRöniglihen Staats-Regierung zur Berüd- 
fihtigung zu überweifen, der Antrag wurde im Haufe an» 
genommen, 

Ueber zwei Petionen des Jahres 1862 lautete ber 
Beſchluß der Kommiffionen: ohne Erörterung in pleno zur 
Tagesordnung überzugehen. 

Im Jahre 1861 find ſechs Petitionen der Landesver— 
tretung überreiht. Das Haus trat dem Vorſchlage der 
vereinigten Kommiſſionen bei, über jämmtlihe Auträge zur 
Tagesordnung überzugeben. 

Einer gleihen Beurtheilung unterlagen die Petitionen 
des Jahres 1860 von Scharfrihtern aus den Provinzen 
Preußen, Schleſien und Sachſen durd die vereinigten Kom— 
mejfionen und das Plenum des Haufes. 

Wiederholt haben ſich Abdedereibefiger an den Herrn 
Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten mit 
der mehrfach erwähnten Bitte gewandt, find aber ftet# ab» 
lehnend und jchließlih unter dem 11. März 1869 be— 
ſchieden, 

daß es im Recht und in der Billigkeit begründet liegt, 

wenn das Geſetz die Ablöſung der Zwangs- und Bann- 

rechte der Abdeder nur auf Antrag der Berpflichteten 
eintreten läßt. — Die Ablöfung derartiger Rechte läßt 
fih nur dann rechtfertigen, wenn das Interefie des 
gemeinen Wohls und der wirthſchaftlichen Entwidelung 
fie erheiſcht. Diefe Vorausſetzung liegt nicht vor, wenn 
die Fortdauer der Zwangsberechtigung für die Ber: 
pfliteten eine drüdende Yaft nicht bildet und die Ab— 
löfung derfelben für die Berechtigten dem richterlichen 

Schutz unterftelt ift. Der Berechtigte kann nicht dar— 

über Magen, dab das Geſetz fein Recht, wie es bieher 

beftand, aud ferner fortbeftehen läßt; er fann aud 
nicht beanfpruden, daß ihm für baffelbe ein anderer 
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und größerer Schutz gewährt werde, als allen fonftigen 

Befigern privater Berechtigungen. Die räumlihe Aus« 

dehnung der Zwangsbezirfe in Verbindung mit dem 

Umſchwunge gewerblider Berbäliniffe mag den Abdederei» 

Berechtigten die Ausübung ihrer Rechte erfchweren, es 

ift aber weder die Aufgabe, noch liegt es in der Macht 

ter Gejepgebung, den Einzelnen vor ben Werthöver« 
minderungen zu jchügen, welde ein ihm zuftehendes 

Privilegium dur Veränderungen in ben Berfehre- 

eder wirthſchaftlichen Verbältniffen erleiden fann, und 

ed würbe eine Ungerechtigkeit fein, unter Auflöfung 
beftehender Rechtezuſtände Dritte zu zwingen, für eine 

ſolche Wertheverminderung Erfag zu leiften u. |. m. 

Bei Berathung in den Kommilfionen, welder die Re 
gierungs-Kommilffarien Herr Regierungsratd Marbach und 
Herr Regierungs-Affefjor Nieberding beimohnten, wurde 
auf die Unrichtigfeit der Vehauptung der Petenten hinge— 
wielen, daß jeit Erlaß bed Geſetzes vom 11. Mai 1858 
noch feine einzige Provofation auf Ablöfung des Abdederei- 
Zwanges erfolgt jei, was von dem Herrn Regierungs-Kom« 
miffarius unter Angabe des Zahlen-Berhältnifjes beftä- 
tigt wurde. 

Es wurde Die Neigung der Viehbefiper, abgeftandenee 
Vieh vor dem Berenden zu ſchlachten, um Haut wie Abfälle 
in eigenem Nutzen zu verwenden, nicht in Abrede geftellt, 
beögleihen mußte zugegeben werden, baß auch mit dem zur 
nehmenden Berihmwinden des Vorurtheils gefallenes Bich 
vom Befiger jelbft abgeledert und dem Abdeder weder Haut 
noch Kadaver abgeliefert werde, wodurch diefem allerdings 
Einnahmequellen entzogen würden, feineöwegs aber bleiben 
derartige Kontraventionsfäle in dem von den Petenten be- 
baupteten Umfange verborgen, da dieſe auf eine fehr ge 
ſchickte Weile beinahe ansnahmelos von jedem eintretenden 
Falle Kenntniß zu verfchaffen wüßten und ihre Aniprüce zu 
verfolgen nicht unterließen. 

Es möchten wohl gewiffenloje Vichbefiger und Schlädter 
das Fleiſch erfranften oder abgeftandenen Biehes an Kon- 
jumenten verfaufen; dieſem UWebelftande würde aber durd 
Aufhebung des Abdedereizwanges und Freigebung des Ge— 
werbes faum abgeholfen werden; im Uebrigen habe fi} der- 
felbe keineswegs jo bedeutend heraufgeftellt, um der Geſetz- 
gebung Beranlaffung zum Cinjchreiten zu geben — eine 
lorglame polizeilihe Ueberwadhung dürfte genügen. Eine 
wejentlihe Förderung der Entwidelung der Gewerbe und 
Iuduftrie konnte in der Aufhebung der Zwangs- und Bann- 
rechte nicht gefunden werden, da Häute wie Abfälle ſtets 
ihre Verwendung bei den betreffenden Gemwerbetreibenden 
und Induftriellen finden und die Preile fih aud nad Auf- 
bebung des Privilegiums kaum nennenswerth ändern 
würden. 

Nicht zu verfennen jeien die Nachtheile, die den Ab» 
dedereibefipern aus dem Umſchwung der gewerblichen Ver— 
bältniffe unvermeidlich erwüchlen, es jei dies eben ein Be— 
weis, daß das Gewerbe nicht mehr lebensfähig jei, ed ginge 
damit, wie mit jo vielen anderen Gewerben, melde den 
Bedürfniffen und Anforderungen der Neuzeit nicht haben 
widerftehen fünnen und unterlegen jeien. Biele Privilegien 
und Beredhtigungen ſeien ohne Entihädigung der Berech— 
tigten, das Privilegium der Scharfrichter dagegen noch nicht 
aufgehoben, fie befänden ſich deshalb ſchon in einer bevor« 
zugten Yage. Auch wurde darauf bingewielen, mit welchem 
Eifer die Abdeder ihre Aniprüde zu verfolgen nie unters 
ließen, dagegen die Erfüllung ihrer Verpflichtungen feined« 
wegs mit demſelben Eifer betrieben, von den Behörden auch 
nit Dazu angehalten würden, mie beilpielämweije bei Ge— 
legenheit der im legten Sabre aufgetretenen Ninderpeft, wo 
fie bei dem gefallenen und getödteten Vieh ihre Berwendung 
hätten finden müſſen, aber weder von der Regierung heran 
gezogen wurden noch freiwillig ihre Aufgabe übernahmen. 

Wenn auch mit Ausnahme eines einzigen Falles das 
Haus denſelbes Standpunkt wie die Regierung den Forder 
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rungen ber Abbdedereibefiger gegenüber unverändert beibe- 
balten hat, jo wurde in Rüdficht auf die bei Gelegenheit 
der Berathbung des Gewerbeneiepes im Reichätage gepflo- 
genen Berhandlungen, in der MWeberzeugung, daß das 
Zwangs⸗- und Bannredht für die Dauer nicht aufrecht er- 
halten werden fünne und bald fallen müfje und, um den 
beftändigen Unfrieden zwiſchen Berechtigten und Verpflich— 
teten endlich zu beileitigen, der Antrag geftellt: „die Peti« 
tion der Regierung zur Erwägung zu überweilen.“ Bon 
anderer Seite wurde beantragt: „über die Petition zur 
Tagetordnung überzugehen“, worauf der Herr Regierungs» 
Kommifjarius Nieberding den prinzipiellen Standpunkt der 
Staatsregierung den Petenten gegenüber dahin entwidelte: 

„Die Regierung bebarrt bei der Auffaffung, daß der in 
„der zwangsweilen Ablöjung derartiger Verhältniffe liegende 
„Eingriff in wohlbegründete Privatrechte nur durch ent. 
„liche Rüdfihten gerechtfertigt werden fann, daß ſolche Rück— 
„ſichten den —— der Petenten nicht zur Seite ſtehen, 
„daß ihrerſeits insbeſondere keine Momente geltend gemacht 
„worden find, welche im Intereſſe bes allgemeinen Wohls 
„eine Beleitigung der noch beftehenden Berechtigungen zu be— 
„gründen vermöchten. Die einzige Triebfeder der trop bes 
„ablehnenden Berhaltens der Regierung und theilweiſe auch 
„des Haujed der Abgeordneten ſtets wiederholten Anträge der 
„Vetenten berubt in dem Wunjche, für ihre, durch die Macht 
„der wirthſchaftlichen Entwidelung mehr und mehr in den 
„Hintergrund gedrängten Gerechtiame eine annehmbare Ent- 
„hädigung zu erhalten, und in der Sllufion, daß ihren Ges 
„rechtfamen troß der Veränderung ber Zeiten noch immer ein 
„berrächtlicher Geldwertb beimohne. Ein joldes Motiv fann 
„aber nit wohl Anlaß geben, von dem in Hinficht aller ge— 
„werblihen Berechtigungen, die zur Ablöfung geftelt find, 
„beobadteten geieglihen Grundjape abzugeben, daß die Pros 
„eofation auf Ablöfung nur dem BVerpflichteten zuftebt. 

„Diejer prinzipiellen Auffaffung ungeachtet, ift die Res 
„pierung doch in ber Lage, eine jorgfältige Erwägung ber 
„Wünſche der Petenten infofern zuzufagen, daß, wenn ben 
„Abdedereiberehhtigten auch das Provofationsreht nicht zu 
„verleihen fein jollte, doch andere Modififationen in der gel— 
„tenden Gefepgebung getroffen werben, welde geeignet find, 
„bie Ablöfung der beftehenden Berechtigungen im Intereſſe 
„der Berechtigtigten erheblich zu erleichtern. 

„Bei Beratbung des Gejepes über die Aufhebung und 
„Ablöfung der gewerblichen Berechtigungen in den neuen 
„Landestbeilen wurde, wie befannt, von Seiten der Regie, 
„rung in Ausficht geftellt, aud die von diefem Geſetze ausr 
„geihloffenen Abdederei-Berehtigungen einer gefeplichen Res 
„gulirung zu unterziehen. Bereits hierbei fam in Frage, ob 
„mit bieler Regulirung nicht eine Revifion der für die äl« 
„teren Landestheile in Betreff diefer Materie geltenden Ge— 
„ſetzgebung zu verbinden fein möchte. Der Fortgang ber da— 
„maligen Grörterungen erlitt eine Unterbrechung, als es be— 
„fannt mwurbe, daß in der Gewerbe-Drbnung für den Nord- 
„deutichen Bund die ausſchließlichen Gewerberechte und Zwangs- 
„und Bannredhte eine, wenigſtens prinzipielle, Regulirung 
„zu erwarten haben würden. Durch den $. 7. der neuen Ge— 
„werbe-Orbnung find nunmehr Beftimmungen getroffen, 
„welche die ausichließlihen Abdedereiberedtigungen in me. 
„nigen Jahren zum Erlöſchen bringen. ine notbwendige 
„Bolge davon if es, in Betreff der demgemäß zur Aufhebung 
„nelangenden Rechte auch für die alten Landestheile eine 
„Regelung der Entihädigungsfrage in Erwägung zu nehmen, 
„und es liegt nabe, daß eine ſolche Regelung von einer all- 
„gemeinen Revifion des Geſetzes vom 31. Mai 1858 nicht 
„wohl zu trennen fein würde. Hiernach ift alſo zur Zeit 
„von zwei verjchiedenen Gefichtäpunften aus eine Anregung 
„gegeben, in eine Revifion der beftehenden Gejepgebung ein« 
„zutreten. Es verfteht ſich von ſelbſt, daß die Stellung ber 
„Berechtigten und die daran ſich fnüpfenden Wünfche bei dieſer 
„Gelegenheit nicht werden außer Betracht gelaffen werben, 
„und es ift, was den Standpunft der Regierung anbelangt, 
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„anzunehmen, daß das Intereffe der Berechtigten dabei jebe 
„Berüdfihtigung erfahren wird, welde prinzipiell und im 
„Hinblid Ra die ein Gleiches beanipruchenden Intereffen der 
„Berpflihteten überhaupt gerechtfertigt werden kann. 

„Die Lage der Sache ift Daher gegenwärtig die, daß in 
„nächfter Zeit für den Bereich des ganzen Staates eine legis- 
„lative Regelung der in der vorliegenden Petition berührten 
"Rectsverhältniffe zur Sprache fommen wird. Unter diefen 
„Umftänden dürfte für das Haus der Abgeordneten fein An- 
„laß vorliegen, auf eine weitere materielle Erörterung der 
„Anträge ber Petenten einzugeben.“ 

Nachdem der ber Anficht des Herrn Regierungs-Rom- 
mifjard entgegenftehbende Antrag zurüdgezogen war, be— 
ihloffen die Kommilffonen — bei dem Hauſe zu 
beantragen: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

über bie Petitionen ber Scharfrichtereibeſitzer vom 
4. Dftober c. — U. Nr. 27. — des Leim- und 
Seifenfabrifanten Ehrlich vom 18. ejd. — II. 
Nr. 185. — und ber Abdedereigehülfen aus Mit- 
tenwalde vom 22. November v. 3. — II. Nr. 584. — 
zur Tagesordnung überzugeben. 


Berlin, den 1. Februar 1870, 


Die vereinigten Kommilfionen 


für Yandel und Gewerbe. für die Agrar-Perhältniffe. 
Dr. Hammacher (Vorſitzender). Bening (Vorſitzender). Witt. 
v. Eynern. Dr. Schlieufamp. U. Kiepert. v. Zafrzewsfi. 
Brabaender. Muntan, v. aldaw. Bieichel. 
Stengel. Dr. Achenbach. Koppe. Frhr. v. d. Ktueſebeck 
Frhr. v. Schroetter (Bericht (Ruppin). v. Dieſt. Truützſchler 
erftatter). v. Zempelhoff. von Falkenſtein. Dr. ®, 
Dr. Becker, Stlein (Hannover). Lingenthal. Graf Saurma. 
acobi (Liegnip). Dr. Braun 

iesbaden). Mayer (Marburg). | 
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Entwurf eines Gefeßes 


über 


die Schonzeiten des Milde. 


Nach den Beſchlüſſen des Hauſes der Abgeordneten. 


ir Wilhelm, von Gotted Gnaden 
König von Preußen ꝛc. 


verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages 
für den ganzen Umfang der Monardie, mit Ausichluß der 
Hobenzollernichen Lande, wie folgt: 


&. 1. 


Mit der Jagd zu verſchonen find: 

1) das Elchwild in der Zeit vom 1. Dezember bis 
Ende Auguft; 

männliches Rotb- und Dammmild in der Zeit vom 
1. Mär; bie Ende Juni; 

weibliches Rotbwild, weibliches Dammwild und Wild» 
fälber in der Zeit vom 1. Kebruar bis 15. Dftober; 
der Rehbod in der Zeit vom 1. März; bis Ende 
April; 

weibliches Rehwild in der Zeit vom 15. Dezember 
bis 15. Dftober; 

6) Rebfälber das ganze Jahr hindurch; 

7) der Dachs vom 1. Dezember bis Ende September; 

8) Auers, Birk, Faſanenhaͤhne in der Zeit vom 1. Juni 
bis Ende Auguſt; 

9) Enten in der Zeit vom 1. April bis Ende Juni; 
für einzelne Landesſtriche fann die Schongeit durch 
die Bezirfs-Regierungen (Landdrofteien) aufgehoben 
werden; . 

10) Trappen, Scnepfen, wilde Schwäne und alles 
andere Sumpf: und Waffergeflügel, mit Aus— 
nahme der wilden Gänſe und der Fiſchreiher in der 
Zeit vom 1. Mai bid Ende Juni; 

11) Rebhühner in der Zeit vom 1. Dezember bis Ende 
Auguft; 

12) Aucrs, Birk: und Faſanenhennen, Hafelmild, Mad 
teln und Hafen in der Zeit vom 1. Februar bis 
Ende Auguft; 

13) für die ganze Dauer des Jahres ift es verboten 
Rebhühner, Hafen und Rebe in Schlingen zu 
fangen; 

Alle übrigen Wildarten, namentlih auch Kormorane, 

Zauder und Säger, dürfen das ganze Jahr hindurch gejagt 
werben. 


2 


— 


3 


— 


4 


— 


5 


— 


1 


> 


Beim Rothe, Damm: und Rehwilde gilt das Jung- 


wild als Kalb bis zum lepten Tage des auf die Geburt fol« 
genden Dezember-Monats. 


$. 2. 

Die Bezirks» Regierungen (Landdrofteien) find befugt, 

für die $. 1. unter 7., 11. und 12, genannten Wildarten 

aus NRüdlihten der Landeskultur und der Jagdpflege den 

Anfang und Schluß der Schonzeit aljährlih durch beion- 

dere Verordnung anberweit feftzujegen, jo aber, daß der 

Anfang niemald vor dem 15. Januar oder nad dem 15. 

Februar und der Schluß niemals vor dem 15. Auguft oder 
nad dem 15. September einzutreten bat. 


J. 3. 


Die in dem einzelnen Landestheilen zum Schuße gegen 
Wildihaden in Betreff des Erlegens von Wild aud während 
der Schonzeit gefeglich beftehbenden Befugniſſe werden durch 
dieſes Gefep nicht geändert. 


$. 4. 


Auf Erlegung von Wild in eingefriedigten Wildgärten 
findet dieſes Geiep feine Anwendung. Der Berfauf diejes 
erlegten Wildes ift jedoh nah Maßgabe der Beftimmungen 
des $. 7. unterlag. 


8.5. 


Für das Tödten oder Einfangen von Wild während 
der vorgeihriebenen Schonzeiten, jo wie für das Fangen von 
Wild in Schlingen treten folgende Geldbußen ein: 

1) für ein Stüd Eldwild -. - „. -» . 50 Thaler, 

2) für ein Stüd Rotbwid . » » ..30 = 


3) für ein Stüd Dammmid . ...20 - 
4) für ein Stüd Rehwild . . -» ..10 » 
5) für einen Dad . - 2 22. 
6) für einen Auerhbahn oder Henne . „. 10 = 
T) für einen Birkhahn oder Henme. . ». 3 =» 
8) für einen Haſelhahn oder Henne . . 3 = 
9) für einen Fajanen une ar ba A, 2 
10) für einen Shwan . » » » 2... 10 » 
11) für eine Zi 5 3⸗ 
12) für einen Hin . -» 2 2 ne 4 


13) für ein Rebbubn -. » » 2 2.2.02 

14) für eine Schnepfe, Ente oder jonftiges 
Stüd jagdbares Sumpf» und Bafler- 
GE re ee en 7 

Wenn mildernde Umftände vorhanden find, kann der 
Richter bei Feftiegung der Geldbuße bis auf ein Strafmaß 
son 1 Rthir. herabgeben. 

An Stelle der Geldbuße, welde wegen Umnvermögens 
des Verurtheilten nicht beigetrieben werden kann, tritt Ge— 
ar rei nad Maßgabe des $. 335. des Strafgeiep- 
uches. 


$. 6. 


Das Ausnehmen der Eier oder Jungen von jagdbarem 
Federwilde iſt auch für die zur Jagd berechtigten Perſonen 
verboten; doch ſind dieſelben (namentlich die Beſitzer von 
Faſanerien) befugt, die Eier, welche im Freien gelegt find, 
in Befig zu nehmen, um fie ausbrüten zu lafjen. 

Desgleihen ift das Ausnehmen von Kibitz- und Möven— 
Eiern nah dem 30, April verboten. 

Wer dieſen Verboten arena bare verfällt in Die 
$. 347. Nr. 12. des Straigeſetzbuchs feftgeiepte Strafe. 


8. 7. 


Wer nah Ablauf von 14 Tagen nad eingetretener 
Hege- und Schonzeit, während derjelben Wild, rüdfichtlic 
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beffen die Jagd in diejer Zeit unterſagt ift, in ganzen Stüden 
oder zerlegt, aber noch nicht zum Genuffe fertig zubereitet, 
zum Berfauf herumträgt, in Läden, auf Märkten, oder jonft 
auf irgend eine Art zum Berfaufe ausftellt, oder feilbietet, 
oder wer ben Bertauf vermittelt, verfällt, zum Beften der 
Armenkaſſe derjenigen Gemeinde, in welder die Uebertretung 
ftattfindet, neben der Konfisfation des Wildes, in eine Geld- 
buße bis 30 Thaler. 

Iſt das Wild in den $. 3. gedachten Ausnahmefällen 
erlegt, jo hat der Berfäufer oder derjenige, welder den Ver— 
fauf vermittelt, fi durch ein Atteft ber betreffenden Orts- 
polizei» Behörde über die Befugniß zum Berlaufe zu le- 
gitimiren, wibrigenfalls berjelbe in ‚eine Geldbuße bis zu 
5 Thaler verfällt. ! Be 


$. 8. 


Ale dem gegenwärtigen Gejege entgegenflebenden Ge⸗ 
jege und Verordnungen find aufgehoben. j = 


Berlin, den 3. Februar 1870. 


Die Kommiſſion für. Agrar-BVerhältnifie——- 
Bening. v. Waldaw. 
Borfigender. Bericterftatter. 
v. Dieft. Witt. Plehn (Danzig). Pieſchel. A. Kiepert. 
Trügichler v. Falfenftein. v. Lingenthal. Koppe. 
A. v. d. Kneſebeck (Ruppin). 


Weberficht 
der 
Schon- und Schießzeiten. 








Wildgatrung. 


Elchwild. 

Männliches Roth- und Dammwild. 

Weibliches Rothwild, weibliches Dammwild und 
Wildfälber. 

Rebbod. 

Weibliches Rehwild. 

Rehkälber. 

Der Dachs. 

Auer⸗, Birf-, Faſanenhbähne. 

Enten. 

Trappen, Schnepfen, wilde Schwäne und alles 
andere Sumpf» und Waſſergeflügel, mit Aus— 
nahme ber wilden Gänſe und Fiſchreiher. 

Rebhühner. 

Auer⸗, Birk- und Faſanenbennen, Haſelwild, 
Wachteln und Hafen. 


Schonzeit. 


. Dezember bis Ende Auguſt. 


1. März bis Ende Juni. 
1. Kebruar bis 15. Oftober. 


1. März bie Ende April. 


15. Dezember bis 15. Dftober. 


das ganze Jahr. 


1. Dezember bis Ende Septbr. 


1. Zuni bis Ende Auguft. 
1. April bis Ende Juni. 
1. Mat bis Ende uni. 


1. Dezember bis Ende Auguft. 
1, Februar bis Ende Auguft. 


1. 
1, 





Schießzeit. 


Septbr. bis Ende November. 
Juli bis Ende Februar. 


16, Oktober bis Ende Januut. 


1. 


Mai bis Ende Februar, 


16. Oftober bis 14. Dezember. 


1. Oftober bis Ende November. 


1, 
1. 
I: 


— — 


September bis Ende Mai. 
Juli bi8 Ende März. 
Zuli bis Ende April, 


. September bis 1. Dejember. 
. September bis Ende Januar. 


Die Schonzeit für Enten unter Nr. 9. kann für einzelne Landſtriche 
durch die Bezirfs- Regierungen (Kanddrofteien) aufgehoben werden. 
Für die unter Nr. 12, benannten Wildarten ift die Regierung (Landdroftei) 
befugt, die Schonzeit alljährlih anderweit feftzulegen, io aber, daß biefelbe 
niemals nad dem 15. Februar beginnt und niemals vor dem 15. Auguft zu 


Ende gebt. 
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Abanderungs- Anträge 


dem Entwurf der Kreisordnung. (Nr. M. 
der Druckſachen.) 


I. 


Miquel und Genoffen. Das Haus der Abgeordneten 
wolle beſchließen: 


1) Zu &. 50, 
dem zweiten Abjap der Nr. 2 folgende Faſſung zu geben: 

Der Amtshauptmann bat als Verwalter der 
Polizei das Recht und die Pflicht, da, wo die Er- 
haltung der öffentlihen Ordnung, Ruhe und 
Sicherheit fein ſofortiges Einſchreiten nothwendig 
macht, das dazu Erforderliche anzuordnen und 
ausführen zu laſſen. 

Gegen diejenigen, welche jeinen amtlichen, 
durch seine gejeplihen Befugniffe gerechtfertigten 
Anordnungen Folge zu leiften fi weigern, fann 
der Amtshauptmann Geldbußen bis zum Geſammt— 
betrage son 5 Thalern als Erefutionsmittel nad 
vorgängiger Androhung verfügen und nöıhigenfalls 
zwangöweile einziehen. 

Wird gegen die betreffende VBerfügnng binnen 
10 Zagen nad deren Erlaß Wideriprud erhoben, 
fo erfolgt die Entiheidung durd den Richter. 

Iſt die feftgejepte Geldbuße nicht beizutreiben, 
jo hat der Amtshauptmann bei dem Richter die 
Umwandlung der Geldbuße in Gefängnißftrafe zu 
beantragen. 

In beiden Fällen fommt dasjenige gerichtliche 
Verfahren in Anwendung, welches auf den Wider« 
ſpruch gegen die vorläufige Straffeftiegung wegen 
Uebertrerungen ftattfindet (Gejep vom 14. Mai 1852. 
Geſ.Samml. ©. 245.) 

Der Prüfung des Richters unterliegt nur, ob 
der Amtshauptmann in der Auflage und in der 
Anordnung der Erefution jeiner gejeplichen Befug— 
niß gemäß gehandelt habe, 

eventuell für den Fall der Nichtannahme des vorftehen« 
den Antrages, 
Abiap 2. zu ftreichen. 
2) Zu $. 81, 
an den Schluß von Nr. 3, hinzuzufügen; 
„unter Zuftimmung ber Amtävertretung ($. 47. 
Nr. 6.)* 


3) Zu 8. 58, 
in Zeile 2. die Worte „und der vom Fisfus zu 
unterhaltenden Kandftraßen“ zu ftreihen. 


4) Zu $. 54, 

Abſatz 1. in ver legten Zeile, ftatt der Worte: 
‚nach vorberiger Berathung mit den bethei— 
ligten Gemeinde: und Guts-Vorftänden“ zu 
jepen: 

„nach vorheriger Zuftimmung der Amtövertre- 
tung ($. 47. Nr. 2.).* 


5) Zu $. 585. 
Das Wort „ehrenamtlihen” zu ſtreichen. 


6) Zu $. 56. 
Hinter „Amtsbauptmannes* unter Streihung ber 
Worte „in allen dienftlichen Angelegenheiten” zu 
ſeßen: 
„welche derſelbe in Gemäßheit ſeiner geſetzlichen 
Befugniſſe in Dienſtangelegenheiten an fie er 
läßt.“ 


7) Zu 8. 87. Abſatz 2. 
Den erſten Sap zu ftreihen und ftatt defjelben 
an den Schluß zu legen: 
„Das Net, eine DOrdnungsftrafe bis zur Höhe 
von zehn Thalern gegen den Amtshauptmann 
feſtzuſeßen, ſteht allein dem Kreisausihuß zu.” 


8) Den $. 58. zu ftreichen. 


9) Zu $. 59. 

a) den Abjap 1., wie folgt, zu faflen: 
Die Amtövertretung fept die dem Amtshauptmanne 
zu gewährende Amtsunfoften « Entjhädigung feft; 
doch darf dieſelbe den Petrag der wirklich aufzur 
wendenden baaren Auslagen nicht überfteigen. 

In den Fällen, in welden eine Stellvertre- 
tung des Amtshauptmannes angeorbnet werden 
muß ($$. 24. und 49.) jept der Kıeisausihuß bie 
Entſchaͤdigung feit. 

b) im Abjap 3. ftatt der Worte „den Kreis mit Aus« 
ſchluß der Städte“ zu ſetzen: 
„der Amtsbezirk,“ 
ec) in demjelben Abjapg am Schluß hinzuzufügen: 
„Die Umlage erfolgt nad Maßgabe der Kreid- 
abgaben.“ 


10) Zu $. 60, 

a) Abjag 1. die Worte „zur Kreiskommu nalkaſſe ver- 
einnabmt und“ zu ſtreichen, 

b) den Abſatz 2. zu ftreidhen. 


Miquel. v. Hoverbed. Klotz. Böhmer Lasker. 


v. Brauchitfch (Elbing) und Genofjen. Das Haus ber 
Abgeordneten wolle beſchließen: 


1) Im $. 50. hinter Abjag 2 einzuſchalten: 
3) den Zandrath und den Kreisausihuß in den Ge- 
idhäften der allgemeinen Landes- beziehungsweiſe 
Kreisfommunalverwaltung zu unterftügen. 


2) Im $. 52, 

a) Statt „Magiftrate* zu jegen: „Bürgermeifter oder 
der jonft mit der Ausübung ber Ortspolizei beauf- 
tragten Beamten“, 

b) ferner ftatt „Mr. 1. bis 5.* zu ſetzen: „Nr. 1.,3. 
und 4.“, und vor dem Schlufwort „ausgeübt“ 
einzujhalten: „Dagegen die unter Nr. 2. und 5. 
aufgeführten vom Landrath“. 


3) Im $. 58, den Abjap 1. folgendermaßen zu fallen: 
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Wenn es fi bei der Handhabung der Wege: 
polizei und Leiftungen der Berpflichteten handelt, 
jo hat der Amtehauptmann in Betreff der Staats- 
und Kreis:-Chaufjeen der zuftändigen Staats» be- 
ziehbungsweile SKreisbehörde davon Anzeige zu 
maden, in Betreff aller anderen öffentlihen Wege 
aber den Pflichtigen zur Erfüllung u. |. w. bis 
„bringen“, dann weiter: Eben bies liegt ibm be— 
züglich ſämmtlicher öffentliher Wege aud ohne 
vorgängige u. |. w. bis „kann“. 


4) Zu $. 59, folgenden Zufag zu maden: 

Der Staat leiftet zu den Koften ber Amts- 
polizei » Verwaltung in den Provinzen Preußen, 
Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sadjen 
einen jährliden Zuſchuß von 300,000 Thalern. 

Hieran werden 275,000 Rihlr. von drei zu 
drei Jahren unter die einzelnen Landkreiſe nad 
dem Berbältniß der Seelenzahl des platten Landes, 
dividirt durch den auf den Kopf entfallenden Durch— 
ſchnittsſatz der Klaffen und Haffifizirten Einfom- 
menfteuer vertbeilt. Der Reft von 25,000 Rthlr. 
ift dur den Minifter des Innern alljährlich unter 
diejenigen Kreife zu vertheilen, welche nah Map 
gabe der Höhe der ihnen erwachſenden Koften und 
* Leiſtungsfähigkeit einer Beihülfe am meiſten 
edürfen. 


Berlin, den 3. Februar 1870. 


v. Brauchitſch (Elbing. v. Brauchitſch (Flatow). 
v. Ernſthauſen. Groſchke. v. Schoening. 
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II. Seffion 1869. 
u — 


Sechdter Bericht 


der 


Kommifjion für das Gemeindewejen 
über 


Petitionen. 


Die Stadt Merfeburg bat bisher vergeblidhe Verſuche 1. 8.. 840, 897. 

gemacht, die Thüringiſche Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund ar r — 
des $. 4. der Städteordnung vom 30. Mai 1853 zur 
Theilnahme an den ftäbtiichen Kommunalabgaben beranzur 
ieben, obgleidy die in Rede ftehende Eifenbahn bie Stadt 
—2 berührt und daſelbſt einen Bahnhof hat. Auch 
andere Thüringiſche Städte, namentlich Naumburg, Halle 
und Köſen befanden ſich in gleicher Lage. Im Jahre 1857 
beſchwerte ſich die Direktion der Thüringiſchen Eiſenbahn 
bei der Königlichen Regierung zu Merſeburg über den Ma— 
piftrat von Naumburg, welder die Eiſenbahngeſellſchaft zu 
Kommunalfteuern veranlagt hatte, wurde aber durch Ber» 
fügung der genannten Regierung vom 2. Zuli 1857 abge 
wiejen. Allein nnterm 26. Juli 1858 erging in einer gleich 
artigen, wider den Magiftrat von Merjeburg gerichteten 
Beſchwerde ein Reſkript des Herrn Minifters bed Innern, 
in weldem bie Befreiung ber Thüringischen Eifenbahnge- 
jelihaft von allen Kommunalabgaben grundſätzlich aner— 
fannt wurde. Diefe Entſcheidung ift die zur Zeit noch 
allein in Geltung ftehende, nachdem ben betheiligten Stabt« 
gemeinden durch das Erkenntniß des Königlichen Gerichts- 
bofes zur Entideidung ber Kompetenzkonflifte vom 11. Mai 
1861 der Rechtöweg abgejchnitten worden. Der Magiftrat 
und die Stadiverorbneten von Merjeburg wenden ſich bes- 
halb petitionirend an das Haus ber Abgeorbneten und bean- 
tragen: biefe ihre Beſchwerde dem Minifterium zur fofor 
tigen Abhülfe zu überweifen. Die Magiftrate und bie 
Stabtverorbneten von Naumburg und Köjen und der Ma- 
giftrat von Halle haben fih der Petition und dem barin 
eſtellten Antrage angefhloffen. Der Inftanzenzug ift er- 
ft und die Kommiſſion trat demzufolge in die mate- 
riele Beratbung ber Berhwerde ein. Dielelbe läßt 
fih im mejentliden dahin zufammenfaffen, daß das im 
Preußiſchen Staate allgemein anerfannte Recht der Stadt» 
gemeinden: ſolche Eifenbahngelellichaiten, welche innerhalb 
bes Stabtgebiets « Gewerbe betreiben, nah Maßgabe bes 
Verkehrs, melden die im Stabdtgebiete liegenden Bahnhöfe 
ergeben, auf Grund bes $. 4. ber Stäbteorbnung, von dem 
aus ber Quelle dieſes Gewerbebetriebs fließenden Einfommen 
u ftäbtiihen KRommunalabgaben rn denjenigen 

täbten verfagt wird, welde an der Thüringiſchen Eijen» 
bahn liegen, weil unterm 19. April 1844 zwiſchen Preußen 

] 


2 


und ben kleineren Thüringifden Staaten, welche die Eijen- 
bahn durchſchneidet, ein Staatävertrag abgeſchloſſen worden 
ift, in deflen Artikel 15. es wörtlid beißt: 

„Die Eontrahirenden Regierungen find übereingelom- 
men, daß außer der Abgabe, welde in Folge der für 
die Preußischen Eijenbahnen zu gewärtigenden allge» 
meinen Beftimmungen von dem Keinertrage des Unter» 
nehmens im feiner gelammten Ausdehnung von Halle 
bis gegen die Kurfürftlih Heſſiſche Grenze bei Gerftun. 
gen wird erhoben werden, der Geſellſchaft feine beſon— 
deren Abgaben für die in ven verſchiedenen Gebieten 
belegenen Babnftreden, als: Gemwerbefteuer, Konzeſſions— 
geld und dergleichen auferlegt werden jollen, jedoch 
vorbebaltlih der Entrihtung der Grundfteuer und an« 
derer dinglichen Laſten, ſoweit jolde nad) der beftehen- 
den Zandesgefepgebung von der Gejelihaft zu über 
nehmen find.” 

Das bereits erwähnte Minifterialreifript vom 26. Juli 
1858 führt aus, daß es bei diefen Feſtſetzungen in der Ab» 
fiht der fontrahirenden Regierung gelegen habe, die Steuer- 
freiheit der Thüringiihen Eijenbahn im weiteften Umfange 
als Prinzip auszufprehen und diejelbe im Bejondern von 
jeder anderen Abgabe zu befreien, als derjenigen, welche 
inzwiſchen durch das Geſetz vom 30. Mai 1853 in Betreff 
der ſämmtlichen Preußiſchen Eifenbahnen allgemein feftgejept 
worden. Der Herr Minifter ftügt ſich hierbei ausdrücklich 
auf das Einverftändniß des Herm DMinifters für die auds 
wärtigen Angelegenheiten, welder durch die Verordnung 
vom 24. November 1843 (Gejep-Samml. ©. 369.) zur 
Auslegung der Staatsverträge vorzugsweife berufen ſei. In 
Uebereinftimmung hiermit erfannte der Herr Regierungs« 
Kommiffarius in der Kommilfion an, daß der Grund der 
getroffenen minifteriellen Entſcheidung lediglid im angeführ- 
ten Artifel 15. des Staatövertrages vom 19. April 1844 
zu juchen fei, er fügte jedoch hinzu, daß dieje Entiheitung 
nicht ohne eingehende Erörterung derjenigen Zweifelögründe 
getroffen worden, zu denen die Wortfajjung des Artikels 
im Hinblid auf die Vorſchrift im Alinea 3, 8. 4. der 
Städteorbnung vom 30. Mai 1853 Beranlaffung geben 
fünne und es jei namentlidy geprüft, ob unter den Ken: 
deren Abgaben für die in verjhiedenen Gebieten liegenden 
Bahnftreden, von denen die Eijenbahn freigelaffen werden 
jolle, lediglich Abgaben an die durch den Vertrag verpflid- 
teten Staaten, oder auch ſolche zu verſtehen jeien, melde 
inneıhalb des Staatsgebiet von den mit dem Beiteuerungs- 
recht ausgeftatteten KRommunalverbänden erhoben werden 
fünnten. Zur Annahme der legten Alternative habe wejeni- 
li die Erwägung geführt, daß es nad) ber bereits erwähn- 
ten Auskunft des Herrn Dinifters für die auswärtigen An— 
gelegenheiten in der Abfiht der kontrahirenden Regierung 
gelegen babe, die Eijenbahngefelfhaft, abgejehen von ben» 
jenigen Laſten, deren im Artikel 15. ausdrücklich Erwäh— 
nung geſchehen ift, von allen öffentlihen Abgaben frei zu 
lafjen. Es wurde für dieſe Abfiht, weldhe aus den dem 
Berirage voraufgegangenen Verhandlungen hergeleitet wurde, 
ein Belag im Wortlaut des Artikels injofern gefunden, als 
darin jede der Gewerbefteuer ähnliche Abgabe für unzu« 
läſſig erflärt fei, und damit jede Steuer, welde auf das 
ftebende Gewerbe, oder das aus dem Betriebe eines ſolchen 
entipringende Einfommen gelegt wird — unb um eine ſoiche 
fünne es fih, abgejehen von den lediglich den Grundbefig 
treffenden Steuern, nur handeln — für ausgeſchloſſen er 
achtet werben müſſe. Ferner jei erwogen, daß ed dem Ver— 
hältniß zwiſchen den fontrahirenden Staaten nicht entipres 
hend gewejen fein würde, den Gemeinden eine Befteuerungs- 
befugniß beizulegen, beziehungsweife zu konſerviren, welder 
die Staatsregierungen ſelbſt ausdrücklich entfagt hätten. End» 
lid jei zu einer erneuerten Prüfung der Rechtsfrage ber 
Königlihen Staateregierung feit dem Jahre 1858 nicht 
mehr Gelegenheit geboten worden. 

Angefihts diefer Begründung konnte die Kommilfion 
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nicht anders, als zunächft fih darüber ſchlüſſig zu machen, 
ob die von ber Staatsregierung gegebene 5 
des Artikel 15. bes Staatsvertrages vom 19. April 1844 
in der That eine zutreffende fei und, wenn dies ber Fall, 
ob der Staat durch einen folden Bertrag babe die Be- 
ſchwerde führenden Stadtgemeinden verflichten fünnen. 

Mas die Interpretation des Staatövertraged anbetrifft, 
jo wurde in Erwägung gezogen, baß zur Zeit, als jener 
Bertrag abgef&hloflen wurde, das durch die Städteorbnung 
vom 30. Mai 1853 den Stabtgemeindeu gewährte Recht 
ber Befteuerung von Eiſenbahngeſellſchaſten noch nit in 
gelepliher Geltung ftand, und daß mithin die fontrahiren« 
den Regierungen eine Abgabe nit im Sinne gehabt haben 
fonnten, deren Zuläffigkeit überhaupt damals noch gar nicht 
in Frage fommen fonnte. Dem entſprechend hielt die große 
Mehrheit der Kommilfionsmitglieder auch die Faflung des 
oben angeführten Wortlauts jenes Artifeld für unzweifelhaft 
u Sunften der Stäbte ſprechend, ba die angeführten Bei- 
Phiele von Gewerbefteuer und Konzejfionsgeld deutlich erfen- 
nen lafjen, daß nur von Etaatöfteuern die Rebe fein jollte. 
Aber felbft, wenn bie Interpretation des Herrn Minifters 
für die auswärtigen Angelegenheiten als allein maßgebend 
erachtet werden follte, jo gewann bie Kommilfion doch die 
Ueberzeugung, daß durd den Staatövertrag das den Stabt- 
gemeinden durch die jpäter eingetretene Gefepgebnng einge- 
räumte Beſteuerungsrecht nicht im Voraus — hatte ge⸗ 
macht werden können. Der Staatsvertrag, welcher rite in 
der Geſetzſammlung publizirt worden iſt, bat zwar unbe—⸗ 
ſtrittene Sefepestraft, dadurch aber, baß Die ————— 
Faktoren des Staats durch ein ſpäteres Geſetz, die Städte 
ordnung vom 30, Mai 1853, den Stadtgemeinden eine Be— 
fugniß ertbeilt haben, auf welde jener Staatsvertrag im 
Voraus feine Anwendung finden fonnte, bleibt zwar ber 
Staat den Regierungen, mit welden er fontrahirt hat, aus 
dem Bertrage verpflihtet, das Recht, welches er uneinge- 
ſchränkt den Stabtgemeinden ertheilt hat, wird jedoch durch 
diefe Verpflichtung nicht mobdifizirt. Zwar fann der Staat, 
gemäß Artikel 48. der Berfaffungsurfunde, feine Untertha- 
nen andern Staaten gegenüber vertragsmäßig verpflichten, 
allein dieſe Verpflihtung kann ſich nur innerhalb ber 
Schranken der im Staate geltenden Gefege bewegen, bie 
Stäbdteorbnung ift ein ſolches Geſetz und es fann daher ber 
Staat die Stäbte andern Staaten gegenüber nur injoweit 
verpflichten, ald die Stäbteordnung es geftatte. Iſt er 
weiter gehende Berpflihtungen eingegangen, fo fönnen bie 
Städte darunter nicht leiden und es muß der Staatöregie- 
rung überlaffen werden, welche Mittel und Wege fie ein» 
ſchlagen will, um, ohne Verlegung des Rechts der Städte, 
ihren Verpflichtungen gegen ihre Mitfontrabenten nachzu— 
fommen. 

Diefe Gründe erſchienen der Kommilfion als jo über 
— daß dieſelbe mit großer Mehrheit den Beſchluß 
aßte: 


die vorliegenden Petitionen der Städte Merſeburg, 
Halle, Naumburg und Köſen der Königlichen 
om zur Berüffihtigung zu über 
weiſen. 


Berlin, den 1. Februar 1870. 


Die Kommiſſion für das Gemeindeweſen. 


Graf v. Schwerin-Mutzar WVorſitzender). Solger 

(Beriterftatter).. Knapp. Dr. Brande. Schubarih. 

Nunge. Böhmer. Groſchke. v. Graevenit 

(Grünberg), v. Seeckt. ariſius. Sehmsdorf. 
Wicke. troſſer. 
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Berichterftatter: Haus der Abgeordneten. 
Abg. Freih. v. Elmendorff. 10. Legislatur:Periode. 
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Bericht 


der 


Geſchäftsordnungs-Kommiſſion über den 
Antrag der Abgeordneten Lasker und 
Tweſten vom 6. Oktober 1869, betreffend 
die Annahme einer anderen Geſchäfts-Ord— 
nung. — Nr. 5. der Drudjaden. — 


Im Laufe der jepigen 10. Zegislatur-Periode des Land» 
tages haben die beiden Abgeorbneten Tweften und Lasker 
in jeder der drei Seifionen an das Haus der Abgeordneten 
Anträge auf Abänderung der bisherigen Geſchäfts ⸗Ordnung 
geftellt, welche den Zwed verfolgen, dieſe Geſchäfts-Ordnung 
mit der Geihäfts-Ordnung des Reichstages in Ueberein— 
ftimmung zu bringen. 

Jeder diejer 3 Anträge wurde der jeweiligen Geſchäfts— 
orbnungs- Kommilfion zur Vorberathbung und Berihterftat- 
tung überwiejen. 

In den beiden erften Sipungsperioden (1867/68 und 
1868/69) haben die gedachten Kommilfionen nad einer nur 
generellen Vorberathbung, unter Vorbehalt der Spezialbe- 
rathung, beichloffen, dem Haufe die Ablehnung ber 
TweſtenſchenWvaskerſchen Anträge zu empfehlen und zwar 
das erfte Mal mittelft mündlidher, das zweite Mal mittelft 
ſchriftlicher Vorberichterftattung. 

Wegen Schließung ded Landtags find diefe Kommils 
fionsberihte in beiden Fällen im Plenum des Hanfes nicht 
mehr zur Verhandlung gelommen; jedod ift der 2. ſchrift⸗ 
lihe Kommilfionsberidt (de 1868.) unter Nr. 179. der 
Drudiahen pro 1868/69 im vorigen Jahre an die Mit- 
glieder des Hauſes ausgegeben worden, 

Die jepige Geihäftsorbnungs-Kommilfion hat ſich ihres 
Auftrages in zwölf Sitzungen unter Theilnahme eines ber 
beiden Antragfteller, des Abgeordneten Lasker, unterzogen. 
Die Königlide Stants-Regierung wurde von dieſen Sipungen 
in Kenntniß gelegt, bat fih aber an den Berathungen in 
feiner Weije betheiligt. 

Bei Einleitung der General-Diskufjion wurde in der 
Kommilfion zur Sprade gebradt, daß die behufs Abänbe- 
rung unjerer Geichäfts « Ordnung von den Abgeordneten 
Tweſten und Lasker in diefen 3 Sipungsperioden jedes 
Jahr eingebradten Anträge keineswegs gleihlautend find, 
obwohl fie in den widhtigften Punkten übereinftimmen. Zur 
Aufklärung diejes Umftandes wurde an den Zwed der Ans 
träge, die Gleihmahung unjerer Geihäfts-Ordnung mit 
der des Neichätages, erinnert und bemerft, daß die bisherige 
Geſchäfts-Ordnung des Abgeordnetenhauſes vom Reichstage bei 
jeiner erften Konftituirung, wie aud) vom Zollparlamente, adop⸗ 
tirt, dann aber im Reichstage nad) und nach abgeändert wurbe, 
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Im Reihstage waren nämlich ſchon in der erften Seſſion 
von den Reichstagsmitgliedern Tweſten und Lasker Anträge 
auf andere Behandlung der Gejepetvorlagen und Anträge 
ber Mitglieder auf Nenderung der Vorſchriften über Nie 
derfepung und Mahl der Kommilficnen, jowie auf Abſchaffung 
der Nednerlifte in der Generalbebatte geftellt und mit mehr 
oder weniger Amendirungen angenommen worden. Auch 
bei dieſen Abänderungen blieb man im Reichstage noch 
nicht ſtehen; vielmehr wurden in jeder der folgenden 
Seifionen neue Anträge auf Abänderung der Geſchäfts— 
Drbnung geftellt, von denen einige wenigftens fi der An« 
nahme zu erfreuen hatten. Auf dieſe Weile hat die Ger 
ihäfte-Drdnung, wie fie aus den Berathungen des Abgeord» 
netenhaufes im Jahre 1862 hervorgegangen und ſeitdem in 
diefem Haufe in Uebung war, im Reichstage diejenigen Um« 
geftaltungen erfahren, welche die Antragfteller nun aud in 
dieſes Haus eingeführt wiffen wollen. Deshalb konnten 
diefe Anträge im Anichluffe an die Fortentwidelung der 
Geſchäfts . Ordnung des Neichstages nicht immer gleichlau— 
tend jein. 

Die beantragten Aenderungen unferer Geſchäfts-Ordnung 
betreffen: 

1) die Befeitigung der Iugendigriftführer ($. 1.); 

2) die Aeuderung des Berfahrens bei den Wahlprüfungen 

3—6.) und bei der Wahl des Präfidenten ($. 7.); 

3) die prinzipiell veridhiedene Behandlung der Borlagen, 
Anträge und Petitionen im Haufe, indem als Regel 
die Vorberatbung im Plenum und zwar in 3 Lefungen 
eingeführt und die Vorberathung durch Kommiffionen 
faft ganz befeitigt werden ſoll ($$. 15—29.); 

4) die Wählbarkeit der Mitglieder des Hauſes zu Kom— 
miffionsmitgliedern, ohne Rüdfiht auf die Grenzen der 
Abtbeilungen ($. 24.); 

5) die gänzliche Abſchaffung der Rednerlifte ($. 44.); 

6) tie Abihaffung der Zählung bei zweifelhaften Rejultate 
der Abftimmung, 

jowie nod einige minder erheblihe Abänderungen. 

achdem die Kommilfion fi die Wirkungen ber be- 
antragten Abänderungen in ber Geihäftsorbnung bes Ab- 
georbnetenhaufes vergegenwärtigt hatte, wurden zunächſt bie 
Fragen bebattirt: 

1) ob ein dringendbes Bedürfniß vorhanden ſei, die Ge— 
ihäftsorbnung des Haufes in der vorgeihlagenen Weiſe 
abzuändern? 

2) ob der jepige Zeitpunft zu folder Abänderung ges 
ne ta jei? 

Alfeitig wurde zugegeben, daß ed wünſchenswerth jei, 
einige Beftimmungen unferer Geihäftsorbuung, welde ſich 
als unpraftiich erwielen, zu verbeffern, beziehungsweiſe ganz 
aufzuheben und durd andere zu erjegen, wie 3.8. die Be- 
ftimmung über die Jugendſchriftführer und über die Wähl— 
barkeit zu Kommiffiongmitgliedern. — Beftritten wurde da» 
gegen, daß es zu bielem Zmwede notbmwendig, ja auch nur 
wünfchenswertb fei, eine ganz neue Geſchaͤftsordnung an 
Stele unjerer alten, feit jo vielen Jahren im Hauſe übli— 
hen, Geihäftsorbuung einzuführen. Aus dieſem Grunde 
— jo wurde behauptet — würde es am beften zum Ziele 
führen, wenn der Antrag Laslere Zweiten, wie er vorliege, 
ohne auf die jpezielle Berathung deffelben einzugeben, ab- 
gelehnt und abgewartet werde, ob zu einzelnen verbeſſerungs⸗ 
bebürftigen Paragraphen der Gejhäftsordnung Anträge auf 
Abänderung oder Aufhebung eingebradt werden würden, 
wie Died noch in dieſer Seifion vom Grafen Schwerin 
bereit# mit gutem Erfolge geihehen fei. Es wurde ferner 
von den Vertretern dieſer Anficht geltend gemacht, daß eine 
Ucbereinftimmung unſerer Geihäftsorbnung mit der Ge— 
Ihäftsordnung des Reichstags herbeizuführen, gar nicht in 
der Macht des Abgeorbnetenhaufes liege, es fei denn, daß 
dafjelbe ſich blindlings den jeweiligen Bejchlüffen des 
Neichetags über defjen Geſchäfts-Ordnung unterwerfen wolle, 
Denn der Reichstag könne nicht gezwungen werden, jeine 
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Geihäftserbnung ftabil zu machen, dürfe dieſelbe vielmehr 
noch fort und 9 abändern, wie dies denn auch in der 
That bis jetzt in jeder Seſſion geſchehen ſei. Wer wolle 
dafür bürgen, ob ber Neichetag ſchon fein Berlangen nad 
Aenderung befriedigt habe, zumal da Neuwahlen ver der 
Thür ftehen. Das Bemühen, die beiden Geihäftsorbnuns 
gen in Webereinftimmung zu erhalten, ſei hiernach für ein 
vergebliches zu erflären. 

Abgejehen hiervon liege aber aud gar fein zwingender 
Grund vor, weshalb das Abgeordnetenhaus eine eben ſolche 
Geihäftdorduung haben müffe wie der Reichſtag. Habe 
doch aud das Herrenhaus jeine bejondere Geſchäftsordnung 
und im Zollparlamente fei die Geſchäfteordnung des Ab» 
geort netenhauſes ned jegt unverändert in Uebung. Dies ſei 
gauz maturgemäß und babe ncch keinerlei Nachtheile zur 
Folge gehabt. 

Gine gleihe Behandlung unferer Geſchäfte, wie im 
Reichstage, jei höchſt unzweckmäßig, weil beide Körperſchaf— 
ten in verſchiedenen Baulichkeiten ihre Eipungen balten. 
Dieier Umftand made dringend nothwendig, daß manche 
Vorſchriften über den Geichäftegang in der einen VBerfamm: 
lung jo, in der andern anders fein müffen, denn die Kofalis 
tät übe auf die Geihäftsordnung einen unbeftreitbaren Eine 
Auß aus. Dafjelbe gelte von der Verſchiedenheit der Zahl 
der Mitglieder beider Körperihaften. Der Reichstag beftehe 
aus weit weniger Mitgliedern wic das Abgeorbnetenhaus. 
Dort ſei allo der Ueberblid des Ganzen, zumal bei ber 
zwedmäßigeren Form des Eipungelofales, leicht und könne 
vieleicht die Führung einer Rednerlifte entbehrlich erſcheinen 
laffen. Nicht fo im Mbgrordnetenhaufe, wo die größere 
Zahl der Mitglieder und vie Lunggeftredte Form des 
Eipungslofales nah rechts und links vom Präfidentenftuble 
es bindere, Daß der Präfident gleichzeitig nach allen Seiten 
bin beobachten fünne, wer das Wort verlange. 

Sedenfalld ſei es aber übereilt zu nennen, wenn man 
jept an Stelle unferer alten, jeit jo vielen Jahren prafıiich 
gewordenen Geihäftserdnung, an welder man doch nur 
wenig zu tadeln gelunden babe, die Geſchäftsordnung des 
Reichstags jegen wolle, welche noch nicht lange in Uebung 
ſei, fih alſo prafiiih neh wenig bewährt und bis jept mit 
jeder Seifion Abinderungen erfahren babe. Möge man 
deshalb erft abwarten, was aus derjelben im Laufe länger 
rer Uebung werde. Sei man mit unjerer Geſchäftsordnung 
bisher fertig geworden, jo werde dieſelbe auch wohl noch 
einige Jahre lang genügen. 

Diefen Anführungen entgegen machten die Freunde des 
Lasker-Tweſtenſchen Antrages Folgendes geltend: 

Der Wunſch, die Geihäftsorduung des Abgeorbneten- 
haufed mit der des Neihstags in Webereinftimmung zu 
bringen, jei ein nerechifertigter, weil Viele Mitglieder beider 
gejepgebenden Körperſchaften ſeien, welde faft in unmittels 
barer Folge nad einander zu tagen pflegen. Es jei ſchwer, 
fih jedesmal in eine andere Geihäfttordnung zu gewöhnen. 
Die Frage, ob ed auf die Dauer gelinge, ſolche Ueberein- 
ftimmung zu erhalten, gehöre für jegt nicht hierher, denn 
jept jei faftiih die Möglichkeit vorhanden, eine Uebereine 
ſtimmung zu ſchaffen, die Forterhaltung ſei Sache der 
Zufunft. 

Menn anerfannt werde, daß unfere Geihäftsordnung 
einiger Berbeilerungen bedürfe, jo ſei dies ſchon ein ge 
nügendes Motiv, Diele Verbefferungen jept an der Hand 
des Lasker-Tweſtenſchen Antrages vorzunehmen. Wozu 
follten erſt noch neue Anträge abzumarten fein, Man habe 
ja die Macht, nur diejenigen Beftimmungen der Vorlage, 
welde man als Berbefferungen erkenne, zu acceptiren, Vie 
anderen Dagegen zu verwerfen. Die Vorlage made auf 
abjelute Bolfommenbeit feinen Anſpruch, fie enthalte aber 
manches Beſſere. 

Mas die Oportunitätofrage betreffe, jo ſei zur Ber 
beſſerung der Geichäftsordnung immer am Ende der Sitzungs— 
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periode der am meiften geeignete Zeitpunkt, — alſo ber 
jegige. — 

Mebrigens ſchade dabei der Umftand nit, daß im 
Falle der Annahme des Antrages die Neuerungen eintreten 
würden, nachdem das Haus bereit? nad ber alten Ge— 
ihäftsordnung ſich fonftituirt, die Kommilfionen gewählt, bie 
Vorlagen in Betrieb gelegt und mande derſelben ganz oder 
theilweiſe ſchon erledigt habe. Diele Webergangsperiode mit 
ihren Eleinen Sneonvenienzen müſſe immer eintreten, wenn 
eine neue Geihäftsorbnung anftatt einer alten angenommen 
werbe. Der Uebelftand jei nicht jo erbeblih, ald man an» 
zunehmen feine, denn, was nad ber alten Geichäfts- 
erbnung abgeihan fei, werde von ter neuen nicht bes 
troffen, und was von berjelben betroffen werde, könne 
leiht in das neue Geleiſe eingelenftt werben. Menn 
man vor biefer Mühe zurüdjchrede, werde man niemals eine 
neue Geihäftsorbnung, wenn deren Bebürfniß auch nod jo 
dringend jei, annehmen fünnen. 

Gerade jept in der britten Sitzungsperiode jeien die 
Abgeordneten gen der Geihäftsordnung vermöge ber 
gemachten vielfachen Erfahrungen im Ganzen am beften in 
der Lage, bie Uebelftände zu erfennen und die Berbefjerungs- 
vorfhläge zu würdigen. Wenn dann auch im nächſten 
Fahre das durd Neuwahlen neu gebildete Abgeordnetenhaus 
an ben Beichluß dieſes Haujes nicht gebunden, vielmehr 
wieder in der Lege fei, feine Geſchäftsordnung fich frei zu 
wählen, fo werde daſſelbe doch vorausfidhtlih der neuen 
Geſchäfts-Ordnung den Vorzug vor der alten geben. 

Da nad) diefen Erklärungen den Gegnern der Vorlage 
zugeflanden und auch vom Antragfteller ſelbſt erflärt wurde, 
daß es fi eigentlih nidt um Ginführung einer ganz 
neuen Geihäftsorbnung handle, jondern nur um Berbefle- 
rungen an der beftehenden Geihäftsordnuung im Anſchluſſe 
an die im Reichötage gemachten Erfahrungen, daß aljo aus 
dem Antrage event. nur einzelne Paragraphen anzunehmen 
ſeien, fofern fie als Berbefferungen angefeben werben möch— 
ten; jo einigte man fih nun in ber Kommilfion über 
die Entiheidung der bisfutirten Fragen leiht und kam 
einftimmig zu dem Beicdhluffe, daß die Vorlage nicht zum 
dritten Male ohne vollftändige Durchberathung wieder vor 
das Haus gebracht, vielmehr durchweg nad ihren einzelnen 
Paragraphen disfutirt werben jollte. 

Gbe man in dieſe Spezial-Diskuſſion ſelbſt eintrat, 
wurde nod ber Umftand zur Sprache gebradht, daß von 
ben 67 Paragraphen bes Lasfer » Tweften’ihen Antrages, 
etwa 42 wörtli mit den Vorſchriften der bisherigen Ge— 
Ihäftsordnung des Haufes übereinftimmen. Es fragte 
ſich demnach, wie es mit jenen übereinftimmenden, 
alſo feine Aenderungen reip. Berbefferungen bdarftellenden 
Paragraphen des Antrages zu halten jei? ob dieſelben eben» 
falls disfutirt oder ohne jede Disfufjion beibehalten werden 
follten? Es wurde dabei von einem Mitgliebe bemerkt, daß 
ed ohne Zweifel zwedmäßiger gemeien fein und leichter zum 
Ziele geführt haben würde, wenn die Antragfteller nicht, 
wie geſchehen, ihren Antrag als eine neue Geſchäftsordnung 
mit Beibehaltung bereits beftehender Vorſchriften vor das 
Haus gebradt, ſondern zu denjenigen Paragraphen ber 
Geihäftsorbnung, deren Aenderung reip. Bejeitigung fie 
wünjchen, neue andere Paragraphen in Vorſchlag gebracht, 
alle übrigen dagegen unberührt gelaffen hätten. Wie der 
Antrag jept vorliege, nöthige derielbe zu einer vollftändigen 
Revifion der ganzen Geſchäfts-Ordnung, alſo aud zur Dis» 
kuſſion über diejenigen Paragraphen, deren Abänderung nicht 
einmal von den Antragftellern verlangt werde. — 

In ber weiteren Debatte hierüber wurde vom Bor: 
figenden der Kommilfion vorgeichlagen, daß bei der Spezial— 
Diskuſſion die Paragraphen der bisherigen Geihäftsordnung 
des Haujes nach der Neihe mit den Paragraphen ber Bor: 
lage verglichen und nur ba, wo hiernach Verſchiedenheiten 
fi ergeben, eine Berathung und Beichlußfaffung eintreten 
ſolle. Dabei folle den Mitgliedern der Kommilfion jedoch 
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nicht verwehrt fein, auch zu demjenigen Paragraphen der 
Geſchäftsordnung, welche der Lasfer-Twefteniche Untrag uns 
veändert beibehalten babe, Abänderungs-Borihläge reip. 
Anträge auf Streihung ganzer Paragraphen oder einzelner 
Worte zur Diskuffion und Abftimmung zu bringen. 
Widerſpruch wurde gegen Dielen Borfchlag nit erho⸗ 
ben und nun m Spezialdisfuffion geihritten, aus welcher 
Folgendes zu berichten ift: 


Zu $. 1 

Die von den Antragftellern vorgeſchlagene Abänderung 
des $. 1 der Geſchäfts-Ordnung hefteht in der Abihaffung 
der Zugendiriftführer und in einer anderen Faflung des 
3. Alineas, betreffend die Uebertragung der Alterspräfibent- 
Ihaft auf andere, dem älteften Mitgliedbe im Alter nabe 
ftehende Abgeordnete. 

Die Unzweckmäßigkeit der Vorſchrift der Geſchäfts— 
Drbnung, dab beim Zufanmentritt des Hauſes gerade den 
jüngften Mitgliedern das Schriftführer Amt anvertraut wer« 
den muß, wurde allgemein in dir Kommiſſion anerfannt, 
und deshalb die Abänderung des 3. Alinea bes 8. 1 nad 
den Vorſchlage der Antragfteller dahin lautend: „der Bor» 
figende ernennt proviſoriſch für die Frift bis zur 
Konftituirung des Vorftandes ($. 8) vier Mitglieder zu 
Schriftführern,“ — einftimmig angenommen. 

Aus diefem Beſchluſſe folgte ſchon von jelbft, daß das 
4, Alinea des 8. 1 der Geſchäfte-Ordnung hinſichtlich der 
Schriftführer gegenftandslos geworben ift. Aber es wurde 
au allgemein das Bedürfniß erkannt, dieſes ganze Alinea, 
wie in diem Antrage geihicht, in Wegfall und die Beftim« 
nung wegen Uebertragung der Alteräpräfidentichaft an andere 
Mitglieder gleich Hinter Alinea 1 zu bringen. 

Demgemäß wurde ber in dem Antrage zu Alinen 1 
bes $. 1 gemachte Zufap: „Das Amt des Alterspräfie 
denten fann von dem dazu Berufenen auf bas im 
Lebensalter ibm am nädften ftehende Mitglied 
übertragen werden” — einftimmig angenommen. 


Zu $. 2 
ift von ben Antragftellern Lasker und Tweſten feine Ab- 
änderung vorgeſchlagen und nur am Ende der $. 28 
in Parentheje allegirt, was von der Kommiffion einftimmig 
als zwedmäßig anerfannt und zum Beidluffe erhoben 
wurde. 

Dagegen wurde von einem Mitaliede der Kommiſſion 
ber Antrag geftellt, das Alinea 1 zu ftreihen und an deſſen 
Stelle folgende Vorſchrift zu ſetzen: 

„Die perlönlid angemeldeten Mitglieder des Haufes 
werden dur das Lees in fieben Abibeilungen von 
möglichft gleiher Zahl gefheilt.“ 

Angeregt wurde dieſer Antrag durch die im ganzem Kaufe 
ber Kommifjionsverhandlungen bei verſchiedenen Gelegens 
beiten und von verjhiedenen Seiten laut gewordenen Klagen 
darüber, daß zuweilen Abgeorbnete fib im Anfange ber 
Sipungeperiobe nur anmelbeten, ohne je in das Haus 
einzutreten. Diele Abgeordneten würden, nah Maßgabe 
der beftehenden Gejhäfts-Drbnung, als Mitglieder des 
Haufes in die Abtheilungen geleoft, ja zumeilen ſogar im 
Kommiffionen gewählt, ohne daß fie in der That an den 
Arbeiten des Haufe irgenwie Theil nehmen. Je öfter ders 
artige Klagen zur Beiprehung Anlaß gaben, je mehr trat 
die große Schwierigfeit hervor, dem Uebel wirkſame Abhülfe 
dur die Geſchäfte-Ordnung zu verfhaffen. Berſchiedene zu 
dem Zwede son einzelnen Mitgliedern gemachte Vorſchläge 
fanden feine Unterftügung, weil fie für theils unausführbar, 
theils gänzlich unwirfiam erfannt wurden. Auf die that» 
ſaͤchlich begründete Behauptung, daß einige jener Abgeord— 
neten ſogar jo weit gegangen jeien, fi) nicht einmal perjöns 
lich, fondern nur brieflid anzumelben, wurbe das Verlangen 
geftellt, wenigftens in dieſer Hinfiht dem Uebel durd die 
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Geſchäfts Ordnung zu fteuern, indem man eine Beftimmung 
feflfege, welde nur den perſönlich in's Haus eingetretenen 
Mitgliedern die Einleofung in die Abtheilungen fichere, alle 
anderen aber Davon ausſchließe. Demzufolge wurde ber oben 
gedachte Antrag mit 9 gegen 2 Stimmen angenommen, 


Zu $. 3. 


der Geſchäfts-Ordnung ift weder im Lasfer- Tweftenichen 
Antrage noh im Schorße der Kommilfion eine Abände- 
rung beantragt. 


Zu den $$. 4. 5. und 6. 


der Geichäfts « Orknung find in dem Antrage Abänderungen 
vorgeichlagen, welche von einem anderen Prinzipe über die 
Gültigfeit der Wahlen und deren Anfechtung ausgeben. 
Waͤhrend die Geſchäfts-Ordnung die Gültigkeit jeder Wahl 
von der Entſcheidung des Hauſes abbängig macht, will der Ans 
trag nur dann im Haufe eine Prüfung und Entſcheiduung über 
dieſelbe herbeiführen, wenn entweder binnen einer lOtägigen 
Frift ein Proreft eingeht, oder die betreffende Abtheilung 
Bedenken gegen die Gültigkeit findet. Protefte gegen eine 
Mahl nad Ablauf der 1Otägigen Frift ſollen feine Berüd- 
fihtigung finden. 

Diele Vorſchläge fanden in der es mehrere 
Anhänger. Aber auch die beftebenden Borichriften der 
Geihäfts- Ordnung wurden ſehr warm vertheidigt, jo daß 
eine lebhafte Debatte für und gegen die beantragten Ab« 
änderungen entftand, 

Die Anhänger der Tepteren ſuchten zunächſt 
den Vortheil nachzuweiſen, welder durch Zeiterfparniß bei 
dem vorgeldlagenen Verfahren erlangt werde. Nach der 
iepigen Geſchäfis-Ordnung müßten die Berichterftatter auch 
über Die ganz ungweifilbaft gültigen Wahlen dem Haufe 
Portrag balten. Solche Berichte feien zeitraubend und 
höchſt ermüdend. Diefelben hätten erfahrungsmäßig feine 
weitere Bedeutung, als wenn (wie der 8. 5. des Antrages 
anerdne) dieſe Wahlen nur nahrichtlih zur Kenntniß des 
Haufes gebradt würden. Abgelehen hiervon jei es aber 
auch im Sutereffe des Landes ſehr wünjchenswertb, wenn 
die Vorſchriſten über Prüfung der Wahlen im Abgeorbneten« 
bauje und im Reichstage gleich jeien. Dies gelte naments 
lich von denjenigen Beftimmungen, welche Die Protefte ges 
gen Gültigkeit einer Wahl betreffen. Hier müſſe Ueberein- 
ftimmung berriden, Damit das Publikum nicht irre geführt 
werde. Darum jei es zwedmäßig, die Beitimmung der 
Geſchäfts-Ordnung des Neichstages zu aboptiren, in welder 
eine Frift von 10 Tagen nad der Eröffnung für die Pro— 
tefte gegen Gültigfeit der Wahlen feftgejept ſei, nad) deren 
Ablauf Protefte wicht mehr zugelaſſen werden. Es jelle 
zwar nit verfannt werden, daß die Frift ſehr furz be» 
meſſen fei im Verhältniſſe zu der Wichtigkeit des Rechtes, 
welches durd Ablauf derjelben verloren merde. Indeſſen 
müffe man über diefen Uerelftand hinwegſehen, weil die 
Beftimmung in der Geſchäftsordnung des Neichstages ftehe. 
Der $. 4 des Antrages emfpeble ſich aus dieſen Gründen 
ebenjo zur Annahme, wie der $. 5. Der $. 6 des Antra» 
ges entfalte feine Neuerung, vielmehr jei darin der 2. Sap 
des $. 5 der biöberigen Geihäfterrdnung dem Sinne nadı 
und ber $. 6 derjelben Geichäfttordnung wörtlich wieder— 
gegeben. 

Die Bertheidiger der bisherigen Geſchäftsordnung lie 
fen fih durch obige Ausführungen für die beantragten Aen— 
derungen nicht gewinnen, Sie wielen auf den Artifel 78 
der Berfaffungsurfunde bin, welcher beftimme: „jede Kam— 
mer prüft die Legitimation ihrer Mitglieder und entſcheidet 
darüber.” Hierin liege das Recht und die Plidht des Hau» 
jes die Gültigkeit der Wahlen ftreng zu prüfen, und zwar 
ohne Ausnabme alle Wahlen, au diejenigen, welche nicht 
angefochten jind. Eine bloße nachrichtliche Mittbeilung durch 
den Prüfidenten ſei feine Prüfung und Entſcheidung, es 
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mũſſe vielmehr über jede Wahl dem Haufe berichtet und 
vom Hauſe Beſchluß gefaßt werden. Das in dem Antrage 
vorgeichlagene Berfabren jei eine Abweihung von jener Vers 
taffungevorjrift. Die Kommilfionsberichte ũber ungmeifelhaft 
gültige Wahlen ſeien ftets ſehr kurz, ſo daß fie weder 
zeitraubend noch ermüdend jeien. Wie das Publikum durd) 
die bisherigen Geichäftsordnungsvorichriften irre geleitet 
werben föune, fei nicht abzuſehen. Wenn überhaupt eine 
der beiden in Mede ſtehenden Vorlichriften das Publifum 
benachtheiligen fünne, jo fei es die, im welcher eine Prä- 
finfiofrift von 10 Tagen für die Protefte feftgelept werde, 
aljo die von den Antranitelleen vorgeichlagene. 

Welch einen peinlichen Eindruck müſſe eg machen, wenn 
bei einer Wahlprüfung in der Abtheilung fi berausftelle, 
daß zwar ein begründeter Proteft gegen die Wahl vor« 
liege, daß diefer Proteft wegen Ablaufs der 1Otägigen Frift 
aber nicht mehr zu berüdfihtigen und die Wahl trop deffels 
ben für gültig zu erflären je. Ganz anders jei es jept, 
wo bei den Wuhlprüfungen jeder vorliegende Proteft bes 
rüdfichtigt werde. Erſt wenn definitio im Haufe die Wahl 
für gültig erflärt Sei, könne Einſprache dagegen ſelbſtoer— 
ftändlih feine Berückſichtigung finden. 

Wenn der $. 5. des Autrages angenemmen werde, jo 
ſeien alle neugewäblten Mitglieder des Haufrs, fo lange die 
10rägige Frift nech nicht verſtrichen, gewiffermaßen mur 
proviloriihe Vertreter des Landes, allo ftreng genommen 
gar nicht zu definitiven Beichlüffen, zur Wahl des Vor— 
ftandes und Ddergleihen Funktionen des Haujes legitimirt. 
Wolle man fonjequent jein, fo müfje ftets die 10tägige 
Frift abgewartet werden, bevor fih das Haus definitiv 
fonftituiren könne. Welch ein Zeitverluft entftehe hierdurch! 
— Nah der jepigen Geihäfteordnung habe jedes Mitglied 
Sig und Stimme im Haufe, fo lange nicht jeine Wahl für 
ungültig erflärt würde. Bon einem Provilorium fünne da 
feine Rede fein. 

Schließlich wurde nod) von einem Mitgliede die Befürd)» 
tung ausgeiprodhen, daß die Beftimmung des Alinea 2. 
$. 4. des Antrages das Publifum zu leichtfertigen Proteften 
gegen die Wahlen anreizen und dahin führen könne, daR 
das Haus mit vielen ganz grundloſen Proreften überbäuft 
werde, indem man, um die Frift zu wahren, vorläufig Pro» 
tefte einbringe in der Hoffnnug, diefilben durch nähere Er— 
fundigungen dann ſpäter noch begründen zu können. 

Nah allen diefen Erwägungen Scheine es, daß di: Bes 
ftimmungen, welde der Antrag in den 88. 4., 5., 6. ent— 
halte, nicht nur feine Verbeſſerung, fondern im Gegentheil 
eine große Verſchlechterung der Geſchäftsordnung berbeifüh- 
ren würden. 

Bei der nun über die diekutirten Paragraphen erfol- 
genden Abftimmnng wurden dieſelben (nämlich die 88. 4., 
5., 6. des Antrages) mit 6 gegen 5 Stimmen abgelehnt. 

Zu dieſem Abjchnitte über die Wahlprüfungen ift auch 
no& von dem Abgeordneten v. Dieft im Haufe ein Antrag 
aeftellt, welcher lautet: „Der Bericht über alle Mablen, 
bei denen auf Beanftandung oder Ungültigkeitserflärung 
Seitens der Abtheilung angetragen wird, ift ſchriftlich zu 
erftatten.” Dieſer der Geihäftsordnungsfommilfien zur 
Borberatbung überwiejene Antrag wurde in der Kommiſſion 
angenommen und dem $. 4. ald zmeited Alinea binzus 
geſetzt. 


&7 


Die Anbänger des Lasker-Tweſten'ſchen Antrages em: 
pfehlen die Annahme des $. 7. deffelben, indem fie erflär« 
ten, ber Zwed der im Alinea 1. vorgelhlagenen Abänderung jei 
Veſchleunigung der vollftändigen Konftituirung des Hauſes. Des» 
balb ſolle nicht erſt mit den Vorſtandswahlen gewartet werden, 
bis die Wahlen einer beſchußfähigen Anzahl von Mit— 
gliedern des Haufes geprüft und als gültig anerfannt 
feien, jondern diefe Wahlen follen fefort ftattinden können, 
jobald nur die Anweſenheit einer beichlußfähigen Ans 
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zahl von Mitgliedern des Haujes durch Namendaufruf feft- 
geftellt if. Den Wahltag müſſe das Haus feſtſetzen. Im 
ber bisherigen Geſchäfte-Ordnung ſei bierüber feine Be— 
ftimmung getroffen worden, beshalb ſei diefe Lüde zu 
ergänzen gemejen. Der Wahlmodus ſei in dem Antrage 
nicht verändert, es fei aber zwedmäßig, daß die betreffenden 
Beltimmungen bed Wahl-Reglements vom 8. Dezember 1848, 
welche die bisherige Geichäfts- Ordnung nur alegire, bier 
wörtlid aufgenommen würden, wie es der Antrag thue. 

Die Wirkjamkfeit des Alinen 1. fei zwar durch Ab- 
lehnung der 88. 4., 5., 6. des Antrages einigermanßen 
bherabgedrüdt. Allein demungeachtet bleibe die vorgeihlagene 
Aenderung brauchbar und verdiene den Vorzug, weil es oft 
ee fei, daß das Haus fi ſchnell fonftituire, wenn 
auch nod feine Wahlen geprüft Seien, jo 3. B. dann, 
wenn jchleunige Borlagen gleih zu Anfang der Seſſion 
eingebradt würben. 

Gegen dieſe Anführungen wurde geltend gemadt, daß 
die vorgeihlagene Beftimmung des Alinen 1. unannehmbar 
ei, weil die damit im Zufammenbange ftebenden $$. 4., 5. 
und 6. des Antrages abgelehnt und die entiprechenden Bors 
Ihriften über die Wablprüfungen und deren Gültigfeitd- 
erflärung in der bisherigen Geihäfts-Orbnung beibehalten 
ser ie vorgejchlagene Abänderung wurzele in der Prä— 
umtion, daß alle Wahlen einftweilen als gültig betrachtet 
und aud definitiv durch den Ablauf der 10tägigen Friſt, 
wenn innerhalb befjelben fein Wideriprud ſich dagegen er- 
bebe, gültig würben. Dieje Präfumtion fei aber nad Ab» 
lehnung der 88. 4., 5. und 6. des Antrages hinfällig ge 
werben, folglih fei dem Alinea 1. des $. 7. des Antrages 
der Boden entzogen. Die Beftimmung der Geſchäfts-Ord⸗ 
nung, daß die Borftandswahlen erft dann ftattfinden, wenn 
die Wahlen einer beichlußfäbigen Anzahl von Mitgliedern 
als gültig anerfaunt worden jeien, mülje aljo beibehalten 
werden. Was über die Nothmwendigkeit der Beſchleunigung 
der Borftandswahlen gejagt jei, beruhe auf einer Berfennung 
ber Befugnifje, womit der Alterspräfident ausgeftattet ift. Das 
Haus fei unter£eitung bed Alterspräfidenten ebenfo im Stande, 
Anträge entgegenzunehmen und Beſchlüſſe zu faffen, wie 
unter dem gewählten Dräfidenten. Bon dieſem Gefidhts- 
punfte aus enthalte der Antrag gewiffermaßen ein Miß— 
trauensvotum gegen die Alteräpräfidenten, Zu dieſem 
Miptrauen fehle bis jept jede Veranlaffung. Die Beftim: 
mung, daß tas Haus den Wahltaz feftjege, ſei überflüffig, 
weil die Beftimmung des $. 30. der Geſchäfts-Ordnung, 
betreffend die Feltftelung der Tages-Ordnung cu bier 
nit nur genüge, fondern den Vorzug verdiene. 

Gegen die Annahme der beiden Alinens 2. und 3, bes 
Antrages wurde nichts eingewendet. 

Nah geihloffener Debatte wurde jedes Alinea einzeln 
zur Abftimmung gebracht und das Alinea 1. mit 9 gegen 
1 Stimme abgelehnt. 

Darauf wurde das Alinea 2. auf Borihlag eines 
Mitgliedes dahin formulirt: 

„Dieje Wahlen erfolgen durh Stimmzettel 

nad abjoluter Stimmenmehrheit"; — 
und in diefer Faſſung, ſowie Alinea 3. des Antrages wört« 
lid mit Stimmeneinbhelligfeit angenommen. 

Die in dem Antrage über $. 10. gejepte Ueberichrift: 
„Konftituirung des Hauſes“, welde in der Geihäfis-Drd- 
nung fehlt, wurde für zwedmäßig erfannt und angenom-» 
men. Abgeſehen hiervon enthält der Antrag zu den SS. 8., 
9. und 10, der Geihäfts- Ordnung feine Abänderungsvor« 
ſchlaͤge. 

Da auch in der Kommiſſion feine Abaͤnderungbvor⸗ 
ſchläge zu diefem Paragraphen eingebracht wurden, jo boten 
dieſelben weber zu einer Debatte noch zu einer Beichluß- 
taflung Gelegenheit. 

affelbe gilt von den 
$$. 11., 12., 13. und 14. 
der Gejhäfts-Drdnung. Nur binfihtlih der Anordnung 
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der in den 88. 11. und 13. entbaltenen Vorſchriften ift in 
dem Antrage die Menderung vorgenommen, daß zu Dem 
$. 11. als zweites Alinea der legte Sap des $. 13. hinzu 
——— folglich bei F. 13. in Wegfall gebracht wor— 
en iſt. 

Die Zweckmäßigkeit dieſer Anordnung wurde ohne 
Debatte allſeitig anerkannt und deren Annahme beſchloſſen. 
ic Der in unſerer Geichäfts-Drdnung nun folgende Ab» 

nitt 


IN. Vorberathungen in den Kommifjionen und 
im ganzen Haufe 
bat in dem Lasker-Tweſten'ſchen Antrage eine gänzliche 
Umänderung erfahren, wie denn auch die Ueberſchrift ver- 
ändert ift und lautet: 

„Bebandlung der Vorlagen, Anträge und Peti— 

tionen, 

Gegen die neue Faſſung der Ueberichrift wurde nichts 
erinnert. Ueber den Iuhalt diefes Abjchnittes dagegen er- 
bob fi eine ſehr lebhafte Debatte, weil hier der Autrag 
ein von der bisherigen Geihäftsorbnung prinzipiell verſchie— 
denes Verfahren einführen wil. Die Vorberathung im 
Plenum des Hauſes — und nicht wie bisher die Vorbe— 
rathung durch Kommilfioenen — ſoll die Regel bilden. 
Dieje Vorberathung im Plenum joll regelmäßig in 3 Ab— 
ſchnitte (drei Leſungen) zerfallen. Die erfte Leſung joll in 
ber Diefuffion über die Grundſätze des Entwurfes beftehen 
— in ber General» Diskulfioen — Am Scluffe derielben 
ſoll das Haus darüber beichließen, ob eine Kommilfion mit 
der Vorberathung des Entwurfs betraut werden fol. Diele 
allgemeine Diskuffion fol auch auf einzelne Abtheilungen 
des Entwurfs gerichtet und abıheilungsweife zu Ende ge- 
führt werden fünnen — ($. 16.) — Die zweite Leſung — 
frübeftens am zweiten Tage nah Abſchluß der erjten Be— 
rathung, oder wenn eine Kommilfion eingelegt ift, frühe: 
ftend am zweiten Tage nahdem der Kommilfionsantrag ge— 
druct vertbeilt worden if, — ſoll in der Diskuſſion und 
Beihlupfaffung über die einzelnen Paragraphen der Por: 
lage — in der Sprzialdisfujfion — beftehen. Hier jellen 
Abänderungsvorfhläge mit zur Diskuſſion geftellt werden 
fönnen und und feiner Unterftüpung bedürfen. Nah dem 
Schluſſe der Beratbung ſoll der Präfident mit den Schrifte 
führern die gefaßten Beſchlüſſe neben der Borlage zuſam— 
menftellen und diefe Zujammenftellung die Grundlage für 
die dritte Leſung bilden. Wenn aber der Entwurf in allen 
Theilen abgelehnt wird, jo ſoll feine weitere Berathung er— 
folgen ($. 17.). Die dritte Leſung — früheftens am zwei« 
ten Tage nach Vertheilung der gedrudten Zulammenftellung 
— ſoll fih zunächſt wieder auf die Grundjäge des Gnt- 
wurfs (Generaldebatte) erftreden und hieran fih unmittels 
bar die Disfuffion über die einzelnen Artikel (Spezialde— 
batte) anichliefen. Abänderungsvorihläge ſollen hierbei zus 
lälfig fein — falls fie von dreißig Mitgliedern unterftugt 
find. Schließlich joll dann über Die Annahme oder Ableh» 
nung des ganzen Entwurfs abgeftimmt werden. Alle bieje 
Vorſchläge fanden in der Kommilfion viele Gegner und 
viele Vertheidiger. 

Bon den Gegnern des Antrages wurde zunächſt nad» 
uweiſen geficht, daß das Verfahren, welches bier als beſ— 
* zur Annahme empfohlen worden, auch bei unſerer Ge— 
ſchäfteoörduung fahr im derfelben Meile, zwar nicht als Ne 
gel, fondern nur ausnahmsweiſe, wenn das Haus es bes 
ſchließe und für die Sache angemeflen halte — eingeſchlagen wer- 
den fönne. Auch jept ſchon habe über manche Vorlagen die Bor: 
berathung im ganzen Haufe mitÖeneralsundSpezialdebatteftatt 
gefunden. Ein Bedürfniß zur Abänderung ber betreffenden Bes 
ftimmungen der Geſchäftsordnung fünne mithin bier nicht an— 
erfannt werden. In der Regel ſei aber die Vorberathung 
in den Kommiffionen vorzuziehen, zumal wenn es fih um 
Vorlagen handle, zu deren richtigen Beurtheilung eine ges 
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nauere Information, jei es in technifcher, ftatiftiicher ober 
jonftiger Beziehung, nicht entbehrt werden fünne. In den 
Kommilfionen, wo der Verkehr der Mitglieder unter ſich 
und mit den Miniftern oder deren Vertretern ein unge 
zwungener jei, werde dies jchneller und beſſer erreicht, wie 
in den Plenarfigungen des Hauſes. Im den Kommilfions« 
Sipungen werde mande Frage geftellt, welche in der Plenar— 
Sipung unterdrüdt werde. Die Kommilfion arbeite wegen 
der Ungezwungenheit audy raſcher ald das Plenum, wo bei 
der Vorberathung viele lange Reden gehalten würden, 
welche zur Förderung der Sache verhältnißmäßig nur wenig 
beitrügen. Durch die ſchriftlichen Kommiſſionsberichte 
werden die Mitglieder über die Gejegentwürfe informirt, je 
daß fie demnächſt den Vorträgen im Hauje mit mehr 
Nupen folgen könnten, als wenn fie erft nah und nad 
dur die Reden im Haufe mit der Sade vertraut gemacht 
werden follen. Deshalb jei es wünjchenswerth, daß die 
Gejepentwürfe erft an die Kommilfion zur Borberathun 
gingen, daß alfo dieſe Vorſchrift der Geihäfts-Drdnung * 
ferner als Regel beibehalten werde. 

Die vorgeſchlagenen 3 Leſungen dagegen ſeien ſehr 
zeitraubend und gewähren für das Opfer an Zeit keinen 
entſprechenden Nutzen. Man ſage, die General» und Spe— 
zial-Debatte müßten getrennt werden. Dabei ſei die in 
dem Antrage vorgeijhlagene Trennung durd einen Zwiſchen— 
raum von 2 Tagen jo unbedeutend, daß man hiervon wohl 
feinen großen Gewinn erwarten dürfe. Böllig ungeredt- 
fertigt jei dann aber die 3. Leſung, denn dieſelbe umfaffe 
wieder eine General» und Spezial-Disfuffton ohne Zwiihen- 
raum und lafje aud noch Abänderungs » Vorihlage zu. 
Durch diefe 3. Lejung werde aljo das ganze Refultat der 
beiden vorhergehenden Lejungen wieder in Frage geftellt. 
Wenn man bei dieſem Vorſchlage etwa an die Gedäfts. 
Ordnung des engliihen Parlaments gedacht habe, fo —* 
man doch die Sache falſch aufgefaßt. In England beſtehe 
—* die 3. Leſung; ſie habe aber lediglich den Zweck, die 

edaktion der gefaßten Beſchlüſſe zu bewirken, und deshalb 
dürften dabei auch nur Amendements über die Wortfafſung 
eingebracht werden. Das ſei alſo eine ganz andere 3. Le— 
fung, als die bier vorgeſchlagene. 

Die BVertheidiger des Antrages wielen darauf bin, daß 
das Haus in der neueren Zeit ſchon immer mehr von den 
Vorberathungen in den Kommilfionen zurüdgefommen jei, 
und mehr und mehr die Vorberathbungen im Plenum ange: 
nommen habe. 

Es fei ein Uebelftand, wenn ein Entwurf nur in einer 
aus wenigen Mitgliedern beftehenden Kommilfion in nicht 
öffentlihen Sipungen zur Berathung vorbereitet werde. 
Das Land erfahre davon nichts. Die Kommilfion ſei ge 
wiffermaßen der Vormund des Haufes, beifen Mitglieder 
erft durch die oft einfeitigen mündlichen oder jchriftlichen 
Berichte die nothwendige Information über die Vorlage er— 
bielten. Dann würden in einmaliger Berathung definitive 
Beſchlüſſe gefaßt, wobei leicht eine Uebereilung möglich jei. 
Solche Uebereilungen fönnten nicht wieder gut gemacht wer« 
den, und das Haus jei Der Korreftur burd das Herrenhaus 
ausgejept, was feiner Würde nicht entſpreche. Alles Dies 
werde durd Einführung von 3 Leſungen beffer werben. 
Die Generale und Spezial:Debatte müffe von einander ge⸗ 
trennt werben, bamit die Disfulfion über die Prinzipien 
nicht durch die Debatte über die einzelnen Paragraphen eines 
Geſetzes verwirrt werde. Daraus ergebe fih die Nothwen- 
digkeit der beiden erften Leſungen. Da bei der erfteren 
feine Amendements zuläffig jeien, jo werde dieſelbe nicht 
iu weit ausgedehnt werden. Bei der zweiten Leſung Dagegen 
eien Amendements auch ohne Unterftügung zuzulaffen, dies 
fei zum Schutze der Minorität nothwendig. 

Zeit werde ſchon dadurch eripart, daß eine Debatte über 
- geſchäftliche Behandlung der Vorlage nit mehr vor. 
omme. 
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Die Mitglieder und das ganze Land würden fofort an 
der Sache betbeiligt, was das Fonftitutionelle Leben bes 
Volkes förbere. 

Wenn aber im Laufe der General-Disfuffion fi er- 
gebe, daß eine fpeziellere Information über bie Vorlage 
wünfchenswerth fei, wenn namentlich umfaffende techniſche, 
ftatiftiihe oder dergleihen fahmäßige Informationen noth» 
wendig würden, jo werde das Haus die Verweiſung in eine 
Kommilfion beichließen, und es fei dann für die Kom- 
milfionsarbeiten ſehr fürdernd, daß bei der GeneralsDebatte 
ſchon die Grundanfidhten des Haufes über die Vorlage aus— 
aehpen en, und dadurch der Kommiſſion eine Direktion ges 
geben Jei. 

Die dritte Lefung jei nöthig, um etwaige Widerfprüche 
in den gefaßten einzelnen Beihlüffen zu forrigiren oder noch 
zu etwaigen Kompromiffen mit den beiden anderen Faktoren 
der Geſetzgebung noch die Möglichkeit zu Schaffen. Alle 
dieje Vortheile maden es wünſchenswerth, daß die Bor 
ſchlääge, welde bie 88. 15. bis 18. des Lasler-Tweften- 
ſchen Antrages enthalten, angenommen werben. 

Nachdem der Schluß der Debatte ftattgefunden, wurde 
über die Paragraphen 15., 16., 17. und 18. des Antrages 
abgeftimmt. Diejelben wurden mit 6 gegen 5 Stimmen 
angenommen, zugleidh aber beſchloſſen, anftatt des in dem 
Antrage gebrauchten Wortes „Artikel“ überall das Wort 
„Paragraph“ zu fegen, weil die Gefege in Paragrapben und 
nicht in Artikel eingetheilt zu werden pflegen. Ferner wurde 
ein geftelltes Amendement, wonad in der dritten Zeile bad 
1. Alinea des 8. 17. anftatt der Worte „früheftens am 
zweiten Tage“ zu fegen: „frübeltens am dritten Tage“ 
— angenommen, außerdem auch beichloffen, im 5. lin. 
bes $. 17, hinter dem Worte „Beichlüffe* zu fegen: „neben 
der VBorlage*, und im $. 18. am Schluffe einzufgalten: 
„8. 17.)% 

Der $. 19. des Antrages fand überall Beifall. Die 
Gegner der zuvor beſchloſſenen drei Leſungen waren zu der 
Annahme diejes Paragraphen um jo mehr geneigt, als fie 
darin gemwifjermaßen ein Korreftis gegen die gefürchteten 
Nachtheile der beichloffenen 88. 15. bis 18. zu finden meine 
ten. Der Paragraph wurde Daber einftimmig angenommen. 

Der 8. 20. des Antrages enthält einen Abinderungs- 
vorihlag zu dem $. 25. der Geichäftsordnung. Gegen Die 
Stellung dieſer Vorſchrift hinter die zuvor beſchloſſenen 
Paragraphen wurde nichts erinnert, da die Zweckmäßigkeit 
mit Rückſicht auf die Ueberſchrift dieſes Abſchnittes von ſelbſt 
einleuchtet. 

An dem Abänderungsvorſchlage ſelbſt wurde zunächſt 
getadelt, daß der letzte Satz des $. 25. der Geſchäfts-Ord— 
nung, wonach Anträge, denen Die vorgeichriebene Form 
fehlte, als Petition angeleben werden follen, mweggelafjen fe. 
Die Beibehaltung dieſer Vorſchrift wurde für nothwendig 
erflärt. Ferner wurde im 2. Alinea die Streihung des 
Wortes „und* in den Worten: „nachdem der Antrag ges 
drudt und in die Hände u. ſ. w. . . .* verlangt. Gegen 
dieie Anträge erhob ſich nur vereinzelter Widerſpruch, die 
Majorität ftimmte denfelben zu. 

Der Borihlag des Vorfigenden, bei der Abftimmung 
zunächſt nur das 1. Alinea dieſes Paragraphen dem $. 25. 
der Geſchäfts-Ordnung gegenüber zu ftellen, jo daß alſo für 
den Fall der Ablehnung der ganze $. 25. der Geſchäfts— 
Ordnung beftehen bleibe, fand ungeibeilten Beifall. 

Bei der in diefem Sinne erfolgten Abftimmung wurde 
das Alinea 1. des $. 20. des Antrages abgelehnt. 

Das Alinea 2. wurde darauf in folgender Kafjung: 

„Sind diefe Formen dagegen beobadıtet, jo er» 
hält in einer folgenden Sigung, jedoch frübeftens am 
dritten Tage nahdem der Antrag gedrudt in die 

Hände der Mitglieder gekommen ijt, der Antragfteller 

das Wort zur Begründung. Hieran jchließt ſich, 

wenn der Antrag einen — 2 umfaßt, ſofort 
die erſte Berathung“ 
2 * 
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mit Stimmeneinheit angenommen. Ebenſo bad britte 
Alinea. 

Der $. 26. der bisherigen Geihäftsorbnung war durch 
diefe Beihlüffe in Wegfall gebradt worden. 

Gegen die in dem Antrage unter &. 21. gemachten 
Vorſchlaäge wurde fein Widerjprud erhoben. Der Paragraph 
wurde demgemäß einftimmig angenommen. 

Der $. 22. der Vorlage ift wörtlih im $. 27. der 
Geihäfts-Ordnung enthalten und bot zu einer Debatte 
und Beſchlußnahme feine Veranlaffung. 

Zum $. 23. des Antrages, welcher eine ın ber bis— 
Br Geſchäfts-Ordnung nicht enthaltene Vorſchrift ein- 
ührt, wurde darüber disfutirt, ob ein Bebürfniß vorliege, 
die Anträge der Negierung, wenn fie feine Gejepentwürfe 
find, iı mer der in $. 16, bis 19, feftgejepten Behandlung 
zu unterziehen, oder ob diejelben nicht vielmehr ebenjo wie 
die Anträge der Mitglieder zu behandeln fein, Man vers 
fannte jedoch den Unteridied nicht und zog in Erwägung, 
daß die Anträge der Regierung jehr Hug von größter 
Wichtigkeit jeien, wenn fie aud feine Geſetzentwürfe enthal« 
ten, jo 3. B. die Anträge auf Genehmigung von Etats. 
überfchreitungen, auf Dedardirung der Rechnungen u. dgl. m. 
In Anerkennung diefer Umftände wurde der vorgejchlagene 
Paragraph einftimmig angenommen. 

Der in dem Antrage nun folgente Abjchnitt betrifft 
die Kommilfionen und ift größtentheils aus den $$. 18., 
19., 20., 22., 23. und 31. der Geihäftsordnung entnom« 
men. Nur der $. 21. der Geſchäftsordnung ift darin ums 
berüdfichtigt geblieben, und aud von der Kommilfion 
defien Streihung beidloffen. Gegen tie Einreihung der 
gedachten Beftimmungen an diejer Stelle der Geſchäfts— 
Drdnung und gegen die Heberjchrift wurde fein Wideriprud 
erhoben, aud dagegen nicht, daß die Bezeichnung derjenigen 
Gegenftände, für deren Bearbeitung die Kommilfionen ge 
bildet werden, vorweg geſchickt werde, wie es in dem Las— 
fer Tweften’ihen Antrage, abweichend von der Geidhäfts- 
Ordnung, geihieht. 

Was den Inhalt dieſer Vorſchläge betrifft, jo hat der 
$. 24. des Antrages in Uebereinftimmung mit dem $. 19. 
der Geſchäfts-Ordnung diejenigen 9 Gegenftände, für deren 
Bearbeitung Kommilfionen zu bilden find, bezeichnet. In 
diefer Hinfiht ift aljo eine Abänderung der Geſchäfté-Ord— 
nung von den Antragftellern nicht verlangt werden. Es 
wurde die Beibehaltung diefer Vorſchrift beiploffen mit der 
Maßgabe, daß anftatt fönnen... . gewählt werden, ge- 
jagt werde: werden... . gemäblt, 

Ein prinzipielle Unterichied des Antrages von der bie- 
berigen Geihäfts-Drdnung liegt in der Bildung der 
Kommilfionen, nämlich darin, daß die Mitglieder derjelben 
nicht, wie bisher aus den Mitgliedern der Abtheilungen, 
jondern aus dem ganzen Haufe gewählt werden follen. Zur 
Empfehlung diejer Neuerung wurde darauf hingewieſen, daß 
die Abtheilungen nicht felten in Berlegenheit jeien, aus ihrer 
Mitte die für eine beftimmte Kommiſſion geeigneten Mit- 
glieder zu finden; während die eine der andern Abtheilung 
an geeigneten Mitgliedern Meberfluß babe. So künue es 
fi ereignen, daß gerade anerkannt ſehr geeignete Mitglieder, 
weil deren in einer Abtheilung mehrere — nicht gewählt 
werden fönnten, während andererieitt, wo es in einer Ab— 
theilung an jolhen Mitgliedern gerade fehle, weniger geeig— 
nete Mitglieder zur Theilnaome an den Kommilfionsarbeiten 
gegen ihre eigenen Neigungen genöthigt würden. Dieſem 
Uebelftande werde abgebolfen, wenn die Kommilfionsmit- 
glieder aus dem ganzen Haufe ausgewählt werden 
fönnen. 

Gegen dieje Ausführungen wurde erwidert, daß ber ges 
rügte UWebelftand bisher noch nicht oft bervorgetreten jei. 
Dagegen drobe bei Annahme des Antrages ein anderer Uebel: 
ftand einzutreten, nämlich der, dag fünftig nur fogenannte 
Fahmänner in die Kommilfionen gemäblt werden würden. 
Bei den jepinen Vorſchriften der Geſchäfts-Ordnung fei die 
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Abtheilung genöthigt, auch Laien in bie Kommiffionen zu 
wählen, wenn Fachmänner in der Abtheilung nicht vorhan» 
den jeien. Hierin liege aber der große Vortheil, daß die 
Arbeiten in den Kommilfionen nidt von Fachmännern 
allein, ſondern unter heilſamen Mitwirfung jogenannter 
Laien ftattfänden. Auch jei zu fürdten, daß bei den Wah- 
len aus dem ganzen Haufe immer nur die bereits befann- 
ten Mitglieder gewählt, die jüngeren noch unbelfannten 
Kräfte aber ausgeihloffen würden. 

Die in diefen Anführungen gegen den Antrag erhobenen 
Bedenken fanden indeflen bei der Majorität feinen Anklang, 
zumal da die Befreiung der Wahl von den biäherigen Feſſeln 
nicht hindert, Laien und Fachmänner je nad Bedürfniß in 
die Kommilfionen zu wählen. 

Ein anderer Borwurf gegen den Antrag wurde darin 
gefunden, daß die Zahl der Mitglieder der Kommilfionen, 
wenigſtens die Minimalzabl, nicht feftgefegt ſei, mie in ber 
bisherigen Gejhäftserdnung. Die Majorität erfannte bie 
Nothwendigkeit einer ſolchen Beftimmung an, woraus ein 
Amendement bervorging, dahin lautend: 

„Die Kommilfionen find in der Regel aus 14 Mit— 
gliedern zu bilden.” 

Ferner wurde vorgeichlagen, im zweiten Sape bes legten 
Alinea das Wort „fämmtliche“ zu ftreihen und an befjen 
Stelle zu jepen: 

„alle bereits in das Haus eingetretenen und einer Ab» 

theilung zugelooften.“ 

Die BVertheidiger diejes Antrages beriefen fih auf die 
Thatſache, daß Mitglieder des Haufes fih nur angemeldet 
hätten, an den Arbeiten aber gar nicht Theil nähmen, ja 
oft nicht einmal in Berlin anmwejend ſeien. Sulde Mit 
glieder fünnten ih zu Mitgliedern der Kommilfionen nicht 
qualifiziren. Deshalb müfje es verhindert werden, daß Die 
jelben in Kommijfionen gewählt würden, und dies geſchähe 
durd das vorgejhlagene Amendement. 

Gegen Diele Anführungen wurde zwar erinnert, daß 
dann auch Mitglieder, welche im Anfange der Seifion durch 
Krankheit auf einige Zeit am Erſcheinen im Haufe verhin« 
dert feien, von den Kommilfionen ausgeihleffen würden. 
Allein ein entjchiedener Widerftand gegen das Amendement 
wurde hierauf nicht geftügt, jo daß das Amendement im 
Ganzen Beifall fand. 

Dei der nad geichloffener Debatte über jedes einzelne 
Alinea erfolgenden Abftimmung wurde Alinea 1, wie bereits 
oben bemerkt, Alinen 2 mit dem Zufage: „die Kommilfionen 
find in der Negel aus 14 Mitgliedern zu bilden“, und 
Alinen 3 mit dem an Stelle des Mortes „ſämmtliche“ vor« 
geihlagenen Worten: „alle bereits in das Haus eingetretenen 
und einer Abtheilung zugelooften® — angenommen. 

Der in dem Antrage nun folgende $. 25. ift aus dem 
$. 18. der bisherigen Geſchäfts-Ordnung entnomnen und 
ftimmt mit den Alineas 2., 3., 4., 5. und 6. diejes Para» 
graphen bis auf zwei Punkte wörtlich überein. Die beiden 
Abweichungen beftehen darin, daß vie Dreitägige Arift, 
weldye der Berathung vorhergehen fol, in eine zweitägige 
umgeändert und am Schluſſe diejes Abfapes in Parentheje 
der $. 17. alegirt ift. 

Beide Abänderungen wurden von der Mehrheit der 
Kommilfion nit für annehmbar gehalten und bei der 
darüber erfolgten Abftimmung abgelehnt. 

Im Schoofe der Kommilfion wurde nun der Antrag 
geftellt, im erften Satze auch nch die Vorſchrift aufzu— 
nehmen, daß für den VBorfigenden und Schriftführer in Der 
Kommilfion Stellvertreter gemählt werden. Diejem Bor: 
ſchlage murde allgemein zugeltimmt und demgemäß dem 
erftin Alinea folgende Faſſung gegeben: 

„Die Kommilfionen fonftitwiren fib, indem fie aus 
ihrer Mitte einen Worfigenden, einen Scriftführer und 
Stellvertreter für beide wählen. Sie find beſchlußfähig, 
ſobald mindeltens tie Hälfte der Mitglieder anweſend find.” 

Ferner wurde auf den Antrag eines Mitgliedes be— 
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ihloffen, im legten Alinea vor dem legten Worte: bes 
ſchließen — einzufdalten: „auf den Antrag der Kommilfion 
oder fonft nah Maßgabe des F. 33,“ 

In diefer Faffung wurde bei der Abftimmung ber Para» 
graph einftimmig angenommen und aud die demſelben in 
dem Antrage angewielene Stelle gutgeheißen. 

In dem $. 26. des Antrages ift der 

8. 20. der Geldhäfts-Drdnung 
wiedergegeben, und zwar in den Alineas 2., 3., 5. und 6. 
wörtlid, jo daß über dieſe eine Disfuffion und Beihluß- 
nahme nicht erforderlid war. 

Das Alinen 1. wurde in der neu vorgeſchlagenen Faffung 
angenommen. 

Zu dem Alinea 4. wurde von einem Mitgliebe bemerkt, 
daß die Beftimmung der bisherigen Gefhäfts-Orbnung, 
nad welder tie Petition, über welde im Haufe weder Vor— 
berathbung noch Schlußberathung beliebt worden, auf Antrag 
eines Mitgliedes der Petitions-Kommilfion zur Beridhter- 
ftattung überwielen werden fann, den Vorzug vor der Bes 
ftimmung in dem Antrage verdiene. Deshalb wurde darauf 
angetragen, die beftehende Vorſchrift beizubehalten oder eine 
andere Beftimmung zu jchaffen, nad welder die Petition 
auf Antrag eines Mitgliedes an die Petitions-Kommilfion 
zur Berichterftattung überwiefen werben fünnte. 

Allein dieſer Antrag wurde bei der darüber veranlaßten 
Abftimmung abgelehnt und der ganze vorgeihlagene Para» 
graph angenommen. 

Der 8.27. des Antrages ift eine wörtlide Wiedergabe 
des 8.22. der Geihäftsordnung. Derlelbe wurde nicht bes 
anftandet und defjen Beibehaltung an dieſer Stelle be- 
ſchloſſen. 

Zum 8. 28. des Antrages wurde zunächſt bemerkt, daß 
die Vorſchrift über die Regelung der Tagesordnung in den 
Kommiſſionen und Abtheilungen nach der bisherigen Ge— 
ihäftsordnung unter dem Abſchnitte B. Tagesordnung 
im $. 31 vorfomme. Es wurde aber anerfannt, daß fi 
diefe Vorschrift beffer bier, wo von der Thätigkeit der Kom— 
milfionen die Rede fei, einreibe, wenn auch zugleih von den 
Abtheiluugen darin geſprochen werde. 

Was fodann die Beltimmung felbft betrifft, jo weicht 
dielelbe von dem gedachten 8.31. der Geſchäftsordnung in 
fofern ab, als dort nur den Kommilfionen, nicht aber aud 
den Mbtheilungen die Regelung der Tagesordnung jelbit 
überlaffen ift, die Tagesorbuung der Abtheilungen vielmehr 
durdy den Präfidenten, im Kalle eines Biderprucheh aber 
durch Beichluß des Haufes feftgelept wird. Ueber die Bor: 
güße der einen oder der anderen Beſtimmung entftand eine 

ebatte. Man erkannte jedod jchließlih an, dat nad dem 
neuen Vorſchlage einer Seits den DVorfigenden der Abthei— 
lungen der nöthige freie Spielraum gegeben werde, die Ars 
beiten der Abtheiluugen nad) Bedürfniß ungebindert zu 
regeln, anderer Eeits aber aud dem Einflufje des Präfis 
denten auf dieſe Zhätigkeit zur Genüge Rechnung getragen 
jei. Somit wurde der Paragrapb angenommen. 

Der in dem Antrage nun folgende $. 29. ift wörtlid 
pleihlautend mit dem Alinea 1. des 8.23. der Geſchäfts— 
ordnung. Da Abänderungsvorichläge nit gemacht wurden, 
aud die Einreihung der Vorſchrift an diefer Stelle alljeitig 
gut gebeifen wurde, jo war eine weitere Diskuſſion und 
Abftimmung nicht geboten. 

Es wurde hierbei zugleih darauf aufmerfiam gemadt, 
daß das zweite Alinen des $. 23. der Geihäftsordnung 
wörtlih im $. 67. des Antrages wiedergegeben jei. Diele 
Trennung, beziebungsweife anderweite Stellung des Alineas, 
wurde obne Widerſpruch gebilligt und jomit ſchon bier über 
den 8.67. des Antrages entidieden. 

Die in der Geſchäftsordnung $. 22. ftehende Ueber» 
ſchrift: „Geſchäftegang“, wurde als entbehrlih und nicht 
mehr jachgemäß geſtrichen. 

Der in der Geihäftt-Dronung unter dem Zitel „Ines 
terpellationen* folgende, aus den 88. 28. und 29. beftes 
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bende Abſchnitt, ift in den Antrag unter dem Titel „IV. 
Behandlung der Interpellationen* in den $$. 30. 
und 31. wörtlid aufgenommen. Dieje präzifere Faſſung 
ber Ueberichrift wurde ohne Wideriprud angenommen. Im 
übrigen fand ſich zur Diskuſſion und Beſchlußfaſſung fein 
Anlaß . 


Die folgenden Paragraphen 32. bis 56. des Antrages, 
welche den Paragraphen 30. bis 50. der Geihäft3:Drduung 
entiprechen, find unter andere Titel und andere Ueber- 
ſchriften gebracht. Demgemäß beginnt bier ein Hanpt— 
Abichnitt: 


„V. Geſchäftsvorſchriften für die Plenarfigungen“ 


— und der Titel: 


„A Tagesordnung.“ 


Diefe Eintheilung und Bezeichnung der Abjchnitte 
wurde ohne Wideripruh angenommen. 

Der $. 32. des Antrages bat in jeinem erften Alinea 
das erfte Alinen des $. 30. der Geihäftsordnung wörtlich 
wiedergegeben. Dafjelbe wurde ohne Debatte beibehalten. 

Das 2. Alinea des $. 30. der Geſchäfts-Ordnung 
wurde, da dafjelbe in dem Antrage in Wegfall gebracht 
war, in der Kommilfion beiproden, und von einem Mits 
gliede die Beibehaltung verlangt, bei der Abftimmung aber 
die Streihung defjelben beihloffen, weil die Mehrheit der 
Kommilfion den praftiihen Werth dieſer Beftimmung 
verneinte. 

Im 2. und 3. Alinea des Antrages ift dem Sinne 
nach diejenige Vorſchrift wiedergegeben, welche das Haus 
auf den Antrag des Abgeortneten Grafen Schwerin bereits 
in der Sigung vom 26. Dftober 1869 als einen Zuſatz 
zur Gelhäfts-Ordnung angenommen bat. Die Wortfaffung 
weicht jedoh im 1. Sage des 2. Alinea und im Schluß- 
Sape von dem oben gedahten Schwerinichen Antrage ab. 
Der Antragfteller erklärte nach geichloffener Debatte, daß er 
u Gunften des vom Haufe fhon angenommenen Schwerin» 
(Sen Antrags feinen Antrag zurüdziehen wolle. Nachdem 
bierauf no ein im Schooße der Kommilfion an Stelle 
des Schlußſatzes eingebradhtes Amendement, dahin lautend: 
„Eine Entfernung von der Stelle der Tagesordnung, welde 
ihnen nach der Priorität gebührt, kann nur beihloffen wer« 
den, wenn berfelben nicht 30 Mitzlieder widerſprechen,“ — 
abgelehnt worden war, wurde die Ginreihbung des oben 
un Beihluffes vom 26. Dftober 1869 an dieſer Stelle 

eichloffen. 

Der $. 33. des Antrages, welcher den $. 32. der Ges 
Ihäftsordnung dem Sinne nad unverändert, nur in der 
Faſſung präzijer wiedergibt, wurbe ohne Debatte einftinmig 
angenommen. 

Die in dem Antrage nun folgenden Paragraphen 34 
bis 40 ftimmen wörtlih mit den Paragraphen 33. bis 39. 
der Geihäftsorbnung überein und gaben daher weder zur 
Debatte noch zu einer Abftimmung Anlaß. 

Dagegen ift in dem Antrage die in der Geſchäftsord— 
nung bei $. 34. gegebene Ueberichrift: „Sipungs-Proto- 
folle* bier in Wegfall gebracht und find ftatt derfelben zwei 
neue Meberjhriften eingeführt worden, nämlih über den $. 
33. ift gelegt: j 


„DB. Die Situngen des Haufes,“ 
und über den $. 35: 


„c. Situngs:Protofolle.“ 


Dieje Abänderung wurde ohne Debatte alljeitig als 
eine Berbefferung anerfannt und angenommen. Daffelbe 
geſchah binfidhtlid der in dem Antrage über $. 39. gejepten 


Ueberichrift: i 
„dA, Nede-Ordnung.“ 
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Zu $. 41. des Antrages, welcher mit dem $. 40. ber 
Gelhäftsorbnung wörtlich gleidlautet, wurde in der Kom— 
miffion der Antrag geftelt in der 2. Linie in dem Satze 
„Aber die Verweiſung zur Geihäftsorbnung“ die Worte: 
„über die Verweiſung“ zu flreihen. Dies wurde eins 
ftimmig beſchloſſen. 

Ein zu diefem Paragraphen von einem Mitgliede ges 
ftellted® Amendement, welches lautete: „Perlönlihe Bemer- 
fungen find erft nah dem Schluffe der Debatte und im 
Falle der Vertagung derjelben aud beim Beginne ber 
Sipung geftattet”, fand feinen Beifall und wurde zurüd- 
gezogen. 

Die 88. 42. und 43. des Antrages, welche feine Ab» 
weihung von den entipredenden 88. 41. und 42. der Ge. 
ihäftsorbnung enthalten, gaben zur Diskujfion feine Ver— 
anlaffung. Dagegen wurde die Streihung der Ueberſchrif— 
ten über ben $$. 42. und 43. der Geihäftsordnung im 
Anſchluſſe an den Antrag beihlofien. 

Außerdem wurde auf den Antrag eined Mitgliedes bes 
ihloffen, den $. 43. des Antrages binter den $. 44. zu 
fegen, weil ber Erftere dem Gedanken nad ſich eng an den 
$. 42. anſchließt, nicht jo der Leptere. 

Der $. 44. des Antrages ſchlägt vor, die Mednerlifte, 
wie folde im $. 43. der Geſchäftsordnung vorgeichrieben ift, 
gänzlih abzuſchaffen. Ueber diejen Borhlag entipann ſich 
eine fehr lebhafte Debatte. Bon den Anhängern des Bor: 
ſchlages wurde die jept beftehende Einrichtung, nad weldyer 
bei der Zulaffung zum Worte unter den angemeldeten Red— 
nern die Neihenfolge durch das Loos Fefigeftelt würde, 
ſcharf getadelt. Eine Folge diefer Einrichtung fei die, daß 
die oft ſehr ausführliden Neben nicht in unmittelbare 
Wechſelwirkung für und gegen die zur Debatte ftehende 
Sade träten, jondern neben einander hergingen, ohne daß 
der folgende Mebner fi um die Rede des vorhergehenden 
viel fümmere. Dadurch werde die Abwägung der Gründe 
für und gegen die Sache dem Zuhörer ſehr erichwert. Die 
Beleitigung diefer Einrichtung in der von den Antragftellern 
zen ind Weile, jo daß aljo der Präfident jedesmal 
Demjenigen das Wort ertheilt, welcher zuerft darum nad» 
jucht, werde die gute Folge baben, daß jedesmal Derjenige 
zum Worte komme, welder auf die vorbergegende Rebe 
antworten wolle, und daß dann Gründe und Gegengründe 
unmittelbar auf einander folgen würben.. Wenn man bes 
fürchte, daß hierdurch der disfretionären Gewalt des Präs> 
fidenten ein zu großer Einfluß auf die Debatte eingeräumt 
werde, was einer Seits dem Mißbrauche der Gewalt und 
der Parteilichfeit Thür und Thor öffne, anderer Seits aber 
auch den Präfidenten jelbft in Gefahr bringe, dem Ver— 
dachte der Parteilichfeit unverſchuldet zu unterliegen, jo fei 
dieje Furcht doch nicht begründet, Im der Hand eines bes 
fähigten Präfidenten werde die Abihaffung der Nednerlifte 
feine derartige Gefahren mit fi bringen, vielmehr anderer 
Seitd dahin führen, daß das Haus ftetö denjenigen Redner 
höre, welcher im gegebenen Augenblide der geeignette jei. 
Das Haus werde nit jo oft durch lange Vorträge er- 
mübet werden, fondern meiftens furze, auf die Hauptge 
fihtapunfte ſich beſchränkende Reden hören. Ginen Beweis 
für die Zweckmäßigkeit diefer Einrichtung liefere das Enge» 
liche Parlament, ferner die frühere Hannoverihe Stände— 
Berjammlung und bei uns der Reichstag. 

Bon den Bertheidigern der bisherigen Einrichtung 
wurde dagegen Folgendes erwidert: Die Berufung auf dad 
Engliſche Parlament jei verfehlt, denn dort wurden öfters 
lange, vorher ausgearbeite Reden gehalten, wie faum bei 
und. Die Rednerlifte fei aljo nicht dafür verantwortlich zu 
maden. Auch die Berufung auf die ehemalige Hanno» 
verihe Ständeverfammlung paffe nicht, denn bei einer io 
geringen Zabl Abgeordneten, wie dort geſeſſen haben, ſei Die 
Rednerliſte fein Bedürfniß. Daffelbe gelte vielleicht auch 
vom Neihstage, welder bei weitem weniger Mitglieder 
zähle, wie das Haus der Abgeordneten. Das gößte Him 
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derniß der Beleitigung der Rednerlifte liege aber in der 
Lofalität unferes Sipungsfaales. Im Reichstage laſſen ſich 
vom Präfidentenftuhle aus alle Sipe der Mitglieder zu- 
leid überjeben. Der Präfident könne alſo ohne Schwierig. 
eit bemerken, wer das Wort verlange. Anders verhalte es 
fih im Sipungsfaale des Abgeorbnetenhaufes, wo es dem 
Präfidenten nicht möglich fei, einen Weberblid über alle 
Sipe zugleih zu gewinnen. Da ſei es ihm nit möglich 
zu Kr wer ſich zuerft zum Worte gemeldet habe. Die 
Folge davon würden allerlei Mißgriffe und Beeinträchtis 
gungen der Mitglieder fein. Uebrigens habe man aud im 
Reichsſtage, bei der Beihlußfaffung über diefen Gegenftand, 
die Abihaffung der Rebnerlifte nur bei ber 2. und 3. Le— 
hung beabfidhtigt, nicht aber bei der Generaldebatte (der 
1. Lejung). Faſt wie durch einen Zufall fei Die gänzliche 
Streihung der Rednerliſte herbeigeführt worden. Bon allen 
ben Webelftänden, welde angeblid mit der Auslofung ber 
Anmeldungen zum Wort verbunden fein jollten, habe man 
trop bes langjäprigen Beſtehens unferer Geihäftsorbnung 
noch nichts bemerft. Diejenigen Redner, welde das Haus 
am liebiten höre, würden in Folge der beftehbenden Gewohn⸗ 
heit des Umtaujchens ber Plätze auf der Rednerliſte in der 
Regel an eine der erften Stellen gebradt. Ohne die Red— 
nerlifte feien aber auch Anträge auf Schluß der Debatte, 
deren Zwedmäßigfeit nicht beftritten werde, ganz unzuläffig. 

Don einem Mitgliede, welches zugleich Mitglied des 
Reichſtages ift, wurde no angeführt, daß im Neicdhätage 
jwar geihäftöorhnungsmäpig die Nednerlifte abgeihafft, in 
der Praris bdiefelbe aber beibehalten fei, indem die Schrift 
führer mit dem Präfidenten die Redner, welde ums Wort 
nachſuchen, fih notirten. Eine jolde gewiffermaßen geheime 
und willführlihe Nebnerlifte babe gegen die durchs Loos 
geftaltete unverlennbare Nachtheile. Bon einem andern 
Mitgliede wurde hinzugefügt, daß der Antrag auf Ab» 
(hafung ber Rednerlifte im Neichötage von einem Mitgliebe 
aus Hannover herrühre, weldes dabei die ehemalige Han- 
noverihe Stänbeverfammlung im Auge gehabt habe, bie 
aber nur aus 65 Mitgliedern beftanden babe. Was für 
eine jo kleine Verſammlung zwedmäßig erjcheine, könne für 
größere Berhältniffe nit maßgebend werben. Außerdem 
wurde aus den Verhandlungen des Reihötages von einem 
Mitgliede noch mitgetheilt, daß der Präfident bes Reichs- 
taget ungefähr geäußert habe, daß er fih als Opfer hin- 
ftelle, wenn die Anträge auf Abſchaffung der Rebnerlifte ans 
genommen werden follten, 

Bon einem Mitgliede wurde auf den urjprünglid im 
Reichstage geftellten Antrag, welcher nur bei ber 2. und 3. 
Leſung die Rebnerlifte abihaffen, dieſelbe dagegen bei ber 
Generaldebatte beibehalten wollte, zurüdgegangen und ein 
Amendement geftellt, welches lautete: anftatt der $$. 43. und 
46. bis 49. der Geſchaͤfts-Ordnung und $. 44, des Kadfer- 
Tweſtenſchen Antrages zu ſetzen 


8. 

Bei der allgemeinen Diskuffion erfolgt die Anmeldung 
zum Worte, nahdem der 2 bie Diskuſſion für er- 
öffnet erflärt hat, fchriftlih bei demjenigen Schriftführer, 
welder die Rednerliſte zu führen, die Reihenfolge zu übers 
wachen bat, und als folder vom Präfidenten verfündigt ift. 
Ju der Anmeldung wird bemerft, ob für oder gegen bie 
Borlage geſprochen werben fol. 

enn bei der Eröffnung der Diskuffion fi mehrere 
Rebner zum Worte gemeldet haben, fo wird für fie bie 
Reihenfolge durch das Loos beftimmt. 

So lange ed möglid ift, wirb mit den Rednern, welde 
für und wider ſprechen, gewedhlelt. 

In der allgemeinen Diskuffion kann jedes Mitglied 
nur einmal zum Wort gelangen. — 
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In den andern Stadien der Berathung eines Gelep- 
entwurfes, ſowie über alle Gegenftände der Berathung, weldye 
feinen Gejepentwurf betreffen, ertheilt ber Präfident nad 
ber Eröffnung der Disfuffion demjenigen Mitgliede bas 
Wort, welches zuerft darum nachſucht, bafjelbe gilt, wenn 
Mitglieder zur allgemeinen Diskuffion eines Gejepentwurfes 
nad der Zeftftelung der Nebnerlifte ih zum Worte 
melden. 

Bei gleichzeitiger Meldung zum Wort haben die Mit- 
glieder und Vertreter der Regierung ben Borzug- 


Nah geſchloſſener Debatte wurbe zuerft ber $. 44. ber 
Lasfer-Tweftenihen Vorlage und ſodann aud das eben 
mitgetheilte Amendement mit 9 gegen 5 Stimmen abgelehnt 
und fomit der Fortbeftand bes $. 43. der Geſchäfts-Ord⸗ 
nung beidloffen. 

In Folge diefes Beichluffes wurde es nothwendig, aud 
Beftimmungen über die Reihenfolge ber Redner und der— 
gleichen, wie fie in ben 88. 46., 47. und 48. der Gejchäfts- 
Drbnung gegeben find, aufzunehmen, worüber der Lasker— 
Tweftenihe Antrag feine Vorſchriften enthält. Nah 
längerer Debatte wurde auf den Antrag eines Mitgliedes 
einftimmig beichloffen, hinter den Paragraphen 43. folgende 
Beftimmungen als Alineas 2. und 3. zu fepen: 

„So lange ed möglich ift, wird mit ben Rednern, 

welche für und wider reden wollen, gewedhlelt. 

Bei ber allgemeinen Diskuffion fann jedem Mit 
gliebe nur einmal das Wort geftattet werben.“ 

Nah Annahme diefer Säge wurde die Streihung ber 
88. 46., 47. und 48. ber Geihäfts- Ordnung einftimmig 
beſchloſſen. 

Hinter dieſen Paragraphen reiht ſich zufolge bes vor— 
gedachten Beſchluſſes als $. 44. der $. 42. ber Gejchäfts- 
Ordnung gleidhlautend mit bem $. 43. bed Lasker— 
Tweftenihen Autrages an. 

Im $. 45. des Antrages ift im erften Aline eine in 
ber bisherigen Geſchäfts-Ordnung noch nicht enthaltene, 
aber im Haufe bereit? üblichen Anordnung gegeben. Die 
felbe wurde von der Majorität der Kommilfion, wenn aud 
nicht ohne Widerſpruch, für zwedmäßig erachtet und ange 
nommen. An Stelle des 2. Alineas biejes Paragraphen, 
welder die Vorſchrift des 8. 49. der bisherigen Geſchäfts— 
Ordnung in fürzerer Faſſung wiedergibt, wurde eine 
andere Faſſung vorgeihlagen, aljo lautend: 

„Antragfteller und Berichterftatter erhalten fomohl am 

Beginnen wie nad dem Schluffe der Diskuſſion das 

Wort, wenn fie ed verlangen”. 

Bei der Abftimmung wurde das 1. Alinea mit 8 gegen 
6, und vorgedadtes Amendement mit allen Stimmen an» 
genommen. 

Mit dem 8. 44. der Geſchäfts-Ordnung reip. dem $. 
46. des Antrages beginnt ein neuer Abjchnitt, deffen Ueber» 
Ichrift in dem Antrage verändert ift, und dahin lautet: 
e) Ubänderungs:Borfchläge und Anträge auf 

mottvirte Tages Ordnung. 

Dieſe Abänderung der Üeberſchrift fand ungetheilten 
Beifall: und wurde angenommen, jedoch beſchloſſen, das 
Wort „motivirte* vor Taged-Ordnung zu ſtreichen. 

Der 8. 46. des Antrages gibt wörtlid das Alinea 1. 
bes $. 44. der Geſchäfts-Ordnung wieder, mit der einzigen 
Aenderung, daß das Wort „Borfipenden“ im legten Sape 
in „Präfidenten* umgeändert ift. Diefe Abänderung wurde 
angenommen. 

Die Alineasd 2. und 3. des $. 44. der Geihäfts-Drbnung 
find in dem Antrage im Wegfall gebradt. Ihre Beibe- 
haltung wurde jedodh in der Kommilfion beantragt. Gegen 
bie Beibehaltung wurbe angeführt, daß es diefer Vorſchriften 
nichi mehr bedürfe, nachdem die SS. 17., 18. und 21. des 
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Antrages angenommen jeien; jedenfalls fei aber der 2. Sag 
des 2. Alineas ñberflüſſig. 

Bei der nah Schluß der Debatte erfolgten Ab« 
ftimmung wurbe durch Majorität befhloflen, den 2. Sap 
des 2. Alinea im $. 44. der biäherigen Geſchäfte-Ordnung 
fowie das 3. Alinea zu ftreihen, den 1. Sap und ben 
Schlußſatz des 2. Alinen, jedoch in folgender Faſſung: 

„Die Begründung derjelben faun nur in der Reihen« 

folge der Redner ftattfinden,” 

„Alle Berbefferungs-Anträge, die nicht bereits gebrudt 

vertheilt wurden, find unmittelbar nad ihrer Einrei« 

bung zu verlejen* 
beizubehalten. 

Der 8. 47. des Antrages, welcher mit dem $. 45. ber 
Geihäftsordnung bis auf das Allegat der SS. 17. und 18. 
auftatt $. 59., wörtlich übereinftimmt, gab zur Debatte feine 
Beranlaffung. 

Bei der Berathung der nun folgenden Paragraphen bes 
Antrages, von denen der 8. 48. mit dem $. 50..$. 49. mit 
dem $. 51. und der $. 50. mit dem $. 52, der Geſchäfts— 
Drdnung gleichlautet, bis auf die im leptgedachten Paragraphen 
weggelaffene Vorſchrift über Verlefung der Rednerlifte, wurbe 
bemerft, daß «8 an einer Beftimmung fehle über die 
Schließung der Diskulfion. Ferner wurde zur Sprache ge— 
bracht, daß die in ber Geſchäfts-Ordnung übliche Bezeich— 
nung einfache Tagesordnung im Laufe der Zeit dahin ges 
führt habe, daß dreierlei Anträge auf Tagesordnung, näm— 
lid auf motivirte Tagesordnung, auf einfahe Taget- 
ordnung und auf Tagesordnung ohne Zufag in Hebung 
gelommen feien. Die Geichäfts» Ordnung fennt aber nur 
Anträge auf motivirte Tagetorduung und auf Tagesordnung, 
welche fie abwechielnd bald mit dem Ausorude einfache 
Tagesordnung bald mit dem Ausdrude Tagesordnung (ohne 
Zulag) bezeichnet. Die Anträge auf Tagesordnung jeien 
diejenigen, wofür die Geihäfts: Ordnung im $. 52. vor 
ſchteibe, daß nur ein Redner für und einer gegen den Ans 
trag Ipredhen dürfe. Was man außerdem namentlich bei 
den Berhandlungen über Petitionen mit „Antrag auf Ueber 
gang zur Tagesordnung“ zu bezeichnen pflege, fe eigentlich 
ein Antrag auf Ablehnung. 

Um alle aus dem verſchiedenen Spradgebraude her: 
vorgehenden Mißverftändniffe zu befeitigen, wurde beichloffen, 
das Wort „einfache“ vor Tagesordnung überall zu ftreichen. 

Dann wurde in der Kommilfion der Antrag geftellt, 
an dieſer Stelle die Geſchäfts-Ordnung in folgender Weife 
zu faſſen: 


$. 48, 


„Der Antrag auf Tagesordnung fann zu jeder Zeit ge» 
„stellt werden und bedarf feiner Unterftügung. Nachdem 
„ein Redner für und ein Redner gegen denfelben gehört wor« 
„den, erfolgt darüber der Beihluß der Verſammlung. Im 
„Kaufe derjelben Diskuſſion darf der einmal verworfene Ans 
„teag auf Tagesordnung nicht wiederholt werden, 

„Die Anträge auf motivirte Tagesordnung ($. 46.) 
„find vor den übrigen Amendements zur Abftimmung zu 
„bringen. 

„Ueber Anträge der Negierung kann nicht zur Tagesord⸗ 
„nung übergegangen werden.“ 


I) Schluß und Bertagung der Debatte. 
8. 49. 


„Der Schluß der Disfuffion erfolgt durd ben Präfi« 
„denten entweder nach Erſchöpfung der Rebnerlifte, oder auf 
„Beſchluß des Hauſes. 


g. 60. 


„Der Antrag auf Schluß oder Vertagung der Debatte 
„bedarf der Unterſtühung von 30 ar! Wenn ſolche 


20 


„erfolgt, fo wird die Rebnerlifte verlefen und demnächſt ohne 
„weitere Motivirung des Antrages und ohne Diskujfion über 
"denfelben abgeftimmt.* 


$. 5 
„Rad geſchehener Düätuffion ftelt der Präfident die 
„Bragen. Ueber die Stellung berjelben fann das Wort ber 
" gehrt werben. Das Haus beſchließt darüber. Sind meh» 
„rere Fragen vorhanden, jo hat der Präfident ſolche jämmt- 
uch der Reihenfolge nach vorzulegen. Die Fragen ſind ſo 
„zu ſtellen, daß fie einfach durch Sa oder Nein beantwortet 
„werden fünnen. 
„Bei Stimmengleichheit wird die Frage als verneint 
„angejehen.“ 


$. 5 
„Die Theilung der Frage en jeber Einzelne verlangen. 
„Wenn über deren Zuläffigfeit Zweifel entftehen, fo entſchei⸗ 
„det bei Anträgen der Antragfteller, in allen anderen Fällen 
„das Haus.“ 


Diefer Antrag wurde einftimmig angenommen. 

Die in dem Antrage dem folgenden Abſchnitte gegebene 
Ueberſchrift, welde von der Gejhäfts-Orbnung nur in dem 
— Buchſtaben abweicht, wurde genehmigt. 

Der $. 51. des Antrages, wörtlich mit $. 53. der 
Geſchäfts-Ordnung gleihlautend, wurde mit der Bezeichnung 
„ng 583. beibehalten. 

Im $. 52. des Antrages ift die entiprehende Vorſchrift 
des 8. 54. der Gejhäfts-Drdnung in fofern abgeändert, daß 
das Zählen bei zweifelhaften Rejultate der Abftimmung 
weggelaffen ift. Fa einer ſehr eingehenden Debatte für 
und gegen die Zählung, entihied die Kommilfion mit 9 
gegen 3 Stimmen, die Zählung abzujhaffen und dem Pa— 
ragraphen als $. 54. folgende Faffung zu geben: 


„Die Abftimmung dicht durch Aufſtehen oder Sitzen⸗ 
„bleiben. Die abfolute Mehrheit enticheidet. 

„SR das Ergebniß nad der Anficht des Präfidenten 
„oder eined der beiden fungirenden Schriftführer zweifelhaft, 
„So wird die Gegenprobe gemadht. 

„Liefert auch dieſe noch kein ſicheres Ergebniß, ſo erfolgt 
namentliche Abſtimmung.“ 


Zu den folgenden Paragraphen dieſes Abſchnittes, welche 
mit den $$. 55. 56. 57. und 58. der Gejdäfts- Ordnung 
wörtlich gleihlauten, wurde auf Antrag eines Mitgliedes 
der Kommilfion einftimmig beichloffen, im Paragraphen 57. 
das Wort „nachdem“ zu ftreihen und ftatt deijelben „ſo— 
bald“ zu jeh en. 

Zu $. 59. der Geihäfts-Orbnung wurde der Antrag 
geftellt, denjelben zu ftreihen, weil die darin enthaltenen 
Borfchriften durch die oben angenommenen 88. 17. und 18, 
des Antrages theils überflüjfig, theils entbehrlih geworden 
feien. Nah einer lebhaften Diskuſſion, wobei ein in der 
Kommilfion geftelltes Amendement nicht zur Annahme ge 
langte, wurde die Streihung dieſes Paragraphen mit 8 
gegen 3 Stimmen beichloffen. 

Zu dem jept folgenden Abſchnitte VI. Ordnungs-Be— 
ftimmungen wurde von einem Mitgliede bemerft, daß es 
notbwendig jei, bier eine Beftimmung feftzufegen, wodurd 
eine Remedur gegen Berleumdungen, welde etwa im Haufe 
von Mitgliedern ausgeſprochen werden fünnten, geſchaffen 
werde. Schon ber Artikel 84. der Berfaffungsurfunde, wel« 
her die Mebefreiheit der Abgeordneten garantire, fordere 
eine ſolche disziplinariſche Vorſchrift, indem er jage, daß bie 
Abgeordneten ir ihre Abftimmungen zwar niemals, für 
ihre in der Kammer ausgeſprochenen Meinungen da— 
egen innerhalb der Kammer auf Grund der Ge» 
J—— (At. 78.) zur Rechenſchaft ge— 
zogen werten lünnen. Aus diefem Verfaffungs- Artikel 
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gebe deutlich hervor, daß die Abgeorbneten für alle ihre in 
der Kammer ausgelprocdhenen Behauptungen feineswegs völlig 
unverantwortlich Tein follen, daß fie vielmehr are ber 
Kammer auf Grund der Geſchäfts-Ordnung, (aljo nad einer 
Vorſchrift der Geſchäfte ⸗ Ordnung) zur Rechenſchaft gezogen wer- 
den dürfen.“ Eine ſolche Vorſchrift fehle aber bisher in der 
Geſchäfts-Ordnung und müffe mithin jept bei Berathung einer 
neuen Geſchäfts-Ordnung geihaffen werben. Die Noth- 
wendigfeit einer ſolchen Vorſchrift fei bereit# im Haufe 
wiederholt anerfannt worden. Noch in der lepten Seſſion 
bei der Debatte über den von Gerharb’ichen Antrag, welcher 
eine Wenderung des Artifeld 84 der Berfaflungsurfunde in 
dem Sinne bezwedte, daß jede gerihtlihe Verfolgung 
der Abgeorbneten wegen ihrer Aeußerungen in der Kammer 
wegfallen jolle, habe in der Debatte am 20. November 1869 
der Referent den Antrag zur Annahme empfohlen und da» 
bei geäußert: „Ich neige mich der Meinung bin, daß bie 
Disziplin bes Haufes über feine Mitglieder noch ſehr er» 
beblih durch eine erweiterte Jurisdiktion verftärft werben 
fann.* — Ein anderer Abgeordneter habe in berjelben De» 
batte gejagt: „Wenn man im Lande weiß, daß jeber Ab» 
geordnete einzuftehen hat für das, was er fagt, ... jo wird 
das das Anfehen bes Hauſes ftärfen.” Berner wurde ans 
geführt, daß es wohl kaum eines großen Aufwandes von 
Worten bedürfe, um zu überzeugen, daß demjenigen, beffen 
Ehre durh eine im Haufe von einem Mitgliede ausge: 
ſprochene Berleumdung gekränkt jei, irgend ein Mittel zu 
Gebote ftehen müffe, um fih von der angetbanen Be» 
Ihimpfung zu reinizen. Einer Beftrafung wegen Chren- 
fränfung bedürfe es dazu nicht, wohl aber bebürfe ed eines 
Mittels, wodurch die Unwahrheit der verleumberifchen 
Aeußerung erwiefen, und daß dies erwieſen, zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht werben könne. Diefer Intention fünne 
etwa im einer Vorſchrift Ausdruck gegeben werden, welde 
in folgender Faffung beantragt werde: „Wenn ein Abge- 
ordneter im Haufe Thatſachen behauptet, welche einen Andern, 
jei er Mitglied des Hauſes oder nicht, in der öffentlichen 
Meinung dem Haffe oder der Beratung ausjegen, jo muß, 
wenn ein Mitglied die Wahrheit jener Thatſachen beftreitet 
und deren nähere Unterfuhung verlangt, in Gemäßheit des 
Artifeld 82. der BVerfaffungsurfunde eine Unterjuchungs» 
fommilfion ernannt werden und ift das Refultat ihrer Er» 
mittelungen bemnädft dem Haufe durch einen Referenten 
mitzutheilen. Iſt hiernach die oben gedachte Behauptung 
unwahr befunden, jo bat der Präfident zu erflären, daß 
jenes Mitglied durch Behauptung unwahrer Thatſachen gegen 
die Ordnung verftoßen habe.“ 

Diefer Antrag fand in der Kommilfion heftigen Wider: 
ſpruch. Zunädft wurde von einigen Mitgliedern dagegen 
der Prüjubizial-Einwand erhoben, daß über einen derartigen 
Antrag, welcher mit einem Artikel der Berfafjungs-Urfunde 
— nämlid mit dem Artifel 84. — im Widerfprude ſtehe, 
bier bei Berathung der Geihäfts » Ordnung gar nicht des 
battirt werden fünne, Ein ſelcher Antrag müfje im Haufe 
eingebra&t und wie ein Antrag auf Abänterung ber Ber- 
fafjungs»Urfunde behantelt werben. Der Antrag bezwede 
eine Beihränfung der Nebefreiheit, melde im Artifel 84, 
der Berfaffungs » Urkunde ben Abgeordneten garantirt ſei. 
Die Gefhäfts-Drduung bürfe Feine Beftimmung in fi auf: 
nehmen, welde gegen die Verfaſſung verftoße. Deshalb 
werde beantragt, zunädft darüber Beſchluß zu faſſen, ob 
über den geſtellten Antrag überhaupt in ber Kommilfion 
eine Debatte zugelafjen werben folle. 

Diefem Präjudizial» Antrage wurde von der anderen 
Seite widerſprochen. E# wurden die Worte des Artifels 84. 
der Berfaffungs» Urkunde verlefen und darauf hingewieſen, 
wie bier beftimmt fei, daß die Abgeordneten für unerlaubte 
Aeußerungen nur auf Grund der Gejhäfts-Ordnung 
zur Rechenſchaft gezogen werben dürfen. Daraus folge jelbft- 
verftändlich, daß die Geſchäfts-Ordnung jedenfalls Vorſchriften 
enthalten müffe, nad melden dieſes zur Rechenſchaftziehen 


u werbe. Mithin gehöre jener Antrag ohne Zweifel 
ierber. 

Bei der über den Präjubizial- Einwand erfolgten Ab» 
ftimmung wurde berjelbe verworfen und demgemäß in die 
Diskuffion über den Antrag felbft eingetreten. Bon den 
Gegnern beffelben wurde wiederholt, daß der Antrag eine 
Deflaration oder Abänderung der Berfaffungs » Urkunde 
Artifel 84. involvire, indem er die Rebefreibeit beichränfen 
wolle. Die Aufnahme einer folden Beftimmung in die 
Geſchäfts-Ordnung ſei ein Unglüd, denn der Präfident werde 
dadurch in die unangenehmfte Lage verjept. Die Ausdrüde 
Haß und Beratung ſeien jo vieldeutig, daß man fid 
darunter alles Mögliche denken könne. Es komme bob nur 
felten vor, daß ein Mitglied eine unrihtige Thatſache be» 
baupte. Die vorgefhlagene Maßregel werde bewirken, daß, 
wenn die behauptete Thatſache auch richtig fei, dennoch von 
den Gegnern wibderiprohen werde. Wenn dann immer eine 
Kommilfion zur Unterfuhung der Thatiahe gebildet werben 
folle, jo würde man aus den Unterfuhungen gar nicht 
berausfommen. 

Bon anderen Mitgliedern wurde gegen die Vorſchrift 
jelbft im Prinzip nichts eingewendet, aber gegen die Aus— 
drüde Haß und Verachtung monirt, daß dieſe zu ſehr 
an die gehäffigen Vorſchriften erinnerten, in welden bie 
Erregung von Haß und Verachtung gegen Staatdeinrich- 
tungen mit Strafe bedroht werden. 

Auch fei es beffer, wenn die Kommilfion nicht ernannt 
werden müffe, Sondern wenn über diefe Frage das Haus 
u entſcheiden babe, damit nicht zu oft derartige Unter 
ass ind eben treten. 

Der Antragfteller erklärte hierauf zunächſt, daß er die 
Worte „Haß und Verachtung“ wörtlich aus der Definition 
bed Bergebens der Verleumdung, wie diefelbe von dem bei 
und geltenden Gefepe aufgeftellt werde, entnommen habe 
und zwar mit vollem Bedachte deshalb, damit beide Be 
ftimmungen ſich decken und nicht etwa trotz ber in vor— 
fommenden Fällen ſchon im Haufe bewirften Remebur ges 
gen eine Verleumdung noch etwa eine gerichtliche Verfol— 
gung berjelben vorfommen fünne Er habe das Wort 
„müfie* gebraudt, zum Schutze der Minorität gegen die 
Majorität im Haufe. Uebrigens wolle er alle dieſe Aus— 
drüde nicht ferner unbedingt fefthalten und ſchlage vor, 
anftatt der Worte: in ber öffentlihen Meinung dem 
Hafle und der Beratung ausſetzen“, und anftatt 
„Jo muß“ zu jepen: 

„an feiner Ehre gefährden” und „jo fann“. 

Auch in diefer Fafjung fand der Antrag noch Gegner, 
welche die Aufnahme einer derartigen Vorſchrift in die Ge— 
ſchäftsordnung überhaupt für bedauerli hielten. Sie mein» 
ten, durch eine ſolche Vorſchrift werde man erft recht viele 
Konflifte jhaffen, wie wenn man einen neuen Weg bahnt, 
derjelbe auch benugt werde. Es genüge vollfommen, wenn, 
im Falle Jemand eine ebrenfränfende Aeußerung mache, 
der Präfident den Redner zur Ordnung rufe. Die Nichts 
anmejenden würden chnehin dur jene Vorſchrift nicht ger 
nügend geihügt. Auch werde ein Antrag auf Einſetzung 
der Kommilfion jhwerlih von noch 14 Mitgliedern unter 
ftügt werden. Wenn aber aud eine Kommilfion ernannt 
worden fei, jo werde dieſelbe doch nicht im Stande fein, 
ihren Zwed zu erfüllen, denn fie felbft fünne nicht an Ort 
und Stelle reifen, um die Thatſachen zu unterfudhen. Ans 
dere, am Drte befindlihe Behörden, 3. B. Die Gerichte, 
würden aber ihren Requifitionen feine Folge leiften. 

Don den Bertheidigern des Antrages wurde dagegen 
ausgeführt, daß der Antrag feineswegs gegen die Ver— 
faſſungs-Urkunde verftoße, vielmehr, wie ſchon oben nachge— 
wiejen fei, in dem Artifel 84. der Verfaſſung murzle. 

Ein Privilegium, Andere an der Ehre zu verlegen, 
werbe fein Abgeordneter für fi beanſpruchen, das fei jeiner 
Würde zuwider. Der Orbnungsruf des Präfidenten ohne 
vorherige Unterfuhung fünne bei Verleumdungen ni.ht ein» 
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treten. Wahre Thatſachen, wenn fie auch noch fo gravirend 
für Anbere feien, dürfe jeder Abgeordnete vortragen, alſo 
dafür könne er nicht zur Ordnung gerufen werden. Ob 
aber Behauptungen unwahr jeien, und dafür ein Orb» 
nungsruf eintreten müffe, könne jelbftredend der Präfident 
nicht eher beurtheilen, als bis die Unwahrheit durch eine 
Unterfuhung feftgeftellt fei. Der Antrag babe nebenbei den 
Zwed, alle gerichtlichen Verfolgungen gegen Abgeordnete, 
mit allen ihren Gehäffizfeiten aus der Welt zu ſchaffen. 
Diefer Zwed könne aber nur erreicht werben durch Ver— 
Ihärfung der Disziplin im Haufe felbft, woburd gegen 
Ehrenfränfung Anderer eine Remebur möglid werde. 

Die Behauptung, Ehrenfränfungen fommen Selten vor, 
werde durch die Erfahrungen wiberlegt. Es ſei vorgefommen, 
daß auf Grund unmwahrer Behauptungen ohne vorherige 
Unterfuhung die Wahl eines Abgeorbneten für ungültig er- 
klärt morben ſei. Nachträglich fei gegen die Urheber ber 
falihen Gerüchte eine gerichtliche Unterſuchung eingeleitet 
und habe deren B:rurtheilung wegen Berleumdung zur 
Folge gehabt. 

Was die behaupteten Schwierigkeiten in der Ausführung 
betrifft, fo wurde dagegen auf den Artikel 82. der Ber- 
fafjungs-Urfunde vermicen, Dort fei den Kammern die Bes 
fugniß gegeben, Kommiffionen zur Unterfuhung von That» 
ſachen zu ernennen. Daraus folge ſchon, daß diefen Koms 
milfionen aud die Mittel zur Erfüllung ihres Zwedes nicht 
fehlen fönnen. Namentlid würden ihre Requifitionen nicht 
unbefolgt bleiben können, zumal, da fie im Auftrage ber 
Landesvertretung fungiren. Sollte fi etwa eine Behörde 
befjen weigern, fo werde die Landesvertretung Mittel finden, 
fih Folge zu verihaffen. Die Zukunft werde lehren, daß 
die Wirkſamkeit einer ſolchen Disziplin eine heilſame ſei. 

Nahdem die Diskuifion gefhloffen, wurde ber Antrag 
von der Kommilfion mit 6 gegen 5 Stimmen angenommen 
und beſchloſſen, denfelben hinter $. 59 des neuen Entwurfs 
als 2. Alinea einzureihen. 

Die übrigen Paragraphen dieſes Abjchnittes ftimmen 
jämmtlid mit den $$. 60., 61., 62., 63. und 64. der bis- 
berigen Geidhäftsorbnung überein und es wurde beichloffen, 
diefelben unter den fortlaufenden Nummern als $$. 59., 60., 
61., 62. und 63. bier beizubehalten und zwar unter ber 
in dem Antrage angegebenen Ueberſchrift. 

Zu dem folgenden Paragraphen wurde in der Kom— 
milfion der Antrag geftellt, das legte Alinea Forrefter zu 
faffen, indem anhait: „über die Urlaubsgefudhe und 
le wird ein Regifter geführt” — zu 
epen: 

„über die Beurlaubungen wird ein Regifter ges 
rührt." — 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde bemerft, daß 
nicht die Urlaubsgeſuche, jondern die wirflihen Beurlau- 
bungen zu regiftriren jeien, baß aber über Abwejenheitsfälle 
in ber Hraris nie ein Regifter geführt fei und aud ſchwer⸗ 
lid geführt werden fünne. Die Kommiffion beſchloß, in 
Anerkennung diefer Gründe den obigen Antrag anzunehmen 
und wurde in diefer Faſſung der ganze Paragraph, welder 
im Uebrigen wörtlih mit $. 65. der bisherigen Geſchäfts- 
ordnung gleihlautet, als F. 64. bier eingereiht. Auch 
wurde die Ueberjchrift nach Angabe des Lasker-Tweſten'ſchen 
Antrages angenommen. 

Bei dem nun als $. 65. folgenden 8. 66. der bis- 
berigen Geihäftsorbnung fand fi nichts zu bemerken. 

Der hierauf folgende Abſchnitt VIIL, welder mit bem 
Abſchnitte VII. der Gejhäftsordnung gleihlautet, beibehal · 
ten, jebod auf Antrag eines Mitgliedes beihloffen, hinter 
dem erften Alinea das Allegat: „($$- 20. und 21.)* — 
hinzuzufügen. 

Auch die folgenden Paragraphen, welche mit den $$. 
68. und 69. der Geihäftsorbnung übereinftimmen würden, 
unter der in dem Antrage angegebenen Ueberjchrift ala SS, 
67. und 68. beibehalten mit der einzigen Aenderung, daß 
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das zweite Alinea des $. 68. dahin gefaßt wurde: „Wenn 
eine von der Regierung ausgegangene Gejepesoorlage von 
dem Haufe abgelehnt wird, jo wird die Stantsregie- 
rung davon benadridtigt*. 

Die in dem Antrage als Schlufparagraph flehende, 
mit Alinen 2. des 8. 23. der Geihäftsordnung überein- 
flimmende Vorſchrift wurde, wie bereitd oben bemerkt ift, 
beibehalten und bier ala 8. 69. eingereibt. 

Scließli wurde über den aus diefen Kommilfions- 
beihlüffen bervorgegangenen Entwurf einer neuen Geſchäfts- 
Ordnung für das Haus der Abgeorbneten im Ganzen ab» 
geftimmt und derjelbe mit 6 gegen 5 Stimmen ange 
nommen. 

Die unterzeihnete Kommiſſion beantragt: 

Das Haus der Abgeorbneten wolle beſchließen: 

dem abgeänderten Entwurfe einer Geihäftsordnung 
in der Faffung, welche derjelbe durch die Beichlüffe 
der Kommilfion erhalten bat, die Zuftimmung zu 
ertbeilen. 


Berlin, ben 2. Februar 1870. 


Die Geſchäfts-Ordnungs-Kommiſſion: 


Dr. Koſch, Borfigender. Freiberr v. Elmendorff 

(Referent). Dr. Müller (Hannover). v. Spankeren. 

Böhmer. v. Saucen (Infterourg). Stelter. Meyer 

zu Selbaufen. Sachfe. Buddenberg. v. Denzin. 

v. Arnim⸗Heinrichsdorf. Graf v. Winkinge: 
rode. Freiberr v. Ecdarditein. 
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Zufammenitellung 


jegigen Geichäfts-Drdnung mit der Geſchäfts— 

Drdnung nad) dem Antrage Lasker-Tweſten 

und den Beichlüffen der Geſchäfts-Ordnungs— 
Kommiljion. 


26 
Jetzige Geſchäfts-Ordnung. 


I. Zuſammentritt des Hauſes der Abgeordneten u 
Prüfung der Wahlen. 


g. 1. | 
Zufammentritt des Hauſes. 


Beim Eintritt in eine neue Legislatur Periode ir 
nad Gröffnung beider Häufer des Landtages (Artilı 
der Verfaffungs » Urkunde) das Haus ber Abgeerd 
u. dem Vorſitz feines älteften Mitgliedes zuſam— 
(8. 9.) | 

Für jede fernere Seffion derjelben Legislaturpen 
fegen die Präfibenten der vorangegangenen Seſſien 
Funktionen bis zur vollendeten Wahl des Präfidenten 1 

Die vier jüngften Mitglieder übernehmen beim 
maligen Zufammentritt des Haufes nad Eröffnung & 
neuen Seifion die Schriftführung. 

Borfig und Scriftführung, melde auf dem Leben 
beruhen, können jedoch von den dazu Berufenen auf di 
Lebensalter ihnen am nächſten ftehenden Mitglieder i 
tragen werden. | 

8§. 2. | 


Bildung der Abtbeilungen. 


Das Haus wird durd das Loos in fieben Abtheiluy 
möglichſt gleicher Mitgliederzahl getheilt. | 

Zede Abtbeilung wählt mit abjoluter Stimmen 
einen Vorfigenden und einen Schriftführer, ſowie St 
treter für beide, 2 

Die Abıheilungen beftehen fort, bis das Haus wr 
durd 50 Unterichriften unterftügten Antrag ihre Gran 
beihließt. Diejelben find ohne Rückſicht auf bie 3 
anweſenden Mitglieder beſchlußfähig. | 


8. 3. | 
Prüfung der Wahlen. 

Die Borprüfung der Wahlen gefchieht in den U 
iungen; jeder Abtheilung wirb eine möglichft gleide 
zahl der einzelnen Wablverhandlungen durch dad Loeh 
getheilt. 


z. 4. 


Nach vorgenommer Prüfung der MWahlverhantiu 
wählt die Abtheilung einen Berichterftatter, um dem? 
das Gutachten der Abtheilung vorzutragen. | 









$. 5. 


Die Entiheidung über die Gültigfeit jeder Ball! 
dem Haufe zu. Bis zu dieſer Entſcheidung bat daill 
Mitglied, um defien Wahl es ſich handelt, Sig und O1 
in dem Haufe. | 


—T 

Mitglieder, deren Wahl beanſtandet wird, dirk 
Beziehung auf ihre Wahl alle ihnen nöthig ſcheine 
Aufflärungen geben, nicht aber an der Abjtimmung 1 
nehmen. 
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ſchäfts Ordnung nach dem Antrage Laster: 
Zweiten. 


Zuſammentritt des Hauſes der Abgeordneten und 
| Prüfung der Wahlen. 


Iufammentritt des Haufes. 
pt 


Beim Eintritte einer neuen Legislatur-Perivde tritt 
Gröfnung der beiden Häufer des Landtages (Artikel 76. 
Bertaffungs-Urfunde) das Haus der Abgeordneten unter 
Borfig feines älteften Mitgliedes zufammen. Das Amt 
Üersprafidenten kann von dem dazu Berufenen auf das 
dehenalter ihm am nächſten ftehende Mitglied über: 
m werden. 

Für jede fernere Seſſion derſelben Legislatur-Periode 
ı die Präfidenten der vorangegangenen Seifion ihre 
Br bis zur vollendeten Wahl des Präfidenten fort 
9 


Der Vorſitzende ernennt proviſoriſch, für die Friſt bis 
Renftituirung des Vorſtandes ($. 8.), vier Mitglieder 
shriftführern. 


Bildung der Abtheilungen. 


8. 2. 


Dar Haus wird durd das Loos in fieben Abtheilungen 
hä gleicher Mitgliederzahl getheilt. 

Jede Abtbeilung wählt mit abjoluter Stimmenmehrheit 
Verfigenden und einen Schriftführer, ſowie Stellver- 
für beide. . 

Die Abtbeilungen beftehen fort, bis das Haus auf einen 
50 Unterfchriften unterftügten Antrag ihre Erneuerung 
st. Diefelben find ohne Rüdfiht auf die Zahl der 
enden Mitglieder beſchlußfähig (5. 28.). 


Prüfung der Wahlen, 
$. 3, 
die Vorprüfung der Wahlen geſchieht in den Abtheis 
"; jeder Abtheilung wird eine möglichft gleiche Anzahl 
nelnen Wahlserbandlungen durch das Loos zugetheilt. 


$. 4. 


findet die Abtheilung ein erhebliches Bedenken, oder 
ine Wahlanfechtung oder von Seiten eines Mitgliedes 
Mauies Einſprache vor, fo ift der Sachverhalt dem 
jur Enticheidung vorzulegen, 

Nablanfehtungen und Einſprachen, welde jpäter als 
Tage nach Eröffnung des Landtages, und bei Nach— 
", die während einer Seſſion fatifinden, nah Feſt— 
9 ds Wahlergebniffes erfolgen, bleiben unberüdfichtigt. 


8. 5. 
Behlen, bei denen feiner der obigen Fälle eintritt, 
N vom Präfidenten nachrichtlich zur Kenntniß bes 
Fgebradt, und wenn bis dahin der zehnte Tag (5. 4.) 
ht verfloffen, einftweilen als gültig betrachtet; 
Ablauf der zehntägen Frift find fie definitiv gültig. 


$. 6. 
dis zur Ungültigfeitserflärung einer Wahl bat ber 
hlie Si und Stimme im Haufe. 

Mitglieder, deren Wahl beanftandet wird, dürfen in 
bung auf ihre Wahl alle ihnen nöthig ſcheinenden 
7* geben, nicht aber an der Abſtimmung Theil 


27 


Beſchlüſſe der Gefchäfts: Drdnungs: 
ommiffion. 


I. Zuſammentritt des KHaufes der Abgeordneten und 


Prüfung der Wahlen. 


Zufammentritt des Hauſes. 


WE 
Wie $. 1. der Lasker-Tweſten'ſchen Vorſchläge. 


Bildung der Abtheilungen. 


8. 2. 
Die perfönlihd angemeldeten Mitglieder des Haufes 


werden dur das Loos in fieben Abtheilungen von möglichft 
gleicher Zahl getheilt. 


Sodann Alinea 2. und 3. des $. 2. der Raser» 


Tweſten'ſchen Vorſchläge. 


Prüfung der Wahlen. 


8. 3. 
Wie 8. 3. der jetzigen Geſchäftsordnung. 


$. 4. 
Alinea 1. wie $. 4. der jepigen Geichäftsorbnung. 


Der Bericht über alle Wahlen, bei denen auf Beanftandung 
oder Ungültigfeitserflärung Seitens der Abtheilung ange— 
tragen wird, ift ſchriftlich zu erftatten. 


8. 5. 
Wie 8. 5. der jepigen Geſchäfteordnung. 


8. 6. 
Wie 8. 6. der jepigen Gejhäftsordnung. 
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Jetzige Gefhäfts+ Ordnung. 


II. Vorſteher und Beamte des Hauſes. 


8. 7. 
Wahl des Präfidenten. 


Wenn die Wahlen einer beichlußfähigen Anzahl vor 
Mitgliedern des Haufes (Art. 80. der Berfaffungs-Urfunde, 
ald gültig anerkannt find, wählt das Haus ben Präfidenten 
ſodann den erften und hierauf den zweiten Bize-Präfi Denten 

Die Wahlen erfolgen durch Stimmzettel nad abjolute 
Stimmenmehrheit und zwar nad ben für die Wahl bei 
MWahlmänner durch das Neglement vom 8. Dezember 1848 
ergangenen Vorſchriften. 


g. 8. 
. Wahl der Schriftführer. 


In einer einzigen Wahlhandlung erfolgt demnädft nad 
relativer Stimmenmehrheit die Wahl von acht Schriftführern 
Bei Stimmengleichheit entiheidet das Loos, melde: 
durch die Hand des Präfidenten gezogen wird. 
8.9. 
Dauer der Amtsführung. 

Der Präfident und die BVize-Präfidenten werden zi 
Anfang einer Legislaturperiode das erfte Mal auf 4 Wochen 
dann aber für die übrige Dauer der Seifion gewählt. I 
den folgenden Seffionen einer Legislaturperiode erfolgt di 
Wahl ſofort für die ganıe Dauer der Seifion. 

Die Wahl der Schrififührer geihieht für die Daue 
jeder Seffion, jedoch fann der Gewählte nad Ablauf vo 
vier Wochen zurüdtreten. 


$. 10. 


Die Konftituirung des Haules und das Ergebnif de 
Wahlen wird durd den Präfidenten dem Könige und der 
Herrenhaufe angezeigt. 


611. 


Der Präfident. 


Dem Präfidenten liegt die Leitung der Berhbandlunge: 
die Handhabung der Ordnung und die Vertretung di 
Haufes nah aufen ob. Er hat das Recht, den Sitzunge 
der Abtheilungen und Kommilfionen mit berathender Stimm 
beizuwohnen. 


g. 12. 


Der Präfident beichließt über die Annahme und En 
lafjung des für das Haus erforderlichen -Verwaltungss| un 
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Hefchäfts:Drdnung nach dem AUntrage Laster: 
Zweiten. 


I. Vorſteher und Beamte des Haufen. 


Wahl der VBräfidenten. 
8. 7. 


Sobald die Anwefenheit einer bejhlußfähigen Anzahl 
on Mitgliedern des Haufes durd Namensaufruf feftgeftellt 
ft, beiclieft das Haus, an weldem folgenden Tage die 
Bablen der Präfidenten und der Schriftiührer erfolgen jollen. 

Die Wahlen des Präfidenten, ſodann tes Erften und 
yierauf des Zweiten Bizes-Präficenten erfolgen durd Stinms 
ettel nad abjoluter Stimmenmehrheit. 

Hat fid) eine abfolute Mehrheit nicht ergeben, fo find 
diejenigen fünf Kandidaten, welde die meiften Stimmen 
halten haben, auf eine engere Wahl zu bringen. Wird 
uch bei diefer Wahl feine abſolute Mehrheit erreicht, ſo 
ind diejenigen beiden Kandidaten, welde die meiften Stimmen 
in der engeren Wahl erhalten haben, auf eine zweite engere 
Wahl zu bringen. Tritt in diefer legten Wahl Stimmen: 
gleichheit ein, fo emticheibet das Loos, welches durch bie 
Hand des Präfidenten gezogen wird. Bei Ausmittelung der» 
jenigen Kandidaten, welche nad) den vorfiehenden Vorſchriften 
auf die engere Wahl zu bringen find, enticheidet bei Stim— 
mengleichheit ebenfalls das Loos. 


Wahl der Schriftführer. 


8. 8. 


In einer einzigen Wahlhandlung erfolgt demnädft nad 
relativer Stimmenmehrheit die Wahl von aht Schrififührern. 

Bei Stimmengleihheit entſcheidet das Lnos, meldes 
dur die Hand des Präfidenten gezogen wird. 


Dauer der Amtsführung. 
8. 9. 


Der Präfident und die BVize-Präfidenten werden zu 


Anfang einer Legislatur-Periode das erſte Mal auf vier 
Wochen, dann aber für die übrige Dauer der Seffion ge- 
wählt. In den folgenden Seſſionen einer Legislatur- Periode 
erfolgt die Wahl jofort für die ganze Dauer der Seſſion. 

Die Wahl der Schriftführer geichieht für die Dauer 
jeder Seſſion, jedoch kann der Gewählte nad Ablauf von 
4 Wochen zurüdtreten. 


Konitituirung des Hauſes. 
$. 10, 


Die Konftitwirung des Hauſes und das Ergebniß der 
Wahlen wird durd den Präfidenten dem Könige und dem 
Herrenhaufe angezeigt. 


Der, Präfident. 
g. 11. 


Dem Präfidenten liegt die Leitung der Verhandlungen, 
die Handhabung der Drdnung und die Bertretung des 
Haufes nah außen ob. Er hat das Recht, den Sipungen 
der Abtheilungen und Kommilfionen mit berathender Stimme 
beizumwohnen. 

Die Vize» Präfidenten vertreten den Präfidenten in 
Behinderungafäflen nad der Reihenfolge ihrer Ermählung. 


g. 12. 


Der Präſident bejchließt über die Annahme und Ent: 
laffung des für das Haus erforderli' en Verwaltungs: und 


Beichlüffe der Gefchäftd: Drdnungs: 
Kommiffion. 





II, Borfteher und Beamte des Hauſes. 


Wahl der Wräfidenten. 


8. 7. 


Alinea 1. des F. 7. der jegigen Geſchäfts-Ordnung 
unverändert, , 


NAlinea 2. Dieſe Wahlen erfolgen durch Stimmzettel 
nah abjoluter Stimmenmehrheit. 


Alinea 3. wie Alinca 3. des $.7. der Lasfer-Tweften- 
ihen Vorſchläge. 


Wahl der Schriftführer. 


$. 8. 
Wie & 8. der jepigen Geſchäfts-Ordnung. 


Dauer der Amtsführuug. 


8.9. 
Wie 8. 9. der jepigen Geſchäfts-Ordnung. 


Konitituirung des Sauſes. 
j $. 10, 
Wie $. 10, der jepigen Geſchäfts-Ordnung. 


Der Präſident. 
g. 11. 
Wie 8. 11. der Lasker-Tweſten'ſchen Vorſchläge. 


g. 12, 
Wie 8. 12. der jegigen Geſchäfte-Ordnung. 
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Dienft:Perfonals, fewie über die Autgaben zur Dedun 
der Bebürfniffe des Hauſes innerhalb des geſeßlich Fefty 
ftelenden Voranſchlages. 


g. 13. 


Die Schriftführer. 


Die Schriftführer haben für die Aufnahme des Pro 
folled und den Drud der Verhandlungen zu forgen, tab 
auch die Revifion der ſtenographiſchen Berichte zu übe 
waden. Sie lejen die Schriftftüde vor, halten den Namen 
Aufruf, führen die Nebnerlifte, vermerken die Stimme 
und haben den Präfidenten in der Belorgung der äufe 
Angelegenheiten des Haufes zu unterftüpen. 

Die Bize-Präfidenten vertreten den Präfidenten in & 
binderungsfällen nad der Reihenfolge ihrer Erwählung. 


$. 14. 
Die Quaftoren. 


Der Präfident ernennt für die Dauer feiner Amt! 
führung aus der VBerfammlung zwei Quäftoren für das Kaflın 
und NRechnungsweien. 


II. Vorberathung in den Kommiſſionen und in 
ganzen Haufe, 
$. 15. 


Die Geſetzes-Vorlagen der Regierung oder des Hurt 
baufes, jowie Die Anträge der Mitglieder werden für Mt 
Schlußberathung in Kommilfionen vorbereitet. Das Dir 
fann auch beſchließen, die Vorberath ung, anftatt in ana 
Kommilfion, im ganzen Haufe vorzunehmen, oder ohne je 
befondere Vorberathung in die Schlußberathung einzuttelen 


$. 16. 
Borberatbung im Haufe felbit. 


Die Vorberatbung im ganzen Haufe darf früheftent ou 
vierten Tage, nachdem die Gejepes-Vorlage oder der Antın 
nedrudt in die Hände der Mitglieder gefommen, erfolgen 

Das Haus bat ſich während einer ſolchen Vorberatbun 
nur mit dem ibm überwielenen Gegenftände zu beſchäftige 
Anträge und Abänderungsvorichläge find ſchriftlich zu item 
bedürfen aber feiner Unterftübung, noch einer wiederhelier 
Abſtimmung (8. 45.) 

Im Uebrigen gelten für dieſe Vorberathungen dei Pat 
ſes, ſowie für die Befugniffe des Vorſitzenden alle für 9 
definitiven Berathungen im Plenum und für den Präfiter 
ten defjelben weiter unten zu gebenden Beftimmungen. ($- 
—64.) Auch fann in jedem Stadium der Borberathung 
Beſchluß auf Verweifung der Sade an die Kommilfion ı 
auf den Geihäftsgang vor derielben gefaßt werden. _ 

Nah dem Schluffe der Vorberathung ftellt der Pra! 
dent mit Zuziebung der Schriftführer die gefaßten Beihlt! 
nebft der Borlage zulammen. Diele Zufammenftellung mi! 
ohne weiteren Bericht auf die Tagesordnung des Penun 
gebradht. 


z. 17. 


Tritt das Haus in die Schlußberathung ohne bejontt 
Vorberathung ein, fo erfolgt Diefe auf den Vortrag ein 
oder mehrerer Berichterftatter (Neferenten oder Korreferenten] 
weldhe von dem Präfidenten beitellt werden. 

Ueber den Geſchäftegang finden die Beftimmungen ie 
$. 16. Alinea 1. bis 3. Anwendung. 
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imft>Perfonale, jowie über die Ausgaben zur Dedung 
t Bedürfniffe des Haujes innerhalb des gefeplich feft- 
fellenden Voranſchlages. 


Die Schriftführer. 
$. 13. 


Die Schriftführer haben für die Aufnahme des Proto- 
li und den Drud der Verhandlungen zu forgen, daher 
ich die Reviſion der ſtenographiſchen Berichte zu über- 
achen. Sie lefen die Schriftjtüde vor, halten den Namens» 
ufruf, vermerken die Stimmen, und haben den Präfidenten 
der Beforgung der Äußern Angelegenheiten des Hauſes 
unterftügen. 


Die Quäftoren. 
$. 14. 


Der Präfident ernennt für die Dauer jeiner Amts— 
brung aus der VBerfammlung zwei Quäftoren für das 
aſſen⸗ und Rechnungsweſen. 


I Behandlung der Vorlagen, Anträge und Petitionen. 
x. 15. 

Die Vorlagen der Regierung oder des Herrenhauſes 

wie alle förmlich ($. 20.) eingebrachten Anträge von Mit— 

iedern des Haufes werben durd den Präfidenten zum Drud 

zur Bertheilung an die Mitglieder befördert. Hier 


‚Sit tritt der in den SS. 16.29, vorgeſchriebene Geſchäfts- 
nz ein. 


a) im Plenum des Haufes. 
$. 16. 

Die erfte Berathung über Gejep + Entwürfe erfolgt 
iheftend am dritten Tage, nachdem der Gejep » Entwurf 
Drucdt und in die Hände der Mitglieder gefommen ift, und 

auf eine allgemeine Diskuffion über die Grundjäge des 
ıtwurfs zu beidhränfen. 

Nah dem Schluffe der erften Beratbung beſchließt das 
aus, ob eine Kommilfion mit der Borberathung des Ent— 
arfs zu betrauen ift. 

Die allgemeine Diskuſſion kann aud auf einzelne Ab» 
ilungen bes Entwurfs gerihtet und abtheilungsweije zu 
ide geführt werden. 


8. 17. 


Die zweite Berathung erfolgt früheſtens am zweiten 
ge nah dem Abjchluffe der erften Berathung, und wenn 
e Kommijfion eingelegt ift, früheftens am zweiten Zage, 
Hiem die Kommiſſions-Anträge gedrudt in die Hände 

Mitglieder gelommen find. 

Ueber jeden einzelnen Artifel wird der Reihenfolge nad 
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Die Schriftführer. 
8. 18. 
Wie $. 13. der Lasfer-Tweften’ichen Vorſchläge. 


Die Quäftoren. 
$. 14. 
Wie F. 14. der jepigen Gefchäfts-Orbnung. 


IH. Behandlung der Vorlagen, Anträge und Petitionen. 


$. 15. 
Wie $. 15. der Lasfer-Tweften’ihen Vorſchläge. 


a) im Plenum des Hauſes. 
8. 16. 


Die erfte Beratbung über Geſetz-Entwürfe erfolgt 
früheſtens am dritten Tage, nachdem der Gejep-Entwurf 
gedrudt in die Hände der Mitglieder gekommen ift, und 
ift auf eine allgemeine Diskuffion über die Grundfäge bes 
Entwurfs zu beſchränken. 

Sodann alinea 2. und 3. des 8. 16. der Lasker-Twe- 
ften’ihen Vorſchläge. 


g. 17. 


Die zweite Berathung erfolgt frübeftens am zweiten 
Tage nad dem Abſchluſſe der erften Berathung, und wenn 
eine Kommilfion eingelegt ift, früheſtens am dritten Tage, 
nachdem die Kommiſſions-Anträge gedrudt in die Hände 
der Mitzlieder gelommen find. 

Ueber jeden einzelnen Paragraphen wird der Reihen» 
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$. 25. 
A. Anträge. 

Ale von Mitgliedern des Haufes ausgehenden Antoit 
müffen von —— 15 — 2 unterzeichnet und m! 
ber —— 

gr Haus der Abgeordneten wolle beiäliehet 
u. 
verjeben fein. 

Sind diefe Formen nicht beobachtet, jo wirb der Anita 

als Petition behandelt. 


$. 26. 

Jeder förmlich ($. 25.) eingebracht Antrag wird burd 
den Präfidenten des Haufes zum Drude und zur Verthei 
00, an bie ——— beförbert, Hiernägft tritt de 


15—21. vorgeſchriebene Geſchaͤftogang ein. 


— 
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ie Diskuſſion eröffnet und geihloffen, und die Abftimmung 
erbeigeführt.e Auf Beſchluß des Haufes kann die Reihen: 
Ige verlaffen, in gleicher Weile die Disfujfion über mehrere 
rtifel verbunden oder über verichiebene zu demſelben Artikel 
ſtellte Abänderungs-Borichläge getrennt werden. 

Abänderungs-Vorihläge zu einzelnen Artikeln können 
der Zwiſchenzeit und in Laufe der Berbandlung einge 
‚acht werden. Sie bedürfen feiner Unterftügung. 

Nah dem Scluffe der zweiten Berathung ftellt der 
räfident mit Zuziehung der Schriftführer die gefaßten 
jeichlüffe zuſammen. 

Diefe Zufammenftellung bildet die Grundlage der dritten 
teratbung. 

Wird der Entwurf in allen feinen Theilen abgelehnt, 
‘ findet eine weitere Berathung nicht ftatt. 


$. 18. 

Die dritte Beratbung erfolgt früheftend am zweiten 
age nad dem Abichluffe der zweiten Berathung, beziehungs- 
ee nad ber Bertbeilung der Zufamntenftellung ($. 17.). 

Abänderungs-Borjchläge zu einzelnen Artikeln können 
ı der Zwilhenzeit und im Laufe der Verhandlung einge 
racht werben. Sie bedürfen der Unterftüpung von 30 
Ritgliebern. 

Die Diskuffion erfolgt zunädft über die Grundfäge 
es Entwurft nah Maßgabe des $. 16., und hieran jchließt 
ch unmittelbar die Diskuſſion über die einzelnen Artikel 
ah Maßgabe des $. 17. 

Am Schluſſe der Berathung wird über die Annahme 
ver Ablehnung des Gejep- Entwurfs abgeftimmt. Sind 
erbefferungs-Auträge angenommen worben, jo wirb bie 
chlußabſtimmung ausgefept, bis das Büreau die Beichlüffe 
ſammengeſtellt hat. 


$. 19. 

Eine Ablürzung der im $. 17. beftimmten Friſt, ind« 
fondere aud die Bornahme der erften und zweiten Bes 
bung in derſelben Sipung, kann bei #eftftellung ber 
ages-Drdnung (5. 32.) oder überhaupt an einem früheren 
age, ald au dem der Berathung, mit Stimmenmehrheit, 
ne Abkürzung der übrigen Friſten ($$. 16. und 18.) nur 
mn beſchioſſen werden, wenn ihr nidht 15 anmwejende Mit- 
ieder wiberipreden. 

Das Haus fanı wie am Schluffe der erften ($. 16.) 
in jedem Stabium einer folgenden Berathung bis zum 
eginn der Frageftellung den Bejep- Entwurf oder einen 
jeil deffelben zur Berichterftattung an eine Kommilfion 
rweifen, welde fih nur mit dem ihr überwiefenen Gegen- 
nde zu beihäftigen hat. 


$. 20. 


Alle von Mitgliedern des Haufer ausgehenden Anträge 
üflen von mindeſtens 15 Mitgliedern unterzeichnet und 
it der Eingaugsformel 

„Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen“ 
rjehen jein. 

In einer folgenden Sitzung, jedoch früheftens am dritten 
ıge, nachdem der Antrag gedrudt und in die Hände der 
itglieder gekommen ift, erhält der Antragfteler das Wort 
r Begründung. Hieran ſchließt fih, wenn der Antrag 
nen Geſetz-Entwurf umfaßt, fofort die erfte Berathung. 

Eine Abfürzung der Frift ift mit Zuftimmung des An- 
agftellerö unter den im $. 19. vorgeihriebenen Bedingun⸗ 
m zuläjfig. 
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folge nad die Dififuffion eröffnet und geihloffen, und bie 
Abftimmung berbeigeführt. Auf Beſchluß des Haufes kann 
die Reihenfolge verlaffen, in gleicher Weiſe die Diekuſſion 
über mehrere Paragraphen verbunden oder über verichiedene 
zu demfelben Paragraphen geitellte Abänderungs-Vorſchläge 
getrennt worden. _ 

Abänderungs » Borihläge zu einzelnen Paragraphen 
fönnen in der Zwiſchenzeit und im Kaufe der Verhandlung 
eingereicht werden. Sie bedürfen feiner Unterftügung. 

Nah dem Scluffe der zweiten Berathung ftellt der 
Präfident mit Zuziehung der Schriftführer die gefaßten Be- 
ihlüffe neben der Borlage zufammen. 

Eodann Al.5.und6. wie im Lasker-Tweſten'ſchen Antrage. 


$. 18, 

Alinea 1. des $. 18. der Lasker⸗Tweſten'ſchen Vorſchläge 
unveränbert. 

Abänderungs » Vorfhläge zu einzelnen Paragraphen 
fönnen in der Zwiſchenzeit und im Laufe der Verhandlung 
eingebracht werben. ie bedürfen der Unterftügung von 
30 Mitgliedern. 

Die Diskuffion erfolgt zunächſt über die Grunbfäpe 
bed Entwurfs nad Maßgabe des $. 16., und bieran fchlieht 
ſich unmittelbar die Diskuffion über die einzelnen Para— 
graphen nad Maßgabe des $. 17. 

Sodann Alinea 4. des $.18. ber Lasker-⸗Tweſten'ſchen 
Vorſchlaͤge. 


8. 19. 
Wie 8. 19. der Lagker -Tweſten'ſchen Vorſchlaͤge. 


g. 20. 


Wie 8. 25. der jetzigen Geihäfts-Drbnung. 

Sind dieſe Formen dagegen beobachtet, 5 erhaͤlt in 
einer folgenden Sitzung, jedoch früheſtens am dritten Tage, 
nachdem der Antrag gedruckt in die Hände der Mitglieder 
gekommen iſt, der Yntragfteller das Wort zur Begründung. 
Hieran fließt fi, wenn der Antrag einen Gejeg-Entwurf 
umfaßt, fofort die erfte Berathung. 

Sodann wie Alinea 3. des $. 20. ber Latker-Twelten« 
ſchen Vorſchläge. 
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$. 27. 
Jeder Antrag kann zurüdgezogen, jedoch von je 
anderen Mitgliede wieder aufgenommen werden, Er bedu 
alödann feiner weiteren Unterflügung. 


$. 18. 


KRommiffionen. 

Die Kommilfionen werden entweder im Allgemeinen un 
fachweiſe ($. 19.) oder für einzelne Geſetzes-Votlages a 
Anträge nad dem von dem Haufe gefaßten Beſchluß, ıW 
zwar der Negel nach und injofern von dem Haufe nid! an 
größere Anzahl von Mitgliebern beſchloſſen wird, au ] 
14 durch die Abtheilungen zu erwählenden Mitgliedern ja 
jammengejept. 

Sie konftituiren fih unter einem aus ihrer Mit j 
wählenden Borfigenden und Schriftführer, und find b 
ſchlußfähig, ſobald mindeftens die Hälfte der Mitglied 
anweſend ift. | 
Nah geicloffener Berathung wählt die Konmillt 
aus ihrer Mitte einen Berichterftatter, der die Anſichten u 
Anträge der Kommilfion in einem Bericht zufammenftel 
Diefer Bericht wird gedrudt und mindeftens drei Tage * 
der Berathung im Haufe an ſämmtliche Abgeordnete X 
theilt, auch den Miniftern in einer angemeffenen Azal 
von Exemplaren überfandt. B 

Die Kommiffionen find auch befugt, durch den gemäl 
ten Berichterftatter ohne jchriftlihen Bericht im Haufe min 
lichen Bericht erftatten zu laffen. Das Haus kann ab 
jedem Falle ſchriftlichen Bericht verlangen und zu dit 
Behufe die Sache an die Kommilfion zurüdverweren. 

Wird einer Kommijfion die Vorberathung ein 
Mitgliedern des Haufes geftellten Antrages übermielen, 
nimmt ber Antragfteller, und fals der Antrag von mebr! 
Mitgliedern ausgegangen ift, das zuerft unterzeichnete M 
glied, aud wenn es nicht Mitglied der Kommilfion if, | 
ten Berathungen terjelben mit beratbender Stimme au 

Eine Aueſchließung der Oeffentlichkeit der Kommillet 
Berhandlungen für die Nicht-Mitglieder der Kommiſſiet 
fann nur das Haus beichließen. 


$. 19. 


Für die Bearbeitung derjenigen Geſchäfte, welde 
1) die Geſchäfts-Ordnung, 
2) die eingehenden Petitionen ($- 20.), 
3) die Agrar Berhältniffe, 
4) den Handel und die Gewerbe, 
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$. 21. 

Anträge, welche feine Geſeß-Entwürfe entbalten, be— 
ärfen nur einer einmaligen Beratbung und Abftinnmung. 
banderungs-Vorſchläge hierbei bedürfen der Unterftügung 
m 30 Mitgliedern. Uebrigens finden alle Beftimmungen, 
jer die Behandlung von Gefeg« Entwürfen auf fie An» 
endung. 

Die Berathung und Abſtimmung über einen derartigen 
ıtrag fann, und zwar auch ohne daß er gedrudt vorliegt, 

— Sitzung, in welcher er eingebracht iſt, unter 
iſtimmung des Antragſtellers ſtattfinden, wenn fein Mit« 
ied widerſpricht. 


8§. 22. 
Jeder Antrag kann zurückgezogen, jedoch von jedem 
deren Mitgliede wieder aufgenommen werden. Gr bedarf 
sdann Feiner weiteren Unterftügung. 


$. 23. 

Anträge der Regierung find, auch wenn fie Geſetz⸗ 
atwürfe nicht enthalten, nad) den Vorſchriften der 88. 16. 
3 19. zu behandeln, wenn nicht mit Zuftimmung der Res 
erung das im $. 21. beftimmte abgefürzte Verfahren bes 
hloſſen wird. 


b) in den Kommiffionen. 
8. 24. 
Für die Benrbeitung derjenigen Geſchäfte, welde 
1) die Geihäfts-Drdnung, 
2) die eingehenden Petitionen, 
3) die MAgrarsBerbältniffe, 
4) den Handel und die Gewerbe, 
5) die Finanzen und Zölle, 
6) das Juſtizweſen, 
T) das Gemeindeweien, 
8) das Unterrichtsmeien, 
9) den Staatshaushalte-Etat 
treffen, Fönnen beiondere Kommilfionen nad Maßgabe des 
h berausftellenden Bebürfniffes gewählt werben. 
Außerdem fann das Haus für einzelne Angelegenbeiten 
e Bildung beionderer Kommiſſionen bejchließen. 


Alle Abtheilungen wählen die gleihe Zahl von Kom: 
fions- Mitgliedern durd Stimmzettel nad) abjoluter Mehr⸗ 
eit ihrer anmelenden Mitglieder. Die Wabl kann fid auf 
mmtliche Mitglieder des Haufes erftreden. Trifft tie Wahl 
ebrerer Abtbeilungen denjelben Abgeordneten, ſo hat die 
nige Abtheilung den Vorzug, welder der Gewäh'te anges 
rt. Sonft hat die Wahl der ihrer Nummer nad) voran» 
:benden Abtheilung den Vorzug. Die Abıheilung, deren 
zahl im dieſer Weile ungültig wird, bat jobald als thun— 
ch eine Erſatzwahl vorzunehmen. 


$. 25. 


Die Kommilfionen fonftituiren fid unter einem aus 
wer Mitte zu mählenden Vorſitzenden und Schriftführer, 
nd find beichlußfähig, ſobald mindeſtens die Härte der: 
Ritglieder auweſend ift. 

Nach geſchloſſener Berathung wählt die — 
us ihrer Mitte einen Berichterſtatter, der die Anſichten und 
Inträge der Kommiſſion in einem Bericht zuſammenſtellt. 
Diefer Bericht wird gedruckt und mindeftens zwei Tage vor 
er Berathung im Haufe an ſämmtliche Abgeordnete vertheilt, 
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g. 21. 
Wie $. 21. der Lasker-Tweſten'ſchen Vorſchläge. 


$. 22, 
Wie $. 27. der jepigen Geihäfts-Drbnung. 


$. 23, 
Wie 8. 23. der Lasker⸗Tweſten'ſchen Borjchläge. 


b) in den Rommiffionen. 
g. 24. 


Kür die Bearbeitung derjenigen Geſchäfte, melde 

1) die Geihäftd-Drdnung, 

2) die eingehenden Petitionen, 

3) die Agrar Verhältniffe, 

4) den Handel und die Gewerbe, 

5) die Finanzen und Zölle, 

6) das Juſtizweſen, 

7) das Gemeindemejen, 

8) das Unterrichtsweſen, 

9) den Staatshaushalts- Etat 
betreffen, werben befondere Kommilfionen nah Maßjabe 
des fich berausftellenden Bedürfuiffes gewählt. 

Außerdem fann das Haus für einzelne Angelegenheiten 
die Bildung bejonderer Kommilfionen beichließen. 

Die Kommijfionen find in der Regel aus 14 Mits 
gliedern zu bilden. 

Ale Abtheilungen wählen die gleihe Zahl von Kom— 
miljions- Mitgliedern durch Stimmzettel nad abfoluter Mehr— 
beit ihrer anmwejenden Mitglieder. Die Wahl fann fih auf 
alle bereit3 in das Haus eingetretene und einer Abtbeilung 
zugeloofte Mitglieder des Es erftreden. Trifft die Wahl 
mehrerer Abtbeilungen denjelben Abgeordneten, jo bat die— 
jenige Abtbeilung den Borzug, welcher der Gewählte anges 
bört. Sonft hat die Mahl der ihrer Nummer nad vorane 
ftehenden Abtheilung den Vorzug. Die Abtheilung, deren 
Wahl in diefer Weije unzültig wird, bat jobald als thun« 
lich eine Erſatzwahl vorzunehmen. 


$. 25. 


Die Kommilfionen Eonftituiren fih, indem fie aus ihrer 
Mitte einen Vorfigenden, einen Schriftführer und Stell» 
vertreter für Beide wählen. Sie find beſchlußfähig, ſobald 
mindeltens die Hälfte der Mitglieder anweſend ift. 

Sodann Alinca 3. des $. 18. der jegigen Geſchäfts— 
ordnung. 


36 


Jetzige Gefchäfts: Drdnung. 


5) die Finanzen und Zölle, 

6) das Juſtizweſen, 

T) das Gemeindeweien, 

8) das Unterricdhtäwejen, 

9) den Staatehaushalts.-Etat ($. 21.) 
betreffen, werden bejondere Kommilfionen beftehen. 


$. 20. 

Zur Behandlung der bei dem Haufe eingehenden 
titionen, insofern ſolche nicht vor eine ber allgemeinen 
ſpeziellen Kommilfionen gehören, wird durch Wahl 
Abtheilungen eine eigene Kommilfion von 28 Mitgli 
ernannt. 

Jedes Mitglied der Petitiond » Kommilfion kann 
achtwoͤchentlicher Amtsführung feinen Erjap durd Reu 
in Anfprud nehmen. 

Der Juhait der eingehenden Petitionen ift son dr 
Kommilfion allwöchentlich dur eine in tabellarijher fm 
zu fertigende Zufammenftelung zur Kenntniß der einen 
Mitglieder des Haufes zu bringen. Zur weiteren Erire 
rung im Haufe gelangen diejenigen Petitionen, bei wid 
auf ſolche Erörterung entweder von der Kommiſſion ede 
von 15 Mitgliedern des Haufes angetragen wird. 

Geht der Antrag von der Kommilfion aus, jo bat 
über die von ihr zur Disfuffion verwiejene Petition am 
Bericht zu erftatten; geht der Antrag von Mitgliedern de 
Hauſes aus, und ift weder eine Borberathung im Hal 
noch Schlußberatbung ohne Vorberathung beidloflen, | 
wird derjelbe der Petitions-Kommilfion zur Berichterftattun 
über die bezeichnete Petition übermwiejen. J 

In gleicher Art werden von den Fach-Kommiſſient 
oder den für bejondere Vorlagen gewählten Kommt] 
die ihnen zugemiejenen Petitionen behandelt. 

Ein Beiheid des Haufed muß jedenfalls erfolgen. 


$. 21. 


Die Kommilfion zur Prüfung des Staatshaushali 
Etats ($. 19. Nr. 9.) wird duch fünf Mitglieder aus ie 
Abtheilung gebildet. 

Um die einzelnen Verwaltungs » Etats, auf welde ! 
Staatshaushalts-Etat fi gründet, und die dem Haule 
gelegten Rechnungen, ſowie eine etwaige Vorlage über Ei 
Ueberjreitungen zu prüfen, werben diejelben gruppen 
vertheilt. 

Bon dem Borfigenden der Kommilfion werden 
jebe Gruppe in der Regel zwei, für einzelne umfangret 
Gruppen aber mehrere Referenten ernannt, welde die ib) 
zugetheilten Etats oder Rechnungen gemeinſchaftlich pr 
und darüber in der Kommijfion Bortrag halten. Die R 
tenten zur Berichterftattung im Plenum des Hauies f 
von der Kommilfion durch Stimmenmehrheit zu wählen. 


$. 22. 
Gefchäftsgang. 


Die Minifter oder die von ihnen beauftragten Staa 
beamten können den Abtheilungen und Kommifionen ! 
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uch den Miniftern in einer angemefjenen Anzahl von Erem- 

plaren überfandt (5. 17.). 

Die Kommilfionen find au befugt, durch den gewähl« 
en Berichterftatter ohne jchriftlihen Beriht im Haufe 
ründlihen Bericht erftatten zu laſſen. Das Haus fann 
ber in jedem Falle jhriftlihen Bericht verlangen und zu 
—* Behufe die Sache an bie Kommiſſion zurüdver- 
rien. 

Wird einer Kommilfion die Vorberathung eines von 
Nitgliedern des Haufes geftellten Antrags überwieſen, fo 
immt ber Antragfteller, und falls der Antrag von mehreren 
Ritgliedern ausgegangen ift, das zuerft unterzeichnete Mit« 
lied, aud wenn es nicht Mitglied der Kommilfion ift, an 
en Berathungen derjelben mit berathender Stimme Theil. 

Eine Ausſchließung der Deffentlichkeit der Kommilfions- 
jerhandfungen für bie Nicht- Mitglieder der Kommilfionen 
mn nur das Haus beichließen. 


8. 26. . 


Petitionen, welche mit einem Gegenftande in Berbin- 
ıng fteben, welder bereits einer Kommiffion überwiejen 
!, können legterer durch Verfügung bes Präfidenten über- 
ielen werben, jedoch wenn die Petition bereit? an die Pe- 
tions Kommiſſion abgegeben ift, nur auf Antrag derſelben. 

Jedes Mitglied der Petitions-Kommiſſion fann nad 
chtwöchentlicher Amtsführung feinen Erfag durch Neuwahl 
ı Anipruch nehmen. 

Der Inhalt der eingehenden Petitionen ift von der Kom- 
iſſion allwöchentlich durch eine in tabellariicher Form zu 
rtigende Zulammenftellung zur Kenntniß der einzelnen 
!tglieber des Haufes zu bringen. Zur weiteren Erörterung 
—— gelangen diejenigen Petitionen, bei welchen auf 
Ide Erörterung entweder von der Kommilfion oder von 
» Mitgliedern des Hauſes angetragen wird. 

Geht der Antrag von der Kommilfion aus, fo hat fie 
er die von ihr zur Diskuſſion verwielene Petition einen 
eiht zu erflatten; gebt der Antrag von Mitgliedern bes 
aujes aus, jo tritt das Verfahren des 8. 21. ein. 

In gleicher Art werden von den Fach-Kommiſſionen 
er den für bejondere Vorlagen gewählten Kommilfionen 
: ihnen zugewiejenen Petitionen behandelt. 

Ein Beiheid des Haufes muß jedenfalls erfolgen. 


$. 27. 


Die Minifter oder die von ihnen beauftragten Staats- 
mten fönnen den Abtheilungen und Kommilfionen mit 
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Sodann Alinea 3. und 4. des $. 25. der Lasfer- 
Tweſten'ſchen Vorſchläge. 

Eine Ausſchließung der Oeffentlichleit der Kommilfions- 
Verhandlungen für die Nicht-Mitglieder der Kommiſſionen 
fann nnr das Haus auf Antrag der Kommiſſion oder ſonſt 
nah Maßgabe des $. 33. beſchließen. 


$. 26. 
Wie 8. 26. der Pasker-Tweften’ihen Borfchläge. 


$. 27. 
Wie $. 22. der jepigen Gefhäftsorbnung. 
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berathender Stimme beimohnen. Bon dem Zufammentn 
der Kommilfionen, wie von dem Gegenftande der — 
lungen muß dem Miniſterium Kenntniß gegeben werden. 


g. 81. 


Die Kommiſſionen regeln ihre Tagesordnung \elt 
Die Tagetordnung der Abtheilungen jegt der Präfident fr 
Bei dem Miderfprude auch nur einer Abtbeilung gu 
diefelbe enticheidet dad Haus durch einen Beſchluß. 


$. 23. 
Sind die Gegenftände der Berbandlungen = 


— — 


Kommilfionen vorbereitet, jo wird ſolches dem Präſiden 
mitgetheilt, weldyer die Einbringung derjelben auf die 
ordnung verfügt, und den Tag der Verhandlung feititell 
Seleped- Borfäläge, Anträge und Petitionen find 
dem Ablaufe der Sitzungs-Periode, im welder fie cin 
bracht und noch nicht zur Beihlußnahme gediehen find, fi 
erledigt zu erachten. | 


. | 

IV. Berhandlungen in dem Haufe. | 

$. 24. | 

Die von der Negierung ausgehenden Geſehes-Vorjchli 

werden durch die Minifter in das Haus eingebradt un 
gedrudt an alle Mitglieder vertbeilt. 


$. 28, 


Interpellationen. 
Interpellationen an die Minifter müſſen beftinn w 
mulirt und von 30 Mitgliedern unterzeichnet dem Präfiten 
des Haufes überreicht werden, welcher diejelben dem ©! 
Minifterium abſchriftlich wmittheilt, umd in der mic 
Sipung baffelbe in dem Haufe zur Erklärung damit 
auffordert, ob und wann ed die Interpellation beantm: 
werde. Erklärt das Minifterium fi zur Benntworti 
bereit, jo wird au dem von ihm beftimmten ZTazt ) 
Interpelant zu deren näherer Ausführung verftattet. 


$. 29. 

An die Beantwortung der Interpellationen oder dA 
Ablehnung darf fi eine jofortige Beſprechung dei he 
ftandes derſelben auſchließen, wenn mindeftens 50 Miglid 
darauf antragen. Die Stellung eines Antrages ba ® 
Beiprehung ift unzuläffig. Es bleibt aber jedem Mizlie 
des Haufes überlaffen, den Gegenftand in Form einet I 
traged weiter zu verfolgen. 


$. 30. 
B. Tages: Ordnung. 

Die Tagesordnung für das Plenum wird dur | 
Präfidenten vor dem Schluffe jeder Sigung für die nid 
Sigung verfündigt. Wenn ſich dagegen ein Wiberiprud 
bebt, jo enticheidet das Haus durch einen Beſchluß daril 
ob der Widerſpruch begründet ift. Die Tagesordnung I 
jodann den Mitgliedern und den Miniftern durd den ) 
mitgetbeilt. fl 

Die Berihte der Kommilfionen haben in ber R 
den Vorrang in der Tagesordnung. 

In der Regel findet in jeder Woche, an einem 
für alle Mal vo berbeftimmten Tage, eine Sigung Hl 
welcher an erfter Stelle die zur Erörterung im Plenum 
langenden Petitionen und die von Mitgliedern dei Du 
geftellten Anträge erledigt werden. 
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mibender Stimme beiwohnen. Don dem Zujammentritt 
r Kommiffionen wie von dem Gegenftande der Berhand- 
gen muß dem Minifterium Kenntniß gegeben werben. 


$. 28. 


Die Kommilfionen und Abtheilungen regeln ihre Tages— 
dnung jelbft; außerdem ift der Präfident befugt, für 
Abtheilungen Sigungen anzuberaumen. 


$. 29, 

Sind die Gegenftände der Verhandlungen durd bie 
immilfionen vorbereitet, jo wird ſolches dem Präfidenten 
getheilt, welcher die Einbringung derſelben auf die Taged- 
dnung verfügt, und den Zag der Verhandlung feftftellt 
32.). 


IV. Behandlung der Jnterpellationen. 
$. 30. 


Interpellationen an die Minifter müſſen, beſtimmt 
mulirt und von 30 Mitgliedern unterzeichnet, dem Prüfie 
ten des Hauſes überreiht werden, welder diejelben dem 
aats-Minifterium abſchriftlich mittheile, und Ddaffelbe in 
nächften Sipung des Haules zur Erklärung darüber 
fordert, ob und wann es die Interpellation beantworten 
de. Erklärt das Minifterium fih zur Beantwortung 
eit, jo wird an dem von ihm beftimmten Tage der In» 
pllant zu deren näherer Ausführung verftattet. 


$. 31. 


An die Beantwortung der Interpellation oder deren 
fhnung darf fi eine jofortige Beiprehung des Gegen- 
übes derſelben anſchließen, wenn mindeftens 50 Mitglie- 
darauf antragen. Die Stellung eines Antrages bei diefer 
Iprehung ift unzuläffig. Es bleibt aber jedem Mitgliede 
s Haufes überlaffen, den Gegenftand in Em eines Ans 
ges weiter zu verfolgen. 


V. Geſchäftsvorſchriften für die Plenarfisungen. 
a) Tagesordnung. 
$. 32. 

Die Tagesordnung für das Plenum wird dur den 
Alidenten vor dem Schluſſe jeder Sipung für die nächſte 
Sung verfündigt. Wenn fid dagegen ein Wideriprud 
ebt, jo entiheidet das Haus durch einen Beſchluß 
über, ob der Widerſpruch begründet ift. Die Tagesord« 
ig wird ſodann den Mitgliedern des Hauſes und den 
niftern durch den Drud mitgetbeilt. 


In der Regel findet in jeder Woche an einem be» 
imten Zage eine Sigung ftatt, in welder an eriter 
le die zur Erörterung im Plenum gelangenten Prtis 
en und die von Mitgliedern des Hauſes geitellten An— 
je erledigt werden. 


Beſchlüſſe der Gefchäfts: Ordnungs: 
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8. 28, 
Wie $. 28. der Lasker⸗-Tweſten'ſchen Vorſchläge. 


$. 29. 
Wie $. 29. der Lasfer-Tweften’ihen Vorſchläge. 


IV. Behandlung der Jnterpellationen. 
$. 30. 


Wie 8. 28, der jepigen Geihäfts-Drbnung. 


8. 31. 
Wie $. 29, der jepigen Geihäfts-Drdnung. 


V. Geſchäftsvorſchriften für die Plenarfigungen. 
a) Tagesordnung. 
. 32. 


ir Wie Alinea 1 des 8. 32 der Lasker⸗Tweſten'ſchen Bor« 
äge. 

In der Regel findet in jeber Wode an einem ein für 
allemal vorher beftimmten Tage eine Sipung ftatt, in wel« 
her an erfter Stelle die zur Erörterung im Plenum ger 
langenden Petitionen und die von Mitgliedern des Haufes 
geftellten Anträge erledigt werben. 

Auf die Tages-Ordnung dieſer Sipung werben die 
Petitionen und die vorliegenden Anträge in der Reihenfolge 
gebracht, in welcher fie zur Behandlung im Plenum vorbe- 
reitet, beziehentlich eingegangen find. Eine Abweihung von 
der Megel, ſowie eine Aenderung ber Reihenfolge in Bezug 
auf die einzelnen Nummern der Tages⸗-Ordnung kann nur 
beſchloſſen werden, wenn nicht bei Petitionen von minbeftens 
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Auf die Tagesordnung diefer Sitzung werben die 
titionen und bie vorliegenden Anträge in der Reibent 
gebracht, in welcher fie zur Behandlung im Plenum ve 
reitet, beziehentlih eingegangen find. Eine Abweihung 
der Regel, fo wie eine Aenderung ber Reihenfolge in ®r 
auf die einzelnen Nummern ber Tagesordnung kann 
beſchloſſen werben, wenn nicht bei Petitionen von 
beftens 30 Mitgliedern, bei Anträgen von dem Antragit 
wibderjprochen wird. 


8. 32, 

Die Sipungen des Haufes find öffentlih. Das Haut 
auf den Antrag feines Präfidenten, oder von zehn Mi; 
dern, zu einer geheimen Sipung zulammen, in welder 
zunächft über diefen Antrag zu beſchließen ift. 


| 
$. 83, 
Der Präfident eröffnet und fchließt die Sipung; « 
verfündet Tag und Stunde der nädhften Sipung. 


8. 34. 
Sitzungs-Protokolle. 
Das Protokoll jeder Sitzung liegt während ber nädlta 
Eipung zur Einfiht aus, und wird, wenn Dagegen bit zum 
* der Sitzung fein Einſpruch erhoben iſt, als gerchaigt 
erachtet. 


g. 36. 
Das Protokoll muß enthalten: 
1) die gefaßten Beſchlüſſe in wörtlicher Anführun;; 
2) die Iuterpellationen in wörtlidher Faffung, nehit M 
Bemerkung, ob fie beantwortet find; 
3) amtliche Anzeigen bes Präfidenten. 


$. 36. 

Wird gegen die Faffung des Protokolls Einfprud A 
hoben, welder fi dur die Erklärung ber darüber zu N 
renden Schriftführer nicht heben läßt, jo befragt ber dꝛiß 
dent die Verſammlung, und im Fall der Cinfprud fi 
begründet erachtet wird, muß noch während der Sigun Al 
neue Faſſung der betreffenden Stelle vorgelegt werben. 


8. 37. 


Das Protokoll wird von dem Präfidenten und j® 
Scriftrührern vollzogen. 


$. 38. 
©. Nedeordnung. 

Kein Mitglied darf ſprechen, ohne vorher bat W 
verlangt und von dem Präfidenten erhalten zu haben. ® 
der Präfident fih an der Debatte beiheiligen, jo muß 
den Borfip abtreten. 


$. 39. 


Der Minifter und die zu ihrer Vertretung abgeord? 
ten Staatebeamten (Art. 60, der Berfaffungs«-Urkunde) wi 
auf ihr Verlangen zu jeder Zeit gehört werden. Aud vs 
filtenten muß auf Verlangen der Minifter oder ihrer I 
treter das Wort ertheilt werben. 
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Auf die Tagesordnung diefer Sipung werden die Des 
Nionen und vorliegenden Anträge in ter Neibenfolge ge» 
tat, im welder fie zur Berhandlung im Plenum vorbe- 
itet, beziebentlid eingegangen find. Eine Entfernung von 
er Stelle der Tagesordnung, welde ihnen nad) der Prio» 
hit gebührt, kann nur bejlofjen werden, wenn nicht bei 
aträgen von dem Antragftellee und bei Petitionen von 
eißig Mitgliedern widerjprocdhen wird. 


bh) Die Situngen des Haufes. 
g. 33. 


Die Sipungen des Haufes find öffentlih. Das Haus 
tt auf den Antrag feines Präfidenten, oder von zehu 
fitgliedern, zu einer geheimen Sipung zuſammen, in 
elcher dann zunächft über den Antrag auf Ausſchluß der 
effentlichkeit zu beſchließen ift. 


$. 34. 


Der Präfident eröffnet und fließt die Sipung; er 
elündet Tag und Stunde der nächſten Sipung. 


ec) Situngs: Protofolle. 
$. 35. 

Das Protokoll jeder Sipung liegt während der nächſten 
Hung zur Einſicht aus, und wird, wenn dagegen bis zum 
A der Sigung fein Einſpruch erhoben ift, ald genehmigt 
ichtet. 


8. 36. 
Das Protokoll muß enthalten: 
1) die gefaßten Beſchlüſſe in wörtlicher Anführung; 
2) die Interpellationen in wörtlicher Faſſung, nebſt 
der Bemerkung, ob ſie beantwortet ſind; 
3) die amtlichen Anzeigen des Präſidenten. 


§. 37, 

Bird gegen bie Faffung des Protokolls Einſpruch 
oben, welder fih durch die Erklärung der darüber zu 
nden Schriftführer nicht heben läßt, fo befragt der Prä- 
at die Berfammlung; im Fall der Einfpruh für bes 
ndet erachtet wird, muß noch während der Sipung eine 
te Faſſung der betreffenden Stelle vorgelegt werden. 


$. 38, 


Das Protokoll wird von dem Präfidenten und zwei 
riftführern vollzogen. 


d) Rede: Ordnung. 
g. 39, 

Kein Mitglied darf Ipreden, ohne vorher das Wort 
tmngt und von dem Präfidenten erhalten zu haben, Wil 
Präfident fi an der Debatte betheiligen, jo muß er 
Borfig abtreten. 


$. 40. 


Die Minifter und die zu ihrer Vertretung abgeorbneten 
Atsbeamten (Art. 60. der Berfaffungs-Urf.) müffen auf 
Berlangen zu jeder Zeit gehört werden. Auch ben 
ftenten muß auf Verlangen der Minifter oder ihrer 
treter dad Wort ertheilt werden. 
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30 Mitgliedern, bei Anträgen von dem Autragfteller, wider⸗ 
ſprochen wird. 


bh) Die Situngen des Hauſes. 
. 33. 
Bie $. 33 der Lagker-Tweſten'ſchen Vorſchläge. 


8§. 34. 
Wie 8. 33 der jetzigen Geſchäftsordnung. 


ec) Sitzungs⸗-Protokolle. 
$. 35, 


Wie 8. 34. der jegigen Geſchäftsordnung. 


$. 36, 
Bie $. 35. ber jepigen Gejhäfisorbnung. 


$. 37. 


Wie $. 36. der jepigen Geihäftsorbnung. 


$. 38, 
Bie 8. 37. der jepigen Gefhäftsorbnung. 


d) Rede: Ordnung. 
$. 39. 
Wie $. 38. der jegigen Gejchäftsorbnung. 


8. 40. 
Wie $. 39. der jepigen Geſchäſtsordnung. 
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$. 40. 


Sofortige Zulafjuug zum Worte Fünnen nur diejenige 
Mitglieder verlangen, welde über die Verweifung jur & 
ſchaͤfis-Ordnung reden wollen. Perſönliche Bemerkungen 





erft nah dem Schluffe der Debatte oder im Fall der Ven 
gung derfelben am Schlufje der Sigung geftattet. Kai 
Bemerkungen find unzuläſſig. | 


g. 41. 
Die Redner ſprechen von der Nebnerbühne oder u 


ape. | 
Den Abgeordneten ift das Vorleſen ſchriftlich aba 
Reden nur dann geftattet, wenn fie der Deutihen Spud 
nicht mächtig find. | 


g. 42. 


Befugniß des PWräfidenten. 


Der Präfident ift berechtigt, die Redner auf ben Cal 
ftand der Verhandlung zurüdzuweifen und zur 
rufen (F. 60.). Iſt foldes in der nämlichen Rede zu 
ohne Erfolg geſchehen, und der Nedner führt fort, fd 4 
Gegenftande oder von der Ordnung zu entfernen, \c li 
die Verfammlung auf die Anfrage des Präfidenten che! 
batte beihließen, daß ihm das Wort über den vorliegen 
Gegenftand genommen werden jolle. 


8. 43. 
Anmeldung der Medner. 


Die Anmeldung zum Worte erfolgt, nachden fir 
rathung über den betreffenden Gegenftand eröffnet if ign 
lich bei demjenigen Schriftführer, welcher die Nebnerliit 
führen und die Neihenfolge zu überwachen hat, un | 
ſolcher durch den Präfidenten verfündigt iſt. In ber 
meldung wird bemerft, ob für oder gegen den Antrag 
ſprochen werben fol. Wenn mehrere Redner beim But 
der Disfuffion fi ‚gleichzeitig zum Worte melden, I} 
für fie die Reihenfolge durch das Loos beftimmt. 


8. 44. 
AUmendements. 


Abänderungs-Vorjhläge (Amendements) oder Aeh 
auf motivirte Tagesordnung können zu jeber Zeit Mt 
Schluſſe der Verhandlungen geftellt werben. Di 
müfjen mit der Hauptfrage im welentlicher Barbind 
ftehen und werben dem Vorſitzenden ſchriftlich übergeht 

Alle Berbefferungs » Anträge, die nicht bereit? —J— 
vertheilt wurden, find unmittelbar nach ihrer Ein“ 
zu verlefen. Jeder Verbefjerungs-Antrag, mit Aut 
der von dem Minifterium geftellten Anträge, be 
Unterflügung von dreißig Mitgliedern; die Begründung “ 
ben kann nur in der Reihenfolge der Nebner ftattirt 

Das Haus hat das Net, einen Berbefferunge-! 
an die Abtheilungen oder Kommiffionen zu verweilen W 
Verhandlung bis zur Berichterftattung auszufegen- 


ß. 45. 


8 i.& 

Ueber Amendements und Anträge auf motivirte & 
Ordnung, welhe dem Haufe nicht gedrudt vorgelegen b 
muß, fofern fie angenommen werden, in ber nachſten S 
nad deren erfolgtem Drude und Vertheilung nochmal 
Diskuffion abgeftimmt werden. Dies findet aud dan 
wendung, wenn folde Amendements oder Anträge bereits 1 
Kommilfions-Beriht als Minoritäts-Anträge erwähnt 
Bilden die angenommenen Amendements einen Theil der 


1% 317. 


zeſchäfts-Ordnung nach dem Untrage Lasfer: 
Zweiten. 








8.41. 


Sofortige Zulaffung zum Worte fünnen nur diejenigen 
fitglieder verlangen, welche über die Verweiſung zur Ges 
zäftsordnung reden wollen. Berfönliche Bemerkungen find 
ft nad dem Schluſſe der Debatte oder im Falle der Ber- 
gung derſelben am Schluffe der Sipung geftattet. Faktiſche 
emerfungen find unzuläffig. 


$. 42. 


Die Redner fprehen von der Nebnerbühne oder vom 
lape. 

Den Mitgliedern des Haufes ift das Vorlefen ſchriftlich 
Igefaßter Neden nur dann geftattet, wenn fie der Deutſchen 
prache niht mächtig find. 


$. 43, 


Der Präfident ift beredhtigt, die Redner auf ben 
tgenftand der Verbandlung zurücdzumeiien und zur Ord— 
ing zu rufen ($. 57.). Iſt ſolches in der nämlichen Rede 
»ei Mal chne Erfolg geſchehen und fährt der Redner fort, 
& vom Gegenftande oder von der Ordnung zu entfernen, 
» Kann die Verſammlung auf die Anfrage des Prüfidenten 
hne Debatte beichließen, daß ihm das Wort über den vor» 
egenden Gegenftand genommen werden jolle. 


$. 44. 


Bei allen Diskuffionen ertheilt der Präfident demjenigen 
litgliede das Wort, weldjes nad Eröffnung ber Diskuſſion 
er nad) Beendigung der vorhergehenden Rede zuerft darum 


chſucht. 


$. 45. 


Nimmt ein Bertreter der Regierung nad dem Schluſſe 
r Diskuffion das Wort, jo gilt diefe aufs Neue für ers 
net. 

Antragfteller und Berihterftatter erhalten, wenn fie es 
langen, das Wort, ſowohl am Bezinn wie nad dem 
chluſſe der Diskuffion. 


ı Hbänderungs: Borfchläge und Anträge auf 
motivirte Taged:- Ordnung, 


$. 46. 


Abänderungs-Vorſchläge (Amendements) oder Anträge 
f motivirte Tages-Ordnung können zu jeder Zeit vor dem 
hlnfje der Berhandlungen geftelt werden. Diefelben 
fen mit der Haupffrage in weſentlicher Verbindung 
yen und werden dem Präfidenten ſchriftlich übergeben. 


8. 47, 


Ueber Amendements und Anträge auf motivirte u. 
nung, welche dem Haufe nicht gedrudt vorgelegen haben, 
iß, * fie angenommen werden, in der naͤchſten Sipung 
& deren erfolgtem Drude und Bertheilung nochmals er 
istujfion —— werden. Dies findet auch dann An— 
mbung, wenn ſolche Amendements oder Anträge bereits in 
m Kommilfiond-Beriht als Minoritäts-Anträge, erwähnt 
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Beſchlüſſe der Gefchäfts: Drdnungs: 
KRommiffion. 


8.41. 

Sofortige Zulaffung zum Worte können nur diejenigen 
Mitglieder verlangen, welche zur Geihäftsorbnung reden 
wollen. Perfönliche Bemerkungen find erft nad dem Schluſſe 
der Debatte oder im Falle der Vertagung berjelben am 
Schluſſe der Sigung geftattet. Faltiſche Bemerkungen find 
unzulälfig. 


$. 42, 
Wie $. 42. der Lasfer- Tweftenihen Vorſchläge. 


$. 43. 


Wie $. 43. der alten Gelhäftsorbnung. 

So lange es möglich ift, wird mit den Nednern, 
welde für und wider fpredhen wollen, gewechſelt. 

Bei der allgemeinen Diskuffion kann jedem Mitgliede 
nur einmal das Wort geftattet werben. 


$. 44. 
Wie S. 43. der Laſker-Tweſtenſchen Vorſchläge. 


$. 45. 
Wie Alinea 1. des $. 45. der Lasker⸗-Tweſtenſchen 
Vorſchläge. 
Antragſteller und Berichterſtatter a ſowohl am 
Beginn, wie nah dem Schluffe der Diskuffion das Wort, 
wenn fie es verlangen. 


e) Abänderungs-Borfchläge und Anträge auf 
Tages-Ordnung- 


$. 46. 


Wie 8. 46. der Lasſsker-Tweſtenſchen Vorſchläge. 

Die Begründung deffelben kann nur in der Reihenfolge 
der Redner ſtattfinden. Alle Berbefferungs- Anträge, die 
nicht bereits gedruckt vertheilt wurben, find unmittelbar nad) 
ihrer Einreihung zu verlejen. 


$. 47. 
Wie $. 47. der Lasker-Tweften’ihen Vorſchläge. 
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Jetzige Gefchäfts: Ordnung, 





Haufe vorzulegenden gedruckten Zufammenftellung ($. 58) 
jo bedarf es eines beſonderen Abdrucks derſelben nicht. 
dieſem Falle muß jedoch der Abſtimmung über das 
eine nochmalige Abſtimmung über diejenigen angenomm 
Anträge vorhergeben, welche dem Haufe noch nicht ged 
vorgelegen haben. Bei Amendements zu PetitiondsBeri 
ift eine wiederholte Abftimmung jedoch nur dann erfe 
ih, wenn ein befonderer Antrag hierauf geftellt un 
wenigftensd 50 Mitgliedern unterflägt wird. Neue Am 
ments find dann nicht mehr zuläffig. 


$. 46. 
Neibenfolge. 


Die Reihenfolge der Rebner darf nicht unterbrch 
werden. So lange ed möglich ift, wird mit den Netne 
welde für und wider reden wollen, gewechſelt. 


g. 47. 


Dei Gefeg- Entwürfen findet zuerft eine Verbantia 
über den Grundſatz des Vorſchlags oder eine Abiheln 
deffelben ftatt. Bei diejer allgemeinen Diskuffion kann jA 
Mitgliede nur einmal das Wort geftattet werben. 


$. 48. 


Hierauf beginnt die Verhandlung über bie einda 
— und die he diefen anliegenden Abänderung 
läge. 


$. 49. 


Schluß der Debatte. 


Nah geſchloſſener Disfuffion müfjen der Antragkel 
und der Berichterftatter nod; gehört werden, und habe 9 
felben jedenfalls das legte Wort. Rückfichtli der Ei 
Borlagen haben die Minifter die Rechte des Antraglt 


g. 50. 


Der Präfident ftellt die Fragen; über bie Sicl⸗ 
derſelben kann das Wort begehrt werben. Das hau 
ſchließt darüber. Sind mehrere Fragen vorhanden, 
der Präfident ſolche fämmtlich der Reihenfolge nad © 
legen. Die Fragen find fo zu ftellen, daß fie einfah " 
Fa oder Nein beantwortet werden können. Bei Stimm 
gleichheit wird die Frage als verneint angeſehen. 


$. 51. 


Die Theilung der Frage kann * Einzelne verlan 
Wenn über deren Zuläſſigkeit Zweifel entſtehen, jo en j 
det bei Anträgen der Antragfteller, in allen anderen 5 
das Haus. 


$. 52. 


Der Antrag auf die Vertagung oder auf den 4 
ber Tebatte bebarf der Unterſtühung von 30 Rigt 
Wenn ſolche erfolgt, jo wird die Nednerlifte verleien, 
demnädft ohne weitere Motivirung des Antrages und | 
Diskuffion über denfelben abgeftimmt. 

Der Antrag auf einfache eg See zu 
Zeit geſtellt werden und bedarf keiner Unter BERN — 
dem ein Redner für und ein Redner gegen benleber 
bört worben, erfolgt darüber der Beſchluß ber Sen 
lung. Im Laufe derſelben Diskuffion darf te 
verworfene Antrag auf Tagesordnung nicht wiede 
werben. 


“ 317. 


Seſchäfts-Ordnung nach dem Antrage Laster: 
Tweften. 





ind. Bilden die angenommenen Amendements einen Theil 
er dem Haufe vorzulegenden gedrudten Zufammenftellungen 
8S. 17. und 18.), jo bebarf es eines bejonderen Abdrude 
serfelben nicht. Im diefem Falle muß ber Abſtimmung 
ber das Ganze eine nohmalige Abftimmung über diejenigen 
ngenommenen Anträge —— welche dem Hauſe noch 
icht gebrudt vorgelegen haben. Bei Amendements zu Pe— 
ſtionsBerichten ift eine wiederholte Abftimmung jedod nur 
ann erforderlich, wenn ein bejonberer Antrag bierauf ges 
tellt und von wenigftens 50 Mitgliedern unterftüpt wird. 
Reue Amendements find dann nicht mehr zuläffig. 


1) Schluß der Debatte. 


$. 48. 


Der Präfident ftelt die Fragen; über die Stellung 
erjelben kann das Wort begehrt werben. Das Haus bes 
fießt darüber. Sind mehrere Fragen vorhanden, jo hat 

Präfident folde ſämmtlich der Reihenfolge nad vorzus 

Die Fragen find fo zu ftellen, daß fie einfady durch 
fa oder Nein beantwortet werben fünnen. Bei Stimmen. 
leichheit wird die Frage als verneint angejehen, 


$. 49. 


Die Theilung der Frage kann jeder Einzelne ver- 
ngen. Wenn über deren Zuläffigfeit Zweifel entftehen, ſo 
Hicheidet bei Anträgen der Antragfteller, in allen anderen 
illen das Haus. 


8. 50. 


Der Antrag auf die Bertagung oder auf den Schluß 
t Debatte bedarf der Unterftügung von 30 Mitgliedern. 
kenn ſolche erfolgt, jo wird demnächſt ohne weitere Motis 
kung des Antrages und ohne Diskuſſion über denſelben 
geftimmt. 
‘ Der Antrag auf einfahe Tages-Ordnung fann zu jeder 
it geftellt werden, und bedarf feiner Unterftüpung. Nads 
ein Redner für und ein Rebner gegen in gebört 
den, erfolgt darüber der Beihluß der Berfammlung. 
Laufe derjelben Diskuffion darf der einmal verworfene 
trag auf Tages⸗Ordnung nicht wiederholt werben. 
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Beichlüffe der Gefchafts: Drdnungs: 
Rommiffion: 


$. 48. 


Der Antrag auf Tages-Drbnung kann zu jeder Zeit 
geftellt werden und bedarf feiner —— Nachdem 
ein Redner für und ein Redner gegen denſelben gehört 
worden, erfolgt darüber der Beſchluß ber Verſammlung. Im 
Laufe derfelben Diskuffion darf der einmal verworfene An- 
trag auf Tages⸗Ordnung nicht wiederholt werben. 

Sodann Alinea 3. und 4. bes $. 50. ber Lasfer- 
Tweften’ihen Vorſchläge. 


1) Schluß und Bertagung der Debatte. 
$. 49. 


Der Schluß der Diskuffion erfolgt durch den Präfiden- 
* * Erſchöpfung der Rednerliſte oder auf Beſchluß des 
auſes. 


$. 50. 


Der Antrag auf die Vertagung oder auf den Schluß 
der Debatte bedarf ber Unterftügung von 30 Mitgliedern. 
Wenn ſolche erfolgt, jo wird die Rednerlifte verlefen, und 
demnächſt ohne weitere Motivirung bed Antrages und ohne 
Diskuffion über denfelben abgeftimmt. 


$. 51. 


Nah geichloffener Diskuffion ftellt der Präfident die 
Bragen; über die Stellung derjelben kann das Wort bes 
gehrt werben, das Haus beſchließt darüber. Sind mehrere 
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Die Anträge auf motivirte Tagesordnung ($. 4 
find vor den übrigen Amendements zur, Abftimmung ; 
bringen. “ 

Ueber Anträge der Regierung kann nicht zur Tayı 
ordnung übergegangen werben. 


$. 53, 
D. Abitimmung. 


Unmittelbar vor der Abftimmung ift die Frage zu m 
lejen. 


$. 54. 


Die Abftimmung geſchieht nach abſoluter Merk 
dur Aufftehen und Sigenbleiben, Iſt das Ergebniß ua 
der Anſicht des Präfidenten oder eines ber beiden fungim 
den Schriftführer zweifelhaft, jo wird die Gegenprobe 9 
macht. Liefert auch dieſe noch fein ficheres Ergebuii, | 
witd die Zählung der Etehenden und Sipenden vorgenes 
men. Die dazu erforberlihen Stimmzähler werden dun 
den Präfidenten aus den Mitgliedern des Haules ermau 
Ergiebt die Zählung eine Majorität von weniger alt] 
Stimmen, jo muß, wenn ein Mitglied es beantragt, = 
mentlihe Abftimmung erfolgen. 


$. 55. 


Sogleih nad Beendigung diefes‘ Gejchäfts verlind 
der Vorfigende das Ergebniß der Abftimmungen. 


$. 56. 


Auch außer dem Fall des $. 54 kann beim Shui? 
Beratbung vor der Aufforderung zur Abftimmung auf N 
mentlihe Abftimmung angetragen werden ; der Antrag DI 
von wenigftens 50 Mitgliedern unterftügt werden. 


$. 57. 


Der Präfident erflärt die Abftimmung für geidift 
nachdem der namentlihe Aufruf ſämmtlicher Abgeortw 
erfolgt und nad) Beendigung defjelben durch Rekapitulit 
des Alphabet Gelegenheit zur nachträglichen Abgabe | 
Stimme gegeben ift. 


$. 58. 


Bei allen nicht durch Namensaufruf erfolgten AM 
mungen bat jeder Abgeordnete das Necht, feine son ? 
Beichluffe der —— abweichende Abſtimmung furz m 
virt Schriftlih dem Büreau zu übergeben, und deren 
nahme in die ftenographiichen Berichte, ohne vergin 
Berlefung in dem Haufe zu verlangen. 


$. 59. 


Nah Feititellung der Beihlüffe über die einzelnen } 
tifel und Abänderungsvorihläge gebt die Vorlage, wg 
Berathung von eiher Kommitfion vorbereitet it. an U 
fonft an das Büreau des Haufes zur Zufanmenftellung 

Die daraus hervorgegangene Vorlage wird jodaun 
druct, worauf über das Ganze abgeftimmt wird. 


f 
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Gefchäfts:Drdnung nach dem Antrage Lasker: 
Zweiten. 


Die Anträge auf motivirte Tages: Ordnung ($. 46.) 
find vor den übrigen Amendements zur Abftimmung zu 
bringen. 

Ueber Anträge der Negierung kann nit zur Tages— 
Ordnung übergegangen werden. 


5) Abitimmung. 
$. 51. | 


Unmittelbar vor der Abftimmung ift die Frage zu 
oerleſen. 


g. 52. 


Die Abſtimmung geſchieht nach abſoluter Mehrheit 
zurch Aufſtehen oder Sihenbleiben. 

Iſt das Ergebniß nach der Anſicht des Präſidenten 
oder eines der fungirenden Schriftführer zweifelhaft, ſo wird 
Die Gegenprobe gemacht. Liefert auch Dice noch fein fidheres 
Ergebnif, jo erfolgt namentliche Abftimmung. 


8. 58. 


Sogleih nad Beendigung dieſes Geihäfts verfündet 
ver Präfident das Ergebnif der Abftimmung. 


g. 54. 


Auh außer dem Fall des 8. 52. kaunn beim Schluß 
der Berathung vor der Aufforderung zur Abftimmung auf 
samentlihe Abjtimmung angetragen werben; der Antrag 
aus von wenigftens 50 Mitgliedern unterftügt werden. 


g. 55. 


Der Präfident erklärt die Abftimmung für geichloffen, 
aahdem der namentlihe Aufruf ſämmtlicher Mitglieder des 
Haufes erfolgt und nad Beendigung defjelben durd Mer 
apitulation des Alphabets Gelsgenheit zur nachträglichen 
Ibgabe der Stimme gegeben ift. 


g. 56. 


Bei allen niht durch Namensdaufruf erfolgten Abftim« 
nungen hat jedes Mitglied des Haufes das Recht, jeine, 
son dem Beichluffe der Mehrheit abweichende Abftimmung 
urz motivirt [hriftlih dem Büreau zu übergeben und deren 
lufnahme in die ftenographiichen Berichte, ohne vorgängige 
jerlefung im Haufe, zu verlangen. 
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Befchlüffe der Gefcbäfts: Drdnungs: 
Kommiffion. 


Fragen vorhanden, fo bat der Präfivent jolde ſämmtlich 
der Reihenfolge nad vorzulegen. Die Fragen find jo zu 
ftellen, daß fie einfah durd Ja oder Nein beantwortet 
werden fünnen. Bei Stimmengleihheit wird die Frage als 
verneint angejehen. 


$. 52. 
Wie $. 49 der Laöfer-Tweftenihen Vorſchläge. 


5) Abftimmung. 
$. 53, 
Wie $. 53 der jepigen Gefhäftsorbnung. 


$. 54. 


Die Abftimmung geſchieht durch Aufftehen oder Sipen- 
bleiben. Die abjolute Mehrheit entſcheidet. 

Sft das Ergebniß nah der Anfiht des Präfidenten 
oder eines der beiden fungirenden Schriftführer zweifelhaft, 
jo wird die Gegenprobe gemadt. Liefert auch dieje noch 
fein fichered Ergebniß, jo erfolgt namentliche Abftimmung. 


g. 55, 
Wie $. 55 ber jepigen Geſchäfis-Ordnung. 


g. 56. 


Auch außer dem Fall des $. 54. kann beim Schluß 
der Berathbung vor ber Aufforderung zur Abftimmung auf 
namentlihe Abftimmung angetragen werden; der Antrag 
muß von wenigftens 50 Mitgliedern unterftüpt werden. 


$. 57. 


Der Präfident erflärt die Abftimmung für geichloffen, 
ſobald der namentliche Aufruf jümmtliher Mitglieder des 
Haufes erfolgt und nah Beendigung defjelben durch Res 
fapitulation des Alphabets Gelegenheit zur nachträglichen 
Abgabe der Stimme gegeben ift. 


8. 58. 
Wie $. 58. der jepigen Geihäftsordnung. 
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Jetzige Gefchäfts: Ordnung. 


V. DOrdnungsbeitimmungen. 
8. 60. 


Denn ein Mitglied die Ordnung verlegt, fo wird ı 
von dem Präfidenten mit Nennung des Namens darauf y 
rüdgewielen. Das Mitglied ift berechtigt, dagegen ihrifili 
Einfprud zu tbun, worauf das Haus, jedoch erft in 
nädftfolgenden Sipnng, darüber ohne Diskuffion entſcheide 
ob der Ordnungsruf gerechtfertigt ift. 


$. 61. 


Wenn in der Berfammlung ftörende Unruhe entftcht, | 
fan der Präfident die Sipung auf beftimmte Zeit a 
fepen oder ganz aufheben. Kann fi der Präfident fa 
Gehör verfhaffen, jo bededt er jein Haupt und ift hierdun 
die Sipung auf eine Stunde unterbroden. 


$. 62. 
Drdnung in den Zubörer: Räumen. 
Dem Präfidenten des Haufes fteht die Handhabun 
der Polizei im Sipungsgebäude und im den Zuhöre-NKin 
men zu. 


$. 63. 


Wer von der Tribüne Zeichen des Beifalls oder Nü 
fallens giebt, oder fonft die Drduung oder den Anftand va 
lept, wird auf der Stelle entfernt. 


8. 64. 


Entfteht eine ftörende Unruhe auf der Tribüne, jo fa 
der Präfident anordnen, daß Alle, die ſich zur Zeit daran 
befinden bie Tribüne räumen, 


VI. Urlaub, Ausjheiden und Neuwahl der Mltgliede 
$. 65. 


Urlaubsgefuche. 


Für die Abweienheit eines Mitgliedes bis zur Dur 
von acht Tagen ift der Präfident Urlaub zu ertheilen x 
rechligt; für eine längere Zeit darf nur das Haus denielk! 
bewilligen. Urlaubsgefuhe auf unbeftimmte Zeit find W 
ftatthaft. — 
Ueber die Urlaubsgeſuche und Abweſenheilsfälle m 
ein Regifter geführt. 


$. 66, 
Ausscheiden und Neuwahl. 


Wenn aus irgend einer Urſache eine Abgeorbnei 
Stelle erledigt wird, fo macht der Präfident des Hau 
dem Minifter des Innern davon Anzeige, damit bielet 
der fürzeften Frift die Neuwahl veranlaßt. 
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eſchäfts-Ordnung nach dem Antrage Lasfer: 
Zweiten. 


VI. Ordnungs-Beſtimmungen. 
$. 57. 


Wenn ein Mitglied die Drdnung verlegt, fo wird es 
m dem Präfidenten mit Nennung des Namens darauf 
rückgewieſen. Das Mitglied ift berechtigt, Dagegen ſchriftlich 
nipeuch zu thun, worauf das Haus, jedöch erft in ber 
Öftfolgenden Sigung, darüber ohne L-isfuffion entſcheidet, 
der Drdnungsruf gerechtfertigt ift. 


8. 58, 
Wenn in der Berfammlung ftörende Unruhe entfteht, 
kann der Präfident die Sipung auf beftimmte Zeit aus— 
gen oder ganz aufheben. Kann fi der Präfident Fein 
jebör verihaffen, jo bededt er fein Haupt und ift hierdurch 
ie Sipung auf eine Stunde unterbroden. 


Drdnung in den Zuhörer: Näumen. 
8. 59. 
Dem Präfidenten des Haujes fleht die Handhabung 
r Polizei im Sipungs - Gebäude und in den Zuhörer 
iumen zu. 
$. 60. 


Mer von der Tribüne Zeichen des Beifald oder Miß— 
lens giebt, oder fonft die Ordnung oder den Anftand ver- 
#, wird auf der Stelle entfernt. 


8. 61. 


Entfteht eine ftörende Unruhe auf ter Tribüne, jo 
der Präfident anordnen, daß Alle, die fi zur Zeit 
tauf befinden, die Tribüne räumen. 


f. Urlaub, Ausſcheiden und Neuwahl der Mitglieder. 
Urlaubögefuche. 

| $. 62. 

| Für die Abwefenheit eines Mitgliedes bis zur Dauer 

A adt Tagen ift der Präfident Urlaub zu ertheilen bered)- 


4; für eine längere Zeit darf nur das Haus benjelben 
illigen. Urlaubögejude auf unbeftimmte Zeit find uns 


aft. 
Pier die Urlaubsgeiudhe und Abweſenheitsfälle wird 


1 


Regiſter geführt. 


Ausſcheiden und Neuwahl. 
$. 63. 

Wenn aus irgend einer Urſache die Stelle eines Ab» 
neten erledigt wird, jo macht der Präfident dem Mir 
des Innern davon Anzeige, damit diefer in der fürzeften 
die Neuwahl veranlaßt. 
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Befchlüffe der Gefchafts: Drdnungs: 
Kommifiion. 


VI. Drdnungs » Beftimmungen. 
g. 59. 


(6 Alinea 1 wie $. 57. der Lasfer » Tweften’ichen Vor— 
läge. 

Wenn ein Abgeordneter im Haufe Thatfahen behauptet, 
welde einen Andern, fei er Mitglied des Haufes oder nicht, 
an jeiner Ehre gefährden, jo fann, wenn ein Mitglied die 
Wahrheit jener Thatſachen beftreitet und deren nähere Un— 
terfuhung verlangt, in Gemäßheit des Artikel 82. der Ver- 
faljungs « Urkunde eine Unterfuhungs » Kommilfion ernannt 
werden, und ift das Nejultat ihrer Ermittelungen demnächſt 
dem Haufe durdy einen Referenten mitzutbeilen. Iſt bier» 
nach die oben gedachte Behauptung unmwahr befunden, To 
bat der Präfident zu erflären, baß jenes Mitglied durch 
Behauptung unwahrer Thatſachen gegen die Ordnung ver- 
ftoßen babe. 


$. 60. 
Wie $. 61. der jepigen Geihäftsordnung. 


Drönung in den Zubörer : MNäumen. 
$. 61. 
Wie 8. 62. der jegigen Geihäftsorbnung. 


$. 62. 
Wie $. 63. der jepigen Geſchäftsordnung. 


$. 63. 
Wie $. 64. der jepigen Geihäftsordnung. 


VI. Urlaub, Ausfcheiden und Neuwahl der Mitglieder. 
Urlaubösgefuche. 
$. 64. 


Pie Alinen 1. des $. 62. der Lasker-Tweſtenſchen 
Vorſchlaͤge. 
Ueber die Beurlaubungen wird ein Regiſter geführt. 


Yusfcheiden und Neuwahl. 
g. 65. 
Wie S. 63. der Lasſsker-Tweſtenſchen Vorſchläge. 
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VI. Adreſſen und Deputationen. 
g. 67. 
Mdrefien. 


Wird beantragt, eine Adreffe an den König zu 
(Artikel 81. der BerfaffungsUrfunde), und haben di 
die Antragfteller dem Haufe einen formulirten Ente 
der Adreſſe überreicht, jo findet die weitere Bebanblı 
berjelben Art, wie bei allen anderen Anträgen ftatt. 

Beihlieht das Haus, die Vorberathung des En 
einer Kommilfion zu übertragen, jo wird biete aus da 
fidenten — bei deſſen Behinderung dem Bizes-Präfi 
— des Haufes als Borfigenden und 21 von den | 
lungen zu mwählenden Mitgliedern gebildet. 

Liegt ein Entwurf zu einer Adreſſe nit vor, 
dieſer von einer in gleicher Weile zufammenzufependen 
milfion zu fertigen und ohne weiteren Bericht dem 
zu überreidhen. 


$. 68. 
Deputationen, 


Sol die Abdreffe durch eine Deputation üb 
werben, jo beftimmt das Haus auf den Vorſchlag dei 
fibenten die Zahl der Mitglieder; das Loos bejeichn 
Der Präfident ift jedesmal Mitglied der Deputatior 
führt allein das Wort. 


VIII. Mittheilung an die Negierung oder au 
Herrenhaus. 


$. 69. 


Gefeped-Vorlagen werden nach erfolgter Beſchluf 
dem Herrenhaufe mitgetheilt. 

Die von dort eingegangenen Gejeped-Vorlagen ı 
jofern fie unverändert angenommen find, der Staati 
rung eingereicht und das Herrenhaus wird davon 
richtigt. 

Wird dagegen die Geſetzes-Vorlage nur mit 
rungen angenommen, fo gebt diejelbe an das Her 
zurüd, 

Wenn eine von der Negierung ausgegangene C 
Borlage von dem Haufe u wird, fo benad 
daffelbe die Staatsregierung davon. 

Wird dagegen eine von dem Herrenhaufe autg 
Geſetzes-Vorlage abgelehnt, jo wird diefem hiervon 
gegeben ($. 11.). 


417. 51 


ſchäfts-Ordnung nach dem Antrage Lasfer: 
Zweiten. 


VII. Adreſſen und Deputationen. 


Adreſſen. 
$. 64. 


Wird beantragt, eine Adreffe an den König zu richten 
‚81. der Verf.⸗“U.), und haben der oder die Antrag- 
we dem Haufe einen formulirten Entwurf zu der Adrefje 
reiht, So findet die weitere Behandlung in derjelben 
wie bei allen anderen Anträgen ftatt. 

Beihließt dad Haus, die Vorberathbung des Entwurfs 
t Kommillion zu übertragen, jo wirb dieſe aus dem 
Ätenten — bei defjen Behinderung dem Bize-Präfidenten 
alt Vorſſtzenden und 21 von den Abtbeilungen zu wäh» 
un Mitgliedern gebildet. 

kiegt ein Entwurf zu einer Adrefje nicht vor, ſo iſt 
moon einer im gleicher Weiſe zuſammenzuſetzenden Kom« 
ion zu fertigen und ohne weiteren Bericht dem Haufe 
iberreichen. 


Deputationen. 
$. 65. 


Soll die Adrefje durch eine Deputation überreicht wer: 
‚0 beftimmt das Haus auf den Vorſchlag des Präfi- 
im die Zahl der Mitglieder; das Loos bezeichnet fie. 
ı Präfident ift jedeamal Mitglied der Deputation und 
ft allein das Wort. 


IX, Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 66, 


Beiepeds Vorlagen werden nad erfolgter Beihlußnahme 
Herrenhaufe mitgetheilt. Die von dort eingegangenen 
zhes-Votlagen werden, jufern fie unverändert angenom- 
I find, der Staatöregierung eingereiht und das Herren— 
wird davon benadridtigt. Wird dagegen die Geſetzes— 
Inge nur mit Aenderungen angenommen, jo gebt dieſelbe 
dus Herrenhaus zurüd. 

Benn eine von der Negierung ausgegangene Geſetzes— 
lage von dem Haufe abgelehnt wird, jo benadhrichtigt 
be die Staatöregierung bavn. 

Bird dagegen eine von dem Herrenhaufe ausgegangene 
—— abgelehnt, jo wird dieſem hiervon Nachricht 
ıben. 


$. 67. 


Gefepes- Vorlagen, Anträge und Petitionen find mit 
Ablaufe der Sigungs»Periode, in welder fie einge, 
Hund noch nicht zur Beſchlußnahme gebiehen find, * 
Ngt zu erachten. 


Beſchlüſſe der Gefchäfts: Ordbnungs: 
Rommiffion. 


VII. Adreſſen und Deputationen. 


Adreſſen. 
$. 66. 


Wird beantragt, eine Adreſſe an den König zu richten 
(Art. 81. der Verf.⸗U.), und baben der oder die Antrag» 
fteller dem Haufe einen jormulirten Entwurf zu der Adreſſe 
überreicht, jo findet die meitere Behandlung in berjelben 
Art, wie bei allen anderen Anträgen ($. 20., 21.) ftatt. - 

Sodann Wlinea 2. und 3. des $. 64. der Lasker— 
Tweſtenſchen Vorſchläge. 


Deputationen. 
g. 67. 
Wie 8. 65. der Laſker-Tweſtenſchen Vorſchläge. 


IX. Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 68. 


Die Geleped- Vorlagen werben nad erfolgter Beihluß- 
nahme dem Herrenhaufe mitgetbeilt. Die von bort einge- 
gangenen Gejeped-Borlagen werben, jofern fie unverändert 
angenommen find, der Staatäregierung eingereicht, und das 
Herrenhaus wird davon benachrichtigt. Wirb dagegen die 
Gefeped-Borlage nur mit Aenderungen angenommen, To 
gebt diefelbe an das Herrenhaus zurüd. 

Wenn eine von der Regierung ausgegangene Gejepes- 
Borlage von dem Haufe abgelehnt wird, jo wird die Stants- 
regierung davon benachrichtigt. 

Wird dagegen eine von dem Herrenhaufe ausgegangene 
—— abgelehnt, ſo wird dieſem hiervon Nachricht 
gegeben. 


g. 69. 
Wie 8. 67. der Lasker⸗Tweſten'ſchen Vorſchläge. 
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Haus der Abgeordneten, 
10. £egislatur» Periode. 
III. Seffion 1869. 
En 


Auf die Tages-Ordnung einer ber nächſten Plenar- 
Sipungen werden gejept werden: 


J. 

Mündlicher Bericht der Kommiſſion für Finanzen 
und Zölle über die Petition des Bäckermeiſters Pippart 
zu Lindenberg im Niederbarnim’schen Kreife in Betreff ei 
ner zur klaſſifizirten Einfommenfteuer pro 1867 

. Rr. 


Berichterftatter: Abgeordneter Dunder. 
Antrag der KRommiffion: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
über die vorbezeichnete Petition zur Tages ⸗Ord⸗ 
nung ————— 


Il. 

Miündlicher; Bericht der Kommiſſion für bie 
Agrar-Berhältniffe über die Petition des Ad. Ihon zu 
Gnt Weide bei Bramftedt in Holftein — II. Nr. 834. — 

um Abhülfe gegen Beihädigung und Zerftörung 
ber Feldfrüchte durch das in ben fiskaliſchen Forſten, 
im Kreiſe Segeberg, überhandnehmende Hochwild. 

Berichterftatter: Abgeordneter Plehn (Danzig). 

Untrag der Rommiffion: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
in Erwägung, daß die Königliche Regierung eine Ber 
ringerung bes Wildftandes in ber Segeberger Forft 
vorgenommen unb eine weitere in Ausſicht ger 
ftellt bat; . 

in fernerer Erwägung, daß bie Königlihe Regierung 
bereit® mit anderweiter Ausarbeitung des Jagd» 
polizei⸗Geſetzes beihäftigt ift, 

in enblider Erwägung, daß dem Haufe der Abgeord- 

neten bereits Anträge wegen Aufhebung des Jagd» 
rechtes auf fremdem Grund und Boden für Hol« 
ftein vorliegen und daſſelbe in nächſter Zeit damit 
befaßt fein wirb, 
über bie vorbezeichnete Petition zur Tagesord⸗ 
nung überzugeben. 





III. 
Miündlicher Bericht der Kommiſſion für die Agrar- 
Verhaͤltniſſe über die Petitionen 
1) des 3. N. Wittboft und Genoffen zu Garbye bei 
Cappeln — II. Nr. 1303. — 
2) des Heinrich Friedrich Erih und Genoffen zu Schin— 
fel bei Getorf — Il. Nr. 1304, — 
3) des Johann Bollftedt und Genoffen ebendajelbft — 
11. Nr. 1305. — 
fämmtlih um Erlaf eines Gejepes über die Ablö- 
jung der Neallaften in der Provinz Scleswig- 
Holftein. 
Berichterftatter: Abgeorbneter Bening. 
Antrag der Rommiffion: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen, 
die vorbezeichneten Petitionen der Königlichen 
Staatö-Regierung als Material zur Benupung 
bei der Ausarbeitung eines Gejepentwurfs über 
die Ablöfung der Neallaften in der Provinz 
Schleswig-Holftein zu überweilen. 
Berlin, den 4. Februar 1870. 


Der Präfident des Hauſes der Abgeordneten. 
v, Forckenbeck. 


N 319. 
Saus der Abgeordneten. 


10. 2egislatur« Periode, 


II. Seffion 1869. 
EEE 


Anträge 
zu 


dem Gntwurfe der Kreid-Drdnung. 
(Nr. 4. der Drudjachen.) 





I. 


Grofchfe. Das Haus der Abgeorbneten wolle beichließen: 
$. 59. Alinea 2. und 3. in folgender Fafſung anzu« 
nehmen: 

Dieſe Entihäbigung, jomie ſämmtliche fachliche 
Untoften ber Amtspolizei « Verwaltung trägt der 
Kreis mit Ausihluß der Städte, wohingegen bie 
einem kommiſſariſchen Amtshauptmann zu ger 
währende perfönlihe Remuneration dem Staate zur 


kaſt fällt. 
LI, 
Lampugnani. Das Haus der Abgeordneten wolle be» 
ſchließen: 


am Schluſſe des vierten Abſchnittes nah $. 60. 
folgenden neuen Paragraphen eiuzufhalten: 

In den nah Maßgabe des $. 42. Alinea 2. 
gebildeten Amtöbezirfen können denjenigen Gemeinde⸗ 
vorftehern bezüglih Gutävorftehern 6 18.), welche 
nah dem Gutachten ber Kreid-Berlammlung bie 
Qualififation zur Berwaltung der Polizei haben, auf 
Antrag der Kreis-Berfammlung, die dem Amtshaupt⸗ 
mann in $. 50. Nr. 1. zugewieſenen Amtsobliegenhei« 
ten, jomie das Recht der vorläufigen Straffeftlegung 
nah den Borjhriften des Gejepes vom 14. Mai 
1852 von dem Minifter des Innern übertragen 
werden. In jolden Fällen gehen die Kommunal» 
Auffiht $. 50. Nr. 2. und die in den $$. 52. 53. 
und 54. aufgeführten Amtsobliegenheiten des Amts» 
bauptmanns auf den Landrath über. 


Berlin, den 4. Februar 1870, 


gampugnani, als Antragfteller. 
Unterftügt burd: 


v. Aulod. v. Rieben. v. Gerlad. Graf v. d. Schulen⸗ 
burg. v. Maridall. v. Grävenig (Grünberg). 
v. d. Oſten. v. Jagow. Bied. v. Bud. v. Katte 
Koh. Schimmelfennig. v. Kliping v. Brebom. 
Eimon v. Zaftrow. Dtto. Binder Schlenther. 
v. Denzin. v. Kaltenborn. Hagen (Fürftentbum). 
Noeldehen. v. Muſchwitz. v. Arnim (Templin). 
v. Stal. Körbin. v. Schoening. v. Sobed. 
Graf vom Hagen. 
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Haus der Abgeordneten. 
10. Yegislaturseriode, 
Il. Seffion 1869. 





Entwurf eines Gefetes 


über 


die Schonzeiten des Mildes. 


Anderweite Redaction 
nad) den Beſchlüſſen des Hauſes der Abgeordneten. 


Pi, Wilhelm, von Gottes Gnaden 
König von Preußen ꝛc. 


serorbnen mit Zuftimmung beider Häujer des Landtages 
für den ganzen Umfang der Monardie, mit Ausihluß der 
Hobenzollernihen Lande, wie folgt: 


1. 

Mit der Jagd zu verfchenen find: 

1) das Elchwild in der Zeit vom 1. Dezember bis 
Ende Auguft; 

2) männlihes Roth» und Dammmwild in der Zeit vom 
1. März bis Ende Juni; 

3) weibliches Rotbwild, weibliches Dammwild und Wild» 
fälber in der Zeit vom 1. Februar bis 15. Oftober; 

4) * Rehbock in der Zeit vom 1. März bis Ende 

pril; 

5) weibliches Rehwild in der Zeit vom 15. Dezember 
bis 15. Oktober; 

6) NRehfälber das ganze Fahr hindurd; 

7) der Dachs vom 1. Dezember bis Ende September; 

8) Auer-, Birk, Faſanenhaͤhne in der Zeit vom 1. Juni 
bis Ende Auguft; 

9) Enten in ber Zeit vom 1. April bis Ende Juni; 
für einzelne Landſtriche fann die Schenzeit durch 
die Bezirfs-Regierungen (Landdroiteien) aufgehoben 
werden; 

10) Trappen, Schnepfen, wilde Schwäne und alles 
andere Sumpf und Waffergeflügel, mit Aus— 
nahme der wilden Gänſe und der Fiſchreiher in der 
Zeit vom 1. Mai bis Ende Juni; 

11) Rebhühner in der Zeit vom 1. Dezember bis Ende 
Auguft; 

12) Auer», Birk: und Falanenhennen, Haſelwild, Wach— 
teln und Hafen in ber Zeit vom 1. Februar bis 
Ende Auguft; 

13) für die ganze Dauer des Jahres ift es verboten 
Nebhähner, Hafen und Rebe in Schlingen zu 
fangen; 

Ale übrigen Wildarten, namentlih auch Kormorane, 

Zaucer und Säger, dürfen das ganze Jahr hindurch gejagt 
werben. ı 


2 


Beim Rothe, Damm» und Nehwilde gilt das Jung» 
wild als Kalb bis zum legten Tage des auf die Geburt fol 
genden Dezember-Monats. 


$. 2. 


Die Bezirfs» Regierungen (Landdrofteien) find befugt, 
für die $. 1. unter 7., 11. und 12. genannten Wildarten 
aus Nüdlichten der Landesfultur und der Jagdpflege den 
Anfang und Schluß der Schonzeit alljährlih durch beion- 
dere Verordnung anderweit feftzuiegen, jo aber, daß Ans 
fang oder Schluß der Schonzeit nicht über vierzehn Zage 
vor oder nah den $. 1. beftimmten Zeitpunften feftgejept 
werben darf. 


— 


Die in den einzelnen Landestheilen zum Schutze gegen 
Wildſchaden in Betreff des Erlegens von Wild auch während 
der Schonzeit geieglich beftehenden Befugniffe werben durch 
dieſes Geſetz nicht geändert. 


$. 4. 


Auf Erlegung von Wild in eingefriedigten Wildgärten 
findet dieſes Geiep feine Anwendung. Der Bertaur des 
während der Schonzeit in ſolchen Wildgärten erlegten Wildes 
ift jedoch nach Maßgabe der Beftimmungen des $. 7. unterjagt. 


$. 5. 


Für das Tödten oder Einfangen von Wild während 
der vorgeihriebenen Schonzeiten, jo wie für das Fangen von 
Wild in Schlingen ($. 1. Nr. 13.) treten folgende Geld» 
bußen ein: 

1) für ein Stüd Eldwid . » . » . 50 Thaler, 

2) für ein Stück Rothwild i . 30 — 

3) für ein Stück Dammwid . . . . 20 


4) für ein Stück Rebwid . .». -» » . 10 » 
5) für einen DE . : 2.2.02. - 
6) für einen Auerbahn oder Henne . . 10 =» 
7) für einen Birkhahn oder Henne. . » 3 = 
8) für einen Halelhahn oder Henne . . 3 = 
9) für einen Balanen . ». 2... 10 » 
10) für einen Shwan . » » »...10 » 
11) für eine Zrappe 2 2 2 2. 5 
12) für einen Haſen. 4 0“ 
13) für ein Rebbuhn . » 2 2 22.2 u 
14) für eine Scnepfe, Ente oder jonftiges 

Stück jagdbareds Sumpf: und Wafjer- 

geflügel  . ar 6 


Wenn mildernde Umftände vorhanden find, kann der 
Nichter bei Feltiegung der Geldbuße bis auf ein Strafmaß 
von 1 Rihlr. berabgeben. 

Au Stelle der Geldbuße, welde wegen Unvermögend 
des Verurtbeilten nicht beigetrieben werben kann, tritt Ge— 
a nah Maßgabe des $. 335. des Strafgefep- 
uches. 


8. 6. 


Das Ausnehmen der Eier oder Jungen von jagbbarem 
Federwilde ift au für die zur Jagd berechtigten Perfonen 
verboten; doch find diejelben (namentlich die Befiger von 
Safanerien) befugt, die Eier, welde im Freien gelegt find, 
in Befip zu nehmen, um fie ausbrüten zu laffen. 

Desgleihen ift das Ausnehmen von Kibip- und Möven- 
Eiern nad dem 30. April verboten. 

Wer Ddiefen Verboten zuwiderhandelt, verfällt in bie 
$. 347. Nr. 12. des Straigeſetzbuchs feftgeiegte Strafe. 


7 


Wer nah Ablauf von 14 Tagen nad eingetretener 
Hege- und Schonzeit, während derielben Wild, rüdfichtlich 
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defjen die Jagd in dieſer Zeit unterfagt ift, in ganzen Stüden 
oder gertent, aber noch nicht zum Genuſſe fertig zubereitet, 
zum Berfauf herumträgt, in Läden, auf Märkten, oder jonft 
auf irgend eine Art zum Verkaufe ausſtellt, oder feilbietet, 
oder wer ben Verlauf vermittelt, verfällt, zum Beſten ber 
Armenkaſſe derjenigen Gemeinde, in welcher die Uebertretung 
ftattfindet, neben der Konfisfation des Wildes, in eine Gelb» 
buße bis 30 Thaler. 

Iſt das Wild in den $. 3. gedachten Ausnahmefällen 
erlegt, jo bat der Berfäufer oder derjenige, welder ben Ver— 
fauf vermittelt, fi dur ein Atteft der betreffenden Dris- 
polizei» Behörde über die Befugniß zum Verkaufe zu le 
gitimiren, widrigenfalls derielbe in eine Geldbuße bis zu 
5 Thaler verfällt. 


$. 8. 
Alle dem gegenwärtigen Geſetze entgegenftehenden Ge- 
jepe und Verordnungen find aufgehoben. 


Berlin, den 4. Februar 1870. 


Die Kommifjion für die Agrar-Berhältnifje. 


Bening Worſitzender). 9. Waldaw (Berichterftatter). 
v. Die. Witt. Plehn (Danzig), Pieſchel. 
MH. Kiepert. A. v. d. Kneſebeck (Ruppin). Koppe. 
Trützſchler von Falkenſtein. Dr. v. Lingenthal. 


Lau⸗ 
fende 
Nr. 


11 
12 


Weberficht 


der 


Schon: und Sciehzeiten. 


Bildgattung. 


Elchwild. 

Männliches Roth» und Dammwild. 

Weibliches Rothwild, weibliches Dammwild und 
Wildkälber. 

Rehbock. 

Weibliches Rehwild. 

Rehkälber. 

Der Dachs. 

Auer», Birk⸗, Faſanenhaähne. 

Enten. 

Trappen, Schnepfen, wilde Schwäne und alles 
andere Sumpf- und Waffergeflügel, mit Aus» 
nahme der wilden Gänje und Fiſchreiher. 

Nebhühner. 

Auer, Birk und Faſanenhennen, Hafelwild, 
Wachteln und Hafen. 








Schonzeit. 


I, Dezember bis Ende Auguſt. 


1. März bis Ende Juni. 
1. $ebruar bis 15, Oftober. 


1. März bis Ende April. 


15. Dezember bis 15. Oftober. 


das ganze Jahr. 


1. Dezember bis Ende Septbr. 


1. uni bis Ende Auguft. 
1. April bi3 Ende Juni. 
1. Mai bis Ende Juni. 


1. Dezember bis Ende Auguft. 


1, Kebruar bi8 Ende Auguft. 


Schießzeit. 


1. Septbr. bis Ende Novemba 
1, Suli bis Ende Februar. | 
16, Dftober bis Ende Janum 


1. Mat bis Ende Februat. 
16. Dftober bis 14. Dezember, 
. Dftober bis Ende Novembr. 
. September bis Ende Mi 
. Zuli bis Ende Mär; 
Juli bis Ende April. 


— — — — 


— 


. September bis J. Deymkt 
1. September bis Ende Ian 


Die Schonzeit für Enten unter Nr. 9. kann für einzelne Landſtriche 


durch die Bezirfs- Regierungen (Landdrofteien) aufgehoben werden. 


Für die unter Nr. 12, benannten Wildarten ift die Regierung (Landdroftei) 


befugt, die Schongeit aljährlih anderweit feftzujegen, fo aber, daß dieſelbe 


niemals nah dem 15, Februar beginnt und niemals vor dem 15. Auguft zu 


Ende geht. 


— Se 222255 — 
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Haus der Abgeordneten. 
10, 2egislatur- Periode. 
III. Sefllon 1869. 





Zuſammenſtellung 


der 


XII. Kommiſſion aus den Petitionen, ſo— 

weit dieſelben auf den III. Titel (1. bis 

5. Abſchnitt) des Kreisordnungs-Entwurfs 
ſich beziehen. 


1. Zu 8. 66. 


a) Magiftrat und Stadtverorbnete zu Seiligenbeil (U. 
698.), welche prinzipaliter die gänzliche Ablehnung der 
Kreisordnung befürworten, beantragen eventuell: 

in Kreilen mit mehr als 25,000 bis zu 100,000 
Einwohnern für jede Volzahl von 2500 und in 
Kreijen mit mehr als 100,000 Einwohnern für 
jede über die leptere Zahl überſchießende Vollzabl 
von 5000 Einwohnern je einen Vertreter hinzu— 
treten zu laffen, dagegen von einer Vermehrung 
der Bertreter Seitens der meijtbegüterten Grund— 
befiger abzujeben. 

b) Magiftrat und Stadtverorbnete zu Brieg (II. Nr. 583.) 
bitten zu $-. 66. den Zujap zu beichließen: 

Stabtgemeinden, welde im Kreiſe Grundeigenthum 
befigen, gehören bezüglich dieſes Grundbefiges zum 
Wahlverbande der meifibegüterten Grunbbefiger oder 
zu dem ber größeren ländlichen Grundbefiper oder 
endlich zu dem der Laudgemeinden. 


2. Bu $. 67. 


a) Magiftrat und Stabtverordnete zu Heiligenbeil (LI. 
Nr. 698.) beantragen, die Wahlverbände der meiſtbe— 
güterten Grundbefiger zu ftreichen. 

b) Dr. H. Stolp in Berlin (II. 402.) beantragt: 
I. prinzipaliter, an Stelle des im $. 67. * 
Vertretungsprinzips 
1) nur einzig und allein eine Vertretung der Gemein— 

den als ſolcher zuzulaſſen; zu dieſem Zwecke aber 
zunächſt und gleichzeitig ſolche Gemeindeverbände 
innerhalb der Kreiſe und für dieſelben zu konſti— 
tuiren, welche ſich als gleichartige und ebenmäßige 
politiige Vollgemeinden neben einander ftellen und 
überhaupt in diejer ihrer Gleichartigfeit und Eben» 
mäßigfeit nur einen gejunden Kreisverband zu bilden 
im Stande find; 

2) die Verſchiedenartigkeit der Vertretung der gleich— 
artigen und ebenmäßigen politiihen Bollgemeinden 
der Kreisverbände derartig zu regeln, daß jede 
politiihe Vollgemeinde mindeftens einen Vertreter 
erhält, und eine weitere Bertretung berjelben einer: 
feitö von der Mehrzahl ihrer Einwohner, anderer 

—1 
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jeit8 von der Mehrheit ihrer Steurrleiftung abhängig 
gemacht wird; 

II. eventuell, d. h. für den Fall, daß auf den vor 

fiehenden Antrag nicht eingegangen werben jollte, 
wenigftens unter den in Ausfiht genommenen Bes 
vorzugungen jelbft ein gleihes Recht walten zu 
laffen und neben dem Wabhlverbande der größeren 
ländlichen Grundbefiger noch einen Wahlverband 
der größeren ſtädtiſchen Gewerbtreibenden 
zu erridten. 


3. Zu $. 69, 


Magiftrat und Stadiverordnete zu Heiligenbeil (II. 
698.) beantragen die Streihung des $. 69. 


4. Zu $. 78, 


a) Magiftrat und Stadtverordnete zu Marienburg (II. 
400.), Magiftrat zu Quedlinburg (II. 401.) und Ma» 
giftrat und Stadtverordnete zu Egeln (II. 383.) be 
antragen: 

daß, unter Wegfall der im zweiten Abjage der 
Nr. 1. des 8. 73, vorgeiehenen Beihränfung, die 
Vertretung der Städte in den Kreisverlammlungen 
nach ihrer vollen Seelenzahl bemefjen werbe. 
Eventuell wünſchen die ftäbtiihen Behörden von 


Egeln. 
daß den Städten auch dann ein Drittel der Kreis- 
tags-Abgeordneten zugewiejen werde, wenn die Ber 
völferung berjelben nit ben dritten Theil ber 
Kreisbevölferung ausmadıt. 

b) Magiftrat und Stabtverorbnete zu SHeiligenbeil (II. 
698.) beantragen: 

1) die nad Abzug der ſtädtiſchen Abgeordneten übrig 
bleibende Zahl der Kreistags-Abgeordneten auf die 
Berbände der größeren Grundbefiger und der Land— 
gemeinden nah Berhältniß der Seelenzahl zu ver 
teilen; 

2) für jeden Kreistags- Abgeordneten einen Stellver- 
treter wählen zu laffen. 

c) Der Magiftrat zu Anklam (II. Nr. 686.) verlangt die 
Vertretung der Städte auf den Kreistagen nad ihrer 
vollen Seelenzahl und demgemäß Abänderung Des 

73 


$. 73. 
d) Magiftrat und Stadtverorbnete von Ajchersleben bitten, 
daß die Zahl der ftädtiichen Vertreter lediglich nad 
der Seelenzahl gegriffen werde, und aud dann feine 
Rebuftion erleide, wenn fie die Zahl der Abgeordneten 
ber beiden andern Wahlverbände zujammengerechnet 

überfteigt. 

NB, Irrthümlicherweiſe interpretiren fie den $. 73. 
dahin, daß die Städte niemals mehr als 

+ der Kreistagsabgeordneten haben dürften. 


5. Zu $. 7A. 


Magiftrat und Stadtverordnete zu Heiligenbeil (IL. 
698.) beantragen, die Beftimmung Hinfihts der Meiftbe- 
güterten zu ftreichen. 


6. Zu 88. 9A, 98, 


a) Magiftrat und Stabdtverordnete zu Egeln (II. 383.) 

und Magiftrat zu Quedlinburg (II. 401.) beantragen, 

da den Kreilen die Berpflidtung auferlegt 

werde, entipredhende Abweichungen von dem allge= 

meinen Abgaben-Bertheilungsmaßftabe zu Gunften 

der Städte überhaupt, oder einzelner von ihnen, 

mit Rüdfiht auf bejondere Kreis-Einrihtungen zu 

beichließen, von denen die Städte überhaupt oder 

einzelne vor ihnen gar fein oder nur ein geringes 
Intereſſe haben. 
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Magiſtrat und Stadtverordnete zu Marienburg (II 400.) 

beantragen, die 88. 94. und 95. binfichtlid der Städte 

zu juspendiren, eventuell, 
die Stabtgemeinden nur in denjenigen Zweigen 
zu den Kreisausgaben beranzuzieben, hinſichtlich 
deren eine Gemeinſamkeit der Interefjen zwiſchen 
ihnen und ber Landbevölkerung obwaltet, und bier« 
über eventuell im Rechtswege entfdjeiden zu 
laſſen. 


Der Magiſtrat zu Anklam (II. Nr. 686.) beantragt 
zum Schupe der Städte gegen Majorifirung dur die 
Vertreter des flachen Landes, 
dem Kreistage die Verpflichtung aufzulegen, die 
Städte mit joldyen Laften und Ausgaben zu ver 
Ihonen, welde nur zur Herftellung und Erhaltung 
folder Kreiseinrichtungen beftimmt find, die ledig— 
lich der ländlihen Bevölkerung dienen. 


d) Magiftrat und Stadtverordnete von Aſchersleben wün- 
ideen, daß Abweichungen von dem allgemeinen Abga- 
ben-Bertheilungs: Diaafftab bei beion eren Kreit-Ein- 
richtungen, an denen die Städte gar nicht oder nur 
in geringerem Maße Theil haben, zu Gunften der 
Städte nit ſollen beichlofjen werden können, ſon— 
dern jollen beichloffen werden müjjen. 


c 


— 


7. Zu $. 108, 


Magiſtrat und Stadtverordnete zu Heiligenbeil (II.698.) 
beantragen, 
daß die ſämmtlichen Mitlieder des Kreisausſchuſſes 
von der Kreitverſammlung gewählt werden. 


Magiſtrat zu Quedlinburg (II. 401.) beantragt, 

daß den Städten in dem Kreisausſchuſſe eine entſpre— 
chende Zahl von Stimmen nach demſelben Verhältniſſe 
geſichert werde, wie in der Kreisverſammlung, dv. h. 
nach der Seelenzabl. 


c) Magiftrat und Gtadtverordnete zu Marienburg (II. 
400.) beantragen, 

daß die Vertretung der Städte im Kreisausichuffe 
obligatoriich fei und zwar in der Art, daß aus je» 
der der beiden im $. 108. des Entwurfs aufgeftell- 
ten Wahlgruppen, — aljo der Kreisverjammlung 
und dem Kollegium der Amtshauptleute und Bür- 
germeifter — mindeftend ein ftädtiicher Vertreter 
bervorgeben müſſe. 


d) Magiftrat und Stabdtverorbnete zu Egeln (II. 383.) 
beantragen, 
daß wenigftens den Städten, deren Einwohnerzahl 
ein Drittel der Einwohnerzahl des Kreiled erreicht, 
das Recht eingeräumt werde, von den drei Mit» 
— des Kreisausichufles, welche durch die 
ürgermeiſter und Amtshauptleute gewählt werden 
ſollen, das Eine aus ihrer Mitte zu ernennen. — 
Die Bürgermeiſter dieſer Städte ſollen dann an 
der Wahl der beiden anderen Kreisausſchußmitglie— 
der nicht theilnehmen. 


e) Der Magiftrat zu Anklam (II. Nr. 686.) beantragt, 
daß für Städte, welde den dritten Theil der Ein« 
wohner des Kreiles enthalten, die Entjendung eines 
Deputirten in den Kreis-Ausihuß fiher geftellt 
werde. 


f) Magiftrat und Stadtverordnete von Aſchersleben und 
von Landsberg a. W. 
fordern, dab im Kreisausihuß die Städte nad 
Berhältnig ihrer Seelenzahl (durch Bürgermeifter) 
vertreten jein müßten. 


— 


b 


— 
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8. Zu $. 110, 


Magiftrat und Stadtverordnete zu Heiligenbeil (I. 
698.) beantragen, 
daß die Wahl der Mitglieder des Kreisausſchuſſes 
auf 6 Sabre erfolge und alle 2 Jahre ein Drittel 
berjelben ausſcheide. 


9. Zu $. 111, 


Diejelben beantragen, 
den zweiten Theil des Sapes Littera c. hinſicht- 
lid der Bejegung der Kreisbeamtenftellen mit Mili— 
tair-Invaliden zu ſtreichen. 


10. Zu $. 112. 


Magiftrat und Stadtverordnete zu Marienburg (II. 
400.) beantragen, daß $. 112. binfihtlih der Stäbte fus- 
pendirt bleibe, eventuell 

daß gegen Beſcheide und Rejolute der Stadtmagi— 
ftrate die Rekurſe bis auf Weiteres, wie bisher, an 
die Bezirfö-Regierungen zu richten jeien. 


11, Zu $, 118. 


Magiftrat und Stadtverorbnete zu Heiligenbeil (II. 
698.) beantragen, 
baf alle Koften, welde die Gejchäftsverwaltung 
des Kreis-Ausichufjes verurfaht, die Staatskaſſe 
trage. 


Die XI. Kommiffion. 


Der Borfigende: Der Bericterftatter: 
Graf Schwerin: Pusar. v. Wedel. 
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Unteramendement 


zum 


Amendement Miguel. Nr. 315. 9. der 
Druckſachen.) 


Windthorſt (Liringhaufen). Das Haus der Abgeord- 
neten wolle beichließen: 
Zu $. 59, der Kreisordnung 
den Abſatz 1. wie folgt zu faſſen: 

Bor der Wahl des Amtshauptmanns fept die 
Amtövertretung die bdemjelben zu gewährende 
Amtsunkoften » Entihädigung feſt. Ueberſteigt 
diefelbe jedoh den Sag von 1 Sgr. pro Kopf 
der Bevölferung des Amtsbezirks, jo ift zur Gül- 
tigkeit dieſer Feſtſetzung die Zuftimmung bes 
Kreisausichuffes erforderlich. 


Berlin, den 4. Februar 1870. 
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Haus der Abgeordneten. 
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III. Seffion 1869. 
Mbänderungs-Antrag 


Entwurfe der Kreisordnung. (Nr. 4. der 


Druckſachen.) 


Meichenfperger. Dat Haus der Abgeerdneten wolle 
beichließen: 
dem im Abänderungs » Antrage Mr. 48. der Drud- 
ſachen beantragten Zufage zu $. 54. nod den meite- 
teren Zuſaß folgen zu laffen: 
„Ihre verbindliche Kraft ift auf die Dauer von 5 
Jahren beihränft‘. 


IL. 
Unter-⸗Autrag 
zu 


dem Abänderungs-Antrag Miquél und 
Genoſſen zu 8. 30. der — 
Be Nr. 315. J. ad — 


v. KRardorff. Wachler. Das Haus der Abgeordneten 
wolle beichließen, 

I) Den Abjap 3. des Antrages folgendermaßen zu fafjen: 
„Gegen die dem Betreffenden ſchriftlich zu behän— 
a Verfügung des Amtshauptmanns ift binnen 

10 Tagen, von der Behändigung am gerechnet, die 
Beſchwerde an den Kreisausſchuß zuläffig, der 
über Aufhebung oder Aufrechthaltung der Ber- 
fügung —— entſcheidet.“ 

2) Die Abſätze 4., 6. zu ftreihen und an deren Stelle 

folgenden Abia a 

„Iſt die felgefente Geldbuße nicht beizutreiben, jo 
ift auf Antrag des Amtsbauptmanns von dem 
Richter die Geldftrafe nah Maßgabe des 8. 335. 
des Strafgeſetzbuches vom 14, April 1851 und des 
Art. 137. des Gejeped vom 3. Mai 1852 in Ge» 
füngnißftrafe umzuwandeln.“ 


Berlin, den 4. Februar 1870. 
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Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
König von Preußen ꝛc. 


ertbeilen dem Staats:Minifterium bierdurh die Ermächti— 
gung, die BZuftimmung beider Häuſer des Landtags ber 

onarchie zu ihrer Vertagung vom 14. d. M. bis zum 
2. Mai d. I. einzuholen. 


Gegeben Berlin, den 4. Februar 1870. 


Wilbelm. 


v. Bismard. v. Roon. Itzenplitz. v. Mühler. 
v. Selſchow. Graf Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. 


Allerhöchſte Ermächtigung. 


II. 
Berlin, den 4. Februar 1870. 


Auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 4. d. M. 

ergeht bierdurh an das Haus der Abgeordneten der Antrag, 
zur Bertagung bes Landtags der Monardie vom 14. 
d. M. bis zum 2. Mai d. 3. feine Zuftimmung zu 
ertheilen. 


Königliches Staats:Minifterium. 
v. Bismard. v. Roon. Fpenplig. v. Mübhler. 
v. Selhow. Graf Gulenburg. Leonhardt. 
Gampbaujen. 


III. 


Auf die Tages-Ordnung einer der nächſten Plenar- 
Sipungen wird geſetzt werben: 
Schlufberatbung über den Antrag des Königl. 
Staats-Minifteriums wegen BVBertagung des Land» 
tages vom 14. Februar bis 2. Mai db. J. 
Meferenten: die Abgeordneten, Vice-Präfidenten v. Köl— 
ler und v. Bennigien. 
Nebereinftimmender Antrag der Referenten: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
zur Bertagung des Landtages der Monardie 
vom 14, d. Mies. bis zum 2. Mai d. 3. feine 
Zuftimmung zu ertheilen. 


Berlin, den 5. Februar 1870, 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
v. Fordenbed. 
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Berlin, den 4. Februar 1870, 


Der von dem Haufe der Abgeordneten in der Sipung 
vom 16. Dezember v. I. aus Anlaß eines Antrages ber 
Abgeordneten Dr. Beder und Dr. Gneift angenommene 
Sehrg- Entwurf, 
betreffend die Ablölung der den geiftlihen und 
Schul-Inftituten, fowie den frommen und milden 
Stiftungen zuftehenden Reallaften 
ift von dem Herrenhaufe nur unter Abänderungen anges 
— L.Neg7 
uer Hodhwohlgeboren beehre id mid hiervon unter ) Drum, 1.82. 
Beifügung einer beglaubigten Ausfertigung des beregten Ges —_ 8 5.5, 
jepentwurfs in der von dem Herrenbauje in der heutigen 
Sipung beſchloſſenen Faſſung zu gefälliger weiterer Veran— 
laffung ganz ergebenft Mittheilung zu maden. 


Der Präfident des Herrenhaufes. 
Graf zu Stolberg. 


An 


den Präfidenten des Hauſes der Abgeordneten, 
Herm v. Forckenbeck 


Hochwohlgeboren. 
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Geſetz, 


betreffend 


die Ablöſung der den geiſtlichen und Schul- 
Snftituten, ſowie den frommen und milden 
Stiftungen zuftehenden Reallaſten. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
König von Preußen ꝛc., 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages 
Unſerer Monarchie für diejenigen Landestheile, in welchen 
das Geſetz, betreffend die Abloͤſung der Reallaſten und bie 
Regulirung ber gutöberrlihen und bäuerlihen Berhältniffe 
vom 2. März 1850 Gültigkeit hat, was folgt: 


27. 

Das Geſetz vom 15. April 1857 (Geſetz Sammlung 

©. 363, ff.), betreffend die Ergänzung und Abänderung des 

Ablöjungsgefepes vom 2. März 1850 (Gejep-Samml. S. 77.), 

bezüglid der Ablöfung der den geiftlihen und Schul-Inftis 

tuten, ſowie den frommen und milden Stiftungen zuftehen- 
den Reallaften, wird hierdurch aufgehoben. 


$. 2. 

Das Gefeg vom 2. März 1850, betreffend bie Ab» 
löfung der Reallaften und die Regulirung der gutsherrlidhen 
und bäuerlihen Berhältniffe, fommt fortan auch in An- 
jebung berjenigen Berechtigungen zur Anwendung, welche 
Kirhen, Pfarren, Küftereien, fonftigen geiftlihen Snftituten, 
kirchlichen Beamten, öffentlihen Schulen und deren Lehrern, 
höheren Unterrichtd- und Erziehungs-Anftalten, frommen und 
milden Stiftungen oder Woblthätigkeits-Anftalten, ſowie den 
zur Unterhaltung aller vorgedachten Anftalten beftimmten 
Bonds zuftehen, mit den in den folgenden Paragraphen ent» 
baltenen Beftimmungen. 


g. 3. 


Alle Realberehtigungen der im $. 2. gedachten Inftitute 
find, foweit fie nicht bereits in fefte Geldrente verwandelt 
worden, auf den Antrag ſowohl des Berechtigten ald des Ver— 
pfliteten nad den Grundjägen des Ablöſungsgeſetzes vom 
2. März 1850 auf ihren Sahreswertb zu berechnen und 
demnächſt unter Anwendung ber in $$. 19. bis 25. 1, c. 
beftimmten Preiſe in eine Roggenrente zu verwandeln. Der 
in $. 26. 1. c. angeorbnete Abzug von 5 pCt. wegen ber 
geringeren Beichaffenheit der Getreideabgabe im Berhältnif 
ium marftgängigen Getreide bleibt dabei ausgefchloffen. Die 

oggenrente ift jedoch nicht in natura, fondern in Gelbe, 

nad dem jährlih nah Maßgabe der 88. 20., 21. und 23. 

his einſchließlich 25. 1. c. ermittelten Marktpreife abzuführen. 
. 1 » 


4 
$. 4. 


Die nad $. 3. ermittelten Roggenrenten, fo wie bie 
ſchon rechtsverbindlich feftftehenden feften Geldrenten ($$. 3. 
bis 6. bes Geſetzes vom 15. April 1857, GeſetzSammlung 
S. 366.) fünnen auf den Antrag bes Berechtigten wie bes 
BVerpflichteten zum 2öfahen Betrage nad vorbergegangener 
ſechsmonatlicher Kündigung abgelöft werben. 

Zu diefem Behufe wird der Jahreswerth ber Roggen» 
renten nad Vorſchrift des zweiten Abjapes des S. 28. bes 
Ablöfungsgefepes vom 2. März 1850 berechnet. 

Zur Erleidhterung der Ablöfung wirb das dazu erfor 
berlihe Kapital in Aprogentigen Rentenbriefen gewährt. 


8. 5. 


Geht der Antrag auf Ablöfung von bem Berechtigten 
aus, jo fann derjelbe das Ablöfungs-Kapital nur in 4pro= 
zentigen Nentenbrichen zum Nennwerthe verlangen. 

Geht der Antrag dagegen von dem Berpflichteten aus, 
fo fann derjelbe entweder Baarzablnng leiften, oder muß 
dem Berechtigten zu den Rentenbriefen, welche diejer erhält, 
im Ausführungstermin die Differenz zwiſchen dem Tages— 
Courſe und dem Nennwerth derjelben baar auszahlen. 

Der Berechtigte muß bis zum 31. Dezember 1872 den 
Antrag auf Ablöſung bei der zuftändigen Auseinanderſetzungs- 
Behörde anbringen, widrigenfalld er des Rechtes auf Kapi— 
taleablöfung anzutragen verluftig gebt. Aud der BVerpflich 
tete muß obigen Termin innehalten, wenn er bie Vermitte— 
—* der Rentenbank bei der Ablöſung in Anſpruch nehmen 
will. 


8. 6. 

Für die Vermittelung der Rentenbank iſt das Geſetz 
vom 2. März 1850 (Geſ.Samml. 1850, ©. 112, ff.) 
maßgebend. 

Dabei bleiben aber diejenigen Beltimmungen, welde 
eine Zilgungsperiode von 41/,, Jahren voraufegen, ohne 
Anwendung, und außerdem treten nachftehende Abänderungen 
des Rentenbant-Gejepes ein: 

a) Der Berechtigte erhält den nad SS. 3., 4. und 5, 

berechneten Betrag in Rentenbriefen und infoweit 
dies nah $. 32. des Rentenbanf» Gejepes vom 2. 
März 1850 nicht vollftändig geichehen fann, von 
dem Berpflichteten in baarem Gelbe. 

b) Der Berpflichtete hat von dem Zeitpunfte der Ren- 
tenübernahbme und während der Tilgungd- Periode 
von 56%/,, Zahren an die Rentenbanf eine Jahres« 
rente zu entrichten, die 4/, vom Hundert der an 
ben Berechtigten zu gewährenden Abfindung beträgt. 

Nententheile unter einem vollen Silbergroſchen 
werden von der NRentenbanf nit übernommen; 
folde von 1 und bis inkl. 11 Silbergroſchen nur 
infoweit das Ablöfungs- Kapital von mehreren Ber- 
pflidteten an ein und benjelben Berechtigten zu» 
jammengenommen ben Betrag von 10 Rthlen. 
erreicht. 

c) Die Ueberweifung von Abgaben - Rüdftänden auf 
die Rentenbanf nad Vorſchrift des S. 99. des Ab- 
löfungssGejepes vom 2. März 1850 ift unzulälfig. 


8.7. 

Bei einer Zerftüdelung von Grundftüden find die Bes 
techtigten zu fordern befugt, daß ihre Geld» und Roggen» 
rente, welche nah der Vertheilung unter 4 Rthlr., reip. 
2 Sceffel Roggen jährlid betragen, durch Erlegung bes 
25 fachen Betrages abgelöft werben. 

Zu diefem Behuf wird der Jahreswerth der Rente auf 
die in $. 3. angegebene Weije berechnet. 
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gz. 8. 


Die Provokation auf Berwandlung ber NReallaften in 
eine fefte Noggenrente oder Ablöjung Seitens bes Beredy- 
tigten ($. 3.) muß ſich ſtets auf die Verwandlung reip. Ab» 
löſung aller Reallaften erftreden, welde für ibn auf ben 
Grundftüden defjelben Gemeindeverbandes haften. Sind 
mit dem Provofaten Grundbefiger einer anderen Gemeinde 
zum Naturale$ruchtzehnten oder zu Dienften gemeinschaftlich 
verpflichtet, jo muß der Berechtigte feine Provokation zugleich 
auh gegen bie Grundbefiger dieſer Gemeinde hinſichtlich 
eat auf deren Grunbftüden für ihn baftenden Reallaften 
richten. 

Die Provofation auf Verwandlung, resp. Ablöfung 
Seitens des Berpflichteten ($$. 3. und 4.) muß fich ftets 
auf ſämmtliche, jeinen Grundftüden gegen alle im $. 2. 
bezeichneten Berechtigte obliegenden Reallaften erftreden. 

Die Zurüdnahme einer angebradten Provofation ift 
unzulälfig. 

(F. 95. bes Geſetzes vom 2. März; 1850.) 


8.9. 


In allen Auseinanberjegungs-Angelegenbeiten (Gemein« 
beitstbeilungen, Ablöfungen und Regulirungen ber gutöherr- 
lihen und bäuerliden Berbältniffe) fteht die Bertreiung 
und Wahrnehmung der Rechte der im $. 2. gebuchten Be- 
rechtigten den betreffenden ordentlihen Behörden zu. 


$. 10. 


Eind vor Verfündigung des gegenwärtigen Gejepes mit 
bemjelben unvereinbare Feftiegungen bereits auf redhtäver« 
bindliche Weiſe zu Stande gefommen, jo behält es bei den« 
jelben fein Bewenden. 

Ueber die Befugnis, auf Verwandlung der Reallaften 
in eine Noggenrente oder auf vollftändige Ablöſung anzu« 
tragen, enticheiden jedoch nicht jene Feſtſetzungen, ſondern 
bie Beftimmungen dieſes Geſetzes. 

Urkundlich u. |. w. 


Beglaubigt: 


Der Präfident ded Herrenhaufes. 
(L. 8) Graf zu Stolberg. 
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Abänderungs:- Antrag 


zu 


dem Gntwurfe einer Kreis-Drdnung. 
(Nr. 4. der Druckſachen.) 


v. Bockum-Dolffs. Das Haus der Abgeordneten wolle 
beſchließen: 
dem $. 50. folgenden Zuſatz hinzuzufügen: 

das Geſetz, betreffend die Konflifte bei gerichtlichen 
Verfolgungen wegen Amts» und Dienftbandlungen 
vom 13. Kebruar 1854 (Geſ.“S. ©. 86.) findet 
auf den Yandratb, den Amtsbauptmann und auf 
den Gemeinde-Borfteber, wie auch auf die Stells 
vertreter derjelben Feine Anwendung. 


Berlin, den 6. Februar 1870. 


M 321. 


ber Abge 
10. 2egislatur» Periode. 
III. Seffisen 1869. 
— — = 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
- König von Preußen ıc. 

ertheilen hierdurch Unſerem Finanzminifter den Auftrag, den 
mit Motiven beifolgenden Entwurf eines Gejepes, betreffend 
Abänderungen bes Geſetzes vom 17. Februar 1868 (Gelep- 
Sammlung Seite 71) über bie Aufnahme einer Anleihe von 
40 Millionen Thalern zu Bedürfniffen der Eifenbahn-Ber- 
waltung, den Häufern des Landtages Unſerer Monardie 
zur verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme vorzulegen. 


Gegeben Berlin, den 5. Februar 1870, 


Wilhelm. 


Samphaufen. 


Allerhöchfte Ermächtigung. 
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Entwurf eines Gefetes, 


betreffend 


Abänderungen des Geſetzes vom 17. Fe— 

bruar 1868 (Gef.-©. ©. 71.) über die Auf- 

nahme einer Anleihe von 40 Millionen 

Thalern zu Bedürfniffen der Gijenbahn- 
Verwaltung. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
König von Preußen ꝛc. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages 
der Monardie, was folgt: 


5.1; 


Die Beftimmungen im $. 4. und im Abſatz 2. und 3. 
des 8. 6. des Gefepes vom 17. Februar 1868 (G.-©. ©. 71.) 
werden für den mit 20 Millionen Thalern noch nicht reali— 
firten Betrag der durch das angeführte Geſetz bemwilligten 
Anleihe außer Anwendung gelept. 

Der gedachte Betrag von 20 Millionen Thalern kann 
in Berichreibungen der Fonfolidirten Anleihe (Gefep vom 
19. Dezember 1869. G.“S. S. 1197.) verbrieft, oder aud) 
unter anderweitigen Bedingungen der Berzinfung und Til— 
gung, deren Beftimmung der Staatöregierung überlaffen 
bleibt, aufgenummen werden. 

Nicht abgehobene Zinfen biejer Anleihe von 20 Millionen 
Thalern verjähren binnen 4 Jahren, von der Verfallzeit an 
gerechnet, zum Vortheile der Staatskaſſe. 


$. 2. 


Der Finanz Minifter ift mit der Ausführung dieſes 
Geſetzes beauftragt. 


Deglaubigt: 


Der Finanz: Minifter. 
Camphauſen. 


1* 
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Motive, 


Durch das Gefep vom 17. Februar 1868 (Gejepfamm« 
lung Seite 71.) ift die Staatsregierung ermächtigt, zur 
Dedung von Vorihüffen für Eifenbahn-Anlagen, zur Bes 
ihaffung von Betriebsmitteln für bereits beftehende Eijen- 
bahnen und zur Erweiterung des Eijenbahnnepes eine An« 
leibe von 40 Millionen Thalern aufzunehmen, welde von 
dem auf die Eröffnung bed Betriebes auf der Thorn- In» 
fterburger Eijenbahn in ihrer ganzen Ausdehnung folgenden 
Jahre ab jährlih mit mindeftens einem Prozent des Kapi- 
talbetrages unter Zuwachs der durch die fortichreitende 
Amortifation eriparten Zinſen getilgt werden fol. Durd 
den Allerhöchſten Erlaß vom 27. April 1868 ift der Zins- 
fuß für diefe Anleihe auf 4'/, Prozent feſtgeſetzt und geneh— 
migt, daß mit der Ausgabe derjelben vorgegangen werde. 
Auf Grund dieſer Ermädtigungen ift die Hälfte der An— 
leihe bereits realifirt, die andere Hälfte im Betrage von 
20 Milionen Thalern ift dagegen noch nicht emittirt wor- 
den; aud ift mit der Tilgung der Anleihe noch nicht be= 
gonnen, der gejeglic dafür bejtimmte Termin wird vielmehr 
erft in einigen Jahren eintreten. 

Supifihen ift das Geſetz vom 19. Dezember 1869, 
betreffend die Konfolidation Preußiſcher Staatsanleihen 
(Gefegiammlung Seite 1197.), ergangen, Inhalts deſſen 
die bereits ausgegebenen Schuldverjchreibungen der bier in 
Rede ftehenden Anleihe gegen Ausgabe von Verjchreibungen 
der konſolidirten Anleihe ſollen eingelöft werben können. 
Es würde fi offenbar nicht empfehlen, jegt noch derartige, 
nad einem feften Zilgungsplane zu amaortifirende Schuld» 
verfhreibungen neu auszugeben, und dieſer Auffafjung ent: 
Iprehend bezwedt der vorliegende Gefepentwurf zunächſt, 
die auf die Zilgung bezüglichen Beftimmungen des Gejepes 
vom 17. Februar 1868 binfichtlid der noch nicht begebenen 
zub ber fraglihen Anleihe außer Anwendung zu jepen. 

as Tilgungs-Prozent, welches, wenn jene Beitimmungen 
binfihtlid des ganzen Betrages von 40 Millionen Thalern 
in Kraft blieben, 400,000 Rthlr. betragen würde, ermäßigt 
fih dann nah Mafgabe des zur Emilfion gelangten Be- 
trages von 20 Millionen Thalern auf 200,000 Rthlr. 

Für die Bereitftellung des Geldbetrages, weldyer bier 
nad nicht in der urſprünglich beabfichtigten Weile beihafft 
werden fol, muß zur Erreihung der durch das Gejep vom 
17, Februar 1868 gebilligten Zwecke anderweit gejorgt wer» 
den, und dazu bietet fi als nächſtes Auskunftsmittel bie 
Ausgabe eines gleihen Betrages in Verſchreibungen der 
fonjolidirten Anleihe dar. Die Staatsregierung beabfidtigt, 
von diefem Mittel Gebraud zu machen. Für den Fall in» 
befjen, daß nad ber Lage des Geldmarkts es rathſam wäre, 
eine andere Form der Verbriefung zu wählen, würde es ber 
Staatsregierung von Werth jein, die Ermächtigung zu er- 
balten, den Betrag von 20 Millionen Thalern, ftatt durch 
Ausgabe von Berjchreibungen ber Eonjolidirten Anleihe, auch 
unter anderweitigen Bedingungen der Berzinfung und Til— 
gung, wie dieſelben nah ihrem Ermeffen den jeweiligen 


b 


Konjunfturen am Meiften entipreben, den Umftänden nad 
etwa auch im Wege einer Prämien-Anleihe, aufnehmen zu 
bürfen. 

Die Beftimmung über die Verjährung und Verwendung 
nicht abgehobener Zinjen entipricht der Vorſchrift im $. 3. 
des Gejepes vom 19. Dezember v. 3. (Geiepfammlung 
Seite 1197.), und ſcheint einer befonderen Begründung nicht 
zu bedürfen. 


— deren 
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Haus der Abgeordneten. 
10. Legislatur⸗Periode. 
II. Seffion 1869. 





Antrag. 


v. Dieft, Lent. Das Haus der Abgeordneten wolle ber 
ſchließen: 
an die Königliche Staatsregierung das Erſuchen 
zu richten, ſchleunigſt und wo möglih noch in ber 
im Monat Mai bevorftehenden gu 
ber Seſſion dafür Sorge zu tragen, daß dem 
Grundſatze: 
„die Forderungen der Gläubiger, welche vor dem 
verfaufenden Gläubiger eingetragen find, werben 
durch die Subhaftation nit fällig,” — 
durch eine die materiellen und formellen Schwierig» 
feiten in den entipredenden Geſetzen befeitigende 
NovellensBejepgebung Ausdrud gegeben werbe. 


Berlin, den 5. Februar 1870, 


v. Dieft, ent, als Antragfteller. 
Unterflüpt durch: 


v. Arnim (Templin). v. Aulod. v. Below. v. Beunig- 
fen. v. Betbmann-Hollweg. Binder v. Bonin 
(Genthin). v. Bonin (Schlawe). v. Brandt. v. Braw 
dhitj —— v. Bredow. v. Breza. v. Bud. 
Cretius. v. Czarlinski (Berent). Freiherr v. Eckard— 
ſtein. v. Eichhorn. Freiherr v. Elmendorff. v. Ernft» 
hauſen. Florſchütz. Foerſter. Grafv. Fürftenftein. 
v. Gerlach. Giller. v. Graevenitz (Grünberg). 
Groſchke. Hagen (Fürſtenthum). Graf vom Hagen. 
v. Hanftein. v. Hennig. Dunaeus. v. Iackowäfi. 
Füngfen. Jung v. Juncker. Freiherr v. Kalten- 
born. v. Kardorff. Dr. Karften. Kiepert. Kleift 
v. Bornftedt. Freiherr v. d. Knejebed (Teltow). Koppe. 
Dr. v. Krajichi. v. Kunheim. Kurtius. v. Zangen» 
dorff. Lasfer v. Laszewski. v. Lattorff. Freiherr 
v. Ledebur. v. Leſſing. Frhr v. Loën. v. Marſchall. 
Schr. v. Maſſenbach. Mayer (Marburg). zur Megede. 
Miquel. v. Mitihfe-Gollande v. Mujhwip. 
v. Mellenthin. v. Niebelſchütz (Wohlau). Noeldechen. 
v. d. Dften. Graf Pfeil. Pieſchel. Plehn (Danzig). 
Plehn (Marienwerder),. Richter (Sangerhaufen). Frei— 
* v. Richthofen (Jauer). v. Rieben. Rochlitz. 

odewald. Dr. Roepell. v. Saldern. v. Sanden. 
v. Saucken-Julienfelde. v. Saucken-Georgenfelde. 
Schlenther. Schoen. Schubarth. Graf v. d. 
Schulenburg-Filehne. Dr. Schultz (Memel). v. Seeckt. 
v. Skal. Freiherr v. Sobeck. Dr. Steinhart. Stengel. 
v. Stülpnagel. v. Tempelhoff. v. Thokarski. 
v. Unruh. Dr. Virchow. Wagener (tanzburg). Dr. 
Weber (Erfurt). Dr. Websky. v. Wedell. Wellmann. 
—v. Werdeck. Wicke. v. Wierzbiüski. Wilckens. 
Graf v. Wintzingerode. v. Wrochem. v. Zaſtrow. 
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Saus der Abgeordneten. 
10. 2egislatur- Periode, 
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Amendement 
zu 
dem Bericht der vereinigten Kommiſſionen 
für Finanzen und Zölle und für Handel und 
Gewerbe über den Geſetz-Entwurf, betreffend 
die Deckung der im Jahre 1870 erforderlichen 
Ausgaben zur weiteren Vervollſtändigung 
und beſſeren Ausrüſtung von Staatseiſen— 
bahnen. (Nr. 299. der Druckſachen.) 


— — — 


v. Benda. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
im $. 1. der Kommiſſions-Vorſchläge die Worte: 
„Weſtphäliſchen, Saarbrüder und Hannoverſchen“ zu 
ftreichen und dagegen hinter dem Worte: „Staatseilen- 
bahnen“ einzufchalten: 


E. Weſiphäliſche irn 


Su xh. 
1) für die —— der —— 
zu Paderborn . . . 45,000. — — 
2) für die Anlage eines zweiten poe 
Iygonalen Lokomotivſchuppens auf 
dem Bahnhofe Paderborn . . 57,000. — — 
3) zur DBermehrung der Betriebs« 
mittel um 73 bebedte und 150 
offene Güterwagen, Be 12 Per⸗ 
fonenwagen . . . . . 267,598. 2. 9. 


RER 1. 369,598. 2. 9. 
BI. Saarbrücker eg 


An f. 
1) für Erweiterung des Bahnhofes 
u St. Johann . . . . 100,000. — — 
2) Hr Erweiterung der Station 
Zouifenthal . 17,500. — — 
3) zur Vermehrung der "Betriebe: 
mittel um 50 offene Güterwagen, 
20 — ——— und 2 — 
motiven . - . „111,450. — — 


Summa IT. 228,950. — — 
Il. Sannoverfche Eifenbabn.' 


1) für den Umbau hölzerner Brüden 101,160. — — 
2) für Beihaffung von Gentefimal- 

waagen und zur Erweiterung ber 

Gasanftalt auf dem Bahnhofe zu 


Hannover. .- 20,000. — — 
3) für weitere usrüftung der Werk: 
ftättn. - . . 14,000. — — 


4) für Erweiterung von Bahnböfen 801,000. — — 
5) zur REN der Betriebö- 

mittel . . . . . + 153,000. — — 

Emma TIT. 589,160. — — 

bierzu = II. 228,950. — — 

. J. 369.598. 2. 9. 

zufammen 1,187,708. 2. 9. 

im Mebrigen $. 1. der Kommiſſions-Vorſchläge unver 

ändert anzunehmen. 
Berlin, den 7. Februar 1870, 
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Saus der Abgeordneten. 
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Auf die Tages-Ord nung einer der nächſten Plenar— 
figungen wird gejept werben: 


Mündlicher Bericht der Kommijfion für Petitionen, 
betreffend die Petitionen: 


II. 


nn» u.» % 


1067 
1068. 
1069. 
1132. 
1133, 
1134. 


1135. 
1136, 


1137. 


1146, 
1147. 
1148, 
1153. 


1154, 
1158, 


1183. 


1192. 


1206. 


1207, 


1208, 


1209, 


1210. 
1211, 


1212, 


1213. 
1214, 


1215. 


1216. 


1217. 


1218. 
1229. 
1260. 
1266. 


1272. 


1274. 


1275. 
1276. 
1288. 
1300. 


1310. 
1317, 


1318, 
1319, 


. 20. Leuſchner und Genofjen zu Gr. Glogau, 


ꝛc. Wels und Genoffen zu Wittehenau, 
Hugo Simon und Genoſſen zu Schweidnig, 
ıc. Koſchetz und Genofjen zu Bauerwig, 
ꝛc. Jackiſch zu Krappip, 

Gray Strachwitz und Genofjen zu Schräbs- 
dorf, Kaubig und Schodelwitz, 

ıc. Seifert und Genofjen zu Loßwitz, 

x. Handloß und Genoffen zu Alt-Pa- 
tiſchlau, 

ic ei und Genofjen zu Nieder-Kunzen- 
dorf, 

ıc. Zilgner und Genofjen zu Lähn, 

x. Hübner und Genofjen zu Zobten a.B., 
ıc. Fliegel und Genofjen zu Märzdorf a. B., 
x. Stelper und Genojjen zu Schmott- 
jeiffen, 

x. Haenel und Genofjen zu Spandau, 
ıc. v. Aulod und Genofjen zu Pitſchen, 
x, Gabriel und Genojjen zu Peterwig, 
ꝛc. Auft und Genoffen zu Loewenberg i. Sch. 
x. Dittrid und Genofjen zu Seitendorf, 
ıc. Graf Chamare und Genofjen zu Fran- 
kenftein, 

ıc. Rohner und Genofjen zu Bärwalbde, 
Kreis Dlünfterberg, 

ıc. Sommer und Genofjen zu Heinzendorf, 
x. Eſchrig und Genofjen zu Kojel, 

x, Schoenwieſe und Genojjen zu Liebenau, 
ıc. Kriſchler und Genoſſen zu Nieder- 
Pomsdorf, 

x. Bothe und Genoffen zu Glambad, 

ıc. Zur und Genofjen zu Alte und Neu— 
Herbsdorf, 

x. Kuſchel und Genoſſen zu Gollendorf, 
Graf Chamaré und Genofjen zu Neuhaus, 
x. Rapp und Genofjen zu Patſchklau, 
Bürgermeifter und Stadtverordneten zu 
Aachen, 

ıc. Wolff und Genoſſen zu Kaltenbrunn ꝛc., 
x. Krempski und Genofjen zu Falkowitz, 
x. Nieberding und Genofjen zu Glei— 
wip, 

ı. Preßfreund und Genofjen zu Bis— 
kupitz, 

ꝛc. Steinitz und Genoſſen zu Schmellwitz, 
x. Birnbach und Genoſſen zu Neuzelle, 
x. Burozek und Genoſſen zu Brieg, 

x. Schindler und Genoſſen zu Babip, 
x. Rink und Genofjen zu Reichenbach 
in / Schl. ı. 

Freiherr o. Welczek und Genoſſen zu - 
Creuzburg D./S. ꝛc. 

ꝛc. Schach und Genoſſen zu Schwiebus, 
x. Rockel und Genoſſen zu Breslau, 
ꝛc. Zaſtra und Genoſſen zu Neiſſe, 


2 


44, II. 1320. Einwohner aus 108 verſchiedenen Gemeinden, 
durch Abgeordneten Dr. Künzer, 

45. » 1338. ıc. v. Kehler und Genofjen zu Berlin und 
Charlottenburg, 


46. » 1339. ıc. Kreuz und Genofjen zu Bunzlau, 

47. = 1340, ꝛc. Arlt und Genofjen zu Gamenz, 

48. » 1341. ıc Schiller und Genolfen zu Gzwiflig, 
49. » 1342. ıc. Grubert und Genofjen zu Erfurt ıc., 
50. =» 1343, ıc. Pripe und Genofjen zu Frankfurt a/D., 
51. » 1344. ꝛc. Wipel und Genoffen zu Halle a/S., 
52. =» 1345, ıc. Rojenftengel und Genofjen zu Hoch— 


beim, 
53. = 1346. ıc. v. Holly» Poniencziecz und Genofs 
fen zu Zütjen, 
54. = 1347, ıc. Dame und Genofjen zu Medendorf, 
55. « 1348, ıc. Kejeling und Genofjen zu Naums 


burg a/S., 

56. =» 1349. ıc. Jungmann und Genofjen zu Söm— 
merda, 

57, 1350, ıc. Röfler und Genoffen zu Torgau, 

58. 1351. x. Schaub und Genoffen zu Bierjen, 


» 1352. ꝛc. Herz und Genofjen zu Lappendorf, 

60. » 1353. ıc. Schilling und Genojjen zu Zeig, 

61. = 1367. ıc. Hahn und Genoffen zu Aachen, 

62. » 1368. ꝛc. v. Schmako wsky und Genoffen zu 
Radau, 

63. » 1369. ꝛc. Kurtſch und Genofjen zu Wichrau, 

64. » 1370. x. Kolann und Genofjen zu Bodzano— 
wiß, 

65. » 1371. — Worawis und Genofjen zu Neu⸗Kar— 
munfau, 

66. » 1372. ıc. Diebitſch und Genoſſen zu Neuftabt 
O.⸗Schl. 


67. 


« 1373. ı. Hayduga und Genoſſen zu Zaborze, 
68, =» 1394. Stadtbehörden und Einwohner zu Dorften, 
69. = 1395. ꝛc. Kienel und Genofjen zu Warmbrunn, 
70, = 1398. x. Schaffranef und Genoffen zu Beu- 
then D/S. 
71. » 1399. ıc. Harsfi und Genofjen zu Marzdorf ıc., 


72. » 1414. Einwohner 46 verſchiedener Ortſchaften der 
Provinz Schleſien durch Abgeordneten Dr. 
Künzer. 


« 1415. ꝛc. Huſchke und Genofjen zu Glap. 
74, » 1416. ıc. Opitz und Genofjen zu Neumarkt i/Schl., 
75. » 1417. x. Peſchle und Genojjen zu Königshain, 
76. » 1418. ꝛc. Zolondef und Genofjen zu Koppis 
nig ıc. 
77. » 1425. x. Göften und Genoſſen zu Düffeldorf, 


78. =» 1431. DOberbürgermeifter, Beigeordnete und 
Stadtverordnete zu Eupen, 

79. » 1433. ıc. Göbel und Genofjen zu Hausdorf, 

80. » 1446. ac. Dobberftein und Genoffen zu Deutſch— 
Grone, 

81. » 1447. ꝛc. Steinfe und Genofjen zu Klein-Nafel, 

82. » 1449. ıc. Hoffmann und Genoffen zu Sauer, 

und die darin geftellten Anträge über die von der Kome 

miffion in ihrem 5. Bericht — Nr. 221. der Drudjacden 

— bezüglid der Klöfter in Preußen gejtellten Anträge, „zur 

Tagesordnung überzugehen“. 

Berichterftatter: Abgeordneter Dr. Gneift. 


Untrag der Kommiſſion: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
die gedachten Peitionen durch die Beihlußnahme 
über den 5. Bericht der Kommilfion für Petitionen 
als erledigt zu erachten. 


Berlin, den 7, Februar 1870. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten , 
v. Forckenbeck. 


N 331. 


Berichterſtatter: Haus der Abgeordneten. 
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III. Seffion 1869, 





Bericht 


der 


Kommifjion für die Agrar - Berbältnifje 
über den Entwurf eines Gejeßes, betreffend 
die Ausdehnung dev Gemeinheitstheilungs— 
Drdnung vom 7. Juni 1821 auf die Zu: 
jammenlegung von Grundftücden, welche 
einer gemeinichaftlihen Benußung nicht 
unterliegen (Nr. 121. der Druckſachen) und 
über die Petition des Kandwsirtitehnftlichen 
Vereins für Rheinpreußen (Lofal- Abthei- 
lungen Cöln und Goblenz) II. Nr. 1155. 
und 1362. 


Die Gemeinbeits: Theilungs» Ordnung vom 7. Juni 
1821 enthält in dem Abichnitte über die Theilungsarund: 
läge ($. 56. und fly.) Beltimmungen, wonach die fih aus- 
einanderjependen Theilnehmer einer Gemeinheit die ihnen 
zugewiefenen Landentihädigungen mözlichft in einer zuſam— 
menbängenden wirtbichaftlihen Lage erbalten follen. In Folge 
dieſer Finde ift mit den Gemeinheitätheilungen in 
den meiften Fällen eine zwedmäßige Zulammenlegung ber 
Grundftüde verbunden worden. Cine ſolche fonnte jedoch 
den Befipern ſervitutfreier Grundftüde im Wege geleh- 
liben Zwanges nicht gewährt werden, da der $. 3. der G.: 
Th.⸗O. vom 7. Juni 1821 ausdrücklich feſtſetzt: 

„Die blos vermengte Lage der Aeder, Wieſen und jon- 

ftiger Ländereien, ohne gemeinſchaftliche Beuutzung, bes 

gründet feine Auseinanderfegung nad dieſer Ord— 
nung.“ 

Dur dieſe Beihränfung ift insbejondere die Provinz 
Schleſien berührt worden, in ber auf Grund des Regle— 
ments vom 14, April 1771 in vielen Fällen die Aufhebung 
der Hütungsgemeinschaft durch Kompenfation berbeigeführt 
worden war ohne daß die Lage der Grundſtücken eine Hen« 
derung erfahren hätte. Nah den von der Königlichen 
Staate-NRegierung in den Motiven zu der gegenwärtigen 
Geſetz-Vorlage gemachten Angaben befinden fih in ver 
Provinz Schleſien noh annähernd 3 Millionen Morgen 
Land in vermengter Lage. 

Es find deshalb Schon vor längerer Zeit aus diefer Pro« 
vinz Petitionen bei dem Abgeorbnetenhaufe eingegangen, in 
denen beantragt wurde, auch die jervitutfreien Grundftüde 
einem Zufammenlegungeverfahren zu unterwerfen. Das Ab: 
georbnetenhaus überwies durch Beſchluß vom 18. April 1859 
mehrere dieſer Petitionen der Königlihen Staatsregierung 
mit der Erwartung: ’ 


„daß fie dem Landtage einen Gejegentwurf vorlegen 
werde, welcher beftimme, daß in der Provinz Schleſien 
die wirtbihaftlihe Zulammenlegung von Grundftüden 
nad Mafgabe der Gemeinheitstbeilungs: Drdnung 
vom 7. Juni 1821 und der dazu ergangenen ergänzen» 
den und beichränkenden Beftimmungen aud dann ftatte 
finden dürfe, wenn dieſe Grundftüde vermengt oder 
ſonſt unwirtbihaftlih gelegen, einer gemeinihaftlichen 
Benupung jedoch nicht unterworfen jeien und auf ber 
betreffenben Feldmarf eine vollftändige Spezial: Sepa= 
ration noch nicht ftattgefunden habe." 

Die Königlihe Staatsregierung bereitete demgemäß 
einen Gelep-Entwurf in der bezeichneten Richtung, jedoch 
nit mit der Beichränfung auf die Provinz Sclefien, vor, 
brachte ihn aber nidt am den Landtag, weil verſchiedene 
Suftizbebörden, teren gutachtliche Aeußerung eingeholt war, 
aus den mit demielben verbundenen Eingriffen in die Eigen- 
thumsrechte, Bedenken gegen den Grlaß eines derartigen 
Geſetzes hernahmen. 

Im Jahre 1861 beantragten die Abgeordneten Am— 
bronn, Hoffmann und Genoſſen bei dem Abgeordnetenhauſe 
die Annahme eines Geſetz-Entwurfs, betreffend die Auedeh— 
nung der Gemeinheitätheilungs: Ordnung vom 7. Juni 
1821 auf die Umlegung von Grundftüden, welde einer ges 
meinjhaftlihen Benugung nicht unterliegen und die Erwei— 
terung der Verordnung vom 28. Juli 1838, melde legtere 
von der Beihränfung des Provokationsrechts auf Gemein: 
ac Bier handelt. Diefer Geſetz - Entwurf wurde 
durchberathen und fand mit einigen Aenderungen im Abge— 
ordnetenhaufe Annahme. Er wurde aber vom Herrenhaufe 
abgelehnt, nicht ſowohl weil dafjelbe ter Grundauſchauung 
des Gelep-Entwurfes entgegentrat, als weil es eine provins 
jielle Behandlung des Gegenftandes für angemeljen er 
achtete. Das Herrenhaus Tapte nämlid in der Sitzung 
vom 3. Juni 1861, eine dahin gehende Reſolution: 

„Die Königlihe Staats-Regierung zu erjuchen, 
den Gegenftand previnzicll zu behandeln, den Previn— 
zialftänden ter Provinzen, in denen fie felbft ein fol 
bed Geſetz für nothwendig halten mödte, die Frage 
ſowohl über das Betürfniß in ihrer Provinz wie über 
die einzelnen Beftimmungen bes zu erlaffenden Geſetzes 
vorzulegen und erft mit dem Gutachten der Provinzials 
landtage den Gegenftand wieder an die Häufer bes 
Landtages der Monardie gelangen zu laffen.* 

Die Königlihe Staatd-Regierung bat den in Diefer 
Relolution bezeichneten Weg nicht betreten und bis zur 
gegenwärtigen Selfion der beiden Häufer des Landtages die 
in Rede ftehende Angelegenheit ruhen laffen. 

Sie hat aber in der Zwiſchenzeit in einigen der neus 
erworbenen Provinzen, namentlid dem ehemaligen Kur« 
fürftentbum Heffen, dem Negierungsbezirfe Wiesbaten und 
dem Kreis Biedenkopf im Jahre 1867 durd Königliche mit 
Gejepesfraft erlaffene Verordnungen die Zufammenlegung 
von Grundftüden, die in vermengter Lage befindlich find, 
ermöglicht, oder erleichtert, chne die Bedingung daran zu 
fnüpfen, daß dieſelben einer gemeinihaftlihen Benugung 
unterliegen. 

Für die Provinz Hannover bedurfte es einer ſolchen 
geſetzlichen Beftimmung nicht, weil dort ſchon die Zuſam— 
menlegung der — auch jervitutfreien — Grundftüde nad 
ber Gejepgebung des ehemaligen Königreichs Hannever zus 
Käfig war. — 

Auch für den Bezirk des JuftizeSenats zu Ehrenbreis 
tenftein ift unter dem 5. April 1869 ein Gele erlaffen, 
weldyes die Zufammenlegung von Grundftüden in vermeng- 
ter Lage nah ähnlichen Grundjägen behandelt. 

Su der gegenwärtigen Sigungeperiode der beiden Häufer 
des Landtags hat nun die Königlihe Staatsregierung einen 
Gejepentwurf eingebracht, wenah im Geltungsbereich der 
Gemeinheitstheilungs- Ordnung vom 7. Juni 1821 die 
Zufammenlegung von Grundftüden, die einer gemeinichaft- 
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lihen Benutzung nicht unterliegen, ermöglicht werben fol. 
Diefer Gefep- Entwurf ift zunädft im Herrenhauſe beratben 
und bat dert cinige Abänderungen erhalten, mit denen fi 
ter Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
in der Sigung vom 17. November 1869 auebrüclid eins 
verftanden erklärt bat. — 

Der jo abgeänderte Geſetz-Entwurf ift von der Kommij» 
fion des Abgeordnetenhaufes Hr Agrar-Verhaͤltniſſe in Ge: 
genwart bed Herrn Geheimen Ober-Regierungsraib Greiff, 
biziebungsweile des Herrn Geheimen Regierungeratd Haad 
ald Vertreter der Königlihen Staate-Regierung berathen 
worden. 

Es wurde zunähft die Frage beſprochen, ob ein Bes 
dürfniß zum Erlaß eines Geſetzes mit dem oben angegebe- 
nen Zwede vorliege. In dieſer Beziehnng wurde außer dem, 
was in der Einleitung rüdjihılid der Provinz Schleſien 
gejagt ift, darauf hingewieſen, daß aud in anderen Pros 
vinzen ein gleiches Bedürfniß, wenn auch nicht in gleichem 
Umfange bervorgetreten jei. Die dem Geſetz-Entwurf Sei- 
tens der Königlihen Staatt-Regierung beigegebenen Motive 
ließen insbeſondere eriehen, daß in ber Provinz Meftphalen 
annähernd eine Million Morgen Land in vermengter Lage 
vorhanden, deren Zulammenlegung nad ben jept geltenden 
Gefegen nicht möglid) jei, weil dort in Folge der Einwir— 
fung des Franzöſiſchen Nechtes die Verjährung der am häu« 
figſten vorfommenden Dienftbarfeiten unterbroden und ges 
genwärtig ein nicht auf ſchriftlichem Titel beruhendes 
Weiderecht faft unerweislid geworden jei. Der Kommiffa« 
rius der Königlihen Staats-Regierung machte noch bejon» 
ders darauf aufmerfjam, daß die Gemeinheitätheilungs- 
Drdnung vom 7. Juni 1821 eine Zufammenlegung von 
Grundftücden wider den Willen des Eigenthümers nur dann 
geftatte, wenn bei der Nuseinanderfegung eine Entihädigung 
in Land gegeben fei. Es fei alfo au in denjenigen Pro— 
vinzen, in Denen Dienſtbarkeitsrechte in größerem Umfange 
beftanden hätten, häufig die Zufammenlegung der Grund» 
ftüde nur in engeren Grenzen möglid geworden; auch 
in ſolchen BVerbältniffen jelle das Geſetz Abe 
bülfe schaffen und es Sei ſomit die Cinführung 
deffelben allgemein da ein Bedürfniß, wo die Gemeinheits- 
tbeilungss Ordnung vom 7. Juni 1821 Geltung babe. In 
den Motiven zu der Geſetzvorlage ſeien auch noch andere 
größere Bezirke genannt, in denen wegen der Servitutfreibeit 
der Grundftüde eine geleglih zu erzwingende Zulammen» 
legung ausgeſchloſſen fei. 

Diefe thatſächlichen Anführungen fanden von feiner 
Seite Widerſpruch; fie wurden vielmehr von verjdiedenen 
Mitgliedern der Kommiſſion ausdrücklich beſtätigt. Bon 
einem Mitgliede des Hauſes, weldes den Verhandlungen 
der Kommilfion vorübergehend beimohnte, ohne derjelben 
anzugehören, wurden aus der Provinz Weftphalen That— 
ſachen mitgetheilt, welche darlegen jollten, wie nachtbeilig 
die jepige, Die Zufammenlegung der Grundftüde bejchrän- 
fende, Gejepgebung auf die wirtbihaftlihe Benupung des 
Bodens einwirfe. 

Der Auffaffung, daß eine Zufammenlegung ber Grund» 
ftüde, eine befjere Benupung derfelben in den meiften Fällen 
ermögliche, wurde von allen Seiten zugeftimmt. Es madıten 
fih aber doch der Gefegvorlage gegenüber zwei verjchiedene 
Anfihten geltend, von denen die eine den Hauptnahdrud 
auf die Förderung der Landesfultur legte, nn die an⸗ 
dere den Schug betonte, welchen das Recht des Eigenthü— 
mers in Anipruch zu nehmen habe. — 

Es wurde aber auch von den meiften Vertretern der lepten 
Anficht eingeräumt, daß in Folge der aus dem Mittelalter über» 
fommenen Agrarserfaffung in vielen Feldmarken die Lage ber 
Grundftüde eine jo vermengte fei, daß eine ihrem Werth 
entiprehende wirthichaftlihe Benupung verhindert oder body 
weſentlich erſchwert werde. 

Es wurde ferner anerkannt, daß überall, wo eine 
Zuſammenlegung der Grundſtücke ftattgefunden, eine ſicht— 
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liche Hebung des Volfswohlftandes die Folge gewelen fei, 
und daß ſich die Berbeiligten überall, ſelbſt mo fie der Zus 
janımenlegung Anfangs widerſprochen, ſpäter mit derfelben 
einverftanden erflärt hätten. 

Gegenüber diefen Wahrnehmungen — fo wurde auds 
gelährt — rechtfertige ea fih aud, denjenigen Theilen des 
Preußiihen Staats tie Wohlthaten der Zulammenlegung 
ver Gruntftücde zu Theil werden zu laffen, in denen zwar 
aud eine vermengte Lage der Grundftüde ftattfände, aber 
zufällige Umftände, namentlih der Gang der Gefepgebung, 
wie in Ecdylefien und Weftphalen, die Bedingungen hinweg» 
geräumt bätten, unter denen nad den jept gültigen Gefegen 
die Zufammenlegung nur zulälfig fein jolle. — 

Es wurde ferner hervorgehoben, daß der dem vorlie- 
genden Gejep-Entwurf zu Grunde liegende Gedanke nicht 
ein neuer jei, Sondern fih nur als die volle Durdführung 
des Gedanfens darftelle, von dem die ganze Agrar-Geſetz- 
gebung in dem älteren Provinzen des Preußiihen Staats 
ausgegangen fei. Man habe ſowohl dur die Gemeinheits— 
Thpeilungs- Ordnung als durd die Gelege über die Regu— 
lirung der gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniſſe, die aus 
alter Zeit überfommenen Rechtszuſtände aufgehoben, melde 
der Entwickelung der Landeskultur entgegen geftanden hätten. 
Im vorliegenden Gelege handele es ſich um die legte Bes 
Yeitigung derartiger Feſſeln; einen größern Eingriff in wohl» 
erworbene Nechte ftelle e& im Prinzipe nicht dar. Es laſſe 
fih freilih nicht verfennen, daß die vermengte Lage der 
Gruntftüde nicht ausſchließlich eine Folge der mittelalters 
lichen Agrar-Berbältniffe, fondern daß fie häufig in neuerer 
Zeit durch freiwillige Handlungen der Betheiligten, durch 
Verkäufe u. |, w. berbeigeführt fei; es würde aber zu uns 
löslihen Schwierigkeiten führen, in jedem einzelnen Falle 
auf die Gründe zurüdzugeben, Die die vermengte Lage der 
Grundftüde veranlagt hätten. Es empfehle fi daher nicht, 
bei der Frage nach der Zuläffigkeit der Zulammenlegung in 
diefer Beziehung einen Unterihied zu maden. 

Ein Theil der Kommilfion bemerkte jedoch, man müffe die 
Rückſicht im Auge behalten, daß nachdem ein Mal die aus ver 
gangenen Jahrhunderten überfommenen Rechtöverhältniffe 
aufgehoben feien, die neu begründeten Zuftinde wider den 
Willen des Eigenthümers einem Wechjel nicht unterworfen wer» 
den dürften. Sonft werde man über das Ziel hinausſchießen, 
und das Eigenibum aufheben, ftatt es blos von hemmenden 
Schranken zu befreien. Es fünne deshalb dem im $. 6. 
der Geſetzeorlage ausgeſprochenen Grundſatze nicht beiges 
treten werden, wonach nad dem Ablauf einer beftimmten 
Reihe von Jahren eine neue Zulammenlegung beantragt 
werden könne. Nur wenn Diefe Beftimmung wegfalle, 
fünne man fi mit dem Zwecke des Geſetzes einverftanden 
erflären. 

Diefen lepten Ausführungen wurde von anderen Mits 
gliedern der Kommilfion entgegen gehalten, dab, wo ein 
überwiegendes Intereſſe der Landesfultur vorliege, der Ein— 
zelne zurüdtreten müſſe, weil fonft die Fortſchritte auf dem 
wirthſchaftlichen Gebiete zum Nachtheil der Gefammitbeit 
gehindert würden. Selbſtverſtändlich müſſe Demjenigen, 
der zum Aufgeben feines Eigenthbums gezwungen werde, eine 
sellftändige Entſchädigung gewährt werden, Cine ſolche 
ftelle die Gefegvorlage um fo mehr in Ausficht, als fie die 
Abfindung grundfäglih in Land gebe. 

Der Kommilfarius der Königlihen Staats» Regierung 
wies neh insbefondere darauf bin, daß dem Einzelnen 
gegen eine zu leicht berbeizuführente Aufhebung feiner Rechte, 
theils durch eine weiter als bisher gebende Beichränfung 
der Provofationsbefugniß, theils in der Befragung der Kreie» 
verfammlung ein genügender Schup gewährt ſei. Durch Feft« 
ftellung einer Frift von 30 Jahren, innerhalb deren eine neue 
Zufammenlegung nicht beantragt werden Dürfe,glaube die König— 
liche Staats-Regierung einerſeits Die Nechte tes Einzelnen 
genügend gewahrt und andererjeit? den Iutereffen der ans 
desfultur ausreichend Rechnung getragen zu haben. 
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Nur ein Mitglied der Kommilfion nahm der Gejep- 
vorlage gegenüber eine unbedingt abweifende Stellung ein. 

Abgeiehen von bem Eingriff in das Privateigentbum, 
ber ſich nicht rechtfertigen ließe, jei es ſehr ichwierig, feftzu- 
ftellen, welde Maßregeln im Intereffe der Landeskultur lie» 
gen. Es weide im diefer Beziehung das Bedürfniß des 
Großgrundbrfiges von dem des Kleinbefiges häufig ab; dem 
Lepteren bringe Gartenbau und Obftzudt oft größeren Nugen 
ale Aderbau und ausgedehnte Viehzucht. Es müſſe daher 
dem Ginzelnen überlaffen bleiben, ſich durch Privat— 
verträge diejenigen Grundftüde zu erwerben, die er für feine 
Zwide braude. Ein Bedürfnig, ihm folde im Wege des 
geſetzlichen Zwanges zu verfhaffen, fünne nit anerfannt 
werden. 

Die übrigen Mitglieder ter Kommiſſion erfannten 
aber ein ſolches Bedürfniß im Allgemeinen ald vorliegend an. 

Aus der Beratbung über die einzelnen Beftimmungen 
des Gefep-Entwurfes ift Folgendes hervorzuheben: 


8.1. 


Die Mehrheit der Kommilfien billigte den Grundſatz, 
daß das Recht, die Zufammenlegung der in vermengter Lage be— 
findlichen Grundſtücken verjchiedener Eigentbümer zu beantragen, 
nur den Eigentbümern von mebr ala der Hälfte der nad 
dem Grundfteuer-Katafter berechneten Fläche der einem 
Umlegungeverfahren zu unterwerfenden Grundſtücke, welche 
gleichzeitig mehr als die Hälfte des Kataftral-Reinertrages 
reprälentire, zuſtehen ſolle. Der Antrag eines Mitgliedes 
der Kommilfion: in diefem Paragraphen ftatt „der Hälfte“ 
beide Male „drei Biertheile* zu jepen, wurde mit 10 gegen 
1 Etimme abgelehnt, weil man annahm, daß bei Aufnahme 
einer derartigen Vorſchrift, das Recht, eine Zulammenlegung 
zu verlangen, ungebührlich erſchwert werden würde. 

Ein anderes Mitglied zeg in Zweifel, ob die Kreis— 
verjammlung geeignet jei, ein vollgültiges Urtheil über die 
Zuläffigfeit der Zufammenlegung mit Rüdficht auf die davon 
zu erwartende erhebliche Verbeſſerung der Landesfultur ab» 
zugeben. Ein ſolches Urtheil lafje fih nur begründen, wenn 
man die betreffende Feltmarf einer genauen Befihtigung 
unterzogen babe. ine jolde werde bei ber großen Aus: 
dehnung ber Kreife immer nur von einem kleinen Theile 
der Mitglieder der Kreisverfammlung vorgenommen werben 
fönnen; von ihrem Berichte werde der Beſchluß der Ver— 
ammlung abhängig und damit die Gewähr für eine all» 
feitige Beurtheilung der Angelegenheit, welche die Gejepvor- 
lage geben wolle, thatlählih nicht vorhanden fein. Es 
ericheine vielmehr zweckmäßig, der Auseinanderfegungsbehörbe, 
welche ohnehin den Umfang des Umlegungsbezirkes feftitellen 
folle und eine Stellung über den Parteien einnähme, bie 
Entiheidung auch diefer Frage zu übertragen und demgemäß 

a. im erften Abjage ftatt der Worte 
„durch Beichluß der Kreisverfanmlung des Kreifer, 
in welchem die betheiligten Grundftüde liegen“ 

zu ſetzen: 

„durch die Auseinanderfepgungs- Behörde”, 
ferner den legten Satz diejes Ablapes 
„handelt es ſich“ bis „Stadtbehörden“ 

zu ſtreichen. 

Wolle man jedoch dieſem Antrage nicht zuſtimmen, 
fo empfehle ſich die Annahme folgenden Antrages: 

b. hinter dem erften Abjage die Worte einzujdalten: 
„Jeder der Betheiligten fann verlangen, daß ver 
ter Beihlußfaffung Seitens der Kreisverfammlung 
beziehungeweile der Stabtbehörden die Kreidver- 
mittelungs » Behörde über die Zuläffigkeit der Zus 
jammenlegung gutachtlich gehört werde.“ 

Zur Begründang des lepteren Antrages wurde auf die 
Berordnung vom 30. Juni 1834 (G.-©. ©. 96) $. 2. und 
folgende verwiejen. 

Beide vorftehende Anträge fanden lebhaften Wider» 
Iprud, namentlich Eeitens derjenigen Mitglieder der Koms 
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milfien, die mit den Verhältniſſen der Kreitverlammlungen 
nenauer befannt find. Sie boben bervor, daß fih in den» 
jelben genug Männer fänden, die mit den örtlichen Ber: 
bältniffen vertraut und befäbigt feien, über die Zuläffigkeit 
der Zujammenlegung vin maßgebendes Urtheil zu fällen. 
Bedürfe es vor der Peihlußfaffung noch einer örtlichen 
Unterfuhung, jo ſei eine ſolche durd einzelne Mitglieder der 
Kreisverfammlung leicht auszuführen. Ein derartiges Bertahren 
babe fid) in ähnlichen Fällen bewährt und namentlih allen 
Betheiligten die Ueberzeugung von einer unparteiiihen Wahre 
nehmung ihrer Rechte, verſchafft. Es müſſe als ein großer 
Vorzug des Gelep- Entwurfs bezeichnet werden, daß nicht 
blos Beamte, jondern auch die den Berhältniffen nahe— 
ftehende Kreisverſammlung zur Mitwirkung bei Einleitung 
des Zufammenlegungsverfabrens berufen werde. Bei ber 
Abftimmung wurden Die oben bezeichneten Anträge zu a 
mit 8 gegen 3, zu b mit 9 gegen 2 Stimmen abgelehnt. 

Ein Mitglied machte den Vorſchlag, einen Beſchluß 
der Kreisverfammlung nicht zu erfordern, aber der Minder- 
beit das Recht einzuräumen, eine Unterfuhung des land» 
wirtbichaftlihen Nupens der Zufammenlegung dur land» 
wirtbihaftlihe Eadverftändige zu verlangen, deren Aus: 
ſpruch maßgebend jein follte. 

Da jedeh an dieſen Vorſchlag ein beftimmter Antrag 
nicht gefnüpft wurde, jo ward cr nicht weiter zur Erörterung 
gezogen und demnächſt der 8. 1. nad der Faſſung des 
Herrenhaufes mit großer Mehrheit angenemmen. 

u 


. 2. 


wurden Abänderungsanträge nicht geſtellt. Nachdem der 
Kommifjarius der Königliden Staatsregierung einige Bes 
denfen befeitigt hatte, Die gegen die Faſſung des Paragraphen 
erhoben waren, wurde er mit 8 gegen 2 Stimmen ange 
nommen, 

$. 3. 

Von einem Mitgliede der Kommilfion wurden Bes 
denfen dagegen erhoben, daß Lehm», Kalfe, Sand: und 
Mergelgruben, welde einer gemeinſchaftlichen Benußung 
nicht unterliegen, nur mit Ginwilligung aller Betheiligten 
in die Zuſammenlegung ſollten gezogen werden fünnen. 
Derartige Grundſtücke würden bäufig nur einen untergeord- 
neten Werth haben, und es fünne die Forderung des Ei— 
genthümers, fie von der Zulammenlegung auszujclichen, 
oft eine jonft zwedmäßige Ausführung dis Verfahrens 
bindern. 

Der Kommiljarius der Königlichen Staats:-Regierung 
erwiederte hierauf, daß derartige Grundftüde in der Ges 
meinbeitstheilungs-Drdnung vom 7. Juni 1521 $. 99 von 
der Theilung ausgeihloffen jeien und daß es wünſchenswerth 
ericheine, von den Beftimmungen dieſes Geſetzes nicht abzu— 
weichen, jo weit ſich bei demjelben Unzuträglichfeiten nicht here 
ausgeſtellt hätten. 

Es wurde zwar entgegnet, daß die Sade bier doch 
in ſofern anders liege, als die Gemeinheitstheilung-Ordnung 
von Sande, Mergelgruben u. ſ. w. ſpreche, die ſchon vor der 
Auseinauderfegung gemeinihaftlid benutzt worden ſeien; 
aber es wurde von einem anderen Nommijfionsmitgliede 
darauf hingewieſen, daß derartige Gruben in gemijjen Ges 
genden einen ganz befonderen Werth bätten, und daß es 
deshalb nicht rätblig ericheine, den Eigenthümer zu ihrer 
Hergabe zu nötbigen, weil er einen entiprehenden Erſatz 
für dielelben nicht erhalten könne. Wären fie von gerins 
gerem Werthe und auf der umzulegenden Feldmark anders 
weitig zu finden, To werde der Eigenthümer ſich leicht zu 
ihrer Hergabe beftimmen lafjen. 

Nach diefer Erörterung wurde davon Abftand genoms 
men, die bezeichneten Grundftüde im $. 3. zu ftreichen. 

Nüdfihtlih der Forften und Moore wurde bie 
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Frage angeregt, ob fie nicht unter die Autnabhmebeftimmune 
gen des $. 3. aufzunehmen jeien. Der Kommiflarius der 
Königlichen Staats-Regierung empfahl Dies zu unterlafjen, 
zunächſt aus dem Grunde, weil fie auch in der Gemein» 
beitötheilungs» Drdnung vom 7. Juni 1821 von der Thei— 
lung nicht ausgenommen ſeien. Thalſächlich entitebe aber 
aud feine Gefahr, wenn fie nicht unter die Ausnahmebes 
ftimmungen aufgenommen würden. Denn die Praris der 
Auseinanderiegungs: Behörden babe fih ganz feſt dabin aus» 
gebildet, daß den Betheiligten möglichft tie bisber gehabten 
Kulturarten belaffen würden. Handele es fih um kleine 
Stücke Moor oder Forſt, jo ſei allerdings unter Umftänden 
die Entſchädigung in Acker cder Wieſe auszumeilen, aber 
dann auch nicht bedenflih. Kämen aber größere Forften 
und Moore in Frage, fo gewährten die 88. 58. uud 59. 
der Gemeinheitstheilungs:Drduung vem 7, Juni 1821 aus— 
reihenden Schug, welche eine ſolche Entſchädigung binderten, 
die eine Veränderung der bisherigen Art des Wirthichafts- 
betriebes nötbig machten. Nachdem endlid der Kommiſſarius 
der Königlichen Staats-Regierung auf die an ihn gerichtes 
ten Fragen die Auskunft ertbeilt, daß bereits aufgededte 
Torfſtiche den Grundſtücken beizuzäblen jeien, die zur Ge: 
winnung von Kelfihien dienen, und daß der Erbfur geſetz— 
ih von dem Grund und Boden untrennbar jei, wurde Der 
$. 3. einftinnmig unverändert angenommen. 


z. 4. 


Sämmtliche Mitglieder der Kommiſſion erklärten ſich 
damit einverftanden, daß die Abfindung durch Land erfolgen 
müfje, und daß fie nur ausnahmsweiſe zur Musgleihung geringer 
Werths unterſchiede in Rente oder Kapital gewährt werden dürfe. 

Es fam zur Sprade, cb es zwedmäßig jei, einen be» 
ftimmten Prezentiag des Werſhs der umzutanichenden 
Grundfltücke zu bezeihnen, über welden hinaus eine Ent— 
ſchädigung in Nente oder Kapital nicht gegeben werden 
dürfe. Dieſe Frage wurde jedoh verneint. Der Kom— 
mifjarius der Königlichen Startsregierung bemerkte, daß, 
wenn eine ſolche Grenze geftedt jei, Die Verſuchung nabe 
liege, bis zu ihr binanzugeben, während andernfalls das 
Beſtreben der Auseinanderfepungs» Behörden dahin gerichtet 
fei, Die Ausgleichung durch Kapital oder Rente möglichſt 
ju vermeiden. Dies wurde als richtig anerkannt. 

Es wurde ferner die Frage aufgeworfen, ob nidt bie 
Entihädigung in Renten ganz zu bejeitigen jei, da dem 
Betheiligten, der jeine volle Abfindung nicht in Sand er 
halte, durch Empfang des Kapitals mehr gedient jei, als 
dur eine Rente. Hierauf erwiderte der Kommiſſarius der 
Königliden Staatsregierung, dab fi Die Beſtimmung des 
$. 4, an die Gemeinheitstheilungss Drdunng vom 7. Juni 
1821 und das Ergänzun’s-Gejep vom 2. März 1850 an— 
Ihliehe, darum halte er es für wünſchenswerth, fie beizu- 
behalten. Eine nennenswerthe Benachtheiligung des Renten— 
Empfängers führe fie nicht herbei, weil die Nente nad) 
jedemonatlidher Kündigung ablösbar ſei (Artifel 8. des 
Geſetzes vum 2. März 1850), XTheilzablungen unter 
100 Thaler nicht angenemmen zu werden braudten, alio 
bei den vorausfihtlih nur kleinen Ausgleihefummen der 
Regel nad die Zahlung des Ablöjungs » Kapitals bald ers 
felgen müſſe. 

Nah diefen Erläuterungen wurde der $. 4. einftimmig 
angenonımen. 

Der 


8. 5, 


der in ter Megierungsvorlage feblt, ift durch Beſchluß des 
Herrenbaules in den Gejep» Entwurf aufgenommen. Seitens 
der Kommilfion wurde biergegen nichts erinnert. 

Der Kommifjarius der Königlichen Staatsregierung 
bemerfte erläuternd: 
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Diefe Beftimmung jei vom Herrenhauſe wörtlih dem 
Gelep vom 5. April 1869 entnommen. Die Regierung 
babe gegen deren Einrückung in den vorliegenden Geiep- 
Entwurf an fih nichts einzuwenden, denn der darin aus» 
geiprohene Grundjap ſei in Folge des Gircular » Necripts 
vom 25. November 1837 ſchon jeit Langer Zeit angewendet. 
Die Regierung babe ihn dem von ihr vorgelegten Gejep- 
Entwurfe nicht einverleibt, weil bierzu gegenüber der lany« 
jährigen Praris ein Bebürfniß nicht vorgelegen babe. Es 
fönne jogar dur die Aufnahme diefer Beftimmung in den 
vorliegenden Gejep » Entwurf der Anſchein hervorgerufen 
werden, als jei fie für den Geltungsbereich der Gemeinbeits- 
Theilungs-Ordnung vom 7. Juni 1821 neu und finde für 
andere, als fervitutfreie Grunpftüde nicht Anwendung. 

Diejer Annahme werde jedoh durch die vorftehende 
Erklärung ausdrüdlih entgegen getreten, und fei Die Kö— 
niglihe Staatsregierung jonad damit einverftanden, daß 
der $.5. nad dem Beſchluſſe des Herrenhaufes ſtehen bleibe. 

Bei der Berathung dieſes Paragraphen wurde die 
Arage aufgeworfen, warum neben den Grundſtücken aud) 
noch „Berechtigungen“ genannt jeien, 

Der Kommilfarius der Königlihen Staatsregierung bes 
merkte erläuternd, es ſei der Hall in das Auge gefaßt, das 
jervitutfreie und ſervitutpflichtige Grundftüde im Gemenge 
lägen und daß für die auf dem belafteten Grundftüde haftende 
Berechtigung eine Landabfindung gegeben jei. 

Nah dielen Erläuterungen fand der $. 5 einftimmige 
Annahme. 


8.6 


erflärt es für zuläffig, daß Grundftüde, welche ſchon ein 
Mal auf Grund eines alljeitig anerkaunten oder rechtskräf— 
tig feftgeftellten Auseinanderjepungsplans einer Umlegung 
unterworfen worden, nad den Vorſchriften des vorliegenden 
Gefepes, jedoch erft nah Ablauf von 30 Fahren, von ber 
Ausführung des Auseinanderjegungsplans an gerechnet, ei- 
nem BZujfammenlegungs =» Verfahren unterzogen werben 
fönnen. 

Dieſer Beftimmung gegenüber machten fid) die verichiede- 
nen Anfichten geltend, deren bereits im Eingange Erwähnung 
geiheben ift. Einige Mitglieder der Kommijfion, weldye 
überhaupt die Wiederholung des Zufammenlegungsverfabs 
rend bei benjelben Grundftüden auf Grund geſetzlicher Vor— 
{hriften für wüuſchenswerth erachteten, ſchloſſen fi 
der Gejepesvorlage an, Andere wollten eine wiederholte 
Zufammenlegung nit von dem Ablaufe einer beſtimm— 
ten Zeit nad Ausführung der erften Zulammenlegung 
abhängig maden, fondern von dem Eintritt folder Umftände, 
welche die unwirtbichaftliche oder vermengte Lage der Grund» 
ſtücke verſchiedener Eigentbümer berbeiführten. ine Ber» 
anlafjung dazu könne ſich ergeben durch Ausführung großer 
Entwäfferungsanlagen oder anderer rundverbefferungen, 
durh Anlagen von Eifenbahnen und Chauſſeen, welde die 
Feldmarf in unzweckmäßiger Weile durchſchnitten, durch Ab- 
verfäufe und Theilungen von Grundftüden. 

Es wurde von den Vertretern dieſer Anficht nicht vers 
fannt, daß gegen die Wiederholung eines Zufammenlegungs- 
verfahrens den Widerfprehenden ein größerer Schup gewährt 
werben müſſe als denjenigen, gegen welde ein joldhes Vers 
fahren das erſte Mal eingeleitet werde. Sie ſchlugen des— 
halb vor, eine wiederholte Zujammenlegung von Grund» 
ftüden nur dann zuzulaffen, wenn zwei Drittbeile der im 
$. 1. bezeichneten Eigenthümer fie beantragten. 

Bon der entgegenftehenden Seite wurde hervorgehoben, 
daß alle Sicyerheit des Grundeigenthums aufhöre, wenn ein 
Zwangsverfahren rüdfichtlich der Zufammenlegung von Grund» 
ftüden von Zeit zu Zeit wiederbelt werden fünne. Bejonders 
ſchreiend werde Die darin liegende Redhtsverlegung, wenn bie 
unwirthſchaftliche Lage der Grundftücde die Folge freiwilliger 
Handlungen fei. Die Unfiherheit des Eigenthums werbe 
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ber Zandesfultur in vielen Fällen hinderlicher ſei als das 
Fortbeftehen der vermengten Lage einzelner Grundftüde. 

In der Mitte zwiſchen ben in, sehe fo eben ent. 
widelten Anfichten ftand die, daß die biöherigen geſetzlichen 
Beftimmungen aud bei Gemeinheitätheilungen häufig nicht 
ausreichend geweſen jeien, um eine zwedmäßige Zufammen« 
legung der Grundftüde zu ermögliden, weil die Lage jer- 
vitutfreier Grundftüde inmitten einer mit Servituten be» 
lafteten Feldmark die richtige Planlage verhindert hätte. 
Es empfehle fi deshalb, in ſolchen Fällen ein wiederholtes 
BZufammenlegungs-Berfahren zuzulafjen. 

Dieje abweichenden Aufihten fanden ihren Ausdrud 
in folgenden Abänderungd-Anträgen: 

a) An Stelle des $. 6 folgende Beftimmung zu jepen: 

Infoweit auf Grund dec Gemeinbeitstheilungd- 
Ordnung vom 7. Juni 1821 oder der Geſetze über 
die Regulirung der gutöberrlichen und bäuerlichen 
Berhältniffe oder auf Grund gegenwärtigen Ge- 
jepes bereitd eine Zufammenlegung der Grundftüde 
(Spezials Separation) in einer Feldmart oder in. 
einem Theil derſelben mittelft eines ohne Borbe- 
halt beftätigten Rezefles zur Ausführung gebradt 
worben ift, finden bie Vorichriften gegenwärtigen 
Geſetzes — vorbehaltlid anderweitiger Einigung 
aller Betheiligten — feine Anwendung. 

Sind aber ganze Abtheilungen einer Feldmarf 
von der Umlegung —* geblieben, jo unter⸗ 
liegen bie dajelbft befindliden Grundftüde ber Be« 
ftimmung dieſes Geſetzes. 

b) An Stelle des $. 6 folgende Beſtimmung zu ſetzen: 
Hat auf Grund dieſes Gejepes eine Zulammen- 
legung von Grundftüden ftattgefunden, jo fann 
eine neue Zujammenlegung berjelben auf Grund 
befielben nicht verlangt werden. 

ec) Hinter den Worten 
„zur Ausführung gebracht worden iſt“ 

zu ſehen: 

finden in wien der davon betroffenen Grund⸗ 
ftüde die Borjchriften bes gegenwärtigen Gejepes 
nur dann Anwendung, wenn entweder 30 Jahre 
feit der Ausführung des Auseinanderjepungsplanes 
verfloffen find oder die Eigenthümer von mindeftend 
zwei Drittheilen der nad dem Grundfteuer-Satafter 
berechneten Fläche der dem Umlegungsverfahren zu 
unterwerfenden Grundftüde, welde gleichzeitig mehr 
als zwei Drittheile des Kataftralreinertrages reprä« 
fentiren, darauf antragen. 

d) Die Worte 
„vorbehaltlich anderweitiger Einigung“ bis zum 
Schluß zu Bde und ftatt deren zu fepen: 

„finden die Vorſchriften des gegenwärtigen Ge 

feges nur dann ftatt, wenn drei Viertheile der 

betheiligten Grundbefiger nah der Berechnung 
bes $. 1. provoziren“. 
Bei der Abftimmung wurde der Antrag 
zu a) mit 7 gegen 3 Stimmen, 
zu b) mit 6 gegen,3 Stimmen 
— 
er Antrag zu c) kam getrennt zur Abftimmung, und 
nachdem die Worte „entweber'‘ bis „oder' mit 6 gegen 
4 Stimmen geftrihen waren, wurde ber Reſt bes Antrags 
mit 5 gegen 4 Stimmen abgelehnt. j 
Nachdem aub der $. 6. der Belep- Vorlage mit 6 
gegen 4 Stimmen und der Antrag zu d) mit 4 gegen 
4 Stimmen verworfen war, wurbe beantragt, an Stelle 
bes $. 6. folgende Beftimmung zu jepen: m 
e) Grundftüde, welche auf Grund ber — ———— 
ſetze oder des gegenwärtigen Geſetzes nach einem 
ohne Vorbehalt beftätigten Auseinanderjepungd- 
Rezeß bereits einer pe Auer unterzogen 
worden find, fünnen gegen ben a Hd d28 
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Gigentbümers derfelben nicht noch ein Mal einer 
Zufammenlegung unterzogen werden. 

Diejer Antrag e. wurde mit 6 gegen 2 Stimmen an— 
genommen. 

Bor der Abftimmung hatte der Kommilfarius der 
Königlihen Staatsregierung bemerkt, daß, wenn der 
Gejep- Entwurf nit in der von der Regierung vorgeſchla— 
genen Faffung Annahme finden jollte, Die Regierung an 
Stelle des 30jährigen Zeitraumes eine größere Tuote der 
Provofanten als die im 8. 1 angegebene, und wenn aud 
darauf nicht eingegangen würde, den legten Antrag für ans 
ann erachten würde, 

u 


$. 7, 

wurde von einer Seite hervorgehoben, dag fein Grund vor- 
liege, das dem Pächter nah $. 159. der Gemeinheitsthei- 
lungs-Drbnung vom 7. Juni 1821 ee: Kündigungs⸗ 
recht wegfallen zu laſſen. Er werde beſſer als die Aus— 
einanderſetzungs-Behötde im Stande ſein, zu beurtheilen, 
ob ihm durch den Umtauſch der erpachteten Grundſtücke ein 
erheblicher Nachtheil erwachſe; es ſei unbillig, ihm ein an— 
deres als das urſprüngliche Pachtobjekt aufzudrängen. Da— 
gan wurde Seitens des Kommiljarius der Königlichen 

taatöregierung geltend gemadt, daß die im $. 7. ent» 
baltene Beftimmung durch die Königlihen Verordnungen 
aus dem Jahre 1867 in einem Theil der neu erworbenen 
Provinzen eingeführt jei und fih der ausdrüdliden Zu: 
ftimmung der Betheiligten erfreue. Deshalb Sei fie aud 
in das Geſetz vom 5. April 1869 aufgenommen. 

Dei dem Wegfall dieſer Beſtimmung könne ein jonft 
zwedmäßiges Zulammenlegungsverfahren durch das Kündi— 
gungsrecht des Pächters erihwert und unter Umftänden ganz 
verhindert werden. Man dürfe vertrauen, daß die mit ber 
Zujammenlegung beihäftigten Beamten aud) die berechtigten 
Anſprüche des Pächters berüdfichtigen und ihm das Kündi— 
gungsrecht nicht entziehen würden, wenn ihm aus dem Um— 
tauſch der erpachteten Grundjtüde irgend ein nennenswers 
ther Nachtheil erwũchſe. Der Eigenthümer ſei ohnehin nad) 
den beftehenden Gejegen injofern ungünftiger gejtellt, als 
ihm niemals das Recht zuftehe, aus Beranlaffung eines 
BZufammenlegungs-Berfahrens das Pachtverhältniß zu kün— 
Digen. 

Dieje Auslafjungen wurden nicht von allen Mitgliedern 
der Kommilfion für durchgreifend anerkannt. Es wurde 
dagegen cingewendet, daß der Pächter bei dem Umtauſch 
der ihm verpadpteten Grundftücde in die Yage fommen fünne, 
von den Grundverbefjerungen, die er in den erften Jahren 
feiner Pacdhtzeit vorgenommen, die naturgemäß erft in den 
tegten Jahren ihre vollen Früchte trügen und die fih an- 
derjeitd einer Schäpung Seitens des Auseinanderjepungd- 
Kommifjarius entzögen, feinen Nugen zu ziehen; ferner daß 
der Eigenthümer der Grundſtücke, wenn er auch augenblid- 
lich durch Aufhebung des Pachtverhältniſſes einen Ausfall 
erlitte, diejen doch durd den fortgelegten Beſitz der umge« 
tauſchten Ländereien im Laufe der Jahre ausgleichen fönne. 

Dieje Einwendungen fanden nicht die Zuftimmung der 
Mehrheit der Kommilfiond « Mitglieder; der Antrag auf 
Streihung des $.7. wurde abgelehnt und derjelbe blieb in 
der Faſſung, in der er vorgelegt worden, ftehen. 

Die Gemeinheitstheilungs » Ordnung . vom 7. Juni 
1821 geht von der Borausjepung aus, daß die Aufhebung 
der Gemeinheit allen Betheiligten VBortheil bringe (48. 23., 
24.); fie zieht demgemäß jeden derielben zur Tragung der 
Koften heran. Bon einem Mitglied der Kommilfion wurde 
bemerft, daß eine gleiche Vorausſetzung nicht rückſichtlich der 
Eigenthümer aller nad dem vorliegenden Gejepentwurf in 
ein Zujammenlegungsverfahren zu ziehenden Grundftüde 
Plap greife. Manche Eigentbümer würden, ohne jelbft von 
der Umlegung Vortheil zu haben, ihre Ländereien hergeben 
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müfjen, um für die übrigen Betheiligten eine zwedmäßige 
Planlage möglich zu machen. In ſolchen Fällen fei es un« 
billig, ihnen Koften aufzuerlegen. Nur rüdfihtlid derjeni- 
gen Grundbefiger, welche jelbjt den Antrag auf Zufanimen- 
legung ftellten oder demjelben beiträten, müſſe obne weitern 
Beweis angenommen werden, daß fie von der Zujammen- 
legung einen Vortheil hätten; fe fünne man daher von ei» 
nem Beitrage zu den Koften nicht frei laffen. Es empfehle 
fh, nah den angedeuteten Richtungen eine Beftimmung 
über die Tragung der Koften dem Geſetzentwurfe hinzuzu- 
fügen. 

Der Kommiflarins der Königlihen Etaatöregierung 
ſprach fi gegen diefen Vorichlag aut. Er gab zwar zu, 
daß Fälle vorfommen könnten, in denen Eigenthümer der 
zur Umlegung zugezegenen Grundftüde von berielben feinen 
Vortheil hätten, aber er wies darauf bin, daß in ſolchen 
Fällen durch Niederidhlagung der bezüglichen Koften Gered« 
tigkeit geübt werden fünne, wie dies unter äbnlihen Um» 
ftänden jept ſchon geſchehen ſei. Wolle man aber überha up 
eine Beftimmung wegen der Koften treffen, jo möge man 
einen Unterichied zwiſchen den Antragftellern und den übri- 
gen Betheiligten nicht machen, weil dadurch ein neues Er— 
Ihmwerniß für das Zuftandefonmen eines Zufammenlegungs« 
verfahrens geichaffen würde. 

Den legten Etrwägungsgrund eigneten fi mebrere Mit: 
glieder der Kommilfion an, die im Uebrigen dem Vorſchlage 
zuftimmten, daß nur Diejenigen zu den Koften beizutragen 
hätten, denen ein Vortbeil aus dem Zufammenlegungever: 
fahren erwüchſe. Es wurde deshalb der Antrag: 

binter dem $. 7. folgenden 8. 8. einzufdalten: 

zu den Koften bes Zuſammenlegungsverfahrens 
tragen Diejenigen nicht bei, welde nad dem Er- 
** der Auseinanderſetzungs ⸗Behörde feinen Bor: 
iheil von der Zufammenlegung haben 
mit ſechs Stimmen gegen eine zum Beichluß erhoben. 

Der 8. 8. der Gelepvorlage, jept $. 9., desgleichen die 
Ueberichrift und der Eingang des Gefep » Entwurfs wurden 
mit Stimmenmehrheit angenommen und bemmädft wurde 
mit Stimmenmehrheit beichlofjen: 

I. dem Haufe der Abgeordneten die Annahme des vor 

liegenden Gefep-Entwurfes mit den von der Kommil- 

fion beihloffenen Abänderungen zu empfehlen. 

Die Kommilfion hat ferner eine Petition der Lokal— 
Abtheilung Cöln des landwirthſchaftlichen Vereins für Rhein» 
preußen (II. 1155.), der fih der Vorſtand ver Lokalabthei— 
fung Goblenz angeſchloſſen bat (II. 1362.), berathen. In 
dieſer Petition wird Verwahrung eingelegt gegen die etwanige 
Abficht der Königlichen Staatsregierung, ein ſolches Geſetz 
wie das vorliegende auf denjenigen Theil der Rheinprovinz 
auszubehnen, in welchem das Franzöſiſche Recht gälte. 

Die Kommirfion erwog, daß, da die Gelegvorlage aus— 
drüdlih auf diejenigen Landestheile beſchränkt jei, in denen 
die Gemeinheitstheilungs-Drdnung vom 7. Juni 1821 gelte, 
zu der in der Petition angedeuteten Befürdtung feine Ber 
anlaffung gegeben fei, und beſchloß einftimmig: 

Il. dem Haufe der Abgeorbneten ben an zur 

Tagesordnung über die bezeichneten Petitionen II. 1155. 

und 1362. zu empfeblen. 


Berlin, den 3. Februar 1870. 


Die Kommiſſion für die Agrar-Verhältniſſe. 


Bening (Borfigender),. Koppe (Berichierftatter). Witt. 

A. v. d. Kneſebeck (Ruppin). Wiefchel. v. Dieft. 

Trütz ſchler von Falkenſtein. Hagen (Fürſtenthum). 

v. Waldaw : Meitenftein. Dr. v. Lingenthal. 

Plehn (Danzig), Graf Saurma. v. Zafrzewsfi. 
Kiepert. 
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Zufammenitellung 


der 


Beichlüffe des Herrenhaujes mit den Be— 
ichlüffen der Kommiſſion. 


Befchlüffe des Herrenhauſes. 


Entwurf eines Gefekes, 
betreffend 


die Ausdehnung der Gemeinheitstheilungs- 
Drdnung vom 7. Juni 821 auf die Zu- 
Jammenlegung von Grundſtücken, welche 
einer gemeinjchaftlihen Benugung 
nicht unterliegen. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
König von Preußen ꝛc. 


verordnen unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages 
Unferer Monardie für diejenigen Landestheile, in denen die 
Gemeinheitätheilungs-Drdnung vom 7. Juni 1821 Geſetzes— 
fraft hat, was folgt: 


— 


Die wirthſchaftliche Zuſammenlegung der in vermengter 
Lage befindlichen Grundſtücke verſchiedener Eigenthümer findet 
ftatt, wenn dieſelbe von den Eigenthümern von mehr als 
der Hälfte ber nad dem Grunbdfteuer » Katafter berechneten 
Fläche der einem Umlegungsverfahren zu unterwerfenden 
Grundftüde, welche gleichzeitig mehr als die Hälfte des Kata— 
firals-Reinertrages repräjentiren, beantragt und durd Bes 
ſchluß der Kreid-Berfammlung des Kreijes, in weldem bie 
betbeiligten Grundftüde liegen, mit Rüdfiht auf die davon 
zu erwartende erhebliche Berbefferung der Kandeskultur für 
ulälfig erflärt wird. Handelt es ih um Grundftüde einer 

äbtiihen Feldmarf, weldhe einem Kreisverbande nit ans 
gehört, jo bedarf es eines übereinftimmenden Beichluffes der 
Stabtbehörden. 

In der Regel find ſämmtliche, der Umlegung unter« 
liegenden Grundftüde der nämlihen Feldmarf in einem Zus 
ammenlegungs-Berfahren zu vereinigen, bafjelbe kann jedoch 
auch auf einen Theil der Feldmark beichränft oder über 
deren Grenzen ausgedehnt werben, wenn dies mit den In— 
tereffen der Landeskultur verträglih oder von benjelben ge 
boten ift. Die Feftftellung des Umlegungsbezirks geſchieht 
—* die Auseinanderſetzungsbehörde vor der Beſchlußnahme 
(Alin. 1.). 

Werden von ſolcher Zuſammenlegung Grundſtücke be 
troffen, welche einer gemeinſchaftlichen Benutzung unterliegen, 
die nach der Gemeinheitstheilungs Ordnung vom 7. Juni 
1821 und dem Grgänzungs-Gelepge vom 2. März 1850 
(Geſ.Samml. S. 139) ar BE werben fann, % muß 
die Servitut-Ablöfung oder Theilung gleichzeitig mit der 
Zufammenlegung bewirkt werben. 


8. 2. 


Bei der Zufammenlegung $. 1. fommen die auf bie 
Aufhebung ber Gemeinheiten bezüglihen Vorſchriften ber 
Gemeinheitötheilungs-Drdnung vom 7. Suni 1821 und des 
Ergänzungs » Gejeped vom 2. März 1850, fowie der Die 
Ausführung berjelben betreffenden Gefege mit nachftehenden 
ergänzenden und abändernden Beftimmungen zur Anwendung. 
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Befchlüfle der Kommiſſion. 


Entwurf eines Geſet 


betreffend 


die Ausdehnung der Gemeint 
Ordnung vom 7. Juni 1821 auf die 
janrmenlegung von Grunditüden, 
einer gemeinjchaftlichen Benutzu 
nicht unterliegen. 


) 


Wir Wilhelm, von Gottes Oi 
König von Preußen ꝛc. 


verordnen unter Zuftimmung beider Häuſer dei tu 
Unſerer Monarchie für diejenigen Landestheile, in den 
Gemeinbeitötheilungs-Ordnung vom 7. Juni 1821 © 
fraft hat, was folgt: 


$. 1. 


Unverändert. 


. 2. 
Unverändert. 


31. 15 


Beſchlüſſe des Herrenhauſes. 
g. 3. 


jebãäude, Hoflagen, Hausgärten, Parkanlagen und ſolche 
n, deren Hauptbeſtimmung die Gewinnung von Obſt, 
ı oder die Garten Kultur ift, Weinberge, ſolche Lehm⸗, 
‚ Kalte und Mergelgruben, Kalte und andere Steins 
welche einer gemeinichaftlihen Benutzung nicht unter 
ferner fonftige, zur Gewinnung von Koifilien oder 
verblichen Anlagen dienende Grundftüde, ingleichen 
lüce, auf welden ſich Mineralquellen befinden, oder 
en Befig das Eigenthbum des Erbfur an einem Berg- 
anz oder zum Theil verbunden ift, fünnen nur mit 
igung aller Betheiligten in die Zuſammenlegung ge 
verden. 


$. 4. 


der Theilnehmer muß für feine zum Umtauſch ger 
ven Grundftüde durd Land abgefunden werden, Rente 
apitale Entihädigungen fünnen für die Subftanz der 
aihenden Grundftüde ohne Zuftimmung der Bethei« 
tur ausnabmöweite zur Ausgleibung geringer Werths« 
iede gewährt werden. 


g. 5. 
Benn die Landabfindung eine Entihädigung für meb- 
serihiedenen Redhteverhältniffen unterliegende Grund» 
wer Berechtigungen eined Theilnehmers bildet, fo ift 
? Sefammtabfindung für ein jedes diefer Grundftüde 
ne jede dieſer Berechtigungen ein beſonderes Stüd 
eiſen. 

ar Auseinanderſetzungs-Behorde bleibt es aber ũberlaſſen, 
de Ausweiſung bis zum Eintritt eines Bedürfniſſes 
3 zum Antrage eines Betheiligten auszufegen und 
en nur die Duoten der Gelammtabfindung zu beftim- 
wlche die Stelle der einzelnen zu erſetzenden Grund— 
ver Berechtigungen vertreten. 


8. 6. 


fofern auf Grund der Gemeinheitstbeilungs-Drdnung 
Juni 1821 oder nad den Geſetzen über die Regu— 
ber gutsherrlichen und bäuerlichen Berhältniffe oder 
ind des gegenwärtigen Gejeped eine Umlegung ber 
ide (Spezial-Separation) in einer Feldmark oder in 
heile derſelben auf Grund eines alljeitig anerfannten 
ſtsträftig feftgeftellten Auseinanderfegungsplanes zur 
mg gebracht worden ift, finden in Anſehung der 
betroffenen Grundftüde — vorbehaltlich anderweiter 
k aller Betheiligten — die Vorſchriften des gegen» 
Geſetzes erft nah Ablauf von Dreißig — von 
führung des Auseinanderſetzungsplanes gerechnet, Ans 


\ 


54 


u dem Pächter im 8. 159. der Gemeinheitstheilungs⸗ 
iJ vom 7. Juni 1821 eingeräumte Recht der Kün— 
indet nicht ſtatt, wenn nach dem Ermeſſen der 
uderſetzungs ⸗Behörde durch die Zuſammenlegung 
ein erheblicher Nachtheil für den Pächter erwädhlt, 
ne erhebliche Aenderung der Wirthſchafts-Verhältniſſe 
Fachteten Gutes zu erwarten ift. 

ind für den Fall einer Zujammenlegung zwiſchen 
Ähter und Verpächter in dem Pachtvertrage von den 
den Beftimmungen abweidyende Abreden über die Aus- 
gang auf rechtsverbindliche Weile getroffen worden, 
«lt e8 bei diefen fein Bewenden, 


Beſchlüſſe der Kommiſſion. 


$. 3. 
Unverändert. 

8. 4 
Uuveränbert. 

8.5 
Uuverinbdert. 

$. 6. 


Grundftüce, welche auf Grund der bis: 
berigen Gefete oder des gegenwärtigen Geſetzes 
nach einem obne Vorbehalt beftätigten Ausein: 
anderjeßungs:Mezeß bereits einer Zufammen: 
legung unterzogen worden find, Fönnen gegen 
den Widerfpruch des Eigentbümers derkel en 
nicht noch ein Mal einer Zufammenlegung un: 
terzogen tworden. 


un 
— 


Unverändert. 


Befchlüffe des Herrenhauſes. 


8. 8. 


Die den Beltimmungen des gegenwärtigen Gejepes 
entgegen ftehenden Vorſchriften der Gemeinbeitötheilungs- 
Ordnung vom 7. Zuni 1821 werben aufgehoben. 

Dagegen bewendet «8 rüdfihtlih der Zufammenlegung 
der einer gemeinſchaftlichen Benupung unterliegenden Grund- 
ftüde ($.2. der Gemeinbeitstheilungd-Orbnung vom 7. Juni 
1821), ſowie der zu regulirungsfähigen Stellen gehörigen 
Grundftüde ($. 86. des Ablöfungs-Gefeges vom 2. März 
1850) bei den bereits beftehenden —* Vorſchriften. 
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Beſchlüſſe der Kommiſſion. 


S. 8. 


Zu den Koften des Zufammenlegung 
fabrens tragen Diejenigen nicht bei, welde 
dem Ermeflen der Auseinanderſetzungsbe 
feinen Bortbeil von der Zufammenlegungb 


$. 9. 
Unverändert wie $. 8. der Beſchlüſſe bed Hera 


nam de rar — 


N: 332. 


Haus der Abgeordneten. 
10. 2egislatur- Periode, 
III. Seffion 1869. 





Auf die Taged-Drdnung einer der nädften Plenar- 
Sitzungen wird gelegt werben: 


Miündlicher Bericht der Kommilfion für Handel 
und Gewerbe, betreffend die Ueberfiht über den Fortgang 
bes Baues beziebungsweile über die Ergebniffe de3 Be— 
triebed der Preußischen Staats-Eifenbabnen im Jahre 1868 
(Nr. 175. der Drudjahen des Abgeorbnetenhaufes, und 
Nr. AM. der Drudiahen des Herrenhaufes). 

Berichterftatter: Abgeordneter Dr. Hammader. 


Antrag der Kommiſſion: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

1) die Königliche Staats-Regierung zur Einfüh— 
rung der ſogenannten Perfonenwagen vierter 
Klaile auf allen Staattbahnen aufzufordern, 

2) die Königlihe Staate-Regierung aufzufordern, 
auf Grund des mit der Großherzoglid Heſſiſchen 
Regierung geichloffenen Vertrages vom 12, Fe— 
bruar 1808 die Ausführung der Eijenbahn von 
Offenbach nad Hanau ſchleunigſt vorzunehmen, 

3) die vorgelegte Ucberficht über den Bau und Be— 
trieb der Staatsbahnen im Sabre 1868 unter 
Anerkennung der den Bedürfnijfen des Verkehrs 
entiprehenden Thätigfeit der Eijenbahnvermwal- 
tung, für erledigt zu erklären. 


Berlin, den 8. Februar 1870. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
v. Fordenbed. 


N 333. 


Haus der Abgeordneten. 
10. egislatur-Periode, 
III. Seffion 1869. 
—rrf — 


Antrag 


zu 


dem vierten Berichte der Kommiſſion für 
Handel und Gewerbe über die Petitionen 
der Stadtverordneten-Verſammlung und des 
Eifenbahn-Komites der Stadt Erkelenz ei- 
nerjeits jowie der Vertreter und Bewohner 
der Gemeinden Odenkirchen, Neufirchen, 
Immerath, Titz, Rödingen und Garzweiler 
andererjeits, betreffend den Bau der Ver— 
bindungsbahn zwiſchen der Anchen-Düfiel- 
dorfer und der Rheinischen Eifenbahn über 
Jülich. (Nr. 226. der Druckſachen.) 


Schubarth, Herbert, Nücker und Genoffen. Das 

Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
über die Petitionen, ſowohl der Stadtverordneten- 
Verfammlung und des Eiſenbahn-Komités der 
Stadt Erkelenz, als aud der Vertreter und Bes 
wohner der Gemeinden Dpenfirhen, Neukirchen, 
Immerath, Titz, Rödingen und Garzweiler zur 
Tagesordnung überzugeben in der Erwartung, daß 
die Königlihe Staatsregierung die Bergiſch-Märki— 
ſche Eifenbahn-Gefellihaft anhalten werde, in Aus— 
führung der derjelben obliegenden Verpflichtung, den 
Bau der Berbindungsbahn zwiſchen der Aachen— 
Düfjeldorfer und der Rheiniſchen Eifenbahn über 
Jülich in der den öffentlichen Intereffen am meiften 
entiprechenden Richtung baldigft zur Ausführung 
zu bringen. 

Berlin, den 8. Februar 1870. 


Schubarth. Herbertz. Nüder. 
Unterftügt durch: 
Dr. Achenbach. Adickes. Allnoch. Dr. Becker. 
v. Benda. Berger (Witten). v. Beughem. Bieden— 
weg. Böhmer. Born. Dr Brande Braun 
(Hersfeld). Dr. v. Bunfen. Deug. Drabid. Dunlder. 
Dr. Eijele. Dr. Elliſſen. Freiherr v. Elmendorff. 
Florſchütz. Gerlid. Gerftenberg. Dr. Glafer. 
Godel. Gommelshaufen. Gottſchewski. Graeger. 
Hand. Hardt. Heife Hermes. Heyl. Freiherr 
v. Hilgers. Dr. Holzer. Hoſius. Hugenberg. 
Züngfen. Jung. Dr. Karſten. Knapp. Koppe. 
Dr. Kojd. Dr. Krebs. Klotz (Homburg). Karenz. 
Larz. Laßwitz. Lauenjtein. ent. v. Zoga. Dr. 
Eorengen. zurMegede. Meyer (Tondern). v. Mitſchke— 
Eollande. Dr. Müller. (Hannover). Müller (Solingen). 
Ohm. Parilius. Pauli. Pauls. Pelzer (Maden). 
Pflueg. Pieſchel. Plehbn (Marienwerder). v. Putt⸗ 
kamer. Richter Eſſen). Richter (Sangerhaufen). 
Rochlitz. Dr. Roepell. Rohland. Runge. Sachſe. 
v. Saucken-Georgenfelde. v. Saucken-Tarputſchen. 
v. Saucken (Inſterburgſ. Schaefer. Dr. Schläger. 
Dr. Schlienkamp. Schmidt. Schoen. Schulze 
(Berlin). Schulze (Randow). Seubert. Spangen— 
berg. Struve v. Sybel. Thomée. Thomſen. 
v. Unruh. Wachler. Wagener (Franzburg). Wars 
burg. Dr. Weber (Erfurt). Dr. Websky. Wehr. 
Berner Wieſe. Dr. Windthorft (Meppen). Winter. 
Witt. Woͤlfel. Wolff. Weygold. 


N 334. 


Sausd der Abgeordneten. 
10. 2egislatur« Periode. 
DI. Seffion 1869. 
m u 


Auf die Taged-Drdnung einer der nächſten Plenar« 
fipungen wird gejept werben: 


Mündlicher Bericht der XI. Kommilfion über 
den vom Herrenhaufe an das Haus der Abgeordneten zus 
rücgefommenen, aus Anlaß eines Antrages der Abgeordneten 
Dr. Beder und Dr. Gneift beidloffenen Gefep- Entwurf, 

betreffend die Ablölung der den geiftlihen und Schul» 

SInftituten, jowie den frommen und milden Stiftungen 

zuftehenden Nteallaften, 

— Nr. 325. der Drudjadhen — 
und über bie nachträglich eingegangenen, benfelben Gegen. 
ftand betreffenden Petitionen. 

v. Bord zu Jaxica und Genofjen II. Nr. 514, 

Beckmeyer zu Hahlen und Genoffen II. Nr. 609. 

Brodmeyer zu Öfterberg und Genoffen II. Nr. 711. 

Berichterftatter: Sbgeordneter Freiherr v. Elmenborff. 


Antrag der Kommiffion: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 

1) den Gelep-Entwurf in der vom Herrenhauſe be» 
ſchloſſenen Faſſung — Nr. 325. der Druckſachen — 
unverändert anzunehmen; 

2) die oben angeführten drei Petitionen durch biejen 
Beſchluß für erledigt zu erflären. 


Berlin, den 8. Februar 1870, 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
v. Fordenbed, 


M 335. 


Saus der Übgeordneten. 
10. £egislatur» Periode. 
II. Seffion 1869. 


u un 


Auf die Tagesordnung einer der nächften Plenarfigun, 
gen wird gefept werben: 


Muündlicher Bericht der Budgetkommiſſion über 
die UMeberfiht von den Staatseinnahmen und Ausgaben des 
Jahres 1868. 

Berigterftatter; Abgeordneter Dr. Virchow. 


Antrag der Kommiſſion: 


Das Haut der Abgeo:tneten wolle beichließen: 

I. Zu Kapitel 35., Titel 1. „Verzinſung der öffent 
lihen Schuld (Seite 129.). 
1) die Diehrausgabe von 720,000 Rthlrn., welde 

im Sabre 1868 durd die über die Ermädti- 

gung des Geleped vom 9. März 1867 und über 

den Etatsanjag hinaus verftärkte Realijation 
ber in Gemäßheit des Gejepes vom 9. März 

1867 aufzunehmenden Eijenbahn- Anleihe veran« 

laßt worden ift, für nicht gerechtfertigt zu er 

Hären und Ddemgemäß Die von der Königliden 

Staatsregierung für die betreffende Poft gefor- 

derte Genehmigung zu verjagen; 

die Staatsihulden- Kommilfion zu beauftragen, 

aus den Alten der Staatsihulden » Berwaltung 

genau feftzuftellen, welche Stellung die leptere 
gegenüber dem Gelege vom 9. März 1867 in 

Betreff der fofortigen Ausfertigung der ganzen 

24 Millionen-Anleibe eingenommen und wodurd 

fi) dieſelbe für befugt eradhtet hat, Dielen 

anzen Betrag dem Finanz-Minifter zur Reali- 

ra auszubändigen, obwohl der $. 2. aus» 

er bie allmaͤlige Realifation der Anleihe 

nah Maßgabe der für die einzelnen Baujahre 
erforberlihen Geldmittel ancrbnet und das 
Staatshaushaltsgejep für das Finanzjahr 1865 
diejen Bedarf im Höchſtbetrage von 10 Millio« 
nen Thalern feſtgeſetzt hat. 

II. Zu den einmaligen und außerordentlichen Ausgaben, 
Kapitel 11., Miniſterium des Innern. Kaufgeld 
für ein zum Standquartier der berittenen Schutz— 
ea vu in Berlin eingerichtetes ®ebäude 
(Seite 153): 

Die geforderte Summe von 47009 Rihlrn. 
5 Sgr. zur Zeit nicht zu genehmigen. 

III. Zu Seite XIV, des Vorberichts: 

Den nachftehenden Gefepentwurf anzunehmen. 


Gefeg, 
betreffend 
die Bewilligung der zur Beckung der Ausgaben des 
Iahres 1868 erforderlichen Mittel, 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von 
Preußen, ıc. 


verorbnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages ber 
Monardie, was folgt: 


2 


— 


> 


Der Finanz Minifter wird ermächtigt, zur Dedung 
der Ausgaben des Jahres 1868, infofern fie aus den 
Einnahmen diejes Jahres nit haben beftritten wer- 
den fönnen, bis auf Höbe von 9,730,000 Rtbirn. fol» 
gende Mittel, und zwar in ber nachſtehenden Reiben» 
folge, zu verwenden: 

1) die Einnahmen bes Jahres 1869, welde nad 
Dedung ſämmtlicher Ausgaben, einſchließlich der 
verbleibenden Neftausgaben, beim Redhnungsab- 
ihluffe disponibel fein werden, 

die einmaligen Einnahmen, welde in Folge der 
Abkürzung der Kreditfriften für die Eingangs und 
Ausgangs» Abgaben zu erwarten find, 

die baaren und Gffeften-Beftände des zur Dedung 
von Zinfenausfällen für die Anlage-Kapitalien der 
Oberhauſen-Arnheimer Eijenbahn, der Cöin-Gießener 
Eiſenbahn und der feften Rheinbrücke bei Göln be» 
ſtimmt geweienen, dur das Gelep vom 8. Februar 
1869 (Gei.-S. ©. 350.) frei gegebenen Garantie— 
fonds, und 

die baaren Beitände und ausftehenden Forderungen 
des Staats-Aktiv-Kapitalienfonds injoweit, als die 
jelben nad) Verwendung ber zu 1. bis 3. bezeich- 
neten Mittel zur Grjüllung der Summe von 
9,730,000 Rthlr. erforderlich find. 


$. 2. 
Ueber die Ausführung dieſes Gejepes wird bem 
Landtage in jeiner nächften ordentlichen Sipung Reden» 
ſchaft abgelegt. 


2 


— 


3 


— 


4 


— 


Fg. 3. 


Der Finanz-Miniſter wird mit der Ausführung 
dieſes Geſetzes beauftragt. 
Gegeben 


Berlin, den 8. Februar 1870. 


Der Präfident des Hauſes der Abgeordneten. 
v. Fordenbed. 


Zu M 335. 


Haus der Übgeordneten. 
10. Legislatur- Periode. 
IIL Seffion 1869. 

u Eu CE — 


Anlage A. 
u un 


In der mit Allerböchfter Ermächtigung vom 7, Dt: 
tober v. 3. dem Landtage vorgelegten Ueberfiht der Staats» 
Einnahmen und Ausgaben des Jahres 1868 und der dazu 
gehörigen Denkſchrift vom September 1869 ift näher nach— 
— worden, daß am Schluſſe des Rechnungsjahres 


a) ein Vorſchuß vonn...1366, 162 Rthlr. 
verblieben iſt, daß ferner 
b) an Ausgabesfeften . . » 9868,434 — 
noch zu beden waren, und 
ec) daß nah dem Rehnungsjchluffe 
an Matrifularbeiträgen für 1868 2,187,822 = 
nahträglid an die Kaffe des 
Norbdeutihen Bundes gezahlt 
worden find. 
Die Gefammtiumme, für welde 
Deckungsmittel zu beihaffen blei- 
ben, belief fi daber auf . . . 13,407,408 Rıbir. 


Die zu a. und c. angegebenen Beträge find als felt- 
ftebend anzufehben und haben feine Veränderung erfahren, 
Dagegen bat die zu b. bezeichnete Summe jeit Anfertigung 
der Denkſchrift vom September v. 3. fi dadurch verändert, 
daß die auf die Reftausgaben geleifteten Zahlungen und die 
eingetretenen Griparniffe bis Ende Dezember v. I. näher 
feftgeftellt worden find. Außerdem ift zu berüdfichtigen, 
daß bereits im Sabre 1868 bei verichiebenen VBerwaltungs- 
zweigen die Reftverwaltung mit der laufenden Berwaltung 
vereinigt war, daß die bei dieſen Berwaltungszweigen vers 
bliebenen Einnahme und Ausgabe-Refte auf die laufende 
Berwaltung des Jahres 1869 übergegangen find und mit 
den Einnahmen und Ausgaben der lepteren zuſammen ver— 
rechnet werben. Inwieweit die auf das Jabr 1869 übers 
tragenen Ausgaberefte in den Einnahmen des Jahres 1869 
ihre Dedung finden werden, läßt ſich erft bei dem Rech— 
nungs-Abichluffe für 1869 überjehen. Mit Rückſicht hier— 
auf, und da zur Zeit nicht nachgewieſen werden fann, welde 
Zahlungen auf die bezeichneten Neft-Ausgaben geleiftet und 
welde davon etwa erjpart worden find, werben biejelben 
bei Feftftelung ber zur Dedung der Ausgaben bes Jahres 
1868 noch erforderlihen Mittel außer Aniag zu laſſen fein. 

In der anliegenden Ueberfiht A. find die jämmtlichen 
Einnahme und Ausgabe-Reſte aus dem Jahre 1868, erfl. 
derjenigen bei den Kriegäfoften, welche bier nicht in Betracht 
fommen, nad den einzelnen Verwaltungen getrennt nachge— 
wieſen, ebenjo ift in derjelben erſichtlich gemacht, wie body 
fih die Ift-Einnahmen und Ausgaben beziehungsweije die 
Reft-Einnahmen und Ausgaben am Schlufje des Monats 
Dezember 1869 belaufen haben, und bei welden Verwal: 
tungen die Refte aus 1868 auf die laufende Verwaltung 
des Jahres 1869 übertragen worden find. 

] 


2 


Das Refultat diefer Ueberficht ift Folgendes: 
Die gefammten Ausgabe-Refte haben wie 
vorgedacht, am Schluffe des Rechnungs-Jahres 


1BG8 Welraken. - u... cn: ee 
Davon find auf die laufende Verwaltung 
des Jahres 1869 übertragen worden: 
im Orbinartum . . 1,399,188 Rthlr. 
„ Grtraordinarium „ 569,055 
Zujammen 1,968,243 
Bleiben 7,895,191 
Davon find bis Ende Dezember 1869 
a) wirflih verausgabt und rechnungsmäßig 


Fr. 
9,863,434 


nachgewieſen . . . 5,142,316 Rthlr. 
b) nohrüdftändiggeblieben 2,497,745 „ 
7,640,061 


Das Ausgabe-Soll hat fi alſo durch Er— 
Iparniffe vermindert m . 2 2 2 2020. 
Hieraus ergiebt fi, daß für folgende bes 
reits geleiftete und noch zu leiftende Ausgaben 
aus dem Fahre 1868 Dedungsmittel erforder- 
lich find: 
1) für den am Scluffe des Jahres 1868 ver- 
bliebenen VBorihuß im Betrage von . . 1,356,152 
2) für die pro 1868 nachträglich an den Nord» 
deutihen Bund gezahlten Matrifularbei- 
—— Be 
3) für die im Laufe bes Jahres 1869 bis 
Ende Dezember auf Nefte aus dem Jahre 
1868 geleifteten und rehnungsmäßig feſtge— 
ftellten Zahlungen im Betrage von . . 5,142,316 
und 4) für die von den Neftausgaben aus 1868 
am Scluffe des Monats Dezember 1869 
noch rüdftändig gebliebenen Beträge von 2,497,745 
Sunma 11,184,035 
Davon werden durch die bei der Reftuer- 
waltung pro 1868 et retro bis Ende Dezember 
1869 wirklich aufgefommenen Einnahmen ge» 
bet laut Nadmeilung A 2 2.2. 


255,130 


2,187,822 


597,458 
Bleiben 10,586,577 


Für diefe Summe, oder mit Rüdfiht darauf, daß vor- 
ausfihtlih auf die am Schlufje des Monats Dezember 1869 
verbliebenen Einnahme-Refte von 1,830,839 Rthir. bis zum 
Final· Abſchluſſe — März 1870 — nod einzelne Beträge 
eingehen und von den Ausgabe-Reften noch einzelne als 
erjpart in Abgang kommen werben, für die runde Summe 
von 10,500,000 Rthlr. wird die Bewilligung außerordent« 
liher Dedungsmittel erforderlich fein. Als folde find in 
Vorſchlag gebradt: 

1) die Einnahmen des Jahres 1869, welde nad Dedung 
ſämmtlicher Ausgaben einſchließiich der verbleibenden 
Reftausgaben, beim Rechnungs» Abihluffe disponibel 
bleiben. werben, 

2) die einmaligen Ginnahmen, , weldhe in Folge der Ab« 
fürzung ber Krebitfriften für die Cin- und Ausgangs 
Abgaben (Zölle) zu erwarten find, 

3) die baaren und Effeften-Beftände bes zur Dedung von 
Zinſenausfällen für die Anlagefapitalien der Oberhaufens 
Arnheimer Eifenbahn, der Cöln-Gießener Eifenbahn und 
der feften Rheinbrüde bei Cöln beftimmt geweſenen, 
dur das Geleg vom 8. Februar 1869 (Geſeß Samml. 
©. 350.) freigegebenen Garantiefonds, und 

4) die baaren Beftände und ausftehenden Forderungen des 
Stantsaftiv- Kapitalienfonds infoweit, als diefelben nach 
Verwendung ber zu 1. bis 3. bezeichneten Mittel zur: 
Erfüllung der Summe von 10,500,000 Rthlr. erfor« 
derlich find. 

Zur Erläuterung dieſer Vorſchläge ift Folgendes zu 
bemerfen: 
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ad 1. Die Einnahmen und Ausgaben bes Jahres 1869 
find 3. 3. noch nit vollftändig zu überfehen, und es läßt 
fih daher noch nicht angeben, ob die Einnahmen die Aus» 
gaben überfteigen oder hinter denfelben zurücbleiben wer— 
den. Es ift zwar mit Wahrjcheinlichfeit anzunehmen, daß 
die Einnahme-Anfüpe des Etats bei den Po und wid- 
tigften Berwaltungszweigen werben erfüllt und bei einigen 
berjelben überftiegen werden; ebenfo wenig ift aber ameilele 
baft, daß bei manden Ausgabe-Anfägen bes Etats Ueber- 
Ihreitungen eintreten werden, deren Betrag erft am Red» 
nungsabihluffe überjehen werden fann, weil ein großer Theil 
der Ausgaben kurz vor dem Finalabihluffe zur definitiven 
Verrehnung gelangt. Gleihwohl ericheint es zwedmäßig, 
daß die Einnahmen bes Jahres 1869, welche nah Dedung 
ſämmtlicher Ausgaben einfhließlih der verbleibenden Reft« 
ausgaben beim Rehnungsabihluffe disponibel bleiben, zus 
näbft zur Dedung des Mehrbedarfs pro 1868 verwendet 
werden, weil ein nicht unbeträchtlicher Theil jener Einnahmen 
aus dem zulegt bezeichneten Jahre herrührt. 

ad 2. Die Maßnahmen, welde binfihtlih der Ab» 
fürzung der Kreditfriſten getroffen find, haben nachſtehend 
bezeichneten Erfolg: 


1. Beim Zollfrebdit. 


Die längfte Frift, welche zur Berichtigung geftundeter 
Zollbeträge bewilligt werden durfte, betrug bis zum 1. Zuli 
1869: 9 Monate. Zur Ueberführung diejer Frift auf einen 
dreimonatliden Zeitraum ift diefelbe 


vom 1. Zuli 1869 ab auf 6 Monate, 

„ 1. Dezember 1869 „ „ 5 a 

„ 1.Apil 1870, „4 „u 
und „ 1. Auguft 1870 „ „ 3 . 


bejhränft worben. 

Hiernach fommen in jebem der Monate Januar, Fe— 
bruar, März, Mai, Auguft und November 1870 die Kre— 
ditbeträge aus 2 Monaten zur Abzablung, und zwar: 

im Sanuar 1870 aus April und Zuli 1869, 

„ Gehruan „ u Mai ,„ Augufi „ 
„ März „ nr Sm „ Set „ 
„ Mai vn Novbr. „ Doabr. „ 
„ Auf 5% ou März „ Mpril 1870, 
„ Nov „— » Fu „ Aug „ 

Da der Final-Abihluß der Steuerftellen erft am lepten 
Januar des auf das Rehnungsjahr folgenden Jahres vor: 
genommen wird, die Krebit-Abzahlungen aber bis zum 25. 
jeden Monats bewirft werden müſſen, jo werben bie Ab 
zablungen im Januar 1870 noch für 1869 in Einnahme 
verrechnet; ed kommen aljo im ——— 1869 nach 
obiger Darſtellung die Abzahlungen für 13, dagegen im 
Jahr 1870 für 17 Monate zur Vereinnahmung. 

Es iſt anzunehmen, daß monatlich im Durchſchnilt 
800,000 Rthlr. an Zoͤllen kreditirt werben, wenngleich es 
auf der Hand liegt, daß dieſer Betrag einer erheblichen 
Schwankung unterliegt. So betragen beiſpielsweiſe die 
ir Kreditbeträge, welche zur baaren Abzahlung 
ommen, 


im Sanuar 1870 1,544,146 Rthlr. 3 Sgr. — Pf. 
„ Bebrun „ 1,561,889 „ 14 „ —, 
„ März „ 2,227,7055 „ 17 „ 6, 
„Mi „1386551 „ 3 « 

zufammen aljo 6,720,292 Kthir. 8 Spr. — Pf. 


alſo pro Monat . » 840,086 „ 16 „ —, 
während der im April 1870 zur Einzahlung gelangende 
Zolltredit fi nur auf 554,615 Rthlr. 7 Sgr. 6 Pf. 
beläuft. 

Hiernah werden aus dem Zollfredit im Jahre 1869 
ca. 800,000 Rthlr., im Sabre 1870 ca. 4,000,000 Rihlr. 
an einmaligen Einnahmen auffommen. 

1* 
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2. RNübenzuderfteuer- Kredit. 


Bis zum 1. September 1869 mufte bie Ffrebitirte 
Rübenzuderfteuer nah 9 Monaten von Monat zu Monat 
fortlaufend abgewidelt werben, und war außerdem fefgelept, 
daß die innerhalb der DBetriebsfrift vom 1. September bes 
einen bis legten Auguft bes darauf folgenden Jahres notir« 
ten Steuern über den Monat Dezember des zulegt gedachten 
Jahres nicht geftundet werden durften. 

Nah der vom 1. September 1869 getroffenen Ein« 
richtung jollen die in jedem Monat zur Anſchreibung kom» 
menden Kredite fortlaufend nad ſechs Monaten eingezahlt 
werben. 

Diefe Aenberung ſchafft für den Jahresſchluß von 1869 
feine Mebreinnahme, würde fogar für 1870 eine Minder- 
einnahme ergeben, wenn im Auguft 1870, welcher mit jeiner 
Abzahlung erft in das Jahr 1871 Fällt, Rübenzuderfteuern 
zu Freditiren fein würden, Im Monat Auguft jeden Jahres 
findet jedoch in den Zuderfabrifen eine Verarbeitung von 
Rüben in der Regel nicht Statt, es wird daher für dieſen 
Monat eine Kreditirung der Steuer nicht erforderlich. 


3. Branntweinfteuer- Krebit. 


Bis zum 1. September 1869 wurde die in den zwölf 
Monaten vom Oktober des einen bis einſchließlich September 
des folgenden Jahres fällig werdende Maiichfteuer bis zum 
Ende des zwölften Monats Diejes Zeitraums, alſo bis Ende 
September, frebitirt. 

Bom 1. September 1869 ab wird der Branntweins 
fteuerfredit fortlaufend nad ſechs Monaten abbezablt. Dieie 
Aenderung ſchafft für 1869 fowohl wie für 1870 Minder- 
einnabmen. 

Wäbrend nad den früberen Borichriften die ganze 
Branntweinfteuer aus der Betriebs» Periode pro sh 
in dem Rechnungsjahr 1869 zur Erbebung gefommen fein 
würde, wird durch Die neue Maßregel, da fie Schon vom 
1. September 1869 in Kraft getreten ift, bewirkt, daß die 
im September 1869 zur Anfchreibung gekommenen Brannt- 
weinftenerfrebite erft im März 1870 abgemwidelt zu werben 
brauden. Es fallen aljo beim Rechnungsabſchluß für 1869 
die Ifteinnahmen aus dem Branntweinfteuerfredit für Sep» 
tember 1869 aus. Nah den neueften Feftftellungen be- 
tragen bieje 204,538 Rthlr. 22 Sgr. 

In 1870 werden nad der getroffenen Feſtſetzung zwar 
die Kredit Abzahlungen aus dem Monat September 1869 
gegen die bisherige Verrechnungsweiſe mehr auffommen, 
dagegen werben fid die Kredit-Cinnahmen aus den Monaten 
Auguft und September 1870 erft im Rechnungsjahr 1871 
in Sfteinnabmen nahmeilen lafjen. 

Hiernad werden aljo in 1869 wie in 1870 nur eilf— 
monatlihe Sfteinnabmen aus den Freditirten Branntwein« 
ftenern auffommen. Der Ausfall für 1870 wird jedoch 
erheblich geringer fein, als der für 1869, da in 1870 der 
Kredit aus dem Monat Auguft 1870 nicht mehr zur Ein- 
zablung gelangt, in dieſem Monat aber nur einzelne 
Brennereien betrieben werben. 


4 Beim Salzfteuer-Krebit 


ift das Abzahlungs-Verfahren im Rechnungsjahr 1869 nicht 
geändert. 


5. Die Aenderungen bei Berichtigung des 
Stempelfteuer- Kredits 


werden vorausfictlih nur für das Nechnungsjahr 1869 eine 
erhöhte Ifteinnahme liefern. Der bezügliche Mehrbetrag ift 
auf ca. 50,000 Rthlr. zu jchäpen. 

ad 3. Der bier bezeichnete Garantiefonds befipt 
zur Zeit: 
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a) an baaren Beftänden -. - » » » 805,525 Rthlr. 
b) 4prozentige Priorität#-Obligationen 
IV. Emiffion der Cöln » Mindener 


Eiſenbahn-Geſellſchaft . 115,00» 
c) Aprozentige Preußifche Statsfguld- 
verjhreibungen de 1862 186,00 » 


und 
d) — ber Coöln⸗Mindener 
Eifenbahn-Gefellihaft -» » » » 743,600 ⸗ 
zufammen: 1,850,125 Nthlr. 


Der Gejammterlös nad; Veräußerung ber zu b. bis d, 
bezeichneten Effekten wird nit voll 2 Millionen Thale! 
betragen. 

ad 4. Der a a befigt zur 
Zeit nad Ausweis der Anlage B 


B. 
a) in baarem Gelde.. .. 1,893,312 Rthl. — 


b) » Hppothefen-Kapitalien . „. .  2,063,026 » 
ec) » realifirbaren Wertbpapieren . 1,720,391 =» 
d) » auöftehenden Forderungen, welche 
zur Zeit nicht realifirbar find. . 5,534,897 » 
zulammen: 11,211,626 Xthlr, 


Bon den Hppothelen-Kapitalien ift ein Theil .. 
mäßig in beftimmten Raten zurüdzuzablen, ein Theil a 
fünbbar und nah Ablauf ber feftgefepten Kündigungsfrift 
abzutragen. 

Es wird jedoch auch bei dieſen lepteren Kapitalien nicht 

vermeiden fein, einzelnen Schuldnern längere, als bie 
fipulicten Kündigungsfriften zu gewähren, um fie in ihrem 
Befipftande nicht zu gefährben. 

Unter ben eelifirbaren Werthpapieren ad c. befinden 
fih 757,850 Rthlr. in Aprozentigen InhabersObligationen 
der Kurbeifiichen Landes⸗Kreditkaſſe, welche nah "/, jähriger 
Kündigung zahlbar find. Mit Einziehung diefer Summe 
wird indeß nad Lage ber Verhältniffe nur allmälig vor« 
gegangen werden können. Die Realifirung ber übrigen 
Werthpapiere findet feine Schwierigkeiten. 
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Nachweifung 


Anlage B. 


de des Staats-Aktiv-Kapitalienfonds bei der General-Staats-Kafie. 








Bezeichnung. 


a) Baar . rl er Rt 
b) Hppotbelen-Rapitalien 

c) Realifirbare Wertbpapiere: 
"aprogentige Preußiſche Staats-Obligationen de 1855 A. . 2. 2 2 2 2 m 0 
de 1867 A. 


* [7 [7 " .o. nr 0.0. . . . 0.“ — 
" " " m PR EU. 7 000 - sen rer re De 
a — Et: .y 20 6 VPE ee 
Bi 2 Fürftlich Waldedice Rentenbriefe ; ——— — 
SLüneburgiſche Riiterſchaftliche Krebitfaffen-Obligationen 


Mon Hannoverſche Landes. Krebitlaffen-Obligationen . ee re 
Mn Hannoverſche Ritterfchaftliche Krebittaffen- Obligationen aha Saar Dr a ai, ie 
» Jnhaber-Obligationen der Kurheifiihen Landes-Krebitlafle . - -» .o. 
» Scduldverfhreibungen der Stadt Homburg — 1,700 fl. . 
1851 — i 


m Naſſauiſche Staatd- Obligationen de 4,900 « : ’ 
" 1 " m de 1853 — 11,400 ” . . 
J „ J — de 1858 —115,100 » s 5 
"„ 1 n 7) de 1859 — 168,300 ⸗ 
"n „ 7 fr) de 1862 —468, 800 ⸗ . 


de 1837 — 63,400 
Bu Raffauifche Krebittaffen- Obligationen — 7,600 
» Schhuldverſchreibungen der Kurbeffiichen Haupı-Stünttafe de 188... . 
Hannoverſche LandesObligationen Littr. E .. 
„ Schuldverſchreibungen der Schaumbur Lippeſchen Rentlammer ‘de 1863° ; 
Pfandbriefe der Schwediſchen NeihöeHppothefenbant da 18893, 4.2.5» 


Summa oc. . . 


d) Ausftehbende Forderungen, welde zur Zeit nit realifirbar find. 
Mojentige Schuldverfhreibungen der Kurbeffiihen Landes SKrebitkaffe —————— 
Prämienjheine des Naſſauiſchen Staats-⸗Anlehns de 1837 — 125 fl. 
„Altien der Frankfurter Aftien-Gejelihaft für die — ——— auf dem Rhein 
und Main — 111,000 fl. . 
„Altien ber Almelo-Salzbergener Eiſenbahn · Geſellſchafi — 829,000 t Sotlänbii 
„Hanmoverſche Landes-Obligation (NamensBerbriefung) » - » - 


Summa d 

Dazu: Fa ° 
b. [3 * 
a, £ 






Nominalwerth. 











1,893,311 
2,063,026 15| 7 








1,720,390 


5,000,430 — — 
711210 


68,428 17 2 
469.766 20 — 
1.200 





5,534,896 20 — 
1,720,390 21| 7 
2,063,026. 15 7 
1,893,311.19 2 










11,211,62516 4 
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Anlage C. 
— — 


Ueberſicht 


von 


dem jedesmaligen Stande des Fonds, welcher 
bei der General-Staats-Kaſſe mit dem Erlöſe 
aus der durch das Geſetz vom 9. März 1867 
(Sei... ©. 393.) genehmigten Staats-Anleihe 
von 24 Millionen Thalern gebildet worden ift. 


Umfaffend den Beitraum bis Ende Ianuar 1870. 


7 > 7.27 22755 
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Nummer. 


am 


DO I re 


12 | 
31. Dezbr. 1867 
7. Januar 1868 
10. Januar 1868 
14. Januar 1868 
16. Januar 1868 
16. Januar 1868 
17. Januar 1868 
18. Januar 1868 
20. Januar 1868 
21. Januar 18608 
22. Januar 1868 
23. Januar 1868 
25 | 
I 27. Zanuar1868 | 
29. Januar 1868 | 
30. Zanuar 1868 | 
31. Januar 1868 
3. Februar1868 | 
6. Kebruar1868 
15. Februar1868 | 


15.März 1868| 
| 15. April 1868. 





atus 


| 


* 


1,000,000 


4,760,000 


522,417 


2,786,425 


1,700,000 
2,137,603 
267,910 
592,643 
461,000 
910,758 
489,296 
453,881 


369,303 
189,425 
284,175 
947,375 
879,090 
2,015,938 
787,147 


1,061,632 
86,661 


Die General-Staats: Kaffe hat von 
dem Grlöje vereinnahmt 


Ir. d. 


8— 


"72,702,68525 9 


Für die im $. 1. des Geleges vom 
9.März 1867 bezeichneten Eiſenbahn⸗ 
bauten ıc. find angewiejen worden 



















10. 


21. 
22. 
27. 


. März 1867 50,000 — — 
‚April 1867 120,000 — — 
. Zuni 1867 250,000 — — 
. Zuli 1867 330,000 — — 
. Zuii 1867 200,000 — — 
. Auguft1867 300,000 — — 
Septb.1867 800,000 —— 
. Dftbr. 1867 190,000 — — 
Dftbr. 1867 300,000 — — 
Ofibr. 1867 900,000 — — 
Novbr. 1867 300,000 — — 
. Dezbr. 1867 400,000 — — 


. Kebr. 
. März 


. April 


} 


unterm 


4 





1868 
1868 


250,000 
650,000 | 





1868 345,000 


. Mai 1868 , 294,000 — — 
. Mai 1868 300,000 — — 
Mai 1868, 50,000 — — 
. Zuni 1868 | 260,000 — — 
. Juli 1868 | 500,000 — — 
. Septb.1868 | 325,000 — — 
. Septb.1868 150,000 — — 
. NRovbr. 1868 , 345,000 — — 


8,339,000 — — 






















Es verblieben mit» 
bin dieponibel 


—— Wed 




















1,620,000 — — 
2,142,417. 
4,928,842 
6,628,842 
















11,891,936 23 — 
11,211,936 23 — 
11,581,240 5 6 










16,684,391 23 5 
16,434,891 23 
15,784,391 23 
16,846,0%4 1 
16,932,685 25 
16,587,685 25 
16,293,685 25 
15,993,685 25 
15,943,685 25 
15,683,685 25 
15,183,685,25 
14,858,685 25 
14,708,685 25 
14,363,685 25 





5 
5 
5 
9 
9 
9 
9 
9 
9 
9 
9 
9 
9 


Es ſtanden 
im 


Vorſchuß 


Fl. 


50,000 
170,000 
420,000 
750,000 
950,000 

1,250,000 

2,050,000 

2,240.000 

2,540,000 

3,440,000 

3,740,000 

4,140,000 

3,140,000 


Bemerkungen. 


Rechnungẽe · 
Ueberſicht de 
1867. 
Seite 20, u.8. 
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Kür die im $. 1. des Geſetzes vom 


Senerst⸗Staats · Kaffe hat 9. März 1867 bezeichneten Eifenbahne Es verblieben mit: Es ftan- 


n dem Grlöje vereinnabmt | pauten ıc, find angewiefen worden | Hin dieponibel den im 
Vorſchuß 
am unterm 

Tu Sau dl. Te Fu d. u Id. 

ransport 22,702,685 25 9 8,339,000 — —| 14,363,685 25 9 

12.November1868' 60,000 — —| 14,303,685 25 9 

27.November 1868 400,000 — — | 13,903,685 25 % 

3. Januar 1869 140,000 — —| 13,763,685 25 9 

30. Zanuar 1869 150,000 — —| 13,613,685 25 9 

3. Februar 1869 700,000 — —] 12,913,685 25 9 

17. Februar 1869 200,000 — — 1 12,715,685 25 4 

23. Februar 1869 100,000 — —| 12,613,685 25 9 

8. März 1869 250,000 — —]| 12,363,685 25 9 

14. März 1869 250,000 — —]12,113,685 25 9 

21. März 1869 400,000 — —|11,713,685 25 9 

18. Mai 1869 310,000 — —] 11,403,685 25 9 

12. QZuli 1869 238,800 — —[11,164,885 25 9 

20. Auguſt 18569 400,000 — —1] 10,764,885 25 9 

4. Dftober 1869 72,000 — —] 10,692,885 25 9 

24. Dftober 1869 250,000 — - [10.442.885 25 9 

27. Dfteber 1869 450,000 — — | 1,992,88u 25 9 

5. Noveniber 1869 326,000 — — | 9,666,885 25 9 

20.November 1869 100,000 — — | 9,566,885 25 9 

23. Dezember 1869 350,000 — — | 9,210,885 25 9 


"22,702,085235 9 





13.485.800 — 


Kur Die Nichtigkeit: 


Berlin, den 1, Februar 1870. 


Scarupfe, 
Geheimer erpedirender Sefretair und Galkulator 
im Finauz-Miniſterium. 


Bemerkungen. 


Bie Nr. 4.einſchl. zuſam ; 
men 8,799,000Rihlr. 
Davon 
in der 
Rechnung 
für 
1867 
Bleiben 
für 
1868  4,659,000% bir 
(Seite 18. der 
Redinungsellederjicht.) 


4,140,000 
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Berichterſtatter: Saus der Abgeordneten. 
Abgeordneter Dr. Braun 10. Legislatur» Periode. 
(Wiesbaden). III. Seffion 1869. 
— we — — 


Bericht 


der 


verjtärften —— ne über ven 

Entwurf eines Geſetzes, betreffend einige 

Abänderungen und rg ir der Gejeße 

über den Anja und die Erhebung der 

GSerichtsfoften im Bezirfe des Appella- 

tiondgerichtes zu Wiesbaden. (Nr. 248. C. 
der Druckſachen.) 


Die unterzeichnete verftärfte Suftiz » Kommiffien bat 
ben ———— über die Gerichtskoſten im Appellations— 
gerichtöbezirk zu Wiesbaden in zwei Sigungen berathen, an 
welden der Herr Geheime Ober⸗Finanzrath Wollny als 
Bertreter des Heren Finanzminiſters und bie Herren Ge» 
beimer Juſtizrath Freiherr v. Glaubip und Geheimer 
Ober-Juſtizrath Horftmann als Vertreter des Herrn 
Juftizminifters Theil genommen haben. 

Die Mehrheit der Kommilfion billigte im Ganzen den 
Standpunkt, auf welchen ſich der Geſetzentwurf und deſſen 
Motive geftellt haben. In der Generaldiskuffion wurde zu- 
nächſt von ber einen Seite — *— daß die auch von 
der Regierung anerkannte Mehrbelaſtung der rat des 
Appellationsgerichtsbezirks zu Wiesbaden mit Gerichtsfoften 
theils in ben bejonderen wirthſchaftlichen Verhältniffen diefes 
Bezirks, theils in den von den altländlichen abweichenden Redhts- 
inftitutionen ihren Grund haben. Was die erfteren anlangt, jo 
herrſche bier eine außerordentlich weitgehende Zerfplitterung 
von Grund und Boden mit dichter Bevölkerung, ae: 
Güter eriftirten überhaupt nicht, und bie einzelnen meift jehr 
Meinen Parzellen wechjelten jo häufig die Eigenthümer, daß 
innerhalb des nämlihen Zritraumes berferbe Anfap von Ge- 
richtöfoften von einem und demſelben Grundftüd viel häu— 
figer zur Anwendung fomme, als in den altländifchen Terri« 
torien. So weit aber die Höhe der Koften von der Zahl 
ber einer Prozedur unterworfenen Parzellen abbänge, mülle 
Beh Weiſe der betreffende Aft, aud wenn er fih 
in beiden Fällen auf denjelben Flächengehalt beichränfe, in 
einem ftarf parzellicten Zerritorium größere Koften verur- 
ſachen, als in einem minder parzellitten. Was die ab« 
weichenden Iuftitutionen anlange, \ fomme bier vorzugs« 
weile der weit umſtändlichere Konkurs-Prozeß in Betracht; 
ferner das Inftitut des Steiggelderhebers bei Subhaftationen, 
durch welches das dort unbefannte altländiihe Kaufgelder- 
belegungsverfahten ungenügend erfegt werde; ferner die mehr« 
malige Wiederholung von Berfteigerungen oder vielmehr 
BVerfteigerungsverfuhen im Subhaftaftattonsverfahren, und 
enblic der ſogenannte Eigenthums-Vorbehalt bei Veräuße— 
rungen von Grundeigenthbum. Bezüglich des letzteren wurde 
ieitend des Moferenten auansfükmi. Mi. 7 — 


den Eigentbumsvorbehalt des Naffauiihen Rechts mit ben- 
felben Gerichtöfoften zu belegen, wie den altländiſchen hypo— 
thefarifhen Eintrag, wenigftens bis zu demjenigen Betrage 
des Kaufgeldes, welcher fih nad Abzug ber Anzahlung und 
der mit ber veräußerten Sade übergehenden Pfandredte 
ergebe. Dies Fünne nicht für richtig erachtet werden; denn 
der Eigenthbumsvorbehalt jei keineswegs eine Hypothek im 
altländiihen Sinne des Wortes, er bilde bei allen Ber- 
äußerungen von Smmobiliarvermögen, fowohl bei freiwilli« 
gen, wie auch bei zwangsweilen, einen unentbehrlichen Be- 
ftandtheil der Beräußerungsbedingungen, etwa in ee. 
Sinne, wie bied in dem Rheiniihen Recht der Fall ſei. 
Bor der Stockbuchsgeſetzgebung von 1850 und 1851 fei 
dies auch Außerlih vollfommen erfennbar geweien, indem 
eine Eintragung des Eigenthumsvorbehalts überhaupt gar 
nicht ftattgefunden habe. Als man aber damals bie ftill» 
ſchweigenden Pfandrechte befeitigt und den Grundiap feft- 
geftellt habe, daß dem Fonventionellen —— —— 
gegenüber, deſſen hypothekariſches Recht ordnungsmäßig be 
urfundet ſei, nicht eingetragene Belaftungen des Grund» 
ftüds nit in Betraht kommen könnten, babe man aus 
formellen Gründen und ohne den rechtlichen Charakter des 
Inſtituts der Eigenthums-Borbehalte zu ändern, deffen Ein» 
trag in das Stodbud verfügt, welder ex oflicio erfolge und 
von einem Antrage des Kaufgeld-Gläubigers volftändig uns 
abhängig ſei. Es werde über dieſen Eigenthums-Vorbehalt 
feinerlei Hypotbefen» Inftrument errichtet, auch finde ein 
Antrag des Gläubigers auf hypothekariſche Verſicherung des 
Kaufgeldrüdftandes nicht ftatt; ebenfomenig habe berjelbe 
den Gparafter einer RejolutiveBedingung wie dad pactum 
reservati dominii des Allgemeinen Landrechts. Daß er mit 
einer Hypothek nicht auf gleihe Stufe zu ftellen jei, ergebe 
fi ferner auch daraus, daß er nicht im Hypothekenbuche, 
fondern nur in dem Stockbuch beurfundet werde, in weldem 
er einen Beitandtheil der Beihreibnung der rechtlichen Bes 
Ihaffenheit der Verhältniſſe des betreffenden Grundftüdes 
bilde, welche Beihreibung ex ofhicio zu präftiren ſei, weni— 
ger im einfeitigen Intereie des Kaufgeld-Gläubigers als in 
dem ber öffentlihen Rechtsſicherheit und der vollftän» 
digen Yublizität der Grundbuchführung. Ein ande— 
red Inſtrument als der Kaufbrief werde überhaupt 
niht errichtet, der Eigenthums - Vorbehalt bilde nur 
einen Beſtandtheil des Kaufbriefes, und die Gerichtäfoften 
für Diefen einzelnen Beſtandtheil der Urkunde jeien natür— 
lid in dem Zotalanfap für den ganzen Kaufaft mit inbe- 
tiffen. Die Leiftungen der Beamten ber freiwilligen 
erihtöbarfeit beichränften fi auf den Vormerk im Stod» 


buch, welder irgend welche Bejondere Mühwaltung nicht 


verurſache und daher mit einer jo erorbitant hohen Abgabe 
nit belaftet werden fünne, um fo weniger, als ja ber 
Forderungsberechtigte überhaupt gar nicht gefragt werde, ob 
er dieſen Vormerk wünſche, derſelbe vielmehr ohne feinen 
Willen und fogar gegen feinen Willen publicae utilitatis 
causa gemadt werde. Die gegenwärtig in Berathung be- 
griffene neue Grunderwerbögejepaebung für die alten Provinzen 
beabſichtige die gänzliche Abſchaffung des bisherigen Inftituts 
des Eigenthumsvorbehalts und folglich auch der mit demfelben 
verbundenen Gerichtäfoften, während man in dem Territorium 
bes Appellationsgerichts zu Wiesbaden dermalen noch diejenigen 
legislativen Inftitutionen aufrecht erhalte, welche den Eigen» 
tbumsvorbehalt für alle Berüußerungen von Grundeigenthum 
in ber Regel gänzlid unentbehrlich madte, denn ed werde 
dort nicht anders als auf Kredit veräußert, und bei den 
dortigen Einrichtungen fei der Eigenthumsvorbehalt das 
einzige Mittel, für die in Kürze fällig werdenden Kaufgeld- 
ziele die erforderlihe Sicherheit zu gewähren. Andere Ber 
anftaltungen bierfür ließen fih um beswillen nicht treffen, 
weil die Kontrahenten feineswegs die Wahl hätten zwiſchen 
römiſch⸗ rechtlicher Tradition und deutſch⸗rechtlichet Auflaffung, 
fondern der Beräußerungsvertrag, wenn er nicht fofort ger 
richtlich verbrieft werde, feine Gültigfeit verliere. Daraus 
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aber, daß von dem Eigenthumsvorbehalt thatfählih nur zu 
dem Zwede, um bie Zahlung folder Ziele, welche in Kürze 
fällig werben, zu fihern, Gebraud gemacht werde, ** 
deutlich hervor, daß er mit einer Hypothek, welche einen 
Kredit auf längere Zeit und ſomit eine dauernde 
Belaſtung des Grundftüds bezwecke, keineswegs iden— 
tiſch ſei. Es laſſe ſich allerdings darüber ſtreiten, 
ob das Inſtitut des Eigenthumsvorbehalts, wie es 
fih dort zu feiner gegenwärtigen Geftalt ausgebildet 
babe, ein juriftiih richtig Fonftruirtes ſei; durch bie 
im Sabre 1850 erfolgte Abihaffung ber ftillfchweigenden 
Pfandrechte fei der uriprünglihe gemeinrechtliche Charafter 
deffelben allerdings einigermaßen mobdifizirt worden; es habe 
jedoch dadurch keineswegs den Charakter einer bleibenden Hypo» 
thef im altländijchen Sinne des Wortes — Wolle man 
das Inſtitut im dieſer ſeiner Mittel- oder Zwitterſtellung nicht 
konſerviren, jo möge man lieber zu der von den Grunderwerbs» 
Gefegentwürfen in richtiger Konfequenz vorgeichlagenen 
Mapregel der Unterdrüdung des Cigentbumsvorbehalts in 
feiner bisherigen Geftalt greifen, natürlih in Berbindung 
mit den übrigen zu dieſem Zwede erforderlihen Mobdififationen 
der Gejepgebung, als daß man ihn mit einer unverhältniß- 
mäßig hohen Abgabe belafte, welde im Berbältniß zur 
Bevölkerung der altländiſchen Territorien, wo eine derartige 
Eintragung eine jeltene Ausnahme bilde, die des Appellationd» 
Gerichtd-Bezirks Wiesbaden, wo fie die unabweisbare Regel 
bilde und bilden müfje, allzuſehr überbürbe. 

Seitens der Regierungsfommilfarien wurde dagegen 
erwibert: Der Eintrag des Eigenthumsvorbehalts habe 
thatſächlich Diefelbe Wirkung, wie ber Erwerb eines 
Pfandrechtes. Die Megierung babe deshalb geglaubt, 
von einer Befteuerung dieſes Aftes nicht gänzlich 
abjeben zu fönnen; wohl aber babe fie gegenüber ber 
gegenwärtig Dort ———— Geſetzgebung, welche die ganze 
Summe des Kaufpreiſes zur Beſteuerung hereinziehe, den 
thatſächlichen Gefihtspunft berückſichtigt, daß in den alten 
Landestheilen immer nur der Ueberſchuß der Kaufgelder 
über ben Totalbetrag der inſkribitten Hypotheken eingetragen 
werde, und demgemäß aud bier nur diejen Ueberſchuß ber 
Berehnung der Koftenforderung zu Grunde gelegt. Im 
Nebrigen ſei e8 zwar richtig, daß die Erträge der Gerichts» 
foften in den Bezirken Gafjel und Wiesbaden die Anfchläge 
überftiegen hätten; dies babe jedoch feinen Grund nicht 
darin, daß ber einzelne Anfap zu hoch gegriffen fei, jondern 
darin, dab man bie Lebhaftigfeit des Verkehrs zu gering 
veranlagt habe. Das öftere Vorkommen eines und des— 
felben Geſchäftes lönne aber an und für fi feine Veran— 
laffung geben, dafjelbe niedriger zu befteuern, denn bie 
Arbeit der Behörden, welche man ald Gegenleiftung gegen 
ag der Gerichtäfoften zu betradhten babe, bleibe doch 
dieſelbe. 

Nachdem noch mehrere Kommiſſionsmitglieder ſich theils 
für, theils gegen die Auffaſſung des Referenten in der Ge— 
neraldisfuffion ausgeſprochen hatten, ging man zur Berathung 
ber einzelnen Artikel des Gejegentwurfs über. 


Zu dem Eingang des Entwurfs hatte die Kommil« 
fion nichts zu bemerken, dagegen wurde beſchloſſen, bie 
Ueberjchrift des Geleges zu Ändern, und demgemäß vor» 
zuſchlagen: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, bie 

gegenwärtige Ueberichrift des Gejepentwurfs durch fols 

gende zu erlegen: 
Geſetz, betreffend die Gerichtsfoften im Bezirke des 
Appellationsgerichts ji Wiesbaden. 

Zu Artikel I. und II. beantragt bie Kommilfion An- 
nahme, weil dieſe Vorſchriften dem in ben altländijchen 
Territorien beftehenden Rechte entiprechen. 

Zu Artikel III. beihloß die Kommilfion, in Zeile 2 
von oben ftatt „der Verordnung“ den Farroftoron Muahrud 
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„bes Geſetzes“ zu fegen, und beantragt im Uebrigen An» 


nahme. 
Zu Artikel IV. beantragt die Kommilfion in ber legten 
Zeile ftatt „Wahn“ zu jagen „Wahnfinnigkeite.” — Die 


Herren Bertreter ber Regierung erkannten dies als eine Res 
daftiondverbefferung an. Gegen den Inhalt des Artikels 
*3 die Kommiſſion nichts zu erinnern und beantragt An— 
nahme. 

Zu Artikel V. bemerkt der Referent: Es ſei nothwen- 
dig, an diefer Stelle eine Beftimmung zu treffen für den 
Fall, daß der Konkursprozeß zu Unrecht erfannt oder ein« 
geleitet fei, und entweder in erfter Inſtanz das Verfahren 
wegen vermutheter Ueberſchuldung eingeftellt, oder in zwei« 
ter Inftanz das Konfurderfenntniß der erften Inſtanz wies 
ber aufgehoben werde. Die Motive des Gejepentwurfs 
gingen von ber unrichtigen Vorausſetzung aus, daß in allen 
biefen Fällen der Kribar oder diejenige Perjon, gegen 
weldhe das Verfahren wegen vermutbeter Ueberjhuldung 
eingeleitet worben jei, durch jein Verhalten die Prozedur 
veranlaßt habe. Dies jei jedoch nicht der Fall, denn bas 
Verfahren wegen vermutheter Weberihuldung werde dort 
ohne Befragung ber Gläubiger oder des Schuldners ex officio 
eingeleitet auf Grund eines von dem Exekutanten erftatte- 
ten Ueberſchuldungsberichtes, in welden Berichten jehr häu- 
fig Irrthümer vorfämen, an welchen der Verflagte volllom- 
men fhuldlos fe. Auf Grund deſſen —— der Refe⸗ 
em an die Stelle des legten Alinea folgende Vorſchrift zu 
epen: 

„Wenn der Schuldner feine Zahlungsfähigfeit nachweift, 

oder dad Konfurderfenntniß im zweiter Inftanz auf 

gehoben wird, fo find die Koften des Verfahrens nie- 
derzuſchlagen.“ 

Gegen den Antrag wurde geltend gemacht: Immer« 
bin gebe der Schuldner durch fein eigenes Berhalten info» 
fern re te zu der Prozedur, als die Erefution frucht- 
los bleibe und dadurch der richterliche Befehl, daß er feine 
Zahlungsfähigkeit nachweiſe, nothwendig werde. Weile er 
bie Safe feiner Mittel rechtzeitig nicht nad, dann fei 
ed feine Schuld, wenn der Konkurs erkannt werde. Werbe 
berfelbe dann auch in zweiter Inftang wieber aufgehoben, 
jo trage er immerhin infoweit die Schuld bes Verfahrens, 
als es jeine Sache geweien wäre, die Bahlungsfäbigfeit recht. 
zeitig in erfter Inſtanz darzuthun. 

Der Herr Kommiſſarius des Finanzminiſteriums wiber« 
ſprach dem Antrage nur, ſoweit er die Koſten der zweiten 
Inſtanz betreffe, während er anerkannte, daß bei Einfellung 
bes Ueberjhuldungsverfahrens in erfter Inftanz allerdings 
die Möglichkeit vorliege, daß das Verfahren ohne Berjhul- 
ben des Berklagten auf Grund eines irrthümlichen Berichtes 
bes Gerichtsvo — eingeleitet worden ſei. Einem dieſe 
Umftände berü ſichtigenden Antrage erflärten die Herren 
Regierun vn gr Rechnung tragen zu wollen. 

Nachdem noch ausgeführt worden war, daß ed immer- 
bin im Falle einer Einftellung des Ueberjhuldungsverfahrens 
oder einer Aufhebung des Konkurserkenntniſſes als Regel zu 
betrachten jei, daß nicht ber Kridar oder der Schuldner, 
ber ja das höchſte Intereffe babe, fi diefem Verfahren zu 
entziehen, die ſchuldvolle Beranlaffung deſſelben fei, und 
daß daher die Gejepgebung fi mad dieſer regelmäßig ein» 
tretenden Vorausſetzung zu richten und den Schuldner, der 
ſchon durd die ungeretfertigte Einleitung des Ueberſchul— 
dungsverfahrens oder dur bie ungerechtfertigte Erkennung 
des Konkurſes an feinen Intereflen und feiner Geſchäftsehre 
ſtark genug beſchädigt jei, nit auch noch mit Gerichts. 
foften zu belaften babe; nachdem ferner von einem Mit- 
gliede der Kommilfion ftatt des Antrages ded Referenten 
folgender Abänderungsantrag geftellt worden war: 

Wenn ber Schuldner Pine Zahlungsfähigkeit nachweift 

ober dad Konkurserfenntniß in zweirer Inſtanz aufge 

hoben wird, jo hat ber Richter, Iofern er ß ber Ueber⸗ 


zeugung gelangt, daß das gerichtliche Einjchreiten nicht 
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lediglih dur das Verhalten des Schuldners im Hülfs- 

vollſtreckungsverfahren hervorgerufen ift, die Koften bes 

Berfahrens niederzufchlagen, 
und nachdem die Herren Regierungd-Kommilffarien ih mit 
diefem Amendement einverftanden erflärt hatten, ſchritt man 
zur Abftimmung, bei welcher das legtere mit 7 gegen 6 Stim- 
men abgelehnt und mit derjelben Majorität der Antrag bes 
Referenten angenommen wurde. Die Kommilfion beantragt 
demgemäß: 

Das Haus ber ———— wolle beſchließen, das 
legte Alinea bes Art. V. zu flreihen und ftatt deſſen 
die Worte zu jepen: 

Benn ber Schuldner feine Zahlungsfähigfeit 
nachweiſt oder das Konkurserfenntniß in zweiter 
Inftanz aufgehoben wird, jo find die Koften bes 
Verfahrens niederzuſchlagen, 

und ſodann den Art. V. mit diefer Modififation an« 

zunehmen. 

Zu Art. VL führt der Referent aus: Auch nad bem 
Vorſchlage des gegenwärtigen Gejepentwurfes, welcher aller- 
dings im Verhältniß zu den jept beftehenden Gerichtskoſten⸗ 
fügen eine weſentliche Berbefferung enthalte, ſei dod ber 
Appellationsgerihtsbezirt Wiesbaden immer noch zu hoch 
belaftet, und zwar aus folgenden Gründen: 

Sn den bortigen Territorien ſei, wie bereitö in ber 
Generaldistulfion erwähnt, das Gelammtareal in unendlich 
mehr Parzellen zerlegt als in den altländiihen Provinzen. 
Dadurch erhöhe * das Total überall da, wo der einzelne 
Anfap nah der Parzellenzahl erhoben werde. Außerdem 
finde der Wechſel des Eigenthümers weit ne ftatt, und 
es müfje nad bdortiger Gefepgebung jeder Eigenthums-» 
wechſel, um gültig zu fein, gerichtlich beurfundet werben. 
Der Staat beziehe aljo alle diefe einzelnen Säpe weit 
häufiger. Es dauere verhältnißmäßig nicht lange, jo fomme 
der Gejammtbetrag ber einzelnen Erhebungen einem hoben 
Bruchtheil bes —— des Grundſtückes gleich. 
Es finde dort gleichſam ein öfterer Stoffwechſel ſtatt, ohne 
daß deshalb in toto dad Quantum bed gewechſelten Stoffes 
ein größeres jei; man bürfe aber 5. besbalb den in 
einer Mehrzahl einzelner Akte vorgehenden Wechſel bes 
Stoffes nit höher belaften, als wenn er in einem ein« 
äigen Alte vor fi gebe; ebenjo wenig wie man, wenn 
.B. die Mahlzeiten befteuert würden, diejenigen Men- 
welhe nad Maßgabe der phyſiſchen Vorausſetzungen 
ihres Körpers, ihrer Gewöhnungen und ihres Aufenthalts« 
orteds 10 Mahlzeiten pro Tag nöthig haben, höher mit 
Koften belaften dürfe ald denjenigen, der Daffelbe in quali 
et quanto in einer Mahlzeit zu fi nehme Er glaube 
beshalb, daß die Koftenanfäge in Art. VI. pos. 2. A. nar 
mentli für die geringeren Objekte, zu hoch jeien, und be 
antrage daher folgende Ermäßigungen: 

1) unter lit. a, auf 10 Sgr., 
2) unter lit, b. auf 15 Sgr. und 
3) unter lit. e. auf 10 Sgr. 

Hiergegen wurde erinnert: Bei der Vergleihung ber 
Gerichtöfofteneinnahmen in den einzelnen Ranbestbeilen 
fomme es nicht darauf an, was aus einer jeden einzelnen 
Provinz eingebe, jondern nur darauf, daß in ben einzelnen 
Theilen für denjelben At an Koften nicht mehr an 
werde, ald in den anderen, 

Der Referent führte dann weiter aus, daß abgeſehen 
son dem von ihm bereits hervorgehobenen Gefihtäpunfte 
die außerordentlihe Belaftung des Bezirkls Wiesbaden 
auch dadurch eintrete, daß in den. altländiichen Pro» 
vinzen das Gericht vermittelft des Kaufgelder-Belegungs- 
verfäßrens alle diejenigen Funktionen präftire, melde in 
Naſſau durch die fogenannten Steiggelderheber beforgt wür« 
ben. In Naffau eriflire nämlih nicht das Inſtilut bes 
Kaufgelberbelegungsverfahrens, vielmehr werde bei jeder Ver⸗ 
fteigerung ein Erheber beftellt, welcher ald der gemeinfame Man- 
datar jämmtlicher Interreffenten zu betrachten und bamit beaufs 


tragt ſei, die Berfteigerungsgelber zu erheben undnad Maßgabe 
ber aus dem Grundbuch * ebenden Vorausſetzungen an die 
Hypothekargläubiger, ven Verkäufer und ſonſtige Intereffenten 
vertheilen. Entftehe hierbei ein certamen de prioritate fo 
omme e3 allemal zum Konfursverfahren, woraus fi denn auch 
die verhältnigmäßig außerordentlich große Zahl von Konkurs 
prozeſſen in Naſſau erfläre. Alle diejenigen Verrichtungen, 
welche in Altpreußen in bem SKaufgelberbelegungsverfahren 
mit inbegriffen find, müffe alſo dort der Intereffent außer 
den Gerichtöfoften und über diefelben hinaus auch noch 
einmal an Steiggelberhebungstoften bezahlen, ohne daß 
ihm Seitens des Staates irgend etwas dafür geleiftet 
werde. Es ſei daher dringend zu wünſchen, daß, voraud« 
efept, daß nicht die materielle Geſetzgebung unifizirt werben 
önne, wenigftens biefe jchreiende Differenz bei gegenwärtiger 
Gelegenheit befeitigt werde, und zwar ſchlage er vor, vies 
in der Art zu thun, daß man mindeftens für bie betreffenden 
Erhebungen diejelben Gebühren ftatuire, welche das Geſetz 
som 11. Mai 1851, betreffend ben Anfap und bie Erhe— 
bung der Gebühren der Notare, im $. 10. A die Erhebung 
und Ablieferung von Geldern feſtſetzt. Hiergegen laſſe ſich 
—— etwa einwenden: der Wortlaut der in Naſſau be— 
ehenden Geſetzgebung ſchließe die Anſicht nicht aus, daß 
die Uebernahme des Mandats eines Steiggelderhebers auch 
in dem Falle, wenn die Mitglieder der Feldgerichte als 
ſolche fungiren, als ein freiwilliger Aft zu betrachten fei, zu 
weldem nah Maßgabe der gegenwärtigen Gejepgebung 
Niemand gezwungen werben fünne. Cr (der Referent) halte 
zwar dieſe Auslegung nicht für richtig, fondern glaube, 
daß die Erhebung von Steiggeldern durch die Feldgerichte 
eine mit ihrer dienftlihen Stellung verbundene öffentliche 
Funktion jei; um indefjen allen Zweifeln vorzubeugen, bean» 
trage er den beabfidhtigten Zufag jo zu faflen: 

Die Mitglieder ber Zeldgerichte find zur Weber 
nahme ber Steiggeld»Erhebung verpflichtet. Sie er 
halten dafür an Gebühren: 

a) a bis zu 500 Rthlin. von je 10 Rthlrn. 


3 Sgr., 
b) von dem Mehrbetrage bis zu 1000 Rthlrn. von je 
50 Rthlrn. 74 Sgr., 
c) von — Mehrbetrage von je 100 Rthlrn. 
71 Sgr. 
5 Die angefangenen Beträge werben für voll ge 
rechnet. 

Es geſchehe hierbei abfihtlih, daß der legte Sap bes 
Geſetzes, betreffend den Anſaß und die Erhebung der Ger 
un der Notare, vom 11. Mai 1851, $. 10., welcher 
autet: 

Die —— werben von jedem beſonders erho⸗ 
benen Betrage bejonderd berechnet, 
nicht mit aufgenommen werbe in das Amendement, indem 
er bei einer ——— vieler Meiner Objekte zu einer 
übermäßigen Belaftung führen würde, 

Die Herren Regierungs « Kommiffarien jowie verſchie— 
bene Mitglieder der Kommilfion befämpften den erft er 
wähnten Antrag auf Herabjepung der unter Art. VI. pos. 2. 
A. a, b, c firirten Gebühren, weil die von dem Referenten 
vorgetragenen Gründe, aud voraudgelept, daß fie richtig 
wären, infoweit nicht zutreffen, als immer für denfelben 
Akt diefelben Koften erhoben werben müßten, während von 
anderer Seite geltend gemacht wurde, daß die Heberbürbung 
ber Provinz Heffen-Naffau mit Gerichtäfoften gerade darin 
ihren Grund habe, daß bie Anwendung ber altländiſchen 
Tarife dort, wo andere Gelege und andere Zuftänbe eri« 
ftiren, ganz anders wirken müffen als in ben altländifchen 
Provinzen. Was dagegen den bie Koften für Steiggeld- 
erhebung betreffenden Antrag anlangt, jo waren diejenigen 
Kommilfionsmitglieder, welde das Wort ergriffen, mit dem» 
jelben einverftanden, und auch ber Herr Vertreter des Juftiz- 
minifteriums erflärte bdenjelben materiell für annehmbar, 
war jeboh der Meinung, daß die beantragte Vorfchrift 
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zwedmäßiger als Zujag zu dem Art. XV. ihre Stelle finde, 
womit fid der Antragfteller einverftanden erflärte. 

Bei der darauf vorgenommenen Abftimmung wurbe ber 
Antrag, betreffend den Artifel VI. pos. 2. A., a,b, c. 
mit 7 gegen 7 Stimmen abgelehnt, dagegen der Antrag in 
Betreff der Steiggelderhebungsfoften als Zuſatz zu dem 
Artikel XV, einftimmig angenommen. — Wir werben alfo 
bei Artifel XV. auf denjelben zurüdfommen. 

u pos, 3. B. beantragte der Referent, die Verſagung 
des Bufälages foftenfrei zu laſſen, da die BVerfteigerung 
durch ten Bürgermeifter, welcher lediglid als Subftitut des 
Staatsbeamten der freiwilligen Gerichtöbarfeit fungire, ihrer 
Form, ihrer fides und ihrer Wirkung nad einer gerigt- 
lichen vollfommen glei zu achten ſei, und ber Umftand, 
daß bie Gebühren von dem Bürgermeifter bezogen werben, 
an ber Sade nichts ändern könne, fo daß, wenn in ben 
alten Landestheilen, wo ber Richter die Verfteigerungen ab» 
bält, die Verſagung des Zufchlages foftenfrei ift, ein Glei— 
ches aud der Fall fein müſſe in den neuen Landestheilen, 
wo ftatt bed Richters der Bürgermeifter fungire, und von 
den Interefjenten ebenfo gut bezahlt werben müffe, wie bier 
der Richter. 

Nachdem fi der Korreferent hiermit einverftanden er» 
flärt Kr wurde ber Antrag bed Referenten, welder da⸗ 
bin gebt: 

Im Artifel VI. pos 2. D. alinea ultima ftatt der 

Faffung des Entwurfs zu jagen: 

Die richterlihe Verfügung, durch welde der Zus 
ſchlag verfagt wird, ergeht Foftenfrei, mag bie Ber- 
fteigerung der gepfändeten Immobilien durd ben 
Richter oder durch ben Bürgermeifter bewirkt wor» 
ben fein, 

und ftatt pos. 3. (pag. 17, am Ende) zu jagen: 

Wenn bie Bakdsaus der gepfändeten Immo— 
bilien durdy den Bürgermeifter der Gemeinde be= 
wirft worden ift, jo wirb für die richterliche Ger 
nehmigung des Zuſchlages der Sap zu 2. D., unter 
Anwendung der übrigen bezüglihen Beftimmungen 
unter 2. D. und F, erhoben, 
mit 11 gegen 3 Stimmen angenommen und barauf mit 
berjelben Majorität der Artikel VI. Die Kommilfion bean- 
tragt daher: 
as Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, ben 

Artifel VI. mit der gebadhten Abänderung anzu« 
nehmen. 

* Artilel VIL, VIIL, IX., X. und XI. wurden 
ohne Diskujfion angenommen. 

Zu Artifel XII beantragte der Referent, die Säpe 
unter a,, b. und c. der pos. A. als zu hoch gegriffen zu 
ermäßigen, rebuzirte jedoch dieſen Antrag, als berjelben auf 
vielfahen Widerſpruch ftieß, darauf: 

in pos. c. Malt „15 Sgr.“ zu fagen „10 Sgr.“ 

Zur Rechtfertigung dieſes Antrages wies er auf bie 
Beiplüffe der Kommilfion zu der Grundbuch-Ordnung bin, 
fowie auf ben Umjtand, daß nah dortigem Recht die Be 
figtitelberihtigung nicht abhängig fei von dem freien Wil« 
len ber Kontrahenten, fondern ausnahmslos und in allen 
Fällen auch gegen den Willen ber Intereffenten ex officio 
durch den Richter erfolgen müffe.e Dem gegenüber wurde 
von ben Herren Regierungs » Kommifjarien barauf bin« 
gewieſen, daß bie Ab- und Zuſchreibung im Stockbuch erſt ben 
Eigentbumsübergang perfekt made und injofern Das 
dortige Stockbuch dem altländiſchen Hypothelenbude analog 
fei; auch fei es nicht zu bezweifeln, daß die Staatsregierung 
jene Abminderung, welde die Kommilfion zur Grundbud- 
ordnung vorgeihlagen habe, zu acceptiren außer Stande 
fein werde. Hiergegen wurde erinnert, daß aud in biefem 
alle wenigftens der zweite von dem Referenten geltend 
gemachte Grund hinreihe, um bie beantragte Reduzirung 
zu rechtfertigen. 

Bei der Abftimmung wurbe der Antrag: 
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in Artifel XII. pos. A. c. den Betrag von 15 Sgr. 

auf 10 Sgr. herabzuſetzen, 

mit 10 gegen 4 Stimmen angenommen. In Bolge des 

weiter unten zu erwähnenden Beichluffes in Betreff ber Ge- 

richtöfoften für den Eigenthbums-Borbehalt jah fi die Kom— 
milfion genötbigt, —2* auf obigen Beſchluß zurückzu—⸗ 
fommen. Der Herr Vertreter des Finanzminiſterii erflärte 
nämlih, daß die Königlihe Staatsregierung nur dann auf 
den Antrag wegen bes Eigenthums-Vorbehaltes eintreten 
und bemfelben ihre Zuftimmung geben fünne, wenn bier der 

Sap von 15 Sgr. wiederhergeftellt werde; bie Regierung 

babe dem bier in Frage ftehenden Beihluffe zum Entwurfe 

einer Grundbuhorbnuung mit aller Beftimmtheit ihre Zu- 
ftimmung verweigert und könne daher unmöglich im Wider 
ſpruch damit hier einen geringeren Satz acceptiren. 

Die Kommilfion, geleitet von der Abficht, wegen biejer 
Differenz das Zuftandefommen des Gefepes nicht in Frage 
zu ftellen, ging nunmehr von obigem Beſchluſſe zu A. c. 
wieder ab, nachdem der Vertreter des Finangminifterii erklärt 
hatte, wenn in Zufunft eine Ermäßigung der Koftenanfäpe 
für die alten Provinzen eintrete, jo werde dieſelbe jelbftver- 
ſtändlich fofort auch für die Bezirke der Appellationsgerichte 
in Kiel, Eaffel und Wiesbaden eingeführt werben. 

Zu Lit. B, beantragte der Referent auf Grund der in 
der Generaldisfuffion von ihm und anderen Mitgliedern 
gemachten Auseinanberjegungen: 

In Alinea 1. die Worte „eines Eigenthums-Vorbe⸗ 
balts* ſowie das Alinea 2. zu ftreihen und ftatt deren 
der pos. B. einen Zuſatz zu geben, lautend wie folgt: 

Der Bermerk des in dem Kaufvertrage enthaltenen Eis 

gentbumsvorbehalts im Stockbuch geſchieht Foftenfrei. 

Bei der Diskuffion diejes Antrages wurden im MWejent: 
lien bie in ber Generaldisfuffion erörterten Gründe von 
Neuem ausgeführt und in ihren Einzelheiten erörtert. 

Bei der Abftimmung wurde der Antrag des Referenten 
mit 7 gegen 6 Stimmen abgelehnt, dagegen verftändigte 
fh die Kommiffion auf Antrag des Herm Korreferenten 
und in Erwägung: 

1) daß nad der in Ausficht ftehenden neuen Grunderwerb⸗ 
Geſetzgebung für die alten Landestheile, das gemein» 
rechtliche Inftitut des Eigenthbumsvorbehalts und folg- 
ER auch der dafür zu erhebende Betrag an Gerichtd- 

foften wegfallen, 

2) daß ber Bormert bes bereits in dem Kaufbrief beur- 
fundeten Eigenthumsvorbehalts in dem Stockbuch für 
das Gericht ein Gegenftand von verhältnißmäßig ge- 
ringer Mühwaltung ſei, und daß berjelbe 

3) nicht auf Antrag der Intereffenten, jondern ex officio 
vorgenommen werbe, auch 

4) jehr bald wieder wegfalle, und 

5) der Käufer, wenn er nicht aus eigenen Mitteln zahlen 
fann, doch zum Zwed der Aufbringung bes Kaufgeld- 
reſtes anderweitig Hypothek errichten und die Gerichts« 
foften dafür tragen muß, 

ne | dabin: 

rtitfel XIL Lit. B. dahin zu faffen: » 

a) für die Eintragung eines Pfandredhts oder einer 
Eigentbumsbeihränfung (Servitut u. |. w.) in 
das Originalſtockbuch, einſchließlich der an das 
Feldgericht ergehenden Weiſung zur Bewirkung 
des Eintrags in das Duplifat des Stockbucht 
und aller fonft dabei vorfommenden Neben- 

ejhäfte die Sätze zu A., 

b) Hr die Eintragung eines Eigentbumsvorbehal« 
tes in das Driginalftodbudh einſchließlich der 
an das Feldgericht ergebenden Weilung zur Ber 
wirkung des Gintrages in das Duplitat bes 
Stodbuh und alle fonft dabei vorfommenben 
Nebengeihäften: der Säge zu A. 

Bei Eintragung von Gigenthumsborbebaltii 

u. ſ. w., wie im Entwurfe. 
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Folge der Annahme dieſes Beſchluſſes ift, Daß im fer» 
neren Verlaufe von Lit. F.l. des Art. XII. ab überall 
ba, wo auf Poj. B. Bezug genommen wird, es nunmehr 
beißen muß Ba. 

Im Uebrigen beantragt die Kommilfion: 

Dad Haus der Abgeordneten wolle beichliegen, ben 

Art. XU. mit der von der Kommilfion zu B, bean- 

tragten Abänderung anzunehmen. 

Art. XIII. und XIV, wurden ohne Diskuſſion ange» 
nommen, 

Zu Art. XV. beantragt die Kommilfton, als Eingang 
Folgendes zuzujepen: 

Die Mitglieder der Feldgerichte find zur Uebernahme 

ber Steiggelderhebungen verpflitet. Sie erhalten da- 

für an Gebühren: 

a) — bis zu 500 Rthlrn. von je 10 Rthlr. 


gt, 

b) von tem Mebrbeirag bis zu 1000 Rtblen. von 

je 50 Rthlr. 71%, Sgr., 

ec) von dem Mebrbetrage von je 100 Rthlr. 71/, Sr. 

Die angefangenen Beträge werben für voll ge 

rechnet. 

Zur Rechtfertigung dieſes Antrages wird auf die Er— 
örterung zu Art, VI. Bezug genommen, 

Die Art. XVI. und XVIL fo wie der Eingang bes 
Gejep- Entwurfs wurden ohne Diskuffion angenommen. 

Zu ter Ueberichrift wurde die Eingangs angeführte 
Abänderung beantragt. 

In der Schlufabftimmung wurde das ganze Geſetz mit 
den beichloffenen Amendements mit 10 gegen 4 Stimmen 
angenommen. 

Die Kommilfion beantragt demnach: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
dem Gejepentwurf mit den von der Kommiſſion 
vorgeſchlagenen Abänderungen die verfaffungs- 
mäßige Zuftimmung zu ertheilen. 


Berlin, den 6. Februar 1870, 


Die verſtärkte Kommiſſion für das Juſtiz— 
wejen. 


Miller (Solingen), Borfigender. Dr. Braun (Wiesbaden), 
Berichterftatter. Kratz. Windthorſt (Lüdingbaufen). 
v. Bonin (Schlawe). Havenſtein. Wachler. 
Dr. Bähr (Caſſel). Koch. Heyl. Gottfchewsfi. 
Körbin. Lampugnani. Haack. Dr. Ebner. 
Gleim. arburg. Giller. Korſch. 


NM 336. 11 


Zufammenftellung 


ber 


Regterungs- Vorlage mit den Vorjchlägen der 
Kommiſſion. 


Negierungd: Vorlage. 





Geſetz, 
betreffend 
einige Abänderungen und Ergänzungen der 
Geſetze über den la und die Erhe— 
bung der Gerichtskoſten im Bezirke des 
Appellationsgerichts zu Wiesbaden. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
König von Preußen ꝛc., 


verordnen behufs Abänderung und Ergänzung einiger Bes 
ftimmungen der Verordnung vom 30. Auguft 1867 (Ges 
jep-Samml. ©. 1399.), betreffend den Anfap und die Erhe— 
bung der Gerichtöfoften und der Gebühren der Notare und 
Rechtsanwalte in dem vormaligen Herzogtum Naffau und 
den vormals Großherzoglich 8 

Ausſchluß des Ober⸗Amisbeziris Meiſenheim, mit Zuſtim— 
mung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt. 


Artikel I. 
Zu & 11. des Gefepes vom 10. Mai 1851. 


Die unter 4. Buchſtabe f. enthaltene Beftimmung 
bleibt außer Anwendung. 


Artikel IE. 
Statt $. 15. bes Gejepes vom 10. Mai 1851, 


Jede Koftenforderung giebt einen Titel zum Pfand» 
en auf die dem Schuldner gehörigen Immobilien. Der 
felbe wird einem ſolchen gleichgeachtet, welcher durch rechts» 
fräftiges Urtheil feftgeftelt ift. 


Artifel HEN. 
Statt Artikel 8. des Gefepes vom 9. Mai 1854. 


C. Benn auf fontradiftoriihe Verhandlung erfannt 
ift, jo wird der Sap zu A. (Artifel 7. der Verordnung 
som 9. Mai 1854) doppelt erhoben. 

In den nad $$. 37. und 87. der Verordnung vom 
24. Juni 1867 (Gefep - Sammlung ©. 885.) zu ver- 
handelnden Arreft:, Baus, Mieths-, Poffefforiene und 
Wechſelſachen wird jeboh ber Sap unter A. (Artikel 7 
des Gejeges vom 9. Mai 1854) nur um die Hälfte erhöht; 
ebenjo in allen Prozeßſachen, welche vor die Einzelrichter ge» 
bören, wenn in erfter Inftanz auf kontradikloriſche Ber- 
handlung erfannt oder in höherer Inftanz der Refurs einge» 
wendet und erft nah Mittbeilung der Nekursichrift eine 
Entſcheidung erfolgt ift. 


Artikel IV. 
Zu $. 9. des Tarife. 


Der gleihe Sap fommt in ben bier beſonders be» 
nannten Arten bes Verfahrens «ud dann zur Anwendung, 
wenn bafielbe nicht als ein progeßrichterliches behandelt 
wirb und, unter derſelben Vorausſeßung, auch in dem Vers 
fahren auf Verjhollenheits-, Wahn, Blödfinnigfeits- und 
Vrodigalitäts-Erflärung. 


eſſiſchen Gebietstheilen mit 


Vorſchläge der Kommiſſion. 


Geſetz, 

betreffend | 

die Gerichtsfoften im Bezirke des Ay 
Intiondgerichts zu Miesbaden. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gm 
König von Preußen 2c., 


Unverändert. 
Artikel I. ! 
1 
Unverändert. | 
Artikel IL. | 
Unverändert. | 
Artikel TEE. 
Statt Artifel 8. des Gefepes vom 9. Mai I! 


C. Wenn auf fontrabiftoriihe Verhandlung ei 
ift, fo wird der Sag zu A. (Artikel 7. des Gelege! 
9. Mai 1854) doppelt erhoben. 

In den nah 88. 37. und 87, der Verordnung ® 
24. Zuni 1867 (Geieg- Sammlung ©. 885.) zu verhaud 
den Arreſt-, Bau⸗, Mieths-, Poſſeſſorien- und Wedhſelut 
wird jedoch der Satz uuter A. (Artikel 7. des Geſeßet 
9. Mai 1854) nur um die Hälfte erhöht, ebenſe in # 
Prozeßſachen, welche vor die Eingelrichter gehören, met 
erfter Inſtanz auf eontrabiftoriihe Verhandlung eilu 
oder in höherer Inſtanz der Rekurs eingewendet un 
nad Mittheilung der Rekursſchrift eine Entſcheidung 
folgt ift. 


Artikel IV. 
Zu 8. 9. des Tarife. 

Der gleihe Sap kommt in den hier bejonder! * 
ten Arten des Verfahrens auch dann zur Anwendung 
dafjelbe nicht ala ein progefrichterliches behandelt wird e 
unter derſelben Vorausſehung, aud im dem Derfahren » 
Verſchollenheits, Wahnfinnigkeits-,Blödfinniglett‘ 
Prodigalitäts-Erflärung. 
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Megierungs: Borlage. 
Artikel V. 
tt &. 8. der Verordnung vom 30. Auguft 1867. 
B. Für die Eröffnung des Konkurs» Verfahrens in 
mter Nr. 1. bis 3. in 8. 52. der Verordnung vom 


September 1859 (Naffauiiches Verordnungs⸗Blatt ©. 
bezeichneten Fällen find bejondere Koften nicht zu er- 


für das im $. 54. a. a. D. bezeichnete Verfahren 
ı vermutbeter Weberihuldung ded Vermögens wird ber 
Artikel 5. A. des Gejepes vom 9. Mai 1854 erhoben. 
Das Koften-Objeft ift in diefem Falle als unſchätzbar 
zehmen. 

Wird gegen das Konkurs-Erkenntniß ein Rechtsmittel 
gt und daſſelbe verworfen, jo kommen für bie 
andlung und Entſcheidung darüber die nämlichen 
„wie im gewöhnlichen Prozefje, zur Anwendung. 


Artikel VE. 
tt$. 9. der Berorbnung vom 30, Auguft 1867. 


I) Benn Smmobilien im Wege der Hülfsvoliftredung 
ändet worden find, fo werden außer den in $. 12. 
rl. der Berorbnung vom 30. Auguft 1867 verorb- 
2 Eigen für den Erlaf des Pfändungedekrets, weitere 
im für die Vollziehung der Pfändung von Immobilien 
die rihterliche Verfügung, welche in Bezug auf bie 
a weitere Zwangsmaßregeln anorbnet ($. 12. Ziffer 2. 
4a. a. D.) nicht erhoben. 
2) Venn die BVerfteigerung der gepfändeten Immo» 
2 dur einen Kommiffar des Amtägerichts ftattfindet, 
erden erhoben: 
A, für das BVerfteigerungs » Verfahren, ausſchließlich 
der richterlihen Genehmigung des Berkaufs, 
a) — Betrage bis 100 Rthlr. von je 50 Rthlrn. 
dt-, 
b) von dem Mehrbetrage bis 200 Riblr. von je 50 
Rthlrn. 20 Sgr., 
‘) von dem Mehrbetrage bis 500 Rthlr. von je 50 
Rthlrn. 221 Sgr., 
d) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 50 
Rihlrn. 10 Sgr., 
*) von dem Mehrbeirage bis 2000 Rihlr. von je 100 
Rihlrn. 15 Sgr., 
!) von dem Mehrbetrage bis 20,000 Rthlr. von je 
500 Rthlrn. 14 Rtblr. 
g) von dem Mehrbetrage von je 1000 Rihlr. 14 Rıhlr. 
B. Wenn das Verfahren vor Abhaltung des erften 
Steigerungs =» Termind, jedoch nah Abgang ber 
Publifations-Ausfhreiben zu bemielben aufgehoben 
‚ wird: 4 ber vorftehend zu A, beftimmten Gäpe. 
C. Für den nad Abhaltung der beiden erften Steiger 
tungd-Termine anberaumten dritten Steigerung?- 
Termin, wenn die darauf Bezug habenden Publi« 
fafationd » Ausjchreiben zum Yang beförbert wor- 
den find, gleihviel, ob der Termin wirklich abge» 
dalten worden ift oder nicht: die Hälfte der unter 
A. beftimmten Säpe. 
Für die richterliche Genehmigung des Zuſchlags: 
a) von dem Betrage bis 200 Rthlr. von je 10 Rthlr. 


4 Sgr., 
b) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rihlr. von je 
10 Rthlr. 1 Sgr. 
© von dem Mehrbetrage bis 10,000 Rihlr. von 
ie 200 Rthlr. 74 Sgr. 
Neben dieſen Sähzen wird nod ber Betrag 
ded nad den Beftimmungen des Stempelgejepes 
zu berechnenden Wertbftempels erhoben. 


el 
— 


Vorſchläge der Rommifflon. 


Artikel V. 
Statt 8. 8. der Verordnung vom 30. Auguft 1867. 


B. Für die Eröffnung des Konkurd-Berfahrens in der 
unter Nr. 1. bis 3. in $. 52. der Berorbnung vom 28. 
September 1859 (Naffauiiches Berordnungs-Blatt S. 182.) 
bezeichneten Fällen find befondere Koften nicht zu erheben. 


Für das im $. 54. a. a. D. bezeichnete Verfahren 
wegen vermutbeter Ueberſchuldung des Vermögens wird ber 
Sap Artifel 5. A. des Gefeped vom 9. Mai 1854 er— 
oben. 

’ Das Koften-Objekt ift in diefem Falle als unfhägbar 
anzunehmen. 

Wenn der Schuldner feine Zahlungsfähigkeit 
nadhweift oder das Konfurd-Erfenntniß in zwei» 
ter Inftanz aufgehoben wird, jo find die Koften 
bes Berfahrens niederzufhlagen. 


Artikel VE. 
Statt $. 9. der Berorbnung vom 30. Auguft 1867. 


1) Wenn Immobilien im Wege der Hülftvollftredung 
gepfändet worden find, jo werden außer ben in $. 12. 
Ziffer 1. der ———— vom 30. Auguſt 1867 verordne⸗ 
ten Sätzen für den Erlaß des Pfändungsdekrets, weitere 
Koſten Fir die Vollziehung der Pfändung von Immobilien 
und die richterlihe Verfügung, welche in Bezug auf Dies 
felben weitere Zwangämaßregeln anordnet ($. 12. Ziffer 2. 
und 4. a. a. D.) nicht erhoben. 

2) Wenn die Berfteigerung der gepfändeten Immobi- 
lien durch einen Kommiffar des Amtögerichts ftattfindet, jo 
werben erhoben: 

A. für das Berfteigerungs- Verfahren, ausichließlid der 

richterlihen Genehmigung des Berfaufs, 

a) von dem Betrage bis 100 Rthlr. von je 50 Rthlrn. 

15 Ser., 
b) von —* Mehrbetrage bis 200 Rthlr. von je 60 
Rthltn. 20 Sgr., 
e) von dem Mehrbetrage bis 500 Rthlrn. von je 50 
Rthlrn. 221 Sgr., 
d) von dem Meehrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 50 
Rthlrn. 10 Sgr., 
e) von dem Mehrbetrage bis 2000 Rthlr. von je 100 
Rthlr. 15 Sgr., 
f) von dem Mehrbetrage bis 20,000 Rthlr von je 
500 Niblen. 14 Rthlr., 

g) von dem Mehrbetrage von je 1000 Rthlr. 14 Rthlr. 
B. Wenn das Verfahren vor Abhaltung des erften Stei« 

erungsd-Kermind, jedod nad) Mbgung der Publifationd» 

usfchreiben zu bdemfelben aufgehoben wird: der 
vorftehend zu A. beftimmten Sätze. 

C. Für den nad Abhaltung der beiden erften Steige 
rungd-Termine anberaumten dritten Steigerungd- Termin, 
wenn bie darauf Bezug babenden Publifations-Aus- 
rn zum Abgang befördert worden find, gleichviel, 
ob der Termin wirklich abgehalten worben ift oder 
nit: die Häfte der unter A. beftimmten Säpe. 


D. Für die richterlihe Genehmigung des Zuſchlages: 
a) von dem Betrage bis 200 Rthlr. von je 10 Rthlr. 


4 Sgr., 
b) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 
10 Rthlr. 1 Sgr., 
c) von dem Mebrbetrage bis 10,000 Rthlr. von je 
200 Rthlr. 7'/, Sgr. 
Neben diefen Sägen wird noch der Betrag des nad 
ben Beftimmungen des Stempelgejepes zu berechnenden 
MWertbftempels erhoben. 
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Die richterliche Verfügung, durch welche ber 
Zuſchlag verlagt wird, ergeht Foftenfrei, 


E. Die Säpe zu A. find nad der Summe des Wertbs 
ber Gegenftände, deren Berfteigerung verfügt wor« 
den, die Säge zu C. nad der Summe des Werths 
ber Gegenftände, zu deren BVerfteigerung ein dritter 
Termin anberaumt worden, in Anjag zu bringen. 
Der Werth fommt, foweit der Verkauf genehmigt 
wird, nad dem Meiftgebote, ſoweit derfefbe aber 
nicht genehmigt wird, beögleihen bei Anwendung 
des Sapes zu B. nad der Tarein Anſchlag. Er- 
reiht das Meiftgebot nicht 2 des Taxwerths, jo ift 
der legtere Betrag — 3 des Taxwerths — bei Be» 
rehnung der Säge zu A. und C. zum Grunde zu 
legen. Soweit in dem letzteren Falle das Kauf: 
geld zur Berichtigung der aus der Maffe vorweg zu 
entnehmenben, durch Koftenvorfhuß nicht gededten 
Koften unzureichend ift, bleibt der Käufer für ben 
überjhießenden Betrag berjelben verhaftet. 

F. Die Säge zu D. find nad der Summe ber geneh— 
migten, in den verſchiedenen Berfteigerungs-Termi- 
nen ($$. 62., 63. und 73, des Naffauiichen Ges 
fepes vom 10. Juli 1851) abgegebenen Meiftges 
bote zu berechnen. 

3. Wenn die Berfteigerung der gepfändeten Immobilien 

durch den Bürgermeifter der Gemeinde bewirkt worden ift, 
fo wird erhoben: 


A. für die rihterlihe Genehmigung des Zuſchlages der 
Sap zu 2. D., unter Anwendung der übrigen be- 
zügliden Beftimmungen unter 2.D. und F.; 

B. für die Berjagung ber ridhterlihen Genehmigung, 
wenn nicht zugleih die Abhaltung eines neuen 
Steigerungd«Termins oder die Einleitung des Ueber- 
Ihuldungd» Verfahrens angeordnet wird: der Sap 
Artikel 5.A. des Gefepes vom 9. Mai 1854. 


Artikel VER. 


Zu $. 10. Nr. 1, der Verordnung vom 30, 
Auguft 1867. 


Außerdem werben erhoben von dem zur Berichtigung 
ber Forderungen der Immobiliar-Pfandgläubiger erforderli- 
chen Betrage bes Erlöſes der Grundftüde: 

a) von dem Betrage bis 200 Rthlrn. von je 10 Rtbirn. 
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Spr. 
b) von dem Mebrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 10 
Rthrn. 21 Sgr. 
c) von dem Meprbetrge bis 2000 Rthlr. von je 100 
Rtblen. 15 Sgr. 
d) von dem Mehrbetrage von je 200 Rthlrn. 71 Sr. 


Statt $. 10. Nr. 5. ber Verordnung vom 30, 
Auguft 1867. 


Für die Anmeldung und Liquideerlennung der im Li— 
quidationstermin als richtig zugeftandenen Anſprüche find 
feine Koften zu berechnen. 

Für die Erörterung der Nichtigkeit der angemeldeten 
und beftrittenen Anſpruͤche (Liquidationt-Klagen) und ber 
Anträge auf Abänderung des Lokations-Urtheils (Prioritätd« 
Klagen) kommen die Koften wie in gewöhnlichen Prozefien 
zur Erhebung. 


Borfchläge der Rommiffion. 


Die richterlihe Verfügung, durch welde te 
ſchlag verfagt wird, ergeht Foftenfrei, mag die 
fteigerung ber gepfänbeten Immobilien! 
ben Richter oder durch den Bürgermeifte 
wirft worden jein. 

E. Die Säge zu A. find nad ber Summe dei & 
der Gegenftände, deren DBerfteigerung verfügt me 
die Säge zu C. nah der Summe des Reit 
Begenftände, zu deren Berfteigerung ein dritter I 
anberaumt worden, in Anſatz zu bringen. Der! 
fommt, joweit der Berfauf genehmigt wird, nad 
Meiftgebote, fuweit derjelbe aber nicht genehmigt 
deögleihen bei Anwendung des Satzes zu B. mu 
Zare in Anſchlag. Erreiht das Meiftgebot nit 
des Taxwerthes, jo ift der legtere Betrag — ! 
Taxwerthes — bei Berehnung der Säge zu A 
C. zum Grunde zu legen. Soweit in dem la 
Falle das Kaufgeld zur Berichtigung der aus der! 
vorweg zu entuchmenden, durch Koftenvoriduf 
gedeckten Koften unzureichend ift, bleibt 
Käufer für den überfhießenden Betrag berielbe 
haftet. 

F. Die Säge zu D. find nad der Summe dur; 
migten, in den verichiedenen Verſteigerungt-Tan 
(88. 62., 63. und 73. des Nafjauischen Eis 
10. Juli 1851) abgegebenen Meiftgebote ju hend 


3. Wenn die BVerfteigerung der gepfändeten Imme 
dur den Bürgermeifter der Gemeinde bewirkt were 
fo wird für die ridterlide Genehmigung dei 
ihlages der Sag zu 2. D., unter Anwendun 
übrigen bezügliden Beftimmungen unter : 
und F. erhoben: 

A. für die richterlihe Genehmigung des Zuidlajt 
Sap zu 2. D., unter Anwendung der übrigen ! 
lihen Beftimmungen unter 2. D. und F. 

B. für die Verſagung der richterlichen Genehmigung, 
nicht zugleich Die Abhaltung eines neuen Steige 
Termins oder die Einleitung des Weberjchuldung 
fahrens angeordnet wird: der Sap Artikel 5. A 
Geſetzes vom 9. Mai 1854. 


Artikel VER. 


Unverändert, 
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dei Prioritätd- Klagen ift der Streitgegenftand 'nad 
Betrage der Forderung, deren Vorzugsrecht angefochten 
ober bei geringerer Höhe der Forderung, für welche 
erzugsrecht beanſprucht wird, nad dem Betrage ber 
n zu beftimmen. Meberfteigt der Werth ber hiernach 
etracht kommenden Forderung die Summe von 60 
‚ lo ift der Streitgegenftand als unſchätzbar anzu- 
n. 


tatt F. 10. Nr. 7. der Verordnung vom 30. 
Auguft 1867. 


für die BVerfteigerung der zur Konfursmaffe gebö- 
Immobilien kommen die Koftenfäge in Artikel VL 
2. oder 3.A. in Anwendung. 

Benn während des Verfahrens auf Zwangs-Verſteige— 
von Immobilien über das Vermögen des Eigenthü- 
der Konkurs eröffnet wird, jo find die Koften für das 
egangene und für das im Konkurſe zu erneuernde 
Ngerungs- Verfahren zulammengenommen nur im eine 
m Betrage zu erheben. 

Bar jedoh im dem vorgängigen BVerfteigerungs-Ber« 
2 Ihen der zweite Verfteigerungstermin erfolglos abge» 
a, \eift, außer den vollen Sägen für das Vorverfahren, 
das erneute Berfteigerungs- Verfahren im Konfurje die 
fe der Säge zu 2.A. zu erheben. 


Artikel VIII. Artikel VIII. 


zu z. 12. Nr. 1. der Verordnung vom 30. 
Auguft 1867. 


für das Verfahren wegen Abnahme des Manifeftations» Unverändert. 
oder Vollzugs des auf eine Pfandklage ergangenen 

lichen Erkenntniffes wird der im $. 12. Nr. 1. der 

mung vom 30. Auguſt 1867 bezeichnete Koftenfag 

als erhoben. 


ug. 12. Pr. 3. der Verordnung vom 80. 
Auguſt 1867. 


der im $. 12. Nr. 3. der Verordnung vom 30. Aus 
%7 beftimmte Koftenanfap wird ferner erhoben: für 
2 dem Gerichtsvollzieher bewirkte Herausgabe einer 
hen oder Einräumung einer unbeweglihen Sade 
für das Verfahren, weldes bezwedt, den unterlier 
Theil zur Unterlafjung oder Vornahme einer Hand» 
Mm nötigen, wenn dem bieferhalb ergebenden richter- 
Strafberehl nicht innerhalb der beftimmten Frift ge- 
vorden ift. 


Artikel IX. Artikel IX. 
Zu $. 16. des Tarifs. 


für die von den Gerichten in den vormals Großher- Unveränbert. 
 Hefftichen Sandestheilen und in den früheren Land» 
den Amte Homburg zu ertheilende Beftätigung und 
gung eines Aftes, wenn derjelbe nicht bei vem für 
fitigung zuftändigen Gericht jelbft aufgenommen und 
tätigung nicht zum Zwecke einer beantragten Eintra- 
bei dem SrundeBypotheten. oder Kontraftenbudhe nad» 
! worden ift — vergleiche Artifel XIL. F. 1. und 2. 
den die Säge in $. 16. des Tarifs zur Hälfte er— 


Artikel X. Artikel X. 
Bu $. 20. des Tarife, 


Die Protofollirung der Viehhändel bei ben Marktaͤm— Unverändert. 
a oftenfrei; für die zu ertheilenden Protofoll= Aus- 
bichriften oder Markticheine werden, außer dem zu ben 
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Marktſcheinen gejeplih erforderlihen Stempel, 5 Silber. 
groſchen entrichtet. 


Artikel XL. 


Statt $. 13. G. 1. der Berordnung vom 30. 
Auguft 1867. 


G. 1. Für die gerichtliche Berfügung, durch welche eine 
freiwillige Berfteigerung von Immobilien geftattet oder dem 
DBürgermeifter ber Gemeinde aufgetragen wird, ift die Hälfte 
bes im $. 16. des Tarifs beftimmten Sapes zu erheben. 


Artikel XII. 
Statt $. 14. der Verordnung vom 30. Auguft 1867. 


hob III. In Stockbuchs- und Hypothekenſachen werben er» 
oben: 

A. Für das Ab» und Zufchreiben der Grundftüde bei 
Befipveränderungen im Driginal-Stodbud;: 

a) von Fi Betrage bis 200 Rthlr. von je 25 Rthlr. 

71, Sgr., 
bei Beträgen bis 5 Rthlr. einſchließlich jedoch nicht 
mehr ald 5 Sgr. 

b) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rihlr. von je 100 

Rthlr. 7Y/, Ser. 

c) von dem Mebrbetrage von je 500 Rthlr 15 Ser. 

Dieje Säge enthalten zugleih die Abgeltung für die 
bei dem Ab» und Zujchreiben der Grundftüde vorfommen- 
den Nebengejhäfte, insbefondere aud: für die Ausfertigung 
der Urkunde über den Eigenthums-Uebergang und über die 
dabei bedungenen Eigenthums-Vorbehalte und Eigenthums- 
Beihränfungen und für die Mebertragung ber ei dem zu» 
zuſchreibenden Grundftüde haftenden, im Stockbuche bereits 
eingetragenen Eigenthums-Vorbehalte, Eigenthums-Beſchrän⸗ 
kungen und Pfandrechte. 

Der Werth mehrerer Grundftücke, welche zugleich auf 
ein und denſelben Artikel eingetragen werben, wird zufam- 
mengerechnet. 

B. Für die Eintragung eines Pfandrechts, eines Eigen« 
thums⸗Vorbehalts oder einer — ee ken er» 
vitut u. ſ. mw.) in bas gg einſchließlich der 
an das Feldgericht ergebenden Weilung zur Bewirkung bes 
Eintrags in das Duplifar des Stedbuhs und aller fonft 
dabei vorfommenden Nebengeichäfte: die Säge zu A. 


Bei der Eintragung von Gigenthums-Vorbehalten 
find die Koften von demjenigen Betrage des dadurch pfand» 
rechtlich gefiherten Kaufgeldes zu berechnen, welcher ſich nach 
Abzug der Anzahlung und der mit der veräußerten Sache 
übergehenden Pfandrechte ergiebt. 

. Für die Bermerfung von Geffionen in den Anla— 
gen des Stockbuchs einihließlih der erforderlihen Benach— 
rihtigungen und aller dabei fonft vorfommenden Nebenge- 
Ihäfte: 5 der Säpe zu A. 

D. Erfolgt die Eintragung deffelben Rechts (zu B.) 
gleichzeitig auf mehreren Artikeln, welche in derſelben Ge— 
markung belegene Grundftüde (Item) deſſelben Eigenthü- 
merd betreffen, jo werben die dafür beftimmten Säge nur 
einmal erhoben. 

In allen anderen Fällen wird für die zweite und jede 
beiondere Eintragung nur die Hälfte der Säpe zu A., jeboch 
nit unter 5 Sgr. und nicht über 3 Ntblr. erhoben. 
Wenn aber ber Werth der Grundftüde, auf welde die wei 
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Wrtifel XI. 


Unverändert. 


| 
| 
Artikel KEN. | 
Statt $.14. der Verordnung vom 30. Augut] 


II. In Stodbuds und Hypothetenfaden u 


erhoben: 
A. Für das Ab- und Zuichreiben der Grunditi 
Befipveränderungen im Driginal-Stodbud: 
a) von dem Betrage bis 200 Rthlr. von je 
25 Rtblr. . . . Pe — — 
bei Beträgen bis 5 Rthlr. einſchließ-· 
ih jebod nit mehr als 5 Sgr. | 
b) von dem Mehrbeirage bis 1000 Rihlt. 
von je 100 Rihlr. . 2 2.2... 

c) von dem —— oon je 500 Rlhk. 15 

Dieſe Säge enthalten zugleich die Abgeltung Ti 
bei dem Ab» und Zuſchreiben der Grundftüde sro 
den Nebengejhäfte, insbejondere auch: für bie ad 
der Urkunde über den Eigenthums-Uebergang und i 
babei bedungenen Eigentbums-Borbehalte nud Eigerh 
Beihränkungen und für die Uebertragung der auf 
zuſchreibenden Grundftüde haftenden, im Stodbud: 
eingetragenen Eigenthums-Vorbehalte, Eigenthun!! 
halte, Eigentbums-Beihränfungen und Pfandreäte. | 

Der Werth mehrerer Grundftüde, melde zus 
ein und benfelben Artikel eingetragen werben, wirt 
mengeredhnet. 

Ba. #ür die Eintragung eines Pfan 
oter einer Eigenthumsbeſchränkung (St 
u. ſ. w.) in das Originalftodbud, einfgliehli 
an das Keldgeriht ergebenden Weilung ju 
wirkung des Eintrags in das Duplikat dei 
buds und aller fonft dabei vorkommendet 
bengeihäfte: die Säpe zu A. 

b. #ür bie Gintragung eines Eigent 
Vorbehaltes in das Originalſtockbuch ein 
li der an bas Feldgeriht ergebenden 8 
zur Bewirlung des Eintrags in das Duplilt 
Stodbuhs und aller fonft dabei vorfomn! 
Nebenge häfte: '% der Säge zu A. 

Bei der Eintragung von Eigenthums-PVorbehalt 
die Koften von En vr Belrage des dadurd vu 
lich geficherten Kaufgeldes zu berechnen, melder M 
Abzug der Anzahlung und der mit der varäuferten} 
übergehenden Pfandredhte ergiebt. 

C. Für die Bermerfung von Gejfionen in 
lagen des Stedbuds einſchließlich der erforberligen 
rihtigungen und aller dabei jonft vorkommenden 
geihäfte: 1, der Süße zu A. 

D. Erfolgt die Eintragung deffelben Redt! 
gleichzeitig auf mehreren Artikeln, welde in dere 
marfung belegene Grundftüce (Item) befjelben Eiger 
betreffen, jo werden die dafür beftinmmten Säge " 
mal erhoben. 

In allen anderen Fällen wird für die zweite n 
bejendere Eintragung nur die Hälfte der Säge jzu 
doch nicht unter 5 Spr. und nicht über 3 Rihl 
Wenn aber der Werth der Grundftüce, auf melde ? 
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Eintragung erfolgt, geringer ift, als derjenige der ein- 
tragenden Poft, jo ift nur jener als Maßſtab ir ben Kos 
manjag anzunehmen. 

Die vorftehend zu A. bis D. gedachten Beftimmungen 
mmen auch bei den Eintragungen in die Berggegenbüder 
x Anwendung. 

Wenn die Eintragung deſſelben Rechts im Berggegen- 
ıhe auf verfchiedenen Artikeln erfolgt, jo fommt die Be- 
immung bes zweiten Abjapes zu D. in Anwendung. 

E. Für Die Ertheilung eines Auszugs aus dem Dri- 
nal ·Stockbuche oder dem Berggegenbude ift die Hälfte der 
t A. gedachten Säge zu erheben, jedoch nidht unter 5 Sgr. 
id nicht über 3 Rthlr., und zwar aud dann, wenn ber 
uszug mehrere auf einem oder auf verſchiedenen Artikeln 
nzeihnete Grundftüde oder Zehen defjelben Eigenthümers 
Arifft, oder wenn zu gleich die Nebereinftimmung des Aus- 
igs mit dem Jnhalte des Stock- oder Berggegenbuchs bes 
heinigt, oder die im $. 73. der Naſſauiſchen Bergorbnung 
om 18. Februar 1857 (BerorbnungsBlatt ©. 42.) ge 
achte Beicheinigung ertheilt wird. 

F. 1. Sn den früher Großherzoglich Heſſiſchen Landes» 
eilen, in weldyen die Gelege vom 21. Februar 1852, 15. 
September 1858 und 23. Februar 1859 (Großherzoglich 
Hlfüdes Negierungsblatt Nr. 11., Nr. 35. und Nr. 4.) zur 
Anwendung fommen, wird erhoben: 

a) ber Koftenfap zu A. für die Einſchreibung des Er« 
werbstiteld in das Mutationd-Verzeihniß und Die 
dabei vorfommenden Nebengeſchäfte, einſchließlich der 
Beftätigung und Ausfertigung der Urkunde, in wel 
her Der Erwerbätitel beftebt und der Eintragung 
des Vermerks, daß die Erwerbung eine beichränfte 
ſei (Artikel 7. und 17. des Gejeges.,vom 21. Fe— 
bruar 1852); 

b) der Koftenfag zu B. für die Verfügung, durch 
weldhe die Einjchreibung eines Mieıhd» oder Padht- 
vertrages oder eined Hypothekentitels in das Hy» 
pothefenbuh einem oder mehreren Drtögerichten 
aufgetragen wird, einſchließlich der Beftätigung bes 
Hypothekentitels und der jonftigen Nebengeſchäfte, 
insbejondere auch der Ausftellung der über gefepliche 
Hppothefentitel zu ertheilenden Urkunde ($$. 16., 
18., 19. und 20. der Inftrultion von 1. Dezem- 
ber 1861, Großberzogl. Heifiiches, Regierungs» Blatt 
Nr. 42). 

Für die Ausftellung von Theil-Obligationen 
auf den Inhaber (Artifel 15. des Gejepes vom 19. 
Januar 1859 und $. 10. der Inftruftion vom 1. 
Dezember 1861) find 5 Sgr. für jeden, auch nur 
angefangenen Bogen bejonders zu erheben; 

e) die Hälfte des Koftenjages zu B. für die im Mu— 
tations⸗Verzeichniß durh die Worte „gehemmt“ 
oder „ftreitig* zu bewirfende Bormerfung (Artikel 
18. und 33, des Gejehes vom 21. Februar 1852), 
jowie für die Verfügung, durch welde einem oder 
mehreren Ortägerichten die Einfchreibung einer Bor- 
merfung aufgetragen wirb, welde bezwedt: einem 
Hppothefentitel den Altersvorzug zu wahren, die 
rechtzeitige Löſchung einer Hypothek zu erwirken, 
oder die Lölhung einer Hppothef mit dem Ein- 
tritt des ihr beigefügten Endtermind zu verhüten 
(88. 43., 47. und 50. der Inftruftion vom 1. De- 


jember 1861); 
d) die Hälfte der Säpe a B.. jedoch nit unter 5 
Spr. und nicht über 3 Rihlr. für die in dem An- 
bang zum Mutations-Verzeichniß zu bewirfende 
Eintragung eines Erwerbstitels behufs nadhträg- 
licher Bermerkung deffelben in bem Grundbue 
(Artifel 28. des Gejeges vom 21. Februar 1852); 
für die dem Ortögericht zu ertheilende Weiſung 


17 


Borfchläge der Rommiffion. 


tere Eintragung erfolgt, geringer ift, als derjenige der ein» 
zutragenden Poft, Jo ift nur jener ald Maßſtab für dem 
Koftenanfag anzunehmen. 

Die vorftehend zu A. bis D. gedachten Beftimmungen 
Iommen aud bei den Eintragungen in die Berggegenbüder 
zur Anwendung. 

Wenn die Eintragung befjelben Rechts im Berggegen- 
buche auf verjchiedenen Artikeln erfolgt, jo fommt die Be- 
flimmung bes zweiten Abjages zu D. in Anwendung. 

. Kür die Ertheilung eines Auszugs aus dem Dri- 
ginal-Stodbudhe oder dem Berggegenbudhe ift die Hälfte 
der zu A, gedachten Säge zu erheben, jebod nicht unter 
5 Sgr. und nit über 3 Rthlr., und zwar auch dann, 
wenn der Auszug mehrere auf einem oder auf verjchiedenen 
Artileln verzeichnete Grundftüde oder Zehen deſſelben 
Eigenthümers betrifft, oder wenn zugleich die Hebereinftim- 
mung Des Auszugs mit dem Inhalte des Stod» oder Berg- 
gegenbuchs beicheinigt, oder die im $. 73, der Naffauiihen 
Bergorbnung vom 18. Februar 1857 (Berorbnungs-Blatt 
©. 42.) gedachte Beſcheinigung ertheilt wird. 

F. 1, In den früher Groüherzoglih Heſſiſchen Lan— 
bestheilen, in welden die Geſetze vom 21. Februar 1852, 
15. September 1848 und 23. Februar 1859 (Großherzog- 
lich Heſſiſches Regierungsblatt Nr. 11., Nr. 25. und Nr. 4.) 
zur Anwendung fommen, wird erhoben: 

a) der Koftenfag zu A. für die Einſchreibung des 
Erwerbstitels in das Mutations-Verzeichniß und 
die dabei vorfommenden Nebengeihäfte, einichließ- 
lich der Betätigung und Ausfertigung der Urkunde, 
in welder der Erwerbötitel befteht und der Ein« 
tragung des Vermerks, daß die Erwerbung eine 
beſchränkte ſei (Artikel 7. und 17. des Geſetzes vom 
21. Februar 1852); 

b) ber Koftenanfag zu B. a. für die Verfügung, durd 
welche die Einſchreibung eines Mieths- oder Pacht⸗ 
vertrages oder eines Hypothekentitelz in das 
Hypothekenbuch einem oder mehreren Ortsgerichten 
aufgetragen wird, einſchließlich der Beflätigung des 
Hppothefentiteld und der ſonſtigen Nebengeſchäfte, 
insbeiondere auch der Ausftellung der über gelep- 
liche Hypothekentitel zu ertheilenden Urkunde ($$. 16., 
18., 19, und 20. der Inftruftion vom 1. Dezem- 
ber 1861, Grußherzogl. Heſſiſches Regierungs» 
Blatt Nr. 42). 

Für die Ausftellung von Theil-Obligationen 
auf den Inhaber (Artifel 15. des Gejepes vom 
19. Sanuar 1859 und $. 10. der Inftruftion von 
1. Dezember 1861) find 5 Sgr. für jeden, aud 
nur angefangenen Bogen bejonders zu erheben; 

e) die Hälfte des Koftenanfages zu B. a. für bie im 
Mutationsverzeihniß durd die Worte „gehemmt“ 
oder „ftreitig” zu bewirfende Vormerkung (Artife 
18. und 33. des Geſetzes vom 21. Februar 1852) 
ſowie für die Verfügung, durch welche einem ode 
mehreren Ortögerihten die Einſchreibung eine 
Bormerkung aufgetragen wird, melde bezwedt 
einem Hppothefentitel den Alter&vorzug zu wahren 
die rechtzeitige Löihung einer Hypothek zu erwir 
fen, oder die Löſchung einer Hypothek mit der 
Eintritt des ihr beigefügten Endtermins zu ven 
hüten ($$. 43., 47. und 50, der Inftruftiow vor 
1, Dezember 1861); 

d) die Hälfte der Säge zu B. a., jedod nicht unt 
5 Sgr. und nit über 3 Rthlr. für die in be 
Anhang zum Mutations-BVerzeihni zu bewirken! 
Eintragung eines Erwerbstitels behufs nachträ— 
licher Vermerkung deſſelben in dem Grundbuc 
(Artikel 28. des Geſetzes vom 21. Februar 1862 
für die dem Ortsgericht zu erösihae Weiſu 
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wegen nachträglicher Eintragung derjelben Polt auf 
ein ferneres Grundftüd oder wegen Ueberjhreibung 
einer Hypothek auf einen anderen Gläubiger oder 
des Vorzugs einer Hypothek auf eine andere Hy» 
pothet ($$. 25. und 27. der Juftcuftion vom 1. 
Dezember 1861); 

die Hälfte des Sapes zu d: für Die Weifung des 
Amtögerichtd an das Ortsgericht wegen eines Ein— 
trage in die Fauftpfand-Zabelle ($. 59. des Ge» 
jepes vom 23. Februar 1859, 88. 59. 60. der In» 
ftruftion vom 1. Dezember 1861); 

für die den Grundbuchs-Auszügen beizufügende 
Beſcheinigung, daß jeit dem Iegten Webertrag des 
Inhalts des Mutationd»Berzeichniffes in das Grund» 
buch ein jpäterer Eigenthumswechſel in das Mus 
tations⸗Verzeichniß nicht eingetragen worden ift, 
und für die Verfügungen des Amtögerichts, welche 
auf die Berichtigung fehlerhafter oder unzulänglid 
gewordener Einträge bei dem Hppothefenbud ($$- 
52. bis 56. ter Inftruftion vom 1. Dezemberl861), 
— auf Ueberfhreibung der Hypothek auf einen 
anderen Schuldner ($. 26. a. a. O.), — auf Ue 
berihreibung einer Hypothek auf einen anderen 
Unterpfands » Gegenftand in den in $. 23. a. a. 
D. bezeichneten Fällen — oder auf Einſchreibung 
einer Vormerkung zur Verhütung der Einſchreibung 
eined Hypothekentitels ($. 46. a. a. DO.) — geridhe 
tet ift, jowie für eine gemäß Artikel 35. des Ge— 
ſetzes vom 21. Februar 1852 berbeizuführende Be— 
rihtigung eines in einem legalifirten Grundbuche 
enthaltenen Eintrages find Koften nit zu berechnen. 


€ 


— 


— 


2. In dem zum früheren Landgräflichen Amte 
Homburg gehörig geweſenen Landestheilen kommen fol— 
gende Beftimmungen zur Anwendung: 

Die Hälfte der Säge zu B. wird erhoben: 

a) für die Gintragung der den Uebergang des Eigen- 
thums an Grundftüden betreffenden Rechtsgeſchäfte 
in das geridtlihe Kontraftenbud; 

b) für die Eintragung der Schuld- und Pfandverjchreis 
bungen in das gerichtliche Hypothekenbuch, und zwar 
in den Fällen zu a. und b. einſchließlich der Konfir- 
mation und der Dabei vorfommenden Nebengeichäfte; 


e) für die Vermerfung einer Gejfion in dem gericht: 
lihen Hypothekenbuche einſchließlich der dabei vor« 
fommenden Nebengejchäfte wird /, ber Säpe zu B. 
erhoben. 

G. Für die Löſchung beziehungsmweije für die Anord— 
nung der Löſchung der in den Stod-, Hppothefen» ober 
Berggegenbüchern enthaltenen Eintragungen werben Koften 
nicht berechnet, 

H. Durd die vorftehenden Säge werden die Geſuchs-, 
Ausfertigungd- und Protofol-Stempel gebedt. 

Die in dem zweiten Abſchnitt des Gerichtäfoftentarifs 
unter Ziffer II. beftimmten Sätze und bie in $. 24. Ziffer 
2. des Zarifs beftimmten Stempelbeträge werben befonbers 
erhoben, wenn bie bort gedachten Erklärungen oder Verträge 
ıc. von dem Amtsgericht jelbft aufgenommen werben. 

Bei Anwendung der Koftenfäpe zu A. und F. J. a. 
werben, wenn die auf Grund nit vom Amtögericht aufge 
nommener Afte zu ertheilenden gerichtlihen Ausfertigungen 
— bei mehreren alle zuſammengerechnet — wei als zwei 
Bogen betragen, für jeden binzufommenden, aud) nur ange 
fangenen Bogen noch 5 Ser. zufäglid erhoben. 


Artikel XRIII. 
$. 3. des Geſetzes vom 1. Mai 1865. 


Zu 
1. Für das Verfahren auf Einweilung der Erben in 
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wegen nachträglicher Eintragung derjelben Pott 
ein ferneres Grundſtück oder wegen Ueberſchre 
einer Hypothek auf einen anderen Gläubiger 
bes Vorzugs einer Hypothek auf eine andere 
pothek (SS. 25. und 27. der Inftruftion 
1. Dezember 1861); 

e) die Hälfte des Sapes zu d: für Die Weilung 
Amtegerichts au das Ortsgericht wegen eine 
trages in die Fauſtpfand-Tabelle ($. 59. dei 
jepes vom 23. Februar 1859, 88. 59. 60. 
Inftruftion vom 1. Dezember 1861); 

f) für die den Grundbuchs- Auszügen  betzufi 
Beicheinigung, daß ſeit dem legten Uebertra 
Inhalis des Mutationd-Verzeichniffes in das & 
buch ein fpäterer Eigenthumswechſel in das 
tiond-Verzeihniß nicht eingetragen worden iſt, 
für die Verfügungen des Amtsgerichte, welde 
bie Berichtigung fehlerhafter oder unzulängli 
worbdener Einträge bei dem Hypothekenbuch ($ 
bis 56. der Inftruftion vom 1. Dezember 1 
— auf Weberihreibung der Hüpothek auf 
anderen Schuldner ($. 26. u. a. D.), — 
Ueberichreibung einer Hypothek auf einen a 
Unterpfands-Gegenftand in den in $. 23. a. 
bezeichneten Faͤllen — oder auf Einjhreibung 
Bormerfung zur Berhitung Der Einid 
eined Hypothekentitels ($. 46. a. a. DJ — 
richtet ift, Sowie für eine gemäß Artifd 3. 
Geſetzes vom 21. Februar 1852 berbeizufü 
Berichtigung eined in einem legalifirten 
buche enthaltenen Eintrages find Koften niet 
berechnen. 

2. In dem zum früheren Landgräfliden I 
Homburg gebörig geweienen Landestheilen kommen 
gende Beftimmungen zur Anwendung: 

Die Hälfte der Säpe zu B. a. wird erhoben: 

a) für die Eintragung der den Uebergang des E 
thums an Grundjtüden betreffenven Rechtgd 
in das gerihtlihe Kontraftenbud; . 

b) für die Eintragung der Schuld» und Pfan 
ſchreibungen in das gerichtliche Hypothekenbuch, 
zwar in den Fällen zu a. und b. einſchließlich 
Konfirmation und der dabei vorfommenden N 
geichäfte; 

c) für die Bermerfung einer Geifion in dem gen 
lihen Hypothekenbuche einschließlich ber dabei sc 
fommenden Nebengejihäfte wird ’/, der Sipti 
B. a. erhoben. 

G. Für die Löihung beziehungsweiſe für die Anın 
nung ber Löihung der in den Stode, Hppothefen di 
Berggegenbüchern enthaltenen Eintragungen werden Keft 
nicht berechnet. j 

H. Durd) bie vorftehenden Säpe werben bie Geludt 
Ausfertigungd» und Protofoll-Stempel gededt. ’ 

Die in dem zweiten Abſchnitt des Gerichtsfoftentun 
unter Ziffer II. beftimmten Säge und die in $. 24. Ziffet 
bes Tarifs beftimmten Stempelbeträge werben bejonber: * 
boben, wenn die dort gedachten Erklärungen oder Verträgt 
von dem Amtsgericht jelbit aufgenommen werden. 

Bei Anwendung der Koftenfäge zu A. und F. l. 
werben, wenn bie auf Grund nicht vom Amtögeriht 2 
genommener Afte zu ertbeilenden gerichtlichen Ausfertigung 
— bei mehreren alle zuſammengerechnet — mehr als 57 
Bogen betragen, für jeden hinzufommenden, aud nur 3" 
gefangenen Bogen noch 5 Sgr. zuläglid erhoben. 


Artikel XIII. 


Unverändert. 


' 336. 
Negierungs: Vorlage. 


Befig eines Nachlaffes werden die Koften nad den in 
des Gefepes vom 1. Mai 1865 enthaltenen Beftim- 
gen berechnet. 

2. Für eine, außer Verbindung mit einem gerichtlichen 
wlegitimationds oder Nachlaßregulirungs-Verfahren auf- 
mmene Erklärung über die Antretung ber Erbſchaft 
m %, der in $. 3. des Gefepes vom 1. Mai 1865 
imten Säge erhoben. 


tt &.15.der Verordnung vom 30. Auguft 1867. 


3. Für die gerichtliche Erbtbeilung find zu erheben: 

a) von dem Betrage bis 100 Rthlr. von je 10 Rthlr. 
3 Sgr. 

b) von dem Mehrbetrage bis 200 Rthlr. von je 20 
Rthlr. 5 Sgr. 

c) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr. von je50 Rthlr. 
71, Sgr., 

d) von dem Mebrbetrage bis 5000 Rthlr., von je 100 
Rthlr. 77, Sgr., 

e) son dem Mehrbetrage von je 500 Rthlr 71/, Sgr. 

Benn das eingeleitete Erbtheilungs-Verfahren durch 

nahme der Antrages beendigt, oder ſoweit daſſelbe nicht 

Reh abgeichloffen wird, fommt von den vorftehenden 

en Ziffer 3. nur die Hälfte zum Anſatz. 

Benn eine gerichtliche Erbtheilung nicht ftat!findet, ber 

den Erben über die Theilung des Nachlaſſes errichtete 

a9 aber gerichtlich verlautbart wird, jo find die Koften 

$ 20. des Tarifs in Verbindung mit $. 8. bes Ge- 

vom 1. Mai 1865 zu erheben. 


Artikel XIV. 


Ztatt $. 16. C. der Verordnung vom 30. 
Auguft 1867. 


Ye Koftenfäre in $. 43. des Tarifs find für die Re— 
und Abhör der Bormundicafts-Rehnung nur zur 
zu erheben. 


Artikel XV. 
20. der Verordnung vom 30, Auguft 1867. 


Szüge, Ausfertigungen und Atteſte der Feld- oder 
ihte, welche nad allgemeinen Vorſchriften zum Zwecke 
mahme eines dem Gerichtsfoften-Tarif unterworfenen 
% beigebradt werben müſſen, find, unter Angabe 
weckes, ohne Verwendung von Stempel-Materialien 
ilen. Die für jolde Schriftftüde erforderliben Stem- 
je werben mit den Gerichtäfoften für das betreffende 
eingezogen und auf die nad) dem Tarif anzufegen- 
ten dergeftalt angerechnet, daß nur ber überſchie— 
ietrag Der Letzteren zu erheben ift. 

Betreff aller anderen feld» oder ortsgerichtlichen 
‚ Ausfertigungen und Attefte, insbejondere auch der- 
welche zu ben von den Bürgermeiftern (Ortögerich- 
fzunehmenden Kauf und Tauſchnotuln u. |. w. 
ih find, bewendet es bei den ftempelgejeplidhen 
ten. 
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Borfchläge der Kommiſſion. 


Artikel XIV. 


Unverändert. 


Artikel KV. 
Zu $. 20. der Verordnung vom 30. Auguft 1867. 


Die Mitglieder der Feldgerichte jind zur 
Uebernahme ber Steiggelderhbebungen verpflichtet. 
Sie erhalten dafür an Gebühren: 

a) bei Beiträgen bis zu 500 Rtblr. von je 

10 Rthlr. 3 Sgr., 

b) von dem Mebrbetrag bis zu 1000 Rthlr. 

von je 50 Rthlr. 71%, Sgr., 

ec) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr. 

71, Sgr. 

Die angefangenen Beiträge werben für voll gerechnet. 

Auszüge, Ausfertigungen und Attefte ber Feld» oder 
Orttgeridte welche nad allgemeinen Borihriften zum Zwecke 
der Bornahme eines dem Gerichtäfoftem-Zarif unterworfenen 
Geſchäfts beigebradht werden müffen, find, unter Angabe 
biejes Zweckes, ohne Verwendung von Stempel-Materialien 
zu ertheilen. Die für ſolche Schriftftüde erforderlichen 
Stempelbeträge werben mit den Gerichtöfoften für das be- 
treffende Gejhäft eingezogen und auf die nah dem Tarif 
anzufependen Koften dergeftalt angerechnet, daß nur ber über- 
ſchießende Betrag der Lepteren zu erheben ift. 

In Betreff aller anderen feld» oder ortögerichtlichen 
Auszüge, Ausfertigungen und Atteſte, insbefondere auch 
derjenigen, welde zu den von den Bürgermeiftern (Ortd» 
gerihten) aufzunehmenden Kauf» und Tauſchnotuln u, |. w. 
erforderlih find, bewendet es bei den ftempelgeleplichen 
Vorſchriften. 


Artifel XVI. 


Das gegenwärtige Gelep findet Anwendung auf alle 
zur Zeit der Verkündung beffeiben noch nicht eingeforderten 
Gerichtskoſten. 

Die in dem gegenwärtigen, ſowie in früher ergangenen 
Geſetzen oder Verordnungen enthaltenen Vorſchriften, durch 
welche einzelne Beſtimmungen des Geſetzes vom 10. Mai 
1851 und bes dazu gehörigen Tarifs abgeändert oder ergänzt 
worden find, treten an bie Stelle diejer Beftimmungen über- 
al da, wo auf die Legteren in den Gefegen, insbejondere auch 
in denjenigen vom 11. und 12. Mai 1851 über bie Er- 
bebung ber Gebühren der Notare und Rechtsanwalte, ver- 
wiejen ift. 


Artikel XRVII. 
Der Zuftiz.Minifter wird mit der Ausführung dieſes 
Geſetzes beauftragt. 
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Unverändert. 


Unverändert. 


Artikel XVI. 


Artikel XVII. 


MW 331. 


Berichterftatter: Haus der Abgeordneten. 
Abgeordneter Gleim. 10. Legislatur- Periode. 
— — Ill. Seffion 1869. 
A 


Bericht 


der 


verjtärften Juſtiz-Kommiſſion über den 
Gejeß- Entwurf, betreffend einige Abände- 
rungen und Ergänzungen der Gejeße über 
den Anſatz und die Erhebung der Gerichts- 
koſten in dem Bezirke des Appellationdge- 
richts zu Gaffel. (Nr. 248. B. der 
Drudjachen.) 


Der vorerwähnte Gejep-Entwurf ift von der unter- 
zeichneten Kommilfion in Gegenwart des Herrn Geheimen 
Ober⸗Finanzraths Wolny als Bertreter des Herrn Finanz- 
miniſters, Ber der Herren Geheimer Juſtizrath Freiherr 
v. Glaubig und Geheimer Ober-Juftizrat jr Bei als 
Bertreter ded Herrn JuftizgeMinifters berathen werben. 

Bei der allgemeinen Beiprehung wurde zunächſt auf 
die Verhandlungen Bezug genommen, welche bei Gelegen- 
beit des gleichen, für den Bezirf des Appellationsgerichts- 
Bezirks Wiesbaden vorgelegten Gejepentwurfs gepflogen wor» 
den find. 

Für Heffen insbejondere wurbe ſodann hervorgehoben, 
daß es jchwer jei, zu jagen, ob durch den Entwurf wirklid) 
eine Berminderung ber Koftenlaft eintreten werde. Man 
babe zwar in Anſehung der Koftenlaft Heffen mit den älte 
ren Gebietstheilen juriftiih gleichgeftellt, aber nicht wirth— 
Ihaftlih, und es würden deshalb zur Gleichftellung noch 
weitere Ermäßigungen eintreten müſſen, wozu namentlid) 
die die Koftenlaft vermindernden Beftimmungen gehörten, 
wie fie von der zur Berathung des der Grundbuchzorbuung 
beigegebenen Tarifs niedergejepten Kommilfion in Vorſchlag 
ebracht feien, und wenn dieſe Herunterſetzung der Tarif— 
fie wirflih erfolge, jo müſſe fie doch aud alsbald in 
Helen eintreten, weil man fonft dort auf eine ſolche Er- 
mäßigung noch mindeftens ein Fahr warten müſſe. 

Seitens der Herren Regierungsfommiffare wurde diejen 
Ausführungen entgegengebalten, daß in der That doch eine 
wejentlihe Ermäßigung eintreten werde, und zwar nicht 
allein im Zwangsverfteigerungsverfahren, ſondern auch im 
eigentlihen Prozeß, indem namentlih für Hefjen eine grö- 
here Zahl von Saden den Amtsgerichten zugewieſen fei; 
jodann aber aud in der freiwilligen Gerichtsbarkeit durd) 
den Wegfall der Koften für die gerichtliche Beftätigung, 
wobei die, einen integrirenden Beſtandtheil der lepteren 
ausmadyende, und in der Pflicht der Gerichte liegende Er- 
Öffnung der Hppoibefenverhältniffe bisher unter dem aller 
dings nicht zutreffenden Gefihtspunft eines Hypothekenbuch- 
Auszuges im Gebiet der Hypothekenordnung von 1783 aufs 
gefaßt ſei. Man Sei in dem Entwurf von dem Streben 
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nad möglidhfter Gleichſtellung ausgegangen, unb zu Er 
mäßigung einer erweislich wirflih böberen Zarifirung werbe 
man jtetö bereit jein. ine demnädft etwa eintretende Er- 
mäßigung werde ben neuen Landestheilen auch gewährt 
werben. 

Seitens mehrer Mitglieder der Kommiſſion wurbe 
diejen Ausführungen mit dem Bemerfen beigetreten, daß 
es im Prinzip — und es fei eben um Gewinnung eines 
feften Prinzips zu thun — nicht richtig jei, auf lediglich in 
Bolge tes Veikehrs etwa eingetretene Koftenerböhungen 
Rũckſicht zu nehmen. 

Es wurde hierauf in die Spezialdisfufjion eingetreten. 


Artifel L, 


welder in allen drei Gejepentwürfen gleihmäßig vorfommt, 

wurde von feiner Seite beanftandet, vielmehr einftimmig 

angenommen. 
Auch gegen 
Artifel I. 


erhob ſich fein Widerſpruch und erfolgte defjen Annahme. 


3u Artifel IIL, 


welcher ſich ebenwohl in allen drei Geſetzentwürfen findet, 
wurde, indem ih in der Sache felbft feinerlei Bedenken 
erbob, nur fonftatirt, daß es in Zeile 2. von oben ftatt 
„der Verordnung“ heißen müſſe „des Geſetzes“, und erfolgte 
mit diefir Berichtigung die Annahme des Artikels. 

ei 


Artikel IV, 


wurde das Bedenken angeregt, daß man bei der Faſſung 
des Artifeld und des darin in Bezug genommenen $. 9. 
des Tarifs den bier beftimmten Sag auch dann für an« 
wendbar halten fünne, wenn aud) feine richterlihe Entſchei— 
dung getroffen werde, während das Prinzip des Gefetzes 
vom 10. Mai 1851 dod eben darauf hinauslaufe, daß die— 
fer Sap nur dann erboben werten fünne, wenn ein eigent« 
lich ftreitiges Verfahren vorliege, welches eine richterliche 
Entijheidung, wern aud nicht in den Formen des Civil— 
prozeſſes, herbeiführe. Auf dieje Weife könne es kommen, 
daß z. B. Depofitionsanträge, und die darauf erfolgenden 
einfachen Depofitiontverfügungen, nad dem gedachten Tarif- 
jag behantelt würden. 

Diejem Bedenken gegenüber wurde Seitens der Herren 
Regierungsfommiffarien hervorgehoben, daß bei allen in dem 
$. 9. und Artifel IV. erwähnten Prozeduren das gemein- 
ſchaftlich Entſcheidende das fei, daß fie, wenn fie auch nicht 
ein eigentlider Prozeß jeien, doch der richterlichen Eniſchei— 
dung unterlägen, ſobald alfo eine wirflihe Verhandinng 
und causae cognitio, wenn aud nicht gerade in progei- 
ſualiſcher Form eintrere. Bei Depofitionsanträgen, welde 
ohne causae cognitio und darauf geftügte Eniſcheidung 
erledigt würden, tönne von Anwendung des $. 9. des Tarife 
feine Rede jein. Der Artitel IV. wurde hierauf einftimmig 
angenommen, und Dabvi Dem geftellten, die Redaktion be; 
treffenden Antrage: in der legten Zeile des Artikels ftatt 
„Wahn“ zu jagen „Wahnfinnigkeits“ ven der Kommiffion 
und den Herren Regierungskommiſſarien allfeitig zugeftimmt. 

Die zum 


Artikel V. A. Poſ. 1. 


angeregte frage, ob bei der, dieſem Artikel zum Grunde 
liegenden, und in den einzelnen Tarifjäpen vollfommen zum 
Ausdrud gebrachten, Gleihftellung mit dem Tarif zur Sub» 
baftationeorduung vom 15, März 1869 es nicht erforderlich 
jein dürfte, die in dieſem Tarif am Schluſſe der Nr. 1. des 
3. 1. eingefügten Säge auch in tem vorliegenden Artikel V, 
noch vinzulgalten, fand ihre Erledigung in der Erklärung 
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ber Herren Negierungsfommiffure, daß man dieſe Aufnabme 
bei dem Seifen Subhaſtationsverfahren nit für erfor 
derlih gehalten habe, ba jene Beftimmungen in den Eigen« 
thümlichkeiten des Preußifhen Subhaftationsverfahrens be« 
gründet fein. Der Pauſchſatz des Artikel V. „für das 
ganze Verfahren bis zur Abfaffung bes Zuſchlags— 
beſcheides“ ſolle alles dies decken, was nad Heſſiſchem 
Verfahren aus jrmen Beftimmungen etwa bierber bezogen 
werden möchte, jo namentlich eine etwaige den Zuſchlag ab» 
lehnende Entſcheidung, Die zu den Aften zu bringende eins 
Br Regiſtratur über die Hppotbefenverhältniffe des Sub: 
baftationzobjefte, und Die beiondere Benachrichtigung der 
weiteren Hypothekengläubiger, einſchließlich des deshalbigen 
Portos, für welche legtere Benachrichtigung ohnehin ſchon 
jept in der Verordnung vom 30. Auguſt 1867 fein Köͤſten— 
4 mehr beftehe; es empfehle fid) daher nicht, nochmals zu 
beftimmen, was bereits gejeplich ſei. 

Die Kommilfion erflärte ih hiernach mit Pofition 1. 
alffeitig einverftanden. 

Die Pofitionen 2. bis 4. einfchließlih wurden keiner 
feits beanftandet, vielmehr unverändert angenonmen. 


Bei Pofition 5. 


wurde einerjeitd hervorgehoben, daß dieſe Säge dieſelben 
jeien, wie in $. 1. Nr. 5. der Eubhaftationsverordnung 
für das Kaufgelder-Belegungsverfahren ; hierdurch trete aber 
für Hefjen eine unverhältnigmäßige Belhwerung in jofern 
ein, als dafelbft ein eigentliches Kaufgelderbelegungäverfahren 
ar nicht ſtattfinde, ſondern Die Sade nad Erteilung des 
Sufchlags, wenn die Kaufgelder zur Dedung der angemel- 
beten und liquid erkannten — zureichten, 
durch eine einfache, ſchon mit dem Zuſchlagsbeſcheid zu ver. 
bindende Berfügung auf Ueberweifung der Kaufgelder an 
die einzelnen Gläubiger fi erledige, und es würde fi nur 
fragen, welcher geringere Sag bei dieſer Sachlage geredht- 
fertigt fei; ed wurde dabei der $. 14. des Tarifs für 
„Ueberweilung von Forderungen” als entſprechender Sap 
bezeichnet, und eine Bezugnahme auf diefen beantragt- 

Diefer Aufaffung wurde Seitens der Herren Regie— 
rungsfommiffare mit dem Bemerfen entgegen getreten, Daß 
war die Regelung dieſes Punktes eine fchwierige gewejen 
Bi. nichts defto weniger aber die im Entwurf ——— 
nen Säge als gerechtfertigt erſchienen, da die eigentliche 
Verſchiedenheit des Preußiſchen Kaufgelder-Belegungsver— 
fahrens von dem Heſſiſchen Vertheilungsverfahren darin 
liege, daß gewiſſe Handlungen des erſteren bei der Heſſiſchen 
Zmwangdverfteigerung in ein früheres Stadium verlegt wären, 
und fih darin fon erledigten, wodurd denn freilich das 
— Dekret auf Ueberweiſung der Kaufgelder ſich ein— 
fach geſtalten könne. Das Kaufgelder-Belegungsverfahren 
werde regelmäßig auch in einem Termine abgemadt, und 
das geſammte Heſſiſche Verfahren ſei unter Umſtänden ver— 
wickelter, was näher ausgeführt wurde, keinenfalls ſei aber 
der 8. 14. des Tarifs zutreffend. 

Von anderer Seite wurde dieſer Ausführung entgegens 
geftelt, dab das Kaufgelder-Belegungäverfahren nur etwa 
den Heffiihen Vertheilungsverfahren analog jei, aber eine 
einfahe Anweifung als Anhang des Zuſchlags-Beſcheides 
fönne als Kaufgelder » Belegungäverfahren nicht betrachtet 
werden, es ericheine biejelbe vielmehr ſchon mit den Säßen 
der Po). 4. volllommen abgezolten, und fünne Pol. 5. daher 
eigentlih ganz fallen. 

In Bezug auf dieſe verſchiedenen Auffaffungen wurde 
von einem anderen Kommiffionsmitgliede ein Mittelweg für 
möglich gehalten, indem anzuerkennen jei, daß wenn Die 
Kaufgelder zureihten, und es daher zu einer eigentlichen 
Pertheilung nicht komme, die Thätigkeit des Richters im 
Gaffeler Appellationsgerichte- Bezirk eine geringere ſei; das 
Kaufgelder-Belegungsverfabren in Preußen jei im einen mie 
im anderen Falle daffelbe. Wenn nun au bei Zulänglid- 
feit der Kaufgelder die einfache Regulirung der Auszahlung 
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nicht als eine bloße Weberweifungsverfügung angejeben wer- 
den könne, fo entipredhe es bed der Billigfeit, bei ganz 
einfachen Abwidelungen des Gejchäfts nicht den vollen Sap 
anzuwenden, daber fei es zwedmäßig, die Pol. 5. ftehen zu 
Iaffen., weil fie auch für die Ichwierigeren Fälle gelte, es 
werde aber für die einfahen File fi ein Zuſatz empfehlen, 
welcher in folgendem Antrag formulirt wurde: 

Der Nr. 5. am Schluß zuzuſetzen: 

Für den Fall, daß ve Kaufgelder zur Tilgung der 
angemeldeten Hypothefenforberungen ausreihen, und 
alfo ein befonderes Bertheilungdverfahren nicht zur 
Einleitung gelangt, ift nur die Hälfte biefer Saͤtze 
u liquidiren. 

Zwei andere Mitglieder der Kommilfion widerſprachen 
diefem Antrage, weil auch in Preußen bei Zulänglichfeit 
der Kaufgelder das Belegungsverfahren kurz abzumachen, 
das gelammte Berfteigerungsverfahren in Heffen aber ein 
verwicelteres ſei, und es nicht für richtig gehalten werden 
fönne, bafjelbe, wo ed einfacher jei, billiger zu tarifiren, 
und es bei größerer Berwidelung nur gleichzuftellen. 

Die Herren Negierungsfommiffare erklärten ihre Zu« 
ftimmung zu dem obigen Abänderungsvorichlage. 

Das erwähnte Amendement wurde darauf, nachdem zu 
jeinen Gunften bie — auf $. 14. des Tarifs zu» 
rüdgezogen war, bei geſchehener Abftimmung mit 9 gegen 
2 Stimmen angenommen. 

In Anjehung der Pol. 6. und 7. erfolgte einftimmige 
Annahme, ohne daß Bedenken hervorgehoben waren. 

benfo ergaben fi bei - 


Artifel VI. 


Anftände nicht und wurbe der Artifel angenommen, jedoch 
fonftatirt, daß in Pof. 4b. der eingefchlihene Drudfebler, 
daß das Anfangswort „die“ mit einem großen Buchftaben 
beginne, zu berichtigen jei. 


Artitel VIL 


fand feinen a und wurde angenommen. 
Zu Artifel VIII wurde beantragt als erften Sap auf- 
zunehmen: 


„Statt $. 11 A. der Verordnung vom 30. Auguft 1867* 


verbotenus den Sag $. 11 A. nur mit ben Tariffägen von 
5 Sgr., 7%, Spr., 7", Sgr. und 15 Ser. 

. Es wurbe geltend gemadt, daß, da im Heffen ber 
Eigenthums-Eintrag zwangsweile und nicht fafultativ er» 
folge, die Herabſetzung gerechtfertigt fei. 

Andererfeitd wurde dem widerſprochen mit Rückſicht auf 
die in den Motiven zu dem betreffenden Paffus angegebe- 
nen Gründe. 

Schließlich erfolgte unter Zuftimmung der Herren Re 
gierungsfommiffare die Annahme des vorftehendeu Antrages. 


Zu Artifel VIII. zu 8. 11. B. 


wurde im Anſchluß an das über den Gefep-Entwurf für 
Naffau Verhandelte ein gleiches Amendement auf Ermäßigung 
des Koftenjages für den Cigenthumsvorbehalt auf die Hälfte 
angenommen. 

Dagegen fand Artifel VIII. zu 8.11.C, ohne Wider 
ſpruch Annahme. 


Artifel VIII. zu 8. 11, D. 


Beſondere Bedenken ergaben ſich bier nicht, nachdem 
fonftatirt war, daß, wenn gleih die General-Mährichafts- 
und Hypothekenbücher in Heffen nad Perfonal-Folien ger 
führt würben, body gerade bie Fälle nicht undenkbar Seien, 
daß ein und biefelbe Perfon in bemfelben Gemeindebezirke 
an mehreren Folien betheiligt fein fünne, möge das auch 
bei einer ganz korrekten — vermieden oder wenig⸗ 
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ftens auf ſehr jeltene Fälle beichränft werden fünnen. Es 
wurde Seitens der Herren Regierungs-Kommiſſare dabei bes 
merft, daß ed eben die Abficht gewelen fei, aud bei jolden, 
wenn auch jelten vorfommenden Fällen, eine dem Prinzip 
nach nicht gerechtfertigte doppelte Erhebung zu vermeiden. 

Hierauf wurde der ganze Artifel VIII. mit vorftehen- 
ben Aenderungen angenommen, dba auch bie Pofitionen $. 
11 G. und H. von feiner Seite bemängelt ober beanftandet 
wurden. 


Artifel IX. und X. 


fanden eben wohl ohne Wideriprud Annahme. 

Bei der Einleitung des Geſetzes war Nichts zu erin« 
nern, dagegen wurde beantragt der fürzern Citir-Methode 
wegen die Ueberfchrift in folgender fürzeren Korm zu faſſen: 

Geſetz, betreffend die Gerichtäfoften im Bezirk des 
Appelationsgerichts zu Caſſel. 

Es erfolgte die Annahme des Abänderungsvorſchlages. 

Schließlih wurde das ganze Gefep mit den aus dem 
Bisherigen fih ergebenden Mopdififationen beziehungsmeije 
Berihtigungen angenommen und beſchloſſen, aud) dem Hohen 
Haufe der Abgeordneten diefe Annahme zu empfehlen. 


Berlin, am 6. Febrnar 1870. 


Die verjtärkte Kommiffion für das 
Juſtizweſen. 


Gleim (Berichterftatter). Müller, Solingen [Borfigender]. 

v. Bonin (Schlawe). Ara. Dr. Bähr (Gaffel) 

Windthorſt (Lüdingbaufen). Sande. KHörbin. 

Havenftein. Heyl. Lampugnani. Gottfchewsfi. 

Wachler. Moch. Dr. Ebner. Warburg. Korſch. 
Giller. Dr. Braun, (Wiesbaden). 
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Zufammenftellung 


Negierungs- Vorlage mit den Vorſchlägen 
der Kommillion. 


ern ipscecu- 
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Geſetz, 
betreffend 
einige Abänderungen und Ergänzungen der 
Geſetze über den Anſatz und die Erhe— 
bung der Gerichtskoſten im Bezirke 
des Appellationsgerichts zu Caſſel. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
König von Preußen ꝛc., 


verorbnen behufs Abänderung und Ergänzung einiger Bes 
ftimmungen ber Verordnung vom 30. Auguft 1867 (Geſ. 
Samml. ©. 1385.), betreffend den Anſatz und die Erbe: 
bung der Gerichtäfoften und ber Gebühren der Notare und 
Rechtsanwalte in dem vormaligen Kurfürſteuthum Helfen 
und den vormals Bayerſchen Gebietätheilen, mit Ausja luß 
der Enflave Kaulsdorf, mit Zuftimmung der beiden Häuſer 
des Landtages Unferer Monarchie, was folgt: 


Artikel U. 
Zu $. 11. des Geſetzes vom 10. Mai 1851. 


Die unter 4. Buchſtaben f. enthaltene Beftimmung 
bleibt außer Anwendung. 


Artikel IE. 


Zu $$. 4. und 14. A, der Berordnung vom 
30. Auguft 1867. 


Die Beftimmung in $. 14. A. der Verordnung vom 
30. Auguft 1867 wird aufgehoben. 

Die Verfügungen der höhern Behörden, durch welche 
auf Antrag der Betheiligten ein anderes als das gejeplich 
zuftändige Gericht zur Berlautbarung des Cheverlöbnifjes 
ermächtigt wird, find Eoftenfrei. 


Artikel III. 
Statt Art. 8. des Geſetzes vom 9. Mai 1854. 


C. Wenn auf fontradiftoriihe Verhandlung erfannt 
ift, jo wird der Sap zu A. (Art. 7. der Verordnung vom 
9. Mai 1854) doppelt erhoben. 

In den nad 88. 37. und 87. der Verordnung vom 
24. Juni 1867 (Geſ.Samml. S. 885.) zu verhandelnden 
Arrefte, Baus, Mieths⸗-, Poſſeſſorien- und Wechſelſachen wird 
jedoh der Sap unter A. (Art. 7. des Gejepes vom 9. Mai 
1854) nur um die Hälfte erhöht; ebenfo in allen Prozeß: 
ſachen, weldye vor die Einzelrihter gehören, wenn in erfter 
Inftanz auf fontradiftorifhe Verhandlung erfannt oder in 
höherer Inftanz der Rekurs eingewendet und erft nad Mit: 
theilung der Rekursſchrift eine Entiheidung erfolgt ift. 


Artikel IV. 
Zu $. 9. des Tarife, 


Der gleihe Sap kommt in den bier befonders benanne 
ten Arten des Verfahrens auch dann zur Anwendung, wenn 
dafjelbe nit als ein progeßrichterliches behandelt wird, und 
unter derielben Vorausſetzung auch in dem Verfahren auf 
Wahn-, Blödſinnigkeits- und Prodigalitäts-Erklärung- 


Borfchläge der Kommiſſion. 


Gefeß, 
betreffend 
die GSerichtsfoften im Bezirke des ) 
lationsgerichts zu Caſſel. 





Wir Wilhelm, von Gottes © 
König von Preußen ꝛc. 


Unverändert. 


Artikel I. 


Unverändert. 


Artikel IE. 


Unverändert. 


Artifel III. 
Statt Art. 8. des Geſetzes vom 9. Mai 1 


C. Wenn auf Fontradiftoriihe Berhandlunz 
ift, jo wird der Sap zu A. (Art. 7. des Gele 
9. Mai 1854) doppelt erhoben. | 

In den nad 88. 37. und 87, der Verordnun 
24. Zuni 1867 (Gej.-Samml. ©. 885.) ge verhat 
Arreſt⸗ Baur, Mieths-, Poſſeſſorien-⸗ und Wechſehade 
jedoch der Satz unter A. (Art. 7. des Geſetzes vom! 
1854) nur um die Hälfte erhöht; ebenſo im allen 9 
ſachen, welche vor die Gingelrichter gehören, wenn W 
Inftanz auf kontradiftoriihe Verhandlung erkannt 








höherer Infianz der Rekurs eingewendet und erft \ 
theilung der Rekursſchrift eine Entſcheidung erfolg! 


Artikel IV. 
Zu $. 9. des Tarifs. 

Der gleih Sap fommt in den hier bejondert be 
ten Arten des Verfahrens auch dann zur Anwendung 
daſſelbe nicht als ein prozeßrichterliches behandelt wir, 
unter derfelben Vorausſezung auch im dem Berfapen 
Wahnfinnigkeits» Vlödfinnigfeits« und Prodigalt 
flärung. 


— 
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Artikel V. 
statt $ 8. A, ber Verordnung vom 30. Auguft 
1867. 


A. In dem Berfahren, betreffend die Zwangsverſteige— 
9 von Immobilien, wird erhoben: 

1) für das ganze Verfahren bis zur Abfaffung des Zu- 
ſchlagsbeſcheides dieſen ausgeſchloſſen: 

a) von dem Betrage bis 500 Pfr. einſchließlich von je 

50 Rthlm.: 1Rthlr.; 
b)von dem Mehrbetrage bis 2000 Rtihlr. ein« 

ſchließlich, von je 100 Rthlrn.: 25 Sgr., 

e) von dem Mehrbetrage bis 20,000 Rthlr., von je 

500 Rthlrn.: 1 Rihlr. 15 Sgr., 
d)von dem Mehrbetrage von je 1000 Rthlrn.: 

1 Rthlr. 15 Sgr.; 

2) wenn der Antrag auf Subhaftation zurückgenom— 
men oder das Verfahren fiftirt wirb: 
a)nah Erkennung der Subhaftation, jedoch vor 

Abgang der Proflamata "/,, 

b) nach Abgang der Proflamata, jeboh vor Ab- 
haltung bes dritten Verfteigerungstermind ?/, 
der vorftehend beftimmten Säge; 

3 für die nah Abhaltung der drei erften Verſtei— 
jerungetermine fortgelegte Subbaftation 3, des 
ganzen Sapes zu 1. und zwar für jeden ferneren 

virklich abgebaltenen Eteigerungstermin; 

4) für den Zufchlagsbeiheid und alle auf Grund 
deffelben zu erlaffenden Verfügungen: 

a) von dem Betrage bis 100 Rtblr. einschließlich, 
von je 10 Rıhlen.: 7 Sgr., 

b) von dem Mehrbetrage bis 500 Rıblr. einichließ- 
ih, von je 50 Nıblen.: 5 Spr., 

e) von dem Mehrbetrage bis 20,000 Rthlr. ein» 
ſchließlich, von je 100 Rthlru.: 5 Sgr. 

‚ Neben den unter Nr. 4. beftimmten Sägen 
wird noch der Betrag des nah den Borichriften 
der Stempelgejege zu berechnenden Wertbftempels 
erhoben. 

Für die auf Grund des Zuſchlagsbeſcheides zu 
veranlaffende Eintragung des Eigenthums-Weber- 
ganges in das General-Währjhafts- und Hypo- 
thefenbuch find die Koften nad $. 11. der Verord⸗ 
nung vom 30. Auguft 1867, beziehungsweile Ar- 
tifel VIII. dieſes Geſetzes befonders zu berechnen. 

Die Eintragung der vom Grfteher übernoms 
menen Pfandrechte, ingleihen eines Vermerkes zur 
Sicherung des Zuſchlagspreiſes, ſowie deſſen jpätere 
Löſchung erfolgt foftenfrei. 

Wird auf ein eingelegtes Rechtsmittel ber 
Zuſchlagsbeſcheid in der höheren Inſtanz aufgehoben 
und der Zujchlag verfagt, fo bleiben die für den 
Zuſchlagsbeſcheid und für die Eintragung des Eigen- 
thums-Weberganges in das Generals Währichafts- 
und — berechneten Koſten und Stempel 

außer Anſatz; 

9) für die gerichtliche Vertheilung oder Ueberweiſun 
der Kaufgelder an die Berechtigten, einfelieffie 
der Verhandlungen, welche die Erlegung der Kauf— 
gelber betreffen, und der auf Grund der Leptern zu 
ertheilenden Ausfertigungen, fowie ber Löſchung 
der vom Erſteher nicht übernommenen Pfandredhte: 

von dem Betrage bis 200 Rthlr. von je 1ORtHlen.: 
10 Sgr., von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr. 
von je 10 Rthlen.: 3 Sgr., 

von dem Mebrbetrage bis 2000 Rthlr. von je 
100 Rthlen.: 15 Sgr., 

von dem Mebrbetrage von je 100 Rthlrn.: 
5 Sgr. 


Borfchläge der Rommiffion. 
Artifel V. 


Statt $. 8. A. der Verordnung vom 30. Auguft 
1 


A. In dem Berfahren, betreffend die Zwangsverfteige- 


rung von Immobilien, wird erhoben: 
1) für das ganze Verfahren bis zur Abfaffung des Zu 


ſchlagsbeſcheides, dieſen ausgeſchloſſen: 

a) von dem Betrage bis 600 Rthlr. einſchließlich von 
je 50 Rthlen.: 1 Rthlr.; 

b) von dem Mehrbetrage bis 2000 Rthlr. einſchließ— 
lid, von 100 Rihlen.: 25 Spr., 

c) von dem Mebrbetrage bis 20,000 Rihlr., von je 
500 Rthlen.: 1 Rthlr. 15 Sg., 

d) von dem Mehrbetrage von je 1000 Rthlrn: 1 Rthlr. 
15 Sgr.; 


2) wenn ber Antrag auf Subhaftetion zurüdgenommen 


oder das Berfahren fiftirt wird: 

a) nah Erkennung der Subhaftation, jedoch vor Ab- 
gang der Proflamata ’/;, 

b) nad) Abgang der Proflamata, jedoch vor Abhaltung 
des dritten Berfteigerungstermins °/, 

der vorftehend beftimmten Sätze; 


3) für die nad) 84 drei erften Verſteigerungs⸗ 


termine fortgelegte Subhaftation % des ganzen Sapes 
zu 1. und zwar für jeden ferneren wirklich abgehaltenen 
Steigerungsternin; 


4) für den Zufchlagsbeiheid und alle auf Grund deffelben 


zu erlaffenden Verfügungen: 

a) von dem Betrage bis 100 Rthlr. einſchließlich, von 
je 10 Rthlr.: 7 Sgr., 

b) von dem Mehrbetrage bis 500 Rthlr. einſchließlich, 
von je 50 Rihlru: 5 Sgr., 

ce) von dem Mebrbetrage bis 20,000 Rthlr. einſchließ— 
ih von je 100 Rıblen.: 5 Ser. 
Neben den unter Nr. 4. beftimmten Sägen wirb 

noch der Betrag des nah den Vorſchriften der Stem⸗ 

gefege zu berechnenden Werthftempels erhoben. 


Für die auf Grund des Zuſchlagsbeſcheides zu 
veranlaffende Eintragung bes Eigenthums-Ueberganges 
in das General⸗Währſchafts- und Hypothekenbuch find 
die Koften nad $. 11. der Verordnung vom 30. Aus 
guft 1867, beziehungsweiie Artikel VIII. dieſes Geſetzes 
befonders zu berechnen. 

Die Eintragung der vom Erfteher übernommenen 
Pfandrechte, ingleihen eines Vermerkes zur Sicherung 
des Zuſchlagspreiſes, ſowie deffen jpätere Löſchung er 
folgt —— 

Wird auf ein eingelegtes Rechtsmittel der Zuſchlags- 
beſcheid in der höheren Inſtanz aufgehoben und der 
Zuſchlag verſagt, ſo bleiben die für den Zuſchlagsbe— 
ſcheid und für die Eintragung des Eigenthums-Ueber— 
ganges in das General» Währihaftse: und Hppothefen- 
buch beredhneten Koften und Stempel außer Anfap; 


5) für Die gerichtliche Vertheilung oder Weberweifung der 


Kaufgelder an die Berechtigten, einjhließlih der Ver— 
handlungen, welde die Erlegung der Kaufgelder be- 
treffen, und der auf Grund ber Letztern zu ertheilenden 
Ausfertigungen, ſowie der Löſchung der vom Erſteher 
nicht übernommenen Pfandredte; 
von dem Betrage bis 200 Rthlr. von je 10 Rthlrn.: 
10 Sgr., von dem Mebrbetrage bis 1000 Ntblr. 
von je 10 Rthlen.: 3 Sgr., 
von dem Mebrbetrage bis 2000 Rthlr. von je 
100 Rthlrn.: 15 Sgr., 
von dem Mebrbetrage von 100 Rthlrn.: 5 Sgr. 


5) 
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6) Für die in dem — — nach 88. 
14. und ff. des Kurheſſiſchen Belepes vom 24. Juli 
1834 vorfommende bejondere Keftftellung der Liqui— 
dationen der Gläubiger und die Grörterung ber 
unter benjelben —* Streitigkeiten über das 
Vorrecht ſind die Koſten nach Maßgabe der An— 
ordnungen in 8.9. Nr. 1. ber Verordnung vom 
30. Auguft 1867 und der Zufagbeftimmungen in 
Artifel VI. des gegenwärtigen Gelepes zu berechnen. 

7) Im Falle der Einlegung von Redtsmitteln gegen 
das Erfenntniß über die Rangordnung oder gegen 
Erfenntniffe, welche im Liquidationg-Berfahren er« 
gangen find, finden die Beftimmungen in $.9, 
Nr. 2. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 An« 
wendung. 

Wenn in einem und demjelben Verfahren meh» 
tere Immobilien zur Subhaftation gezogen werben, 
fo find die Säge zu 1., 2., 3. und 5. nad) ber 
Summe bed Werths ber zur Subphaftation ger 
ftellten Sachen, die Säge zu 4. aber nad) der 
Summe des Werths der jedem einzelnen Erfteher 
zugefhlagenen Gegenftände, zu berechnen. 

Diefer Werth ift nah dem Meiftgebote, wenn 
ed aber nicht zur Lizitation kommt, nad der 
Schägung zu —— Erreicht das Meiſtgebot 
nit ?/, des Taxwerths, jo iſt bei Berechnung 
ber Säge zu 1., 3, und 4, der legtere Betrag — 
2/, bed Tarwertbs — zum Grunde zu legen. So» 
weit in dem lepteren Kalle das Kaufgeld zur Be- 
richtigung ber aus ber Mafje vorweg zu entnehmen« 
ben, durch Koftenvorfhuß nicht gededten Koften 
unzureichend ift, bleibt der Käufer für dem über« 
ſchleßenden Betrag berjelben verhaftet. 


Artifel VE 
Zu $. 9, Nr. 1, der —— vom 30. Auguſt 
1867. 


Für die Erörterung der unter ben Gläubigern entftehen- 
beu Streitigkeiten über das Vorrecht werben die Koften wie 
* gewöhnlichen Prozeß von den ſtreitenden Theilen er— 

oben. 

Wenn über das Vorrecht geſtritten wird, ſo iſt der 
Streitgegenſtand nach dem Betrage der Forderung, deren 
Vorzugsrecht angefochten wird, oder bei geringerer Höhe 
der Forderung, für melde das Vorrecht beaniprudt wird, 
nah dem Betrage ber lepteren zu beftimmen. Weberfteigt 
der Werth der hiernach in Betradt fommenden Forderung 
die Summe von 60 Rthlen., jo ift der Streitgegenftand 
als unſchätzbar anzunehmen. 


Statt $. 9. Nr. 3. und 4. der Berordbnung vom 
30. Auguft 1867. 


3) Für die Konftituwirung der Aktiomaffe, einſchließlich 
der Depofitalverwaltung, des Diftributionsbeidheides 
und ber Diftribution, jedoch ausſchließlich ber 
Koften der Auktion, find zu erbeten von demjeni— 

en Betrage der Maſſe, welder den Koftenlägen 

fir en re (8.13. des Tarifs) und Sub» 
baftationen (Artikel V. dieſes Geſetzes und $.8.C. 
der Verordnung vom 30. Auguft 1867) nicht unter 
worfen ift: 


Borichläge der Kommiſſion. 


Für den Ball daß die Kaufgelber jı 
Tilgung der angemeldeten Hypotbelenfor 
rungen audreihen und aljo ein bejonter 
Vertheilungsverfahren niht zur Einleitu 
gelangt, ift nur bie Hälfte diejer Säge 
liquidiren. 


6) Für die in dem BVertheilungs-VBerfahren nad el 


und ff. des Kurheſſiſchen Geſetzes vom 24. Juli 18 
vorfommende beſondere Feftftellung der Liquidation 
der Gläubiger und die Erörterung der unter deuſch 
entftehenden Streitigfeiten über das Vorrecht find | 
Koften nah Maßgabe der Anordnungen in $. 9. 
1. der Verordnung vom 30. Auguft 1867 und 
Zufagbeftimmungen in Artikel VI. des gegenwärh 
Geſetzes zu berechnen. 


7) Im ale der Einlegung von Rechtsmitteln gegen d 


Erfenntniß über die Rangordnung oder gegen Erl 

niffe, welche im Liquidationd-Berfahren ergangen 

finden die Beftimmungen in $. 9. Nr. 2, der Bea 
nung vom 30. Auguft 1867 Anwendung. 


Wenn in einem und demielben Verfahren meh 
Immobilien zur Subhaftion gezogen werden, fo find | 
Säpezu 1., 2.,3. und 5. nad ber Summe bes Berl 
der zur Subhaftation geftellten Saden, die Sig, 
4. aber nad der Summe des Werths ber jedem ei 
zelnen Erfteher zugeſchlagenen Gegenftände ju & 
rechnen. 

Diefer Werth ift nah dem Meiftgebote, wen 
aber nicht zur Kizitation fommt, nad ber ein 
zu beftimmen. Erreicht das Meiftgebot nicht Y, 1 
des Taxwerths, jo ift bei Berechnung der Säge | 
3. und 4. ber Ieptere Betrag — ?/, des Tarwerikt 
zum Grunde zu legen. Soweit in dem lepteren A 
das Kaufgeld zur Berichtigung der aus ber M 
vorweg zu entnehmenden, durch Koſtenvorſchuße 
gededten Koften unzureichend ift, bleibt der Käufe! 
den überfchießenden Betrag derſelben verhafte. 


Artikel VE. 


Unverändert. 
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a) von dem Betrage bis 1000 Rthlr. von je 10 
Rihlrn. = 15 Sgr.; 

b) von dem Mebrbetrage bis 2000 Rıblr. von je 100 
Rıblm. = 21, Rihlr.; 

e) von dem Mehrbetrage bis 20,000 Rthlr. von je 
100 Rıblın. = 1 Rthlr.; 

d) von — Mehrbetrage von je 100 Rthlrn. 
15 Sgr. 

4) Für die Konftituirung der Paſſivmaſſe im Allge- 
meinen, einjchließlih des Urtheild über die Rang- 
ordnung und deſſen Verkündung, find zu erheben: 
a) rei Biertheile der unter Nr. 3. gedachten Säpe 

von ber nad Abfindung der Bindifanten und 
Separatiften unter die Konkurs- und Maffe- 
gläubiger zu vertheilenden Maffe. 

Der Erlös der zur Maffe gehörigen Immo 
bilien fommt dabei nur in Höhe bes nah Be— 
rihtigung der Forberungen der Immobiliar⸗ 
— ———— ſich ergebenden Ueberſchuſſes in 

nſchla 


g. . 

b) Die in Artikel V. unter Nr. 5. beſtimmten 
Säge von dem zur Berichtigung der Forberun« 
gen ber Immobiliar» Pfandgläubiger erforder. 
lihen Betrage bes Erlöfes der Grundftüde. 


Artikel VER 


ang. 23, des Tarifs und Artifels 16. Nr. 3., 
lag 1. des Geſehes vom 9. Mai 1854. 


6. Für freiwillige Subhaftationen wird der Sap zu 
$. 16. des Tarife) 24fap erhoben. 

Für jede fortgeſetzte Lizitation wird der Sap zu A. 
ft) beionders erhoben. 

Benn die freimillige Subhaftation vor Abhaltung des 
krungstermind aufgehoben wird, jo ift die Hälfte bes 
I zu A, ($. 16. des Tarifs) zu erheben. 


Artikel VIII. 


. 11. B. der Verordnung vom 30. Auguſt 
1867. 


ki Eintragung von Eigenthbums-Borbehalten find bie 
| von demjenigen Betrage bes dadurch pfandrechilich ge 
M Kaufgelbes zu berechnen, welcher fi) nach Abzug 
Mablung und der mit der veräußerten Sache über» 
m Pfandrechte ergiebt. 


Borfchläge der Rommiffion. 


Unverändert. 


b) Die in Artifel V. ıc. unverändert. 


YArtifel VER, 


Unverändert. 


Artikel VIII. 
Statt $. 11. A, ber ———— vom 30. Auguſt 
1867. 


A. Für die Eintragung bes Eigenthums-Ueber— 
gangs in das General-Währjhaftse- und Hypo- 
tbefenbud, einfhließlich der Hebertragung etwai- 
ger aus ber Zeit der früheren Eigenthümer barauf 
rubenden Pfandrechte und aller fonftigen dabei 
vorfommenden Nebengeſchäfte ift zu erheben: 

von Ar Betrage bis 5 Rthlr. einſchließlich: 

5 Spr., 
von dem Betrage bis 200 Rtblr. von je 25 
Rthlr.: 7 Sgr. 6 Pf. 

von dem Mebrbetrage bis zu 1000 Rthlr. von 

je 100 Rthlr.: 7 Sgr. 6 Pf., 

von dem Mehrbetrage von je 500 Rthlr.: 

15 Sgr. 

Der geil mebrerer Grunbftüde, welde auf 
Grund ein und derjelben Urkunde von @inem Fo— 
lium auf @in anderes Folium übertragen wer— 
ben, wirb bei Berehnung ber Koften lei: 
gerechnet. 

Zu $. 11. B. der Verordnung vom 830. Auguſt 
1867, 

Bei Eintragung von Eigentbums-Borbehalten find die 
Koften von demjenigen Betrage des dadurch pfandrechtlich 
gefiherten Kaufgeldes zu berechnen, welcher fih nah Abzug 
ber Anzahlung und ber mit ber veräußerten Sade über- 
gehenden Pfandrechte — — nur zur halben 
Höhe der Säge zu $. 11. B. der Verordnung vom 


30. Auguft 1867. 
9% 


Negierungs-Vorlage. 


Statt 8. 11. C. ber EAN vom 30. Auguft 
1867, 

C. Für die Eintragung von Gelfionen und anderen 
auf die Perfon des Pfandgläubigerd oder die eingetragene 
Forderung felbft bezüglidhen Veränderungen und Vermerken 
wird erhoben: 

die Hälfte der Säpe zu B., jedoch nicht unter 
5 Sgr. 


Statt $. 11. D. der Berordbnung vom 30. Auguft 
1867. 


D. Erfolgt die Eintragung (zu B. oder C.) gleich» 
zeitig auf mehreren Folien, welde in demielben Gemeinde: 
bezirfe belegene Grundftüde defjelben Eigenthümers betreffen, 
jo werden die dafür beftimmten Säge nur einmal erhoben. 

In allen anderen Fällen wird Für die zweite und jebe 
bejondere Eintragung nur die Hälfte der Säge zu B. oder 
C., jedoch nit unter 5 Sgr. und nicht über 3 Rihlr. er» 
hoben, Wenn der Werth der Grundftüde, auf welde bie 
weitere Eintragung erfolgt, geringer ift, als der der einzu— 
tragenden Poft, jo ift nur jener als Maßſtab für den Koften« 
anſatz anzunehmen. 

Statt $. 11.G. 1. und 2. der Verordnung vom 
30. Auguft 1867. 

G. Für Ertheilung eines vollftändigen Hypothekenſcheins, 
einjchließlih der gleichzeitigen Ertheilung von Alteften über 
die Schäpung eines Grundftüds und über die Befugniß bes 
Befipers, über daffelbe zu verfügen, ingleihen für Erneue- 
rung mortifizirter Dokumente ift die Hälfte der Säge zu 
B. zu erheben, jedudh nicht unter 5 Sgr. und nicht über 3 
Thaler; für jede fonft, auf Grund des General-Währichafts- 
und Hypothenbuchs zu ertheilende Beicheinigung 1 des Sapes 
zu B., jedod nit unter 24 Sgr. und nicht über 2 Thaler. 


Zu $.11. H. der Berorbnung vom 30. Auguft 1867. 
In denjenigen Bezirken, in welden die Beftimmungen 
des Titel V. der Handuer Untergerichtd » Ordnung vom 2. 
Januar 1764 gelten, kommen folgende Beftimmungen zur 
Anwendung: 
Die Hälfte der Säpe zu B. wird erhoben: 
a) für die Eintragung einer Urkunde, welde ben 
Uebergang des Eigenthums an unbeweglichen 
Saden betrifft, in das Kontraftenbud; 
b) für die Eintragung einer Pfandverihreibung in 
das gerichtliche Protofolbuh (Hypothefenprotofoll) ; 
und zwar in den Fällen zu a und b einihließlih der Kon— 
firmation und ber fonft dabei vorkommenden Nebengeſchäfte. 
Für die Eintragung einer Geffion oder fonftigen Ver: 
änderung in das gerichtlihe Protofolbuh (Hypothekenpro⸗ 
tokoll), einjhlieglid der dabei vorfommenden Nebengeihäfte, 
wird der Süße zu B. erhoben. 
Für die Löſchung (Kaffirung) im gerichtlichen Protokoll 
werden Koften nicht berechnet. 


Hrtifel IX. 

Das. gegenwärtige Geſetz findet Anwendung auf alle 
zur Zeit der Verkündung befjelben noch nicht. eingeforderten 
Gerichtskoſten. 

Die in dem gegenwärtigen, ſowie in früher ergan— 
genen Gejepen oder Verordnungen enthaltenen Borjchriften, 
durch welche einzelne Beftimmungen des Geſetzes vom 10. 
Mai 1851 und des dazu gehörigen Zarifs abgeändert oder 
ergänzt worden find, treten an die Stelle dieſer Beftimmun: 
gen überall da, wo auf legtere in den Geſetzen, insbejon- 
dere auch in denjenigen vom 11. und 12. Mai 1851 über 
die Erhebung der Gebühren der Notare und Rechtsanwalte, 
verwieſen ift. 


Artikel X. 
Der JuftizeMinifter wird mit der Ausführung dieſes 
(Seleher heanftraat. j 


Borfchläge der Kommiſſion. 
Statt $. 11. C. der Verordnung vom 30. Auyı 
1867, 


C. Für die Eintragung von Geffionen und andern 
die Perſon des Pfandgläubigerd oder die eingetragen j 
derung ſelbſt begüglichen Veränderungen und Vermerke ı 
erhoben: 

die Hälfte der Säge zu B., jedoch nicht unter 5? 


"Statt $. 11. D. der Verordnung vom 30. Any 
1867 


D. Erfolgt die Eintragung (zu B. oder Ü.) glady 
auf mehreren Folien, welche in demjelben Gemeinde 
belegene Grundftüde deffelben Eigenthümers betrefe, 
werden die dafür beſtimmten Säße nur einmal erhob 

Sn allen anderen Fällen wird für bie zweite un 
bejondere Eintragung nur die Hälfte der Säge zu B.ı 
C., jedoch nicht unter 5 Sgr. und nidt über 3 Al. 
hoben. Wenn der Werth der Grundftüde, auf wild 
weitere Eintragung erfolgt, geringer ift, als der ber a 
tragenden Poft, jo ift nur jener als Maßſtab für den Kıl 
anjap anzunehmen. 

Statt $. 11. G. 1. und 2. der Verordnung s: 
30. Auguft 1867. 

G. Für Ertheilung eines vollftändigen Hypotbekuite 
einſchließlich der gleichzeitigen Ertheilung von Alten i 
die Schäpung eines Grundftüds und über die Bean 
Befipert, über daffelbe zu verfügen, ingleichen für Em 
rung mortifizirter Dokumente ift bie Hälfte ber Site 7 
zu erheben, jedoch nicht unter 5 Sgr. und miät i 
3 Rible.; für jede fonft, auf Grund des Genenl® 
ſchafts⸗ und Hypothefenbuhs zu ertheilende Beiheirz 
1/, des Eapes zuB., jedoch nicht unter 2'/, Sgt. und 
über 2 Rıblr. Si: j 
Zu $. 11. H. der Berordnung vom 30. Augufi !3 

In denjenigen Bezirken, in welden die Beftimmur 
des Titel V. der Hanauer Untergerichts-Ordnung vom 
nuar 1764 gelten, fommen folgende Beftimmungen zu 
wendung. 

Die Hälfte der Säge zu B. wird erhoben: 

a) für die Eintragung einer Urkunde, welche den Ui 
gang des Eigentbums an unbeweglichen Sadı 
trifft, in das Kontraktenbuch; PER 

b) für die Eintragung einer Pfandverſchreibung . 
gerichtliche Protokollbuch (Hypothefenpratetel) 

und zwar in den Fällen zu a. und b. einjchliehlic de! 
firmation und der fonft dabei vorfommenden Nebenzeit 

Für die Eintragung einer Geffion oder jonftige 
änderung in das gerichtliche Protofollbud) (Hnpethele 
tokoll), einſchließlich der dabei vorfommenden Nebenget 
wird 1/, der Säge zu B. erhoben. | 

Für die Loöſchung (Kaffirung) im gerichtlichen Pr 
werben Koften nicht berechnet. 


Artikel IX. 
Unverändert. 


Artikel X. 
Unverändert. 
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Berichterftatter: Saus der Übgeordneten. 
Abgeordneter Dr. Virchow. 10. Legislatur« Periode. 
— — — 


Bericht 


der 


Kommiſſion zur Prüfung des Staatshaus- 
halts-⸗Etats über die Allgemeine Rechnung 
des Jahres 1866. (Drudjadhen Nr. 10.) 


Mit Allerhöchſter Ermädtigung vom 26. September d. 
3. ift dem Landtage die Allgemeine Rechnung über den 
Staatshaushalt des Jahres 1866, fowie die Rechnung der 
Rendantur des Staatsihapes für daffelbe Jahr nebft zahl 
reihen Anlagen zur Entlaftung ber Staatsregierung vor 
gelegt werben. 

Es muß in Beziehung darauf zunächſt bemerft werben, 
baß eine gejegliche Feftitellung eines Staatshaushalts-Etats 
für 1866 nit ftattgefunden bat, daß vielmehr durch Ar 
tifel 3. des Gelepes vom 14. September 1866 ber Siaats- 
regierung für die bereitö geleifteten oder noch zu leiftenden 
Ausgaben eine Pauſchſumme von 154 Millionen Rtblr. als 
Kredit bewilligt worden if. Die Stellung des Landtags 
in Beziehung auf die Prüfung der Rechnungen ift dadurch 
in ge Maaße eingeengt. Allerdings war im Artikel 
4. des gedachten Geſetzes der Vorbehalt gemacht, daß bie 
Staatsregierung verpflichtet fei, eine Nachweiſung über bie 
Staats-Einnahmen und Ausgaben des Jahres 1866 im Laufe 
bes Jahres 1867 dem Landtage vorzulegen. Indeß nüpften 
fih an dieſe Nachweiſung, als fie in der Seffion von 1867 — 
68 erfolgte (Nr. 16. der Druckſachen), feine weiteren Er« 
Örterungen ber Einzelheiten und das Haus der Abgeorb- 
neten erflärte in ber a 9 vom 7. Januar 1868 (Steno- 
graphiſcher Beriht II. Seite 662), es nehme die in Ar 
titel 4. des Gejepes der Regierung auferlegte Verpflichtung 
als erfüllt an. Der Berichterftatter der Budget-Kommilfton 
fonftatirte bei dieſer Gelegenheit, ohne Widerjprud bes 
Haufes und im Ginverftändniß mit dem Vertreter der 
Staatsregierung, daß die in der gedachten Nachweifung in ber 
Kolonne „Es find ausgelegt" aufgeführten Summen als 
Grundlage der Rechnungslegung dienen ſollten. Ein Aller 
höchſter Erlaß vom 16. Februar 1867 hatte ſchon früher 
der Dber-Rehnungslammer analoge Anweifungen zugeben 
laffen, und die jept vorliegende allgemeine Rechnung ift 
demgemäß aufgeftelft worden. 

Diejelbe ergiebt, daß der bewilligte Kredit von ;154 
Millionen um 80,146,750 Rtblr. 26 Spr. 6 Pf. über 
ichritten worden ift, nehmlich bei den laufenden Ausgaben 
.. 3,464,488 Rtihlr. 18 Sgr. — Pf. 
den einmaligen und 
außerorbentlihen um . 76,682,262 +» 8 -» 6» 
Bst. S. 7677.) 

on legterer Summe 
entfallen: 


1) auf Eiſenbahn⸗ 
bauten. . .» » 
(S. 72—73. Ans 
lagen$.128— 29.) 

2) Zu Dotationen bes 
Staatsihapes (S. 
714.— 75) . . 27,500,000 Rıble. — Sr. — Pf. 

3) Zur Dotirung auf 
Grund des Gejepes 
vom 28. Septem⸗ 
ber 1866 (©. 

AT) .. 15000 : — 

4) An den Fonds zur 
Unterftügung von 
Suvaliden (S. 74. 
bis 35) 2 2.100 . — .—. 

5) Koften der Regu- 
lirung ber Grund» 
ftur » x 2... 1829851 - 12.5. 

in Summa "36,867,711 Nıhlr. 12 Sgr. 5 Pr. 

Die Ausgaben ad 1., 2., 3. und 5, find ſämmtlich auf 
Grund bejonderer Geſetze erfolgt, die Pofition ad 4. ift 
durh ben mit Neuß A. 2. abgeſchloſſenen Friedensvertrag 
und dur die Zuftimmung ber Nie bern begründet, 
welche leptere anf den Bericht der Budget-Kommilfion (10. 
en U. Seifion 1868 Nr. 361. ©. 77,) er 
olgt iſt. 

Ferner find von der Königlichen Staatsregierung zahle 
reihe Mehrausgaben als Gtateüberfchreitungen und außer» 
etatsmäßige Ausgaben in einer bejonderen Nahmweilung in 
der Seſſion von 1867—68 dem Landtage zur nachträglichen 
Genehmigung unterbreitet und von demſelben genehmigt 
worden. Ueber einen Theil diefer Mehrausgaben, nämlich 
die Zahlung an frühere Neihsunmittelbare, hat die Budget 
Kommilfion in einem befonderen Vorbericht (10, Legislatur— 
Periode II. Seifion 1868 Nr. 328.) gehandelt und es ift in 
Folge deffen das Gejep vom 15. März 1869 erlaffen wors 
den. Die für dieſen Acc gemachten aan haben 
betragen » » . . 33,750 Rthir. 19 Sgr. 1 Pf. 
Simmtlihe übrige Mehrausgaben und zwar 
Etats » Ueberſchreitungen 


STE — —. 


mit. 2 0 00000. 5,248,3854 Rthlr. 27 Sgr. 1Pf. 
nnd außer-etatämäßige 
mit . Peer Tara 39,585,502 ⸗ 15 — 4 « 


zufammen 44,833,857 Kıblr. 12 ©gr. 5 Pf. 
bat das Haus der Abgeordneten auf Grund des Berichts 
der Budget-Kommilfion (1868 Nr. 361. ©. 38.— 39.) 
genehmigt und das Herrenhaus ift dem beigetreten. (Nach» 
träglih ift durch die Ober-Rechnungskammer S. 145. die 
Ueberſchreitung um 29 Rihlr. 21 Sgr. ermäßigt worden.) 
Dieſer Gefammtjumme ber Er von 

36,867,711 Rthlen. 12 Sgr. 5 Pf. 

33,750 5 19 — l» 

44,833,857 5 12 » 5» 

ufammen 81,735,320 Rthln. 13 Sar. 11 Pr. 
heben Minderausgaben gegenüber, welche tbeils in der oben 
angeführten rehnungsmäßigen Ziffer von 80,146,750 Rthlr. 
26 Sgr. 6 Pf. ihren Ausdrud gefunden haben, theils in 

den vor der Linie angeſetzten Poften enthalten find. 

Snfofern die Geſammtheit diefer Mebrausgaben durch 
beſondere Gejepe oder durch die ſchon ausgeſprochene Zuftim- 
mung ber Landesvertretung juftifizirt ift, Bat die Ober⸗Rech⸗ 
nungsfammer für Bemerkungen in dieſer Beziehung feinen 
Dlap gefunden. Sie erwähnt nur auf Seite 145. — 146,, 
baß die in der Sitzung bes Abgeorbnetenhaufes vom 5. März 
1868 (Stenographiidher Bericht S. 2142.) genehmigte 
Summe der Gtatsüberfhreitungen und außeretatsmäßigen 
Ausgaben die für die Neicsunmittelbaren beftimmten Äu— 
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fäge nicht enthalte, und daß ber in bem oben erwähnten 
Vorberichte (Mr. 328. der Druckſachen) von der Budget» 
Kommilfion geftellte Antrag auf Die erforberlide Bewillis 
gung „anfheinend nicht mehr zur Beſchlußnahme des 
Hauſes gelangt feit. Die Ober » Rednungsfammer 
überficht bier, daß in ber Anlage A. zu dem 
gedachten BVorberichte gene Beträgeaufgeführt find, de— 
ren Zahlung noch nit genehmigt war, und daß fi auf 
diefe Anlage, ee Hndwelum, die Beftim- 
mung bes Artifel 1. im Gejege vom 15. März 1869 bes 
zog, welche die Mittel zur Erfüllung der eingegangenen Ber- 
bindlichfeiten „bereit ftellt.” Nachdem dies Geſetz ver- 
einbart war, bedurfte es nachweislich nicht mehr einer ſpe— 
ziellen nachträglichen Genehmigung, und daher hat das Ab- 
geordnetenhaus darüber nicht weiter verhandelt. 

Es fam jebocd bei diefer Gelegenheit in der Kommil« 
fion zur Sprade, wie wünſchenswerth es ſei, daß gerade 
die Ober-⸗Rechnungskammer von allen Verhandlungen bes 
Landtages genau unterrichtet fei, damit nicht ähnliche Irr- 
thümer vorfommen fönnen. Unter Zuftimmung ber Kö— 
nigliden Staatsregierung wurde der Antrag angenommen, 

das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, das 
Präfidium zu beauftragen, regelmäßig von allen 
Verhandlungen und Drudiadhen des Haufes zwölf 
Gremplare an die Dber-Rechnungelammer jenden 
zu laſſen. 

Es erübrigt daher nur no, über die Aufftellung 
ber Rechnung und über die Bemerkungen der Ober: 
Rehnungsfammer zu jpreden. 

Mas die erftere betrifft, jo find Die Formen berjelben 
allmählih ziemlih konſtant geworden, und bie wiederholt 
geäußerten Wünſche der Bubdget-Kommilfion auf größere 
lebereinftimmung der verjhiedenen Reſſorts in ber Et 
len Behandlung derSade und auf ausgiebigere Motivirung 
der einzelnen Abweihungen haben ihre cht getragen. 
Nichtsbeltoweniger ift eine vollftändige Uebereinftimmung 
noch nicht erzielt. Insbeſondere wünjht die Kommilfton, 
daß die Mariginalbemerkungen bei den Mebrausgaben je- 
desmal beftimmt angeben, auf Grund welches Geſetzes oder 
welder Genehmigung des Landtages fie erfolgt find. Auch 
ericheint es müplih, daß im dem Borberichte jedesmal bie 
rechnungsmäßigen Mebrausgaben von den thatlählid vor- 
gefonımenen Gtatsüberjchreitungen und außeretatsmäßigen 
Ausgaben unterfchieden und bejonders aufgeführt werben. 

Das Generalatteft der Ober-Rechnungskammer befindet 
ih auf Seite 79. Es beicheinigt die Webereinftimmung 
der Rechnung mit den gejeplihen Ermädtignngen, welde 
der Regierung ertheilt find. Auch die Atelte für bie ein» 
zelnen Spezialverwaltungen find überall in Ordnung. Nur 
in Beziehung anf die Militärverwaltung findet fi ein 
Vorbehalt, indem auf Seite 315 bemerft wird, daß die 
Ausgaben der Generalfriegäfaffe überhaupt im Ganzen nur 
15,840,534 Rthlr. 15 Sgr. I Pf., mithin 1,686,370 Rthlr. 
10 Sgr. 5 Pf. weniger betragen, als die Seite 310 
bis 311 aufgeführte Summe von 17,526,904 Rthlr. 
26 Sgr. 2 Pf, welde als durch den Krieg gegen 
Defterreih veranlaßte Mehrausgabe gegen den Friedens» 
Etat angenommen worden if. Der Herr Kriegäminifter 
bat ſich demgemäß auf das analoge Verfahren im Sabre 
1864 berufen, weldes in der allgemeinen Rechnung des 
Jahres 1864, ©. 295. feinen Ausdrud gefunden hat. Auch 
der Betrag für die Ausrüftung der Artillerie mit gezogenen 
Geſchũtzen mit 1,317,715 Rtble, 19 Ser. 9 Pf. ift unter 
die Ausgaben des Krieges mit Defterreih aufgenommen. 
Dbwohl fi gegen dieſes Verfahren Einwendungen machen 
laffen, jo bat ih dod die Kommilfion nit veranlaßt ges 
jehen, beſondere Anträge zu ftellen. In der am 20. Nor 
vember 1867 dem Landtage vorgelegten Denkſchrift zur Aus« 
führung des Gejepes vom 28. September 1866 ift das letz⸗ 
tere Verhältniß mitgetheilt worden und ber Landtag bat 
daffelbe acceptirt. Auch gaben die Herren Minifterial-Koms- 

1 * 
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ade Aufihluß darüber, wie ſchwer es im Kriege ge 
weien fei, die Ausgaben ber laufenden Verwaltung von 
benen bed Krieges zu trennen. Insbeſondere ſprach fi 
der. Herr Kommiffarius des Kriegsminifterd folgenderma- 
Ben aus: 

„Die Rechnung der General » Kriegs » Kaffe enthält bie 
Ausgaben des mobilen Xheiles der Armee; die Korps 
Zahlungs» Stellen haben bagegen die Ausgaben bei ben 
immobilen XZruppen und Bir er zu verrechnen. 

„Unter lepteren Ausgaben befinden ſich aber aud viele, 
welche lediglich für den mobilen Theil der Armee geleiftet 
wurden, fi aber rehnungsmäßig gar nicht von ben eigenen 
Ausgaben der immobilen Truppen und Behörden trennen 
laſſen. 

Dies ſind beiſpielsweiſe: 

1) die Koſten der bei den Erſatztruppen auch für die 
Feldtruppen zu fertigenden Bekleidungz- und Aus- 
rũſtungs⸗Gegenſtaͤnde, 

2) Berpflegungskoften der Kranken und Verwundeten 
mobiler Truppen in Garnilon-?azarethen, 

3) Berpflegungsfoften der immobilen Truppen attachirten 
Relonvaleszenten ber mobilen Armee, 

4) Hergabe von Wälhe-Beftänden der Garnifon-Berwal« 
tungen für Kriegs⸗Lazarethe, 

5) Unterkunftsfoften der Kriegs: Gefangenen in Feftungen, 

6) Hergabe von Brod- und Fourage » Vorräthen ber 
Frie end-Magazine für mobile Truppen, 

7) Seld-Kompetenzen immobiler Truppen, die mit auf 
dem Kriegsihauplage verwendet wurben, 

8) Eijenbahn » Transportfoften für Begleitungs -« Mann« 
ſchaften der Erjaptruppen und Refonvaleszenten. 
„Sonach blieb nur der auch beim Feldzuge de 1864 

unbeanftandet angewendete Ausweg übrig, denjenigen Be- 
trag, um welden bein mobilen und immobilen Theile der 
Armee die Gelammt- Ausgabe der einzelnen Etatd-Titel über 
die Dotirung des Friedens. Etats binausgingen, ald Mehr, 
foften des Krieges in Rechnung zu ftellen. 

nDiefer Mehrbelrag bezifferte fih nad der Staatshaus- 
balte-Rehnung (S. 311) bei den laufenden Ausgaben ber 
Militair-Vermwaltung auf 17,558,642 Rthlr. 7 Spr. 10 Pf. 

Davon waren aber 
abzurehnen . x... 
Mehrkoften des Anna— 
burger Knaben » Erzie- 
hungs » Inftitus und der 
NRemontes Depots, welde 
nit dur den Krieg, 
fondern anderen Anlaß 
verurfadht und vom Land» 
tage bereitd sub Seite 
46/47 der Nachweiſung 
ber Etats- Ueberjchreis 
tungen pro 1866 geneh⸗ 
migt find. 

Mitbin blieben ala F 
Kriegekoſten zu verrechnen 17,526,904 Rthlr. 26 Sgr. 2 Pf.“ 

Die verfaffungsmäßig zu erftattenden Bemerkungen ber 
Ober⸗Rechnungskammer find unter dieſen Umftänden fehr 
mager ausgefallen. Sie finden ih auf ©. 146—158, 
In materieller Beziehung findet die unterzeichnete Kommiſ-⸗ 
fion außer den fofort zu erwähnenden Pofitionen nichts zu 
erwähnen, da es fi faft überall um fehr geringfügige Be« 
träge, Fondsverwechſelungen, Rüderftattungen u. dergl. han« 
delt. Dagegen glaubt die Kommilfion die Aufmerffamfeit 
des Haufes auf folgende Punkte lenken zu müffen: 

1) Auf ©. 148. Nr. 14. ift bei ber Bergwerfsverwaltung 
die Summe von 54 Rıblr. 10 Pf. für Herftellung 
eines Glodenftubls in der Bergmanns: Kolonie Elvers- 
berg bei dem Fonds für laufende Unterhaltung der 
Gebäude, Wege und Betriebs-Anlagen verrechnet. „Da 
die Etatöpofition zu derartigen Verwendungen nicht do- 


81,707 - 1» 8« 
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tirt ift, fo wurden bie gebadhten — monirt: 

durch Allerhöchſten Erlaß vom 20. Mai 1868 

ift die ftattgehbabte Verrechnung nachträglich 

genebmigt worden.“ 

2) Auf ©. 152. Nr. 45. bei der Verwaltung ber geifte 
lichen, Unterrichts. und Mebizinal-Angelegenheiten beißt 
ed: „Im Regierungsbezirk Köslin waren zu ben Koften 
ber Gasbeleuhtunge-Einrihtung in der evangeliſchen 
Schloßfirhe zu Köslin ohne geleplidhe Verpflid- 
tung 161 Rthlr. and dem Patronats-Baufonds ges 
zahlt worden; indeß ift dieſe Ausgabe in Folge der 
Monitur mittelft Allerhöchſten Erlafjfes vom 
27. Dezember 1867 ausnahmsweije in Gna— 
ben genehmigt.“ 

3) Ebendafelbft Nr. 48. „Nah ber Rechnung vom Be 
foldungs- und Bedürfnißfonds des Minifteriumd waren 
726 Rihlr. 27 Sgr. 6 Pf. aus Gehaltseriparniffen — 
ben beftebenden Vorſchriften entgegen — zu 
Unterftügungen für Subaltern» und Unterbeamte ver» 
wendet. Auf bdieffeitige Monitur ift jebod die Zah⸗ 
lung dur Allerbödften Erlaß vom 21. Auguft 
1867 nadträglid genehmigt.“ 

Es kommen bier zweierlei Fragen in Betradht. Die 
materielle Frage ift ſehr unerheblich und bejonders bei 
ber Bergverwaltung. Der Herr Kommilfarius des Kultus 
minifterd gab über den Punft ad 2) die Ausfunft, daß die 
Kirche zu Köslin Iandesherrlihen Patronated und ber Repa- 
raturbau derielben im Uebrigen ordnungsmäßig geführt ſei. 
Der betreffende Geiftliche habe die Gelegenheit wahrgenom« 
men, um eine Gasbeleuchtung anlegen zu laſſen, die aller 
dings obne Zuziehung des Baurathes geſchehen ſei und aus 
dem Baufonds nit hätte beftritten werden dürfen, Indeß 
fei nur etwa die Hälfte der 400 Rihlr. betragenden SKoften 
durch freiwillige Beiträge gededt worden und ber Herr 
Minifter babe nadgegeben, daß der Neft auf die landes— 
berrlihe Kaffe übernommen wäre, weil die Anlage im 
Uebrigen als zwedmäßig habe anerkannt werden müffen. 
Eigentlid hätte die Zahlung aus dem Allerhöchſten Dispo» 
fitionsfonds geſchehen follen; es liege aljo ein reiner Forms 
fehler vor. Aus der Kommilfion wurde das beftritten und 
bemerkt, daß eine derartige Imitiative der Geiftlihen an 
fih unftatthaft fei und man ihnen zum Mindeften nit 
durch nachträgliche Geldzulhüffe aus Staatsfaffen in einem 
derartigen Vorgehen beifteben jolltee Die Gemeinde hätte 
ſchließlich auch die zweite Hälfte der Koften, die doch nur 
ibr zu Gute kämen, tragen fünnen. Die Majorität ber 
Kommilfion glaubte indeß bei der Geringfügigfeit ber 
Summe darüber binweggeben zu follen. Allgemein wurde 
jedoch anerfanni, daß der Allerhöchſte Erlaß fein Hindernif 
für die Zandeövertretung fein würde, die Genehmigung zu 
verfagen und die nachträgliche Wiebereinziehung der Summe 
zu verlangen. 

Zu dem Punkte ad 3) erklärte der Herr Regierungs ⸗Kom⸗ 
mifjarius, daß eigentlich nur der Ausdrud „Unterftüßungen“ 
irrig ſei; hätte man ftatt defjen gejagt „ertraordinäre Re 
munerationen‘‘, jo würde die Sade ganz in der Drbnung 
geweſen fein. Die Kommilfion muß indef das Monitum 
der Dber-Rehnungsfammer aufrecht erhalten. 

Ungleidy wichtiger, als dieſe materielle Seite ber Frage, 
ift die rechtliche. Schon feit einer Reihe von Jahren hat 
die Budget » Kommilfion in ihren Beridhten die bedenkliche 
Stellung hervorgehoben, welche die juftifizirenden Kabinets— 
Ordres in dem Eonftitutionellen Rechnungsweſen einnehmen. 
Zur Zeit des abloluten Staates waren diefe Ordres Aeuße— 
rungen des Geſetzgebers, wodurd; er Abweichungen von dem 
Staatshaushalts-Gejepge ausnahmsweiſe Tegalifirte und die 
betreffenden Minifter außer Verantwortlichkeit fepte. In 
diefem Sinne waren fie ein Schuß des Gefeped, und mit 
Recht verlangte die Ober-Rehnungsfammer, ald Organ des 
Geſetzgebers, daß jede Abweihung von dem Gejepe die nach— 
träglihe Genehmigung des Königs erhalte, wenn fie über 
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pn zugelaffen werben ſollte. Seitdem bie Verfaſſung 
efteht, und mit ihr das Recht, nachträgliche Genehmi— 
gungen und ſchließlich die Entlaftung der Staatsregierung zu 
ertheilen, durch die ausbrüdliche Beftimmung des Artikel 
104 von dem Könige auf den Landtag übertragen worden 
ift, hat auch die juftifizirende Kabinetsordre feine heilende 
Kraft mehr. Sie ift nichts als eine veraltete Form, welche 
den einzelnen Minifter an die Zuftimmung des Königs 
bindet und infofern vielleiht als ein werthoolles Internum 
ber Verwaltung des Staates angejehen werden mag. ber 
ed bat feinen rechten Sinn mehr, wenn bie Bean 
fammer, dem Bortlaute ihrer Inftruftion vom 18, Dezember 
1824 folgend, derartige Kabinetsordres fordert, gleichſam 
als ob immer noch durch diefelben eine legalifirende Wirkung 
ausgeübt werbe. Dem Landtage gegenüber wird dadurd in 
der Berantwortlichkeit der Minifter nicht das Mindefte ges 
ändert; es ift rechtlich ganz indifferent, ob ein Allerhöchſter 
Erlaß eine geſetzwidrige Ausgabe genehmigt oder nidt; 
jebes ber beiden Häufer hat das volle Recht, feine Geneh— 
migungzuverfagen, und ben betreffenden Minifter in der Ver— 
antwortlichfeit zu erhalten. Aber es ift mißlich, die Krone 
auf diefe Weile in die Gefahr zu fepen, die Verantwortlich. 
feit des Minifters gleichſam zu theilen; der Würbe des Kö, 
nigthums entipricht ein ſolches BVerhältnig wenig. Ande— 
rerſeits iſt es aud nicht unbedenklich, die einzelnen Mitglie— 
der der Landesvertretung in die Alternative zu ſetzen, einen 
Allerhöchſten Erlaß zu reprobiren oder dem Drucke eines 
ſolchen Einfluffes zu erliegen. Dazu fommt endlid die 
ihlimmfte Seite dieſer Praris, welde darin befteht, daß 
durd frühzeitig eingebrachte juftifizirende Ordres fogar die 
Bemerkungen der Ober-Rehnungsfammer abgeſchnitten wer« 
ben. Wenn nämlid ein Minifter ſchon vor ber Aufftellung 
ber Monitur einen Allerhöchſten Erlaß ertrabirt, wenn dem— 
nad Die beireffende Rechnung bei der Ober⸗-Rechnungskam— 
mer ſchon als eine juftifizirte einläuft, fo hält ſich Diefe 
Behörde nad ihrer alten Inftruftion für verpflichtet, über« 
haupt feine Bemerkung zu machen, und die Landeävertres 
tung erfährt möglicherweiſe von den ſchlimmſten Gejepes- 
verlepungen nichts. Die wenigen Fälle, welde in den für 
den Landtag aufgeftellten Bemerfungen der Ober-Redhnungs« 
fammer wirklich mitgetheilt werden, find nur folde, welche 
erft nad der Monitur durch Allerhöchſten Erlaß juftifizirt find, 

Diefe Verhältniffe find in dem Berichte der Budget 
Kommilfion vom Jahre 1866 (9. Legisl. 1. Seifion 1866 
Nr. 178 Seite 14) des Weiteren erörtert. Es ift damals 
bemerft worden, daß eine definitive Ordnung der Berhältniffe nur 
dur das von der Verfaflung vorgeichriebene, öfters beftimmt 
verfprodene und immer wieder vergeblich geforderte Geſetz 
über die Einrichtung und die Befugniffe der Ober-Recdhnungs» 
fammer herbeigeführt werden fünne, und daß deshalb das 
ernftliche Beftreben jeder Selfion darauf gerichtet fein müffe, 
dieſes Geſetz endlid zu erlangen. Uber mın war zugleich 
ber Meinung, daß in ähnlicher Art, wie ed durch die Ans 
weifungen vom 21. Juni 1862 und jept wieder durd die 
Ordre vom 16. Februar 1867 geihehen ſei, die Ober-Red» 
nungsfammer dahin inftruirt werben könne, ihre Bemerkun— 
gen fo weit auszudehnen, daß fie dem Landtage auch von 
denjenigen Abmweihungen Kenntniß gebe, welche ſchon vor 
der Rechnungslegung und vor der Monitur dur Aller 
höchſte Erlaffe juftifizirt jeien. 

Der Kommiljarius des Finanz Minifters, Herr Geheimer 
Ober-Finanzratb Mölle, erklärte darauf, daß er von feinem 
Herrn Chef ermächtigt jei, im Namen des Staats-Mini— 
fteriums die beftimmte Zufage zu machen, daß das Ober: 
Rechnungskammer-Geſetz in der nächſten Seifion vorgelegt 
werden folle. Dagegen möge man jept auf weitergehende 
Anträge verzichten. Es fei ja unzweifelhaft, daß die recht— 
lie Lage der Minifter, gegenüber der Landesvertretung, 
durch das Borhandenjein juftifizirender Ordres in feiner 
Weile geändert werde; es jei wiederholt anerfannt, daß jebes 
der Häufer des Landtages das Necht babe, auch ſolchen Aus- 
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gaben die nachträgliche Genehmigung zu verfagen, welde 
durch Allerhöchſte Erlaſſe gededt feien. Jeder folder Erlaf 
werde durch einen Minifter Fontrafignirt und damit fei bie 
Perantwortlichkeit fonftatirt. Auch jede Etatsüberfchreitung 
werde durch Königliche Genehmigung feftgeftellt, aber trop- 
dem ber Beihluffaffung des Landtages nicht — Die 
Ober⸗Rechnungékammer müſſe ih an ihre Inſtruktion halten 
und dieje könne nicht einfeitig aufgehoben werden. Dagegen 
fei e8 zu erwägen, ob nicht zweckmäßigerweiſe jede Erwäh— 
nung der Allerhöchften Erlafje aus den Bemerkungen ber 
Ober⸗Rechnungskammer weqzulaffen fei. 

Aud aus der Kommilfion wurde die Meinung ausge 
ſprochen, es gemüge, das Ober-Rehnungsfammer-Gefep ab» 
zuwarten und inzwiſchen gegen bie Praris der juftifizirenden 
Ordres Verwahrung einzulegen. Man fagte, bie ganze 
Sache fei nit jo widtig, daß man daraus einen Grund 
zu neuen prinzipiellen Streitigkeiten herleiten folle. Gerade 
im fonftitutionellen Staate fei es wichtig, daß der Minifter ftets 
die Königliche Zuftimmung zu Etatsüberfhreitungen u. dgl. ein« 
hole. Auch könne man doch faum von der Regierung ver 
langen, daß fie der Landesvertretung felbft die Fingerzeige 
geben folle zu Angriffen. Die Allerhöchſte Ordre ſchade min- 
deftend nicht, und wenn zugeftanden werben müffe, daß fie 
erft dur die Zuftimmung der Landesvertretung perjeft 
7** jo ſei doch keine Nothwendigkeit vorhanden, fie ab» 
uſchaffen. 
en gegenüber wurde die Anficht vertreten, daß aud 
das Ueberflüffige leicht Ichädlih wird und daß eine vorauf- 
ehende Willenserflärung des Königs für die Fonftitutionelle 
Berbandlung nicht günftig fe. Man müſſe um fo mehr 
auf volle Freiheit der Entſchließungen halten, ald gerade hier 
der Fall vorliege, wie nad der Berfaffung jedes ber Häufer 
(die Kammern) ifolirt Decharge zu ertheilen habe. Die Ber- 
ordnung des Königs hat nur Bedeutung für fein Verhält« 
niß zum Minifter, aber nicht mehr für die Ober-Rechnungs⸗ 
fammer, welde ihrer Organifation und Bedeutung nach wie 
ein Gerichtähof daftehe. Möge fie immerhin annehmen, daß 
durh den Allerhöchſten Erlaß der Dienftpragmatit Genüge 
eſchehen ſei, aber fie habe die Verpflihtung, alle Poften, 
Bei denen Allerhöchſte Orbres erlaffen feien, der Landesver⸗ 
tretung anzuzeigen. Ob fie dabei die Ordre erwähne oder 
nicht, jei weniger wichtig, indeß werde ed die Durchſichtigkeit 
der Verwaltung wejentlich erhöhen, wenn alle Ordres mit« 
getheilt würden. Auf die vor der Rechnungslegung erlaffenen 
jei ber größere Werth zu legen, dba durch fie das ganze 
Etatsverhältniß durchbrochen werben könne. Schon jept 
eine Erweiterung der Inftruftion der Ober-Rechnungkammer 
u fordern und nicht erſt auf das Geſetz zu warten, empfehle 
fa deshalb, weil es wünſchenswerth fei, daß ſchon bie All« 
gemeine Rechnung für 1867, die erjte wiederum über einen 
gefeplich feftgeftellten Etat, in verbeflerter Geftalt vorgelegt 
werde, 

Nah diefen Erwägungen befhloß die Kommilflon Ange 
fihis der Zuſage des Staatsminifteriumd für diesmal von 
- einen erneuerten Antrage auf Einbringung des Ober-Redhinungs« 
fammer» Gelepes Abftand zu nehmen, dagegen dem Haufe 
von Neuem den Beihluß zu empfehlen, den bafjelbe, auf 
Antrag der Budget» Rommilfion (9. Leal. I. Seifion 1866. 
Nr. 178. ©. 13.), am 29. Januar 1867 gefaßt (Stenogr. 
Bericht III. 1770.) hat und an den in ber Sigung vom 
24. Februar 1868 (Stenogr. Beriht III. S. 1882.), als 
an einen noch in Kraft ftehenden, der Referent der Budget« 
Kommilfion zu erinnern beauftragt war. 

Die Kommilfion empfiehlt daher das Haus ber Ab» ır. 
geordneten wolle beichließen, die Königlihe Staats- 
regierung aufzufordern, ſchon jept die Inſtruktion ber 
Ober⸗Rechnungskammer vom 24. Juni 1862 dahin zu 
erweitern, daß aud die Bemerkungen ber Ober. Re 
nungsfammer über diejenigen erheblichen Mängel der 
Berwaltung, melde aus Anlaß der Prüfung der Red- 
nungen entdeckt werben, ſowie diejenigen Abweichungen 
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von bem peienlig feftgeftellten gran gr 
und von den bemjelben zu Grunde liegenden Gtats 
und Nahmeifungen, welde etwa durch Allerhöchſte 

Ordres ſchon vor der Nehnungsrevifion juftifizirt wors 

den find, der Lanbetvertretung mitzutheilen feien. 

Außer ber Rechnung über bie Einnahmen und Aud« 
gaben bes —* 1866 liegt gleichzeitig die Rechnung über 
bie Reſtverwaltung pro 1865 et retro vor. Mehraus- 
gaben im Betrage von 160,267 Rthlrn. 9 Sgr. find 
gleihfalls ſchon im vorigen Jahre der nachträglichen Ges 
nehmigung bes Haufes unterbreitet worden (10. Legislatur, 
II. Seifion 1868. Nr. 361. ©. 38—39.). Im Uebrigen 
bat die Kommilfion nur zu bemerken, daß die Rechnung 
wenig barbietet, was von bem vorgeſchriebenen Berfahren 
abweicht. Nur bei dem Kultus-Minifterium (S. 292 bis 
295.) wurbe es normirt, - daß ein fo großer Betrag von 
Reftausgaben in das Jahr 1867 binübergenommen werbe, 
umal in den Beloldungstiteln (Tit. 9, 12, 15, 37, 40 
bie 42.). Der Kommiffarius des Kultusminifters, Gehei— 
mer Dber-Regierungsrath Knerk, gab darüber Aufflärungen, 
welche darzuthun ſchienen, daß die Verwaltung innerhalb 
ihrer geieplihen Ermädtigung Uebertragungen im Nach— 
jahre eintreten laffe. Eine überzeugende Nachweiſung von 
ber Nothmwendigkeit eines joldhen Verfahrens wurde jedoch 
nicht geliefert. Auch die große Summe von Ausgabereften 
bei dem Ertraordbinarium dieſes Minifteriums, 78,662 Rthlr., 
erregte Bibenfen. 

Endlich ift no die Rechnung über die Rendantur des 
Staatöfhapes zu erwähnen. Das Atteft der Ober-Rehnungs- 
kammer (S. 159.) ift in Ordnung. Die Operationen bes 
Sahres 1866 find aus früheren — hinreichend be⸗ 
kannt. Durch das Geſetz vom 28. September 1866 iſt der 
faft ganz geleerte Staatsihap wieder reichlich dotirt, jo daß 
ber Beſtand am Ende des Jahres 28,012,838 Rthlr. 9 Sgr. 
10 Pf. betrug. - 

Die neben diefem Beftande noch im Staatsjhape be 
findlihen fogenannten Aftivforderungen (S. 158.) haben 
ſchon öfter die Aufmerkjamkeit des Haufes beichäftigt, und 
fie werden jept um fo wichtiger, als nad ber Füllung bes 
Staatsihapes die daraus fließenden Einnahmen zu ben 
laufenden Staatseinnahmen übergeben, ir Feftftelung und 
Prüfung aljo eine größere praftiihe Bebeutung gewinnt. 
Bor der Linie werben am Schluffe bes Jahres 1867 ge 
führt 2,708,309 Rthlr. 15 Sgr. 3 Pf.; da fi jedoch bar- 
unter 2'/, Millionen befinden, welche ald Vorſchuͤſſe an bie 
Provinzial-Hülfskaffen gebucht find, jo hat diefer Poften 
feine große Bedeutung. Außerdem waren vorhanden 

zindtragende Forderungen „. „ . 1,414,097. 5. — 

nicht zindtragende Forderungen . 2,213,309. 9. 5 

zufammen 83,627,406. 14. 5 

Der jehr beträchtliche Abgang von 5,533,200 Rthlrn. 
3 Pf. an nicht zinstragenden Forderungen erflärt ſich bar 
aus, daß die Grundfteuer-Veranlagungskoften niedergeichla- 
gen und die darauf bafırte Einnahme bes Stantaldapes 
abgejept worden ift. 

Auffallend groß erſchien nichtädeftoweniger bie Höhe 
ber nicht zinstragenden Summen und nicht minder aufs 
fallend die Geringfügigfeit der Zinderträge der zinstragenden 
Burberungen. Die Rechnung ergiebt, daß 189,474 Rthlr. 
an Kapitalien und 44,588 Rthlr. an Zinjen im Laufe des 
Jahres 1866 eingegangen find. Der Regierungs-Kommil- 


— ſarius, Geheimer Regierungsratb Homeyer übergab die in 


der Anlage gedrudte Zufammenftellung über das Jahr 1868, 
woraus Die Bertheilung der ausgelicehenen Summen nad) 
Regierungsbezirken erfichtlih wird. Es erregte bie Aufmerf- 
ſamkeit der Kommilfion, daß einzelne Regierungäbezirke, wie 
Köslin, Stettin, Breslau jo unverhältnißmäßig reich mit 
nit zinstragenden Darlehen ausgeitattet find. Indeß war 
eine genauere Prüfung noch nicht ausführbar. Der Herr 
Regierungs-Kommiflar machte die Zufage, daß künftig aud 
eine Nachweiſung über die Höhe der Zinsfäpe und die Ber 
— Den ala an nach don Mroninsen aeaehen werben 
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ſolle. Indem die Kommilfion dieje Zufage gern entgegen- 
nabm, hegte fie die Meinung, daß es ſpäter vielleicht mög- 
lid) werben würde, eine größere Einfiht in bie Verwendung 
der Summen der Aftivforderungen zu gewinnen. 
Für jept beantragt die Kommilfion: 
Ey Haus der Abgeordneten wolle bejdhließen, die 
Entlaftung der Königlichen Staatsregierung in 
Dezug auf die Allgemeine Rechnung des Jahres 
1866, fowie in Bezug auf die Verwaltung des 
Staatefchapes für daffelbe Jahr auszuſprechen. 


Berlin, am 9. Februar 1870. 


Die Kommiffion zur Prüfung des 
Staatshaushalts⸗Etats. 


v. Bennigfen (Vorſitzender). Dr. Virchow (Be- 
richterſtatter) Lasker. Kıb. vo. Hoverbeck. Klotz (Berlin). 
Dr. Lutteroth. Dr. Websky. Graf v. —— 
Dr. Weber (Griur). v. Wedell. Dr. later 
Thilo. * Brauchitich (Flatow). v. Brauchitſch 
Eibing). * (Görlip). ©. Kardorff. Munge. 
v. Hennig. Schimmelfennig. Warburg. Binder. 
freiberr ©. Bud enbrod. 


II. 


11 
Aunlage. 


Summariſche Nachweiſung 


der 


ı Schluffe des Jahres 1868 ausſtehenden Activ-Kapitalien des Staats— 
Idaßes und der darauf im Jahre 1869 zu erwartenden Sinnahmen. 





Nr. 


Die Forderungen ſtehen aus in den 


Regierungs-Bezirken. 


Berlin. 
Potsdam . 
Sranffurt . 
Stettin 
Söslin 
Straliund. 
Breslau 
Liegnitz 
Oppeln 
Polen . 
Bromberz 
Königsberg 
Gumbinnen 
Danzig 
Marienwerder 
Merfeburg 
Magdeburg 
Erfurt . 
Münfter 
Minden 
Arnsberg 
Göln 
Düſſeldorf 
Goblenz 
Trier . 
Aachen 


Hohenzollern'iche 


Wiesbaden 
Schleswig 
Hannover. 
Saflel- - . 
Im Auslande 


+ 


ande 


Summa 


12 





Kapttalien 


ante linenm 
FR. sgE. 4. 
232,058 17 4 


121,000 — — 
161,000 — — 
31,000 — — 
427,000 — - 
27,000 — — 
210,055 10 7 
400,000 — — 
300,000 — — 
220,000 — — 
500 — — 
400,000 — — 
4,000 — — 


129,009 3 8 


20663,501 1,7 


| 


Zinstragende 
Forderungen. 


sr. «f 


48.666 15 4 
142,700 — — 
160,472 2 — 
3,789 4 7 
10,368 16. 3 


11,952 910 
3,677 15 9 
65,516 20: — 
42,035 10 6 
29,906 —. 6 
120,005 19 1 
1550 — — 
906725 2 
1,727 15 
212,670 10 6 
450 510 
116,360 — — 
3,855 12 9 
1,300 — — 
14,400 20 3 
263,763 16 10 


2,062 10 — 
19,490 -- — 
3,084 28 — 


1,280,02227 2 


2,183,913:10 — 


Nichtzindtragende 
Forderungen. 


Nor. t ‘, 


127,602 10.10 
546218 3 
18,646 17 5 
470,466 15 — 
345,580 9 1 
20,200 — — 
411,241 6 9 
47,636 — — 
32,605 27 4 
214,660 24 5 
15,718 5 6 
956510 6 
116.470 12 4 
11,137 15 — 
s0,067 11 4 
11,660 — — 
2,050 — — 
32,681 3 7 
53,439 21 5 
8,212 22 6 
1655 — 
22,860 29 — 
2050 —— 
14—|_ 
1,600: —|— 
11,989 26) 4 
3,000. —|— 
5,737'23l 5 
75,000 —I— 
300 —|— 


Summı. 


176,268 
148,162 
179,1181 
474,255 
355,9483 
20,200 
423,195 
51,318 
98,1221 
256,69 
45,714 
129,630 
118,0208 
20,205 
90,794; 
224,330 


2,50 9 


sarah 


ed by Google 
— 
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Im Jahre 1869 follen einfommen 


an Kapital 


11,091,27 
150 — 
9,951j10 


3 
7 
10,200 — — 
3 
2 





4,219|18 
4,7501 — 
13,279| 5 
8,053:28 









17,204 
2,424 





13 6 
151 


358, — 
1409 10 1 
256 — 
2,1890 — — 
1116428 8 
450 — 
200 — 


5,364 21 7 





15 


— — 


2,657 
28,870 — 
—- 


Li 





174,551 19 3 


an Zinfen 
4 gr «fs 


1,553/151— 
2,050 —\— 
5,692 1610 
152 —— 
256/20] 6 


147, 3j-- 
3,540 7111 
1,276, 3) 2 
1,084 16/11 
4,669 5110 

6 — 





122.191 
39 — — 
46429 
12,458 14 
103 3 6 
99 I — 
1512| 9 


36,083 11| 5 


Bemerlungen. 


Die Aufftellung der Aktiv-Kapitalien-Nachweiſung des Staatsihapes erfolg: 
alljährlih am Jahres» und Rechnungeſchluſſe der Nendantur des Staatsihapes — 
Ende März jeden Jahres, — weil fid erft dann überjehen läßt, wie viel an Ka: 


pital und 


infen auf das Einnahme-Scl tes vergangenen Jahres eingegangen ift 


Da den hiernach verbleibenden Kapitalien die im Laufe des Jahres dem Staats: 
Ihape neu überwielenen Forderungen zutreten und davon die wegen Snerigibilitäi 
erfolgten Niederfhlagungen in Abgang fommen, fo läßt fi der Betrag des Coll: 
Einkommens an Kapital und Zinfen im Voraus nicht beftimmen. Wohl aber dürft: 
fih derfelbe annähernd berausftellen, wenn man die Soll-Einnahme mit der Fit: 
Einnahme in den legten 5 Jahren von 1864 bis incl. 1868 vergleicht. 

Die Soll»Einnahme betrug: 


1864 
1865 
1866 
1867 
1868 


durchſchnittlich jährli 117,560 Ktbir. 18 Sgr. 2 Pr. 


Kapital. 
144,925 Rthlr. 28 Sgr. 9Pf. 
98026 - 19 » 
7109 »« 15 » 
87,234 » 26 » 
160,906 - — + 
587,803 Nbir. 1 Sat. 


Die IſtEinnahme betrug: 


1864 
1865 
1866 
1867 
1868 


durdichnittlich jährlid 186,308 Yrpir, Il Syr. 1O Pr. 


180,512 Rthlr. 11 Sgr. 
161,756 » 26 » 
189474 » 4» 
132,269 » 12 » 


267,529 =» 4 » 
931,541 Xıblr. 29 Sar. 


7» 
11% 
8. 
3» 


ZT 


2». 
4» 
gs 
6» 
9. 


5„r. 


Zinjen. 
23,402 Rihlr. 23 Sgr. 1pf 


25306 » 20 - 10. 
458 - 9» 9. 
41225 = 3. 8. 
u ET 


175,642 Ribir. 9 Sar. Il pr 
35,128 Kıpir. 13 Sgr. 2 Pr 
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Hieraus gebt bersor, daß die Soll-Einnahme durd neue Kapitalelleberweiungen 
und antizipirte Zahlungen alljährlich nicht unerheblid überſchritten worden ift. 

Die ante lineam aufgeführten Kapitalien find jämmtlich unverzinslid und ihr 
Einziehung nicht nur unſicher, fondern auch fehr weit ausjehend. Der bedeutendft: 
Betrag darunter befteht in den Borjhüffen an die Provinzial- Hülfskafjen mi 


2,500,000 Rihirn. 
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Auf die Zagesorbnung einer der mädften Plenar— 
Sipungen wird geſetzt werben: 


Mündlicher Bericht ver Budget-Kommilfion über den 
Entwurf eines Gelege, betreffend Abänderungen des 
Geſetzes vom 17. 1868 (Geſ.“S. ©. 71.) 
über die Aufnahme einer Anleihe von 40 Millionen 
Thalern zu Bedürfniffen der Eifenbahn-Berwaltung 
(Nr. 327. der Drudjaden.) 

Berihterftatter: Abgeordneter v. Brauchitſch (Flatom). 


Antrag der Kommiffion: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beicließen: 
Dem Gejepentwurfe mit folgender Abänderung bie 
verfafjungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen: 

Das Alinen 2. des 8. 1. im folgender Faſſung anzur 

nehmen : 

Der gedachte Betrag von 20 Millionen Thalern 
ift in Berjchreibungen der Fonjolidirten Anleihe 
(Gejeg vom 19. Dezember 1869 G. S. S. 1197.) 
auszugeben. 


Berlin, den 9. Februar 1870. 


Der Präfident des Haufes ber Abgeordneten. 
v. Fordenbed. 
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Berlin, den 9. Februar 1870. 


In der Sipung des Haufes der Abgeordneten vom 
23. November v. J. hat daffelbe den Beſchluß gefaßt, bei 
der Zufammenfegung der Statiftiihen Gentral- Kommilfion 
jei darauf Nicht zu nehmen, daß in berjelben neben der 
Berwaltung und der Wiſſenſchaft, auch die Gefepgebung, 
inäbejondere das Haus der Abgeorbneten durch ſolche Mit« 
lieder vertreten jei, welche dafjelbe zu dieſem Zwecke aus 
* Mitte auf die Dauer der jedesmaligen Legislatur— 
Periode ernennt. 

Die Königliche Staats-Regierung ift bereit dieſem An« 
trage zu entipredhen, und drei Mitglieder des Haufes der 
Abgeordneten der Statiftiihen Gentral- Kommilfion beizu— 
ordnen. 

Em. Hohwohlgeboren erſuche ih ganz ergebenft Dies 
dem Haufe mitzutheilen, und demnächſt die von demſelben 
zum Gintritt in die Central» Kommiffion beftimmten Mit— 
glieder mir gefälligft namhaft machen zu wollen. 

Dem Herrenhaufe, weldem ih biervon Kenntniß ge— 
geben babe, ift von mir anheim geftellt worden, auch feiner 
Seitö zu dem angegebenen Zwecke drei Mitglieder zu er» 
nennen. 


Der Minifter des Innern, 
Graf zu Eulenburg. 


An 


den Präfidenten des Hauſes der Abgeordneten 
Herrn v. Forckenbeck 


Hochwohlgeboren 
hier. 
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Zuſammenſtellung 


der 


XII. Kommiſſion aus den Petitionen, die 
ſoweit dieſelben die Ablehnung des ganzen 
Entwurfs der Kreisordnung befürworten, 
über die Höhe der durch die Annahme des 
Entwurfs entſtehenden Koſten ſich aus— 
ſprechen und event. als Aequivalent die 
Ueberweiſung von Provinzialfonds 
wünſchen. 


I. Petition mehrerer Beſitzer des landwirth— 
ſchaftlichen Vereins zu Freienwalde in Pommern. 
“ Sourn. II. Rr. 610. 


„Den vorgelegten Entwurf ber Kreisordnung für die 

6 öftlihen Provinzen im Intereſſe bes Grundbefi es 

und der Landwirthe abzulehnen oder auf eine Dielen 

Intereffen mehr entiprechende Umgeftaltung hinzuwirken.“ 

Detenten ftellen für die Umgeftaltung folgende Ge- 
ſichtspunkte auf: 

I) Die Aufbringung der Kreis-Abgaben nah $. 9. des 
Entwurfes jei feine gerechte. Durch eine mirflidhe 
Selbftverwaltung der Kreile werde der Staat materiell 
entlaftet; die hiedurch eriparten Mittel müßten den 
Kreiien reip. den Provinzen zufließen. Es feien aljo 
— nad dem Beriprehen der Staats-Regierung durch 
den Minifter Grafen v. Bismard — Provinzialfonds 
Selbftverwaltungsfonde) zu bilden und an dieſe die 
Grundfteuer der betreffenden Provinzen zu überweifen. 
Der beabfidhtigte Kreis-Ausihuß fei nur als Die Gin« 
führung kollegialiſcher Verantwortlofigfeit zu betrach— 
ten, welde bei den Provinzials-Regierungen ſchon jo 
oft zu beflagen geweſen Tei. 
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II. Petition des Magiſtrat und Stadtverordneten 
zu Heiligenbeil. Journ. II. Nr. 698. 


„Ablehnung des Kreisordnungs-Entwurfs“, weil ders 
ſelbe die biöher.ge ungleiche Vertretung der Kreiseinge— 
feffenen auf dem Kreistage nur tbeilweife bejeitigt und 
den größeren Befigern ein überwiegendes Stimmrecht 
einräumt, 

weil die ohnehin ſchon ftarfbelafteten Kreiseingeſeſſe⸗ 
nen die jämmtlihen Koften der örtlihen Polizeivers 
waltung und die Koften der Verwaltung des Kreis, 
Ausichuffes, bei einem Kreile von 50,000 Ginwohnern 
auf etwa 6000 Rthlr. jährlid zu berechnen, über: 
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nehmen jollen, und weil die Städte, welche zu dieſen 
Laften ebenfalls herangezogen werden ſollen, hierfür 
gar fein Aequiralent erhalten, vielmehr fie uur wieder 
fogar in der Zahl ihrer Vertreter auf dem Kreidtage, 
jedenfalls aber in ihrer Selbftverwaltung dur Die 
Unterordnung unter den Kreisausſchuß beihränft wer- 
ben würden. 


III. Folgende Petitionen jind gleihlautenbd: 


1) der General-Berfammlung der Pommerſchen öfonomi- 
ſchen Gelellihaft. Journ. II. Nr. 825, 

2) des landwirthſchaftlichen Vereins zu Regenwalde. Journ. 
II. Nr. 931, 

3) ded Dramburger » Zalfenburger ökonomiſchen Vereins, 
Sourn. I. Nr. 1009, 

4) des Zweigvereind der Pommerjhen ökonomiſchen Ge— 
jellichaft für Stolp, Schlawe und Rummeldburg. 
Sourn. I. Nr. 1025, 

5) des Iandwirthichaftlihen Zweigvereins im Neuftettiner 
Kreife. Journ. II. Nr. 1144, 

6) des Vorftandes des landwirthichaftlihen Zweigvereins 
im Gamminer Kreiſe. Journ. II. Nr. 1187, 

T) des landwirthſchaftlichen Vereins zu Lauenburg, Re— 
gierungsbezirfs Cöslin. Journ. II. Nr. 1199, 

8) Des Treptomer Zweigvereinsg der Pommerſchen ökono— 
miſchen Gefellihaft. Sourn. II. Nr. 1308. 

Das Hohe Haus wolle „entweder den gegenwärtigen 
vorliegenden Entwurf der Kreisordnung volltändig ablehnen 
oder denlelben nur mit der Maßgabe annehmen, daß in 
Rückſicht auf die damit verbundene Entlaftung der Staats- 
faffe und auf die gerade dieſen betreffenden Landestheilen 
neu auferlegte Grund» und Gebäubefteuer der damit gan; 
unvermeibli gemadte Mebrbelaftung der Gemeinden, 
Kreife und Provinzen denſelben vollſtändig erftattet werde, 
und auf dieſe Meile der erfte Schritt gethan wird zur Aus— 
führung der von unferem Herrn Minifter-Präfidenten je 
bündig gegebene Verheißung von Provinzialfonds für die 
alten, deren wahrlich bebürfenden Provinzen unjeres Preu— 
ßiſchen Vaterlandes.“ 

In dieſen Petitionen wird die Anſicht ausgeſprochen, 
daß der Geſetz⸗-Entwurf der wohlklingenden Empfehlung 
eines Anfangs der Selbftverwaltung entfleidet, wenig meht 
enthalte ala eine neue unabjehbare erhebliche Mehrbelaftung 
der Landwirtbichaft und des Grundbefiger; daß die weniger 
mit wirflihen Ehrenrechten, ald mit ſchweren Pflichten aus— 
geftaitete Amtshauptmannichaft, mit dem unverfennbaren 
Hintergrunde des foftbaren und unleidlihen Erfolges durch 
die fubalternfte Büreaufratie der Erwerbung und der Leis 
ftungsfäbigfeit der Landbewohner nicht entipreden. 


IV. Betition der am 15. Dezember 1869 verfam- 
melten Mitglieder des Bütower ökonomiſchen 
Bereind. Journ. II. Nr. 934. 


„Das Hobe Abgeordnetenhaus wolle die vom Herrn 

Minifter des Innern vorgelegte Kreisordnung ablehnen.“ 

Der Inhalt der Petition den vorftehenden Petitionen 
ganz ähnlich. 


V. Petition des ꝛc. Holg und Genofien aus Alt» 
Marrin. Journ. U. Nr. 931. 


„den gegenwärtig der Berathung unterliegenden Ent» 
murf einer Kreisorönung abzulehnen, ohne die gleich— 
zeitige Organifation der Regierung, ald eine aus der 
Selbftverwaltung bervorgebende und aus ibr geborene 
NekurdsInftanz, und obne der vom Staat überwielenen 
Mittel zur Durhführung ber beabfichtigten Reform. 
Dagegen eine angemeflene Vertretung der Nuftifalen 
und der Städte auf dem Kreistage zu veranlaflen.“ 
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Die Petition führt aus: „Die Gelepgebung der legten 
zwanzig Sabre bat die Interelfen der Grundbeſitzer ſchwer 
geiädigt; Die Freigebung bes Zinsfußes und bie neue Sub— 
baftationeorbnung ohne eine gleichzeitige Reform der Hypo— 
thekengeſetzgebung, hat die unverihuldeten Eubbaftaticnen 
beichleunigt und gemehrt; die von allen Parteien und von 
der Wiffenihaft gerichtete Grundfteuer hat den zeitigen 
Grundbefig um einen Theil feines Eigenthums gebradıt. 
Die neue Kreisordnung droht bei der unveränderten Geftalt 
der außerhalb der Gemeinde und Kreitlebent ftebenden Or- 
ganifation der Regierung, den Grundbefig nicht blog von 
Neuem ſchwer zu belaften, ſondern auch die naturgemäße 
foftenloje Geftaltung der ländliden Gemeinden in eine foft« 
ſpielige Fünftlihe Pelizeimirtbihaft zu verwandeln. Das 
Inftitut der Amtshauptmannſchaft ift gewiß fo lange unaus— 
führkar, als der Amtsbauptmann zum Präfeften einer büreau— 
fratiichen Negierung beftimmt ift, zu einer Stellung, die ein 
freier, Selbftftändiger Mann nicht übernehmen kann.“ 


VI. Petition von Mitgliedern des landwirtbſchaft— 
lihen Vereins zu Merrom. Sourn. II. 954. 


„Den Entwurf der neuen Kreisordnung nur unter 
der Bedingung anzunehmen, daß die Königliche Staats— 
Negierung Ten Kreilen für den fünftigen Zuwads an 
Bermwaltungefoften mit den Summen zu Hülfe fommt, 
um welde fie durh Wigfall der Domanialpelizei und 
durh tie Dezeuttaliſatien ver provinziellen Staatörver: 
waltung entlaftet wird. 

Die Gewährung dieſer Beträge erfolgt am zwed« 
mäßigften in Form der Neftitution einer Grundſteuer— 
quote an die Provinzen, wodurd zugleich der Verheißung 
von Previnzialfondse an die altländiihen Provinzen 
nahe getreten würde.“ 

Bon Petenten wird anerfannt, daß Die Verwendung der 
Kommunallaften befonders dem Grundbefig zu gut fommt ; 
ſo ſei doch der Grundbefig binfihtlid ter Staatsſteuern 
dur die ihm auferlogten Grundfteuern im Bergleih zu 
andern Steuerflaffen bereit? und in umgerechtigter Weile 
überbürbet. 


v1. 1) Petition des Borftandes des landwirth— 
haftlihen Central-Vereins für den Neppiftrift. 
3ourn. II. 653.; 


2) des landwirthſchaftlichen Vereins zu Auflam. Sour. II. 
Nr. F 

3) des landwirthſchaftlichen Vereins des Manefelder See— 
freifet. Journ. II. Nr. 912.; 

4) des von Mitgliedern des landwirthſchaftlichen Gentral« 
Bereind für den Nepbiftrift Bromberg. Journ. I. 
Nr. 971.; 

5) des landwirtbichaftlichen Vereing zu Alsleben. Journ. II. 
Nr. 974,; 

6) des Vereins zur Wahrung und Förderung landwirtb- 
ſchaftlicher Interefjen Stargard. Journ. H. Nr. 1011.; 

7) des landwirtbichaftlihen Vereins zu Alt-Landeberg. 
Journ. I. Nr. 1052.; 

8) des Iandwirthichaftlihen Vereins zu Hettftädt. Journ. IT. 
Nr. 1159,; 

Diele Petitionen find gleichlautend. 

9) des Großmweigelsdorfer landwirtbihaftlihen Bereins. 
Journ. II. Nr. 1284.; 

10) desSalzbrunner landwirthichaftlichen Vereins. Fourn. 11. 
Nr. 1285,; 

11) des Nuftifalvereing zu Jordansmühl. Journ. II. Nr. 1286.; 

12) des Spitteldorfer Nuftifalvereine. Sourn. II. Nr. 1287; 

13) des landwirtbichaftlihen Vereins zu Rybrid. Journ. II. 
Nr. 1364, 

„Fin Hohes Haus der Abgeordneten wolle jeine 
Zuftimmung zu dem Entwurfe, betreffend die Kreis: 
Drdnung, unter ber Bedingung ertheilen, daß der Zu» 
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fage bes Herrn Minifter-Präfibenten in der 42. Sipung 

des Abgeorbnetenhaufes am 4. Februar 1867 thatjädy- 

liche Folge gegeben werde.“ ; 

I wiederhole die Zufage, die ich in der Kom— 

milfion gegeben babe, daß es die Abfiht ſämmt- 
liher Staatäminifter, und zwar die von Sr. Ma: 
jeftät bem Könige gebilligte Abfiht ift, in dem 
nädften Budget auf diefem Wege weiterzugeben, 
und für ſämmtliche Provinzen Vorlagen zu maden, 
weldye jeder einen Theil des Budgets zur Selbft- 
verwaltung überweile u. |. w.“ 

Dieje Petitionen enthalten noch ein zweites Petitum. 
Ein Hohes Haus wolle in der Schlußberaihung 

der Kreisorbnung den $. 9. dahin abändern: 
„daß die Grund» und Gebäudeftener höchſtens bie 
zur Hälfte des Antheild heranzuziehen ſei, mit 
welchem die Klafjenfteuer und flaffifzirte Einkom⸗ 
menfteuer belaſtet wird.” 

Nahdem die Petenten ausgeführt haben, daß der im 
$. 9. des Entwurfs angenommene Bertbeilungsmaßftab für 
die Kreisfommunalabgaben unter Umftänden eine unbillige 
Ueberbürdung des Grundbefiges mit fi führen würde, machen 
fie Die Anfiht geltend, dab Selbftverwaltung von finan- 
zieller Seite betrachtet, Entlaftung des Staatsbudgets von 
den Berwaltungsausgaben durch Uebertragung eines Theils 
derfelben auf die Provinzen reip. Kreiſe bedeute. Trete Tiefe 
Entlaftung ein, fo habe die Staatsverwaltung feinen genü— 
genden Rechtstitel mehr, den ganzen Betrag der Einnahme 
in Anſpruch zu nehmen, deren fie bedurfte, ald ihr aoch tie 
ganze Laft der Verwaltung allein oblag. Für das, was 
davon die Provinzen rejp. die Kreife übernehmen, gebühre 
biefen von dem Betrage der Steuern, die fie bit dahin zu 
allgemeinen Berwaltungszweden zu leiften hatten, nad) Red 
und Billigfeit ein Yequivalent. Die Grund» und Gebäude- 
fteuer aber fei ihrem ganzen Weſen nach recht eigentlich die— 
jenige Steuer, von welder ein ſolches Arquivalent vom 
Staatebudget abgelegt und den Provinzialfonds übermielen 
werben müßte, 


VII. Petition des landwirthſchaftlichen Vereins 
des Kreijes Heiligenftadt. Journ. II. Nr. 1131. 


„Das Hohe Haus wolle beichließen, den Entwurf der 

Kreisordnung zur Zeit ee 

In der Petition wird auf Die für den Grunbbefig un« 
erſchwinglichen Laften bingewielen, und entweder ein Pro- 
vinzialfond oder Tee in eines entiprehenden Theils 
der von den Kreilen aufzubringenden Grundfteuer verlangt. 


IX. 1. Petition der Mitglieder des landwirthſchaft— 
liben Kreisvereins zu Allenftein Journ. II. 
Nr. 1039. 


2. Petitionen der unterzeichneten Mitglieder der lanbwirtb- 

ihaftlihen Bereine zu Allenburg, Barten, Bartenftein, 

Bilhofsburg, Brandenburg, Pr. Eylau, Fihbaulen-Damm- 

frug, Fiſchhauſen-Thurenberg, Gerbauen, Gilgenburg, Heyde⸗ 

frug, Pr. Holland, Königsberg, Liebftadt, Liſſa-Schaaken, 

Rautenburg, Saalfeld Dit-Pr., Tapiau, Waldau, Zinten. 

Sourn. II, 1054. 

3. Petition ber unterzeichneten Mitglieder des landwirth- 

ſchaftlichen Vereins zu Neumarkt in Schl. Journ. LI. Nr. 1265. 

4. Petition der Mitglieder des landwirtbichaftlihen Vereins 

zu Friedland. Journ. IT. Nr. 1450. 

Dat Hehe Haus der Abgeordneten wolle in Erwä— 
gun 

1) Bu die neu vorgelegte Kreißordnung einen verhält: 

nißmäßig großen und Foftipicligen Verwaltungs— 

appırat in Ecene ruft, ohne dem Prinzip der 

Selbftverwaltung thatſächlich Rechnung zu tragen; 

2) daß eine unüberjehbare Mehrbelaftung der Kreis— 

eingejeflenen, hauptſächlich der aderbautreibenden 
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Bevölkerung durd das neue Geſetz hervorgebracht 
wird, 
der neuen Kreisordnung ihre verfaffungsmäßige Ge- 
nehmigung verjagen.“ 


X, Petition der Nuftilalen des VI. Liegnitzer 
Wahlkreijes Landeshut-Bolkenhayn-Jauer. 
Journ. I, Nr. 1156. 


„dem gegenwärtig der Beratbung unterliegenden Ent- 
wurf der Kreisordnung im Intereſſe der Landwirth- 
ſchaft ablehnen und darauf Bedacht nehmen zu wollen, 
daß den Ruftifalen cine ftärfere Berheiligung an der 
Kreigvertretung ohne Mebrbelaftung ihrer Wirtbidhaften 
gefihert werbe.“ 
Petenten führen aus: 
Die Gefepgebung des lepten Dezenniums bat die 
Intereffen der Grumdbefiger nicht gefördert. Die 
Breigebung des Zinsfußes und der neuen Sub— 
baltations » Ordnung ohne entſprechender Reform 
der Hypotheken⸗Geſetzgebung babe eine große Kredit» 
noth hervorgerufen. Auch die vorliegende Kreis: 
ordnung enthält wieder eine erheblihe Mehrbe— 
laftung der Grundbefiger. Das in der neuen Kreis- 
ordnung projeftirte Inftitut der Amtshauptmänner 
bürdet namentlich den Grundbefigern neue uner 
ſchwingliche Laften auf. 


XI. Petition der Mitglieder des Fonjervativen 
Bereins zu Stolp. Journ. I. Nr. 1253. 


„Ein Hohes Abgeordnetenhaus wolle dafür Sorge 
tragen, daß in dem Titel von Amtöbezirken eine Be- 
ftimmung Aufnahme finde, wonad entweder biefe 
Koften auf das allgemeine Staats-Budget übernom- 
men oder den Provinzen und Kreijen eine gewiſſe Quote 
der Direften Staatsfteuern 3. B. der Grundfteuer zur 
Selbftverwaltung und Berwendung auf die neuen 
Koften überwielen werde, womit vielleicht gleichzeitig 
die Frage der den Provinzen verhießenen Provinzial 
fonds verbunden werden Fönnte.* 

Petenten heben bejonderd die bedeutende finanzielle 
Mebrbelaftung der Kreije durch die neuen Polizei» Berwal- 
tungd=- Organe hervor und find der Anficht, daß Dies unges 
recht und unftatthaft ift, und daß, wenn der Staat aus 
Gründen des allgemeinen Wohld und Staats» Interefjes 
eine bisher beftandene ganz koſtenloſe Inftitution aufhebt 
und dafür eine neue, mit Koften verbundene einführt, er 
auch verpflichtet ift, diefe Koften zu tragen. 


XI. 10 Petitionen von ländlihen Haudbefigern 
aus der Umgegend von Stettin. Journ. LU, 
Nr. 1254 


„Das Hohe Haus der Abgeordneten wolle nur 
mit der Maßgabe den Entwurf der Kreisorbnung 
annehmen, daß den Kreilen die Mehrkoſten vollftändig 
erjegt werden.“ 

Petenten führen aus, daß der Grundbefig im Vergleich 
u anderen Gewerben und Steuerzablern durd die Grund« 
En bereits überbürdet, daß der vorgelegte Entwurf eine 
wejentlihe Mehrbelaftung, vorzugsweile für den ländlichen 
Grundbefiger, in Ausſicht ftelle, wogegen die Staatskaſſe 
entlaftet würbe. 


All. Petition des Bubliger Zweigvereins der 
Pommerſchen ökonomiſchen Gefellihaft. Journ. II, 
Nr. 1282. 


Das Hohe Haus der Abgeordneten wolle 
„den Seiner Berathung unterliegenden Entwurf einer 
neuen Kreisordnung entweder ablehnen oder mit dem» 
jelben eine Entlaftung des Grundbefiges durch Neber- 
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weifung der Grund» und Gebäudefteuer au die Pro» 

vinzen und Kreile zu Selbftverwaltungs - Zweden zu 

verbinden.” 

Petenten behaupten, durch die neue Kreisorbnung 
würde vorzugsweile der Grundbefig übermäßig belaftet. 
Schon duch die Grund» und Gebäudefteuer, wie durch 
Aufhebung der Zinsbeihrinfung jeien die Grundbefiger fort- 
während geſchwächt und mären nicht im Stande, neue 
Opfer zu übernehmen. 


XIV. Petition des landwirtbihaftliden Bereins 
in Winzig, Kreis Wohlau in Schleſien. 
Wir bitten 
„daß die neue Kreisorbnung nicht in's Leben gerufen 
werben möge; follte das aber dennoch geihehen, jo die 
Laften, die dadurch entitehen, von der Königlichen 
Regierung, nicht aber vom Kreile tragen zu lafjen.* 
Gründe: Der Gefegentwurf für die neue Kreisorbnung 
belaftet den Kreis mit einem fehr hohen Prozentſatze. Das 
Ehrenamt eines Amtshauptmanns ift für den Einzeluen wie 
für das Ganze, jowohl in perlönlider als auch in wirth» 
Ihaftliher Beziehung, eine zu große Lat. 


XV. Ein Schreiben des Vorftandes des land.» 
wirtbihaftliden Gentralvereins für Schlefien, 
Journ. DI. Nr. 1283, 


das nicht als Petition anzufehen ift, enthält ähnliche Wünſche, 
wie die vorftehenden Petitionen. 


Graf v. Schwerin, Saebler, 
Vorſitzender. Berichterſtatter. 
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u EL 


Achter Bericht 


der 


Kommiſſion für Petitionen. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Lent. 
— u — 


Der praktiſche Arzt Dr. Roſenſtock zu Röſſel hat eine Journ. I. Nr. 145. 
in ber vorigen Seſſion des Landtags von ihm eingebradhte 
und von dem Haufe der Abgeordneten der Staatsregierung 
überwiefene Petition erneuert. Er hatte am 16. Mai 1867 
vor dem Zivilftandsrihter des Königlihen SKreisgerichts zu 
Nöffel zu gerichtlichem Protokoll angegeigt, baß er und feine 
drei Kinder aus ber jübiihen Glaubensgemeinde austreten; 
er hat von biefem Austritte auch dem Borftande ber jübi« 
ſchen Gemeinde Kenntniß gegeben. 

Am 24. Juni 1867 wurde ihm eine Tochter geboren. 
Die Eintragung ihrer Geburt erfolgte gegen den Wiber- 
ſpruch des Vaters nicht in das Diſſidenten-Zivilſtands— 
Regifter, fondern in das Geburtsregifter der Juden. Dr. 
Rojenftod beichwerte fi hierüber bei dem oftpreußifchen 
Tribunal zu Königsberg. Daffelbe wies die Beſchwerde 
durch Verfügung vom 13, September 1867 unter nad. 
ftehender Begründung zurüd: 

„Wenu der $. 17. der Berorbnung vom 30. 
März 1847, betreffend die bürgerlihe Beglaubi- 
ung ber in gewiflen gebuldeten Religionsgejell- 
— vorkommenden Geburten, Heirathen und 
Sterbefälle durch die darüber von ben Ortsgerich⸗ 
ten zu führenden Regifter, melde ih auch auf 
ſolche Perſonen erftreden follen, die aus ihrer 
Kirche ausgetreten find, und nod feiner vom 
Staate genehmigten Religiondgefellihaft angehören 
(Gefep-Sammi. 1847 ©. 125—128.), beftimmt: 

„Der Austritt aus der Kirche ($. 16.) kann nur 

dur eine vor dem Richter des Orts ($. 2.) 

— * zum Protokoll abzugebende Erklaͤrung 

erfolgen. 

„Dieſe Erklärung hat nur dann rechtliche 
Wirkung, wenn die Abſicht, aus der Kirche aut- 
zutreten, mindeſtens 4 Wochen vorher dem Ric)» 
ter des Orts in gleicher Weile erflärt worben 
ift. Der Richter bat von der zuerft bei ihm 
abgegebenen Erklärung dem kompetenten Geift- 
lichen fofort Mittheilung zu maden,“ 

fo ift damit nur die Form gegeben, in welder ber 
Austritt aud den im Staate öffentlih aufgenom- 
menen Kirchengeſellſchaften geſchehen kann. 
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Auf die nur gebuldeten Religionsgeſellſchaften 
findet, wie fi aus dem Patente vom 30. März 
1847, die Bildung neuer Religionsgeſellſchaften be 
treffend (Gefep- Sammlung Seite 121), der citirten 
Berorbnung von demſelben Tage und der In— 
ftruftion vom 10. Mai 1847 über bas bei Be 
glaubigung von Geburten, Heirathen und Sterbes 
fällen auf Grund der Verordnung vom 30. März 
1847 zu beobadtende Verfahren (Zuftiz-Minifterial« 
Blatt 1847 Seite 135.) insbeſondere $. 20., ergiebt, 
die obige Beftimmung feine Anwendung. 

Mit Recht hat daher das Königliche Kreis— 
gericht zu Röffel Ihrer zum Protofoll vom 16. 
Mai 1867 für Sie und Ihre drei Kinder aud- 
geſprochenen Abfiht, aus der jüdiſchen Religions- 
gejelihaft austreten zu wollen, feine Wirkung und 
weitere Folgen beigelegt, Sie und Ihre Kinder 
vielmehr nad wie vor als zu diefer Reli— 
gions-Gejellihaft gehörig betradtet und 
demgemäß die Gintragung ber Geburt Ihrer 
Tochter Elıfe Johanna in das Geburtäregifter 
ber Juden bewirft. Einen Austritt aus ber 
jüdifhen Religionsgeſellſchaft ohne Mebertritt zu 
einer der im Staate öffentlih aufgenommenen 
Kirchengeſellſchaften kennt das Gefep nicht, und ift 
ein folder Austritt mitbin rechtlich un» 
möglid.* 

Die Entſcheidung bed Appellations-Gerichts, genen welche 
nad $. 35. ber Verordnung vom 2. Januar 1849 eine 
weitere Beſchwerde⸗Inſtanz nicht ftatifindet, bildete den Ges 
genftand einer Petition, welde Dr. Rojenftod unter dem 
12. November 1868 an das Haus der Abgeorbneten geriche 
tet hatte. 

Er bezeichnete es darin ald einen Glaubendzwang und 
einen Rotbitand, wenn der Austıitt aus dem Jubenthume 
nur dann ftatthaft fein jolle, wenn derjelbe mit dem gleich« 
zeitigen Mebertritte zu einer der im Staate öffentlich aufs 
genommenen NReligionsgejelihaften verbunden je. Das 
Ausfunftsmittel, auf dem Ummege eines zuerft in die fatho- 
liſche oder evangeliſche Kirche vorzunehmenden Uebertrittes 
und demnächſt fofort folgenden Mebertritted aus lepterer zu 
den Diffidenten, müffe er verjhmähen, da ihm der Reli» 
gionswechſel eine Sache des religiöfen Bewußtjeins, nicht 
eine Äußere, heuchleriſche Formalitaͤt jei. 

Dem Antrage der Petitiond » Kommilfion gemäß, bat 
das Haus ber Abgeorbneten in feiner Sigung vom 5. März 
1869 beichlofjen: 

„die Petition des Dr. Rojenftod der Ki» 
niglihen Staatd-Regierung zur Berüd: 
jihtigung eventuell im Wege der Gejfep- 
gebung zu überweijen.“ 

Der Vertreter der Staatöregierung hatte fih in ber 
damaligen Kommilfions-Berathung dahin ausgeſprochen: 

Ob die beſchränkende Auslegung, welde in den Ent- 
ſcheidungen der Gerichte den 88. 16. und 17. der Ver— 
ordnung vom 30. März 1847 gegeben worben, für 
rihtig zu erachten fei, könne dahin geftellt bleiben. 
Ueber Fragen der Gejeped-Auslegung jei der Zuftiz- 
Minifter nicht befugt, die Gerichte mit binbender An« 
weilung zu verjehen, und es könne daher eine Abhülfe 
im Wege der ZuftizeAuffiht nicht in Ausſicht geftellt 
werben. 

Es müfje aber auch bezweifelt werden, ob aus dem 
vorliegenden, nur vereingeli daftehenden Hall, die Noth- 
wendigfeit folge, ben Weg der Gefepgebung zu be 
ſchreiten. Um das Verhältniß des Petenten zu ber 
betreffenden Judengemeinde zu löjen, habe es genügt, 
jeinen Austritt geaenüber dem Gemeinde-Borftande zu 
erflären, dieſen Schritt habe der Petent auch feiner 
eigenen Angabe nah gethan und damit feine voll» 
jtändige religiöfe Unabhängigkeit erlangt. 
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Einer Diffidenten-Gemeinde wolle er fi nidt an- 
ſchließen; er verlange nur, daß feine Kinder nicht ferner 
in das Juden⸗, fondern in das Diffidenten-Regifter 
eingetragen würden, bie Givilftands-Gefepgebung jei 
aber eine ganz fonforme für Juden und Diffidenten, 
jo zwar, daß bie Gerichte ſelbſt Miſchehen zu bem 
Eivilftands-Regifter zugelaffen hätten; es laſſe fid 
daher nicht abjehen, daß die Gewiffenzfreiheit des Per 
tenten davon abhänge, ob die Geburt feiner Kinder in 
das eine ober andere Regifter eingetragen würden. 
In der Plenarfipung vom 5. März 1869 hatte ber« 

felbe Herr Regierungs-Kommiffarius nen hinzugefügt, daß 
ber Petent fih an das Juſtiz⸗Miniſterium noch nicht ger 
wendet habe und daß daher die Stantöregierung noch nicht 
in der age geweſen fei, zu prüfen, ob fie dem Verlangen 
bes Petenten Abhülfe ſchaffen könne. 

Für die Majorität der Kommiffion war dagegen bie 
nachftehende Erörterung beſtimmend gewefen: 

Die Petitionsbeihwerbe fei keineswegs ohne thatjädh- 
lichen Inhalt und Bedeutung. 

Denn Jemand, vieleicht wi ſchweren inneren Kämpfen 
zu dem Entſchluſſe gelangt fei, feinen feitherigen Glauben 
zu verlaffen, jo fei er auch unzweifelhaft berechtigt, bie 
aͤußere Anerfennung feines Glaubens auch darin zu ver. 
langen, baß er fortan nicht mehr den Belennern bes von 
ihm aufgegebenen Glaubens zugerechnet werde. 

Wie der aus der fatholiihen und evangelifchen Kirche 
ausgetretene Chrift berechtigt ſei, zu fordern, daß er nicht 
mehr als Katholif oder Evangeliſcher bezeichnet werde, mit 
bemjelben Rechte und mit derjelben Bedeutung fönne der aus ber 
jüdiſchen Religiond-Gefelihaft ausgetretene frühere Jude «es 
ablehnen, noch den Juden zugezäblt zu werden. Das Tri⸗ 
bunal zu Königsberg fpreche aber in feiner Verfügung vom 
13. September 1867 geradezu das Gegentheil aus: „Mit 
Recht hat das Kreisgeriht Röſſel Sie und Ihre Kinder 
nah wie vor als zur jüdiſchen Religions-Ge» 
ſellſchaft gehörig betrachtet und demgemäß bie Ein. 
tragung der Geburt Ihrer Tochter in das Geburtö-Regifter 
ber Zuden bemirft.* 

Es ſei aber auch dieſe vermeintlich fortbeftehende Zu. 
gebörigfeit zum Judenthum feineswegs ohne praftiihe unb 
bürgerliche bene, fo 3. B. in Betreff der Zuläjlig- 
feit von Eheſchließungen, ganz abgelehen von ber hier 
nit zur Sprache gebradten Brage nad den, der jüdiſchen 
Gemeinde gegenüber etwa ferner beftehenben oder aufgeho⸗ 
benen Berpflihtungen. 

Nah dem Art. 12. der Berfaffungs-Urfunde, jowie nad 
bem $. 41. Allgem. Landrechts II. 11. und 8.182. Allgem. 
Landrechts II. 6. fei der Austritt aus einer Religionsgejell- 
ſchaft jederzeit ftatthaft, und die Befugniß hierzu fei unter 
die bürgerlihen Rechte zu fubjumiren, weldye nad $. 1. bes 
Gejeges über die Berhältniffe der Zuden vom 23. Juli 1847 
den Juden in gleihem Maße wie den Chriften zuftehen. 
Diefer Frage gegenüber: ob nämlich der Austritt des 
Dr. Rojenftod in gejeplich gültiger Form erfolgt ſei, fei 
es auch gleichgültig, — was nad anderer Rihtung hin 
allerdings erheblich erfcheine, — ob ber in ben $$. 16., 17. 
ber Berorbnung vom 30. März 1847 erwähnte Austritt aus 
ber „Kirche*, fr welche die protofollarifche gerichtliche Form 
vorgeichrieben wird, auch auf die Juden ſich beziehe. Der 
von Dr. Rofenftod ſowehl vor Gericht ald dem jübij ben 
Gemeindevorftande angezeigte Austritt fei unter allen Um⸗ 
ftänden in völig ausreichender und rechtsverbindlicher Form 
erklärt worden, und bei diefer Sachlage fei es unrecht, den» 
jenigen, welder aufgehört habe Jude zu fein, noch ferner 
als Jude zu bezeihnen und au behandeln, 

Aber au das Geſetz felbft, war damals in ber Kom» 
miffion ausgeführt, — nämlich der $. 16. der Verordnung 
vom 30. März 1847, ftehe diefer Auffaffung nit entgegen; 
er lautet in feinem bierher gehörigen erften a 
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„Die Vorſchriften ber gegenwärtigen Berorbnung 
finden aud auf Geburten, Heirathen und Sterbefälle 
ſolcher Perfonen Anwendung, welde aus ihrer Kirche 
ausgetreten find, und nod feiner vom Staate ger 
nehmigten Religions: Gefelihaft angebören.* 

In dem Berichte welchen die vorjährige Petitiond« 
Kommilfion erftattete — (Druchachen Nr. 324.) — ift her» 
vorgeboben, daß nah ber Anfiht einiger Mitglieder ber 
8. 16. cit., insbejondere der Ausdrud: „Kirche“ aud auf 
die jüdifche Neligionsgejelihaft zu beziehen, nad ber An« 
fi anderer Mitglieder dagegen auf die öffentlich anerfannten, 
bie evangeliihe und fatholiihe Kirche zu beichränfen fei. 

Dieer Berichiedenheit der Anfichten entiprah ber ba» 
malige Kommiſſionsvorſchlag: 

die Petition ber Staatsregierung zur Berüdfihtigung 

eventuell im Wege der Gejepgebung zu überweilen. 

Diefer Antrag ift, wie oben bemerkt, in ber Plenar- 
ſitzung des Haufes vom 5. März 1869 angenommen 
worben. 

Gegenwärtig beſchwert ſich Dr. Roienftod in feiner 
unter dem 15. Dftober 1869 erneuerten Petition darüber, 
daß ungeachtet jened Beſchluſſes des Abgeordnetenhaufed 
eine Abhülfe noch nicht eingeireten ſei; fein eigenes relie 
giöfes Bedürfniß und die Rüdfiht auf feine Kınder habe 
ihn gezwungen, einer religiöjen Gemeinſchaft, ber „freien 
ebangeliſch⸗latholiſchen“ Gemeinde zu Königsberg in Preußen, 
fi anzufhließen; daß er als dieſem religiöfen Belenntnifle 
5* öffentlich anerkaunt werde, ſei durch die mehr- 
erwähnten ſeither nicht aufgehobenen Verfügungen ber Ger, 
richte gehindert, er bitte Daher, die Staatsregierung aufzu« 
fordern, Maßregeln zu treffen, durch welche der Austritt 
aus dem Judenthum auch chne dem Webertritt zu einer ber 
vom Staate aufgenommenen Religionsgejelidaften volle 
rechtliche Wirfung habe. 

In der erften, der Berathung dieſer Petition gewidnes 

ten Kommiffionsfigung teilte der Kommiflar des Juftiz- 

minifters mit, daß Seitens bed Xepteren die nachſtehende 

Berfügung an das Königliche Oftpreußiihe Tribunal zu 

Königäberg unter dem 22. Oftober 1869 erlafjen fei: 

i Auf den über bie mieberbeifolgende Petition bes 
ıc. Rofjenftod zu Röſſel erftatteten Beriht vom 3. 
Zuli d. 3. wird dem Königlihen Oſtpreußiſchen Tri— 
bunal eröffnet, daß ber Zufliz-Minifter der Auffaffung 
des Kollegiums ſich nicht anzufhliefen vermag. Wenn 
auch zu gegeben ift, daß nad den 88. 16. uud 17, 
der Berordnung vom 30. März 1847 (Gefe-Samm- 
lung Seite 125.) nur ben Mitgliedern der crriſtlichen 
Religiondgejelihaften die Befugniß eingeräumt war, 
den Austritt aus ihrer bisherigen Religionsgemein« 
ſchaft in ber dort vorgejehenen Weile zu erflären, ſo 
hat doch die Befugniß zu einem derartigen Austritte 
durch die jeit dem Jahre 1848 eingetretenen Aende- 
rungen der Staatd-Berfaflung eine Erweiterung erfahe 
ren. Snöbefondere ift im Art. 12. ber Berfaffungde 
Urkunde vom 31. Januar 1850 die „Freiheit des reli» 
giölen Bekenntniſſes“ ald eine befondere, neben dem 

echte ber Bereinigung zu Religionsgejelichaften be» 
ftehende, alſo von dem Beitritt zu einer folden Ber» 
einigung unabhängige Befugnig anerkannt, und dar- 
nad der früher beftandene und aub im Allgemeinen 

Landrecht ($. 40. ff. 303. Titel 11. Theil II.) feftge- 

baltene Grundfag, wonah das Ausſcheiden aus einer 

Religionsgeſellſchaft ohne gleichzeitigen Uebergang zu 

einer anderen Religionspartei unftatihaft war, generell 

außer Kraft getreten. 
Daraus folgt, daß jept auh Mitglieder der jübi- 
ſchen Religionsgeſellſchaft Kir befugt zu erachten find, 
ihren Austritt aus ber legteren in den Formen und 
mit den Wirkungen der oben $$. 16. und 18, ange 
führten zu bewerfftelligen. Diesift auch vereits in 
einer unter dem 10. Juli 1848 an das Oberlandes. 
geriht zu Halberftabt erlaffenen, in ber Anlage 
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abjhriftlihh beigefügten Verfügung bes Juftiz.Mini- 

fterd im Hinblid auf den $. 5 ber Verordnung vom 

6. April 1848(Gefep-Sammlung Seite 87.) ausipro- 

den worben. 

Mit der vorftehenden Auffaffung — durch welde 
übrigens der Frage über die vermögensrehtlihen Wirkungen 
einer derartigen Austrittöe@rflärung felbftoerftändiih nicht praͤ⸗ 
jubizirt wird — haben fi) die Herren Minifter der geiftli« 
hen ıc. Angelegenheiten und bes Innern einverftanden erklärt, 
und fieht ſich Demgemäß der Zuftizminifter veranlaßt, das Kolle⸗ 
gium aufzufordern, die Beſchwerde des p. Rofenftod vom 29. 
Juli 1867 einer anderweiten Grwägung zu unterwerfen. 
Bon dem Ergebniß dieſer Beſchlußfaſſung wünſcht ber Ju⸗ 
ftiz-Minifter demnächſt Kenntniß zu erhalten. 

Berlin, den 22. Oftober 1869. 


Der Yuftiz: Minifter. 
(ge3.) Keonbarbt. 


An 
bas Königlie Oſtpreußiſche Tribunal 
u 


Königsberg i/Pr. I. 4228. 
Anlage. 


Das Königliche Oberlandesgericht erhält hierneben die 
Beihwerbe des Ließmann Dankwerth zu Bleicherode 
über die berfelben beigefügte Verfügung bed Land» und 
Stadtgerihts zu Nordhaulen vom 31. Dezember 1847. Da 
der leptern das Reifript des Juftiz-Minifterd an das König» 
lihe Oberlandeögeriht vom 15. — ——— pr. zum Grunde 
liegt, jo ift Beranlafjung genommen worden, mit dem Mi: 
uifterium des Innern über die dabei zum Grunde liegenden 
Fragen: „ob die Juden durd eine gerichtliche Erklärung 
ihren Austritt aus dem bisherigen Religions» Berbande bes 
wirken können,“ von neuem in Kommunifation zu treten, 
obwohl über die Beichwerde felbft nad $. 35. der Verord⸗ 
nung vom 21. Juli 1846 nur im Wege des Inftanzen- 
Zuges befunden werben fann. 

Das Refultat der neuerdings eingeleiteten Korretpon« 
benz geht dahin, daß die Minifterien der Juſtiz und bes 
Innern darüber einverftanden find, es fünne aud von den 
Juden der Austritt aus dem bisherigen Religions Berbande 
durch eine geridhtlihe Erflärung bewirft werden. Hiernach 
ändert fi der in dem Rejfript vom 15. Dezember a. pr. 
ausgeiprohene Grundjag; übrigens bleibt dem Königlichen 
Dberlandeögeriht die Erledigung der Beidiwerde auf dem 
geordneten Wege und die Beiheidung des Bittftellerd vore 
behalten. 

Berlin, den 10. Zuli 1848. 


Der Zuftiz: Minifter 
(gez.) Maerder. 


An 
das Königlihe Oberlandesgericht 
zu Halberftabt. 


u | obiges Reffript war am Tage jener erften Kom— 
miffionsberathung der Bericht bes oftpreußiichen Tribunals 
nod nicht eingegangen. 

In einer fpäteren Kommiffionsfigung zeigte demnächft 
ber Kommifjarius des Königlihen Iuftizminifteriums an, 
daß das oftpreußiiche Tribunal bei jeiner früheren Anficht 
bebarre und hierüber den nachſtehenden Bericht unter dem 
22. November 1869 erftattet habe: 

Unter Rüdreihung ber Petition des Dr. Rojenftod 
vom 22. November 1867 berichten wir auf das neben» 
feitig allegirte Hohe Reffript Folgendes ganz ges 
borjamft: 

Der Dr. Rofenftok hatte zu gerichtlichen Protofol 
d. d. Röffel den 16. Mai für is und feine damals 
vorhandenen drei Kinder feinen Austritt aus. der Zus 
denſchaft erflärt. Als er darauf am 26, Mai 1867 


bie Geburt einer Tochter vor dem Givilftandärichter 
anzeigte, trug bas Kreisgericht zu Roeſſel den Geburts- 
fall in das Geburtsregifter der Juden ein. 

Hierüber, fowie daß feiner Austrittserflärung vom 
16. Mai danad eine pofitive Bedeutung nicht beige» 
legt war, führte er unter bem 29. Juli 1867 bei uns 
Beſchwerde mit bem Antrage: 

das Kreisgeriht zu Nöffel anzumeifen, ihn unb 

feine Kinder nicht als zur Judenſchaft gehörig zu 

betrachten, ſondern ben Diffidenten beizuzäblen, 
und in bie Civilftandöregifter ben darauf bezüg« 
lihen Vermerk einzutragen. 

Durch Beſchluß unferes Kollegii vom 13. Septem- 
ber 1867 ift diefe Beſchwerde zurüdgemiejen. 

Ald Em. Ercellenz unter bem 26. April 1869 
bei Mittheilung der Petition des Dr. Rofenftod vom 
22. November 1867 Beriht darüber von und er» 
forberte: 

ob Bedenken obwalteten, bie nad ber Austrittd- 

Erklärung geborenen Kinder befjelben in bie Ge— 

burtöregifter für Diffidenten einzutragen ? 
find wir über biefe Frage unter dem 3. Juli 1869 
wiederholt in Berathung getreten, und haben mittelft 
Berichts vom 3, Juli er. die und geftellte Frage in 
bejahendem Sinne beantworten zu müffen geglaubt. 

Em. Excellenz weilen uns nunmehr mittelft bes 
—* Reſtripts vom 22. Oktober 1869 an, die Be— 
chwerde des Dr. Rojenftod vom 29. Zuli 1867 einer 
anderweitigen Erwägung zu unterwerfen, und maden 
uns auf die Erweiterung aufmerfiam, welche die Ber- 
ordnung vom 30. März 1847 durch den Artikel 12. 
ber Berfaffungd-Urfunde vom 31. Januar 1850 er- 
fahren hat. 

Unfers gehorſamſten Dafürhaltens find die Der 
ordnung vom 30. März 1847 und der Artikel 12. ber 
Berfaffungs-Urkunde vom 31. Januar 1850 in- fofern 
Geſetze von ganz verſchiedener Art, als die erftere ber 
formalen Gejepgebung angebört, und neue Rechts- 
formen — das Givilftandsregifter — Schafft, ber 
feptere aber materiellen Inhalts ift, den Rechtsſtoff 
verändert. 

Wie alle Geſetze ber lepteren Art hebt daher ber 
Artifel 12. der Berfaffunge-lirfunde ältere Geſetzesvor⸗ 
Ihriften, melde ihm entgegenftehen, auf und ift in for 
fern — nezatio — einer unmittelbaren Anwenbung 
fähig. Aber er jhafft nicht neue Rechtsformen, wo 
fie bisher nicht vorhanden waren, und fann daher aud 
nicht — pofitiv — formalen Geſetzen von beſchränktem 
Wirkungskreiſe eine erweiternde om verichaffen. 

Em. Ercellenz haben in dem Hohen Reſkript vom 
22. Dftober 1869 für außer Zweifel erflärt, daß bie 
Berordnung vom 30. März 1847, in den 88. 16. und 
17., tie Ortögerichte anmeıft, diejenigen Perſonen — 
bezüglih der in ihren Familien fi ereignenden Ger 
burten — in das nad $. 1. der Verordnung für ge» 
wiffe gebuldete Religions-Geſellſchaften anzulegende 
Givilftandsregifter einzutragen, welde aus einer ber 
vom Staate öffentlih aufgenommenen Religionzgefell- 
ſchaft ausgetreten find, ohne einer vom Staate geneh— 
migten Religionsgeſellſchaft beizutreten. Dieſes bie’ 
Führung des Givilftandsregifter für Diffidenten ein« 
führende Geſetz bat bisher feine Erweiternng oder 
Abänderung erfahren; vielmehr ift nur unter dem 
23. Juli 1847 das Gefep über die Verhältniſſe ber 
Juden erlaffen, welches ein zweites Civilftandsregifter 
für Juden geſchaffen hat, ohne über die Wirkungen 
eined Austritts aus dem Judenthum auf die Führung 
bes Civilſtandsregiſters Beftimmung zu treffen. 

So wenig wir .n das materielle Recht des 
Dr. Rofenftod, feinen Austritt aus dem Judenthum, 
auch ohne Beitritt zu einer andern gebuldeten Heli» 
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gionsgefelihaft — felbft in einer öffentlihen Urkunde 
— zu erflären, beftreiten, fo wenig vermögen wir in 
Beziehung auf die davon ganz unabhängige — rein 
formale — Führung des Zwilftandsregifters feinem 
Austritt aus dem Judenthum nad) Lage der bisherigen 
Geſetzgebuug eine Bedeutung beizumefjen. 

Au bei nohmaliger Erwägung jehen wir uns 
deshalb außer Stande, dad Verfahren des Kreisgerichts 
zu Röffel nad Lage der Gejepgebung zu reprobiren, 
und auf die Beihwerde des Dr. Rotenftod vom 
29. Zuli 1867 einen andern als ben unter bem 13. 
September 1867 gegebenen zurüdweijenden Beſcheid zu 
ertheilen. 


Das Oſtpreußiſche Tribunal. 
Materſchriften.) 


Der Herr Regierungs-Kommiſſar fügte dieſer Mittheis 
lung hinzu, daß, da nad der geſetzlichen Beftimmung ber 
Suftizminifter nicht befugt jei, in diejer Angelegenheit den 
Beſchluß des genannten Appellationdgerihts aufzuheben, der 
Herr Minifter darauf Bedacht nehmen werde, die hervorges 
bobenen Zweifel im Wege der Gefepgebung zu erlebigen. 

Die Kommilfion erfannte mit Befriedigung an, daß 
der Herr JuftizeMinifter ſeinerſeits dem Beichluffe des 
Haufe vom 5. März 1869 zu genügen bemüht geweſen 
fei, und vereinigte fid, in Berfolg jenes Beichluffes, zu dem 
Antrage: 

das Haus der Abgeorbneten wolle beſchließen, die Per 

tition des Dr. Rofjenftod der Königlihen Staats 

Regierung zur Berüdfihtigung event. bei der in Aus— 

fiht geftelten Gefepgebungs- Aenderung wiederholt zu 

überweijen. 


Berichterſtatter: 
Abgeordneter Noldechen. 
— — — 


Der Buchdruckereibeſitzet und Herausgeber der Uder- 
märkiihen Zeitung B. Feiftel zu Angermünde, überreichte 
mittelft bejonderen Anfchreibens an den Herrn Präfidenten 
von Fordenbed, eine gedrudte, jämmtlihen Mitgliedern bes 
Hohen Haufes der Abgeordneten übermittelte Petition vom 
24. Oftober 1869, welche gegen ben politiihen Inhalt der 
Kreisblätter gerichtet ift und den Antrag enthält, das Hobe 
Haus wolle die Königlihe Staatsregierung veranlaffen, zu 
verfügen, daß ; 

1) vom 1. Sanuar 1870 ab die Kreisblätter der Mo— 
nardie ohne jebweben politiihen Inhalt und nur 
als rein amtliche Blätter erſcheinen, 

2) in ben Fällen, wo vorzugsweiſe politiiche Blätter 
die Kundmadhungen mit verbindlicher Publifations- 
fraft für Ereisamtliche Belanntmahungen mit ver 
öffentlichen, bejondere nur allein amtlide Kreis- 
blätter zu begründen jeien. 

Dieſer Petition traten ſpäter mittelft Ueberreihung 
unterſchriftlich vollgogener gleichartiger Druderemplare unter 
bem 30. Oftober 1869 bei, der Buchbrudereibefiger Karl 
Hartwig aus Straßburg U.“M., der Herausgeber der An« 
clamer Zeitung, Guftav Neeg zu Anclam und der Bud» 
drudereibefiger und Verleger des Zehdeniker Anzeiger, Her- 
mann König aus Zehdenik. 

Da der Inhalt der allen Mitgliedern des ge Haus 
ſes zugegangenen Petition ald befannt vorausgelept werben 
fann, genügt es auf benjelben in aller Kürze zurüd zu 
fommen. 

Petenten führen an, baß jeit einigen Jahren mit ver» 
bindliher Publifationsfraft für freisamtlihe Bekanntmachun⸗ 
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gen und Poltzeiverorbnungen ausgeftattete Kreisblätter, po« 
litifhe Nachrichten, Leitartifel ꝛc. verbreiteten, und zwar 
bauptjählih in den Fällen, wo am Orte des Erjcheinend 
derjelben fi ein politisches Blatt gründe oder ein bereits 
beftehendes erweitere. Hierdurch werde nicht das vorhandene 
Bebürfniß befriedigt, fondern nur der Betrieb der Privat- 
blätter geſchädigt. Es würden ferner badurd dem Zmangs- 
leferkreis politiihe Meinungen oft gegen ihren Willen 
vorgeführt und der Gewerbebetrieb von Staatsbürgern und 
Steuerzahlern durch ſolche direkte und imbirefte amtliche 
Einwirkungen beeinträdhtigt. 

Als Beweis für die aufgeftellten Behauptungen find 
ber Petition beigefügt ein Eremplar der Prenzlauer Zeir 
tung und Kreiöblatt, ferner das Angermünder Kreisblatt. 
Beide Blätter, weldhe mit verbindlicher Publifationsfraft für 
freisamtlihe Bekanntmachungen und SPolizeiverordnungen 
ausgeftattet find, erjcheinen zweimal wöchentlih und enthal⸗ 
ten neben den amtlichen Verordnungen, politiſche Zritartifel, 
Korreipondenzen und Inſerate. Petent Feiſtel hebt außer- 
bem in feinem Anjchreiben nod hervor, dab erft nad dem 
Erſcheinen jeiner Udermärfiihen Zeitung, welde am 1. Of, 
tober 1867 begründet fei, jowohl das Angermünder ald Prenz- 
lauer Kreisblatt politiihe Nachrichten für ihren Zwangslefer- 
freis ald nothwendig erachtet hätten. 

In formeller Hinfiht haben zwar Petenten den In— 
ftanzenzug für Beichwerden nit inne gehalten, jondern 
wenden fi unmittelbar wegen Abftellung derjelben an bas 
Hohe Haus. Es ſcheint indeß unzweifelhaft, daß Angelegen- 
heiten jo allgemeiner Natur und das öffentliche Intereſſe 
berührend, einer Ueberweilung auf den Inftanzenzug nicht 
bedürfen, fondern für geeignet erachtet werben müfjen, einer 
Prüfung und Beurtheilung der gejeplihen Vertretung unter« 
breitet zu werben. 

In ſachlicher Hinfiht ift zunächſt die geſetzliche Unter 
lage für die Eriftenz und Entftehen der Kreis-Blätter zu 
rüfen 


Die Verordnungen vom 28. März 1811 und vom 
9, Juni 1819, welche in ber neueren Gejepgebung ſich mit 
der Frage ber Beröffentlihung amtlicher Vorſchriften be» 
faffen, handeln lebiglidh von der Herausgabe der Regierungs⸗ 
Amtöblätter. Erft die Kabinets-Ordre vom 8. Febr. 1840 
beftimmt, daß ber Regierung die Befugniß zu geben fei, 
die Art der Publikation freid- und (ofalpoligeiliber Ber» 
ordnungen innerhalb ihres Verwaltungsbezirks, wo ein Ber 
bürfniß dazu vorhanden, mit verbindlicher Kraft für Die 
Publikation und für jämmtlide Berwaltungsbehörden zu 
beflimmen. Während aljo vor dem Jahre 1840 in den 
verjhiedenen Kreiſen des Staates das Bebürfniß für 
die öffentlihe Bekanntmachung landräthlicher Berord- 
nungen ꝛc. theils ſchon durch Kreisblätter, Girfulare, Boten 
oder in anderer Weiſe befriediget wurde, ift von jener Zeit 
an die Eriftenz der Kreisblätter mit amtlicher Publifations- 
fraft zu Eonftatiren. Seitdem haben fih die Direftive für 
die Kreisblätter durch Reſtripte aus dem Minifterio des 
Innern vermehrt. Das Girfular-Reiftipt vom 20. Oftor 
ber 1842 beftimmt, daß die Kreisftände befugt feien, auf 
Koften des Kreiſes Kreisblätter herauszugeben. Nehmen 
Ihon bie Reſkripte vom 13. Juli und 5. Auguft 1836 an, 
daß ein Zwangsdebit von Kreisblättern nicht ftattfinden dürfe, 
fondern den Ortſchaften je ein Eremplar unentgeldlich zu 
liefern fei, jo ift dieles Verbot der Zwangeverpflichtung noch 
erneuert durch dad Refkript vom 22. Januar 1858. — 

In ber Debatte über diefe Angelegenheit entftanden in 
ber Kommijfion zwei weſentlich von einander abweichende 
Richtungen. 

Ein wi der Mitglieder nahm an, daß, nachdem aus 
ber Geiepgebung zur Evidenz hervorgehe, eine Zwangäver- 
pflichtung zur Haltung der Kreisblätter nicht vorhanden fei, 
dadurch auch die Behauptung ber Petenten hinfällig werbe, 
ed ſei für diefe Blätter ein Zwangsleferfreis vorhanden und 
es würben biejem politiihe Meinungen gegen ihren Willen 
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aufgedrängt. Damit würde aber auch ferner die Behaup— 
tung widerlegt, daß durch joldhe amtlichen Blätter die Beein» 
trädhtigung des Gewerbebetriebes hervorgerufen werde, denn 
eine unentgeldliche Uebermittelung des SKreisblattes, wenn 
auch in Bezug auf die darin enthaltenen amtlichen Belannt- 
machungen mit Publifationskraft verfehen, könne ſich in feinem 
Fall aud auf den etwaigen politiihen Inhalt beziehen, es 
bleibe vielmehr Sedermann nad wie vor überlaffen, feine 
politiihe Belehrung da zu ſchöpſen, wo es ihm beliebe. 

Ein Bedenken gegen die Kreisblätter mit politiſchem 
Inhalt könne fich lediglich aus dem Koftenpunft herleiten 
laffen, weil nah dem Circular-Reſkript son 20. October 
1842 eine Betheiligung der KreisfommunalsKaffe damit in 
Berbindung ftehe. Abgeſehen davon, daß in der vorliegen« 
den Petition dieſer Punkt feine Erwähnung gefunden, mit» 
bin aud feine Veranlaſſung zu derielben gegeben haben 
fünne, ſei diefed Bedenken in den meiften Fällen dadurch 
bejeitigt, daß die Kreisblätter im der Ieptzeit wohl faum 
noch eine Beitragspflicht des Kreijes erfordern, ſondern meift 
Ihon wegen der Privat-Annoncen für eine völlig koſtenfreie 
Unternehmung ſich berausftellten. 

Die Art der Herausgabe der Kreisblätter müffe nad 
ber beftehenden Geſetzgebung lediglich ald eine innere An» 
gelegenbeit der Kreiſe angeleben werden; möge je nad Ge— 
wohnheit, Bebürfniß oder Kofalität ein rein amtliches Kreis— 
blatt, ein foldyes in Verbindung. mit Privat-Annoncen, oder 
endlich eine in der Kreisſtadt ericheinende politiſche Zeitung 
dazu benugt werben, überall ſei ein Kreistagsbeihluß die 
Baſis dafür. Dieſer Kreistagsbeihluß unterliege der höhe— 
ren Beftätigung, und wo dieſe vorhanden, feien alle Bedin- 
gungen erfüllt, welde für das Imslebentreten des Kreis— 
Drgand notwendig. Es empfehle fi) daher über die Pe 
tition Tagesordnung au beantragen. 

Der Regierungs:Kommiffarius, Here Geheimer Regie» 
rungs⸗Rath Perfius, ſchloß fih Ddiefen Ausführungen im 
Weſentlichen an, und gab zur weiteren Erläuterung Des 
Sadverhältniffes folgende Erflärung ab: 

Die Kreisblätter feien nicht, wie die Amtsblätter Ber: 
anftaltungen des Staats, deren Kojten aus Staatsfonds 
beftritten würden, fondern entmeder Beranftaltungen ber 
Kreife oder Privat-Unternehmungen, welche theild mit, theils 
ohne Subvention ber Kreiſe beftänden. 

In denjenigen Kreifen, in welchen die Kreisblätter 
Beranftaltungen der Kreisvertretungen feien, dienten biejel» 
ben lediglich oder hauptfählih zur Publikation der amt» 
lihen Bekanntmachungen bed Landraths, der Drtspolizei und 
anderer Behörden des Kreiſes und fänden außerdem in die— 
felben nur Privat-Anzeigen, nicht aber politiihe Nachrichten, 
Leite und andere Artifel Aufnahme. Solde auf Koften der 
Kreife herausgegebenen Kreisblätter würden den Behörden 
des Kreiles unentgeltlich zugeftellt. 

In anderen Kreijen Mein von den Landrathsämtern 
oder den Kreisvertretungen mit den Herausgebern von po— 
litifhen oder Anzeige-Blättern Verträge abgeihloffen, durch 
welche fich legtere verpflichtet hätten, die amtlichen Belannts 
madungen des Landraths und der Drtöpolizeibehörden in 
die von ihnen herausgegebenen Blätter aufzunehmen. Solden 
Blättern fei unter der Vorausjehung einer ausreihenden 
Verbreitung im Kreife von den Bezirköregierungen ebenfo 
wie den vorerwähnten, von den Kreisvertretungen veraujtal» 
teten amtliden Publifations» Organen in Gemäßbeit der 
Allerhöchſten Gabınets-Drdre vom 8. Februar 1840 und 
des 8. 5 des Geſetzes über die PolizeirVerwaltung vom 
11. März 1850 unter Beilegung des Titels von Kreis— 
blättern die Publifationatraft für Kreis und Zofalpolizeiliche 
Verordnungen verliehen worden. 

Die Anfnahme amtliher Bekanntmachungen in jelde 
von Privat» Perjonen herausgegebenen Tagesblätter erfolge 
nad den darüber abgeihlofjenen Verträgen, theils unents 
geltlih, indem die Herausgeber lediglich in der dadurch vers 
anlaßten weiteren Verbreitung der Blätter — Vortheil 
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fuchten und fänden, theild würben dafür von den Kreis— 
vertretungen aus Kreisfonds beiondere Entihäbigungen ger 
währt, wogegen aladann ber Negel nad die Blätter den 
Polizei» Behörden und Schulzenämtern des Kreiſes theils 
für einen ermäßigten Abonnementspreis, theild auch unent« 
geltlich zu liefern wären, 

Eine Subventionirung jelder Blätter von Seiten ber 
Kreife fände hiernach nur ald Bezug auf deren amtlichen 
Theil ftatt, während der nit amtlihe Theil derjelben, 
welcher theils politiihe Nachrichten und Artifel, theils Privat- 
Anzeigen enthalte, eine private DBeranftaltung des Heraus« 
gebers auf feine Koften bleibe. Die Annahme der Petenten, 
daß eine gejeplihe Zwangepflicht zum halten der Kreis— 
Blätter beftehe, ſei eine irrige, wie dies in dem Reſeripte 
des Minifterd bes Innern vom 22. Januar 1858 näher 
ausgeführt fei, und die aus diefer Annahme von ihnen ge- 
ogenen Schluffolgerungen ftellten fih demgemäß als hin— 
fällig bar. , 

Unter den vorgetragenen Umftänden befände fi bie 
Staats-Negierung nit in ber Lage den Anträgen der Per 
tenten entſprechen zu können. Es befteht fein Gejep, weldes 
fie ermädtige, die Vertretungen ber Kreife zur Gründung 
bejonderer rein amtlicher Kreisblätter zu zwingen. Wenn 
daber in Zukunft nur Kreisblätter ohne jedweden politijchen 
Inhalt erſcheinen ſollten, ſo würde nichts weiter übrig- 
bleiben, als fie ebenſo wie die Amtsblätter auf Koften des 
Staates herauszugeben. Zur Dedung ber bierburd ent» 
ftehenden bedeutenden Ausgaben feien aber Fonds nicht vor 
handen. Auch vermöge die Regierung nit etwa indirelt 
auf das von den Petenten ind Auge gefaßte Ziel dadurch 
binzuwirfen, daß fie Kreistagsbeihlüffen, welde die Sub» 
veutionirung von Kreisblättern mit politiihem Inhalt bes 
jielten, die Genehmigung verfage. Denn derartige Sub» 
ventionirungen bezögen ſich nicht auf den politiichen, fondern 
auf den zu amtlihen Bekanntmachungen beftimmten Theil 
der Blätter. Es fünne aber einem Bedenken nicht unter- 
liegen, daß die Gründung amtlider YPublifationsorgane für 
Kreis und ortöpolizeilihe Verordnungen gemeinnügige Ein« 
rihtungen im Intereffe der Kreife feien, für welde die 
Kreistage Ausgaben zu beſchließen, geſetzlich befugt feien. 
Wie im einzelnen Falle diejer gemeinnügige Zweck am beften 
zu erreichen fei — ob durch Herausgabe eines bejonderen 
amtlihen Blattes oder durch die Verbindung eines ſolchen 
mit einem bereitö beftehenden politiihen oder Anzeige-Blatt 
— muß ber Beihlußnahme der Kreis-Vertretungen anheim 
geftellt bleiben und fünne die Regierung ben lepteren bier 
über feine Borjhriften machen. Die leptere Einrichtung 
befäße häufig den Vorzug der minderen Koftipieligfeit und 
babe fi in vielen Fällen au aus dem Grunde empfohlen, 
um den amtlihen Bekanntmachungen der Kreis- und Lofal- 
Behörden durch die Aufnahme in ein bereits beftehendes 
Blatt, weldes vom Publikum gefannt und viel gelefen 
werde, eine größere Verbreitung zu veridhaffen, ala unter 
ben obmaltenden Berhältniffen durch die Gründung eines 
neuen amtlihen Organs zu erreiden jei. 

Nah alledem könne dem Antrage auf Uebergang zur 
Zaged-Drdnung nur beigetreten werden. 

Diejen Ausführungen der Königlihen Staatsregierung 
gegenüber, machten ſich die in der Kommilfion vertretenen 
entgegenftehenden Anfichten in Nachſtehendem geltend: 

„Wenn, wie mit Eicherheit gefolgert werben müffe, die 
mit Publifationskraft verjehenen Kreisblätter einen amtlichen 
Charakter an ſich trügen, und badurd eine erzeptionelle 
Stellung einnehmen, fo jei an und für fih das Prinzip 
verwerflih, damit einen politiichen Inhalt zu verbinden, und 
auf dieſe Weiſe unter dem Schup der Staatsregierung Po» 
litik zu treiben. Die amtliche Eriftenz folder politischen 
Kreisblätter habe wiederholt zu Iufonvenienzen geführt, es 
jeien damit politifche Agitationen aller Art gefördert, dem 
Beftehen anderer Blätter liberaler Richtung Konkurrenz ges 
Ihaffen, überhaupt Mißſtände hervorgerufen worden, die 
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nicht gebilligt werben könnten. Amtliche Organe feien nicht 
dazu da, einem einfeitigen politiiden Standpunft Vorſchub 
u leiften, fie fünnten nur einen generellen Charafter an 
ch tragen, indem fie andern Falls ihrem Zweck nicht nur 
nicht dienten, denfelben vielmehr ſchädigten. 

Wenn nad Rage der Gejepgebung, und unter der Bor« 
—— daß die Kreisverſammlung befugt ſei, auch für 
Kreisblätter mit politiſchem Inhalt Subventionen zu bes 
willigen, die Königlihe Staatsregierung nicht vermöge, den 
bervorgetretenen Mebelftänden Abhülfe zu verfchaffen, fo könne 
diefer Standpunkt nicht getheilt werden. Die Königliche 
Staatöregierung fei mindeftens in der Lage, durch Direktive 
an die Landrathsämter derartigen Mißbräuchen vorzubeugen, 
ba dies nirgends gejchehen, müfje angenommen werden, daß 
dieſer einjeitige Standpunft von derſelben getheilt werde. 
Es empfehle ſich daher im Intereffe der Würde und Ob— 
jektivität eines amtlihen Organs, daß die Staatsregierung, 
welche über den Parteien ſtehen müfle, dieſen Standpunft 
verlaffe. 

Wenn der Koftenpunft hervorgehoben und ausgeführt 
worden fei, die Schaffung rein amtlicher Sreisblätter ſei 
mit bedeutenden Opfern verbunden, worin den Kreilen Bor» 
ſchriften zu machen die Königlihe Staats» Regierung 
außer Stande jei, fo müſſe auch dieſer Einwand als 
unbegründet zurüdgewielen werden. Die Exiſtenz rein 
amtliher Kreis-Organe ohne jedweden politiihen Inhalt 
und nur in Verbindung mit Privat-Annoncen, jei in vielen 
Kreifen des Staates durchgeführt, ohne die betreffende Kreis» 
Kommunaltaffe in Mitleidenihaft zu ziehen, und wenn dies 
in einzelnen Kreilen möglih, werde ſich diefer Ausweg auch 
“überall finden laſſen. Ja jelbft wenn die Königliche Staats- 
regierung in bie vage fommen follte, den Kreiſen, gegen» 
über dem Berbot Kreieblätter mit politiichem Inhalt ins 
Leben treten zu laffen, Koften für die Schaffung rein amt- 
liher Organe bewilligen zu müſſen, ſei dies dem gegenwär- 
tigen Suftande vorzuziehen. * 

Auf eine von einem Mitgliede der Kommilfion im Ber: 
lauf der Debatte an den Regierungs⸗-Kommiſſarius gerichtete 
Frage, ob in dieſer Angelegenheit in lepter Zeit eine Ober- 
Zribunals-Entfeidung ergangen ſei? erflärte berfelbe, 

daß durch einen Beihlu: des Königlihen Ober- 
Tribunals vom 13. Februar 1863 die Befugniß ber 
Bezirföregierungen anerkannt worden fei, in Ge 
mäßbeit der 88. 6., 11. und 12, des Geſetzes über 
die Polizei-Berwaltung vom 11. Mär; 1850, Po» 
lizei Verordnungen zu erlaffen, durch welde unter 
Strafandrohungen verboten werde, daß eine außer 
amtliche Zeitihrift den Titel „Kreis-Blatt” führen 
bürfe. 

Da diejer legtere Punkt feine Veranlaffung zu einer 
weiteren Erörterung gab, wurbe zur Abftimmung gejchrit> 
ten und dabei mit großer Majorität beichloffen: 

dem hohen Haufe zu empfehlen, die Anträge der 
Petenten für berechtigt zu erklären und demgemäß 
die Petition der Königlihen Staatsregierung zur 
Berüdfihtigung zu überweilen. 


C. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Dr. Roepell. 


Einige 160 Mitglieber der Kirchengemeinde Eſens in 
der Provinz Hannover haben unter dem 20. Oktober 1869 
dem Haufe der Abgeordneten eine Petition eingereicht, in 
welcher fie darüber Beſchwerde führen, daß zwei ihrer Kir» 
chenvorſteher, welche recht ungelepmäßig zu Mitgliebern der 
Bezirksſynode abgeorbnnet worden feien, von der Majorität 
ber Synode am 21. Juli v. 3. aus derſelben herausgewiejen 
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wären und zwar aus dem einzigen Grunde, weil fie Mit« 
glieder des Proteftantenvereins Seien. Die Betroffenen hät- 
ten über dies ihnen, nad) ihrer und der Petenten Ueberzeu— 
gung, mwiderfabrene Unrecht, auf Grund des $. 55. ber 
Hanndoershen Synodalerdnung bei dem zunädft vorgelep- 
ten Konfifterium Beſchwerde geführt, dieſes fi jetoh für 
infompetent erklärt. Cine höhere Inftanz zu beſchreiten ſei 
für fie nach derielben Haunöverſchen Synodalorduung nicht 
geftattet, und es wären daher ihren Gemeinde » Genofjen, 
welche ih duch das Berfahren der Bezirksiynode in ihrem 
firhenverfaffungsmäßigen Wahlrecht beeinträchtigt und gefränft 
jehen, nur übrig geblieben fid an das Haus der Abyeordner 
ten mit der Bitte zu wenden, daß 

„unter Befeitigung aller Glaubens-Inquifition der 
kirchliche NRechtezuftand wieder hergeftellt werde.“ 

Sn der Kommifion wurde zunädft das der Petition 

zu Grunde liegende Verfahren der Bezirfsiynode vom 21. 
Juli v. J., welches feiner Zeit in ganz Deutihland großes 
Auffehen gemacht, als thatſächlich feftftehend betrachtet. 
Urber den Einwand aber, daß von Petenten der Inftan« 
gerang in fofern nicht eingebalten jei, al& fie bisher weder 
ei dem Hannöverſchen Landesfenfifterium nod bei dem 
Minifter jelbft vorftellig geworden wären, glaubte die Kom: 
miſſion fi für berechtigt binmwegichen zu dürfen, theild weil 
die Geſchäſte-Ordnung überhaupt nit unbedingt am bie 
vorgängige Feſthaltung ded Inflanzenzuges gebunden ſei, 
theild aber und beſonders weil nah $. 71. der Haunövers 
ſchen Synodalordnung Die Bezirkeſynode ſelbſt in legter 
Juſtanz über die Legitimation ihrer Mitglieder enticheider, 
und gegen diefe Enticheidung feine weitere Berufung ftatte 
baft, mithin im’ vorliegenden Fall Fein Beichreiten eines 
Inſtanzenzuges möglich ift. 

Indem nun die Kommiſſion in die Erörterung der Sache 
jelbft eintrat, vergegenwärtigte fie fi zuerft, an welde Be— 
dingungen die in Hannover geſetzlich beftebende Synodal» 
ordnung ven 1864, den Eintritt in die Synode geknüpft 
babe, und aus welchen Urſachen cine Ausſchließung ftatte 
finden fünne. Im jener Beziebung ericheint der $. 70, in 
dieſer der $. 71. maßgebend. Der erft.re lautet wörtlid: 

„Der Eintritt in eine Eynode ift allgemein bedingt: 

1) für Geiftlide ac. 

2) für Weltliche dadurch, daß fie Mitglieder Der evan- 
geliſchen Kirche find, im Königreich Wohnfig und 
Wohnrecht haben, nit zu den im 8. 10. Nr. 
1—4. Ausgenommenen gehören, und als ehrbare 
gettesfürdtige Männer ein gutes Gerücht in der 
Gemeinde haben, audy nicht durch Fernbaltung vom 
öffentlichen Goettesdienft oder heiligen Abendmahl 
die Berhätigung ihrer lirchlichen Gemeinſchaft ver— 
nachläſſigen. 

$. 71. aber beſtimmt: 

„Wer eine der Eigenſchaften, durch welche ſeine 
Wahl oder Ernennung für die Synode oder ſein Ein— 
tritt in dieſelbe bedingt war, verliert, wird damit un— 
fähig an der Synode oder deren Aneſchuß ferner theil— 
zunehmen.“ 

„Ueber das Vorhandenſein und bie Fortdauer ber 
fraglichen Eigenſchaften, jo wie über die Legitimation 
ihrer Mitglieder enticheidet jede Synode jelbft.* 

Der in $. 70. allegirte $. 10. Nr. 1-4. beftimmt in 

Betreff der Wahl der Kirchenvorſtände: 

„Wahlberechtigt find alle volljährige männliche Mit: 
glieder der Kirchengemeinde, welche im Pfarriprengel 
Wohnrecht haben, oder auf ihren Autrag vom Kirchen— 
vorftande Wahlrecht beigelegt erhalten, mit Ausnahme 
folder (vergleidhe $. 20. und 24.) 

1) welde durh Beratung des Wortes Gottes oder 
unehrbaren Lebenswandel öffentliches, durch nach— 
baltige Befjerung nicht wieder gehobenes Aergerniß 
gegeben haben. 
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2) welche unter väterlicher Gewalt, Kuratel oder in 
Koft und Lohn ftehen. 

3) welche ftändig aus Armenmitteln —— werden 
oder welchen Armuths halber die kirchliche Bei— 
tragsleiſtung erlaſſen iſt. 

4) über deren Vermögen ein noch unbeendigter Kon— 
kurs obſchwebt.“) 

Nach dieſen Paragraphen der in Hannover zu Recht 
geltenden Synodalordnung beſitzt alſo die Bezirksſynode 
keineswegs ein unbedingtes ihrem Dafürhalten und Er— 
meſſen allein überlaſſenes Recht zu entſcheiden, wer in ihr 
als Mitglied ſitzen darf oder nicht, ſondern iſt kirchenver⸗ 
faſſungsmäßig bei dieſer Entſcheidung an geſetzlich feſtge⸗ 
ftellte Normen gebunden. Sie darf nur diejenigen entweder 
von vornherein gar nicht zulaffen, oder fpäter ausichließen, 
weldye den Bedinnumgen, welde der $. 71. für den Eintritt 
in die Synode aufftellt, nicht eniſprechen. 

In dem vorliegenden Fall aber bat ſich die betreffende 
Bezirksipynode an die ihr durch das Gefeg gezogenen Schran» 
fen nit gebunden. Bon allen den in $. 70. und 71. 
aufgeftellten Kategorieen läßt feine einzige auf die von 
ihr ausgeihloffenen Mitglieder der Kirchengemeinde Ejend 
eine Anwendung zu und ift e8 von der Synode felbit auch 
nidt einmal verſucht worden, eine jener Kategorieen auf diele 
zu beziehen. Sie hat vielmehr eine neue in dem Gefep ſich 
nit findende Kategorie der Unfähigkeit, in ber Synode zu 
fipen, erfunden und auch fofort praktisch geltend gemadht, 
nämlich die Mitgliedihaft am Proteftantenverein. 

Es lag jelbftverftändlih der Kommilfion ganz fern, 
auf die theologiſch-lirchliche Frage einzugeben, ob der Pro- 
teftantenverein die Vorwürfe des Unglaubens ıc. verdiene, 
welde von einer Seite gegen ihn erhoben, von der anderen 
von ihm abgelehnt werden: für die vorliegende Frage fommt 
ed allein darauf an, ob der Eintritt in deu Kirchenvorftand 
und die Synoden in der Hannöverihen Synodalordnung 
irgendwie von einer beftimmt religiöjen, kirchlichen oder 
Blaubensrihtung abhängig gemadt i;. Dieje Frage muß 
entſchieden verneint werden und ift ſogar ſpäter in der 
Sitzung der Landesſynode am 17. November 1869 in Ber 
treff des Proteftantenvereins dadurch thatſächlich verneint 
worden, daß die Synode den Antrag eines ihrer Mitglieder, 
die Mitgliedihaft des pp. Strudmann fo fange zu fut- 
pendiren, bis über jene Frage entſchieden fei, mit allen 
gegen eine einzige Stimme verwarf. Nad allen dieſem 
läßt es fih allo nit in Abrede ftellen, daß tie Bezirkes 
ſynode, welche zwei ihrer Mitglieder wegen ihrer XTheil- 
nahme am Proteftantenverein von ſich ausihloß, das König- 
liche Geſetz, auf welchem ihre ganze Eriftenz und alle ihre 
Rechte beruht, überichritten hat. Gegen ſolche rein willfür- 
liche Meberfchreitung des eigenen Grundgefepes der Synoden 
bietet die Hannoverſche Synodalordnung fein Heilmittel, ba 
fie den einzelnen Synoden die Entideidung über die Legiti— 
mation ihrer Mitglieder allein überläßt und jede Berufung 
von folder Entiheidung ausſchließt. Iſt aber, wie es bier 
in der That der Fall ift, innerhalb des kirchlichen Organis- 
mus, fein Weg zur Remedur von offenbaren Geſetz⸗ und 
Rechtswidrigkeiten geöffnet, jo bleibt nichts übrig, ald den» 
jelben in dem Oberauffihhtsrecht des Staats zu finden, der 
jeden jeiner Unterthbanen in deſſen Rechten ebenſo zu ſchützen 
ald darüber zu wachen bat, daß jede von ihm einzelnen 
Korporationen und Snftituten verliehene Freiheit nur unter 
Einhaltung der gejeplihen Bedingung und Beftimmung, 
unter welchen fie ertheilt ift, geltend gemacht werde. 


*) Anmerkung. Die allegirten $. 20, und 24. fauten, der erfte: 

„wer ohne Grund ($. 19.) die Ucbernabme oder Fortführung des 

Vorſteheramtes weigert," verliert das kirchliche Wahlrecht ($. 10°. 

Daſſelbe kann ihm jedoch auf fein Geſuch vom Kirdenvor- 

En wieder beigelegt werden, aber nicht vor Ablauf von ſechs 
ahren. 

$. 24. handelt von der Entlaſſung eines Vorſtehers während ber 
Amtsbauer, 
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Gegen diefe Folgerungen wendete ber Kommiffar bes 
Minifterd der geiftlihen Angelegenbeiten ein, wie immer 
man aud die materielle Seite anjeben möge, fei fo viel 
doch außer Zweifel, baß eine rein kirchliche Angelegenheit 
vorliege, welde nad der Natur der Sade, und ber auds 
drücklichen Borjchrift des Art. 15. der Berfaffungs-Urfunde 
die Kompetenz der Landesvertretung und bes Staates über- 
baupt ausſchließe. Die Kommilfion war aber in ihrer 
überwiegenden Mehrheit ber Anfiht, daß ber $. 15. ber 
Berfaffung der Kirhe unmöglich eine volfommen abiolute 
Freiheit ertheilt habe, vielmehr dem Staat noch immer das 
jus supremae inspectionis eccelesis in causis ecclesiasticis 
quftche (ſ. Rönne Preußiſches Staatérecht J., $. 193,), 
raft deſſen er das Recht und die Pflicht babe, einzuſchrei— 
ten, wo und wie immer eine Kirchengewalt ſich uͤber die 
Schranke des ihr zuſtehenden Rechts und Geſetzes hinaus— 
zuſetzen unternehme. 


Ein ſolcher Fall, in welchem das Miniſterium der 
geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten das ibm zuſtehende Oberauf⸗ 
ſichtsrecht geltend zu machen habe, liege gerade dieſer Pe— 
tition zu Grunde, demgemäß dann auch die Kommiſſton 
ſchließlich beſchloß, dem Hauſe der Abgeordneten zu empfehlen, 
die Petition der Königlichen Staatsregierung zur Abhülfe 
zu überweiſen. 


Berichterſtatter: 
Abgeordneter Korſch. 
tn — 


In einer von zahlreichen Bürgern ber Stadt Aachen 
unterzeichneten, an das Haus der Abgeordneten gerichteten 
Petition vom 1. November pr. wirb behauptet, 


ed jei in dem Aachener Gefangenhaufe jowie in ſämmt— 
lihen SKorreltionsanftalten der Rheinprovinz Regel, 
daß jeder Unterfuchungsd:Gefangene — jeg- 
lihen Proteftirens uneradhtet — gezwungen werde, 
Gefängnißfleider anzulegen. 


Die Petenten, melde dieſes Verfahren für orbnungs- 
wibdrig halten, erjudhen das Haus der Abgeordneten, 
die erforderlihe Abhülfe zu veranlaſſen. 


Ueber dieſe Petition ift in der Zigung der Petitiond- 
Kommilfion vom 13. Januar c. unter Zuziehung des Herrn 
Geheimen Regierungsratbs Steinmann al Kommiſſar 
bed Herrn Minifters des Innern verhandelt worden. 


Die Kommiſſion eradhtete e8 nad unbeftreitharen all» 
emeinen Grundjägen für völlig unzweifelhaft, daß Unter- 
— — nur in Ermangelung eigener taug— 
lider Kleidung in Gefängnißkleider eingefleivet werben 
dürfen und ftellte durch Einfiht der Hausordnung für die 
Arreft- und Korreftionshäufer in ben Rheinprovinzen vom 
23. Dftober 1827 feft, daß die barin enthaltenen Bor« 
ſchriften mit ber eben bezeichneten Anfiht vollftändig im 
Einklange ftehen. 


Der Herr Regierungs-Kommiffar erflärte, 

daß fein Herr Chef der Meinung der Kommilfion 
durchaus beitrete, fofort die nöthigen Feftftellungen 
veranlaffen und jedenfalls das von den Petenten ge 
rügte, volllommen reglements- und orbnungswibdrige 
Verfahren reprobiren und unterjagen werde, 

Die Kommilfion beihloß hierauf, 

dem Haufe der Abgeordneten mittelft ſchriſtlichen Be- 
richts vorzufchlagen, 
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die Petition vom 1. November pr. durch 
bie Erklärung bes Kommiffars der König- 
lihen Staats-Regierung für erlebigt zu 
erachten. 


Berlin, ben 4. Februar 1870. 


Die Kommiſſion für Petitionen. 


v. Saucen: Zulienfelde (Borfigender). Dr. Gneift. 
Dr. @ichmann. v. — Korſch. Freiherr 
v. Richthofen (Rybnik. 9.-Mitfchfe-Eollande. 
v. Lattorff. Wellmann. v. Gerlach. Noeldichen. 
Kleiſt v. Bornſtedt. Dr. Steinhart. v. Wangen: 
beim. Wehr. Carl Prinz zu Sobenlohe. Larz. 
v. Stülpnagel. Yung. Rantaf. Gerftenberg. 
Kaeswurm. Lent. Freihert v. Biss. Laßwitz. 
Goeddertz. Nochlitz. Dr. Noepell. 


M 8343. 


Berichterftatter: Saus der Übgeordneten. 
Abgeordneter Kiepert. . 10. 2egislatur» Periode. 
— —— III. Seffion 1869. 
— EEE EB nn 


Sechster Bericht 


ber 
Kommiſſion für die Agrar-Verhältniſſe 
über 


Petitionen. 


Die Mitglieder der Deichſchau Kanten-Warbt (Nieder- 
Rhein, linkes Ufer) führen darüber Beichwerde, daß Seitens 
der Königliben Regierung zu Düfjeldorf zwangsweiſe die 
Erhöhung ihres Bann-Deiches ausgeführt und zu dieſem 
Zwed, entgegen dem Beihluß des Erbentages das Erben- 
geld von 1Sgr. auf3 Sgr. 2 Pf. pro Thaler Reinertrag von 
dem alten Srundfteuerfatafter feſtgeſetzt, auch ein Betrag 
von circa 3360 Rthlen. aus der Deihihaufaffe zu gleichem 
Zwed von der Negierung entnommen worden jei. 

Petenten geben an, daß auf einem im vorigen Sabre 
ftattgehabten Erbentage der Deichſchau Kanten» Wardt fol— 
gende Beidlüffe gefaßt ſeien: 

a) Das Erbengelb auf 1 Sgr. pro Thaler Reinertrag 
nadı dem alten Grundfteuerkatafter feftzuftellen. 

b) Beim Ausbau des Deiches (Verftärfung der Doffirung) 
von einer jeden ferneren Erhöhung des Deiches Abftand 
zu nehmen. 

Dielelben find der Anficht, daß ſie nach den $$.16., 17., 19. 
und 20. des zu Recht beftehenden Cleviſchen Deichſchaureglements 
vom Sabre 1767 nur verpflichtet find ihren Deih einen 
Fuß böher auszubauen, als der höchſte eisfreie Wafferftand 
jemals geweſen ift. Dieſe Anficht ift in einem juriftiichen 
Gutachten über die Frage: Können die Deihidhauen am 
Niederrhein durch die Behörden verpflichtet werben, für hö— 
here Anlegung ber Deihe als in dem Deichihaureglement 
von 1767 88. 16., 17., 19, und 20. vorgejehen, — die 
Mittel zu beihaffen* aufs Entſchiedenſte ausgeſprochen. — 
Sn diefem Gutachten beißt ed: „Diele Frage ift unbedingt 
zu verneinen. Durch die allegirten Paragraphen ift die Höhe ber 
Deihe für die Gegenwart und Zukunft normirt ꝛc.“ Zu 
diefem Gutachten bat einer der anerfannteften Suriften des 
Landes, Profeffor Bauerband in Bonn, nad Angabe der 
Petenten jeine Zuftimmung ertheilt unter der Borausiegung, 
daß dig von den Behörden für nöthig erachtete Erhöhung 
bes fraglichen Deiches nit etwa durd eine Bermehrung 
ber Höhe des Waffers ($. 19. litt. c. des Neglements vom 
24. Februar 1767) oder dadurch motivirt worden, daß Die 
angeordnete Erhöhung des Deiches nöthig‘ geworden ſei 
um die Erhaltung defjelben in feinem bisherigen Umfange 
und Zuftande zu fihern ($. 4. des Geſetzes vom 28. Fe 
bruar 1848). Petenten behaupten nun, daß von einer 
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Vermehrung der Höhe des Waflerd vor dem Deiche, ober 
son einem Berfallenfein durch Naturgewalt nicht Lie Rede 
fein könne, indem der betreffende Banndeih an feinen nie 
drigften Stellen den höchſten Waſſerſtand noch um mehrere 
Fuß überrage, fie demnähft zur Faſſung obiger Beſchlüſſe 
auf dem Erbentage berechtigt gemeien Vs, — Trotzdem 
wurde Seitens der Regierung von Düſſeldorf ein Erbengeld 
von 3 Sgr. 2 Pf. ausgeſchrieben und von allen Beerbten, 
welche daſſelbe zu zahlen fih weigerten, weil von ihnen 
nicht bewilligt, erefutioiich beigetrieben, auch die zwangsweiſe 
Erhöhung des Deiches eingeleitet. 

BVorftellungen gegen dies Verfahren von Seiten ber 
Beerbten vom 30. Januar 1869 und 28, Februar 1869 
beim Minifterium der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
wurden ablehnend beſchieden unter Hinweis darauf, baß bie 
angeordnete Erhöhung des Deiches fih in denjenigen Ab— 
meſſungen halte, welbe zur Erreihung eines wirkſamen 
Schutzes gegen Hochwaſſer geboten jeien, auch die Erhöhung 
des Erbengeldes feine Ueberbürdung enthalte, da fie hinter 
den hierfür zeitweile gezahlten Beiträgen zurüdbleibe, ferner 
daß der $. 16. des citirten Neglements beftimme die Deiche 
auf eine egale Höhe zu bringen und als Minimum 
nicht ald Marimum eine Höhe von 1 Fuß über den 
höchſten eisfreien Waſſerſtand vorjchreibe. 

Petenten find der Meinurg, daß der $. 3. des Regle— 
ments den Deihihauen Selbftverwaltung verleibe, welde 
durch jene Mafregeln der Negierung verlegt werde. Dies 
jelben halten eine Erhöhung des Deihes überhaupt als nicht 
in ihrem Intereſſe liegend und befürchten bei weiterer Aus— 
führung der angeordneten Arbeiten eine größere Gefahr für 
die ganze Deichſchau, weil es eine feititehende Thatſache jet, 
daß Die dortigen hoben Deihe gegen Deihbrüde feinen 
abjoluten Schug gewähren; wie der legte Durchbruch im 
Sabre 1855 an Stellen, wo die Deiche bereit? nad Ans 
ordnung der Königlihen Regierung ausgebaut waren, bes 
wielen habe. 

Aus allen dieien Gründen beantragen Petenten: 

Ein Hohes Haus der Abgeordnten wolle be— 
ſchließen: 

gegen die Königliche Staatsregierung die Erwar— 

tung auszuſprechen: 

a) daß von einer ferneren Erhöhung der Deiche 
in ber Deichſchau KZanten-Wardt Abſtand ge— 
nommen werde, 

b) daß die von den Behörden zwangsweiſe erhöhten 
Deichſtrecken auf Staatskoſten wieder auf ihre 
frühere Höhe abgetragen werden, 

c) daß die zum Zweck der Erhöhung des Deiches 
von den Behörden aus der Deihihaufafje ent« 
nommenen Gelder im Betrage von ca.3360 Rthirn. 
derjelben aus Staats- Mitteln zurüderftattet 
werben, 

eventuell die Königlihe Staatd-Negierung zu er 

ſuchen: 
eine authentiſche Deklaration der 88. 16., 17. 
19. und 20. des cleviſchen Deichſchaureglements 
vom 24. Februar 1767 nad der Richtung bin 
herbeizuführen, daß der urſprüngliche Gedanke 
ded Geſetzgebers zum unzweifelhaften Ausdrud 
gelange und bis dahin von einem jeden Zwangs« 
verfahren gegen die Deihihau Kanten Wardt 
Abftand genommen werde, 


Der in der Sipung der Agrar-Kommiſſion anweiende 
Kommiljarius des Minifters für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten gab hierauf folgende Erflärung ab: 


„Die Petenten haben nah Erlaß des Beiheides vom 
28. Mai o. I., auf melden die Petition Bezug nimmt, 
ſich noch einmal an den Herrn Minifter für die landwirth— 
ihaftlihen Angelegenheiteu mit dem Antrage auf Siftirung 
der von der Regierung in Düffeldorf in Betreff der Deich— 
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normalifirungsfoften verfügten Grefution gewendet und 
darauf den nachſtehenden Beiheid vom 20. Juni v. 3. 
erhalten: 


„Auf die Vorftelung vom 7. d. M. eröffne ich Ihnen, 
daß es bei meinem durch die Königlihe Regierung zu 
Düffeldorf Ihnen behändigten abmweijenden Beſcheide vom 
28. v. M. verbleiben muß. Die Koften der noch auszur 
führenden Deihnormalifirungdarbeiten betragen nicht 36,000 
Thaler, Sondern nur 10,000 Rthlr. Die Nothwendigfeit 
der vollitändigen Normalifirung der Banndeihe nad dem 
ion im Jahre 1861 aufgeftelten, dem $. 16. der Cleve'⸗ 
ſchen Deihorbnung entiprehenden Plane ergiebt fih aus 
bem Zwede eines gleihmäßigen Schuges der rechten und 
linfen Rheinniederung gegen Hochwaſſer. Das Auffichte- 
reht der Regierung, kraft defjen fie die dortigen Deich— 
ſchauen zur Erfüllung ihrer in der Cleveſchen Deihorbnung 
vorgeſchriebenen Verpflihtungen anhalten fann, ift im $. 151. 
dieſer Deihordnung in Verbindung mit $. 2. Nr. 4. der 
Negierungs » Inft ufiion vom 23. Dftober 1817 begründet, 
wonach die Regierung, welde in die Stelle ber ae 
Kriege: und Domainen- Kammer getreten ift, die von den 
Erbentagen „ausgefchlagenen Morgen» und Grbengelder” 
zu ratifiziren, d. b. uf die dem Bedürfniß entipredhende 
Summe feftzufegen bat. Die erwähnte Deihordnung iſt 
nah $. 23. des Deichgeiepes vom 28. Januar 1848 in 
Kraft geblieben. Die $$. 4. u. ff. des Deichgeſetzes bes 
ziehen ſich nur auf Deiche, die zu feinem Deichverbande ges 
bören und fönnen deshalb auf die dortigen Deiche nicht ane 
gewendet werden. 

„Sie werden biernad hoffentlich die Ueberzeugung ges 
winnen, dab Ihr Widerſpruch jachlid und geſetzlich unge 
rechtfertigt ift und Sid mit der Negierung in dem Stres 
ben vereinigen, die in der Ausführung begriffene Deichnor— 
malifirung möglichft bald zu vollenden. 


Der Minifter für die landwirtbichaftlichen 
Angelegenheiten. 
gez. von Selchow. 
An 
die Beerbten der Deichſchau XRanten-Wardt. 
z. H. des Herrn Th. Bieſemann 


u 
Wardt. 


„Das Deich-, Schaus und Graben-Neglement für das 
Herzogthbum Gleve vom 24. Februar 1767 hat die auf der 
Rheinitrede von Rheinberg bis zur bolländiihen Grenze 
auf beiden Seiten des Stromes ſchon früher vorhandenen 
Winterdeihpolder (Deichſchauen) — 11 große und 23 fleine 
— aufrecht erhalten und ihre Berfaffung und Verwaltung 

eregelt. Das Staatdauffihtsreht über die einzelnen Deich— 
hauen wird nad dem Reglement zunächſt durch den Deich. 
inipeftor, welder nah $. 6. darauf zu halten bat, daß 
Alles, was in dem Reglement vorgeichrieben ift, genau be— 
folgt werde, und in höherer Inftanz durd Die Kriegd- und 
Domainenfammer — jept die Regierung in Düffeldorf — 
eübt, weldhe nad $. 151. „den Ausichlag der erforderlichen 

orgen« und Grbengelder, d. h. der Deichbeitrige zu ratifie 
eiren hat. Im Folge der auf jener Rheinftrede im Jahre 
1855 ftattgefundenen verheerenden Deihbrühe ift mit den 
Deihihauen unterhalb Weſel (öftlich des Rheins) und Kanten 
(weſtlich des Rheins) verhandelt worden, um Diejenigen, 
welde ein gemeinſchaftliches Intereffe baben, nah $. 14, 
des Deichgejeges vom 28. Januar 1848 zu Einem Deich— 
verbande zu vereinigen. Dabei ergab fi aber die Schwie 
tigkeit, daß die Deiche der einzelnen Schauen von verſchie— 
dener Stärke und Höhe waren und daß die mit befleren 
Deichen verjehenen Schauen mit den anderen nicht eber zu 
gemeinfamer Deichpflicht vereinigt werden fonnten, als bis 
die Deiche gleihmäßig normalifirt waren. rn ift 
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von der Regierung in Düffeldorf auf Grund angängiger 
Nivellements ein Deihnormalifirungsplan für Die rechts- und 
linkjeitigen Winterdeihe (Banndeiye) unterhalb Weſel und 
Zanten ausgearbeitet worden, entiprehend der Beftimmung 
des $. 16. des genannten Reglements, daß alle Banndeiche 
auf eine egale Höhe gebracht werden jollen, und diejer Plan 
iſt nad erfolgter Prüfung und Billigung Seitens der Ab» 
theilung für das Bauweſen im Handelöminifterium vom 
Herrn Minifter für die landwirtbihaftlihen Angelegenheiten 
im Dftober 1861 genehmigt worden. Ueber die Normali» 
firung der Deichftreden der einzelnen Schauen nad diejem 
Plane ift mit denfelben verhandelt und es find Demgemäß 
die Normalifirungsarbeiten von allen Schauen in Angriff 
genommen und eifrig betrieben worden. Zur Erleichterung 
der Ausführung find den befonders belafteten Schauen zind- 
freie Staatsdarlehne in Ausficht geftellt worden. Letzteres 
gilt aud von der Deihihau Zanten-Wardt. Der Erben» 
tag derjelben bat im Jahre 1863 ein zindfreies Darlehn 
empfangen und ſich verpflichtet, dafjelbe zur Deichregulirung 
zu verwenden. Die planmäßige Normalifirung ift von der 
genannten Schau auch bereit? auf einer Strede von 920 
Ruthen ausgeführt. Ihre Deihe haben bereit? an vielen 
Stellen die planmäßige Höbe und es handelt fih nur um 
die Vollendung einer angefangenen und ziemlich weit vor— 
geſchrittenen Bauausführung, deren Abſchluß nicht länger 
aufgeihoben werben fann, wenn nicht die unterhalb gelegene 
Niederung einer großen Gefahr ausgelegt jein ſoll. Außer— 
dem hängt von der Vollendung der Deichnormalifirung die 
Wiederaufnahme Der Verhandlungen ab wegen Bereinigung 
der Deihihau Ranten-Wardt mit den unterhalb gelegenen 
Schauen zu einem Deichverbande, eine Vereinigung, welche 
weientlih im Intereffe der genannten Schau liegt und 
deshalb von ihr möglichſt gefördert werden jollte.* 


Bei der bierauf folgenden Diskuffion in der Agrar 
Kommiſſion famen jehr verſchiedene Anfichten zur Sprache. 

Bon einer Seite wurde Uebergang zur Tages-Drdnung 
beantragt. 

Die Antragiteller motivirten ihre Anfiht mit der Er» 
flärung des Regierungs-Kommiſſars, daß die Erhöhung reip. 
Normalifirung ſämmtlicher Banndeidhe feit dem Jahre 1861 
bereits eifrig betrieben, namentlih aber auf dem „Xanten« 
Wardt“ gegenüber liegenden rechten Nhein-Ufer bereits längſt 
ausgeführt und die Regierung in Düfjeldorf nah dem Eleves 
ſchen Deichreglement vom 24. Februar 1767 wohl befugt 
geweſen jei eine jolhe Normalifirung auf Grund des 8.16 
jenes Reglements vorzunehmen. Ganz beionderd ins Ges 
wicht fallend jei der Umftand, daß die im Sabre 1861 vor« 
genommene Nivellirung ſämmtlicher Deiche eben eine große Un— 
gleihheit verDeichein den verſchiedenen Deichſchauen ergeben habe 
und die jeit diejem Jahre vorgenommenen Arbeit mebr eine 
Ausgleihung „ein Bauen ai eine egale Höhe“ als eine 
eigentliche Erhöhung (demn es find aud Abtragungen vor 
gefommen) jei und daß von allen übrigen Deichſchauen in 
derjelben Niederung die Anordnungen der Regierung ohne 
Weigerung überall erfolgt ſeien, namentlich aud in der 
Deihihau Kanten-Wardt bis zum vorigen Jahre. 

Demnad jeien die unter a. b. c. geftellten Bitten in 
feiner Weile gerechfertigt, namentlih aber ſei eine Abtra- 
gung bereits erhöhter Deichſtrecken und eine Zurückzahlung 
der aus der Deihichaufaffe für den Ausbau bes Deiches 
entnommenen Snmmen völlig unftattbaft. 

Aber aud der eventuell geftellte Antrag „eine authen— 
tiſche Deklaration der $$. 16, 17,19 und 20 des Elevifchen 
Deihihaureglements vom 24. Februar 1767 herbeizuführen 
und bis dies geſchehen, von jedem Zwangsverfahren gegen 
die Deichſchau Kanten-Wardt Abftand zu nehmen“ ſei nicht 
Heil. indem bie angeführten $$. ganz klar und be: 

immt über die vorliegende Frage den Gedanken des Ge— 
jepgebers zum Ausdrud brächten. 

Diejer Antrag wurde aber von der Kommilfion gegen 
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3 Stimmen abgelehnt, darauf von anderer Seite ein Ant- 
rag eingebradht dahin Tautend: 
Ueber die Anträge der Petenten a. bis c. zur 
Tagesordnung überzugeben, dagegen ben eventuellen 
Antrag der Königlichen Staatsregierung zur Erwägung 
bei einer Revifion der Cleveſchen Deihorbnung zu über- 
weifen. 
Der Antragfteller begründete feine Anſicht, indem er 
die angeführten 8$ der Glevejhen Deihordnung von 1767 
für nit klar genug in der Faſſung hält, fo daß eine prä- 
äifere Form derjelben wohl wünſchenswerth jei und bei einer 
Revifion jener Deihorbnung feftgeftellt werben könnte. Bei 
der Abftimmung wird aber auch diefer Antrag gegen zwei 
Stimmen abgelehnt und endlich ein dritter Antrag geftellt, 
dahin lautend: 
Ueber fämmtlihe Anträge ber Petenten zur Tagesord⸗ 
nung überzugeben, aber die Königliche Staats -Regie- 
rung aufzufordern, durch Verhandlung mit den ein« 
zelnen bier in Frage ftehenden Deichſchauen eine Ver— 
einigung berielben zum Zwed einer größeren Mitwir- 
fung bei den allgemeinen Deichangelegenheiten im Sinne 
der Selbftverwaltung ſoweit thunlich herbeizuführen. 
Diejer Antrag wurde von einer Seite tebhaft unters 
ftügt, indem man darauf hinwies, wie nah Vollendung 
der Normalifirung der Deiche in der dortigen Niederung 
eine Bereinigung mehrerer Deihichauen zu einem gemein- 
jamen Berbande wejentlih im Intereſſe jener Deichſchauen 
liege, wie ſchon vom Regierungs+» Kommiffarius angegeben, 
da die Erfahrung lehre, daß die durch eine Selbitverwal- 
tung aufgelegten Geldbeiträge und Arbeitsleiftungen williger 
getragen werden, als diejenigen, welde die Königliche Res 
gierung aufzulegen event. zwangsweiſe einzutreiben genöthigt 
wird. Es Ri demnach grade bei diejer Gelegenheit der Kö— 
niglihen Staats-Regierung dringend zu empfehlen, jold 
gemeinfamen Berband einzuführen event. anzuregen. 
Allein auch diefer Antrag wurde gegen 3 Stimmen 
abgelehnt und bleibt demnach die Entiheidung über bie 
vorliegende Petition dem Hohen Haufe vorbehalten. 


Berlin, den 10. Februar 1870. 


Die Kommilfion für die Agrar-Verhältniffe. 


Bening (Borfipender). A. Kiepert (Berihterftatter). 
Hagen (Kürftentbum). U. v. d. Kneſebeck (Ruppin). 
Koppe. Wiejchel. v. Dieft. Dr. v. Lingentbal. 
Trüsjfchler v. Falfenftein. Graf Saurma. Witt. 
Plehn (Danzig), v. Waldaw: Neigenftein. 
v. Zakrzewski. 
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Berihterftatter: Haus der Übgeordneten. 
Abgeordneter Schubarth. 10. Legislatur« Periote. 
— ——— III. Seffion 1869. 
— — 


Bericht 


der 


vereinigten Kommiſſionen für Handel und 
Gewerbe und für Finanzen und Zölle 


über 


Betitionen. 


I 


In einer Petition vom 4. Oktober 1869 bat fi das 
Central Komite für den Bau der Main-Lahn-Sieg— 
Bahn zu Altenfirhen an das Haus der Abgeordneten mit 
dem Antrage gewendet, 

„daſſelbe wolle die Königliche Staatsregierung erſuchen, 

im Anſchluſſe an den, zwiſchen dem Gentral:Komite 

und der Firma Robert Sharpe and sons zu Lon— 

don unterm 19. Dezember 1868 abgeſchloſſenen Vertrag, 
unter den darin prägifirten Bedingungen die Konzeifionen 
um Bau der Main-Lahn-Sieg-Bahn (Au-Hatterd- 

Beim) und gleichzeitig der anſchließenden Wiebbad- 

Bahn (Altenfirhen- Neuwied) zum Zwede ber fofortigen 

Ausführung zu ertheilen, eventuell den Bau bieler 

Bahnen auf Staatsfoften zur Ausführung zu bringen 

und dieſelben fofort in Angriff zu nehmen. 

Inhalts des erwähnten Bertrages hat die genannte 
Firma ſich verpflichtet, die Main-Lahn-Sieg-Bahn berzus 
ftelen, wenn ihr Eeitens der Staat.regierung eine Zins— 
narantie von 31/, p&t. des auf mindeſtens (!) 9, Millionen 
Thaler ermittelten Baufapitald gewährt werde, und fid 
bereit erflärt, eine Kaution von 5 pCt. fofort zu erlegen. 

Bereitd in der Seſſion 1867/68 hat das Haus ber 
Abgeordneten Beranlaffung gehabt, fid mit einer auf För— 
derung des in Rede ftehenden Eifenbahnprojefts gerichteten 
Petition zu beichäftigen. Dielelbe ging aud damals von 
den gegenwärtigen Petenten aus und ſchloß fih an die Bor- 
lage der Königlihen Staatsregierung, betreffend die Auf- 
nahme einer Anleihe von 40 Milionen Thalern zu Eifen: 
babnzweden, an, indem fie ausführte, daß die von der Re— 
gierung projeftirte Eifenbahnlinie Limburg Hadamar, aud 
wenn fie der in den Motiven des erwähnten Gejepentwurfs 
ausgefprochenen Abfiht der Regierung gemäß ſpäter bis in 
die Nähe von Weſterburg verlängert werben follte, dem uns 
glaublid “großen Nothſtande des Wefterwaldes gründlich 
abzubelfen nit genügend jein würde. Dies könne nur 
dur eine durhlaufende Bahn von Hatteräheim (an ber 
Taunus Bahn) über Limburg (an der Lahn) Hadamar, Alten» 
firhen und Au (an der Sieg Bahn) geſchehen, durd welche 
der ganze Wefterwald durdichnitten, die überaus reichen 
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Schähe an Braunkohle, an höchſt werthvollen manganhalıis 
gen und Spath-Eifenfteinen, an plaſtiſchem und feuerfeften 
Thon, Kalk, Marmor, Dachſchiefer, Trachit, Bafalt, ferner 
an Dlei, Kupfer, Nickel und Mincralwaſſer in der Gegend 
son Au, Altenfirchen, vem Wiedbache Thale, Sclters u. j. w. 
aufgeihloffen, die kürzeſte Berbindung zwiſchen Cöln und 
Frankfurt a. M. bergeftellt, und aud in ftrategiiher Hin— 
fiht die Vertheidigung des noch offenen Rheinüberganges 
bei Weißenthurn, jowie der Truppentrantport nad Goblenz 
und Mainz erleichtert werten würde. Beſonders wichtig fei 
aber im Intereffe der Beleitigung des Notbftandes im 
Wıfterwalde und der Erſchließung der Mineralfhäge jener 
Gegend die jchleunige Herftellung der Bahnftrede von Lim» 
burg nad Altenkirchen. Alerdingd würde die gewünſchte 
Linie Wefterburg nicht berühren, ader doch für die Mineral: 
gruben jener Gegend gleich fürderlid fein, weil fie in ganz 
kurzer Entfernung an Wefterburg vorbeiführe. Die endliche 
Ausführung dieſer bereits jeit faſt 20 Fahren ventilirten 
Eiſenbahn, melde erſt der Deug-Gießener, und dann der 
linfs- und der rechtörheiniſchen Bahn nachgeſetzt worden ſei, 
wäre nur die Erfüllung einer von dem ehemaligen Herzog— 
tbum Naffau auf Preußen übergegangenen moraliihen Ver— 
pflidtung. 

Die Petenten gründiten hierauf deu Antraz: 

„das Projekt der Main-Lahn- Sieg Bahn zur Aus— 
führung zu empfihlen, wenigftend auf der Strede 
Limburg- Au, jedenfalld aber zu veranlaffen, daß 
die jofortige Ausführung ber Strede von Limburg 
bis Altenkirchen vorläufig in Angriff genommen 
werde,“ 

Nah der Erklärung der Vertreter der Köni,lichen 
Staateregierung in der mit Berathung dieſer Petition bes 
auftragen XL Kommiſſion (Bericht derfelten vom 14. Jas 
nuar 1868, Druckſachen Nr. 169) ift das in der Petition 
empfohlene Projekt ſchon jeit längerer Zeit Gegenſtand forge 
fültiger Prüfung und Erwägung gewifen. Die Staats» 
regierung gehe indellen von dem Prinzipe aus, daß Gebirge 
nit durch dutchgehende Bahnen, ſondern nur dadurch er» 
ihluffen werden fönnten, daß man fie mit einem Eiſenbahn— 
gürtel umgebe und von diefem aus Zweigbahnen in die ein« 
zelnen, ſich durch Reichihum an Mineralien auszeichnenden 
Thaͤler führe Dieſes Prinzip würde auch beim Weſter⸗ 
walde, der hinſichtlich der Gürtelbahn ſchon ſehr günſtig 
eſtellt ſei, befolgt werden. Die erbetene durchgehende Bahn 
Ände jo bedeutende Schwierigkeiten zu überwinden, wüıbe 
jo erheblihe Steigungen haben, daß fie mit den Thalbahnen, 
auch wenn dieſe etwas länger fein jollten, nicht konkurriren 
fönnte. Der von der Petition angeführte Metallreihthum 
jener Gegend liege auch zum größeren Theile nicht im B.: 
reihe der erbetenen Bahn auf der Höhe Ted Weſterwaldes. 
Um den Metallreihthum deffilben aufzuſchließen, ſei beiens 
ders die Bahnſtrecke Limburg Hatamar mit der in Ausficht 
geftelten Berlingen bis in die Nähe von Wefterburg 
geeignet, weitere Zwer ‚vabnen in dus eine und das andere 
Thal, insbejondere in das Wiedbachthal, würden in Zufunit 
noch mehr dazu beitragen. Mebrigens würde die Regierung 
Privatgelelihaften, welde etwa den Bau der von den Pe— 
tenten gewünſchten Bahn überuchmien wollten, gern jede thus 
lie Unterftüägung gewähren, und würte bie |pätere Weiter 
führung der Bahn nah Altenkirchen und Aus oder dur 
das Daardener Thal durch die vorliegendn Prejefte nicht 
unmöglich gemacht. 

Zur Hrbung dis auf dem Wefterwalde bereicent en, 
auch in dir Kemmijfion allſeitig anerkannten Noıbftandes, 
ebenſo wie zur Nupbarmadhung der Metallſchätze deffellen 
mußte von der Kommillion dem von der Staats-Negierung 
empfeblenn Prinzipe vor dem der Herftellung einer über 
dar Gebirge zu führenten. Eifenbahn de» Vorzug zuerkannt 
werden, zumal die alleıdings bedeutenden Metallſchähe des 
Weſterwaldes dod nicht rg genug feien, um Vie 
Rentabilität der durchgehenden Bahn zu ſichern. 3..8be 
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fondere würte bei Ausführung einer jolden die Braunfohle 
jelbft in der Nähe der Förberungsftellen von der Stein» 
fobl: verbrängt und der Braunfohlenbetrieb vollftändig 
ruinirt werden. Hierzu fomme nod, daß über die Richtung 
einer durchgehenden Bahn unter den nädften Intereffenten 
die Anfichten auseinandergingen, indem von anderer Eeite 
eine Bahn von Limburg über Hadamar und MWefterburg 
nah Berbdorf empfohlen werde, durd; melde das an Mine 
ralien überaus reihe Daardener Thal dem Verkehre erſchloſſen 
würde. 

Die Kommiffion ftellte hiernach den Antrag auf Ueber 
gang zur Tagesordnung, den auch das Haus der Abgeord» 
neten in des Sipung vom 7, Februar 1868 annahm, nadıe 
dem in berfelben allerbings die Ausführbarfeit des Projefis 
einer durchgehenden Bahn, welde den Main mit der Lahn 
und der Sieg oder Wiesbaden und Frankfurt einerfeits und 
Coͤln andererjeits in nähere Verbindung brächte, warme Vers 
tretung gefunden hatte, wogegen Seitens der Vertreter der König- 
lichen Staats-Regierung — unter Berufung beziehungsweile 
Wiederholung der in der Kommilfion abgegebenen Erfräruns 
gen — auf die umngünftigen Konfurrenz » Berhältniffe 
einer über den Wefterwald zu führenden Bahn von 
Köln nah Frankfurt, — welche bei einer Länge von 28,6 
Meilen aus dem Siegthal die Höhe des MWefterwaldes 
(963 Fuß) zu erfteigen hätte, um demnächſt zur Lahn 
wieder 1040 Fuß zu fallen und aus dem Lahnthal wieder 
den Taunus, der 679 Fuß über der Lahn bei Limburg ift, 
zu erfteigen, — gegenüber der, die günftigften Steigungs— 
verhältniffe befipenden nur 29,6 Meilen langen Bahn von 
Göln über Bingen im Nhein- und Maintbal nah Frankfurt 
hingewieſen wurde. 

In der gegenwärtigen Petition reproduziren Petenten 
ihre in der vorjaͤhrigen Seſſion eingereichte Petition vom 
5. November 1868, in welder fie das von der Königlichen 
Staatd-Regierung vertretene Prinzip, bezüglich ver Aufihlichung 
der Gebirge durch Gürtelbahnen und von diejen ausgehende 
Zweigbahnen zu widerlegen fudhen. Die Bahn über das Ge— 
birge biete paffenden Untergrund ohne erhebliche Kelsarbeit, 
ein durchſchnittliches Steigungsverhältuiß von 1 zu 100 bis 
1 zu 200, bei nicht bedeutenden furzen Abweichungen von 
1 zu 95, 1 zu 86, 1 zu 80 und 1 zu 70, feine abnorme 
Kurve, feine Tunnel und nur je eine Brüde über bie 
Sieg, den Elbbady und die Lahn, ſowie durchſchnittlich nur 
mäßige Aufihüttungen und Einſchnitte. Der Einwand, daß 
die Bahn über den Wefterwald mit Nüdfiht auf die uns 
günftigen Steigungeverhältniffe, gegenüber den fonfurrirenden 
Thalbahnen fonfurrenzunfähig wäre, ſei nicht zutreffend, 
da der Betrag der Kolten der Herftellung der Bahn kaum 
balb fo groß jei, als der Koftenbetrag für Ausführung der 
Deup- Gießener und der Rhein-Bahnen, pro Meile berechnet. 
Der Metallreihtbum des MWefterwaldes liege gerade im Ber 
reiche der projeftirten Bahn und werde nur im Falle der 
Ausführung derfelben aufgeidhloffen. Außer den, bereits 
vorftebend erwähnten, zahlreihen und in bedeutenden Lagen 
vorfommenden Folfilien jeien noch die großartigen Phosphor 
rit-Lager in Betradht zu ziehen, melde erft in neuerer Zeit 
im Gefolge ſämmtlicher Kalle und Thonlager entdedt feien, 
die fi von der Zahn bis in die Nähe von Altenfirhen ers 
ftredten. Dieſes Foffil, welches beftimmt eriheine, die land» 
wirtbfehaftliche Produktion zu verdoppeln und diejelbe von 
den meift ausländiihen Bezügen von Guano, Knochenmehl 
und jonftigen fünftlihen Düngungsmitteln zu befreien, be» 
dinge allein ihon aus Gründen der Volks-Wohlfahrt den 
fofortigen Ausbau der Mainstahn-Sieg- Bahn. Eine Rüd» 
fihtnahme auf die Braunfohlen- Produftion des Mefter- 
waldes, die man vor der Konfurrenz und Zufuhr der 
Steinkohle, welde die projeftirte Bahn erleichtern würbe, 
bewahren wolle, erſcheine durchaus ungerechtfertigt gegen» 
über den viel wichtigeren Induſtriezweigen, welde ver 
Steinfoble und billigen Breunmateriald benöthigt feien, zu— 
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mal die Braunfoble ah im Bereiche der mehr 
erwähnten Gürtelbahnen vie Konkurrenz der Steinfohle be» 
bereits zu beftehen habe. Die als Konfurrenzprojeft be- 
zeichnete Linie über dir Höhe bes Weſterwaldes durch das 
Daardener Thal nach Bepdorf babe fih als unausführbar 
erwiefen, da die bier vorfommenden Steigungen ſich bis auf 
1 zu 57 und 1 zu 30 fteigerten und auf diefer Bahn nur 
der an werthvollen Foffilien arme Theil des höheren Wefter- 
waldes in großen Foftipieligen Ummegen berührt, das Ziel 
der Herftellung der nächſten Verbindung zwiſchen Göln und 
Franffurt völig verfehlt und dadurch jebe Rentabilität um» 
mögli gemacht werde. Dagegen ſei Diejenige der Dahn 
Haltersheim · Limburg⸗ Hachenburg-Altenfirhen-Au oder Sieg- 
burg nad den vorliegenden Feftftelungen unzweifelhaft. 
Die im Bereihe der Bahn zum Transporte gelangenden 
Maffenprodufte würden allein das doppelte derjenigen Gent» 
nerzabl auemachen, welche man gewöhnlid als ausreichend 
für die Rentabilität einer Eifenbahn zu erfordern pflege. 
Hierzu fomme der durchgehende Verkehr, welcher verhältniß— 
mäßig ebenfo bebeutend werden müßte, da derſelbe auf ber 
Strede Cöln-Frankfurt jedenfalls der fürzeren Route, welde 
zudem wegen bed geringeren Anlagefapitals billigere Frachten 
würde bewilligen können, den Borzug geben würde und 
die Konfurrenzbahnen denfelben allein zu bewältigen faum 
im Stande feien. ine weitere Abfürzung der Linie nad 
Cöln um 1 bis 2 Meilen liche fi noch erreihen, wenn 
man von Altenfirhen direft auf Siegburg baute, wodurd, 
im Anihluß an die prejefiirte Bahn ven Witten nady 
Siegburg, die fürzefte Verbindung zwiſchen dem Eifenftein« 
und dem Koblen-Revier geſchaffen werben würde, während 
andererfeitö bei Lusſührung der Bahn nad Au durch den 
Ausbau der kurzen nur 2 bis 3 Meilen langen Strede 
von Au bis Nothe-Mühle das Bergiſch-Märkiſche Bahnge- 
biet auf dem fürzeften Wege mit Franffurt und Süddeutſch- 
land beziehungeweife vermittelft der Wiedbachthal-Bahn 
mit dem Mittel-Rbein in Verbindung gelegt werden mürbe. 
Als cinen beionderen Bortbeil führten ſchließlich Petenten 
die Steigerung des Ertraged der Staatd» und Gemeinde» 
Forften an, welche im Bereiche der Bahn liegen und ihre 
Holztaren würden verbeppeln fönnen, mas denn auch bie 
Zufagen ber von ber Bahn berührten Gemeinden Betreffs 
Freigebung refp. Anihaffung des zu den Bahnanlagen er- 
forderlihen Grund und Bodens mit begründet habe, gleich. 
wie ed die Leiftung eines Beitrages von Seiten des Do» 
mainenfiöfus in Ausficht ftelle. 

Indem Petenten ihre damalige Petition gegenwärtig 
erneuern, legen fie zunächſt einen, auf die Einreihung des 
mit der Firma Sharpe and sons zu London über Aut- 
führung der Mainz-Lahn⸗Sieg- Bahn unterm 19. Degember1868 
abgei&loffenen, Eingangs erwähnten Abfommens ergange- 
nen Erlaß bes Herrn Handelaminifters vom 14. Februar 1869 
vor, Inhalts deſſen derſelbe es abgelehnt hat, die in dem 
Vertrage vorausgejegte ftaatlihe Zinsgarantie von 31/, pGt. 
für das zu 9, Millionen Rthlr. angenommene Anlagefa- 
pital zu befürworten. Wenn — ſo beißt es dann weiter 
— indem eingereihten Promemoria der Werth der Bahn 
vorzugsweile als ber fürzeften Berbindung zwiſchen Cöln 
und Franffurt a. M., beziehungsweije zwiſchen dem Unter- 
und DOber-Rhein und dem Main betont und in diefer Ei» 
genſchaft ein weſentlicher Faktor der vorausfichtlihen Ren— 
tabilität gefunden werde, jo ſei es allerdings richtig, daß 
der Weg von Cöln nady Frankfurt über Au, Altenkirchen, 
Limburg, Hattersheim nur etwa 281/, Meilen lang und da- 
ber 2, bis 1%, Meilen kürzer fei, als die Eijen- 
ftraßen über Gießen, Bingen-Mainz und Troisdorf—- 
Dberlahnftein- Rüdesheim; da derfelbe jedoh mit ver- 
lorenen Steigungen bis zu 1000 und 800 Fuß 
Höhe über den Wefterwald und das Taunus-Gebirge führe, 
jo fönne eine erfolgreihe Konkurrenz, insbefondere mit der 
rechtes und linksrheiniſchen Thalbahn bei deren großem 
Vorzuge einer überaus günfligen Trace nicht wohl in Aus 
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fiht genommen werben. Soweit ferner der Werth ber 
projeftirten Bahn auf die Wechſelbeziehungen zwijchen dem 
Koblene und dem Erz Revier begründet merde, erjcheine 
überties die Station Au der Deup-Gießener Eilenbahn, ron 
der nad dem Prejefte die Bahn ausgehen ſolle, nicht als 
der geeignete Punft hierfür, vielmehr dürfte ein Anſchluß 
bei Bepdorf bei Weitem den Vorzug verbienen. 

In der ermenerten Eingabe vom 4. Dftober 1869 ver» 
ſuchen Petenten die Ausführungen dieſes Beſcheides zu wider- 
legen, indem fie namentlich hervorheben, daß man ſeit Zah- 
ren im Rheinland und in Weftphalen faft nur den 3 gro. 
ben EiſenbahnGeſellſchaften, der Eöln-Mindener, der Ber- 
giſch-Märkiſchen und der Rheinischen, Zinsgarantien bewilligt 
babe, und zwar für Eiſenbahnbauten, welche Baufapitalien 
von 700,000 bis 1,000,000 Rihlr. und darüber pro Meile 
aufwielen. Wenn auf den Verkehr, welchen diefe Bahnen 
mit Franffurt a. M. und. Süddeutſchland, zwiſchen dem 
Steinfohlene und dem EijenfteinsNevier vermittelten, und 
dem durch die projefticte Bahn eine Konkurrenz bereitet 
werben würde, hingewieſen jei, jo liege «es iedenFans nicht 
im Sntereffe des Staates, ſolche Konkurrenz fern zu halten. 
Uebrigens werde die Konfurrenz ter Mainstahn- Sieg-Babn 
feiner der 3 genannten Geſellſchaften Schaden briugen, da 
fie vielmehr deren Hauptftreden bedeutende, bis jegt nicht 
erfolgende, Zufuhren bringen würde. Gegenüber ver durch 
das erwähnte MinifterialsRejfript beftrittenen Erheblichkeit 
der dur die Main-Lahn-Sieg-Bahn berzuftellenden Abfür« 
zung des Weges von Göln nad Franffurt a. M. in Kons 
urrenz mit der links- und der rechterheiniihen Bahn be— 
rufen ſich Petenten auf den Sahresberiht der Gölner Han» 
belöfammer pro 1868, der gerade für Die gedachte Verbin— 
dung Die neue rechtsrheiniſche Bahn als unerheblid, die 
MainsLahn-Sieg- Bahn aber ala wünſchenswerth bezeichne. 

Schließlich heben Petenten hervor, daß durch die von 
den Unternehmern gleichfalls unter denjelben Bedingungen 
übernommene Ausführung einer an die Main-Lahe-Sieg- 
Bahn ſich anjdließenden Eilenbahn dur das Wiedbach- 
thal (mit jeinem enermen Reichthum an Spath- und mans 
ganhaltigen Eijenfteinen) von Altenkirchen nah Neumied 
wie die Nentabilität beider Bahnen gefteigert reſp. gefichert, 
jo einem längft gefühlten und anerfannten Bedürfniffe Ab» 
bülfe geihaffen werben mwürte. Ferner werde durch dieje 
Zmweigbahn zum Rhein wichtigen ftrategiichen Intereſſe Bor- 
ſchub geleiftet indem eine direfte Verbindung mit dem 
Rhein » ebergangs » Punkte bei Weißenihurm (Neuwied) 
erzielt werden würde. 

Bei Beratyung der Petition im Schooße der vereinigten 
Kommilfionen beantragten die beiden Referenten auf das 
Materielle der Petition nicht weiter einzugeben, und fid 
nicht darauf einzulaffen, ob die von den Petenten befür« 
wortete Linie oder eine andere über Hadamar nad Begdorf 
den Borzug verdienen, da ja bei der jepigen Finanzlage des 
Staates überhaupt an die Ausführung des Projekts durch 
den Etaat oder unter Gewährung einer Staats-Zinsgarantie 
nicht gedacht werden Fünne, und deshalb über die Petition 
zur Tagesordnung überzugehen. 

Seitens des der Berathung beimohnenden Kommifjarius 
des Heren Handeld-Minifters wurde die Erflärung abgegeben, 
Daß die Negierung dem Bau einer Bahn von Au über 
Limburg nad) Hatteräheim nicht entgegen fei, vielmehr das 
Zuftandefommen der Bahn müniche, weniger allerdings im 
Intereſſe des Verkehrs, als im Intereffe der Landesvertheis 
digung. Die Intereffen der Regierung jeien indeß nicht 
von folder Bedeutung, daß die Vorlage eines Gejep » Ent- 
wurfs zum Zwed der Ausführung der Bahn auf Staats» 
foften in Ausficht geftellt, oder die Gewährung einer Zins- 
garantie für das Anlagefapital der Bahn feitend der Res 
gierung befürwortet werden fünne. Die Bahn jolle nad 
Angabe der Petenten eine neue und zwar bie Direftefte Ver 
bindung zwiſchen Göln und Franffurt a. M. ſchaffen. Es 
beftänden nun aber zwiſchen Göln und Frankfurt bereits 


zwei Schienenverbindungen, und bie dritte am rechten Ufer 
des Rheins werde binnen Kurzem fertig geftellt. Mit zweien 
diefer Verbindungen, den beiden Eifenbahnen an den Ufern 
des Rheina, wrde Die neue, nur unbedeutend fürzere- Linie 
ſchwerlich Ffonfurriren fönnen, da fie zwei ®ebirge, den 
Weſterwald und Taunus überjchreite, deren Kormation eine 
jo umgünftige fei, daß fih bedeutende Steigungen und eine 
roße Anzahl Kurven midt würden vermeiden laſſen. 

er Betrieb auf der neuen Bahn werde alio -jeben« 
fall® ein Foftipieliger werden. Dazu komme, daß die 
neue Linie feine jelbfiftändigen Endpunfte befipe; auf 
ber einen Seite münde fie in Au, — ob dieſer Anſchluß— 
punft der richtige fei, müfle auch bezweifelt werden — in 
die Deutz-Gießener Bahn, auf der anderen bei Hattersheim 
in die Zaunusbahn. Die Eöln-Mindener Eifenbahn Gejell« 
ſchaft habe aber ein natürliches Iutereffe, die nah Frankfurt 
beftimmten Transporte erft in Gießen an die Main-Wejer 
Bahn abzugeben, reip. Die in umgefehrter Richtung geben« 
den Transporte in Gießen aufzunehmen, während die Tau— 
nusbahn die Transporte lieber in Wiesbaden, als in Hat« 
terabeim übernehmen, reip. diefelben lieber nad Wiesbaden, 
als nach Hattersheim führen würde. Auf großen durch— 
gebenden Verkehr werde biernah die neue Route nicht zu 
rechnen haben; fie werde aber auch den von ihr durchſchnit- 
tenen Landestheilen nicht den erhofften Nugen bringen. Die 
Regierung halte dafür, daß es fowehl für den Taunus, als 
für den Wefterwald bei weitem nützlicher ſei, von den, beide 
Gebirge umgürtend.n Hauptbahnen Zweigbahnen in bie in» 
duftriereihen Thäler zu führen, als eine durchgehende Bahn 
über beide Gebirge zu legen. Bon dieſer Anficht geleitet, 
babe die Negierung die Mittel für den Bau ber zur Zeit 
faft fertiggeftellten Bahnen von Limburg nah Hadamar 
und von Dies nah Hahnftätten von der. LYınded= 
vertretung erbeten und in neuefter Zeit die Göln- 
Mindener Eiſenbahn-Geſellſchaft zum Bau einer 
Bahn in das Scelde» Thal veranlaft, auch 
habe die Reyierung bie Frage in Erwägung gezogen, ob 
vielleicht im Laufe der Zeit eine Bahn von Eſchhofen bei 
Limburg nad Selters für Staatsrehnung in Ausfiht ger 
nommen werden könne. Die Trace der lepteren Linie werde 
die Negierung, wenn die Landesvertretung fih mit dem 
Bau einverftanden erflären werde, fo wählen, daß fie, wenn 
fid) das Bedürfniß ergebe, demnächſt nad Hattersheim oder 
direft nach Franffurt fortgefept werben könne. 

Wenn die Petenten der Anfiht wären, daß der neuen 
Linie enorme Mafjen-Transporte zufallen würden, jo fünne 
die Regierung dieſe Anficht nicht theilen. Die Hoffnungen 
ter Prienten jeien viel zu fanguiniih. Auf ber Linie ven 
Au bis Hadamar feien nur geringhaltige und wenige Eifen» 
fteine, für den BraunfohlensBergban aber fei der Nutzen 
einer Gilenbahnverbindung ſehr zweifelhaft, da durch die 
leichte Zuführung von Steinfohlen der Braunfohlen-Abjap 
beeinträchtigt werben könnte. Das Vorkommen von feuer 
feftem Thon fei nitt genügend, um die Anlage einer gro— 
pen, Eoftipieligen Eifenbabn zu rechtfertigen. Die großen 
Reihtbümer des vormaligen ——— Naſſan an reiche 
baltigen Gijenfteinen, Manganerzen und Phosphorit lägen 
in einer Linie, Die fi von Diez über Limburg und Weils 
burg nah Weplar und Dillenburg erftrede. Dieſes Berg« 
baugebier fei aber zum Theil bereits aufgeichloffen, zum 
Theil werde ter Aufſchluß durch die Zweigbahn von Diez 
im Aar-Thale aufwärts refp. von Limburg nah Hadamar 
und durch die bereits fonzelfionirte Zmeigbahn im Schelde— 
Thale bei Dillenburg erfolgen. 

Aus allen dieſen Gründen müſſe die Megierung wün« 
ſchen, Daß die Kandesvertretung über die Petition zur Tages- 
erduung übergebe, aber nicht, wie Diet von einer Seite ber 
antragt fei, lediglich in Rückſicht anf die augenblidliche Fir 
nanzlage des Staats, Da fie befürdte, daß Die Petenten 
bierdurh zu dem Glauben veranlıft werben fünnten, bei 
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beiferee Finanzlage werde ihren Wünſchen entſprochen 
werden. 

Auch aus dem Schooße ter vereinigten Kommilfionen 
wurde deu beigetretenen und es als nicht zwedinäßig, be» 
zicehungsweiſe nicht ganz der Lage der Sache entipredhend 
bezeichnet, wenn die Finanzlage des Staates ald Grund für 
den Mebergang zur Tagesordnung angegeben werde. Bon 
einer anderen Eeite wurde im Anſchluß an diefe Erwägungen 
der Wunſch ausgeiprehen, daß die Königlihe Staateregie- 
zung einen Plan über die ſämmtlichen Bahnen, deren Aus- 
bau für Rechnung oder mit Unterftügung bes Staates fie 
für nothwendig bezichungeweile mwünjgenewerth erachte, dem 
Haufe vorlegen möge und — da eine folde Vorlage mit 
Ausfidt auf baltige Realifirung eines oder des anderen 
Projektes bei der gegenwärtigen Lage der Finanzen nicht 
möglich jei — der Uebergang zur Tagesordnung durch bie 
gebotene Rüdfihtzahme auf die Finanzordnung des Staates 
begründet. 

Schließlich einigten fih die vereinigten Kommiſſionen 
dahin, — bei Erftattung eines gemeinjhaftlihen Berichtes 
über die ſämmtlichen gleidhartigen Petitionen, indem man 
fi mit Rüdfiht auf die Finanzordnung bes Etaates für 
feins der in Vorſchlag gebraten Projekte erllären lönne, 
aber unter Richtung der Aufforderung an die Königliche 
Staatsregierung, dem Haufe cinen allgemeinen Plan über 
die noch aus Mitteln beziehungsweile mit Beihülfe oder Zins» 
garantie des Staated zu erbauenden Eiſenbahnen vorzus 
legen, um die Ordnung im Finanzweien bes Staates gegen« 
über den von allın Seiten andrängenden Anforderungen auf 
Ausführung oder Unteaftügung von Eijenbahnbauten aus 
Staattmitteln unverjehrt zu erhalten —, dem Haufe zu 
einpfeblen: 

„das Haus der Abgeordneten welle über die Perition des 

Gentral= Komites für den Bau der Main-Lahn-Sieg- 

Bahn zur Tagesortnung übergeben, aleichzeitig aber an 

die Königlihe Staatsregierung die Aufforderung richten, 

dem Pen einen allgemeinen Plan über die noh aus Mit« 
te'n beziehungsmeife mit Beihülfe eder Zinegarantie des 

Staates zu bauenden Eifenbahnen vorzulegen. 


In einem vom 10. Januar d. I. batirten Nachtrage 
zu der Petition vom 4. Dftober v. I. führen die Petenten 
zur Unterftügung ihres Antrages inebefondere noch aus, 
daß — wie die Betriebö-Ergebniffe der ———— Bahn 
pro 1869 erwieſen — gerade in Folge der Maſſentrausporte 
derſelben Foſſilien, auf welche die Main Lahn-Bahn begrün— 
det ſei, die erbetene 3°/, prezentige Zinsgarantie des Staates 
eine nur nominelle fein würde. 

Die vereinigten Kommilfionen fonnten indeß aus dieſen 
Ausführungen feine Beranlaffung entnehnun, von ihrem 
vorftehenden Beichluffe brziehungsweife Antrage abzugeben, 
und erachtelen durch denjelben auch diefe Nachtrage- Petition 
für erledigt. 


II. 


Unter denjelben Grfihtepunft wie die vorftehend bes 
handelte fällt eine zweite Petition: die der Bewohner bes 
Moſelthales um Dertielung der Jogenannten Mofel- Bahn. 

Die Petenten haben ſich in ciner großen Anzahl gleichlaus 
tender, mit Hunderten von Unterfehriften verjehener, erneuer⸗ 
ter Petitionen — (tie urlprüngliden Petitionen batiren 
bereitd aus der vorigen Seffion; der bezügliche auf Ueber- 
gang zur Tagesordnung gerichtete Bericht der vereinigten 
Kommilfionen (Nr. 249. I. der Drudjadhen) konnte indeß 
wegen des inzwiſchen eingetretenen Schluſſes der Seifien 
nit mehr zur Verathung und Beſchlußfaſſung in pleno 
gilangen) — an das Haus der Abgeordneten gewendet und 
in denſelben den Autrag geftellt, 

„daſſelbe möge die Königlide Staatöregierung erfucen, 
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den Bau der Mofelbahn, falls diefelbe nicht als Staats— 

bahn ausgeführt werben könne, entweder burd eine 

Zinsgarantie oder dur eine genügende Subvention zu 

ermöglichen, eventuell diefe Petition der Königlichen 

Staatöregierung zur Berüdfihtigung überweiſen.“ 

Zur Unterftüpung diefer Petition führen Petenten an: 
das Mojeland fei leider das wenigft begünftigte der Deut- 
ſchen Flußthäler geworden; denn alle anderen jeien mit 
Gijenbahnen verfeben, nur das Moſelthal nicht. 

Wenn von mander Seite auf der Mofelbahn nad den 
bisherigen Projekten der Vorwurf gemacht worden fei, Dies 
jelbe erfülle ihren Zweck nicht genügend, weil die ober: 
Mofel davon nicht berührt werde — was übrigens nicht 
wohl thunlich fei, weil einestheild die Bahn durch viele 
Baufhwierigkeiten zu Foftipielig, anderentheild wegen ber 
bebeutenden Verlängerung in den vielen Flußfrümmungen 
für den internationalen Verkehr nicht fo geeignet fein würde 
— fo würde doch die Mofelbahn ihrer Aufgabe volfommen 
genügen, wenn berjelben (wie neuerdings projeftiri worden) 
Wittlich mit feinen bedeutenden Eijenproduften hinzutrete 
und namentlih dann die Muofelftidte Mülheim, Berncaftel 
und Trarbach durch eine Zweigbahn mit der Erfteren ver« 
bunden würden. 

Durd die Rhein-Nahebahn und den Kanal von Saar« 
brüden nad Franfreih, ſowie durch den Bertrag mit lep- 
terem Staate fei die Abfuhr der Saarkohlen fowie der Trand- 
port der Naſſauiſchen Eifenerze fünjtlih in andere Wege 
geleitet, und der Schifffahrtäverfehr der Mojel beinahe ganz 
brach gel:gt worden. Der erwähnte Kanal werde aud) 
rößtentheild mit dem Wafjer der Saar geipeift, welches 
2* ber Moſel zugefloſſen ſei und es eher ermöglicht habe, 
den Dampfoontvertehr den Sommer über aufrecht zu erhalten. 

Petenten heben fodann den Reichthum des Mojelgebiets 
an werthwollen Eifen«, Bleis, Silber, Zinf- und Kupfer» 
erzeu, an Dachſchiefer, Duarz, Schweripath, Thonerde, Gyps, 
an Kalle und Sanbdfteinen, Balaltlıva und XTraß, und 
namentlih an Wein von der Mofel und der Saar hervor, 
welche einer Bahn Mafjentransporte in fihere Ausficht ftell- 
ten, und führen weiter aus, daß ed nur der Herftellung 
eines Schienenweges bedürfe, um dort ein reges induftrielles 
Leben, für welches alle Borausjepungen vorhanden feien, zu 
entwiceln. 

Während denmad eine große Anzahl wichtiger Foſſilien 
und Mineralien im Bahngebiete neben den werthoollften 
Produkten der Induftrie und Landwirthſchaft der Mojelbahn 
reichliche Transportmaſſen zuführen werde, ſei durch den 
inneren Verkehr einer dichten, thätigen Bevölkerung auch eine 
bedeutende Perfonenfrequenz gefichert. 

Noch entidhiedener werde auf Beides der durchgehende 
internationale Verkehr wirken, welcher fih ohne Verzug der 
Mofelbahn zuwenden werde, ald dem fürzeften Berbindungss 
gliede zweier Knotenpunkte des Eiſenbahnverkehrs und gleich— 
eitig einer nothmwendigen Ergänzung ber internationalen 
Berbindungslinien nicht blos zwiſchen Oft und Weft, zwijchen 
Berlin und Paris, jondern auch zwiſchen ben Silen der 
Nord» und Oſtſee und dem ſüdlichen Frankreich, bevorzugt 
durch günftige Steigungs- und Betriebäverhältniffe. 

Seit längs des Rheins auf beiden Ufern Schienen- 
wege ſich erftredten, bebürfe e8 wohl um fo weniger der 
Beweisführung, daß bei den mangelhaften Wafferverhält- 
niffen der Mofel ein Schienenweg neben dem Fluffe zur 
unbedingten Nothwendigfeit geworden jei. 

Das Mojelthal bedürfe und verdiene gewiß auch eine 
ebenjo wirffame Beihülfe zur Herftellung feiner Eijenbahn, 
wie die Eifel und jo mander andere Theil des Vater 
landes. 

Der Staat jei ferner bei dem Bau der Moſelbahn 
direft betheiligt dadurch, daß die Verbindung zweier Staatd- 
bahnen den Ertrag derjelben fiher erhöhen, den Staatszu- 
ſchuß zu den Binfen für die fefte Rheinbrücke bei Coblenz 
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gewiß bald in Wegfall bringen und felbft die Vertheibi- 
gungsfähigkeit des Landes bedeutend erhöhen würde. 

Bei allen günftigen Ausſichten für die Bahn nad) Ent- 
widelung des Verkehrs, bei aller Opfermilligfeit der Ge» 
meinden, jei bo das Zuftandefommen des Projekts, deffen 
Ausführung etwa 14 Millionen Thaler erfordern würde, 
ohne Staats-Unterftügung nicht möglid. 


Was zunähft die Vorgefchichte des in Rebe ftehenden 
Eifenbahn » Projefts anbetrifft, fo tauchte dafjelbe zuerft im 
Jahre 1856 * Als damals die Herſtellung einer feſten 
Rheinbrücke bei Coblenz und die Verbindung dieſer Stadi 
beziehungsweiſe der Rheiniſchen Eiſenbahn mit der Nai- 
ſauiſchen Lahn » Bahn gefihert war, lag ber Gedanke 
nabe, diefe Baln tie Muofel aufwärts bis Trier weiter 
zu führen. Im Holge der Agitation, melde das von 
Bewohnern des Muojelthales ausgehende Projekt, die Mofel- 
bahn im Flußthale zu führen, bervorrief, trat die König- 
lihe Staats: Regierung demfelben näher und ließ die ver- 
ſchiedenen, für die Verbindung zwiſchen Goblenz und Trier 
in Vorſchlag gebrachten Linien vermeffen. Es wurden bier- 
bei drei Zinien ermittelt; neben ber im Flußthal bleibenden, 
von ungefähr 22'/, Meilen Länge — (der ganze Flußlauf 
der Mojel von Xrier bis Coblenz beträgt 251/, Meilen; 
3 Meilen follten aber durch Zunnel abgeläinitten werben) 
— eine auf dem nördlichen Ufer der Mofel längs ben Ab- 
hängen der Eifel von 17,, Meilen und eine dritte auf dem 
rechten Mofel» Ufer län;s den Abhängen des Hunsrüdens 
von nur 15°/, Meilen . Bon biejen brei Linien war 
die zweiterwähnte bie billigſte, bie fürzefte dagegen bie 
tbeuerfte, weil die Abkürzung nur durch eine große Zunnel» 
Anlage erreiht werben fonnte, beren Paufoften nicht nur 
die Minterfoften der zweiten gegen bie erfte Linie abjor« 
biren, fondern noch eine Million Thaler mehr als leptere 
foften würden. Es ift damals feftgeftelt worden, daß Diele 
Linie fih mit einem Koftenaufwande von rund 14,400,000 
Thalern ausführen laffen würde. 

Das Projekt der Herftellung einer Moſelbahn machte 
indeffen feine weiteren Fortſchritte, vielmehr trat es in den 
folgenden Jahren auffallend gegen bas ber Eifelbahn in 
den Hintergrund. Nah langen Bemühungen endlich 
gelang e8 den für bie Sat thätigen Comites, 
zwei engliihe Unternehmer, die Herren Richardson 
und Spooner, für die Ausführung bes Projefts zu 
gewinnen, und im Januar 1868 wandten fi die Erfte- 
ren an das Haus der Abgeordneten mit einer Petition, 
worin fie baten, daſſelbe wolle die Königlihe Staatd-Re- 
gierung erfuben, den Bau einer Mofelbahn durch Gewäh— 
rung einer Zindgarantie oder eine fonftige pefuniäre Hülfe 
zu unterftügen. Der Herr Handels-Minifter hatte das be— 
reitd bei ihm geftellte Geſuch abgelehnt, indeffen zu erfennen 
gegeben, daß er ber Gewährung eines Zuſchuſſes & fonds 
perdu eher geneigt ſei. Auf den Antrag der vereinigten 
Kommiffionen, welche wejentlih von der Erwägung aus: 
gingen, daß die Petenten jelbft in feiner Weiſe etwas für 
die Aufbringung des Kapitals geleiftet hätten, außer daß 
fie zwei Perſonen präjentirten, welche zwar das Kapital 
anböten, aber unter der Borausfegung, daß ihnen ber Staat 
41/,%, Zinfen garantire, ging das Haus (in ber Sitzung 
vom 19. Februar 1868) über die fragliche Petition zur 
‚Zaged-Drdnung über. 


Bei Berathung der jept vorliegenden Petition im 
Scooße der vereinigten Kommilfionen, wurde allſeitig Die 
große Wichtigkeit der Moſelbahn ſowohl in wirthichaft- 
licher ald aud in militairiicher Beziehung und das große Ins 
terefje an der Herftelung dieſer Bahn fowohl für den 
localen Berkehr durd Hebung der gewerbliden und land» 
wirthſchaftlichen Thätigfeit, durch Aufichließung eines reichen, 
jept nech einer Scienenverbindung — Landes⸗ 
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ey als au für den durchgehenden und internationalen 
erfehr anerfannt. Es handle fi hier um die Herftellung 
eines wichtigen, jept noch fehlenden Verbindungs-Gliedes 
wilden zwei großen —— von Schienenwegen, einer 
If direften Bahn von der Hauptftadt des Landes bis zur 
äußerften füdöftlihen Grenze Die ftrategiiche Bebeutung 
der Bahn zur Sicherſtellung der Landesgrenze habe feit ber 
Säleifung der Feftung Luxemburg weientlih ſich gefteigert. 

Mit Rüdfiht auf die große Koftipieligkeit der Bahn, 
welche nächſt der Nahe-Bahn vielleicht die theuerfte im Preu⸗ 
ßiſchen Staate fein würde, mit fernerer Rüdfiht auf den 
Umftand, daß ſowohl die fih anſchließende Naſſauiſche 
Lahn⸗Bahn als aud die Bahn von Trier weiter Staats- 
bahnen jeien, glaubte der Referent es zunächſt der Erwä- 
gung der Königlihen Staatsregierung anheimgeben zu 
ſollen, ob es fi nicht empfehle, die Ausführung der Mofel- 
Bahn auf Staatsfoften in Ausfidht zu nehmen. Bor Allem 
feien aber die Vorarbeiten einer Revifion zu unterziehen 
und eventuell den Sntereffenten die Koften des Grunder- 
werbs zur Laſt zu legen. 

Diejen Ausführungen und Anträgen gegenüber erflärte 
der Vertreter der Königlichen Staatsregierung: 

Diefelbe habe bereits mehrfach Gelegenheit gehabt, ihre 
Anfiht über das Projekt der Mofel-Bahn, welde fi in- 
zwilchen nicht geändert habe, auszuſprechen. Vom volfs- 
wirtbfhaftlihen und bandelspolitiihem Standpunfte aus, 
fönne der Bahn eine hervorragende Bedeutung nicht zuer- 
fannt werden und verdienten in dieſer Beziehung jedenfalls 
mande andere Eifenbahn-Projefte in Preußen vor der Mor 
ger ben Borzug. Die ftrategiihe Wichtigkeit dagegen 
fei außer Zweifel und lege die Regierung aus diefem Grunde 
zur Stärfung der Landesvertheidigung großen Werth auf 
den Bau der Bahn. 

Bei den geringen Rentabilitätsausfichten für die jeden» 
falls ſehr * Bahn werde ſich indeß ſchwerlich ein ſolider 
Bewerber für die Uebernahme des Baues ohne erhebliche 
Staatsſubvention irgend welcher Art finden. Den von dem 
Herrn Referenten in erſter Reihe zur Erwägung geſtellten 
und empfohlenen Bau für unmütelbarer Rechnung des 
Staates vermöge aber die Staatsregierung bei der gegen- 
wärtigen Finanzlage des Staates ebenfewenig wie die Ge— 
währung einer Zinsgarantie in Ausfiht zu nehmen und 
müffe fie fi ihre desfallfigen Entſchließungen lediglich vor- 
behalten. In Bethätigung des ftaatlihen Intereſſes für die 
Bahn babe der Herr Hantelsminifter fih darauf beihrän- 
fen müfjen, den Konzelfionsbewerbern die Befürwortung 
einer Staatsjubvention von 20,000 Rihlrn. pro Meile un« 
ter dem Beding ber Rüderftattung aus dem 6 Prozent 
— Reinertrage der Bahn in Ausfiht zu 

ellen. 

Den Vorſchlag des Herrn Referenten, der Staatsregie- 
rung die Revifion der vorhandenen Vorarbeiten zur Gewin— 
nung einer fiheren Grundlage für den Bau der Bahn, fo» 
wie Verhandlungen mit den Lofalintereffenten wegen finan« 
zieler Unterftügung des Unternehmens durch unentgeltliche 
Hergabe von Grund und Boden oder in anderer geeigneter 
Meile zu empfehlen, um fi allmälig mit dem von ihm be» 
fürworteten Bau der Bahn für Staatsrehnung vertraut 
zu maden, glaubte der Regierungs-Kommiſſar entgegentre- 
ten zu müffen, weil es bei der ausgeiprochenen Anerkennung 
der Wichtigkeit der Mofel: Bahn, eines Drudes auf die Staats- 
regierung zur Förderung bed Unternehmens nicht bebürfe, 
und ed andererjeitö bedenklich erſcheine, Durch eine Snitiative 
der Landesvertretung Hoffnung in den betheiligten 
Kreifen zu erweden, für deren MRealifation zur 
Zeit wenigfens die Vorbedingungen fehlten. 

Diefe Ausführungen fanden von verſchiedenen Seiten 
im Schooße der Kommilfion Unterftügung und wurde 
nammtlih darauf hingewieſen, daß — nachdem die In— 
tereffenten ſelbſt bis jept ſich jo wenig tbätig und opfer- 
willig für die Förderung des als eine Lebensfrage für fie 
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bezeichneten Projekts erwielen hätten — bie Annahme ber 
Anträge bes Referenten nur hemmend auf die Selbftthätig- 
feit berjelben einwirken würbe. 

In Folge diefer Einwendungen zog der Referent jeine 
Anträge zurüd und von den vereinigten Kommilfionen wurbe 
einftimmig beihloffen, dem Haufe zu empfehlen, 

„das Haus der Abgeordneten wolle beichließen, über 

die Petitionen der Bewohner des Mojelthals, betreffend 

bie Herftellung der Mofel-Bahn, zur Zagesorbnung 
überzugeben, unter Bezugnahme auf ben sub I. referirten 

Beſchluß beziehungsweile Antrag ber vereinigten Kom⸗ 

milfionen.“ 


Durch diefen Beihluß beziehungsmeife Antrag findet 
leichzeitig eine nachträglich eingegangene Petition, d. d, 
Derncaftel den 22. November 1869, — in welder die Be- 
bauptung ber vorftehend behandelten Petition, „die Durch— 
führung einer durchgehenden Bahn durch das Thal ber 
oberen Mofel jei wegen der vielen Flußfrümmungen und 
der dadurch eintretenden bedeutenden Berlängerung der 
Linie unthunlich, baffelbe fünne daher nur durch Zweig- 
bahnen aufgeihloffen werden,” als unzutreffend bezeichnet 
und beftritten, im Uebrigen aber das Sclußpetitum der 
vorerwähnten Petition unterftügt wird — ihre Erledigung. 

Auf ein gleiches Petitum, wie bie beiden vorftehend 
erörterten Petitionen ift 
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die Petition des Bürgermeilters Müller und Genoffen zu 
Gladenbach, Kreijes Biedenkopf, vom 16. Oftober 1869, be» 
treffend die Ausführung der fogenannten Xenne-Lahn- 
Bahn gerichtet. 

Das Projekt einer direkten Eifenbahn- Verbindung ber 

Ruhr-Sieg- mit der Main-Weler-Bahn ift bereits ſeit dem 
Fahre 1850 der Gegenftand lebhafter Beftrebungen und 
Unterhbandlungen Seitens der Intereſſenten in den bethei« 
ligten Landestheilen und ber Vertretung der Bergiih-Mär« 
tiihen Eijenbahn» Gefelihaft geweien. Für die im Gebiet 
diefer Bahn und namentlich der Ruhr-Sieg-Bahn belegene 
Induftrie gründet fi das große Interefje, welches biejelbe 
an der Ausführung des beregten Projefts nehmen muß, auf 
die höchſt er Bi Lage, in welder fie fih für einen 
roßen Theil ihres Verkehrs bejonders nah Mittel- und 
Sapdeutichland dadurch befindet, daß derjelbe (auf der Sirede 
Siegen-Bepdorf-Gießen der Deup- Gießener Bahn) an bie 
Bermittelung der Cöln-Mindener Eiſenbahn-Geſellſchaft ge» 
bunden ift, welche andere und entgegengejepte Intereffen zu 
vertreten hat, deren Schwerpunft naturgemäß in der thun— 
lihften Bevorzugung und Entwicelung ber im Bezirke diejer 
Bahn belegenen Gruben und Eifen-Induftrie liegt. Eine 
Befreiung aus dieſen ungünftigen Konkurrenz « Berhältnifjen 
fann nur durch SHerftellung der Lenne-Lahn-Bahn — mie 
die in Rede ftehende Eijenbahnlinie nach den Flußgebieten, 
welche fie berührt, genannt wird — geichaffen werben, durch 
welche ein Berfehröweg eröffnet werden würde, der eine di— 
refte, unabhängige und möglichſt kurze Berbindung bes 
Spftems der Bergiih- Märkiihen Bahn wit dem Main- 
Weſer⸗Bahngebiet ermöglichte. 

Als die zweckmäßigſte Verbindung hat fih nad ange» 
ftelten Ermittelungen eine bei Altenhundem oder Weljchen- 
enft von der Rubr-Sieg- Bahn abzweigende, bei Marburg 
in bie Main» Weler- Bahn einmündende Linie ergeben mit 
einer jüblichen Abzweigung im Lahnthal etwa bei Bieden— 
fopf nad Gießen, wo gleichzeitig ein Anſchluß an die im 
Bau begriffenen, in einzelnen Streden bereits vollendeten 
Oberheifiichen Bahnen, Giepen-Fulda und Gießen-Gelnhaufens 
münden erreicht werben würbe. Die Linie Altenhundem- 
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Marburg würde eine Länge von faft 11 Meilen, bie füb- 
lie Abzweigung eine folde von etwa 4 Meilen erhalten. 
Die erftere würde einen neuen, fürzeren Wer nah Eaffel, 
Thüringen und Leipzig für das gefammte Verfehrögebiet der 
Ruhr» Sieg» Bahn Nhaffen, die legtere — und hierin liegt 
bie hauptfächlichfte Bedeutung bes Projekts — einen — * 
ftändigen "um etwa 4 (nach der Angabe auf der von den 
Petenten überreihten Karte jogar um 5,,,) Meilen kürzeren 
Weg von dem Bergiſch-Märkiſchen Bahngebiet nad) Gießen 
und Franffurt a. M. und hierdurch, im Zujummenbange 
mit den im Bau begriffenen Berbindungs- und Abfürzungs- 
Linien zwilchen ber Main-Welere und den Bairiſchen Bahnen, 
mit Umgehung des Ummeges über Frankfurt a. M., dem 
MWeftphäliichen Kohlen» und Induſtrie-Gebiet ein bisher faft 
ganz verfchloffenes Abjapfeld in Süddeutſchland, namentlid 
in Baiern eröffnen. Für dieſe Verfehröbeziehungen würde durd) 
dieſe direfte Verbindung — gegenüber den Routen ber Eöln« 
Mindenerund der Rheiniichen Bahn, ſowie dem Wafferwege—ein 
neuer Konkurrenzweg geſchaffen werben. 

Neben diefen erheblichen Interefjen fürein wichtiges Produf- 
tiondgebiet liegen ebenſo beachtenswerthe Intereſſen für Dievon der 
Bahn zu berührenden Landestheile — nämlich die Kreife Wittzen- 
ftein, Laasphe, Biedenkopf, Rodheim und Weplar — vor, welche 
bei Ausführung der fraglihen Bahn dem Eiſenbahn-Verkehr 
erfchloffen werden würden. Wenn aud diefelben zur Zeit 
noch, von jedem Bahniyftem entfernt, einer ausgedehnten 
Induftrie entbehren, fo find doch in dem vorhandenen Reich⸗ 
thum an Holz, ferner in den vortrefflichen Dachſchieferlagern 
des MWittgenfteiner Landes und in den Hüttenwerken des 
Lahnthals die Elemente eines regen inneren Verkehrs vor- 
handen. Einen erhöhten Werth würde dieje Bahn erhalten, 
wenn — was ald eine Nothmendigfeit zu bezeichnen ift — 
die reihen Erzlager im Lahn- und Dillgebiet durch Seiten- 
bahnen in der Richtung nah Weplar oder Dillenburg ıc. 
an bie projeftirte Bahn angeihloffen würden, um Bezichun« 
gen dieſes überaus wichtigen Materials für die Hochöfen 
an der Lenne und in der Grafihaft Mark, die jept weſent- 
ih auf die Bermittelung der GCöln:Mindener und ber 
Naſſauiſchen Bahn angewiejen find, zu erleichtern und ber 
dortigen MontansInduftrie neue Abfuhrwege zu eröffnen, 
welde von ben Betheiligten ala ein unabmweisbares Bedürf- 
niß, als eine Lebensftage bezeichnet werden. 

Bei der Wichtigkeit der in Rebe ſtehenden Schiencn- 
verbindung, namentlih aud für die von berfelben zu be 
rübrenden, ehemals Kurfürftlid und Großherzoglich Helfi- 
ſchen Gebietstheile hatten die beiden früheren Landes-Regie- 
rungen bereit unterm 23. Februar 1863 mit Preußen einen 
Staats-Bertrag abgeſchloſſen, durch ten die Genehmigung 
einer ſolchen Bahn für den Kal gegenfeitig zugefichert wurbe, 
daß ſich ein Unternehmer für diejelbe finde, und ihrerfeits 
für die ihren Zerritorien angebörigen Streden eine Sub- 
vention reip. Zinsgarantie in Ausfiht geftellt. Die dieſerhalb 
wegen Ausführung diefer Bahn zwilchen den genannten Regie 
rungen und der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft aus 
gefnüpften Verhandlungen hatten ſodann zu vorläufigen Ber- 
einbarungen (vum 29. November 1864 reip. 16. März 1868) 
geführt. Nachdem im Folge der politiſchen Ereigniffe des 
Jahres 1866 die fraglichen Landestheile Beftandiheile ber 
Preußiſchen Monarchie geworden, wandten fih die gegen« 
wärtigen Prtenten unterm 20, November 1866 an dad Haus 
der Abgeorbneten mit dem Antrage: 

„der Königlichen Staats-Regierung, auf melde, als 

Nachfolgerin der Großherzoglih Heſſiſchen Regierung 

in dem fogenaunten Hinterland, die von biejer über- 

nommenen Berbindlichkeiten übergegangen feien, die Ge- 
nehmigung bes Vertrages, welden die letztgedachte Re 
gierung zu vollziehen bereit gemejen, zu empfehlen.“ 

Diefe Petition gelangte wegen des vorber erfolgten 
Schluſſes der Seffion nicht mehr zur Verathbung im Plenum, 
indeffen liegt ber von der Ko nmilfion * Hanhel und 
Gewerbe unterm 24. Januar 1867 (Nr. 190. der Druck⸗ 


N 344. 13 


lachen) erftattete Bericht vor, aus dem bie Stellung zu er- 
ſehen ift, welche die Königlihe Staatsregierung dem An— 
trage gegenüber einnahm. Der Bertreter derjelben gab da- 
mals in der Kommilfion die Erklärung ab, daß, da ein 
förmliher Zinsgarantie-Bertrag zwiſchen der Großherzoglich 
Heſſiſchen Regierung und der Bergijh-Märkiihen Eijenbahn- 
Geſellſchaft jeiner Zeit nicht zu Stande gekommen jei, dieje Ber- 
bandlungen der Königlichen Staatsregierung nicht präjudi« 
ziren könnten. Letztere erfenne die große wirthichaftliche Bedeu- 
tung der Lennesfahn- Bahn, insbefondere aud) für die Kreife, in 
denen Petenten wohnten, in vollem Umfange an. Unzweifelhaft 
a auch die feftgeftellte Abfiht der Großherzoglich Heifi- 
hen Regierung, den nunmehr zu Preußen gehörigen Kreijen 
Biebenfopf und Rodheim jelbft mit Staatsopfern eine Eiſen⸗ 
bahn zu verihaffen, ber Preußiihen Staatsregierung eine 
gewifje moraliſche Verpflichtung auferlegt, die durchaus nicht 
abgelehnt werde. Es ſei aber zu erwägen, daß der Preußiiche 
Staat nicht blos für die Rubr-Sieg-, fondern auch für die 
Deup-Giegener Bahn die Zinsgarantie übernommen babe, 
und daß, wenn bie directe Verbindung zwiſchen der erfteren 
und der Main-Wejer-Bahı hergeftellt fei, der Verkehr auf 
der Deup- Gießener Bahn von Siegen nad Gießen geihädigt, 
mithin die Garantiepflicht des Staates für das im der lep« 
teren Bahn angelegte Gapital erhöht werde. Die Ruhr-Gieg- 
Bahn habe zwar von der fraglihen Bahnausführung er- 
bebliche Vortheile zu gewärtigen; die Zinsgarantie für 
dieſe Bahn werde daher gleichzeitig erleichtert; allein notoriſch 
erfordere die Rubr-Sieg- Bahn bereits Feine Staatszuichüffe 
mehr und eine Verſchlechterung der Betriebs: Refultate jei 
— aud wenn die directe Verbindung mit der Main-Weier- 
Bahn nicht gebaut werde — nicht zu beforgen. Wejentlih 
aus dieſen Erwägungsgründen und «wegen der prinzipiellen 
Bedenken gegen die Erweiterung ber Eijenbahn-Zinsgarantien 
des Stanted habe man bei den Berhandlungen mit der 
Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft die ———— 
einer Zinsgarantie ablehnen zu müſſen geglaubt. Zu gleicher 
Zeit ſei aber nun eine andere Verhandlungsgrundlage ge— 
wonnen worden, auf der die Eiſenbahn dennoch zu Stande 
kommen könne. Die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahn-Geſell⸗ 
ſchaft beabſichtige nämlich die Verbindung mit der Main— 
Weſer-Bahn ohne weitere Staats-Unterſtüthzung zu bauen, 
wenn der Staat gewifle, aus dem Bertrage wegen der 
Zindgarantie für die Ruhr-Sieg-Bahn erlangte Rechte aufr 
gebe. Hierüber ſchwebten dermalen die Berhandlungen noch 
und liege es aud im Intereffe der Petenten, das Rejultat 
berielben abzumarten. 

Bei dieſer Lage der Sache glaubte die Commilfion, 
in deren Schoofe übrigens die außergewöhnliche wirthichaft- 
liche Bedeutung der Lenne-Lahn-Bahn ungetheilte Anerken- 
nung fand, daß eine Einwirkung der Landesvertretung auf 
die Königlihe Staatsregierung zur Zeit niht am Plage 
fei, und ftellte den Antrag auf Uebergang zur Tages-Ord⸗ 
nung. 

Im nächſten Jahre (unterm 1. December 1867) wurbe 
die Petition durch Bewohner des Kreiſes Biedenkopf er 
neuert, und ber Antrag geftellt: 

„das Haus ber Abgeordneten wolle der Königlichen 

Staatsregierung dea baldigen Abſchluß eines Ver— 

trages, welder — ſei es nun auf der einen oder an» 

deren Grundlage — die Ausführung der Lenne-Lahn- 

Bahn mit der Zweigbahn nad Weplar in mözlichft 

fur; zu bemeflender Zeit ficher ftelle, recht dringend 

empfeblen.“ 

Wenngleih die Kommiſſien für Handel und Gewerbe 
in ihrem Beridte vom 29. Januar 1868 (Nr. 228 ber 
Druckſachen) wiederholt den vorftehend erörterten Gründen 
für das baldige Zuftandefommen des in Rede ftehenden 
Bahn-Projefts volle Anerkennung zollte, jo ſah ſich doch 
biefelbe nad der von dem Vertreter der Königlihen Staats— 
regierung abgegebenen Erklärung nur in der Lage, dem Haufe 
Uchergang zur Zagedordnung über dieſe Petition zu empfehlen. 
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Diefe Erflärung ging dahin, daß die Königlihe Staats. 
regierung fi das Zuftaudefommen ber Lenne- Lahn - Bahn 
angelegen fein laffe, eine Zinsgarantie dafür habe fie aber 
noch niemals, aud nicht, als die Großherzoglich Heſſiſche 
regierung bie erwähnte Punftation mit ber Bergiih-Mär« 
fiihen Eiſenbahn-Geſellſchaft abgeihloffen, zugelagt; des— 
halb babe aud jene Punkftation, da die Bahn ohne Mit- 
wirkung Preußens unausführbar geweſen, in Wirklichkeit 
einen reellen Werth nicht gehabt. Im vorigen Jahre habe 
man allerdings annehmen können, durch Verhandlungen 
auf einer anderen Grundlage, als der Zinsgarantie, bie 
Bergiſch⸗Märkiſche Eilenbahn » Gefellihaft jur Uebernahme 
des Baues zu veranlaffen. Inzwiſchen babe ſich aber bie 
Hoffnung, daß bie Ruhr» Sieg- Bahn einen Zinszuſchuß 
Seitens des Staates entbehren fünne, noch nicht erfüllt; 
bie eg rg werde thatſächlich nichts Anderes fein, 
als eine Fortiegung ber Rubhr-Sieg- Bahn und die Direftion 
ber Bergiicdh » Märkiihen Bahn habe, unter Hervorhebung 
des engen Zujammenbanges der neuen Linie mit ihren 
übrigen Streden an ber Lenne und Sieg, jept die volle 
Zinsgarantie zur Bedingung bed Weiterbaues über Alten- 
bundem hinaus gemadt. Zur Uebernahme einer folden 
liege aber für den Staat feine Beranlaffung vor. 

In der Eigung vom 19. Februur 1868 beſchloß denn 
auch dad Haus der Abgeordneten nah dem Antrag der 
Kommiffion. 

In der gegenwärtig vorliegenden Petition d. d. Gladen« 
bach den 16. Dftober 1869 tragen nun Petenten unter 
Bezugnahme auf die erwähnten früheren Eingaben und bie 
Grörterungen in den bezügliden Kommilfionsberichten vor, 
daß die zu Gunften des Zuftandefommend des in Rebe 
ftchenden Projefts ſprechenden gewidtigen Gründe den 
Herrn Handels» Minifter bereitd im Sabre 1868 beftimmt 
hätten, die Bergiſch-Märkiſche Eiſenbahn-Geſellſchaft aufzu- 
fordern, fih von der a rg der Aftionäre 
Vollmacht zum Bau dieſer Bahn geben zu laffen, und daß 
Leptere einftimmig den Bau genehmigt reip. einen Kredit 
von 15 Millionen Thalern unter der Bedingung eines be— 
friedigenden Abfommend mit dem Staat bewilligt hätte. 
Nahdem die allgemein gehegte Erwartung, daß noch in 
der vorigen Seffion dem Landtage eine bezüglihe Vorlage 
gemacht werde, fidh nicht erfüllt habe, bitten Petenten, um 
nit einen noch längeren Aufihub in der Erfüllung jo 
lange gehegter und wohl berechtigter Hoffnungen, in ber 
Berülfihtigung fo hoch bedeutender Intereffen befürdten 
zu müffen, „bei Königliher Staatsregierung die baldige 
Borlage über den Bau ber Lenne» Lahn- Bahn befürworten 
reſp. ſobald diefelbe eingelangt fein werde, ſolche genehmigen 
zu wollen.“ 

Aus den der Petition beigefügten Berhandlungen der 
außerordentlihen Generale Berfammlung der Aktionäre der 
Bergiih-Märfifhen Eiſenbahn-Geſellſchaft vom 20. Februar 
1869 geht hervor, daß die Königlide Staatsregierung 
nach tem Ergebniß der von den Geſellſchafts-Vorſtänden 
mit ibr gepflogenen, noch nicht zum Abſchluß gediehenen 
Verhandlungen ihre Geneigtheit zu erkennen gegeben hat, 
für das Anlage» Kapital, welches (unter der Borausfegung 
der unentgeltlihen Hergabe des zum Bahnbau erforderlichen 
Grund und Bodens Seitens der betheiligten Gemeinden 
und Intereffenten) — wie erwähnt — auf 15 Millionen 
Thaler veranihlagt ift und durch Ausgabe von 3"), pros 
zentigen Prioritäts-Obligationen, wie bei der Rubr« Sieg- 
Bahn, beichafft werben fell, eine Zinsgarantle zu über 
nehmen, und zwar im Welentlichen unter denielben Bedin- 
gungen, wie ſolche für das Anlage-Kapital der letztgedachten 
Bahn, als deren Zweigbahn die Kenne: Lahn-Bahn zu ber 
tradhten ift, gemährt worden. Es foll nämlid, falls ber 
Reinertrag der Lenne» Lahn» Bahn zur Perzinfung und 
Amortifation des emittirten Kapitale nicht ausreichte, zur 
Verwendung bes Fehlenden zunächft verwendet werden: der 
aus dem naͤmlichen —— bei der Rubr-Sieg-Bahn 
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fi ergebende Ueberſchuß, welcher ftatutenmäßig zunörberft 
der Geſellſchaft Behufs Erftattung der von ihr zur Berzin- 
fung und Amortifation des Ruhr-Sieg-Bahn- Kapitals ge- 
leifteten Zuſchüſſe und demnächſt, nad Dedung der Lepteren, 
denn Staate mit A, der Geſellſchaft mit 4, zufällt. 
Sofern hierdurch die Verzinfung und Amortijation bes 
Lenne-Lahn-Bahn - Kapitals nicht erreiht würde, ſoll das 
uch Fehlende mit "/,, der Ausfalljumme von ber Gefell- 
ſchaft und mit 1%/,, vom Staate zugeihoffen werben. Für 
die Vertbeilung der etwaigen Betriebs⸗Ueberſchüſſe der Lenne- 
Labn- Bahn ift eine Ähnliche Bafıs in Ausfiht genommen, 
wie jelhe für den Vertrag bezüglid der Ruhr-Sieg-Bahn 
angenommen worben. 

Wie bereit vorerwähnt, find in der General-Berjamm- 
lung der Aktionaire ber Bergiſch-Märkiſchen Eijenbahn-Ge- 
jellihaft diefe Propofitionen einftimmig genehmigt und bie 
Geſellſchafts-Vorſtaͤnde bevollmädhtigt worden, die betreffenden 
Verhandlungen mit der Königlihen Staatsregierung zu 
Ende zu führen und den bezüglidhen Vertrag mit der Lep- 
teren Namens ber Sejelicalt zu en aud die Bebin- 
gungen für die Beihaffung bes erforderlichen Anlage» Ka- 
pitals feftzuftellen. 

Im Schoofe der vereinigten Kommijfionen wurde bei 
Berathung der vorliegenden Petition allfeitig die große 
Wichtigkeit der in Nebe ftehenden Bahn für die Interefjen 
fowohl der von berfelben zu berübrenden, jept von 
jebem Eiſenbahn-Verkehr ausgeihloffenen Landestheile, wie 
der durch biejelbe in direkte Berbindung zu jependen großen 
Eijenbahn » Spfteme und deren Produktions und Conſum—-— 
tiond-®ebiete anerfannt; indeffen glaubte man doch, jeglichen 
Beihluß und Antrag zunächſt von der Kenntniß des Ergeb- 
nifjes der nad Angabe der Petition zwiſchen der Direktion 
der Bergiich »- Märkiihen Eiſenbahn-Geſellſchaft und der 
Königlihen Staatöregierung eingeleiteten Berhandlungen 
über eine finanzielle Unterftugung ber Ausführung bed Pro» 
jelts buch Mittel des Staates, beziehungsweiſe Gewährung einer 
Zinsgarantie, abhängig maden zu ſollen. Seitens bes 
Vertreters der Königlichen Staatäregierung wurde hierauf 
unter Bezugnahme auf die vorftehend referirten, bei Gele 
— der Berathung ähnlicher, den Bau ber Lenne 

ahn » Bahn betreffenden Petitionen erfolgten amtlichen 
Kundgebungen über die von der Königlihen Staatö- 
regierung dem Projefte gegenüber eingenommene 
Stellung die Erklärung abgegeben, daß dieſelbe 
Bu wie vor bie wirtbihaftliche Bedeutung der gewünidhten 
Bahn anerfenne und geneigt ſei, bas Zuftandelommen ber- 
jelben nad Kräften zu fördern. Für dieſe Abficht fei au 
das moraliihe Moment beftimmend, daß die Großherzog- 
lich Heſſiſche Regierung ald frühere Territorial-Regierun 
der jept preußiſchen Kreile Biedenkopf und Rodheim fa 
zu einer Staatöunterftügung für den Bau der gebadhten 
Bahn hatte bereit finden lafjen und bereits über den Ab» 
ſchluß eines Vertrages mit der Bergiih-Märkiihen Eifen- 
bahn⸗Geſellſchaft, bezüglih der Gewährung einer Zinsga- 
rantie in Verhandlung getreten war. Diejer Vertrag ſei 
befanntlih nicht zum Abſchluß gelangt, fondern Entwurf 
eblieben und babe daher den Entihließungen der preußi- 
—9 Regierung nicht präjudiziren können. Um ihr Inter 
eſſe an dem Zuftandefommen ber Bahn zu bethätigen, feien 
aber alsbald erueuerte Verhandlungen mit. ber als Eou- 
zeſſionsbewerberin aufgetretenen Bergiſch-Märkiſchen Eijen- 
bahn⸗Geſellſchaft angeknüpft worden, welde indeß zu einem 
Endrefultat noch nicht geführt hätten. Ein wejentliches 
Hinderniß babe außer der bisher nicht erzielten Einigung 
über die Form der von biefer Gejelihaft geforderten Staats» 
unterftügung in dem Umftande gelegen, daß die Höhe bes 
Anlage⸗Kapitals fih nicht genügend überjehen laſſe und 
hiernach die Grundlage für die Bemefjung der von ber 
Staatsregierung in Erwägung zu nehmenden finanziellen 
Deihülfe des Staates fehle. Zu dem Ende hätten zunächſt 
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generelle Vorarbeiten und Koften-Anjhläge angefertigt wer« 
den müffen. Es jei dies umfomehr erforderlich erichienen, 


als fih ohne die hierdurch gebotenen Unterlagen nicht bes 


ftimmen laſſe, melde der in Ausfiht genommenen Linien 
ben zu berüdfihtigenden verſchiedenen Intereffen am meiſten 
entipreden und mieweit demnach das Unternehmen auszu— 
behnen fein würde. Es würden daher außer der bireften 
Berbindung zwiſchen Altenhundem und Marburg aud Die 
Linie nad Gießen beziehungsweiſe Kollar und nah Weplar 
unterſucht. Mit Ausarbeitung der Vorarbeiten fei bie Di- 
reftion der Bergiſch-Märkiſchen Bahn beſchäftigt. Da aber 
die Terrain-Berbältniffe jehr Schwierig ſeien, jo nähmen die 
Arbeiten einen größeren Zeitaufwand, als vorherzuſeben war, 
in Anfprud, jedoch jei zu gemwärtigen, daß die Direktion 
binnen nicht zu langer Friſt die Vorarbeiten werbe fertig ftellen 
und zur Prüfung vorlegen können. Alsdann werde die 
Regierung in der Lage fein, fih über das Maaß und bie 
näheren Modalitäten der event. zu gewährenden Staatsun- 
terſtũtzung ſchlüſſig zu maden und die einftweilen ruhenden 
ng mit der Bauunternehmerin wieder aufzu- 
nehmen. 

Nah diefen Ausführungen dürfte anzuerfennen fein, 
daß die Verzögerung des Baues der an fih nützlichen Bahn 
durd Erörterung nothwendiger Vorfragen hervorgerufen fei, 
deren gründliche Grledigung die Stantöregierung zu bes 
fchleunigen Ah außer Stande jehe. 

Mit Rüdfiht auf dieſe Erklärung wurde von dem Res 
ferenten ber Antrag auf Uebergang zur Tages «Ordnung 
unter Bezugnahme auf den sub L referirten Beſchluß der 
vereinigten Kommiffionen geftellt. Seitens ber Korreferen- 
ten wurbe insbeſondere noch hervorgehoben, daß die Lenne— 
Lahn- Bahn, die fih nur als eine Fortſetzung der Ruhr. 
Sieg: Bahn darftele, daher auch nur von der Bergiſch— 
Märkiſchen Eijenbahn-Gejelihaft ausgeführt werden fünne. 
So lange 2eptere no gemöthigt geweien wäre, ben Staat 
aus dem abgeihloffenen Garantie» Vertrage mit Leiftung 
von Zufhäffen zur Verzinfung und Amortifation der zum 
Bau der Rubr-Sieg-Bahn emittirten Prioritäts »Obligatio- 
nen in Anſpruch zu nehmen, habe die Geſellſchaft bei den 
verwickelten Rechtsverhältniſſen dem Projekte nicht mäher 
treten können; gegenwärtig babe aber ber Staat in Folge 
der gefteigerten Erträgniſſe der Ruhr-Sieg-Bahn ſolche Zu- 
(hüffe nit mehr zu leiften, und feien alſo infofern die 
Wege zum Abichluß eines neuen Garantie » Vertrages für 
den Bau der Harzer ar geebnet. 

Die vereinigten Kommilfionen ftimmten dem Antrage 
des Referenten zu und geht deren Antrag dahin: 

„das Haus der Abgeordneten wolle beichließen, 
über die Petition des Bürgermeifters Müller und 
Genoffen zu Gladenbach, betreffend den Bau der 
Lenne ⸗Lahn⸗Bahn, unter Bezugnahme auf den sub 
I. referirten Beſchluß beziehungsmeije Antrag der 
vereinigten Kommilfionen zur Tages⸗Ordnung über- 
zugeben.“ 





IV. 


Die vierte hierher gehörige Petition ift die des Ma- 
iftrats, des Bürgervorfteher- Kollegiums und der Hanbels- 
ammer zu Buxtehude vom 18. November 1869, gerichtet 
auf die Ausführung der Eilenbahn von Harburg (über 
Burtehude) nah Stade. 

Nah den Erklärungen der Vertreter der Königlichen 
Staatsregierung in ben vereinigten Kommiffionen bei Ge— 
legenheit der Berathung einer in der I. Seffion der gegen» 
wärtigen Zegislatur- Periode eingegangenen, benfelben Gegen» 
ftand betreffenden Petition (Bericht vom 22. Januar 1868. 
Nr. 203. der Drudjachen) war der Bau der Eifenbahn von 
Harburg nad Stade von der vormaligen Hannoverſchen 
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Berichterſtatter: Haus der Abgeordneten. 
Abg. Dr. Wehrenpfennig. 10. Legislatur-Periode. 
—flt mm III. Seſſion 1869. 





Bericht 


der 


XIV. Kommiſſion über den Geſetz-Entwurf, 

betreffend die Reſſortverhältniſſe der kirch— 

lichen Verwaltungsbehörden im Regierungs— 
bezirk Kaſſel. (Nr. 65. der Druckſachen.) 


Die Kommiſſion, welche ſich mit dem Gefep- Entwurf, 
betreffend die Reflortverhältniffe der kirchlichen Verwaltungs» 
behörden im Regierungsbezirk Kafjel zu beſchäftigen hatte, 
ftieß bei der Löjung ihrer Aufgabe auf eigenthümliche 
Schwierigkeiten. Bei Gelegenheit der Gtatöberathungen der 
vorigen Seſſion hatte das Haus der Abgeordneten Die zur 
Errihtung eines Heffiichen Gelammt-Konfiftoriums verlangte 
Mehrforderung abgelehnt, und zugleid die Staats-Negie- 
rung aufgefordert, dem Haufe einen Gejep-Entwurf über 
die Organijation und die Kompetenz eined jolden Gejammt- 
we vorzulegen. In den Berbandlungen bes 
Hauſes war darauf bingewiejen, wie die Umbildung ber 
oberjten firhlihen Berwaltungsb-börde im Zufammenbang 
ftehe mit einer im Geiſte des Artifeld 15. der Verfafjungs- 
Urkunde anzubahnenden jynodalen Entwidelung der evan« 
geliihen Kirche Heſſens. Zu einer ſolchen Entwidelung 
waren inzwilhen in ber That Schritte geſchehen. Durd 
Allerhöchſten Erlaß vom 9. Auguft 1869 war der Entſchluß 
angekündigt, für die evangeliſchen Kirchengemeinden des Re- 
gierungsbezirks Kaffel eine außerordentlihe Synode zu be« 
rufen, melde die Herftellung einer presbyterial = iynodalen 
‚Berfaffung auf der Grundlage firdlider Selbftftändigfeit 
in Berathung nehmen und jedenfalls noch im Laufe des 
betreffenten Jahres zulammentreten folle. Eine gleidyzeitig 
erlafjene Verordnung beftimmte, daß dieſer Syuode, deren 
weltliche Mitglieder frei von den Gemeinden zu wählen waren, 
die Entwürfe 1) einer Presbyteriale und Synodalordnung, 
2) einer Verordnung über. die Aufbringung der Synobal- 
foften, 3) eines Geſetzes, betreffend die Neffortverbältnifje 
der kirchlichen Berwaltungsbebörden im Regierungsbezirk 
Kaſſel zur Berathung vorgelegt werden jollten. 

Als die Kommilfion am 12. November zu ihrer erjten 
Sitzung zujammentrat, ftand die Berufung der Synode in 
naher Ausfidt. 

Unter diejen Umftänden mußte in der Kommiſſion die 
Frage auftauden, obesfihnidhtempfehle, in die Berathung des 
Gefepentwurfs erft dann einzugehen, wenn die Synode ihre 
Arbeit vollendet habe. Allerdings ſobald man, wie es in 
den Motiven des Regierungsentwurfes geicheben war, Die 
Aufgabe der Gejepvorlage darauf beihränfte, die Grenzlinie 
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wiſchen dem Konſiſtorium und der Bezirlsregierung zu zic— 
en und hiernach einzelne Geſchäfte von der einen an bie 
andere Stelle zu rüden, jo war es möglid bie Bera- 
thung aud ohne weitere Rüdfiht auf bie Zukunft der 
beifiihen Synodalverfafjung abzuſchließen. Faßte man aber 
den Gedanken, welder zu * eſetzentwurfe getrieben hatte, 
weniger äußerlich, zog man ferner in Betracht, daß die 
Organiſation und Kompetenz des Geſammtkonſiſtoriums in 
nothwendiger Wechſelwirkung mit der Organiſation und 
Kompetenz der übrigen in Heſſen zu ſchaffenden kirchlichen 
Organe, der Gemeindevertretungen, der Kreisſynoden und der 
Provinzialſynode ſtehe, erwog man endlich, daß die politiſche 
Landesvertretung zwar nicht berufen iſt, dieſe kirchlichen Ge⸗ 
ſtaltungen mitzuldaffen, daß fie aber als Wächterin über bie 
Ausführung des Art. 15 der Berfaffungsurfunde befugt ift, 
jene Geftaltungen im Auge zu behalten und wo, wie bei dem vor« 
liegenden Entwurf, ihre legislative Mitwirfung noth- 
** wird, dieſelbe nur dann zu gewähren, wenn bie 
im Wert befindlichen Veränderungen ihr bem Geifte ber 
Berfaffungs-Urfunde entſprechend ſcheinen — jo mußte man 
u dem Ergebniß fommen, daß eine definitive Beihlußfaf- 
* über das eine Stück ber neuen heſſiſchen Kirchenver— 
faffung, nämlih über das Gejammt:Konfiftorium, nicht 
früher thunlich fei, als bis fi die übrigen Stüde diefer 
Berfaffung, als bis fi das Maß der den Gemeinden, den 
Kirhenkreilen und der Provinzial» Synode zugeftandenen 
Rechte überjehen laſſe. Dieje und ähnliche Erwägungen 
führten die Kommilfion nad einer eingehenden Debatte 
dazu, die weitere Berathung hinauszuſchieben, in ber Hoff- 
nung, baß die Berufung und Bean ber beifiihen Sy- 
node, ſowie die Zuftimmung bes er Aus zu ben 
Beichlüffen derjelben raſch genug vor fi) geben werde, um 
der Kommilfion auf diefer Grundlage eine rechtzeitige Fort⸗ 
jegung ihrer Arbeit zu ermöglichen. 

SIndefjen wurben erft gegen Ausgang des Ianuar der 
Kommiffion Seitens des Kultus-Minifteriums die Aftenftüde 
zur Kenntnißnahme mitgetheilt, welche ihr Aufſchluß über 
die von der Synode geforderten Veränderungen der von 
bem Kirhenregiment vorgelegten Presbyteriale und Syno- 
dalordnung gaben. In der Zwilchenzeit glaubte Die Kom- 
milfion ihrer Aufgabe nur dadurd näher fommen zu fünnen, 
daß fie den Gefepentwurf vorläufig in einer erften Leſung 
durchnahm, um wenigftens über einzelne, mit dem nod in 
der Schwebe befindlichen Prinzip weniger eng zufammen- 
bängende Punkte ihre Anfichten zu firiren. 

Bon einer —— dieſer Vorberathungen iſt aber 
bier Abſtand genommen, da fie für die Geſtaltung der de- 
finitiv gefaßten Beſchlüſſe nicht erheblih find. Die Moti« 
virung der leptern wird an bie einzelnen Paragraphen, wie 
diejelben fi nad den Vorſchlägen der Kommiſſion geftaltet 
haben, angefnüpft werben fünnen. Den betreffenden Bes 
rathungen wohnte theild der Herr Kultus-Minifter v. Mühler, 
theils —* Kommiſſar, Geheimer Rath de la Croix, bei. 

$.1. Diefer Paragraph ftellt den nächſten und haupt⸗ 
ſächlichen Zwed der NRegierungs-Borlage: nämlich die Her- 
ftelung eines einzigen hatt ber biöher beftehenden drei Kon— 
fiftorien Far und beftimmt an die Spike des Entwurfes. 
Es kann dabei von ber Frage abgefehen werden, ob eine 
ſolche Reorganijation durch bloße Verordnung ftatthaft 
wäre, da fih ja bier mit ber Vereinigung der drei Ber 
börben zugleid eine Aenderung ber bisherigen Kompetenz 
verfnüpft und die Staats-Negierung zugefteht, daß bie leptere 
nur auf geleplihem Wege möglich Hei Eine eingehende 
Diskulfion rief der Punkt hervor, ob in dem Set ber 
Ort des neuen Gefammt-Konfiftoriums beftimmt werben 
jole. Der Kommiflar des Kultus-Minifteriums erklärte, 
daß feinem Chef die Aufnahme der Drtäbeftimmung nicht 
erwünſcht, daß berjelbe aber bereit fei, die Verlegung bes 
Konfiftoriums nah Kaffel zu beantragen. Aus der Mitte 
der Kommilfion berief man fi für die Feftftelung Kaſſels 
als Sip der neuen Behörde, theils auf den Beſchluß der 
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Mehrheit der heiftihen Synode theild auf das fachliche 
Einverftändniß bes Herrn Kultusminiſters. Die Frage, 
wie weit bei einer folden Neworganifation von Behörben 
das Mbgeorbnetenhaus über bie Wahl des Orts mitzu« 
beftimmen babe, ſolle durch diefen Spezialfall nicht präju- 
digirt werben. Im dieſem Sinne entſchied fih die Kom- 
miſſion mit 5 gegen 3 Stimmen für ben Zufap ber 
Worte „in Kaffel*. Ein Mitgieb der Kommilfion, der Ab» 
geordnete für en erhob indeß gegen den Zufap Wider- 
ſpruch und gab benfelben in ausführlicher ſchriftlicher Moti— 
virung zu Protofoll.*) 

$. 2. Die größte Schwierigkeit bereitete ber Kommil- 
fion die Formulirung der Gedanken, welche zulegt in dem 
vorgeſchlagenen $. 2. ihren Ausdrud gefunden haben. In 
der Regierungtvorlage ift von der DOrganifation oder Zu- 
fammenfepung des Konfiftoriums gar nidt und 
von feinem Wirfungskreis nur infofern bie Rebe, als ber» 
felbe gegenüber dem Wirfungsfreis der Staatsbehörde ab» 
gegrenzt wirb. 

Die Vorlage umfchreibt dur eine Aufzählung hervor- 
ragender Punkte ungefähr bas Terrain, welches ber kirch— 
lihen Verwaltungsbehörde angehört, aber E läßt es gänz- 
lih unbeftimmt, wie nun innerhalb dieſes Terrains die 
Machtbefugniß der leitenden Behörde fi gegenüber ben 
Befugniffen und Rechten ber übrigen kirchlichen Organe ab» 
grenzt. Es liegt nun zu Zuge, daß auch die Kommiſſion 
einer politifchen Körperlhaft nit in ber Lage war, eine 
ſolche Abgrenzung ibrerfeit# vorzunehmen. Dieſer Verſuch 
würde gleichbedeutend mit der Entwerfung einer Kirchen« 
verfafjung für Heflen geweſen fein. Wohl aber hielt fi 
die Kommilfion auf Grund des Artikel 15. der Verfaffung 
für berechtigt, auszufprechen, daß bie Zufammenfegung und 
Kompetenz des Konfiftoriums bemefjen, beziehungsweife be= 
grenzt werben folle gemäß den Beichlüffen, welche die Ver— 
treter der evangeliidien Gemeinden Heſſens im vorläufigen 
Einverftändniß mit dem Kommiffar des Kirhenregimentes 
gefaßt haben. In Betreff der Zujammenjegung des 
Konfiftoriums enthält der von der Heifiihen Synode modi— 
fzirte Entwurf einer Presbyterial und Synodalorbnung 
folgende Beftimmung ($. 43.): 

„Die Synode wählt aus ihrer Mitte zwei Mit: 
glieder, welche mit dem Borfipenden derſelben an ben 
Berathungen und Entihliefungen des Konfiftoriums 
über wichtigere Gegenftände als außerordentliche Mit- 
glieder Theil nehmen. Eins biefer Mitglieder muß ein 
meltliches fein. Dielelben wirken mit inebeſondere 
1) bei den den Gemeinden zur Beſetzung von Pfarr» 

ftellen zu machenden Derfonat.Bortehlegen, 


*) Auf den Wunſch des Herrn Abgeordneten wird der Wortlaut 
feines Widerſpruchs mitgetheilt. 

„Es iſt unbeſtrittener Grundſaßz des Kirchenrechts, daß der evan- 
geliſche Regent, als summus episcopus der evangeliſchen Kirche feines 
Landes, das Recht bat, beſtehende Kirchenbebörden zu befeitigen und an» 
dere an deren Stelle zu fepen, fie feptere die Organifation und Kom . 
petenz zu beftimmen, und ebenwohl den Ort zu gr an welchem 
die neue Behörde ihren Sig zu nehmen bat. Vermöge Allerhöchſten 
Erlaſſes vom 13. Juni 1868 (Gefe Sammlung S. 533.) hat nun 
Se. Majeftät der König für den Megierungäbejirf Kaflel an Stelle 
der feitber dafelbft beitandenen drei rovinzial · Konfiftorien ein Ge» 
fammt-KRonfiftorium —— und dabei beſtimmt, daß daſſelbe 
feinen Sip in der Stadt Marburg haben ſolle. Dem zuwider ift 
nunmebr die Verlegung des Sipes dieſes Gefammt-Konfiftoriume von 
Marburg nah Kaſſel in Antrag gebracht: ein Antrag, welder im 
Falle feines Erfolges eine Schädigung des Intereſſes ber Stadt Mar- 
burg berbeiführen müßte, die — geitupt anf den allegirten Allerhöchſten 
Erlaß — ein Recht Darauf zu haben glaubt, daß Dad neu zu errichtende 
Gefammt-Konfiftorium feinen Sitz in ihr babe und behalte. 

Der unterzeichnete Vertreter Des Kreifes Marburg erachtet fich da- 
ber ebeniowohl berechtigt ald verpflichtet, Namens feiner Kreishauptitadt 
diefem Antrage Widerfpru entgegenzufeben indem er ſich zugleich der 
Hoffnung überläht, der Vertreter des Königlichen Kultukminiſteriums 
werde in der vorliegenden Angelegenheit nur ſolche Erflärungen abgeben, 
wie fie das Intereſſe ber Mabrung der Rechte der Krone und eines in 
der Gefep-Sammlung bereits publizirten Königlichen Erlaſſes bedingen.” 


Mayer (Marburg). 
1 . 
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2) bei dem Vorfchlage wegen Anftelung, Eezichungs- 
weile Beftätigung der Superintendenten, Inſpek— 
toren und Metropolitane (Defane), 

3) bei Entſcheidung in widtigeren Disziplinar-Unter 
fuhungen gegen Geiftliche, 

4) bei Bilitation von Prediger-Seminarien. 

Diefe Mitglieder haben außerdem das Recht, der 

Prüfung der Kandidaten pro ministerio beizuwohnen.“ 

Was ferner die Zuftändigfeit des Konfiftoriums be» 
trifft, jo beftimmt die gefammte von der Synode angenom- 
mene Presbyteriale und Synodalordnung, indem fie bie 
Befugniffe der GemeindesBertretungen, der Kreisſynoden und 
der Provinzialiynode, ſowie des Ausſchuſſes derſelben auf- 
zählt, zugleich die Grenze, welche der bieher faſt unbeſchränk— 
ten Machtbefugniß des Konfiftoriums geſetzt werben fol. 
Die ale hielt ſich für verpflichtet, im Gejegentwurf 
ausdrücklich feftzuftellen, daß dieſe Grenze beftehe und damit 
im Geifte der Berfaffungs-Urfunde zu erflären, daß ein 
Ueberſchreiten dieſer Grenze von Seiten des Kirchenregimen- 
tes in Zukunft rechtlich nicht mehr geftattet ſei. Sie hielt 
ſich für verpflichtet, an Stelle des bisherigen Ermefjend ber 
Verwaltung eine fefte Rechtsbaſis für die evangeliiche Kirche 
Heſſens binzuftellen, auf Grund deren nunmehr alle kirch— 
lien Saftoren zu handeln und ihre Fortentwidelung zu 
ſuchen hätten. Aber indem fie in folder Weije die Willkür 
auf dem firdlichen Gebiete eingrenzte, wollte fie doch der 
fünftigen Entwidelung zu einem größeren Maß kirchlicher 
Freibeit hin feine Schranfen durch die Gejepgebung ziehen. 
Darum fügte fie in dem $. 2. hinzu, daß auf Grund ber 
demnächſt zu Recht beftehenden kirchlichen Berfaffung Sy- 
node und Kirchenregiment fih in Zukunft zu Abänderungen 
” Berbefjerungen des jept firirten Zuftandes vereinbaren 
Önnen. 

Für die Gegenwart wie für die Zukunft aber ift durch 
die Einfchränfung: „Toweit joldyes ohne Mitwirfung der Ger 
fepgebung geicheben kann“, der Grundſatz gewahrt, daß über 
aller firdlihen Ordnung die Staatsgefepgebung fleht 
und daß dieſe es ift, melde jener Maß und Grenze anzu« 
weiſen bat. 

Kurz gefaßt geht der Sinn bes $. 2. aljo dahin: 
Der kirchliche Abjolutismus fol ein für allemal durch ein 
Repräjentatioipftem beichränft, die Oftroyirung auf diefem 
Gebiete ausgejhloffen und jede fernere Entwidelung an 
die Vereinbarung zwiſchen dem Kirchenregiment und ben 
repräjentativen Organen gefnüpft werden. 

Die Faffung des $. 2. ſetzt voraus, daß die durch bie 
Kafleler Berathungen modifizirte Synobalordnung von dem 
Kirhenregiment angenommen und nicht etwa nad dem 
Wunſch einer Minorität der Synode einzelne Beftandtheile 
aus derſelben autgelöft und bejeitigt werben. Der Bertreter 
des Kultus-Minifteriums erklärte nun allerdings, daß der 
Herr Minifter im Allgemeinen bereit fein werde, den Bes 
Ihlüffen der Synode zuzuftimmen, indeß könne eine formelle 
Erklärung erft dann abgegeben werben, wenn das Votum 
der Konfiftorien eingegangen jei. Unter dieſen Umftänden 
wandte der Regierungs-Kommiffar gegen die Fafjung des 
$. 2. ein, daß diefelbe einen Drud auf die Eutſchließungen 
des Kirchenregiments ausübe, und ſprach im Namen feines 
Chefs den Wunſch aus, dem Paragraphen etwa folgende 
Form zu geben: „Die Zufammenfepung und Zuftändigfeit 
des Konfiftoriums u. ſ. w. wird innerhalb der in $. 3. feſt⸗ 
geftellten Grenzen unter Zuftimmung ber Provinzialſynode 
durch Königliche Verordnung geregelt.” Indeſſen die Kom— 
miſſion fand in dieſer Form nicht die Sicherheit, welche ſie 
ſuchte. Dieſelbe würde nicht ausſchließen, daß das Kirchen— 
regiment von ben Beſchlüſſen der Synode einzelne zurück— 
wieſe und fich darüber mit einer ſpaͤteren kirchlichen Pro- 
vinzial-Verfammlung zu verftändigen fuchte. Ebenfo würden 
zufünftige kirchliche Dtroyirungen dadurch nicht unmöglich 
gemadt. Aus der Mitte der Kommilfion wurde ferner der 
Antrag geftet, den oben citirten $. 43. der Synodalorb- 
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nung als $. 2. in den Gefepentwurf aufzunehmen. Indeſſen 
war die Mehrheit der Kommilfion der Anſicht, daß ber 
Inhalt jenes $. 43, durch die von ihr fpäter zum Beſchluß 
erhobene Faſſung des $. 2. hinreichend gewahrt jei. 
$. 3. Inden vorftehenden Erörterungen find die Grund» 
jäge, welche die Mehrheit der Kommilfion leiteten, in der Kürze 
dargeftellt. Für die folgenden 88. ift nur nod ein einziger 
allgemeinerer Gefichtspunft herauszuheben. Die Kommilfion 
war der Anficht, daß es nicht zweckmäßig fei, einen gemein» 
ſchaftlich en Geichäfts-Kreis zwiſchen Staat und Kirche, 
zwiſchen Konfiftorium und Regierung zu fonftituiren. Sie 
bielt e8 im Intereffe der rafcheren Abwidelung der Geihäfte 
für beffer, jeden Gegenftand, der nicht ausſchließlich der 
firhlihen oder der ftaatlihen Sphäre angehört, darauf 
anzuſehen, ob er überwiegend in bie eine oder die andere 
Sphäre falle, nad dieſer Regel die einzelnen Gegenftände 
zu vertheilen und nöthigenfalld bei einzelnen ber Kirche zus 
gen Dingen die ftaatlihe Genehmigung vorzubehalten. 
iefer Regel entiprehend hat fie die Auffiht über bie 
Kirhenbüdher, welde die Regierungsvorlage zum gemein» 
ſchaftlichen Gejchäftsfreis des Konfiftoriums und der Re 
gierung rechnet, ausfchließlich den Staatsbehörden überwielen, 
jo weit und jo lange ber Staat die Kirchenbücher als Civil» 
ftandäregifter betrachtet. Aus demjelben Grunde bat fie 
au die Sorge für Anlegung und Unterhaltung der Kirch» 
höfe den weltlichen Behörden übertragen und nur bie uns 
mittelbare Berwaltung des Todtenhofs ber Kirchengemeinde 
da zugewiejen, wo berjelben das Eigentbum an bem Todten⸗ 
bof zuſteht. Auf der anderen Seite dagegen bat fie bie 
Beränderung der Stolgebührtaren, jowie die ber Pfarrbe- 
zirke als überwiegend kirchliche Angelegenheiten in den Um— 
freis ber lepteren verwiefen, aber in beiden Fällen bie ftaat« 
lihe Genehmigung vorbehalten. So ift ber $. 3. der Re 
gierungsvorlage vollftändig aufgelöft worben. 

Nachdem diefer allgemeine Grundfag dargelegtift, bleibt nur 
nod) übrig, in den einzelnen Punkten des $. 3. der Kommilfions- 
Borjhläge die Abweihungen von den entipredhenden Sägen 
der Regierungsvorlage zu erflären. In Nr. 2, ift vor dem 
Worte „Pfarrer“ binzugefept: „ber Gemeinde vorgeſchlagenen 
oder von ihr gewählten“, weil nad ber heſſiſchen Synodal⸗ 
Drdnung diejenigen Gemeinden, deren Pfarrer bisher von 
dem Konfiftorium ermannt wurbe, bis auf Weiteres zum 
Mindeften das Recht erhalten haben, ihn aus drei vom Konfi- 
ftorium vorgejchlagenen Kandidaten auszuſuchen. In Nr. 3. 
ift das Wort „Beftätigung” eingejhoben, da die Möglichkeit 
vorliegt, daß insfünftige die Superintendenten, Metropoli- 
tane u. |. w. in Helfen ebenjo von den Kreisiynoden ge 
wählt werden, wie Dies bereitö in der Rheinijch » Weftphä- 
lichen Kirche geihiebt. Die Infpeltoren und Dekane find 
hinzugefügt, weil fie nad der Erklärung des Regierungd« 
Kommiffard nur aus Verſehen audgelaffen waren. In 
Nr. 4. ſoll der Zujap „innere” kirchliche Ordnung den 
Gegenjag geyen $. 4., der ben Staatsbehörden die Aufrecht- 
erhaltung der äußeren kirchlichen Ordnung anvertraut, 
verbeutlihen. Das Beiwort „volle* Disziplinargewalt iſt 
deshalb fortgelaſſen, weil der S. 3. nad den Kommijfions- 
Vorſchlägen nit ausichließlih den Wirkungsfreis des Kon« 
fiftoriums, ſondern aud den ber übrigen kirchlichen Organe 
beireibt, und weil die Disziplinargewalt ſich über dieſe 
verſchiedenen Inftanzen vertheilt. Aus den gleichen Gründen 
mußte für Nr. 6. eine allgemeinere Faſſung gemählt 
werben. Die Nr. 7. der Regierungdvorlage wurde für 
überflüffig gehalten, da es geiftlide Seminarien, die aus 
firhlihen Mitteln unterhalten werden und aljo ber Kirche 
angehören, überhaupt in Heffen nicht giebt. In Nr. 7. 
der Kommilfions » VBorihläge find die Worte „der bisher 
von ben heifiihen kirchlichen Behörden ertheilten Dis- 
penſe deshalb eingejhoben, weil die Kommiffion feinen 
Grund ſah, die Grenze des bisher in Heffen beftehenden 
firhlihen Dispenſationsrechts abzuändern. Die übrigen 
Punfte des $. 3, erklären fi durch die bereit# gemachten 


Bemerkungen. Es dien der Kommilfion billig, zu den 
Befugniffen der Kirche auch no die zu Kolleften hinzuzu- 
fügen, die fih lediglich an die Freiwilligkeit des Gebers 
wenden. 

$.4. Wie die Neberichrift des 8. 3. es unbeftimmt läßt, 
in wie weit bie darin aufgezäblten firhlichen Funktionen dem 
Konfiftorium oder den übrigen kirchlichen Drganen zufallen, 
jo war es nothwendig, die in $. 4. aufgezählten Angelegenbeiten 
nicht ausihließlich der Regierung, jondern im Allgemeinen den 
Staats» beziehungsweife den Gemeindebehörden zu überweilen. 
Die unter diefen Paragraphen rubrizirten Gegenftände er 
klären ſich größtentheils von ſelbſt. Es wird feiner weiteren 
Erörterung bedürfen, warum die Kommilfion „die Anord» 
nung und Bollftredung der zur Aufrechthaltung der äußeren 
kirchlichen Ordnung erforderlichen polizeilihen Vorſchriften“ 
an die Spipe geftellt hat. Ebenſo erklärt fich leicht, wes— 
balb die Kommilfton vorihlägt, dem Staat die Aufficht 
über die Geiftlihen überall da vorzubehalten, wo fie „als 
Hülfsbeamte ded Staates fungiren.” Diefer allgemeinere 
Ausdrud mußte vorgezogen werden, da die „Eigenihaft als 
Schulinſpektoren“, welde die Regierungsvorlage beraus» 
bebt, möglicherweife durch das Unterrichtsgeſetz in furzer 
Zeit bejeitigt wird. Bon den folgenden Nummern verdient 
nur noch die Sorge für Anlegung und Unterhaltung der 
Kirhhöfe eine beiondere Erwähnung. Die Kommilfion war 
der Anficht, daß dieſes ganze Gebiet prinzipiell den Staats» 
beziehbungsweije den Gemeinde-Behörben zuzuweiſen jei. Unter 
allen Details der Vorlage war ed gerate dieſer Punkt, welcher 
die eingebendften Berathungen bervorrief. Bon Seiten des 
Berichterftatterd war unter Nr. 6. b. u. ſ. mw. folgende 
Faffung vorgeihlagen: 

b) Die unmittelbare Verwaltung der Todtenhöfe, einichließ- 
lih der Befugniß zur Geftattung bejonderer Begräb- 
nipftätten und der Erridtung von Leichenfteinen und 
aͤhnlichen Denkzeihen, ferner die Zeitung der Beerdi— 
gungen fammt allen dazu gehörigen Einrichtungen 
jollen den bürgerlichen Gemeindebehörben zuftehen. 
Unter bejonderen Umftänden, namentlid wo mehrere 
bürgerlidhe Gemeinden zu einer Kirchengemeinde und 
deren Todtenhof gehören, kann die unter b) gedachte 
Verwaltung und Leitung, mit Berüdfihtigung der 
Wünſche der Betheiligten und der obwaltenden beſon— 
deren Berbältniffe und des Herfommens, den fird- 
lihen &emeindevertretern oder beionderen Beamten 
überlaffen beziehungsweile übertragen werben. 

d) Die beftehenden Eigenthumsverhältniffe an den Todten- 

böfen bleiben unverändert. 

Diefer Borihlag fand in der Kommilfion Widerſpruch, 
theild weil man bei ber Uebertragung der unmittelbaren 
Verwaltung der Todtenhöfe die Eigenthumeverhältniffe be» 
rüdfihtigen wollte, theils weil man der Meinung war, daß 
die Faffung mit den von der Heſſiſchen Synode ausge— 
ſprochenen Wünſchen nicht vereinbar jei. Aus diefen Grüns 
den wurde der Vorſchlag des Referenten von der Kommilfion 
verworfen und ftart deſſen die unter b) und c) aufgeführten 
Säpe angenommen. 

Hierauf berietb die Kommilfion über den Titel des 
Geſetzentwurfes. Die in der Regierungsvorlage gewählte 
Ueberihrift paßte offenbar nicht mehr zu bem erweiterten 
Inhalt der Kommiſſionsvorſchläge. Es wurde die allge 
meinere und zugleich fürzere Ueberſchrift gewählt: 

„Beleg, betreffend die Verhältniſſe der evangeliichen 

Kirhe im Regierungsbezirk Kaffel.” 

Zum Schluß erftattete der Meferent noch Bericht 
über 9 Petitionen, von denen 7 von Lutberiichen 
Gemeinden des Kreiles Marburg und 2 aus dem Kreile 
Franfenberg eingelaufen waren. Dieſe Petitionen proteftiren 
gegen die Bildung eines einbeitlihen Konfiftoriums und 
einer —— Synodal-Verfaſſung, indem fie fih auf 
ben Art. VII. bes Weftphäliichen Friedens, auf den zu Guns» 
ften der Oberheſſiſchen Lutheriihen Gemeinden 1648 abge 


c 


— 
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ſchloſſenen Rezeß, ſowie endlid auf $. 15. der Preußiſchen 
Berfaffung berufen. Die Kommilfion beihloß, dem 
Haufe vorzufhlagen, über diefe Petitionen als materiell 
unbegründet zur Tagesordnung überzugehen. 


Berlin, den 11. Februar 1870. 


Die XIV. Kommiljion. 


Dr. ÜUchenbach (ftellvertr. Vorfipender). Dr. Webhren: 
pfennig (Berichterſtatte). Michter (Sangerhaufen). 
v. Saucen: Zarputfchen. v. Saldern. Gleim. 
Modewald. Stelker. Dr Ebner. Bromm. 
Mader (Marburg). Freiherr v. Schrötter. 
Freiherr 9. Ledebur. 
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- Regierung gleichzeitig mit dem Bau der Bahn von Dsna- 
brüd nah Hamburg für Staatsrehnung. in Ausfidht ger 
nommen und ein bezüglider Antrag auf Bewilligung der. 
Geldmittel an die Allgemeine Stände » Verfammlung 
gerichtet worden. Zu einer Beihlußfaflung der Lepteren 
fam e8 indeß nicht mehr, da, ehe die @elbbewilligung Sei- 
tens der Stände ausgeſprochen werben fonnte, in Folge ber 
inzwiſchen eingetretenen friegerifchen Greigniffe (des Jahres 
1866) die Stände vertagt wurben. Seitens der König- 
liden Staatsregierung ift demnächſt dem Projekt infofern 
näher getreten worben, als die Anfertigung gemereller Bor« 
arbeiten für eine Bahn von Harburg nad Stade und wei- 
ter nad Stubben (einer Station der beftehenden Bahn von 
Bremen nad Geeftemünde) — deren Bedeutung fowohl im 
Interefje der durch eine ſolche Bahn zu erfchließenden, gegen- 
wärtig einer ſolchen noch entbehrenden Landestheile, wie als 
Verbindung der Elbe und Hamburg’3 mit den faft eisfreien 
Seehäfen Bremerhafen und Geeftemünde (aud in militäri« 
her Beziehung) die Königliche Staats » Regierung bereit- 
willig anerfannt bat — auf Stantsrehnung angeordnet 
worben ift, um eine Grundlage zu gewinnen für die dem— 
nädftige Entiheidung, ob dieſe Bahn für Rechnung bet 
Staates zu erbauen ober ob eine Zindgarantie. zu gewäh- 
ren fein würbe. 

Gegen Mitte des Jahres 1867 hatte fi demnächſt 
ein in Hannover zufammengetretened Komite erboten Die 
Bahn von Harburg nah Stade und deren Weiterführung 
über Bremervörde nah Stubben durch Heranziehbung Eng- 
liher Kapitalien zur Ausführung zu bringen, wenn ihm 
Seitens des Staats eine Zinsgaratie von minbeftend 4 pt. 
in Ausſicht geftelt werde, indeſſen ſcheint die Königliche 
Staatöregierung auf dieſes Anfinnen nicht eingegangen, 
überhaupt diefem Antrage nicht näher getreten zu Vein. 

In der gegenwärtigen Petition berufen ſich Petenten 
auf die Seitens der früheren Hannöverſchen Regierung be- 
züglich des Baues der Eifenbahn von Harburg nad Stabe 
bereit# gefaßten Beſchlüſſe und an die Ständeverſaumlung 
geftellten Anträge, ferner auf eine Erflärung des Herm 
Hanbdelöminiftere in der Sipung vom 25. Februar 1869 
und wünfdhen das Anerkenntniß, daß mindeſtens eine mora- 
liche Berpflihtung des Preußiſchen Staates vorliege und 
bleibe, eventuell und vor anderen Gilenbahnen die von ber 
vormaligen Hannöverfhen Regierung unter Beifall ber 
Stände beihloffene Ausführung der Eifenbahn Harburg» 
Stade auf Staatäfoften in die Wege zu leiten, unter ber 
ichließlihen Bitte: „ihre Petition der Königlichen Staats- 
regierung zur baldigften Berückſichtigung zu überweijen.* 

Wenn Petenten dann fortfahren: ed böten ſich augen» 
blidlih zwei Wege, um ihren und des ganzen Kanbbroftei- 
Bezirks Stade folange vergeblih geltend gemachten Wün- 
hen ohne Zutritt des Staats Erfüllung zu verichaffen, 
einerfeitd indem bie Bremen-Hamburger Bahn der Göln- 
Mindener Eijenbahn» Gejellihaft auf der Fürzeften und 
burd die beftangebante Gegend führenden Route über bie 
Stadt Burtehude tracirt werbe, andererſeits indem im An- 
ſchluſſe hieran die Privat-Gefellihaft, welde um die Kon- 
zeſſion für eine Bahn von Geeftemünde über Burtehube 
nah Harburg eingefommen jei, unzweifelhaft alsdann bie 
Konzeifion für die Eiſenbahn von Burtehbube ab nad 
Geeftemünde nachſuchen würbe, jo find ihre beiben Annah⸗ 
men nicht zutreffend. Einerjeits nämlich ift die Linie Bremen- 
Hamburg bereits Seitens des Herrn Hanbeld-Minifters feft- 
geftellt worben, und zwar nicht mit Berührung von Burte- 
hude, anbererfeits find die Verhandlungen mit der ermähn- 
ten Privat-Gejelihaft abgebrochen worden. 

Unter diefen Umftänden ftellte der Referent aus ben 
bei ben übrigen vorftehenden Petitionen bereits erörterten 
Gründen und da man fich pofitio weder für noch gegen 
den Bau der Bahn auf Staatsfoften ausſprechen fönne, 
vielmehr in Angelegenheiten wie die an. bie Initia⸗ 
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Zufammenftellung 


der 


Kegierungs- Vorlage mit den Vorſchlägen der 
Kommilfion. 


en 


Entwurf 


eined 


Geſetzes, betreffend die Reſſortverhältniſſe 
der Firchlichen — — im 
Regierungsbezirk Caſſel. 


Mir Wilhelm, von Gotted Gnaden 
König von Preußen ꝛc., 


verordnen mit Zuflimmung der beiden Häujer des Landtages 
Unferer Monarchie was folgt: 


— 


Der Wirkungskreis des für den Regierungsbezirk Caſſel 
zu errichtenden evangeliihen Gefammt-Konfiftoriums begreift 
innerhalb der ihm angewiejenen geographiſchen Grenzen die 
firhenregimentlihe Leitung aller Angelegenheiten der evan- 
geliichen Kirche, ſoweit fie nicht amderen Behörden oder 
— Organen zugewieſen iſt oder künftig zugewieſen 
wird. 


Inſonderheit gehört Dazu: 


1) das kirchliche Prüfungsweſen und die Ordination 
ber Pfarramt! Kandidaten, 

2) die Anftelung, beziehungsweife Beftätigung und 
Einführung der Pfarrer und kirchlichen Beanten, 


3) der Vorſchlag wegen Anftelung der Superinten- 
denten und Metropolitane, und die Einführung ber: 
felben in bag Amt, 


4) die Aufrechthaltung der kirchlichen Dronung, ſowie 
die Auffiht und volle Disziplinargewalt über 
Pfarramts » Kandidaten, Geiftlihe und kirchliche 
Beamten, 


5) die Anordnung ven Kirhenvifitatonen, 

6) die Vorlage für die Einrichtung von Preöbyterien 
und Synoden, bie Prüfung und Beftätigung ihrer 
Beichlüffe, ſowie die Berihterftattung über die letz— 
tern, foweit ſolche erforderlich ift, 

7) die Auffiht über geiftlihe Seminarien und über 
die bei denfelben angeftellten Lehrer, 

8) die Ertheilung kirchlicher Dispenfe, 


10 
Borfchläge der KRommiffion, 


Geſetz, 


betreffend 


die Verhältniſſe der evangeliſchen Kir 
im Negierungsbezirt Caſſel. 


ir Wilhelm, von Gotted Gm 
König von Preupen ꝛc. 


verorbnen mit Zuftimmung”der beiden Häufer des Landtay 
Unferer Monarchie was folgt: 


5 


Die Leitung aller Angelegenheiten ber eva 
geliſchen Kirhe im Regierungsbezirk Caſſeh 
insbeſondere die Befugniſſe der bisherigen Kom 
fiftorien, geben nad Maßgabe der nachfolgende 
Beftimmungen auf ein in Caſſel zu errichtendet 
evangelifhes Gefammtfonfiftorium über, 


8. 2. 

Die Zuſammenſetzung und Zuſtändigkeit di 
Gonfiftoriums, beziehungsweife der fonftiger 
firhliden Organe und Behörden im Einzelne, 
ift durd die mit der außerorbentlidhen Synode 
in Gajfiel vereinbarte Presbyterial- und Srrw 
dalordnung fowie durch die in Gemäßpeit den 
jelben unter Zuftimmung der heſſiſchen Spnodt 
ferner ergebenden Ordnungen beftimmt, fomeil 
ſolches ohne Mitwirkung der Gejeggebung geld 
ben fann. | 


g. 3. 


Zu dem Wirkungskreife des Konfiftoriunf 
beziehungsweife ber übrigen kirchlichen Orzaue 
gebören insbejondere: 

1) das kirchliche Prüfungsweien und die Ordination 
Pfarramts-Kandidaten; 
die Anftelung, beziehungsweiſe Beftätigung und Ei 
führung der, der Gemeinde vorgeſchlagene 
oder von ihr gewählten Pfarrer und ber firdliden 
Deamten. £ 
Der Vorſchlag wegen Anftelung, beziebungsmet 
die Beftitigung und Einführung von Sur" 
intenbenten, Infpeftoren, Defanen und Nr 
tropolitanen; 
die Aufredterbaltung der inneren firdlicden Dr 
nung, ſowie die Auffiht und Disziplinargemalt übt 
Superintendenten, SImjpeftoren, Delart 
Metropolitane, Geiftlihe und kirchliche Beamte 
ingleidhen über die Pfarramtsfandidaten; 
die Anordnung von Kirhenvifitationen. 
dad Presbyterial- und Synodalmweien; 


2 


— 


3 


— 


— 


5) 


die Ertheilung der bisher von ben heilildt" 


7) 
Behörden ertheilten kirchlichen Dispenfe; 
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9) die Anorbnung kirchlicher Feſte, 
10) die Aufſicht über das Vermögen ber Kirchen, Firdh- 
lihen Stiftungen und Inſtitute. 


8.2. 


Der Regierung wirb überwieſen: 

1) die interimiftiihe Regulirung in ftreitigen Kirchene, 
Pfarr» und Küfter-Baufadhen, ſowie bie Bolftredung 
der getroffenen Entſcheidung, vorbehaltlih des 
ben Betheiligten unter einander zuftebenden Recht 8+ 
wegs über die Vertbeilung der Koften, 

2) die erefutiviiche Beitreibung von Kirhen-, Pfarr» 
und Küfter-Abgaben, 

3) die Anordnung und Bollftrefung der zur Auf: 
rehtbaltung der äußeren fichlihen Ordnung erfor 
derlichen polizeilihen Vorſchriften, 

4) die Aufſicht über die Geiſtlichen in ihrer Eigen— 
ihaft als Schul-Inſpektoren mit der Befugniß, 
diejelben durh Mahnungen, Berweile und Ord— 
nungöftrafen zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten 
anzubalten. 


&. 8. 
Zum gemeinfhaftlihen Gejhäftskreife des Konfiftos 
ms und der Regierung follen gehören: 

1) die Auffiht über die Kirhenbücher, 

2) die Sorge für Anlegung und Unterhaltung ber 
Kirchhöfe, 

3) die Veränderung beſtehender, ſowie die Einführung 
neuer Stolgebühren-Taren, 

4) die Veränderung beftehender, ſowie die Bildung 
neuer Pfarrbezirke, 


$. 4. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird Unſer Mis 
ter der geiftlichen ac. Angelegenheiten beauftragt. 
Urkundlid ıc. 
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10) 


gierung und ben 


11) 


12) 


Borfchläge der Kommiſſion. 
8) die Anordnung firhlidher Fefte; 
9) die Verwaltung des Vermö 


end ber Kirden, 
firdlider Stiftungen und Unflalten; 

die Beränderung DeReheuder Stolgebühren» 
taren, vorbebaltlih der ftaatlihen Senehmi- 
gung; 

die Veränderung und die Bildung von Pfarr- 
oder Kirhenbezirken, vorbehaltlich der ftaat- 
lien Genehmigung: 

die Bewilligung von kirchlichen Kollekten. 


$. 4. 


Den Staats-Bebörden, namentlih ber Re» 
ihr untergeordneten Beamten 


beziebungsweije den Gemeindbehörden ſteht zu: 


1) die Anordnung und Vollſtreckung der zur Aufrechthal—⸗ 
tung der äußeren kirchlichen Ordnung erforderlichen 
polizeilichen Vorſchriften; 

2) die Auffiht über die Geiftlihen, fofern jie 
ala Hülfsbeamte bes Staats fungiren, ſowie 
die Befugniß, dieſelben durch Mahnungen, Verweile 
und Ordnungsſtrafen zur Erfüllung ihrer Obliegen- 
beiten anzubalten ; 

3) die Regelung der ftreitigen Kirchen, Pfarr- und 
Küfter-Baufadhen, fowie die Vollſtreckung der vorläu> 
figen Entfheidungen vorbehaltlich des Rechts— 
wegs in Betreff der Beitragspflicht und des 
Vertheilungs fußes, 

4) bene von Kirchen, Pfarr und Küfterab- 
gaben; 

5) die Regelung und Beauffihtigung der Füh— 
rung der Kirhenbüder, ſoweit der Staat 
folde als Eivilftandsregifter betradtet, 

6) die Sorge für Anlegung, Erweiterung, Un» 
terhbaltung und Schließung der Todtenhöfe, 
fowie die Regelung und Beaufjihtigung des 

efammten Leihen- und Begräbnißweſens ein» 

Pölieplig bes Geleits unter folgenden Be- 

ftimmungen: 

a) die von den Angehörigen des Berftorbenen 
gewünfäten gottesbienftliden Handlun— 
gen auf den Todtenhöfen gehören zu den 
firhliden Angelegenheiten; 

b) die unmittelbare Berwaltung der Todten- 
böfe fteht je nah den Eigenthumsverhält— 
niffen der bürgerlihen oder ber kirchlichen 
Gemeindebehörde zu. 

c) Diefelben find verpflidtet, jedem am Ort 
Berftorbenen das Begräbniß zu gewähren, 
fobald kein befonderer Begräbnißplag 
feiner Konfeffionsverwanbdten dajelbft vor» 
banben ift. 


8. 5. 
Wie 8. 4. der Regierungd-Borlage. 


dran — 
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N 346. 


Saus der Abgeordneten. 
10. egislatur- Periode. 
II. Seffion 1869, 


— — — 


Wiu Wilhelm, von Gottes Gnaden 
König von Preußen ꝛc. 


haben auf Grund bes Artikels 77. der Berfaffungs-Urkunde 
vom 31. Sanuar 1850 ben Präfidenten Unferes Staats- 
Minifteriumd Grafen v. Bismard-Schönhbaufen beauf- 
tragt, die gegenwärtige Sipung ber beiden Häufer des Land- 
tages Unferer Monardhie am 12. d. Mts. in Unjerem Namen 
zu ſchließen. 

Wir fordern demnach bie beiden Häufer bes Landtags 
hierdurch auf, zu biefem Zwede an dem gebadhten —— 
um 3 Uhr Nachmittags in Unſerem Reſidenzſchloſſe zu Berlin 
zuſammen zu treten. 


Gegeben Berlin, den 9. Februar 1870. 


WBilbelm. 
v. Bismarck. 


Alerhöhfte Botfchaft. 


Berlin, ben 12. Februar 1870. 


Em. Hochwohlgeboren beehre ich mid in Betreff der 
am 12. d. M. Nadhmittags 3 Uhr im weißen Saale bes 
Königlichen Schloffes ftattfindenden Schließung der Sipung 
beider Häufer des Landtags der Monardie zur gefälligen 
weiteren Belfanntmahung ganz ergebenft mitzutheilen, daß 
die Aufgänge wiederum 

für die Mitglieder beider Häufer des Landtages und 

für das diplomatiſche Korps unter Portal III., Ab» 

tbeilung nad dem Luftgarten, auf der Weißen »Saal- 

Treppe, und für Zuſchauer in der Ede bes großen 

Schloßhofes, vis-A-vis der Schloßwache, 
beftimmt find. 

Wegen der Kontrolle über Benupung ber Tribüne bes 
Saales durd das diplomatiſche Koıps reip. von Zufhauern, 
bitte ih Em. Hodhwohlgeboren die erforderlichen Beftim- 
mungen wie in früheren ähnlichen Fällen gefälligft treffen 
zu wollen. 


Ber Minifter des Innern. 
Graf zu Eulenburg. 


An 
den Präfidenten bes 84 der Abgeordneten 
Herrn v. Forck enbeck 


Hochwohlgeboren. 
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Saus der Abgeordneten. 
10, Legislatur- Periode. 
III. Seffion 1869. 





Mündliche Berichterftattung 


XI. Kommiffion über die $$. 93. bis 106. des Entwurfs einer Kreisordnung. 
(Nr. 4. der Drudjachen.) 


Berichterftatter: Abgeordneter v. Webell. 


Antrag der Kommiffion. 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 


die 88. 93. bis 106. des Entwurfs der Kreisordnung (Nr. 4. der Druckſachen) in der von der Kom— 
milfien vorgefchlagenen, aus der nachſtehenden Zujammenftellung erſichtlichen, Faſſung anzunehmen. 


Zufammenftellung. 


Regierungs: Borlage. 


weiter Abſchnitt. 


on den Berfammlungen und Gefchäften des 
Kreistages. 


$. 93. 
Geſchäfte des Kreistages. 
a. Im Allgemeinen. 

Der Kreistag iſt berufen, den Kreis-Kommunal-Ver— 
ıd zu vertreten, über die Kreis Angelegenheiten nad) nä— 
er Vorſchrift dieſes Gejepes, ſowie über diejenigen Gegen— 
ıde zu beratben und zu beichließen, welche ihm zu dieſem 
hufe durch Geſetze, Königliche Verordnungen, beziebent* 

Verfügungen der Staatsbehörden überwiejen werden. 


8. 94. 
b. Im Befonderen. 

Insbeſondere ift der Kreistag befugt 

1) ftatutariicde Anordnungen zu treffen ($. 17. bes 
Gejepes), 

2) zu beftimmen, in welcher Weije Staate-Präftationen, 
welche freisweife aufzubringen find, und deren Aufs 
bringungsweife nicht ſchon durd das Gejep vorge 
ſchrieben ift, repartirt werben follen. 

Bei der Beftimmung im F. 5. Nr. 3, des Ge— 
ſetzes wegen ber Kriegsleiftungen vom 11, Mai 1851 
(Geſ.⸗S. ©. 363.) behält es Fin Bewenden; 

8) Ausgaben zur Erfüllung einer Verpflichtung oder im 
Intereffe des Kreijes zu beſchließen und zu biejem 
Bebufe 

über das dem Kreife gehörige Grund» beziehent- 
ih Eapitalvermögen zu ap Anleihen auf- 
zunehmen, und die Kreis-Angebörigen mit Kreis: 
abgaben zu belaften; 

4) innerhalb der Vorſchriften der 88. 9.— 16. dieſes 
Geſetes den allgemeinen Bertheilungs- und Aufs 
bringungs-Maßftab der Kreisabgaben zu beſchließen; 

5) den sireishaushalts-Etat feftzuftellen und binficht« 
lid der Jahresrechnung Dedarge zu ertheilen (SS. 
104. und 106. diejes Geſetzes); 


Borfchläge der Kommiſſion. 


weiter Abfchnitt. 


Bon den Berjammlungen und Gefchäften des 
Kreistages. 


g. 93. 
Geſchäfte des Kreidtages. 
a. Im Allgemeinen. 

Der Kreistag iſt berufen, den Kreids-Kommunal-Ber: 
band zu vertreten, über die Kreis-Angelegenbeiten nad 
näherer Vorſchrift dieſes Gejepes, fowie über diejenigen Ge— 
genftände zu berathen und zu beſchließen, weldye ihm zu Dies 
jem Behufe durch Gejepe, Königliche Verordnungen, beziebent- 
lid Berfügungen der Staatöbehörden überwielen find oder 
durch Gejep in Zukunft überwiejen werden. 


8. 94. 
b. Im Befonderen. 

Insbeſondere ift der Kreistag befugt 

1) ftatutarifhe Anordnungen zu treffen ($. 17. des 
Geſetzes), 

2) zu beſtimmen, in welcher Weiſe Staats-Präſtationen, 
welche kreisweiſe aufzubringen find, und deren Auf— 
bringungsmweile nicht ſchon durch das Geſetz vorge: 
ſchrieben ift, repartirt werden jollen, 

Bei der Beftimmung im $. 5. Nr. 3. des 
Geſehzes wegen der Kriegsleiftungen vom 11, Mai 
1851 (Geſ.“S. ©. 363.) behält «8 fein Bewenden; 

3) Ausgaben zur Erfüllung einer Verpflichtung oder 
im Intereffe des Kreiſes zu beichließen und zu die— 
fem Behufe 

über das dem Kreiſe gehörige Grund» beziehent- 
lid Kapitalvermögen zu verfügen, Anleihen aufs 
zunehmen, und die Kreis-Angehörigen nit Kreis— 
abgaben zu belaften; 

4) innerhalb ter Vorſchriften der 88. 9.—16. dieſes 
Geſetzes den Allgemeinen Bertheilungs- und Auf 
bringungs-Maßftab der Kreisabgaben zu bejchließen ; 

5) den Kreishaushalts-Etat feftzuftellen und binficht- 
lid der Jahresrechnung Dedarge zu  ertheilen 
($$. 104. und 106. diejes Gejepes); 

1 


Negierungsd: Borlage. 

6) die Grundfäge feftzuftellen, nach welchen die Ver— 
waltung bed dem Kreile gehörigen Grund» und 
Kapitale- Vermögens, ſowie ber Kreis-Einrihtungen 
und Anftalten zu erfolgen hat; 

7) über die Anftellung und Beioldung ber Kreis 
Bamten zu beichließen; 


8) die durch geſetzliche Vorſchrift ihm übertragenen 
fonftigen Geihäfte wahrzunehmen, einen Theil der 
Mitglieder des Kreis-Ausichuffes zu wählen ($. 108), 
befondere Kommilfionen oder Kommiſſarien aus ben 
Kreis « Angehörigen für Kreis « Zwede zu beftellen 
($. 119.), jowie die erforberlihen Wahlen zu den 
dur das Geſetz für Zwecke der allgemeinen Landes- 
Berwaltung angeordneten Kommilfionen zu voll» 


ziehen. 
Für die Bolziehung diefer Wahlen gelten die Beftim- 
mungen des dieſem Gelege beigefügten Wahlreglements. 


$. 95. 


Beichlüffe det Kreistages über Abweichungen von dem allgemeinen 
Abgaben · Vertheilungk · Maßſtabe. 


Abweichungen von dem zur gleichmäßigen Anwendung 
auf alle Kreis-Angehörigen beſtimmten allgemeinen Abgaben— 
Vertheilungs-Maßſtabe (F. 94. Nr. 4.) können von dem 
Kreistage beſchloſſen werden: 

a) zu Gunſten der Städte mit Rückſicht auf beſondere 
Kreis-Einrichtungen, an denen diejelben entweder 
gar nicht oder nur in einem geringeren Maße Theil 
baben. 

In diefen Fällen ift die Ermäßigung ber von 
den Städten zu den Kreid-Abgaben zu entrichtenden 
ne nah beftimmten Duoten feſtzu— 
tellen. 

b) hinſichtlich einzelner Kreiätheile, ſofern es fih um 
beſondere Kreit-Einrihtungen handelt, welche aus» 
Ihließlih oder in hervorragendem Maße ben betref- 
fenden Kreistheilen zu Gute fommen. 

In diefen Fällen ift es geftattet, für die Kreid- 
Angehörigen ber betreffenden Kreistheile eine nad 
Duoten zu bemefjende Mehrbelaftung eintreten zu 
laffen. Dieſe Mehrbelaftung fann durch Natural« 
leiftungen erjegt werden. 


$. 96. 


Perfügung über die in der Kur- und Neumark Brandeuburg aut ben 
Kontributiond-Mleberichüffen angefammelten Fonde. 


In Anfehung der Berfügung über diejenigen Fonds, 
welde in der Kur- und Neumark Brandenburg aus den 
Kontributions-Ueberſchüſſen angefammelt find, gelten bie 
Vorſchriften dieſes Gefeged mit der Maßgabe, daß Die Befug- 
niß, über dieſe Fonds und deren Einkünfte zu verfügen, ben 
Kreistags- Abgeordneten aus den Wahlverbänden der grör 
feren, beziehungsweile meiftbegüterten Grundbefiger und ber 
Landgemeinden zufteht. 


$. 97. 


Berufung des Kreittages und Leitung der Verhandlungen auf 
demfelben. 


Der Landrath beruft die Kreistags-Abgeordneten durch 
bejondere Einladungsicreiben, unter Angabe der zu verhan« 
delnden Gegenftände, zum Kreistage, führt auf demfelben den 


Vorfig, leitet die Verhandlungen und handhabt die Ordnung 
in der Berfammlung. 


Borfchläge der KRommiffion. 


6) die Grundſätze feftzuftellen, nad welden bie 2 
waltung bed dem Kreije gehörigen Grund» ı 
KıpitaleBermögend, ſowie der Kreid-Einrichtun 
und Auftalten zu erfolgen bat; 

7) über die Anftellung und Beloldung der fin 
Beamten zu beſchließen! 

8) jein Gutadten über alle Angelegenkeil 
abzugeben, die ihm zu dieſem Behufe ıl 
den Staatsbehörden überwiejen werten. 

9) die durch geieplihe Vorſchrift ihm übertrage 
fonftigen Gejhäfte wahrzunehmen, einen Theil | 
Mitglieder des Kreisausſchuſſes zu wählen ($. 10 
befjondere Kommilfionen oder Kommifjarien ı 
den Kreis-Angehörigen für Kreis-Zwede zu | 
ftellen ($. 119.), ſowie die erforderlichen Ball 
u ben durch das Geſetz für Zwede ber allgemen 
andes-Berwaltung angeordneten Kommilfionen 
vollziehen. 


Bemerkung. Dies Alinea ift von der Kommiſſion übergug 
weil bad Wahlreglemeut ihr nicht zur Berathung überwiehen iſt 


8. 95. 


Beichlüfle bed Kreidtages über Abweichungen von dem allgemein 
Abgaben-Bertbeilungs-Mapftabe. 


Abweihungen von dem zur gleihmäßigendn 
wendung auf alle Kreis-Angehörigen beftinntı 
allgemeinen Abgaben » Bertheilungs » Maitıt 
($. 94. Nr. 4.) fönnen von dem Kreistage zu Gute 
under zu Laften einzelner Kreistheile beſcleſſte 
werden, jofern es jih um Kreiseinrichtungen hun 
delt, welde in beſonders geringem oder im heteet 
ragendem Maße dem betreffenden Kreisibeilt ij 
Gute fommen. In diefen Fällen ift es geltattel 
fürbie Kreisangehörigen jener Kreistheileeine nu) 
Quoten zu bemejjende Mehr- beziehungemi 
Minderbelaftung eintreten zu laſſen. Die Net 
belaftung fann nah Maßgabe der Beiglülle ’t 
Kreistages durch Naturalleiftungen erjept werdet 


$. 96. 


Verfügung über bie in der Kur- und Neumark Brandenburg aut de 
Kontributiond-Neberichüffen angefammelten Fonde. 


In Anfehung der Verfügung über diejenigen Kant 
welde in der Kur und Neumark Brandenburg aus 
Kontributions-Ueberfhüffen angefammelt find, gelten ® 
Vorſchriften dieſes Gejepes mit der Maßgabe, dap die 
fugniß, über diefe Fonds und deren Einfünfte zu verfia 
den Kreistagä-Abzeordneten des platten Landes zahl 


$. 97. 


Berufung dei Kreiötages und Leitung ber Verhandlungen au’ 

bemfelben. 

Der Landrath beruft die Kreistags« Abgeordneten tu 
bejondere Einladungeſchreiben, unter Angabe der zu won 
beinden Gegenftände, zum Kreistage, führt auf dem" 
den Vorſitz, leitet die Verhandlungen und baudhabt 
Ordnung in der Berfammlung. 


' 347. 
Regierungsd: Borlage. 


Mit Ausnahme dringender Fälle, in welchen bie Frift 
zu drei Tagen abgekürzt werben darf, muß die Zujam- 
berufung mindeftens 8 Tage vorher erfolgen. Gegen» 
de, Die nicht in der Einladung zum Kreistage aufge 
ımen find, fönnen zwar zur Berathing gelangen, bie 
ung eines verbindenden Beſchluſſes über diejelben barf 
ch erft auf dem nächſten Kreistage erfolgen. 


Anträge auf Berathung einzelner Gegenftände find bei 
Landrathe anzubringen. Der Landrath ift verpflichtet, 
lich wenigftende 2 Kreidtage anzuberaumen, außerdem 
iſt er bierzu berechtigt, jo oft es bie Geſchäfte er- 
ern. 


Die Zufammenberufung des Kreistages muß erfolgen, 
ld ed von einem Drittel der Kreistag » Abgeordneten 
er von dem Kreis-Ausichufje verlangt wird. 

Von einem jeden anzujependen Kreistage hat der Land⸗ 
der Bezirfö- Regierung unter Einjendung einer Abſchrift 
Einladungsfhreibens Anzeige zu machen. 


$. 98. 


afjung beionderer Propofitionen für den Kreistag und Zuftellung ber. 
felben an die Kreidtags-Mitglieber. 
Soll auf dem Kreidtage 
1) über bie Feſtſetzung des allgemeinen Abgaben-Ber- 
theilungs-Mapftabes in Gemaͤßheit des $. 11. dieſes 
Geſetzes, oder 
2) über Abweichungen von diefem Maßftabe in Gemäß- 
beit bes $. 95. Diejes sn. oder 
über ſolche Gegenftände Beſchluß gefaßt werben, 
welde Kreis-Ausgaben nothwendig maden, die nicht 
ſchon in einer geleglichen Verpflichtung des Kreijes 
beruben, jo ift ein ausführliher Vorſchlag zu dem 
Beichuffe, welcher über 
1) den Zwed deſſelben, 
2) die Art der Ausführung, ren 
3) die Summe ber zu verwenbenden Koften und 
4) die Aufbringungsweile das Nöthige enthält, von 
bem Kreis - Ausihuffe auszuarbeiten und jedem 
Kreistagd=- Abgeordneten durch den Landrath ab» 
fchriftlich zuguftellen. Die Zuftellung muß, fofern 
ed fih nicht um Maßregeln handelt, durch welche 
einem Nothſtande abgeholfen oder vorgebeugt 
werben foll, minbeftend 14 Tage vor Abhaltung 
bes Kreistages erfolgen. 
In Fällen der lepteren Art darf biefe 
Krift bis zu drei Tagen abgekürzt werden. 


3 


— 


z. 99. 
Deffentlichkeit der Kreistags-Sigungen. 
Die Sipungen des Kreistags find öffentlih. Für ein- 
ıe Gegenftände kann durd einen in geheimer Sipung zu 


enden Beichluß der Berſammlung die Deffentlichleit aus— 
offen werben. 


$. 100. 
Beſchlußfähigkeit des Kreistages. 


Der Kreistag fann nur beſchließen, wenn mehr als die 
fte der Mitglieder anmejend ift. Eine Ausnahme hiervon 
et ftatt, wenn die Mitglieder des Kreistags zum zweiten 
le zur Berbandlung über denſelben Gegenftand berufen, 
ioch nicht in beihlußfähiger Anzahl erihienen find, Bei 
zweiten Zufammenberufung muß auf diefe Beflimmung 
drũcklich hingewieſen werben. 


Vorſchläge der Kommiſſion. 


Mit Ausnahme dringender Fälle, in welchen die Friſt 
bis zu drei Tagen abgekürzt werden darf, muß bie Ein» 
ladung ſämmtlicher Kreistagd-Abgeorbneten min» 
beftens 8 Tage vorher zugeftellt werden. Gegen- 
ftände, die nit in ber Einladung zum Kreistage aufge 
nommen find, fönnen zwar zur Berathung gelangen, die 
Faffung eines verbindenden Beſchluſſes über diefelben barf 
jedoch erft auf dem nächſten Kreistage erfolgen. 

Anträge von Kreistags » Abgeordneten auf 
Beratbung einzelner Gegenftände find bei dem 
Landrath anzubringen und in die Einladung zum 
nächſten Kreistage aufzunehmen, injofern fie vor 
Erlaß der Einladungsihreiben eingehen, Der Land» 
rath ift verpflichtet, jährlich wenigftens 2 Kreistage anzube- 
raumen, außerdem aber ift er hierzu berechtigt, jo oft es bie 
Geſchäfte erfordern. 

Die Zufammenberufung des Kreistages muß erfolgen, 
fobald ed von einem Viertel der Kreistagd-Abgeordneten 
ober von dem Kreid-Ausichuffe verlangt wird. 





8. 98. 


Abfaffung befonderer Propofitionen für den Kreistag und Zuftelung 
berfelben an die Kreidtags- Mitglieder. 


Unveränbert. 


8. 99. 
Deffentlichteit der Rreistagd-Sigungen. 
Unverändert. 


8. 100. 
Beſchlußfähigkeit des Kreistages. 
Unverändert. 


r® 


Regierungd: Borlage. 


g. 101. 


Theilnahme der Mitglieder des Kreis-Auäfchuffes an den Kreistag: 
Berfammlungen. 


Die Mitglieder des Kreis-Ausſchuſſes, welche nicht gleiche 
zeitig Mitglieder des Kreistags find, werden zu den Ber- 
fammlungen des Kreistages eingeladen, und haben in dem» 
felben berathende Stimme. 


$. 102, 


Raffung der Kreistage-Beichlüffe einfacher und Zwei-Drittel Stim- 
menmehrheit. 

Die Beihlüffe bed Kreistags werden nad einfacher 
Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleihheit entjcheidet 
die Stimme bes Lanbrathe, auch wenn derfelbe nicht Kreis— 
tags-Abgeordneter ift. 

Zu einem Beſchluſſe, durch welchen eine neue Belaftung 
der Kreis« Angehörigen ohne eine gejeglihe Verpflichtung 
oder eine Beräuperung vom Grund» oder Kapitalvermögen 
des Kreiſes bewirft werben fol, ift jedoch eine Stimmen 
mebrheit von mindeftens zwei Drittel der Abftimmenden er— 
forderlid). 


$. 103, 


Abfaffung und Veröffentlichung der Kreidtage-Protofolle, fowie Ab— 
faſſung von Petitionen und Eingaben des Areistagek. 

Ueber die Beihlüffe des Kreistags ift eine beiondere 
Verhandlung aufzunehmen, in welder die Namen der dabei 
anmejend gewejenen Abgeordneten aufgeführt werden müſſen. 
Diele Berhandlung wird von dem Borfigenden und von 
wenigftend 3 Mitgliedern des Kreistags vollzogen, weldye 
von der Verſammlung bierzu vor dem Beginne der Ber: 
bandlung zu beftimmen und in ber Verhandlung aufzus 
führen find. 


Der Inhalt der Kreistagd- Beichlüffe ift, ſofern der 
Kreistag nicht in einem einzelnen Falle etwas Anderes beichließt, 
durch das Kreisblatt, oder two ein folches nicht 
beftebt, in einer, von dım Kreistage zu beftimmenden Weile 
zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. Petitionen und Eins 
gaben, welde Namens des Kreistages in Bezug auf die jeiner 
Beihlußnahme unterliegenden Angelegenheiten (KF8. 93. und 
94.) überreicht werden jollen, müſſen auf dem Kreistage 
jelbft berathen und vollzogen, und daß dies geichehen, in 
dergleihen Eingaben ausdrücklich bemerft werben. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon dem Kreishaushalte. 
8§. 104. 
Aufftellung und Reftftellung des Kreishaushalts-Etats. 


Ueber alle Einnahmen und Ausgaben, welde ſich im 
Boraus beftimmen lafen, entwirft der Kreis-Ausihuß einen 
Haushalts» Etat, welder von dem Kreistage feftgeftellt und 
demnädft in derſelben Weiſe, wie die Kreistags-Beſchlüſſe 
veröffentlicht wird. 

Bei Vorlage des Haushalts» Etats hat der Kreis-Aus— 
Ihuß dem Kreistage über die Verwaltung und den Stand 
der Kreis- Kommunal» Angelegenheiten einen vollftändigen 
Bericht zu erftatten. 

Eine Abihrift des Etats und des Verwaltungs-Be— 
richtes wird nad erfolgter Feſtſtellung des Erſteren ſofort 


Borfchläge der Rommifflon. 


$. 101. 
Teilnahme der Mitglieder des Kreis ⸗Ausſchuſſes an den reittag 
Verſammlungen. 
Unverändert. 
$. 102. 


Faſſung der Kreistags-Beichlüffe nach einfacher und Zwei-Drind 
Stimmenmebrbeit. 
Die Beſchlüſſe des Kreidtags werden nad eint 
Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleidheit 
der Antrag abgelehnt. 


Zu einem Beſchluſſe, durch weldhen eine neue Belatı 
der Kreis-Angehörigen ohne eine geſetzliche Verpflichtung ı 
eine Veräußerung vom Grund« - oder Kapitalvermögen 
Kreifes bewirkt oder eine Veränderung in dem 
geftellten Bertbeilungs-Mapftab der Kreisabgıt 
(F. 11) eingeführt werden joll, ift jedod eine Stimm 
mehrheit von mindeftens zwei Drittel der Abſtimmende 
forderlich. 


$. 103. 


Abfaſſung und Veröſſentlichung der Rreistags-Protofolle, jew Arie 
von Petitionen und Eingaben des Kreistages, 
Ueber die Beichlüffe des Kreistags ift eine bie! 
Verhandlung aufzunehmen, in welcher die Namen der Di} 
anwelend gemejenen Abgeordneten aufgeführt werden mu 
Diefe Verhandlung wird von dem Borfigenden un ı 
wenigftens 3 Mitgliedern des Kreistags vollzogen, wi 
von der Berfammlung hierzu vor dem Beginne der Ber 
lung zu beftimmen und in der Verhandlung aufzufi 
find. Ueber die Wahl eines Protofollführer ı 
die Formen ber Verhandlung beftimmt im Uebrig 
die vom Kreistage zu beſchließende Geſchif 
Ordnung. 
Der Inhalt der Kreistags-Beſchlüſſe ift, ofen 
Kreistag nicht in einem einzelnen Falle etwas Anden! 
{chließt, in einer, von dem Kreistage zu beftimmenden ® 
zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. Petitionen un 
gaben, melde Namens bes Kreistages in Bezug a 
feiner Beſchlußnahme unterliegenden Angelegenbeiten & A 
und 94.) überreicht werden jollen, müſſen auf dem & 
tage jelbft berathen und vollzogen, und bafı dies get‘ 
in dergleichen Eingaben ausdrüdlid bemerkt werden. 











Dritter Abſchnitt. 


Bon dem Rreisbaushalte. 
$. 104. 
Aufſtellung und Keftitellung det Kreisbanshaltt-Frait. 


Ueber alle Einnahmen und Ausgaben, melde ft 
Boraus beftimmen laffen, entwirft der Kreis-Ausſchuß r 
lich einen Haushalts-Etat, welder von dem Kreitiag‘ 7 
geftellt und demnächſt in derfelben Weife, wie die 4 
tage-Beichlüffe veröffentlicht wird. 44 

Bei Vorlage des Haushalts-Etats hat der Krat? 
ſchuß dem SKreistage über die Verwaltung und den 7 
der Kreid- Kommunal» Angelegenheiten einen vollftĩnd 
Bericht zu erftatten. 4 

Eine Abjchrift des Etatd und des Verwaltungs· den 
wird nach erfolgter Feſtſtellung des Erfteren jefert | 
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der Bezirfs- Regierung überreicht. Ausgaben, welde außer 
dem Etat Far werden follen, bedürfen ber Genehmi- 
gung des Kreidtags. 


$. 105. 
Revifion der Kreid-Kommunal-Safle. 


Die Kreis-Kommunal-Kaffe muß an einem beftimmten 
Tage in jedem Monat regelmäßig und mindeftens ein Mal 
im Jahre außerordentlih rewidirt werden. Die Revifionen 
werden von dem Vorfipenden und einem Mitgliede des Kreis- 
Ausfhuffes, welches der leptere bierzu beftimmt, vorge» 
nommen. 


$. 106. 
Legung, Prüfung, Reftftellung und Entlaftung der Iabredrechnung. 


Die Jahresrechnung ift von dem Rendanten der Kreis— 
Kommunal» Kaffe vor dem 1. Mai des folgenden Jahres 
zu “= und dem Kreis-Ausſchuſſe einzureichen. 

iefer bat die Rechnung zu revidiren und ſolche mit 
einen Erinnerungen und Bemerkungen dem Kreistage zur 
Prüfung, Seftftellung und Entlaftung einzureichen. 


Der Kreistag ift befugt, Diefe Prüfung durch eine 
biermit zu beauftragende Kommiffion bewirken zu lafjen. 

Eine Abſchrift des Feftitellungs-Beichluffes ift ſofort der 
Bezirfö-Regierung vorzulegen. 


Berlin, den 12. Februar 1870, 


BVorfchläge der Kommiffion. 


Bezirks-Regierung überreicht. Ausgaben, welde außer de 
tat geleiftet werden jollen, bedürfen der Genehmigung t 
Kreistags. 


$. 105. 
Nevifion der Areii-Rommunal-Kafle. 
Unverändert. 
$. 106. 


Legung, Prüfung, Reftftellung und Entlaftung der Jabresrechnung. 


Die Jahresrechnung ift von dem Rendanten der Krei 
Kommunal-Kaffe vor dem 1. Mai des folgenden Jahres 
legen und dem Kreie-Ausſchuſſe einzureichen. 

Diefer hat die Rechnung zu rewidiren und feldhe nm 
feinen Erinnerungen uud Bemerfungen dem Kreistage 3 
Prüfung, Feftftellung und Gntlaftung einzureichen un 
— einen Rechnungs-Auszug zu veröffen 
lichen. 

Der Kreistag iſt befugt, dieſe Prüfung durch eine hie 
mit zu beauftragende Kommiſſien bewirken zu laffen. 

Eine Abſchrift des Feſtſteſlungs-Beſchluſſes ift fofort d 
Bezirfa-Regierung vorzulegen. 


Bemerkung Die Kommiſſion bat fich durch Beſchluß auadrü 
lich vorbehalten, falle in den vorbergebenden Paragrapben prinzipie 
Abänderungen des Entwurfs im Plenum beichlofien werden follten, | 
dadurch nothwendig werdenden Abänderungen in den von ihr berathen 
Paragraphen eintreten zu laſſen. 


Die XI. Kommiffion. 


Der Borfigende: 


Graf v. Schwerin: Pusar. 


Der Beridterftaiter: 
v. Wedel. 
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Berichterftatter: Saus der Abgeordneten. 
Abgeorbneter Shubarth. 10. Kegislatur« Periode. 
— — III. Seſſion 1869. 





Bericht 


der 


Kommiffion für Finanzen und Zölle über 
die Petition IL Nr. 119., betreffend die 
Aufhebung der für die Steinfohlenbergwerfe. 
der Herrichaft Broich zu zahlenden 
Auffichtöftener. 


Die Vertretungen ber in Betrieb ftehenden Steinfohlen- 
bergwerfe der Herrihaft Broich gan in einer Petition 
vom 12. Oftober 1869 beim Hauje der Abgeordneten ihre 
an ben Herrn Handels-Minifter gerichteten BVorftellungen 
vom 16. Zuni 1868 und 15. April 1869, auf melde fie 
unterm 15. September 1868 und 22. April 1869 ablehnen 
beſchieden worden, erneuert und unter Borlegung dieſer Do— 
fumente die Bitte vorgetragen: 

„Das Haus wolle für ihr Geſuch: die Auffichtäfteuer 

für die Steinfohlenbergwerfe der Herrihaft Broich auf- 

zuheben, mit allen demjelben zuftehenden Mitteln bei 
der Königlihen Staats-Regierung eintreten.“ 

Der dem Geſuche zu Grunde liegende Thatbeftand ift 
folgender: 

Durch die Berqwerkfteuergefege vom 12. Mai 1851, 
22. Mai 1861, 20. Dftober 1862 und 17. Juni 1863 find 
die früher fehr hohen Bergwerfsabgaben im Großen und 
Ganzen in bebeutendbfter Weile berabgejept worden, und 
war bdergeftalt, daß für den Bereih der Cleve-⸗Maärkiſchen 

ergorbnung, indem 1, ber Zehnte balbirt, Ipäter weiter 
rebuzirt worden ift, und 2, flatt der Nebenabgaben eine 
etwa Afach geringere Auffichtöfteuer erhoben wird, dieſe Ab» 
aben von circa 14 pCt. auf 2 pCt., alio um etwa das 
Siehenfache ermäßigt worden find. 

Petenten führen nun weiter aus, daß in bemielben 
Augenblicke, in weldem jene bedeutende Steuererleichterung, 
für den erwähnten Bereich eingetreten fei, ber Bergbaubezirk, 
in welchem ihre Werke belegen — die Herrihaft Broich — 
eine Steuererhöhung erfahren habe; und dieje Steuererhöhung 
fei für ihre Werke um fo jchwerer geweſen, als dieielben mit 
den benachbarten Werfen von Cleve-⸗Mark (Effen, Werben, 
Bodum ıc.) auf einem und demſelben Verkaufsmarkte die 
Konkurrenz zu beftehen und in diefem Kampfe jhon wegen 
der Ungunft der Jonftigen Verhältniſſe — (tiefe Schadtan- 
lagen, geftörte Gebirgsverhältniffe, Magerfeit der produzirten 
Kohle 10.) — Hinderniffe genug zu befimpfen hätten. Die 
vorftehend unter 1 erwähnte Steuerermäßigung babe fi für 
den Steinkfohlenbergbau der Herrihaft Broich als einflußlos 
erwiejen, weil derſelbe einem Privatzehntreht unterworfen 
fei und der $. 1. des Geſetzes vom 12. Mai 1851 ebenfo 
wie die jonftigen genannten Belege das Privatzehntreht uns 
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berührt liefen. Anlangend die zweite Duelle ber Steuer« 
ermäßigungen, jo feien die Nebenabgaben in der Herrſchaft 
Broich bis dahin ſehr gering geweſen, und habe die an 
deren Stelle getretene einprozentige Auffichtefteuer eine wejent« 
liche ey der Steuern zur Folge gehabt. 

Behufs Befeitigung diefer, gegenüber den bedeutenden 
Steuerermäßigungen in Gleve-Marf, in der Herrihaft Broich 
eingetretenen beträdhtlihen Steuererhöhung haben fih Pe 
tenten, wie bereit erwähnt, zu wiederholten Malen mit 
BVorftellungen an den Herrn Handeld-Minifter gewendet 
und — da fie in Betreff des Zehnten eine Erleichterung 
nit erlangen fonnten — um Erlaß der Auffihtsfteuer ges 
beten. Derjelbe bat jedoch dieſe Anträge ald unberedhtigte 
urüdgewiefen. Die Beftrebungen der Königlichen Staats» 
Ss — fo beißt es in dem bezüglichen Beſcheide vom 
15. September 1868 — jeien gerade dahin gerichtet, inner» 
halb des ganzen Staatsgebiet eine gleihmäßige Befteuerung 
des Bergbaues herbeizuführen und feien, um zu diefem Ziele 
u gelangen, tbeils im Wege ber Bergwerksſteuergeſetzgebung 
Bei dem Sabre 1851, theils im Wege ber vertragsmäßigen Der» 
einbarung mit Privatperfonen, welden Bergregalitätsrechte zu⸗ 
ſtändig gewejen, bie in einzelner Landestheilen früher vor« 
handenen Ungleihheiten in der Abgabenpflichtigfeit der Berg» 
werke bejeitigt worden, joweit fi dies bis babin habe 
erreichen laffen. Die Staats » Regierung würde fih in 
Widerſpruch jepen mit den Grundprinzipien, melde ihre 
Thätigfeit auf diefem Gebiete unter ———— der Lan⸗ 
beövertretung bis dahin geleitet hätten, wenn fie die Hand 
dazu bieten wollte, nunmehr für den Umfang der Herrſchaft 
Broich ausnahmsweiſe die Befreiung von der Auffichtöfteuer 
einzuführen, weldyer der Steinfohlenbergbau nad $. 8. des 
Geſetzes vom 12. Mai 1851 in dem übrigen Staatögebiete 
unterliege. Dabin zielende legislative Schritte jeien aber 
um fo weniger zu befürworten, ald bie Lage des Stein» 
fohlenbergbaues in der Herrihaft Broich keineswegs etwa 
eine jo gebrüdte fei, daß derſelbe einer Aufbülfe durch 
rundjäglid verwerflide Steuereremtionen bedürfte. Der 
in Rebe ftehende Antrag erſcheine um fo mehr unberedtigt, 
als in Betracht zu ziehen fei, daß ſämmtliche, gegenwärtig 
dort im Betriebe befindlihen Steinfohlengruben, mit Aus- 
nahme von nur zweien, erft unter der Herrſchaft jener neuen 
Steuer in Betrieb gejegt worden feien, daß alfo nur diefe 
beiden Gruben durch die neu eingeführte Auffichtöfteuer eine 
Steigerung ihrer Abgabenpflichtigfeit erlitten hätten. " 

Indem Petenten eine Widerlegung biejer Ausführun- 
gen verfuchen, ftellen fie den Antrag: 

das Haus wolle ihre Bitte der Königlihen Staats- 

Regierung zur Berüdfihtigung überweilen und allen 

ihm zuftehenden Einfluß auf Gewährung berjelben ver 

wenden. 

Bei Berathbung der Petition im Schoche ber Kom— 
milfion gab der in berjelben erjchienene Vertreter der König» 
lihen Staatö-Regierung unter Hinweifung auf die Aus— 
führungen des bezogenen Miniſterial-Beſcheides vom 15. 
September 1868 die Erklärung ab, daß dem Rechte nad, 
ber Broicher Steinfohlen-Bergbau allerdings durch die im 
Sabre 1851 geſchehene Einführung der Auffichtöfteuer eine 
Steigerung feiner Abgabenpflichtigfeit erlitten habe; that» 
ſächlich aber eine ftärfere Belaftung jenes Bergbaues, 

egenüber den Steinfoblengruben, in dem angrenzenden 
echtögebiete der Eleve-Märkiihen Bergorbnung nicht ein« 
getreten, denn der Broicher PrivatsKohlenzehnt, der dem 
Rechte nad neben jener Auffichtöfteuer befteben geblieben, 
während bie Zehntabgabe im Immediatgebiete des Staates 
auf den Zwanzigften ermäßigt wurde, ſei ein Naturals 
zehnt gewejen. Derjelbe fei früher, aber der Regel nad 
nicht in natura erhoben worden, weil der Zehntherr (der 
Landgraf von Heffen) keine Befugnif zur Mitbenugung der 
Nieberlagepläpe und Abfuhrwege der zehntpflichtigen Gruben 
gehabt habe. Der Zehntherr habe daher die Zehntkohlen 
käuflich den betreffenden Grubengewerkichaften überlaffen, und 
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zwar gegen fo mäßig bemefjene Preiſe, daß die zehntpflich« 
tigen Gruben in dem abzuführenden Ankaufepreiſe der Zehnt- 
Tohlen in der That weniger zu zahlen gehabt hätten, als 
fie an der Sprogentigen Bruttoertragsabgabe son dem Gelb» 
erlöje für ihre gefammte Koblenförderung an den Staat zu 
leiften gehabt haben würden. Dieſes Verhältniß babe fi 
geändert, als im Jahre 1855 eine Privatgefelihaft von 
Mühlheimer Kaufleuten das Zehntreht an fi gebracht habe. 
Dieje Gejellichaft habe fih mit den zehntpflidtigen Gruben 
über die Zahlung einer Gelbabgabe von dem Erlöje ber 
debitirten Kohlen an Stelle des Naturalgehnten geeinigt, 
weldhe Geldabgabe 5 bis 6 Prozent des Bruttoerlöjes be» 
tragen habe. Inzwiſchen hätten jämmtlihe im Betriebe 
ftehende Steinfohlengruben der Herrihaft Broich bis auf 
en vertragämäßig dem Zehnten abgelöfl. Dieje beiden 
elaftet gebliebenen Gruben zahlten aber gleichfalls nad den 
von ihnen mit der zehntberedhtigten Geſellſchaft geichloffenen 
Verträgen nur eine 5 bis Gprozentige Brutto-Ertragsab- 
gabe an Stelle des Naturalzehnten. Mit dem lepteren jeien 
} 3. allerdings aud die friftenden Grubenfelder (circa 32) 
elaftet.. Das Zebntreht von dieſen Grubenfeldern habe 
aber einen geringen Werth. Bei den von ber Königliden 
Staats-Regierung in den Jahren 1865/66 über die Ab» 
löfung des Broiher Zehnten gepflogenen Verhandlungen 
babe die Zehntgefelihaft ihre Berechtigung bezüglich jener 
Grubenfelder dem Staate für circa 30,000 Thaler zum 
Ankauf angeboten. Sollten biefe Felder in Betrieb kommen, 
fo fei nidht zu bezweifeln, daß die Eigenthümer berjelben 
die Konvertirung bes Naturalzehnten in eine 5 bis 6 progen« 
tige Brutto» Ertrags- Geldabgabe von ber Zehntgeſellſchaft 
erlangen würden. Ferner wurde von dem ®Bertreter ber 
Königlihen Staatsregierung nod darauf hingewieſen, daß 
gleihartige Verhältniffe, wie in der Herrſchaft Broich, aud 
binfihtlih des Steinfohlenbergbaues in der Herrſchaft 
Myslowip: Kattowig beftänden, mwojelbft ber Frau v. Thiele 
Winkler das Bergregal mit dem Zehntrecdhte zuftändig fei. 
Auch dort komme neben der Zehntabgabe, die dort ebenfalls 
in eine 5 bis 6prozentige Geldabgabe Fonvertirt fei, bie 
Auffihtöftener an den Staat zur Erhebung, und die legtere 
jei in ihrem Betrage höher, ald die vor ihrer Einführung 
gemäß den Vorſchriften der Schleſiſchen Provinzial-Bergs 
ordnung in jenem Regal-Bezirfe außer dem Zehnten zur 
Abführung gefommenen Nebenabgaben. 

Die Kommiffion fonnte fih nad diejer ihr gegebenen 
Darlegung des Sachverhaltes nit der Auffaffung ver 
ſchließen, daß es nicht in der Hand des Staates liege, be— 
üglich ded Zehnten eine Erleidhterung für die Petenten zu 
Fuchs, beziehungsweije daß die Prägravation der Broicher 
Steinkohlengruben gegenüber den mit ihnen fonfurrirenden 
im Bezirfe der Cleve-Märkiſchen Bergordnung nit in dem 
behaupteten Umfange eingeireten jei, daß auch andererjeits 
es unftatthaft erjcheine, eine Eremtion von der Auffichtäfteuer 
im Wege der Gejepgebung herbeizuführen, da hierdurd das 
Prinzip der Gleihmäßigfeit der zur Erhebung gelangenden 
Steuern durchbrochen werben würde. 

Die Kommiffion ſchloß fih daher einftimmig dem An— 
trage des Neferenten an: 

„Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, über 

die Petition der Bertretungen der in Betrieb ftehenden 

Steinfoblenbergwerke der Herrihaft Broid vom 12, Of. 

tober 1869 zur Tagesordnung überzugehen.* 


Berlin, den 12. Februar 1870. 


Die Kommiljion für Finanzen und Zölle. 


v. Bonin (Vorfigender)., Schubarth (Bericterftatter). 
Hoene. Dunder. #Freiberr v. Maſſenbach. 
©retius. Dr. 2orengen. WUgricola. Dr. Glafer. 
v. Bredow. Graf Wilamowig : Möllendorff. 
Dr. Loewe. Miquel. Ziegler (Breslau). 9. Benda. 
Thilo. Richter (Königsberg). ©. Bodelſchwingh. 
Dr. @ichmann. Dr. Faucher. v. Saldern. 
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Saus der Abgeordneten. 
10, 2egislatur« Periode. 
II. Seffion 1869. 
ER — 


Sechster Bericht 


der 


Kommilfion für Handel und Gewerbe 
über 


Petitionen. 


Beridterftatter: 
Abgeordneter Jacobi (Liegnip). 
un — — 


Die Gewerbe» Ordnung für den Norddeutſchen Bund Jouru. II Nr. 1376. u. 1452, 
vom 21. Juni 1869 beflimmt im $. 42.: 

„Wer zum felbftftändigen Betriebe eines ftehenden 
Gewerbes befugt ift, darf basjelbe — — am Orte 
feiner gewerblichen Niederlaffung und, ſoweit nicht die 
Vorſchriften des dritten Ziteld einen Legitimationd- 
ſchein erfordern, auh außerhalb dieſes Drtes 
ausüben.“ 

Zur Erläuterung dieſes Paragraphen bemerken die 
Motive Folgendes: 

„Der $. 42 ftellt, im Gegenfape zu den Beftim- 
mungen ber meiften Landesgeſehe ein überaus wichtiges 
Prinzip feſt. Während nad der Mehrzahl ber Iep- 
teren jebe nicht befonders dem ftehenden Gewerbe⸗ 
betrieb vorbehaltene Ausübung des Gewerbes außer 
balb des Wohnorted ald umherziehender Betrieb 
aufgefaßt und den Beftimmungen über das Haufirge- 
weide unterworfen werden fonnte, wird durd $. 42. 
feftgeftellt, daß die Ausübung des ftehenden Gewerbes 
außerhalb des Wohnortes foweit frei ift, ald das vor» 
liegende Be nicht befondere Beihränfungen vorſchreibt. 
Eine Ausübung des ftehenden Betriebes außer» 
balb des Wohnorts, die nit durch den Titel 3. 
als Haufirbetrieb ausdrücklich qualifizirt ift, gilt da« 
ber ald Ausübung bes ftehenden Betriebes. 
Dies ift namentlich gegenüber der bisherigen Preußi- 
ſchen wait te folgenreih für die Gemerbebefug- 
niffe der Berfiherungs- Agenten. Das Gewerbe 
der Verſicherungs · Agenten befteht in ber Vermittelung 
von Verfiherungs- Verträgen zwiſchen ben zu Verſichern ⸗ 
den und der BVerficherungs « Unternehmung. Bon den 
verfchiedenen Zweigen des Gewerbes der Vermittlung 
von Geſchäften ift durch Abſchnitt III. nur Derjenige 
dem Gewerbebetriebe im Umberziehen zugezählt, welcher 
in dem Aufluhen von Waarenbeftelungen beſteht. 
Die Geihäftsvermittlung der Verſicherungs— 
Agenten außerhalb ihres ———— iſt alſo 


nah dem. Entwurfe als ein Ausfluß des 

ftebenden Gewerbebetriebes zu betradten, 

nicht ald Gewerbebetrieb im Umberzieben. 

Nah der beftehenden Gefepgebung in Preußen iſt 

umgekehrt der Gewerbebetrieb der Berfiherungs- Agenten 

außerhalb ihres Wohnortes als Gewerbebetrieb im 

Umpberziehen und, ba die Gefeggebung über den letz— 

teren diejen Betrieb nicht ausdrüdlidh zuläßt, als ver⸗ 

boten zu betrachten.” 

Gleicherweiſe beiagen die Motive zu dem Titel IIL ber 
Gewerbeordnung, daß 

„der Begriff des Gemerbebetriebes im Eupen 

jieben gegen die anderen Formen ber Ausübung 

des tie Gemwerbebetriebes außerhalb der Betriebs- 

ftätte beftimmt abgegrenzt werden jolle. Es werde 

hiernach namentlich als Gewerbebetrieb im Umberzichen 

nicht angejehen die Bermittlung von Gejdäften.“ 
Unzweideutig erhellt hieraus: 

1) daß der Gejepgeber den „Gewerbebetrieb außerhalb der 
Betrieböftätte" unterjcheidet: 

a) in den (eigentlichen) Gewerbebetrieb im Umberziehen, 

b) in andern Formen, weldye lediglich zum ftehenden 

Gewerbebetriebe gerechnet werden; 

2) daß zu Diefen anderen Formen des ſtehenden Ge— 
werbebetriebs aud die Geſchaͤftsthätigkeit der Berfiche- 
rungd-Agenten außerhalb des Wohnorts gehört. 

Es wird num in einer Petition von 11 Feuer» und 
Hagelverfiherungs« Gefeliaften vom 24. Sanuar d. I. 
(II. Nr. 1376,), fowie in einer Vorſtellung der Vorfteher der 
Stettiner Kaufmannſchaft vom 3. Februar d. 3. (II. 1452,) be 
hauptet, daß die Preußiſche Staatöregierung mit dem Geifte diefer 
Beltimmungen dadurch in Widerjprud getreten fei, daß fie 
den auswärtigen Geihäftsbetrieb der Berfiherungs-Agen- 
ten, neben der Befteuerung ihres ftehenden Gewerbes, 
noch einer befonderen Haufirgewerbefteuer unterworfen habe. 
Die minifteriele Anweifung vom 4. September 1869 zur 
Ausführung der Gewerbe-Drdnung ſagt nämlich unter Nr. 16. 

„Die Bermittelung von Geſchäften außerhalb des 
Orts der gewerblichen Nieberlaffung hat die Gewerbes 
Ordnung als einen Ausfluß bes ftehenden Gewerbe: 
betriebes behandelt.“ 

„Bezüglich der fteuerlihen Seite dieſes Ge. 
werbebetrieb8® ım Umberzieben hat dagegen bie be- 
ftehende Landesgejepgebung durd die Gemwerbe-Drbd» 
nung feine Aenderung fahren. Derfiherungd- und 
andere Agenten bedürfen daher, abgejehen von ber für 
das ftehende Gewerbe zu entridhtenden Steuer, ſobald 
fie ihr Gewerbe im rn /g Fi betreiben, eines fteuer- 
pflichtigen Gewerbeſcheins. Die Steuer für jeden Ge- 
werbeſchein beträgt nad $. 20. Ablap I. des Geſetzes 
vom 19. Zuli 1861 (Gejep-Sammlung, Seite 697.) 
16 Rthlr.“ 

Die 11 Berficherungs » Gefellihaften haben bei ber 
Stantdregierung um Zurüdnahme dieſer „denjenigen Agen- 
„ten, welde außerhalb ihres — Verſicherungen auf⸗ 
„ſuchen wollen, auferlegten Verpflichtung zur Löſung eines 
„ſteuerpflichtigen Gewerbeſcheins“ nachgeſucht, ſind jedoch 
mittelſt Grlaffes der Königlihen Minifterien des Handels, 
der Finanzen und des Innern vom 10. Januar d. 3. ab» 
hlägig beichieden worden. Diefer Beſcheid führt im We- 
entlihen Folgendes aus: 

„Wenngleich die Gewerbe « Ordnung für den Nord« 
deutſchen Bund bie Agenten, welde ihr Gewerbe außerhalb 
des Mohnortes betreiben, nicht unter die Kategorie der 
Haufirer ($. 55 der Gewerbe-Drbnung) geftellt, das Auf— 
ſuchen von Berfiherungs- Anträgen vielmehr als einen Aus— 
uf bes ftehbenden Gewerbebetriebes behandelt habe, 
o jei dod der Zwed diefer Anordnung nur auf die Be- 
feitigung berjenigen polizeilihen Beſchränkungen gerichtet, 
weldyer der Gewerbebetrieb der Agenten außerhalb des Drts 
der gewerblichen Nieberlaffung bisher unterworfen geweſen 
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ift. Weder der allgemeine Begriff des Gewerbebetriebes 
im Umpberzieben, noch die Vorſchriften der einzelnen 
Steuergelepgebungen haben durch die mit der neuen Gewerbe⸗ 
Ordnung dem Gewerbe gewährte Freiheit geändert werben 
follen. Die Beftimmung der Gewerbe-Drdnung habe viels 
mehr nur die Bedeutung, daß in Bezug auf die Zuläjfig- 
feit des Agenturbetriebes jede weitere polizeilihe Bes 
ſchrändung befeitigt worden ift. Someit daher in Preußen 
bisher der in Rebe ftehende Gewerbebetrieb in polizeiticher 
Hinſicht beichränft oder überhaupt nicht geftattet war, fei 
derjelbe durh das Bundesgeſetz freigegeben. Cine weitere, 
darüber hinausgehende Wirkung habe aber die neue Ge— 
werbe- Ordnung nidt. Auf das gewerbepolizeilihe Ge— 
biet beſchränkt, habe dieſelbe die Vorfchriften der einzelnen 
Landesgejepgebungen über die Befteuerung bes Ge— 
werbebetriebes im Umberzieben nicht aufgehoben, viel- 
mehr in unveränderter Geltung belaffen. Diele, der Natur 
bed Bundesgefepes entiprehende Auffafjung, habe jowohl in 
den Motiven dieſes Geſetzes, als bei Gelegenheit der Be— 
rathungen des Reichstags deutlihen Ausdruck gefunden. 
Wie dort ausgeführt jet: 

„„daß, da es fi in dem Entwurfe nit um fteuer«- 

gefeplihe, fondern lediglih um gewerbepolizei— 

liche Beftimmungen handele, es fih von jelbft ver- 
ftebe, daß ber Entwurf auf die Befteuerung des 

Gewerbebetriebes im Umherziehen in ben ver» 

ſchiedenen Bundesftaaten feine Einwirkung ausübe,““ 
fo babe der Berichterftatter der Kommilfion in der Neiche- 
tagsfitung vom 30. April 1869 erflärt: 

„Die Kommilfion babe es für nothwendig gehalten, 

die Frage bezüglich der Befteuerung und der geſetz— 

lihen Regelung bes Gewerbebetriebes im Umher— 
ziehen völlig zu trennen, und dieſem Gedanfen 
namentlih dadurch Ausdrud zu geben, daß fie den— 
jenigen Schein, der dem Gewerbetreibenden im Uncher— 
ziehen zu ihrem (polizeilichen) Ausweije gegeben wird, 
als Legitimationsihein durchweg und nicht als Ge— 

werbeſchein bezeichnet habe.“ * 

Bei der hiernach unveränderten Giltigkeit der Prer- 
Bilden Steuergelepgebung babe der Gewerbebetrieb der 
Agenten außerhalb des Ortes ber gewerblichen Niederlaffung 
in Gemäßheit des $. 2. bed Gejepes vom 30. Mai 1820, 
des $. 26. des Regulativs vom 28. April 1824 und bes 
$. 20. des Geleges vom 19. Juli 1861 an das Erforderniß 
eines fteuerpflichtigen Gewerbeiheins und an die Entridhe 
tung einer Sahresfteuer von 16 Rthlrn. geknüpft werben 
mũſſen.“ 

Ueber dieſe Entſcheidung beſchweren ſich die Petenten, 
und ihre Beſchwerde iſt von der unterzeichneten Kommiſſion 
für gerechtferttigt befunden worden. 

Folgende Erwägungen ſind hierbei maßgebend geweſen: 

Die Staatsregierung erkennt ausdrücklich an, daß die 
Bundesgewerbeordnung „das Aufſuchen von Verſicherungs— 
Anträgen außerhalb des Wohnortes der Agenten als einen 
Ausfluß des ftehenden Gewerbes behandelt,” nicht 
unter die Kategorie des umherziehenden Gewerbes 
betriebed geftellt habe. Sie ift jedoh bed Dafür- 
baltens, daß hierdurch lediglich und ausſchließlich die polizei» 
lichen Beihränfungen des auswärtigen Agenturbetriebes be» 
feitigt jeien, daß e8 der Steuerverwaltung aber unbenom« 
men bleibe, denjelben nad wie vor als Haufirbetrieb auf» 
zufaffen und demgemäß aud zu befteuern. Die Staatt- 
Regierung beruft ſich zur Rechtfertigung diejer Anficht darauf, 
daß in den Motiven zu der Gewerbe-Drdnung und in ben 
Verhandlungen des Reichstages ausgeſprochen ſei: „ed ver« 
ftebe ih von felbit, daß das Geſetz auf die Befteuerung 
des Gewerbe-Betriebes im Umherziehen feine Ein- 
wirfung ausübe, — daß die Frage bezüglid der Befteue- 
rung von ber (honftigen) geleplihen Regelung bes Ge— 
werbe»Betriebes im Umberzieben völlig zu tren— 
nen fei.“ 

1 “ 
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Indeſſen die Berufung auf diefe Anführungen enthält body 
eine petitio prineipii. Denn es fragt ſich eben: „was ge 
bört zum Gewerbebetriebe im Umherziehen?“ Daß bie 
Gewerbe + Ordnung fern davon ift, in bie Befteuerung 
des wirflihen Haufirbetriebes einzugreifen, das ift ebenfo 
wenig zweifelhaft, als daß fie an und für fi überhaupt 
nicht beabfihtigt, auf die Befteuerung irgend eines Ges 
werbebetriebes unmittelbar einen Einfluß auszuüben. Aber 
ebenjo gut die allgemeine Frage: „was ift Gewerbebetrieb ?'' 
wie die bejondere Brage: „was ift Gewerbebetrieb im Um- 
herziehen?“ können doch unmöglich ohne Hinblid 
auf die neue Gewerbe » Drbnung gelöft werden. Blidt 
man nun aber auf Diefelbe, fo kann man fid 
niht füglich ber Anfiht der Staats - Regierung 
dahin anſchließen: „es habe der allgemeine Begriff des Ge- 
werbebetriebes im Umberziehen nicht geändert werden follen.* 
Im Gegentbeil wird durch die Gewebeorbnung eine mer 
ſentliche Umgeftaltung biejes Begriffes ausgeſprochen. Was 
früber Regel war, wird nun Ausnahme. Der Gemerbebe- 
trieb außerhalb des Wohnortes wird der Regel nad dem 
Betriebe am Orte völlig gleihgeftelt und erhebt ſich zu 
einem integrirenden Beftandtheile des ftehbenden Gewer- 
bet. Wer feine Gejchäftsthätigkeit außerhalb feines Wohn- 
ortes ausübt, betreibt regelmäßig damit in ber That nichts 
anders, als ein ftehenbes Gewerbe. Wie oben ſchon dar» 
etban, ſoll dies nach ber Abficht des Gefepgebers ganz ins- 
————— Platz greifen für den außerwohnortlidhen Geihäfts- 
betrieb der Verfiherungs- Agenten. Die angezogenen Motive 
u $. 39. (jept 41.) jagen wörtlih, daß von bemielben 
RE das Umgekehrte gelten jolle, wie nad) ber beftehen« 
ben Preußiſchen Geſetzgebung. Allerdings ift dies zu 
nächſt nur gejagt bezüglih des Fortfalls ber polizei— 
lichen Genehmigung. Darf dies aber bie einzige Konſe- 
quenz des neuen Prinzips fein? Gewiß nicht. Die rechtliche 
Dualifizirung des auswärtigen Agenturbetriebes hat fi durch 
die neue Sdaslmı ſchlechthin verändert. Wie folte man 
ohne ausdrüdlihe geſetzliche Ausnahmevorſchrift fich berechtigt 
finden, denfelben noch unter irgend einem Gefihtspunfte zu 
der Gattung ber Haufirgewerbe zu rechnen? Wie die Steuer» 
verwaltung insbeſondere für behugt erachten, ihrerſeits einen 
Geichäftsbetrieb als ein Haufirgewerbe zu behandeln, welchen 
die Gewerbeordnung ſchlechthin als ftehendes Gewerbe auf« 
faßt? Eine ſolche gejeglihe Ansnahmebeftimmung für die 
Steuerverwaltung ift aber nit vorhanden. Im Gegentheil 
bemerken die Motive zu $. 42. (jept $. 44.) ausbrüdlic, 
es folle auch in ſteuerlicher Hinfiht der Titel III. den 
umberziehenden Gewerbebetrieb feft umgrenzen. Aljo: Was 
nit unter ben Titel III. fält, ift im Sinne ber neuen 
Gejepgebung nicht Haufirbetrieb, kann deshalb aud nicht 
der Haufirfteuer unterliegen. 

Faffen wir nad bieler allgemeineren Betrachtung noch 
das Berfiherungs-Agentur-Gewerbe feiner beſonderen Natur 
nad ausihließlih ins Auge und fragen wir uns, ob bie 
Bundesgejepgebung denkbarerweiſe wohl bie Abfiht gehabt 
haben fünne, die Zerlegung befjelben in einen einheimifchen, 
wohnortlihen und einen auswärtigen, einen angeblichen 
Haufirbetrieb auh nur dem Steuerfisfus zu geftatten, fo 
gelangen wir aud auf diefem Wege zu einer zweifellofen 
verneinenden Antwort. 

Wenn man fi nämlich vergegenwärtigt, wie das Ver— 
fiherungs-Gewerbe Jahre lang unter ber polizeilich-⸗politi— 
ſchen Konzeifionirung der Agenten und unter der unerfind« 
lihen Bebürfniffrage wirkliche Drangfale erlitten hat, — 
wie ſodann der Agenturbetrieb durch das abfolute Verbot 
der Ausübung außerhalb des Wohnortes aufs Yeußerfte 
eingejhnürt worben ift und nod mehr darunter gelitten 
haben würde, wenn Diefe ganz unnatürliche Einihränfung 
nicht tagtäglich überſchritten worden wäre, weil fie eben mit 
dem Wejen dieſes Gewerbes unvereinbar if, — vergegen« 
wärtigt man fih dieſe offenfundige Kalamität und bie 
lauten Klagen der Berfiherungs-Anftalten und der Hanbels- 
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fammern darüber, fo fann man den Männern ber Bundes- 
Regierung, weldhen wir Die Vorlegung der in Rebe ftehen- 
den Vorſchriften der BROT und ihre treffliche 
Motivirung verbanfen, unmöglid das Unrecht anthun, 
den Zweifel auffommen zu laſſen, ob fie ſich hierbei auch 
wohl vollfommen Mar gemadt hätten, welches ber wirth— 
ſchaftliche Beruf, weldes die nothwendigen Lebensbedingun— 
gen dieſes Gewerbes jeien. Sie haben dies ſicherlich ges 
tban, und werben babei erfannt haben, was Niemandem, 
welder der Sache näher geftanden bat, zweifelhaft fein 
fann, — daß e8 nicht eine ganz beiondere Betrieböweile, 
nicht eine willfürlihe Ausdehnung des Geſchäfts ift, 
wenn der Agent auch auferhalb feines Wohnortes Berfiches 
zungen vermittelt, ſondern daß er die ihm zufallende wid» 
tige Kultur-Aufgabe dem — bei uns leider noch viel zu 
wenig gewürdigten — Gegen der Berfiherung Haus 
für Haus aufzuſchließen und foldergeftalt an jeinem 
Theil die Wohlfahrt bes Volkes zu heben und zu 
kräftigen, — gar nidt erfüllen fann, wenn bie 
Grenze feines Weichbildes die regelmäßige Grenze 
feiner Thätigkeit ift, und er nicht vielmehr ohne jede Rüd- 
fiht auf Stabt und Land fid frei bewegt überall hin, wo 
er ben wahren Boden feiner Wirkjamfeit, dad Vertrauen, 
findet oder ſich erichließt. Dies hat der Bundes-Gejepgeber 
zweifelächne gewürdigt; er hat erfannt, daß ber jogenannte 
„Hauſirbetrieb“ der Verfiherungs » Agenten ganz weſentlich 
einen unirennbaren Beftandtheil des ftehenden Geſchäfts 
berjelben bildet oder dech bilden ſoll; und was er erfannt 
bat, hat er auch anerfannt, — fiherlih chne befürdten zu 
wollen, daß nun die Eteuerwerwaltung fih berufen fühlen 
fönne, wieder zu zerreißen, was er jo eben für Eins erflärt 
bat. Ganz treffend machen die Petenten darauf aufmerfjam, 
daß die Geneſis der bezüglichen Vorſchrift der Bundes- 
Gejepgebung auf den Gejep- Entwurf zurüdführt, welden 
das Abgeorbneten-Haus im Sanuar 1867 in folgender 
Faſſung annahm: 

„Beamte, Haupt» und Unter-Agenten vou Verſiche- 
rung&-Gejellihaften lönnen ferner aud außerhalb ihres 
Wohnortes —— Verſicherungen aufſuchen. 

Dieſer Gewerbebetrieb iſt den Beſtimmungen des 
Regulativs vom 28. April 1824 über ben Gewerbe—⸗ 
betrieb im Umberziehen nit unterworfen.“ 

Den damals ausgeftellten Wechjel hat die Bundes» 

gelepgebung einlöjen wollen. — 

Man warf aus der Mitte der Kommilfion bier noch 
befonders die Frage auf, ob man denn glaube, daß ein 
Agent für einen neuen Zweig der Verfiherung 3. B. für 
bie vielverheißende Unfoll-Berfiherung an eine Beichränfung 
feines Geſchäfts auf feinen Wohnort auch nur denken könne, 
wenn bafjelbe überhaupt lohnend fein ſolle. 

Ale diefe Erwägungen fallen fih dahin zujammen, 
daß eine fteuerfisfaliihe Entgegenfegung des ftehenden und 
bes — Betriebes der Verſicherungs⸗-Agentur 
nit dem Sinne und der Abfiht der Bundesgejepgebung 
entipredhen fann. 

Bei einem bejonderen, an und für fih nur nebenſäch— 
lichen, doch ſehr bezeichnenden Punkte tritt noch jchlagend 
bervor, wie unzukömmlich es jein würde, den auswärtigen 
Agenturbetrieb in polizeiliher Hinfiht als ftehenden, in 
fteuerliher Hinfiht als umberziehenden Gewerbebetrieb gel» 
ten zu lafjen. Iſt diefer Betrieb nämlich ein ftehender, jo 
fünnen nad $. 45. der Bundesgewerbeordnung „die Befug- 
niffe deſſelben durd Stellvertreter ausgeübt werden,” — 
ift er ein Umberziehender, jo gilt nad) $. 62. das Gegen- 
theil. Zur Ausgleihung defjen, jagt der Minifterialbeijcheid 
vom 10, Sanuar d. 9. ’ 

„Da die Gewerbe-Drdnung für den Norddeutſchen 
Bund den Gewerbebetrieb der Agenten außerhalb des 
Orts der gewerblihen Niederlafjung in polizeilicher 
Hinfiht den Vorſchriften über ben Gewerbebetrieb im 
Umberziehen. nit unterftellt, jo findet die Vorſchrift 


bes $. 62. (dad Verbot der Gewerbe» Ausübung durch 

Stellvertreter), als lediglih den im Titel ILI. behan— 

delten Gewerbebetrieb betreffend, auf den Gewerbebe- 

trieb der Agenten außerhalb des Wohnortes überhaupt 
feine Anwendung. Die Behandlung des auswärtigen 

Agenturbetriebes als eines gemwerbeicheinpflichtigen Haus 

firbetriebes jei ſonach mit der Vorfchrift des $. 45. ber 

Gewerbe-Drdnung (wonach der Stellvertreterbetrieb zu— 

läͤſſig ift) völlig vereinbar.“ 

Aus diefer und den oben mitgetheilten Aeußerungen 
ded angefochtenen Minifterialbejcheides würden fih folgende 
Sätze entwideln: 

Der Gewerbebetrieb der Agenten außerhalb des Wohn- 

orts fällt nit unter Zitel ILL. der Gewerbe-Ordnung. 

Es handelt aber lediglich dieſer Titel III. von dem 

Gewerbebetrieb im Umberziehen. Fällt nun ber aus» 

wärtige Agenturbetrieb nicht unter dieſen Zitel, foll 

aber dennoch ein Haufirbetrieb fein, fo "gelangt man 
zu der Annahme: es giebt 

a) einen Gewerbebetrieb im Umberziehen, weldyer unter 

die Gewerbe-Orbnung (d. b. unter den Titel II. 
berjelben) fällt, und 

b) einen anderen, welder nur in ben Heberegiftern 

der Steuerverwalfung vorfommt. 

So fteht man in der That mit der Subfumtion bes 
Agenturgewerbes unter dem fisfaliihen Begriff des Haufir- 
betriebes ganz außerhalb des gejeplihen Bodens. 

Die Stellvertretungsfrage erledigt fi übrigens aud 
nicht ohne Weiteres fo einfach, wie die Staatsregierung 
angiebt. Denn, bildet der auswärtige Agenturbetrieb ein 
fteuerpflichtiges Haufirgewerbe, fo ift derjelbe von der vor« 
gängigen Löjung eined Gewerbeſcheins abhängig. Die 
Gewerbeſcheine werden aber nur für eine ganz bes 
ftimmte Perſon ausgeftellt, enthalten das Signalement 
berfelben und find mit ber Klauſel verfehen: „In— 
baber hat dieſen Gemwerbefhein während des Betriebes 
feines Gewerbes ſtets bei fih zu führen und darf 
denjelben Anderen nicht überlaffen.* Sol dieſe Beihrän- 
fung, wie es nad dem unumwundenen Zugeftändnifje des 
uneingejchränften Stellvertreterbetriebes Seitens der Staats» 
Regierung die Abficht ift, den Verfiherungsagenten gegen» 
über nicht gelten, jo müßte für deren angeblidien Haufire 
betrieb der Ausweis über die erfüllte Steuerpfliht ganz 
anders geregelt werden (duch ganz andere Gewerbeichein» 
Formulare :c.), damit im Gegentheil die Benupung dieſes 
Ausweiſes dur Stellvertreter vor jeder fisfaliihen An— 
fehtung geſchützt ſei. Denn das darf man doch der Staats» 
Regierung nicht imputiren, daß fie aud) bier daran denke, 
die „polizeilihe* Zuläffigkeit des Stellvertreterbetriebes 
auswärtiger Agentur-Gefhäfte zu entwertben durch den 
„steuerlichen“ Vorbehalt: eines Gewerbeſcheines a 16 Thlr. 
für jeden Stellvertreter! 

Schon aus Ddiefem formalen Nebenpunfte erhellt, daß 
ih der Ngenturbetrieb gar nicht in den herfümmlichen 
Rahmen unferer Haufirfteuer einzwängen läßt. Es erhellt 
ferner, daß ſich die polizeilihe und die ſteuerliche Seite 
diejer Frage gar nicht fo ſchlechthin trennen laſſen. Wäh— 
rend nmämli die Negierung ſelbſt in dem angefochtenen 
Beiheide vom 10. Januar d. 3. ausdrüdlid anerkennt, 
daß der Gewerbebetrieb der Berfiherungs- Agenten außerhalb 
des Wohnorts gejeglih nicht legitimationspflidtig jein 
fol, macht fie ihn doch wider Willen dazu, indem fie ihn 
gewerbeidheinpflihtig made! 

Indefjen fo triftig die Bedenken und die Einwendun- 
gen find, melde ſich ebenſo aus dem Wortlaute, wie aus 
dem Geifte der Bundes-Gejepgebung gegen Die ange- 
fochtene Steuer-Anorbnung erbeben, jo erſcheint body der 
Mangel gefepliher Begründung bderielben unter einem 
anderen Gefidtspunfte noch ee Br noch unmittels 
barer und die hieraus bergeleiteten Erwägungen find für die 
Kommiſſion vorzugsweile entſcheidend geweſen. Wenn man 
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nämlich auch zugeftehen wollte, baß der auswärtige Betrieb 
von Berfiherungs.Geihäften ih von irgend einem Gefichts« 
punfte aus unter ben Begriff „des Gewerbebetriebes im Um— 
herziehen“ bringen ließe, jo würde dod immer jede poſi— 
tive Geſetzes-Vorſchrift für die Heranziehung deſ— 
jelben zur Haufirfteuer fehlen; gleidyerweile, wie 
manche Erwerbsarten unter den Begriff der ftehbenden 
Gewerbe fallen, deſſen ungeachtet aber nad unferer Geſetz— 
gebung nicht der Gewerbefteuer unterliegen. 

Die Duelle unferer beftehenden Haufir-Befteuerung ift 
das Geſetz wegen Entrihtung einer Gemwerbefteuer vom 
30, Mai 1820. 

Daſſelbe beftimmt im $. 2.: 

„Sewerbefteuerpflihtig find fortan: — Diejenigen 
Gewerbe, die von umberziehenden Perfonen betrieben 
werden.‘ 

Sn Ausführung diejes allgemeinen Grundjapes be— 
zeichnet das Gejep in einem weiteren Verfolg 4 Gattungen 
von umherziehend betriebenen Gewerben als haufirfteuer- 
pflichtig: den Auffauf, den Handwerfäbetrieb, den Handel 
(Waaren » Auflauf) und Schauftelungen. Behufs näherer 
Anwendung dieſer Geſetzes-Vorſchriften ift das noch gegen. 
wärtig maßgebende Regulativ vom 28. April 1824 ergangen. 
Auch dieſes Regulativ Fennt (wie foldes u. a. in dem 
Dber-Tribunald-Erfenntniffe vom 18. Februar 1839 — Ent 
ſcheidungen Bd. V. S. 170, — näher ausgeführt ift) nur 
diejelben 4 Klaſſen des gewerbeſcheinpflichtigen, d. b. fteuer- 
pflihtigen Gewerbebetriebes im Umberziehen, nämlich: 

1) der Maaren-Berfäufer, 

2) der Waaren-Auffäufer und Sammler, 

3) der Dienftleiftenden beionderer Art (Schleifer, Holzubr- 
macher, Siebmader, Topfbinder, Keffelflider, Korbfledter, 
Viehfaftrirer, Kammerjäger), 

4) der Schaufteller (Mufitanten, Kunftreiter, Zafchen- 
jpieler ıc.). 

Jeder andere Gewerbebetrieb im Umherziehen iſt 
nach dieſer älteren Geſetzgebung entweder verboten oder aber 
zuläffig und gewerbeſcheinfrei. 

Offenbar läßt fih nun unter feine jener 4 Klafjen 
ber auswärtige Betrieb” der Bermittelungs » Geſchäfte 
bringen. Denn Agenten find feine Waaren « Verkäufer, 
feine Waaren » Aufläuferr und Waaren » Sammler, 
feine Schaufteller, endlih auch nicht Dienftleiftende von 
irgend einer auh nur annnähernden Berwandiichaft 
mit denjenigen Gewerbetreibenden mechaniſcher Thätigfeit, 
welche die Haufirgefepgebung bei diefer Kategorie im Auge 
bat, und welche daher das Gefep vom 30. Mai 1820, — 
wie foeben bemerft —, ſchlechtweg unter dem Namen 
„Handwerk“ begreift. Zwar ift in dem Regulative die 
Ausdehnung diefer Klaffe vorbehalten, doch lediglich 
„auf Gewerbtreibende ähnlicher Art“ ($. 17.). Eine 
ſolche Ausdehnung entfält alfo den Verſicherungsagenten 
gegenüber gänzlid. — Bei der Unterftellung der — 
ziehenden Dieniteiftenden unter die Haufirfteuer wird über- 
dies von ber Gefepgebung vorausgeſetzt (wie dies in dem vorge 
dachten Ober Tribunal-Erfenntniffe vom 18. Februar 1839 aus⸗ 
geführt ift), daß fie ſolche Geſchäfte betreiben, die während des 
Umberziehens an Ort und Stelle vollftändig zum Ab- 
ſchluß gebradt werden können. Dieje Vorausjepung 
trifft bei den Agenten micht zu. Dielelben find nad der 
gegenwärtigen Einrihtung des Verſicherungsweſens niemals 
25 Verſicherungen abzuſchließen, ſie müſſen ſich vielmehr 
darauf beſchränken, den Perſonen, mit welchen fie in Ver— 
bindung treten, die Momente, worauf es bei ber Verſiche—⸗ 
rungsnahme anfommt, auseinanderzufepen, ihnen Formulare 
zu Berfiherungsanträgen zu übergeben und die ausgefüllten 
Anträge mitzunehmen. Demnädft ift es Aufgabe bes 
Agenten, fih von dem Ort feiner gewerbliden Niederlaffung 
aus an die Gejelihaft zu wenden und ihr den Berfiche- 
rungsantrag zur Ausfertigung der Polize einzureichen, Die 
leptere nad Eingang dem BVerficherten auszuhändigen und 
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die Prämie von ihm in Empfang zu nehmen. Erft nad 
volftändiger Durchführung dieſer Operationen ift die Ber 
mittlung bes Geſchaͤfts beendigt. Alfo auch von diefem Ge- 
fihtspunfte aus — ſich das Agenturgewerbe dem Ber 
reiche der Hauſirſteuergeſetzgebung. 

Nah allem dieſem darf man mit Recht auf den Agen⸗ 
turbetrieb bie Schlußworte des bezogenen Ober-Tribunals- 
Erkenntnifjes vom 18. Februar 1839 anwenden: „Ein jedes Ge» 
werbe, welches feiner Natur nach nicht zu einer ber aufgezäblten 
4 Kategorien gerechnet werden fann, ift auch nicht Par ein 
gewerbeidheinpflichtiges zu erachten.” Der umberziehende 
Agenturbetrieb fonnte baher nah dem Regulative vom 28. 
April 1824 nur unter das alterutrum bes gänzlidhen Ber- . 
bots oder ber völligen Freiheit fallen; — Erfteres bis zum 
Erlaß der Bundesgewerbeorbnung, — lepteres gegenwärtig, 
weil als integrirende Befugniß des ftehenden Gewerbebetrie- 
bes geſetzlich anerkannt. 

Was den von der Staatsregierung in Bezug genom- 
menen $. 26. des Haufir-Regulativs vom 28, Februar 1824 
betrifft, fo beſagt derjelbe allerdings: „Wer umberziehend 
ein Gewerbe betreibt, ohne fi über feine Befugniß da— 
zu mittelft Gewerbejheins für das laufende Jahr ausweiſen 
zu können, bat nicht nur die Jahresſteuer im höchſten Sape 
nachzuzahlen, u. |. w.“ Indeſſen aud hier bleibt die Vor— 
frage: „Was ift umberziehender Gewerbebetrieb?" Herner 
fpiegelt fi in diefen $. 26 nur ein Ausdrud des bejeitig« 
ten Prinzips ber alten Gefepgebuug wieber, daß nämlich 
jeber Gewerbebetrieb außerhalb bes Wohnorts der Regel 
nah unbefugt ift und nur ansnahmsweiſe durch die im 
Gewerbſchein liegende Konzeifion befugt wird. Diele Be- 
fugniß giebt aber gegenwärtig dem Agenturgewerbe ganz 
allgemein — das Gejep. 

Das Refultat der auf die beftehende — 
gebung gerichteten Erwägungen drückt ſich dahin aus: 

Eine ganz neue Steuer, — eine im Geſetze 
bisher nicht vorgeſehene Beſteuerung eines bis jept 
nicht zuläffig geweſenen Gewerbebetriebes ift es, 
welche die Minifterial-Anweifung vom 4. Septem⸗ 
ber 1869 einführen will und — verfafjungsmäßig 
ſchlechthin nicht einführen kann. 

Nachrichtlich wird bemerlt, dab das Gefep vom 
19. Zuli 1861 $. 20. (Gejep-Samml.S. 703.), auf welches 
die Minifterial-Anweifung vom 4. Septbr. 1869 ebenfalls 
Bezug nimmt, für unfere Srage, ob nämlid das Verſicherungs⸗ 
Agentur-Gewerbe überhaupt für haufirfteuerpflichtig erachtet 
werben kann, ganz irrelevant ift, indem es die Abgrenzung 
ber gewerbeſcheinpflichtigen Kategorien des Haufirbetriebes 
nicht im Mindeften berührt, jondern lediglih den Sap „ber 
vollen Steuer für den Gewerbebetrieb im Umberziehen* von 
12 Rthlr. auf 16 Rthlr. erhöht bat. 

Als ftatiftiiches Material ſei bier die Nachricht ange 
fnüpft, daß von ben 3237 Agenten der Magdeburger Feuer- 
verſicherungs⸗Geſellſchaft, Ai a von 40 General · Haupt · und 
Ober⸗Agenturen, im Jahre 1868 an Proviſion bezogen haben: 

500 Rthlr. und mehr nur 17, 

100 bis 500 Rthlr. nur 342, 

20 bis 100 Ber nur 926, 

unter 20 Rthlr. aber mehr als die Hälfte, nämlid 

1912 Agenten. 

Es erhellt hieraus, daß eine noch neben ber Gewerbe» 
fteuer für den ftehenden Gewerbebetrieb zu entrichtende Haufire 
Gewerbefteuer von 16 Rthlr. für die Verſicherungs-Ver— 
mittlung außerhalb des Wohnorts mit dem Erwerbe des 
allergrößeften Theils aller Agenturen in dem jchreiendften 
Mißverhältniffe ftehen würde, — ein Mifverhältniß, welches 
voraus ſichtlich aud bei fortan freier Ausnupung bes Rechts 
zum außerwohnortliden Gejchäftsbetriebe fih nicht beheben, 
alfo nur die Wirkung einer Kortdauer des früheren 
Verbots ausüben würde, 

Diejen hr im und Folgerungen gegenüber hielten 
die in der Kommilfionsfipung erfchienenen Herren Vertreter der 
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Königlichen Minifterien des Innern, des Handels und ber Finan⸗ 
zen bie angefochtene Steuer-Berorbnungvom 4. September 1869 
und ben Minifterial»Beiheidb vom 10. Januar d. J., fo 
wie befjen Deduftionen aufrecht. Einerſeits beftritten fie, 
daß die Bunbdesgewerbeorbnung irgend einen abändernden 
Einflug auf die Landesgefepgebungen über die Befteue- 
rung bes Gewerbebetrieb überhaupt und des umherzie— 
benden Gewerbebetriebes insbelondere auszuüben beabfich« 
tigt habe. Wäre dies wirklich irgendwie die Abficht geweſen, 
fo würde ed unfehlbar beftimmt ausgeſprochen worden fein. 
Da dies nicht geliehen, jo fönnten bie betreffenden 
—— nicht durch bloße Folgerungen aus den Mor 
tiven ber Gewerbeorbnung alterirt werden, dies um jo we—⸗ 
niger, als bunbesverfaffungsmäßig die Gejepgebung über 
die für Landeszwede zu verwendenden Steuern außerhalb 
der Bunded-Gompetenz liege, und als dem entipredend (wie 
oben ſchon erwähnt) die Motive zur Gewerbe-Drdnung auss 
brüdlic betonen „es folle biefelbe auf die Befteuerung 
bed Gewerbebetriebes (im Umberzieben) in den verjchiebenen 
Bunbes-Staaten feine Einwirkung ausüben.“ 

Der Herr Kommifjarius des Finanzminifteriums ent- 
widelte namentlid bes Näheren, welche günftige Ausficht 
für das Berfiherungs-Agenturgewerbe durch bie nunmehrige 
Geftattung bes bisher verbotenen umherziehenden Betriebes 

ch eröffne, — — wie eine ſehr beträdilihe Steigerung 
der Ertragiamfeit befjelben zu erwarten jei, und wie es bie 
ausgleihende Gerechtigkeit gebiete, daß die Steuerverwaltung 
vor dieſer faft neuen Sehaltung bes gedachten Gewerbes 
nicht die Augen zuſchließe. Diejelbe finde aber die gejegliche 
Ermädtigung, den umberziehenden Agenturbetrieb unter bie 
Haufirfteuer zu ftellen, in ber allgemeinen Vorſchrift 
des 8. 2. des Gejeper vom 30. Mai 1820, burd welches 
überhaupt alle im Umberziehen betriebene Gewerbe für ge» 
werbefteuer«, d. h. haufirfteuerpflichtig erllärt find. Dem 
ſtehe das Negulativ vom 28. April 1824 nidt entgegen; 
bafjelbe zähle vielmehr ausdrüdlid au den —— 
pflichtigen Kategorien auch die Klaſſe derjenigen „Pers 
„onen, welche Dienſte — im Umherziehen anbieten.“ Dies 
thun dech unbeſtritten auch die Verſicherungs⸗-Agenten, welche 
außerhalb ihres Wohnortes ihre Vermittelungsdienſte 
anbieten. Sei dies beſtimmte Gewerbe oder ſeien vers 
wandte Gewerbe nicht gerade in dem Regulativ ausdrücklich 
als gewerbeſcheinpflichtig genannt, jo erkläre ſich dies ein— 
fach daraus, daß ein umherziehender Betrieb derſelben bis 
auf die neueſte Zeit ſchlechthin unzuläſſig war. Ueberhaupt 
wäre nad) jener älteren @eiepachung die Ertheilung von 
Gewerbeſcheinen zum Gewerbebetriebe im Umberziehen als 
eine Ausnahme-Begünftigung anzujeben geweien, und das 
Regulatio drüde fih daher in dem von den „Dienftleiftuns 
en* handelnden $. 17. dahin aus: „Die Minifterien bes 
alten fi vor, diefe Bewilligung aud auf andere Ges 
werbetreibende ähnlicher Art auszudehnen.“ Diefe Bewil- 
ligung jei nun gegenwärtig den Berfiherungs-Agenten burd) 
bie Bunbesgejepgebung allgemein ertheilt worden, und bier« 
mit forreipondire auch ihre Verpflichtung, bei Benugung 
folder Bewilligung die entiprehende Gewerbefteuer zu über« 
nehmen. 

Die in Frage ftehende gewerbefteuerlihe Behandlung 
der Berfiherungs- Agenten finde ihr zutreffendes Analogon 
darin, daß nad 8. 44. der Bundesgewerbeorbnung Kaufs 
leute, Fabrifanten und andere Perfonen, welde ein ftehendes 
Gewerbe betreiben, zwar in Ausübung Diejes ftehbenden 
Gewerbes befugt find, außerhalb des Orts ihrer gewerb» 
lichen Niederlafjung perſönlich oder dur in ihren Dienften 
ftehende Reiſende Waaren aufzufaufen und Beftellungen 
auf Waaren zu ſuchen; daß fie aber nichtsdeſtoweniger nad) 
8. 20. des Geſetzes vom 19, Juli 1861 verpflichtet find, 
für Dielen erternen Gewerbebetrieb bejondere Gewerbeſcheine 
zu 12 Rthlr. für jeden Neijenden zu löſen. 

Die Anfihten der Herren NRegierungsvertreter fanden 
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in ber Kommiljion feinen Fürſprecher. Man entgegnete 
benjelben Folgendes: 

Die vorweg enticheidende Frage bleibt: „Weldes ift 
diejenige pofitive Vorſchrift unferer beftehenden Steuerge- 
jepgebung, durch welche die von der Yinanzverwaltung ber 
hauptete bejondere Gewerbefteuerpflichtigfeit ded3 außerwohn- 
ortlihen Gewerbebetriebes der Berfiherungs- Agenten aus— 
geiprodhen wird?" ine ſolche pofitive Vorſchrift ift nicht 
nachweisbar. Erſetzbar ift Diejelbe aber nicht durch Gründe 
finangpolitiicher Zweckmäßigkeit oder felbft Berechtigung; 
ebeniowenig durdy allgemeine leitende Ausgangspunfte unſe— 
rer Gemwerbefteuerverfaffung, neh auch durch mehr oder 
minder entfernte Analogien. Hat die Steuer- Verwaltung 
in unjerer Gefepgebung feinen unmittelbar zutreffenden 
Titel für ihren Anſpruch, jo muß fie denfelben fallen Laffen. 
So ftebt aber in der That die Sade bier vorliegenden 
Sale. Es kann deshalb der Staats-Regierung nur dringend 
empfohlen werden, von der Durdführung der angefochtenen 
fteuerlihen Anordnung gänzlid Umgang zu nehmen. Prafti« 
fabel ift diejelbe doch nicht, da, wenn Berficherungd- Agenten 
von ihrer geieplichen Befugniß, das Gewerbe aud außerhalb 
des Wohnortes zu betreiben, unbeirrt Gebraudy machen, ein 
einzuleitender Steuerprozeß fiherlich mit einer Freiiprehung 
enden würde. 

Nicht unerwibert blieb die Hinweifung bes Regierungds 
Kommilfarius auf die Gewerbeſcheinpflichtigkeit der Reilen» 
den von Kaufleuten. Einmal liegt bier ein Geſetz, feine 
bloße Maßregel der Verwaltung in der Mitte. Dann ift 
gerade bei dieſen Gewerben die innige Berbindung ber 
ftebenden Ausübung berjelben unb der bezeichneten Art 
ihres umberziehenden Betriebes von der Steuergeſetz- 
gebung jelbft infofern anerfannt worden, als nad dem Ge. 
jege vom 19. Zuli 1861 ($. 20.) für je 12 Rthlr. der vom 
ftebenden Gemerbe veranlagten Iahresfteuer ein Gewerber 
ihein zum umberziehenden Betriebe fteuerfrei ertheilt 
wird. De lege ferenda fönnte vielleiht au für die Ver— 
fiherungs- Agenten eine Anwendung dieſes Grundjages, freir 
ih mit Nüdjiht auf den meift geringeren Sag der von 
ihnen zu entrihtenden Steuer vom ftehenden Gewerbe an— 
gemeffen mobdifizirt, in Betracht fommen. 

Da die Diskulfion zu der Ueberzeugung führte, daß 
bie Beichwerde ber Berfherungt « Getellihaften ſchon aus 
geſetzlichen Erwägungen gerechtfertigt jei, jo wurde den außer« 
dem obwaltenden Gründen ber Zmedmäßigfeit, welde davon 
abmahnen, die Entwidelung eines fo gemeinnügig heilſamen 
Kulturzweiges nit durch Steuer Ueberbürbung unmöglid) 
zu maden, nicht weiter, als oben angedeutet ift, näher ge 
treten. 

Die Kommilfion beantragte mit überwiegender Stim- 
menmehrbeit: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 

die Petition IL. 1376. und 1452. der Staatäre- 
gierung zur Berückſichtigung zu überweiſen. 


Berichterſtatter: 
Abgeordneter Jacobi (Liegnip). 
— ———— — — 


Der Doctor juris Fr. Wallmann zu Berlin trägt 
mittelft Petition vom 15. Dezember 1869 (II. Nr. 940.) 
Folgendes vor: 

Der $. 2282. II. 8. des Allgemeinen Landrechts 
bejtimmt: 

„Bon der zu zahlenden Berficherungsiumme 
fann der Berficherer zwei Prozent in Abzug bringen, 
wenn er bieler Befugniß nicht ausdrücklich ent- 
jagt bat.” 
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Als im Winter 1868 durch Zeitungs-Nahrichten aus 
Stettin befannt geworden, daß die Lebensverfiherungs« 
Geielihaft Germania in einem Prozeffe von dieſer land» 
rechtlichen Beftimmung Gebrauch gemadt, aljo nichts weiter 
gethban, als ein beftehendes Geſetz angewendet habe, hätte 
fih nicht nur ein großer Theil der Dreffe, ſondern aud der 
BVerfiherungs » Gejellihaften gegen dieſen Gebraud des 
$. 2282. erhoben. Mehrere Berfiherungsanftalten hätten 
Öffentlich die Erklärung abgegeben, daß fie abſolut von der 
Anwendung des $. 2282, Abftand nähmen; von anderen 
jei befannt geworden, daß fie ſchon jeit Fahren die fragliche 
Beltimmung nicht mehr angewendet hätten, und bie Gejell- 
ihaft Germania jelbft hätte erflärt: 

daß fie bereit jet, in allen Fällen auf Wunſch der 

Berfiherten als bejonbere Polize- Bedingung aufnehmen 

zu wollen: 

daß der gejeplich zuläffige Abzug von 2 pCt. nicht 
gemadt werden jolle. 

Was die Stellung des Publifums zu dieſer Frage be 
treffe, jo dürfe als fiher angenommen werden, daß fein 
vernünftiger Mann heutzutage Verſicherung bei einer Ges 
jelihaft nehmen werde, von welcher er wiſſe, fie made bei 
der Auszahlung der Berfiherungsiumme einen dem $. 2282. 
entipredhenden Abzug von 2 pCt. (oder auch nur 1 p&t., 
wie mehrfah angenommen). 

In der That dürfte die Vorſchrift des Landrechts dem 
heutigen ausgebildeten Standpunkte des Verſicherungsweſens 
nicht mehr entiprehen, und die Möglichkeit des Rückgreifens 
auf diejelbe, als ein Hemmniß für die Auebreitung des 
volkswirthſchaftlich und fittlih fo bedeutungsvollen Verſiche— 
rungswejens ericheinen. 

Die Nothmwendigkeit der Aufhebung des 8. 2282. liege 
alio nahe, zumal wenn man dabei noch als tbatfächlice 
Erſcheinung berüdfichtige, 

daß es feine in Preußen arbeitende Verſicherungs-Ge— 

jelichaft gebe, die fi offen zur Anwendung des $. 2282. 

befenne. 

Eine jolde Beftimmung fei offenbar zwecklos und ſchäd— 
ih. Auch beftehe etwas Aehnliches in anderen Deutichen 
Staaten nidt. 

Petent bringt deshalb die fürmlihe Aufhebung des 
8. 2282. II. 8. Allgemeinen Landrechts in Vorſchlag. 

Bei der Erörterung dieſes Antrages in ber unterzeich- 
neten Kommijfion wurde zunädft über den geichichtlichen 
Berlauf der fraglichen Geſetzesvorſchrift Folgendes mite 
etheilt: 
er Die Beftimmung des $. 2282 II. 8. Allg. ER. 
gründet fih auf ein altes Gewohnheitsrecht der Seever- 
fiherung und findet fich deshalb in ähnlicher Form wohl 
in allen alten Seeafjeturanzgefepen und Plänen. Das 
Landrecht felbft fpricdht in $. 2315 a. a. O., welder nur 
auf die Seeverficherung Bezug bat, von dem „Abzug der“ 
„Jonft gewöhnlichen Zwei von Hundert.” Ein jolder 
Abzug von 2 Prozent mag in di Zeiten als Gebühr 
für die Anſchaffung des Geldes jeine Berechtigung gehabt 
haben. Wir begegnen bemjelben nody in dem Hamburger 
revidirten Allgemeinen Plan von 1853 $. 36. 

Indeſſen ſchon begann man diefen Disfont ald einen 
obiöfen anzufehen und deshalb nur ausnahmsweiſe zur Uns 
wendung zu bringen, fei es, daß der Grund in der Perjon 
des Verſicherten lag, oder daß der Verficyerer das formelle 
Recht über die Billigkeit und die herrſchende Anſchanung 


legte. 
e Diefe Anfhauung hatte zur Folge, daß die fragliche Be 
ftimmung in dem 1857 entftandenen „Entwurf eines Hanbeld- 
geſetzbuches für die preußiichen Staaten“ nicht aufgenommen 
wurde, weder im Titel VI., der von der Verfiherung han» 
delt, noch in den die Seeverfiherung betreffenden Titel X. 
Es wird vielmehr in den Motiven zum Artikel 672 (Seite 
363 der Ausgabe der Motive zum Entwurf) gejagt: 

der früher übliche Disfont bei be: Zahlung (Allg. 
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Landrecht $. 2282) ift jept außer Gebrauch ge- 
fommen. 
Auh der Entwurf eines allgemeinen beutihen Geſetzes 
über Schuldverhältniffe hat im 5. Hauptftüd über ben 
Berfiberungdvertrag eine ähnliche Beftimmung nicht mehr. 

Diejelbe ift denn au weder in das Allgemeine Deut- 
ſche Handels⸗Geſetzbuch, noh in bie im Fahr 1867 von ber 
Handeläfammer in Hamburg revidirten „Allgemeinen Ber: 
fiherungs-Bebingungen* übergegangen, jo daß im Seeaſſe⸗ 
kuranzen · Verkehr in Deutihland ein Diskont nirgends mehr 
eſetzlich vorgeſehen iſt. — Da aber die in Rede ftehende 
Borfchrift des Allgemeinen Landrehtes fi nicht auf bie 
See-Berfiherung allein, fondern auf alle, aud die übrigen 
Arten der Berficherungen bezieht, ſo ift fie für leptere for« 
mel in Kraft geblieben, während fie für denjenigen Zweig 
der Berfiherung, dem fie ihr Entftehen verbanft, und durch 
ben fie in das Allgemeine Landredt eingeführt worben ift, 
alle geleglihe Geltung verloren hat. 

Ein Grund, diejelbe noh für irgend einen Zweig ber 
Berfiherung in Kraft zu belaflen, ift nicht erfindlid. Im 
der Billigfeit kann ein Provifionsabzug liegen, wenn bie 
Berfiherungsjumme nit bei der Hauptkaſſe der Gejell« 
ſchaft, jondern durch Vermittelung eined Agenten gezahlt 
werden fol. Diefer Punft wird aber in den Policen ver. 
tragsmäßig geregelt; die Gejepgebung hat benjelben nicht 
vorzufehen, am wenigften durd einen Abzug in ber unvers 
bältnigmäßigen Höhe von 2 pCt. Diejer Abzug ift denn 
auch durch ben Berfiherungsbraud antiquirt. Was bas 
Allgemeine Landrecht in $. 2288 beftimmt: 

daß nämlih bei Berfiherung der Freiheit eines 

Menſchen im Falle feiner Gefangennehmung der Abzug 

der zwei von Hundert nicht Statt findet, — 
dieſe ausnahmsweiſe Begünftigung einer heutzutage glüd- 
licherweiſe nicht mehr befannten Verſicherung ift von jelbft, 
ift durdh die Gewohnheit zur allgemeinen Regel geworben, 
und die öffenılihe Meinung verlangt die Befolgung biejer 
Gewohnheit mit Entſchiedenheit. 

Ebendeshalb fünnte man die Nothwendigkeit einer fürm«- 
lichen Aufhebung des objoleten $. 2288 anzweifeln. 

Denn feine Gejellihaft, kein Verſicherer, weldyer irgend 
Werth auf öffentlihe Achtung legt, — und ohne Vertrauen 
des Publitums ift doch Fein Berfiherungsgeihäft zu betrei= 
ben —, bürfte von jenem veraltetem Privilegium nod 
Gebrauch madhen. Die Gejelihaft „Bermania* hat des— 
halb auch mitteljt bejonderer an das Haus der Abgeordneten 
gerichteten Eingabe vom 17, Dezember 1869 vorgeftellt, wie 
fie nur unter den bewegenden Umftänden jenes einen Falles 
auf den $. 2282 Tit. 8. Thl. II. A.L. R. und zwar ledig» 
lih als eventuellen Behelf zurüdgegriffen habe, weil man 
im Prozeffe alle Rechtsgründe zu fumuliten pflege, welde 
dem zu jhüpenden Rechte zur Seite ftehen. Indeſſen — 
fi bei jener Vorausſetzung zu beruhigen, ift mißlich, ba 
gerade von demjenigen Anftalten, welde ihren guten Auf 
verloren haben, 3. B. von ausländiihen Geſellſchaften, 
welche fi unter ungünftigen Verhältniffen aus dem Inlande 
urüdziehen, zu bejorgen fein dürfte, daß fie ſich auf jene 

ohlthat des geichriebenen Rechts fteifen werden. Auch er- 
wähnt die Germania in ihrer Vorftelung, daß neuerdings 
noch einer anderen beutihen Gejellihaft durd zwei ar: 
lautende Erfenntniffe die Befugniß zu dem landrechtlichen 
Abzuge von 2%, ausdrücklich zugeiproden jei. 

Man bat ferner geltend gemacht, daß die hetreffenden 
gerichtlihen Entſcheidungen bei richtiger Anwendung des 
Geſetzes nicht haltbar jeien. Denn fie verftiehen einmal 
gegen den auh im Allgemeinen Landrecht II. 8. 8. 2100. 
ausdrüdlih anerkannten Grundiag, daß die Verpflichtungen 
bes Verſicherers und des Verficherten zunächſt und vor 
Allem nah dem Berjiherungs-VBertrage zu beurtbeilen 
jeien, dab aber jener landredtlihe Abzug mit dem flaren 
Sinne unjerer gegenwärtigen Polizen um jo unvereinbarer 
ſei, als im denſelben beiondere Auszahlungs » Provifionen 
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ſchon vorbebungen zu fein pflegten. Dann jei aber befon« 
ders darauf Gewicht zu legen, daß nad Artikel 271. des 
allgemeinen Deutſchen Handels-Gejegbudes die Hebernahme 
einer Berfiherung gegen Prämien zu den Handelsgejhäften 
geböre, in Handelsfahen aber nah Artikel L a. a. O. 
in erfter Linie die Beftimmungen dieſes Geſetzbuches, in 
zweiter Linie die Handel sgebräuche, und erft in deren Er» 
mangelung das allgemeine bürgerlihe Recht zur Anwendung 
fomme. Das Hanbelsgefepbuh enthalte nun, abgeſehen 
von der Seeverfiherung, feine näheren Beftimmungen über 
bas Verſicherungsrecht. Es ſei deshalb zuvörberft auf bie 
Hanbelögebräude zurüd zu geben. Ein folder Hanbels- 
gebrauch liege hier unbeftritten vor. Es ſei allgemeine 
Hanbelögewohnbeit geworben, die volle Berfiherungsjumme 
ohne den landredtlihen Abzug zu vn und baburd 
werde dem $. 2282. Kit. 8. Thl. II. A. &-R. berogirt. 
Indeflen die Zuverläffigfeit diefer Deduftion wird doch zu 
ſehr dadurch erihüttert, daß 4 Erkenntniſſe verjchiedener 
Gerichte und verjchiebener Inftanzen in Anwendung jenes 
Handelsgebrauchs verwerfen und die landrechtliche Abzugs- 
befugniß des Verſicherers, ald noch zu Recht beftehend, feft- 
geftellt haben. 

Bei diefer Sachlage eriheint ed ebenjowenig räthlich, 
fih auf die Macht der öffentlihen Meinung, wie auf die 
Macht eines Handelögebraudes zu verlaffen — vielmehr 
empfiehlt es fich, jene nicht blos überflüffige, ſondern jelbit 
dem Anjehen und ben Erfolgen des Berfiherungsweiens 
ſchädliche Geſetzesvorſchrift förmlich aufzuheben. 

Die bei ber Beratbung der Sache anmelen- 
den Herren Kommifjarien der Königlihen Minifte- 
rien bed Handels und des Innern erflärten, daß 
bis lang bei der Staatd » Regierung feine Klagen 
über die Anwendung der fraglichen Beftimmung laut ge» 
worben jeien, daß jedoch der Antrag des Petenten wohl der 
Erwägung werth erjcheine. 

Die unterzeichnete Kommilfion beſchloß einftimmig zu 
beantragen: 

Die Petition der Königlihen Staatd-Regierung zur 

Berückſichtigung mit der Aufforderung zu überweifen, 

den $. 2282. Kit. 8. Thl. IL des Allgemeinen Land» 

rechts durch Geſetz aufzuheben. 


Berlin, den 12. Februar 1870. 


Die Kommiffion für Handel u. Gewerbe. 


Dr. Hammacher Worſitzender). Jacobi (Liegnig) 
Berichterſtatter) Dr. Braun (Wiesbaden). M. Stengel. 
v. Eynern. Dr. Achenbach. Dr. Schlienfamp. 
Dr. Beder. Mayer (Marburg). v. Tempelboff. 
Freiherr 9, Schroetter. Klein (Hannover). 
Brabaender. 
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Saus der Abgeordneten. 
10. Zegiölatur« Periode. 
Ill. Sefflon 1869. 
— — ER tn 


Fünfter Bericht 


der 


Kommiſſion für das Unterrichtäwejen 
über 


Petitionen. 


A. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Dr. Schläger. 
uk 


Achtzig Einwohner und Familienväter der Gemeinde Journ. II. Nr. 1201. 
Weſterſode, Amt Often, Provinz Hannover haben durch den 
Abgeordneten v. Bennigfen ein Geſuch dem Haufe der Ab- 
eorbneten übergeben, in welchem fie ausführlih über ihre 
af 4 jährigen Bebrängniffe wegen ihrer Schule Klage führen, 
Sie haben jeit 4 Sabren bei allen "zuftändigen Behörden 
wiederholt und auf alle erdenkliche Weile Hülfe geſucht 
und erfleht, fie aber nicht gefunden, vielmehr ſei ihre Lage 
ihlimmer dadurch geworben; „der nad Hülfe jchreiende 
Mund“ fagen fie, „wird durch Strafmaßregelung ftumm 
—— unſer Zuſtand aber ſchlimmer und ſchlimmer.“ 

er Ortoſchullehrer Katt habe ſeit 1862 wider den Wil— 
len der Gemeinde den fogenannten „neuen Katechismus” 
in der Schule heimlih eingeführt und dies Bud ben 
Kindern geſchenkt. Auf erhobene Beſchwerde fei dem Katt 
aufgegeben, dad Buch fortzulaffen. Im Frühjahre 1866 
aber babe es fi) herausgeftellt, daß trop alledem der Katt 
ftatt des Landeskatechismus das neue Buch beim Religions» 
Unterrichte aueſchließlich anwende; auf gütlihe Borftellung 
dagegen erflärte aber derjelbe, daß er von dem neuen Ka- 
techismus nicht ablaffen wolle, die Gemeinde möge maden, 
was fie wolle und wenn ihm der offene Gebraudy verboten 
werben jollte, er dennody aus demjelben unterrichten werde, 
fid) danach Abends vorher präpariren und fo ausſchließlich aus 
dem neuen Buche unterrichten wolle. Borftelungen und Bit- 
ten an bie verjchiedenen Behörden hätten lange feinerlei 
Erfolg gehabt, das Königlide Amt Dften babe im 
Gegentheil die aus der Schule zurüdbehaltenen Kinder 
mittelft Gensdarmen in die Schule getrieben, und endlich 
die Eltern mit Geldbußen belegt. Wo man bier und da 
mit Erlaubniß des Predigers Kinder außerhalb in Schulen 
untergebracht, ſeien die Lehrer hinterher vom Superintenden- 
ten Beder in Bremervörde angewielen die Kinder fortzws 
Ichiden, ja, es habe diefer Superintendent den Paftor in— 
ftruirt, aud andere Inipektionen zur Verweigerung des Schul- 
beſuchs Wefterfoder Kinder zu veranlaffen. Oftern 1866 
entichloffen fi die Eltern von etwa 100 Kindern ihre 
Lieblinge nah allen Himmelsrihtungen auswandern zu 
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laffen, bis die eingeleitete Unterfuhung beſſere Zuftände an- 
babe. Allein das Königliche Konfiftorium habe den Katt 
nur zur „einmonatlihen Suspenfion vom Dieufte” verurs 
tbeilt, nicht aber verjept. 

Während dieſer Zeit der Suspenfion glaubten 74 Mit- 
glieder der Gemeinde dem Scullehrer das Benupungsrecht 
des Schulhaufes entziehen zu müffen und ermittirten Denfelben 
mit feinen Mobilien in feine Privatwohnung, wofür jebes 
von der Straffammer zu Stade zu 3 tägiger Gefängniß— 
ftrafe verurtheilt warb. 

Die Gemeinde wandte fih Ende Auguft 1866 an das 
Königliche Konfiftorium zu Stade um Verſetzung des Katt 
und Herjendung eined andern Lehrers, indeſſen refcribirte 
dieſe Behörde, „daß fie bei ben bedauerlihen Umftänden 
nicht abgeneigt jei, zur Löſung des BVerhältnifjes mitzumir« 
fen, daß fie fid) aber deshalb zur Gewährung bes Geſuchs 
außer Stande ſehe, weil ihr nur binfihtlih eines verhält« 
nigmäßig kleinen Theils der Volksſchulſtellen das Bejegungs- 
recht zuftehe.“ 

Auf weiter erhobene Beſchwerde verfügte alsdann das 
Königliche General-Gouvernement im Dezember 1866, „daß 
der Gemeinde zugeftanden werbe, einen neuen Lehrer —* 
ſtellen, daß ſie aber dem früheren Lehrer Katt ſein volles 
Gehalt nebſt Schulgeld belaſſen und den neuen Lehrer 
außerdem bezahlen müſſe“. Mit dieſem Beſcheide beruhigte 
ſich die Gemeinde, ſie erhielt Oſtern 1867 einen 2. Lehrer, 
gab ihm jährlich 150 Rthlr., bis ihr dieſe Laſt Oſtern 1869 
du groß ward, und ohnehin die aus diejem Streite erwadı- 
enen Koften und Aufwendungen fih auf etwa 900 Rthlr. 
b:laufen hätten. 

Man bat danach das Königlide Minifterium der 
geiftlichen und Unterrichtö-Angelegenbeiten den Katt zu ver- 
jegen, oder ben at bes 2. Lehrers aus Mitteln bes 
Klofterfonds zu bemilligen. 

Als Antwort darauf erihien eine Deputation ded Kö— 
niglihen Konfiftoriums zu Stade, um eine Ausföhnung zu 
verjuden, welde indeß bei den Schulvorſtehern erfolglos 
war; das Konfiftorium verfegte aber den 2. Lehrer und wies 
die Eltern am, ihre Kinder wieder durch Katt unterrichten 
zu laffen, unter Androhung von Strafen für die Unter- 
lafjung. Seit Midaelis 1869 müſſe man Die Kinder 
nunmehr wieder dem „Katt zuihiden, weil man die Kin— 
der mit Beginn des Semefterd, Dftern 1870, auswärts in 
Koft und Unterricht geben, und nicht durd die Geldftrafen 
vorher zu Bettlern gemacht fein wolle.“ 

Die Lage fei „furchtbar“, wiederholte Geſuche an das 
Königlihe Kultus-Minifterium hätten nur die eine Antwort 
zur Folge gehabt, das Königlihe Konfiftorium habe die 
Sache geregelt, und babei behalte es fein Bewenden. Die 
Petenten bitten demnach ihre Sade zu erwägen und that- 
fräftig einjchreiten zu wollen, damit ein Zultand bejeitigt 
werde, „der jowohl als ein Hindernif auf allem chriftlichen 
Leben lafte und ein Krebsſchaden am bürgerliden Le— 
ben jei“. 

Referent erinnerte zunächſt daran, daß nicht nur im 
diefer Gemeinde, ſondern faft überall die verſuchte Einfüh- 
rung bes neuen Katehiämus in den meilten evangelifdh- 
Intberiihen Gemeinden der Provinz Hannover eine tiefge- 
bende Erregung bervorgebradt babe, die bier und da zu 
Erceffen der bedenklichſten Art ſich gefteigert hätten. Als 
damals fi die Königlihe Regierung zur Zurüdnahme der 
zwangsweilen Einführungs-Berordnung entſchloß, eine Vor— 
ſynode zur Herftellung einer Kirhenverfaffung einrief, berus 
bigten fi die Gemüther überall, wo die Geiftlihen und 
Lehrer bereitwillig von der Benupung bes neuen Buches 
abftanden; nur da, wo offen oder heimlich der neue Kate 
hismus in Anwendung gebradt wurde, führte es zu 
Misheligkeiten und Streitigkeiten in vielen Gemeinden, die 
erft nach dem Jahre 1866 durch wichtigere politiſche Ereig- 
niffe etwas mehr in ben Hintergrund gebrängt wur— 
den. Anders jcheint es in der Gemeinde MWefter- 
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ode zu fein, wo ber Lehrer Katt ſich sogar 
den Anordnungen des SKonfifteriums widerſetzte und 
deshalb mit einer monatlihen Amtsjuepenfion angefehen 
werden mußte. Ein Zeugniß von ber aufgeregten Stim— 
mung der Gemeinde gegen den Lehrer gab die gewaltjame 
Ermittirung des Lehrers aus dem Schulhaufe, die jelbit- 
verftändlih zu Straferfenntniffen führte, aber ebenſo bes 
greiflih das Verhältniß zwiſchen Lehrer und Gemeinde noch 
mehr als biäher verbitterte; an Ausgleih war umfomeniger 
zu denken, als der Schulbejud bei dem Lehrer Katt mit 
allen zuläffigen Zmwangsmitteln verfuht und fogar die Forts" 
gabe der Kinder in auswärtige Schulgemeinden fehr er- 
Ihwert ward. Die gebradten Opfer für einen andermeiten 
guten Unterricht legen Zeugniß davon ab, daß es den be= 
treffenden Familienvätern Ernft mit der Schulbildung der 
Kinder gewelen, und wenn fie nunmehr nicht mehr gewillt 
find, ferner materielle Opfer zu bringen, und dringend um 
eine Befjerung der age bitten, jo fann ed nicht bezweifelt 
werben, daß Gründe der höchſten Billigkeit ihre Wünſche 
unterftügen, Der Lehrer Katt bat bei der überwiegenden 
Mehrzahl der Gemeindemitglieder, ob allein durch feine 
Eduld, bleibe dahin geftellt, alles Vertrauen vollſtändig 
verloren, er jcheint nichts gethban zu haben, um dafjelbe im 
Laufe der legten Jahre fi wieber zu erwerben. Fehlt aber 
einem Lehrer, wie in dem vorliegenden Falle das Vertrauen, 
dann wird man nicht behaupten können und wollen, daß 
eine irgend welde erfolgreihe Thätigfeit im Berufe werde 
möglig jein, daß daher eine Abhilfe oder Befeitigung des 
gegenwärtigen Zuftandes nicht allein dringend erwünſcht, 
jondern nothwendig erfcheinen muß. In welcher Weije dies 
geihehen ſoll, ift nicht die Aufgabe der Kommiffion für das 
Unterrichtsweſen, fondern die der die Schulaufficht führenden 
Staatöbehörden. Bislang fcheinen der Königlihe Superin- 
tendent und das Königliche Konfiftorium, wenn die aus 
geführten Thatſachen ſich als richtig erweilen, gleichfalls mehr 
auf Eeiten des Lehrers ſich geftellt zu haben, als auf die 
der Schulgemeinde, und darf dies vieleicht feine Erklärung 
darin finden, daß befanntermaßen die meiften Mitglieder 
der Königlihen Kirchenbehörden ihre Eympathien für das 
neue NReligionsbud niemals verhehlt und nur ungern fid 
in beffen angeordnete Zurücftellung gefunden haben; daß 
daher ein Mann, wie Katt, der mit erfidtlider Harte 
nädigfeit dieſe Sympathien fundgibt, milder * wer⸗ 
den wird, als wäre er einer entgegengelepten Anſicht, Das 
ſcheint menſchlich. Die Verſuche zur Ausföhnung des Lehrers 
mit der Gemeinde find daher wejentlih Eeitend der Bors 
geiepten gegen Die Gemeinde gerichtet geweſen, aber rejultate 
Ic8 geblieben. Nah Lage dieſer Verhältniffe hätte man 
nunmehr wohl erwarten dürfen, daß das um Hülfe ans 
gerufene Königlihe Kultusminifterium von unbefangenem 
Standpunfte aus, hätte bemüht fein müfjen, den unhalt« 
baren Zuftand ernſtlich zu bejeitigen, ftatt defjen aber wird 
dafjelbe Konfiftorium, welches die nächſte Pflicht hatte, 
eine Befferung zn bewirken, beauftragt, die Konflikte aue— 
zuföhnen und die Berhältniffe zu regeln. Diejer Aufs 
trag ift im ähnlicher Weile vom Konfiftorium aus— 
geführt, wie alle feine Maßregeln in dieſer Angelegenheit, 
und daher gleich erfolglos geblieben, ja durch Verſetzung des 
2. Lehrers ein neuer Anftoß zum Streite gegeben. Iſt 
eine Penfionirung oder Verſetzung bes Lehrers Katt nicht 
geſetzlich zuläffig, jo ſcheinen doch die Billigkeitsgründe für 
eine ftaatlihe Beihülfe zur Erhaltung eines 2. Lehrers jo 
laut und jo dringend zu — daß eine nochmalige Er» 
wägung der ganzen in allen Kreijen der Provinz Hannover 
lebhaft beiprodhenen Angelegenheit geboten ift und je eher 
Abhülfe erfolgt, je eher wird die nothwendige Beruhigung 
der Gemüther in der Gemeinde erfolgen und der jeit Jahren 
vereitelte Zweck einer regelmäßigen eriprießlihen Jugend» 
bildung wieber erreicht werben. Referent beantragte dem— 
ab: 


„Das Abgeordnetenhaus wolle beſchließen die Petition 
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der Einwohner und Familienväter der Gemeinde Weſter— 

jode, N. Often, der Königlihen Staatöregierung zur 

Berückſichtigung zu überweiſen.“ 

Der Vertreter der Königlichen Staatsregierung, 
Herr Geheimer Regierungs-Rath Wätzold erklärt danach 
folgendes: 

Die Petition von Obermann und Genoſſen bedarf in 

der Darlegung der thatſächlichen Verhältniſſe mehrfache Er— 
gänzungen. 
Der Lehrer Katt, dem die Aufſichtsbehörde Eifer, Ges 
wiffenhaftigfeit nnd Treue im Amt nadhrühmt, ift 60 Jahr 
alt, jeit 39 Jahren im Dienft, feit 1832 in Wefterfode, wo 
er auch geboren ift. Als er im Jahre 1862 den neuen 
Landesfatehismus einzuführen verfuchte, erhob fi der Wider: 
Iprud der Gemeinde. Das Königlihe Konfiftorium zu 
Stade verfügte im Jahre 1863, daß Katt von der Benutzung 
diefes Katechismus abzufehen, dem Religionsunterriht den 
feinen lutheriihen Katechismus in der Ausgabe von Söte 
fleiih als Lehrbuch zu Grunde zu legen und den alten 
Landesfatehismus dabei ald Sprudbud zu gebrauden habe. 
Dieſer Vorſchrift fam Katt bis zu Anfang des Jahres 1866 
nad, und es ift nicht befannt geworben, daß die Gemeinde 
an dieſer Einrichtung irgend Etwas zu bemängeln gefunden 
habe. Als er jedoch, verleitet durch die Thatſache, daß in 
einer Nachbargemeinde der neue Katehismus ohne Wider- 
ſpruch eingeführt worden war, daſſelbe auch in Weſterſode 
verſuchte, indem er verſchiedenen Kindern das Buch mit der 
Weiſung in die Hand gab, ihre Eltern zu fragen, ob ſie 
die Anſchaffung deſſelben geſtatteten, und ef einige Tage 
nad) dem neuen Katehismus unterrichtete, erhob fi der 
Widerfpruh der Gemeinde, In einer zu einem anderen 
Zwed berufenen Gemeindeverfammlung fam es zu leiden« 
ſchaftlichen Aeußerungen auf beiden Seiten, und als ber 
Schulvorſteher Obermann die umberedhtigte Forderung an 
den Katt ftellte, fortan nur nah dem alten Landes— 
fatehismus zu unterrichten, Tief ſich dieſer zu ber Aeuße- 
rung binreißen, er werde ſich, wenn er auch nicht nad) dem 
neuen Katechismus unterrichten dürfe, doch aus demſelben 
auf den Unterricht präpariren. Hierauf beſchloß eine wenige 
Tage fpäter berufene Gemeindeverfammlung, den Katt aus 
dem Schuldienft zu entfernen. Dies wurde ihm in einem 
von Dbermann und Rojahn unterjhriebenen Schriftftüd 
unterm 26. Februar 1866 notifizirt. Der Schlußſatz des— 
jelben lautet: „und entfagen did von nun an hierdurch den 
Schulunterriht von der ganzen Schulgemeinde wegen.“ 
Mit Beginn des neuen Semefterd wurden jämmtlide Schul- 
finder bis auf acht in andere Schulen untergebradt. Lär— 
mende Haufen beunrubigten diejenigen Eltern, welde ihre 
Kinder noch zu Katt in die Schule ſchickten; man warf 
ihnen die Fenfter ein, beſtrich I“ mit Theer ꝛc. Das König» 
lihe Konfiftorium leitete die isziplinarunterſuchung wider 
Katt ein, erkannte dem Beſchuldigten unter Verurtheilung 
in die Koften ber Unterfuhung die Strafe der Suspenfion 
vom Schuldienft für die Dauer eines Monats zu und be- 
ftimmte, daß während diejer Zeit fein Amt auf Feine Koften 
von einem anderen Lehrer verjehen werde. Zugleich wurde 
dem Katt jede Nüdfihtnahme auf den neuen Katechismus 
unterfagt und ihm im Fall des Ungehorfams die Entlaffung 
aus dem Dienft angedrobt. Am 21. Juni 1866 trat der 
Katt die Strafe der einmonatlihen Suspenfion an. Am 
26. ejusd. wurde auf Anftiften des Rojahn und Obermann 
der Katt von 70 und einigen Gemeindegliedern unter bru- 
talen Ausbrüdhen der Erbitterung mit all feinen Möbeln 
aus dem Schulhauſe hinausgeworfen. Inzwiſchen traten die 
politiihen Beränderungen ein. Die genannten Schulvor« 
fteher wandten fih an den Königlichen General-Gouverneur 
und baten um Berjegung des Katt. Diefe wurde bei dem 
Alter des Lepteren, und nachdem der Wefterjoder Schulftreit 
durch die öffentlichen Blätter zur allgemeinen Kenntniß ger 
fommen, ald unthunlic erachtet, dagegen angeorbnet, daß 
neben Katt „bis auf Weiteres” ein Schulgehilfe anznftellen 
fei, deffen Unterhaltung der Schulgemeinde zur Laft falle. 
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Die Königliche Staatsregierung erbielt von dieſen Bor: 
gängen erft Kenniniß, als im Zuli v. 3. das Königliche 
Konfiftorium zu Stade in Folge von zwei an die Minis 
fterial-Inftang wegen Verſetzung des Katt, event. wegen 
Uebernahme der Unterhaltungstoften für den Schulgehülfen 
auf Staatsfonds gerichtete Vorftellungen, Bericht über die 
Sculverhältniffe zu Wefterfode erftattete. 

Die Unterrihtsverwaltung — hierauf die Ent— 
laſſung des Schulgehilfen und den Wiedereintritt des Katt 
in ſeine amtliche Thätigkeit. Sie wurde hierbei von fols 
genden Erwägungen geleitet. Bei der von dem General— 
Gouverneur getroffenen Einrichtung war ed nur auf ein 
Interimiftifum abgejehen. Bei längerer Dauer mußte e3 
der Gemeinde unerträglich werben, einen —— u 
unterhalten, während der eigentliche Lehrer bei voller Rralt, 
aber ohne Thätigkfeit, im Genuß feines Einfommens blieb. 
Die Annahme lag nahe, daß fi die Gemüther almählig 
berubigt haben würden. Eine Minorität der Gemeinde hatte 
fi von Anfang an an der Oppofition gegen Katt nicht bethei- 
ligt; zur Ehre der Majorität aber mußte der Vermuthung 
Raum gegeben werden, daß fie, eingebenf der mehr als 30jähri— 
gen treuen und vorwurfäfreien Amtsführung des Katt in ihrer 
Mitte das Vertrauen zu ihm wiebergewinnen werde, welches 
fie in Folge feines unbejonnenen Verhaltens verloren hatte. 
Katt bat fi feit Verbüßung der über ihn verhängten 
Dieciplinarftrafe nichts zu Schulden fommen laffen. Aus 
diefem Grunde fonnte an eine zwangsweiſe Penfionirung 
nicht gedacht werden. Seine Verſetzung erſchien bei der 
Publicität, melde die Angelegenheit auf dem Wege ber 
Preſſe gewonnen hatte, unausführbar; überdies war feiner 
Gemeinde zuzumutbhen, einen 60 Jahr alten Lehrer wider 
ihren Willen anzunehmen. Ebenjowenig fonnte dem Ans 
trag der Petenten Folge gegeben werben, den zweiten Lehrer 
der Gemeinde zu belaffen und die Koften der Unterhaltung 
auf Staatsfonds zu übernehmen. Dies würde nur zulälfig 
gewelen fein, wenn die zweite Lehrkraft überhaupt nothwene 
dig und die Gemeinde leiftungsunfäbig war. Das Leptere 
en die Auffichtebehörde noch ausdrüdlih in Abrede ger 

ellt. Auch würde die Gewährung einen Präcedenzfall der 

bedenflichften Art geihaffen haben. Jedes augenblicliche 
Mißverhaͤltniß zwiihen Lehrer und Gemeinde muß zu immer 
größeren Dimenfionen heranwachſen, wenn bie Letztere in 
Hoffnung, fchlieplih einen anderen Lehrer auf Staats» 
foften zu erhalten, fein weiteres Intereſſe an der Aus— 
gleihung hat. 

Das Königlihe Konfiftorium nahm nad dieſſeitiger 
Weiſung eine fommiffariiche BehandInng der Sade an Ort 
und Stelle vor. Der Lehrer Katt wurde von Neuem zu 
der ſchon früher abgegebenen Erklärung, die vorgeſchriebene 
Drbnung des Religionsunterrichts mit Gewiffenhaftigfeit zu 
befolgen, protokollariſch verpflichtet. Für die ftrifte Aus- . 
führung wurde eine ſpezielle Gontrole angeordnet und dem 
Katt für den Fall der Abweichung die fofortige Amtsjuspen- 
fion und Einleitung der Disziplinarunterfuhung zum Zwede 
der Dienftentlaffung in Ausfiht geftelt. Der Schulunters 
richt begann am 14. October. Bon 109 Kindern wurden 
dem Katt 35 zur Unterweifung zugejandt; 13 fehlten mit 
genügend befundener Entichuldigung; die übrigen blieben 
noch fern. Hierdurch widerlegt ſich die von den Petenten 
ausgeiprohene Behauptung, daß die ganze Schulgemeinde 
mit Ausnahme weniger Perfonen in ber Oppofition gegen 
den Lehrer Katt verharre. Nach Anzeige der Kirchen-Kom— 
miffarien vom 2. Dezember v. 3. beiuchten 91 Kinder die 
Schule, 6 fehlten mit genügender Entjhuldigung, 12. wur 
den von ihren Vätern, reſp. Brotheren noch zurüdbehalten. 

Die Königlihe Staatsregierung hat Fürſorge getroffen, 
daß die Petenten in ihrer berechtigten Forderung nicht vers 
legt werden. Sie ift aber nicht in der Lage, gegen ben 
Lehrer Katt, jo lange er ſich nichts zu Schulden kommen 
läßt, bisziplinarifch vorzugehen. Ebenſowenig vermag 1% 
öffentliche Fonds zu Zweden zu verwenden, Ph welche fie 
nicht beftimmt find, 
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Nahdem der Referent in diefer Darlegung im Großen 
und Ganzen die Beftätigung der von ben Petenten ange- 
führten Thatſachen Fonftatirte, hob er noch hervor, daß Die 
zulept angeführten Zahlen der die Schule Kait's beſuchenden 
Kinder um deswillen feine Deutung für bergeftellten Frieden 
zulichen, weil in der Petition felbft der Grund dafür nur 
in den angedrohten Zmwangsmaßregeln zu befinden fei, 
denen man fd nicht unterwerfen wolle, um in der Lage zu 
jein, Dftern 1870 die Mittel zu befipen, die ſchulpflichtigen 
Kinder in andere Dörfer überfiedeln zu laffen, was die 
Abfiht der Petenten fei, wenn man den „Katt” in der Ge— 
meinde belafje. Weshalb die Königliche Regierung nicht in 
diefem Falle auch die Fonds der Klofterfaffe oder auch 
andere Mittel gewähren Fönne, vermöge er nicht zu über« 
jehen, nur wifje er, daß das frühere re Kultus: 
Minifterinm unbedenklich die leptere Kaffe zu firhlichen und 
Scduljweden, z. B. für die Prediger der Königlichen 
Schloßkirche u. j. mw. belaftet babe und wenn ber Herr 
Regierungs-Kommiffarius in folder Bewilligung bedenfliche 
Konjequenzen fürdte, doch ſolche jchreiende Fälle zu den 
größten Seltenheiten gehörten. Die Schule fei doch nidt 
wegen bes Lehrers, ſondern der Lehrer wegen der Schule 
da, und fünne der Lehrer feine Aufgabe gar nicht oder nur 
ungenügend erfüllen, fo müffe in einer oder der andern 
Weile angemefjener Wandel geihafft werden. — Bei ber 
nunmehr eröffneten Disfujfion wur man über die Unhalt« 
barkeit der gegenwärtigen Zuftände in Wefterjode allfeitig 
einerlei Meinung, nur darüber, ob dem Lehrer, oder der 
Gemeinde, ob den vormaligen Hannoverſchen Behörden cder 
dem KultussMinifterium die Nidtbejeitigung des Konflikts 
weſentlich zuzuſchreiben, gingen die Anſichten auseinander. 
Während einerjeits die milde und nachſichtige Behandlung 
bes Lehrers, Seitens der Königlihen Behörden, dem im 
Kultus » Minifterium herrſchenden Syſtem zugeichrieben 
wurde, dad ſchwerlich einem auf freifinnigem 
Standpunft ftehenden und renitenten Lehrer im Dienft be— 
laffen haben würde, wie Beifpiele zeigten, welder Anſicht 
der Herr Regierungs» Kommiffar entihieden entgegen trat; 
während ferner im Intereffe der Kinder eine Aenderung 
hätte eintreten müffen, da der Mangel an Vertrauen ſchon aus» 
reichen dürfte, den Lehrer zu verjegen, hielt man andrerjeits 
dafür, daß die Hartnädigkeit der Gemeinde nit habe ge— 
fördert werden dürfen, zumal von den Königlichen Behörden 
nichts verſehen fei, um eine befriedigende Erledigung ans 
zubahnen. 

Nah geichloffener Diskuffion wurde darauf der Antrag 
des Referenten einftimmig zum Beſchluß erhoben und geht 
demnach der Antrag der Kommilfion dahin: 

„Das Abgeordneten Haus wolle beſchließen, Die 
fraglidhe Petition von Wefterfode der Königlihen Staatd- 
regierung zur Berüdjichtigung zu überweijen. 


B. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Dr. Kellner. 
— u — 


Der Lehrer v. Wiecki zu Marſchauerberg, Kreis Cart» 
baus, bat fih an das Haus der Abgeordneten unter dem 
9. 9. M. mit einer Eingabe gewandt, worin er Darlegt, daß 
er bis zum Sabre 1858 nur 102 Rthlr. 16 Sgr. 2 Pf. 
baares Gehalt bezogen habe, daß ſolches im Jahre 1858 
auf 111 Rthlr. 14 Sgr. und feit dem Januar v. I. laut 
beiliegender Regierungd-Berfügung vom 23. Januar 1869 
wieder um 53 Rthlr. aufgebeffert wurde. Er führt nun 
darüber Beſchwerde, daß ihm dieſe legte Aufbefjerung noch 
nicht ausgezahlt worben ſei, obgleidh er deshalb bei dem 
Landrath Mauve zu Carthaus zweimal, bei der Königlichen 
Regierung viermal und bei dem Herrn Kultut-Minifter ein- 
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mal vorſtellig geworden, ohne nur irgend einen Beſcheid, 
geſchweige denn Zahlung erhalten zu haben. Gr weiſt dar⸗ 
auf bin, daß er durch dieſe Verzögerung mit feiner aus 6 
Perjonen beftehenden Familie in die äußerſte Noth gerathen 
jei, und daß diefe noch durch den Umftand gefteigert worden, 
daß ihm das Gehalt in feinem Quartale des vorigen Sagen 
regelmäßig, fondern meiftens 14 Tage und darüber zu |pät 
ausgezahlt worden ift. Daneben erwähnt der Bittfteller 
nod, daß feine Schule jegt 209 Kinder zähle, und daß bie 
traurige Lage, in welder er fi befinde, auch auf den ge- 
jammten Unterricht ſehr nachtheilig einwirken müſſe. Schließ- 
lich bemerft er noch, daß ihm von 1850 bis 1868 eine 
Forft-Unter-Rezeptur anvertraut geweſen, aber entzogen wor« 
ben Sei, als fie fi) zu einer Forſt-Rendantur erweitert habe 
und daß ihm hiermit ein ſehr wmejentlidyer Nebenverdienft 
abgehe. Er bittet daher, das Haus ber Abgeordneten wolle 
vermitteln, daß ihm zunächft die erwähnte Gehaltszulage von 
53 Rthlr. fofort pro 1869 gezahlt, und daß fernerhin fein 
Einfommen nod fo weit erhöht werde, daß er auf ber fo 
ſchwierigen Schulftelle mit feiner Familie eriftiren und feinen 
Amtspflihten nachkommen könne. 

Der Regierungs-Kommiſſarius Herr Geheime Regie— 
rungs-Rath Linhoff Außerte fih im nachſtehender Weiſe 
zur Sade: 

Der Lehrer v. Wiedi beihwerte fi in der Ein« 
gabe vom 23. November v. 3., dab die ibm vom 

1. Januar v. J. ab zugebilligte Gehaltözulage von 

jährlih 53 Nthlen. noch nicht gezahlt fei, und bat um 

Abhülfe. Meber dieſe Borftellung wurde fogleih von 

der Regierung in Danzig Bericht erfordert. — Aus 

dem gegenwärtig eingegangenen Bericht ergiebt ſich, 
daß die Einziehung der Gehaltszulage mehrere Der 
ſchwerden über den Aufbringungsmodus hervorgerufen 
bat, in Folge deren von ber Regierung, welde in« 
wilden dem Petenten eine außerordentlihe Unter 
hüpung gewährt bat, anderweite ——— mit 
der Schulgemeinde für nöthig erachtet ſind, welche zur 

Zeit der Erſtattung des Berichts noch nicht zum Ab⸗ 

ſchluß gelangt waren. 

Seitens des Miniſteriums wird unverweilt das 

Nöthige zur ſchleunigen Abhülfe der Beſchwerde an— 

geordnet, auch mit Ruͤckſicht auf die Anführung in der 

gedachten Vorſtellung, daß zu der Schule 171 Kinder 
gehören, eine Erörterung darüber veranlaßt werben, ob 
nicht die Einrihtung einer zweiten Schulllaffe und bie 

Anftellung eines zweiten Lehrers erforderlich fei. 

Wenn auch die Kommilfion aus naheliegenden Grün» 
den auf den Umftand nicht eingehen fonnte, daß dem Bitt- 
fteller das frühere Nebenamt entzogen worden, jo war man 
do volftändig darüber einig, daß hier nicht bloß ſchleunigſt 
geholfen werden müſſe, jondern daß auch das Verfahren 
der nädften Dienftbehörden zu tadeln fei. Insbeſondere 
müfle angenommen werben, baß der Kreislandrath die ganze 
Angelegenheit nicht orbnungsmäßig behandelt habe, wie denn 
aud dieſe Annahme durd die obige Erklärung bes Herrn 
Regierungs-Kommiflard Feine Widerlegung findet. Daneben 
verfannte die Kommilfion keineswegs, daß aud das gegen- 
wärtige Einfommen mit der äußerſt jchwierigen Stelle in 
feinem Berbältniffe ftehe, und daß eine jo große Kinberzahl 
(171 nad der Erklärung des Regierungd-Kommiffard; 209 
nad der Angabe bes Lehrers) die Kräfte bes Lehrers auf- 
reiben müffe, wenn nicht bald auf erleihternde Einrichtungen 
bingewirft werde. 

Da aus der Erflärung des Herrn Regierungs-Kom- 
miffars, fo entgegenfommend dieſelbe aud lautet, nicht mit 
Gewißheit auf bereits erfolgte Zahlung der Zulage geſchloſſen 
werben fann, da außerdem es ſich auch nod um pünftlichere 
Auszahlung des Gehaltes überhaupt und um deſſen fernere 
Erhöhung, fowie um eine anderweite, dem Unterrichtezwecke 
entjprehende Schuleinrichtung handelt, entihieb ſich die 
Kommilfion für den Antrag: 
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Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
die Petition des Lehrers v. Wiedi, II. Nr. 1112, 
der Königlichen Staatö-Regierung zur Abbülfe 
zu überweijen. 


C. 


Berichterſtatter: 
Abgeordneter Dr. Kellner. 
— —ñ—— — 


Die Bũdner-Etabliſſements Hohengoören'ſcher und Schön. 
hauſer Damm, im I. Jerichow'ſchen Kreiſe, welde in 
Folge der Anlage von Rittergutsvorwerfen entjtanden find 
und hiernach auch einzelne Beredhtigungen auf berridaftliche 
Weiden und Forften genießen, gehören in Betreff der Kirche 
und Schule zum gleihnamigen Dorfverbande, von welchem 
fie jedoch 3 bis 1 Meile entfernt find. Mit Nüdficht auf 
biefe für Kinder ſehr beträchtliche Entfernung nahm der 
Büdner und Handeldmann Wagner auf dem erfteren Damme 
bereit im Jahre 1848 einen Privatlebrer an, wobei er noch 
von dem Wunfche geleitet wurbe, feinen Kindern einen höheren 
Schulunterriht zu bieten. An dieſem Privatunterrichte 
nahmen bald aud einige andere Kinder beider Dämme 
Antheil, und als Wagner’s Kinder auf andere Schulen 
ingen, blieb der Privatlehrer, miethete auf Anlaß mehrerer 
übner ein eigened Lokal und errichtete eine fürmliche 
Privatihule, an ber ſich beide Dimme betbeiligten und 
welche aud von ber Behörde gebilligt wurde. Als vor 
etwa zehn Sahren ber Lehrer ftarb, ging die Schule jebody 
ein, und bie betreffenden Kinder bejudhten wieder die ent« 
fernten Ortöfchulen. 

Nah mehrfachen Verhandlungen hat nun die Regie 
rung nad Inhalt der Vorlagen dahin verfügt, daß bie 
Büdner einjhließlih ber NRittergutövorwerfe zu Hohen⸗ 
ören’ihen und Schönhaufer- Damm zu einer beſonderen 

chulſozietät vereinigt werden follen, und daß demgemäß 
die Betheiligten ein Schulhaus nebft Lehrerwohnung zu 
bauen, und bem Lehrer vorläufig 130 Rthlr. baares Geld 
außer Wohnung und Heizung zu entrichten haben. 

Gegen biefe die beiden Dämme angehende Verfügung 
haben nun die Bübner des u — — Dammes durch 
alle Inſtanzen proteſtirt und ſich zuletzt in einer Eingabe 
ohne Datum, welche bier unter dem 9. Dezember v. J. 
joumalifirt wurde, mit der Bitte an das Haus der Abge- 
orbneten gewandt, die qu. Schuleinrihtung für nicht aus— 
führbar zu erflären und bie Verfügung der Königlichen 
aufzuheben. Sie flügen ihren Antrag zunächſt 
darauf, daß he fi zu dieſer neuen Laft nicht ohne Ente 
Ihädigung aus den früheren Schulfozietäten für verpflichtet 
halten, daß ferner die Zahl von 30 bis 35 Kindern ein 
eigenes Schuliyftem gegenüber den großen Opfern nicht 
rechtfertige, und daß der Weg nicht unbequem fei und doch 
jur Kirde und zum Konfirmanden-Unterridte von ben 
Kindern benugt werben müffe. Sie erwähnen ferner, daß 
die Schulhäufer der beiden Kirhdörfer binlänglihen Raum 
bieten, zugleid aber auch Küfterhäufer find, zu deren Unter- 
haltung die Patrone die rohen Baumaterialien zu geben 
baben, und daß letztere auch für die Heizung —— 
Da ſich nun die Patrone weigerten, für das neue Schul— 
etablifjement ein Gleiches zu leiften, jo würde ihnen die 
Laft zu ſchwer, und ſei ja auch voraudzufehen, daß 130 
Rthlr. Gehalt gar bald zu wenig fein und wiederum eihe 
Erhöhung dieſes geringen Betrages nothwendig werde. 
Schließlich weifen die Petenten noch auf ihren geringen 
Grundbefip mit dem Bemerfen bin, daß bie Laft eine ent» 
ſchieden leichtere würde, wenn die Nittergüter nah ihrem 
Areale zu ben Bau- und Unterhaltungsfoften beitrügen. 

Aus den beigefügten Anlagen ergiebt fi zunächſt, daß 
die Königliche Regierung, geftügt auf $. 18. der Inftruftion 
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von 1817 mit ben Petenten, rejp. deren ‚Repräjentanten 
unter dem 21. Dezember 1866 orbnungsmäßig jedoch ver- 
geblich verhandelt und hiernach durch Refolut vom 5. März 
1869 die Schuleinrihtung definitiv angeorbnet hat. Ein 
Fehler im formellen Betriebe der Angelegenheit findet nicht ftatt. 

Bei der fih an diefen Sachverhalt Enüpfenden Be— 
ratbung wurden zunächſt Zweifel darüber rege, ob die Weite 
des Schulweges die in Rede ftehende Mafregel rechifertige, 
fanden ſedoch durch den Hinweis auf bie raubere Jahree- 
zeit und auf den Umftand ihre Befeitigung, daß aud bie 
fleineren 6—Tjährigen Kinder dieſen Weg jhon zurüdlegen 
müßten, daß fie oft hierdurch aud) der regelmäßigen Mittage» 
mablzeit entbehrten und phyſiſch in einem Maße ermüdet 
würden, welches die regere Theilnahme am Unterrichte weſent⸗ 
lich hemme. Wenn ferner aud nicht verfannt wurde, daß 
ein Gehalt von 130 Rthlr. als unzureichend erachtet werben 
müffe, jo fonnte eg bierin um jo weniger ein Grund gegen 
die Einrichtung bes befonderen Schuliyftems erfannt werden, 
als die Hoffnung bleibt, daß der Staat eine angemefjene 
Beihülfe event, nicht verweigern werde, und daß bie In— 
tereffenten jelbft ein Weiteres zulegen würden, wenn fie erft 
die Wohlthat eines befjeren Unterrichtes ihrer Kinder erfahren 
und ſchätzen gelernt hätten. Ueber die Betheiligungepflicht 
der einzelnen SInterefjenten, insbejondere aud der Gutsbe— 
figer, konnte die Kommilfion aus Mangel an Vorlagen und 
da die Berhandlungen nad dieſer Seite bin noch nicht zum 
Abſchluſſe gelangt find, feinen ficheren Ueberblid gewinnen 
und fi nur ber Borausfegung bingeben, daß hierbei gejep- 
li verfahren werde, fo meit eben die allerdings mangels 
haften Beftimmungen hierzu Hand bieten. Bei Beurtheilung 
des ganzen Sachverhaltes dürfte übrigens auch der Umftand 
nicht unbeadhtet bl:iben, daß der Proteft gegen die qu. Schuls 
einrichtung einfeitig nur von dem Hohengören'ſchen Damme 
ausgehe, und daß jomit bie übrigen Intereffenten die Noth— 
wendigfeit ber getroffenen Anordnung ftilichweigend aner« 
fennen, wie denn auch ein foldhes Anerfenntniß ſchon aus 
der oben erwähnten jahrelangen Eriftenz einer Privat: 
ſchule beroorgebe. 

Der Regierungs- Rommiffar, Herr Regierungs- Rath 
Scholz, erflärte zur Sache, daß, nachdem bereits vor länger 
ald 4 Fahren die Nothwendigfeit anerfannt und definitiv 
die Anordnung getroffen fei, den Schönhaufener und Hohen- 
göhren’ihen Damm von den Schulen in Schönhaufen und 
Hohengöhren wegen ber °/, reip. meiligen Entfernung 
abzuzweigen und zu einem neuen Gchulverbande zu vers 
einigen, die Petenten fi nicht beichweren Fünnten, wenn 
endlih die nothwendigen Konfequenzen jener Anordnung 
gezogen würden. 

Es handle ih um mehr ald 40 Kinder, die bei den 
angegebenen Entfernungen die MWohlthaten regelmäßigen 
Stulunterrihts in Schönhaufen und Hohengöhren nicht 
genießen lönnen, für welde aber ausreihend und gut ge— 
jorgt werden könne durch eine den beiden Damms»Kolonieen 
gemeinfame neue Schulanftalt. Daß die Gefammtverhält- 
niffe auf diefen Weg als den zwedmäßigften und unbedenf- 
lichften wiefen, ſei nicht blos von den Behörden, jondern 
von den Intereffenten jelbft dadurch anerfannt worden, daß 
fie jhon jeit etwa 15 Jahren eine gemeinfame Privat» reip. 
Nebenſchule eingerichtet und unterhalten haben. Die Pe- 
tition gewähre feinen Anhalt, jept ein anderes Urtheil zu 
gewinnen, und ni man daher unverändert davon aus— 
gehen, daß die Konftituirung des neuen Schuliyftems nicht 
blos in formell gültiger Weife, jondern aud aus materiell 
guten und mod jept zutreffenden Gründen erfolgt fei und 
darum nicht —— gemacht werben könne. 

Daß aber ein Sculfyftem eine Schule und einen 
Lehrer haben —* verſtehe ſich dann weiter von ſelbſt, 
und es ſei nicht abzuſehen, inwiefern die Petenten durch 
die darauf abzielenden präparatoriſchen Anordnungen der 
Regierung in ihren beſonderen Rechten oder Intereſſen ver» 
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legt werden jollten. — Bon einer Heranziehung über das 
Maß ber Leiftungsfähigfeit jolle in dieſem Falle jo wenig 
wie in anderen Fällen die Nede fein und die Koften würden 
jelbftverftändlih nah Maßgabe der gefeglihen Beftimmungen 
repartirt werben. Klagen darüber, daß dem nicht fo jei, 
feien auf allgemeine bemeisloje Behauptungen nit zu 
fügen und obenein jedenfalls verfrüht, da die Höhe ber 
Schulkoſten nnd der an die Geſammtheit der Intereffenten 
wie an bie einzelnen zu ftellenden Anforderungen noch nicht 
feftftebe. 

In Erwägung diefer amtlihen Mittheilungen und im 
Hinblide auf die oben erwähnten Rejultate der Debatte ents 
ſchied ſich die Kommilfion einftimmig für den Antrag: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

über die Petition 11. 795. zur Tages-Ordnung 
überzugeben. 


Berichterſtatter: 
Abgeordneter Bieck. 
——— — 


Das Gut Muggerkuhl, bis dahin nah Groß-Berge 
eingeihult, ward auf den Wunſch des Befiperö, Herrn 
v. Winterfeld auf Carwe, und unter Zuftimmung des Schul« 
zen und des Schöppen in Schweinefofen in leptern Ort auf 
Anordnung der Negierung in Potsdam vom 23. Septem- 
ber 1866 eingejhultl. Die Gemeinde Schweinelofen pro- 
teftirte dagegen, ward aber von ber Regierung mittelft Ver« 
fügung vom 9. Februar 1869 mit ihrem Proteft zurüdges 
wielen. Gleiches geihah Seitens bed Herrn Kultusmis 
nifter, ala fih die Gemeinde unterm 11. März 1869 mit 
einer Beihwerde an ihn wandte, durd Reifiipt vom 26. 
April a. pr. und auf Wiederholung der Beichwerde unter 
dem 19. Mai durch Reſkript vom 31. Auguft. Die Ger 
meinde wendet ih nun an das Abgeordnetenhaus mit der 
Bitte, 

„dem Minifterium ber geiftlihen und Unterrichts. 
Angelegenheiten den Antrag, die Einſchulung von 
Muggerfuhl nah Schweinekofen rüdgängig zu ma« 
den, zur Berüdfihtigung überweilen zu wollen.” 
Sie unterftügen ihre Petition mit folgenden Gründen: 

1) Die Schulgebäude in Schweinefofen gehören ber 
dortigen Gemeinde und ift es ein Eingriff in das 
Privateigentbum diefer®emeinde, wenn wider ihren 
Willen die Mitbenupgung diefer Gebäude der 
Gemeinde Muggerkuhl eingeräumt werben joll. 

2) Die Einfhulung ift für die Schulkinder in 
Schweinekofen ſehr nachtheilig, — nicht allein des» 
halb, weil die Zahl der Schulkinder vermehrt und 
der Unterricht für die einzelnen Kinder dadurch 
weniger förderlich wird, ſondern vornehmlich dee— 
halb, weil die Kinder aus Muggerkuhl nur Tages 
löhnern angehören, die ihren Eltern den Unterhalt 
mitverbienen müfjen und die Schule fehr unregel« 
mäßig beiucdhen werben. 

8) Aeußere Bortheile erwachſen ber Gemeinde Schweine 
fofen aus der Einihulung aud nit, denn die 
Beiträge zur Erhaltung der Schule und des Leh— 
rerö werben nah Maßgabe der Klaffen-, Einkom⸗ 
men, Grund» und Gebäubdefteuer dort aufgebracht; 
bie Tagelöhner von Muggerfuhl zahlen aljo nur 
wenig. Ueberdies würde die Gemeinde Schweine. 
fofen das für die Schule und den Lehrer nod Er- 
forderlihe aus eigenen Mitteln aufzubringen gern 
bereit fein. Es erwächſt aber aus der Einſchulung 
ber Gemeinde Schweinefofen eine bedeutende Bau« 
laft. Bei ber wachſenden Schülerzahl — jept 
ſchon 87, nidt 31, wie es in bem zweiten Mi« 
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niſterialreſkript heißt — wird eine Vergrößerung 
des Schullokals nöthig. Die Koſten für dieſelbe 
muß namentlich Schweinekofen aufbringen und von 
dieſen würde es noch lange verſchont geblieben fein, 
wenn die Einſchulung von Muggerkuhl nicht er— 
folgt wäre. 

Es ift mithin die Einſchulung gegen das Ins 
tereffje von Schweinefofen und nur im Intereffe 
von Muggerfubl. Es ſei ber Lofalihulinipeftor, 
der Prediger zu Schweinekofen, dem auch Mugger- 
fubl überwiejen ift, mit feinen Einwendungen ge» 
gen die Einihulung gar nicht berüdfihtigt worden. 

In der über diefe Petition ftattfindenden Verhandlung 
ward geltend gemacht, daß es ſchon nad der jepigen Ge. 
jepeslage geftattet jei, eine Gemeinde, die nicht im Stande 
fei, aus eigenen Mitteln eine Schule zu uuterhalten, mit 
einer andern Gemeinde zu einer Schulfozietät zu verbinden. 
Muggerfuhl könne eine eigene Schule nicht erhalten, da der 
Befiper des Gutes nicht verpflichtet fei, etwas zur Bejol« 
dung des Lehrers beizutragen und die übrigen Bewohner 
faft nur Tagelöhner feien. Es müſſe aljo mit einem an» 
deren Orte verbunden werden. Groß-Berge, zu dem es 
bieher gehörte, ſei erbeblih von Muggerfuhl entfernt, zähle 
au mehr als 120 jchulpflichtige Kinder, weshalb die Aufs 
nahme noh mehr Schulkinder nidt gut möglid ſei. 
Schweinefofen mit feinen wenigen Kindern fann aber die 
Kinder von Muggerfuhl recht wohl aufnehmen. Aud die 
fombinirte Schule gehöre noch immer zu den Kleinften. 
Da nun die Bereinigung geleglich Auläfftg, jo fann aud 
die Gemeinde Schweinefofen mit ihrer Beſchwerde nicht weis 
ter berücdfichtigt werden. Der Prediger ift übrigens, wie 
der Regierungs-Kommilfar verfiherte, mit jeiner Aeußerung 
über das Projekt gehört worden. Die Regelmäpigfeit 
des Schulbefuhs kann erfahrungemäßig auch bei Tages 
löbnerfindern erreicht werden und bat der Herr Kultus— 
minifter in dem zweiten Reſkript noch ausdrüdlich zuge 
fihert, e8 werde darauf gehalten werden. — Mit Recht 
hebt daſſelbe auch noch hervor, daß die Zahl ber ſchulpflich— 
tigen Kinder aus beiden Orten zujammen eine jo mäßige 
fei, daß ber Lehrer fie jämmtlid mit leiter Mühe voll» 
ftändig ausbilden könne. — 

Die Beichwerde der Gemeinde Schweinelofen wurbe deshalb 
in feiner Weife für motivirt erachtet und von der Kom— 
milfion beſchloſſen, 

bei dem Haufe Uebergang zur Tagesorbnung zu 
beantragen. 


Berlin, den 8. Februar 1870, 


Die Kommifftion für das Unterrichtäweien. 


Dr. Techow, Porfipender. Dr. v. Bunfen. Bied. 
MNichter (Sangerhaufen). Dr. Kellner. Schlichting. 
v. Grävenig (Grünberg). Dr. Wehrenpfennig. 
Dr. Künzer. v. Saltwedell. Dr. Müller (Lauban). 
Studmann. Dr. Schläger. Dr. Wantrup. 


Sach-Negifter. 


der 


Drudiachen des 2. der Abgeordneten 
aus der X. Legislatur-Periode, 
III. Seſſion. 1869. 


Abgeordnetenhaus. 
1) Antrag der Königlihen Staats » Regierung Die 
Bertagung des Landtags betreffend: Nr. 324. 
2) Allerhödfte Botihaft, den Schluß des Land» 
tags beireffend: Nr. 346. 


Abgeordnete. 

1) Mitgliederverzeihuifje: Nachweiſung der Mit- 
glieder des Haufes der Abgeordneten: Nr. 1. — 
Nachweiſung der Abtheilungen: Nr. 2. — Nach—⸗ 
weifung der Kommilfionen: Ar. 3. 

2) Anträge ber Gejhäftsordnungs-Kommij- 
fion betreffend 
a) das Mandat - —— von Klein— 

ſorgen: Nr. 165 
b) ade Wander bes —— — von Zander: 
r. 198. 
c) das — bes Abgeordneten Freiherrn v. 
Scheel-Pleſſen: Nr. 270. 
d) das Mandat bes Ngeorhneten Dr. Säulp 
(Memel): Nr. 308, 

3) Strafverfahren: 

a) Antrag bes Abg. Dr. Loewe auf Aufbe 
bung des gegen ben Abgeordneten Richter 
(Königsberg) anhängigen Strafverfahrens: 


b) — bes Abgeordneten Windt horſt (kü- 
— auf Aufhebung des gegen den 
u Dunder anhängigen Strafverfahren: 


c) Antrag des Abgeordneten Lasker, betreffend 
die Aufhebung des gegen ben Abgeordneten 
Dr. Weiß eingeleiteten Strafverfahrens: 
Nr. 61. 


Adftimmungstelegraph, fiehe Geihäftsorbnung. 


Bantweien. 
1) Gejegentwurf, Be die Lendeslreditanſtalt 
zu Hannover: Nr. 170. 
— - —— Finanz » Kommiffion: 


Antrag bes Abg. v. Hoverbed: Nr. 207. 
2) a betreffend bie Eanbeöfrebitfaffe in 
el: N 
Antrag ber verftärften Finanz » Kommiifion: 
Nr. 192 II. 
8) — betreffend die Landesbank in 
Wiesbaden: Nr. 191. 
——— der verftärften Finanz » Kommilfion: 
Nr. 205.1. 


4) Antrag des Abgeordneten Dr. Hänel auf Errid- 
tung einer Rentenbank in Schleswig. Holftein: 
Nr. 185. 
Antrag bes Referenten: Nr. 198 IH. 
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Ceutraltommiſſion, ftatiftiiche. 
Schreiben des Minifters bes Sunern, betreffend 
die Wahl von Mitgliedern ber ftatiftijchen Cen⸗ 
tralkommiſſion: Nr. 340. 


Civilehe. 
Antrag der Abgeördneten Dr. Loewe und Dr. 
art betreffend die Einführung der Civilehe: 
56 


Bericht der XI. Kommilfion: Nr. 279. 
Greditanftalten, ſiehe Bankweſen. 


Eichnugsbehörden. 
Entwurf eines — betreffend die Eichungs⸗ 
behörden: Nr. 15. 
Antrag der Budget « Kommilfion: Nr. 74. 
Antrag des Abgeordneten Grumbrecht Nr. 83. 


Eiſenbahnweſen. 

1) Geſetzentwurf, betreffend einen Zuſatz zu dem 
Geſetze vom 17. Februar 1868 wegen Auf- 
nahme einer Anleihe von 40 Millionen Tha— 
lern zur Deckung * rar ie von Eifen- 
bahnanlagen: Nr. 203. 

Bericht der —— iz für $inans 
zen und für Handel: Nr. 297. 

2) Gefjepentwurf, betr«ffend Abänderung des 
Geſetzes vom 17. Februar 1868 über die Auf- 
u einer Anleihe von 40 Millionen Thalern zu 

Dedürfniffen der Eifenbahnverwaltung: Nr. 327. 
Antrag der Bubget » Kommilfion: Nr. 339. 

3) Gefepentwurf, betreffend die Dedung der 1870 
erforderlichen Ausgaben zur weiteren Bervollftän- 
digung und — Auérüſtung der Staatsei— 
ſenbahnen: Nr. 222. 

Bericht der — — für Finan⸗ 
zen und für Handel: Nr. 299. 
Antrag des Abgeorbneten v. Benda: Nr. 329. 

4) Schreiben bes Handelsminifters, betreffend die 
Ueberfiht über den Baus und. Betrieb der 
Staatseifenbahnen: Nr. 175. 

Antrag der Hanbeld » Kommilfion: . 3832, 

5) Schreiben des Handelsminifters * den Un⸗ 

zen bei dem Bıüdenbau über den Rhein: 
200 


6) Antrag des Abgeordneten v. Bonin (Genthin), 
betreffend die Braunſchweigiſchen Stuatsbahnen: 
Nr. 155, 
Antrag des Referenten: Nr. 198. II. 
7) Eifenbahn von Tilfit nad Memel, fiehe Interpellas 
tionen ad 6, 


Fiſcherei im Rhein, fiehe Staatöverträge. 
Gemeinheitötheilung, ſiehe Grundeigenthum. 


Geuoſſeuſchaftsweſen. 

Antrag der Abgeordneten Schulze (Berlin) und Pa— 
riſius, Geſetz über die Ent— * Bewaͤſſerungs⸗ 
awangegenoflenfaften: Nr. 124 

Bericht ber Juftiz - Kommiffion: Nr. 208, 


Gerichtskoſten. 

1) Entwurf eines Geſetzes über einige Aenderungen 
tes Geſetzes vom 12, Mai 1851, betreffend den 
Anjap und die Erhebung der Gebühren der Rechts⸗ 
Anwalte für bie Bezirke der Appellationsgerichte 
in Gaffel, Kiel und Wiesbaden: Nr. 22. 
ne ber verftärften Zuftiz « Kommijfion 

Nr 3. 
Antrag des Abgeordneten Warburg: Nr. 292. 

2) Drei Gefepentwürfe, betreffend einige Aenderun« 
gen und Ergänzungen der Gejepe über ben 
Anfap und die Erhebung der Gerichtskoſten ac. 


Gerichtskoſten. 
in den Bezirken der ehr gr) ei zu Kiel, 
Caſſel und Wirabadıen: Nr. 248. 
Derihte der verftärften —— 
betreffend Wiesbaden Nr. 336, — betreffend 
Caſſel: Nr. 337. 


Geinäftserdunng. 
1) Antrag der Abgeorbneten Lasker und Tweſten 
a —— einer neuen Geſchäftsordnung: 


Beriäı, — Geſchäfteordnungs⸗Kommiſſion: 


2) —— a "Abgeordneten v. Dieft Nr. 283, 
— des Referenten zu dem Antrage v. Dieft 
Nr. 303 IL. 


3) Antrag des Abgeordneten Grafen Schwerin 
Nr. 29, — Antrag des Referenten: Nr. 34. L 

4) Antrag des Abgeorbneten Grafen v. Fran— 
fenberg auf Herftellung eines Abftimmunge- 
Telegrapben: Nr. 244. — Antrag ber Kom» 
milfion: Nr. 270 ILL, 


Grosjährigfeit- 
Entwurf eines Gejepes über das Alter ber Groß— 

jährigfeit: Nr. 20. 

Anträge bes Abgeordneten Laser Rr. 33 I, 
bes Abgeordneten Bahlmann Nr. 36, 
Zufammenftelung der Beichlüffe der Bore 
berathbung Ar. 39 I. — Beſchlüſſe des Her- 
renhaufes: Nr. 112 IL, 


——— 
1) Entwurf einer —— nebſt beigefüg⸗ 

tem Koſten-Tarif: Nr. 24. 

Berichte der X. ———— Nr. 234 und 235, 
Berichtigungen zu 234. — Antrag des Abgeord- 
neten Simon v. Zaftrow Nr. 291, — bes 
Abgeordneten Dr. Koſch: Nr. 296 1. 

2) Entwurf eines Gefepes über den Eigenthumserwerb 
und bie bingliche Belaftung ber Grundſtücke, 

u und feloftändigen Gerechtigkeiten: 


Bericht der X. Kommiſſion Nr. 212. — Anträge 
des Abgeordneten Windthorſt (Cübingbaufen) 
Nr. 278, — bes Abgeorbneten Simon von 
Zaftrow 280. IL, — des Abgeordneten 
Lafer Nr. 281 I und 293, — des Abge 
orbneten Dr. Baehr Nr. 282, — des Ab» 
geordneten Freiherr v. Eck arbftein: Nr. 2961. 

3) Geſetz-⸗Entwurf, betreffend die Entziehung und 
Behränfung des Grundeigentbums: Nr. 141. 
Beriht der XVI SKommilfion: Nr. 304. 

4) Gejep-Entwurf, betreffend die Stempelabgaben 
von gewillen, bei ber Hypothekenbehörde anzu= 
bringenden Anträgen: Nr. 68. 

Beriht der X. Kommilfion: Nr. 252, 

5) Gelep-Entwurf, betreffend die Ausdehnung ber 
Gemeinbeitötheilungsorbnung vom 7. Juli 1821 
auf die Zufammenlegung von Grundftüden, 
welde einer gemeinihaftlihen Benupung nicht 
unterliegen: Nr. 121. 

Bericht der Agrar» Kommilfion: Nr. 331, 

6) Gejep-Entwurf, betreffend die gezwungene Ab» 
tretung von unbeweglichem ae in Frank⸗ 
furt am Main: Nr. 136. 

Antrag des Referenten: Nr. 159 I. 

7) Gejep- Entwurf, betreffend die Aufhebung der 
Berfügungs-Beihränfungen, bezüglid der Theis 
lung und Bereiniguug ——— — 
thums in dem Kreiſe Rinteln: Nr. 

Antrag des Referenten: Nr. 239 j 

8) Antrag des Abgeordneten Wölfel, Geſetz, ber 
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Grundeigenthum. 
treffend die Form der Grundftüddzertheilungsvers 
träge: Nr. 241. 
Anträge des Referenten: Nr. 256 und 263. 
des Abgeordneten Wagener (Branzburg) 
266. 


Nr. 
des Abgeordneten Bahlmann: Nr, 281. IL 
9) Antrag bes en v. Dieft über Subha- 
ftationen: Nr. 328. 


Handelögejehgebung. 
G nee Entwurf, betreffend die Einführungs-Beftim- 
mungen zum allgemeinen Deutihen Handels» 
geſetzbuch für das Jadegebiet: Nr. 246. 
Antrag des Referenten: Nr. 286. 


Handelöfammern, 
nn eined Gejepes über bie Sandelilummenn: 
Nr. 


Bericht der Handeld-Kommilfion: Nr. 46. — 
Anträge des Abgeordneten Richter (Könige- 
berg), des Abgeordneten Cornely und des 
Abgeordneten Berger (Witten): Nr. 187, 


Hppothefenweien, ſiehe Grundeigenthum. 


Juterpellationen. 
1) des ——— Dr. Loewe (Praͤmien-Anleihen): 


Nr. 

2) des — Miquel (Celler Denkmal): Nr. 
38 unb 133, 

3) des Nbgeordneten v. Bonin —— Braun⸗ 
ſchweigiſche Staalseiſenbahnen): Nr. 79. 

4) des Abgeordneten Richter en) (Sy: 
node der Provinz Brandenburg): Nr. 16 

5) des Abgeordneten er ah eitpeinftellung in 
Waldenburg): Nr. 251. 

6) des Abgeordneten — — (Eijenbahn 
von Tilfit nad Memel): Nr. 

7) des Abgeordneten Müller Goltuge) re 
tigung des Bürgermeifters Zrip): Nr. 


— 
eſetzentwurf, betreffend bie Aufhebung ber beſon⸗ 


deren, bei Interzeffionen der Frauen geltenden Bor» 
schriften: Nr. 21. 
Anträge des Abgeorbneten v. Seydewitz: Nr. 
33. II, — Des Abgeordneten Windtborft 
(Füdinghaufen): Nr. 35. — Bujammenftel- 
bung der Beidhlüffe der Vorberathung: Nr. 39. IL 


Sagbgeiehgebung. 
— — betreffend die Schonzeit des Wil- 
bes: Nr. 114. 

Bericht der Agrarfommilfioen: Nr, 190. — 
Anträge des Abgeordneten v. Beeften: Nr. 
306, — bes Abgeordneten Grafen v. Fran» 
fenberg: Nr. 302. und 306., — des Ab- 
geordneten Pieſchel: Nr. 306., — des Abge- 
ordneten Sch oen: Nr. 302. — der Abgeorb- 
neten v. Schoening und Webskfy: Nr. 
307, — des Abgeordneten Solger: Nr. 306, 
— des Abgeordneten Dr. Virchow: Nr. 
305. — Zujammenftellung der Beſchlüſſe 

der VBorberathung: Nr. 314 und 320. 

2) Gejegentwurf, betreffend die Einführung einer 
gleihmäßigen Gebühr für — 
ſcheine in Heſſen-Naſſau: Nr. 247. 

Anträge des Referenten: Nr. 273. IN. 

3) Antrag bes Abgeordneten Dr. Haenel, betref— 
fend die Aufhebung bes Jagdrechts auf frem- 
dem Grund und Boden in Schleswig-Holftein : 
Nr. 185. 

Antrag des Referenten: Nr. 198. II. 
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Kirhlihe Berwaltungsbehörden. 
Geſetzentwurf, betreffend die Reffortverhältniffe ber 
firhlihen Berwaltungsbehörden im Regierungs— 
bezirfe Gaffel: Nr. 65. 
Bericht der XIV. Kommilfion: Nr. 345. 


Kirhenpatronat. 
Antrag des Abgeordneten v. Bonin (Genthin), das 
Kirhenpatronat betreffend: Nr. 97. 
Antrag bes Referenten: Nr. 112. IIL 


Kommmunallandtag. 
Antrag des Abgeordneten Freiberen v. Frank, be 
treffend die Einrichtung eines Kommunallandtages 
in den Hobenzollernihen Landen: Nr. 146, 


Kreisordnung. 
Entwurf ber Kreisordnung für die Provinzen Preußen, 
Brandenburg, Pommern, Schlefien und Sadjen: 
Nr. 4, 


Amendements der Abgeordneten Dr. Beder: 
Nr. 8, — v. Behr: Nr. 265. IL, — von 
Betbmann«Hollmeg: Nr. 78, — Graf von 
Bethufy-Huc: Nr. 258. IL, — v. Bodum» 
Dolffs: Nr. 31, 53, 233, 250 I, 257, 326, 
— v. Bonin (Genthin): Nr. 57, 81, — von 
Brauchitſch (Elbing): Nr. 59, 253, 315, — 
v. Brauchitſch (Flatow): Nr. 91, 233, — 
v. Dieft: Nr. 238, 265 I, — Graf zu Eu» 
lenburg (Deutidh » Grone): Nr. 78, 240, I, 
— Dr. Glajer: Nr. 261, — Groſchke: Nr. 
258, I, 319, — Gottſchefski: Ne. 59, — 
Grumbredt: Nr. 84, — Dr. Haenel: Nr. 
90, — v. Hennig und Lafer: Nr. 60, 85, 
120, — Heffmann: Nr. 67, 84, 91, 245, 
260, 267, — v. Hoverbed: Nr. 28, 84, — 
v. Kardorff: N. 59, 91, 323, — v. d. Kne— 
jebed (Ruppin): Nr. 258, IT, — Lampug«- 
nani: Nr. 319, — v. Ledebur: Nr. 62, — 
v. Lingenthal: Nr. 82, — Miquel: Nr. 259, 
315, — v. Mitſchke-Collande: Nr. 72,115, 
237, 250, IL, — v. Dven: Nr. 82,240, II, 
— v. d. Red: Nr. 236, IL, — Reihen» 
ſperger: Nr. 48, zu 48, 323, — Solger: 
Nr. 59, — v. Sybel: Nr. 91, — Wadler: 
Nr. 72, 236, I, — Wagener ($rangburg): 
Nr. 98, — Dr. Weber (Erfurt): Nr. 84, — 
Windthorſt (Rüdingbaujen): Nr. 322. 
Anträge der XIL Kommilfion: Nr. 163, 
347. — Berichte der XII. Kommilfion über 
Petitionen: Nr. 242, 262, 298, 321, 341. 
Zujfammenftellung ber zu 8. 1-38 ge 
faßten Beihlüffe: Nr. 269. 


Mahl: und Schlahtftener, 
Entwurf eines Gejches wegen Aufhebung der Mahl« 
und Scladhtfteuer in mehreren Städten: Nr. 129, 
Beriht der Finanzlommilfion: Nr. 264. — 
Anträge ber Abgeorbneten Rohland und 
Schroeder: Nr. 271, — des Abgeordneten 
v. Mitſchke-Collande: Nr. 280, 1. 


Medizinalwejen. 
Gejepentwurf, betreffend die den. Medizinalbermten 
für die Beſorgung gerichtsärztliher Geſchäfte zu 
gewährenden Bergütungen: Nr. 255, 


Meierftättifches Eigenthum, ſiehe Grundeigenthum. 


Norddeutscher Bund, 

Antrag der Abgeordneten Miquel und Laster, bes 
treffend die Ausdehnung der Kompetenz bes Norb- 
deutſchen Bundes auf das gejammte bürgerliche 
Recht: Nr. 32, 


Norddentiher Bund. 
Bufammenftellung der Beidhlüffe der Vor— 
berathung: Nr. 143. 


Betitionen. 

Agrar Kommilfion. Erfter Beriht: Ne. 93. — 
Zweiter Beriht: Nr. 101. — Dritter Bericht: Nr. 
125. — Vierier Beriht: Nr. 180, — Fünfter 
Beriht: Nr. 312. — Sechster Bericht: Nr. 343, 
Anträge der Kommilfion: Nr. 205, II, 318, II 
und II. — Amendement des Abgeochneten 
Schulze (Berlin): Nr. 124. 

Budget: Kommilfion. Anträge Nr. 165 II, IIL, IV. 

Finanz Kommilfion. Berichte: Nr. 310, 348. — 
Anträge: Nr. 89 J., 126 J., 179, 303 II. und 
III. 318 I. — Amendement des Abgeordneten 
Leſſe: Nr. 263. 

Gemeinde: Kommilfion. Erfter Beridt: Nr. 58. — 
Zweiter Bericht: Nr. 99, — Amendement des Ab» 
geordneten Schroeder: Nr. 110 II. — Dritter 
Beriht: Nr. 149. — Vierter Beriht: Nr. 224. 
Fünfter Bericht: Nr. 276. — Sechster Beridt: 
Nr. 316, 

Handels» Kommilfion. Erfter Beridt: Nr. 94, — 
Zweiter Beriht: Nr. 144. — Dritter Beridt: 
Nr. 151. — Vierter Beriht: Nr. 226, — Antrag 
des Abgeordneten Shubarth: Nr. 333. — Fünfter 
Bericht: Nr. 287. — Sechster Beriht: Nr. 349, 

— — Anträge: Nr. 89 IL, III, IV, 

9. II 


Kreisordnungd-Kommiülfton (XIL). Berichte und 
Zufammenftellungen: Nr. 242., 262., 298., 321., 
341 


Petitiond-Kommilfion. Erfter Beriht: Nr. 52, 
— Amendement des Abgeordneten Dr. Beder: 
Nr. 63. — Zweiter Beriht: Nr. 116. — Dritter 
Beriht: Nr. 128. — Vierter Beridt: Nr. 161, 
— Fünfter Beriht: Nr. 221, — Amendement des 
Abgeordneten Bochmer: Nr. 285. — Sechster 
Bericht: Nr. 227. — Siebenter Beridt: Nr. 228. 
— Achter Beridt: Nr. 342. — Anträge: 
Nr. 330. 

Unterrichts-Kommiſſion. Erfter Beriht: Nr. 196. 
— Zweiter Bericht: Nr. 168. — Dritter Beridt: 
Nr. 272. — Vierter Beriht: Nr. 290. — Fünfe 
ter Beriht: Nr. 350. — Antrag: Nr. 159 11. 

Agrar: und Handels» Kommilfionen. Antrag: 
Nr. 313, 

Finanz» und Handels- Kommilfionen. Bericht: 
Nr. 344, — Antrag: Nr. 165 V. 


Prämien: Anleihen. 
1) Antrag ber Abgeorbneten Dr. Braun und von 
Behr, Prämien-Anleihen betreffend: Nr. 25. 
Antrag ber Neferenten: Nr. 34 UI. 
2) Antrag der Abgeordneten v. Brauchitſch 
(Elbing) und Dr. Loewe, Prämien-Anleihen 
betreffend: Nr. 26, 
Autrag der Referenten: Nr. 34 II, 
(S. a. Interpellationen ad 1.) 


Prediger-Scminar, 

Antrag des Abgeordneten Dr. Braun (Wiesbaden), 
betreffend die Einrihtung und Dotirung des evan« 
geliſchen Prediger-Seminars in Herborn: Nr. 186, 

Antrag bes Referenten: Nr. 311. 


Preßfreiheit. 
Antrag ber Abgeordneten Dunder und Dr. Eberty, 
Geſetz, betreffend die Aufhebung der Beihränfungen 
der Preffreiheit: Nr. 18, 
Zuj : mm - ftellung ber Beſchlüſſe der VBorberathung: 
Nr. 274, 


Provinzialitände. 
Antrag des Abgeordneten Miquel, Geſetz, betreffend 
die Abänderung der Verordnung vom 22. Auguft 
1867, betreffend die provinzialftändiiche Berfaffung 
= ra des vormaligen Königreihs Hannover: 
tr. 249. 


Neallaſten. 

1) Antrag des Abgeordneten Dr. Becker, betreffend 
die Ablöfung der den geiſtlichen Inſtituten ꝛc. 
zuftebenden Reallaften: Nr. 30. 

Bericht der XI. Kommilfion: Nr. 117. — 
Amendement des Abgeordne en Well: 
mann: Nr. 202. — Beſchlüſſe bes 
Herrenhaufes: Nr. 325. — Antrag ber 
XI. Kommilfion: Nr. 334. 

2) Antrag des Abgeordneten Dr. Hänel auf Ablö- 
fung der Reallaften in Schleswig» Holftein: 
Nr. 185. 

Antrag des Referenten: Nr. 198 III. 


Rheiuſchifffahrt. 

1) Geſetzentwurf, betreffend die Ausführung der 
revidirten Rheinſchifffahrtsakte vom 17. Oktober 
1868: Nr. 229. 

Antrag des Referenten: Nr. 273 L 

2) Gejepentwurf, betreffend die Rheinihifffahrts- 
gerichte: Nr. 230. 

Antrag des Referenten: Nr. 273 IL, — 
Anträge des Abgeordneten Nüder: 
Nr. 277, — des Abgeordneten Pelzer 
(Düffeldorf): Nr. 284, — des Abgeord» 
neten v. Guérard: Nr. 301. 


Schadenerjah. 
Geſetzentwurf, betreffend die Verpflichtung der Ge: 
meinden zum Erſatz des bei öffentlichen Aufläufen 
Er Schadens in den neuen Provinzen: 
Nr. 113. 


Bericht ber verſtärkten Juſtiz -Kommiſſion: 
Nr. 254, 


Schenkungen. 
Gejegentwurf, betreffend bie Genehmigung zu 
Schenkungen an Korporationen ꝛc.: Nr. 135. 
Beridt der Zuftiz-Kommilfion: Nr. 217. 


Schwurgeridte. 
Antrag des Abgeordneten Dr. Eberty, Geſetz, be— 
treffend die Kompetenz der Schwurgerichte bei po» 
litifhen und Preßvergehen: Nr. 17, 
Zufammenftellung der Beihlüffe der Vor— 
berathung: Nr. 54. 


Staatöbenmte. 

1) Antrag des Abgeordneten v. Bonin (Genthin), 
betreffend die geſetzliche Negelung der beftehen- 
den Borihriften über die Befähigung zu den 
höheren Aemtern der Berwaltung: Nr. 40. 

2) Antrag des Abgeordneten v. Bonin (Genthin), 
betreffend die gejegliche Regelung ber Stellver- 
tretungsfoften für Abgeorbnete, welche Staats- 
beamte find: Nr. 41. 

3) Antrag des Abgeordneten v. Behr, auf Zu— 
ftimmung zu einem Gefepentwurf, betreffend die 
Theilnahme der Staatsdiener in Neuvorpom- 
mern und Nügen an den Kommunallaften und 
dem Gemeindeverbande: Nr. 92. 

Antrag ber Gemeinde-Kommilfion: Nr. 132, 
— Antrag bed Abgeordneten Wagener 
(Branzburg): Nr. 145. 

4) Antrag des Keinen v. Dieft, Gejepentwurf 
wegen Ausdehnung der Borihriften des Geſetzes 
vom 21. Zuli 1852: Nr. 154, 
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Staatsbeamte. | 
Zufammenftellung ber Beihlüffe der Bor- 
berathung: Nr. 295. 


Staatöhaushalt. 

1) Gefepentwurf, betreffend die Feſtſtellung des 

Staatshaushalts-Etats pro 1870: Nr. 9, 

Nahtrag zum Etatögefep: Nr. 209, 
Ueberſicht der Gruppen und ter Neihen- 
folge, in welden die einzelnen Kapitel 
zur VBorberathung gelangen er Nr. 27 
Anträge zur General»-Debatte des Abgeorb- 
neten Dr. Virchow: Nr. 37, — bes 
Abgeordneten Lasker: Nr. 64, — bei 
— Windthorſt (Meppen): 

r 


Amendements zu den einzelnen Etats: 

Zuſchuß zur Rente des Kronfideilommis- 
Fonds, Anträge der Kommiffarien: Nr. 45 
und AT, 


Deffentlide Schuld, Anfragen des Ab- 
geordneten Richter (Königsberg): Nr. 42, 
Antrag des Abgeordneten Richter (Kür 
nigöberg): Nr. 71, — Anträge der Bud» 
get» Kommiffion: Nr. 201 1, 216, 

Haus der Abgeordneten, Anträge der Kom- 
mifjarien: Nr. 173, 

Staatsminifterium, Antrag des Abgeord- 
neten Dr. Rarften: Nr. 211. 

Landesverwaltung bes Jabegebiets, An— 
‚trag des Abgeorbneten Schmidt: Nr. 69, 

Minifterium bes Auswärtigen, Anfragen 
des Abgeordneten Freiherrn v. Hover— 
bed: Nr. 100, — Antrag des Abgeord- 
neten Graf v. —— Nr. 104 
und I., — bes Abgeordneten Frei- 

herr v. Hoverbed: Nr. 158, 

Finanz-Minifterium, Anträge der Kom— 
mifjarien: Nr. 50, — Schreiben des 
Staatsminifteriums, betreffend die Be- 
ſchlagnahme des Vermögens bes Königs 
Georg x.: Nr. 194, — Anträge ber 
Budget » Kommilfion: Nr. 201 II, — 
des Mbgeorbneten Dr. Baebr: 
Nr. 211 U 


Handels. Minifterium, Anfragen des 
Dr. Wehrenpfennig: Nr. 102, 

Zuftiz:Minifterium, Anträge der Kom— 
si: Nr. 80, 25 und 130, 

Minifterium des Innern, Anträge der 
Kommiffarien: Nr. 105, — Anfra en 
des Abgeordneten Neihensperger: Nr. 
106, — Anträge des Abgerorbneten Dr. 
Gneift: Nr. 118, — des Abgeordneten 
Dr. Birdow: Nr. 127 UI II, — 
bes Abgeordneten Brauchitſch (Elbing): 
Nr. 138, — des Abgeordneten Grum b⸗ 
reht: Nr. 131, — des Abgeordneten 
Parifius: Nr. 148 — des Ab» 
— Groſchke: Nr. 213 II, — 

er Bubdgetfommilfion: Nr. 192 IV. 

Sandwirtbiäaftlice Berwaltung, Ans 
fragen der Kommilfarien: Nr. 70, — 
Anträge des Abgeordneten Allnod: Nr. 
87 A, — des Abgeordneten Richter 
(Efjen): Nr. 127 I, — bes Abgeordneten 
Dr. Virchow: Nr. 134, — des Abgeord⸗ 
neten v. d. Kn efebed (Teltow): Nr. 218, 
— der Budget-Kommilfion: Nr. 201, — 
Bericht der Juftiz-Kommiſſion über den 
Antrag Nr. 87 A.: Nr. 183. 


Staatshaushalt. 

Geftüts: Verwaltung, Anfragen der Kom— 
miffarien: Nr. 70.B. und 87 B, 

Kultus Minifterium, Anfragen des Ab» 
geordneten Richter (Sangerbaufen): 
Nr. 77, — Anträge der Kommiffarien: 
Nr. 107, — der Abgeordneten Dr. 
Ellifjen und Dr. Windthorft (Mep- 
pen): Nr, 122, — des Abgeordneten 
Schmidt: Nr. 139, — der Abgeord» 
neten Dr. Koſch, Parifius und von 
Dieft: Nr. 147, — des Abgeordneten 
Dr. Birdow: Nr. 148 und 150, — 
der Abgeorbneten Dr. Beder, v. Putt- 
famer und Schmidt: Nr. 148, — der 
Abgeordneten Heiſe, Bied und Berger 
(Witten): Nr. 150, — des Abgeordneten 
Weber (Erfurt): Nr. 152, — der Ab» 
geordneten v. Hennig und Dr. Karften: 
Nr. 158, — des Abgeorbneten Bied: 
Nr. 160, — der Abgeordneten Wloth 
und Dr. Wehrenpfennig: Nr. 162, 
— des Abgeordneten Kantak: Nr. 164, 
— des Abgeordneten v. Hoverbed: 
Nr. 166, — des Abgeordneten Weber 
(Hörter): Nr. 197, — der Abgeordneten 
Dr. Bindtborft (Meppen) und Hofius: 
Nr. 210, — des Abgeordneten v. Maſſen— 
bad: Nr. 213, — der Budget-Kom— 
miſſion: Nr. 215 1, 

Etat des geodätlihen Inftituts: Nr. 219. 

Bericht des Bureand der Landestrinngulas 
tion: Nr. 225. 

Berge, Hüttene und Salinenweien, 
Ueberficht über die Verwaltung: Nr. 44, — 
Antrag der Kommifjarien: Nr. 172, — 
des Abgeordneten Heife: Nr.213 I, — 
der Budget» Kommiffien: Nr. 206. 

Eiſenbahn-Verwaltung, Anfragen der 
Kommiffarien: Nr. 176, — Anträge der 
Kommiljarien: Nr. 178, — des Ab» 
geordneten v. Hoverbed: Nr. 184. — 
Schreiben des Handelsminifters über den 
Unglüdsfal bei dem Brüdenbau über den 
Rhein: Nr. 200, 

Nachtrag zu den Statuten der Köln-Min- 
dener Eiſenbahn-Geſellſchaft: Nr. 204. 
Domainen, Zujammenftellung der Koften 
der Domainen =» Polizei » Verwaltung: 
Nr. 43, — Nahweilungen: Nr. 51, — 

Anfragen der Kommifjarien: Nr. 111, 

Ablöjungen von DomainensGefällen, Ans 
trag des Abgeordneten v. Bockum-Dolffs: 
Nr. 177 

Forften, Anträge der Kommillarien: 
Mr. 142 I, — des Abgeordneten von 
Bockum-Dolffs: Nr. 177. — Nadweis 
jungen: 51 III. 

Seebandlungs-Inftitut, Anfragen des 
Abgeordneten Richter (Königsberg): 
Nr. 157, — Anträge der Kommiljarien 
und des Abgeordneten Richter (Künigd- 
berg): Nr. 177 B. C. 

Allgemeine Kaffenverwaltung, Antrag 
des Abgeordneten Dr. Glajer: Nr. 49, 
— des Abgeordneten Dr. Virchow: 
Nr. 86, — Anfragen der Kommiſſarien: 
Nr. 140, — des Abgeordneten Hagen 


und Dr. Glaſer: Nr. 189, — An— 
träge der Budgetfommilfion: Nr. 201 
und 215. 


? 


10 


Staatshaushalt. 
irefte Steuern, Antrag der Kom— 
miflarien: Nr. 108, 
Indirefte Steuern, Antrag det Ab— 
geordneten v. Unrub: Nr. 181. 
Hobenzollernfhe Lande: Nr. 142 II, 
Zufammenftellung der Beſchlüſſe der 
BVorberatbung: Nr. 188. 
2) Allgemeine Rehnung über den Staatshauss 
balt pro 1866: Nr. 10. 
Bericht der Budgetlommilfion: Nr. 338. 
3) Ueberſicht von den Staatdeinnahmen und Aus- 
gaben des Jahres 1868. 
Anträge der Budgetfommilfion: Nr. 335 
und zu 335. 


Staatsjhuldenweien. 

1) Gefepentwurf, betreffend die Aufnahme einer 
Anleihe von 13 Millionen Thaler zur Ein- 
löfung von Schapanmweifungen: Nr. 12. Antrag 
der Budgetlommilfion: Nr. 215. 

2) Rechenſchaftsbericht über die Ausführung des 
Geſetzes, betreffend die Fortdauer des durd das 
Geſetz vom. 28. September 1866 zur Dedung 
des außerordentlidhen Geldbedarfs der Militair- 
und Marineverwaltung bewilligten Kredits in 
Höhe von 5 Millionen Thalern: Nr. 88; 

Bericht der Bubgetlommilfion: Nr. 309. 

3) Gejepentwurf, betreffend die Konfolidation 
Preußiſcher Staatsanleihen: Nr. 109. 

Bericht der Budgetfommilfion: Nr. 182. — 
Anträge des Abgeordneten Dr. Braun 
(Wiesbaden): Nr. 195, — der Abgeordne- 
ten Dr. Glaſer und Lasfer: Nr. 196, — 
des Abgeordneten v. Hoverbed: Nr. 
193, — des Übgeordneten Lent: Nr. 
196 und 199. 


Staatsverträge. 

1) Vertrag mit dem Königreich Sachſen vom 16. 
April c. wegen Beſeitigung der Doppelbefteuerung 
der beiderfeitigen Staatsangehörigen: Nr. 19. 

Beriht der Finanzlommilfion: Nr. 137, 
Antrag des Abgeordneten Schubartb: 
Nr. 156. 

2) Vertrag mit der Stadt Bremen vom 8, Dezem- 
ber 1869 wegen Erweiterung des Bremerhafen- 
diftrifts: Nr. 243. 

Nahtrag zu 243, — Antrag des Referen- 
ten: Nr. 294, 

3) Uebereinfunft über gemeinfame Beftimmungen 
für die Fiicherei im Rhein: Nr. 231, 

Antrag der Referenten: Nr. 270 I, 


Eteuergeiehgebung. 

1) Gejegentwurf wegen Abänderung einiger Bes 
runden des Gejepes, betreffend die Ein- 
übhrung einer Klafjene und Haififizirten Ein- 
fommenfteuer vom 1. Mai 1851.: Sr. 13. 

2) Geſetzent wurf, betreffend die Ausführung ber 
anderweiten Regelung ber Grundfteuer in den 
Provinzen Schleswig» Holftein, Hannover und 
Heflen-Nafjau: Nr. 14. 

Dericht der Finanzlommilfion: Nr. 174, — 
Deihlüffe des Herrenhaufes: Nr. 214. 

3) Antrag des Abgeordneten Grafen v. Winpins 
gerode, betreffend eine theilweife Ueberweifung 
der Grund und Gebäudefteuer an die kommu— 
nalen Verbände: Nr. 275. 


Unterrichtäwejen. 
1) Entwurf eines Unternichtögelepes und eines Ge— 
jepes, betreffend Die Aufhebung der lepten Bes 
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Unterrichtsweſen. 
ſtimmung des Art. 25. ber Verfaſſungs-Urkunde: 
Nr. 75, 
Statiftiihe Anlagen: zu Nr. 75. — 
Schreiben des Kultusminifters: Nr. 232, 
2) Antrag bes Abgeordneten Dr. Klein (Limburg), 
betreffend bie Einridhtung der öffentlichen Volfs- 
ſchulen in Naffau: Nr. 289. 


Berfiherungswejen- 

Gejep-Entwurf, betreffend die Aufhebung der 
in Franffurt am Main beftehenden Feuerver— 
fiherungs-Anftalt: Nr. 55. 

Bericht der Handels-Kommilfion: Nr. 103. 


Wittwen: uud Waiſenkaſſen. 
1) Gejep- Entwurf, betreffend die Erweiterung, 
Ummandelung und Nenerrihtung von Wittwen» 
und Wailenfaffen für Elementarlehrer: Nr. 76. 
Amendementd-der Abgeordneten Bied und 
Dr. BWehrenpfennig: Nr. 119. Zuſam— 
menftelung der Beſchlüſſe der Borbe- 
ratbung: Nr. 123, 
2) Geieg-Entwurf, betreffend die Aufhebung der 
Unterftüägungsfafje für Waiſen von Steuerbeamten 
in Hannover: Nr. 66. 
Antrag der Budget-Kommiffion: Nr. 112. J. 
3) Geſetz-Entwurf, betreffend die Auflöjung der 
Wittwen- und Waifenkaffe der Polizeimannichaft 
von Frankfurt am Main: Nr. 169. 
—— ber Handels » Kommiifion: Nr. 
192. 111. 
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Veberfidt 


Gefchäftsthätigkeit 


bes 


Preußiſchen Hauſes der Abgeordneten 


feiner 3. Seſſion der 10. Legislatur⸗Periode 


vom 


6. October 1869 bis zum 12. Februar 1870. 


— ——— — — — 


Berlin, 1870. 
Gedruckt bei W. Moeſer. 
Stallſchreiber · Strahe Nr. 34. 
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Borlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 


Alpbabetiihe Drönung 6. Oftober 1869 bis 12. Kebruar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 


der 
Gegenftände. 


Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommillionen und Referenten, 


Nefvlutionen ze. 
(5. Drudjahen und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 





Ubdeckereiweien, Drei Petitionen, betreffend die Abänderung des Gefepes wegen Negulirung 


Regulirung des— 
felben. 


des Abdedereimelens von 31. Mai 1858. — 





Abgeordnete. J. 
(S. auch Todesfälle, 
Vereidigung auf die 
Verfaſſung, Wahl: 
prüfungen,) 
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Antrag tes Abgeordueten Dr. Loewe um Aufhebung des gegen Den 
Abgeordneten Richter, Regierungs » Affeffor a. D., bei dem Königl. 
Kreis» Gericht zu Cüſtrin wegen Prebvergeben anbängig gemadten Straf- 
verfabrens für die Dauer ber Sigungsperiode. — Nr. 6. — 


Schlußberatbung: Autrag des Referenten Abg. Lent: 
den YUntrag anzunehmen. 


Anzeige des Abgeordneten Richter (Königsberg), daß ungeachtet 
des vorftehenden Beſchluſſes, Das Kreisgeriht zu Küftrin gegen 
ibn babe verhandeln laſſen. 

Schreiben des Herm Juftizminifters vom 15. Oftober 1869, denſel— 
ben Gegenftand betreffend. 

— Sten. Ber. S. 64. — 


Dringlicher Antrag des Abz. Windtborft (Küdingbauien) um Aufs 
bebung des gegen den Aogeorbneten Dunder bei dem Königlihen Stadt» 
gerichte bierjelbft anbängigen Strafverfabrens, in weldem am 15. October 
1869 Termin zur mündlichen Verhandlung anfteht, für die Dauer der 
Sipungs- Periode. — Nr. 8, — 
Schlußberatbung: Antrag des Referenten Abg. ent: 
den Antrag anzunehmen, 


Schleuniger Antrag des Abg. Laster um Einftellung der Unter 
ſuchung, welde das Königliche Stadtgeriht zu Berlin durh Beihluß vom 
8. Dftober 1869 gegen den Abgeordneten Dr. Weiß wegen Prefver- 
gehend eingeleitet hat, während der Dr. Weiß an diefem Tage bereits 
zum Abgeordneten gewählt und in das Haus der Abgeordneten eingetreten 
war, auf Grund des Artifeld 84. der Verfaffungs-Urkunde, und Auf: 
bebung des auf den 5. November 1869 anberaumten Termins zur münd» 
lien Berbandlung. — Nr. 61. — 


Schlußberatbung: Antrag dis Referenten Abg. Kent, dem An: 
trag des Abgeordneten Lasker zuftimmend zu beichließen: 
auf Grund des Arktikels 84. der Berfafjung zu verlangen, daß 
dad gegen den Abgeordneten Dr. Weiß bei dem Königlichen 
Stadtgerichte hierſelbſt anhängige Strafverfahren, in weldem am 
5. November 1869 Zermin zur mündlichen Berbandlung aus 
jtebt, für die Dauer der Sipungsperiode aufgehoben werde. 





Plenar⸗ 
Sitzungen, 
in welchen die 
Abänderungs: Anträge ıc. Berathbung | 








ftattgefunden 
hat. 
Bericht der vereinigten Kommiſſionen 
für Handel und Gewerbe und für die 
Agrar» Berhältniffe — Nr. 3183. — — 
Berichterſtatter: Abgeordneter Freiherr 
v. Schroetter. 
Antrag: Uebergang zur Tages— 
Ordnung. 
Die Schlußberathung beſchloſſen. 3. Sipung 
S. 24. 
Miündlicher Bericht. 4, Sipung 
©. 59. 
Abftimmung. = ©. 59. 


| 
— Aufnahme ded Termin der gericht: BE 
lichen Verhandlung in das Schreiben) 9. Sipung 
an die Königl. Staats-Regierung. —| S- 64. 


Die Schlußberathung beſchloſſen. 3. Styung 
S. 24, 
Miündlicher Bericht. 4. Sipung 
S. 59. u. 
60. 
Abſtimmung. — S. 60, 
Die Schlußberathung beſchloſſen. 11. Siumn 
S. 236. 
Mündlicher Bericht. 12. Sitzung 
S. 302. 
bis 304. 
Die kuſſion. —S. 304. 
bis 306. 
Abſtimmung. —8S. 306. 


Medner, 


welche 
fid) an Der Debatte betheiligt 
baben. 


Präfident von Kordenbed. 


Lent. 


Präfident. 


Präfident von Rordenbed, 
Dr. Koſch. 


Präfident von Fordenbed. 


Lent. 


Präfident. 
Präfident von Fordenbed. 





Lent. 


Simon v. Zaſtrow, Lasker, Cor» 
nely, Wachler, Lasker, Lent. 


Präfident. 





@rledigung, 
melche 

der Gegenftand 

gefunden hat, 





Wegen Schluffes 
der Seſſion 
niht mehr in 
pleno zur Be⸗ 
rathbung ges 
langt. 


Annahme des 
Antraged und 
Mittheilung an 
die Königliche 
Staatd Regie 
rung. 


Annahme des 
Antrages und 
Mittheilung an 
die Königliche 
Staatd- Regie 
rung. 


Annahme des 
Antrages Des 
Abgeord. Lad» 
fer und Mit» 
theilung an bie 

oͤnigl. Staas⸗ 

Regierung. 


Alphabetiihe Ordnung 


ber 


Begenftände. 


Abgeordnete, 
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| Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 


6. Dftcber 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 


Berichte, Anträge ber Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Mefolutionen ꝛe. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 





trage, ob das Mandat des Abgeordneten Kreisgerihtsraths Leſſe durd 


A. 
—* Ernennung zum Rechtsanwalt und Notar bei dem Stadtgericht Ber—⸗ 


lin erlojhen ſei — 


Mündliche Berichterftattung. Antrag der Geihäftsordnungs- 
Kommilfion: 
die Fortdauer des Mandats anzuerkennen. 
Berihterftatter: Abgeordneter v. Puttlamer. 


5. Frage, ob durch die vom 1. Dezember 1869 ab erfolgte Verfepung des Ab» 


geordneten Kreisrichters v. Kleinjorgen von Haltern im Regierungs-Be- 
zirt Münfter nah Meſchede im Appellationsgerichts-Bezirf Arnsberg, deſſen 
Mandat als Abgeordneter als erlofhen zu betradhten jei? 


Mündliche Berichterftattung. Antrag der Geſchäftsordnunge⸗ 
Kommilfion: 
das Mandat für erloihen zu erflären. 
Berihterftatter: Abgeordneter Stelzer — Nr. 168 I. — 





6 Frage, ob durd bie Ernennung des Abgeordneten v. Zander zum Amts 


) 


baupimann von Wöltingerode, unter gleichzeitiger Uebertragung der Ge 
ſchäfte des Kreishbauptmanns für den Kreis Liebenburg, deſſen Mandat alt 
Abgeordneter als erloſchen zu betradpten jei? 


Mündliche Berichterftattung. Antrag der Geicäfttord- 
nunge-Kommilfion: 
das Mandat für erlojchen zu erklären. 
Berihterftatter: Abgeordneter Stelper. — Nr. 198 I. — 





7. Frage, ob durd die Uebertragung des Kuratorii der Univerfität zu Kiel 


als Nebenamt an den Abgeorpneten Freiherrn v. Scheel-Plefjen, defjen 
Mandat als Abgeordneter ald erloſchen zu betrachten fei? 


Mündliche Berichterfiattung. Antrag der Geihäftterd- 
nungs-Kommiſſion: 
das Mandat für erloſchen zu erklären. 
Berichterſtatter: Abgeordneter Stelßer — Nr. 270 II. — 





—— 











Plenar⸗ 
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' Sipungen, | Medner, | — 
P in welchen die welche welche 
Yibänderungb-Binträge ıc. Berathung | fi an der Debatte beteiligt | der Gegenftand 
haben. gefunden hat. 
Der Belhäfttordnungs-Kommilfien über- | 4. ——— Prafident v. Kordenbef, Lad | Die Fortdauer 
wieſen. S. 33. u. | fer, Reichenſperger. des Mandats 
34. des Abgeordne · 
ten Leſſe wirb 
Mündlicher Bericht. 8. Sitzung v. Puttfamer. anerkannt. 
©. 146. | 
u. 147, 
Abftimmung. = &. 147. | ı Präfibent. | 
Der Gefhäftsordnungs-Rommilfion über- 19. * Praſident v. Forcenbed. Das Mandat 
wieſen. S. | bes Abgeorb» 
| neten v. Klein« 
Mündlicher Bericht. 42. Sigung | Stelper. ſorgen für er- 
S. 1304 | loſchen erflätt. 
u. 1305. | 
Diskuffion. — &,1805 | Windthorſt (Lüdinghauſen), 
bis 1308. | Woͤlfel, Steltzer. 
Abftimmung. — 6.1308. | Bice-Präfident v. Köller. 
Der Geihäftsordnungs-Kommilfion über- 31. Sigung Präfident v. Fordenbed. Das Mandat 
wielen. S. 887. des Abgeorbne» 
ten v. Zander 
Mündlicher Bericht. 42. Sipung | Stelper. für erloſchen 
©. 1308 erklaͤrt. 
u. 1309. | 
Diskuſſion. —=6&.1309 Grumbrecht, Müller (Solin- 
Antrag Müller (Solingen): auf Zu-. bis 1312. gen), Graf zu Eulenburg 
rüdweilung der Sade an die Kom- | (Deutid » Grone), Minifter | 
milfion. — Sten, Ber. ©. 1312. — des Innern Graf zu Eulen- 
— Abgelehnt. — burg, Stelper. | 
bftinmung. | =6&.1312.| Präfident. | 
Der Beiääftsordnungs-Kommilfion über 44. Sipung Präfident v. Fordenbed. Das Mandat 
wieſen. | ©. 1345 | des Abgeorbne» 
' u. 1346. | — Freiherrn 
| | | cheel⸗ 
Mündlicher Bericht. 56. * Steltzer. hleſſen für er» 
S. 1713 loſchen erflärt. 
| u. 1714, | 
Diskuffion und Abftimmung. —6S.1714 Reg.Kom. Geh. Reg.«Rath v. 
bis 1717. | Wolff, Freiherr v. Hoverbed, 


Dr. Koh, Geh. Reg.⸗Rath 

v. Wolff, Mölfel, Freiherr v. | 
Hoverbed, Geh. Reg.» Rath | 
v. Wolff, Graf von —— | 





Borlagen, welhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alhpabetiihe Ordnung 6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenſtände. Nefolutionen ꝛe. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 
— —— —⸗ —ñ — — — — — — — — — — — — — — — — — nn 


Abgeordnete. 


8. Frage, ob durch die Ernennung des Abgeordneten Dr. Schulg (Memel) 
zum Kreishbauptmann in Lebe, deſſen Mandat ale Abgeordneter als er 
loſchen zu betrachten fei? 

Mündliche Berichterftattung. Antrag der Geichäftserd: 
nungs-Kommiſſion: 
das Mandat für erloſchen zu erklären. 
Berichterftatter: Abgeordneter Dr. Müller (Hannover). — Nr. 308. — 


9. Schreiben der Abgeordneten für den 1. und 2, Schleswig-Holſteinſchen 
Wahlbezirk Krüger und Ahlmann vom 20. Dtober 1869, betreffend 
die Stellung der Königliben Staatsregierung und des Abgeordnetenbaufet 
zum Art. V. des Prager Friedens. — Sten. Ber. S. 145. 146. — 

Mündliche Berichterftattung der Gelhäftsordnungs- Kommil- 
fion. Berichterftatter Abgeordneter Stelper. 
Antrag: über das Schreiben zur Tagesordnung überzugeben. 


10. Antrag der Abgeordneten v. Bonin (Genthin) und Genoffen, betreffend 
die geleglihe Regelung der Stellvertretungsfoften für diejenigen Mit 
glieder des Hauſes der Abgeordneten, welde Staatsbeamte find. — 
Nr. AL — 

Schlußberathung. 
Antrag des — Abgeordneten Dr. Windthorſt (Meppen): 
1) ten Antrag v. Bonin unverändert anzunehmen, 
2) daneben aber die Königlihe Staats-Regierung zu erfuchen, bit 
zu der beantragten geleglihen Regelung in Beziehung auf 
die gedachten Stellvertretungsfoften das bis zum Jahre 1863 
beftandene Verfahren wieder eintreten zu laffen. 





Abgeordneten: Schreiben des Herrn Juftizminifterd® vom 21, Oktober 1869 wegen Er- 
baus. theilung der Grmädtigung zur ftrafgerichtlihen Verfolgung des Reichs— 
tags » Abgeordneten, Grafen Eduard Baudijiin auf Uhlenhorſt in 
Schleswig, wegen mündlidher Beleidigung des Haufes der Abgeordneten. 
— Gten«Ber. S. 146, — 
— Berichterſtattung. Antrag der Juſtiz-Kom— 
miſſion: 
die Ermächtigung nicht zu ertheilen. 
Berichterftatter: Abgeordneter Wachler. 





Ablöfungen der dem geiftlichen Inftituten ac. zuftehenden NReallaften, der Neallaften in Schleswig: 





Plenar⸗ 








Erledigung, 


Sipungen, Nedner, 
ie a in welchen Die welche welche 
PUDRRELENNAR I EHTLANE I: Deratbung ſich am der Debatte betbeiligt der Gegenftand 





Der GeihäftsordnungssKommilfion über: 


Lasler, von Brauditih (El— 
bing), Freiherr v. Hoverbeck, 


v. Dielt. 


Präfident v. Fordenbed. 





Das Mandat 


42. Sipung 
wiejen. ©. 1295. | des Abgeorbne- 
ten Dr. Schultz 
Miündlicher Bericht. Dr. Müller (Hannvver). (Memel) für er⸗ 


68. Sitzung 


S. 2113 loſchen erklärt. 
u. 2114 

Diskuffion und Abſtimmung. —&.2114 Steltzer, Dr. Koſch, v. Braus | 
bis 2117. ' chitſch (Blatow), Dr. Müller | 


Der Geihäftsordnungs:Kommilfion über 


8. Sitzung 


(Hannover). 


Präfident v. Fordenbed. 


Annahme bes 


wieſen. S. 145 Kommiſſions⸗ 
u. 146. Antrages auf 
Uebergang zur 
Mündlicher Bericht. 21. Sißzung Steltzer. Tages · Ord· 
S. 562 nung. 
bis 564. 
Diskuffion und Abftimmung. — 6.564. , Krüger (Hadersleben). 
bis 566. | 





Die Schlußberathung beichloffen. 


9. Sipung | 


Präfident v. Forkenbed. 








Beide Unträge 


©. 181. | des Abgeord⸗ 
neten v. Bonin 
| (Genthin) und 
Mündlicher Bericht. 26. Sipung | Dr. Windthorft (Meppen). des Referenten 
S. 743, | Abgeordneten 
und 744, | Dr. Windthorſt 
Diskulfion. =6&.744. Graf v. Bethuſy-Hue, Sachſe, (Meppen) zu 
und 745. Minifter des Innern Graf  rüdgegogen. 
zu Eulenburg, v. Bonin 
(Genthin). 
MS —ñ —ñ eç —ñ e —— rç — — — ú — — — — 
Der Juſtiz-Kommiſſion überwieſen. 8. Sipung Präſident v. Forckenbeck. Die Ermaͤchti⸗ 
S. 146. gung zur ftraf- 
gerichtlichen 
erfolgung 


nicht ertbeilt. 
Mündlicher Bericht. 


Abftimmung. 


64. Sipung Wachler. 
©. 1998. 
— 1998. Präſident. 





Holftein und Regulirung der bäuerlichen Berhältniffe. S. Agrariſche Angelegenheiten sub. 3. 4. u. 8. 
mm m — — — — — — — —— — — —— — — — — — — — — — — 








Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungd-Periode vom 
Alpbabetiihe Ordnung | 6. Oktober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
der ' Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. | Nefolutionen :c. 

| (S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 
| 
Abftimmungs: Te: Antrag des Abgeordneten Grafen v. Frankenberg auf Herftellung eines 
legrapben. TE » Zelegraphen im Sipungsfaale des — * — 


r. .— 
Mündliche — ———— der Geſchäftsordnungs-Kom-⸗ 
miſſion. Referent: Abgeordneter Stelger. — 
Antrag der Kommilfion: 
Die Königlihe Staatsregierung zu erfuhen, im Sipungt- 
jaale der Abgeordneten einen eleftromagnetifchen Abftimmungt- 
Telegraphen nad dem Syſtem Siemens und Haldfe ber- 
ftellen zu laffen. — Nr. 270, II. — 











Abrüftung der ftebenden Heere. S. Staatshaushalt sub 8. 





Agenten, S. Berfiherungsweien sub 2. 





— che Ange- 1. Geſetz⸗Entwurf, betreffend die Aufhebung der Verfügungsbeſchränkun- 


egenbeiten. gen bezüglih der Xheilung und Bereinigung meierftättiihen Eigen 
(S. auch Drömlings thumes in dem Kreije Rinteln des Regierungsbezirk Gaffel, in der von 
Reglement.) dem Herrenhauje beihloffenen Faffung. — Nr. 220. — 
Schlußberatbun 


Antrag des Bin Abgeordneten Gleim: 
den Gejep » Entwurf in der von dem Herrenhauſe beſchloſſenen 
Faflung anzunehmen. — Nr. 239, I — 





2. Gefeß: Entwurf, betreffend die Ausdehnung der Gemeinheitätheilungd 
Orbnung vom 7. Juni 1821 auf die Zufammenlegung von Grundftüden, 
welche einer gemeinſchaftlichen Benupung nicht unterliegen, in der von dem 
Herrenhauſe befhlofjenen Fafinng. — Nr. 121, — 

Bericht der Agrar-Kommilfion vom 3. Februar 1870 mit dem Antrage: 
den Gejepentmwurf mit den von der Kommilfion beichlofjenen Abän- 
derungen anzunehmen. 

Berichterftatter Abg. Koppe — Nr. 3831. — 


Zwei den Gejep-Entwurf betreffende Wetitionen. 


3. Antrag der Abg. Dr. Beder und Dr. Gneift auf Annahme des von 
ihnen vorgelegten Gejepentwurfs, betreffend die Ablöfung der den geiftlihen- 
und Schul-Inftituten, fowie den frommen und milden Stiftungen zuſtehen · 
den Reallaſten — Nr. 30, — 

Bericht der XI. Kommilfion vom 15. November 1869 nebft Nadwei- 















































| — | NHedner, Erledigung, 
. e in welchen die welche welche 
Abanderungs⸗Anträge ze. ‚ Beratbung ſich an der Debatte betheiligt | der Gegenſtand 
— haben. gefunden hat. 
Der Geſchäfts-Ordnungs-Kommiſſton | 47. Sipung | Präfident v. Fordenbed, Lasfer, | Ablehnung des 
überwieſen. S. 1443. Dr. Koſch, Dr. Becker, Graf | Antrages. 
bis 1445. v. Schwerin» Pupar, Lasker, 
Dr. Koſch, v. Unrub. 
Miündlicher Bericht. 68. Sipung | Stelper. 
| ©. 2117. | 
‘ und 2118. | 
Diskuſſion und Abftimmung. ‚=&.2118.| Dr. Löwe, v. Bodum» Dolffs, 
Dr. Gneift, Freiher v. d. Red, 
Stelper. | 
Die Schlußberathung beſchloſſen. 41. Sipung | Präfident v. Forckenbech, Gleim. Annahme des 
S. 1247, Geſetz » Ent« 
wurfs in ber 
Mündlicher Bericht. ‚61. Sigung | Gleim. von dem Her: 
| ©. 1909. | renbaufe bes 
| bis 1911. ſchloſſenen Faf- 
fung und Mit« 
Spezial» Diskuffion und Abftimmung | =S.1911.| Gleim, Präfident v. Fordenbed. theilung an bie 
über den ganzen Gejep-Entwurf. ' Königliche 
Etaats-MNegier 
rung und bas 
Herrenhaus. 
Der Agrar⸗-Kommiſſion überwieſen. |22.Sipung. Präſident v. Forckenbeck. Wegen Schluſſes 
S. 5886. ber Seſſion 
nicht mehr in 
pleno zur Be 
rathung ge 
langt. 
Derſelbe Beriht — Nr. 331. — — — Desgleichen. 
— — — — — ee 
Borgelegt und einer befondern (XI.) Roms | 5. Sipung | Präfident v. Fordenbed. Annahme des 
miſſion überwiejen. ©. 89. Gelepentwurfs 
| und Mitthei— 
| lung an das 
6. Sigpung | Dr. Beder. Herrenhaus. 
| © 9. | 
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; Borlagen, weldie dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiihe Drdnung 6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemadt worden find, Kommiffions- 





ber Berichte, Anträge der Abteilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Begenftände. | Hefolutionen ꝛe. 
| (S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 
Ugrarifche Ange: fung der Martini-Marfıpreife eines Scheffeld Roggen im Durchſchuitt dir 
lfegenbeiten. legten 24 Jahre 1845—1868 —, mit dem Untrage: 


ben Gejep-Entwurf mit den von ber Emile beihloflenen Aende- 
rungen anzunehmen. 
| Berichterftatter: Abg. Freiherr v. Elmendorff. — Nr. 117. — 








@inige denſelben Gegenftand betreffende Petitionen. 


Derfelbe Gejep- Entwurf, in ber wo von dem Herrenhaufe beſchloſſenen abgeän 
derten Faſſung. — Nr. 325. 


Mündliche Berihterftattung der XI Kommilfion. Berichterſtatter 
Abg. Freiherr v. Elmendorff. 
Antrag: den Gefep-Entwurf in der von dem Herrenhaufe beidloffe 
nen Faflung anzunehmen und dadurch 
Drei nachträglich eingegangene, dieſen Gegenftand betr. Petir 
tionen, für erledigt zu erachten. Nr. 334, — 
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Abänderungs: Anträge zc. 


| l Are 
— Nedner, | Erledigung, 
in welchen die welche | welche 
Berathung ſich am der Debatte betbeiligt | der Gegenftand 
| a | haben. gefunden hat. 


— ——— ————— —— —— — —— — — — — 


General» Dieeuffion. 


Spezial-Discuffion. 
88. 1 bis 3. 
.4. 
Ablöſung der ermittelten Roggenrenten ıc. 
auf Antrag des Berpflichteten durch 


Baarzablung des 25fachen Betrages. 
Nr. 


Amendement: Wellmann. 


208. — 


v. Hennig. — Sten. Ber. S. 1241. | 


— Abgelehnt. — 


ss. 5, 7 und Abftimmung über den 
ganzen Gejep- Entwurf. 


Derielbe Beriht. — Nr. 117. — 
©. 14 bis 16. 


Der XL, Kemmiſſion überwiejen. 
Miündlicher Bericht. 


General- Discuffion. 


Spezial-Discuffion. 
Amendements: 
Schr. v. Hoverbeck und v. Beth— 
mannsHollweg: Im $.4 Al. 1 die 


Worte „des Berechtigten nie zu 


ftreihen. — Angenommen. — 


40. Sigung Freiherr v. Elmendorff, Minifter 
S. 1234 bie der landw. Angel.v.Selhow, 
1239. Wellmann, Reg.Komm. Geh. 
Ol er Reg.Rath Greiff, Bieck, 
Florihüg, Freiherr v. Elmen⸗ 
orff. 
| 
| 





'=6&.,1240.| Freiherr v. Elmendorff. 

| I 
'=&.1240| Wellmann, Koch, v. Hennig, | 
' bis 1244, | Richter (Sangerbaufen), Mir | 
|  nifter der landw. Angel. 
9» Seldhow, Graf Berhufy- 
Huc, Dr. Gneift. | 


| 
| 


'=65.1244. Präfident. 








| =6.1244. Freiherr v. Elmendorff. Durch die Bes 





ſchlußfaſſung 
| überden Gejep- 
| Entwurf für 
| erledigt erachtet. 
| > 
62. Sipung , Präfident v. Fordenbed. An die XI. Kom⸗ 
| ©. 1921. miffion zur weis 
teren Berathung 
67. Sitzung Freiherr v. Elmendorff. zurüdvermies 
S. 2100 jen; Dortwegen 
| Schluſſes der 
— 2100 bi v. Hennig, Richter (Sanger | Sejfion nit 
21102. hauſen), Dr. Becker, Dr. Gneiſt, mehr zur Be 
Freiherr v. Hoverbed. rathbung ger 
langt. 
— 2102 bis v. Hennig, Freiherr v. Elmen- 
2110, dorff, Reg.» Komm. Geh. D.» 
Reg.-Rath Greiff, Richter 
(Sangerhaufen), Binanzmi- 





nifter Gamphaufen, v. Beth— 
mann · Hollweg, Graf Schwer 
rin, Wellmann, Frhr. v. Ho⸗ 
| bed, v. Hennig, Dr. Becker, 
Richter (Sangerhaufen.) 


\ 
I 
| 
| 
\ 
— — — — — —— —— — — — 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetiihe Drdnung | 6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Rommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. Refolutionen :c. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 





WUgrarifche Ange | A. Antrag der Abgeordneten Dr. Haenel, Pflueg, Dr. 2orengen, 
legenbeiten. Dr. Zutteroth die Königlihe Staats-Regieruug aufzufordern: 
jpäteftens in der nächften Seſſion des Landtages Entwürfe von Geſetzen 
für die Provinz Schleswig-Holftein, betreffend: 
1) die Aufhebung des Jagdrechts auf fremden Grund und Boden, 
2) die Ablöfung der Real-Laften und die Regulirung der gutsherrlichen 
und bäuerlihen Berhältniffe, 
3) die Errichtung einer Rentenbant 
nach Maßgabe der Geſetze vom 2. März 1850 vorzulegen. — Nr. 185. — 
Schlufberatbung. Antrag des Referenten Abg. Bening: 
den Antrag anzunehmen. — Nr. 198 III. — 
5. Petition des Kaufmanns Grunowski zu Tilſit, betreffend die Hebung 
| des Flachsbaues, ſowie die Ueberweifung einer Spindelprämie von 12,000 
Thlr. zur Anlegung einer Fladhsbereitungs-Anftalt aus Staatsmitteln. 
Erfter Bericht der Agrar- Kommilfion — Nr. 93, sub. A. — 
Berichterftatter: Abg. Witt. 
Antrag: Ueberweilung ber Petition an die Königl. Staats 
Regierung zur Erwägung, ſoweit biejelbe auf die Förderung 
der Flachskultur in der Provinz Preußen fidh bezieht. 





6, Petition von Forftintereffenten der Gemeinde Marwede, Landdroftei Lüne 
| burg, wegen ber ihnen bei Theilung und Berfoppelung der Gemeinheit 
von Marwede auferlegten Beichränfungen ihres Dispohtionsrechtet über 
die Berwaltung und Nupung ded Gemeindeforftes. 
Bierter Bericht der Agrar: Kommilfion — Nr. 180, sub D. — 
Berichterſtatter: Abg. Koppe. 
Antrag: Uebergang zur Tages-Drdnung. 


7. Wetition des Regierungs-Geometers unb Kultur-Ingenieurs Touſſaint 
zu Görlig, um Anftellung von Kultur» Ingenieuren und Errichtung von 
MWielenbaufchulen. 

—— Bericht — Nr. 180. sub E. — Berichterſtatter: Abg. 
itt. 

| Antrag: Uebergang zur Tagesordnung. 


S. Petitionen aus Garbye bei Gappeln und Schiufel bei Geltorf, um Er 
Fr —* Geſetzes über die Ablöſung der Reallaſten in der Provinz Schleswig. 
olftein. 





Anleihen. Siche Prämien-Anleihen. Staats-Anleihen. Staats- Kredit. 


Anftellungen im Kommunaldienft. Siehe Gemeindeweien sub 7. 


— —— ñ— — — — — —  —— — — 








| 


Abänderungs: Anträge ıc. 


Die Schlußberathung beichloffen. | 
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Plenars 
Sipungen, 
in weldyen bie 
Berathung | 
ftattgefunden | 
bat. 


— —— — — — — — —ñ e th — 


S 





| 


| 





MNedner, 
welche 
ih an der Debatte beteiligt 
haben. 


37. Sigung | Präfident v. Fordenbed. 
. 1091. 


Abftimmung. | 21.Sigung Praͤſident v. Forcenbed. 
| ©. 567. | 
| 

Abftimmung. 65. Sigung Präfident v. Fordenbed. 


Discuffion. | 
Antrag Freiherr von Richthofen 
(Jauer): die Petition der Königlichen | 
Staatd-Regierung zur Berückſichtigung 
zu überweiſen. 
— MAbgelehnt. — 


Mündliche Berichterftattung der 
Agrar Kommilfion — Nr. 818, III 
— Beridterftatter: Abg. Bening. | 

Antrag: die Petitionen der Königl. | 
Staatö-Regierung als Material zur 
Benupung bei der Ausarbeitung eines 
Geſetzentwurfs über die Ablöfung der 
Reallaften in der Provinz Schleswig: 
Holftein zu überweijen. 


©. 2037. 





©. 2037 
bie 2039. | 
| 
| 
| 


Bening, Witt. 


| 








Erledigung, 
welche 
der Gegenftand 
gefunden hat. 


Wegen Schluſ-⸗ 
ſes der Seffion 
nicht mehr in 
pleno zur Be- 
rathung gelangt. 


Annahme des 
Kommilfiond- 
Antrages und 
Mittheilung an 
die Königliche 
Staats-Regier 
rung. 





Tages: Drb» 
nung. 





| 65. Sitzung Freiherr v. Richthofen (Sauer), Uebergang zur 


Tage Ord⸗ 
nung. 


' Wegen Säluffes 


| 
| 


der Seifion 

nicht mehr zur 
Berathung in 
pleno gelangt. 


— —— — — — —ñs — — —ñ — — — — — 
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| 
Borlagen, weldhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung 6. Dfteber 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiflions- 
der ' Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen nnd Referenten, 


Gegenftände. Mefolutionen ıc. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 


Apotheken. Petition des Bürgermeiſters und Gemeinderaths von Wickerath um Ber 
leihung einer Apotheke. 








Arbeitseinftelung Interpellation des Abgeordneten Duncker betreffend die Arbeitseinſtellung 
i Waldenburger der Bergarbeiter im Waldenburger Kreije. — Nr. 251. — 
eife. | 


Arbeitslöhne in | Petition des Vereins jelbftftändiner Handwerker zu Berlin zu erwirken, daß 





den Etrafanftalten. der Schaden, weldyer den Handwerkern durch die Arbeiten in den Straf 
(S.aud Staatshaut- anftalten erwächſt, gemindert werbe durch wöglichfte Gleichftellung ber 
balt sub. 8, 19. Löhne in den Strafanftalten mit denen der freien Arbeiter. 


Dritter Bericht der Kommilfion für Handel und Gewerbe. — Nr. 181. 

| sub. D. — Berichterftatter: Abg. Klein (Hannover). 

| Antrag: Uebergang zur Tages - Ordnung, in Rückſicht auf den bei 

Be 3. der Einnahme des Minijteriums des Imnern gefaßten 
eſchluß. 





Arzneimittellehre. | Petition des Königlich Preußiſchen Sanitäts-Raths Dr. Stens zu Bonn, 
betreffend die Gründung eines Lehrftuhls fur phyſiologiſche Arzneis 
mittellehre an den Univerfitäten. 

Mündliche Berichterftattung der Unterrichts » Kommilfion. Beridt- 
erftatter: Abg. Richter (Sangerhaufen). 
Antrag: Zur Tagesordnung überzugeben, weil Lchrftühle für Arzueis 
mittellehre an allen Univerfitäten vorhanden find, der Streit über bie 
richtige Lehre aber allein durch die Wiffenihaft entichieden werben 

| fann. — Nr. 159 II. — 


Hufläufe. Berpflihtung zum Erjap des bei denjelben verurfahten Schaden. S. Schaden-Erfap. 





Auseinanderfegungsfachen. Bearbeitung derjelben duch Preußiſche Spruhbehörden. S. Staatt- 





| 
YHuswurfftoffe, Petition des Vorftandes des Niederrheiniihen Vereins für öffentliche 
menfchliche;veren Gejundheitspflege, betreffend die Aufbewahrung und Fortichaffung ber 
Aufbewahrung und menſchlichen Auswurfftoffe. 


Fortihaffung. | Vierter Bericht 
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| @rledigung, 











Plenar⸗ 
Sitzungen, Nedner, 
in welchen die welche welche 
Abanderungs⸗Anträge ꝛe. Berathung ſich am der Debatte betheiligt | der Gegenſtand 
u haben. gefunden hat. 
| 
Fünfter Bericht der Kommiſſion — — Wegen Schluſſes 
für Handel und Gewerbe. — Nr. 287. der Seſſion 
sub. D. — nicht mehr zur 
Berichterſtatter Abg. Dr. Beder. Berathung in 
Antrag: Ueberweilung an die Königl. pleno gelangt. 
Staats Regierung. 
Berlefung, Begründung und Beant» | 48.Sipung | Dunder, Minifter d:5 Innern | Bon dem Herrn 
wortung ber Snterpellation. ' &.1475. Graf zu Eulenburg. '  Minifter des 
bis 1480. Innern beant« 
wortet. 
Allgemeine Beſprechung. — 6.1480 | Eent, re — Dr 
bis 1501. Ahenbab, D &oewe, Dr. | 
Webaky, — Solger, 
Schulze (Berlin), Dr. Ham« 
macher, Dunder, Solger. 








Abftimmung. 


| 51.Sipung Präſident v. Kordenbed. 
&. 1587. | 


| 


| Mebergaug zur 
Tagesordnung. 








Miündlicher Bericht. ' 51.Sipung | Richter (Sangerhaufen). 
S. 1585, | 





Annahme des 











Kommiſſions⸗ 
Antrages. 
Abftimmung. =6&.1585. | Präfident v. Fordenbed. | 
| 
vertrag sub. 4. Staatshaushalt sub. 8, 17. 
Dieeulfion. ‚66. Sitzung Dr. Schlienfamp, Dr. Birhow, | Annahme bes 
S. 2031 | v. Sybel, Lent. Kommilfione- 
bis 2034. Antrages und 


Mittheilung an 
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Borlagen, weldie dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung | 6, Oftober 1869 bis 12, Februar 1870 gemacht worden find, Pommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. | Mefvlutionen ꝛe. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 


| 





Auswurfſtoffe, Vierter Bericht der Petitions - Kommilfion — Nr. 161 sub G — Be 
menjchliche. richterftatter: Abgeordneter Lent. . 
| Antrag: die Petition der Königlichen Staatsregierung zu Berückſichtigung 


| und als Material für die ald Bedürfniß anerfannte, gelepgeberifche Res 
gelung des in ber Petition behandelten Gegenftandes, zu überweilen. 


Baptiften. ©. Freie Gemeinde sub 3 und 4, 


ö—— - ——— EEE — — 


Bau-Angelegen⸗ Petition des prakliſchen Arztes und Medizinal-Affeffords Dr. Schultz zu 
beiten. | Berlin, um Nüderftattung der von ihm exekutiviſch beigetriebenen Koften 
| für Seitens bes biefigen Polizei» Präfidiums im Wege der Exekution 
— Verbreiterung der vor ſeinem Hauſe befindlichen Gra— 
nitbahn. 





Bau⸗Conſenſe. Petition des Mühlenbeſitzers Baum zu Lauenburg i. P. wegen Verſagung 
eines BausConjenfes zur Errichtung eines Schuppens. 
Dritter Bericht der Petitions .Kommiſſion — Nr. 128 sub B. — 
Beriterftatter Abgeordneter R ochlitz. 
Antrag: Uebergang zur Tagesordnung. 
| 
——⸗D — — — —ñ —s — —— 
Beamtenbefoldun: Petitionen: 
gen. | 1) der Nendanten der Königlichen Kreisgerichte zu Duisburg, Effen und 
e | — ꝛc., Lerchner und Genoffen, um Gewährung einer Gr 
altszulage. 
Mündliche Berichterſtattung der Budget-Kommiſſion. Be— 
richterſtatter: Abgeordneter v. Brauchitſch (Flatow). 


Antrag der Kommiſſion auf Uebergang zur Tagesordnung. — 
Nr 165 I. — ſ — 


2) der Bureaubeamten des Königlichen Appellationsgerichts zu Breslau, 
x. Rolke und Genoſſen um Bewilligung von Gehaltszulagen und 
Vermehrung ber etatsmäßigen Burenubeamten I. Klaffe; 


3) ber Kanzleigehülfen der Kreisgerichts-Deputation zu Forft, Kreis Sorau, 
x. Hilbig und Genofjen um Erhöhung des Kanzleifonds für das 
Königliche Kreisgeriht zu Sorau; 


4) der Bureau-Affiftenten des Königlichen Appellationsgerihts zu Marien. 
werder, ꝛc. Sültz und Genoffen und 


der Bureau» Affiftenten bes Königlichen Appellationsgerichts zu Polen, 
x. Steinfe und Genoffen um Gehaltserhöhung. 

Mündliche Berichterftattung der Budget- Kommilfion. Be 
tihtererftatter: Abgeordneter Thilo. 
Antrag der Kommillion: über fämmtlice Petitionen zur Taged- 

Ordnung überzugehen. — Nr. 168 II, 





un 
— 
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Plenar⸗ 
Sitzungen, Nedner, Erledigung, 
— — in welchen die welche welche 
Abänderungs-Anträge ce. "nu. . 
8 ge ?€ Deratbung ſich an der Debatte betheiligt der Gegenitand 
——— haben. gefunden hat. 





die Königliche 
\  Staats-Regie- 
rung. 








Siebenter Bericht der Petitions— — — Wegen Schluſſes 
Kommiſſion — Nr. 228. subD — ' der Seſſion 
Berichterftatter: Abgeordneter Laßwitz. nit mehr in 
Antrag: über die Petition unter Ver— pleno zur Be- 
weilung auf den Rechtsweg zur Tages» rathbung ge» 
Ordnung überzugeben. langt. 
ee EEE BEE 
Abftimmung. 46 Sipung | Präfident v. Fordenbed. Uebergang zur 
S. 1433. Zages-Drdnung. 


Miündlicher Bericht. 42. Sigung v. Brauchitſch (Rlatow). Uebergang zur 
| S. 1312 | Taged-Drdnung. 
| und 1318. | 
| | 

Abftimmung. |= 6.1818, | Bice-Präfident v. Köller. 


| | 


Miündlicher Bericht. — 6,1313. | Thilo. Uebergang zur 


Tages-Drdnung 
Diskuſſion und Abftimmung. — 5.1313 | Dr. Kojd, Kantaf, Lampugnani, über ſämmtliche 
Anträge Dr. Koſch, Kantaf, Lent: Bis 1315. Lent, Thilo, Reg. Komm.: Petitionen. 
die Petitionen der Königlichen Staats: Geheimer Oher-Juſtizrath Dr. 
Regierung zur Berückſichtigung zu über— Falk, Thilo, Vice-Präſident 
ir — Stenographiſcher Bericht v. Köller. 
. 1314, — 
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' Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
Apbabetiihe Dronung 6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Refolutionen zc. 


| (S. Drudjachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 





Bergwerks-Aufſichtsſteuer in der Herrihaft Broich. S. Steuergejeßgebung sub 17, 





Beſteuerungs-Syſtem, gelammtes. S. Steuergejepgebung sub. 4, 





Bewäflerungs:und Antrag der Abgeordneten Schulze (Berlin) und Parifius, die Gelep- 


Entwäflerungs: gebung der Bewäſſerungs- und Eutwäſſerungs -Genoſſenſchaften betreffend. 
Genoſſenſchaf⸗ — Nr. 124. — 
ten. Bericht der Zuftiz- Kommilfion vom 15. Dezember 1869. mit dem Antrage: 


dem Kandtage in Der nächſten Seffion einen derartigen Gejep-Entwurf 
vorzulegen. 
Berichterftatter: Abg. Dr. Bähr. — Nr. 208. — 





Bocker Haide. S. Meliorationd- Angelegenheiten sub. 1. 2. 3. Staatshaushalts-Etat sub. 8, 17, 





Brauerei: Privilegien der Stadt Königeberg in Pr. Ablöfung derſelben. S. Steuergejepgebung 





Braunfchweigifche Staats:@ifenbabnen. S. Eijenbahnen sub. 3. und 4. 





Bremerhaven: Diftrift. Erwerbung deffelben. S. Stantöverträge sub. 2. 





Brückenbau bei Tilfit. S. Eijenbahn-Angelegenheiten sub. 5. 





Bürgfchaften der Frauen. S. Iuterzeifionen. 





I 
Eeller: Denfmal. ‚1, Interpellation des Abgeorbneten Miquel, betreffend die Entfernung eines 
von verſchiedenen Einwohnern der Stadt Celle den bei Kangenfalza gefallenen 
| Hannoverfhen Soldaten auf dem jogenannten Kreije errichteten Denfmals, 
| Seitens der Militairbehördbe. — Nr. 38, — 


2. Interpellation der Abgeordneten Miquel, Graf von Schwerin-Pupar, 
v. Auerswald, Graf BethufysHuc, worin angefragt wird: 

1) welde Informationen hat gegenwärtig die Königlihe Staats 

Regierung über diejenigen Thatfachen, welde in Betreff der Weg. 
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Plenar- 


Sitzungen, | 
Pi — * ie Medner, Erledigung, 

















3 n J Berathun — — 

Abanderungs⸗Anträge ıc — ſich an der Debatte betheiligt der Gegenſtand 
hat. haben. gefunden hat. 

| | 

| 
Der Juftiz « Kommilfion zur Vorbe— 24 Sihung Präfident v. Forckenbeck. Wegen Schluſſes 
rathung überwielen zufolge eines An» S. 682, der Seifen 
trages des Abgeordneten Koppe. nicht mehr zur 
Berathung im 
pleno gelangt. 

| 

sub. 10, 











Berlefung, Begründung und Beante 9. Sipung Miquel, Kriegäminifter von Bon dem Herrn 


wortung der Interpellation, ©. 184. Roon. Kriegsminiſter 
bis 188. beantwortet. 
Allgemeine Beſprechung. — S. 189. Windthorſt (Meppen), Kriegs- 


bis 192. minifter von Roon, Dr, 
Elliffen, Schulze (Berlin), 
Reichensperger, Kriegäminifter 
von Roon, Grafvon Schwerin 


Pupar. 
Berlefung, Begründung und Beant- 27.Sigung Miguel, Kriegsminifter von | Bon dem Herrn 
wortung der Interpellation. S. 173. Roon. Kriegsminifter 
bis 776. beantwortet. 


3’ 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der SigungssPeriode vom 
Mbpabetiihe Drdnung 6. Oktober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen :c. 
| (S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Eeller:Denfmal. räumung des in Gelle für die bei Yangenfalza gefallenen Hannö— 
| verſchen Soldaten errichteten Denfmals zur Zeit der früheren Ja— 
terpellation in dieſer Sache noch nicht feftgeftellt waren, einge 

zogen? 

2) Welches ift das Ergebniß diefer Informationen? 

3) Liegt es in der Abficht der Königliben Staats» Regierung, dem 
peinlihen Eindrude, welchen die Entfernung des Geller Denkmals 
in allen Theilen der Preußiihen Monarchie bervorgerufen bat, durd 
geeignete Maßregeln entgegen zu treten? — Nr. 133, — 





Ebhauffeebau : Un: | 1. Petition des Magiftrats und der Stadtverordneten zu Eupen, um Erjaf 
gelegenbeiten. von Chauffer-BausKoften. 
Dritter Bericht der Kommilfion für Handel und Gewerbe. — Nr. 181. 
sub. C. — Beridterftatter; Abgeordneter Dr. Braun (Wiesbaden). 
Antrag: Uebergang zur Tages-Ordnung. 


Petition des Gemeindbevorftehers zu Umftand bei Kettwig und Genoffen, 
um Befreiung von den Koften des chauſſeemäßigen Ausbaues der Straße 
von Hölters nah Mühlheim a. d. Ruhr. 


3. Petition des Rittergutsbefigerd Wegmann zu Albrechtau, worin fid 
derjelbe darüber bejhwert, daß er zu den Koften der Inftandfepung einer 
Wegeftrede der von Darkehmen nad Nordenburg führenden Straße zwang 
weile herangezogen Sei, und zugleich beantragt, zu erklären, daß der Kreis— 
landrath in Zällen, wie der vorliegende, nit die Kompetenz babe, aus 
eigener Machtoollkommenheit von Kreiseingeleffenen Handvdienfte bei Wege: 
befjerungen außerhalb ihrer Grenzen zu verlangen, und im gegenwärtigen 
Falle ungeſetzlich verfahren jei. 


4. Petition der Kreisftände des Dramburger Kreifet, die Heranziehung des 
Domainen» und Forftfiefus zu den Kreis-ChauffeerBaubeiträgen betreffend. 
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lenar⸗ 
ia, Medner, Erledigung, 
* in welchen die welche welche 
anderunge⸗Autrage ıc. Berathung ſich am der Debatte betheiligt der Gegenſtand 
ſtattgefunden haben. | gefunden hat. 


bat, 

—  —— 
Allgemeine Beipredung. 27, Sipung Windthorft (Meppen), Juftiz« 
©. 776, minifter Dr. Leonhardt, Mis 
bis 788. nifter des Innern Graf zu 
Eulenburg, Graf v. Schwerin 
(Pupar), Juſtizminiſter Dr. 

Leonhardt, Graf von Bethuſy⸗ 

Huc, Miquel, Zuftizminifter | 

Dr. Leonhardt, Lasfer, Mir | 

nifter des Innern Graf zu 

Eulenburg, Kriegdminifter v. 

Roon, Schulze (Berlin). 





Perjönlihe Bemerkungen. —S. 789. Windthorſt (Meppen), Graf 
von Bethuſy ⸗Huc, Graf von 
Schwerin. 
| ! 
— 51.5 ipung | — von Forckenbeck. Bon den Peten⸗ 
S. 1587. ten aus ber 
| Berathung des 
Haujſes zurüd» 
| gezogen. 
| hei se 

Bierter Bericht der Gemeinde-Kom- - — Wegen Schluſſes 
miſſion — Nr. 224 sub C. der Selfion nit 

Bericterftatter, a © elius: mebr zur Bera- 

Antrag: Ueberweiiung an bie thung in pleno 
Königliche Staatsregierung zur ‚ ‚gelangt. 
Berüdfihtigung. | 

Derfelbe Bericht — Nr. 224 subD. = -- Wegen Schluſſes 
Berigpterftatier Abgevrdneterv. Niedels der Seſſion nicht 
Ihüp (Areiftaor). miehr zur VBeras 

Antrag: Uber den erften Antrag thung in pleno 
des Perenten zur Tages» Ordnung gelangt. 
überzugeben, Dagegen zu erflären, 
dag im vorliegenden Falle nicht 
dem Gejep entiprechend verfahren, | 
und dab deshalb die Petition der 
Königlichen Staatsregierung zur 
nochmaligen Erwägung zu über 
weilen jei. 

Fünfter Bericht der Gemeinde- Roms — — | Wegen Schtuffes 
miſſion — Nr. 276 sub A. — der Sejfion nicht 
Bericterftatter: Abg. Groſchke. | mehr zur Bera⸗ 

Antrag: Uebergang zur Tages thung in pleno 


Dronung. gelangt. 
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| Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
Alphabetiihe Ordnung | 6. Oktober 1869 bis 12, Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefolutionen :c. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 


Eivil:Ehe. Einführung derielben. Siehe Ehegeiepgebung. 





Deichwefen. ‚1, Petition von Eingefeffenen zu Pringenmoor, Provinz Schlewig-Holftein, 
worin dieſelben fi über die mangelbafte Beichaffenbeit des Eiderdeiches 
| bejhweren, und um Schup ihrer Ländereien gegen die Ueberſchwemmung 
durch die Eider bitten. 
Dritter Bericht der Agrar-Kommilfion. — Nr. 128 sub B. — 
Berichterftatter: Abgeordneter Graf Saurma. 
Antrag: Uebergang zur Tages-Ordnung. 


2. Vetition des Rittergutsbefigerd Zeig zu Bleddin und Genoffen, um 
| Erlaß einer gejeplihen Beftimmung, wonad die Pfarrer verpflichtet find, 
die Deichfafjenbeiträge für die Pfarrgrundftüde aus eigenen Mitteln zu 
tragen. 

Vierter Bericht der Agrar-Kommilfion — Nr. 180 sub C. — 

Beriterftatter: Abgeordneter Krügpjhler v. Falkenſtein. 
Antrag: Uebergang zur Tages -Ordnung. 


3. Petition von Mitgliedern der Deihihau Ranten-Wardt, worin diejelben 
| fh über die Seitens der Königlichen Regierung ausgeführte zwangsweiſe 
Erhöhung ihres Banndeiches beichweren. 








Depoffedirte Fürften. Siehe Staatshaushalt sub. 8. 47. 





Differenzialtarif für Schladtvieh auf der Oftbahn. Siehe Eijenbahn-Angelegenheiten sub. 8. 





Doppelbefteuerung. Vertrag zwiſchen Preußen und dem Königreid Sachen wegen Bejeitigung 





Drömmling’s: Petition der Drömmlings = Intereffenten Kummert und Genoffen, um Ab» 
Reglement. Änderung des Drömmlings-Reglements vom 13. April 1805. ıc. ıc. 
Dritter Bericht der Agrar-Kommilfion. — Nr. 125, sub. A. — 
| Berichterftatter: Abgeordneter v. d. Kneſebeck (Ruppin). 

Antrag: die Petition, ſoweit fie die Nevifion des Drömmlinge- 
Reglementd anbetrifft, der Königlihen Staats-Regierung mit 
der Erwartung zu übermweifen, daß Ddiejelbe nunmehr ernftlid 
die Revifion in die Hand nehmen und das Reglement mit ben 
jepigen Befig-Berbältniffen und ten berechtigten Wünſchen der 

Intereffenten in Einklang bringen laſſen möge. 














Plenars 
Sitzungen, Nedner, Erledigung, 
- = in weldyen Die welche welche 
Abanderunge⸗Anutrãge ıc. Berathung ſich an der Debatte betheiligt der Gegenſtand 
— haben. gefunden hat. 
| | 

Abftimmung. 51. Sipung | Präfident v. Kordenbed. Uebergang zur 

S. 1585. Tagesordnung. 
Dietuſſion. 65. Sitzung v. Jagow, Regierungs-Kom⸗ Uebergang zur 


Antrag v. Jagow: Die Petition der S. 2035 miſſar Geheimer Regierungs - Tagesordnung. 
Königlichen Staatsregierung zur Ab- bis 2037. Rath de la Croix, Trüpichler 


hülfe zu ũberweiſen. v. Falkenſtein. | 
Sechſter Bericht der Agrar: Kom» — nn Wegen Schluffes 
milfion. — Nr. 843. — Bericter- derSeifion nit 
ftatter Abgeordneter Kiepert. mebrin plenozur 


Beratb.gelangt 








ber Doppelbefteuerung der beiderfeitigen Staatd-Angehörigen. Siehe Staatöverträge sub. 1. 





| 


| | 
Diskuſſion. 51. 1. Sigung Parifius, Regierungs « Rome Annahme des 
Antrag Parifius: Die Petition der ' S. 1579 miſſar Gebeimer Regierung Kommilfions- 
Staatd-Regierung mit der Erwartung bis 1585. Ruth Greiff, Bening, Pariſius, Antrages und 


zu überweilen, daß dieſelbe nunmehr v. Lattorf, Pariſius, v. Lattorff, Mittheilung 
ernftlich die Revifion in die Hand v. d. Kneſebeck (Ruppin). an bie König» 
nehmen und das Reglement mit ben liche Staats- 
jepigen Befigverhältniffen und den be» Regierung. 


rechtigten Wünſchen der betreffenden 
Intereſſenten in Einklang bringen, ins- 
bejondere aud den Gefihtspunft ala 
maßgebend hinftellen lafjen möge, daß 
von der Betheiligung an der Berwal- 
tung der Drömmlings- Angelegenheiten 
alle vormaligen fogenannten Guts- 
obrigfeiten als ſolche — namentlich 
wenn fie im Drömmling feine Grund- 
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' Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode som 
Alphabetiihe Drdnung | 6, Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Unträge der Abtbeilungen, Rommilfionen und Rıferenten, 
Gegenftände. Nefolutionen zc. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 


Drömmling’s: 
Reglement. 





Ebe:Gefetgebung. Antrag der Abgeordneten Dr. Löwe und Dr. Eberty auf Zuftimmung zu 
dem von ihnen vorgelegten Geſetz-Entwurf, betreffend die Einführung der 
Givil-Ebe. — Nr. 56, — 
Bericht der XI. Kommijfion vom 15. Januar 1870. — Nr. 279, — 
Beriterftatter: Abgeordneter v. Sybel. 
— Die von der Kommilfion geftellten Anträge find Seite 12 und 13 
des Berichts abgedrudt. — 


| Eilf diejen Gegenftand betreffende Wetitionen. 


———— — ————— betreffend die Eichungs-Behörden. — Nr. 15. — 


den. Mündliche Berichterftattung ter Budget-Commiſſion. Berichter⸗ 
(Siehe aud Staats ftatter: Abgeordneter Freiherr v. Buddenbrod. 
haushalt sub. 8,15.) Antrag: den Gejeg-Entwurf in der von ibr ide ale Faffung 


anzunehmen. — Nr. 7A, — 


Spezial — 
$. 1 
Einrihtung der Eichungs · Aemter. 


$. 2 
Auffiht über den Geichäftsbetrieb der Eichungsämter durch die Ge- 
meindebebörden uud durch Eichungs-Inipeftoren. 


88. 3. 4. 
Unmittelbare Leitung ber vom Staate zu errichtenden Eichungs-Aemter 
durch die Eichungs-Inſpektoren, an denjenigen Orten, wo leptere ihren 
Eip haben; Uebertragung ſolcher Zweige des Eihungsgeicäftes, melde 
eine beiondere Sachkunde und Geſchicklichkeit erfordern, am einzelne 
Eihungsämter. 
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Dlenars 
| Sipungen, 
iin welchen Die 
| Beratbung | 
stattgefunden 
| bat. 


Abänderungs:Unträge ꝛe. 


Medner, 
welche 
ſich an der Debatte betheiligt 
haben, 


| Erledigung, 
| welche 
der Gegenftand 
gefunden bat. 


| 
| 
| 


ö——— —— —; — — 


ftüde beſitzen — völlig ausgeſchloſſen 
ſind, und der Schaudirektor von der 
General» Berfammlung ihrer Vertreter 





gar: wird. — Stenographifcher 
Ieriht Seite 1585. — 
— MAbgelehnt. — 
Einer bejondern (XII) Kommilfion | 11. Sipung | 
überwiejen. | ©. 235 
ı und 236, 


Derjelbe Beriht. — Nr. 279, — 











Borgelegt und ber Budget-Kommilfion | 3. Sipung) 
übermwiejen. S. 20. 
4. Sitzungh 
©. 57. ) 
Miündlicher Bericht. ' 16. Sitzung 
| ©. 397 
| u. 398. 
General»Discuffion. | = &.398. | 
= | =6.398. | 
Amendement Grumbredt, Sten. Ber. | = ©. 399 
403, bis 403, 
— Ungenommen — 
| 
= | = 6.408 


bis 407, | 


‘ Hanbeläminifter Graf 


Präfident v. Fordenbed, Simon 
v. Zaſtrow, Dr. Eberty. 


Präfident v. Fordenbe 


Freiherr v. Buddenbrod. 


Hanbdelöminifter Graf SIpen- 
plitz, Graf Renard. 


Freiherr von Buddenbrock. 


Freiherr von Buddenbrock, Re 


Fenpiib— 


| Wegen Schluſ⸗ 
jes der Selfton 
nit mehr in 
pleno zur Be 
rathbung ger 
langt. 


Desgleichen. 








Annahme des Ge⸗ 
jep » Entwurfs 
und Mitthei« 

| lang an das 

| Herrenhaus; 
dort ebenfalls 
angenommen. 





gierungs » Kommiffarius Re | 


gierungs-Affeffor Dr. Stüve, 


Grumbredt, Regierungs-Alfei- 


ſor Dr. Stüve, Karften, Han- 


delsminifter Graf Itzenplitz, 


—— —— ano 
agen, Regierungs-Aſſeſſor 
Dr. Stüve. 


Freiherr v. Buddenbrod, Kar« 


ften, Hagen (Görlig), Regie- 
Stüve, | 


rungs =» Affeffor Dr. 
Freiherr v. Hoverbed, Regie 


rungs » Affefior Dr. Stüve, | 
Breiherr v. Hoverbed,, Hagen | 
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' Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der SipungssPeriode vom 
Alphabetiihe Drdnung | 6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiſſions- 
ber ' Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Neſolutionen ze. 
| (5. Druckſachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 











Eichungs⸗Behör⸗ 
den. 
88. 5. 6. 7, 
| und Abftimmung über bas ganze Gefep. 
Eifenbabn: An: 1. Gefeß: Entwurf, betreffend die Deckung der im Jahre 1870 erforder 
gelegenbeiten. | lien Ausgaben zur weiteren VBervollftändigung und befjeren Ausrüftung 


leihen sub 3 u. 5.) Bericht der Kommilfionen für Finanzen und Zölle und für Handel 
und Öewerbe vom 28. Januar 1870 — Nr. 299, — mit dem Antrage: 
den Gejep- Entwurf in der von der Kommilfion vorgeſchlagenen 
Faffung anzunehmen. 
Bericterftatter: Abg. Stengel. 


(S. aud Staats-An» | der Staatd-Eifenbahnen. — Nr. 222, — 
| 
! 


Hefolution v. Benda: 
Die Königlihe Staats-Negierung aufzuforbern: 
darauf Bedacht zu nehmen, daß fünftig die ertraordinairen Bebürfniffe 
für die Staatd-Eifenbahnen in Einnahme und Ausgabe vollitändig 
in ben Staatshaushalts-Etat des betreffenden Jahres aufgenommen 
und Nachtragsforderungen dieſer Art thunlichſt vermieden werben. 
(Sten. Ber. ©. 1997). 


2. Weberficht über den Fortgang des Baues, beziehungsmweife über die Er- 
gebniffe des Berriebes der Preußiſchen Staate-Eijenbahnen im Jahre 1868. 
— Nr. 175. des Abgeordnetenhaufes und Nr. AA, des Herrenbaujed. — 

Mündliche Berichterftattung der Kommilfion für Handel und 
Gewerbe. Berichterftatter: Abgeordneter Dr. Hammader. 
Antrag der Kommilfion: 

1) die Königl. Stants-Regierung zur Einführung ber ſoge— 
nannten Perjonenwagen vierter Klaſſe auf allen 
Staatsbahnen aufzufordern, 

2) die Königl. Staatd-Regierung aufzufordern, auf Grund dei 
mit der Großberzoglih Heſſiſchen Regierung geichloffenen 
Vertrages vom 12. Juni 1868 die Ausführung der Eijen- 
bahn von Offenbach nah Hanau ſchleunigſt vorzunehmen, 

3) die vorgelegte Weberfiht über den Bau und Betrieb ber 
Staatsbahnen im Jahre 1868 unter Anerfennung ber den 
Bedürfniffen des Verkehrs entſprechenden Thätigkeit der Eiſen⸗ 
bahnverwaltung, für erledigt zu erflären. — Nr. 332. — 
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Plenars 
, Sipungen, | 
in welchen Dir 
Berathung 
ſtattgefunden 
hat. 


Abänderungs-Anträge ꝛe. 


16. —— 
—S.4 


|. 108. 


Medner, 

welche 
ſich 
haben. 


| 


an ber Debatte betheiligt 


. Karften, Freiherr v. 


Hoverbeck. 


Präfident v. Forckenbeck. 


Erledigung, 


welche 


der Gegenſtand 


| 


| 


gefunden hat. 








| Handelsminifter Graf v. 3 
| plig, Präfident v. Forden 
| 


Stengel. 


v. Benda, Dr. Glajer, 
| Dr. Hammakher. 
| Miquel, Stengel. 


Präfident v. Fordenbed. 


| Präfbent 
v. Benda. 





Präfident v. Fordenbed. 


ı Dr. Hammader. 





Präfident. 


Borgelegt und den Kommilfionen für 5 Sitzung 
Finanzen und Zölle und für Handel 1247. 
und Gewerbe überwiejen. | he 1248. 
Einleitung. | 64. 4.Sipung, 
| 
| Bi 1991. 
General» Discuffion. ı=S. 1991. 
bis 1996. 
Special» Diecuffion. I=6. 1996. 
Amendement v. Benda.— Nr. 329, — | und 1997, | 
— Angenommen. — 
Abftimmung über das ganze Gefep. = =6. 1997. 
Abftimmung. S.1997.) 
Eingebradt. 30. Sigung 
S. 851. 
Mündlicher Bericht. ' 67. Sitzung 
| S. 2098. 
und 2099. | 
Abftimmung. = 6.2100.) 
! 





i 


en⸗ 


eck. 


| 





Annahme 


des 
Geſetz⸗ Ent» 


wurfs und Mit⸗ 


theilung an 
das Herren⸗ 
haus; dort 
gleichfalls an⸗ 
genommen. 


Annahme der 


Rejolution und 
Mittheilung an 
die Königliche 
Staatö-Re- 
gierung. 


Annahme ber 


Anträge ber 
Kommilfion u. 
Mittheilung 
an die Königl. 
Staats Re= 
gierung. 








| Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
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Aphabetiihe Ordnung | 6. Olwber 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiſſions⸗ 


ber 


Gegenftände. 


Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 


Mefolutionen zc. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 





Eifenbabn:Unges 
legenbeiten. 


) 


| 





3. Anterpellation ber Abgeordneten v. Bonin (Genthin), v. Dieft, 


v. Benda, v. Karborff, Fred, Freiherr v. Hoverbed: ob die Kö— 
niglie Staatsregierung von dem ihr zuftebenden Wideripruchsrechte gegen 
den dem VBernehmen nah beabfidtigten Berfauf der Braunſchweigiſchen 
Staats-Eifenbahnen im öffentlihen Intereffe Gebrauh zu machen beab- 
fihtigt oder nicht? — Nr. 79. — 


4. Untrag der Abgeorbneten v. Bonin (Genthin), v. Karborff, v. Benba, 


Frech, zu erklären: 
ie Abänderung ber mit der Herzoglih Braunſchweigiſchen Regie 
rung abgeichloffenen Staatöverträge, bezüglich der Anlage und bes Be 
triebes der zum Theil auf Preußiihem Gebiete belegenen Herzoglich 
Braunihweigiihen Staats-Eifenbahnen, insbefondere die Berzicht- 
leiftung auf die vermöge diejer Verträge für den Fall eines beabfid- 
tigten Verkaufes ber betreffenden Bahnen dem Preußiſchen Staate vor: 
bebaltenen Rechte, bedarf der Zuftimmung ber Preußiichen Landesver- 
tretung. — Nr. 155, — 
Schlufberatbung. Antrag des Referenten Abg. Wölfel: den 
vorftehenden Antrag anzunehmen. — Nr. 198 IL. — 


5. Sinterpellation der Abgeordneten Berger (Witten) und Miguel, be 


treffend den Bau einer feften Brüde bei Tilfit und einer Eijenbahn von 
Memel nad Zilfit, zum Anihluffe an die Zilfit-Infterburger Bahn. — 
Nr. 268, —— 


| 6. Petition des x. Gumpert und Genoffen zu Eſchwege wegen baldig- 


fter Erbauung der Eifenbahn von Bebra nad Wipenhaufen oder Arend- 
haufen. 
Erfter Bericht der Kommilfion für Handel und Gewerbe. — 
Nr. BA sub A. — 
Berihterftatter: Abgeordneter Mayer (Marburg). 
Antrag: Uebergang zur Tages-Ordnung. 








7. Petition des Kommerzienraths Kriſter zu Waldenburg und Genoſſen, 


betreffend die Weiterführung der Schleſiſchen Gebirgsbahn von Ditterd 
bad nad Glatz. 
Zweiter Bericht derjelben Kommiffion. — Nr. LAA sub A, — 
Beriterftatter: Abgeordneter Jacobi (Liegnip). 
Untrag: Uebergang zur Tages -Ordnung. 





8, Petition der Fleiſcher-Innung zu Danzig, worin fidh diefelbe darüber 


— daß auf der Oſtbahn ein Differenzialtarif für Schlachtoieh 
eſtehe. 
Derſelbe Bericht. — Nr. 144 sub C. — 
Berichterftatter: Abgeordneter v. Tempelboff. 
Antrag: Uebergang zur Tages-Ordnung. 


Abänderungs: Anträge ıc. 





Berlefung der Interpellation. 


Begründung und Beantwortung. 


Die Schlußberathung beichlofien. 


Berlefung, Begründung und Beantwor⸗ 
tung der Juterpellation. 


Allgemeine Beiprehung. 


Dietuffion. 


Diskuffion. 
Amendement: Dr. Weboky: 
Ueberweiſung an die Königl. Staats— 
Regierung zur Berückſichtigung. 


Abftimmung. 





| 


Plenar · 


| 
\ @rledigung, 














| Sipungen, | Medner, 

in welchen bie welche welche 
Beratung | fih an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 

ſtattgefunden haben. gefunden hat. 

| hat. 1 R 

' 16. Sigung | Präfident v. Forckenbeck Han» | Bon dem Herrn 

| ©. 397. belöminifter Graf v. Ihenplih. Handelsminifter 
beantwortet. 

‚25. Sipung | v. Bonin (Genthin), Handels- 

S.689 bis | minifter Graf v. Ipenplip. 
692. 

'30. Sipung | Präfident v. Fordenbed. Degen Schluffes 

| ©. 851. | derSeifion nit 

| | in pleno zur Be» 
rathung gelangt. 
| 

— —— 

a, Sipung | Berger (Witten), Handelimi- | Bon dem Herrn 
&. 1563  nifter Graf v. Ipenplip. Handelsminifter 
bis 1568. i beantwortet. 

=6&.1568. | Dr. Koh, Handelöminifter 
bis 1572.| Graf v. Ipenplig, v. Behr, Dr. 


Diepel, v. Benda, Freiherr 
v. Dewerket, Berger (Witten). 
Webergang zur 


21. Si ung | Mayer (Ma Pr ‚D Diepel 
B Y m. 0 Bene Tages⸗Ordnung. 


S.580 bis Dr. Hammacher. | 
582, | 


| —— 


vi. Sipung Dr. Webaty, Regierungs-Kom- | 








Uebergang zur 








©. 1 miffar: Geh. Ober» Finanz» | Tages-Ordnung. 
bis 1578, rath Meinede, Dr. Hammadher, | 
Thilo, Iacobi (Lirgnip). 
51. Sipung Präfident v. Fordenbed. Uebergang zur 
©. 1579. Zages-Drdnung. 
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Alpbabetiiche Ordnung 


| Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
6. Dfteber 1869 bis 12. Kebruar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 


der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefolutionen :zc. 
° (S. Druckſachen und Anlagen zu ben ftenographiichen Berichten.) 
@ifenbabn- Ange: 9, Vetition der Stadtverordneten» Berfammlung und des Eiſenbahn— 
legenbeiten. 


Komite’s zu Erkelenz, worin — wird zu ver nlaſſen, daß die Zweig: 
i 


bahn Erkelenz Jülich Sofort zur Ausführung komme. 


10, Sechs Petitionen der Vertreter und Beoohner der Gemeinden Obden- 
firhen, Neufirhen, Immerath, Zip, Rödingen und Garzweiler, worin 
beantragt wird, den Beltrebungen der Stadt Erkelenz; gegenüber die Er- 
Märung abzugeben, daß es den vollswirthſchaftlichen Intereffen entiprede, 
daß das Projekt der Bergiſch-Märkiſchen Eiienbahngeiellihaft, zum Zwecke 
der Berbindung der Aachen-Düſſeldorfer mit der Rheiniſchen Bahn, die 
Linie von Erkelenz über Jülich nad Düren und in das Stolberger Thal 
zu bauen, durdy eine Gijenbahn von M.-Gladbah über Odenkirchen, Neu 
firhen, &arzweiler, Tip und Jülich erlept werbe. 





11, Petitionen des Magiftrats der Stadt Bodum, der Handelsfammer 
des Kreiles Dortmund und des Eifenbahn-Komite's der Stadt Bedum, 
um Grtbeilung der Konzeifion zur Weiterführung der Rheiniſchen Eijen- 
bahn über Wattenideid, Bohum nad Dortmund ꝛc. ıc. 








12. Petition des Repräfentanten der Gruben der Gewerfihaft Sicilia zu 
Altenhundem an der Lenne um Fracdhtermäßigung reip. um Einführung dei 
Einpfennigtarifs für Schwefelfies-Transporte auf Staatsbahnen. 


' 13. Wetitionen von den Speditiond-Häufern in Eydifuhnen — Siemijen 
| und Genofjen — und dem dortigen Ortävorfteber Ar. Naufhning und 
201 anderen Einwohnern, um Wiederaufnahme Eydtkuhnens in den Preu- 
ßiſch-Ruſſiſchen Güter-VerbandBerfebr ıc. ıc. 





14, Petitionen des Central⸗Comité's für den Bau der Main-Lahn-Siep- 
bahn zu Altenfirken: die Staats-Regierung zu veranlaffen, die Konzelfio- 
nen zum Bau der Main» Lahn» Sieg-Bahn (Aus Hatterdheim) und gleid» 
eitig der anſchließenden Wiedbad » Bahn (Altenkirchen » Neuwied) zum 
Bach ber fofortigen Ausführung zu ertheilen, eventuell den Bau dieler 
Bahnen auf Staatsfoften zur Ausführung zu bringen und diejelben jefort 
in Angriff zu nehmen. 





Abänderungs: Anträge zc. 
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Plenar⸗ 


in welchen die 
Berathung 
ſtattgefunden 
hat. 


' Sipungen, | 





Medner, ' Erledigung, 
| welche welche 
ſich an der Debatte betheiligt | der Gegenftant 

haben. gefunden bat. 


| 


ESSEN EEE EN ESSENER Er SPAR SER SEELE EB BERNER ETSENE 


Vierter Bericht der Kommilfion für | 


Handel und Gewerbe — Nr. 226 
sub A. Berichterftatter: Abgeordneter 
Dr. Hımmader. 

Antrag: Ueberweifung an die Königliche 
Staate-Regierung zur Berüdfihtigung. 
Amendement Schubarth, Herberg, Nüder. 

Nr. 233. — 





I 


| 


Derfelbe Bericht — Nr. 226 


sub B. — Beridterftatter: Abgeorr- 
neter Dr. Hammader. 


Antrag: Uebergang zur Zaged-Drd» 


nung. 


Fünfter Bericht der Kommilfion 


für Handel und Gewerbe — Nr. 287 | 
sub A. — Beridterftatter: Abgeord- 


neter Dr. Beder. 
Antrag: Ueberweilung an die König» 
lihe Staats-Negierung. 








Derfelbe Bericht. — Ne. 287 
sub. Be — 


Berihterftatter: Abgeordneter Dr. Beder. 





Antrag: Uebergang zur ZagedsDrd- 


nung. 





sub 


Berichterftatter: Abgeordneter Dr. Be der | 
Antrag: Uebergang zur Tages-Drd- 


nung. 


Bericht der vereinigten Kommilfionen | 


für Handel und Gewerbe und für 


Dorfen Bericht. — Nr. 287 | 





| 


Finanzen und Zölle. — Nr. 3HAL— 


Beripterftatter: Abgeordneter Schu— 
barth. 


Antrag: Ueber die Petition zur Tages- 


ordnung überzugeben, gleichzeitig aber 


an die Königliche Staats » Regierung | 


die Aufforderung zu richten, dem Haufe 


einen allgemeinen Plan über die noch 


' Wegen Scluffes 
der Seifion 
nicht mehr in 
pleno zur Be- 
rathung ge- 
langt. 





Wegen Schluſſes 
der Seſſion 
nicht mehr in 
pleno zur Be⸗ 
rathung ge 
langt. 





Wegen Schluffes 
der Seſſion 
nicht mehr in 
pleno zur Be 
rathung ge» 
langt. 


Wegen Schluffes 
| der Seſſion 
| nicht mehr in 
pleno zur Be» 
| rathbung ger 
langt. 


Wegen Schluſſes 

der Seſſion 
nit mehr in 
pleno zur Be⸗ 
rathbung ges 
langt. 


Wegen Schluſſes 
der Seſſion 
nicht mehr in 
pleno zur Be- 
rathung ge» 
langt. 
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Borlagen, welhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetiihe Ordnung | 6. DOftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände, Neſolutionen zc. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 








@ifenbahn: Ange: 
legenbeiten. | 
| 
| 15, Petition von vielen Bewohnern des Mojelthales, Fr. Bohn und Genofjen 


beireffend die Herftelung der Mojelbahn, und 
Petition aus Berncaftel, denfelben Gegenftand betreffend. 


ı 16, Petition des Bürgermeifters Müller und Genoffen zu Gladenbad, 
Kreiſes Biedenkopf, betreffend die Ausführung der Lenne-Lahn-Bahn. 


17. Petition des Magiftrats, des Bürgervorfteher- Kollegiums und der Han⸗ 


deläfammer zu Burtehude, um Ausführung der Eijenbahn von Harburg 
über Burtehude nad Stade. 





—— e —ñ— — —ñ— —— 


Elbzölle. Aufhebung derſelben. S. Staatöhaushalt sub 34. Steuergeſetzgebung sub 12. 








Entſchädigungs⸗ 1. Petition des Aſſiſtenz ⸗Arztes a. D. Bange zu Bromberg, um Gehalts 
YAnfprüche. nachzahlung und Entihädigung für das ihm entzogene Impfgeichäft. 
Zweiter Bericht der Petitiond- Kommilfion — Nr. IIG. subB — 


Berichterftatter: Abgeordneter v. Wangeubeim. 
Antrag: Uebergang zur Tagesordnung. 
2. Petition des Civil» Ingenieurds Riefe zu Berlin um Schabenerfaf 
eitend der Kaiferlih Ruffiihen Regierung für einbehaltene Kaution. 
Derfelbe Bericht. — Nr. 116, sub. E. — Bericterftatter: 
Abgeordneter Rochlitz. 
Antrag: Mebergang zur Tagesordnung. 


8. Petition des ıc. Jürgenſen und Genoffen zu Idſtedt um Gewährung 
einer Entihädigung aus Staatsfonds für die, in den Kriegsjahren 1848— 
1851, in Folge militairiiher Operationen erlittenen Berlufte. 
Mündliche WBerichterftattung der Finanz « Kommiffion — 
Nr. 126 IV. — Berigterftatter: Abgeordneter Miguel. 
Untrag. MUebergang zur Tagesordnung. 








Abänderungs-Anträge ze. 


Plenar ⸗ 
‚Sipungen, Mebdner, 
in welchen Die u“ 
Berathung * 
ſtattgefunden ſich am der Debatte betheiligt 
hat. haben. 


Erledigung, 
welche 

der Gegenſtand 

gefunden hat. 


——— ———— 


aus Mitteln beziehungsweiſe mit Bei⸗— 
bülfe oder Zinsgarantie des Staates 
zu bauenden Eijenbahnen vorzulegen. 


Derfelbe Beriht — Nr. 344 II. 
Beriterftatter: Abgeordneter Schur 
bartb. 

Antrag: Uebergang zur Tagesord⸗ 
nung, untder Bezugnahme auf den 
Antrag der Kommilfionen, bezüglich 
der Petitionen sub 14, 


Derfelbe Bericht — Nr. 344 TIL. 
Berichterftatter: Abgeordneter Schu» 
bartb. 

Antrag: Uebergang zur Tagesord- 
nung unter Bezugnahme auf ben 
Antrag der Kommilfionen, bezüglich 
der Petitionen sub 14. 


Derielbe Bericht — Nr. 344 IV. 
Berichterftatter: Abgeordueter Schu— 
barth. 

Antrag: Uebergang zur Tagesord⸗ 
nung, unter Bezugnahme auf den 
Antrag der Kommilfionen, bezüglich 
ber Petitionen sub 14. 





Abftimmung. 


Abftimmung. 


Mündlicher Bericht. 


Abftimmung. 





37. Sipung BicerPräfident v. Köller. 
S. 1121 


37.Situng Dr. Loewe. 


S. 1121. 


46.Sipung Miguel. 
©. 1425. 


—=6&.1425. Präfident von Fordenbed. 


Wegen Schluffes 
der Seſſion 
nicht mehr zur 
Berathung in 
pleno gelangt. 


Degen Schluffes 
ber Seſſion 
nicht mehr zur 
Beratbung in 
pleno gelangt. 


Wegen Schluffes 
der Seſſion 
nidt mehr zur 
Beratbung in 
pleno gelangt. 





Uebergang zur 
zur Zagesord» 
nung. 


Uebergang zur 
Tagesordnung. 


uebergang ur 
Tagesordnung. 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode son 
Abpabetiihe Ordnung 6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiſſions⸗ 
ber Berichte, Anträge der Abteilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenſtaͤnde. Mefolutionen :c. 
(S. Drudjahen und Anlagen zu dem ftenographiichen Berichten.) 





Entjchädigungs: 4. Petition der Wittwe Ellen Heller geborne Johaunſen, zu Ham: 
YAniprüche. burg, um Zurüdzablung der, von ihrem verftorbenen Ehemann, dem 
früheren Zollverwalter Heller zu Wyk auf Föhr, an die frübere Schlet- 
wig=Holfteinifhe Hauptkaffe in Nentsburg eingezablten Dienftlaution im 

Betrage von 1800 Marf = 720 Rthlr. Preuß. Courant. 
Mündliche Berichterftattung der Finanz +» Kommifien — 

Nr. 126 V. — Bericteritatter: Abgeordneter Miguel, 
Antrag: Uebergang zur Zagesordnung. 


5. Petition des NReftaurateurs Auguft Flader zu Heinrichsbrunn bei 
Neiße um Gewährung voller Entihädigung für den im Jahre 1866 in 
Folge des Krieges und der Armirung der Feltung Neiße erlittenen, auf 
187 Rthlr. abaeihägten Schaden. 

Mündliche WBerichterfiattung der Finanz-Kommiſſion. — 
Nr. 126 VI. — Bericterftatter: Abgeordneter Dr. Lorengen. 
Antrag: MUebergang zur Tagetordinung. 





®rpropriatio: 1. Geſetz-Entwurf, beireffend die gegwungene Abtretung von unbeweglichen 
nen. Eigenthum im Bezirke des Appellationsgerihts zu Frankfurt a/M. im der 
von dem Herrenhauie beſchloſſenen Faſſung — Nr. 136, — 


Schlußberatbung. Antrag des Referenten Abg. Dr. Ebner: 
dad Geſetz nicht in der von dem Herrenhauſe beichloffenen Faffung, 
fondern in der urjprünglichen Fafjung, wie daffelbe von der König 
ehe vorgelegt worden ift, anzunehmen. — Rt. 
159, I. — 


A 2. Gefeb: Entwurf, betreffend die Eutziehung und Beſchränkung des Grund» 
eigentbums, in der von dem Herrenhauſe beichloffenen Faſſung. — Nr. LAL, — 
Bericht der XVI. Kommilfion vom 29. Sauuar 1870, mit dem 
Antrage: 
den Geſetz-Entwurf in der von der Kommilfion vorgeidlagenen 
Faſſung anzunehmen. 
Berichterftatter: Abg. Foerſter. — Nr. 304, — 


Mehrere, den Gejep-Entwurf betreffende Petitionen. 


Drei Petitionen aus Pojen, Magdeburg und Glap gegen die Br 
ftimmungen des Feftungsrapon-Regulativs. 





lenar- 
— Medner, @rledigung, 
. . e in welchen die welche welche 
Bipänderungd: Einträge ıc. Berathung ſich an der Debatte betheiligt der Gegenftand 
a re baben. gefunden bat. 
— — — — — — —— — ————— ——— — — — 
Mündlicher Bericht. 46.Sitzung Miguel, Aunahme des An⸗ 
S. 1425. trages des Ab⸗ 
u. 1426. geordneten Dr. 
Lorengen und 
Discuifion. —=&,1426. Dr. Lorentzen. Mittbeilung an 
Antrag Dr. Xorengen: bie Petition bis 1429. die Königliche 
der Röniglihen Staats-Regierung zur Staats » Ne 
Berückſichtigung zu überweiſen. gierung. 
Mündlicher Bericht. —S.1429. Dr. Lorentzen. Annahme des 
u. 1430. Antrages des 
Abg. Allnoch 
Discuſſion. —s.1430. Allnoch, Regierungs-Kom— und Mitthei- 
Antrag Allnoch: die Petition der miffar Hauptmann Keller, fung an Die 
Staatö-Regierung zur Berüdfihtigung Wide, Hauptmann Keller, . Königl. Staats» 
zu übermeilen. Dr. Sorengen , Hauptmann Regierung. 


Keller, von Kardorff, Haupt: 
mann Keller. 





Die Schlußberathbung beichloffen. 25. Sitzung Präfident v. Fordenbed, Han- Annahme bes Ge- 
S.688 u. delsminiſter Graf v. Ihtzen— jep » Entwurfs 


689. plig. nad dem Bor- 

ſchlaße des Re« 

Meündlicher Bericht. 40.Sipung Dr. Ebner. ferenten und 
©. 1220, Mittheilung an 
das Herrenhaus. 

Beneral-Discuffion. =6&.1220. Reg.-Komm. Geh.-Ober⸗Juſtiz- Daſſelbe ift dem 

rath Horftmar. Beſchluſſe des 

Abgeordneten« 

Spezial-Discuffion u. Abftimmung. = 5.1221 Bice-Präfident v. Köller. hauſes beige 

u. 1222. treten. 


Einer befondern (A VI.) Rommilfion über- 25. ©ii bung Präſident v. Forckenbeck, Foer- Wegen Schluffes 
S. 


wieſen. 687. ſter, Dr. Hammacher, Lent. der Seſſion 
nicht mehr in 
pleno zur Be⸗ 
re gelangt. 
Derjelbe Beriht — Nr. 304 — mit Desgleichen. 
dem Antrage: 
die Petitionen durch Die gefaßten 
Beſchlüſſe für erledigt anzufehen. 
Derſelbe Bericht mit dem Antrage: Desgleichen. 


im Hinblid auf die für die nächſte 
Seffion des Reichstages des Nord» 
deutichen Bundes zu erwartende Bor- 
lage eines neuen Rayongeſetzes über 





Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Aphabetiihe Ordnung 6. Ofiober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffiond: 
der Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenſtaͤnde. Meſolutionen :c. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 
— — — —— — —— — — — — — — — — — — 
Freie Gemeinden. zur Abhülfe mit der Erklärung zu überweiſen, daß dieſen und 


den damit zuſammenhängenden Beſchwerden nur durch allge— 
meine Einführung der Civilehe abzuhelfen fein wird, 


2. Petition der Mitglieder der Mennoniten » Gemeinden Dfte und Welt: 
preußens: 

a) um Aufhebung des Mennoniten » Edifts vom 30. Juli 1789 und 
die dadurch bedingte Entlaffung der mennonitiihen Staatsbürger 
aus dem Parodhialverbande der evangeliihen und katholiſchen Kirche, 

b) um Berleihbung von Korporationsredhten an die Mennonitengemeins 
den als Glieder einer vom Staate anerkannten Religionsgeiellihaft, 

c) um Verleihung des Rechts zur Führung der Givilftandsregifter mit 
öffentlichem Glauben an die Nelteften der Mennonitengemeinden. 


ud 


Petition des Baptiftenpredigers, angeblich im Auftrage ſämmtlicher Bap- 
tiftengemeinden in Preußen, in welder er den Erlaß eines Gejepes be 
antragt, mwonad von den Mitgliedern der Baptiftengemeinden und von 
legteren jelbft feinerlei perjönlige Abgaben, Leiſtungen, Decem, oder wie 
fie fonft beißen mögen, zu Gunften der Landeskirchen oder amderer relie 
giöfer Gemeinihaften eingefordert oder erzwungen werden lollen. 


A. Petition des eriten Predigers der Berliner Baptiftengemeinde, Lehmann, 
um Erlaß eined Gejepes nad Artikel 13. der Verfaffung, durch meldet 
den Baptiftengemeinden im Preußiihen Staate Korporationsrecdhte verliehen 
werben, foweit fie zur Erwerbung und zum Befig von Grundeigentbum 
erforderlich find. 


5. Petition des praftiihen Arztes Dr. Roſenſtock zu Roefjel: 
die Staateregierung aufzufordern, Maßregeln zu treffen, durch melde 
der Austritt aus dem Judentbum aud ohne den Uebertritt zu einer 
der vom Staate aufgenommenen Religiondgeiellihaften volle rechtliche 
Wirkung babe. 





Gasröbrenlegung Metition der Gemeinde-Bertretung von Eilpe, die Benugung der von Hagen 


auf Staats- nah Eilpe führenden Staatsftraße zur Gasröhrenlegung betreffend. 
firaßen. Dritter Bericht der Kommiljion für Handel und Gewerbe — 
Nr. 151 sub E. — Berichterftatier: Abgeordneter Dr. Schlien— 
— kamp. 


Antrag: Ueberweiſung an die Königliche Staats-Regierung zur 
Erwägung. 
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— Nedner, Erledigung, 
⸗ in welchen die welche welche 
Abanderungs⸗Anträge ꝛc. Berathung ſich an der Debatte betheiligt der Gegenſtand 
aan > haben. gefunden hat. 

— Durd Annahme des Kommiſſions— 
antrages beleitigt. — 

Sechſter WBericht der Petitions- — Wegen Schluffes 
Kommilfion. — Nr. 227. — der Seſſion 

Berichterftatter: Abgeordneter Korſch. nicht mehr in 

Antrag: die Petition in Anjehung pleno zur Be. 
aller Drei Anträge abermals mit rathbung ger 
dem Erjuhen um möglichſte Be- langt. 
ſchleunigung der Königlichen 
Staatd-Negierung zur Berüdjic- 
tigung zu überweilen. 

Siebenter Bericht der Petitions- - — Wegen Schluſſes 
Kommiſſion. — Nr. 228, sub A. der Seſſion 
— Berichterſtatter: Abg. v. Gerlach. nicht mehr im 

Antrag: Ueberweilung an bie pleno zur Ber 

Königl. Staats» Regierung zur rathung gelangt. 
Berückſichtigung. 

Derſelbe Bericht — Nr. 228. sub = _ Wegen Schluffes 
B. — Bericterftatter: Abg. v. Ger: der Seſſion 
lad. nicht mehr in 

Antrag: die Petition der Königli- pleno zur Be 
chen Staatd Regierung mit Bezug rathung gelangt. 
auf den Beichluß des Abgeorbne- 
tenbaufes vom 13, März 1865 zur 
Berüdfihtigung zu überweijen. 

Achter Bericht der Petitiond-Kom- — — Wegen Schluſſes 
miſſion. — Nr. 342. sub A. — der Seffion 
Berichterftatter: Abg. Kent. nit mehr in 

Untrag: die Petition der Königli- pleno zur Be» 
hen Staatd-Regierung zur Berüd» rathung gelangt. 


fihtigung event. bei der in Ausſicht 
geftellten Gejepgebungs-Aenderung 
wiederholt zu überweilen. 
EEE Tu‘, VE EEE SE (EEE 
Diskuffion. 51.Sigung. | Florſchütz, Schubarth, Regie- Annahme des 
Antrag Florihüp: die Petition ber S. 1587 rungs-Kommiſſar Geheimerr Antrages Flor- 
Königlichen Staatd-Regierung zur bis 1592. Ober-Regierungs-Rath Wind, ſchütz und Mit« 
Berückſichtigung zu überweilen. born, Dr. Beder, Slorſchütz, theilung an bie 
Geheimer Ober » Regierungs- önigliche 
Rath Windhorn, Dr, Schlien- Staats-Regie- 
famp. rung. 
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Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
Alphabetiihe Ordnung 6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommifflons: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftänbe. Nefolutionen zc. 
| (S. Drudjachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 
| 
Gebetverrichtun: Petition des Kandidaten Tiep zu Berlin, worin beantragt wird, ben jü— 
en jüdifcher diſchen Züchtlingen zu gewähren, abyelondert ihre rituel jũdiſchen Gebete 
üchtlinge. nit nur an Sonnabenden und Fefttagen, jondern auch an ben Woden- 
tagen abhalten zu dürfen. 

Dritter Bericht der Petitions-Kommijfion — Nr. 128 sub A, — 

Berichterftatter: Abgeordneter Korid. 

Antrag: Uebergang zur Tages-Ordnung. 


— — —— — —— — — — 


Gebührenweſen. S. Gerichtskoſten. 








Gebalts-Berbefferungen. S. Beamtenbejoloungen. Staatshaushalt. 





Geheimmittel, An⸗ Petition des Verlegers der Kölniſchen Zeitung M. Dumont-Schaubetg 

fündigung derſelben. zu Coͤln, um Aufhebung des $. 36. des Seleyes vom 21. Germinal XL, 
fowie des Geſetzes vom 29. Pluviöse XIIL, betreffend das Werbot bei 
Berfaufs von Geheimmitteln und deffen öffentlihen Ankündigung. 





Gemeindeweſen. 1, Antrag ber Abgeordneten v. Behr, Wagener (Ftanzburg), v. Seeckt, 
(Siehe auch Kreis» auf Annahme des von ihnen vorgelegten Gejep-Entwurfs, betreffend die 
Drdnung.) Theilnahme der Staatädiener in Neu-Vorpommern und Rügen an ben 
Kommunallaften und dem Gemeinde-Berbande — Nr. 92 — 
Mündliche Berichterftattung der Gemeinde-Rommilfion. 
Berihterftatter: Abgeordneter Solger. Antrag der Kommilfion: 
den Gejegentwurf in der von ber Kommiſſion vorgeſchlagenen 
unveränderten Faffung anzunehmen — Nr. 132, — 
Diskulfion. 
$8. 1. und 2. 


Abftimmung. 
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' Plenar« 
— Aedner, | Erledigung, 
P 5 = in weldyen dir welche | welche 
Abãanderunge⸗ Antrage :c. Beratung | ſich an der Debatte beiheiligt | ber Gegenftanb 
ag * haben. - gefunden hat. 
een einen ei 
| | 
Abftimmung. 46.Sipung. Präfident v. Fordenbed. Uebergang zur 
©. 1433. Tages » Drl- 
nung- 
| 
Mündliche Berihterftattung der Iu- — — Wegen Schluſſes 
ſtiz Kommiſſion. der Seſſion nicht 
Berichterſtatter: Abgeordneter Krap. mehr in pleno 
Antrag: die Petition der Könige zur Berathung 
lihen Staatsregierung in dem gelangt. 


Sinne zur Erwägung zu über 
weilen, daß baldmöglihft alle 
Diejenigen Gelege, Polizeiverord- 
nungen u. ſ. w., durch welde 
das Anfündigen des Berfaufs 
von Arznei« reip. Geheimmitteln 
mit Strafe bedroht ift, aufae- 
hoben werden — Nr. 239 IL. — 








Der Gemeinde-Konmiffion überwiefen. 19. Sisung Präfident v. Fordenbed, Frei ' Annahme des Ge⸗ 
©. 489. v. Hoverbed, v. Behr, | jepentwurfs nnd 
v. Hennig, Graf v. Schwerin. | Mittheilung an 


Yupar. | das Herrenhaus; 
Mündlicher Bericht. 46. Sipung Solger. dort gleichfalls 
©. 1435 | angenommen. 
u. 1436. 
Amendement Bayer (Franzburg) zu —=G.1436 Hagen(Görlig) Wagener(Franz- 
8.1. — Nr. 145. — bis 1441. burg), Hagen (Görlig), v. Böt« | 
— Angenommen. — tier, Freiherr v. Doverbed, | 


Regierungs-Kommifjar Gebei- | 
mer Ober-Regierungsrath Rib» | 
bed, Graf v. Kanu, 
v. Bötticher, Grafv. Schwerin: | 
Pupar, Freiherr v. Hoverbed, 
v. Benda, Hagen (Börlip), 
Solger. 

— —S.1441. Präfident. 
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Borlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungss Periode vom 
Alphabetiihe Ordnung 6. Okteber 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefolutionen ze. 
(5. Drudjachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 


—— — — — —ñ — — — — —ñ —— e— — —— — 


Gemeindeweſen. 2. Antrag des Abgeordneten Freiherrn v. Franf auf baldigfte Vorlegung 
eines Gejep-Entwurfs, betreffend die Einrihtung eines Kommunal:tand- 
tages in den Hohenzollernfhen Landen — Nr. 146. — 


3. Untrag des Abgeordneten Miquel auf Zuftimmung zu dem von ibm 
vorgeihlagenn Gefep- Entwurf, betreffend die Abänderung der Verordnung 
vom 22. Auguft 1867, betreffend die provinzialftändiihe Verfaſſung im 
Gebiete des vormaligen Königreihs Hannover. — Nr. 249. — 


Interpellation der Abgeordneten Müller (Solingen), Dr. v. Bun: 
jen und Hardt, die Nictheftätigung des für eine fernere zwölfjährige 
Amtsperiode einftimmig wiedergewählten Bürgermeifterse Trip zu Seliw 
gen betreffend. — Nr. 300, — 


p 


Petition des Geometers Fehl zu Scharrenberg, Kreis Mühlbeim am 
Rhein, wegen Beeinträchtigung des Gemeinderechtes Seitens der Verwal 
tungebehörden. 
Erſter Bericht der Kommiſſion für das Gemeindeweſen. — 
Nr. 58 sub. B. — Berichterſtatter: Abgeordneter Delius. 

Antrag. Ueberweilung an die Königlihe Staats» Regierung 

zur Erwägung, ob eine Abänderung der Artifel XI und XII 

des Geſetzes über die Gemeindeverfaffung in der Nheinprovinz 
vorzunehmen ſei. 


6. Petition des Magiftrats zu Marienwerder gegen den Gingriff ber 
Staatsbehörden in die Selbftverwaltung der Kommune und in das Be 
fteuerungerecdht ibrer Bürger. 

Derfelbe Bericht. — Nr. 58 sub D. — 
Berichterftatter: Abgeordneter Wide. 
Antrag: Uebergang zur Tages-Ordnung. 
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Abanderungs: Unträge ıc. 


Plenar- 
Sipungen, 
in welchen die 
Berathung 
ftattgefunden 
hat. 


Nedner, 
welche 
ih an der Debatte betbeiligt 
haben. 


Erledigung, 
welche 
der Gegenitand 
gefunden hat. 


La —— 


Die Schlufberatbung beichloffen. 
Referent: Abgeordneter v. Wedell. 


Verlefung, Begründung und Beantwor— 
tung der Auterpellation. 


Allgemeine Beſprechung. 


Discuſſion. 
Antrag Holius: die Petition der 
Königlihen Staats » Negierung zur 
Berückſichtigung zu überweilen. 


Abftimmung. 


36. Sipung 
S. 1058 
und1l059, 


47, Sigung 


©. 1443. 


59. Sipung 
©. 1831 
bis 1834, 


— 6.1834 
bis 1842. 


18. Sigung 
S. 464 
bis 467. 


=6, 468, 


Freiherr v. Franf, Böhmer, 
Freiherr v. Frank. 


Präfident v. Forckenbeck. 


Müller (Solingen), Miniſter 
des Innern Graf zu Eulen— 
burg. 


Dr, v. Bunſen, Minifter des Ins» 
nern Graf zu Eulenburg, 
Richter (Königsberg), Mini« 
fter bed Innern Grat zu Eulen» 
burg, Laßwitz, v. Dieft, Frei- 
berr v. d. Ned, Janſſen. 


Hofins, Regierungs-Kommillar 
Geheimer Regierungs » Rath 
Moblers, Kent, v. Dieft, Ber: 
ger (Witten), Geheimer Res 
gierungs-Rath Wohlers, 
Bottler, Delius. 


Präfident v. Fordenbed. 


Bon dem Antrag⸗ 
fteller zurüdge- 
zogen, da bei 
Gelegenheit ber 
Berathung bes 
Etats der Ho— 
henzolleraſchen 
Lande ein ganz 
gleicher Antrag 
von dem Hauſe 
angenommen 
worden iſt. — 
Sri 
Beriht S.1058. 


Wegen Schluffes 
der Seſſion nicht 
mebr zur Bera⸗ 
thung gelangt. 


Bon dem Herrn 


Minifter des 
Innern beant- 
wortet. 


Annahme des 
Antrages des 
Abgeordneten 
Hofus und 
Mittheilnngan 
die Königliche 
Staatö-Regies 
rung. 


Ubergang. zur 
Zaged- Ordnung. 
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' Vorlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetiihe Drdnung | 6, Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiſſions 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Refolutionen ꝛe. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 





Gemeindeweien. 7. Bierzehn Petitionen der Magiftrate zu Frankfurt a. O., Gumbiunen, 
Bromberg, Elbing, Prenzlau, Nordhauſen, Glogau, Danzig, Eisleben ıc., 
in denen beantragt wird, den Magifträten die vollfte Freibeit in der Br 
fegung ihrer Beamtenftellen zu laffen, event. im Wege ter Gefepgebung 
die Berüdfihtigung der ————— Militair » Invaliden bei 
Bejepung von Stellen im Kommunaldienft zu regeln. 

Zweiter Bericht der Kommilfion für das Gemeindemweien. — 
Nr. BB sub. A. — 
Berichterftatter: Abgeorbneter v. Niebelihüg (Freyftadı). 
Antrag: die Petitionen der Staatd-Regierung zu überweilen 
mit der Aufforderung, zu veranlaffen, daß im Wege der Bun 
desgeleggebung die Angelegenheit wegen Belegung von Unter 
Beamtenftellen im ftäbtilen Kommunaldienfte im ganzen 
Bunbedgebiete gleihmäßig geregelt werde. 


8, Wetition des Bübners Sorge und Genoffen aus Alt-Zarrendorf, Kreis 
jes Grimm, wegen Heranziehung zu Beiträgen für Nemunerirung det 


Schulzen. 
Derſelbe Bericht. — Nr. 99. B. — Berichterſtatter: Abgeord- 
neter v. Behr. 
Antrag: Uebergang zur Tages-Orbnung. 


9. Petition von Bürgern der Altftadt Neiße, gegen die Abtrennung der 
Ältſtadt Neiße von der Stadtfommune Neiße und die erfolgte Zuſchla— 
gung der erfteren zum platten Lande, 

Derfelbe Bericht. — Nr. 99 sub C. Berichterftatter: Abgeord- 
neter Strojjer. 
Antrag: Ueberweilung an die Königliche Staats »Negierung 
zur Berückſichtigung. 


10. Petition des Magiftrats nnd der Stadtverordneten zu Tilſit, um Auf: 
bebung des Al. 5. Abſch. IX. der Inftruftion zur Ausführung der Städte 
Drbnung vom 20. Juli 1853, tie Prüfung der unbeloldeten Magiftratt: 
mitglieder betreffend. 

Derfelbe Bericht. — Nr. 99 sub D. — Berichterftatter: Abge 
ordneter Böhmer. 
Antrag: Uebergang zur Tages-Ordnung. 
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| 777 
| — Redner, Erledigung, 


* — in welchen die welche welche 
Abanderungs⸗ Antrage ıc. Berathung ſich an der Debatte betheiligt der Gegenſtand 
ſtattgefunden haben. | gefunden hat. 
hat. | 
FE REES 
Diskuſſion. 37. Sitzung Freiherr v. Niebelſchütz, Dr. Annahme des 
Antrag der Mbgeordneten Kloötz und S. 1106 Kuh, Klotz, Lent, Graf Antrages des 
Lent auf Ueberweilung der Petitionen bis 1109. v. Schwerin Pupar. Abgeordneten 
an die Königliche Staate-Regierung Klop und Lent 
jur Berückſichtigung. und Mittheis 
' lung an bie 
Königliche 
Staatd- Regie 
rung. 
Geihäftliches und Abftimmung. 37.Sipung Graf v Schwerin-Pupar, Uebergang zur 
&. 1109 Dunder. ' zur Tagesord⸗ 
u. 1110, nung. 
Abftimmung. —6&,1110, Präſident v. Kordenbed. Annahme des 
Kommilfions- 
| Antrages und 
| Mittheilungan 
die Königliche 
Staats-Regie- 
) ' , rung. 
Diskuſſion. —S. 1110. Schroeder, Negierungs -Kom-Annahme des An- 
Antrag Schroeder: die Petition, bis 1113. miſſar Regierungs-Rath v. trages Schroe- 
da durch die Circular-Verfügung vom Bötticher, Lent, Böhmer. der und Mits 
5. Mai 1863 dem Beſchluſſe des Haus theilung an 
jed der Abgeordneten vom 12. Februar die Königliche 
1868 nicht entipredhen ift, der König- Staats-⸗Regie⸗ 
lichen Staats-Regierung wiederholt rung. 


mit der Aufforderung zu überweiſen, 
die Beſtimmungen in der vom Mi— 
niſter des Innern erlaſſenen Inſtruk— 
tion zur Ausführung der Städteord⸗ 
nungen uub zwar: | 
1) sub IX. Alinea 5. der Inſtruk- 
tion vom 20. Juni 1853 zur | 
Städteorbnung für die ſechs öfte 
lihen Provinzen; 
2) sub VII. Alinea 2. der Inſtruk- 
tion vom 9. Mai 1856 zur Weft- | 
phälifhen Städteorbnung; 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiſche Drdnung 6. Ofteber 1869 bis 12, Februar 1870 gemacht worden find, Bommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Rommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Refolutionen zc. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 





Gemeindewefen. 


: 11, Petition von Koloniften zu Heinrihsdorf im Kreife Kofel, um Erbe 
| bung ihrer Kolonie zu einem bejonderen Gemeindebezirke. 
| Dritter Bericht der Kommilfion für das Gemeindewejen. — Nr. 
149 sub A. — Beridterftatter: Abgeordneter Groſchke. 
Antrag: Uebergang zur Tages-Drdnung. 


12, Petition der Stadtverorbneten zu Berlin, worin dieſelben ſich über 
den GıreularsErlaß des Minifterd des Innern vom 28. November 1868, 
in welhem das Verfahren bezüglid der Gehaltsfeftftellung, der beſondern 
Wahlbedingungen und der Beftallungen für die beioldeten Magiftratsmit- 
glieder anderweit im Bereiche der acht alten Provinzen geregelt worden 
ift, beichweren. 

Derfelbe Bericht. — Nr. 149 sub B. — Berichterftatter: Ab— 
geordneter Brüning. 
— Ein Antrag ift in der Kommilfion nicht erzielt worden. — 


13. Petition ver Gemeindevertretung der Stadt Langenihwalbadh, um 
Herbeiführung einer Abänderung des Gemeindegejepes, insbelondere des 
$. 36., bezüglid der Erhebung der Kommunalfteuern. 


14. Petition des Gemeinderaths zu Kalk, betreffend die Heranziehung der 
Kölns Mindener und Deutz-Gießener Eifenbahn-Geilichaft zur Kommunales 
Ginfommenfteuer in dortiger Gemeinde. 


15, Wetition des Magiftrats zu Berlin, um Aufhebung der den Staats- 
dienern durch das Geſetz vom 11. Juli 1822 gewährten Begünftigung bei 
Heranziehung zu den Gemeindelaften, 


und 
16. Petition des Magiftrats zu Sagen, welde ſich der Petition des 
Berliner Magiftrats anſchließt. 
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— Nedner, Erledigung, 
" — in welchen die welche welche 
Abanderungs-⸗Anträge ꝛe. Berathung ſich an der Debatte betheiligt der Gegenftand 
ee baben, gefunden hat. 
3) sub $. 10. Abjap 2. der Inftrufs 
tion vom 18. Suni 1856 zur 
Rheiniſchen Städteordnung, | 
wonad die Feftftelung der Qua» | 
Iififation eines gewählten Mas 
giftrats » Mitgliedes durch eine 
Prüfung ftattfinden kann, 
— Kran zu fegen — Nr. 110. 
Abftimmung. 51. Span Präfident v. Fordenbed. | Webergang zur 
©1 Tagesordnung. 
Discuffion. 56. —* Böhmer, Stroſſer, Dr. Vir- Annahme des 
Anträge: S. 1721 chow, Minifter des Jünern Antrages des 

Stroffer: Uebergang zur Zaged-Ord» bis 1731. Graf zu Eulenburg, v. Brau- | Abgeordneten 

nung. chitſch (Flatow), Dr. Gneiſt, Dr. Gneift, und 
— Abgelehnt. — Negierungs - Kommiffar Re- Mittheilung an 

Dr. Gueift: Ucberweilnng an die Kö— gierungsrath v. Bötticher. die Königliche 
niglihe Staats-Regierung zur Berüd- Staats - Regie 
ſichtigung. rung. 

— Angenommen. — 

Vierter Bericht der Gemeinde— — = Wegen Säluffes 
Kommilfion. — Nr. 224 sub. D. — der Selfion 
Beridhterftatter: Abgeordneter Delius. nicht mehr zur 

Antrag: leberweilung an die König- Berathung in 
lihe Staats » Regierung zur Berüd- pleno gelangt. 
fihtigung im Wege ber gejeplichen | 
Regelung. | 

Fünfter Bericht der Gemeinder — Wegen Schluſſes 
Kommiſſion. — Nr. 276 sub. B. — der Seſſion 
Beriterftatter: AbgeordnneterBöhmer. nicht mehr zur 

Antrag : Ueberweilung an die König. Berathung in 
lihe Staats » Regierung zur Er pleno gelangt. 
wägung. | 

— Bericht. — Nr. 276 sub. — — Wegen Schluſſes 

O. — Berichterſtatter: Abgeordneter der Seſſion 

Schubarth. nicht mehr zur 

— Ein Majoritätsbeſchluß iſt nicht er— Berathung in 


zielt worden. — pleno gelangt. 


48 





Alphabetiihe Ordnung 
ber 


Gegenftände. 


Borlagen, welhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Mefolutionen :c. 

(S. Drudfahen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Gemeindeweien. 


17, Petition des Gemeindes-Borftebers Fuchs und 11 Gemeindeverordneten 


von Monzingen, Kreis Kreugnad, um Entfernung des Bürgermeifters Bed 
dafelbft aus feinem Amte. 


18, Petitionen der Magiftrate und Stadtverorbneten der Staͤdie Merieburg, 
Halle, Naumburg und Köfen, die Heranziebung der Thüringer Eijenbahn- 
gejelihaft zu den Kommunalabgaben betreffend. 


Gemeinbeitstbeilungs » Drdnung. S. Agrariihe Angelegenheiten sub. 2. 


Gerichtsfoften. 





1. Gefet: Entwurf über einige Ergänzungen und Nenderungen des Ge: 
jeges vom 12. Mai 1851, betreffend den Anſatz und die Erhebung ber 
Gebühren der Recdts-Anmwalte für die Bezirke der Apellationsgerichte in 
Caſſel, Kiel und Wiesbaden. — Nr. 22, — 

Bericht der verftärkten Juſtiz-Commiſſion vom 15. December 1869, 
mit dem Antrage: 
den Gejeg-Entwurf in der von der Kommilfion geänderten Fal- 
lung anzunehmen. 
Berichterftatter: Abg. Een 
2 


— — 


Special» Discuffion. 
u: 
88. 2. bis 4. 


$ 5. 
Reifefoften- Vergütung. 


$. 6. der Kommiſſions-Vorſchlage. 
Reifen zu auswärtigen Gerichten. 


$ 6 der Regierungsd- Borlage. 
Höhe der in Prozeſſen für einen Termin in einer einzelnen Sade in 
Rechnung zu ftellenden Reifekoften und Diäten. 
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Pleuar⸗ 
Sizßtzungen, Medner, 
in welchen Die welche 
F - Berathun 
Abänderungs: Anträge zc. Peer de fih an der Debatte betheiligt 
Ä bat. baben. 





Erledigung, 
welche 

der Gegenftand 

gefunden bat. 





Derfelbe Bericht. — Nr. 276 _ — 
sub. D. — Berichterſtatier: Abgeord— 

— Graf Winßingerode. 

Antrag: Ueberweiſung an die Königs 

liche Staats-Negierung zur Erwägung, 

ob in der Petition Thatſachen ange— 

führt find, welde eine neue Disci- 

yenonlinterinung rechtfertigen. 


Sechöter Bericht der Gemeinde: = | — 
Kommiſſion. — Nr. 316. — Be 
richterſtatter: Abgeordneter Solger. 
Antrag: Ueberweiſung an die König⸗ | 
lihe Staats » Regierung zur Berüd- 


ſichtigung. | | 





| 
| 
| 


Wegen Schluffes 


der Gelfien 
nicht mehr in 
pleno zur Be: 
rathunggelangt. 


Wegen Schluffes 
der Seifion 
nit mehr in 
pleno zur Be» 
rathung gelangt. 








| 


Borgelegt und der um 7 Mitglieder | 4. Sigung. | Juftizminifteer Dr. Leonhardt, 
S. 30 | 


verftärften Zuftiz» Kommilfion über S. 30. Prälident v. Kordenbed. 
wielen. | ®. a | 
en 
General» Discuffion. 61. Sipung. Warburg, Reg. Kom. Geh. Zu- 


©. 1896 ſtizrath Freiherr v. Glaubig, 
bis 1902. Lent, Havenftein. 


' ©. 1906. 
—=6&.1902.| 


| 
| 
Amendement: Uloth. — Nr. 288. | —= 6.1902. Uloth, Geh. Juſtizrath Freiherr 
l. — bis 1906. v. Glaubitz Dr. Ebner, 
— Abgelehnt. — | ' Hellwig, Dr. Bähr, Aloth, 
| | 2ent, Geb. Juftizrath Freiherr 
' ».Blaubig, Windthorft (Mep⸗ 
| pen), Mohr, Havenftein. 


| 


2 = 6.1905.) Uloth. 


Präfident v. Fordenbed. 





Amendement Uloth: den von ber Kom- | —S. 1906. Havenftein. 
miffion abgelehnten $. 6. ber Res | 
gierungs-Borlage  beiyubchahten. — St. | 
Ber. ©. 19 | 





— Burddgegogen. — | 








Annahme des 
Geſetz⸗ Ent» 
wurfs und Mit» 
theilung an 
das Herren» 
baus; dort eben« 
falls ange- 
nommen. 
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u | | Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
Alphabetiihe Dronung 6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 





der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefolutionen ꝛe. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 
Gerichtsfoften. 88. 8. u. 9. der Kommiſſions-Vorſchläge. 
Beſtimmungen darüber, bei welden Gerichten die Nechtsanwalte vertreten 
dürfen. 


$$. 10. bis 12., Einleitung und Ueberſchrift des Gejepes. 


AL auf dieſen Gejeg-Entwurf bezügliche Petitionen. 


2. Gefeß:Entwurf, betreffend einige Abänderungen und Ergänzungen 
der Gelege über den Anjap und die Erhebung der Gerichtäfoften und über 
die Gebühren der Nechtsanwalte im Bezirk des Appellationsgerichts im Kiel; 


3. Geſetz Entwurf, betreffend einige Abänderungen und Ergänzungen ber 
Geſetze über den Anlap und die Erhebung der Gerichtskoſten im Bezirke 
des Appellationsgerichts zu Wiesbaden; 


und 


4, Gefeß:Entwurf, beireffend einige Abänderungen und Ergänzungen der 
Gelege über den Anſatz und die Erhebung der Gerichtsfoften in dem De 
zirke des Appellationsgerichts zu Caſſel — Nr. 248 A. B. C. — 





Gerichtöverfabren. Petition des Kreisgerichtsratbd a. D. Buchholz zu Heiligenbeil, um Fürs 


(S. aud Rheinſchiff⸗ forge für eine unparteiiihe Rechtspflege. 
fabrtegerichte.) Ä Mündliche Berihterftattung der Zuftiz-Rommilfion. Berichterftatter: 


| Abgeoroneter v. — 
| Antrag: Uebergang zur Zages-DOrdnung. — Nr. 89 II. — 
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Plenar⸗ 


Sipungen, Medner, Erledigung, 
‚ R - in welchen Die welche welche 
Ubänderungs: Hinträge ıc. Berathung ſith am der Debatte betheiligt der Gegenftand 
— haben. gefunden hat. 
Amendement Uhoth. — Nr. 288 .IL— 61. Sitzung. Uloth, Geh. Juſtizrath Frei— 
— Abgelehnt. — S. 1907. herr von Glaubig, Havenftein. 
| bis 1909. | 


Amendement Warburg: In dem Titel | —S.1909. Präfitent v. Fordenbed. 
jowie in der Einleitung des Gejeges 
das Wort „Kiel“ zu ftreihen. — Nr. | 
292 — 


— Abgelehnt. — | 


Derfelbe Beriht — Nr. 223. —S.1909. Präfident. Durch die Ber 
S. 16. — ſchlußfaſſung 
über den Geſetz⸗ 
Entwurf für 
| erledigt erachtet. 
Borgelegt und ſammilich der verſtärkten 45. Sitzung. Juſtizminifter Dr, Leonhardt, Der Geſetz⸗ Ent⸗ 
Juſtiz ⸗Kommiſſion ũberwieſen. S. 1408 BicesPräfident v. Koͤller, Dr. wurf sub 2. 
und 1409. Baͤhr. wegen Schlufjes 


der Seſſion 
nit zur Be 
rathuug gelangt. 


Bericht der verſtärkten Juſtiz-Kom— 67. Sipung. Dr. Braun, Regierungs-Kom- Annahme des 
mijfion über den Sejeg- Entwurf sub3. S. 2096 miffar Geheimer Juſtizrath Gele Entwurfs 





mit dem Antrage: und 2097. Frhr. v. Glaubig, Dr. Braun. sub 3. ohne 
den Gejeg- Entwurf mit den von vorherige Spe⸗ 
der Kommilffon vorgejhlagenen zial-Diskuffion 
Aenderungen anzunehmen. und Mittheis 
Berichterftatter: Abgeordn. Dr. Braun. lung an Das 

— Nr. 336. — Herrenhaus; 
dort gleichfalls 

angenommen. 

Bericht derjeiben Kommiſſion über den 67. Sipung. Gleim. Annahme bes 
Beleg» Entwurf sub 4. mit dem An- ©. 2097. Gejep- Entwurfs 

trage: sub 4. - 
den Gefep- Entwurf in der von vorherige Spe- 

der Kommiſſion beſchloſſenen zial⸗Diskuſſion 
Faſſung anzunehmen. und Mitthei— 
Berichterſtatter: Abgeordneter Gleim lung an das 

— Nr. 337, — Herrenhaus; 
dort gleichfalls 

angenommen. 

Mündlicher Bericht. 37.Sipung. v. Seydewitz. Uebergang zur 
S. 1104. Tages-Ordnung. 


Abftimmung. = &.1104. Präfident v. Fordenbed. 





Alphabetiihe Ordnung 


ber 


Begenftände. 


Geſchäfts-Ord⸗ 
nung. 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiſſions⸗ 


Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommilfionen und Referenten, 
- Nefolutionen :c. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 





1. Untrag der Abgeordneten Lasker und Tweſten: 


ftatt der bisherigen die von ihnen vorgeihlagene Gejhäfts-Drdnung 
anzunehmen. — Nr. 5, — 
Bericht ver Geihäfts-Drdnungd-Kommilfion vom 2. Februar 1870, 
mit dem Antrage: 
den Entwurf mit den von der Kommilfion beichloffenen Abände— 
rungen anzunehmen. — Nr. 317, — 
Berichterftatter: Abgeordneter Freiherr v. Elmendorff. 


2. Untrag des Abgeordneten Grafen v. Shwerin-Pupar: 


zu dem $. 30 der Gejhäfteordnung des Haufes einen Zuſatz zu 
beſchliehen, wonach in jeder Wode an einem ein für alle Mal 
vorberbeftimmten Tage im Plenum Petitionen und Anträge zur 
Pırbandlung fommen. — Nr. 29. — 
Schlußberatbung. Antrag der Referenten Abg. v. Putts 
famer und $reiberr v. Elmendorff: 
den vorbezeichneten Antrag anzunehmen. — Nr. 34, — 


3. Antrag des Abgeordneten v. Dieft: 


Dem $. 4. der beftehenden, reip. dem $. 4. Alinea 1. der neuen Geichäftt- 
Ordnung folgenden Zuſatz binzuzufügen: 
„Der Bericht über alle Wahlen, bei denen auf Beanftandung oder Un« 
ültigfeits-Erflärung Seitens der Abtheilung angetragen wird, ift 
Pöriftlic zu erftatten.” — Nr. 283, — 
Mündliche Berichterftattung der Kommilfion. Neferent: Abg. Frei— 
berr v. Edarditein. 
Antrag der Kommillion: 
den Antrag des Abg. v. Dieft anzunehmen. — Nr. 303.1. — 





Gefundbeitöpflege. Oeffentliche. S. Ausmwurfftoffe. 





Gewerbe:Angelegenbeiten. S. Schornfteinfegergewerbe. 





Gewerbefteuer. S. Steuergeſetzgebung sub 8. 11. Staatshaushalt sub 8.35. Verſicherungsweſen sub 2. 


Großjährigkeit, 


das Alter derſelben. 





Geſetzentwurf über das Alter der Großjährigkeit. — Nr. 20, — 


General-Diskuffion. 
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Abänderungs⸗Anträge ꝛe. 


— Nedner, 


Sitzungen, | Erledigung, 
in welchen dic welche | welche 

Berathung | ſich an der Debatte betheiligt der Gegenſtand 
u To haben. | gefunden Bat. 





Eingebradt. 


Uebermeilung an die Geihäfts-Orbnungs- 
Kommilfion. 


Die Schlußberathung beichloffen. 
Miündlicher Bericht. 


Abftimmung. 


Ueberweiſung an die Gejhäfts-Drbnungd» 
Kommilfion. 


Mündlicher Bericht. 


Abftimmung. 





| 


| 3. Sigung | Präfident v. Fordenbed, Lasfer,  WegenSchluffes 


©. 24. Heile. der Seſſion nicht 
mehr in pleno 
4. Sipung Präſident v. Forckenbeck, v. — zur Berathung 
S. 58 u. nig, Dr. Koſch, v. Kardorff. gelangt. 
59. | 





5. ze Präfident ı v. . Fordenbed, Graf Annahme des An- 
5. v. Schwerin Pupar, v. Den» trages bes Ab» 

zin, eorbneten Öras 

im v. Schwerin. 


9. Sitzung v. Puttfamer, Freiherr v. Elmen⸗ | Pupar. 


S.192u. dorff. 
193, | 


—=6.193. Präſident v. Kordenbed. 





54. Sipung Präfident v. Fordenbe. | Annahme des An- 
S. 1669. ci es bes Abg. 
ieſt. 


68. Sitzung Freiherr v. Edarbftein. 
&. 2120 

u. 2121. 

— S. 2121. Präfident. v. Fordenbed. 














Vorgelegt und die Vorberathung im 
ganzen Haufe bejloffen. 


Antrag vd. Brauchitſch (Elbing): 
den Gejegentwurf mit den dazu ges 


ftelien Amendements zur Vorberas | 


tbung an die Juftiz-Kommilfion zu 
verweilen. 
— Abgelehnt. — 


. Sipung ' Quftiguinifter Dr. Leonhardt, , Aunahme dei Ge» 
©. 31. Präfident v. Fordenbed. ſetzentwurfs und 
Mittheilung an 
8. Sipung | Windthorſt (Lüdinghaufen ), das Herrenhaus. 
S. 147 Leſſe, Dr. Golberg, v. Braus 
bis 160. chitſch (Elbing), Regierungds 
' Kommifjar Geheimer Juftiz« 
a Dr. Förfter, Gottſchewski, 
uftizminifter Dr. Leonhardt, | 
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| Borlagen, welhe dem Haufe der Abgeordneten in ber Sigungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung 6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge ter Abtheilungen, Kommiſſionen und Rrferenten, 
Gegenftänbe. | Hefvlutionen :c. 


| (S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 
Großjährigkeit. 


Spezial-Diskuffion. 
. 1, 
Beginn des Alters der Großjährigfeit. 


Antrag Windthorſt (Lüdinghaufen), dem $. 1. den nachfolgenden 
$. 2. folgen zu laffen: 

„Die Großjährigkeits-Erflärung darf in denjenigen Gebieten, in 
denen fie gefeplih zugelaffen ift, unter den Bedinyungen und mit ben 
Wirkungen der beftehenden Gelege dann erfolgen, wenn der Pflegebe 
foblene ohne Unterſchied des Geſchlechts das 18. Lebensjahr zurüds 
gelegt hat.” — Stenographifhe Berihte S. 162. — Abgelehnt. — 


$. 2. 
Termin, an welchem das Geſetz in Kraft treten fol. 


Zufammenftellung der Belhlüffe der Vorberathung. — Nr. 38, — 


Derſelbe Gefetentwurf mit der Abänderung der Worte im $. 2. 
„il. April 1870* in die „1. Juli 1870* vom Herrenhaufe zurüd. 


Antrag des Neferenten Abgeordneten Lent: den Gejepentwurf in 
der vom —— beſchloſſenen Fafſung unverändert anzunehmen. 
— Nr. 112 Il. — 








Grundbuchordnung. S. Hypothelenweien sub. 2. 





— 


Grundeigenthum. S. Expropriationen und Hypothekenweſen. 





Grundſteuer. S. Steuergeſetzgebung sub. 1. u. 5. 
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Plenar⸗ 
| Sipungen, MHedner, 
* * in welchen die welche 
Abanderungo⸗ Antraͤge ꝛe | Beruibung ſich an der Debatte betheiligt 
ftattgefunden haben 
bat. | i 


pre ng ng 


Erledigung, 
welche 

der Gegenitanb 

gefunden bat. 





| 
Windthorſt (Meppen), Zuftige | 


| minifter Dr. &eonhardt, Dr. 


| '  Gneift. 
Amendements: 8. Sipung Wachler, Havenftein, Geheimer 
Dr. re — Stenographiſche S. 160 ZJuſtizrath Dr. Förſter, Dr. 
Berichte S. 160. bis 162. | Bähr. 
— — ZSnographiſce 
Berichte S. 160. 
— ein — 


er — 6.162. Windthorft (Lüdinghaufen), 


Zuftizminifter Dr. Leonhardt. 


Bahlmann, Dr. Gneift, Ge 
heimer Juſtizrath Dr. Förfter, 
Amendement Bahlmann: „dieles Ger  — ©. 162 | Leſſe. 
ſetz tritt am 1. Juli 1870" in Kraft.“ bis 165. 
— Ar. 36. 
— Abgelehnt. — 


Abſtimmung. —10. wir | | Präfibent v. Gordenbed. 
Die Schlußberathung beſchloſſen. 


Mündlicher Bericht. 2 


— — — — — 


\ 
N 


Unveränderte Ans 
nahme des Gejep- 
entwurfs in ber 
vom Herrenhaufe 
beſchloſſenen Faſ⸗ 
ſung und Mitthei⸗ 
lung an die ſtonig⸗ 
liche Staatsregie⸗ 
rung und das Her⸗ 
renhaus. 
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' Vorlagen, weldye dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Abpabetiihe Ordnung | 6. DOftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiſſions— 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen zc. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu dem ftenographifchen Berichten.) 





Sandelögefetbuch. Gefet-Entwurf, betreffend die Einführungsbeftimmungen zum Allgemeinen 
Deutſchen Handelsgefegbuh für das Jadegebiet und die Einführung ver: 
ſchiedener jeerechtliber Vorſchriften in daſſelbe. — Nr. 246. — 

chlußberathung. Antrag des Berichterſtatters Abgeordneten 
Korſch: 
dem vorbezeichneten Geſetzentwurfe ſeine Zuſtimmung zu ertheilen 
mit der Abänderung, daß 
1) in der Cingangsformel hinter dem Worte: „verordnen‘ 
hinzugefügt — „für den Umfang des Jadegebiets“ — 
2) im $. 1. Nr. I, Zeile 4 das Wort „dies in das Wort 
dieſes“ verändert werde — 
3) im $. 1., vorlegte Zeile, der Paljus: „am 1. Januar 1870* 
geftrihen werde — 
4) im $. 5., letzte Zeile, ftatt: „1. April 1870” gefept werde: 
„l. Suni 1870. 
| — Nr, 286. — 
| 

a ——— 

Sandels⸗Kammern. Geſetz-Entwurf über die Handelskammern. — Nr. 16. 

Bericht der Kommiſſion für Handel und Gewerbe vu vom 25. Ofto: 
ber 1869 mit dem Antrage: 
| ben Gejep-Entwurf mit den beantragten Nenderungen der 88. 4. 


11 und 37 anzunehmen. 
Berichterftatter: Abgeordneter Jacobi (Liegnig). — Nr. AG, — 


I 


— —— 


Beſtimmung und Errichtung der — 


Wahlberechtigung. 


8.7. 
Bedingungen, welchen die Wählbarkeit zum Mitgliede der Handelskammer 
unterliegen fol. 
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AHbäanderungs: Anträge ꝛe. 


Plenar⸗ 
Sitzungen, Nedner, 
‚in weldyen die welche 
Berathung ſich an der Debatte betheiligt 
itattgefunden ui h z. J e betheilig 
hat. 


Erledigung, 
welche 
der Gegenftand 
gefunden bat. 





Vorgelegt und die Schlußberaibung bes 


ihlofjen. 


Mündlicher Bericht. 


General-Discuffion. 


Spezial» Diecuffion und Abflimmung 


über das ganze Geſetz. 


45. Sitzung 


Juftizminifter Dr. Leonhardt, 


©. 1408. BicPräfident v. Köller. 
61. Sipung Korſch. 
©. 1916 
und 1917. 
—=6&.1917. Regierungs - Kommifjar Kam» 
mergerichtsrath Hertz. 
—=&.1918, 


Korſch, Präfident v. Fordenbed, 
Korid. 


Annahme des 
Gefep - Ente 
wurfs nad dem 
Antrage bes 
Berichterſtatters 
und Mitthei— 
lung an das 
Herrenhaus; 

dort gleichfalls 
angenommen. 





Vorgelegt 


Einleitung. 


General-⸗Diecuſſion. 


und der Kommilfion 
Handel und Gewerbe übermielen. 


für 


Amendement Berger (Witten). — Nr. 


187. I. — 


— BZurüdgezogen. — 


Amendement Berger (Witten). — Nr. 


187. TI. — 
— Abgelehnt. — 


Amendementd? Berger 
Nr. 187. I. — und 
a 
1462. — 

— Abgelehnt. — 


(Witten) 


— 


— Stenographiſche Berichte S. 


3. Sitzung | Dandelsminifter Graf v. Ihen⸗ 
S. 20. plig, Präfident v. Fordenbed. 


47. Ara Jacobi (Kiegnip). 
©. 1445 
und 1446. 


=6&, vn Richter (Königsberg), Handels— 
bis 1455. miniſter Graf v. Itzenplitz, 


Coupienne, Laßwitz, Dr. Becker. 


—S. 1455 | Berger (Witten), Regierungs- 
bis 1457, SKommiffar Gebeimer Regie 
rungs » Ratb Sebend, Dr. 
Websly, Berger (Witten), 
Richter (Königsberg), Jacobi 


(Liegnip). 


Berger (Witten), Geheimer 
Regierung » Rath Jebens, 
WLeſſe, Jacobi (Liegnip). 


bis 1460 





—S. 1460 Berger (Witten), Geheimer 
bis 1464. Regierungs-Rath Jebens, 
Coupienne, v. Sybel, Han 


delsminifter Graf v. Ipenplig, 
Gornely, Dr. Ebner, Jung, 
Geheimer Regierungs - Rath 


niß). 


Jebens, Leſſe, Jacobi (Lieg- 


Annabme des 
Geſetz⸗ Entwurfs 
und Mittbei 
lung an bas 
Herrenhaus; 
dort ebenfalls 
angenommen. 
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' Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Apbabetiihe Ordnung 6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiſſions- 
der Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. | Nefolutionen :c. 
| (S. Drudfacden und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 
I 


SHandelöfammern. 





5.8. 

Mehrere Geſellſchafter oder Vorftandsmitglieder einer oder derſelben Ge» 
ſellſchaft dürfen nicht gleichzeitig Mitglieder derfelben Handels: 
fammer jein. 


$. 21. 
Unentaeltlihe Verwaltung ded Amtes. 


$. 31. 
Begrängung des Geſchaͤftskreiſes der Handelsfammern. 


8. 34. 
Börſen und andere für den Handeläverfebr beſtehende öffentliche Anftalten 
fünnen unter die Aufficht der Dandeläfammern geftellt werben. 


8. 36. 
Benennung der Städte, auf welde dies Geſetz feine Anwendung findet. 


Abftimmung über das ganze Geſetz. 


Mefolution: Richter (Königsberg): 
Die Staatsregierung aufzufordern, die Aufhebung des Inſtituts 
ber Handelefammern im gejeplihen Wege herbeizuführen — 
Nr. 187. J. — 


33 Wetitionen, den vorbezeichneten Geſetzentwurf, ſowie die Errich— 
tung von Gewerbefammern betreffend. 





Herborn. Prediger-Seminar dajelbft. Siehe Prediger-Seminar. 





Sppotbefenwejen. 1, Gefeß: Entwurf über den Eigenthumserwerb und die dingliche Bes 


(Siehe auch Staute- laftung der Grundpüde, Bergwerke und jelbftftäntigen Gerechtigkeiten — 
bausbalt 8, 16.) Nr. 23, — 
Bericht der X. Kommilfion vom 15. Dezember 1869, mit dem 
Antrage: 


den Geſetz; Entwurf in der Faſſung, welde er durch die Be- 
ſchlüſſe der Kommiſſion erbalten, anzunebmen. 
Berichterſtatter: Abgeerdneter v. Puttkamer — Nr. 212, — 
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Abänderungs-Anträge zc. 





Amendement Berger (Witten) — Nr, 
187. II. — 
— Abgelehnt. — 


Amendement Florſchütz — Stenogra— 
phiſche Berichte S. 1469. — 
— Zurückgezogen. — 


Plenar⸗ 


Sitzungen, Nedner, Erledigung, 
in welchen Die welche welche 
Berathung ſich an der Debatte betheiligt der Gegenftand 
— haben. gefunden bat, 
” | 





47. Sitzung 
S. 1464 
bis 1466. 


Gornely, Handeldminifter Graf 
v. Ißenplitz, Gornely, Cou— 
pienne, Stroffer, v. Sybel, 
Geheimer Regierungs » Ratb 
Jebens, Dr. Beder, Jung. | 


—=&.1466 Dr. Elliffen, Jung, Berger 


bis 1468, (Witten), Dverweg, Geheimer 
Regierungs = Natb Sebens, 
| Berger (Witten), Jacobi | 
| (Liegnip). | 
| | 
'=6.1468. Dr. Ebner. | 


— 8.1468 Florſchütz, v. Sybel, Geheime 


und 1469, Regierungsrath Jebens. 


= 6,1469 ' Warburg. 


und 1470. 


—= 6.1470. Präfivent v. Forckenbeck. 

Annahme der Re⸗ 
jolution und 
Mittheilung an 
die Königliche 
Staatö » Regie⸗ 


=&.1470., Der Präfident. 


rung. 
= 5.1470. , Jacobi (Liegnip). Uebergang zur 
Tagesordnung. 








Vorgelegt, und einer zu mwäblenden be- 
fenderen (X.) Kommilfion überwiejen. 


General-Disfuffion. 


Perfönlide Bemerkungen. 





Zuftizminifter Dr. Leonhardt, 
Präfident v. Fordenbed. 


Annahme des Ge: 
ſetzentwurfs und 
Mittdeilung an 


4. Sigung 
S. 32 und 
33. 


das Herrenhaus; 
54. Sitzung Dr. Bähr, v. Behr, Gott- Dort unerledigt 
S. 1659 ſchewoki, Juſtiz-Miniſter Dr. geblieben. 


bis 1685. Leonhardt, Dr. v. Rönne, 

Stroffer, Juſtiz-Miniſter Dr. 

Leonhardt, v. Beughem, Haad, 

Dr. Golberg. 

= 8.1685. Stroffer, IuftizminifterDr.teons 
hardt, v. Beughem. 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Nphabetiihe Ordnung | 6, Dfteber 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht werden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge Ter Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftinde. Refjolutionen :c. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 








Sppotbefenweien. | 








Spezial-Disfuffion. 
SS. 1. und 2. 
Erwerb des Eigenthums und Eintragung des Erwerbers als Eigenthümer. 


88. 3., 4. und 5. 


Antrag Laster: Hinter $. 5. folgenden neuen Paragraphen ein- 
zuſchieben: 
$. Der Eingetragene iſt Kraft der Eintragung befugt, alle 
Rechte des Eigenthümers auszuüben. — Nr. 2811. — 
— Angenommen, — 


8. 6. 


. 7. 
Die von dritten Perjonen gegen Erwerb und im redlihen Glauben an die 
Richtigkeit des Grundbuchs erworbenen Rechte bleiben bei Anfechtung 
und Loͤſchung ded Rechts des eingetragenen Eigenthümers in Kraft. 


8. 8. 
Eintragung des Eigenthümers auf Grund einer Auflaffung. 


$. 9. 
Beſchränkungen des eingetragenen Eigenthümers in der Verfügung über 
das Grundftüd. 


$$. 10. und 11. 
Ben der Begründung dingliher Rechte an Grundftüden. 
| g. 12, 


g. 12, 
Eintragung einer Hypothek. 





Abänderungs: Anträge ıc. 


u ra Eee: RER —— — 
55. Sipung  Reichensperger, Lasker, Regie- 
©. 


Fortſetzung der General-Diskuffion. 


Amendements: 
v. Gerlach. — Nr. 280. I. — 
Graf vom Hagen. — Eteno- 
graphiſcher Beriht S. 1708. — 
— Abgelehnt. — 


Amendements: 
Lasker — Nr. 281. 2. — 
Dr. Bähr — Nr. 282. III. — 
— Erfteres abgelehnt, lepteres 


angenommen. — 
Amendements Laſsker — Nr. 
281. 3. 
— Abgelehnt. — 
Amendement Lasker — Nr. 
281. 4. — 
— Angenommen. — 


Amendement: Lasker. — Nr. 293. — 
— Angenemmen. — 


Amendement: Lasker. — Nr. 281.5. 
— Angenommen. — 


—=58,.171l., Lasker, Geheimer Juſtizrath Dr. 
57.Sipung( Foerſter, Gottſchewski, v. Putt- 
S. 1749|  famer. 
bis 1751. 
'=6.1751. Präſident v. Forckenbeck. 
—S. 1751 &asfer, Dr. Bähr, Geheimer 
bis 1754. Juſtizrath Dr. Foerſter, Haack, 
Lasker, Haack, v. Puttkamer. 
—S. 1754 v. Puttkamer, Ladker, Geheimer 
bis 1758. Juſtizrath Dr. Foerſter, Leſſe, 
Simon v. Zaſtrow, Lasker. 
—S. 1758 v. Puttkamer, Laster, Geheimer 
bis 1761. Juſtizrath Dr. Foerſter, Haack, 
Dr. Baehr, Dr. Gneiſt, Wachler, 
Juſtizminiſter Dr. Leonhardt, 
Lasker. 
— &.1761 v. Puttkamer, Lasker, Gehei— 
und S. 1773 mer Juſtizrath Dr. Foerſter. 
und 1774. 
—=6&.1762, Präſident v. Forckenbeck. 
— &.1762 Lasker, Geheimer Juſtizrath 
und 1763. Dr. Foerſter, Gottſcheweki, 
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Dlenars 


Sitzungen, Nedner, 
in welchen die welche 
Berathung ſich an der Debatte betheiligt 
ſtatigefunden haben. 
hat. 


1688 
bis 1705. 


rungs » Kommifjar Geheimer 
Er Dr. Foerſter, Over⸗ 
weg, Ju tizminiſter Dr. Leon⸗ 
| hardt, v. Schöning. 
— &.1705 v. Brauchitſch (Flatow), Juftiz- 
bis 1710. 
Gneift, v. Puttfamer. 


| 
— 6.1710 | Präfident v. Forckenbeck. 
und 1711. 


v. Puttkamer. 


| 
| 


Minifter Dr. Leonhardt, Dr. 


@rledigung, 
welche 
der Gegenftand 
gefunden hat. 
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Borlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Aphabetiihe Ordnung 6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiſſions— 
ber ' Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 





Gegenftände. | Nefolutionen :c. 
| (S. Drudfahen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 
Hypothekenweſen. $. 14. 


Beftelung von Hypotheken auf Antheile. 


| $$. 15. bis 17, 
$. 18. 

Kautions-Hypothelen. 
$. 19. 


$. 20. 
Der Vorbehalt des Eigenthums für den Beräußerer fann nur als Hypo» 
thef für eine beftimmte Geldfumme eingetragen werden. 


$$. 21. und 22. 
Eintragung der Hppothef auf den Name.ı des Eigenthümers. 


8. 23. 
Gegenftände, welde dem Öppotbefengläubiger für das eingetragene Kar 
pital, füc die Zinfen und Koften der Eintragung, der Kündigung, der 
Klage und Beitreibung haften. 


$$. 24. bis 27. 


$$. 28. bis 30. 
Rangerdnung der Hypotheken. 
$. 31, 
$. 32, 
Beſchränfungen des eingetragenen Gläubigers in der Verfügung über die 
Hypothek erhalten nur dur Eintragung Rechtswirkung gegen Dritte. 
$. 33. 


$. 34. 
Anftrengung der perlönliden und der Hypothenklage. 


Abänderungs: Anträge zc. 


—— Bähr. — Nr. 282. 
.1 


— Abgelehnt. — 


Amendement: Lasker. — Nr. 281. 
6. — 
— Angenommen. — 


Amendements: 

v. Gerlach. — Nr. 280. I. 6. — 

Lasker. — Nr. 281. 7. — 

— Erfteres abgelehnt; lepteres ange 
nommen. — 


Amendement: Haad. — Stenogras 
phiſche Berihte S. 1776. — 
— Abgelehnt. — 


Amendement: Lasker. — Nr. 281.9, 


— Angenonmen. — 
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Plenar- 
Sipungen, 
in welchen Die 
Beratbung 
itattgefunden 
bat. 


= &.1763. 


Medner, 
welche 
fih an der Debatte betbeiligt 
haben. 


i I) 
57. Sigung Goltſchewski, Geheimer Juftiz- 


rath Dr. Soerfter, v. Putt- 
kamer. 


‚—=6&,1763., Präſident v. Forckenbeck. 


- &.1763 Dr. Bähr, Geheimer Juſtiz- 


bis 1766. 


rath Dr. Foerſter, Dr. Bähr, 
Lampugnani, v. Puttlamer. 


—S.1766. Präſident v. Forckenbeck. 
— S.1766 Dr. Bähr. 


und 1767. 


— &.1767 Lasker, 


bis 1769. 


— &,1769 
bis 1773. 


— &,1773. | 


I 
| 
| 
| 
| 
| 


Dr. Foerſter, Lasker, Dr. 
Baͤhr, Lasker, Yampugnani. 


v. Gerlach, Lasker, Simon 
v. Zaſtrow, v. Behr, Dr. 
Mebsfy, Graf v. Bethuſy— 
Huc, v. Gerlach, Geheimer 
Juſtizrath Dr. Foerſter, Las— 
ker, Freiherr v. Hoverbeck, 
Graf v. Bethuly- Huc, Frei— 
berr v. Hoverbed, v. Putt⸗ 
famer. 


Geheimer Juſtizrath Dr. Foer⸗ | 
ſter. 


*S.1774. Haack, Geheimer Juſtizrath 


Dr. Foerſter, Dr. 


v. Puttkamer. 


Bähr, 


—=6&.1776. | Präfident v. Fordenbed. 
6.1776 Lasfer, Geheimer Juſtizrath 


u. 1777. 


Dr #örfter, v. Puttkamer. 


—=&,1777. | Präfident v. Forckenbeck. 


—S.1777 Lasker, Juſtizminiſter Dr. Leon- 


u. 1778. 


hardt, v. Puttkamer. 


Geheimer Juſtizrath | 





Erledigung, 
welche 
ber Gegenftand 
gefunden bat. 
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Borlagen, weldhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
Aphabetiihe Ordnung 6, Dfteber 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen ze. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu ben ſtenographiſchen Berichten.) 


Hypothekenweſen. 88. 35 bis 39. 
Hypothekariſche Klage. 


$$. 40 bis 44. 


| $. 45. 
| Gigenthümer als Mitbieter in der Subhaftation. 


$. 46. 


$. 47. 
Subbaftationsverfahren. 


$$. 48 bis 51. 
$. 52. 
Geftattung der Blanfo-Geifion von Hypotbefen. 


$$. 53 bis 67. 


g. 68, 
Haftbarkeit der Beamten des Grundbuhamts. 


65 








Plenar— | 
Sipungen, Medner 
in welchen Die welche e | — 
ä ı Beratbun | 
IESUUHITRERESRAIERBE 36, ten fih an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
bat. haben. ı gefunden hat. 
| | 
i 1} 
Amendementet: ı 97. ginn Dr. Bähr, Laster, Geheimer 
Dr. Bähr. — Nr. 282. — 778 Juſtizrath Dr. Förfter, v. 
kasker. — Wr. 281. 10. — J * Puttkamer, Dr. Bähr, Ge 
— Abgelehnt. — heimer Juſtizrath Dr. Förſter, 
Lasker, Winter, Dr. Bähr, 
Lasker, — Dr. 
Leonhardt, Las 
| | 
Perjönlihe Bemerkungen. ' —=6.,1781. Dr. Bähr, Laster. | 


Amendement: Lasler. — Nr. 281.11. 
— Abgelehnt. — 


Amendements: 
Simon ». Zaftrow — N. 
IL, 6. 


Sreibere v. Edardftein — Nr. 296. I. 
Leſſe — Stenographiider Beriht ©. 
1791. 
ent — - Stenographifcher Bericht ©. 
1795. — | 
— Erſteres abgelehnt; leptere zus | 
rüdgezogen. — | 


280. 





Amendement: Later. — Nr. 251. 12. 
— Abgelehut. — 





Amendement: Thomſen. — Nr. 282, 
u 


— Ungenommen. — | 


| 


= 6.1786 


58. Sitzung | Präfident v. Fordenbed. 
©. 1784, 
= 6.1784 | Lasker, Geheimer Juſtizrath 


bis 1786. Dr. Förſter, Lampugnani, Las— 
fer, Wachler, Lasker, v. Beug⸗ 


| bem, Simon v. Zaftrom, La t- 
fer, v. Beugbem, v. Puits 


| famer. 


—5.1786. Präfident v. Forlenbed. 

v. Puttlamer, Simon v. Zads 
trow, Miquel, Geheimer Fuftize | 
rath Dr. Körfter, Simon v. 

Zaftrow, Zufti minifter Dr. 

Leonhardt, ** Juſtizmi⸗ 

niſter Dr. Leonhardt, Wach⸗ 

ler, Lent, Juſtizminiſter Dr. 

Leonhaidt, Freiherr v. Hover« 

bed, v. Dieft, Geheimer Juftiz- 

rath Dr. #örfter, v. Beugbem, 
Leffe, Lusler, Lampugnani, 
Miquel, Suftizminifter Dr. | 
Leonhardt, Schulze (Berlin), 
v. Puttlamer. | 


‚ Präfident v. Fordenbed. | 

= 6,1800 | Laeker, Gemeimer Yuftigrath 
bis 1802. | Dr.Förfter. Simonv. Zaftrow, 

Leſſe, Laster, Leffe, v. Putte | 

' famer. 


bis 1800. 


—=&,1800. 


| 

| \ 
=&.1802. | Präfident v. Forkenbeck. | 
= 8.1802 Thomfen, Dr. Bähr, Geheimer | 
bis 1810. Juftizrath Dr. Förfter, Schulze | 
(Berlin), Suftizminifter Dr, | 

Leonhardt, v. Dieft, Yuftiz- 





| 








| Vorlagen, — dem — der — Mbgeorbnelen in der — vom 
| 
| 


Alphabetiihe Ordnung | 6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 





ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen ze. 
| (S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 
Hypothekenweſen. 


8. 69. 
Die Beamten des Grundbuchamtes ſind weder berechtigt noch verpflichtet, 
die Nechtebeftändigfeit der von den Parteien vorgenommenen Geſchäfte 
zu prüfen. 


88. 70. TI. und Eingang des Geſetzes. 


Abftimmung über den ganzen Gejep-Entwurf. 
Mebrere mit diejem Gefep-Entwurf in Verbindung ftehende Wetitionen. 


2. Entwurf einer Grundbuh Drdnung — Nr. 24, — 
a. Bericht der X. Kommilfion über vorftehenden Entwurf von 8. Januar 
1870 mit dem Antrage: 
den Gejep-Entwurf in der Faſſung, welde er durch die Beſchlüſſe 
der Kommiſſion erhalten, anzunehmen. 
Berichterftatter: Abg. Bahlmann. — Nr. 234, — 





— — 





Abänderungs: Anträge :c. 


Amendements: 
Simon v. Zaſtrow. — Nr. 280, 


> 
Dr. Bähr. — Nr. 282. 6. — 
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Plenar⸗ 








| | 
| berr v. Hoverbed, Juftizmis 
nifter Dr. Leonhardt, Ziegler 





| (Breslau), v. Malindrodt, 


— Erſteres zurüdgezogen; lepteret | 


angenommen. — 


Amendement: Windthorſt (Lüdinge: 
haufen). 
— Abgelehnt. — 


Perſönliche Bemerkungen. 


Derfeibe Merit, — Nr. 212. 


©. 


Borgelegt und der neu zu wählenden 


, —=&.1812 v. Puttfamer, » Mallindrodt, | 


befonderen (X.) Kommiſſion überwiejen. | 


General» Discujfion. 


Antrag: Dr. Koſch: den neben bezeich— 
neten Entwurf in der von der Kom: 
miffion vorgefhlagenen Faſſung ohne 
vorherige Spezial-Disculfion im Gan— 
zen anzunehmen. 

— Angenommen. — 

Amendement: Simon v. Zaftrow 
— Rr. 291. — 

— Burüdgezogen. — 


Graf v. Schwerin, v. Dieft, 
Freiherr v. Hoverbeck, Juftiz« 
miniſter Dr. Leonhardt, Zieg— 
ler (Breslau), Lasker, v. Putt- 
| famer. 
58, Sitzung Simon v. Zaftrow, Dr. Bähr, 


=6&.1810 Juftizminifter Dr. Leonhardt, 
bis 1812. v. Puttlamer. 


bis 1816. | Geheimer Juſtizrath Dr. Für: 
fter, Florſchũtz. 


—=6&,1816. 
| dinghaufen), Florihüp. 
8.1817. | Präfident v. Fordenbed. 


— &.1786 | v. Putikamer. 
u. 1817. | 


| 


— 


F 32 u. | Präfident v. Fordenbed. 


59. Sigung. Bahlmann, Reg. Kom. Geh. 
&.1823. Juſtizrath Dr. Förſter. 


=&,1829. Präfident. 


v. Mallindrodt, v. Beughem, | 
Dverweg, Windthurft (Kür | 


| 


Sipungen, Nedner, 
‚in weldyen Die welche 
Beratbung | fih an der Debatte betheiliat 
ftattgefunden ſich re 
bat. " 


minifter Dr. Leonhardt, reis | 





I 
| 





' @rledigung, 


welche 
der Gegenftaud 
gefunden hat. 


- Sämmtlihdurd 


4. Sigung. | Zuftizminifter Dr. Leonhardt. | Annahme bes 


| 


die Beſchluß⸗ 
fafjung über 
den Gejepent- 
wurf für erle⸗ 
digt erklärt. 


Entwurfs der 
Grundbud- 
Ordnung mit 
fämmtliden 
Anlagen jowie 
bes demſelben 
beigefügten 
Koftentarifs 
nad den Bor« 
ſchlaͤgen ber 
Kommiſſion u. 
Mitteilung 
an dad Herren« 
haus; dort un« 
erledigt ge« 
blieben. 

9*+ 
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| Vorlagen, welde dem Haufe der Abgerrdneten in der Sipungs-Periode vom 
Aphabetiihe Ordnung 6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefolutionen :c. , 
(5. Drudjahen und Anlagen zu den ftenngraphiichen Berichten.) 





Hypothekenweſen. bh. Bericht ver X. Kommiſſion über den dem Entwurfe einer Grundbuch— 
ordnung beigefügten Moftentarif vom 8. Januar 1870. mit dem 
Antrage: 
den Koftentarif in der von der Kommilfion vorgeſchlagenen Faſſung 
— 
erichterſtatter: Abg. v. Seydewitz — Nr. 235, — 


Nachtragsbericht vom 14. Januar 1870. — Zu Nr. 235. — 
Mehrere auf den vorftehenden Gegenftand ſich beziehende Petitionen. 


fi? Gefet: Entwurf, betreffend die Stempel-Abgaben von gewiffen bei der 
Hypotheken⸗ Behörde — Anträgen, — Nr. 68, — 
Bericht der X. Kommilfion vom 14. Januar 1870, mit dem 
Antrage: 
den Gejep-Entwurf mit den zu ben $$. 15. und 17. von ber 
Komilfion vorgejhlagenen Aenderungen anzunehmen. 
Berichterftatter: Abg. v. Seybewig — Nr. 252. — 


Mehrere, vorftehenden Gejep- Entwurf betreffende Petitionen. 


4. Antrag der Abgeordneten Wölfel und Genofjen auf Zuftimmung zu 
dem von ihnen vorgelegten Geſetz-Entwurf, betreffend die Form der Grund» 
ftüds-Zertheilungsverträge. — Wr 2AL — 

Schlußberatbung: Antrag der Referenten Abgeordneten Lelie 
und Zampugnani: 
dem Gejeg- Entwurf die verfaffungsmäßige Zuftimmung zu er- 
theilen. — Nr. .— 
Discuffion. 


Abftimmung. 


5. Petition der Notare mehrerer Kı Kreiögerichte der Provinz Sadjen, worin 
beantragt wird: 
für Parzellirungs » Verträge die notarielle Form der gerichtlichen 
gleichzuſtellen. 





Abänderungs: Anträge ıc. 


General+ Diecufion. 
Special» Diecuffion. 


Diefelben 


Berichte. — Nr. 234. 
und 235, — 


Vorgelegt und der X, Kommilfion über: 
wieſen. 


Genetal-Discuſſion. 
Special Diecuffion u. Abſtimmung. 


©. 19. und 20. — 


Derfelbe Bericht. — Nr. 252, 


Die Schlußberathung beichloffen. 


Miündlicher Bericht. 


Amendement Bablmann. — Nr. | 
281 I 


— Angenommen. — 


Mündliche Berichterftattung. 

Antrag der Referenten: s 

gampugnani: die Petition durch bie 

Annahme des Antrages Wölfel für 

erledigt zu erachten. — 
Nr. 


* 


geije und ı 


69 


| 
59. Sipung 


S. 1824. 


und 1825 


= &,1825. 


bis 1829 


—= &,1829 


13. Sipung 
©. 310, 


59. Sipung. 


S. 1829. 





Plenar- 
Sipungen, Nedner, 
in welchen Die welche 
Berathung ſich an Der Debatte betheiligt 
ftattgefunden — 
hat. — 


v. Seydewitz, Camphauſen. 


v. Seydewitz, v. Dieſt, Lasker, 


Reg. Kom. Geh. Ober-Finany- 
rath Wollny, Lasker, v. Seyde⸗ 


wih. 


Präfitent v. Forckenbeck. 


Finanzminiſter Camphauſen. 
Präfident v. Forckenbeck. 


u. 1830. 


—S.1830. 


u. 1831. 


—S. 1831. Präſident. 


58. Sitzung 
S. 1817. 
bis 1819. 


=6.1819. 


v. Seydewitz, v. Dieft. 


v. Seybewig, Reg. Kom. Geh. 
Ober » Finanzratb Burgbart. 


@rledigung, 
melche 
der Gegenitand 
gefunden bat. 





Kür erledigt er⸗ 
achtet. 
Aunahme des 
Geſetz⸗ Ent» 
wurfs und Mit- 
tbeilung an 
das Herren- 
baus; dort un« 
erledigt ge 
blieben. 


| Durd die Be- 


— 6 — 


Leſſe, Lampugnani, Negierungs- 
Kemmiſſar, Geheimer Juſtiz— 
rath Dr. Foerſter. 


Woefel, Bahlmann. 


u. 1820. 


*S.1820. 


—S.1820. 


Praãſident. 
ef 


ſchlußfaſſung 
über den vor⸗ 
ftehenden Ge⸗ 
ſetz + Entwurf 
für erledigt er⸗ 
achtet. 


Annahme des 
Geſetz · Entwurfs 
mit dem Amen- 
dement Babl« 
mannund Mit« 
theilung an das 
Herrenhaus; 
dort unerledigt 
geblieben. 


Annahme des 


Antrages ber 
Referenten. 








Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode som 
Ahpabetiihe Drdnung | 6, Oktober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worben find, Lommiſſions- 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. | Neſolutionen zc. 
(S. Drudfacdhen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 


— — P « Entwurf eines Gefepes über die Schonzeiten des Wildes in ber von 
beiten. = dent —— beſchloſſenen Faſſung. — Nr. 114. 
(S. auch Agrar⸗Au⸗ | Bericht der Agrar » Kommilfion vom 10. Dezember 1870. mit dem 
gelegenbeiten sub. 4) Antrage: 
den Gefep-Entwurf mit den von der Kommilfion beichloffenen 
Abänderungen anzunehmen. 
Berichterftatter: Abgeordneter von Waldaw » Reipenftein. — 
Nr. 190. — 


Spezial - —— 


Wildarten, welche in beſtimmter Si mit der Jagd zu verſchonen find. 





§. 2 
Befugniß der Bezirksregierungen den Anfang und Schluß der Schonzeit 
alljährlich durch bejondere Verordnung anderweit feftzujegen. 


$. 8 
Die in einzelnen Landestheilen gefeplich beftebenden Befugniffe zum Schupe 
gegen Wildſchaden werden durch dies Geſetz nicht geändert. 


| $. 4. 
Erlegung von Wild in eingefriedigten Wildgärten, 
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r 





| — | Medner, | @rledigung, 
in welchen bie) welche | welche 

Abanderungs⸗Anträge :c. Beratung ſich an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
J haben. gefunden hat. 

Der Agrar-Kommiſſion überwieſen. 20.Sitzung Praͤſident v. Forckenbeck. Annahme des 
S. 532. Geſetz ⸗Ent—⸗ 

| wurfs und Rüd« 

General-Discuffion. 59. Sipung v. Unrub, Richter (Effen), Mi- fendungan das 


S. 1842. nifter der landwirtbihaftlichen Herrenhaus; 
bis 1846. Angelegenheiten v. Seldow, dort in der 
Rohland, Bening, v. Benda, abgeänderten 





Freiherr v. Hoverbed. | Baffung ange: 
. nommen. 

Zu diefem $. find folgende Amende- —S.1846. v. Bodum » Dolffe, Graf von 

ments geftellt: bis 1853. Frankenberg, v. Bockum⸗Dolffs, 

Graf von Frankenberg. — Nr. 302 Graf zu Eulenburg (Deutſch 

IL — Erone), Graf Renard, Saro, 

Solger. — Nr. 306 I. — | Parifius, Regierungs - Kom- | 

v. Beeften. — Nr. 302. — | miffar: Landforftmeifter Ulrici, | 

Dr. Birdomw. — Sten. Ber.S.1856.— — Grafv.Sranfenberg,v.Sauden- 

Dr. Birdow. — Nr. 305. A. — | Georgenfelde, Parifius, Mis | 

Braum (Hersfeld). — Nr. 306 VL — | ‚ nifter von Selchow, Solger, 

v. Schoening — Nr. 3071. — | ' Dr. Birdow. 


v.Spanferen.— Sten. Ber.&. 1860.— | | 
v. Sauden-Georgenfelde. — Sten. | 60.Sipung | Dr. Virchow, Landforftmeifter 
Ber. ©. 1861. — S. 1866. | Ulrici, Dr. Virchow, v. Beeſten, 
Dr. Birdow.— Sten. Ber. S.1866.— | bis 1866. Bening, Landforſtmeiſter 
Ulrici, v.Waldaw-Reipenftein, | 
Pieſchel, Braun (Hersfeld), Dr. 
Virchow, Rohland, Minifter | 
v. Selhow, Born, v. Ernft- 
| — Pieſchel, Braun (Hers- 
eld), v. Waldam-Reipenftein, 
Sadje, Dr. Virchow, Re- 
gierungs +» Kommifjar: Res 
gierungs « Rath von Kamp, 
Sacdhſe, Rohland, Freiherr v. d. 
| Ned, Richter (Effen), Freiherr 
v. Hoverbed, Dr. Virchow, 
Graf v. Hagen, von Waldaw⸗ 


| Reipenftein. 
Amenbements: Dr. Birdow. — =6.1866 Dr. Websky, v. Waldaw- 
Nr. 305. B. — Dr. Websty. — bis 1868. | Reipenftein. 


Nr. 307. I. — | 
— S. 1868. Präfibent. 


Amendement: Grafv. Frankenberg. = S. 1868. Grafv. Frankenberg, v. Waldaw- 
— Rr. 306. I. 1. — Reißenſtein. 


| 


| 





— —— — — — — — — — —— — — —— 
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Alphabetiſche Ordnung 
der 


Gegenftände. 


Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
6. Dfiober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht werden find, Kommiffions: 
Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Rıferenten, 


Nefolutionen :zc. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 





Yagd:Ungelegen: 
je 


8.5. 
Geldbußen für das Tödten und Ginfangen des Wildprets während der 
Schonzeiten. 


$. 6. 
Verbot des Ausnehmens der Eier oder Jungen von jagbbarem Feberwilbe. 


& 1. 
Geldbuße für den Berkauf von Wild in ganzen Stüden oder zerlegt nad 
Ablauf des 14. Tages nad eingetretener Hege- und Schongeit. 


$. 8. 
Aufhebung der diefem Geſetze entgegenftehenden Gejege und Verordnungen. 


Antrag Parilius: As $. ©. zu folgen laffen: 
Dieſes Gefeg tritt am 1. Januar 1871 in Kraft. 


Mefolution des Grafen v. Frankenberg: 
Die Königlihe Stantäregierung zu erluhen, dem Landtage einen 
Gefegentwurf über Schonung aller nützlichen Vögel vorzulegen, oder 
Sorge zu treffen, daß in dem neuen Strafgeſetzbuch für din 
Norddeutihen Bund dahin gehende Beftimmungen Plag finden. 
— Nr. 302. — 


Geſetz⸗Entwurf nach den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes. — 
Nr. 320. — 


Eine den Gelep-Entwurf betreffende Petition. 


2. Gefek: Entwurf, betreffend die Einführung einer gleihmäßigen Grebübr 


für Jagd⸗Legitimalions-Scheine in der Provinz Heflen-Naffau, mit Aut 
ſchluß des ehemaligen Herzogthbum Naſſau. — Nr. 247. — 


Schlußberatbung: Antrag des Berichterftatterd Abgeordneten 
Dr. Bähr: 


den Gejepentwurf mit den von ihm — sub Nr. 273. III. — 
vorgeichlagenen Abänderungen anzunehmen. 
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EN 
Plenar⸗ 
—* — Nedner, 
in welchen die welche 
Uibänderungt-Üinträge se. Derathung ſich am der Debatte betheiligt 
| a Via haben. 
Amendementt: | 60.Sipung ur Pieſchel, Reg. Komm. | 
Pieſchel. Nr. 306. III. — ' ©. 1668 | Reg.-Rath v. Kanıpp, v. Dieft, 
Dr. Websky. — Nr. 306. IV. — bis 1872. | Dr. Websky, Pieichel, Braun 


Solger. — Nr. 306. V. — 
v. Schoening. — Nr. 307. I, 2. — | 
a „Gesten, — Sten. Bericht | | 
©. | | 


Biclher — Sten. Ber. ©. 1871. — 
= S. 1872. Präfident v. Forckenbeck. 
| | 


' 6,1872 | v. Waldaw-Reipenftein, Windt- | 


(Hersfeld), Parifius, o. Wal 
dam-Reipenftein. 





Amendements: 
Schoen. — Pr. 302. II. 1u. * — bis 1876, | horſt (Lüdinghaufen), Graf | 
* v. Branfenberg, — Nr. 302, I Renard, Minifter v. Seldhom, | 
4. v. Waldaw-Reipenftein. 
— ——— — Sten. | 
Beridt ©. 1876. | | 
Amenbdement: =6©. a v. Beeften, Reg.⸗Rath v. Kampp. 
v. Beeften. — Nr. 302. I. B. — u. 1877 | 
| =6, 1877 Parifius, Graf v. Frankenberg, | 
bis 1880.  Parifius, Graf v. Schwerin, 
Freiherr v. Hoverbed, Parifius. 
— 6,1880. Graf v. 
| minifter v. Selchow. 
| 
Abftimmung. 68. Sitzung | Präfident. 
| ©. 1960. 
— S. 1960. Präfident. 





— — 








Vorgelegt und die Sdlußberaihung be» 465. 2 — 
S. 1 


se | Minifter für die landwirthſchaft⸗ 
chloſſen. 


Angelegenheiten v. Selchow, 
Vice⸗Praͤſident v. Köller. 


Mündlicher Bericht. 68. An Dr. Bähr. 
| und 1064. 
General» Discuffion. — &.1954. | Regierungs+» Kommiffar Regie | 








rungs: Rath v. Kamptz. | 


@rledigung, 
welche 
ber Gegenftand 
gefunden hat. 


Frankenberg, Staats- | Annahme der Re⸗ 


folution und 
Mittheilung an 
die Königliche 
Staats- Regie 
rung. 


Durch den Beſchluß 
über das Geſetz für 
| erledigt erachtet. 


Annahme des 
Gejep- Entwurfs 
in der von dem 
Berichterftatter 
vorgeſchlagenen 
—28 und 
Mittheilung 
an das Herren⸗ 
haus; dort 
gleichfalls an- 
angenommen. 


10 
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Alphabetiſche Ordnung 








Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
6. Ofteber 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, KRommiſſions 


ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen :c. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 


1 
5 





| 
| 


| 
u ugriegen | 
| 





Petition des Theodor Hold und Genoffen zu Biedenkopf: berbei- 
lg en daß im Hinterlandfreis für einen Jagdwaffenpaß 
ein Betrag von 1 Rthlr. zu entrichten ſei. 


3. Petition des Delonomen Danneberg und Genofjen in Hakeborn, das 
Berhalten des dortigen Ortsvorſtehers Strube bei der Verpachtung ber 
Jagd im Gemeindebezirke betreffend. 

Erfter Bericht der Kommilfion für das Gemeindewejeu. — Nr. 58 
sub A, — Beridhterftatter: Abgeorbneter Delius. 

Antrag: Ueberweilung an die Staats. Regierung mit dem 
Erjuden, über das Verfahren des Schulzen nähere 
Ermittelungen anzuftellen und zu erwägen, ob jein 
Berfahren im Disciplinarwege zu rügen ih 

N. Petition der Landwirthe Schrooten zu Angerhaujen, Kreis Duisburg 
und Genoffen, die Entihädigung für entzogene Jagdnutzung betreffend. 

Derjelbe Bericht — Nr. 58 sub C. — Berihterftatter: Abgeord- 
neter Delius. 
Antrag: Uebergang zur Tages-DOrdnung. 


S. Petition ber Aderbefiger Hoffmann und Genoffen zu Lieskau bei Halle, 


um Grjag des ihren Feldern und Früchten dur wilde Kaninden zuge 
fügten Schadens. 
@rfter Bericht der Agrar-Kommilfion. — Nr. 983 sub. B, — 
Bericterftatter: Abgeordneter v. d. Knejebed-Ruppin. 
Antrag: 1) die Petition bezüglid des Antrages auf fünf 
tigen Schup gegen Wildfhaden der Königlichen 
Staats-Regierung zur Erwägung zu überweifen; 
2) über den Antrag auf Schadenerfag zur Tages-Ord⸗ 
nung überzugeben. 


6. Petition des Mühlenbefigere Wendland zu Zanzmühle bei Zanzthal wegen 


verweigerter Erlaubniß zur Ausübung der Jagd auf feinen Ländereien. 
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| u — | 
| — | Medner, Erledigung, 





” in welden die welche welche 
Abänderungs-Vinträge ıc. Berathung ſich an der Debatte betheiligt der Gegenſtand 
u haben. ' gefunden hat. 
SEE — 
Spezial« Diskuffion. 63. Sipung Präfident v. Fordenbed. 
&.1955. 
Mündlicher Bericht — Nr. 273. — 8.1955. Dr. Bähr. Durch die An— 
III. — | nahme des vor» 
| ſtehenden Ge 
| ſetz ⸗ Entwurfs 
für erledigt er» 
| achtet. 
Abftimmung. '18.Sipung. ' Präfident. Annahme bes 
| ©. 464. Kommiſſions- 
Antrages und 
Mittheilung an 
die Königliche 
Staatö-Regie- 
rung. 
Distuffion, —S. 467 Dr. Hammader, Delius. Uebergang zur 
und 468, Zages-Ordnung. 
| | 
Distuffion. 21. Sitzung Richter (Effen), Regierungs: Ueberweiſung an 
Amendemenis: S. 567 ° Kommifjar: Regierunge-Ratb die Königliche 
Robland: die Petition ber König bis 569. v. Kampp, Dr. Golberg, Staats Regie, 
lihen Staats-Regierung mit ber Aut. Rohland, Jung, Regierunge- rung zur uns 
forderung zu überweilen, im Wege Rath v. Kampp, Richter geſäumten Ab» 
der Geſetzgebung den Beſchädigungen (Eſſen), v. d. Kneſebeck, hülfe. 
wirkſam vorzubeugen, welche durch Rohland, Freiherr v. Dover: 
wilde Kaninchen verurſacht werden. beck. 
— Stenogtaphiſcher Bericht S. 567. — 
— Burüdgezogen. — 
Richter (Eſſen): die Petition der 
Königlihen Staats » Regierung zur | 
ungeläumten 2*8 u überweiſen. 
— Stenographiſcher Bericht Seite 
568. — 
— Angenommen. — 
Vierter Bericht der Gemeinde— au — Wegen Schluſſes 
Kommiſſion. — Nr. 224 sub, A, — der Seflion 
Berichterftatter: Abgeordneter Groſchke. nit mehr in 
Untrag: Uebergang zur Tages-Ord⸗ pleno zur Bes 
nung. rathung ge— 
| | langt. 


10* 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alpbabetiihe Ordnung | 6, Ofteber 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen ꝛc. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Jagd: Uingelegen: 7. Petition des Ad. Ichon zu Gut Weide bei Bramſtedt in Holftein um 
beiten. AÄbhũlfe gegen Beihädigung und Zerftörung der Feldfrüchte durd das in 
den fiefaliihen Forften, im Kreije Segeberg, überhandnehmende Hochwild. 





Immanuel-Synode. Siehe Freie Gemeinden sub 1. 





Interpellationen. Siehe Arbeitseinftellung im Waldenburger Kreife; Geller Denfmal; 
beitensub4.; Prämien: Anleihen sub 1. 





Anterzeflionen | Gefet: Entwurf, betreffend die Aufhebung der bejonderen, bei Inter: 
der Frauen. | zeifionen der Frauen geltenden Vorſchriften. — Nr. 21, — 


Spezial» Discuffion. 
Einziger Paragraph. 
Bezeichnung * aufzuhebenden Vorſchriften. 


ufcog bes Abg. Windthorft (Lübinghaufen): dem Gejepe folgenden 
$. 2. hinzuzufügen: 
„Die bisher abgeſchloſſenen Rechtsgeſchaͤfte, melde blos wegen Nidt- 
beobachtung ber Form nad) den im $. 1. aufgehobenen Vorſchriften 
| ungültig fein würden, follen aus biefem Grunde nicht angefodten 
werben fünnen.” — Nr. 85, — 
| — ‚Abgelehnt. — 


Zufammenftellung der Beihlüffe der Borberathung. — Nr. 30. II, — 





Jüdische Ungelegenbeiten, Siehe Freie Gemeinden sub 5. Gebetverrihtungen, Schulwefen sub 4. 





Kirchliche Angel: 1. Geſetz- Entwurf, betreffend die Reffortverhältniffe der kirchlichen Verwal- 
genbeiten. | tungsbehörden im Regierungsbezirk Gaffel. — Nr. 65, — 
Bericht ber XIV. Rommilften vom 11. Februar n en 
Abgeordneter Dr. Wehrenpfennig. — Nr. 





2. Neun Petitionen von luheriſchen Gemeinden der Kreiſe Marburg und 
Frankenberg gegen die Bildung eines einheitlihen Konfiftoriums und einer 
einbeitliden Synobalverfafjung. 
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| 





| —— | MHedner, Erledigung, 
* in welchen die welche welche 
Abanderungs⸗Anträge ze. Berathung | fih an der Debatte betheiligt , der Gegenftand 
— haben. | gefunden hat. 
Mündliche Berichterftattung ber | _ | Wegen Schluffes 
Agrar-Kommilfion. — Nr. 318. II. — | der Seſſion 


niicht mehr in 
| pleno zur Be» 
| rathung ges 


Berichterſtatter: Abg. Plehn. (Danzig). | 
Antrag auf Uebergang zur motivirten 


Taget-Drdnung. 





langt. 








Eifenbahn » Angelegenheiten sub 3. u. 5.5; Gemeindewejen sub 4; Kirchliche Angelegen» 





Borgelegt und die Borberathung im 4. Si Fi Juſtizminiſter Dr. Leonhardt. Unveränderte 
ganzen Hauſe beſchloſſen. ©. 31. Präſtident v. Forckenbeck. Annahme des 
| | Bejep-Ent- 
| wurfs u. Mit⸗ 
Amendement:v. Seydewig.— Nr. 33. 8, Sitzung. v. Seybewig, Reg. Kom. Geh. | theilung an 
II. — S. 165. Ober—⸗Juſtizrath Herzbruch. das Herren⸗ 
— Abgelehnt. — u. 166. haus; dort 
ebenfalls an⸗ 
— — S. 166 Windthorſt (Lüdinghauſen), genommen. 
bis 168. Lent, Geb. Ober—-Juſtizrath 
Herzbruch, Dr. Gneiſt, Windt⸗ 
horſt (Lüdinghaufen). 





— 10. Sitzung. Präfident v. Forckenbed. 
©. 219. 





7. u. 15. Staatöhausbalt sub 8, 16. — 





Borgelegt und einer befonderen (XIV.) | '3. Sitzung Kultusmininifter v. Mühler, Wegen Schluffes 


Kommilfion von 14 Mitgliedern über- S. 310, Präfident v. Fordenbed. der Seffion nicht 
wiejen. ‚ mehr in pleno 
| zur Berathung 

gelangt. 
Derfelbe Bericht — Nr. 348, -— mit — — Wegen Schluſſes 
dem Antrage, über dieſe Petitionen, als der Seſſion nicht 


mehr in pleno 
zur Berathung 
gelangt. 


materiell unbegründet, zur Tagesord⸗ 
nung überzugeben. 


— — — 
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' Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeorbneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetiihe Drbnung 6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiſſions⸗ 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftänbe. ' Refolutionen zc. 
(S. Drudjachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 





Kirchliche Ungele: 3. Antrag ber Abgeordneten v. Bonin (Genthin) und Genoffen: 
genbeiten. die Königlihe Staatsregierung aufzuforbern: 
zur Ausführung des Artikels 17. der Berfaffungsurfunde dem Land» 
tage der Monardie eine Vorlage über das Kirdhen-Patronat und 
die Bedingungen, unter welchen daſſelbe aufgehoben werden kann, 
zu maden. — Nr. 97. — 


| Schlußberatbung: Antrag de Referenten Abgeordneten 

| Richter (Sangerhaufen): 

ı die Königlihe Staatsregierung aufzufordern: 
zur Ausführung des Artikels 17. der Berfaffungsurkunde 
eine Vorlage über das Kirchen-Patronat und die Be 
dingungen, unter melden bafjelbe aufgehoben werben 
fann, und in Verbindung damit für diejenigen Lanbes- 
tbeile, in welden Artikel 15. der Berfafjungsurkunde 
auf feiner Stufe zur Ausführung gebracht ift, Borlagen 
über die Verwaltung des Kirchenvermögens und über 
die Pfarrwahl zu maden. — Nr. 112 II. — 


N. Anterpellation des Abgeordneten Richter (Sangerhaufen), betreffend 
die durch Beihluß der außerorbentlihen Synode der Provinz Branden- 
burg den Gemeinden auferlegten Zwangsbeiträge für die Synodalfafle. 
— Nr. 167. — 


5. Petition des vormaligen Pfarrers zu Breslau Derblich, um Schutz des 
uiedern Fatheliichen Klerus gegen die Uebergriffe der biſchöflichen Gerichte. 
Zweiter Bericht der Petitions«-Kommilfion. — Nr. IIG. — sub. A. — 
Berichterftatter: Abg. Dr. Roepell. 
Antrag: Uebergang zur Tages. Ordnung. 


6, Petition des Paftors Holfinger zu Sayn um Bewilligung eines 
Jahrgehalts von 300 Thlr., für einen in Sayn auzuftellenden zweiten 
Geiftlichen. 

Zweiter Bericht der Petitions-Kommilfion. — Nr. IIG. sub. D. — 
Berichterftatter: Abg. Korſch. 
Antrag: Uebergang zur Tages-Ordnung 

7. Petition des Ortsvorſtandes zu Colbitz Neg.-Bez. Magdeburg, um Auf 
hebung einer Verfügung der Regierung zu Magdeburg, wonach der Ober— 
förfter Reipenftein zu Golbig von den Parochiallaſten frei zu laffen ift. 

Dritter Bericht der Petitions-Kommilfton. — Nr. 128, sub. D. — 
Berichterftatter: Abg. v. Mitſchke-Collande. 
Antrag;: Uebergang zur Tages-Ordnung. 


8. Petition des Gemeinde, Kirhen- und Ortsvorftandes zu Dobberfau 
zu veranlaffen, daß die dortige Aemterfirhe ihr Vermögen felbftitändig 
verwalte, eventuell den übrigen Aemterkirchen ebenbürtig geftellt, und ber- 
jelben eine Orgel und Glode aus den Mitteln des Kurmärkiſchen Aemter- 
firhen- Fonds beſchafft werde. 
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Abänderungsd: Anträge zc. 


Plenar⸗ 


Sibungen, Medner, 

in welchen die welche 

Berathung ſich an der Debatte betheiligt 
ſtattgefunden haben. 

| hat. 


@rledigung, 
welche 
ber Gegenftanb 
gefunden hat. 





Die Schlußberathung beſchloſſen. 


Miündlicher Bericht. 


Disfuffion. 


Perfönlide Bemerkungen. 


Abftimmung. 


Berlefung, Begründung und Beantwor- 
tung ber SInterpellation. 


Abftimmung. 


Discuffion und Abftimmung. 


Discuffion. 
Amendement: Robland: Ueber 
weifung an bie Königlihe Staats— 
Regierung zur Berückſichtigung. 
Angenommen. — 


— 


Abſtimmung. 


18. Sitzung Präſident v. Forckenbeck. 
S. 464. | 


87, Sitzung Richter (Sıngerhaufen). 
‚ ©. 1113 
bis 1116. | 


—=6&.1116 | Bied, Dr. Lutteroth, Kultus« 
bis 1120. minifter v. Mühler, Graf 
v. Schwerin-Pupar, v. Bonin 
\ (Genthin), Richter (Sanger- 

haufen). 


— 6.1120. , Bied, Graf v. Schwerin-Pupar, | 
v. Bonin (Genthin), Richter 


(Sangerhaufen). 


= 6.1120 
und 1121. 


Bice-Präfident v. Koeller. 





33.Sigung Richter (Sangerhanfen), Kul⸗ 


S. 967. tusminiſter v. Mühler. 
37.Sigung | Vice-Präfident v. Köller. 
©. 1121. 


— &,1121. v. Mallindrodt. 


46.Sipung | Robland, Graf v. Schwerin, 
©. 1433, Richter (Sangerhauſen), Reg. 
Komm. Ober-Reg.- Rath Bin« 
dewald, v. Mitſchke-Collande. 


56. Sipung ' Präfident v. dorcenbed. 
S. 1740. 





Anuahme des An⸗ 


trages des Res 
ferenten und 
Mittheilung an 
die Königliche 
Staats- Regie⸗ 
rung- 


Bon dem Herrn 
Kultusminifter 
beantwortet. 


Uebergang zur 
Tagesordnung. 


Uebergang zur 
Tagesordnung. 


Ueberweilung an 
die Königliche 
Staats Regie: 
rung zur Bes 
rückſichtigung. 


Ueberweiſung an 
die Königliche 
Staats⸗Regie⸗ 
rung. 
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| Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
Alphabetiihe Ordnung 6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Rommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände, | Refolutionen zc. 
| (S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 


— — ——— 


Kirchliche Ange⸗ Vierter Bericht der Petitions -Kemmiſſion. — Nr. IGI. sub. A. — 
legenbeiten. Berichterſtatter: Abg. Dr. Noepell. 
Antrag: Uberweilung an die Königlihe Staats-Regierung. 
9. Petitionen des Gaftwirthbs Nojenthal zu Simmenau und des Kauf 
manns Leon und Genoffen zu Schlochau wegen Beleitigung der zwiſchen 
Zuden und Chriſten in Beziehung auf die Beitragepfüäht zu Parodial: 
laften beftehenden Rechtsungleichheit. 
Derfelbe Bericht. — Nr. 161. sub. B, — 
Berichterftatter: Abg. Lent. 
Antrag: Ueberweifung an die Königlihe Staats-Regierung. 
10, Petition des ıc. Groß und Genofjen zu Steinau im Lande Habeln, 
um Bejeitigung der Sonder-Berfaffung für Habelu, und Inkraftſeßung 
bes Kirchengelepes vom 9, Dftober 1864 für daffelbe. 
Derfelbe Bericht — Nr. 161 sub F. — Berichterftatter: Ab- 
| georbneter Dr. Steinhart. 
Antrag: Uebergang zur Tages-Drdnnng. 

11, Petition von Mitgliedern der Kirchengemeinde Eſens in ber Provinz 
Hannover, worin biejelben I darüber beihweren, daß zwei ihrer Kirchen: 
vorfteher, welche nicht ungelegmäßig zu Mitgliedern der Bezirksipnode 
abzeordnet worden feien, von ber Majorität der Synode am 21. Zuli v. J. 
aus derſelben herausgewielen find, weil fie Mitglieder des Proteftanten« 
Vereins feien, und zugleich bitten, daß „unter Bejeitigung aller Glaubent- 
Inquifition der kirchliche Rechtszuftand wieder bergeftellt werde.“ 











Klaſſen- und Flaffifizirte Einfommenfteuer. Siehe Steuergefepgebung sub 3., 6., 13., 14., 





Klöfter, Aufhe-  PWetitionen bes Buhbinderd Robert Krebs, Guſtav Großmann und 
bung derfelben. | Genofjen zu Berlin, mit folgenden Anträgen: 
I. auf ein allgemeines gejepliches Verbot der Klöfter und Stifter auf 
ewige Zeiten; 
UI. auf Revifion der aus dem Sabre 1821 ber datirenden fogenannten 
Gircumferiptions-Bulle; 
III. auf ftrenge Ausführung der beftehenden Gefepgebung über die Klöfter 
| und des Edikts vom 30. Dftober 1810; 
IV. auf Rüdtritt der —_— von dem Goncorbat mit Rom; 
V. auf Scliefung des Moabiter Klofters; 
VI. auf völlige Aufhebung der Klöfter in Preußen. 
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Plenar⸗ 

















Sigungen, | Medner, Erledigung, 
— * in welchen die welche welche 
Abanderungo⸗Autraͤge 1. Berathung fi am der Debatte betheiligt der Gegenſtand 
——— haben. gefunden bat. 
— ER — 

Discuſſion und Abſtimmung. 56.Sigung Dr. Koſch, Lent. | Uebermeifung an 
©. 1740 die Königliche 
bis 1742. | Staats Regie: 

rung. 

Abftimmung. 65. Sipung | Präfident v. Fordenbed. | Webergang zur 
S. 2031. Tagesordnung. 
Achter Bericht der Petitiond-Kom- — — Wegen Sqluſſes 
miſſion — Nr. 342 sub O. — derSeffionnidt 
Beriterftatter: Abgeordneter Dr. mehr in pleno 
Roepell. zur Berathung 

Antrag; Ueberweiſung an die gelangt. 


Königliche Staats-Regierung 
zur Berückſichtigung. 


— —— — — —— — — ———— — 











15., 16. 

—— Bericht der Petitions-Kom— — — | Wegen Schluffes 
mifien — Nr. 221. — Beridter: | der Seſſion 
ftatter: Abgeordneter Dr. Gneift. | nicht mehr zur 

Date Berathung in 


. Die Vinigtige Staatöregierung auf- pleno gelangt. 
ufordern, die beichränfenden Be- 
erg ber Preußiſchen Lanbes- 
gelepgebung über die geiftlihen Ge- 
ſellſchaften, insbeſondere des Edikts 
vom 30. Oktober 1810 und der noch 
zu Recht beſtehenden Vorſchriften 
des Allgemeinen Landrechts, ſowie 
der Zwiſcheugeſetzgebung in den weft 
lien Zandestheilen, zur Ausführung 
zu bringen, 
und auch eine Umgehung diejer 
Beihränfungen in Form von Kons 
zeifionen und SInforporationen für 
Waifenhäufer, Erziehungs- und Un- 
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| Borlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetiiche Drdnung 6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Lommiſſions⸗ 
der Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Refolutionen :c. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 


Klöfter, Aufbe: 
bung derfelben. 


82 gegen vorftehende Anträge gerichtete Petitionen. 


— Anträge die Dlenarberathung. bes vorftehenden Gegenftaudes 
betreffend, — 


PENIS EHEIRESOERN)| ——— 


Kommunal: Abgaben. Siehe Gemeindewejen sub 13. 14. 15. 16. 18. Staatshaushalt sub 8, 16. 
u ———————— 
Konfolidation Preusijher Staats Anleihen. Siebe Staats » Anleihen sub 2. 
nn 


* 





I [ . | = 
— | Aedner, Erledigung, 
in welchen die welche welche 
——— — Berathung ſich an der Debatte betheiligt der Gegenftand 
— baben. gefunden bat 


terrihtsanftalten, Kranfenhäufer und 
andere Stiftungen nicht zugulaffen, | 
insbefondere | 
1) Konzeffionen und Korpora- | | 
tionsredhte für Anftalten der | 
Art niht an Perfonen zu er- | 
tbeilen, welche geiftlihen Gejell- 
ſchaften anzugebören, | 
2) im Wege des Auflihtsredhta 
eine aktive Betheiligung von Mit» 
gliedern geiftlicher Selelliäaften 
an ber Leitung und Verwaltung 
derartiger Anftalten nicht zu ge» 
ftatten. 
II. Weber die weitergehenden Anträge 
ber Petenten ad L, IL, IV., V., 
VL, zur Tagesordnung überzu— 


gehen. 
Amendement Böhmer und Genoffen 
Nr. 285. — 


Mündliche Berichterftattung der * — WegenSchluſſes 
Prtitiond-Kommiifien. — Nr.330. — der Seſſion 
Berichterftatter: Abgeordneter Dr. nicht mehr zur 
Gneift. '  Beratbung in 
Antrag : die gedachten Petitionen durch pleno gelangt. 


die Beſchlußnahme über den 5. Bericht 
der Kommiſſion für Petitionen als er- 
lebigt zu erachten. 


— 64. Sitzung Graf v. Bethuſy⸗Huc, Reihend ⸗ 
©. 2110 perger, v. Mallinckrodt. 
bis 2112. | 


| 
65. Sipung | Graf v. Schwerin» Pupar, v. | 
S. 2040 | Mallindrodt, Dr. Gneift, v. | 
bis 2043. | Bonin (Genthin), Windthorft | 
| (Meppen), Heife, v. Karborff, | 
| v. Dieft, Graf v. Shwerin, 
Windthorſt (Meppen), Heile. 











11” 
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Vorlagen, welhe dem Haufe der Abgeordneten im der Sipungs-Periode vom 
Alpbabetiihe Ordnung 6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffiond: 
ber Berichte, Anträge ter Abtheilungen, Kommilfionen und R:ferenten, 
Gegenſtände. Mefolutionen ꝛec. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 











Konzeſſions⸗ 1. Petition des Kaufmanns Steffen zu Stettin wegen Verweigerung der 
weſen. Konzeſſion zum Betriebe einer Auswanderungs-Agentur. 
Dritter Bericht der Kommilfion für Handel und Gewerbe, — Nr. 
151. sub B. — Beridhterftatter: Abgeordneter Dr. Braun (Wies— 
baben). 
Antrag: die Petition der Königlihen Staats-Regierung zur Abs 
bülfe zu überweifen. 


2, Vetition des Kaufmanns Schreiber zu Zreffurt, wegen Verfagung ber 
Konzeifion zum Betriebe der Schankwirthihaft und des Kleinhandels mit 
geiftigen Getränken. 

Vierter Bericht der Petitions-Kommilfion. — Nr. 161. sub E. — 
Berichterſtatter: Abgeordneter Freiherr v. Hilgers. 
Antrag: Uebergang zur Tages» Ordnung. 





Kredit: Unftalten. 1. re betreffend die Hannoverfhe LandessKredit-Anftalt. — 
r. 


a der verftärkten Finanz-Kommiſſion. 
.— F. — 
Berichterſtatter: Abgeordneter v. Bennigfen. 
Antrag der Kommilfion: 
Den Gefepentwurf im Uebrigen in unveränderter Faſſung 
anzunehmen, nur am Shtuffe des $. 24. hinzuzufügen: 
„Die in den bisherigen Gejepen und Verordnungen 
u. |. mw. enthaltenen Vorſchriften über die Organi- 
fation und die Geihäftsformen der Landeskreditanftalt 
fünnen, unbeſchadet der Beſtimmungen diefes Gejepes, 
jederzeit mit Genehmigung des Oberpräfidenten burd 
a — oder defjen Ausſchuß geändert 
werben. 
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Plenar- | 
‚Sipungen, Mebdner, @rledigung, 
in weldyen Die welche welche 


ä ä Berat 
Abanderungẽe⸗ Autraͤge se. — ſich an der Debatte betheiligt der Gegenſtand 
hat. 


haben. gefunden hat. 


! 








Diecuffion. 51.Sipung. Neg. Kom. Geh. Reg. Rath Auf Antrag bes 
Antrag v. Bötticher: die Petition G.1586. Wendt, Dr. Braun (Wies- Abgeordneten 
an die Kommilfion zur anderweitigen u. 1587. baden). Geh. Reg. Rath v. Bötticher 
Berichterftattung er — verweiſen. Wendt, v. Boͤtticher. die Petition 
— Sten. Ber. S. an die Kom⸗ 
_ —— — miſſion zur 
anderweitigen 
Berichterſtat · 
tung zurück ver⸗ 
wieſen; eine 
ſolche iſt jedoch 
wegenSchluffes 
derSeffion nit 
mehr erfolgt. 


Abftimmung. 65. Sipung. Präfident v. dFordenbed. Uebergang zur 
©. 2031. Zaget-Ord» 
nung. 





BVorgelegt und der um 7 Mitglieder 31.Sipung. Minifter des Innern Graf zu Annahme bes 
verftärften Finanz-Kommiſſion über , ©. 917. Gulenburg, Präfident v. For⸗ Gefep-Ent- 


wiejen. und 918. ckenbeck. Strudmann (Melle), wurfs u. Mit« 
Dr, ®lajer, Dr. Braun, tbeilung an 
(Wiesbaden), v. Bonin ' das Herren- 


(Genthin), Dr. Bähr, Bromm, | haus; dort 
Graf zu Eulenburg (Deutihe ebenfalls an» 


Grone). genommen. 
Mündlicher Bericht. 40.Sipung. v. Bennigjen. 
©. 1209. 
bis 1211. 


ER RE 
—=6&.1211. Dr. Ebner, Reg. Kom. Geh. 
Uebergang ber EandeterebitsGaffe Ober Reg. Rath Noah. 
und deren Vermögen auf die Pro- 
vinz Dannover. 


$$. 2. bis 23. —S. 1211. Präfident v. Fordenbed. 


$. 24, —S. 1211. v. Bennigfen, Freiherr v. Ho— 
Aenderung der früheren Statuten bis 1216. verbed, Lasfer. Geh. Ober 
und Verordnungen. Reg. Rath Noah. 
Amendements: Freiherr 
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' Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetijhe Ordnung | 6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
der ' Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefolutionen zc. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu ben ftenograpbifchen Berichten.) 





Kredit: Anftalten. 


2. Geſetz⸗Entwurf betreffend die Lanbes-Kredit- Kaffe in Kaffel. 
171. — 


Mündliche Breichterftattung der verftärften Finanz Kommilfen. 
— Nr. 192, Il. — 
Berichterftatter: Abgeordneter Gleim. 
Antrag der Kommilfion: 
den Geſetz-Entwurf unverändert anzunehmen. 


3. Gefetz- Entwurf, betreffend die Landetbank in Wiesbaden. Nr. 191. — 


en Berichterftattung ber Finanz-Kommiſſion — Rt. 


Referenten: Abgeordnete Winter und Dr. Glajer. 


Antrag der Kommilfion: 
dem Gefep-Entwurf die verfaffungsmäßige Zuftimmung zu 
ertheilen. 








Kreisblätter. Bier Petitionen von Buchdrudereibefigern zu Angermünde, Straßburg 
t, Anklam und Zebdenif, die Königlihe Etaate-Regierung zu veran 


laffen, zu verfügen, daß: 
1) vom 1. Sanuar 1870 ab die Kreieblätter der Monardie ohne 
jedweden politiihen Inhalt und nur als rein amtlihe Blätter 


ericheinen, 
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Plenar- 
Sipungen, Medner, 
« “ in weldyen die welche 
Abänderungs-Uinträge :c. Derathung | fi an der Debatte betheiligt 
| ftattgefunden, haben. 
| bat. 
| 
en 
Amendemente: Freiherr v. Hoverbed, Laster, 
Laser: In dem nebenftehenden Kom: Bening, Freiherr v. Hoverbed. 
miffionsantrage ftatt des Wortes „deje v. Bennigjen. 
fen“ zu fegen: 
„mitdeifen Zuftimmungburd 
die“ 
— Angenommen. — 
Freihert v. Boverbed: — Sten. Ber. 
©. 1215. 
— Abgelehnt. — | 
40. Sitzu 


pun 
Abftimmung über den ganzen Ge ©, 1216. Präfident v. Fordenbed. 


jep- Entwurf. 





Borgelegt und ber verftärften Finanz- 
Kommilffon überwielen. ©. 917. 


und 918. | 


@ulendurg, Präfident v. For⸗ 
denbed, Strudmann, 
Glafer, Dr. Braun (Wies- 
baden), v. Bonin (Genthin), 


Dr. Bähr, Bromm, Graf zu | 


Eulenburg (Deutidh-Erone). 


Miündlicher Bericht. | 10.6ig Sigung, Gleim. 
st 


— Präfident v. Forckenbeck. 
und 1218. 


Abſtimmung. 


3. Sipunp. Minifter des Innern Graf zu 
S. 1125. | Eulenburg, Präfident v. For- 
däeenbeck. 


Vorgelegt und ber verftärften Finanz: 
Kommiffion übermwieien. 





31. Sipung- Minifter det Innern Graf zu | 
Dr. 








@rledigung, 
welche 

ber Gegenſtand 

gefunden hat. 





Annabme des 
Geſetz - Ent» 
wurfs u. Mits 
theilung an 
das Herren» 
baus; dort 
ebenfalld ange» 
nommen. 


Annahme Des 
Geſetz⸗ Enl⸗ 
wurfs u. Mit⸗ 
theilung an 





Mündlicher Bericht. —— Winter. das Herren⸗ 

S. 1248. haus; dort 

und 1249. ebenfalls ans . 
| genommen, 

General-Discuffion. ı — 6.1249. Graf zu Eulenburg (Deutich- 
Crone.) 
I 
Abftimmung. . —=6&.1249. Präfident v. Fordenbed. 

und 1250. 

Achter Bericht der Petitiond-Kom- — — Wegen Schluſſes 
miſſion. — Nr. 342, — sub, B. — ber Seſſion nit 
Berichterftatter: Abgeordneter Nöl— mebr in pleno 
dechen. zur Berathung 

Antrag: Ueberweiſung an die König— gelangt. 


88 








Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alhpabetiſche Ordnung 6. Oktober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen zc. 
(5. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Kreisblätter. 2) in den Fällen, wo vorzugsweiſe politiſche Blätter die Kundmachun— 
gen mit verbindlicher Publikationsfraft für kreisamtliche Belannt- 
madhungen mit veröffentlichen, befondere nur allein amiliche Kreis. 
blätter zu begründen jeien. 





Kreis-Drdnung- | Entwurf einer Kreidordnung für die Provinzen — — Brandenburg, 
| Pommern, Pofen, Schlefien und Sadjen. — Nr. 4, — 


| Borberatbung. 
| General»-Disculfion. 
Antrag: Freiherr v. Hoverbed: 
nad dem Schluß ber allgemeinen Discuffion den Gelep-Ent- 
| wurf an eine beiondere Kommilfion zu verweilen. — Nr. 28. — 
— Abgelehnt. — 
Antrag Lasker: 
Sn der Erwartung daß Die Spezial» » Diecuffion die Zumei- 
fung erheblicher Punkte der Kreisorbnung zur Vorbereitung 
in einer Kommilfion vor der Beſchlußfaſſung im Plenum 
nothwendig machen wird, und in Rückſicht auf Zeiteripar- 
niß zwar in die Spezial-Vorberathbung der Kreid- Drdnung ein 
zutreten, jedech ſchon nad dem Abſchluß der General-Debatte 
die Wahl einer Kommiffion von 21 Mitgliedern 
anzuordnen und dieſelbe mit der Vorberathung derjenigen 
Punkte der Kreis-Drdnung zu beauftragen, melde das Pie 
num demnächſt einer Kommilfion zu überweijeu beichliehen 
wird. 
— Angenommen. — 





ES pezial-Discuffion. 
$8. 1 u. 2. 
Umfang und Begrenzung ber Kreile. 


8. 3. 
Beränderung der Kreiögrenzen und Bildung neuer Kreife. 


Unträge: Graf zu Eulenburg (Deutih Croue): 
betreffend die geihäfrliche Behandlung der Amendements v. Bodun: 
Dolffs. — Nr. 53 — und v. Kardorff und ——— — 
Nr. 59. III. IV. und VI. 2. — Nr. 78. J. u. II. —. 
— Beide angenommen. — 
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| 


— | 

















Sipungen, Medner, ' Erledigung, 
A = in welchen die welche welche 
Abanderunge· Autrage ıc. Serathung | fi an der Debatte betheiligt | der Gegenſtand 
—8 haben. gefunden hat. 
hat. | 
lihe Staats » Regierung zur Berück- 
fihtigung. | 
Borgelegt. 3 Sipung | Minifter des Innern Graf zu | Wegen Schluf: 
Seite 20 | Eulenburz. led der Seſ— 
bis 22, ; fion, nidt 
vollftändig 
Die Borberathung im ganzen Hanfe | 4. Sigung | Präfident v. Fordenbed, Frei. durch bera- 
beſchloſſen. | 3 57 u. herr v. Hoverbeck, Miquel. then. 
5. Sitzung Janſſen, Dr. Loewe, Solger, 
S. 67 biz Miguel, v. Wedell, Dr. Vir⸗ 
89. how, v. Kardorff. | 
\ 6. Sigung | Zlorſchüb. Miniſter des Innern | 
©. 91bis Graf zu Eulenburg, Dr. Adhen: 
119, bad, Dr. Mehrenpfennig, 
v. Brauchitſch (Elbing), Szuls 
| draynafi, Minifter des Innern 
| Graf zu Eulenburg, Dr. Gneift, 
Laster. 
7. Sigung | v. Lattorff, Freiherr v. Hover- 
S. 121 bis bed, v. Dieft, Dr. Beder, 
142. Minifter des Innern Graf 
zu Eulenburg, Graf v. Wingine 
gerode, v. Hennig. 
Perfönliche Bemerkungen. \=6&.140 Lasker, v. Dieft, Miequel, 
u. 141. Lasker. 
Amendements v. Bonin. — 11. Sitzung v. Bonin (Genthin), v. Hennig, | 868. I u. 2 un— 
Nr. 87.1.u.2. — S. 236 bie Grumbredt, Freiherr v.Hover- | verändert ange- 
— Abgelehnt u. zurüdgezogen. — | 289. | > v. Bonin (Genthin) Mi- | genommen. 
\  quel. | 
Amenbements: = S. 239 | $reiherrv. Hoverbed, v. Bodum: $. 3 mit ben 
v. Hennig u. Genofjen. —Nr.60,.1.— bis 252. Dolffs, Graf zu Eulenburg | Amendementd 
— angenommen. — ' (Deufd»Erune), v. Kardorff, v. Hennig und 
v. her ke | Miquet, Reg Komm. Geh. | Genofjen. 
I. Reg.Rath Perfius, Graf zu | — Nr. 60.1. — 
— Gef allen. — *5 | Eulenburg ne Grone), | angenommen. 
v. —E — Nr. 53, 1. _ | | v. Karderff, Beauchitſch 
— Zurückgezogen. — \ (&tatow), v. Beibmann-doll 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 

Alphabetiihe Ordnung | 6, Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemadt worden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Anträge ter Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 

Gegenftände. Refolutionen ꝛe. 

(S. Drudfahen und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 





Kreis-⸗Ordnung. 





$. 4. 
Ausſcheiden der großen Städte aus den Kreid-Berbänden. 


— Petitionen von Magifträten mehrerer größeren Städte, ben vor 
ftehenden $. 4. betreffend. — 


Begriff der Kreisangebörigfeit. 


Rechte der Kreisangehörigen. 


* 
Pflichten der Kreisangehörigen: 


Verpflichtung zur Annahme von unbeſoldeten Aemtern. 


9 





l + | \ 
— Aedner, | @rledigung, 
in welchen die welche welche 


Ubänderungd-Üinträge ıc. | Derathung | fih an der Debatte betbeiligt | der Gegenſtand 


ſtattgefunden haben. gefunden hat. 


hat. 





v. Kardorff-Hoffmann. weg, Miniſter det Innern | 
— Nr. 59. III. — Graf zu Eulenburg, v. Ernſt- 





— Gefallen. — baufen, v. Hennig, Geh. Reg. | 

Freiherr v. Hoverbed. — Sten. Bericht Rath Perfius, v. Hennig, | 

©. 240. v. Bodum-Dolffs, Graf zu 

— Bis zur Berathung des $. 18 Eulenburg, v. Brauditich | 

ausgelegt. — Glatow), Freiherr v. Hoverbed. | 
Amendements: 11 Ba v. Koeller, Solger, v. Koeller, | $. 4 mit den 


Solger. — Nr. 59. VIII. — S. 2332| vo Ernftbaufeu, Miquel, Amendements 


— Die Abftimmung durd die An» bis 265. Scharnweber, Freiherr v. Ho | v. Hennig und 
nabme bed Amendements v. Hen⸗ verbed, v. Betbmann-Hollmeg, und Genoffen. 
nig Nr. 60. I, 2 weggefallen. — Reg. Komm. Geh. Reg Rat) — Nr. 60. 
v. EN . Hoffmann. — Perfius, Dr. Tehow, Graf 2. a. und b. — 
Nr. IV. — v. Bethuſy · Huc, Grafv. Shwe- | angenommen. 
— —— ausgeſetzt. — rin⸗Putzar, Miniſter des In- 
v. Brauchitſch (Elbing). — nern Graf zu Eulenburg, 
Nr. 59. 1.3. — Dr. ®neift, Laster, Minifter 
v. Bockum-Dolffs. — Nr. 53.2. — des Innern Graf zu Eulen» 
— Abſtiumuug ausgelegt. — burg, Scharnweber, Miquel, 
v. Hennigu. Genoſſen — Nr. 60.1.2. — v. Brauditid (Blatow), v. Kar: 
— Angenommen. — dorff, Windthorft (Meppen.) 
v. Br hl, ($latow). — Sten. Be- 
richt ©. 263. — 
— Gefallen. — 
Amendements 16.Sitzung v. Hennig, Geh. Reg.-Ratb $. 5 mit dem 
Solger — Sir 59. VII. — ©. 408.  Berfius. Amendement 
— Zurüdgezogen. — v. Hennig und 
v. Hennig und u Genofjen. — 
— Wr. 60. 1. — Nr.60.1.3 — 
— — — angenommen. 
Amendement v. Bonin (Genthin). =S. 408 v. Bonin (Genthin), v. Ernſt- $- 6. unverän— 
— Nr. 87. 3. — u. 409. | baujen, Geb. Reg.-Rath Per- | dert angenoms ' 
— Abgelehnt. — | ſius. | men. 
Amendements: — &,409 Wadler, Dr. Gneift, v. Ernſt- $. 7. mit den 
v. Bonin (Genthin). — Nr. 57. 4. — bis 426. hauſen, v. Mitſchke-Collande, Amendements 
— Zurückgezogen. — v. Brauchitſch (Flatow), Late v. Kardorff, 
v. Karbarit- Hoffmann — fer, Geb. Reg.⸗Rath Perſius, Hoffmann, 
— Nr. 539. V. VI. — v. Dieſt, v. Behr (Greife⸗ —Nr. 50. V. 


Nr. —* — angenommen. 
v. Brausitie (Eibing) u. Genoffen. 
— Nr. 5 
Nr. 59, Dh — 
— Nr. 59. 5. abgelehnt. — 
Wachler. — Nr. 72. J. — 

— Zurückgezogen. — 


wald), Dr. Bender, v. Hennig, 
Scharnweber. 


v. Brauchitſch 
(Elbing), — Nr. 
59. 1.4. — und 
Grafv. Bethuſy⸗ 
Huc, angenom» 
men. 














Borlagen, welche dem — der — in der — vom 
Alphabetiſche Ordnung | 6. Oktober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegeuftände, Mefolutionen zc. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu ben ftenograpbiichen Berichten.) 
Kreid:Drdnung. 


$. 8. 
Beitragspflicht zu den Kreis-Abgaben. 


8.9, 
Srundfäpe über die Vertheilung und Aufbringung der Kreis-Abgaben. 


— Mehrere auf dieſen —— bezügliche Petitionen. — 
— Sten. Bericht S. 446 


Anträge 1) Dr. Koſch: den $. 9. nebft ſämmtlichen zu demſelben 
geftellten Amendements der Kreisordnungs-Kommil- 
fion zur —— zu überweiſen. 

— Sten. Bericht S. 445. — 
2) v. Sybel und Genoſſen: die 88. 9, 10 und 11 an 
die — Ir zu verweifen. — 
— Nr. 
u — 








| Di | | 
Sipungen, | NHedner, 
in weldyen die welche 
Sbändernngs-Einträge ıc. | Berathung ſich an der Debatte betheiligt 
a haben. 


' @rledigung, 
welche 

der Gegenftand 

gefunden bat. 





| 
Te — — — — — — ——— — — — — — — — — — 


v. Hennig u. Genoſſen. — 60. IIL 1, | 


und I. 4. — Beide abgelehnt. — 

v. Mitſchke⸗Collande. 
- VL 
— Abgelehnt. — | | 

Sreiherr v. Ledebur — Nr. 62. — 

— Zurüdgezogen. — | 

v. Bodum»-Dolffe — Nr. 53. — 

— Abftimmung ausgefept. — | 

Graf v. Betbujy-Huc. — Gten. 

Beridt S. 421. — 


— Angenommen — | 
Amendements: 17. a Graf v. — — Miquel, 
Wachler. — Nr. 72.13. — 429 Seh. Reg.» Rath Perfius, 
— Gefallen. — | bie 444. v. Kardorff, Grumbredt, | 
v. Kliping. — Sten. BerihtS.429.— v. Benda, Lasker, Geh. Reg. 
— Abgelehnt. — | RathpPerſius, Solger, v. Klitzing, 
Lasker u. —— 60.1. — | v. Diet, Graf Schwerin, 


— Abgelehnt. — Grumbrecht, Solger. 
Lasker und Genofjen. — Sten. Be | 

riht ©. 434. — Abgelehnt. — 
Hoffmann und af v. Winpins | 


gerode — Nr. 67. — | 


— a A — 
Amendements: — S.444. Dr. Koſch, v. Hennig, v. Brau⸗ 
v. Hennig und Genoſſen. — bis 460. hitih (Elbing), v. Sybel, 
— N. 090.15. — Graf zu Eulenburg (Deutid- 
— Abgelebhnt. — Grone), Dr. ®lajer, Grum— 
Grumbredt. — Nr. 84. IV, — brecht, v. Brauditih (Elbing), 
— BZurüdgezogen. — Dr. Naſſe, Scharnweber, Mi« 
v. Betbmann»Hollmeg u. v. Kar« quel, v. Kardorff. 
dorff. — Nr. 78. IV. — 
— Abgelehnt. — 18. Sipung Reg.» Komm. Geh. Reg.⸗Rath 
Solger. — Nr. 59. VIII. 3. — S. Perfius, Dr. Beder, v. Betb- 
— Abgelehnt. — bis is. mann⸗Hollweg, Gottihewefi, 
v. Brausiig (Flatom). — | Reg.» Komm. Geb. Finanzrath 
— Nr. 91.1. — Rkhode, v. Ernſthauſen, Frei 
— — — herr v. Hoverbeck, Solger, 
v. Lingenthal. — Nr. 82. J. — v. Lingenthal, Grumbrecht, 
— Abgelehnt. — v. Kardorff, Dr. Naſſe, Wa- 
Hoffmann. — Nr. 84. J. — gener (Franzburg), Graf 
— Angenommen — v. Wipingerode, v. Brauchitſch 
Graf zu ——— Deutſch⸗ Cronch. Glatow). 
— Nr. 78. V. 
— Angenommen. — 





v. — dk und Genof- | 
ſen. — Nr. 59. I. 6. | 
— ae — 





. 8. in der Faſ⸗ 
fung bes Amen 
dements Hoff: 
mann u. Graf 
v. BWinpinges 

rode. —Nr.67 — 
angenommen. 


$. 9. mit den 
Amendements 
v. Brauchitſch 
(Elbing), — 
Rr.59.1.6. — 
Hoffmann, — 
Nr. 84. I. — 
und Graf zu 
Eulenburg 
(Deutſch⸗Crone) 
— Nr.78.V,— 
angenommen. 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeorbneten in der Sitzungs-Periode vom 
6. Oltober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 





Alpbabetiihe Ordnung 








ber 
Gegenftänbe. Mefvlutionen zc. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu ben ftenograpbifchen Berichten.) 
Kreis: Ordnung. 


g. 10. 
Vorſchriften über die Ansführung der Bertheilung und Erhebung ber 
Kreisabgaben. 


g&. 11. 
Feitftellung eines allgemeinen Kreis-Abgaben-Bertheilungs- Maaßftabes. 


$$. 12. und 13. 
Herangiehung der Korenfen, juriftiihen Perfonen u. |. w. zu den Kreis— 


Abgaben. 
Unzuläffigfeit einer Doppelbefteuerung deſſelben Einkommens in ver 


jhiedenen Kreilen. 
Antrag: Eraf zu Eulenburg (Deutih-Erone) die $$. 12. 13. 14. 
15. nebft den dazu geftellten Amendementd und Petitionen zur 


Borberathung ber Kreis-Ordnungs-Kommilfion zu übermeilen. — 
Nr. 78, II 


——— Bericterſtattung der XII. Kommiſſion über die $$. 12. u. 
13. — Nr. 163, 

Ber Abgeordnete Graf zu Eulenburg (Deutid-Erone). 

Antrag: die $$. 12. 13. in der von der Kommiſſion vor» 


geidhlagenen Faſſung anzunehmen. 
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Plenar⸗ 


Sitzungen, Nedner, 
in welchen die welche 
Abänderungd: Anträge ꝛe. Berathung ſich am der Debatte betheiligt 
ſtattgefunden haben 
a 








@rledigung, 
welche 
der Gegenſtand 
gefunden hat. 





Gottſchewski. — Nr. 59. IL. — 
— Abgelehnt. 
———— Nr. 98.11. — 
— MAbgelehnt. — 
Dr. Beder. — Nr. 8.1. — 
— BZurüdgezogen. — 


Amenbementb: 20. Siyung v. Bonin — v. Kar⸗ 


v. Bonin (enthin). — Nr. 57.5. — 539 dorff, Graf zu Eulenburg 
— Abgelehnt. — 5 542. Seulſch Grone), v. Bonin 
v. Brauchitſch (Elbing). — (Genthin), Geb. Reg.⸗Rath 
— Nr. 59. L 7. Perfius, Scharnmweber. 
— Ungenommen. — | 
Amenbdements: = 6,542. v. —5* v. Brauchitſch (Fla⸗ 
bis 550. tow), Freiherr v. Hoverbeck, 


v. ————— (Elbing). — Nr. 69. 
I. 8. und Sten. Ber. S. 542. — 
— Abgelehnt. — 

v. Hennig und Genofjen. — Nr. 60. 
IIL a. u. b. — und 
Freiherr v. Hoverbed — Sten. Ber. ſy⸗Huc, Miqueel, v. Hennig, 

S. 544. — | v. Brauditih (Flatow) 


v. Brauditih(Elbing), Geh. 
Reg. Rath Perfius, Graf v. 
Schwerin, Graf zu Eulenburg 


— Beide angenommen. — | 
g ” ennig und Genofiin — Nr. 60. Eulenburg, v. Brauchitſch 


Elbing), Grafv.Schwerin. 


— Angenommen. — | | 
Amendements: = 6.550 | Graf zu Eulenburg (Deutid- 
v. — und Genoſſen — 60. J. bis 562. Crone), Dr. Weber Li 


Miquel, Scharnweber, Graf 
zu —J Deutſch⸗ 
Crone). 


— — NL. 84. V. — 

Dr. Weber (Erfurt) — Nr. 84. II. — 

Solger. — Rr. 59. VII. 4 — | 
v. Bonin. (Genthin). Nr. 57. 6. — | 


Entwurf einer berichtigten Rebac- — — 
tion der XII. Kommiſſion zu den 

88. 12. und 13. — Zu Nr. 

16 


(Deutih- Erone), Graf Bethu⸗ 


Freiherr v. Hoverbed. Graf zu | 





$. 10. mit dem 
Amendement 
v. Brauchitſch 
(Eibing), = 
Nr. 59.1.7. — 
angenommen. 


' $&. 11. mit den 


Amendements 
v. Hennig u. 
Genofien — 
Nr. 60, III. 2. 
a. und b. — 
Freiherr v. Ho⸗ 
verbeck — 
St. Ber. ©. 
544, — und. 
Hennig und 
Genoſſen — 
Nr. 60. I, 6. 
— angenom- 
men. 


88. 12. und 13. 
nebft den dazu 
neftellten Amen«- 
bements ber 
Kreis-Drd- 
uungs-Kom- 
milfion zur 
Vorberathung 
überwiejen. 


Wegen Schluſ⸗ 
ſes der Seſ⸗ 
ſion nicht mehr 
in pleno zur 
Berathung ge 
langt. 











| Borlagen, weldhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungd-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung | 6, Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. | Refolutionen zc. 


| (S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Kreis: Ordnung. $. 14. 
Reklamationen gegen die Veranlagung der Kreisabgaben. 


$. 15. 
Befreiung von den dinglichen Kreisabgaben. 


g. 16; 
Befreiung von ben perfönlihen Kreisabgaben. 
| 

| 


$. 17. 
Bon dem Kreid-Statut. 
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_Plenar« 


Sipungen, Medner, @rledigung, 
* in welchen die welche welche 
Ubänderungs: Antrage ꝛe. Berathung ſich an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
— haben. gefunden bat. 
| | 
Amendements: 22. Sigung, v. Salzwebell, v. Dieft, v. Hen- 8. 14. in ber 
v. Hennig und Genoffen. — Nr. 60. ı ©. nig, Geh. Reg.⸗Rath Perfius, durch das Un— 
II. 3. — u. Sten. Ber. S. 585. — u. bis 500. Scharnweber, v. Karborff, teramendement 
Miquel, — Sten. Beriht S. 587. — Lasker, Graf zu Eulenburg Miquel modi— 
— Angenommen — (Deutid»Grone), Dr. Gneift, fieirten Faſſung 
v. Kardorff. — Nr. 91. II. — Scharnweber, Freiherr v. Ho— der Alinea lu. 
— Gefallen. — verbed, v. Karborff, v. Dieft, 2. des Amende⸗ 
v. —————— — Nr. 83. 3. — v. Bodum-Dolffs, Miquel, ments v. Hen— 
— Gefallen. — Graf zu Eulenburg (Deutſch⸗ nig u. Genoſ⸗ 
Erone.) ſen. — Sten. 
| | Bericht S.585 
| — 586. — an⸗ 
genommen. 
Amendement v. Hennig u. Genofien. — ©. 599 | Solger, v. Hennig, Geb. Reg.» | $. 15. in der 
— Ar. .— bis 604. Rath Perſius, Miquel, Ha» | durd die Uns 
— Angenommen. — gen (Görlip), Solger, Graf | teramendementd 
Unteramendements: zu Eulenburg (Deutſch⸗Crone), Miquel u. Ha- 
Miquel. — Sten. Beriht S. 601. — v. Hennig, Hagen (Görlig.) | gen modificir- 
— Angenommen — ten Bafjung 
Solger. — - Bericht S. 601. — bes Amende- 
bgelehnt. — ments v. Hen⸗ 
2 —2* — Sten. Bericht nig u. Genoſ⸗ 
fen. — Nr. 60. 
_ "Angenommen. — I. 8. — 
angenommen. 
Amendement: — ©. 604 | Dr. Glaſer, Grumbrecht, Geh. | 8. 16. in ber 
v. —— u. Genoſſen. — Nr. 60. bis 609. Reg.Rath Perſius, v. Hen- Faſſung des 
. 9. — | nig, Geb. Reg.⸗Rath Per- | Amendements 
— Angenommen — | \ fius, Lasker, Hagen (Görlip), v. Hennig. — 
Dr. ®lafer, Freiherr v Hu. Nr. 60.1.9. — 
verbed, v. Behr, Grumbredt, angenommen. 
v. Brauchitſch (Elbing), v. Hen⸗ 
nig. 
Amendements: —S. 610 Grumbrecht, o. Dieſt, Graf | $. 17. iu der 
v. Hennig u. Gen. — Nr. 86. I. — bis 617. v. Schwerin, Geh. —— Faſſung des 
— Angenommen. — Perſius, Miquél, v. Mitſchlke⸗ Amendements 
v. Kardorff. — Sten. Ber. S. 612. — Collande, Laster, v. Dieſt, v. Hennig und 
— Abgelehnt. — Miniſter des Innern Graf | Genoſſen. — 
zu Eulenburg, Dr. Wehren Nr. 85. 1. — 
pfennig, Graf v. Schwerin, | angenommen. 
Minifter des Innern Graf 








zu Eulenburg, Freiherr v. Hu» 
verbef, Graf v. Schwerin, 
Miguel, Graf Renard. 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Albpabetiihe Drdnung 6. DOftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiſſions⸗ 
der Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Refolutionen :c. 
(S. Drudjachen und Anlagen zu dem ftenographifchen Berichten.) 





Kreis:Drdnung. $. 18, 
Gliederung des Kreijes. 


Untrag Hoffmann: Zwiſchen $. 18. und 19. einen meuen Para- 
graphen einzuſchalten. — Nr. 91. IV. — 
— Graf v. Wintzingerode. — Sten.-Ber. 
. 648. — 


8. 19. 
Begrenzung der Gemeinde» und Gutäbezirke. 


$. 20 
Gemeinde-Borfteher und Schöffen. 


8. 21. 
Wahl der Gemeinde-Vorfteher und Schöffen. 
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Plenar⸗ 
Sitzungen, Medner, Erledigun 
en die welche J 
d a erathun 
Abanderungs-Anträge ıc. — ſich an der Debatte betheiligt der Gegenftand 
bat. haben. gefunden hat. 
| 
Amendemente: 23. Sipung Miquel, v. Bonin (Genthin), 
Freiherr v.Doverbed und Böhmer ©. 630, v.Webell, Dr. Haenel, v. Brau⸗ 
— Nr. 84. UL 1 — bis 648. chitſch (Flatow), v. Niebelihür 
— MAbgelehnt. — (Freiftadt), Graf v. Schwerin, 
Dr. Haenel. — Nr. W. 1. — v. Bodums»Dolffs, v. Hennig. 
— Abgelehnt. — Freiherr v. Hoverbed,, v. Niebel- 
v. Bonin. — Wr. 57, 7. — ſchütz. 
— Zurückgezogen. — 


v. Bockum-Dolffs. — Nr. 31. — 
— Alinea 1. und 2. angenommen; 
Alinea 3. 4. und 5. abgelehnt. — 
Freiherr v. Hoverbed. — Sten. Ber. 
©. 633. — 


— Gefallen. — 
— — S. 648. Präfident v. Forckenbeck, Graf 
v. Wintzingerode. 
| 
Amendements: — S. 648. Lasker, Freiherr v. Hoverbed, 


Dr. Haenel. — Nr. 90. 2, — 
Freiherr v. ea ei Böhmer 
— Nr. 84. III. 2. — 
v. Bonin, — MR 57.8 — 

— GSämmtlid zurüdgezogen. — 

v. Bockum-Dolffs. — Sten. Ber. 
S. 649. — 

— Abgelehnt. — 

BT iR Eulenburg. — Nr. 78 


bis 651. v. Karborff, Lasker, Graf zu 
Eulenburg (Deutih. Erone), 
Freiherr v. Hoverbed, Lasker, 


v. Bockum-Dolffs. 


— Angenommen. — 


Amendements: v. Bonin (Genthin). 


— r. — 


44. Sitzung Präſident v. Forckenbeck. 
S. 1346. 

— Sämmtlich zurückgezogen. — 

—S. 1346. v. Bockum-Dolffs, 


Amendements: Freiherr 


a v.d Red. — Nr 236. Bis 1359. ©. d. Red, Freiherr v. Hover- 
1. bed, v. Mitichke » Collande, 

z Mitfgter Collande — N. v. Hennig, v. Behr, Geh. 
Regierungs » Rath Perfius, 

— era und Böhmer. Solger, v. Mitichle-Collande, 
— Nr. 84. IL 3, — Dr. Virchow, Minifter des 
v. Ba — Gten. Ber. S. 1859. — Innern Graf zu Eulenburg, 
Hennig, Dr. Virchow, 


— Sämmtlid abgelehnt. — v. 


Die Anträge 
Hoffmann und 
Graf v. Win. 
pingerode wer« 
den, bei ber 
Berathung Des 
$. 42. diskutirt 
werden. 


. 19. abgelehnt. 


$. 20. unveräns 
dert angenoms 
men. 


$. 21. unverän- 
dert angenoms 
men. 





| Borlagen, weldye dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Prriode vom 
Arphabetiiche Ordnung | 6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Mommiffions: 
der ' Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Hefolutionen ꝛe. 
| (S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Kreid:Drdnung. | 


$. 22. 
Wahlperiode der Gemeinde-Vorfteher. 


$. 28. 
Ablehnung des Amtes eines Gemeinde-Vorftehers oder Schöffen. 


8. 24. 
Beftätigung der GemeindesBorfteher und Schöffen. 
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lenar · 
| | — nen — 
J in welchen die welche | welche 
Abanderunge⸗Autrãge ıc. Berathung ſich an der Debalte betheiligt | der Gegenftand 
I era haben. | gefunden hat. 
1 
| v. Bodum:Dolffs, v. Hennig, | 
| Freiherr v. Hoverbed. | 
Amendements: 44, Sipung Wadler, v. Hennig, Geheimer | $. 22 mit dem 
Freiberr v. d. Ned. — Nr. 236. S. 1359 Regierungs » Rath Perfius, Amendement 
I. 2. — bis 1365. ı Wagener (Rranzburg), Graf v. Hennig. — 
— Gefallen. — v. Schwerin, Born, Wadler, Nr. 233. L 1. 
Wachler. — Nr. 72.14 — v. Brauditih (Blatow), Sole | — und unter 
— Abgelehnt. — ger, Graf v. Schwerin, ' Streihung des 
v. ng a) und v. Den— v. Hennig. jweiten Sapes 
zin. — Nr. 233. ber Regierungs- 
— ab — — Vorlage ange 
v. Hennig J Genoſſen. — Nr. | Nommen. 
85. 2. — 
— Angenommen — | | 
Wagener Branzburg). — Steno | 
graphiſcher — S. — 
Abge — — 
Amendements: —S. 1365. v. Hennig, Geheimer Regie- $. 23 mit dem 
v. Hennig und Genoſſen. — Nr. rungs⸗Rath Perſius. Amendement 
85. 3. — | v. Dennig und 
— An —— — Genoſſen. — 
Wachler. — 12. 5. | | Nr. 85. 3. — 
— Befeitigt, — | | angenommen. 
Amendements: —S. 1365. v. Bodum»Dolfft, v. Hennig, | $. 24 mit dem 
Freiherr v. d. Ned. — Nr. 236. — bis 1378. Wagener (Franzburg), v. Kar- | Amendement 
— Gefallen. — vor, Geheimer Regierungz- v. Hennig und 
Hoffmann — v. Kardorff. — Naih Perfius, Grafv. Schwer | Genoffen. — 
Nr. 91. V. — rin, Dr. Gneift, Wadler, | Nr. 85. 4. und 
— Gefallen. — Lasker, Geheimer Regierungs- | Stenograpbis 
Wachler. — Nr. 72.1.6. — Rath Perſius, Scharnweber, ſcher Bericht ©. 
— Gefallen. — Born, Graf v. Schwerin 1368. — ange— 
v. Hennig und Genoſſen. — Nr. 85. ' (Pupar), Freiherr v. Hover- | nommen. 
4. und Stenographiiher Beriht ©. bed, Miquel, v. Bodum | 
1368. — Dolffs, Lasker, Gebeimer | 
— Angenommen — Regierungs ⸗ Rath Perfius, | 
ener (Erangburg). — Stenogra⸗ Lasker. | 
ei her Beriht S. 1365. | 
bgelehnt. — | | 
v. Bodum-Doltfs, — Nr. 53. 4. — 
— Gefallen. — 
v. ee und v. Den» | 
zin. — Nr. 233 | | 


— 
Graf v. Schwerin. — Stenographi- 
icher Beriht S. 1366 und "1887. > | 
— Gefallen. — 
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Vorlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetische Ordnung 6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommifftons: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Refolutionen ze. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Kreid:Drdnung. $. 25. 
Vereidigung der Gemeinde-Borfteher und Schöffen. 


$. 26. 
Dienftunfoften-Entihädigung der Gemeindevorfteher und Schöffen. 


$. 27. 
Rechte und Pflichten des Gemeindevorftehers. 


Antrag v. Oven und Genoffen: auf —— der 88. 27. und 
28. in die XII. Kommiſſion — Nr, 240. II. 
— Abgelehnt. — 


$$. 28. u. 29. 
Spezielle Bezeihnung der Rechte und Pflichten des Gemeinde-Vorftebers, 
der Gutöberren und deren Stellvertreter ıc. 





Abänderungsd: Unträge ıc. 


Plenars 


Sipungen, Nedner, 
in welchen die welche 
Berathung ſich au der Debatte betheiligt 
ftattgefunden haben. 
bat. 


@rledigung, 
welche 
der Gegenftand 
gefunden hat. 


| 
ö — — —— 


— Behandlung der Petitionen, welche 
in Bezug auf die Kreis-Ordnung ein- 
gegangen find, — 


Amendements: 
v. Hennig und Genofien. 
— Nr 120.1. — 
— Angenommen — 
v. Mitſchke⸗Eollande. 
— Nr. 11 


— Burüdgezogen. — 


Amendements: 

Scaruweber — zurüdgezogen — 
v. a u.v. Denzin | 
— Nr. 233. 
v. Hennig dr 5 — Nr, 120. | 
2. — 


— Angenommen. — 
Wa . oe v. Karborff. 
— Nr. 236. I. — 

— re — 


ie Sa at (Deutid Erone) 
— alinea 2 * »nommen, alinea 2 bis 
5. abgelehnt. — 


Amendementb: 
Reihensperger — Nr. 48, — 
— Gefallen. — 
v. Hennig und Genofjen. — Nr. 120. 
III. und —— Ber. S. 1406 — 
— ad a. und b. angenommen, ad c. 
abgelehnt. — 
ke = In Rarbaril. 


— Nr. 2 
— —— — 
v. Dieſt — Nr. 238 — 
— Abgelehnt. — 

v. Bodum-Dolffs — Nr. 233. II. 
und Stenogr. Bericht S. 1396. — 
— Angenommen. — 
Wachler — Nr. 72.7. — 

— Zurüdgezogen. — 


Amendemente: 

v. Dieft. — Nr. 238. — 
Wadler — Nr. 72. J. 8. 9. — 
v. Hennig Rr. 120. 4.5. — 
v. Dven. — Nr. 82. 2, — 


45. Sitzung Graf v. Schwerin. 


S. 1379 
= &.1379. v. Hennig, Geheimer Regie 
bis 1381. rungs-Rath Perfius, v. Kar 
dorff, v. Hennig. 
=6.1381 Graf zu Eulenburg (Deutſch 
bis 1388, Crone), v. Hennig, Scharn- 


weber, Geheimer Regierungs- 
Rath Perfius, Freiherr v. Ho» 
verbed, v. Brauditih (Kla- 
tow), Engel (Leobihüp), Graf 
zu Eulenburg (Deutſch Erone), 
Scarnweber, Freiherr v. Ho» 
verbeck, v. — — 
Freiherr v. Hoverbeck, 
Brauchitſch (Flatow). 


—S. 1388 | Reihensperger, v. Karborff, 


Oven, v. Brauchitſch (Flas 
Lasker, Dr. Gneift, 


bis 1414. v. 


tow), 


v. 


8. 25 mit dem 


Amendement 

v. Hennig und 
Genoffen. 

— Rr.120.1.— 
angenommen. 


$. 26. mit den 
Amendements Graf 
zu Eulenburg 
— Nr. 240. 1, 
alinea 1. — v, 
Hennig u. Ger 
noffen — Nr. 
120. 2. — u. 
Wachler · v. Kar ⸗ 
dorff — Nr. 
236. U. — 
angenommen. 


$. 27. abge 
lehnt. 


Minifter des Innern Graf 


zu Eulenburg, Miquel, v. 
Brauditih, Dr. Gneift, v 
Kardorff, Lasker, Miquél. 


47. Sitzung Präſident v. Forckenbeck. 


| &. 1470 


und 1471. 


Die Berathung 
ber 88. 28. u. 
29. ausgejept 
bis nad) Been» 
digung der Be- 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiihe Ordnung 6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Rommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Hefolutionen :c. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 





Kreis: Drdnung. 


88. 30. bis 38. 
Aufhebung der mit dem Befige gewiffer Grundftüde verbundenen Bere: 
tigung und Verpflichtung zur Verwaltung des Schulzenamts. 


Bon den Amtsbezirfen und dem Amte des Amtd- Hauptmannt. 


| 
Gefchäftliche Anträge in Bezug auf die fernere Behandlung der Kreis: 
| ordnung und zwar: 
der $$. 93 bis incl. 103. „von den Berfammlungen und Geſchäften 
des Kreistages“; 
der 88. 104 bis 106. „von dem Kreishbausbalte* ; 


Abänderungs⸗Anträge zc. 


| Nedner, 
in weldyen bie, welche 
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ſich an der Debatte betheiligt 
baben, 


@rledigung, 
welche 

ber Gegenftand 

gefunden bat 


v. — ————— — Nr. 257 u. 
v. Beruäiifs (atom); u. Dengin | 
5 


Dr. Haenel — Nr. 0. 4 — 
Hoffmann — Nr. 245. — 


Amendementd: 


zu $. 30. a. Ritiäte-Gollanbe. | 
— Nr. 


— * — nt. — 


d 
zu $. 31. v. WinlAte-Goltande. 
— Nr. 237. 


_ Zurücgezogen. — 


v. | und Genoffen. | 


— Nr. 120. 6. — 
— Angenommen. — 


zu $. 34. J — und Genoſſen. 


— Nr. 
— * enommen. — 


zu 8. 38. v. Hennig und Genoſſen. 
Nr. 120. 8. — 


— Angenommen. — 


General-Discuffion. 


Perfönlihe Bemerkungen. 


Fortſetzung der General-Disculfion. 


Perlönlihe Bemerkungen. 


bis 1504. 





v. Mitſchke⸗Collande, Koppe. 





us, v. Kardorff, Miquel. 


ı 


49. Ey | Graf Bethufy-Huc, Dr. Gla- | 
©. 150 


fer, v. Brauchitſch rn) 


Koppe, Dr. Gneift, v. Unrub, | 


v. Benda, Miguel. 


v. Benda, Miquel, v. Benba, 


Miquel. 


50. — Graf v. Binpingerobe, Groſchke, 


v. Schöning, Lasker, Miniſter 


des Innern Graf zu Eulen- 
burg, v. Brauchitſch (Flatow), 


Freiherr v. Hoverbeck, Mini- 
ſter des Innern Graf zu 
Eulenburg. 
| 


= 6.1560) Dr. ®neift, Freiherr v. Hover- 


' bed, Graf v. Winpingerode, 
| Laster. 


52. Sipung | Präfident v. Fordenbed, v. 
©. 1595 Brauchitſch (Flatow), Hoff 
und 1596. mann. 


v. Brauditih (Flatow), Ger 
—— Regierun in PDer- 











rathung über 
den Bierten 
Abſchnitt. 

($$. 39—60.) 


68. 80. 32. 83. 


35. 36. 37. 
unveränbert, 

S 81. 34. u. 
8. mit ben 
Amendements 
v. Hennig — 
Nr. 120. 6. 7. 
u. 8. — am 
genommen, 


Die 88. 93 bis 

103, 104 bis 
106, 111 bis 
118 und bas 
Amenbement 
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Alphabetiiche Ordnung 





Borlagen, welhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
6. Dftober 1869 bis 12, Februar 1870 gemacht worden find, Kommiſſions ⸗ 


| 





ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Refolutionen ꝛe. 
(S. Druchſachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 
Rreis:Drdnung. ber $$. 111 bis 118. „vom Kreisaueſchuſſe reip. von der Kompetenz 


des Ausſchuſſes“ und 
bed Amendements Hoffmann. — Nr. 260, — 


Spezial. — 
$. 3 
Aufhebung ber polizeilichen 





$. 40. 
Umfang und Begrenzung der Amtäbezirfe. 


Vereinigung ber zu einem —* gite gehörigen Gemeinden und jelbft- 
ftändigen Gutöbezirfe zu einem bejonderen Rommunal-Berbande. 


$. 42. 
Grunbfäge für die Bildung ber Amtöbezirke. 





|  Plemars 











| Sipungen, Nebdner, 
‚in welchen die welche | 
Gibänderangb-Uinträge sc. | Derathung | fih an der Debatte beiheiligt 
ftattgefunden haben | 
bat. i 






| @rledigung, 


welche 
der Gegenftandb 
gefunden hat. 


SEE EEE EEE N BEE NER: EINEN, ——— 


I 





| 

| 

| 

| 

ww | 
52. Sitzung v. Salzwedel, v. Mitſchke⸗ 


S. 1596 Gollande, Witt, Graf Bethuſy⸗ 
bis 1601. | Huc. 
| 


Amenbdbements: 
Miquel und Genoffen, 
— Nr. 259.1. — 
— Angenommen. — 
v. Mitihfe-Eollande. 
— Nr. 250. IL 1. — 
— Burüdgezogen. — 


Amendements: 
Miquel und Genoſſen. 
— Nr. 259, 2. — 
— Angenommen. — 
Groſchke. — Nr. 258. I. — | 
— Gefallen. — | 
Dr. Glaſer, v. Denzin. | 
— Nr. 361. — 
— Gefallen. — 
v. Mitſchke⸗Collande. 
— Nr. 250. II. 2. — 


— 6.1602 Scharnweber, Groſchle, Frei 
bis 1605. | berrv. Hoverbed, v.Brauditih 
(Blatow), Lasker, Groſchke. 


— Zurückgezogen. — | 
Amendement: Miguel und Genf — &.1605 | v. Karbdorff, Miquel, Scharn- | 
jen. — Nr. 259. 3. — ' bie 1617. | weber, Dr. Virchow, Graf zu 


— Angenommen. — Eulenburg (Deutſch Erone). 








'—= &,1617 &ımpugnani. 
und 1618. 


Amendements: 
Miquel und Genoffen. 
— Nr. 259. 4. — 
— Angenemmen. — | | 
v. Bodum-Dolffe. — Nr. 31. — | 
— Gefallen. — | \ 
v. Dieft. — Nr. 265. J. — 
— Gefallen. — 
v. Brauchitſch (Eibing). 
— Nr. 253. I — 


— Gefallen. — 





& 


Hoffmann 

— Nr.260. — 
werden ber 
XI. Kommij- 
fion zur Bor« 
berathungüber« 
wiejen. 


$. 39. mit dem 
Amendement 
Miquel und 
Genoffen 

— Nr.259.1.— 
angenommen. 


$. 40. mit bem 
Amendement 
Miquel und 
Genofjen 

— Rr.259.2.— 
angenommen. 


$. 41. mit bem 
Amendenent 
Miquel und 
Genoffen 

— Nr.259.3.— 
angenommen. 


$. 42. in ber 
Faſſung des 
Amendementsd 

Miquel und 
Genofjen 

— Nr.269.4. — 
angenommen. 


14 * 











Alphabetiſche Orbnung 
der 


Gegenſtaͤnde. 


6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, KLommiſſions⸗ 
Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Mefolutionen zc. 

(S. Drudfachen und Anlagen zu ben ſtenographiſchen Berichten.) 


Kreis: Ordnung. $. 43. 
Möglihfte Vermeidung der Trennung von Gemeinte- und Gutäbezirken, 
welde bisher unter einer gemeinſchaftlichen Polizei-Berwaltung geftan 
ben, bei der Abgrenzung der Amtebezirke. 


Antrag: v. Karborff: 
bie Kreis» Drbnung mit fämmtlihen Amendements in die 
Kommilfion zu verweien. 
— GStenographiihe Berihte S. 1618. — 


$. 44. 
Borjhriften über die Bildung und Fünftige Veränderungen der Amts: 
bezirke. 


8$. 45. 46. 47.748. und 49. 
Amtshauptmann, Bildung und Befugniff⸗ der Amts-Vertretung, Er 
nennung, Stellvertretung, Dauer der Ernennung, Bereidigung und 
Beftätigung des Amtshauptmanns und deffen Stellvertreters. 


8. 50. 
Amtsobliegenheiten de8 Amtshbauptmanne. 


Plenar⸗ 








Sipungen, — | 
nz in welchen die‘ welde 
Mbönberunge.inteäge ze, Berathung | fi am der Debatte betbeiligt | 

) as ra] | haben. 
hat. | 
| 
Amendement Miquel und Genof- | 52.Sigung | Präfident v. Fordenbed. | 
fen. — Nr. 259. 5. — ©. 1618, 
— Angenommen. — ! 
| 
= &©.1618 | Graf v. Schwerin, v. Karborff. | 
und 1619. 
| 
Amenbements: —=&.1619. | Präfident v. Fordenbed. 
Miquel und Genoſſen. — Nr. 259. | 
6. — | | 
— Angenommen. — 
v. Brauchitſch (Elbing). — Nr. 253. | 
2. — | 
— Abgelehnt. — | 
v. Bodum-Dolife, — Nı.53.5.— | 
— Gefallen. — | 
Amendements: | —=5.1619. v. Dieft, Miquel, v. Brauchitſch | 
Miquel und Genoffen. — Nr. 259. bis 1624.  (Eibing), Scharnweber, Frei: 





7. und Etenogr. Ber. ©. 1624. — | herr v. Hoverbed. 
— Angenommen. — | 


» Bodum» Dolffs. — Rr. 53. 6. bi | 


— Gefallen. — 

v. Dieft. — Rr. 265. I. 2. — 
— Burüdgezogen. — 

v.Brauditid — und Genofſen. 
— Nr. 253. 3. 

— 54 — | 
Amenbements: 
v. Brauditid ——— und Genofjen. 
— Nr. 315. I. 

— —8 — 
Miquel und v. Hoverbed, — Nr. 
315. I. 1. und Sten. Ber. S. 1964. — 


: 62. Sitzung Scharnweber, 
©. 1944. 
bis 1950, 


Reichensperger, 
Graf von Schwerin-Pupar. 


63. Sigung Miquel, Regierungs- Kommilfar 
&. 1960. Geheimer Negierungd » Rath 


— Angenommen. — bis 1978. Perſius, v. Lattorff, Laster, 
v. Bodum-Dolffs. — Nr. 326. — Dr, Gneiſt, v. Bodum-Dolffs, 

— Angenommen. — v. Mitſchke⸗Collande, Wachler, 
v. Dieſt. — Nr. 265. I. 3. — v. Brauditih (Flatow). 

— Zurüdgezogen. — 


v. Bodum-Dolffs. — Nr. 53.4 — 
— BZurüdgezogen. — 






@rledigung, 


welche 
der Gegenftanb 
gefunden bat. 





$. 43. in ber 
Faffung des 
Amendements 

Miquel und 
Genofjen 

— Rı.259.5.— 
angenommen. 


Antrag v. Kar⸗ 
dorff abgelehnt. 


' $. 44. mit bem 


Amendement 
Miquel und 
Genoffen. 

— Nr.259.6.— 
angenommen. 


Die 88. 45. 46. 
47, 48 und 49, 
in der Fafjung 
der Amendes 
ments Miquel 
— Nr. 259. 
T. und Sten. 
Ber. ©. 1624. 
— angenonımen. 


$. 50. mit den 
Amendements 
Miquel und 
Freiherr von 
Hoverbeck — 
Nr. 316. J. J. 
und Stenogr. 
Ber. S. 1964. 
ſowie v. Bockum⸗ 
Dolffs. — Nr. 
326. — ange» 
nommen. 
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Alphabetiihe Ordnung 
ber 


Gegenftänbe. 


Kreis: Ordnung. 





Vorlagen, weldhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 








6. Ofteber 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions- 


Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Nefolutionen ze, 
(S. Drudfachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 


$. 51. 
Fernere Amtsobliegenheiten des Amtöhauptmanns. 


52 


$. 52. 
Defugniffe welde in den Städten von dem Magiftrate ausgeübt werben. 


$. 58. 
Aufgabe des Anıtshauptmanns in Beziehung auf die öffentlichen Wege, 
mit Ausihluß der Ehauffeen. 


Zufammenftellung der Borlage mit den in ber Vorberathung gefaßten 
Beichlüffen. — 88. 1. bis 38. — Nr. 269, — 


Mündliche — — der XII. Kommiſſion über die 
88. 93. bis 106. — Nr. 847. — 


Zufammenftellungen aus ben in Beziehung auf bie Kreis 
Ordnung eingegangenen Petitionen: 

1) betreffend die Aufhebung der mit dem Befige gewiſſer Grund» 
ftüde verbundenen Berechtigung und Berpflihtung zur Ber 
waltung des Schulzenamtes. — Nr. 242, — 


2) betreffend bie Abichnitte von den Amtöbezirfen und bem 
Amte des Amtshauptmannes und des Landrathe. 
ne Nr. 262. Pr 


3) betreffend bie Abjchnitte von dem Umfange in ber Begrenzung 
ber Kreile, Bertheilung und Aufbringung ber Kreis-Abgaben, 
Heranziehbung ber Forenſen, juriftiihen Perſonen  ıc. 

— Nr. 298, — 


4) welche die Ablehnung des ganzen Entwurfs der Kreitord⸗ 






Abänderungd: Unträge :c. 


Plenar⸗ 





Sipungen, | 
in weldyen die 
Berathung | 
ftattgefunden 
bat. | 


7 
| 


Medner, 
welche 
fi) an der Debatte betbeiligt 
haben. 


@rledigung, 
welche 

ber Gegenftand 

gefunden hat. 





Reichensperger. — Nr. 48. — 
Gefallen. — 


v. Kardorff-Wachler. — Stenogr. | 


©. 147. — 
— Abgelehnt. — 


Ber. 


Amendement: 
v. Hoverbed. — Nr. 315. I. 
— Angenommen — 


Umenbement: v. Brauditih (El- 
bing) und Genoffen. — Nr. 31 
. 2. — 


— Abgelehnt. — 


Amendemente: 


re — rl v. Hoverbed. | 


Rr. 
— — — 
v. Brauchitſch (Elbing) und Genoffen. 
— Nr. 315. I. 3. — 


— MAbgelehnt. — 





Berichterſtatter: Abgeordneter v. Wedell. | 


Mintten | ber Kommiffion: bie $$. 93 
bis 10 


nen Faſſung anzunehmen. 


Beridterftatter: 


5 Abgeorbneter 
vene — 


— Berichterftatter: Abgeorbneter Dr. 


v. Bunjen. — 


Berihterftatter: Abgeordneter 
v. Brauch itſch (Elbing). — 


— Berichterſtatter: Abgeordneter Häb- 
ler. — 


Miquel und — 


in der von ihr vorgeſchlage- 


63. Sitzung 
©. 





und 1980, 





} 





= 6.1979 





| 
| 





1978 Präſident v. Fordenbed. 


= 6&.1978  RRPTER IAEIRTIIe: Geheir | 
5. und 1979. 


mer Regierungs-Rath Perfius, 


Bice-Präfident v. Köller. 





$. 51 mit dem 


Amenbement 
Miquel und 
Freiherr v. Ho» 
verbed. — Nr. 
315. J. 2. — 
angenommen. 


$. 52. unverän» 


bert angenom« 
men. 


. 53 mit dem 


Amendement 
Miquel und 
Freiherr v. Dos 
verbed ange» 
nommen. 


Begen Ablaufs 
der Seſſion nit 
mehr zur Bera- 
thung gelangt. 


112 





| Borlagen, welhe dem Haufe der Abgeorbneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung | 6. Oktober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
der ' Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. | Nefolutionen zc. 
| (S. Druckſachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 


Kreid:Drdnung. nung befürworten, über die Höhe der durch die Annahme 
des Entwurfs enıftehenden Koften ſich ausſprechen und event. 
| als Aquivalent die Ueberweifung von SProvinzialfonds 

wünſchen. — Nr. 341. — 








Anmerkung: Außer den —— bezeichneten Amendements 
find? noh zu ben folgenden Paragraphen der Kreis— 
Drbnung unter Nr. 48. 53. 59 VIII. 250. 257. 
258. 265. 267. 315. 319. 322. und 323. Anträge ge 
ftellt worden. 


Zandesbanf, in Wiesbaden. S. Kredit Anftalten sub. 3. Staatshaushalt sub. 29. 





" 
Zandtag; Berta: Antrag des Königlihen Staats-Minifteriums wegen ——— tes 
gung deffelben. Landtages vom 14. Februar bis 2. Mai 1870. — Nr. 324.1. u. I. — 
Schlußberatbung. Antrag der Referenten, Vice Präfidenten 
v. Köller und v. Bennigjen: 
dem Antrage 4 Zuſtimmung zu ertbeilen. 
| 
| 
| 


— T, * — 





Zebrer:Ungelegenbeiten. Siehe Schulweſen und Staatshaushalt sub 8, 20. 





Mabl: und Schlachtftener. Aufhebung derjelben in mehreren Städten. Siehe Steuergejeggebung sub 2. 





| 
Medizinalweien. Geſetz⸗ Entwurf, betreffend die den Mebizinalbeamten für die Beſorgung 
gerichtsärztlicher medizinal- oder janitäts- polizeilicher Gejhäfte zu gemäb- 
renden Bergütungen. — Nr. 255, — 





Meierftättifches Eigentbum. Verfügungsbeſchränkungen bezüglich der Theilung ıc. beffelben. 





T13 








— | Nedner, nn. 

2 , in welchen die, welche welche 
Bibänderunge: Binteäge se. ı _Berathung | fid) an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
——— haben. gefunden bat. 

















Vorgelegt und die Schlußberathung ber | 62. Sigung. Minifter des Innern Graf zu Mit Rüdfiht 
ſchloſſen. S. 1837. Eulenburg, Präfitent v. auf die Mit⸗ 
und 1938. Fordenbed. theilung bes 


| | Heren Präfie 

64.Sitzung. Präfident. benten des Her- 

| &. 1981. | renhauſes, daß 

| und 1982. | von dem Her- 
| renhauſe bie 
Zuftimmung 


' zu ber bean- 
tragten Berta- 
gung nicht er- 
| theilt fei, in 

| bie Berathung 
| 





| nicht eingetre- 
' ten, 


| 
EEE 








BVorgelegt und einer befonderen (XVIL) | 47. Sitzung Kultusminiſter v. Mühler, Wegen Schluſſes 
Kommiſſion überwieſen. S. 1446. Präſident v. Forckenbeck. nis — 
mnicht zur Bes 


Berathung ge 
langt. 


S. Agrariſche Angelegenheiten sub 1, 
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Alphabetiihe Ordnung 
ber 


Gegenftände. 


Melivrationd: An: 
elegenbeiten. 
Fi auch Bewaͤſſe⸗ 
rungd« und Entwäſſe⸗ 
rungs⸗ Genoſſenſchaf⸗ 
ten u. Staatshaus⸗ 
balt sub. 8, 17.) 


Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Rommiffiond: 
Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 


Mefolutionen ze. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 


1. Petition des Magiftrats zu Lippftadt wegen Entlafjung der Lippftäbter 





I 
N! 


Meider und Wieſen⸗-Grundſtücke aus dem Berbande der Meliorations-So- 
cietät der Boder Haide. 
Zweiter Bericht der Agrar- Kommilfion. — Nr. 101, — Be 
richterſtatter: Abgeordneter Pieſchel. 
Antrag;: die Petition der Königlichen Staats-Regierung zur 
Abhülfe zu überweijen. 


2. Petition des Kolonen Anton Grewing, bdenfelben Gegenftand be 


treffend. 





3. Wetition bet Conrad Gellenkamp und Genoſſen zu Lippſtadt, um 


Sauuflung ihrer Fettweiden aus dem Berbande der Societät der Boder 
aide. 


| A. Wetition von 14 Gemeinden bes — Theiles vom Nieder-Oderbruch, 


| 
| 


Oberberg, Falkenberg ꝛc. ıc., um baldige Herftellung des früheren Zuftan- 
bes ihres Miliorationswerkes durch Befeitigung ber in der Dder vor biejem 
Werke beftehenden Sandablagerungen, oder um Weiterführung des Ent» 
waͤſſerungs ⸗Kanals bis unterhalb der Berfandungen bei Schwebt. 


Mennoniten. ©. Freie Gemeinden sub, 2. 





Miffion unter den Heiden, S. Staatshaushalt sub. 8, 20. 49. 





Michtbeftätigung des Bürgermeifters in Solingen. S. Gemeinde-Angelegenheiten sub. 4. 





Norddeutfcher 
Bund; Ausdehnung 
ber Kompetenz bei» 
jelben aufdasgefammte 


| 
Antrag der Abgeordneten Miquel und Lasfer: Die Königlihe Staats- 


bürgerlihe Redt. 


Regierung aufzufordern: 
ihren ganzen Einfluß geltend zu madhen, dab im Wege ber Bundes» 
gelepgebung die Kompetenz des Norddeutſchen Bundes auf das gefammte 
bürgerlihe Recht ausgedehnt werde. — Nr. 32, — 
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| 
l 
| —— Medner, @rledigung, 
P = in welchen bie! welche welche 
Abänderungs-Anträge :c. | Beratbung | fi an der Debatte betheiligt | ber Gegenftand 
a al haben. gefunden Bat, 
| 
Diecuſſion. 24. Sipung Piefhel, Ohm, Freiherr v. d. | Annahme bes 
Anträge: v. d. Kneſebeck-Teltow: S.669.bis Kneſebeck (Teltow), Minifter | Kommilfions- 
Uebergang zur Tages-Ordnung. 683, der —— la An» | Antrages und 
— Abgelehnt. — | gelegenbeiten v. Selchow. Mittheilungan 
Schulze (Berlin). — Nr. 124. — Schulze (Berlin), Pieſchel. die Königliche 
Unteramendement Böhmer zu Nr. | | Staats-Regie- 
124. — Stenographiiher Beriht ©. | | zung. 
669. | | 
— Der Zuftiz-Kommilfion zur Bors | | | 
beratbung übermiejen. — | | 
Derfelbe Beriht — Nr. 101, — | =.6,683. ı Pieldel, Präfident v. Forden- | Uebergang zur 


Tages ⸗Ord⸗ 


| | nung. 
Mündliche Berichterflattung * — — Von den Der 
Agrar-Kommilfion. — Wr. L | | tenten aus ben 
— Beridhterftatter: —— hie Berathungen 
el. des Hauſes zu⸗ 
Antrag: die Petition der König- züdgezogen. 
lichen Ernats - » Regierung zur Ab» 
hülfe zu üherweifen. 
Fünfter Bericht ber Agrar» Kommif- | Wegen Schluffes 
fion. — Nr. 312. — Beriterftatter: | der Selfion 


Abg. v. Zafrzemäti. 
Antrag: 
nung. 


Uebergang zur Tages-Ord-⸗ 


nicht mehr zur 
Berathung in 
pleno gelangt. 


| | | 

















Die Borberathbung im ganzen Haufe | 5. | | Präfident v. Fordenbed. Annahme des 
beichloffen. | ©. Untrages ber 
ı Abgeordneten 

General » Ditculfion und namentliche 26. zn Miquel, SuftizminifterDr. Leon» | Miquel u. Las⸗ 
Abftimmung, S. 721 hardt, Windthorft (Meppen), fer und Mit» 
bis 743. | Juftigminifter Dr. Leonhardt, theillung an 

| Dr, Achenbach, v.Mallindrodt, ' die Königliche 

Lasker. Staatd-Regie- 





| rung. 


15 * 
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| Vorlagen, welhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
Alphabetiihe Ordnung | 6. Oktober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffiond: 
ber Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefolutionen ze. 
(5. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Morddeuticher | Befchluß der Borberathung. — Nr. 143, — 
Bund. | 


— SEHE NEREFER Eee > REES 


Parochiallaften. S. Kirhlihe Angelegenheiten sub. 7 und 9. 





Paß⸗Gebühren. Petition des Magiſtrats und der Stadtverordneten zu Tilſit, um Berwen- 
dung dafür, daß die Königlihe Staate-Regierung den ftädtiſchen Polizei» 
Verwaltungen gegenüber von der Erftattung der Gebühren für Aurlande 
päffe fortan Abftand nehme. 
Zweiter Bericht der Petitions-Kommilfion. — Nr. LIE sub F. — 
Berihterftatter: Abgeordneter v. Lattorff. 
Antrag: Uebergang zur Tagesordnung. 





Patentertbeilung. | Petition des Mehanifus Talg zu Berlin um Ertheilung eines Patents 
| auf ein von ihm erfundenes Thermometer für ärztliche Zwede. 

Zweiter Bericht der Kommilfion für Handel und Gewerbe. — 

Ne. 144 B. — Beridterftatter: Abgeordneter Dr. Schlienfamp. 


Antrag: Nebergang zur Tagesorbnung. 


Penſionsweſen. 1. Petition des invaliden Unteroffiziers, jetzt Botenmeifters des Magi- 
ſirats zu Landsberg a. W., Hartwig, um Anrechnung der Militairdienftzeit bei 
der Penfionirung der im Kommunaldienfte angeftellten MilitaireInvaliden. 
Zweiter Bericht der Petitiond-Kommilfion. — Nr. 116 sub. C. — 
Berihterftatter: Abgeorbneter Wellmann. 
Antrag: Uebergang zur Tages-Drbnung. 
2. Petitionen ber vormals Schleswig.Holfteinihen Offiziere v. Steenfen, 
| Hasbad, v. Döring, ihre Penſions-Anſprüche betreffend. 
Vierter Bericht der Petitions-Kommiſſion. — Nr. I61 sub. C. 
— Bericterftatter: Abgeordneter Carl Prinz zu Hohenlohe. 
Antrag: Uebergang zur Zages-Dronung. 


3. Petition bes Preußiihen Rittmeifters a. D. früheren Schleswig + Hel- 
fteinihen Offiziers v Puttlamer, worin derjelbe fi über die Ablehnung 
feines an die Königlihe Staats» Regierung gerichteten Antrages um Ge 
nehmi ung zur Beihreitung des Rechtsweges, wezen vermeintlicher Penfiond- 
Anſprüche, bejhwert und beantragt: 

1) die Staats-Regierung um Auskunft namentli über die Rechtäber 
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og nm ee ro — 








| Dlenar | 
 Sigungen, Nedner Erledigun 
welchen die — er $ 
4 ä erathung 
ie hei a Aattgefanben fi an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
| hat. haben. gefunden hat. 
Discuffion und zweite Abftimmung. 37. Sipung v. Lingenthbal, v. Karberff, |. 
S. 1091 Simon v. Zaftrow, Dr. Bir 
| bis 1098. | how, Lasker. 








Disfuffion. 


l 
| 87. — Grumbrecht, Regierungs- Roms | Ueberweilung an 














Amendement Grumbredt S. 1121. | miffar: Geb. Ober » Regie: die Königliche 
Uebermeifung an bie Königliche | bis 1123. | rungsratbWenzel,Grumbredt, | Staatsregierung 
Staatsregierung zur Berüdfihtigung. Freiherr v. d. Red (Minden), | zur Berüdfihtis 

— Angenommen. — | Grumbrecht, v. Lattorff. gung. 
Abſtimmung. 51. Sigung | Präfident v. Forckenbeck. Uebergang zur 
S. 1579. | Tagesordnung. 
| | 
| | 
| | 
Abftimmung. sr. Sihung Vice⸗Praͤſident v. Köller. Uebergang zur 
S. 1121. Tages⸗Ordnung. 
| 
| 
EEE \ — RER 
Diskuffien. | 56. Sipung | Jung, Dr. Gneift. Regierungd» | Uebergang zur 


Amendement Jung: 

Die Petitionen, infoweit fie einen Ans 
Ipru auf Nachzahlung des durch das 
Neichötagageleg vom 14. Juni 1868 
gewährten Penfionsfages für die Zeit 
vom 1. Januar 1864 bis 1. Suli 1867 
erheben, ber Königlihen Staats-Re— 
gierung zur Berüdfihtigung zu über 


weifen, über alle anderen Anträge 
aber zur Tages-Ordnung überzugehen. 
— Abgelehnt. — 
Diecuffion. 


Amendement Jung: 


Die Petition, joweit fie auf Genehmigung | 
der Klage gegen den Fisfus gerichtet | 





S. 17 42 | Kommiffar: Major v. Kirch | Zaged-Orbnung. 
' bis 1747. | bad, Dr. Forchhammer, Re | 
| » gierungs» Kommiſſar: Regier | 
| rungs-Ratb Dr. v. Möller, 
| Prinz zu Hobenlobe. 
| 
' 65. Sipung | Jung, Regierungs-Kommifjar: Annahme des 
' ©. 2025 | NRegierungs»Ratb Dr v. Möl- | Umendements 
bis 2031. ler, Dr. ®neift, Dr. Zorengen, bes Abgeord⸗ 
Regierungs-Rath Dr. v. Möle  neten Jung 


| | 
| | 
| | 
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| Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiihe Orbnung 6. Oktober 1869 bis 12. Februar 1870 gemadht worden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Neſolutionen ze. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 





Penfionsweien. ründung ihres Schritts den im Gtaate geltenden Redhtögrund: 
ägen gegenüber zu erjuden, 

2) den Antrag auf Genehmigung der Klage wider den Staatsfisfus 

zur Erledigung rejp. Berüdfihtigung der Staats-Regierung zu über 


geben, 

3) die Aufhebung der Dänifchen, eine Willführmaßregel involsirenden 
Beftimmung, nad welder Niemand wegen Gehalt oder Penfion 
gegen ben Fiscus der Herzogthümer Magen bürfe, durch bie Ini— 
tiative in Betreff eines Seedes herbeizuführen. 

Derfelbe Bericht. — Nr. 161D. — 
Berichterftatter: Abgeordneter Carl Prinz zu Hohenlohe 
Antrag: Uebergang zur motivirten Tages-Ordnung. 





Prämien: 1. Sinterpellation der Abgeorbneten Loewe, v. Hennig, v. Dieft, Kraß, 
Anleihen. v. Kardorff und v. Bonin (Genthin) betreffend das Projekt: 
| den Geldbedarf von 100 Milionen Thaler zu Baumitteln für 4 große 
Priv.it- Eifenbahn- Gefelihaften durch eine Prämien- Anleihe zu be 
Ihaffen. — Nr. 7. — 


2. Antrag ber Abgeorbneten v. Brauchitſch (Eibing), Dr. Loewe, 
v. Denzin, v. Benba, v. Karborff auszuſprechen: 
daß das Haus ber Abgeordneten bie von der Königlichen Staatd-Re 
age urn bio Konzeſſion einer Prämien-Anleihe zu dem Betrage 
von 100 Millionen Thalern mit dem Staatswohle für nicht vereinbar 
hält. — Nr. 26. — und 


3. Antrag ber Abgeordneten Dr. Braun (Wiesbaden) und v. Behr. Die 
Königlihe Staatd-Regierung aufzufordern: 

1) dahin zu wirken, daß bie Frage der Statthaftigleit von Prämien 
Anleihen auf dem Wege der Bundesgelepgebung geregelt, und daß 
womöglid bie hierdurch feftgeftellten Normen demnächſt auf bem 
ne des Vertrags auch auf die ſüddeutſchen Staaten ausgebehnt 
werben, 

2) bis zum Zuftandefommen dieſes Bundesgefepes Prämien-Anleihen 
nicht zu Fonzeffioniren und die verbündeten Regierungen zu einem 
gleihen Verhalten zu veranlaffen. — Nr. 25. — 





Schl 5 pberathung: Antrag der Referenten Abgeordneten Stengel und 
v. Hennig: 
bie vorftehenden Anträge unverändert anzunehmen. — Nr. 84, 3.4. — 
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Plenar- 












Sipungen, Hebner, @rledigung, 

e in welchen die welche welche 
Abänderungd:Uinträge c. | Berahung |. fig an der Debatte betheiligt | der Gegenftanb 
u haben. gefunden hat. 






| 








ift, der Königlihen Staats-Regierung ' Ier, Dr. Forchhammer, Prinz | und Mittbei- 

zur Berüdfihtigung zu übergeben, zu Hohenhohe. lung an bie 

über die Anträge ad 1. und 3. aber | | Königliche 

zur Tages-Drdnung überzugehen. | Staatö-Regie- 
| rung. 


Berlefung, Begründung und Beantwor- 4. Sipung | Dr. Loewe, Hanbelöminifter | Bon dem Herrn 





tung ber Interpellation. S. 34 bis Graf v. Ipenplip. Handelsminifter 
38. | beantwortet. 
Allgemeine Beſprechung. — ©. 38 v. Benda, Hanbdelsminifter Graf | 
bis 45. | ng Freiherr v. Eckard⸗ 
ſtein, Dr. Braun (Wiesbaden), 


Heydt, v. Hennig, Schulze 


| ' Binangminifter Freiherr v. d. 
| | (Berlin), v. Behr. 











Die Sclußberathfung beſchloſſen. — 5. ig Präfident v. Forckenbeck. Annahme beider 
©65. | Anträge und 
| | Mittheilung an 
v. Benda: Beihleunigung ber Be 7. ET v. Benda, v. Sybel, Stengel, die Königlide 
rathbung. — S. 142. | v. Benba. Staatd- Regie 
| rung. 
Münblicher Bericht. 9. Sipung | Stengel. 
&.194 u | 
195, 196 
u. 197. 
Disceuffion. — &.195 | Hanbelsminifter Graf v. Ipen- 
bis 211, plitz, v. Sybel, Dr. Braun 
(Wiesbaden), Dr. Loewe, Han⸗ 
| delöminifter Graf v. Ipen- | 
plig, v. Hennig. | 
Perjönlide Bemerkungen. = S. 211 v. Benba, v. Sybel. | 


und 212. 
Abftimmung. | = 6,212. | Präfident v. Forckenbeck. 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
ber ' Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. | Neſolutionen zc. 


| (S. Druckſachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 


Prediger: Semi: me der Abgeordneten Dr. Braun (Wiesbaden) und Genoffen: 

nar in Serborn. die Königlihe Staats-Regierung aufzufordern, über die von ihr beab» 
fihtigten Veränderungen der Ginrihtung und Dotirung des evanger 
| liihen Prediger-Seminars in Herborn, Regierungs-Bezirks Wiesbaden, 


dem Landtag einen Gelepentwurf zur verfaffungsmäßigen Zuftimmung 
vorzulegen. — Nr. 186, — 


Albpabetiihe Ordnung 


Schlußberatbung. Antrag der Referenten Abgeordneten Cent und 
Graf zu Eulenburg (Deutjd»Erone): 


| auf Mebergang zur motivirten Tages Ordnung. — Nr. 311. — 
| 








Preß:Ungelegen: | 1, Untrag der Abgeorbneten Dunder und Dr. Eberty auf Zuftimmung zu 


beiten. dem von ihnen vorgelegten Gejep-Entwurf, betreffend die Aufhebung ber 
Beihränfung der Preffreiheit. — Nr. 18, — 
General-Discuffion. 





Fortſetzung der General-Discuffion. 


| Spezial-Discuffion 
d 


un 
Abſtimmung über den ganzen Geſetz-Entwurf. 


Beſchlüſſe der Vorberathung. — Nr. 274, — 









Dlenar« 





Sipungen, | R e d n er, @rledigung, 

* in welchen die welche welche 
Abanderunge⸗Autrage ıc. — — ſich an ber Debatte betheiligt | der Gegenftand 
fa Er — haben. gefunden hat. 
Die Schlußberathung beſchlo fjen. ra Präfident v. Fordenbed. | Wegen Schluſ⸗ 





Die Borberathbung im ganzen Haufe 
beſchloſſen. 


Zur Geſchäfts-Ordnung. 


Antrag Dr. Glajer: 
über den Antrag der Abgeorbnneten 
Dander und Dr. Eberty zur 
motivirten Tages ⸗Ordnung überzu- 
in Stenographiſche Berichte 


— MAbgelehnt. — 
Amendement Lasker: im $. 2. ftatt 


„der Preußiihen Gerichtsbarkeit” 
u jeßen: 


zu eh 
„des Norbdeutihen Bundes“. 


— Angenommen. — 


General» Discuffion. 


Spezial-Discuffion 
und 
Abftimmung. 


| 


4. Sipung | Präfident v. Fordenbed. 
| ©. 33, 





21. Sigung | 


S. 553 
bis 555. 


= ©. 555, 


51. Sipung 


und 1573. 


j sem S. 1574. 





\ 56. Sigung 


&. 1717 
bis 1720. 


= ©1720 


und 1721. 


©. 1572 





| 
I 
i 
' Dunder, Dr. Glafer. 


} 
1} 


| 





| 


| 
Dr. Eberty, Minifter des In- | 
nern Graf zu Eulenburg. 


Dunder, Minifter des Innern 
Graf zu —— Heiſe, 
Graf v. Schwerin, Duncker. 


Präfident v. Forckenbeck. 


| 

! 

| 
Simon v. Baftrow, Graf 
v. Schwerin, Dunder. 


Dr. Windthorſt (Meppen), 
Dunder, Dr. Windthorſt 
(Meppen). | 

| 


jes ber Seffion 
nit mehr in 
pleno zur Be 
rathung gelangt. 





Annahme bes Ge- 


ſetz ⸗ Entwurfs 
und Mitthei⸗ 
lung an das 
Herrenhaus; 

dort abgelehnt. 
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Vorlagen, welde den Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
| 6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiſſions⸗ 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 


Alhpabetiſche Ordnung 


Refolutionen ꝛe. 


Gegenſtaͤnde. 
| (S. Drudjachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





—— 2. Petitionen der vereinigten Buchdruckerei-Beſitzer in Berlin, W. Beerfeld 

heiten. und Genoſſen, und des Buchdruckerei-Beſitzers Teſch zu Wriezen a. O. 
um Aufhebung reſp. Abänderung mehrerer Beſtimmungen des Drefgeieet 
vom 12. Mai 1851. 


Mündliche Berichterftattung der Juſtiz-Kommiſſion. 
Berichterftatter: Abgeordneter Wachler. 
Antrag: die Petitionen duch die Beſchlußfaſſung über vor- 
ftehenden Gejep- Entwurf für erledigt zu erachten. 








Mentenbanf, Errihtung einer jolden für Schleswig. Holftein. S. Agrariſche Angelegenheiten sub 4. 





Mbeinfifcherei. S. Staatöverträge sub 3. 





Mpeiutebiifteßett, | Gefeß-Entwurf, betreffend die Ausführung der revidirten Nheinfhif: 
Akte. fahrts ⸗Alte vom 17. October 1868, in der vom Herrenhauſe beſchloſſe⸗ 
nen Faſſung. — Nr. 229. — 


Schlußberatbung. Antrag des Refereuten —— v. Sybel: 
den unverändert anzunehmen. — Nr. 273. — 


| 
| 





Rbeinfchifffabrts:  Gefeg: Entwurf, betreffend die — hr ge in der von dem 
Gerichte. Herrenhaufe bejchlofjenen Faffung. — Nr. 230. — 


Schlußberathung. Antrag des Referenten Abgeordneten Hoſius: 
dem Gntwurfe in der vom Herrenhauſe beſchloſſenen Faffung die verfal- 
fungsmäßige Inftimmung zu erteilen, jedoch die folgenden Zufäge ein 
N 

u $. 18, 
„Werben verſchiedene Gerichte gleichzeitig mit der Sache befaft, 
fe beftimmt im Falle ber Nihteinigung zwiſchen den Polizeian- 
wälten, beziehungsweile den Parteien der Rheiniſche Appellationd- 
gerihtähef zu Cöln basjenige Gericht, vor welchem bie Sache 
weiter zu verhandeln.“ 

Bu $. 18. nad den Worten „das vorihriftsmäßig aufgenommene Pro- 
En bat“ zuzujegen „in "Strafiaden“. 


Diele Beftimmung findet auf die im $. 12. aungelpeodhene 1 Pr 
barfeit des Schiffsherrn feine Anwendung.” — Nr. 2 
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— — — — — — — ——e —— — — —ñ— —— —s —— 


Plenar⸗ 
Sitzungen, Nedner, 
bänd — in welchen die welche 
Abänderungs: Anträge ꝛe Derathung ſich an der Debatte betheiligt 
stattgefunden haben. 


| bat. 


Erledigung, 
welche 
ber Gegenjtand 
gefunden hat. 


a En ee a — 


Miündlicher Bericht. 56. Sipung Wachler. 
S. 1721. 


| Präfident von Fordenbed. 


| 


Abftimmung. = 6.1721. 


I 
I 
1 
I 





i 


| 


Annahme bes 
Kommiſſions⸗ 
Antrages. 


— 








Die Schlußberathung beſchloſſen. 43. Sipung | a v. Fordenbed, v. Sy⸗ 


©. 1338. 


Mündlicher Bericht. 64. Sipung 
S. 1998 


bis 2000. 


v. Eybel. 


Abftimmung. —= &.2000. Präfident. 


Annahme des 
Sejep- Entwurfs 
in der von dem 
Herren hauſe be⸗ 
ſchloſſenen Faſ⸗ 
fung und Mit⸗ 
tbeilung an die 
Königl. Staats⸗ 
Negierung und 
das Herren» 
haus. 





Die Schlußberathung beichloffen. 


43. Si ung te v.Fordenbed, v. Sy⸗ 


S. 1338. 
Miündlicher Bericht. 64. Sigung Hoſius. 
S. 2000 | 
bis 2001. 
General»-Ditcuffion. =6&.2001 Peltzer (Düffeldorf), v. Guerard, 
bis 2004. Elven, Reg.» Komm. Geh. | 
Zufti rath Schneegans, Hoſius. 
Spezial-Dizcuffion. —= 6.2004 Nüder, v. Sybel, Geh. Juftiz« | 
Amendements: bis 2009. rath Schneegams, Pelper(Düf- | 
Nüder = Nr. 277, — ſeldorf), Hoſius, Nüder, 


Peltzer (Düſſeldorf). — Nr. 284, — | 
v. Guerard, Kratz. — Nr. 301. — | 
— Theils abgelehnt, theils zurüdge- 

zogen. — 


rath Schneegans, 


v. Sybel, Nüder, Geh, Zuftige | 
Nüder, | 


Unveränderte Ans 
nahme bes Ge» 
jep + Entwurfs 
in der von dem 
Herrenhauſe be» 

hloffenen Faſ⸗ 
ung und Mit« 
tbeilung an bie. 
Konigl. Staats⸗ 
Regierung und 
das Herren⸗ 
haus. 
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Borlagen, weldhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetijhe Ordnung | 6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Bommiffions: 
ber ' Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. | MNefolutionen zc. 
| (S. Drudjachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 





Nbeinfchi ⸗ 
ee 





MHubr » Uferord⸗ | Petition des Gemeindevorftehers zu Weftief und Genoffen, um Erlaß einer 
nung. (©. aud neuen Uferorbnung für die Ruhr innerhalb der Kreiſe Hamm, Sierlohn 
Staatshbaushalt sub | und Dortmund. 

Erfter Bericht der Agrar-Kommilfion — Nr. 93 sub C. — Be 
| richterftatter: Abgeordneter Hagen (Fürſtenthum). 
Antrag: Uebergang zur Tages-Drdnung. 


Schadenerfaß bei Gefet: Entwurf, betreffend bie Verpflichtung der Gemeinden zum Erjag 


öffentlichen Auf: des bei öffentlihen Aufläufen verurſachten Schadens in dem Provinzen 
länfen. | Hannover, Heflen-Naffau, Schleswig-Holftein und in den Hohenzollern 
——— in ber von dem Herrenhauſe beſchloſſenen Faſſung. — 

r. —A— 


Bericht der verſtärkten Juſtiz-Kommiſſion vom 8. Januar 1870 mit 
dem Antrage: 
dem Geſetz-Entwurf die Zuſtimmung nicht zu ertheilen. 
Berichterſtatter: Abgeordneter Wölfel. — Nr. 25 





Schatzanweiſungen. S. Staats ⸗Anleihen sub 1. und Staatshaushalt sub 3. 54. 


Schenkungen. Gefeß: Entwurf, betreffend die Genehmigung zu Schenkungen und letz⸗ 
willigen Zuwendungen, jowie zur Uebertragung von unbeweglichen Gegen- 
ftänden an Korporationen und andere hurifiide Perfonen, in ber vom 
Herrenhauſe beſchloſſenen Faſſung. — Nr. 135, — 


Ban: ber Juftiz-Kommilfion vom 16. Dezember 1869 mit dem 
ntrage: 
ben Gejep-Entwurf unverändert anzunehmen. — Nr. 217, — 
Berihterftatter: Abgeorbneter v. Seydewitz. 
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Frau 7 
igungen, | Med @rledigun 
> in melden Bi er — 
a t | 
bänderungd: Antrage ıc. Pre ſich an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
bat. | haben. | gefunden hat. 


| 
I——— nm nn 
| Hofius, v. Guerard, Pelper 
(Düffelborf), v. Guerard, Geb. 
Juſtizrath Schneegans. 


66. Sipung | Nüder, Pelger (Däffeldorf), | 

©. 2046 | Geh. Juſtizrath Schneegans, 

bis 2048. Hofius, Geh. Juſtizrath 
| Schneegans, Böhmer. 


) 

















Abftimmung. = 6.2048. Präfident v. Fordenbed. 
Discuſſion. 21.Sipung | Dr. Beder (Dortmund), v. Be | Annahme bes 
Amenbdement: Dr. Beder: die Pr | S.569bis | ning, Regierungs-Kommiffar Amendements 
tition der Königlihen Staats-Regie- | 571. Regierungerath v. Kampp. Dr. Beder und 
rung zur Berüdfihtigung zu über ' Mittheilungan 
weijen. ' die Königliche 
|  Staats-Regier 
| | rung. 
„An die verftärkte Zuftizfommiffion über» 20.Sigung | Präfident v. Fordenbed. Wegen Schluſſes 
wieſen. ©. 532. der Seſſion 


pleno zur Be» 
rathbung ger 











| nit mehr in 
| 
| | langt. 
| 
| | | 
| | 
| | 
Der Zuftiz-Kommilfion überwielen. 26. Sitzung | Präfident v. Fordenbed. Annahme des Ges 
S. 689. | ee. in 
| | t von bem 


| | | Herrenhaufe ber 
ſchloſſenen Faſ⸗ 


| 
Abftimmung. ‚61, Sipung | Präfident. fung und Mit. 
B S. 1895. | thenlung an bie 
| Königl. Staats⸗ 


| | Regierung und 
| bad Herrenhaus. 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetiihe Ordnung | 6. Dficber 1869 bis 12, Februar 1870 gemacht worden find, Kommiſſions⸗ 
ber i Berichte, Anträge der Abtheilungen, RKommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen zc. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 





Schenfungen. | Petition des Buchhalters Schneider zu Hildesheim, um 
| Erlaß eines Gefepes, wonad alle Teftamente, welde zur 
| tobten Hand lauten, der Prüfung und Genehmigung der 
| Regierung bedürfen ıc. 


Schornfteinfeger: | Petition des Schornfteinfegermeifters Tiedecke zu Wuſterhauſen und Ge 
Gewerbe. nofjen, um gejeplihe Regelung bes Schornfteinfegergewerbes, 
| Dritter Bericht der Kommilfion für Handel und Gewerbe. — 
Nr. 151 sub A, — Berichterftatter: Abgeordneter v. Eynern. 
Antrag: Uebergang zur Tagesordnung. 


! 





Schulwefen. 1. a. Entwurf eined Unterrihts-Gefepes. — Nr. 75. I. — 


bh. Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Aufhebung der legten Beftimmung 
des Artifels der Berfafjungs-Urfunde vom 31. Sanuar 1850. 
— Nr. 75. — 


— Statiſtiſche Anlage zu dem Entwurfe eines Unterrichts-Geſetzes, 
m... er dem Referenten der Kommilfion, Abg. Dr. Gneiſt. 
— Zu Nr. 785, — 


2. Antrag ber Abgeorbneten Dr. Klein und Genoffen auf Annahme bei 
von ihnen — Gefep- Entwurfs, betreffend die Einrichtung 
der öffentlihen Volksſchulen im Gebiete des vormaligen Herzogtbums 
Naſſau. — Nr. 289. — 


3. Wetitionen aus Pofen, Danzig, Tilfit, Perleberg, Grüneberg, Rawic;, 
Lippftabt, Trier, Bromberg, Thorn, Mühlheim, Landshut, Ruhrort, Col» 
berg, Hagen und Gafjel, betreffend die Zulaffung der Abiturienten der 
Realihulen I. Ordnung zu den Univerfitäts-Stubien. 


Erfter Bericht ber Unterrihts-Kommilfion. — Nr. 96. sub A. — 
Derihterftatter: Abgeordneter Dr. Wehrenpfennig. 
Antrag: Ueberweifung an die Königlihe Staats-NRegierung ır. 


A. Petition ber jüdiihen Gemeinde zu Nakel, worin beantragt wird bahin 
zu wirken, daß die Inſpection über die jüdiſche Elementarfchule daſelbſt 
| dem evangeliihen Geiftlihen entzogen und dem Rabbiner übergeben werbe. 


| Derfelbe Bericht. — Nr. 96. — sub B. — Bericterftatter: 
Abgeordneter Dr, Künzer. 
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Abanderungs: Anträge zc. 





Plenar⸗ 
Sipungen, ANedner, 
in welchen die welche 
Berathung ſich an ber Debatte betheiligt 
ſtattgefunden haben 
hat. 





@rledigung, 
welche 

ber Gegenftand 

gefunden hat. 





| 
Derfelbe Bericht — Nr. 217. — | — Präfident v. Forckenbeck. 
. 1895. 


Abftimmung. 


1 


| 51. Sigung 
&15 


| 
85. 


Präfident. v. Fordenbed. 


| Durd die Beſchluß⸗ 

‘ faffung über ben 
vorſtehenden Ger 
ſetz ⸗ Entwurf für 
erlediat erklärt. 


Uebergang zur 
Tagesordnung. 





Bo rgelegt. 


Beſchlußnahme über die geihäftliche Be— 
handlung. — Beide Gefep- Entwürfe 
werden einer beſondern Kommilfion 
von 35 Mitgliedern überwiejen. — 


Perlönlihe Bemerkungen. 


| 
| 
| 
| 


Der Kommiffion für das Unterrichts» | 


Gefep überwiefen. 


Antrag Sämibt: die Petitionen an 


die Kommilfion für das Unterrichtsge— 


jep zu verweilen. 


Discuffion. 
Antrag Dr. Wantrup: Hebergang zur 
Zaged-Drdnung. 


' 13. Gigung | Kultusminifter v. Mühler, Prä- 
S. 307 | fident v. Hordenbed. 
bis 310, 
20. Sig ne. v. — Dr. 
S. Wehrenpfennig, Forch⸗ 
bis ss. hammer, v. — Bieck, 
Richter (Sangerhauſen), Graf 
Bethuſy⸗Huc, Heife, Schulze 
(Berlin). 
=6&.531. | Biel, Richter (Sangerhaufen). 
58. Sipung | Präfident v. Fordenbed. 
S. 1783. 
| 
21.Sigung Richter (Sangerhaufen), Reg.» 
S. 571, Komm. Geh. Regierungs-Rath 
und 572.  delaCroix, Shnibt(Stettin), | 
Dr, Wehrenpfennig. 














= - 6, 573 | Dr. Wantrup, Dr. Wehren ⸗ 
bis 380. pfennig, Reg.- Komm. Geh. 
Reg.-Rath de la Croix, Dr. 
' Bantrup, Dr. Koſch, Geh. 


Beide Gefep- 
Entwürfe in 
| der Kommilfion 
unerledigt ge 
blieben. 





Wegen Sdiuſ⸗ 
ſes der Seſſion 
nicht zur Bes 
rathung ges 
langt. 


Annahme bes 
Antrages bes 
Abg. Schmidt 
ı und Uebermwei- 
fung an bie be» 
treffende Kom⸗ 
miſſion; dort 
unerledigt ge 
| blieben. 





Annahme bes 
Kommiſſions⸗ 
| Antrages und 
Mittheilung an 





Alphabetiihe Ordnung 
ber 


Gegenftände. 


Schulwefen. 
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| Borlagen, welhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
6. Oktober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Mefolutionen ꝛe. 
(S. Drudfahen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 





’ 


Antrag: Ueberweifung an die Königliche Staatd-Regierung zur 
Abhülfe, 


| 

| 

I 

| 5. m... bes Presbyteriums der Hoflirhe zu Breslau, worin beantragt 

! wird, daß 

| I. das in dem Minifterial-Erlaffe vom 16. April d. 3. angeordnete 

Aufhören des Friedrichs. Gymnafiums als Gymnafium nicht weiter 

| zur Ausführung gebracht, vielmehr deſſen Forteriftenz genehmigt 

| und anerkannt, 

| 1, für die nächſten Jahre unter den durch die Allerhöchfte Ordre vom 

| 10. Januar 1817 und den Minifterial-Erlaß vom 2. DOftober 1842 

| vorgezeihneten Modalitäten für das landesherrliche Kompatronat 
ein firirter Zufhuß zu den Lehrerbejoldungen gewährt werde, bie 
die eigenen Einnahmen der Anftalt den Wegfall"eines ſolchen Zur 
ſchuſſes geftatten werben, 

III. daß ber Herr Minifter ber geiftlihen, Unterrichts. und Mebizinal 
Angelegenheiten die von dem Presbyterium bereits am 13. Novem- 
ber 1867 erfolgte Berufung des bisherigen Prorektors, Profeflors 
Dr. Zange, zum Direktor des Friedrichs-Gymnaſiums bebufs der 
an bemjelben Tage unter Beifügung ber für ihn ausgefertigten 
Vokation nachgeſuchten Allerhöchſten Beftätigung in Erwägung 
nehme, und entweder bie die Nachſuchung der Beftätigung hem- 
menden, aus ber Perfon bes Berufenen fi ergebenden Gründe 
dem Presbyterium mittheile, oder diefe Berufung der Allerhödhften 
Beftätigung unterbreite. 


Zweiter Bericht der Unterrihts-Rommilfion. — Nr. 168. sub A. — 
Berihterftatter: Abgeordneter Dr. v. Bunfen. 
Antrag: die Petition ad I. und II. der Staats- Regierung zur 
Berüdlihtigung zu überweijen. 


6. Petition von Einjaffen zu Gavern bei Greuzburg, um Zurüdnahme 
| eines MinifterialeReferipts wegen Aufbringung einer Gehaltszulage für den 
dortigen Lehrer. 


Derfelbe Bericht. — Nr. 168. sub B. — Berihterftatter: Ab» 
geordneter v. Salzwebell. 

Antrag: Ueberweifung an die Königliche Staatsregierung dahin 

R Berüdfihtigung, daß die Gemeinde über die ihr zugemuthete 

erbefferung des Lehrergehalts erft noch gehört, bis dahin aber 

von jeder weiteren Erecution gegen fie Abftand genommen werde. 





7. Petition des Magiftrats und der Stadtverorbneten zu Elbing, die Zulal 
Ds a jüdischen Bürgern in den Borftand der höheren Töchterſchule ıc. 
betreffend. 


Abänderungs⸗Anträge zc. 





Discuffion. 
Antrag: Dr. Techow: die Petition 
nicht .. dem Antrage der Kommil- 
fion ad I. und II. jondern ad I., IL., 


und III. der Staats » Regierung zur 


Berüdfihtigung zu überweifen. 
— Angenommen. — 


Antrag: Lasker: 
Berfaſſung bei der Berathung der 
Petition die Gegenwart des betreffen. 
den Minifterd zu verlangen. 

— Angenommen. — 


Perfönlide Bemerkungen. 
Abftimmung. 





Abftimmung. 





Vierter Bericht der Gemeinde, Rome | | 


miſſion. — 224 sub — 
Berichterſtatter: ——— Böoöh⸗ 
mer. 


Auf Grund der | 
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lenar | , 
| — Nedner, Erledigung, 
in welchen die welche welche 
Berathung | fih am der Debatte betheiligt der Gegenſtand 
a ri haben. gefunden hat. 





| | 
Reg.⸗Rath de la Croix, Bied, | 
Dr. Künger, Dr. Bantrup, | 
| Dr. Koſch. 
60. Sipung Dr. Tehom,. 


| 


‚bie Königliche 
Staatds Negies 
rung. . 





Annahme des Ans 


Re: « Komm. 





©. Geh. Reg.⸗Rath de la Groir, trages des Abg. 
bis 1806. Dr. Wantrup, ent, Lasker. Dr. Zedhow u. 
| Mittheilung an 
62.Sipung Bied, Kultuswminifterv. Mühler, die Königliche 
S. 1921 Geh. Reg.Rath de la Croix, Staatd-Regie- 
bis 1937. | Richter (Sangerbaufen), Kul-e rung. 
tusminifter v. Mübler, Dr. | 
| Roepell, ent, Geh. Reg.-Ratb 
| de la Groir, Dr. v. Bunfen. 
| 
| | 
= 6,1936. Richter (Sangerhaufen), Bier. 
|=6. 1937. Präfident v. Fordenbed. 
| 
— 6.1988, Präfident. ' Annahme des 
| Kommiſſions⸗ 
Antrages und 
Mittheilung an 
die Königliche 
Staatd- Regie⸗ 
| rung. 
i 
— — Wegen Schluſſes 
der Seſſion 


nicht mehr in 
pleno zur Be⸗ 
ratbung ger 
langt. 


17 
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Borlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetijhe Ordnung | 6, Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht werden find, Kommiſſions⸗ 
ber Berichte, Anträge ter Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftänbe. Neſolutionen :c. 
(S. Drudjahen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 





| 
Schulwefen. | 


8, Petition mehrerer tatholiſcher Pfarrſchullehrer zu Breslau um Gewäh: 
rung eiues feften Gehalts event. um zeitgemäße Einrichtung der acht in 
Breslau vorhandenen katholiſchen Pfarrſchulen. 
| 





9. Petition des Nirtergutsbefigers und Schulpatrons Nöhrig zu Wyszepin 
Regierunge-Bezirt Danzig, um Nebernahme der von der Königlichen Staats: 
Regierung angeordneten Erhöhung des dortigen Lehrergebaltes auf bie 
Staatskaſſe. 


10. Petition der bevollmächtigten Deputirten der Ortſchaften Parſchau, 
Pordenau ꝛc. um ——— des konfeſſionellen katholiſchen Religions: 
unterrichts in ihrer evangeliſchen Schule. 


11. Petition der ſtaͤdtiſchen Behörden in Pr.Holland wegen Abftandnahme 
Sa Errichtung einer beforderen fatholiichen Elementar- Schule in Preußüch— 
olland. 


| 
| 
| 


12. Petition des Magiftratd zu Königsberg i. Pr., worin derfelbe die vor 
ftebende Petition aus Pr.Holland unterftügt, und ſich gegen Die von der 
Königlihen Regierung verlangte Erweiterung oder Vermehrung der fa 
tholiſchen Kirchſchule in Königsberg ausipridht. 


13, Petition des Magiftrats zu Straßburg und von Bewohnern der Stadt 
und des Kreiſes Straßburg, für die Kreile Straßburg und Löbau in der 
Stadt Straßburg ein Gymnafium einzurichten, nicht mit dem Gharafter 
einer beftimmten Konfelfion, fondern mit grundjäglicher Gleichberechtigung 

beider Konfelfionen. 





AUbäanderungd: Anträge zc. 


Plenar⸗ 
Sitzungen, 
in welchen die 
Berathung 
ſtattgefunden 
bat. 








Hedner, 

welche 
fih an der Debatte betheiligt 
haben, 


@rledigung, 
welche 
ber Gegenftand 
gefunden hat. 





Antrag: Ueberweilung an bie 


Königlihe Staats-Regierung 


zur Abhülfe. 





Dritter Bericht ber Kommiffion für | 


das Unterrichtsweſen — Nr. 272, sub 
A. — Beridterftaiter: Abgeordneter Dr. 
Kellner. 
Antrag: über das erftere Petitum 
zur Tages-Ordnung überzugeben, in 
Betreff des zweiten Antrages die Pe- 
tition der Königlichen Staats-Regie— 
rung zur Berüdfihtigung zu überweilen. 


Derfelbe Bericht — Nr. 272. sub 


Berihterftatter: Abgeordneter Shlid- 
ting. 

Untrag: Ueberweilung an die Kö— 
nigliche Staats-Regierung zur Berüd» 
ſichtigung. 


—— Bericht — Mr. 272. sub 


Baı ichterftatter: Abgeordneter Schlich— 
ting. 

Antrag: Uebergang zur motivirten 
Tages-Ordnung. 


Destelde Bericht — Nr. 272. sub 


Berichterftatter: Abgeordneter Shlid- 
ting. 


Antrag: Ueberweiſung an die Staats- 


Regierung zur Berückſichtigung. 
Derfelbe Bericht — Nr. 272 sub 
D. ©. 15 


Berichterftätter: Abgeordneter Shlid- 
ting- 


Antrag: die Petition dburh ben 
vorftehenden Beihluß und dur bie 


Berathungen der Kommilfion für das 
Unterrichtögefep als erledigt anzu—⸗ 
ſehen. 


Vierter Bericht der Kommiſſion 











für das Unterrichtzweſen — Nr. 290. 


sub A. — Berichterſtatter: Abgeord— 
neter Dr. Wehrenpfennig. 


| 


\ Wegen Schluffes 
der Seifion 
nicht mehr in 
pleno zur Be» 
rathung ge 
langt. 








Wegen Schlufjes 
der Seſſion 
nit mehr in 
pleno zur Be 
rathung ger 
langt. 








Wegen Schluſſes 
der Seſſion 
nicht mehr in 
pleno zur Be⸗ 
rathung ges 
langt. 


Wegen Schluſſes 
der Seſſion 
nicht mehr in 
pleno zur Bes 
rathbung ger 
langt. 


Wegen Schluffes 

der Selfion 
nicht mehr in 
pleno zur Be» 
rathbung ge 
langt. 





Wegen Schluffes 
der Seſſion nicht 
mehr in pleno 
zur Berathung 
gelangt. 


17* 


Alpbabetiihe Ordnung 


der 


Gegenftände, 


Schulweſen. 
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Vorlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Rommiffions: 
Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
| Nefolutionen zc. 
| (S. Drudfahen und Anlagen zu den ftenographifhen Berichten.) 


14. Petition des Magiftratd und der Stabtverorbneten von Graudenz, 
worin diefelben fih über Entfheidungen des Minifteriums des Unterrichts, 
durch welche die Einrichtung von getrennten Schulen für die evangelijde 
und katholiſche Konfeſſion angeordnet, in den erridhteten evangeliichen Kon- 
feſſionsſchulen aber zugleih die Exrtheilung des katholiſchen Religions-Un- 
terrichts auf Koften der Stadt geforbert wird, beſchweren. 

15. Petition des Kandidaten des höhern Schulamt Dr. phil. Jakoby 
zu Berlin, die Zulaffung jüdiſcher Schulamtskandidaten zur Ableiftung 
des Probejahrs und zur Anftellung im Lehrfache betreffend. 


16. Petition von 41 Säufoorftehern der Stadt Elberfeld, die Ferien⸗Ord⸗ 
nung vom 2. Juni 1865 betreffend. 


17. Petition des Magiftrats und der Stadtverorbneten- Berfammlung zu 
Breslau, worin beantragt wird: 
die Königliche Staatö-Regierung unter Hinweilung auf den Beſchluß 
des Hohen Hauſes vom 27. Februar d. I. nochmals aufzufordern, 
ihnen zur Gründung ber beiden höheren Unterrichtsanftalten im 
Sinne der in ihrem Berihte vom 9. Mai d. I. ausgeſprochenen 
Fundamentalfäge die ftaatlihe Genehmigung zu ertheilen; 


und 
18. Wetition von vielen Bewohnern Breslau’s, worin diefelben gegen ben 
vorftehenden Antrag proteftiren. 


19. Petition des Befipers von Kudarfi bei Sabotfa, Friedrih Hörner, 
wegen ihm auferlegter doppelter Schulverpflichtung. 


gen 
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Abänderungsd: Anträge ꝛe. 


Antrag: Theils auf Ueber» 
weilung an bie Königliche 
Staatd-Regierung zur Berüd- 
fihtigung, theils auf Ueber» 
gang zur Taged-Drdnung. 


Derfelbe Berihbt — Nr. 290, 
sub B. — Berichterftatter: Abgeord⸗ 
neter Richter (Sangerbaufen). 

Antrag: Uebergang zur Tas 
ges⸗Ordnung. 


— w—— 


Derſelbe Bericht — Nr. 290. 
sub ©. — Berichterſtatter: Abgeord⸗ 
neter Dr. Wehrenpfennig. 

Antrag: Ueberweifung an bie 
Königlihe Staats-Regierung 
zur Berüdfihtigung. 


Derfelbe Beribt — Nr. 290, 
sub D. — Berichterſtatter: Abgeord- 
neter Died, 





| 


Antrag: Theils auf Ueber | 


weilung an die Königliche 
Staatd-Regierung zur Berüd- 


fihtigung; theils auf Weber- | 


gang zur Taged-Drdnung. 


Derfelbe Bericht — Nr. 290. 
sub. E. — 


Berichterftatter: 
Künzer. 
Antrag: ſowohl über die Petition 


Abgeordneter Dr. 


der ftäpriichen Behörden, als über die | 


der Bewohner Breslau’s zur Tages» 
Ordnung überzugeben. 


Derfelbe Bericht. — Nr. 290 
sub. F. — Beridterftatter: Abgeord- 
neter Schlichting: 

Antrag: Uebergang zur Taged-Ord» 
nung- 


Plenar⸗ 


Sitzungen, 


in welchen die 


Berathung ſich an der Debatte betheiligt 
ſtattgefunden na — 
hat. 


Nedner, 
welche 


haben. 


| 


@rlebigung, 
welche 
der Gegenftand 
gefunden bat. 


Wegen Schluffes 
der Seſſion nicht 
mehr in pleno 
zur Berathung 
gelangt. 


Wegen Schluffes 
der Seſſion 
nicht mehr zur 
Beratbung in 
pleno gelangt. 





Wegen Schluffes 


derSeifion nicht 
mebr in pleno 
zur Berathung 
gelangt. 


| Wegen Schluſſes 
ib 


er Seſſion 
nit mehr in 
pleno zur Bes 
ratbung ger 
langt. 


Wegen Schluffes 
der Seſſion 
nicht mehr in 
pleno zur Be 
rathung ge 
langt. 
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| Borlagen, welde dem Haufe ber Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 


Alphabetiihe Ordnung 


der Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommilfionen und Rıferenten, 
Gegenftände. Refolutionen :c. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Schulwefen. 20. Petition did Lehrers Ogonowski und Genoffen, worin biefelben fih 
darüber bejhweren, daß ihnen von dem Königlichen Domainenfisfus, alt 
Scäulpatron, in beliebiger Weiſe Torf ftatt Holz verabfolgt werde. 





21. Petition von 80 Einwohnern und Kamilienvätern der Gemeinde Wefter- 
fode, Provinz Hannover, beireffend die zwiſchen ihnen und dem Lehrer 
Klatt durd die von erfterem wider ihren Willen fortgefepte Benupung 

| bes neuen Katehismus beim Religionsunterricht beftehenden Zwiftigfeiten. 





22. Petition des Lehrers v. Wiecki] u Marfhauerberg, Kreis Garthaut, 
N um Zahlung der ihm pro 1869 Ka Pe Gebhaltserhöhung. 


| — 

23. Petition der Büdner zu Hohengörenſchen Damm, um Aufhebung der 
Verfügung der Königlichen Regierung zu Magdeburg wegen Bildung einer 
Saulfogietit, Erbauung eines befonderen Schulhaufes und Anftellung eines 

\ eigenen Lehrers. 


24. Petition der Gemeinde Schweinelofen um Aufhebung ber angeorbne- 
| ten Einfhulung der Gemeinde Muggeskuhl nad) Schweinefofen. 


| 
| 





betreffend die Kompetenz der Schwurgerichte bei politiichen Verbrechen 


Schwurgerichte. | Antrag des Abgeorbneten Dr. Eberty auf Annahme des von ihm vorge 
| 
| und Vergeben und bei Preßvergehen. — Nr. 17. — 


geihlagenen Gejeg-Entwurfs, 
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Plenars 
Sipungen, 
in welchen die 
Berathung 
a 

hat. 


Abänderungs: Anträge :c. 


Medner, 
welche 
fih an der Debatte betbeiligt 
haben. 





@rledigung, 
welche 

der Gegenftand 

gefunden hat. 








sub. G. — Beridterftatter: Abges 
orbneter v. Salpwebell. 
Untrag: Ueberweilung an bie 
Königliche Staats-Regierung 


Derfelbe Bericht. — Nr. 290. 
zur ! Berüdfihtigung. | 





Fünfter Bericht der Kommiflen für | 
das Unterrichtsweſen. — Nr. 4 
sub. A. — Beridhterftatter: Age: 
—— Dr. Schläger. 
Antrag: J—— an die 
Königlihe Staatd-Regierung | 
zur Derüdfihtigung. | 


Deren Bericht. — Nr. 350, 
— Beridterftatter: Abger | 
— Dr. Kellner. | 

Untrag: Ueberweilung an bie | | 
Königlihe Stants-Regierung | 

zur abpälfe | 


— Bericht. - — Nr. 350, 
sub. ©. — Beridterftatter: Abger | 
— Dr. Kellner. 
Antrag: Uebergang zurZagede 
Ordnung. 








ern Bericht. — Nr. 350, — 
D. — Berichterſtatter: Abge⸗ 
er Bied. 
YUntrag: Uebergang zur Tages⸗ 
Drbnung. 





Die Borberaifung im ganzen Haufe 4. a 
beichloffen. | ©. 33. | 
General» Discuifion. ‚8. Sipung 8 

©. 168 
bis 178. | 

Derjönlihe Bemerkungen. —S. 178 


Präfident v. Fordenbed. 


Dr. Eberty, Juftizminifter Dr. 
Leonhardt, Wagner (Franz- 
burg), v. Wierzbinsfi, Thilo, 
Lent, Zuftizminijter Dr. Leon» 
bardt, Simon v. Zaftrom, 
Dr. Virchow, Yuftizminifter 
Dr. Leonhardt, Dr. Eberty. 


Simon von Zaſtrow, Dr. 
Virchow. 





Wegen Schluſſes 
der Seſſion 
nicht mehr in 
pleno zur Be⸗ 
rathung ges 
langt. 


Wegen Schlufſes 


ber Seſſion 
nicht mehr in 
pleno zur Be⸗ 
rathung ge⸗ 
langt. 





Wegen rn 
der Geifion 
nit mehr in 
pleno zur Be. 
rathbung ge 
langt. 


Wegen Schluffes 


| 





der Seifion 
nit mehr in 
pleno zur Be 
rathbung ger 
langt. 


Wegen Schlufſes 
der Seſſion 
nicht mehr in 
pleno zur Be⸗ 
rathung ge⸗ 
langt. 





Unveränderte An⸗ 
nahme des von 
dem Abgeordne⸗ 
ten Dr. Eberty 
vorgelegten Ge⸗ 
ſetz ⸗ Entwurfs 
und Mit⸗ 
theilung an das 
Herrenhaus; 
dort abgelehnt. 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetiihe Ordnung | 6, Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiftions: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. | ANeſolutionen ꝛe. 
| (S. Drudfadden und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 


Schwurgeriehte. | ——— 
Die Unterſuchung und Entſcheidung ve durch Das Geſetz vom 25. April 1853. 


vor den Staatsgerichtshof verwielenen Verbrechen erfolgt durd bie 
Schwurgerihtshöfe. — 


88. 2. 3. und 4. 
Politische und Preßvergehen. 


8. 5. und Abftimmung über den ganzen Gejep-Entwurf. 
Beichlüffe der Vorberathung. Nr. 54. — 





Staats: Anleihen. 1, Gefeg- Entwurf, betreffend die Aufnahme einer Anleihe von 13 Millionen 
(Siehe auch Staats- Thalern zur Einlöjung von Schapanweilungen — Nr. 12, — 


Kredit.) 
Mündliche Berichteritattung der Budget- — 
Berichterſtatter: Abgeordneter Kasler — Nr. 218 III. — 
Antrag: den Gelep-Entwurf abzulehnen. 





2. —— betreffend bie Konfolidation Preußiſcher Staats-Anleiben 
— Nr. 


— der Bubget-Kommilfion vom 7. Dezember 1869. mit dem 
ntrage: 
den Geſe Fi «Entwurf in der von der Kommiſſion beidlofle 
nen Fafjung anzunehmen. 
Berihterftatter: Abgeordneter v. Hennig. — Nr. 182, — 
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| 


| lenar« 
— | Medner, | @rledigung, 
. ‚in welchen die welche welche 
Abanderungs⸗ Uinträge ıc. Berathung ſich au der Debatte betheiligt der Gegenſtand 
—— haben. gefunden hat. 


| 


Antrag Wagener (franzburg): über | 8. — | Bindtporft (Meppen). 
den Antrag Eberty zur motivirtn ©. | 
Tages⸗ Ha ;überzugehen. — Sten. bis 182. | 
. 179. 


Ber. S 

— Abgelepnt. — | 
— | 10.Sigung | Dr. Eberty, Lampugnani, Zuftize 
S. 220. minifter Dr. eonbardt, Dunder, | 

bis 230, Zuftizminifter Dr, Leonhardt, 

v. Kardorff, Lent, v. Seyde⸗ 
wig, Dr. Virchow, Iuftize | 
minifter Dr. Leonhardt, Easfer, | 
| Simon v. Zaftrow. | 
| | | 
Perfönlihe Bemerkungen. '=6&.230. | v. Karborff, Laser, Lampug- | 
| nani, Dr. Eberty. | 
_ | =6©. 231. | Präfident v. Fordenbed. | 
Abftimmung. 18. Sigung | Präfident. 
©. 468. | | 


| und 469. 





Borgelegt und der Budget-Kommilfion 3. Sipung  Finanzmnifter Freiherr v. d. Ablehnung des 
ũberwieſen. S. 17 bis Heydt. Geſetz⸗Entwurfs. 
ı 19. | 


| | 
4. Sigung | Präfidentv. Fordenbed. 
856 | 


Mündlicher Bericht. — Lasker. 
bis 1332 
u. 1334. | | 
| | 
Abftimmung. ı =6&.1334. | Regierungs-Rommiffar Gebeir | 
| mer Ober-Finanzratb Mölle, | 
| ı asfer. 
Borgelegt, und der Budget-Rommifion | 20, — Finangminifter Gamphaufen, ' Annahme des Ge⸗ 
ũberwieſen. ©. 525. | Präfident v. Kordenbed. jep » Entwurfs 
| ' und Mittheis 
| 28. u v. — v. Dedend, Graf v. | lung an das 
ı ©. 619. , Schwerin, Freiherr v. Hoverr Herrenhaus; 
bis 621. | bed, Grumbredt. dort gleihfalls 
| | | angenommen. 
General-Discufion. ı38.Sipung | Dr. Glaſer, Grumbrecht, Ride 


' &.1125. | ter (Königsberg), v. Karborff, 
‚ bis 1156. , v. Bonin (Genthin), Finanz» 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periede vom 
Alphabetiihe Drönung 6. Okteber 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiſſions 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. Refvlutionen zc. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 








Staats: Unleiben. 


Zur General-Discuffion. 


ES pezial-Discuffion. 
1 


Vezeihnung der zu fonfolidirenden Staatsanleihen. 


— 
Tilgung der konſolidirten Anleihe. 


— 
Verzinſung der Auleihe. 


Einlöſung der im $. 1. unter 1. und II. aufgeführten Anleihen. 


5 


$. 5. 
Berfahren bei der Tilgung der Anleihen. 


| g. 6. 
Beſchaffung des Tilgungs-Duantums. 


de 
Bedinzungen, unter melden die Veiſchreibungen der fonfolidirten Anleihe 
in Umlauf gebradpt werten dürfen ıc. 








Abänderungd: Anträge zc. 





Perjönlihe Bemerkungen. 


Amendementd: 
Dr. Glaſer — Nr. 1%. — 
— Abgelehnt. — 
Freiherr v. Hoverbed — Nr. 193.1. — 


— Abgelchnt. — 
ent — Nr. 196. Il. — 
— Angenommen. — 
Nunge — Stan. Ber. S. 1172. — 
— Abgelehnt. — 


Amendement: Dr. Braun. 
— Nr. 195. — 
— Angenommen. — 


Amendementd: 


Freiherr u. Hoverbed.— Nr. 193.11. — 


Lasker. — Nr. 196 III. — 


v. Benda. — Sten. Bericht S. 1191. — 


— Sämmtlih abgelehnt. — 


Amendement: Lent. — Nr. 199. — | =©.1203 


— Angenommen. — 





* . ‘ 





Medner, 


welche 
an der Debatte betheiligt 
haben. 


minifter Gamphaufen, v. We» 
dell, Freiherr v. Hoverbed, 
Dr. Braun (Wiesbaden). 


Dr. Glaſer, v. Brauſchitſch 
.) (Blatow), Freiherr v. Hover: 
bei, Richter (Königsberg), 
Grumbredtt. | 


v. Hennig, Freiherr v. Hover- 
bed, Hennig. 


Dr. Virchow, sn minifter 
Gamphaufen, arborff, 
v. Hennig, Dr. "Birhem. 


Dr. Birhow, Finanzminifter 
Gamphaufen, Dr. Naffe, Frei— 
berr v. Hoverbid, v. Benda, 
Dr. Glaſer, Dr. Virchow, 
Dr. Braun, v. Hennig, Frei— 
berr v. Hoverbed, Richter 
(Königsberg), v. Hennig. 


. Grumbrecht, Reg Kom. Geh. 


Ober » Finanzrath Wollny, 
Grumbredt. 


Dr. Gflafer. 


Klop (Berlin), Geh. Ober- 
Binanzrath Wollny, v. Hen 


nig. 


es Camphauſen, 

v. Benda, Grumbrecht, Lasker, 
Finanzminifter Camphauſen, 
v. Bennigſen, Grumbrecht, 
Lasker, v. Hennig. 


v. Hennig. 
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| Borlagen, welhe dem Haufe ber Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung | 6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions 
ber ' Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftänbe. | Refolutionen zc. 
| (S. Drudfachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 





Staats: Anleihen. | | 8. 8. 
Rechenſchaftslegung über die Ausführung des Gelepes. 


Abftimmung über den ganzen Gejep- Entwurf. 


| Petition der Handelskammer zu Breslau, worin beantragt wird bem $. 4. 
des Gelep-Entwurfs folgenden Zuſatz hinzuzufügen: 
Auf Verlangen der Empfänger find Appoints, die auf den Namen 
lauten, auszufertigen. 





3. Gefet: Entwurf, betreffend einen Zufap zu dem Gefege vom 17. Fe 
bruar 1868 wegen Aufnahme einer Anleihe von 40 Millionen Thalern 
| zur Dedung von Vorſchüſſen für Eifenbahn-Anlagen, zur Beſchaffung von 
| Betriebemitteln für bereits beftehende Eijenbahnen und zur Grweiterung 

| bes Eilenbahnnepes — Nr. 203. — 
Bericht der Kommilfionen für Finanzen und Zölle und für Handel 

und Gewerbe vom 28. Januar 1870 mit dem Antrage: 

dem Gejeg-Entwurfe die verfafjungsmäßige Zuftimmung zu 

ertheilen — Nr. 287, — 

Berihterftatter: Abgeordneter Schubarth. 


4. Entwurf eines Gefetes, betreffend Abänderungen des Gejepes vom 
17. Februar 1868 (Geleg- Sammlung ©. 71.) über die Aufnahme einer 


Anleihe von 40 Millionen Thalern zu Bebürfniffen der Eijenbahn-Per- 
waltung — Nr. 827. — 


Mündliche Berichterftattung der Budget-Kommilfion. 
Berihterftatter: Abgeordneter v. Brauchitſch (Flatom). 
Antrag der Kommilfion: 
dem Geſetz⸗ Entwurfe mit folgender Abänderung die verfaſſunge⸗ 
mäfige Zuftimmung zu ertheilen: 
Das Alinen 2. des $. 1. in folgender Faſſung anzunehmen: 
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lenar · | 
| — | en Erledigung, 
„ ‚in welchen die welche welche 
Mibänderungs: Üintzäge ıe. Berathung ſich an der Debatte betheiligt | der Gegenftaub 
ee haben. | gefunden hat. 
Amendement: — Hoverbeck, 39. Sißung Präſident v. Forckenbeck. | 
— Nr. 193. II. — ©. 1204. | 
— NAbgelehnt. — | | | 
= 8.1204 Präfident. | 
bis 1207. 
= S.1207. v. Hennig. Mebergang zur 
' Tages · Ord ⸗ 
nung. 


Vorgelegt und den Kommiffionen für | 39. Sipung Handels. Minifter Graf v. Ipen- Unveränderte Ans 
Finanzen und Zölle und für Handel ©. 1159. plitz, Präfivent v. Forckenbecf. nahme des Ges 











Miquel, Handels « Minifter 
Graf v. Itzenplitz, Schubarth. 


und Gewerbe überwieſen. jep- Entwurfs 
| und Mittheilung 
Einleitung. 64. nd Schubarth. an das Herren⸗ 
©] 4 haus; dort gleich⸗ 
falls angenom— 
Diecuffion. |=8&.1982 | Dr. Hammadıer, Dr. Glaſer, men. 
Amendement: Dr. Sammader, $.1. | bis 1989. | Freiherr v. Hoverbeck, Re 
wie folgt zu fallen: gierungs-Kommiſſar Minifte- 
Die Staatd-Regierung wirb er» | trial» Direftor Weishaupt, Fir 
mädhtigt, die fich bei der Ausführung | nanz » Minifter Campbaufen, 
der Eifenbahnbauten in Gemäßbeit | Handels-MinifterÖrafv.Ipen- 
des Gelepes vom 17. Februar 1868 | ' plip, Dr. Birdow, Handels» 
ergebenden Eriparniffe zur Dedung \ Minifter Graf v. Ipenplig, 
des Mebrbebarfs bei dem Bau der Schubarth, v. Hennig, Dr. 
Bebra- Hanauer Eifenbahn zu ver Glaſer, Freiherr v. Hoverbeck, 
wenden, und aus der Anleihe der v. Bonin (Genthin), Finanz- 
40 Millionen Thaler zu entnehmen. | Minifter Camphauſen, Dr. | 
— Abgelehnt. — Hammader, Dr. Birdom, | 


Abftimmung über ben ganzen — &.1990. | Präfident. 
Geſeb · Entwurf. | 
Borgelegt und ber Budget-Rommiffien 63. Sipung | Finanz» Miniſter Camphauſen, Annahme des Ge» 
ũberwieſen. S. 1963. v. Hennig, Präfident v. For- ſetz » Entwurfs 
denbed. in der von ber 


Budget » Kom« 


Miündlicher Bericht. 67. Sitzung v. Brauditih (Flatow). | miffion beſchloſſe⸗ 
ı ©. 2091 | nen Faffung und 

ı bis 2093, | Mittheilung an 

| das Herrenhaus; 

General⸗Discuſſion. |=6. 2093 Finanz» Minifter Camphauſen, dort ebenfalls 


u. 2094. | Freiherr v. Hoverbed, Finanz | angenommen. 
| Minifter Samphaufen, v. Sy- 
| bel, Miquel. 
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J Vorlagen, welche dem Hauſe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vem 
Alphabetiſche Ordnung | 6. Oltobet 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiſſions⸗ 
ber Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommilfionen und Referenten, 








Gegenftände. | Mefolutionen zc. 
N (S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 
Staatd:Anleiben. Der gedachte Betrag von 20 Millionen Thalern ift in Ver: 
| Ihreibungen der fonjolidirten Anleihe (Beleg vom 19. Des 
zember 1869 Gejeg- Sammlung S. 1197.) auszugeben. 
— Nr. 339, — 
Staatöbeamte, 1. Antrag des Abgeoroneten v. Bonin (Genthin), die Königliche Staats 
höhere. Regierung aufzufordern: 


die beabfihti,te anderweite geſetzliche Regelung der beftehenden Bor: 

Ihriften über die Befähigung zu den höheren Aemtern der Berwal- 

tung jo zu beichleunigen, daß dielelbe gleichzeitig mit der ſchon er- 

folgten Gejepgebung über die juriftiihen Prüfungen und die Bor 

bereitung zum höheren Juftizdienfte zur Ausführung fommen fann. 
N 


— F. .— 


Schlußberatbung. 
Antrag der Keterenten Abgeordneten Müller (Solingen) und 
Freiherr v. Eimendorif: den Antrag anzunehmen. 
2. Antrag tes Abgeordneten vo. Dieft auf Annahme des von ihm vorge 
ſchlagenen Gefep- Entwurfs, betreffend Die Ausdehnung der Vorſchriften Des 
Selepes vom 21. Juli 1852, — Nr. 154, — 


General» Discuffion. 





Spezial Disfujfion. 
Einziger Paragraph. 

Die Vorſchriften des Geſetzes vom 21. Juli 1852 in 8. 87 unter Nr. 2 
wegen einftweiliger VBerjegung in den Ruheſtand mit Gewährung von 
Wurtegeld, finden aud auf die vortragenden Räthe in den Minifterien 
Anwendung. 


— der Vorberathung. — Nr. 295. 
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Abänderungs⸗Anträge ıc. | 


Spezial» Diecuffion. | 


Abftimmung über den ganzen 
Geſetz Entwurf. 





Die Schlußberathung beſchloſſen. 


Mündlicher Bericht. 


Discuſſion. 


Die Vorberathung beſchloſſen. 


Geſchäftliche und perſönliche Bemerkungen. 


Amendement v. Dieſt, Graf Be— 
thuſy-Huc: an Stelle „Einziger 
Paragraph” zu fepen: „S. 1“; ſo⸗ 
dann als $. 2. folgen zu laffen: | 
„Das Wartegeld in Dielen Füllen | 
beträgt drei Viertel des Gehalts." 





General» Discuffion. 


Plenar⸗ 
Sitzungen, Nedner, 
in welchen die welche 
Beralthung ſich an der Debatte betheiligt 
ſtattgefunden n4 Eben a 
hat. j 


67. Sipung | Dr. Glaſer, v. Kardorff, v. 


Erledigung, 
welche 
der Gegenftand 
gefunden hat. 





S. 209 Brauchitſch (Flatow), Freiberr | 


bis 2096. v. Hoverbed. 
— &.2096. Präfident v. Forckenbeck. 


| 
9. Sigung | Präfident v. Fordenbed. 
S. 181 


S | 
bis 559. | 


| 
21.Sigung Müller (Solingen). 
556 | 


—=6&,559  Minifter des Innern Graf zu 
bis 562. Eulenburg, v. Bonin (Gen» 
thin), Müller (Solingen). 
| 
| 
30.Sitzung Präãſident. 
©. 851. | 


56.Sipung | v. Dieft, v. Bodum» Dolffs, 
1731 





Annahme bes 
Antrages und 
Mittbeilung an 
' die Königliche 
' Etxats » Regie 
| rung. 


Der Antrag in 
der Borberath- 
ung im ganzen 
Haufe abgelehnt. 


| 


Graf v. Bethuſy-Huc, Dr. : 


bis 1738. ı Windtborft (Meppen), Graf 
v. Schwerin-Pupar, Minifter 

des Innern Graf zu Eulen» 

burg, ent, Freiherr v. Ho» 

verbed, Freiherr v. d. Red. 


—6&,1738 | Freiherr v. Hoverbeck, Graf 
bis 1740, , v. Schwerin, Windthorſt 
(Meppen), v. Bodum» Dolffs, 
v. Dieft, Graf Bethuſy⸗Hue, 
Freiherr v. d. Red, Kreiberr 
dv. ‚Hoverbed, Lent. 


| 


= &. 1740 | v. Mitſchke-Collande. 


65. Sitzung o. Kardorff, Graf v. Schwerin— 
©. 2013. Pubar, v. Dieſt, Windthorſt 
bis 2023. (Meppen), Freiherr v. Hover— 


Der Antrag wie 
derbolt abges 
lehnt. 
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Alpbabetiihe Ordnung 








| Borlagen, welhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 


6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 


der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftänbe. MHefolutionen ꝛe. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 
Staatsbeamten, | 
böbere. | 
| Spezial-Diseuffion und Abftimmung- 
| 
| 
Staatshaushalt. 


1. Allgemeine Nechnung über den Staatshaushalt des Jahres 1866. 
| — Nr. 10. — 








Bericht der Budget-Kommilfion vom 9. Februar 1870. — nebſt 
ſummariſcher Nahweifung der ultimo 1868. ausftehenden Aftiv- 
Kapitalien des Staatsihapes. — Nr. 338, — 

Berihterftatter: Abgeordneter Dr. Virchow. 


Anträge der Kommiffion: 
1) das Präfidium zu beauftragen, regelmäßig von allen Verhand— 
lungen und Drudjadhen des Haufes zwölf Eremplare an bie 
Ober ⸗Rechnungskammer jenden zu ** 

2) die Königliche Staats-Regierung aufzufordern, ſchon jetzt die 
Inftruftion der Ober-Rechnungslammer vom 24. Juni 1862 
darin zu erweitern, daß auch die Bemerkungen der Ober: 
Rechnungskammer über diejenigen erbeblihen Mängel ber 
Berwaltung, welde aus Anlaß der Prüfung der Rechnungen 
entdedt werden, jowie diejenigen Abweichungen von dem ge 
jeplich feftgeftellten Staatshaushalts-Etat und von den demiel» 
ben zu Grunde liegenden Etats und Nahmweifungen, welde 
etwa durch Allerhöchfte Ordres ſchon vor der Rechnungsrevi⸗ 
fion juſtifizirt worden find, der Landesvertretung mitzuthei⸗— 
len ſeien; 
die Entlaſtung der Königlichen Staatsregierung in Bezug 
anf die Allgemeine Rechnung des Jahres 1866, ſowie in 
Bezug auf die Verwaltung des Staatöihages für daſſelbe 
Jahr auszuipreden. 


= 
= 


2. Weberficht von den Etaate-Ginnahmen und Ausgaben des Jahres 1868, 


Etattslleberihreitungen und ertraordinairen Ausgaben. — Nr. 11. — 
Mündliche eg | der Budget-Kommilfion. 
Berihterftatter: Abgeordneter Dr. Virchow. 


Anträge: der Kommilfion: 
I. Zu Kapitel 35., Zitel I. „Berziniung der öffentlichen Schuld 
(Seite 129.).* 
1) die Mebrausgabe von 720,000 Rıhlen., welheim Jahre 1868 
durch die über die Ermächtigung des Gefeges vom 9. März 
1867 und über den Etatsanſatz hinaus verftärkte Realiſa— 
tion der in Gemäßbeit des Geſetzes vom 9. März 1867 
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WUbänderungs: Anträge zc. 


' Sipungen, 


Plenar⸗ 


in welchen die 
Berathung 
ſtattgefunden 
hat. 





Medner, 
welche 


fih an der Debatte betheiligt | 


haben. 


| Erledigung, 


welche 
der Gegenjtand 
gefunden hat. 











65. Sipung. 


©. 2023. 
| 


| 


bed, Graf v. BethuiysHuc, 
Lasker, Stroffer, Dr. Bir 
chow, v. Dieft, Stroffer. 


v. Karborff, Windthorft (Mep- 


pen), v. . Mitichfe- Gollande, 
Graf v. Schwerin, v. Dieft, 
v. Karborff, Graf v. Schwer | 
rin, v. Dieft 





Vorgelegt und der Budget-Rommilfion 


überwiefen. 


} 9. 
— Eine Discuffion bat nicht flattger | 


funden. — 


BVorgelegt und ber > der Budgel-Kommiffion 
überwiejen. 


Miündlicher Bericht. 


3. Sipung. 
©. 19. 


| 
| 


| 4. Sigung. 
©. 57. 





S. 2097 
u. 2098. 





bis 19. 
4. Sitzung 
S. 57. 





S. 2048 
u. 2049, 


66, Sipung | 


67.Sipung., Präfident. 





3. Sisung. 
S. 1 


Finangminifter Freiherr v. d. 





| 


Heydt, Präfident v. Forcken- 
bed. 


I 





| Finangminifter Freiherr v. d. 
— Präfident v. Forcken⸗ 
beck. 


Dr. Virchow. 


Annahme der An⸗ 


träge der Bud⸗ 
get-Kommilfion 
und Mittheis 
lung bes An- 
trages sub. 2. 
an bie König« 
liche Staats- 
Regierung, u 
bes Antrages 
sub 3. an das 
Herrenhaus. 


' Repterem ift von 


bem Herren⸗ 
baufe ebenfalls 
die Zuftim« 
flimmung er 
theilt. 


Annahme ſaͤmmt⸗ 
licher Anträge 
der Budget⸗ 
Kommiſſion, 
ſowie des Ge— 
je » Entwurfs 
mit dem Amen« 
dement v. Kar⸗ 
dorff und Mit» 
tbeilung ber 
Anträgesubl.1. 





19 
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— 
Vorlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Perivde vom 


Alphabetiihe Drdnung | 6. Oktober 1869 bis 12, Februar 1870 gemacht worden find, Mommiffions: 
der Berichte, Unträge der Abtheilungen, Remmilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefvlutionen ꝛe. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu ben ftenographifhen Berichten.) 





Staatshaushalt. aufzunehmenden Eiſenbahn-Anleihe veranlaßt worden iſt, 
für nicht gerechtfertigt zu erklären und demgemäß die von 
der Königlichen Staats-Regierung für die betreffende Poſt 
geforderte Genehmigung zu verſagen; 

2) die Staatsfhulden » Kommilfion zu beauftragen, aus den 
Alten der Staatsfhulden » Verwaltung genau feftzuftellen, 
welde Stellung die leptere gegenüber dem Gejege vom 
9. März 1867 in Betreff der fofortigen Ausfertigung ber 
ganzen 24 Millionen-Anleihe eingenommen und wodurd 
fi diejelbe für befugt erachtet hat, dieſen ganzen Betrag 
dem Finanz-Minifter zur Nealifation auszuhändigen, ob» 
wohl der $. 2. ausdrüdiih die allmälige Realijation ber 
Anleihe nah Maßgabe der für die einzelnen Baujahre er 
forderlichen Geldmirtel anordnet und das Staatshaushalts- 
geleg für das Finanzjahr 1868 dieſen Bedarf im Höchſtbe— 
trage von 10 Millionen Thalern feftgeiept bat.) 

U. Zu den cinmaligen und außerordentlihen Ausgaben, Kapitel 
11,, Minifterium des Innern. Kaufgeld für ein zum Stand» 
quartier der berittenen Schupmannjdaften in Berlin einge 
richieted Gebäude (Seite 153): 

Die geforderte Summe von 47009 Rthlrn. 5 Sgr. zur 
Zeit nicht zu genchmigen. 

III. Zu Seite XIV. des Vorberichts: 
den vorgeſchlagenen Geſetz » Entwurf, betreffend, die Be 
willigung der zur Dedung der Ausgaben des Jahres 1868 
erforderliben Mittel anzunehmen. 
— Nr. 335 und zu Nr. 335, — 

3. Gefeß:Entwurf, betreffend die Fefftellung des Staatshaushalts-Etats 

für das Jahr 1870. — Nr. 9, — 


Nachtrag zu demfelben — Nr. 209. — 


Meberficht der Gruppen und der Reihenfolge in weldyer die einzelnen 
Kapitel des Etats zur Berathung gelangen werden. — Nr. 27 — 





A. Borberathung im ganzen Haufe. 


General-Ditcujjion. 
na. Antrag Dr. Virchow und Genoffen: Dahin zu wirken, daß die Aus— 
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AHbänderungs: Anträge zc. 


in welchen Ye 


Plenare | 
Sigungen, | 


‚ Berathung 


Rattgefunben | 


bat. 


Medner, 
welche 
ſich an ber Debatte betheiligt 
baben. 


@rledigung, 
welche 

ber Gegenftand 

gefunden bat. 





Geichäftliches, 


Fortſetzung des 
mündlichen Berichts. 


Beneral-Diecuffion. 


Perjönlibe Bemerkungen. 


Spezial» Diecuffion und Abftimmung. 


Amendement: Heile zu Ar. L 1, | 


der Kommıffiond-Anträge. — Stenogras | 


phiſcher Beriht S. 2088. — 
Abgelehnt. — 
Amendement: v. Kardorff zu$. 1. 
des Geſetz ⸗ Entwurfs. — Stenograpbilche 
Bericht S. 2089. 
— Angenommen. — 


Vorgelegt. 


Beſchlußnahme über die geſchäftliche Be— 
handlung. 


— Reichenſperger: Die Ausgaben 
für die Königliche Lecal-Polizei-Ver— 
waltung, der Budget ⸗Kommiſſion zur 
Vorberathung zu überweiſen. — 

— Dr. Loewe: Ausſetzung der Bera— 
thung. — 


— Geſchäftliche Behandlung der neben- | 


ftehenden Anträge — 





10. Sipung 





—=6.2049. | 
u. 2050. 


=6&.2050. 
bis 2055, 


—&.2055. 
big 2069, 


— &.2061, 
u. 2070, 


| 67. Sipung 


©. 2072. 
2091. 


3. Sipung 





4, | 
©. #4| 
bis 5 


6 | 


S. 232 
u. 233, 





13. Sigung 
S. 311 
u. 312. 


Lasfer, der Präfident v. Forcken⸗ 
beck. 
Dr. Virchow. 


Finanzminiſter Camphauſen, 
v. Wedell, Regierungs-Kom—⸗ 


| 
66. Sitzung. Finanzminifſter Camphauſen, | 





mifjar: Geheimer Ober-Regie- 


rungs⸗Rath v. Kebler, Lasker, 


Minifterpräfident Graf v. 
Bismarck, Finanzminiſter 
Gamphaufen. 


Dr. Virchow, Minifterpräfident | 


Graf v. Bismard. 


v. Bonin (Genthin), Dr. Löwe, 
v. Hennig, Re | 
Gehei⸗ 


v. Sybel, 
gierungs⸗ Kommiſfat 
mer Ober⸗Finanzrath Mei— 
necke, Richter (Königsberg), 
Heiſe, Dr. Virchow, v. Kar— 


dorff, Finanzminiſter Camp- | 


hauſen. 


Finanzminiſter Freiherr v. d. 
Heydt, Präfident v. Forckenbeck. 


Richter (Königsberg), Lasker, 
Klotz, Finanzminiſter Breiben 
v. d. Heydt, v. Kardorff, D 

Virchow, Grumbrecht, —28 
perger, Graf v. Bethuſy⸗Hue. 


Finanzminiſter Camphauſen, Dr. 
Loewe. 


v. Hennig, Dr. Virchow, Dr. 


Loewe. 


Die 


| Annahme 





und IL, und 
des Bejep-Ent« 
mwurfs an bas 
Herrenbaus,jos 
wie jämmtlicdher 
Relolutionen 
an bie König- 
liche Staatöre- 
gierung. 

Dem Gejep- 
Entwurfijtvon 
bem Herren⸗ 
hauſe ebenfalls 
die Zuſtim⸗ 
wung ertheilt 
worden. 


Borbera- 
tbung in pleno 
beichloffen. 

Ablehnung des 
Antrages Reis 
chensperger. 


des 
Antrages Dr. 
Loewe. 


Ablehnung der 


148 








Borlagen, welhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungd-Periode vom 
Alphabetiſche Orbnung | 6, Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommifflond: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefolutionen ze. 
(S. Drudjachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 





Staatshaushalt. aben der Militairverwaltung des Norddeutſchen Bundes entſprechend 
eſchränkt und durch diplomatiſche Verhandlungen eine allgemeine Ab» 
rüftung berbeigeführt werde. — Nr. 37. — 
b. Antrag Lasker: Ueber vorftehenden Antrag zur Tagesordnung überzu— 
geben. — Nr. 64, — 
c. Antrag Windthorft (Meppen) und Genoffen: Dahin zu wirken, daß 
die Ausgaben der Militairverwaltung des Norddeutihen Bundes ent 
ſprechend beihränft werden. — Nr. 73, — 


Spezial-Discuffion. 
1, Zufchuß zur Mente des Kronfideifommißfonds. 


2. Deffentliche Schuld. 
Dazu find eingegangen: 
a) Anfragen des Abgeordneten Richter (Königsberg) und 
Beantwortungen der Stantöregierung. — Nr. A2, — 
| b) Anträge und Bemerkungen der Gommiffarien. — Nr. 47. — 


en Berzinfung und Tilgung der Anleihen. — 


— Koften der unverzinsliden Schuld: 6000 Thlr. — 


Antrag der Kommiffarien: 
die zur Verfolgung der Berfertiger ꝛc. falſcher Kaffenanweifungen und 
| ur Beftreitung der Ausfertigungsfoften von neuen Kafjenanweis 
— ꝛc. erforderlichen, geſammten Koſten aus dem Betriebsfonds 
der —— der Staats-Schulden zu beſtreiten. — Nr. 
45.1 — 


Antrag Richter (Königsberg): in den Haupt-Gtat pro 1870 einen neuen 
Einnahmetitel — Einnahmeüberſchüß des Betriebsfonds der Hauptver- 
waltung der Staatsihulden, des Nejervefonds der allgemeinen Staats» 
Ihuld, des Depofitalfonds zur Tilgung und Verzinſung der provins 
zielen Staatsjhulden und des Generals:Depofitums für Privatperjonen, 
100,000 Thlr. — aufzunehmen. — Pr. 71, II. — 


— Refervefonds der allgemeinen Staatsſchuld. — 


Antrag der Kommiffarien; nachdem der Nejervefonds den ihm durch 

die Verordnung vom 17. Januar 1820, betreffend das Staatd- 

| ihuldenweien, zugewieſenen Zwed erfüllt hat, könnnen die Beftände 

| befjelben zu allgemeinen Staatsjweden verwendet werden. — 
| Nr. 45, I. — 
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Plenar- 
in welchen die welche 


Mbänderungs-Tinteäge ze. Berathung | fih an ber Debatte betbeiligt 





| 





t 
fta — | haben. 
— Reform des Staatſchuldenweſens. — 13. — Finanzminifſter Camphauſen, 
S. 312 Dr. Dietzel, v. Benda, Dr. 


bis 334. Glaſer, Richter (Königsberg), 
Finanzminifter Gamphaufen, 


Grumbredt, Lasker, v. Wedell. 


14. Sitzung Dr, 
S. 35 
bis 358. 
| 

| 
| 


| . Fun Präfident v. Fordenbed. 


Loewe, 


Gamphaufen, v. Sybel, Dr, 


Laster. 


Allgemeine Beiprehung. 
— Begebung und Berwentung der Ans 
leihen von 1867 D. und 1868 B,, 
jowie der Schapanweifungen — 


15. Sipung Richter (Rönigeberg), Gebeimer 
©. 369 Ober: Finanz. Rath Meinede, 
bis 374. v. Unrub, Freiherr v. Hover- 
bed, Geh. Ober-Finanz-Rath 
Meinedke, ®rumbredt, v. 


Hennig. 


Richter (Königsberg), Geheimer 
Dber-Finanz-Rath Weeinecke, 
Dr. ®lajer, Freiherr v. Ho 
verbed, Finanzminifter Camp⸗ 
haufen, v. Bonin (Genthin), 
v. Hennig, v. Unrub. 


Geheimer Ober » Finanz » Rath 


Richter (Königsberg): Abjepung der 
Ausgaben für Verzinfung und Lil 
ung, welche erft im Sanuar 1871 
tig werden. — Nr. 71, I. 1 bis 


= &©.375 
bis 378. 


= 6.379. 








—S. 379 Richter (Königsberg), Geheimer 
bis 382. Ober⸗Finanz⸗Rath Meinede, 


Finanzminifter | 


Virchow, v. Ernfthaufen, Mir | 
quel, Dr. Loewe, Dr. Birdhow, | 





Meinede, v. Bonin (Genthin). 


Grumbredt, Lasker, Freiherr 


v. Hoverbeck, Dr. 


| 


15.Sigung Dr. 
©. 382. 
bis 383. 


Hänel, Geheimer Ober. 
Finanz Rath Meinede. 


Hänel, | 
Binanz-Minifter Camphauſen. 





@rledigung, 
welche 
der Gegenftand 
gefunden hat. 





Anträge Dr. 
Virchow und 
Windthorft 
(Meppen). 


Der Antrag 

Richter theils 
abgelehnt, theils 
vom Antrag- 
fteller zurückge⸗ 


zogen. 


Annahme des 
Antrages ber 
Kommilffarien. 


Antrag Richter 
der Budgets 
Kommilfion zur 
Borberathung 
überwielen. 


Annahme des 
Antrages der 
Kommilfarien. 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetijhe Drdnung | 6. Oktober 1869 bis 12, Februar 1870 gemacht worden find, Bommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen zc. 
(S. Drudfadhen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 


Staatshaushalt. — Tilgung und Verzinſung der provinziellen Staateſchulden. — 


Antrag Richter (Königsberg): da auf dem vorgedachten Fonds nur 
noch Schuldbeträge von etwa 52,000 Rthlr. haften, aud voraus 
fichtlich weitere erhebliche Anſprüche nicht zu gemärtigen, jo ift eine 
weitere Nefervirung des Fonds über die ebengedachte Summe hinaus 
nicht erforderlid. — Nr. 71, III. — 


— Berzeihniß der Staatsgarantieen. — 


Antrag der Kommifjarien: in das Verzeichniß zum Etat pro 1871 
dıe bis dahin noch nicht erledigten, mit den neuen Landeätheilen 
übernommenen Garantieen vellftändig aufzunehmen. — Nr. 48, 
IV 





3. Staats: Minifterium. 
— Dispofitionsfonds für allgemeine politiihe Zwede. — 


— — — — — — 


A. Staatd:Archive. 
— Archiv in Poſen; Auslieferung der Schleswig-Holſteinſchen Archive. — 


5. General:Drdens:Rommiffion. 

6. Berwaltung des Staatsſchatzes. 
7. Geheimes Eivil-Eabinet. 

8. Ober:Rechnungs:Hammer. 


9. DOber:Eraminations:Rommiffion. 
10. Disziplinarhof. 
11. Gerichtshof zur Entfchbeidung der Kompetenz: Ronflifte- 
12. Gefetfammlungs:Debits:Eomtoir. 
13. Landesverwaltung des Jadegebietes. 
Antrag Schmidt und Genofjen, auf Auflöjung des Admiralitäts- 
Gommiffariatd und neue Bertbeilung der noch übrig bleibenden 
Functionen diefer Behörde Ipäteftens Ende 1870. — Nr. 69. — 


14. Finanz; Minifterium. 
— Upanagen. — 
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_Plenar- ) 


Sipungen, MNedner, \ @rledigung, 

_ u in welchen die welche welche 
Ubänderungd-Einträge ze. Berathung ſich an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
a haben. gefunden hat. 





— 15. An Richter (Königsberg), Geheimer | Annahme des 
©. 383. Ober-Finanz-Rath Meinede, Antrages Rich» 
bis 385. Hagen, v. Bonin (Genthin), ter. 
Nichter (Königsberg). | 


| 


Zi —=6&.385. | Binanzminifter v. Samphaufen. Annahme des 








| Antrages der 
| Kommilffarien. 
Runge: den nebengedachten Fonds | 15. Sipung Präfivent v. Forckenbed. Ablehnung des 
mit 31,000 Rthlr. N zu bewilligen. | = ©. 385. Antrages Runge. 
— Gten. de. ©. 3 
— ‚=6.385. Kantak, Dr.Karſten, Regierungs⸗ | u 
bis 387. Kommiffar Geheimer Res 
| gierungs » Rath Dr. Dunder, 
| |». Benda, Dr. Karften. 
— —S.387. | Präfident. 





— Berminderung ber Zahl der Be | — &.387 | Runge. 
amten. — und 388. 





_ —S. 388. | Präfident. 


— — S. 388 | Schmidt, Regierungs-Kom⸗ | Annahme des An⸗ 
bis 390. miſſar: Wirklicher Admirali- trages Schmid 
| täts- Rath Dicken, Freiherr und Genofjen. 
| v. Heverbeq SymiM. 


— Redhnungslegung über bie mit Be | = S. 390. Lasker, Geheime Ober · dinanz · 
ſchlag belegten Einkünfte des ehemaligen | Rath Mil 

Kurfürften von Heffen und des Königs 

Georg. — | 


| 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
Ahpabetiihe Ordnung | 6, Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffiond: 





der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Neſolutionen zc. 
(S. Drudfadhen und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 
| 
Staatöbaushalt. | — Sonftige Renten und Entfhädigungen für aufgehobene Zölle und andere 
Beredtigungen. — 


Anträge der Kommifjarien: 
1) die Budget» Kommiffion mit der Prüfung der Mehrausgaben 
auf verjchiedene, feither bereits zahlbare Renten und Entigäbdi« 
— im Regierungsbezirk Caſſel zu beauftragen. — Nr. 


2) die im Spezial-Etat Tit. 1. Nr. 5 c. geforderten 5000 Rthlr. 
bier ab- und zu Tit. 3. als Nr. 3. — zur Verzinſung und 
Tilgung der Kriegsſchuld der Stadt Königäberg i. Pr. hinzu 
zuſetzen. — Nr. 30 II. — 


— Beiträge zu den Ausgaben des Norbbeutihen Bundes — Matti 
uularbeitrag. — 


ı — Bartegelder für Eivilbeamte. — 


Antrag der Kommiffarien: dahin zu wirken, daß baldmöglich einer 
größeren Anzahl der auf Wartegeld gejegten außeretatsmäßigen Beamten, 
beſonders der unteren Kategorien aus den neuen Landestheilen wieber 
etatömäßige Stellen verliehen werben. — Nr. 50, III 


— Erhöhung der Remunerationsjäpe für die BureausHilfs-Arbeiter bei ben 
Provinzialbehörden. — 


| 15. Sandels:Minifterium. 
Dazu find eingegangen: Anfragen der Kommifjarien und Beantwortungen 
| der Staatö-Regierung. — Nr. 102, — 


— Berwaltung für Handel, Gewerbe und Bauten. — 
Verſchiedene andere Einnahmen: 
Antrag Dr. Karften: den Titel 3 der Einnahmen um 25,000 Thlr., 
Mehr » Einnahme beim Eihungsweien, zu erhöhen, aljo zu jepen 
36,980 XThlr. ftatt 11,980 Thlr. — Sten. Ber. ©. 493. — 


Minifterium. 


— Beloldungen. — 


— Baubeamte in der Provinz Heffen- Nafjau. Wenderung ber Gejep- 
| Pe wegen der Landftraßen ꝛc. in ber Provinz Hannover. Oſtſee— 
bäfen. — 





| Plenar- 


‘ Eipungen, 
Abänderungsd:Unträge ze. —— 


ſtatigefunden 


hat. 


| Nedner, 
welche 

fih an der Debatte betheiligt 
haben, 


N 
. 





Erledigung, 


welche 
der Gegenftand 
gefunden bat. 








| 
fi 





S. 391 Mölle, Lasker. 
ı und 392. 
— 6.392. Lafer, Geheimer Ober-Finanz- 
! Rath Mölle, Laeker, Dr. 
Koſch. 
— Koſten für den Ober-Handels-Ge- — S. 392 Lasker, Grumbrecht, Geh. Ober« 
richtshof; Portoeinnahmen. — bis 394. Finanz-Rath Mölle, Laster, 
Grumbredt. 
— = 6.39 | Geh. Ober-Finanz · Rath Mölle, 
bis 395. Lasker, Windthorft (Meppen). | 
— | = 6.395 | Sutter, Geh. Ober-Finanz- Rath 
| und 396.  Miölle, Lasker. | 
Allgemeine Beſprechung. | 19. 2. Sipung Reg. -Konım. Mini. »Direltor | 
©. 490 Mac-tean, Schmidt, Handelds | 
| bis 492. | minifter Graf v. Spenplip, 
| Dr, Loewe. 
Spezial-Discujjion. = 6.493 | Dr. Karften, Miniſt.Direltor 
bis 495. | Mac-ean, Dr. Karften, Frei- 
herr v. Hoverbed. 
| 
| | | 
— Wegfall der perfönlicen Zulage für —S.495. | v. Hennig, Handelsminiſter 
den Ober-Bau-Director der Eiſenbahn⸗ Graf o. Ipenplip. 
Verwaltung mit 1000 Thlr. — 
— | = S. 496 v. Waldaw, v. Bennigfen, 


bis 499. 


Dr. Hammacher, v. Hennig, 
Miniſt.⸗Direktor Moc- Lean, 
| Schmidt, Minift. » Direftor 
MacsLean, Schmidt, Handelö- 
| minifter Graf v. Ipenplig, 
v. Bander, Handelsminifter 
Graf v, Fpenplig, Schmidt. 





1, Sihung Geheimer Ober-Finanz-Rath | Annahme des Ans 


trages der Kom⸗ 
miffarien. 


Aunahme des An- 
trages der Kom⸗ 
miffarien. 


Annahme bes 
Antrages der 
Kommilfjarien. 


des 
Dr. 


Annahme 
Antrags, 
Karften. 


Bon dem Herrn 
Handelsminiſter 
dem Wegfall 
der 1000 Thlr. 
zugeſtimmt. 
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Borlagen, weldhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungsd-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung | 6, Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffione- 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftänbe. Nefolutionen zc. 
(5. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Staatöhaushalt. Ä — Ausgaben für Wafferftraßen. Ruhrſchifffahrt. — 


| Stromgulirungen und Hafenbauten. 


— Nord: Dftfee- Kanal. Emshäfen. — 


— Beleitigung ber Pappeln an Ehaufjeeen. — 


| Bau-Aladamie in Berlin. 
| 


— Provinziale Gewerbefchulen, Gewerbeihulen in Gaffel, Schifffahrts- und 


Vorſchulen im Schleswig- Holftein. — 

| Land» und Wafjer-Neubauten und öffentlihe Arbeiten. 
| — König-Wilhelms-Kanal. — 

| Ausrüftung der Eihungs-Aufjihtsbehörben ꝛc. 


| Antrag Dr. Karften: die Ausgabe um 25,000 Rthlr. zu erhöhen, mithin 
| ftatt 11,980 Rthlr. zu ſetzen 36,980 Rıhlr. (St. B. ©. 493). 
Siehe aud Einnahmen. 


16. Juſtiz⸗Miniſterium. 
Dazu find eingegangen: 
| —— der Kommiſſarien und Beantwortung der Staatsregierung. 
— Nr. 0, — 


| 


} 





Einnahmen: 
Gerichtskoſten. 


Autrag ber Kommiſſarien: zu erklären, daß die gegenwärtige Höhe der 
Gerichtskoſten, insbeſondere in Sachen der Civilrechtspflege mit ben 
wahren Zwecken der Rechtopflege unvereinbar, und deshalb die König— 
lichen Staats-Regierung aufzufordern, auf eine baldmöglichfte Herab— 
fegung dieſer Koſten Bedacht zu nehmen — Nr. 80. J. — 
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Plenar⸗ 
Se Mi | aim 
. 2 ‚in welchen bie, e 
Mbinbesumgd Einträge se, | Berathung | fih an der Debatte betheiligt | der Gegenftanb 


| een! 


| bat. haben. gefunden hat. 


— | 19. en Coupienne, Minifterial Direftor 
| &.499 Macrkean, Handelöminifter 
| Graf v. Fpenplig, Eoupienne. 


— —S.499 Harkort, Handelsminiſter Graf 
bis 501. v. Itzenplitz, Dr. Hammacher, 
* Harkort, Handelsminiſter Graf 
v. Itzenplitz. 

— = 6.501 Windthorſt (Lüdinghauſen), 
u. 502. Hanbelsminifter Graf ©. | 
Spenplip. 


— | — &,502. Schmidt, Hanbeläminifter Graf 

















v. Ipenplig. 


— — &. 502. Witt, Handelsminiſter Graf 
bis 507. v. Itzenplitz, Dr. Wehrenpfen⸗ 
nig, Dr. Karſten, Handels— 
miniſter Graf v. Ihenplitz, 
Dr. Wehrenpfennig, Dr. Kar» 
ften, Sreiherr v. Hoverbeck. 


vun — S. 507 | Bergen (Witten). 
u. 508. | 


= —&.493. Dr. Karften, Minift.-Direftor | Annahme bes 
bis 495. Macskean, Dr. Karften, Frei— Antrage® Dr. 








u. 508. berr v. Hoverbed. Karften. 
Allgemeine Beiprehung. 19. Sipung | Geh. Zuftig- Rath Dr. Ball, 
©. 508 Zuftijminifter Dr. Leonhardt, 
— Anftellung der Juden in Richter | bis 516. | Dr. Koh, SIuftizminifter 
ämtern. Gerichtäfoften in der Pros \ Dr. &eonhardt, Dr. Braun 
vinz Helfen » Naffau. Gehälter ber | (Wiesbaden), Leffe, Graf zu 


Richter. — | Eulenburg (Deutf « Grone), 
| Zuftizminifter Dr. Leonhardt. 


| 


Nüder und Gen. für das nähfte Sahr = ©.516 | Dr, v. Rönne, Finanzminifter | Ablehnun 
die Einnahmen an Gerichtsfoften im | bis 521. Gamphaufen, v. Behr, Dr. (ämmtlier 


Bezirke des Apellationsgerichtöbofes zu | Warburg, Graf v. Schwerin, Anträge. 
Göln, event. in einer bejonderen Zus Nüder, v. Dieft, Lasker, Graf 
jammenftellung, zu jpecialifiren. | ». Schwerin, v. Behr, Nüder, 
Br Geb. Juſtiz⸗Rath 


— I. + 





20° 
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Aphabetiihe Ordnung 
der 


Gegenftände. 


Staatshaushalt. 


| Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
' 6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Rommiffions: 





Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und» Referenten, 
Neſolutionen zc. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu ben ftenograpbifchen Berichten.) 





Unter:Antrag v. Behr und v. Kardorff: vorftehendem Antrage in fine 


binzuzufegen: wobei in erfter Linie eine Herabſetzung der Stempeltoften 
für den Berfauf von Grundftüden, jowie eine weſentliche Herabjepung der 
Koften bei Beurkundung der Rechtsgeſchäfte und deren Belaftung bei 
den Hppothefenämtern ins Auge zu fallen ift. (Stenogr. Beriht ©. 516.) 


Jurisdiftions-Beitrag des Herzogs v. Aremberg: 


Antrag der Kommifjarien: gegen die Königlide Staats-Regierung bie Er 


wartung auszuſprechen, daß dieſelbe unverzüglid, in Gemäßheit des Bes 
Ichluffes des Haufes vom 30. November 1868, die Stellung des Herzogs 
v. Aremberg in und zu dem Herzogtbume Aremberg- Meppen, insbeſon⸗ 
dere in Beziehung auf die Ausübung der Gerichtebarfeit und fonftigen Re 
gierungsrechte in dieſem Landeötheile mit der Preußiſchen Verfaſſung in 
Einklang jegen und die erforderlihen Gejeg-Entwürfe womöglih noch im 
Laufe der gegenwärtigen Seſſion zur verfaffungsmäßigen Zuftimmung vor» 
legen werde — Nr, I. — 


Ausgaben. 
Dber-Appellationdgeridt. 


Antrag der Kommilfjarien: ed für unzuläſſig zu erflären, daß das Gehalt 


des erjten Präfidenten zu anderen Zweden, insbeiondere zu Remunerationen 
oder Gratififationen verwendet werde — Nr. 95, — 


Juſtizviſitationskoſten. 


Beſoldungen für die Rheiniſchen Landgerichte und die Ge— 
richte erſter Inſtanz in den alten Landestheilen (Titel 15 uud 
27 des Etats). 

Antrag ter Kommifjarien: die Königlihe Staats-Regierung wiederholt 


und dringend aufzufordern, die in voriger Seifion vom Haufe gefaßten 
Beſchlüſſe (betreffend das Auffteigen der Nichter bei den Nheiniichen Land— 
gerichten in eine böbere Gehaltöflaffe durch den ganzen Bezirk Cöln, le 
diglih nad der Auciennität als Richter, das Aufrüden der Kreisgerichtt- 
Direftoren in eine höhere Gebaltsftufe nach ihrer Anciennität, des: 
gleihen der Richter bei den fünf Stadtgeridhten, unabbängig vom 
Charakter ald Rath) zur Ausführung zu bringen. — Nr. SO II — 


— Bauten in den neuen Provinzen. — 


17. Miniſterium für die landwirtbichaftlichen Ungelegenbeiten. 


Dazu find eingegangen: 
Anfragen der Kommifjarien und Beantwortung der Staats «Regie. 
rung. — Nr. 70, — 
Auseinanderjegungsbehörden. Meliorationsfonde. Aufhebuug des Minis 
fteriume. Verbindung der landwirtbichaftliben Akademien mit den Uni— 
verfitäten. Erweiterung der Refjortverhältnifie des Minifteriume. Grünr 
dung eines vollswirthichaftlihen Minifteriums. — 


| 
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Plenat | Medner, 














| Sipungen, | e ' Erledigung, 
3 * in welchen die welche welche 
Abanderungs⸗Antrãge ıc. Berathung ſich an der Debatte betheiligt | der Gegenſtand 
— haben. gefunden hat. 
| 
Lasker: über nebenftehenden Antrag zur 
Tages-Ordnung a (Steno: | 
graphiſcher Beriht ©. 521.) | 
| 
— 19. Sitzung Dr. v. Rönne. Annahme des An⸗ 
‚ ©.522bis trags der Kom» 
ı 5283. | | miffarien. 
— 20. Sitzung Dr. v. Rönne, Juſtiz-Miniſter Antrag der Kom— 
S.533 bis Dr. Leonhardt, Dr. Bähr miſſarien zurück— 
534. (Vaſſel). | gezogen. 
— Inſpektionsreiſen der Appellations: | —6&.534. | Gottihewsfi, ZIuftiz- Minifter 
gerichtd-Präfidenten, — | Dr. Leonhardt, Gottjhemäfi. | 
— Aufbefferung der Richtergebälter, — S.535 Windthorſt (Rüdinghaufen), Annahme dei An» 
Reform der Kaflenverwaltung; Dol- | bis 538. Zuftiz» Minifter Dr. Leon- trags ber Kom 
metfherzulagen für Poſen und Welt hardt, Gottſchewski, Gebeimer miſſarien. 
preußen. — | Juſtiz-Rath Dr. Falk, Juſtiz- 
Minifter Dr. Leonhardt, 
Kantak, Juſtiz-Miniſter Dr. 
Leonhardt, Gottſchewoki, Leſſe, 
Gebeimer Juſtiz-Rath Dr. 
Falk, Kantaf, 
= 6.538. Dr. Bähr (Gaffel), Zuftiz- 


Allgemeine Beſprechung. 


Miniſter Dr. Leonhardt. 


24. 1 Sipung, Minifter der landwirthſchaft- | 


lichen Angelegenheiten v. Sel- 
how, Regierungs⸗Kommiſſar 
Geheimer Ober» Regierungs- 
Rath Heyder, Berger — 
Schmidt, v. Behr (Greifs— 
wald), Geheimer Ober-Re- 


bh ei 


v. Benda. 


| | gierungs-Rath Heyder, Witt, | 





| Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 








Alphabetiſche Ordnung 6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemadht worden find, Kommiffions: 


der 0 


Gegenftände, 


Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Mejolutionen ꝛe. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) J 





Staatshaushalt. 





Antrag der Kommiſſarien: die Frage, ob die Staatsverträge mit der 
Fürftih Schwarzburg - Sondershauſenſchen-, der Fürſtlich Schwarz. 
burg⸗Rudolſtädtiſchen- und der Herzoglich Sachſen-Meiningenſchen Res 
gierung wegen Bearbeitung der Auseinanderſetzungéſachen durch 
Preußiſche Auseinanderfepungs- und Spruchbehörden der Landes» 
vertretung zur Genehmigung vorzulegen jeien, der Budget-Kommilfion 
zur Berichterftattung zu überweilen. — Nr. 87, I. — 


Bejoldungen für das Minifterium. 


Förderung der Landeskultur. 


— Neubau eines landwirthihaftlihen Muſeums. Moordiftrifte in Dftfriesland. 


Landwirthihaftlihe DVerfuhsitation in Eidena. Kulturanlagen auf dem 
Weſterwalde. Förderung der Fiſcherei in Schleswig-Holftein. — 


Größere Landesd-Meliorationen: 


Antrag Koppe: die Königlihe Staats-NRegierung aufzufordern, der 
Melivrations-Spzietät der Boder-Haide jeden Staatszuihuß jo lange 
zu verfagen, bis qutachtlicdy ermielen ift, daß durch Abänderung des 
Sozietätd-Statut3 und durch eine einmalige Unterftügung die Zwede 
der Sozietät fünftighin aus eigenen Mitteln erfüllt werben. 
— Sten. Ber. ©. 668. — 

Antrag Dr. Virchow: Die Ausgaben, welhe fih auf die Landes: 
melioration beziehen, an die Budget-Kommilfion zur genauen Prüs 
fung und Berichterftattung zu verweilen. — (Stenograph. Bericht 
S. 58 


Prämien für Pferberennen. 


Antrag Rihter (Effen): die Summe von 51,000 Thlr. bier zu 
ftreihen und unter einem neuen Zitel „für landwirthſchaftliche 
Fortbildungsihulen" in Ausgabe zu fielen. — Nr. 127. I. — 


— Wald- und Wiefenfulturen in der Eifel. Pomologiſches Inftitut 
in Geiſenheim. — 





lenare | 
| ? | Mebdbner, 


\ Sipungen, | 
R in welchen Die... welche 
Abanderungs·Anträge ꝛc. Verathung ſich an der Debatte betheiligt 
ftattgefunden | , haben 
hat. " 





Erledigung, 
welche 
der Gegenftand 
gefunden hat. 





v. Doverbed: im dem nebenftebenden  24.Sikung Dr. Lutterotb, Minifter | 
Antrage ftatt „ber Budget-Kommiſſion“ ©. 691. landwirthſchaftlichen Angelegen— 


zu jagen „der Juftiz « Kommilfion.* | bis 664. beiten v. Selchow, Freiherr 





— Sien. Ber. ©. 663. — v. Hoverbed, Richter (Sanger« | 
| haufen). | 

E | 

FR | = 6.664, | Berger (Witten). | 


— Bervollftändigung des Etats durd — S. 664. | Strudmann (Melle), Minifter 

Aufführung der Lehranſtalten, welde | bis 668, | der landwirthſchaftlichen An- 

Staatsunterftüägung zu landwirthſchaft- gelegenbeiten von Selchow, 

lihen Zwecken erhalten. — | Freiherr v. Richthofen (Iauer), 

| Schulze (Berlin, Windthorft 

| (Meppen), v. Behr (Greifs- 

| 1 wald), Minifter der landwirth⸗ 

ſchaftlichen —— v. 

Selchow, Dr. Karften, Ge— 

heimer Ober Regierungs-Rath 

Heyder, Richter (Eſſen), Knapp, 

' "Dr. Lutteroih, Geheimer Ober 
Regierungs-Rath Heyder. 


v. Richthofen (Sauer): die König | —S. 668. Dr. Virchow, Parifius, Re | 
lihe Staats » Regierung aufzufor- | 683 bis gierungs⸗-Kommiſſar Geheimer 
bern, dem nädjften Etat einen Nach- 685. Ober Negierungs-Rath Greif. 
weis der tbeild in Ausführung bes 

griffenen, theils beabfidhtigten Landes» | 
Meliorationen und Deihbauten unter | 
Angabe der dafür annähernd aufzus | 
wendenben Mittel beizulegen. — Sten. 
Beriht S. 683. — | 


| | 
| | 


— Diecuffion darüber, ob eine ge | 25. | Richter (Eſſen), Miniſter der 
ſtrichene Poſt zu einem andern Zweck S. landwirthſchaftiichen Anger 
verwendet werden kann. — ı bs 697. legenheiten von Geldom, | 
' Biedenweg, Minifter der land» 
wirthſchaftlichen Angelegens | 
| beitenv. Selchow, Dr. Virchow, 
| Minifter ber landwirthihafts | 
lichen Angelegenheiten von 
Selchow, v. Sauden-Sulien. | 

felde. 
| 


| = 6.697 | | Förfter, Regierungd-Kommifjar | 
bis 699, | Geheimer Ober Regierungs- 











Annahme des 
Antrages ber 
Kommiffa.ien 

mit dem Amende» 
ment v. Dover» 
bed. 


Annahme des 
Antrages Dr. 
Virchow. 


Ablehnung des 
Antrages Richter 
Eſſen). 
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Alpbabetiihe Ordnung 


| Borlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
6. Oftober 1869 bis 12. Kebruar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
! 





der | Berichte, Anträge ter Abtbeilungen, Kommiſſionen und Rıferenten, 
Gegenftände. Hefolutionen zc. 
| (5. Drudfahen und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 
Staatöbausbalt. 


Extraordinaire Ansgaben: 
Antrag Dr. Birhow: die Koften für die Afabemieen in Eldena und 
— mit 1258 Rthlr. und 470 Rthlr. abzuſetzen. — Nr. 


‚18, Geftüt-Berwaltung. 


Untrag der KRommiffarien: die Verwaltung der Landgeftüle unab- 
bängiger von ber Berwaltung der Hauptgeſtüte binzuftellen. 


— Nr. 87, I. — 


Landgeftüte. 


Antrag der Kommiſſarien: die Befoldung des Vorftehers des Fürſtlich 
Waldeckſchen Beſchaͤler-Depöts von 150 Rthlr. als „künftig weg- 
fallend“ zu bezeihnen. — Nr. 87, III. — 


19, Minifterium des Annern. 
Dazu find eingegangen: 


Unfragen des Abgeordneten Reihensperger und Beantwortungen 
der Koͤniglichen Staats-Regierung, betreffend die Polizei -Verwaltungs- 
Koften. — Nr. 106, — 


| Antrag Dr. Virchow: vie Königliche Staart-Negierung aufzu— 
| fordern, mit dem nächſten Gtatdentwurfe eine Ueberſicht der Eins 
nahmen und Ausgaben jämmtliher Provinzial, Kommunal und 
Kreisverbände, Etadte und Landgemeinden, einſchließlich der 
Kirhen-, Pfarr, Schul» und Nrmenverbände, unter Schei— 
dung der Ginnahmen in folde aus Steuern und ſolche aus 
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| Penar- 


| Sipungen, MHedner, 
= 2 in welchen die welche 
WbänderungdsZinträge ze. | Beraikung | fig an ber Debatte beiheiligt | 
ſtattgefunden haben 
hat. 





| rath Greiff, von Spanteren, 
| Graf zu Eulenburg (Deutſch 
| 


| rath Heyder. 
26. Sitzung 


— Bau von Verſuchsſtällen behufs DE 8.69 Dr. Virchow, Regierunge- 
anatomilch = phyfiologiihen Unterrihts bis 702. Kommiffar Geheimer Ober 


an ber Afademie in Eldena. — Regierungsrath Heyder, Dr. | 


' Erledigung, 
| weldye 

der Gegenjtand 
gefunden hat. 





Erone), Regierungs-Kommilfar | 
Geheimer Ober Regierungs- 


Annahme des 
Antrages Dr. 
Birdow. 


Virchow, Graf zu Eulenburg | 


(Deutihd Crone), Finanz⸗ 
miniſter Camphauſen, Dr. 
Virchow, Geheimer Ober Res 
| gierungsrath Heyder, Finanze 


l 
| minifter Camphauſen, Lasker. 





Allgemeine Beſprechung. 285. Sitzung Regierungs-Kommiſſar Ger 
S. 702 heimer Regierungsrath Danne⸗ 
und 703. mann. 


— | S. 703 | v. Sauden » Zulienfelde, Mi— 
' bis 706. nifter der landwirthſchaftlichen 
| | Angelegenheiten v. Seldhow, 





| gierungs-Kommilffar Geheimer 

Regierungsrath Dannemann, 
Graf Renard, von Sauden- 
Zulienfelde. 


= ©. 706. Präfident v. Fordenbed. 


| 
| 
! 


| 

— — 

Einleitung. 285. Sitzung Regierungs-Kommiſſar: Gehei- 
S. 706 | mer Ober⸗Regierungs⸗-Rath 

bis 708. | Wulfehein. 





— 28. 8. Sipung Geheimer Dber » Regierungs- | 


ı © 819. — Wulfshein, Dr. Vir— 
u. 820. | dom 


| | 





Annahme des 
Antrages der 
Kommilffarien. 


v. Sauden » Zulienfelde, Ne 


Der Betrag von 
150 Rthlr. iſt 
in Folge einer 
Erklaärung ber 
Königlichen 

' Staats-Regie- 
rung abgeſetzt. 


Annahme des 
Antrags Dr. 
Virchow. 
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Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Pericde vom 
6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Nefolutionen ꝛe. 

(S. Drudfachen und Anlagen zu dem ftenographifchen Berichten.) 


Albpabetiihe Ordnung 
der 


Gegenſtaͤnde. 





Staatshaushalt. ag Ara Stiftungen ꝛc. vorlegen zu laſſen. — Nr. 


@innabme. 


| Binfen von den Kapitalien des Schleswig. Holfteiniihen 
| Stratanftalts-Neubaufonds. 


Antrag der Kommiffarien: die Erwartung auszuſprechen, die König- 
lihe Staats-Regierung werde darauf Bedacht nehmen, in den Fällen, 
wo die Beihäftigung der Strafgefangenen für Dritte gegen Lohn er- 

| forderlich ift, durch öffentliche Ausbietung der vorhandenen Arbeitöfräfte 
eine Steigerung der Lohnſätze herbeizuführen, um fo bie nachtheilige 
| Konkurrenz für die freien Arbeiter zu beſchränken. — Nr. 108. III. — 


Ausgaben. 
| ‚Statiftifhes Büreau. 


Antrag Dr. Gneift und Genoffen, zu beſchließen: 

1. Der Wirkungskreis der in der Reorzaniſation begriffenen ſtatiſtiſchen 
Gentral-Kommijfion ift unbejhadet ihrer anderweiten Geſchäfte aud 
auf die gründlihe und umfaffende ftatiftiiche Vorbereitung der Ge 
fepesvorlagen der Königlihen Staatsregierung auszubehnen ; 

2) bei der Zufammenftellung der SentraleRommilfion ift darauf Rückſicht 
u nehmen, daf in berfelben neben der Verwaltung und der Willen 

| —* auch die Geſetzgebung, insbeſondere das Haus der Abgeordneten 
| durch folde Mitglieder vertreten ſei, welche daffelbe zu dieſem Zwede 
aus feiner Mitte auf die Dauer ber jedesmaligen LegislatursPeriode 
ernennt. — Nr. 118, — 


— Landräthlide Behörden und Aemter. — 


PolizeirBerwaltung. 


Anträge der Kommiffarien: 

1) die Ausgaben für die Polizeiverwaltungen in den 7. Stäbten: Kö— 
nigöberg i. P., Danzig, Stettin (mit Außenbezirt), Magdeburg mit 
Subenburg), Goblenz, Cöln (mit Deup) und Aachen als „Tünftig weg— 
fallend“ zu bezeichnen; 

2) die Erwartung auszufprehen, daß die Königlihe Staatsregierung 
baldthunlichſt eine Gejepes-Borlage einbringe, durch welde unter Ab» 
änderung des Geſetzes vom 11. März 1850 über die Polizeivermaltung be» 
ftimmt wird, daß in den Städten, in welden eine Königliche Polizeir 
verwaltung beſteht, Fünftig nur bie durch dieſelbe berbeigeführten 
Mehrkoften der Staatöfaffe zur Laft fallen, fowie daß beftimmte 
näher zu bezeihnende Branden ber Polizeiverwaltung ben Städten 
vorbehalten werden. — Nr. 105, I. I. — 

Antrag v. Brauchitſch (Elbing): die Königliche Stants-Regierung zu 


nn — 


Abänderungs: Anträge zc. 


— Spftem der Strafvollftredung. Ars 
beitöverdienft. — 


— Kreidtrandlateure, — 


Lasker: in dem nebenſtehenden Au— 
trage ad 2 ſtatt der Worte: „durch 
welche unter Abänderung ꝛc.“ bis „ber 
Staatekaffe zur Laſt fallen“ zu fegen: 
durch welche für diejenigen Städte, 
in tenen eine Königliche Poligeiver- 
waltung fünftig beftehen bleibt, 
Antheil der Städte und des Staa 
te8 an den Koften der Polizeiverwal- 


tung, fowie die Mitwirkung der Stadt | 


bei der Feftftellung der ihr zur Laft 
fallenden Bun — regulirt 
wird. — Nr. 127. III 
Grumbredt — Nr. 131, — 

— Zurückgezogen. — 


der 
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Plenar- | 
Sipungen, | Nedner, 
in welchen bie welche 
Berathung | ber Debatte betbeiligt 
—— ſich an der — e betheilig 
hat 





' 25.Sipung | Dr. Lorentzen, Regierungs-Kom- 
| ©. 708. | milfar Geheimer Regierungs- 
| Rath Steinmann. 


* 
| 
Pe | 


je — &.708 | Reichentperger, Dunder, Graf | 


bis 715, | Winpingerode, Regierungs- | 
Kommiſſar Geheimer Regie 
| rungs-Rath Eteinmann. 
| 
—S. 715 Dr. Gneift, Regierungs - Kom- 
miffar Geheimer Dber: Rer | 


| und 716. | 
| gierungs » Rath Wulfshein, 
Schmidt. | 





| | 
‚27. Sipung , Kantaf, Reg.» Komm. Geh. 
©. 147. | Reg. „Rath v. Lebbin. 

‚ und 748, | 


| 


— &.748. | Grumbredt, Mayer (Marburg), 

bis 773. Neihensperger, Reg.-Konm. 
Geb. Ober» Reg.» Rath v. | 
Kebler, v. Brauchilſch (Elbing), | 
Grumbredt, v. Mitſchke⸗Col-⸗ 
lande, v. Hennig, Minifter | 
Graf zu Eulen urg, Graf 
MWingingerode, Hellwig, Heile, 
Reichentperger, v. Unrub, 
Minifter Graf zu Eulenburg, 
Graf v. Schwerin, Miquel, 
Minifter Graf zu Eulenburg, 
Dunder, Freiherr v. Hoverbed, 
Reichenöperger. 





@rledigung, 
welche 
der Gegenftand 
gefunden hat. 


Annahme bed 
Antrags ‚der 
Kommiffarien. 


Annahme des 
Antrag Dr. 
Gneift und Ge» 
nofjen. 

(Sonf: Statiftie 
ide Kommis« 
mijfion.) 


Ablehnung des 
Antrags 1. ber 
Kommiffarien 
und ber An— 
träge v. Kar« 
dorf und v. 
Brauchitſch, 

Annahme 

bes Antrags 
ber Kommil- 
farien ad 2 mit 
bem Amendes 
ment Lasker. 
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Borlagen, welhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Pericde vom 
Apbabetiihe Ordnung | 6. Oftober 1869 bis 12, Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffiond: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände, Nefolutionen ze. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 





Staatshaushalt. erſuchen, eine authentiſche Deklaration des $ 3 des Geſetzes vom 
11. März 1850 dur baldige BVorlegung eines Entwurfs nad der 
Richtung bin herbeizuführen, daß der Staat im Fall des $ 2 nur zur 
Tragung derjenigen Mehrfoften der Ortepolizei-Verwaltung verpflichtet 
were, welde durch die Befoldung folder Beamten erwachſen, deren 
Anftelung beim Nichtoorhandenfein einer Königlichen Polizeiverwaltung 
gar nicht a nur mit einem niederen Gehalte erforderlich fein würde. 
— Nr. 13 — 


| Berliner Polizei: 


Borkehrung zu treffen, daß die Sittenpolizei in Berlin in jeder gelep- 
lich — und ſtrenger als bieher gehandhabt werde. 
05 IV. — 


— T. 


Antrag der Kommiffarien: die Königliche Staats-Regierung zu erjucen, 
Geheime Ausgaben im Intereſſe der Polizei. 
| 


Landgensd'armerie. 





Straf-, Beſſerungs- und Gefangen-Anſtalten. 


| 


165 


Plenar- 











Sipungen, Br | — 
in welchen die wel welche 
Abänderungs:Unträge zc. ' Berathung fi an der Debatte betheiligt | ter Gegenftand 
ftattgefunden haben. gefunden hat. 
hat. 

v. Kardorff: ſtatt des Antrags 1. | 
ter Kemmiſſarien: die Königliche 
Staate-Regierung aufzuforbern, auf 
möglicfte Einihränfung der König» | 
lien Polizeiverwaltung in ben Städ- 
ten, insbejondere auf Sinziehung ber | | 
Königlihen Polizeiverwaltung in Kör | 
nigöberg, Danzig, Stettin, Magdeburg, | 
Coblenz, Coͤln mit Deug, Aachen Be- 
dacht zu nehmen. — St. B. S. 769. — 

Parifius: von dem Diätenfonds für 28. Sitzung v. Brauchitſch (Elbina), Dr. Annahme ber 
Hilfsarbeiter mit 17,350 Thlr. S. 791 | Loewe, Künzer, Etrofjer, Dr. Anträge der 
die Summe von 2,270 Thlr. bis 802. | Gberty, Parifius, Neg-Eom» Kommiffarien 
(Remuneration ber Leftoren des Ber miffar Geh.Ober⸗Reg.⸗Rath und des Ab» 
liner Drudichriftenbureaus) zu ftreichen. v. Kebler, Parifius, v. Denzin, geordneten Pa« 
— Rr. 148 I. — rifius. 








— Gensd’armen in der Provinz Pofen. — | 


— Beihäftigung der Strafgefangenen. — 


| Dr. Glaſer. 


—= S. 802 | Dunder, Dr. Birhow, Minifter 
bis 807. | Graf zu Eulenburg, Dr. Bir 
how, Minifter Graf zu Eus 

lenburg, Simon v. Zaftrow, 

v. Hennig, ent, Minifter 

Graf zu Eulenburg, Heife, 

Schulze (Berlin), Minifter 

' Graf zu Eulenburg, Graf 

v. Bethuſy-Huc, Dr. Birhom. 


= &.807 


Dunder, Reg..Kommiffar Geh. 
bis 811. | 


Ober-Reg.» Rath v. Kebler, 
Dunder, Witt, Geh. Ober- 
Reg.⸗Rath v. Kehler, Freiherr 
v. Hoverbeck, Geh. Ober-Re- 
gierungd-Rath v. Kehler, Witt, 
Dr. Eberty, Leſſe, Geh. Ober- 
Reg.⸗Rath v. Kehler, Frei— 
berr v. Hoverbeck, Kantak, 
v. Mitſchke⸗Collande, Freiherr 
v. Hoverbeck. 


= ©.811 


Dunder, Reg.»Kommiffar Geh. 
bis 813. 


Reg.⸗Rath Steinmann. 
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Borlagen, welde dem Haufe ber Abgeordneten in der Sipunge-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung | 6. Oftcher 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiſſions⸗ 
der Berichte, Anträge ber Abtbeilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände, | Nefolutionen ıc. 





(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Staatshaushalt. Regierungs-Amtöblätter. 


Ertraordinäre Ausgaben, 
Statiftifhes Bureau. 


Antrag Dunder: die Ausgaben von 100,000 Thlr. zum Neubau einer 
| Strafanftalt in der Provinz Schleswig-Holftein zur Vorberathung an 
| die Buget-Kommilfion zu verweilen. — St. B. ©. 819, — 


20. Minifterium der geiftlichen, Unterrichts: und Mebdizinal: 
2ingelegenbeiten. 
Dazu find eingegangen: 
Anfragen an die Königliche Staatsregierung und Beantwortungen 
— — Nr. 77. 107. II. nebſt zwei Nachträgen und Nr. 


Einnahmen, 


— Märkifcher Aemterkirchenfonde. — 


Ausgaben. 





Antrag Heile und Genoffen: für den Unter» Staats» Seftetair und ben 
Direktor der katholiſchen Abtbeilung anftatt der etatifirten 4000 Rthlr. 
je 4500 Rtblr. zu bewilligen. — Nr. 150 I. — 


Evangeliſcher Ober-Kirchen-Rath. 


— Verfaffungsmäßigkeit des evangeliſchen Ober-Kirchen-Raths. Provinzial 
Synoden. Beurtheilung des Verwaltungs-Syſtems des Herrn Miniſters. — 
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| 
| 





Medner, 
welche 


| fi) an der Debatte betheiligt | 


haben. 


Erledigung, 


| 
| 


welche 
der Gegenftand 
gefunden hat. 








| Penar | 
Sigungen, 
in welchen die 
Abänderungs: Anträge zc. Deratbung | 
Ratgefunden 
hat. 
— Herausgabe derjelben für Weftpreußen 28. Sipung | 
auch in pelniſcher Sprade, Leitartifel | S. 813 
der Amtöblätter. — | bis 815. 
| 
— Tabellen zu ftatiftiihen Aufnahmen. = ©.815 
Spften der Zählfarten. — und 816, 
— Gejepliche Regelung der Einzelhaft. = ©.816 
bis 819. 


} 





Einleitung. 6 
und 822. 


— Gtatifirung der Einfünfte ber Dom» | 29. —— 
fapitel. — ı ©. 
und 328. 


nn 
bis 827 


= 6, 827 
| bis 839, 


29. Sipung | 
821 | Rath D 


v. Gzarlinski (Berent), 
Komm. Geh. Dber-Reg.-Rath 

Wulſehein, Parifius, Geheimer 
Dber- Reg.-Ratb Wulfshein, 
v. Gzarlinsfi (Berent). 


Dr. Beder, Reg..Komm. Geh. 
ı DbersReg.-Ratb Wulfshein. 


Dr. Eberty, Dunder, Reg.» 
Komm. Geh. Reg.Rath Stein- 


Reg | 








mann, Dr. $rande, Freiherr | 
v. Hoverbed, Dunder, Geh. 


Reg. -Rat 


— v. Hoverbeck, Miniſter 


| burg, Graf Renard. 


Ne. — Fear Oberhies 





tusminiſter v. Mühler, Ri» 
ter (angerhauſen), Dr. 
Eberty. 


Heile, Dr. Wehrenpfennig, 
Graf v. — —— — 
(Sangerhauſen), Dr. Techow, 
Heife, Kultusminiſter von 
Mübhler, Heife, Graf v. Bes 
thuſy⸗Huc. 


— v. Hoverbeck, Bieck, 
Richter (Sangerhaujen), Dr. 
Virchow, v. Hennig, Stroffer, 
Kultusminifter v. Mühler, 
Dr. Wehrenpfennig, von 
Saucken⸗Tarputſchen, Kultus⸗ 
miniſter v. Mühbler, v. Kar⸗ 
berfl, Dr. — Pe 

angerhaufen), Klop, Dr 

| Be Stroſſer. 


— — — 


Steinmann, Frei | 


es Innern Graf zu Eulen« | 


Richter (Sangerhaufen), Kuls 


Annabmedes An- 
trages Dunder. 


Ablehnung des 
Antrags Heife. 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeorbneien in der Sitzungs-Periode vom 
‘ Alphabetiihe Orbuung | 6. Oftober 1869 bis 12, Februar 1870 gemacht worden find, Bommiffions: 
der Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Ghegenftände. Refolutionen :c. 
(S. Drudfahen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Staatöbausbalt. | 





| Konjiftorien. 


Antrag dir Kommiffarien: die Königlihe Staats Regierung unter Hin- 
weis auf den Beſchluß vom 23. Januar 1868 wiederholt aufzufordern, 
dem Landtage eine Vorlage behufs Aufhebung der Provinzial«Kon- 
fiftorien in der Provinz Hannover zu maden, — Nr. 107. 2. — 





| — Revifionggebühren bei den Provinzialfonfiftorien in der Provinz Hans 
uover. — 


Antrag der Kommiffarien: Die Beihlußfaffung über den geforderten 
Zufhuß von 4800 Rthlrn. zur Gründung eines Gelammt«Konfifto: 
riums für den Bezirk Caſſel auszufepen, bis über den Geſetzentwurf, 
betr. die Reffortverhältniffe der firdlihen Verwaltungsbehörben im 
Bezirk Gaffel entſchieden iſt. — Nr. 107. 3. — 


Geiftlihe und Kirden. 


Antrag Dr. Birhow: 2055 Rthlr. zur Unterhaltung der Schloßfirde 
in Hannover abzufegen. — Nr. 148, II. A. 1. — 


Antrag der Kommifjarien: 3570 Rihlr. für das Prediger - Seminar in 
Hadersieben als „künftig wegfallend“ zu bezeichnen. — Nr. 107. 4. — 
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ge 





lenar⸗ 
— | Nedner, Erledigung, 
in welchen die welche | welche 


WUbänderungs: Anträge :c. 


Perlönlihe Bemerkungen. 


— Boltsihulwejen in Hannover, 
minar in Dsnabrüd. — 
Died: die Königlihe Staats-Regie- 
rung aufzufordern, darauf Bedacht 
zu nehmen, daß die Bermaltung 
des Volksſchulweſens in Hannover fo 
bald als möglih den Provinzial-Con- 
fiftorien abgenommen, und, wie in ben 
übrigen Provinzen des Staats, nicht⸗ 
firhlihen Berwaltungsbehörden über» 
tragen werde. — Rr. 160, I. — 


Dr. Techow: die Königliche Staats- 


Regierung aufzufordern, dem tat 
pro 1871 eine Nahmweijung über bie 


Se 


Beratung | fi am der Debatte betheiligt 
Pest ar a a ee un 
bat. 


| 


©. 839 
bis 840. 


haben. 


29. Sipung v. Sauden-Tarputichen, Bied, 


Dr. Behrenpfennig, v. Kar 


dorff, Dr. Wantrup, Strofſer. 


= S. 841 Dr. Webrenpfennig, Miguel, 


bis 849. Kultus Minifter v. Mühler. 


30. Sitzung v. Bennigſen, Windthorft (Mep- 
.85l 


S 
bis 873. 


Höhe und Verwendung der einger | 
benten Revifionsgebühren beizufügen. | 


— St. 8. ©. 873 


v. Hennig: nebenftehende 4800 Rthlr. 
abzufjegen. — Nr. 183, I. — 


Antrag Windthorſt (Meppen): neben» 
ftehende Pofition der Budget-Kommij- 
fion zur Prüfung und Beriterftattung 
zu überweijen. (St. B. ©. 884). 


—S. 874 


bis 879, 


bis 884, 


— Berwendung bed Klofterfonds und | 


der Heimfälle an Präbenden. — 


— 6,873 
und 874. 


= 6,879 


pen), Miquel, Kultus» Mi- 
nifter v. Mühler, v. Mals 
lindrodbt, Richter (Sanger 
haufen), Dr. Wantrup, Laster, 
Bird, Dr. Wantrup, Miquel, 
Dr. Wantrup. 


Dr. Techow, 
Geh. Dber-Reg.-Rath Dr. 
Knerk. 


Mayer (Marburg), Dr. Web: 
Kultusminifter | 


renpfennig, 
v. Mübler, Dr. Glaler, v. 
Hennig, Richter (Sangerhau- 
jen), Kultusminifter v. Müh— 
ler, Dr. Techow, Graf Echwe- 
rin, Finanzminifter Camps 
haufen, Dr. Wehrenpfennig, 
Uloth, Freiherr v. Hoverbid, 


Dr. Webhrenpfennig, Bromm. | 


Dr. Schläger, Kultusminifter 


v. Mübler, Windrborft (Meps 
pen), Dr. Virchow, Kultus 


minifter v. Mübler, Dr. 
Virchow, Windthorft (Mep- 


pen), Dr. Karften, Kultus 


minifter v. Mübler. 


Reg. +» Komm. | 


der Gegenftand 
gefunden bat. 





Annahme ber 
Anträge der 
Kommiffarien 
und Des Abge- 
ordnneten Died. 


Annahme des 
Antrages Dr. 
Techow. 


Annahme des 
Antrages v. 
Hennig unter 
Ablehnung des 
Antrages der 
Kommiſſarien. 


Annahme des 
Antrags Dr. 
Virchow unter 
Ablehnung 
des Antrags 
Windthorſt 
(Meppen). An⸗ 
trag der Kom⸗ 
miſſarien zu⸗ 
rückgezogen. 
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j Borlagen, welche dem Hauje der Abgeorbneten in der Sigungs-Periode vom 
Alphabetiihe Ordnung | 6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 








ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenſtände. Aeſolutionen zc. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 
Staatshaushalt. — Anftelung der Provinzial SchulsRäthe unter Berüdfihtigung des Real, 
ſchulweſens. — 
Univerfitäten. 


Antrag ber Kommifjarien: die Königlihe Staats-Regierung aufzufor- 
bern, fünftig die Umänberungen bei ben einzelnen Nummern der 
Univerfitätdinftitute in der tatöbeilage zu begründen. — Nr. 
107.1. 8 


Antrag Dr. Virchow: die Königliche Staats-Regierung aufzuforbern, die 
Minımaliäpe der Gehälter der Univerfitätslehrer im nächſten Etat zu 
erhöhen. — Nr. 148, II. A. 2. — 


Untrag der Kommifjarien: die Nemuneration für bie Kuratorftelle an 
ben Univerfitäten, wo biejelbe ald Nebenamt ben Dber » Präfidenten 
übertragen ift, alfo in Breslau, Königsberg und Kiel je 800 Rthlr., 
WHERE En Rthlr. als „künftig wegfallend“ zu bezeichnen. 

— Ar. 6. — 


— Neubau einer geburtshilflihen Klinik bei der Univerfität Könige: 
— Dozentenſtelle an derſelben für neuere Sprachen; ebenſo in 
reslau. — 


Antrag der Kommiffarien: von dem Gehalt des Univerfitäts » Kurator 
in Göttingen 1000 Rthlr., fowie die Mietbsentihädiguug von 500 
Rthlr., rd 1500 Rtihlr., als „künftig wegfallend * zu bezeich— 
nen. — Nr. 107. 5. — 


Antrag Elliffen und Genoffen: die Königlihe Staats-Regierung auf« 
zufordern, Ipäteftens im Etat pro 1871 die Summen auszufepen, 
welhe erforderlich find, um die für die Förderung des landwirthichaftlichen 
Studiums auf der Univerfität zu Göttingen nothwendigen Einrichtungen 
treffen zu können ꝛc. — Nr. 122, — 


Antrag einzelner Kommiffarien: die für das neu zu gründende Neben» 
amt eines Curators an ber Univerfität Marburg geforderte Remunera- 
tion von 800 Rıhlr. abzufegen. — Nr. 107. 15. — 


Antrag Dr. Birhow: 500 Thlr. für den Univerfitätsrichter in Kiel ab» 
zulegen. — Nr. 152. I. — 


171 








Plenar⸗ 





Sitzungen, Nedner, Erledigung, 
— P in welchen Die welche welche 
Mibänderungd: Einträge :e. Berathung ſich an der Debatte betheiligt der Gegenftand 
— haben. gefunden hat. 
— 31. Sitzung Dr. Techow, Kultusminiſter 
©. 888. v. Mühler. 
| 
_ = 6,889. | Dr. SKarften, Reg.» Komm. Annahme bes 


Geh. Ober» Reg.-Ratb Dr. Antrages ber 
Knerk. 


Kommiſſarien. 
— — &.8%. | Dr. Karſten, Kultusminiſter | Annahme bes 
v. Mühler. | Antrags Dr. 
ı Birdom. 
_ — &.8%. | Kultusminifter v. Mübhler, Dr. Annahme des 
bis 893. | Wehrenpfennig, Dr. Eliffen, Antrags der 
| Dr. ®lajer, Dr. Karften, Kommiffarien. 
= | = 6.89. | Dr. Koſch, Regierunge + Rome 
miſſar Geheimer Ober-Regie- |‘ 
 rungs«Ratb Dr. Knerk, Dr. 
| Röpell, Rultusminifter v. 
| Mübler, Schmidt. 
Dr. Karften und Genofjen: das Ge — S. 894 Regierungs-Kommiſſar: Geheir | Annahme der An- 


bis 899, 


halt des zweiten Univerfitätsrichters 
in Göttingen mit 1200 Rthlr. als 
„tünftig wegfallend“ zu bezeichnen. 

— ad Nr. 107. 20. — 


Ulotb: 
Rthlr., fondern auch 500 Rthlr. ſäch⸗ 
liche Ausgaben, zujammen aljo 1300 


Rihlr. abzufegen. — Nr. 162,1. — 


Dr. Karften: nebenftehende 500 Thlr. 


den Baufoft.n der Univerfität in Kiel | 


von 3800 Thlr. hinzuzufügen, alfo 


dort 4300 Thlr. zu bewilligen. — Nr. 


153. IV. — 


nicht nur nebenftehende 800 


Dber » Regierungsratb Dr. 
Knert, Dr. Wehrenpfennig, 
Dr. Karften, Geheimer Obers 


Dr. Gen, & Dr. Knerk, 


Dr. Elli 
—— Dr. 
denberg, Geheimer dber 

ee heit Dr. Knerk, 


en, Gebeimer Ober 


Knerf, | 


Dr. Virchow, Dr. BWindthorft | 


(Meppen). 


— 6,899 Uloth, Kultusminifter v. Müh— 


bis 901. 


| = ©. 901 
und 902. 


ler, Dr. Wehrenpfennig, Ulotb, 
Dr. Glafer, Dr. Virchow. 


Rath Dr. 


| | Dr. a... .. Ober⸗Reg.⸗ 


träge ber Kom» 
miffarien unb 
bed Abgeorbne- 
tenDr. Karften 
und Genofien. 
Antrag Dr. 
Eliffen und 
Genoſſen zu- 
rüdgezogen. 


Annahme des An» 
trags der Kom⸗ 
miſſarien. Der 
Antrag Uloth 
abgelehnt. 


Annahme der 
Anträge Dr. 
Virchow unb 
Dr. Karften. 
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| Borlagen, welde dem Haufe ber Abgeorbneten in der Sigungs-Periobe vom 
Alpbabetiiche Ordnung 6, Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. Hefolutionen ze. 
(S. Druckſſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Staatshausbalt. Antrag der Kommiffarien: die Königliche Staats-Regierung wieberholt 
und dringend aufzuforbern, landwirthſchaftliche Lehrftühle an den Univer- 
fitäten in Königsberg, Breslau und Kiel nebft den erforderlichen afade- 
miſchen Nebeninftituten einzurichten, ſowie die thunlichfte Aufpilfe der 
landwirthichaftlihen Akademie in Göttingen unter Verlegung ber land» 
wirtbihaftlichen Verjuhsftation in Weende nad Göttingen zu veranlaffen 
und für Errichtung eines Lehrftuhls der polniſchen Sprade und Literatur 
an der Univerfität in Berlin balbmöglihft zu forgen. — Nr. 107. 19. — 


Gymnaſien und Realſchulen. 


Antrag Dr. Koſch: den Herrn Kultusminifter aufzufordern, den F. 7. 
des Reglemente vom 12. Dezember 1866, wonach jüdiihe Schulamts- 
Kandidaten zur Anftelung im Lebrfahe an höheren Lebranftalten 
chriſtlichen Bekenntniſſes nicht zuzulaffen, fortan außer Kraft zu fepen. 


— r 7. — 


— Mangelhafte Lokalitääͤten des Gymnaſiums zu Tilſit. — 


Antrag v. Puttkamer: die Königliche Staats-Regierung aufzufordern, 
die Erhebung der Penfionsbeiträge von ben Lehrern bei der Königlichen 
Realihule zu Frauftadt einzuftellen. — Nr. 148, C. — 


| Antrag Kantaf: bei dem neu zu errihtenden Gymnafium in Wongros 
| wiec die Polniihe Sprade als Unterrihtsipradhe in den unteren Klaffen 
einzuführen, dagegen etwaigen Bebürfniffen der Deutihen Bevölkerung 
durch — ſprachlicher Parallelllaffen Genüge leiften zu wollen. 
r. 


Antrag Leſſe: den Anträgen Kantak und v. Hoverbeck ug nah 
„von dem Charakter bes Gymnafiums als eines Fatholifchen aber abzu- 
ſehen.“ — St. B. ©. 928. — 


— Naumburger Domgymnafium, — 


— Mißbräuchliche Verwendung von, für Unterrichts- und Firdliche Zwecke bes 
ftimmten Geldern zu Gnadengeſchenken. — 


Anträge der Kommiffarien. 
| a. ben Staatszuſchuß von 1000 Rthlr. für das Gymnaflum zu 
| Gütersloh abzufegen. — Nr. 107. 16. — 
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Dlenars 


Sipungen, Nedner, @rledigung, 

in welchen bie welche welche 
Vibänderungs-Zinteäge ıe. | Berathung fih an der Debatte betheiligt | ber Gegenftand 
——— haben. gefunden hat. 







Dr. Becker: auf eine Etatserhöhung für 31. Sitzung Dr. Beder. Annahme der 


die Königlihe Paulinifhe Bibliothef S. 902 | Anträge des 

in Münfter Bedacht zu nehmen. bis 903. Abgeorbneten 

— Nr. 148. B 1. — ‘ Dr. Beder und 
| der Kommilffa- 
| rien. 


Allgemeine Beſprechung. = S. 903 Dr. Techow, Schmidt (Stettin), 
bis 900.  Kultusminifter v. Mühler, 
Ohm, Kultusminifter v. Mũh⸗ 
Dr. Virchow, Kultusmi« 


ler 
nifter v. Mühler. 


— S. 909 Dr. Koh, Kultusminifter | Anuahme bes 
‚ bis 916, v. Mübhler, Gottſchewsli, Kul- | Antrages Dr. 
' tusminifter v. Mühler, Dr. | Koſch. 

Wantrup, Dr. Webrenpfennig, | 
Ruliusminifter v. Mühler, 
Dr. ®antrup, Dr. Koſch. 
| 


= &.918 Graf v. Winpingerode, Kul-⸗ 
und 919.  tusminifter v. Mübler. | 


— —S. 919 | v.Puttlamer, Reg.Komm. Geh. | Annahme bes An» 
ı bis 921. | Reg.-RathdelaGroir, v. Putt- trages v. Putt⸗ 
famer. famer. 


v. Hoverbed: bei dem neu zu er ' = ©. 921 Kantak, Kultusminifter v. Müh- Annahme bes An. 
rihtenden Gymafium in Wongro» ; bis 932. ler, Witt, Freiherr v. Hover- trages v. Ho- 
wiec ten Bedürfniffen ſowohl ber bed. verbed, unter« 





Deutihen, als der Polniſchen Bevöl- | Ablehnung ber 
ferung durch Errichtung ſprachlicher Anträge Leſſe 
Parallelfiaffen für die unteren Klafjen | und Kantaf. 
Genüge zu leiften. — Nr. 166, — | | 
— S.9832. Dr. Steinhart. | 
— —S. 932. | Dr. Eberty | 
| 
| 
Bied und Siroffer: — S. 933. | Biel, Weber (Erfurt), Kultus» | Annahme bes 
die Königlihe Staats-Regierung bis 936. minifter von Mühler, Dr. Antrages ber 





aufzuforbern, den beantragten Zu⸗ | Wehrenpfennig, Dr. Raffe, | Kommiffarien. 
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Borlagen, welche dem Haufe der Abgeorbneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung 6, Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Mommiffions- 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommijfionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefolutionen :zc. 
(S. Drudjadhen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





| 
Staatshaushalt. b. der — zu Gütereloh den Charakter als öffentliches 
Gymnafium fo fange zu entziehen, bis das Statut der Anftalt 
den allgemeinen Landesgeiegen gemäß (cfr. Allgemeines Landrecht 
Theil IL. Zitel 12. $. 10.) umgeftaltet ift. — Nr. 207. 21. — 


— Zufhüffe für Hannoverfhe Progymnaſien, welche in höhere Bürger» und 
Realſchulen umgewanbelt find. — 


Scäullehrer-Seminarien. 





Antrag der Kommiffarien: dem dringenden Bedürfniſſe nad Errid- 
tung neuer resp. Erweiterung beftehender Schullehrer » Seminare 
ſchneller als bisher abzubelfen und damit dem Umfichgreifen ber 
Stellenbefepung durch Präparanden zu fteuern. — Nr. 107. 8. — 


— Karſten: Anordnung zu treffen, daß die Dezimalrechnung 
in allen Seminaren und Volkeſchulen der Monarchie als obliga— 
toriicher Unterrichtögegenftand eingeführt werde. — Nr. 158, II. — 


Antrag Schmidt (Stettin): die Summe von 10,000 Rthlr. als 
1. Rate zur Einrihtung der Gebäude ber ehemaligen landwirth⸗ 
ſchaftlichen Akademie zu Waldau behufs Aufnahme des dahin zu 
— — in Königsberg abzuſetzen. 
— 1 — 


chullehrer-Seminar in Osnabrück abzuſetzen. — Sten. 


Antrag Be renpfennig: 1060 Rthlr. Staatszuſchuß für das 
—s ri 
Ber. ©. 948 


Elementarſchulen. 


— — — 


Abänderungs: Anträge ꝛe. 
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ſchuß von 1000 Rthlrn. für das 
Gymnaſium zu Gütersloh nur unter 


ber Bedingun 
langen zu 1a 
ber Anftalt dem $ 10., Zitel 12,, 
Theil 2. des Allgemeinen Sandrechts 
entiprehend geändert werde. 
150. II. — 


Bied: die Königlihe Staats-Regie 
rung aufzufordern, durch Errichtung 
neuer reip. Erweiterung nee 
Säullehrer» Seniinarien aufs 


— abzuhelfen, und dadurch zu 
verhüten, 
randen verwaltet werden. — 
160. II 


Schmidt (Stettin): die Forderung von | 
„Dotationd « Erhöhung | 


3492 Thalern 
für das S uliehrer-Seminar in Koö⸗ 


nigsberg bebufs defjen Verlegung | 


Baldau* Abzufegen. — Nr. 14 


D. und Stenogr. Beridt ©. 948. — | 


chleu⸗ 
nigſte dem Mangel an Elementar-⸗ 





zur Auszahlung ges 
en, daß das Statut 


Sipungen, Nedner, | Erledigung, 
in weldyen bie! welche welche 
Derathung ſich an der Debatte beiheiligt | der Gegenftand 
aa haben. gefunden hat. 
v. Hennig, Heile, Freiberr v. sub. b. — 
Hoverbed, v. Bodum-Dolffs. Rr.107.21.— 
31.Sigung Strudmann, Regierungs:Koms- 
©. 936. miffar Geheimer Ober Re 
| gierungsrath Dr. Knerk. 
| | 
E a Died, Buddenberg, Kultus Annahme des An- 
©. 939 minifter v. Mühler, Harkort. trages der Kom- 
bis 944, mijjarien. 


daß fo viele Lehrerſtellen 
unbejegt bleiben, oder durch ua + | 





| 
| | 
= 6.94 Dr. Karften, Regierungs-Kom»- Der Antrag wird 
und 945. | miffar Geheimer Sber-Re⸗ zurüdgezogen. 
gierungs-Rath Dr. Knel. 
©. 945 Schmidt (Stettin), Regierungd- Der Antrag 
bis 948, Kommiffar Geheimer Ober- Schmidt auf 
Regierungs-Ratb Dr. Knerk, Streihung ber 
v. en. Schmidt, Summe von 
Gebeimer — ara aa 10,000 Rtihlr. 
Rath Dr. Knerf. ' wird abgelehnt, 
ı ber Antrag auf 
Abſetzung ber 
' Forderung von 
3492 Rthlr. zu⸗ 
rückgezogen. 
©. 948 Dr. Wehrenpfennig, Windthorſt Antrag Dr. Weh- 
bis 950, (Meppen). renpfennig an« 


genommen. 


—=6&.950 Janſſen, Leſſe, Dr. Bantrup. | 
bis 953. | | 


| 
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, | Borlagen, weldhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiihe Ordnung | 6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worben find, Kommifflone- 


ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen :c. 
(S. Drudjachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 
Staatshaushalt. | Zaubftummen- und Blinden-Anftalten. 


Antrag der Kommiffarien: für den nächſten Etat zu ermitteln, welden 
Erfolg die Erziehung in den Blinden-Inftituten, namentlih dem König- 
lichen Blinden» Inftitut in Berlin auf die Fähigkeit der Zöglinge zum 
jelbftftändigen Erwerbe gehabt hat. — Nr. 107. 9. — 


Kunft und Wiſſenſchaft. 


Antrag Beber (Erfurt): mit dem Etat für das Fahr 1871 vollftändige 
Spezial-Etats für die Akademie der Künfte, das Funft-Mufeum, bie 
Akademie der Willenihaften und die Königliche Bibliothef zu Berlin vor» 
zulegen. — Nr. 152, II. — 


Antrag der Kommiffarien: den Bau der von Altona nach Kiel zu ver 
legenden Sternwarte, deſſen Imangriffnahme bereitd in der vorigen 
Seffion als nahe bevorftehend angegeben, nunmehr in Ausführung zu 

' bringen. — Nr. 107. 22. — 


Unträge Dr. Beder: 
a) den Zuſchuß für die Königliche Landesbibliothek zu Düſſeldorf um 
600 Rıblr. zu erhöhen; 
b) die Pofition für den botanischen Garten in Düffeldorf (600 Rthle.) 
zu ftreihen. — Nr. 148, IL B2. — 


Antrag Dr. Karften: zur Schlußberatbung einen Etat für das geo- 
dätiſche Imftitut vorzulegen. — Nr. 153, IIL — 
— Geſellſchaft für ältere deutſche Gefhichtslunde in Frankfurt a. M. — 


— Archäologiſches Inftitut in Rom. — 

Antrag Parifius: den Betrag von 500 Rthlrn. Staatszufhuß für „bie 
Geſellſchaft zur Beförderung der evangeliichen Miffion unter den Heiden“ 
zu Berlin zu ftreihen. — Nr. 147. IL — 

Medizinalweien. 


— Reorganijation des Medizinalbeamtenweſens. — 


Regierungs-Medizinalweien. 


Anträge der Kommiffarien: 
1) 1100 Rthlr. für einen neuen Mebizinalrathb bei der Regierung in 
Schleswig abyufegen. — Nr. 107, 17. — 


YHbäanderungs: Unträge ıc. 


| 


Modifizirter Antrag der Kommiljarien: 
1) in Beilage N. ©. 107. B. Res 
gierungd»- und Mebizinalräthe: 
ad 1. 1100 Rthlr. mehr abzulegen, 
ad 2. ftatt 1200 Rihlr. zu bewilligen 


1500 Rıbfr., ad 4. 2100 Rihir als 


fünftig wegfallend zu bezeichnen; 
2) in Tit. 39 zubewilligen: 
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| Sigpungen, | 
in welchen Die! 
Berathung 
ſtattgefunden 
hat. 











|=6.958. | 
bis 956. | 





— ©,956. 
und 957. | 


. 957. 


— 5, %7 
und 958. 


= 6&. 958. 


=6.99 
bis 965. 
| 


| 

33. Sipung 
ı ©. 970. 

und 971. 


= &. 971 
bis 974 u. 
985. 


Medner, 
welche 


ih an der Debatte betheiligt | 


haben. 


\ 
| 
) 
! 


Weber (Erfurt), Kultusminiſter 


v. Mühler, Dr. Virchew. 


Dr. Karften, Regierungs-Kom— 
miffar Geh. D-R-N. Dr 
Knerk. 


Dr. Becker, Reg.» Kommilfar | 


Geh. Ober» Neg.-Rath Dr. 
Knerk, Dr. Schlienfamp. 


Dr. Karften, Reg.Kommiſſar 
Geh. Ober-Reg.-Rath Dr. 
Knerk. 


Dr. Eliſſen, 
v. Mühler. 


Kultusminiſter 


—S. 958. Dr.Roepell, Kultusmin.v.Mübler. 


Parifius, Stroffer, Kultusmis 
nifter v. Mühler, Dr. Birdow. 


Dr. Birdow, Reg.» Komm. 
Geh. Reg. -Nath de la Groir. 





Geh. Dber Reg. -Nath. Dr. | 


Knerl, Dr Virchow, Geb 
Dber Reg.:Rath Dr. Kuerk, 
Dr. Birdow, Geh. Ober 
Reg.“Rath Dr. Knerk, Dr. 
Karften, Dr. Virchow, Geh. 
Ober Reg.-Rathb Dr. Knerk, 





Erledigung, 
welche 
der Gegenftand 
gefunden hat. 





Annahme des An⸗ 
trages der Kom⸗ 
miffarien. 


Annahme des Ans 
trages Weber 
(Erfurt). 


Annahme des An= 


trages der Kom⸗ 
miffarien. 
Beide Anträge 
werden zurüd» 
gezogen. 
Annahme des 
Antrages Dr. 
Karften. 
Annahme des 


Antrages Par 
riſius. 


Annahme des 
modifizirten 
Antrags der 
Kommiſſarien. 
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Borlagen, welde den Haufe der Abgeordneten iu der Sipungs-Periode vom 
Ahpabetiihe DOrbuung | 6. Dftober 1869 bis 12. Februag 1870 gemacht worden find, Kommi ſſivns⸗ 
ber Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommilfionen und Neferenten, 
Gegenftände. Refolutionen ze. 
(S. Drucſachen und Anlagen zu dem ftenographiichen Berichten.) 











Staatshaushalt. 


2) den Betrag von 2400 Rihlr. „zur Regulirung der Bejoldungen ber 
Mebizinalreferenten bei den 6 Landdrofteien in Hannover abzujepen. 
— Nr. 107, 18. — 


3) die Königlihe Staats-Regierung aufzufordern, für eine Verminde— 
rung der Mediginalbeamten in Kafjel und Schleewig Sorge zu 
tragen. — Nr. 107. 10. — 


Unterrichts, Heil und Wohlthätigkeits-Anftalten. 


| Antrag der Kommifjarien: nah Analogie der übrigen Landestheile die 
Srrenanftalt zu Eichberg in die kommunalſtändiſche Verwaltung über- 
gehen zu lafjen. — Nr. 107. 11. — 


| 
| 
| Antrag Berger (Witten): die feitherigen Beftimmungen über die Aus 
| bilvung, Prüfung und Niederlajfung der Sebeammen im Sinne 
N der durch Die Gewerbe » Ordnung für den Norddeutſchen Bund eins 
geführten Gewerbefreiheit anderweit zu ordnen. — Nr. 180, III. — 


Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 


Antrag der Kommiffarien: bei größeren Baufummen aud entſprechend 
größere Jahresraten im Etat anzujegen. — Nr. 107. 12. — 


— Koften der Seminarbauten. — 


Antrag der Kommiffarien: ftatt der Bezeihnung bes Tit. 17. „zu den 
Behufs Aörderung des Seminarweiens in Hannover auszufübrenden 

| Bauten” zu jegen „für den Seminarbau in Dinabrüd.* 
— N. 107. 13. — 


Antrag der Kommiffarien: die Königlihe Staats » Regierung aufzus 
| fordern, die für die Öffentlichen Denkmäler beftimmten Summen wieder 





Abänderungd:Unträge zc. 
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Sitzungen, Nedner, 
in welchen die welche 
Berathung an der Debatte betheiligt 
ſtattgefunden ſich * chenis 
hat. | 2 


@rledigung, 
welche 


ber Gegenftanb 


gefunden bat. 


— — — — — — — — — — — — — 





37,600 — 800 — 36,800 Rihlr.; 
als künftig wegfallend zu bezeichnen: 
3000 — 900 —= 2100 Rthlr. 





MWehrenpfennig: die Königliche 
Staatd-Regierung aufzufordern, für 
die Neubauten an der Univerfität 


zu Bonn größere Jahresraten im Etat 
anzulegen. — Sten. Ber. S. 980. — | 


| 


— Giegesdenfmal auf dem Königsplap 
in Berlin. — | 


Dr. Birdow, Dr. SKarften, 
v. Dieft, Dr Virchow, Heile, 
Freiherr v. Hoverbed, Geh. 
Ober Reg.-Rath Dr. Knerk. 


33. Eipung Reg.Komm. Geh. Reg.-Rath 
©. 9 de la Groir, Dr. Virchow, 





und en 


bis 7. Kultugminifter v. Mühler, 
Dr. Techow, Kultusminifter 
v. Mühler, Windtborft (Mep⸗ 
pen), Dr. Techow. 
| 
— S. 976 | Dr. Weber (Hörter), Reg. 
und 977. | Komm. Geh. Ober Reg.-Rath 
Dr. Knerk. 
S. 97. | Dr. Wehrenpfennig. 
— &.977 | Verger (Witten), Regierungs- 
bis 980. | Kommillar Geheimer Regie 
rungs-Rath de la Groir, 
Berger (Witten), Lasker. 
— &.980  Kultusminifter v. Mübhler, Dr. 
bis 983. Virchow, Dr. Naffe, Finanz- 
minifter Gampbaufen, Dr. 
MWehrenpfennig, Schmidt (Stet= 
' tin), 2asfer, Dr. Virchow, 
Finanzminiſter Camphauſen, 
| Dr. Mebrenpfennig. 
| = ©. 983 | Harkort, Dr. Forchhammer. 
u. 984, | 
—S. 984. Reg.-Komm. —— Ober-Reg.- | 
Rath Dr. Knerk. 
©. 984. Kultusminiſter von Mühler, 
Dr. Wehrenpfennig, Binanz« 


Annahme 


Der 


Ablehnung bes 


Antrags der 
Kommilffarien 
sub 2. 


Annahme bes An« 


tragesber Kom« 
miflariensub 3. 


Annahme bes An« 


tragd der Kom⸗ 
ar 


Annahme des An« 


trages Berger 


(Witten). 


Der Antrag ber 


Kommiſſarien 
wird angenom⸗ 
men, ber An» 
trag Dr. Weh⸗ 
renpfennig zu» 
gezogen. 


des 
Antrages ber 
Kommiffarien. 


Antrag 
zurückgezogen. 


23 * 
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Vorlagen, welche dem Hauſe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
6. Okteber 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 





der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenſtände. Neſolutionen zc. 
(S. Druckachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 
Staatshaushalt. | auf den Gtat des Finanzminifteriums zu übernehmen. — Nr. 107, 


14. — 


Antrag v. Dieft: Einem befonberen Titel „zur Ausbildung von 
Elementarlehrern“ alle Pofitionen zu überweifen, melde von den 


Etats der jämmtlihen Minifterien abgejegt werden, — Nr. 147. 
III. — 


21. Herrenhaus. 


22. Haus der Abgeordneten. 


— Stellung des Abgeordnetenhaujes zur Königlihen Staatsregierung. — 


Anträge der Kommiffarien: 
1) dem erften Regiftrator: 1500 ftatt 1600 Rthlr., dem zweiten 
Negiftrator und Rendanten: 1200 Rthlr., dem dritten Regiftrator: 
900 ftatt 800 Rihlr. zu bewilligen; 
2) ftatt „Diäten für 10 Stenographen* zu fegen „für 11 Steno- 
graphen“ und die Diäten für die Stenographenjchreiber von 25 Sgr. 
auf 1 Rthlr. zu erhöhen. — Nr. 173. — 


23. Minifterium der auswärtigen Ungelegenbeiten. 
Dazu eingegangen: Beantwortung der von dem Abgeordneten Areiheren 
v. Hoverbed geftellten Fragen: — Nr. 100, — 


Allgemeine Beiprehung. 


Averlional-Entfhädigungen an den Norddeutſchen Bunt. 


Antrag Laster: 

1) die im Hauptetat, Kap. 45. Tit 1., geforderten 30,000 Rihlr. 
abzulegen, Dagegen im Ertraordinarium sub Nr. 2. zu bewilligen: 
einmaliger Beitrag an den Norbdeutihen Bund für Bejorgung 
ſpeziell Preußiiher Angelegenbeiten: 30,000 Rthlr. - 

2) für den Fall der Bewilligung der 30,000 Rthlr. die Erwartung 
auszuiprechen, daß in Zukunft ein folder Betrag nicht mehr werde 
gefordert werden. — Stenographiſcher Bericht. S. 989. — 


Befoldungen 


Abänderungs: Anträge ıc. 


| 
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Sitzungen, 
in welchen die 
Berathung 
ſtattgefunden 


hat. 


Medner, 
welche 


fi an der Debatte betheiligt 


haben. 


| 





Erledigung, 
welche 

der Gegenſtand 

gefunden hat. 


— —— —t — — — — — — —— —— —— — — — — — 


Antrag der Kommiſſarien: In Er— 
wägung, Daß ber gegenwärtige Zuſtand 
ald ein Uebergangsſtadium angejeben 
werden muß, befjen Befeitigung der 
Kortentwidlung der Bundesgeſetzge— 
bung zu überlaffen ift, sub Zit. I. 
30,000 Rtblr. und sub Tit. II. 
37,200 Rthlr. zu bewilligen — Nr. 


104. 
— Gefallen. — 


Antrag v. Hoverbed: Kit. I. die 
geforderten 30,000 Rthlr. abzujepen. 
— Nr. 158, 1. — 

— Gefallen. — 


| 


minifter Camphauſen, Dr. 


Techow. 


33.Sitzung v. Dieſt, Heiſe, Finanzminiſter 


S. 985. 


3. Si 


ung 
7. 


| 





Camphauſen, Kultusminifter 
v. Mübler, v. Dieft. 


Präfident v. Forckenbeck. 


33. Sitzung Berger (Witten). 
| ©. 97. 


f 
I 


\ 33. Sigung 





— 987 und | Dr. Beder, Regierungs « Konı- | 


988. 


S. 988 
bis 992. 


| 


miffar Geh. Reg.⸗Rath v. Wolff, 
Dr. Golberg. 


Freiherr v. Hoverbed, Regie 


gungs- Kommiffar Geheimer 
Legations-Rath Sordan, Graf 
v. Bethuſy · Huc, Lasler, Windt- 
borft (Meppen). 


— &.992 Graf v. Bethuſy-Huc, Preis 


bis 996. 


berr v. Hoverbed, Graf zu 
Eulenburg (Deutid » Krone), 
Graf v. Bethuſy⸗Huc, Lusfer, 
Regierungs- Kommiffar Ges 
heimer 2egations» Rath Jor— 
dan, #reiberr v. Hoverbeck, 
Graf zu Eulenburg, Finanz- 


| 
| 
! 
| 





| 


minifter Gampbaufen, Laster, | 


Regierungs- Kommiflar Ge 


dan. 


beimer Legationd» Rath Jor—⸗ 


Der Antrag v. 
Dieft zurüd- 
gezogen. 


Annahme der An« 
träge der Kom⸗ 
miffarien. 


Annahme ber 
Anträge Lasker 
sub 1 und 2. 
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| Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs«Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung | 6. DOfteber 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, KRommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. Refolutionen :c. 
(S. Drucſachen und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 


ee —— 
Staatshaushalt. | Bejoldungen des Gefandtihaftsperjonale. 


Untrag v. Hoverbed: Eegation zu Dresden, 11,700 Rihlr., als künf— 
tig wegfallend zu erklären. — Wr. 188. 2. — 
! 


Antrag v. Hoverbed: Eegation zu Hamburg, 11,500 Rthlr., zu Olden- 
burg 8000 Rthlr., und zu Weimar, 6000 Rthlr., als künftig weg 
fallend zu erklären. — Nr. 158. 2. — 


24. Berwaltung für Berg, Hütten: und Salinenwejen. 


Dazu eingegangen: Ueberſicht über die Verwaltung für Berg», Hütten 
und Salinenweien. — Wr. 44. 


Antrag der Kommiffarien: die Zufammenfteluug Nr. 172 der Drud- 
ſachen der Berathung zu Grunde zu legen. 


Bergwerke. 


Antrag Dr. Hammacher: die außerordentliche Einnahme aus dem Er— 
| löfe der zur Königehütte gehörigen Beftände u. ſ. w. der Budget- 

kommiſſion zur Vorberathung zu überweifen. — Stenographiſcher Be» 
| richt ©. 1002. — 





| Hüttenwerfe. 


— Verkauf des Burgſchwalbacher Hammers. — 


| Salzwerke. 


— Preiſe des Staßfurter Steinſalzes. — 


Oberbergämter. 


— Berg-⸗Aſſeſſoren. — 
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Plenars , 
| Sigungen, | Nedner, Erledigung, 
- — in welchen die welche welche 
Abänderungs-Anträge ꝛe. Berathung ſich an der Debatte betheiligt |, der Gegenſtand 


aa ea | haben. gefunden hat. 





— 33. Sigung | MWölfel, Freiherr v. Hoverbed. | Der Antrag von 
S. 996 Hoverbeck wird 


und 997. | abgelehnt. 
= — &.997 | Präfident v. Kordenbed, Freie Annahme des An- 
' u. 998. | herr v. Hoverbed. trages v. Hover⸗ 
| | bed. 
| | | 
Allgemeine Beiprehung. eo Situng Regierungs » Kommiffar Ge Annahme des An- 


beimer ObersBergrath Binde» | trages ber Kom- 
' bis 1002. mann,  Regierungs = Roms | miflarien. 
| | miffar Geheimer Ober—⸗ 
Finanz- Rath Mölle, Dr. Ham- | 
macher, Wadler, Dr. Ham« 
macher, Freiherr v. Hover· 
| bed, Handelsminiſter Graf | 
v. Fpenplig. 


f 
| 
j 


— &.1002 Dr. Hammader, Handelsmi- | Annahme des An- 
bis 1006.  nifter Graf v. Itzenplitz, trages Dr. Ham- 
v. Beugbem, Wudler, Dr. | madher. 
Glaſer, Freiherr v. Hover- 

| bed, Laster. | 


! 


—&,1006. | | Mohr, Regierungs » Kommiljar 
| Geheimer Dber » Bergratb | 
Bendemann. 


— —S.1006. Dr, Becker, Regierungs-Kom-⸗ 
miſſar Geheimer Ober» Berg: 
rath Dr. Achenbach, Dr. 

Becker. 





— —S.1007. | Berger (Witten), Dr. Karſten, 
nnd 1008, Dr, Websfy, Overweg. 
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j | Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung | 6. Oktober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
| 





ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Neſolutionen ꝛe. 
(S. Druckſſachen und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 
Staatsbausbalt. | Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 


— Bohrverjude. 


| 25. Domainen. 


Dazu eingegangen: Zufammenftellung der Koften der Domainens 
Polizei » Berwaltung: — Wr. 48. — Machweifung ber 1866— 1868 
neu verpadhieten Domainen: — Nr. 51 I. — Nachweifung des 
Durdihnittdertrages der Domainen » Borwerkögrundftüde: — Nr. 51, 
I. — Beantwortung von Anfragen der Kommifjarien. — Nr. ILL. — 





Antrag v. Bodum-Dolffs: a) den Erlös aus Ablöfungen von Do— 
mainengefällen ac. künftig in dem Verhältniß höher anzuſetzen, als die 
Staatsdomainen und Forften dur den Auſchluß der neuen Provinzen 
vermehrt worden find, und die Erträge den beftehenden Geſetzen ge» 
mäß zu verwenden; — b) vorzugsweile jolde Domainen« und Forft- 
grundftücde zu veräußern, die fih zum Aderbau, zu Wieſen oder zu 
Anfiedlungen eignen. — Rr. 177. A. L 


26. Forſten. 


Dazu eingegangen: Machweifung des Durdichnittertrages der Staatt- 
forften 1866—68, — Nr. 51, II. 


Allgemeine Beiprehung. 


— Gehalts-Verbeſſerung der Forfibeamten. — 


| — Geringe Grträge aus den Jagd» Einnahmen im MRegierungs-Bezirf 
Kaſſel. — 


Unträge der Kommifjarien : 
| I. der Königlichen Staats-Regierung dad Bedauern auszujprehen, daß 
| dem Beichluffe des Borjahres in Betreff der Kulturen nicht genügt 
| worden ift und diefelbe zu erſuchen. pro 1871 einen ausreichenden Be- 
| trag in Anfap zu bringen; 

II. die Königlihe Staats:-Regierung aufzufordern, die Ablöfung der Forſt— 
| ſervituten zu beſchleunigen und baldigft dem Haufe eine darauf bezüg« 
| liche Vorlage zu machen. — Nr. 142, I. II. — 
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17 
Sigungen, | Medner, | Erledigung, 
” v in welchen bie welche | welche 
bänderungd: Pinträge ıc. Berathung | fi) an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
— haben. gefunden hat. 
34. 4.Sipung | 
— S. 1008 Schmidt (Stettin), Handels⸗ 
und1009. | miniſter Graf v. Ipenplip. 


— Veräußerung von Streu » Parzellen 
in Hannover; Wirthſchaftliche Ber: 


| 


34. Sipung | Grumbredt, Finanzminiſter 


bältniffe der Domaine Menzelöfelde. — 


— Berwaltung des Seebades Norbers 
ney. — 


v. Bodum » Dolffs: die Königliche 


S. 1010. 


J 
| 


Gamphaufen, Ohm, Re: 
gierungs-Kommiſſar Geheimer 
Ober Finanzrath Drefler. 


—&.1010. | Grumbredt. 


\ 
1 


— S.1010 v Bockum-Dolffs, Grumbrecht, 








Staats-Regierung aufzufordern, die 
Kulturfonds für die Forſten ſo zu er⸗ 
—2 daß ertragsloſe Forſtflächen 


raſcher kultivirt werden können ıc. 


— Nr. 177. I. — 


bis 1014, 


5. 1014 


bis 1018. 


. 1018, 


S. 1018| 


— 1023. 


| 





| 
| 
| 





———— Camphauſen, 


v. Bockum-Dolffs, Finanze | 


minifter Camphaufen, v. Hover⸗ 
bed, Schimmelfennig, Regie⸗ 
rungs⸗Kommiſſar Oberlandes⸗ 
For 


‚34. Sipung | Regierungd- Kommiffar Ober- 


landesforftmeifter v. Hagen, 
Schimmelfennig, Schmidt 
(Stettin), Sachſe, v. Dieft, 
Grumbredt, Regierung Konı- 
mifjar Oberlandesforjtmeifter 
v. Hagen. 


Dr. Bäbr (Eaffel), Oberlandes» 
forftmeifter v. Hagen. 


Graf v. Franfenberg, Finanz- 
minifter Camphauſen, Sadjie, 
Schmidt (Stettin), Finanz- 
minifter Gamphaufen, Ober- 
landesforftmeifter v. Hagen, 
Plehn (Danzig), Grumbredt, 
v. Bodum» Dolffs, Freiherr 
v. Hoverbed, Sadje, Finanz⸗ 


tmeifter v. Hagen, Grumb- | 
recht Dr. Glaſer, v. Hoverbed. | 











Der Antrag von 
Bodum » Dolffs 
zurüdgezogen. 


Der Antrag der 
Kommiſſarien 
subI. abgelehnt, 
sub II. ange: 
nommen; Der 
Antrag v. 
Bodum » Dolffs 
abgelehnt. 
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Alphabetiſche Ordnung 
der 


Gegenftände. 


| 
| 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der SipungssPeriode vom 
6. Dfteber 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffione 


Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Nefolutionen :zc. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Staatshausbalt. 


| 


Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 


— Bau der ForfteAfademie zu Münden. — 


27. Zotterieverwaltung. 


28. Preufifche Bank. 


— Nusgabe von Zehnthalernoten. — 


| 29. Landesbank in Wiesbaden. 





38, Seehandlungsinſtitut. 


30. Münzen. 


31. Staatsdruckerei. 
32. Porzellan: Manufaktur. 
— Ankauf der Sammlung ded Geheimen NRaths Minutoli in Liegnig, 





beftehend in einer hiſtoriſchen fpftematiich geordneten Zufammenftelung für 
faft fämmtlihe Kunftgewerbe. — 


Dazu eingegangen: Beantwortung ber Anfragen des Abgeordneten 
Richter (Königsberg). — Nr. 187, — 


Antrag der Kommiffarien: die Königlihe Staats-Regierung aufzus 
fordern, das KapitalsKonto des Seehandlungsinftituts auf I1 Mil 
lionen zu beſchränken, die hierdurch zur Verfügung kommenden Mittel 
im Gtat pro 1871 in Anfap zu bringen und in denfelben den vollen 
Sahresgewinn aufzunehmen. — Nr. 177. B. — 

Antrag Richter (Königaberg): die Königliche Staats-Negierung auf 
zufordern, in den Verwaltungäberichten der Seehandlung ausführlichere 
Mittheilungen über die Dauptfinangoperationen und das Bankgeſchaͤft 
im Ganzen zu machen. — Nr. 177. 0. — 


34, Indirekte Steuern. 


Antrag v. Unrub: die Einnahme and den Elbzöllen von 1871 an 


187 





\ 


'  Plenars | | 
Te 
4 8 in welchen die 
Abänderungs-Anträge :c. Berathung ſich am der Debatte betheiligt der Gegenſtand 
—5 Haben. —* 


——— — — — —— — — — — — —— — 
| 


| | 


minifter Camphauſen, Grum— 
brecht, Freih. v. Hoverbeck. 


34. Sipung | Dr. Baehr (Gaffel), Ober— 
| ©. 1024. landforftmeifter v. Hagen, 
) Plehn (Danzig), Dr. Elliffen, 
Dr. Baehr (Eaffel). 


— 34. Sitzung. Präfident v. Forckenbeck. 
S. 1026. 


— —S.1026 Dr. Hammacher, Handelsmi— 
u. 1027. niſter Graf v. Ihenplitz, 
Finanzminiſter Camphauſen. 


— =6. 1027. Präfident v. Forckenbeck. 


ie S. 1027| Präfident. 
\ u. 1028, 





— —S. 1028. Präfident. 


— —S. 1028. Jacobi (iegnitz), Handels: 
| minifter Graf v. Ipenplig. 


| 

_ 35. Sipung | v. Sybel, Jacobi (Liegnig), Annahme bes 

S. 1029 | Finangminifter Gamphaufen, Antrags der 

bis 1043. | Richter (Königsberg), Reg Kommiſſarien. 

| Komm. Geh. Ober-Binanzrath | 

Scheller. | 

—S.1043 | Riter (Königeberg) Reg» | Annahme des 
bis 1045. | Komm. Geh. Ober-Finanzratb | Antrags Richter 

' Scheller, Finangminifter Camps (Königeberg). 








\ haufen. 
Allgemeine Beiprehung. 85. Sitzung Regierungs-Kommiſſar: Ge-⸗ 
| S. 1045. | heimer Ober-Finangratb Geim. | 
— — v. Unruh, Regierungs-Kom- | Annahme des An- 


bis 1049, | miffar Geheimer DOber-Bir | trag v. Unruh. 
24* 


188 








| Vorlagen, weldhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alpbabetiihe Ordnung | 6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffiond: 
der Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenflände, MHefolutionen ꝛe. 
(S. Drudfahen und Anlagen zu den flenographifchen Berichten.) 





* 


Staatöhaushalt. Er .. auf den Preußiſchen Stantshaushalts - Etat zu bringen. — 
x 


35. Direfte Steuern. 


— Ausjonderung der fteuerartigen Abgaben aus den jogenannten ftehenden 


Grundfteuer. 
| Gefällen in Schleswig. Holftein. — 


Gewerbefteuer. 


Antrag der Kommifjarien auf Borlegung eines Gewerbefteuergejeped. — 
Nr. 108 I und II. — 


Erbebungsfoften ber Grundfteuer. 


| 37. Sobenzollernfche Sande. 


Antrag Böhmer: die Königlihe Staats-Regierung aufzuforbern, bie 
Pereinfahung der Verwaltung der Hobenzollernihen Lande im Wege 
der Gejepgebung herbeizuführen. — Nr. 142, II. 3. — 


Antrag der Kommiflarien: 
1) die Königlide Staats-Regierung aufzufordern, einen Gejepentwurf 


wegen Einführung eines Kommunal-Landtags für Hohenzollern 
vorzulegen. — Nr. 142, IL. 1. —; 


2) 3,500 fl. Dienfteinfommen des dem Staatsminifterium zugewieſenen 
Hülfsarbeiters als künftig wegfallend zu bezeichnen. — Sr. 142, 
II. 2. — 


' 87. @ifenbabnverwaltung. 


Dazu eingegegangen: 
Beantwortung der Anfragen der Kommifjarien. — Nr. 176. — 


Schreiben des Handelsminifters über den Unglüdsfall bei dem 
Brückenbau über den Rhein — Nr. 200 


* 


Antrag 
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| Plenar⸗ | | 








| Gipungen, Mebdner, ‚ Erledigung, 
’ in welchen bie welche welche 
Abänderungd:Zinträge :c. Berathung | fi an der Debatte betheiligt | der Gegenſtand 
— haben. gefunden hat. 
| i | 
———— — — —— — — — — — — — — 
| : 
| nanzrath Burghart, Dr. 
| Fauder, v. Unrub, Regie 
| rungd- KRommiffar Gebeimer 
| Dber » Finanzratd Burghart, 
| Dr. #auder, v. Unruh, 
| v. Sybel. 
Allgemeine Beiprehung. 35. Sipung , Regierungs » Kommiffar Mi- | 
S. 1049 | nifterial-Direftor Shuhmann. 


| und 1050, 
= S.1050° Warburg, NRegierungs - Kom- | 


und 1051. | miffar Minifterial» Direktor 
Schuhmann, Warburg. 





| 


— *S. 1061 | Scharnweber, Grumbredt, Dr. | Der Antrag wird 
bis 1054. | Beder, Grumbredt. | zurüdgezogen. 
—= &.1054 | Wide, Regierungs-Kommilfar 
und 1055, | Minifteriale Direftor Schub» | 
mann, Grumbredt, Dr. 
| Glaſer. 
Allgemeine Beſprechung. 36. Sitzung. Negierungs » Kommiffar Geh. | Ann ıhme des An- 
S. 1057 Ober⸗Finanzrath Mölle, Res trags Böhmer. 
und 1058, | gierungs =» Kommiffar Geh. | 
| | Regierungsrath Perfius. | 


_ 6.1058 | Freiherr v. Frank, Böhmer, | Annahme des An- 
und 1859. Freiherr v. Fran. | tragd der Kom« 
miſſarien. 


| =&.1059. Präfident v. Fordenbed. Annahme des An⸗ 
| tragd der Kom» 
miffarien. 





Allgemeine Beiprehung. —&.1059 | Regierungs- Kommilfar Minis 
bis 1069. | fterialdireftor Weishaupt, Hans 
delsminiſter Graf v. Ipenplig, 
Dr. Hammader, v. Sybel, 
Schmidt (Stettin), Handeld- 
minifter Graf v. Itzenplitz, 
| Sachſe, v. Unrub, reiberr 
| | 0. Hoverbed, Handelsminifter 
Graf v. Ipenplip, Heiſe. 
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| Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung | 6. Oktober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Rommiffions: 
der ' Berichte, Anträge der Abiheilungen, Kommilfionen und Rıferenten, 
Gegenftänbe. | MHefvlutionen zc. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 





| 

Staatshbansbalt. | Antrag der Kommiffarien: die Königliche Staats-Regierung aufzuforbern, 
| in fünftigen Etats die Einnahmen und Ausgaben des Borjahrs bei 
| jeder Eiſenbahn erfichtlih zu maden. — Nr. 178. I. — 
| Antrag v. Hoverbed, die Königlihe Staats-Regierung aufzufordern, 
| den Bau der Eijenbahnlinien Thorn» Infterburg und Dirihau- Schneide» 
| mübl zu bejchleunigen und bereits vollendete Streden fofort in Betrieb 

zu fepen. — Nr. 184, — 


| Antrag der Kommiffarien auf Einführung von Frauen-Goupe’s reip. 
| Nichträucher-Coupé's für die III. und IV. Wagenflaffe. — 198, II. — 


| 
| — Beloldungsverhältniffe und Tarifdifferenzen der Hannoverſchen 
| Staatsbahnen. — 

| 


— Grzielung eines einbeitlihen Verkehrs der rechtsrheiniſchen Eifenbahn 
bis Frankfurt a. M. im Interefje der Nafjauiihen Staats-Bahn. — 


| 
— Bau der Frankfurt⸗Offenbach Hanauer Eijenbahn. — 
Antrag Berger (Witten) und Genoffen auf Borlegung des mit der 


| Kölns Mindener Eiſenbahngeſellſchaft wegen Erbauung der Benlo: 
Hamburger Eifenbahn abgejhloffenen Vertrages. — Nr. 178, IV. — 


Bemerfung über den Unglüdsfall beim Brüdenbau über den Rhein 
bei Hamm. 


— Perjonenzüge zwiſchen Berlin und Königsberg. — 


—— der Kommiſſarien a) auf geſetzliche Regelung ber Stellung 

der Kifenbabn-Rommiffarinte, — b) auf Uebertragung der Stelle bes 
BVorfigenden des Eifenbahn-Rommiffariats in Köln an einen mit dem 
Eiſenbahnweſen vertrauten Beamten, — c) die Ausgabe von 2400 Rihlr. 
für den Eiſenbahn-Kommiſſarius in Schleswig als fünftig wegfallend 
zu bezeihnen. — Nr. 178, III, — 


— Bahnwärter-Dienftwohnungen. — 








Abänderungs-Anträge ıc. 





Dlenars 
Sipungen, | Nedner, 
in welchen die welche 


Berathung ſich an der Debatte betheiligt 


Erledigung, 
welche 
der Gegenſtand 





—— haben. gefunden hat. 

— | 36. Sitzung Dr. Hammacher, Neg. Komm. | Annahme des 
&. 1069. Min—.Direktort Weishaupt. Antraged der 

Kommiljarien. 

— S. 1069 | Freiherr v. Hoverbeck, Handelz | Annahme des 


er 
| 


Harlort auf Einführung von Frauens 
Eoupe’s und Wärmvorrichtungen bei 
allen Zügen für die III.und IV. Wagen« 
— — Sten. Bericht S. 1071 und 
1072 


v. Sybel auf Verweiſung des Au— 
trags Berger (Witten) an die Bud— 
getfommilfion. 





— Siehe Drudiaden Nr. 200. — 


! 


bis 


1071. minifter Graf v. Ipenplig, 
Reg.» Komm. Min. Direktor 


| Weishaupt, Wehr. 
= &.1071 | | | Bager (Witten), Reg.Komm. 








bis 1074. | Min.-Direftor®eisbaupt, Dr. 
Virchow, Harkort, v. Unrub. 
| 
I | * 
= S. 1074 Grumbrecht, Reg.Komm. Min.» 
bis 1075 | Direltor Weishaupt, Reg.» 
und Seite, Komm. Min.-Direftor Weis» 
1076, haupt, Schmidt (Stettin.) 
— 6.1075 | Dr. Hammader, Handelsmi— 
u. 1076. | nifter Graf v. Ipenplip. 
| = 6.1078. Dr. Hammader, Handelsmi- 
| nifter Graf v. Ipenplip. 
&. 1077 | Dr. Hammader, Reg.⸗Komm. 
bis 1084. | Geh. Reg.⸗Rath Mebis, v. 
Sybel, Lasfer, Handelsmi« 
nifter Graf v. Ipenplip, 
Heile, Faucher, Lasfer. 
=6&,1085. | Meulenbergh. 
| 
=6&.1085. | v. Bethmaun-Hollweg. 
— &. 1085 | v. Sybel, Handelsminifter Graf | 
bis 1088 v. Ipenplig, Dr. Hammacher, 


Handelsminifter Graf vw. 


Itzenplitz, v. Unrub. 


—S. 1088 Berger (Witten), v. Unruh, 


u. 1089. | Berger (Witten), v. Unruh. 





| Antrages von 


Hoverbeck. 


Annahme des Ans 
trages Harfort. 





Annahme bes 
Antrages Ber: 
ger (Witten). 


Annahme ber 
Anträge ber 
Kommifjarien. 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetiihe Orbnung | 6, Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions- 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Refolutionen :c. 
(S. Drudfadhen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 








Staats haushalt. 
B. Die in der Vorberathung gefaßten Beſchlüſſe. 


— Zuſammenſtellung. — Nr. 188. — 


| Einnahme. 
38. Berwaltung für Berg, Hütten: und Salinenwejen. 


Mündliche Berichterftattung der Budget-Kommiſſion. Berichter— 
ftatter: Abgeordneter Lasker. 


Antrag der Kommilfion: 

1. den Verkauf des Hüttenwerfes Küönigshütte fowie eines Theiles der 
Steinfohlengrube „Königsgrube“ an den Grafen Henfel von 
Donnersmar-Schimanowip auf Grund folgender vorgeleg- 
ten Urkunden: 

| 1) der Berfaufsbedingungen, 
| 2) der Submiffions-Bedingungen vom 11. Auguft 1869, 
3) dis Protofolls über die eröffneten Gebote vom 28. Di: 
tober 1869, 
4) der Kabinets-Ordre vom 7. November 1869, 
5) des Zufchlagsbeideides vom 8. November 1869, 
zu genehmigen. 
1. 1) Für den Fall der Annahme des Beſchluſſes zu I. 
| die außererdentlihen Einnahmen aus dem Erlöfe der zu Könige» 
hütte gebörigen Beftände sub Kapitel 14. Titel 9. des Ein- 
nahme» Etats den + Poften in Höhe von 650,000 Athlen. zu 
genehmigen und demgemäß die „jonftigen Einnahmen“ auf 
| 922,009 Rthlr. feitzufepen. 
| 2) Für den Fall der Ablehnung des Beichluffes zu I. 
die Beihlußfaffung über die vorbezeihneten Einnahmepoften 
auszufepen und die Poften ſelbſt der Budget-Kommilfion zur 
nodhmaligen Vorberathung zu überweien. 
| III. Die Petition des Juſtizraths Romeiß in Gafjel, den Verkauf des 
| Hütlenwerfes Königshütte betreffend, 
dur die vorftehenden Anträge für erledigt zu erachten. 
— Nr. 206. — 


39, Eifenbabn:Berwaltung. 


— Erbauung einer Eifenbahn von Memel nah Zilfit. — 


— Bertrige mit der Göln » Mindener Eijenbahn-Gejellihaft wegen Er- 
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Plenar⸗ 

















Sibunden. Mebdner, @rledigung, 
P in welden die welche welche 
Abanderungs: Antrage ıc. Berathung ſich an der Debatte betheiligt | der Gegenſtand 
ka is haben, gefunden hat. 
| 
I | 
Miündlicher Bericht. la. Sn. Lasker. Annahme der An⸗ 
‚ S. 1250 ' träge der Bub- 
\ bis 1252. | get 1-1. 
sub. I. II. 
| ı und II. 
Diecuſſion. — S. 1262 Heiſe, Handelsminiſter Graf 
Amendement Heiſe: unter Ablehnung bis 1254. v. Ipenplig, Lasker. 
des Antrages der Budgetkommiſſion | | 
sub I. und II., bie außerordentliden | | 
Einnahmen aus dem Erlöje der zu | 
Königshütte gehörigen Beftände sub | | 
Kapitel 14. Zitel 9. des Einnahme | 
Etats den + Poften in Höhe von | 
650,000 Rthlrn. zu genehmigen und | | 
demgemäß bie „fonftigen Einnahmen“ 
auf 922,009 Rthlr. feftzujepen. | 
— Nr. 213.1. — | 
Gefallen. | | 
Abftimmung. — €.1254 | Präfident v. Kordenbed, Laster. | 
und 1255. | 
| 
| 
! | 
| 
| 
— 5 Sigunn Berger (Witten), Handels- | 
1255 | miniftee Graf v. Ipenplig, | 
= 1256. Berger(Witten), Finangminifter | 
Camphauſen, Freib. v. Hover- 
bed, Finanzminifter Camp⸗ 
haufen, Dr. Koſch. 
| 
— Ueberweifung an die Kommillionen i —6.1256 Dr. Hammadıer. Aufrehthaltung 


u. 1257. | 
| 
25 
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Alphabetiihe Ordnung 


| Borlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 


6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemadt werden find, Kommiffions: 





der Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefolutionen zc. 
| (S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 
Staatsbausbalt. 


| 


| bauung der Benlo-Hamburger Eiſenbahn — Nr. 204, — 
| — Siehe auch Staats-Verträge sub Nr.5. — 


Ausgaben, 


40. Berwaltung für Berg: und Hüttenweſen. 


Hüttenwerle. 
— Burg-Schwalbader Hammer. — 


Bergweien. 
— Thätigkeit dir Minifterial-Abtheilung; Waldenburger Bergarbeiter- 
Strife. — 


41, Abgeordnetenhaus. 


— Bezug der Diäten; Bau des neuen Haujed der Abgeordneten. — 


‚42. Staats-Minifterium. 


— Shleswig-Holfteiniiche Ardive. — 


43. Dber:Mechnungs: Kammer. 


— Beloldungs-Etat. — 


' 44, Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 


rg: Graf v Bethufy-Huc und ae au Eulenburg (Deutfch-Erone): 
die Summe von . 25,500 Rthlr. 
und zwar für bie Segationen 
in Hamburg . . . 11,500 Rthlr. 
in Oldenburg . . . 8,000 Rthlr. 
in Weimar. . . . 6,000 Rtblr, 
nicht als künftig wegfallend, jondern unbedingt zu bewilligen. 
Nr. 218, II 


— r. — 
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Dlenar- | 


Medner, 




















Sipungen, : Erledigung, 
Pi in welchen die welche welche 
bänderungs-Binträge ıc. Berathung | fh an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
—— haben. gefunden hat. 
| 
| 
für das Juſtizweſen und für Handel ‘ bes in ber Bor- 
und Gewerbe. berathung ges 
‘  faßten e⸗ 
| Ichluffes. 
| | 
| | 
— 41.Sipung. Regierungs » Kommillar Geh. 
S. 1257| Dber-Bergratb Dr Achenbach. | 
u. 1258. | 
— —S.1268 Duncker, Handelsminiſter Graf 
bis 1262. v. Itzenplitz, Lent, Dunder, 
Handelsminiſter Graf v. Itzen⸗ | 
plig, Solger, Schulze (Berlin), 
Geb. Ober-Bergratb Dr. Achen- 
bad. | 
— —S.1263 ————— 
u. 1264. | Handelsminifter Graf v. Ihen⸗ 
plig, Graf v. Schwerin, Dr. 
Virchow, Graf v. Schwerin. 

Dr. Karften zu beſchließen: daß | =&.1265. Dr. Karften. ‘ Annahme des An» 
ed bie Pfliht der Königlichen | trages Dr. Kar: 
Staatö-Regierung ift, mit allen ihr | ſten. 
zu Gebote ſtehenden Mitteln bie | 
von Dänemarf in Titel XX. des 
Miener Friedens zugefiherte Auslie- | 
ferung der Schleswig + Holfteiniichen | | 
Staats » Arhive, nunmehr endlich 
und vollftändig herbeizuführen. 

— —S.1260 Dr. Virchow, Reg.» Komm, | 
u. 1266. Geh. Ober Finanzrath Moͤlle, 
Dr. Virchow, Geh. Ober 
Finanzrath Mölle. 
— — Fe BF | — — - 
— —sS.1266 Graf v. Bethuſy-⸗Huc, Reg. Der Antrag 
| bis 1272. ° Komm. Geb. Legationsratb | Graf v. Ber 
v. Keudell, Freiherr v. Hover- thuſy ⸗ Hue und 
bed, Graf zu Eulenburg Graf zu Eulen» 
(Deutih-Erone), Dr. Loewe,  burgabgelehnt. 


Geh. Legationsrath v. Keudell. 


| 
| 
u 


25° 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in ber Sipungs-Periode vom 
Alybabetiihe Ordnung | 6, Oktober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftänbe. Nefolutionen :c. 
(5. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Staatshaushalt. 45. Paſſiva der General-Staatskaſſe. 


Mündliche Berichterſtattung der Budget-KRommilfion. Berichterſtatter: 
Abgeordneter Lasker. 


Antrag der Kommilfion: 
die in den Erläuterungen zum Etat des Finanzminifteriums Anlage 
A. Seite 15. und 16. unter den Nummern 1. bis 18. aufgeführten 
Ausgaben zu genehmigen und demnach bie in dem Spezialetat bes 

Finanzminifteriums Titel 1. Nr. 5 aufgeführte Poft: 

| „Sonftige Renten nud Entihädigungen für aufgehobene Zölle und 
andere Berechtigungen“ 

in Höhe von 213,443 Thaler 26 Sgr. 2 Pf., darunter Fünftig weg 

fallend: 16,533 Thaler 2 Sgr. 8 Pf. feftzuftellen. — Nr 201, II, — 


46. Juſtiz⸗Miniſterium. 


— Zulagen für deutſche richterlihe Beamte in Polen, welche der polnie 
dien Sprade mächtig find. — 





47. Minifterium des Innern. 


Antrag Groſchke und Genoffen: 
den bei der Borberathung des Etats durch Beihluß abgejepten Betrag 
von 2270 Rthlrn. (Remuneration der Leltoren des Berliner Drud- 
Ihriften-Bureaus), unter Aufhebung des in der Vorberathung gefaßten 
Beihluffes, wieder hinzuzufegen, und danach au Tit. 14. überhaupt 
66,295 Riblr. zu bewilligen. — Nr. 218, III. — 
— Rechnungslegung über die Revenüen aus den mit Beichlag belegten 
Geldern der depoffedirten Fürften. — 
Schreiben des Königlichen Staate-Minifteriums vom 10. Dezember 
1869. — Nr. 194. — 


48. Landwirtbfchaftliches Minifterium. 
Landesmeliorationen und Deichbauten. 


‘Mündliche Beriterftattung der Budget: Kommilfion über die Anträge 
Dr. Virchow, Koppe und v. Richthofen (Jauer). 
Berichterftatter: Abgeordneter v. Brauchitſch (Elbing). 
Anträge der Budget-Kommiſſion: 
— Nr. 201. II. — 


Abänderungs: Anträge :c. 


Miündlicher Bericht. 


Abftimmung. 


Hagen (Görlip): die Berathung aus« | 
äufegen und den Minifter der 
wärtigen Angelegenheiten zur Beiwoh⸗ 


nung bei ber Verhandlung einzuladen. | 


— Gtenogr. Beriht S. 1279. — 
— Abgelehnt. — 


Mündlicher Bericht. 


aus⸗ 
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| 
Plenar- | 

Sipungen, | Medner, ' @rledigung, 
in welchen die. welche welche 
| Berathung fih an der Debatte betbeiligt der Gegenftant 
a “auge haben. gefunden bat. 














41.Cigung. Lasker. Annahme des 
S. 1272 Antrages der 
u. 1273. Budget ⸗Kom⸗ 
|= 6.1273. ‘ Präfident v. Forckenbeck. mijfion. 
| a 
| 
J el 
| | JJ 
— S.1274 | Kantaf, Regierungs⸗Kommiſſar 
und 1275. | Geheimer Ober-Quftizrath Dr. 
| Falk. 
— — —— — 
| 
= ©. 1275 —— Parifius, Scharn | Ablehnung bes 
' bis 1277. | weber. Antrages Groſch⸗ 
| | le und Genoffen. 
| | 
| 
—=5.1277. Lasker, Windtborft (Meppen), | 
bis 1280. | Graf v. Beihuin-Huc, Raster, | 
Hagen (Görlig), Graf v. Be 
thuſy ⸗· Huc, Freiherr v. Hover- 
beck, Lasker, Miniſter für die 
| Iandwirthihaftlichen Angeles 
| Bien Selchow, v. Dieft, 
Virchow. 
8.1381 ». Brauchitſch (Elbing) Annahme der 
bis 1283. unter Nr. 201. 
| | IILadl 1.,2., 
3.,4. und ad III. 
abgedrudtenAn- 
träge ber Bub» 
get -Kommilfion 


und Ablehnung 
bes Antrages 





Alpbabetiihe Ordnung 
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| Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 


ı 6. Dfteber 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffione- 





der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. | Refolutionen :zc. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 
Staatshaushalt. 


49. Rultus:Minifterium. 


— Errichtung eines Gefammt-Konfiftoriums in der Provinz Helfen. — 


| — Schloßkirche in Hannover. — 


— Biſchöfliches Schullehrer-Seminar in Dsnabrüd. — 


— Evangeliihe Milfion unter den Heiden. — 


— Regulirung der Beſoldungen des Medizinalmejens bei den 6 Landdrofteien 
| der Provinz Hannover. — 


198. Finanz Minifterium. 
— Forftlehranftalt zu Münden. — 
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“| 


Abänderungs: Anträge :c. 





l 
’ 








Diecuffion. | 
v. d. Kneſebeck (Teltow): betreffend 


die Genoſſenſchaft der Bocker Haide. 
— Nr. 218. — 
— Abgelehnt. — 
Abſtimmungen. 


Windthorſt (Meppen): den im Laufe 
der Borberathbung bei Titel 12. des 
Etats abgejepten Betrag von 2055 
Rihlrn. zur Unterhaltung der Schloß» 
fire zu Hannover wieder hinzuzur 
ſetzen. — Nr. 210. I. — 


Hojius und Dr. Weber (Hörter): 
bei Titel 22. den Staatetzuihuß für 
das bifhöflihe Scullehrer-Seminar 
in Osnabrück im Betrage von 1060 | 


Rthlr. dem gedachten Titel wieber | 
hinzuzuſetzen. 
— Nr. 210. U. — 





Freiherr v. Maffenbad und Genofjen: | 
den in ber Borberatbung abgelehnten 
Staats» Zujhuß von 500 Rthlr. für | 
die Geſellſchaft zu Berlin zur Beför- | 
derung ber evangelifchen Miſſion unter 
den Heiden zu bewilligen. — Nr. 
213. IV. — | 





| 


Dr. Bähr: den Ausgabepoften für den 

Bau und die weitere Ausftattung bes 
Forftafademie « Gebäudes zu Münden 
10,000 Rihlr. zu ftreihen und zu er» | 
wägen, ob nicht die vorläufig in Mün« | 
den untergebradhte Akademie mit ber 
Univerfität in Marburg zu verbinden 
fei. — Nr. 211, IL — 








lenar | gu 
— | MHedner, ‚ @rledigung, 
in welchen die welche welche 
Berathung ſich an der Debatte betbeiligt | der Gegenftand 
u Sr haben. gefunden hat. 
. | 
41.Situng. v. d. Kneſebeck (Teltow.) derſelben sub II. 
S. 1283 ebendajelbft. 
und 1284, 
6.1284 | 
bis 1286. 
| 41.Sitzung Kultusminiſter v. Mühler, Dr. 
S. 1286 Wehrenpfennig. 
und 1287. 
— 6.1287. Windthorft (Meppen), Grum: Ablehnung des 
bredt, Kultusminifter v. | Antrages Windt« 
‚ Mühler. horſt (Meppen). 
| 
| | 
| 
—=6.1287 | Windthorſt (Meppen), Kultus: | Ablehnung des 
bis 1292. | minifter v. Mühler, Dr. Wehe | Antrages Hofius 
‚ renpfennig, Hoſius. | und Dr. Weber 
(Hörter). 
— Seite | Freiherr v. Maflenbad. ° ' Ablehnung bes 
1292. | | Antrages Frei: 
herr v. Maffen- 
| | bad). 
= 6.1293 | Grumbredt, Dr. Virchow. 





und 1294. | 


-—| 
1 
| 


42.Sigung, Dr. Bähr, Regierungs-Kom- | Ablehnung des 


Seite 1296 miſſar, Dberlandforjtmeifter Antrages. Dr, 
bis 1299. v. Hagen, Dr. Eliffen, Dr. Bihr. 
| Bähr. 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeorbneten in ber Sigungd-Periode vom 
6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiſſions⸗ 
Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Refolutionen ꝛe. 

(S. Drudfahen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 


Alphabetiihe Ordnung 
der 


Gegenflänbe. 





Staatsbausbalt. 50. Minifterium des Innern. 
| Für den Neubau einer Strafanftalt in ber Provinz Schleswig: 
Holftein 100,000 Rthlr. 


Mündliche VBerichterftattung der Budget - Kommilfion. Bes 
richterftatter: Abgeordneter Thilo. 


gen. — Nr 
51. Deffentliche Schuld. 


Untrag Richter Königsberg: In den Hauptetat pro 1870 einen 
neuen und bejonderen Einnahmetitel folgenden Inhalts aufzunehmen: 
Ginnahme»Ueberfhuß des Betriebtfonds der Hauptverwaltung 
| der Staattjhulden, des Refervefonds ber allgemeinen Staatsſchuld, 
des Depofitalfonds zur Tilgung und Berzinfung ber provinziellen 
Staatsihulden und des General-Depofitums Far Privatperfonen 

100,000 Rthlr. — Nr. 7L U. — 


Antrag der Budget» Kommilfion: vorftehende Poft zu genehmi« 
. 192. IV. — 


Mündliche Berichterftattung der Budget» Kommilfion. Berichterftatter 
Abgeordneter v. Kardorff. 


Anträge der Kommijfion: 

I. eine Aenderung dahin vornehmen zu wollen, daß in dem Etat ber 
Staatsihulden-Verwaltung bei dem Titel: „Betriebsfonds der 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden“ burd einen bejonderen 
Vermerk diejenigen Zwede beftimmt nambaft gemacht werden, zu 
benen dieſer Fonds zu verwenden ift — Nr. 201, J. — 

U. Den Antrag Richter (Nr. 71. II. der Druckſachen) abzulehnen. 

| III. In der Ueberfiht vom Zuftande der einzelnen Abtheilungen bes 
| Depofitalfonds der Haupt- Verwaltung der Staatsfhulden Seite 
84./85. der Anlagen Band II. Nr. 8. des Staatshaushalts-Etats, 
nachſtehenden Vermerk hinzuzufügen : 

„Soweit am Sapresichluffe der Gewinntitel aus der Verwal⸗ 

tung des Depofitalfonds für Privatperjonen 10,000 Rthlr. 

baar überfteigt, werben die Weberjhüffe unter bie zufälligen 
| Einnahmen der Allgemeinen Kaffenverwaltung aufgenommen.” 
| — N. 216. — 


52, Nachtrags:Etat. — Nr. 209. — 


Mündliche Berichterftattung der Budget» Rommilfion über bie 
Nahtragsforderungen. Beridterftatter: Abg. Laeker. 
Anträge der Budget-Kommillion. 


I) Zu II. Finanz: Minifterium Kap. 5. allgemeine Kafjen-Ber- 
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Plenar⸗ 




















Sigungen, | Hedner, | @rledigung, 
a a in weldyen die welche | welche 
Wbänderungd: Vinträge ıc. Deratbung | fid an der Debatte betheiligt F Gegenſtand 
aan a] haben. | Hefunden hat. 
| | 
| 
Mündlicher Bericht. 42. Sipung, | Thilo. Annahme des 
Seite1299 ' Antrages ber 
‚und 1300. Budget « Kom- 
| miſſion. 
Abſtimmung. .1300. | Yräfibent v. Kordenbed, | 
| | 
| 
Miündlicher Bericht. 4. Sipung v. Karborff. ' Annahme ſãmmt · 
ı ©. 1301. | licher Anträge 
u. 1302. | der Bubdget- 
| Kommilfion. 
Discuffion. , = 6,1302 Richter (Königsberg), v. Karborff. 
' u. 1303. | 
Abftimmung. | ©. 1308, Präfident, v. Fordenbed. | 
| | 
| 
| | 
| | 
Borgelegt und 7 Budget» » Kommilfion er Sipung Finanzminifter Gampbaufen, | 
übermiejen. | 1216. | Präfident v. Fordenbed. | 
Mündlicher Bericht: über die An- | 42. Sipgung Lasker. | Annahme der 
träge der Budget-Kommilfion sub. S. 1316 ' Anträge der 
2a und b. | \ Budget» Kom 
| | | milfion, sub 
| 2a und b. 


26 
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Borlagen, weldye dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Albpabetiihe Ordnung | 6, Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefvlutionen :zc. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 





waltung Tit. 5; Erwerbung des Grundſtücks der Arrillerier-Werfitatt 

zu Berlin die nachträglich geforderten 150,000 Rihlr. nicht zu bemilliaen. 

' 2) zu VII. Minifterium der geiftlichen, Unterrichts: und Medi: 

zinal:Angelegenbeiten. 

a) die zu Kap. 14. Tit. 2, 3., 11., 12., 13. und 14. des Hauptetate 
geforderte Zufapfumme zu den einmaligen und außerordentliden 
Ausgaben in der nadträglid beantragten Weile (Drudiahen Nr. 

| 209 S. 5.) zu bewilligen. 

| b) zu Kap. 14. it. 18a. des Nachtrages (Druckſachen Nr. 209 S. 5.) 

in der Bezeichnung der Poft die Worte „und Präparanden-Bildungs‘ 

zu ftreichen, 
und demgemäß die geforderte Summe von 10,000 Rthlrn. zu 
bewilligen unter der Bezeichnung: 
Förderung des Seminarweſens. 
— Nr. 218.1 — 


Staatshaushalt. 





53. Allgemeine Kaſſen-Verwaltung. 


auf 4,705,633 Rthlr. feftzufepen, ftatt 119,633 Rthlr. — Nr. 49. — 
— BZurüdgezogen. — 


Antrag: Dr. Virchow, in Kapitel 11. Tit. 4. (Außerordentliche Ein 
nahmen der Allgemeinen Kaffenverwaltung) 4,200,000 Rthlr. in Eins 
nabme zu ftellen, und zwar unter folgender Bezeichnung: 

Nr. 5. Eiferner Fonds der Militair- Verwaltung. 
— N. 86, — — Zurüdgezogen. — 


Anträge: Nichter (Königsberg), 
1. den Einnahmen der Allgemeinen Kaffen-Berwaltung folgenden neuen 
und bejonderen Titel zuzufügen: 
| Aus dem Reſervefonds der allgemeinen Staatsihuld und dem 
| Depofitalfonds für die provinzielen Schulden 300,000 Rthlr. 
— Zurüdgezogen. — 
II. den Einnahmen der Allgemeinen Kaffenverwaltung folgenden 
neuen und bejonderen Zitel hinzuzufügen: 
Rüdzıhlungen aus den DOftpreußiihen Notbftands» Darlehen 
750,000 Rhir. 
Mündliche Berichterftattung der Budget-Kommilfion. 


| 
| 
Bintrag: Dr. Glaſer, Kap. 11. Zit. 4. die außerordentlihen Einnahmen 
| 


203 








l “ | . 
— Nedner, Erledigung, 
P in welchen bie, welche welche 
Mbändeeungs-Tiutehge 1. Berathung | fih an der Debatte betbeiligt | der Gegenftand 
ia haben. gefunden hat. 
Discuffion 42. Sipung Kultusminiftr v. Mühler, 
— Neubau der geburtebülflichen Klinit S. 1316  v». Hennig, Dr. Pirdom, | 
in Bonn; ' bis1318.  Kultusminifter v. Mübler. 


Erbauung eines neuen Anatomiege- | 
bäudes in Bonn; 

Seminarbauten in Bromberg, Ober: | 
glogau, Kyrip; | 

Wiederaufbau des abgebrannten Se- 
minargebäudes in Cöslin; 

Förderung des Seminar» und Prür | 
paranden-Bildungsmeiens. — 


) 








| | 
Abftimmungen. | = &.1318 Präſident v. Fordenbed. 
Miündlicher Bericht über den A —=G.1318 Lasker. Annahme des 
trag der Budget-Kommiffion sub. 1— bis 1321. | Antrages ber 
— illeri Budget Kom- 
— der Artillerie Werkſtatt zu — sub 1. 
Disculfion. —6&.1321 | v. Brauditih (Flatow), Reg. 
bis 1329. Kommiſſair Geh. Ob.-Finanz- 
rath Mölle, Dr. Virchow, 
Finanzminifter Gampbaufen, 
Dr. Virchow, Lasker, Finanz» 
minifter Camphauſen. 
Abftimmung. — 5.1329. | Präfident. | 
Mündlicher Bericht. 42.Sipung | Laster. ' Annahme bes 
Neue Bezeihnungen: „Einnahme: | 5. 1329, Antrages der 
Ueberihuß bes Stantsihaper. “ Budget Kom» 
„Erlös für die dem Tilgungs- | milfion sub 1. 
fonds der Staatsihulden zu | Die Anträge 
überweijenden Schulbverjdreis | ı Dr. ®lajer 
bungen.” | Nr. 49. — 
j Dr, Virchow 
— Nr. 86. — 
und Ridter 
| (Königsberg) 
| sub I, zurüd» 
gezogen, sub 
II. fir erle- 
bigt erachtet. 
Mündlicher Bericht über den An- | = &.1330, | Kasfer. Annahme des 
trag der Budget-Kommiſſion, Antrages der 
„die Königlihe Staats-Regierung Budget-Koms 
aufzufordern: | milfion. 
26 * 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetifhe Drbnung | 6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Refolutionen ze. 
(S. Drudfadhen und Anlagen zu den ftenographifcdhen Berichten.) 





Staatshaushalt. Berichterftatter: Abgeordneter Lasker. 


Anträge der Kommilfion: 
1) die Einnahmen der allgemeinen Kaffenverwaltung 
a) zu Kit. 1. und 2, Nr. 1. bis 14. und Tit. 4. Nr. 1. bis 
4. nad Inhalt des Spezialetats in den Anlagen Band I, 
Nr. 10, 
b) zu Tit. 3. und 3a. nad) Inhalt des —— zum Staats⸗ 
baute (Druckſachen Nr. 209. ©. 
feftzuftellen ; 
2) den Antrag des Abgeordneten Glaſer mit Rüdfiht auf die zum 
Etatsgeſetz ee A Beichtüffe abzulehnen ; 
3) den Antrag des Abgeordneten Virchow abzulehnen; 
4) den erften Antrag des Abgeorbneten Richter (Königsberg) abzu⸗ 
lehnen; 
dagegen: 
Die Königliche Staats-Regierung aufzufordern: 
den Reſervefonde der allgemeinen Staatsihuld und den Depofital 
fonds für die provinziellen Schulden dem Aftivfapitalienfonds zu- 
— 
weiten Antrag des Abgeordneten Richter (Königsberg) mit 
Me cht auf die zum EEE Sg Te he gefaßten Be» 
ſchlüſſe für erledigt zu erlären. = Rt. 215. 1. — 


54. Etatögefek. 


Mündliche Berichterftattung der Budget-Kommilfion.  Berichter- 
ftatter: Abgeorbneter Lasker. 


Antrag ber Kommilfion: das Etatsgeſetz in der von der Kommilfion 
vorgeihlagenen und sub Nr. 218, III, abgedrudten Faſſung anzunch- 


| men. 
| General» Discuffion. 
— Deficit. — 
Spezial-Discuffion. 
F. 1. und 2. 
Feftftellung der Einnahme und der Ausgaben; Ausgabe verzinslicher 


Schap-Anweilungen. 


8. 3. 
Die im Jahre 1869 eingegangenen, und die im un 1870 eingehenden 
Rüdzahlungen auf die nah dem Gelege vom 3. März 1868 (Gefep- 
Sammlung ©. 174) zur Abhülfe des N ethflandet in DOftpreußen gewähr 


ten Darlehne find zur theilweilen Einlöjung der Schapanweifungen zu 
verwenden ıc. 


Ei... 
Die in Folge der Abkürzung der Kreditfriften für Zölle im Jahre 1870 
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Dlenars 














Sipungen, | Medner, re 
in welden bie welche welche 
Abanderungs⸗Anträge ze. | Berathung | fi an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
a ge haben. gefunden bat. 
ben Reſerve⸗Fonds der allgemei« | 
nen Staatsihuld und den Depo- 
fitalfonds für die provinziellen | 
Schulden dem Aktiv-Rapitalfonds | j 
zuzuführen.” | | 
42. Sipung | | 
Abftimmung. | &.1330.  Präfivent v. Forckenbeck. | 


Miündlicher Bericht. 

— Ummandlung der Schapanmweifungen 
in fundirte Anleihen; 25%/, Zuſchlag 
zur Mahl» und Schlachtſteuer, zur 
Einfommenfteuer und zur Klaffenfteuer; 
Notbftands-Darlehne in Oftpreußen. — 


v. Hennig: hinter dem Worte Dar- 
lehne einzuſchalten: 
„Jowie die etatömäßigen Ueberſchüſſe 
des Jahres 1870*. 
— Angenommen. — 


| 


' 42. Sitzung 
©. 1330 
bis 1332. 


Laeker. 





— S. 1332. v. Benda, Richter (Könige- 





=6&.1333 Ladker, Finanzminiſter Camp— 
u. 1334. hauſen, Dr. Virchow. 











| = &.1334.| Präfident. 


berg), Graf zu Gulenburg | 
| | (DeutjdErone). 
== &©.1332 | Präfident. 
u. 1333, 





— Annahme des 


Etatsgeſetz⸗ 
Entwurfs u. 
Mittheilung 
deſſelben ſo⸗ 
wie bes 
Staats haus · 
halts · Etats an 
das Herren» 
haus; bort 
ebenfalls an» 
genommen. 


. Mittheilung 


der beichlofje- 
nen Reſolu⸗ 
tionen an die 
Königliche 
Staats «Re 
gierung. 
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Borlagen, weldhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetiihe Ordnung | 6, Okteber 1869 bis 12, Februar 1870 gemadht worden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefvlutionen ꝛe. 
| (S. Drudiadyen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Staatshaushalt. | eingebenden außererdentlihen Einnahmen find zur Dedung der ungededten 
Ausgaben des Jahres 1868 zu reierviren. 
| 


8. 5. 
Ausführung des Geieped und Abftiimmung über das ganze Geſetz. 





Staats: Mrebdit. Mechenfchaftsbericht über die Ausführung des Geſetzes vom 5. Februar 1869 
(6. ©. S. 306.), betreffend die Fortdauer des in dem Geſetze vom 6. März 
1868 (G. ©. ©. 221.) eröffneten Kredits von Rünf Millionen Thaler nebit 
Nahmweilungen der Einnahmen zur Dedung der Koften des Krieges im 
Fahr 1866, jowie der Ausgaben, welche durch jenen Krieg veranlaßt wor« 
den find. — Nr. 88, — 


Beceericht der Budget-Kommilfion vom 29. Januar 1870 mit den Anträgen, 
| zu erflären: 
1) der in dem Gelege vom 5. Februar 1869 enthaltene Vorbehalt der 
Nechenichaftslegung Seitens ber Königlihen Staats-Regierung ift durd) 
| die Darlegung vom 2. November 1869 (Druckſachen Nr. 88.) erledigt; 
| 2) die weitere Prüfung derjenigen außerordentlihen Ausgaben, welche durch 
den Krieg von 1866 veranlaßt worden find, bleibt vorbehalten, bis bie 
| Nachweiſung der Etatsüberfchreitungen und die Allgemeine Rechnung 
| der betreffenden Jahre dem Landtage vorgelegt worden. 
Berichterftatter Abgeordneter Dr. Birdow. — Nr. 309, — 





Staatsfchulden: Wahl eines Mitzliedes zur StantsihuldensKommilfion an Stelle des aus— 
Kommiffion. geſchiedenen Abgeordneten Freiheren v. Patow. 

(Siehe auch Staate- 

haushaltsetat sub.) 


| 


Be ln nn nn 
Staatöfchulden: Zwanzigſter Bericht der Staatsihulden» Kommilfion über die Verwal— 


weſen. | tung des Staatsihuldenweilens im Jahre 1868. — Nr. 73, der Drud- 
ſachen bes Herrenbaufes. — 


en: 
Staats:Berträge. 1. Vertrag mit dem Königreid Sachſen vom 16. April 1869 wegen Be- 


Jeitigung der Doppelbefteuerung der beiderfeitigen Staatsangebörigen. — 
Tr. 9. — 


Bericht der Finanz Kommilfion vom 19. November 1869 mit den 
| Anträgen: 
| 1) dem Bertrage nebft Schlußprotofoll die verfaffungsmäßige 
Zuftimmung zu ertheilen; 


YAbänderungs: Anträge ꝛe. 


| 


| 
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@rledigung, 
welche 

der Gegenftand 

gefunden hat. 





— | 


| 


Vorgelegt und der Budgel-Rommiffion | | 
überwiejen. 


Abftimmung. 


| _Plenar- > ; | 
 Sigungen, MNedner, 
‚in welchen die, weiche | 
' Berathung | 2 
ftattgefunden , ſich an der Debatte berheiligt | 
bat. haben. | 
42.Sipu 10 Praſident v. Forckenbeck. | 
©. 1334. 
15.Sipung Finanzminiſter Camphauſen, 
| ©. 369. Präfident v. Forckenbeck. 
67. Si igung | | Präfident. | 
5.2097. | 





Annahme der 
Anträge der 
Budget »- Kom 
miſſion und 
Mittheilungan 
dad Herren⸗ 
haus; dort 
gleihfalls an- 
genommen. 


ı 20. Sipung | Präfident v. Fordenbed, v. Bo- 
| &.582,538 | nin (Genthin). 
und 539, 





Die Wahl fällt 
auf ben Abge- 
ordnneten v. Bo» 
nin (Genthin), 
welcher biejelbe 
annimmt und 
—— verpflichtet 
wird. 





Der Budget-Rommilfion überwiejen. 


47. Sipung | Präfident. 


©. 1443. 


In die Berathung 


defjelben nicht 


eingetreten. 





BVorgelegt und der Finanz Kommilfion | 4. ale Ah 


überwiejen. 


Schubarth, Dunder: 
dem Bertrage die verfaffungsmäßige 


——— F 
gelehnt. — 


Finanzminiſter Freiherr v. d. 
Heydt, Präfidentv. Forckenbeck, 
Dr. Loewe. 


40. Sitzung v. Saldern, Schubarth, Finanz 


u verfagen. -— Nr. 166. bis 1233, 


| 
| 


1229  minifter Gamphaufen, Dr. 
Beder, Regierungd-Kommilfar 


Geheimer kegationsrath König, 


©. 





I 


Dem Bertrage 
nebftSchlußpro- 
tofoll die vers 
fafjungsmäßige 
Zuftimmung er» 
theilt und Die 
Refolution an« 
genommen. 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiihe Ordnung | 6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Pommiffions: 
der Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenſtände. Neſolutionen ꝛe. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 





Staatd:Berträge. 2) die Königliche Staatd-Regierung aufzufordern, dahin zu 
| wirken, daß bie Bejeitigung der Doppelbefteuerung im 
ganzen Gebiete des Norbdeutichen Bundes baldthunlichft 
im Wege der Bundesgefepgebung herbeigeführt werbe. 
Berihterftatter: Abgeordneter v. Saldern. — Nr. 137, — 








Petition des Amtsrichters a. D. Lautzius-Beninga zu Varel im 
Großherzogthum Oldenburg, wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung. 


2. Vertrag mit dem Senate der freien Hanſeſtadt Bremen vom 8. Dezember 
1869, wegen einer Erweiterung bed Bremerhaven-Diſtriktes. — Nr. 
243, — und Machtrag zu demjelben. — Zu Nr. 243. — 


Schlußberatbung. Antrag des Berihterftatters Abgeordneten v. Ben- 
| rigen - = — die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen. 
— Nr. 294, — 


General-Diskuffion. 


Spezial-Discuffion. 


| 8. Uebereinkunft über gemeinfame Beftimmungen für die diſcherei im Rhein 
von Baſel an abwärts, fowie in feinen Zuflüffen und Abflüffen bis in 
das offene Meer vom 27. November 1869. — Nr. 231, — 


Schlußberatbung. Antrag ber Referenten Dr. Braun (Wied 
baden) und v. Behr: 
I. der vorbezeichneten Webereinfunft vom 27. November 1869 (Nr. 231. 
| ber Druckſachen) die verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen; 
II. die Königlihe Staats-Regierung aufzufordern: 

1) den beiden Häufern des Landtages jährlich Borlage zu machen über 
den Vollzug der Webereinkunft, über die zu diefem Zwede getroffenen 
weiteren Anordnungen und über die Griolge berielben; 

2) dahin zu wirken, daß ber in Artikel 11. der Uebereinkunft in Aus— 
fiht genommene „zeitweilige Zufammentritt* der Fildherei-Bevoll+ 
mädtigten vorerft wenigftens jährlih einmal ftattfinde, demnächſt 
aber in fürgeren Zeiträumen periodiſch wiederfehre; 

3) Borforge zu treffen, daß auf dem Wege der Bundesgeſetzgebung 
und der diefelben ergänzenden Kandesgefepgebung, fowie auf dem 
des Vertrages mit dem betreffenden Regierungen der zum Nord» 
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AHbänderungd: Anträge ꝛe. 


— Derfelbe Bericht Nr. 187. — 


Borgelegt und die Schlußberathung be— 


ſchloſſen. 


Mündlicher Bericht. 


Vorgelegt und die Schlußberathung be— | 


ſchloſſen. 


Mündlicher Bericht. 


General⸗Diskuſſion. 


Speztal-Discuffion und Abſtimmung. 


40. Sipung v. Saldern. 


Plenar- 


Sitzungen, Nebdner, 
in welchen bie welche 


| —— 
attgefunden 
bat. | haben. 


Dunder, FinanzminiſterCamp⸗ 


baujen, v. Saldern. 


©. 1233. 


| Erledigung, 
| welche 
ſich an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 


gefunden hat. 


Mittheilung an 
das Herrenhaus 
und die König» 
liche Staats⸗Re⸗ 
gierung; von 
Grfterem ift dem 
Vertrage eben» 
falld Die Zus 
ftimmung er 


| theilt worden. 


| Die Petitiondurd 


dieAnnahme der 
Refolution für 
erledigt erachtet. 


44. Sitzung Minifter » Präfident Graf v. Dem Vertrage die 


S. 1375 
u. 1376. 


Bismard. 


61. Sitzung v. Bennigien. 
1911 


©. | 
bis 1913, | 


=6&.1913 Adides, Reg Komm. Geh. Le— 


gationsratb Jordan. 


| — 6.1914. v. Bennigfen, Reg. » Komm. 


Geh. Legationsrath Jordan, 
Adickes. 


43. Sißzung Miniſter für die landw. Ange- 


S. 1338 legenheilen v. Selchow, Prär 
undl339. ſident v. Forckenbeck. 

63. Sitzung v. Behr. 

©. 1955 | 
und1956. | 


| 
—=6&.1956 Dr. Virchow, Reg.-Kom. Geh. 


bis 1959. | Dr. 


Reg.» Rath Marcarb, 
Braun (Wiesbaden). 


— 6.1959. Dr. Birhow, Dr. Braun (Wies- 


| baden). 


verfaffungs- 
mäßige Zuftim« 
mung ertheilt 
und dem Her- 
renhauſe davon 
Mittheilung 
gemacht; dort 
ebenfalls die 
Zuftimmung 
erhalten. 


I) Der Ueberein⸗ 
funft bie ver» 
fafjungsmä- 
ßige Zuſtim— 
mung ertheilt 
u. dem Herren⸗ 
hauſe davon 
Mittheilung 
gemacht; dort 
ebenfalls die 
Zuſtimmung 
erhalten. 


2) Annahme der 


Reſolution u. 
Mittheilung 
an die Koͤnig⸗ 
lihe Staats- 
Regierung. 


27 
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| Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetifhe Ordnung | 6. Oktober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
ber | Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen ꝛe. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 





Staats: Verträge. deutihen Bunde nit gehörigen Staaten, für ſämmtliche Deuriche 
Ströme und Gemwäffer der erforderlibde Shup für Fiſchzucht uud 
Fiſcherei hergeftellt werden. — Nr. 270, — 


A. Frage, eb bie Staativerträge mit der Fürftli-Schwarzburg-Sonders- 
hauſenſchen, der Fürſtlich Schwarzburg-Rubdolftäbtiihen und der Herzog» 

lid Sadjen-Meiningenihen Regierung wegen Bearbeitung der Ausein» 

anderfegungsfadhen durch Preußiſche Auseinanderfegungs» und Sprud« 

a. —— — zur Genehmigung vorzulegen ſeien. 

— Nr. 87,1. — 

Bericht der Zuftiz.Kommilfion vom 8. Dezember 1869 mit dem Ans 
trage, auszuſprechen, daß die vorgenannten Staatöverträge zu ihrer 
Gültigkeit der Zuftimmung der Landesvertretung bedürfen, 

Berichterftatter. Abgeordneter Dr. Bähr. — Nr. 183, — 





5. Verträge mit ber Göln-Veindener Eiſenbahn⸗Geſellſchaft wegen der Er— 
bauung und des Betriebes der Benlo-Hamburger-Eifenbahn. — Nr. 201, — 





a — — — — — — — —— ——— 


Statiftifche:Een: 1. Schreiben des Herrn Minifterd des Innern vom 9. Februar 1870, betref- 
tral:Kommiffion. | . ıhl von Mitgliedern der ftatiftiihen Eentral-Kommiffion. 
| r. 


— — 


Schlußberatbung. Antrag des Referenten Abgeordneten Solger, 
drei Mitglieder nach dem im F. 8. der Gejhäfts-Ordnung für die Wahl 
der Schriftführer vorgejchriebenen Verfahren zu wählen. 


2. Wahl von drei Mitgliedern für die ftatiftiiche Gentral-Kommilfion. 


—t ——— — — — — — — — —— — — — — — — —— 
Stellvertretungskoſten. S. Abgeordnete sub. 10. 

ae REGEN EEE EESEEEECR SEELE ORER SEN 
Stempel Abgabe in Hypothokenſachen. S. Hypothekenweſen sub 3. 
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Dlenars 


Sitzungen, 


in welchen die 

Berathung 
ſtattgefunden 
| bat. 


Abänderungs: Anträge ꝛe. 


— — 


Medner, 
welche 





fih an ber Debatte betheiligt | 


haben, 





@rledigung, 


welche 
ber Gegenftand 
gefunden hat. 


En — — 


Der Juſtiz-Kemmiſſion zur Borberas | 24. Sipung 
tbung überwiejen, ©. 661 

bis 664. 
Bon dem Herm Hanbelsminifter in 39. Sipung 
Folge eines von den Abgeorbneten S. 1159, 


Berger (Witten) und Genofjen bei | 
ber Vorberathung des Etats der Eijen» 
babnsBerwaltung geftellten und in ber 
Sipung vom 9. Dezember 1869 an- 
genommenen Antrages, vorgelegt. 


Ueberweifung an die Kommiffionen für 41.Sikung | 


landwirthſchaftlichen Angele- 
genheiten v. Selchow, Frei— 
herr v. Hoverbeck, Richter 
(Sangerhauſen). 








| Präfident v. Forckenbeck. 


Dr. Hammacher, Präſident 


' Dr. Lutteroth, Miniſter ber | 


Wegen Schluſſes 
der Seſſion 


nit mebr in 
pleno zur Be 
rathung gelangt. 


Wegen Ablaufs 
der Seſſion ift 
eine Beſchluß⸗ 
faffung nicht 
erfolgt. 











das Zuftizweien und für Handel und | &.1257. | v. Fordenbed, 
Gewerbe, | 
Die Schlußberathung beichloffen. |e6. Sitzung | Präfident v. Fordenbed, v. Die Herren Ab» 
' ©. 2045. | Hennig. geordneten Mi- 
quel, Scharn⸗ 
weber, Dr. 
Miündlicher Bericht. 67. Sigung | Eolger. Virchow ger 
ı ©. 2072 wählt und dem 
Herrn Minifter 
Abſtimmung. —S. 2072. Präſident. des Innern da⸗ 
| von Mitthei⸗ 
— 68. Sitzung | Präfident. lung gemadt. 
S. 2113 | ® 
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— welche dem Hauſe der — in der ee vom 
Alphabetiſche Ordnung | 6, Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht werben find, Kommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Begenftände. Neſolutionen zc. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 








— Geſetzge⸗ 1. Geſetz-Entwurf, betreffend die Ausführung der anderweiten Regelung ber 
bung. Grundfteuer in den Provinzen Schleswig-Holftein, Hannover und Heffens 
(S. auf Kommunal: Naffau, ſowie in dem Kreife Meijenheim. — Nr. 14. — 
Abgaben, Staats: | 
Verträge sub. 1. 
—— der Finanz-Kommiſſion vom 30. November 1869 mit dem 
Antrage: 
den — — in ber von ihr vorgeſchlagenen Faſſung ans 
zunehmen. 
Berichterftatter: Abgeordneter v. Benda. Nr. 174. — 


a re ie 
88. 1 bis 15. 


8. 16, 
Staatsihuldverfhreibungen, welche an die Entſchädigungeberechtigten aus» 
gehändigt werden follen. 


88. 17, bis 22. 
Zwei das Gejep betreffende Petitionen. 


Derfelbe Gefeß : Entwurf nah den Beihlüffen des Haufe — 
Nr. 214 


’ 


Mittbeilung des Herrenhaufes, daß von demſelben das im 8. 16 des Ge⸗ 
jeg-Entwurfs offen gebliebene Allegat durch die Worte „vom 19. Decem⸗ 
ber 1869 (Geſetz S. ©. 1197)“ ergänzt worden jei- 


Wahl von 6 Mitgliedern für die nad der Beftimmung im $. 5. des Ge- 
ſehes zu bildende Gentral-Kommilfion. 


Abänderungs: Anträge :c. 


Dorgelegt und der um 7 Mitglieder 
verftärkten Finanz Kommilfion übers 
wieſen. 


General-Discuſſion. 


Amendement des Berichterſtatters 
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Plenar⸗ 


Sipungen, Medner, | 
in welchen die welche 
Derathung ſich am der Debatte betheiligt 
ftattgefunden haben 

bat. i | 


3. Sipung Rinangminifter Freiherr v. d. 


©. 19. Heydt. | 
4. Sipung Präfident v. Kordenbed, Knapp, | 
| ©. 57. Dr. Bähr, v. Bonin (Genthin). | 
‚40. Sipung v. Benda, Meichentperger, v. 
S. 1222 Benba. | 
bis 1224. | 


v. Benda. — Sten. Ber. S. 1226. — 


— Angenommen. — 


Geſchäftliches in Betreff einer wieder 
Kol Abftimmung nad definitiver Be- 


chlußfaſſung über das Gonfolidations: 


gelep- 


Abftimmung. 


I 





42. Sitzung Präſident v. Forckenbeck. 
S. 1334 


I 
1 


67. Sipung  Präfident. 
S. 071. 


Be 


| 


|=6.12%9. 


| 
— 6,1229. v. Benba. 


=6, 12 Bice-Präfident v. Köller. | 
bis 122 | 


—S.1226. $inangminifter Camphauſen. 


—S.1226 Vice-Präſident v. Köller, v. 


| Annaknıe 





bis 1229. Bonin (Genthin), v. Benba, 
Graf zu Eulenburg (Deutſch⸗ 
Grone), v.Bonin, Grumbredt, 
Heife, Graf v. Schwerin, 
Reichensperger, 
| Bice-Präfident o. Koͤller, Heiſe. 





u. 1336. 


Bi — 


6. Sipung | Der Präfident. 
©. 2 





Erledigung, 
welche 
der Gegenftand 
gefunden bat. 





bes 
Geſetz⸗Entwurfs 
u. Mittheilung 
au Das Her⸗ 
renhaus; dort 
ebenfalls ange- 
nommen. 


Durd die Be 
ſchlußfaſſung 
über den Ge—⸗ 
ſetz Entwurf 
für erledigt er- 
achtet. 


Das Abgeord» 
netenhaus er⸗ 
flärt fih mit 
der Ergänzung 
einserftanden. 


Das Refultat 
der Wahl dem 
Herren Finanz» 
minifter mitges 
theilt. 
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Borlagen, welche dem Haufe der Abgeorbneten in der Sipungd-Periode vom 


Alphabetiſche Ordnung | 6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worben find, Kommiffions: 


ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenſtände. Meſolutionen ꝛe. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu ben ſtenographiſchen Berichten.) 
Steuer⸗Geſſetz⸗ 2. Geſetz-Entwurf wegen Aufhebung der Mabl- und Schlachtſteuer, und 
gebung. Einführung der Klaffenfteuer in mehreren Städten. — Nr. 129. — 


Bericht ter Finanz Kommiffion vom 13. Januar 1870. mit ben 
Anträgen: 
1. den Gejep-Entwurf in unveränderter Faſſung anzunehmen; 
2. die Königlihe Staats-Regierung aufzuferbern, bei Borlegung 
des Etats pro 1871 einen Gejeg-Entwurf wegen vollftändiger 
Aufhebung der Mahle und Schladtfteuer und Erjap berjelben 
durch die Klaffenfteuer resp. Haffificirte Einfommenfteuer vor» 
ulegen. 
’ Berichterftatter: Abgeordneter Richter (Königsberg) — 
Nr. 264, — 





Special» Ditcuffion. 
1 


Benennung derjenigen Städte, in welchen mit dem 1. Zuli 1870 bie 


a. an Stelle der Mahl- und Schlachtſteuer eingeführt wer 
ben Joll. 


— Rathenow — 


— Schwedt, Wriegen, Kottbus, Guben, Küftrin, Landsberg a. W., 
Anklam, Köslin. — 





— GStralfund. — 
— Bromberg. — 
— Dppeln. — 


— Reuftadt O. ©. — 


— Frankenſtein. — 


— Glatz. — 
— Dels. — 


— Säweibnig. — 
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——————— — —— ——— — —— — —— ——— 


Abänderungs-Anträge ꝛe. 






Vorgelegt und der Finanz-Kommiſſien 
ũberwieſen. 


Einleitung der Debatte. 


General-Debatte. 


Perfönlihe Bemerkungen. 


| Dlenars | 


Sipungen, Medner, 
in welchen bie welche 


Berathung | der Debatte beihelligt 
ftattgefunden | — * e betheilig 
hat. 














Finanzminiſter Camphauſen, 
Präfident v. Forckenbeck, v. 
Bonin (Genthin). 


! 
53. Sipung. Richter (Königsberg). 
©. 1627. 


20.Sigpung 
S. 525 
| und 526. 





| 


—= 6. 1628 | v. Benda, Dr. Loewe, Groſchke, 


bis 1638. | Rinanzminifter Camphaufen, 
| ' Dr. Virchow. 
— 5.1638. Groſchle, Dr. Virchow, 
Groſchke. 


und 1639. 





| 
= 6.1639 v. Karborff, Wachler, Ney. 


bis 1643. | Kom. Geh. Ober Finanz» | 
rath Burghart, v. Mitfehfe: 
Gollande, Richter (Könige | 
berg). 

—6&,1643 | Kleift v. Bornftedt, Richter 

und1644. | (Königsberg). 


—= 6.1644. Präfident. 


| =6. 1645 
bis 1647. 


v. Böttidher, Dr. Loewe, | 
Reg. Kom. Geh. Dber Finanz- | 
rath Burghart, v. Bötticher. 

Präfident. 


v. Eichhorn, Richter (Königs. 
berg). 


=6. 1647. 


und 1648. 
—= 6.1648. Präfident. 


6.1648 Koch, Richter (Königäberp). 


und 1649. 
= &. 1649. 


—= 6.1649 
und 1650. 


Präfident. 
Mahler, Richter (Königsberg). 


—= 6,1650 
unb 1651. 


Freiherr v. Bubdenbrod, Rid- 
ter (Königsberg). 


a — — 





@rledigung, 
welche 


der Gegenftand 


gefunden hat. 


Annahme des Ge⸗ 


ſetz » Entwurfs 
und der Re- 
folution, und 
Mittheilung 
des erfteren an 
das Herren» 
haus, der letz⸗ 
teren an bie 
Königliche 
Staats -Re- 
gierung. 
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Vorlagen, weldhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung | 6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiſſioneée 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
“ Gegenftänbe. Nefolutionen :zc. 
(S. Drudiachen und Anlagen zu den ftnographifchen Berichten.) 





Steuer : Geieb- — Sagan. — 
gebung. 


— Sauer — 


— Liegnitz, Merfeburg, Weipenfels, Wittenberg. — 


— Torgau. — 
— Cleve und Weſel. — 


Anträge Rohland, Schroeder: 
binter „Cüſtrin“ einzujhalten: „Königsberg in der Neumark.” 
binter „Weißenfels“ einzufcalten: „Naumburg an der Saale.” 
binter „Weißenfels“ event. hinter Naumburg“ einzulhalten: „Zeitz.“ 
-— E .— 


— Angenommen. — 


$. 2. Einleitung, Ueberſchrift und Abftimmung über das ganze Gejep und 
die von der Kommilfion vorgeſchlagene Rejolution. 


69 den vorftehenden Geſetz- Entwurf betreffende Petitionen. 


Derfelbe Gefek: Entwurf in der von dem De: beſchloſſenen 
veränderten Faſſung. — Sten. Vericht. S. 198 


3. ——— wegen Abänderung einiger Beftimmungen des Gefepes, be 
treffend die Einführung einer Klafjen- und Maffifizirten Einfommenfteuer 
vom 1. Mai 1851. — Nr. 18, — 


a. zn der Abgeordneten Graf Wintzingerode, v. Behr, v. Webell, 


die Königliche Staats -Regierung aufzufordern, bei der zu gewärti— 
genden Reviſion des geſammten Beſteuerungs-Syſtems, mie ſolches 
theilz der Kompetenz des Norddeutſchen Bundes, theils der 
Preußiſchen Landesgefepgebung unterliegt, auf eine theilweile Ueber: 
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| — 


Plenar⸗ 
— ee | ee 
e . in welchen die elche 
Abanderungo⸗Antrage ıc. Berathung ſich au der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
a haben. gefunden hat. 
| 








_ | 58. Sipung Präfident v. Fordenbed. 
el | 


— — &.1651. v. Stal, Richtet (Königsberg). | 
— —=&.1652.| Präſident. 


= ' =6.1652. | Wieſand, Richter (Rönigeberg). 
— | —S. 1652. Präfident. 


t 
| 
I 





Amendemente: —=6&.1652 | Schroeder, Geh. Ober Finanz- | | 








v. Mitjhfe:-Gollande, ' bis 1657. ram Burghart, Schroeder, 
Wachler. Richter (Königeberg), Rohland, 
Kleiſt v. Bornftebt. en Pieſchel, NRobland, Wölfel, 
v. Böttider. — SI | Richter (Königeberg),Robland. | 
w. Eihhorn. Bericht 
rn ©. 1656 u. | | 
Badle 1657. — | | 
Freiherr . Buddenbrod. | | 
v. Sfal. | | 
v. Jagow. 
— Sämmtlich abgelehnt. — | 
 —=6&.1657 Praͤſident. 
und 1658. 
Derjelbe Beriht. — Nr. 264, — —=8.1658. Präſident. Durch die ge 
| | faßten Beſchlüſſe 
| für erledigt er- 
| | | achtet. 
Der Finanjp-Rommiffion ũberwieſen. 64. „Sipung | | Präfident. | Unerledigt ge⸗ 
©. 1981. | blieben. 


| — — 


Vorgelegt und der Finanz-⸗Kommiſſion 3. Sipung Sinangminifter Freiherr v. d. | Nicht zur Bera- 
übermiejen. ©.19. Heydt, Präfitent v. Forckenbeck. thung gelangt. 
4. Sitzung | 

©. 57. 


| 
| 


Die Schlupberathung beichloffen. | 52.6 Präfident. Degen Schluſſes 
— Neferenten: Abgeorbnehe Dr. Braun 51 der Seſſion 


| N 





und v. Kardorff. zn En zur 
erathung ges 


| | langt. 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alhpabetiihe Ordnung | 6, Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiſſions⸗ 
ber Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommiffionen und Referenten, 





Gegenftänbe. | Nefolutionen zc. 
(S. Drudfaden und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 
Steuer⸗Geſſetz⸗ | weilung der Preußifhen Grund» und Gebäudefteuer an die kom» 
gebung. munalen Verbände Bedaht zu nehmen. — Nr. 275. — 


5. Petition der Stadtverordnetens Berfammlung zu Bublig, des Aderbe 
fipers Wagner und Genoffen zu Glag und bes Juftizactuars Firfon zu 
Polzin, die Auszahlung reip. Vertheilung der Grundfteuer-Entihädigungs- 
jummen an die Betheiligten betreffend. 

Zweiter Bericht der Kommilfion für das Gemeindeweien. — 
Nr. 99. snb E. — Berichterftatter: Abgeordneter Groſchke. 
Antrag: Uebergang zur Tages-Drdnung. 


6. Petition des Magiftrats zu Königsberg i. Pr. auf Anerkennung der 
erpflihtung der Königlichen Banf zur Zahlung der auf das dortige 
Dank-Gomtoir pro 1865 ausgelchriebenen Kommunal-Einfommenfteuer. 
Dritter Bericht der Kommilfion für das Gemeindeweien. — Nr. 
| 149. sub ©. — Berichterftatter: Abgeordneter Graf v. Be 
| thuſy ⸗· Hue. 
Antrag: Uebergang zur Tages-Ordnung. 


7. Petition des Buchdruckereibeſitzers Beerfeld und Genoſſen zu Berlin 
| um Aufhebung bed Gefepes vom 29. Juni 1861, betreffend die Erhebung 
einer Zeitungsftempelfteuer. 

Mündliche Berichterftattungd. Finanz. Kommilfion. — Nr. 89.1. — 

Berichterftatter: Abgeordneter Dr. Glajer. 

YUntrag: In Erwägung, daß das Haus der Abgeordneten fich bereits 
| früher wiederholt für die gänzliche Aufhebung der Zeitungeftempel- 
| fteuer ausgeiprodhen, und in der Erwartung, daß die Königliche 
| Staats-Regierung jelbft die Initiative zur Beleitigung der Stempel 
| fteuer ergreifen werde, jobald die Finanzlage des Staates dies irgend 
| geftattet, geht daffelbe über die vorbezeihnete Petition, ſoweit fie die 
Aufhebung der Zeitungsftempelfteu:r bezielt, zur Tages-Ordnung über. 


8. Petition des Magiftrats zu Wittſtock um Verſetzung der Stabt Witt- 
ftof aus der zweiten in bie dritte Gewerbefteuer-Abtbeilung. 
Mündliche Berichterftattungd. Finanz. Kommilfion — Nr. 126. J.- 
Berihterftatter: Abgeordneter Schubarth. 
| Antrag: Ubergang zur Tages-Ordnung. 


9. Petition der Kreisvertretung zu Dramburg, betreffend den von dem 
Herrn Finanzminifter verfügten Wegfall der fogenannten Kontributiond 
Ueberihüffe im Betrage von 848 Rıblrn. 9 Sgr. 10 Pf. 
MindlicheBerichterftattungd. Finanz. Kommilfion — Nr. 126. II.- 
Berichterſtatter: Abgeordneter v. Benda. 
Antrag: Uebergang zur Tages-Ordnung. 









Hbänderungd: Anträge ꝛe. 


Discuffion. 


Abftimmung. 


Discuffion. i 

Dr. Eberty: die Petition der König- 
lichen Staats-Regierung zur Berüdfid- 
tigung zu übermeijen. 


Mündlicher Bericht. 


Abftimmung. 


Mündlicher Bericht. 
Abftimmung. 
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Plenar- 
Sipungen, 
in welchen bie 
Berathung 
ftattgefunden 
hat. 





f 
r 


— | 
37. Sipung | 
61118. | 





| — 

37. Sipung 
S. 1098 
bis 1104. 











43. Sitzung 
S. 1339 


| und1340. | 


— S.1340. 
S. 1340. 
S.1340. 


| 
| 
| 


MHedner, 
welche 
ih an der Debatte betheiligt 
baben. 


Groſchke. 


Präfident v. Forckenbeck. 





Dr. Becker, Stroſſer, Dr. 
Eberty, Wachler, Regierungs⸗ 
Kommiſſar: Geheimer Ober- 
Finanzrath Duncker, Leſſe, Dr. 
Glaſer. 


Schubarth. 


Präfident. 


v. Benda. 
Präfident. 





@rledigung, 
welche 

ber Gegenftand 

gefunden hat. 





; Mebergang zur 





Kages » Orb» 
nung. 





Mebergang zur 
Tages » Drb- 
nung. 





Annahme bed An- 
trages des Ab» 
georbneten Dr. 
Eberty und Mit« 
theilung an das 
Königliche 
Staats-Minifte- 
rium. 


Uebergang zur 
Zaged-Ordnung. 


Uebergang zur 
Tages-Drdnung. 


28 * 
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| Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung | 6. Dftcher 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
der ' Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenſtände. Nefolutionen ꝛe. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 


Steuer-Geſetzge⸗ 
bung. 


10. Petition der Malzbrauer zu Königaberg i. Pr., Stein und Genoffen, 
um Abnahme der ibnen obliegenden Beiträge zur Ablöfung und Berzins 
jung ter früberen Brauerei-Privilegien. 

Miündliche Berichterftattung der Finanz-Kommiſſion. — Nr. 126. 
III. — Berichterftatter: Abgeordneter Schubartb. 
Antrag: Uebergang zur Tagesordnung. 


11, Vetitionen: 

a) der Befiper Holläindiiher Windmühlen im Thorner Kreile, Fr. Mielke 
zu Teporzpsfo und Genofjen, um gleihmäßige Bertheilung der Ges 
werbefteuer auf die Windmühlen nah ibren Verrichtungen, 

b) des Borftandes des Verbandes Deutiher Müller und Mühlen « Inter- 
effenten (I. van den Wyngaert) zu Berlin, um Apfchaffung der 
Mablgangsfteurr und Gleichitellung des Müllergewerbes in Rüdficht 
auf die Befteuerung mit allen andern Fabrifgeichäften. 

Mündliche Berichterftattung der Kommiffionen für Finanzen und 
Handel. — Nr. 165. 1V. — Berihterftatter: Abgeordneter Richter 
(Königaberg). 

Antrag: die Petitionen der Königlichen Staats-Regierung mit Be 
jugnahme auf den, die Befteuerung des Müllergewerbes betreffenden 
Beihluß des Haufes vom 7. Januar 1869, zur Berücfichtigung zu 
überweijen. 


12. Petitionen ver Aclteften der Kaufmannihaft zu Magdeburg, betreffend 
die Aufhebung Der Elbzölle. 
Bericht der Finanz» Kommilfion. — Nr. 179. — Berichierftatter: 
Abgeordneter Dr. Fauder. 
Antrag: Die Finnahmen aus den Elbzöllen vom Sabre 1871 ab 
nicht mehr auf den Preußijchen Staatehaushalts-Etat zu bringen. 
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Plenar⸗ 


Sitzungen, Nedner, 
2 = in welchen die welche 
— — Deratbung | ſich an der Debatte betheiligt 
ftattgefunden haben. 
bat. 


| 
| 
| | 


Dr. Koſch: Zurüdverweifung der Peti- 143. Sipung Dr. Koſch, v. Bonin (Genthin), 
tion an die Finanz-Kommilfion zur | ©. 1340 Dr. Kolb, Schubarth. 








@rledigung, 


welche 
ber Gegenftand 
gefunden bat. 








Uebergang zur 
Tagesordnung. 


Annahme bes 
Kommilfiondan- 
trages und Mit« 


ſchriftlichen Berichterſtattung. bis 1343. 
— Zurückgezogen. — | 
Miündlicher Bericht. 46. Sipung Schubar'h. 
©. 145 
| bis 1418, 
Diecuffion. = 6.1418 | Dr. Kojh, Regierungs- Kom- 
Dr. Koſch: die Petition der König- | bis 1424. | miſſar: Geheimer Regierungs- 
lihen Staatd-Regierung zur ferneren | rath Dr. Sacobi, v. Hennig, 
Erwägung zu überweilen. | v. Ernſthauſen, Gebeimer 
— MAbgelehnt. — | | Regierungsratbv Dr. Jacobi, 
| | Dr. Koſch, Schubarth. 
Mündlicher Bericht. 51. Sipung Richter (Rönigeberp). 
| ©. 1592. 
Discuſſion. ‚= &.1592 Buddenberg, Regierungs-Kom— 


und 1693. miſſar: GeheimerOber⸗Finanz⸗ 
rath v. Schmidt. 


— — — — — — 
Geſchäftliche Behandlung. | 65. Sipung |; Präfident v. Kordenbed, v. Bo» 
' &. 2034. | nin (Genthin). 


theilung an die 
Königl. Staats» 
Regierung. 


Durch ben bei 
der Berathung 
des Staats- 
haushalts · Etats 
gefaßten Be—⸗ 
ſchluß: 
„die Ein» 
nahme aus 
| den Elbzoͤl⸗ 
len ift begin» 
nenb mit dem 
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Borlagen, welche dem Haufe der Abgeorbneten in der Sipungs-Periode vom 


Alphabetiihe Ordnung | 6, Dfteber 1869 bis 12, Februar 1870 gemacht worden find, Bommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. Refolutionen ze. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Steuer: Gefeßge: 
bung. 





13, Mehrere Petitionen von Einwohnern des Dorfes Guſow im Le— 
| bufer Kreije, worin diefelben fi über das Berfahren des Landraths und 
des Schulzen bei ber Einfhäpung dortiger Einwohner zur Klaffenfteuer 
und wegen zu hoher Einfhägung zu dieſer Steuer bejchweren. 


14. Petition bes Gemeinde-Borftebers Frobenius zu Groß Partenihin 
in Weftpreußen, betreffend bie Abänderung des Geſetzes vom 1. Mai 1851 
babin, daß alle über 16 Jahre alte Perjonen der Klafjenfteuer unter- 
worfen werben. 


185, Petitionen des Magiftrats zu Wufterhaufen, des Magiftrats zu Bür 
tow, bed Gemeinde-Borltandet zu Dittersdorf, Kreis re worin 
in Folge Aufhebung der Portofreibeit für dienftlihe Korrefpondenzen bean- 
tragt wirb: 
daß die ben Kommunen für Erhebung der Klafjenfteuer gewährte Zan- 
tieme von 4pCt. auf etwa 6 p&t. erhöhet, event. mindeftens die haupt 
ſaͤchlich portoverurſachende Korreipondenz über Zu- und Abgang Flaffen- 
fteuerpflichtiger Perfonen möglichft bejeitigt werde, 
beziehungsweiſe, 
ben laͤndlichen Gemeinden für Korreſpondenzen in Steuerſachen Porto- 
freiheit bewilligt und für Zuſchriften in dienſtlichen Angelegenheiten 
kein Landbriefbeſtellgeld erhoben werde. 


223 















|  Plenar- 
Sipungen, d 
in welchen Die — Fre — 
a Berat 
Abänderungs: Anträge zc. 2 ſich an der Debatte betheiligt | ber Gegenſtand 
bat. gefunden hat. 














| | Staatshaus- 
| halte » Etat 
| | | für 1871 nicht 
| mehr auf den 
|  Preufifen 
| Staatshaus⸗ 
halts » Etat 
| zu bringen“ 
| ' für erledigt er 
| Härt. 
Bericht der Finanz - Kommiffion. — | _ | | Wegen Schluffes 
Rr. 810, — | | ber Seifion 
Berichterftatter: Abgeordneter Richter nicht mehr in 
(Königsberg). | | pleno zur Be 
Antrag: die Petitionen ber Königlichen | ratbung ger 
Staats » Regierung zur Unterfuhung | | | langt. 
der gegen den Landraih und ben Orts— 
idulgen vorgebrachten Bejhwerben und | 
zur Berüdfihtigung der Anträge auf 
Revifion der Gefepgebung über bie 
Klafjenfteuer zu überweiſen, dagegen | | 
über die Anträge der Petenten, foweit | | 
fie auf Ermäßigung der Klaffenfteuer- | | 
Einſchaͤtzung gerichtet find, zur Tages- 
Ordnung Überzugehen. 
Mündliche Berichterftattung der Degen Schluffes 


Finanz Kommilfion. — Nr.303.1.— — 
Berichterftatter: Abgeordneter Dunder. 
Antrag: Uebergang zur Tages» Orb» 

nung. 


Mündliche gg gr ber | 
ee — Nr. 303, 
Beriterftatter: Abgeordneter Dunder. 
Antrag: die Petitionen der Königlichen 
Staatö-Regierung zu überweifen: | 
a) zur Berüdfihtigung ber auf Ver- 
einfahung der Kontrole ber Ab- | 

| 





und Zugänge Maffenfteuerpflidti« 
ger Perfonen gerichteten Anträge, 
b) zur Erwägung darüber, ob bie 
Höhe ber den Kommunen gewähr- 
ten Beranlagungsd- und Erhebungs⸗ 
gebühr von ben direften Steuern 
nah ben heutigen Berhältniffen, 
insbejondere nad Aufhebuug ber 
Portobefreiungen, noch ausreichend 
heine. | 


der Seſſion 
nidt mehr in 
pleno zur Be 
rathbung ges 
langt. 


Wegen Schluffes 
ber Seſſion 
nit mehr in ' 
pleno zur Be. 
rathbung ger 
langt. 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Pericde vom 


Alphabetiiche Ordnung | 6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 


Gegenftände. Refolutionen ze. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 


Steuer: Gefeßge: 16. Petition dis Bidermeifters Pippart zu Lindenberg im Niederbars 
bung. | nimſchen Kreife, betreffend feine Einſchätzung zur Haffifizirten Einfommen- 


fteuer. 


17, Petition der Vertretungen der in Betrieb ftebenden Steinkohlenberg— 
werfe der Herrihaft Broich, betreffend die Aufhebung der für die Stein- 
fohlenbergwerfe der Hırrihaft Broich zu zahlenden Aufſichtsſteuer. 





Strobflechterei | Petition des Technikers und Theater-Direftors zu Cöln, C. Nachtigal, um 
im Schlefifchen | Einführung der feineren Strobflehterei im Schleſiſchen Gebirge zur Ab- 
Gebirge. | wehr der dort herrſchenden Noth. 


Erſter Bericht der Kommilfion für Handel und Gewerbe. — Nr. 94, 
sub B. — Beridterftatter: Abgeordneter Jacobi (kiegnip). 


| Antrag: Uebergang zur Tages-Drdnung. 





&ubbaftations- Antrag der Abgerröneten v. Dieft, Lent. 
Drdnung. | An die Köninliche Staats-Regierung das Erſuchen zu richten, ſchleunigſt 
| und wo möglih noch in der im Monat Mai bevorftebenden Wieder 
aufnahme der Seifion dafür Sorge zu tragen, daß dem Grundfage: 


„die Forderungen der Gläubiger, welde vor dem verfaufenden 
Gläubiger eingetragen find, werden durch die Subhaftation nicht 
fälig*, — 
durch eine Die materiellen und formellen Schwierigfeiten in den ent 
ſprechenden Geſetzen bejeitigende Novellen-Geiepgebung Ausdruck gege— 
ben werde. — Nr. 328. — 





Telegrapben-Abftimmungs- Upparat. S. Abftinmungs-Telegraphen. 





Todesfälle unter | 1. Seit dem Schluſſe der vorigen Sefftion bis zur Wiedereröffnung des Land» 
den Mitgliedern ded tages find verfterben: 

Hauſes. die Abgeordneten, Landichaftsrath Nehbel, Generalmajor a. D. Star 
venhagen, Oberſtlieutenant a. D. Freiherr v. Vincke-Olbendorf, 
Landrath Graf v. Strachwitz, Herzoglich Auhaltiſcher Staatsminiſter 
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l 
— Aedner, | @rledigung, 
in welchen bie welche welche 

Abanderungs⸗Anträge ꝛe. Berathung ſich an der Debatte betheiligt | ber Gegenſtand 
a a haben. gefunden hat. 

Mündliche Berichterflattung — | — Wegen Schluſſes 
der Finanz-Kommiſſion. — Nr. 8 der Seſſion 
J. — Berichterſtatter: Abgeordneter nicht mehr zur 
Duncker. | Beratbung in 
YUntrag: Uebergang zur Tas | pleno gelangt. 

ges ⸗Ordnung. 

5* ber Finanz » Kommijfion. — — — Wegen Schluffes 
Nr. 348. — Beridterftatter: Abge- ı der Seſſion 
ordneter Shubarth. nicht mehr zur 





\ Beratbung in 


Antrag: Uebergang zur Tas | pleno gelangt. 
ged-Ordnung. 


Abftimmung.  21.Sipung | Präfident v. Fordenbed. | Uebergang zur 
‚8.582. | Tagesordnung. 








Die Schlußberathung beſchloſſen. | 64.Sipung Präfident. WegenSchluſſes 
Referenten: Abgeordnete v. Kar-⸗ S. 1981. ber Seſſion 
borff, v. Puttkamer. — | nicht zur De 
ratbung ge⸗ 

langt. 


en 
— 3. Sitzung Präſident. 
S. 13. 


29 
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Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungd-Periode vom 
Alphabetiihe Drbnung | 6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftänbe. Mefolutionen ꝛe. 
(5. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Todesfälle, a. D. und Wirfliher Geheimer Rath v. Goßler⸗-Zichtau, Kreisricter 
Keuffel und Gutsbefiper Reinhardt. 


2. Am 26. Dezember 1869: 
| der Abgeordnete Wirkliche Geheime Ober-Regierungs-Rath und Minifterial« 


Director a. D. Freiherr von der Ned. 


3. Am 30. Sanuar 1870: 
der Abgeordnete Paftor van Buiren. 


4, Am 9. Februar 1870; 
der Abgeordnete Friedensrichter Fiſchbach. 





Ufer, Ward: und | Petition von 18. Rittergutöbefipern der Kreife Glogau und Guhrau und 





Hegungs Drdnung | den erften Bürgermeifter der Stadt Glogau, um Aufhebung reip. Ab- 
für Das Derzogibum Änderung der Ufer, Ward» und Hegungs-Drdnung für das Herzogthum 
Schleſien und bie | Schleſien und die Grafihaft Glap vom 12. September 1763, 


Grafihaft Glatz (S. 
auch Ruhr⸗Ufer⸗ Ord⸗ 
nung). 





Unterrichtsweſen. S. Arzneimittellehre, Schulweſen, Staatshaushalt, Wieſenbauſchulen. 





Petition von zahlreichen Bürgern der Stadt Aachen, gegen die Einkleidung 


Unterſuchungsge⸗ 
der Unterſuchungs-Gefangenen in Gefängnißkleider. 


fangene; Einklei— 
dung derſelben in Ge⸗ 


fängnißfleider. 
VBereidigung auf Bereidigung derjenigen Mitglieder bes Haufes, welde den verfaffungs- 
die Verfaflung mäßigen Eid noch nicht geleiftet haben. 





Bermächtniffe. S. Schenkungen. 





Berficherungs: 1. Gefeß: Entwurf, betreffend die Aufhebung der in der Stadt Franfs 
weſen. | fur a. M. beftehenden Aeuer-Berfiherungs-Anftalt. — Nr. 55, — 
Bericht der Kommiifion für Handel und Gewerbe vom 12. Novems 
ber 1869 mit dem Antrage: 


227 








i | 
gm | rennen, | @ritigug 
Abänderunas: Unträne : in welchen bie welche | welche 
8 ——— Berathung ſich an der Debatte betheiligt der Gegenftand 
dad * haben. gefunden hat. 





— 43. Sipung | Präfident v. Forckenbeck. 
| &.1837. | | 


— | a Präfident. 
&.1783 


— 66.Si — Präfident. 
©. 2045. 





@iebenter Bericht der DetitienteRc m⸗ — | — Wegen Schlufſes 





miſſion. — Nr. 228, sub U, der Seſſion 
BDerichterftatter: Abgeordneter drei⸗ uicht mehr zur 
berr v. Hilgers. Berathung in 
Antrag: die Perition der Königlichen | pleno gelangt. 
Staatd-Kegierung mit der Aufforbe- | 


rung zu überweilen, eine ald Bedürf- 
ni anerfannte Neuregelung des in 
der Petition erörterten Gegenftandes 
im Wege der Gejepgebung herbeizu- 











führen. | 

Achter Bericht der Petitiond: Kom: — — Wegen Schluſſes 
miſſion — Nr. 342. D. — der Seſſion 
Berichterſtatter: Abgeordneter Korſch. nicht mehr in 
Antrag;: die Pelition durch die in der | pleno zur Bes 
Kommufion abgegebene Erklärung des | |  rathung ge 
Regierungs-Kommiſſarius für erledigt zu | | langt. 

erachten. N 





— 22. Sl Präfizent. 
©. 58 








Borgelegt und der Kommilfion für Hans | 10. , Situnn Minifter des Innern Graf zu : Annahme des 


del und Gewerbe übermwiejen. . 231. Eulenburg, Präfident von Geſetz » Ent» 
1. Sipung Foickenbeck. wurfs und Mit- 
©. 235. | 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeorbneten in ber Sipungs-Periode vom 
6. Oftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions- 
Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Neſolutionen ze. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 









Alpbabetiihe Ordnung 
ber 
Gegenftände. 






Berficherungs: dem Gefep- Entwurf in der von ber Kommilfion vorgejhlagenen 
weſen. Faſſung die Zuftimmung zu ertheilen. 
Berichterftatter: Abgeordneter Jacobi (Kiegnig). — Nr. 103, — 


2. Petitionen mehrerer Feuer- und Hagelverfiherungs- Gejeliaften und 
| der Vorſteher der Kaufmannihaft zu Stettin, —— die Beſteuerung 
des auswärtigen Gewerbebetriebes der Verſicherungs⸗Agenten. 


3. Petitionen des Dr. jur. Wallmann zu Berlin und der Direltion der 
Lebensverfiherungs-Aftiengefelihaft Germania zu Stettin, um Aufhebung 
des 8. 2282. 11. 8. des Allgemeinen Landrechts, weldyer beflimmt: 

„Don der zu zahlenden Berfiherungsfumme kann der Verſicherer zwei 
Prozent in Abzug bringen, wenn er diejer Befugniß nicht ausdrüclich 
entjagt bat.“ 








Bertagung des Landtages. S. Landtag. 





Wahl: Angele: Petitionen bed Berliner Arbeiter-Bereins jowie von vier anderen Bezirks 
genbeiten, | Bereinen, um Emanirung eines Geſetzes, wonad zu allen politiſchen und 
| fommunalen Wahlen im ganzen Preußiihen Staate an Stelle des Drei» 


klaſſenwahlſyftems das allgemeine und gleiche Wahlrecht mit geheimer Ab» 
ftimmung eingeführt wird. 


Bericht der Petitions-Kommilfion. — Nr. 52, sub B. — 
Berichterftatter: Abgeordneter Jung. 





YUntrag: Uebergang zur Tages -Ordnung. 
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Plenar- 


























Sipungen, | ee — 
in welchen die welche wel 
Abanderungs⸗Autrage ıc. Berathung ſich an der Debatte betheiligt | der Gegenſtand 
a aa haben. gefunden hat. 
Einleitung. 124. Sigung, Jacobi (Liegnip). theilung an das 
©. 653. HGerrenhaus; 
| bort ebenfalls 
Abftimmung. —S. 663. | Präfident v. Fordenbed. angenommen. 
und 654. : | 

Sechſter Bericht der ame. — — Wegen Schluffes 
für Handel und Gewerbe — Nr. | der Seſſion 
349, sub A. — Berichterftatter: | uicht mehr zur 
Abgeorönerer Iacobi (Liegnip). | Berathbung in 

Antrag: Are ai an bie | pleno gelangt. . 
Königlihe Staats-Regierung 
zur Berückſichtigung. 

Derfelbe Bericht. — Nr. 39. — = Wegen Schluſſes 
sub B. — Brrichterſtatter: Abgeord» der Seſſion 
neter Jacobi (Liegnip). nicht mehr zur 

Antrag: tun an bie | Berathung in 
Königlihe Staatö-Regierung | pleno gelangt. 
mit der Aufforderung den ges | 
daten Paragraphen durch | 
Geſetz aufzuheben. | 

| — 
Discuſſion. | 12. ——— Jung, Windthorſt en aus | Uebergang zur 

Amendbement Dr. Beder: | fen), Grumbredt, ir⸗ | Tagesordnung. 
1) Die Beibehaltung des Dreiflaffen- | bis 300. how, Laster, Dr. ge v. 


wahlſyſtems für die Wahlen des 


Preußiſchen Landtages iſt ſeit der 


Einführnng des allgemeinen und 


gleichen Wahlrechts für den Reichstag 


des Norddeutſchen Bundes und 
der offiziellen 
Dreiklaſſenwahlſyſtems durch ben 
Miniſter⸗Präfidenten Grafen Bis— 
marck nicht länger zu rechtfertigen, 
das Haus ber Abgeordneten * 
dert daher die Regierung auf, 
demſelben noch in dieſer Seſſion 
einen Geſetzentwurf vorzulegen, wel⸗ 
her die für die Reichsſtagswahlen 
geltenden Normen auch für Die Wah- 
len zum Abgeorbnetenhauje einführt. 
2) Es wird die Aufgabe des Haufes 
fein, dieſem Prinzipe auch für Die 


Berurtheilung des 


fommunalen Wahlen bei Berathung 


Sauden-Zulienfelde, Schulze 
(Berlin), Graf v. Schwerin. | 
Pupar, von Mallindrodt, 
Grumbredt, Schulze (Ber: 
lin), v. Mallindrodt, Jung. 
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| 

' Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 

Alphabetiihe Drbnung | 6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffiond: 
ber ' Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommiſſionen und Referenten, 

Gegenſtände. Neſolutionen ꝛe. 


(S. Druckſſachen und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 








WBabl:Ungelegen: 
beiten, 





Wabhlprüfungen. 1. Mündliche Berichterftattungen der Abtbeilungen über Wahlprü- 
| fungen, die zu Discuſſionen feine Beranlafjung gegeben haben. 


2. Zu Diecuffionen haben folgende Mahlprüfungen Veranlaſſung aegeben: 
a) die Wahl des Abgeordneten für den 22. Hannöverihen Wahlbezirk, 
Hunäns. 
Antrag der 3. Abtbeilung: 
| I, die Wahl für gültig zu erklären, 
| 2. das Haus wolle fein Bedauern darüber ausiprechen, daß die 
| Königliche Staats-Regierung es im vorliegenden Falle wieder: 
rum nicht vermieden babe, den gemählten Kandidaten als 
| Wahl-Kommifjarius fungiren zu laffen. 
b) die Wahl des Abgeordneten für den 7. Schletwig-Holfteinihen Wahl 
bezirf, Reeder. 
Antrag der 2. Abtheilung: 
die Wahl für ungültig zu erflären. 
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Abäanderungs: Unträge zc. 





Plenar⸗ | 


| Sipungen, Medner, Erledigung, 

in welchen Die, welche | welche 
Berathung | fi an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 

— haben. aefunben hai, 


LL————————— ei 


der bereits vorliegenden Kreis-Ord⸗ 
nung und der für die nädjte Zeit | 
zugelagten Gemeinde» Drdnung die 
nebührende Geltung zu veridhaffen. 
3) Durch diefen Beſchluß die Petitionen 
für erledigt zu erachten. — Nr. 68. 
— Durd die Annahme des Kommiſſions— 
antrages befeitigt. — 





Mündliche Berichte. | 


5. — | Richter (Hirihberg), Simon 


' 10. a Prinz Hobenlobe, 


f 


| 


) 
) 


Mündlicher Bericht. | 


Discuffion. 


i 
1 
I 


Mündlicher Bericht. 
| 


Discuffion. 

Antrag: Dr. &orengen: die König- 
lihe Staats» Regierung aufzufordern, | 
dur angemefjene Anweilungen an 
den Wahlkommiſſar des Kreiſes Eckern⸗ 


3. Sipung v. Puttkamer, Dr. Virchow, 
&.22 u. Simon v. Zaſtrow, Runge, 
23. Dr. v. Zingenthal. | 


v. Zaftrow, v. Seydewip, Dr. 


©. 
| Loewe, v. Schwening. | 


bis 67. 

| 
Stengel, 
Dr. v. Lingenthal, Lent, Freis 





u "216. herr v. Elmendorff. 
218 und 
219. 

62. Sitzung v. Hanſtein, v. Werdeck, Dr. 
©. 1938. | Werenberg, Simonv. Zaſtrow, 
1942 bis | v. Salpmwedell, v. Webell, | 
1944, Wachler, Dr. v. Lingenthal, | 


Thilo, Fred, v. Schoening. 


10. en Dr. Lutteroth. | Annahme be beider 





S. 216 Anträge ber 
u. 217. Abtheilung u. 
| Mittbeilung 
'=6&.217 | Dr. Grumbredt, v. Luttorff, des Beichluffes 
u. 218. Dr. Koſch. sub 2. an bie 
Königliche 
Staats » Re- 
gierung. 
62. nd v. Brauchiſſch (Flatom). Die Wahl des 
©. 1938 Abgeorbneten 


und 1939. | | Reeder für un 


gültig erklärt 





= 6.1939 | Dr. Lutterotb, v. Dieft, Dr. | und demzu— 
bis 1942. Lorentzen, Dunder, Graf zu | folge den Herrn 
Eulenburg (Deutih» Grone), | Minifter des 

v. Kardorff, v. Brauchitſch Innern um 

Glatow), Dr. utterotb. Anordnung 


| 
| | 
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— — 
| Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in ber Sigungs-Periode vom 
Alphabetiihe Ordnung 6. Dftcber 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiffions- 











‚ber ' Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen zc. 
e | (5. Drudfachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 
WBablprüfungen. 
Waldgenoffen: | Petitionen von Einwohnern zu Holzhaufen, Heddinghaufen und Offelten ıc., 
fcbaften. | ee Minden, die Bildung von Waldgenoffenihaften be 
| treffend, 
Bierter Bericht der Agrar-Kommilfioen, — Nr. 180. sub B. — 


Berihterftatter: Abgeordneter v. Lingenthal. 
Antrag: die Petitionen der Königligen Staats-Regierung als 
Material für eine neue Gejepeövorlage über die Bildung von 
Baldgenofjenihaften zu überweifen. 








Wegebauten. S. Chauffer-Angelegenheiten. 





Wiefenbaufchulen. S. Agrariihe Angelegenheiten sub 7. 





Wildfchongefek. S. Iagd-Angelegenheiten sub 1. 





Wittwen⸗ und 1. Gefeg: Entwurf betreffend die Erweiterung, Umwandlung und Neuerridr 


Waiſenkaſſen. tung von Wittwen- und Waiſenkaſſen für Elementarlehrer. — Nr. 76. — 
| 
General-Discufjion. 
Spezial-Discuffion. 
$$. 1. bis 3, 


$. 4. 

Verpflichtung der Gemeinden ꝛc., welchen die Unterhaltung einer Lehrer 
ftelle obliegt, zur Zahlung eines jährlihen Beitrages zu der Lehrer 
Wittwen- und Waijenkaffe des Bezirks. 


Anträge: — Dr. Wehrenpfennig. — Nr. 119. II. 3. — und Bied 
— Nr. 119.1. 2. — hinter $ 4. als neuen Paragraphen einzuſchieben: 
„Gelingt es aud mit Hinzunahme diefer Beiträge nicht, Die im $. 2. 
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AHbänderungs: Anträge zc. 








förde dafür Sorge zu tragen, daß 
ähnliche Ungehörigfeiten — wie die zur 
Sprade gebraten — bei ber Wahl- | 
handlung in Zufunft vermieden were 
den. — Abgelehnt. — 


Plenar⸗ 
Sitzungen, Medner, 
‚in welchen Die * 
Berathung * 
ſtattgefunden | ſich an der Debatte betheiligt 
hat. haben. 


| 
) 


Erledigung, 
welche 

der Gegenftand 

gefunden hat. 





| ber Erfapmahl 
erſucht. 


| 





Diecuffion. 


1 


65. Sigpung 
©. 2085. landwirtbihaftlihen Angele- 
genheiten v. Selchow. 
| 


v. Ledebur, Minifter für die | Annahme bes 


Kommiſſions- 
Antrages und 
Mittheilung an 
bie Königliche 
Staats-Regier 
rung. 














Borgelegt. 


| 
Die BVorberatbung im ganzen Haufe 
wird beſchloſſen. 





Amendement: Dr. Wehrenpfennig. 
— Ar. 119, II. 2 
Unter Amendement: v. Bodum- 
Dolffs. — St. Ber. ©. 629. — 
— Angenommen. — 


13. Sigung | Kultusminifter v. Mühler. 
©. 310. 


20.Sigung | Präfident v. Forckenbeck. 
©. 532. | 


23.Sigung Dr. Tehow, Stroffer, Finanz⸗ | 
©. Minifter Camphauſen, Bied, 
Biegler (Breslau), Dr. Wehren- 


621 
bis 626, 
pfennig. 

| 


| =6&.626 Präfident. 


und 627. 


| =6&. 627 Dr. Wehrenpfennig, Reg.-Rom« | 


bis 629. miffarins: Geh. Reg.⸗Rath v. 


| 

Annahme des 
| Gejeg- Entwurfs 
u. Mittheilung 
an bas Her— 
renhaus; dort 
ebenfalls ange 
nommen. 


Wuſſow, v. Bodum-Dolffs, 


Scharnweber, Dr. Wehren⸗ 
pfennig. 


= 6,629 | Präfident. 


unb 630. 


30 


234 





Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 


Alhpabetiſche Ordnung | 6. Dftober 1869 bis 12. Februar 1870 gemacht worden find, Kommiſſions⸗ 








ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. | Neſolutionen :c. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu ben ftenograpbifchen Berichten.) 
Wittwen: und | feftgelepten Minimalfäge der Penfion zu erreichen, fo ift aus ber 
Waiſenkaſſen. Staatskaſſe der erforderliche Zuſchuß zu leiſten.“ 
— Angenommen. — 


88. 5 bis 11. (jept 12.) und 
Abftimmung über das Ganze. 


Befchlüffe der Vorberatbung. — Nr. 123, — 


| 
| 
| 


2, Gefeß:Entwurf, betreffend die Aufhebung der Unterftüpunastaffe für 
Waiſen von Steuerkeamten in der Provinz Hannover — Nr. 66. — 


— Berichterſtattung der Budget⸗-Kommiſſion. — Nr. 


Berichterſtatter: Abgeordneter Grumbrecht. 
Antrag der Bubget-Kommijfion: 
den Gelep-Entwurf unverändert anzunehmen. 
3. Gefeß: Entwurf, betreffend die Auflöfung der Wittwen- und Mailen 
taſſe der Polizei-Mannfhaft der vormaligen freien Stadt Franffurt a. M. 
— Nr. 169. — 


Mündliche Berichterftattung der Kommilfion für Handel und 
Gewerbe. — Nr. 192. III. — 
Berihterftatter: Abgeordneter Jacobi (Liegnip). 
YUntrag der Kommiſſion: 
ten Gejep- Entwurf unverändert anzunehmen. 





WBittwen emeri: Petition des Pfarrers Schrage und Genoffen zu Oftrofolle im Kreiſe 
tirter Geiſtli⸗ Lych, um Abänderung bes Zuſatzes 212. des Oftpreußiihen Provinzial 
chen. Rechts dahin, daß die Witwen emeritirter wie die Wittwen der im 
Amte verftorbenen proteftantiihen Geiftlichen gleiche Einfünfte und Nugungs- 
rechte erhalten. 
Mündliche Berichterftattung der Iuftiz » Kommilfion. Berict- 
erftatter: Abgeordneter v. Seydewitz. 
Antrag: Uebergang zur Tages-Drdnung. — Nr. 89, IV. — 


Zeitungsfteuer. S. Steuer-Gejepgebung sub 7. 
Berlin, im April 1870. 


lenar · 
— Nedner, Erledigung, 
P * in welchen die welche welche 

Abanderuuge·Autrage :e. | Berathung | fi an ber Debatte betbeiligt | der Gegenftand 
‚ftattgefunben haben. gefunden hat. 

— 

| | 

Amendement Dr. Wehrenpfennig. | 23.Sipung Dr. Wehrenpfennig. 
— Nr. 119. I. 4. — ©. 630. | 


— Angenommen. — 


General» Discuffion. 


Spezial»-Discuffion 


und Abftimmung über den ganzen 


Gejep-Entwurf. 

— Anfrage, ob unter den im Geſetz 
erwähnten Elementarlehrern aud bie 
jũdiſchen Lehrer an jũdiſchen öffentlichen 
Elementarſchulen mit inbegriffen find. — 


Borgelegt und d der 2 Budget: Commiſſion 


überwielen. 
Miündlicher Bericht. 
Abftimmung. 


Vorgelegt 
Handel und Gewerbe überwiejen. 


Miündlicher Bericht. 


Abftimmung. 


Mündlicher Bericht. 


Abftimmung. 


und ber Kommiſſion für 








| 
| = 6.719 | Dr. Techow, 
und 720. v. Mühler. 


! 


S. 310. 
u. 811, 


Präſident v. Fordenbed. 
40. Siyung Grumbredt. 

S. 1 
|=6. 1218 | Viee · průſident v. Koͤller. 
und 1219. 


S. 917. 
cieenbeck, Dr. Ebener. 


40. Sitzung Jacobi (Liegniß). 
S. 1219 
und 1220. 


—S. 1220. Bice-Präfident v. Köller. 
| 


| 
37. Sigung | v. Seybewip. 
' &.1106, 


= 6.1106. Präfident v. Fordenbed. 


26.Sitzung | Kultusminifter v. Mühler. 
&. 719. 


Kultusminifter 


13, Siung Sinangminifter Gamphaufen. 


31.Sipung Minifter des Innern Graf zu 
Eulenbura, Präfident v. For: | 


| 


| 


| 





| Annahme des 


Beleg» Ent- 
wurfs und 
Mittbeilung 
an das Her: 
renhaus; dort 
ebenfalld ans 
genemmen. 


Annahme des 
Geſetz » Ent« 
wurfs und 
Mittheilung 
an das Her- 
renhaus; bort 
ebenfalls ans» 
genommen. 





Uebergang zur 
Tages » Drd- 
nung. 
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